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Dieſes Buch ſoll einen vollftändigen urkundlichen Ueberblick über 
Die geſammte politiſche Wirkſamkeit des Fürſten Bismarck geben: 
es ſoll durch die Sammlung der ſicheren Materalien der künftigen 
Geſchichtsſchreibung vorarbeiten, zugleich aber ſchon der jetzigen Ge⸗ 
neration einen Einblick in die großartige geiſtige Werkftätte ermög⸗ 
lichen, aus weldyer die wimbderbaren Erfolge und Schöpfungen der 
preußijch = deutfchen Politik der legten funfzehn Jahre bervorges 
gangen find. 

Se rajher der Pulsſchlag der Zeit geht, je mehr die größten 
Erfolge der jüngiten Vergangenheit über den fich erneuernden Käm- 
pfen und Sorgen des Augenblid8 vergefjen werden, je gleichgültiger 
vielfach unter der Einwirkung des Parteigeiſtes das höchite be= 
reits Errungene gegenüber dem noch Erftrebten beurtbeilt wird, defto 
wichtiger erjcheint e8, zunächft dem gegenwärtigen Gejchledhte 
ins Gedächtniß zu rufen, welde Kämpfe, welde geiftige 
und moralijhe Anftrengungen nöthig waren, um und da— 
bin zu führen, wo wir ftehen. 

Die geiftige politiiche Arbeit ded Fürften Biömard, foweit fie 
in die Deffentlichkeit getreten ift, — fein politiiches Denfen und 
Wirken auf dem inneren ftaatlichen, auf dem parlamentariichen und 
dem diplomatischen Gebiete in getreuer urfundlicher Form pragmatiſch 
geordnet, ohne jede Zuthat fubjectiven Urtheils, — das ift Der 
eigentliche und hauptjähhlihe Inhalt dieſes Buches. Außer des 
Fürften eigenen oder in feinem Namen erfolgten Kundgebungen aber 
find auch alle wichtigeren Aeußerungen fremder Regierungen, melde 
auf die dargeftellte Politit Bezug haben, hinzugefügt. Durch bie 
Bereinigung und Öruppirung der verjchiebenartigen Aeußerungen und 
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Aftenftüde ſowie der begleitenden thatlächlichen Notizen tft der Ber- 
fafjer bemüht gewejen, zugleih ein lebendiges Bild der poli- 
tilhen Entwidelung in der Bismarckſchen Aera überhaupt 
zu geben. 

Aus der Vorgeſchichte Bismarcks bid zu feinem Eintritt ind 
Minifterrum find außer den furzen biographiichen Notizen vornehmlid) 
feine früheren öffentlihen Reden, vom Bereinigten Lanbtage, der 
Zweiten Kammer und dem Erfurter Parlamente und die Briefe poli- 
tiſchen Inhalts aus feiner erften diplomatischen Zeit, aus Frankfurt, 
Petersburg, Paris mitgetheilt. In jenen erften Reden, welche vielfach 
ald ein Gegenfap zu feinem |pätern politiihen Wirken gelten, wird 
man in wejentlichen Beziehungen die Grundzüge feines politiichen Cha» 
rafterd und jeiner Gefammtauffaffung bereitö deutlich erfennen. In 
Dezug auf die Entwidelung jeiner praftiichen Anjchauungen und 
Beitrebungen aber hat er jelbit darauf hingemwiefen, daß er „tim Kaufe 
von 25 Sahren und zwar der beiten Mannesjahre allerdings etwas 
zugelernt zu haben glaube.” Der Prozeß diefer Entwidelung in 
einer der wichtigften Beziehungen, nämlidy in Bezug auf die deutfche 
Frage, ift in den Briefen aus jeinen diplomatifchen Lehrjahren klar 
erfennbar. 

Die erften Jahre des Bismarckſchen Miniftertums, jene Sabre 
des jchweren inneren Kampfes und der Vorbereitung für die großen 
politiihen Entſcheidungen mußten eine beſonders forgfältige Behand- 
lung erfahren. Diefe erften Beftrebungen Bismarcks auf dem 
Gebiete der inneren und der äußeren Politit konnten in jenen 
Zeiten unter dem Drud der herrſchenden Parteimeinungen nicht 

zur Geltung und Anerkennung, theilweiſe faum zur öffentlichen 
Beachtung gelangen. Als aber nah den übermältigenden Cr 
folgen von 1866 der Umſchwung in der öffentlihen Stimmung 
eingetreten war, da nahmen die großen Errungenschaften und deren 
mweitere Geftaltung den Sinn ded Volkes zu ausſchließlich in Anſpruch, 
ald daß eine nachträgliche eingehende Betrachtung des bid dahin zu- 
rüdgelegten Weges möglich gemein wäre. So ift denn eine 
unbefangene und volle Würdigung jener hochbedeut— 
jamen Zeit der Vorbereitung und Grundlegung niemald 
eingetreten. Aber eine richtige Beurtheilung des Gented, der 
Thatfraft und der Keiftungen des Fürften Bismard ift nicht 
möglidy ohne die volle Einfiht in die Schwierigkeiten, weldye er 
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in jenen erften vier Jahren im Innern und nad Außen zu über 
winden hatte, ohne die eingehende Erinnerung an bie parlamen- 
tariichen Kämpfe und Stürme, die er zu beftehen hatte, um bie 
neuen Heeredeinrichtungen, dieſe Grundlage und Vorbedingung aller 
ipäteren Erfolge zu retten und aufrecht zu erhalten, — ohne bie 
nähere Kenntni der ganzen diplomatiſchen Umficht, Kunft und 
Energie, womit er inmitten jened inneren Kampfed von Erfolg zu 
Erfolg aufftieg, von dem „Zeldjäger" bis zur Lölung der Schledwig- 
Holfteinifchen und der deutſchen Frage. 

In diefem Abfchnitt, gleichſam der Vorgeſchichte der eigentlichen 
Aera Bismardihen Ruhmes, erſchien es auch bejonderd nothwendig, 
den Thaten und Aeußerungen ded Staatsmannes die Urtheile der dama⸗ 
ligen öffentlihen Meinung und der parlamentariichen Gegner, die feine 
Action zu lähmen und zu hemmen fuchten, gegemüberzuftellen, um auch 
hierin einen Maßſtab zur Beurtheilung der Schwierigkeiten zu geben, 
die er zu überwinden hatte. 

Die diplomatiihen Verhandlungen vor und nad dem Kriege 
von 1866, die Aftenjtüde über die Kompenjationspolitit Frankreichs, 
jowie über die verjchiedenen Phajen der auswärtigen Politif bi8 zum 
franzöfiihen Kriege find auf Grund aller vorhandenen amtlichen 
Publicationen in möglichiter Vollftändigkeit und im überfichtlicher 
Gruppirung mitgetheilt. | 

Einen bedeutenden Theil dieſes eriten Bandes nimmt endlich 
die Wirkjamkeit Bismarcks zur Gründung und Ausbildung des 
Norddeutſchen Bundes und zur gleichzeitigen jorglichen Pflege 
der Beziehungen zu Süddeutſchland bis zur Zeit der nationalen 
Erfüllung ein. Alle Schritte und Aeußerungen ded großen Staatde 
manned in jener Zeit, von den Friedendverträgen und den gleichzei⸗ 
tigen Schu: und Trupbündniffen mit den ſüddeutſchen Staaten, 
von den erften Erklärungen über Wejen und Geilt der Bundesver- 
fafjung und über die Beziehungen zwilchen Nord- und Süddeutichland 
bid zu der denfwürdigen Rede über den Beitritt Badend zum Nord» 
deutihen Bunde find umvergängliche Zeugniffe und Denkmäler einer 
Klarheit, Folgerichtigfeit und Sicherheit in der Auffafjung und Be- 
handlung der höchſten nationalen Aufgaben, wie fie in ähnlicher 
Weile faum von irgend einem Staatömanne vorhanden jein dürften. 

Neben den eigentlichen amtlichen Aeußerungen und Altenjtüden 
find zur orientirenden Bezeichnung der Situation bier und da halb- 
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amtliche Notizen und Beſprechungen, beſonders aus dem „Staatdan= 
zeiger" und aus der „ProvinzialsCorreöpondenz” binzugenommen. 
Die betreffenden Citate namentlid) aus den erftn KRegierumgd- 
jahren dürften auch inſofern von Intereſſe fein, als aus denjelben 
Mar hervorgeht, wie der nationale Geift der auswärtigen Bid- 
marckſchen Politit vom erften Augenblid an und beſonders feit 
der Zeit des Frankfurter Fürftentage8 und während der Schleöwig« 
Holſteiniſchen Krifis fo beftimmt und offen, ald es nad 
Lage der Berhältnifjfe möglih war, angedeutet und an» 
gekündigt worden if. Wenn diefe Andeutungen damald unter dem 
Einfluffe des inneren Zwiftes feinen Glauben fanden und feine 
Wirkung übten, jo erjcheint ed für ein richtiged Gefammtbilb der 
politiichen Wirkſamkeit Bismarcks um fo unerläßlicher, jene authen- 
tiihen Zeugnifje für jein uranfängliches und fonjequented nationales 
Streben zu bewahren. 

Der zweite Band ded Buches wird die Zeit vom Ausbruch 
bed franzöfiichen Krieged bi zur unmittelbaren Gegenwart umfafjen 
und ſoll nod im Laufe dieſes Jahres erſcheinen. 

Der Berfaffer hält es ſchließlich für feine Pflicht, ausdrücklich 
zu bemerken, dab Fürft Bismard felbft von dem Unternehmen 
und von der Ausführung deſſelben biöher feine Kenntniß bat. 


Berlin, im März 1878. 


Ludwig Hahn. 
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1815 — 1862. 


1. Dar dem Eintritt ins öffentliche Leben. 





1815. 1. April. Otto Eduard Leopold von Bismard — zu 
Schönhaujen in der Altmark geboren. 


Die Aeltern: Rittmeifter a.D. Karl Wilhelm Ferdinand 
von Bismarck auf Schönhaufen (geb. 13. November 
1771) — md 


Luiſe Wilhelmine von Bismarck, geb. Menken (Zochter 
ded Kabinetsraths Menken (geb. 24. Februar 1790). 


Das Geſchlecht ber Bismard (urfprünglid Biſchofsmark, Biscopesmark) 
zuerſt in der Stadt Stendal, — ber ältefte nachweisbare Ahnherr Herbort 
(Herbert) Bismard um 1270. 

Klaus von Bismard erhält vom Markgrafen Lubwig dem Xelteren im 
Jahre 1345 das Schloß Burgftall: die Bismard eine ber „Ichloßgefeflenen” 
Familien ber Mark. 

Im Sabre 1562 vertaufhen die VBismard durch einen im Jagdſchloß zu 
Leßlingen mit dem Kurprinzen Johann Georg abgeichloffenen Bertrag Burgſtall 
mit dem Amt und Dorf Schönhauſen. 

Auguft Friedrich von Bismard (Oberft in ber Armee Friebrid bes 
Großen, 1742 in der Schlacht bei Ezaslau verwundet, wenige Tage darauf von 
öfterreidhifhen Hufaren auf dem Wagen erichoffen) hatte durch Heirath und Ber- 
erbung bie Güter Külp, Jarchelin und Kniephof bei Naugarb in Pommern 
erhalten; — nad feinem Tode werben die Beligungen in der Altmarf und in 
Bommern unter die Söhne getheilt, Karl Aleranber, der Großvater bes fpäteren 
Reichskanzlers, erhält Schönhaufen. 


Die Geſchwiſter: von vier älteren Kindern waren 
ein Sohn und eine Tochter vorher geftorben, ein anderer 
Sohn ftarb im Sahre 1822, — der am Leben gebliebene 
ältere Sohn Bernhard (geb. 1810) ift Kammerherr, Ges 
heimer NRegierungdrath und Landrath des Kreiſes Naugard, 
Nittergutöbefiger auf Külp und Sardelin. Cine jüngere 
Scwefter Malwine (geb. 1827) ift feit 1844 mit dem 


Kammerherrn Oskar von Arnim auf Kröchelndorf vermählt. 
1* 
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Heberfiedelung der Familie von Schönhaufen nah Kniep- 
hof in Pommern in Folge der Erbſchaft der Güter Kniephof, 
Jarchelin und Külp. 


1821 - 1827. Otto von Bismarck in der Erziehungsanftalt des 


Profeſſor Plamann in Berlin. 


1827 - 1830. Auf dem Friedrich⸗Wilhelms⸗Gymnafium in Berlin. 


1830. 


Oſtern. Einſegnung durch Schleiermacher in der Drei⸗ 
faltigkeitskirche zu Berlin. 


1830 —1832. Auf dem Öymnafium zum grauen Klofter in 


1832. 


Berlin, in Penfion bei Dr. Bonnell (fpäterem Direltor des 
Werderſchen Gymnaſiums). 
Abiturienteneramen. 


1832 — 1835. Als Student der Jura und Kameralia auf den 


1835. 
1836. 
1837. 
1838. 


1839. 


1840. 


1842. 


1843. 
1845. 


1846. 


Univerfitäten Göttingen, Berlin umd Greifswald. 
Auscultator beim Stadtgeriht zu Berlin. 
Regierungd- Referendariud in Aachen. 
Bei der Regierung in Potödam. 
Einjähriger Freiwilliger bei den Gardejägern. 

Auf der landwirthichaftlichen Afademie zu Eldena. 

Bei den Greiföwalder Jägern. 
Dtto von Bismarck übernimmt dad Rittergut Kniep— 
hof, — der Bater geht wieder nady Schönhaufen. 

Zod der Mutter. 
15. Oktober. Zur Huldigungsfeier König Friedrich 
Wilhelms IV. mit dem Bater in Berlin. 
Dffizier in der Landwehr- Kavallerie. 

Die Rettungsmedaille für die Rettung eined Reit 
knechts aus dem See zu Lippehne. 
Arbeit bei der Regierung zu Potsdam. 
22. November. Tod des Vaters. 

Mebernahme ded Stammgutes Schönhaufen. 
Deichhauptmann in der Altmark. 

Aus einem Schreiben an die Schweiter Frau v. Amim 
(25. Februar 1846): 


” U t d i i t D t nn 
beieibet werden; auch habe kt) zen fühere Ansfiht in den [fin 
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d. h. nit den Dresdener) Landtag gewählt zu werden. Die Annahme 
er erften Stelle wiirde entfcheidend für die Wahl meines Wohnſitzes, 
bier, fein. Gehalt ift weiter nicht dabei, aber die Verwaltung der Stelle 
ft von Wichtigkeit für Schönhaufen und die anderen Gliter, indem von 
ihr es vorzugsweife abhängt, ob wir gelegentlich wieder unter Wafler 
fommen oder nit. Auf der anderen Seite dringt mein Freund ** in 
mich, der mich durchaus nach Oftpreußen ſchicken will, ald Sr. Majeftät 
Conmiſſarius bei dortigen Meliorationss Arbeiten. 

Bernhard redet mir wider Erwarten fehr zu, nah Preußen zu 
gehen. Ich wmöchte wifjen, was er fich dabei denkt. Er behauptet, ich Ki 
nah Neigung und Unlage für ben Staatsdienſt gemadt und würde 
früher oder fpäter doch hineingehn. 


1847. 28. Juli. Bermählung mit Fräulein Johanna 
von Puttlammer, geb. 11. April 1824 — einzigen 
Tochter ded Rittergutöbefiterd Heinrih von Puttkammer 
auf Viatlum, umd Luitgarde geb. von Slafenap. — 

Hodyzeitöreife. — Venedig. — Vorſtellung bei König 
Friedrich Wilhelm IV. 


2. Bismarcks polifiſche Anfänge auf dem 
Vereinigten Landtage. 


1847. 3. Februar. Allerhöchftes Patent wegen Berufung des 
Dereinigten Landtags. 


Der Deihhauptmann von Bismarck⸗Schönhauſen 
wird vom fähhfiihen Provinzial Landtage zum Stellver- 
treter ded Abgeordneten für den Bereinigten 
Landtag gewählt, — und in Folge ber Erkrankung 
des Abgeoröneten einberufen. 


17. Mai. Erſtes Herportreten Bismard’d im Bereinigten 
Landtage. 


Ueber die Bolksbewegung von 1813. 


(Nah Abg. v. Sauden): „Es wird mir ſchwer, nad einer Rede, 
die von fo edler Begeifterung diktirt war, das Wort zu ergreifen, um 
eine einfache Berichtigung anzubringen. Auf die übrigen Theile der Rede 
einzugehen, balte ich er an der Zeit, wenn von politifchen Fragen die 
Nede fein wird. Fur jegt fühle ich mich gedrungen, dem zu wiberpredjen, 
was auf der Tribfine fowohl, als außerhalb dieſes Saales, fo oft laut 
peworben if, als von Anfprüchen auf Verfaflnng die Rede war: als ob 

Bewegung des Volles von 1813 andern Gründen zugefchrieben werden 
müßte, und e8 eines andern Motivs bedurft hätte, ald der Schmad, daß 
in unferm Lande geboten. (Laute Murren.) Es heißt, meines 
Erahtens, der Nationalehre einen ſchlechten Dienft erweifen, 
wenn man annimmt, daß die Mißhandlung und Erniedrigung, 
die die Preußen Durch einen fremden Gewalthaber erlitten, 
nicht hinreihend gemwefen feien, ihr Blut in Wallung zu 
bringen und durch den daB gegen die Fremdlinge alleanderen 
@efühle übertäubt werden zu laffen.“ (Großer Lärm. Mehrere 
Abgeordnete bitten um's Wort.) 


7 
1847. 


Weitere Aeußerung (nah Abg. Stebig): „Ich kann allerdings 
nicht in Abrede flellen, daß ich zu jener Zeit nicht gelebt habe, und es that 
mir ſtets aufrichtig leid, daß mir es nicht vergönnt geweſen, an diejer 
Bewegung Theil zu nehmen, ein Bedauern, dad vermindert wird burd) 
die Aufflärung, die ich fo eben über die damalige Bewegung empfangen 
babe. Ich habe immer geglaubt, daß bie Anectiäoft, gegen bie damals 
gekämpft wurde, im Auslande gelegen habe; fo eben bin ich aber belehrt 
worden, daß fie im Inlande gelegen bat, und ich bin nicht fehr dankbar 
für dieſe Aufflärung.“ (Einige Stimmen: Bravo!) 


Ueber dem monardifchen Rechtsboden in Preußen. 


1. Juni. Aeußerung bei der Berathung über die Periodicität des 
Landtaged: 


(Nah Abg. v. Aldenhofen): „Sch will mich nicht bemithen, bie 
hiedenen Rechtsboden, auf denen fich Jeder von ung zu befinden glaubt, 

in Bezug auf ihre Solidität zu unterfucdhen; ich glaube aber: aus der De⸗ 
batte und aus Allem, was ich von ber Verhandlung über die und vor⸗ 
liegende Frage gehört habe, hat fich herausgeftellt, daß eine verfchiedene 
Auffafiung und Deutung der älteren ſtändiſchen Gefeßgebung möglich und 
faftifch vorhanden war, hicht blos unter Laien, fondern auch unter ges 
wiegten Juriften, und daß Iehr fraglich ift, was ein GerichtShof, wenn 
einem ſolchen dieſe Trage vorläge, entjcheiden witrde, unter ſolchen Um⸗ 
Händen geben allgemeine Hechtsregeln das Auskunftsmittel der Deklaration. 
Diefe Deklaration ift uns implicite geworden durd das Patent vom 3. Fe⸗ 
bruar d. %.; dadurd hat der König dahin dellarirt, daß die allgemeinen 
Berfprechen der früheren Gefege feine anderen geweſen feien, als dieje- 
nigen, welche das jetzige Geſetz erfüllt. Es zeigt fi, daß dieje Dekla⸗ 
ration von einem Theile der Berfammlung für unrichtig gehalten wird; 
das ift aber ein Schidfal, welches fie mit jeder Deklaration theilt. Jede 
Deklaration wird von demjenigen heile, deſſen Meinung fie nicht be» 
ſtätigt, für unrichtig gehalten werden, oder e8 müßte bie frühere Ueber- 
deugung nicht eine aufrichtige gemefen fein. Es fragt fi nur, wer 
das Recht bat, eine authentifhe, rechtsverbindliche Dekla— 
ration zu geben. Meines Erachtens nur der König, und dieſe 
Ueberzeugumg liegt auch, wie ich glaube, im Rechtsbewußtſein unferes 
Bolfed. Denn wenn geftern ein Herr Abgeordneter aus Königsberg die 
Anficht ausgeſprochen bat, es habe fi ein dumpfes Mißvergnügen in 
der Volksſtimmung gezeigt bei der Belanntmahung des Patent? vom 
3. Februar, fo muß ich dagegen erwidern, daß ich die Majorität des 
Preußiſchen Volles nicht HAAN finde in den Berfammlungen auf 
dem Böttchershöfchen. (Murren.) Ic kann in unartikulirten Rauten feine 
eBiderlegung defien finden, was ich angeführt, — eben fo wenig in den 
Federlielen der Zeitungskorreſpondenten, auch nicht einmal in einer Fraktion 
der Benölkerung größerer Provinzialftädtee Es ift fchwer, die Volks⸗ 
meinung zu erfennen; ich glaube, fie an einigen Orten der mittleren 
Provinzen erfannt zu haben, und dieſe ift Hoc die alte Preußiſche 
Bollsmeinung, der ein Königsmwort mehr gilt, als alles 
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Deuten und Drehen an dem Buchſtaben der Geſetze. Es ift 
eftern eine Parallele gezogen warden zwiſchen der Art, wie daB engliſche 
olf im Jahre 1688, nad der Vertreibung Jacob's II., feine Rechte zu 

wahren gewußt, und der Urt, wie daB Preußiſche Volk jet feine Rechte 

zur Anerkennung bringen könne. Parallelen mit dem Aus haben 
immer etwas Mißliches; es iſt un8 hier ſchon Rußland als M der 
religiöfen Duldung aufgeſtellt, es find und die franzöſiſchen und däniſchen 

Finanzen als Vorbilder einer geordneten Verwaltung empfohlen worden. 

Um zurückzukommen auf das Jahr 1688 in England, jo muß ich die 

Dee Berfammlung, und namentlih einen geehrten Abgeordneten der 
hlefiihen Landgemeinen, un Nachſicht bitten, wenn ich bier wieder über 

ein Faktum ſpreche, was ich nicht jelbft erlebt habe. Damals befand fidy 

das engliſche Volk in einer anderen Yage, als heutzutage das preußifche; 
e8 war durch ein Jahrhundert von evolution und Bürgerkrieg in bie 

Tage gekommen, eine Krone vergeben zu können und Bedingungen daran 
u fnüpfen, die Wilhelm von Dranien annahm. Dagegen waren die 

Breußilgen Monarchen niht von des Volkes, fondern von 
otte8 Gnaden im Befige einer faktiſch unbeſchränkten Krone, 

von deren Rechten fie freiwillig einen Theil dem Bolle ver» 

lieben haben: ein Beifpiel, weldes in ber Geſchichte felten iſt. 

Ich will den Rechtspunkt verlaffen und die Frage berühren, ob es 
nüglih oder wünfchenswerth fei, eine Veränderung in der Geſetzgebung, 
wie fie heute beſteht, zu begehren oder au beantragen. Ich fchliege mich 
felbft der Ueberzeugung, die ich bei der Majorität der Verſammluug vor» 
ausſetze, an, daß die Periodizität zu einer wahren Lebensfähigleit diefer 

Verfammlung nothwendig ift; eine andere Frage ift aber, ob wir dies 

jetzt auch im Wege der Petition begehren wollen. Nachdem die Patente 

vom 3. Februar einmal emanirt worden find, glaube uh nicht, daß es 
dem Könige willlommen fein kann, und daß es in unferer Stellung als 

Stände liegen kann, ſchon jegt mit einer Petition auf Abänderung dere 

felben Hervorzutreten. Laſſen wir wenigſtens das Gras diefes Sommers 

darüber wachſen. Der König bat wiederholt ge og, er wunſche nicht ge» 
drängt und getrieben zu werden; ich frage aber die Verfammlung, was 
tbun wir anders, ald daß wir ihn drängen und treiben, wenn wir jeßt 
ihon dem Throne mit Bitten um Ubänderung der Geſetzgebung nahen ? 

Dem Gewicht diefer Betrachtung, bitte ich die hohe Verſammlung, noch 

einen anderen Grund hinzuzufügen. Es iſt gewiß befaunt, wie viele trübe 

Vorherſagungen Seitens der Geguer unferer Berfaflung daran gelnüpft 

worden jind, daß das Goupernement fih dur unjere Stände in eine 

Pofition gedrängt ſehen werde, die es freimillig einzunehmen nicht für 
ut befunden haben würde, Wenn ich aber auch nicht annehme, daß das 
onvernement fi drängen laſſen werde, fo glaube ich doch, daß es im 

Intereſſe deſſelben Liegt, auch den allergeringflen Schein der linfreiwilligteit 

einer Konzejlion zu vermeiden, und daß es in unſer Aller Interefle Itege, 

ben Feinden Preußens nicht die Freude zu gönnen, daß wir durch eine 
an, ein Votum, das wir als Bertreter von 16 Millionen Unter- 

n einreichen, einen Schein son Unfreimilligleit auf eine ſolche Kon⸗ 
geflion werfen. Die nächte Wiederfehr der Verſammlung ift gefichert, und 
ie Krone bat dadurch Die ſchöne Stellung, fie 4 Jahre oder auch 
während eines Mirgeren Zeitraums in ber Yage ift, volllommen freiwillig 
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und umgebeten die Ynitintive in dem ergreifen zu können, maß jet ge- 
wünſcht wird. Nun frage ich, ob dem Auslande gegenüber der Bau un⸗ 
ſerer Berfaflung nicht feiter dafteht, ob das Gefühl der Befriedigung auf 
allen Seiten im Inlande nicht ein höheres fein wird, wenn uns ein 
jolcher Fortbau der Berfaflung durch die Ymitiative der Krone gegeben, 
als wenn er von und begehrt wird. eltern hat ein Abgeordneter aus 
Preußen, wenn ich nicht irre, aus dem Neuftädter Kreiſe, eine Aeußerung 
gethau, die ich nur fo auslegen konnte, als lege e8 in unferem Jutereſſe, 
die Blume des Bertrauens, ala ein Unlraut, weldes uns 
Bindert, den fahlen Rechtsboden in feiner ganzen Nadtheit au - 
ſehen, auszureißen und bei Seite zu werfen. Ich fage mit Stolz, 
daB ich wich einer ſolchen Anficht nicht anfchliegen faın. Wenn ich 
10 Jahre rüdwärts blide und das, was im Jahre 1837 ge- 
fproden und gelürieben wurde, mit dem vergleiche, was jegt 
bier von den Stufen des Thrones dem gan en Bolle zuge» 
rufen wird, fo glaube ich, haben wir vielen Grund zum Ber» 
trauen in die Abfichten Sr. Majeftät. (Einige Stimmen: Bravo!) 


Preußen ein chriſtlicher Staat. 
15. Juni. Aus der Rede bei der Berathung über dad Judengeſetz. 


„Wenn ich heute diefe Stelle betrete, fo geſchieht e8 mit größerer 
Befangenheit als ſonſt. Ich muß öffentlich betennen, daß ich einer Richtung 
angehöre, die der geehrte Abgeordnete von Krefeld geftern als finfter und 
mittelalterlich bezeichnete, derjenigen Richtung, welche es nochmals wagt, 
der freieren Entwidelung des Chriſtenthums, wie fie der Abgeordnete von 
Krefeld für die einzig wahre hält, entgegen zu treten. Ich fann ferner 
nicht läugnen, daß ich jenem großen Haufen angehöre, welcher, wie ber 

brte Abgeordnete aus Poſen bemerkte, dem intelligenteren heile der 

ation gegenüberfteht und diejem intelligenteren Theile in, wenn mein 
Gedächtniß mich nicht täufcht, ziemlich geringfchägender Art entgegengejeßt 
wurde, dem großen Haufen, welcher nody an Vorurtheilen lebt, die er 
mit der Muttermilch eingefogen hat, dem Haufen, welchem ein Chriſten⸗ 
thinmn, das über dem Staate fteht, zu hoch iſt. 

Sch gebe zur Sache felbit über. Die meiften Redner haben über das 
vorliegende Seleh ſich weniger auagelprogien, als über die Emancipation 
um emeinen. Ich folge diejem Wege. Ich bin kein Feind der Juden, 
und wenn fie meine Feinde fein follten, fo vergebe ich ihnen. Ich liebe 
fie ſogar unter Umftänden. Ich gönne ihnen auch alle Rechte, nur nicht 
das, ın einem chriftlichen Staate ein obrigkeitliche8 Amt zu befleiden. Leber 
den Begriff eines chriftlihen Staates haben wir von dem Herrn Minifter 
des atzes und von einem anderen Herren auf der Minifterbant Worte 
gehört, die ich faft ganz unterfchreibe; dagegen haben wir auch geftern gehört, 
da der chriftliche Staat eine mübigr Siftion, eine Erfindung neuerer 
Staatöphilofophen fei. Ich bin der Meinung, daß der Begriff des 
chriſtlichen Staates fo alt fei, wie das ci-devant heilige römiſche 
Reich, fo alt, wie ſämmtliche europäifche Staaten, daß er gerade ber 
Boden fei, in welchem diefe Staaten Wurzel gejchlagen 
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haben, und daß jeder Staat, wenn er feine Dauer gefidhdert 
ſehen, wenn er die Berehtigung zur Eriftenz nur nachweiſen 
will, fobald fie beftritten wird, auf religiöfer Grundlage fi 
befindenmuß. Fürmichfinddie Worte: „Bon Gottes Gnaden“, 
welde hriftlide Herriher ihrem Namen beifügen, fein leerer 
Schall, fondern id BR darindaß ne aß die Fürften 
das Scepter, was ihnen Gott verliehen hat, nah Gottes 
Willen aufErden führen wollen. Als Gottes Wille fann ich aber 
nur erkennen, was in den chriftlichen Evangelien offenbart worden ift, umd 
ich glaube, in meinem echte zu fein, wenn ich einen folden Staat 
einen hriftlichen nenne, welcher fich die Aufgabe geftellt hat, 
die Lehre des Chriſtenthums zu realifiren, zu verwirktliden. 
Daß dies unferem Staate nicht in allen Beziehungen gelingt, das hat 
eitern der geehrte Abgeordnete aus der Srorfcaft Marf in einer mehr 
—— als meinem religibſen Gefühle wohlthuenden Parallele 
wiſchen den Wahrheiten des Evangeliums und den Paragraphen bes 
andrecht3 dargethban. Wenn indeß auch die Löſung nicht immer gelingt, 
fo glaube ich doc, die Realifirung der Kriftlichen Lehre jet der Zweck des 
Staates; daß wir aber mit Hülfe der Juden diefem Zwede näher kommen 
follten als bisher, Tann ich nicht glauben. Erkennt man die religiöfe Grund» 
lage des Staated überhaupt an, fo, glaube ich, kann diefe Örundlage 
bei und nur das Ehriftenthum fein. Entziehen wir dieſe religiöfe 
Grundlage dem Staate, fo behalten wir als Staat nichts als 
ein nfätliges Aggregat von Rechten, eine Art Bollwerk gegen 
den Krieg Aller gegen Alle, welden die ältere Bhilofophie auf- 
eftellt hat. Seine Gefeßgebung wird fih dann nicht mehr aus dem 

rquel der ewigen Wahrheit regeneriren, fondern aus den vagen und 
wandelbaren Begriffen von Humanität, wie fie fich gerade in den Köpfen 
derjenigen, welde an der Spige ftehen, geftalten. Wie man in foldgen 
Staaten den Ideen, z. B. der Kommuniften über die Jmmoralität des 
Eigentbums, über den hohen fittlichen Werth des Diebſtahls, als eines 
Verſuchs, die angeborenen Rechte der Menfchen berzuftellen, das Recht, 
fi geltend zu machen, beftreiten will, wenn fie die Kraft dazu in fid 
fühlen, ift mir nicht Far; denn auch diefe Ideen werden von ihren Trägern 
für Human gehalten und zwar als die rechte Blüthe der Humanität an- 
gefehen. Deshalb, meine Herren, fchmälern wir dem Bolte 
nit kin Chriftentbum, indem wir ihm zeigen, daß es für 
feine Geſetzgeber nicht erforderlich fei; nehmen wir ibm nicht 
den Ölauben, daß unjere Geſezgebung aus der Quelle des 
ee enhuns Thöpfe, und daß der Staat die Realifirung des 
Chriſtenthums bezwede; wenn er auch diefen Zwed nit immer 


erreidt. — — — —“ 


3. Uach den Aürztagen 1848, 


Die Stellung der Royaliſten zur neuen Sage. 


1848. 2. April. Yeuberung bei der Adrebdebatte im Zweiten 
Bereinigten Landtage. 


„sch bin einer der wenigen, welche gegen die Adreſſe ftimmen werden 
und ich habe um dad Wort nur befhalb gebeten, um dieſe Abftimmung 
u motiwiren und Ihnen zu erklären, daß ich die Adreffe, infoweit 
fr ein Brogramm der Zukunft tft, ohne Weiteres acceptire, 
aber ausdemalleinigen Grunde, weil ich mir nicht anders helfen 
kann, — nicht freiwillig, ſondern durch den Drang der Um— 
ſtände getrieben, thue ich es; denn ich habe meine Anſicht ſeit den 
6 Monaten nicht gewechſelt; ich will glauben, daß dieſes Miniſterium 
das einzige ift, welches uns auch aus der gegenwärtigen Lage einem ge- 
ordneten und gefegmäßigen Zuftand zuführen fann, und aus diefem Grunde 
werde ich demfelben meine geringe Unterftügung überall widmen, mo e8 
nur möglih if. Was ale veranlaßt, gegen die Adreſſe zu ftinmen, 
find die Aeußerungen von Freude und Dant für das, was in den legten 
Tagen Ar ift; Die Dergangenheit ift begraben und ich be» 
dauere es ſchmerzlicher als vielevon Ihnen, daß feine menſch— 
liche Macht im Stande ift, fie wieder zu erweden, nachdem 
die Krone felbft die Erde auf ihren Sarg geworfen hat. Aber 
wenn ich dies, durch die Gewalt der Umftände gezwungen, acceptire, fo 
will ich doch nicht aus meiner Wirkfamfeit auf dem Vereinigten Yandtage 
mit der Lüge ſcheiden, daß ich für dies danken und mid) freuen foll über 
das, mad ich mindeftens für einen irrthlimlichen Weg halten muß. Wenn 
ed wirklich gelingt, auf dem neuen Wege, der jedgt einges 
ſchlagen ift, ein einiges deutfches Vaterland, einen glüdliden 
oder auch nur gelegmäßig geordneten Zuftand au erlangen, 
dann wird der Augenblid gelommen fein, wo ich dem Urheber 
ber neuen Ordnung meinen Dank ausfpredhen kann, jest aber 
it e3 mir nidt möglid.“ 


1849. Februar. Wahl zum Abgeordneten der Zweiten 
Kammer für Welt- Havelland. 
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Wahlrede in Rathenow: 


— — „jeder der es aufrichtig mit dem Baterlande meint, der muß 
jest die Regierung auf dem von ihr eingefchlagenen Weg unterftügen, um 
die Revolution, die ung Alle bedroht, zu befämpfen. Sie würden viel- 
leicht befler thun, wenn Sie Einen aus Ihrer Mitte wählten, etwa einen 
von den Herren Fabrikanten oder Kaufleuten, der Ihre Berhältnifie kennt 
und daß Intereſſe feiner Baterftadt befjer vertreten würde, als ih es 
vermag. Wenn Sie einen folden finden, der zugleich unabhängig und 
unparteitfch genug ift,; um die Sache des Landes über jedes andere In⸗ 
terefle zu ftellen, und den feine Brivatverhältniffe erlauben, ihr in dieſem 
Augenblide feine ganze Thätigkeit zu widmen, dann trete ih zurüd.” — 

— — „Benn Sie aber in der Kammer einen Vertreter wünfchen, 
der feft entichloffen ift, die Sache des Vaterlands zu feiner eigenen zu 
machen, ihr mit redlihem Willen aus vollem Herzen und ganzen Kräften 
zu dienen, und deflen nächſtes Streben daran) gerichtet —* wird, 
die alten Bande des Vertrauens zwiſchen der Krone und dem 
Volke wieder feſter zu knüpfen, damit Geſez und Ordnung 
walte, der Wohlitand und das gemeinjame Intereſſe aller 
friedbliden Bürger gefördert werde, dann richten Sie Ihr Auge 
auf mid. Das find meine Anfihten; wenn Sie mit mir einverftanden 
find, bitte ih um Ihre Stimme.“ — — 


Neden in der zweiten Sammer. 


21. März. Gegen die Aufhebung des KBelagerungszuflandes 
in Serlin, 

„In dem Augenblid, wo die Abgeordneten des ganzen Pandes ver⸗ 
fammelt find, um über die Grundlagen unferer politiiden und fozialen 
uftände zu berathen, fcheint es mir gar nicht von Erheblichkeit, ob bie 
erliner die „Zeitungshalle* und die „ewige Rampe“ lefen oder ihre Klubs 
alten. Diefe lofalen Bedürfniffe einiger Berliner treten ganz in den 
intergrund gegen das allgemeine Bedürfnig des Landes, daß dieſe Ver⸗ 
anımlung gegen jede Störung gefichert ſei und jedes Mitglied feine und 
feiner Wähler Meinung ununmunden ausſprechen könne, ohne Inſulten 
von Seiten Andersdenkender auf der Straße ausgefegt zu fein. Eine Be- 
einträchtigung der Freiheit unferer Berathungen kann id nın in dem Be 
lagerungszuftande nicht finden, e8 fei denn, daß man die Freiheit ein- 
Iner Fractionen darunter verftehe, ihre Anfichten dur tumultugriſche 
emonftrationen auf der Straße zu unterflägen 2. Die ungezügelte 
Preßfreiheit und das Berfammlungsredt ohne Kontrolle 
find anticipirte Bruhftüde eines zufünftigen Rechtszuſtandes, 
Bruchſtücke, weldhe, wo ihnen die Ergänzung durd de reſſiv⸗ 
eſetze fehlt, jede Regierung zu einem fortwährenden Kriegs—⸗ 
Pur gegen den Aufruhr nöthigen. Wir haben im vorigen Sommer 
gefeben, wenn da8 Feuer der berliner Straßenpolitif dur den Wind der 
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Blafatenpreffe und der Klubs angefacht wurde, fo gab e8 Auftritte, die 
zu den ſchmachvollſten in der preußifchen Gejchichte gehören und gegen 
welche die Geſetze fich machtlos erwiefen. Ich berufe mich auf das —5 
der Herren von Kirchmann und Temme, welche damals als Königliche 
Prokuratoren, wenn ich mich nicht irre, ſelbſt zugaben, daß die beſtehenden 
Gejege nicht außreichen, den Unordinungen, über welche bei ihnen geflagt 
wurde, zu feuern! Ich kann in Betrachtung diefer Zuftände dem Mini⸗ 
ſterium nur meinen Dank ausfprechen, daß e8 durch erceptionelle Maß- 
regeln umfere Freiheit geſchützt hat, und diefen Dank theilen unter Ans 
deren mehrere Taufend Berliner, die Unterzeichner diefer Petition um 
Nichtaufhebung des Belagerungszuftandes, welche ich mir erlaube, auf den 
Tiſch des Haufe niederzulegen. Sie werden daraus erfehen, daß es eine 
umrichtige Angabe ift: „Das Bolt von Berlin will die Aufhebung des 
Belagerungszuftandes.“ 
Meine Herren! Der befitende Theil des Berliner Volkes, der am 
meilten und am fchneliften unter Störungen von Verkehr und Kredit 
leidet, ift in diefer Sammer, wie ich behaupte, gar nicht repräfentirt. Das 
haben die Berliner Wahlen zur erften Kammer unmiderleglich bemiejen zc. 
Es iſt fein Ausdrud im legten Jahre mehr gemigbraudt worden, 
als das Wort Boll. Jeder hat das darunter verftanden, was 
gerade im feinen Kram paßte; gewöhnlich einen beliebigen 
Saufen von Individuen, Die es ıhm gelungen mar, für feine 
Anfiht zu gewinnen. Das wahre preußifhe Volk hat in der 
legten Zeit viel Geduld gezeigt und große Leihtglänbigkeit 
egen diejenigen, die fich feine Freunde nennen. Aber in der 
bfiimmung über die Adreſſe, die ung vorliegt, wird das Vol! Material 
enug erhalten, ſich darüber aufzullären, wer zwifchen ihm umd feinem 
Frieden, wer zmwifchen ihm und feinem echte fteht.“ 


22. März. Gegen Gewilligung einer Amneſtie. 
(Rebellion und Humanität). 


„Die Gründe, welche mich bei diejer Frage leiten, find folgende: Die 
Begnadigung oder die Ammeftie, oder welchen anderen Euphemismus Sie 
anwenden wollen, ift ein Mecht der Krone, defien Weſen gerade in freier 
und jreimilliger Ausübung befteht, wenn e8 überhaupt ein Recht bleiben 
fol. Forderte die Majorität diefer Verfammlung in diefem Augenblid 
die Amneftie von der Krone, fo würde es wenig mehr als die Erfüllung 
einer vorläufigen Bedingung fein, wenn die Krone darauf einginge. Der 
zweite Grund, welcher mich beftimmt, mic) gegen die Amneftie —— 
iſt der, daß durch die wiederholten Amneſtien das Rechtsbe— 
wußtſein im Volke auf das Tiefſte erſchüttert wird. In welchem 
Grade dies ſelbſt bei den gebildetſten Ständen bereits der Fall ſei, haben 
die Reden zweier Abgeordneten vor mir hinreichend bewieſen, indem der 
eine die Vorgänge nach dem 18. März v. J. ſo ins Auge faßte, als ſei 
die Obrigkeit von dem, was er Boll nennt, amneſtirt worden, während 
es mir ſcheint, daß der König die Rebellen amneftirt habe. (Aufregun 
auf der Tinten) (Rebellen!) Ja, meine Herren, Rebellen! Es wir 
dadurch im Volke die Meinung verbreitet, als ob das ganze Staatsrecht 








g einzufhüchtern und ihr. 
oder, wenn fie fich nicht emfchüchter läßt, fie durch Barriladen über den 
Haufen en, volllonımen im Rechte wäre. Dein dritter Grund, 
weswegen ich gegen die Ammneflie bin, iſt ein bei den Berathungen im 
den ilungen bereit3 genannter, nämlich die Menſchlichkeit. Der 


beruhen ent ten Grund ‚di aus 
Knanber ausjälieen. Daß cine zieht feine Miehtsguelle angeslih ans 


Dem einen dieſer Prinzipe find Aufrührer jeder Art Helbenmäthige Bor- 
lämpfer für Wahrheit, Fr ebellen, 
die unter Umftänden allerdings dur die Ammeftie gegen den Arm der 
weltlichen Gerechtigkeit gejchügt werden können. Ueber dieje Prinzipien 
wird nicht durch die parlamentariiche Debatte, nicht durch Majoritäten 
von eilf Stimmen eine Entjcheidung erfolgen können; über kurz oder 
lang muß der Bott, der die Schlachten lenkt, die eifernen Würfel der 
Entſcheidung darüber werfen. (Beifall auf der Linken.) Es freut mid), 
meine Herren, daß Sie die Wahrheit meiner Worte anerkennen, und uns 
wenigften® wird dabei die Ueberzeugung bleiben, daß wir in einem Kampfe 
tten baben, befien Preiß von dem irdiichen Erfolge unabhängig ifl. 
ifal.) Der Soldat faßt e8 nicht, daß er einen und denfelben Auf- 
rübrer mehrmals gefangen nehmen joll und vorausfehen muß, daß derjelbe 
ihm immer von neuem gegenüberftellen wird; tch fürchte aljo, er wird 
weniger Gefangene machen md bie weinerlihe Sentimentalität 
unferes Jahrhunderts, welche in jedem fanatifhen Rebellen, 
in jedem gedungenen Barriladen-Kämpfer einen Märtyrer 
indet, wırd mehr Blutvergießen herbeiführen, als eine 
renge und entſchloſſene Gerechtigkeit, wenn fie von Anfang 
an geübt worden wäre, hätte thun können.“ 


10. April. Dur Ablehnung der Beutfchen Kaiferkrone. 


„Die Erllärung, welche wir fo eben von dem Herrn Miniſter⸗ 
Präfidenten erhalten haben, beftärktt mich um fo mehr in der Abficht, 
r den Antrag auf esordnung zu ſtimmen. Es ift daß viertemal 
eit unſerer Ameimpnatlichen Sigungszeit, daß uns zugemuthet wird, 
unfere Anfihten und Gefühle über eine Frage auszudrüden, melde ver- 
faftungsmäßig unferer unmittelbaren Entſcheidung und Beichlußnahme für 
t nicht unterliegt. Wir haben das erftemal in der Antwort auf bie 
ronrede über die deutſche Frage Gelegenheit gehabt, unfere Meinung 
zu jagen. Nachher haben uns zwei Anträge des Abgeordneten von Binde 
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Beranlaffung gegeben, nicht nur die Anficht der Verſammlung im Ganzen, 
fondern au die einer jeden einzelnen Yraction in Anweſenheit des 
Minifteriums Sr. Majeftät des Königs auszuſprechen. Seitdem ift meines 
Erachtens nichtö vorgefallen, was den Stand der Dinge filr und änderte. 
Denn die rechtlofen Beichlüfie, mit welchen die National» Berfammlung 
im Frankfurt ihren Octroyirungs- Gelüften Nachdrud zu geben verfuchte, 
kann ich für uns als vorhanden nicht anertennen. Eben fo wenig kann 
ich zugeben, daß die Erklärungen von 28 Wegierungen, welche zufammen 
Y Millionen oder, wie ich nachher nachweifen will, 4 bis 5 Millionen 
Untertbanen haben ..... (Stimmen von der Linken: „Unterthanen?*) 
Ja, Untertbanen..... diefer Regierungen, deren Miniſter eilig bemilbt 
find, ihre märzerrungenen Stellungen mittelft der Tonftituirten Anarchie, 
welche von Yrankfurt aus dargeboten wird, unter Dach und Fach zu 
bringen, — daß, wie gejagt, diefe Erklärungen nicht hinreichend ſchwer 
in's Gewicht fallen, unfere Anfihten da zu ändern, wo es fich um bie 
— Preußens handelt. Ich kann aus dem Titel 5, der von den 
echten der Kammer handelt, nicht die Ueberzeugung entnehmen, daß es 
unjer Beruf ſei, das Land durch Adreſſen, Erklärung von Anſichten und 
Gefühlen zu regieren, daß es unfer Beruf fei, in Yällen, mo die Re⸗ 
gierung Sr. Majeftät des Königs von den der Krone rejervirten Rechten 
einen Gebrauch macht, der einem Theile diefer Verſammlung mißfällt, 
daß es da unfer Beruf fei, auf die Regierung ein anhaltendes euer 
von Adreſſen, von Mißtrauensooten zu eröffnen, bis da8 Minifterium 
die Flagge ftreiht. Wenn das Miniſterium ſich einem folden Berfahren 
fügen wollte, dann würde es dadurch anerkennen, daß die Erecutingemalt 
direft auf die zweite Kammer übergegangen fei. Es würde anerkennen, 
dag die Dinifter nicht Beamte des Könige, fondern Beamte der zweiten 
Kammer feien, und daß dem König einitweilen die äußeren Zeichen der 
Macht Lediglich verblieben. Es mag dies von Bielen für conftitutionell 
gehalten werden; ich halte dag nur für conftitutionell, was verfafjungs- 
mäßig if. In Preußen ift nur das conftitutionell, waß aus der 
preußiſchen Berfajfung hervorgeht. Mag in Belgien oder Yrantreich, 
in Anbalt-Deffau oder da, wo der morgenröthliche Glanz der medlenbur- 
gifchen Freiheit ftrahlt, conftitutionell fein, was da will; bier ift nur das 
conftitutionell, was auf der preußischen Berfafiung beruht. — Die preußifche 
Berfaffung vom 5. Dezember rechne ich nicht unter die vorzüglichften, von 
denen die Geichichte Nachricht giebt; ihr Hauptvorzug ift, daß fie da ift. 
Sie läßt der Regierung kaum den nothdürftigen Beſtand derjenigen 
Rechte, ohne welche ſich überhaupt nicht regieren läßt. Auch fie erkennt 
das Prinzip an, daß der Einfluß einer jeden Volksklaſſe in demſelben 
Maße fteigen müfje, in welchem ihre politiihe Bildung und Urtheils⸗ 
fähigkeit abnimmt, und giebt damit eim ficheres Bollwerk gegen bie 
Ariftofratie der Intelligenz. Indeß, die Frankfurter Verfaffung hat noch 
tiefer aus dem Brunnen der Weisheit jener Theoretiker geichöpft, melche 
feit dem contrat social nichts gelernt und viel pergeffen aben, — 
jener Xheoretiler, deren Phantome und in ſechs Monaten des vorigen 
Sommers mehr an Blut, Geld und Thränen gekoftet haben, als ein 
dreimmddreißigjähriger Abſolutismus. 
Die Frankfurter Berfaffung bringt uns unter ihren Geſchenken 
zuerft das Prinzip der Bollsjounerainetät, fie trägt den Stempel 
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derfelben offen auf der Stirn, fie erfennt e8 an in der ganzen Urt, 
wie die frankfurter Verſammlung uns dieſe Berfaffung — ich wiirde mich, 
wenn ih zur Rinfen gehörte, des Ausdrucks „octrogirt” bedienen — 
fanctionirt das Prinzip der Volksſonverainetät am fehlagendften in dem 
Suspenfin-Beto des Könige, was der geehrte Vorredner Camphauſen 
ausführlicher entwidelt bat, als ich e8 im Stande umd geneigt bin, zu 
thun. Die franklfurter Berfaffung veranlaßt den König, 
feine bisher freie Krone als Lehn von der frankfurter Ber- 
jommiung anzunehmen, und wenn diefe Bollövertreter es 
dreimal befhließen, fo bat der König und jeder andere 
gürft, der Unterthban des engereu Bundesvolfes geworden 
ift, aufgebört, zu regieren. 

Sie bringt und zweitens die direlten Wahlen mit allgemeinem 
Stimmredt. Wenn die Bahlbegirte bleiben follen, wie fie find, fo 
werden ungefähr auf einen Wahlbezirf, der zwei Abgeordnete wählen 
foll, 26,000 Urmähler im Durchſchnitt kommen. Ich frage, ob irgend 
einer der rechten Seite fi) im Stande glaubt, 26,000 Wähler, die zer- 
freut in den verfchiedenen Hütten und Bauerhöfen wohnen, parteimäßig 
n organifiren. Den Herren der linken Seite wird es vielleicht leichter 
Fin. Gern räume ich ein, fie organifiren mit mehr Geſchicklichkeit. 

Außerdem ift es leichter, Fr darüber zu einigen, was man nicht 
will, al® über das, was man bewahren oder an Stelle des jegt Vor⸗ 
bandenen will, namentlich ſehr leicht iſt es, wenn man entſchloſſen iſt, 
von allem VBeftehenden gar nichts zu Laflen. 

Mandye werden ihren Troſt darin finden, daß die konſervative 
Bartei einen Anhaltspunkt am Staatenhbaufe haben werde. Da finde 
ich nun aber, daß wır Preußen ſchlecht weggekommen find. Preußen fol 
zum Staatenhaufe 40 Abgeordnete nach Frankfurt fchiden, alfo 1 auf 
400,000; die Baiern find fchon mehr werth, da kommt anf 200,000 
einer; Weimar auf 120,000, Heſſen⸗Homburg auf 26,000, und Lichten⸗ 
fein, was fo viel Einwohner hat, als Schöneberg — bier vor dem 
Hallef[hen Thore — mürde im Staatenhaufe denfelben Einfluß ausüben, 
als die Mehrzahl der preußifchen Regterungs- Bezirke mit 400,000 und 
mehr Einwohnern. 

Daß dritte Uebel, welches uns die frankfurter Verfafiung bringt, ift 
die jährliche Bewilligung des Budgets. Durch diefen Paragraphen ıft es 
in die Hände derjenigen Majorität, die aus dem Lottofpiel diejer direkten 
Wahlen hervorgehen wird, und melde nicht die mindefte Garantie bietet, 
daß fie urtheilsfähig oder auch nur von gutem Willen fein wird, — in 
die Hände dieſer Majorität ift e8 gelegt, die Staats-Mafchine in jedem 
Augenblid zum Stiliftehen zu bringen, indem fie das Öndget nicht wieder 
bewilligt, und jo als Konvent die ganze Königliche und jede andere Macht 
im Staate neutralifirt, unb das (dein: mir im hoben Grade gefährlich. 

Die frankiurter Verfaſſung verlangt ferner von ihrem utanftigen 
Kaifer, daß er ihr das ganze Dentſchland fehaffe, fo wie es —* 
deutſchen Bund gebildet hat. Es wird alfo der König, wenn er Kaiſer 
würde, gendthtigt fein, nad Defterreih u. f. mw. Kaiferlih Deutſche 
Kommiffare zu Ihiden. um dort da8 Zoll» nnd Münzwefen u. f. w. zu 
reguliren, die dortigen Armeen in Eid und Pflicht ie nehmen und zu 
verbieten, eine Öfterreichiiche Flotte anderswo zu halten, ald in Fiume 
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oder längs der dalmatifchen Küſte — denu Trieft würde ein Reichshafen 
fen. Es wäre möglich, daß Defterreich oder ein Staat wie Baiern ſich 
dem nicht unterwerfen möchte; dann würde der Kaifer genötbigt fein, bie 
dortigen Fürften als Nebellen zu behandeln, und etwa an Die That⸗ 
kraft“ der Baiern gegen das Haus Wittelsbach, oder an die Thatkraft 
der Hannoveraner gegen das Haus der Welfen zu appelliren. 

Das iſt e8 wohl, wohin uns die Herren von der Umfturzpartei haben 
wollen. (Große Heiterkeit auf der Linken.) Sch babe Niemand mit diefen 
Worten bezeichnet, der bier im Saale anweſend if. Es giebt außerhalb 
genug. (Heiterkeit.) *Die Herren von der äußerften Linken in Frankfurt, 
deren Stimmen man durch ein Markten und Feilſchen mit Prinzipien, 
was ich nimmer billigen kann, in der Kaiferfrage erfauft hat, verlangen 
dies, Es wird nicht lange dauern, fo werden die Radilalen 
vor den neuen Kaiſer hintreten mit dem Reichswappen und 
ihn fragen: glaud Du diefer Adler fei Dir gefhenkf? 

Hat und die Unterwürfigfeit gegen Frankfurt doch fon zu der 
mwunderlihen Erfcheinung geführt, dag Königl. Preuß. Truppen die Revo⸗ 
lution in Schleswig gegen den rechtmäßigen Landesherrn vertheidisen, 
dag unfere öftlichen Provinzen, in einem Streit um bes Kaiſers Bart, 
in einer ächlen Querelle allemande, zum zweiten Dal durch die Blokade 
ruinirt werben, während die Herren in Frankfurt gemittblich von den 
Thaten unferer Krieger in den Zeitungen leſen, wie weit hinten in Dä⸗ 
nemark die Bölfer auf einander jchlagen. 

Ich Halte e8 daher für umjerer Aufgabe entichieden widerftxebend, 
wenn wir die dentfche Frage dadurch noch mehr verwirren, daß wir in 
dem Yugenblid, wo pa anfängt, fih von dem Taumel der Revolution 
u erholen, den frankfurter Souverainetäts - Gelüften, die gerade um ein 
ahr zu fpät kommen, die Stüte unferer Zuftimmung leihen. Ich glaube, 
daß gerade dann, wenn wir ihnen unfere Unterfiügung vers 
weigern, Preußen um fo eher im Stande fein wird, die 
deutfche Einheit auf dem von der Negierung betretenen Wege 
herbeizuführen. Die Gefahren, welche uns dabei entgegenfteben Könnten, 
fürdte ich nicht; weil das Recht auf unferer Seite ift, und follten fie 
auch die gebräuchliche Ausdehnung eines Hederjchen Putfches um das 

bnfache überfleigen. Im fchlimmften Falle will ich aber, ehe ich 
ehe, daß mein König zum Bafallen der politifhen Glaubens⸗ 
enoffen der Herren Simon und Schaffrath berabfteigt, 
ieber, daß Preußen Preußen bleibt. Es wird als ſolches 
ftet3 ın der Lage fein, Deutſchland Gejege zu geben, nit, 
fie von anderen zu empfangen. ‘Deine Herren! Re babe als Ab⸗ 
geordneter die Ehre, die Chur⸗ und Hauptſtadt Brandenburg zu vertreten, 
welche dieſer Provinz, der Grundlage und Wiege der A Mo» 
norchie, den Namen gegeben bat, und fühle deshalb mich um jo ftärker 
verpflichtet, mich der Diskuffion eines Antrags zu widerſetzen, welcher 
daranf hinausgeht, daß Staatsgebäude, welches Jahrhunderte des Ruhmes 
und der Baterlandsliebe errichtet haben, welches von Grund anf mit dem 
Blute unjerer Bäter gefittet ift, zn untergraben und einftürzen zu lafien. 
Die franlfurter Rrone mot fehr glänzend fein, aber daß 
Bold, welches dem Blanze Wahrheit verleiht, foll erft durch 
das Eiufhmelgen der preußifhen Krone gewonnen werden, 
Fürft Bismard. 3 
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und ih babe Fein Bertrauen, daß der Umguß mit der Form 
diefer Berfafjung gelingen werde.“ 


Preußen und dic deutfchen Kleinflaaten. 


6. September. (Zum Drei-Königs-Bündniß. — Daß ſpe— 
zififhe Preußentbum und die Armee.) 


„Ih will mir weder erlauben, die Geduld der hoben Kammer zu 
einer ftaatörechtlihen Vorlefung in Anſpruch zu nehmen, noch de rebus 
omnibus et quibusdam aliis fprechen. Ich will mich zur Sache Balten; 
ich will mich auch weder an die gemüthliche Seite der Frage, noch an 
Ihre deutfchen Herzen wenden, jondern lediglich au den fchlichten Preußen- 
Berftand. Dem erften Theil des Gutachtens der Kommiifion jchließe ich 
mid an; wenn auch nicht in derjelben Yafjung, fondern in der des ver: 
Iefenen, von mir mit unterzeichneten Amendements, und zwar deshalb, 
weil ich in dem Umftande, daß ich mit dem Verfaffungs-Entwurfe, welcher 
dem Dreikönigs-Vertrage zum Grunde liegt, nicht volllommen einver- 
ftanden bin, Teinen Grund finden kann, einem Minifterium meine Unter: 
ftügung zu entziehen, in welchem ich die Repräfentanten gefellfchaftlicher 
und ftaatlicher Eivilifation, gegenüber der Demokratie, anerfenne und ehre. 
Jedoch kann ich dabei den Wunſch nicht unterdrüden, daß es das letztemal 
fein möge, daß die Errungenjhaften des preußischen Schwerdtes mit frei⸗ 
gebiger Hand weggegeben werden, um die nimmerfatten Anforderungen 
eine Phantoms zu befriedigen, melcdes unter dem fingirten Namen von 
Zeitgeift oder öffentlicher Meinung die Vernunft der Yürften und der 
Bölker mit feinem Geſchrei betäubt, bis Jeder ſich vor dem Schatten bes 
Anderen fürchtet und Alle vergefien, daß unter der Löwenhaut des Ge» 
fpenftes ein Wejen ftedt, von zwar lärmender aber wenig furchtbarer 
Natur. Ich verkenne nicht, daß der Inhalt der Berfaflung bedingt war 
durch frühere Berheißungen, deren Heiligkeit mir eben fo —* ſteht, als 
irgend Jemandem. Ich verkenne nicht, daß die Verfaſſung gegeben iſt in 
einem Augenblicke, wo die politiſche Lage Deutſchlands eine andere war 
als heute, und daß die Verfaſſung vielleicht eine andere geworden wäre, 
wenn man damals die Löſung der politiſchen Wirren in derſelben Klarheit, 
wie jetzt, hätte vorausjehen können. Aber gerade der Umftand, daß die 
Verfaſſung unter unglinfligen Aufpizien gegeben wurde, veranlagt mid 
umfomehr, fie nur unter der Bedingung anzuerfennen, daß eine Revifion 
und bie Zuftimmung der preußifchen Kammer vorbehalten bleibe. Es 
verfteht fi daher von felbft, daß ich gegen ben legten ehe des Kom⸗ 
mifjions- Entwurfs ftimme. ‘Der Antrag h t mit anderen Worten foviel, 
dag wir, die preußifhen Kammern, die Zukunft unſeres Vaterlandes uns 
wiederbringlihd an den Beſchluß einer Reichs⸗Verſammlung binden follen, 
deren Zufammenfegung wir noch nicht kennen; und an die Entſcheidung 
eined zulünftigen Miniſteriums, da3 wir aud noch nicht kennen; denn 
wer bürgt und dafür, daß das Minifterium, das jetzt zu unſer Aller 
Freude an der Spige der Berwaltung fteht, zu dem vielleicht jehr ent- 
fernten Zeitpunft, wo diefe Frage zur Enticheidung kommen wird, noch 
dieſe Stelle behauptet. Wer bürgt uns daflır, daß es bis dahın nicht 
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Männern von derjelben Richtung Play mache, wie jene, welche nor nod) 
nicht langer Zeit unferem Könige die abgelehnte Krone von Frankfurt an⸗ 
trugen. do halte den Antrag ferner für vorzeitig, weil ich die Eriftenz 
des jogenannten Dreifünigs «Bundes noch nicht h weit gefichert eradhte, 
um jein Beſtehen unferen Befchlüffen zu Grunde zu legen. erinnere 
an die Borbehalte von Sachſen und Hannover, fie find befannt; Vorbe⸗ 
halte fo wefentlicher Natur, daß fie den Rücktritt diefer Mächte unbes 
freitbar rechtfertigen, ſobald e8 nicht gelingt, alle Staaten Deutfchlands 
außer Deiterrcih zu dem Zutritte zu vermögen. Für den Beitritt von 
Daiern und Württemberg it bisher nur geringe Ausficht, und ich glaube 
mot, dag durch die jüngften parlamentariihen Verhandlungen in der 
Sache diefe Ausfichten erhöht worden find. 

Die Nachtheile für Preußen, welche der Entwurf felbft in fich trägt, 
bat der Abgeordnete Camphauſen in feiner Rede in der erften Kammer, 
von der ich vorausfegen kann, daß fie Ihnen allen bekannt fein wird, 
m jo fehlagender Weile auseinandergefett, daß ich dem nichts hinzuzufügen 
braude. Nach feinen eigenen Worten verliert der König von Keen en 
feine Initiative, fein Beto in der Gefeßgebung, er kann wider jeinen 
Billen genöthigt werden, Gejegen beizuftimmen, die er mißbilligt; Preußen 
verzichtet auf die freie Dispoſition über fein Heer und feine Finanzen 
und verpflichtet fich, feine fämmtlichen Aktiva aller Art einzumerfen in 
den Kontur der übrigen dentichen Staaten ohne Gemwärtigung eines 
Aequivalents. Das Preußifhe Miinifterium würde herabfinfen zu einer 
Provinzial- Behörde, unter der Leitung eines Reichs⸗Miniſteriums, welches 
wiederum abhängig ift von einem Parlamente, in deiien Oberhaufe von 
Rechts wegen und im Unterhaufe mit Hülfe der einheimijchen Demofratie 
die preußiichen Intereſſen in der Minorität fein würden, die ehrenpolliten 
und wichtigften Rechte der preußiichen Kammer mürden auf das cher 
Parlament übergehen, und was bietet man und ala Entihädigung für 
jolhe Verluſte, bei denen ich nicht weiß, wie Jemand, der dafür ftinmt, 
jein Botum Preußiihen Wählern gegenüber schtfertigen will? Dean 
bietet una die mit einer mageren Ereutive befleidete Reichs - Porftands 
ihait, welche von Sachſen und Hannover, vielleicht auch von den übrigen 
Staaten des engeren Bundes, deren Beitritt3-Erklärungen nicht beiliegen, 
ald eine offene Frage betrachtet wird, ein Vorbehalt, aus dem zu ent- 
nehmen ift, daß die preußische Vorftandichait von der Seite ftarfe Angriffe 
bei der Reviſion erfahren wird. Sollten wir aus diefem Angriffe ſieg⸗ 
reich hervorgehen, fo habe ich jchon angedeutet, in welcher Art die Prä- 
rogativen diejer Borftandichaft abjorbirt werden von den Berechtigungen 
des deutſchen Bundes. Nun ift zwar von der anderen Seite behauptet 
worden, Daß der Mächtigere, wenn er mit dem Mindermächtigen in 
einen Bund tritt, ſtets im Stande jein würde, feine Macht, auch wenn 
die Form der Repräfentation es ihm nicht vergönnt, geltend zu machen. 

Dies deutet einerfeit3 auf die Gejellichaft mit dem Löwen hin, mir 
fällt augenblidlih der juriftifhe Name nicht ein.... (Stimme vom 
Plage: Societas leonina.) Societas leonina, ich danke Ihnen, (Heiterfeit) 
die anderen Staaten noch mehr wünſchen laſſen könnte, diefem Bündniffe 
jern zu bleiben. Andererjeitd bat die jüingfte Gejchichte gelehrt, daß im 
diefer wunderlichen Zeit der Starke ſchwach ift durch feine Bedenklichkeit, 
der Schwache ſtark durch jeine Dreiftigkeit. Ich kann nad) diefer Seite 
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bin fein YAequivalent für unfere Opfer finden, ich muß e8 deshalb lediglich 
fuchen in dem fchönen Bemußtfein, eine uneigennäßige, edelmüthige Politik 
befolgt, den Bedürfnifien einer nationalen Wiedergeburt entfprodyen, die 
hiſtoriſche Aufgabe Preußens gelöft, den bewegenden Prinzipien des vorigen 
Jahres Rechnung getragen zu haben, und mie folche Ansdrüde mehr 
lauten, die mehr (dön als fcharf bezeichnend find. ch bin der Anficht, 
daß die „bewegenden Prinzipien“ des vorigen Jahres viel mehr focialer 
als nationaler Natur waren; die nationale Bewegung wäre auf wenige, 
aber allerdings heroorragende Männer in engeren Streifen befchräntt ge⸗ 
blieben, wenn nicht dadurch der Boden unter unferen Füßen erjchüttert 
würde, daß das fociale Element in die Bewegung hineingezogen, daß 
durch falfche Norfpiegelungen die Begehrlichleit des Beſitzloſen nach fremdem 
But, der Neid des minder Begüterten gegen den Neichen aufgeftachelt 
wiirde, und diefe Leidenſchaften nur um fo leichter Boden gewannen, fe 
mehr durch eine langjährige, von oben genährte Yreigeifterei die fittlichen 
Elemente des Biderfianded in den Herzen der Menjchen vernichtet waren. 
Ich glaube nicht, daß dieſe Uebelftände durch demofratifche Konzeffionen 
oder durch deutiche Einheitsprojekte werden gehoben werben, Die Krantbeit 
fit tiefer; das aber beftreite ich, daß in dem preußiſchen Volk das 
bürfnig nach nationaler Wiedergeburt nad dem Muſter der frankfurter 
Theorten irgend vorhanden geweſen fei. Es ift hier heute mehrfach die 
Bolitit Friedrich’3 des Großen erwähnt und Diele Iogır identifizirt worden 
mit dem Antrage der Kommilfion. Dies ift eine Gleichſtellung, an die 
ih nicht glaube; Yriedrich II hätte das Gutachten ki gemacht; ich alanbe 
vielmehr, daß er fi) an die hervorragendſte Eigenthümlichkeit preußifcher 
Nationalität, an das friegerijhe Element in ihr, gewandt haben würde, 
und nicht ohne Erfolg. würde gemußt haben, daß noch heute, mie 
zu den Zeiten unferer Väter, der Ton der Trompete, die zu den Fahnen 
des Landesherrn ruft, feinen Reiz für ein preußifches Ohr nicht verloren 
bat, mag es fi um eine Bertheidigung unferer Grenzen, mag es ſich 
um Preußens Ruhm und Größe handeln. Er hätte die Wahl gehabt, 
ſich nach dem Bruch mit Frankfurt an den alten Kampfgenofien, an 
Defterreich, anzufchließen, dort die glänzende Rolle zu übernehmen, welche 
der Kaiſer von Rußland gejpielt hat, im Bunde mit Defterreich den ge- 
meinjamen Feind, die Revolution, zu vernichten. Oder es hätte ihm frei- 
eftanden, mit demfelben Recht, mit dem er Schlefien eroberte, nach Ab⸗ 
{ebnung der frankfurter Kaiferfrone den Deutfchen S befehlen, welches 
ihre Berfafſung fein ſolle, auf die Gefahr hin, das Schwert in die Wag⸗ 
ichale zu Derfen. Died wäre eine nationale preufifche Politit geweſen. 
Sie hätte Preußen im erften Fall in Gemeinſchaft mit Defterreidh, im 
anderen Fall durch fi allein die richtige Stellung gegeben, um Deutſch⸗ 
land zu der Macht zu helfen, die ihm in Europa gebührt. 

er vorliegende Verfaffungsentwurf aber vernichtet das 
fpezififhe Preußenthum; damit aber vernichtet er den beften 
Pfeiler deutfher Macht. Wer hat denn das, was in Deutichland 
n balten war, gehalten? E8 war wahrlich nicht die franffurter Ber- 
ammlung. Vielmehr muß ih auch bier dem Königlihen Kommiffar ent- 
gegentreten, wo er jagt, ie frantfurter Serlammtung babe Bieles von uns 
abgewehrt. Es ift mir nicht das Mindeſte der Art bekannt, ich weiß nur, 
das das 38, preußifche Regiment am 18. September das von ung abgewehrt 
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bat, was das frankfurter Parlament mitfammt dem Borparlament über 
uns beraufbejchworen hatte. Was uns gehalten hat, war gerade 
das jpezififche Preußentbum. Es war der Neft des verfegerten 
Stodpreußentbums, der die Revolution überbanert hatte, 
die preußifhe Arınee, der preußiſche Schatz, die Früdte 
angiähriger intelligenter preußifcher Berwaltung und die 
lebendige Wechſelwirkung, die in Preußen zwiſchen —* und 
Volk beſteht. Es war die Anhänglichkeit der preußiſchen Be— 
völferung an die angeſtammte Dynaſtie, es waren die alten 
preußifhen Tugenden von Ehre, Treue, Gehorfan und die 
Zapferfeit,: welde die Armee, von deren Knochenbau, dem 
Officier-Corps, ausgehend, bis zu den jüngften Rekruten, 
durchziehen, Dieſe Armee hegt feine dreifarbigen Begeifterungen, in ihr 
werben Sie ebenjo wenig, als ın dem übrigen preußiichen Volle, daß Bes 
durfniß nad) einer nationalen Wiedergeburt finden. Sie ift zufrieden mit 
dem Kamen Preußen und ftolz auf den Namen Preußen. Dieſe Schaaren, 
fie folgen dem ſchwarzweißen Banner, nicht dem breifarbigen, unter dem 
ſchwarzweißen jterben fie mit Freuden für ihr Vaterland, Das dreifarbige 
haben fie jeit dem 18. März als Feldzeichen ihrer Gegner Tennen gelernt. 
Unter ihnen find die Töne des Preußenliedes, des Deflauer- und des 
Hohenfriedberger- Marjche8 wohl gelannt und geliebt, aber ich habe noch 
leinen preußiichen Soldaten fingen — „Was iſt des Deutſcheu Vater⸗ 
land?“ Das Volk, aus dem dieſe Armee hervorgegangen iſt, deſſen 
wahrſter Repräſentant dieſe Armee iſt, nach dem ſchönen und richtigen 
Ausſpruch des Präſidenten der erſten Kammer, bat kein Bebürfnig, ſein 
preußiſches Königthum verſchwimmen zu Ki in der fauligen Gährung 
ſüddeutſcher Zuchtlofigkeit. Seine Treue haftet nicht an einem papiernen 
Reichs⸗Vorſtand, nicht an einem Sechftel- Fürftenrath, fie haftet an dem 
lebendigen und freien Könige von Preußen, dem Erben feiner Väter. 
Diefes Bolt, meine Herren, waß e3 will, daß wollen wir auch mit ihm, 
Ale Redner, welche ich gehört babe, wollen es, nur auf verfchiedenem 
Wege Wir Alle wollen, daß der preußifche Adler feine Yittige 
von der Memel bis zum Dounersberge fchügend und herr» 
— ausbreite, aber frei wollen wir ihn ſehen, nicht ge— 
eſſelt durch einen neuen regensburger Reichstag und nicht 
geſtutzt an den Flügeln von jener gleichmachenden Hecken⸗ 
ſcheere aus Frankfurt, von der wir ſehr wohl uns erinnern, 
daß ſie erſt in Gotha zu einem friedlichen Inſtrumente um⸗ 
ejhmiedet wurde, während fie wenige Wochen vorher in 
Frankfurt als drohende Waffe gegen das Preußentbum und 
gegen die Berordnungen unferes Königs geſchwungen worden 
fe Preußen find wir und Preußen wollen wir bleiben; id 
weiß, daß ich mit diefen Worten das Belenntniß der preußi— 
hen Armee, da8 Belenntniß der Mehrzahl meiner Lands— 
leute ausſpreche, und hoffe ih zu Gott, daß wir A: noch 
lange Preußen bleiben werden, wenn dieſes Stück Papier 
vergelfen fein wird, wie ein dürres Herbftblatt.“ (Lebhaftes 

ravo!) 
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Bie Krone und das Steuerbewilligungsredht. 


24. September. (Konjtitutionaliömus und preußifche Berfaljung. — 
Die Berufung auf Belgien und auf England. — Das 
Recht der Krone in Preußen.) 


„Der Artitel 108 enthält den natürlichen Grundfag, daß jedes 
Geſetz jo lange befteht, bis es durch ein neues aufgehoben if. Es würde 
diefe Bedeutung auch dann noch behalten, wenn man, nad) Antrag des 
Kommiſſions⸗Gutachtens, deu Kopf, der fi anf die Steueru ſpeziell be 
geht, ftreihden wollte. Es würde feftftehen bleiben, daß die Geſetze, welche 

ie Einnahmen des Staates und, was ich beſonders hervorhebe, jeine 
Ausgaben regeln, daß die Etats, welde einen integrivenden Theil der 
Gefet- Sammlung bilden, fortbeftehen, bis fie durch ein neues Gele, mit 
Hebereinftimmung der drei Gewalten, welche bei der Gefeggebung mitwir⸗ 
ten, aufgehoben werden. Der Kommiflions- Antrag wünjcht dies dahın 
abzuändern, daß jeder der beiden Kammern in jedem Jahre die Selegen- 
heit werde, die Steuern zu beiwilligen oder zu verweigern, daß jeder der 
beiden Kammern eine Waffe in die Hand gegeben werde, die, mit Kou⸗ 
fequenz und Entfchloffenheit gehandhabt, ſie in den Stand jeßte, jeden 
Biderkand der anderen Faktoren der Gefeßgebung, der ihr entgegengefegt 
werden möchte, zu brechen. Es liegt auf der Hand, daß dadurd der 
Schwerpunft der Gewalt, die ganze Staatdgemwalt jelbft, von 
der Krone auf die Kammern und deren Majoritäten übergeben 
würde, und daß der Krone nicht viel mehr übrig bleiben würde, 
als fi der Vollziehung der Kammerbeſchlüſſe zu befleißigen. 

Ale Hauptmotiv zur Hechtfertigung diefer außerordentlichen Ummäl: 
ung unſeres Staatörechtes, die leicht von nachhaltigerer Wirkung jein 
—* als die jogenannte März - Revolution, iſt von Seiten des Kom⸗ 
miſſions⸗ Entwurf3 in den Vordergrund geftellt worden, daß die Konſe⸗ 
venz eines aufrichtig conflitutionellen Syſtems dieſes fordert. Meine 

rren! Das Wort „conftitutionell“ ijt eines der Stihwörter, 
die in neucfter Zeit das Vorrecht haben, an die Stelle jeden 
Grundes fih einzuftellen. 

„Wo Gründe ben, ftellt zur rechten Zeit das ort ſich ein.“ 

Wo es fih um fo durdhgreifende Anordnungen handelt, jollte man 
doch wohl fragen, ob fie gerecht oder ungereht, vernünftig oder unver: 
nünftig, für Preußen nüglic) oder fhädlih find? Dana fragt aber 
Nieniand; man fragt nur, ob fie fiir conftitutionell gelten. Aber über 
die Bedeutung dieſes Wortes werden fie felten zwei Menſchen einiz finden, 
jeder befchuldigt feinen Gegner des faljchen Conſtitutionalismus, und eine 
autbentifche Interpretation fehlt. Die Meiften fcheinen anzunehmen, daß 
Beftinmungen, melde ın England, Frankreich, Belgien Gültigkeit haben 
oder ;ehabt haben, conftitutionell feien, und aus dieſem Grunde, welches 
auch die Zolgen davon feien, in Preußen eingeführt werden müflen. „In 
jenen Ländern wohnt den Kammern das Recht der Steuernerweigerung 
bei, es ift aljo conftitutionell, und wir müflen es auch alio haben.” Das 
it die Schlußfolge, welche ih aus dem Kommiffions - Entwurf und aus 
dem Bortrage der Redner, welche vor mir geiprochen haben, habe ent- 
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nehmen Töunen. Die Gründe fommen im Sangen alle auf daſſelbe her- 
aus, daß z. B. der geehrte Abgeordnete von Bederatb — ich glaube, 
diefer war es — dieſen Paragraph ald den mwefentlichften einer conititu- 
tionellen Berfafiung darftellt, auf dem die ganze Berfafiung beruhe. Es 
fteht damit in eigen Widerſpruch, daß der geehrte Abgeordnete nachher 
jagt, er halte die Ausübung diefes Rechts Für Hochverrath, auch wenn e8 
als rechtmäßig anerkannt fei. Denn ich kann nicht glauben, daß er an⸗ 
nimmt, daß die ganze Berfaflung auf Hochverrath bafirt fei. Er fand 
ferner, daß, wenn die Berfaflung diefen Paragraph nicht fallen Ließe, fie 
den Namen einer Konftitution nicht verdiene. Ich will ihn nur darauf 
aufmerkſam machen, daß das Wort Eonftitution blos der franzöfiiche Aus⸗ 
drud für „Berfaflung“ ift, und es wird nur darauf ankommen, ob wir 
franzöſiſch oder deutih über die Sache jprechen wollen. Diejer Redner 
bat dann angeführt, daß, wenn die Steuerperweigerung der Kammern 
nicht beigelegt werde, er befürchte, daß die Kammern gejährlid nach 
Macdterweiterung ftreben würden; ich jage ihm dagegen, unjere Kammer 
it fhon im Begriff, dies zu thun, und zwar in diefem Augenblid. Herr 
von Bederatb bat dann gejagt, daß er wegen Abmwefenheit des Steuer- 
verweigerungsrechtö in Preußen bisher mit Beſchämung auf andere Na» 
tionen geblidt habe. Ich ftimme mit ihm darin nicht überein, ich habe 
mich nie gejchämt, ein Preuße zu fein, und befonder8 wenn ich aus fremden 
Ländern beimgefehrt bin, jo babe ich mich immer recht ftolz und wohl 
gefühlt, daß ich ein Preuße war. Ich wollte mir nur noch erlauben, auf 
einen Haupt-Unterfchied unferer preußiichen Berfaffung mit der uns zum 
Muſter vorgeführten belgifchen und franzöfifchen aufmerkſam zu madeen. 
Dei uns ift verfaſſungsmäßig feit Jahrhunderten ein felbft- 
ftändiges Königthum, ein Königthum, weldes zwar im Laufe 
der Zeit und namentlich der legten Jahre einen beträdhtlichen 
Theil feiner Rechte auf die Volksvertretung übertragen hat; 
aber freiwillig und nicht etwa deshalb, weil, wie Herr 
von Bederath fagt, ihm die Widerftandsfähigfeit fehlte. 
Preußen war volllommen fähig, dem Stoß aus Frankreich 
Widerſtand zu leiften, wenn die Negierung des Königs dieje 
Viderftandsfähigleit hätte benugen wollen, es war ſtark 
genug, trogdem, daß feit Jahren von gemifjen Seiten an der 
Autorität der Krone gerüttelt ijt, indem man den Örundfag 
aufgeitellt hat, daß Bejege, die aus der für Die Gejeggebung 
vorgefhriebenen Quelle flojfen, unverbindlich feien für Die, 
welche von ihrer Rehtmäßigfeit nicht überzeugt wären. 
Tropdem glaube ich, daß die Widerftandsfähigleit des preußiichen König⸗ 
thums binreichend groß gemejen wäre, um dieſem Stoße zu miderftehen. 
Aber eben dieſes Königthum unterjcheidet fi) dadurd von den conſtitu⸗ 
tionellen Doynaftieen in England, Frankreich und Belgien, daß dort bie 
Krone, wie ein gemeinfames Volks⸗Sprüchwort jagt: geic einem ger 
ihentten Saul u. f. w., aus den blutigen Händen der Wepolution über- 
reicht ift unter denjenigen Bedingungen, wie nun die Revolution für gut 
iond, jenen Dynaftieen aufzulegen. Die unbedingten Nachahmer jenes 
überrheiniichen Conſtitutionalismus find bisher in Deutſchland nicht be= 
ſonders glücklich in ihren Verjuchen geweſen. Die Zerrüttumg eines jeden 
dentichen Staates hielt ziemlich gleichen Schritt mit der Wachgiebigteit, 
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welche feine Regierung gegen Anforderungen in diefer Beziehung bewies, 
In Sachen und Baden hat man vielleicht am aufrichtigften dem fran⸗ 
öfiichen Conſtitutionalismus gehuldigt, und gerade da war die Haltlofigs 
eit bie größte; und nur badjenige, was und von den altpreußiichen In⸗ 
ſtitutiouen als Erbichaft aus jener berüchtigten Zeit der 33 jährigen 
Knechtſchaft übriggeblieben war, hat uns in den Stand gejegt, dad Bes 
ſtehen der flaatlihen Geſellſchaft in jenen Ländern aujvecht zu erhalten. 
Das Franfreih jeibit, das Baterland aller dieſer Theorien, anbetrifft, 
jo ſollte mau glauben, daß jein Beifpiel ebeu fein bejonders verjührertfches 
fei, und daß die Franzoſen fich jeßt faum ben glüdlichiten Völkern 
der Erde rechnen möchten mit der Urt von Fe welche durch konſti⸗ 
tutionelle Doftrinen bei ihnen begründet worden ift; ich ſehe gerade 
in den jegigen Zuſtänden von Frankreich ferne Aufforderung, 
und das Nejfusgewand der franzöjiihden Staatslehren auf 
unjeren gejunden Körper zu ziehen. 

Belgien bat den Stürmen des vorigen Jahres miderftanden, und 
deshalb betrachtet man jeine Verfaſſung als ein Univerſalmittel gegen jedes 
politijche Uebel. Deine Herren! Rußland hat jenen Stürmen auch wider⸗ 
ftanden. Ich ſehe aljo nicht ein, warum Sie mit demjelben Rechte fich 
nicht in Robpreifungen der rufjischen Berfaffung ergehen wollen. Uebrigeus 
ift die veigiiäe Berfajjung erit 18 Jahre alt, ein jehr empfehlendes 
Alter für Damen, aber nicht für onftitutionen, und ich glaube, Cie 
alle legen Fein erhebliches Gewicht auf die Yebenserfahrungen eines Mädchens 
von 18 Fahren, felbft dann, wenn es einmal fo glüdlich oder Hug ges 
wejen wäre, die Bewerbungen eine mauvais sujet abzulehnen. Englaud 
vegiert ſich, obgleich dem Unterhauje dad Recht, die Steuern zu vers 
weigern, beimohnt, .... die Berufungen auf England jind unjer 
Unglüd; geben Sie uns alles Engliſche, was wir nit haben, 
geben Sie uns engliſche Gottesjurdt und englifhe Achtung 
vor dem Bejege, die gefammte englijche Berfajfung, aber aud 
die gejammten Berhältniffe des englifhen Grundbeſitzes, 
englijhen Reichthum uud engliiden Gemeinjinn, befouderg 
aber ein englijhes Unterhaus, kurz und gut Alles, mas wir 
niht babeu, dann will ih aud jagen, Ste können uns nad 
englifher Weile regieren. 

Aber aus diejer Möglichkeit würde ih noch immer feine Ber» 
pilihtung für Die preußijhe Krone entnehmen, ſich in die macht- 
loje Stellinng drängen zu lafien, welche die engliihe Krome einnimmt, die 
mehr als ein zierlicher Kuppelſchmuck des Staatögebäudes erjcheint, während 
ih in der uujrigen den tragenden Mittelpfeiler defielben erfenne. Dann 
vergefjen wir nicht, daß England, nachdem es ſich die Grundzüge zur 
Conſtitution im Jahre 1688 gegeben hat, mehr ala 100 Jahre unter der 
Bormundfchaft einer allmächtigen, nur aus wenigen Yamilien bejiehenden 
Ariftolratie geftanden hat. Das Yand bat fich in dem Zeitraume an die 
neuen Formen gewöhnen können, und erfi am Ende des vorigen Jahr⸗ 
hunderts ift ein reges parlamentarifches Leben in England entitanden ; 
die engliiche Reform aber, in der die Macht der Ariftotratie zum Theil 
anz, zum Theil fcheinbar gebrochen ift, iſt jünger, als Die belgiſche Ber⸗ 
Feflung und es ſteht noch zu erwarten, ob ſich dieſe Reform⸗Conſtitution 
eben jo durch Jahrhunderte bewähren wird, wie die frühere Herricait 
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ber engfifchen Ariftofratie. Es wird häufig auf unferen politifchen Bildungs⸗ 
das Sprüchwort angewandt: Wenn wir ſchwimmen lernen 
wollen, müfjen wir ins Waffer gehen; das mag wahr fein, aber id 
jede nit ein, warum Jemand, der Shwimmen lernen will, gerade 
da Bineinfpringen ſoll, we das Waſſer am tiefften ift, weil fidh 
bort etwa ein bewährter Schwimmer mit Sicherheit bewegt. Uns fehlt 
ber ganze Stand, der in England die Politik macht, der Stand der 
wohlhabenden und deshalb fonfervativen, von materiellen Intereſſen unab⸗ 
igen Gentlemen, deren ganze Erziehung dahin gerichtet ift, daß fie 
engliſche Staatemänner werden, und beren ganzer Lebenszwed ift, an dem 
Gemeinweſen von England fi zu betheiligen; die @ebildeten bei uns 
find nzit weniger Ausnahme fo an den Materialismus des Privatlebens, 
an ihre Häusluhleit, gebunden, daß es den Meiften fchwer erträglich jein 
wird, fi) an den parlamentarifchen Gefchäften auf die Dauer zu betheili- 
n, wenn dieſelben in der anhaltenden Weiſe betrieben werden follen, wie dies 
in den legten drei Jahren der Fall geweſen. Ich fürchte deshalb, daß wir 
Gefahr laufen, einen großen Theil der Stellen hier in Zulunft eingenommen 
zu ſehen von foldhen, die zu Haufe nichts zu verlaffen haben und mit dem 
Zwede hierher kommen, in irgend einer Beziehung ihre Lage zu verbeffern, 
Es ift vorher darauf hingewiejen worden, daß das Wahlgejeg ein 
befieres werden müſſe, als es jetzt ift, und zwar von einer Seite, wo id) 
daB Zugeftändniß freudig acceptire. Indeſſen geben Sie uns das hefte Wahl« 
geſetz, ſo habe ich doch noch keine fichere Garantie, daß wir den hohen Grad 
der Intelligenz und uneigennügigen Vaterlandsliebe, der ſich in der Majorität 
der jesigen Kammer vereinigt, in einer anderen Sammer wiederfinden werden. 
Ih kann in der Lotterie der Wahlen, mit Hinblid auf den politifchen Zus 
itand des Baterlandes, keine Bürgichaften fehen, die mich berechtigen, die un⸗ 
eingefchränfte Dispofition über Land und Leute in Preußen in die Hände: 
derjenigen Berjammlungen zu legen, welche aus dieſem Hazardſpiel her. 
vorgehen mögen. Bir verlangen, wenn Jemand über eine Bagatelle zu 
Gericht figen oder in dem Getriebe der Verwaltung mitarbeiten fol, einen 
hohen Grad von Bildung, firenge Eramina. Sollen wir dagegen die Ents 
ſcheidung über die — * Fragen der Politik und der Geſetzgebung in 
letzter Inſtanz in die Hände von Majoritaten legen, deren Zuſammenſetzung 
mehr durch den Zufall als durch die Brauchbarkeit ihrer Mitglieder bedingt 
ft? Es liegt ung Allen die Erinnerung nahe, wie in einer der wichtigften 
ragen ber inneren Politit die Entfcheidung an dem feidenen Faden ding, 
ob ein Abgeorbneter der National-Berfammlung fein Botum während ber 
Abſtimmung zum drittenmale ändern würde oder nicht, und aus der vorigen 
Kammer ift Ihnen erinnerlich, wie bedeutende Abftimmungen durch den 
Zufall entfchieden wurden, daß ein Kranker aus dem Bette geholt werden 
fonnte, um fein Botum abzugeben. Bon ſochen Mifören, meine Herren, 
darf Preußens Geſchick nicht in legter Inſtanz abhängig fein. Die Grund» 
lage unferer Berfaffung bilder die Gleichberechtigung der Krone, 
ber erfien und der zweiten Kammer in der Öefeggebung. Aendern 
Sie dieſe Bleihberehtigung zum Nachtheil der Krone, ent 
ziehen Sie die Befeggebung über Steuern, über deren Ein- 
nahnıe und Außgabe, dieſer allgemeinen Regel, fo vernichten 
Sie die Selbfländigeit der Krone zu Gunſten von Majoritäten, 
deren Geltung auf der gewagten Boraußfegung beruht, daß 
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ein jeder einzelne der zulünftigen preußifhen Abgeordneten 
in der 2age fein werde, fi über alle gragen der Politik und 
Deießgebung ein unabhängiges und unbefangenes Urtheil 
zu bilden. 

Das Kommiflions» Gutachten hofft, daß kein Mißbrauch mit diefem 
Steuerverweigerungs⸗Recht getrieben werde. Ich theile diefe Hoffnung 
auf feine Weiſe. Ich kann mir im Gegentheil eine Bufammenfegung der 
Kammern denken, wo ich den leichtfinnigften Mißbrauch mit Gewißheit 
vorausſehe. Es hat fich der geehrte Vorredner auch deshalb auf das Bei- 
jpiel von fremden Staaten berufen, und auch Andere haben gefagt, es fei 
dort von diefer Berechtigung dien oder niemalg Gebrauch gemacht worden. 
Das hat feinen natürlihen Grund darin, weil jedes Minifterium, ohne 
es auf diefe Ertremität anfommen zu laflen, vorher abtritt, denn das 
Demußtfein, daß eine Kammer diejes legte Zwangsmittel 
in Händen hat, ift Hinreihend, die Vertreter der Krone im 
Unterwärfigleit gegen die Gebote der Kammer zu halten. 
Ich begreife nicht, wie diejenigen, die dieſes Syſtem auch bei uns ein- 
führen wollen, trogdem fo häufig von einem ftarfen Königthum ſprechen 
tönnen, und welchen Begriff fie damit verbinden. Es beißt ferner, daß, 
wenn die Kammern dazu geneigt wären, mit ihren Rechten Mißbrauch 
u treiben, diejes eben —* bei Bewilligung der Ausgaben als bei den 
Einnahmen möglich fein würde. Ich erlaube mir, darauf zu erwidern, 
daß die Möglichkeit Eines Mißbrauches nicht dazu beredhtigt, einen zweiten 
u erleichtern. Außerdem ift Diefer Fall nach meiner Auffafjung vom 8. 98 
Ber Verfaſſung vollftändig vorgejehen. Nach 8.98 beruhen die Ausgaben 
ebenfall® auf Gefegen, und wir haben gejegliche Beftimmungen der Etats 
über die Ausgaben, und dieje Gelege können eben fo gut, wie andere, 
nur durch neue Gefege geändert werden. Ich würde lebhaft wünſchen, 
daß es dabei bleibt, indem ich befürchte, daß das preußiiche Volk im 
Zukunft eben fo gut des Schuges einer Fräftigen Krone gegen 
die Kammer bedürfen wird, als umgekehrt. 

Der verehrte Abgeordnete für Nofenberg hat vorher erwähnt, es 
komme bei der Abftimmung über diefen Paragraphen darauf an, ob wır 
eine Verfafjung haben wollen oder nicht. Es ſcheint ihm aljo die Ber- 
fafjung vom 5. Dezember, fobalb der $. 108 beibehalten würde, gar feine 
Berfaflung mehr Er fein, was zu der Annahme berechtigen würde, daß 
wir bisher ohne Verfaſſung leben. Ich glaube, ber verehrte Abgeordnete 
wird bei Ziehung dieſer Konjequenz jelbit einfehen, daß feine Behauptung 
etwas zu weit ging. Er hat dann die Anficht geäußert, daß, wenn diejer 
Paragraph beibehalten werden folle, man lieber dem Könige das Recht 
augelichen möge, die Steuern nah dem Bedürfnig felbit aufzuerlegen. 

d weit in reactionärer Richtung geht außer ihm wohl Keiner in diefer 
Kammer. Wir alle wollen nur, daß beftehende Steuern nicht 
ohne Bewilligung der Krone abgeihafft werden; aber eben: 
ſowohl, daß Aenderungen in der Befteuerung nicht ohne Be- 
williguug der Kammern eintreten dürfen. Eine Aeußerung des 

erın Abgeordneten für Rojenberg bat mich um feinetwillen gefchmerzt. 

x fagt, ex könne den ganzen Beftand des Staated nur auf verjaflungs- 
mäßig geficherte Rechte bafiren, nicht aber auf Pietät gegen ein gekrüntes 
Haupt. Ich glaube, wenn auch der $. 108 beibehalten wiirde, in der ganzen 
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Berfaffung nom 5. Dezember und den übrigen Geſetzen des vorigen Jahres 
bleiben noch papierne Beftimmungen genug, um dem Herren Abgeord» 
neten zu geftatten, fich vor dem ihm unficher und fchlüpfrig fcheinenden 
Doden der Bietät fern zu halten.“ 


15. Novbr. Die Civilehe und das chriſtliche Bolksbewuftfein, 


„Schon die große Anzahl der Petitionen, die gegen Art. 16 einge 
gangen find, zeigen uns, daß wir zu einem Artikel gelangt find, der un⸗ 
mittelbar und fchärfer in das praktiſche Reben einfchneidet, als die meiften 
Borlagen, welde uns in den legten Tagen beſchäftigt haben, von denen 
ein Theil fo allgemeiner Natur war, daß er von einer Seite ber als 
Bhrafe bezeichnet worden ift, und zwar von einer Seite ber, die ich denn 
doch daranf aufmerkfam mächen möchte, daß gerade die Bhrafe den 
Ihönften Shmud einer conftitutionellen Berfafjung abgiebt, 
dem Schleier vor dem Bilde von Sais vergleihbar; zer- 
reißen Sie ihn ganz, fo werden Sie den Augen gar Mander, 
die in die tieferen Geheimnifje des Conſtitutionalismus 
noch nicht eingemeibt find, zeigen, daß das Idol, welches 
wir in dDiefen Räumen verehren, nit ganz das war, weldhes 
fie Hinter dem Schleier zu finden bofften. Auch den Artikel 11, 
in welchem Sie bie vollftändigite Freiheit des religiöſen Belenntnifles 
gewährleiftet haben, maden Sie, meined® Erachtens, zur Phraje, wenn 
Sie von den Belennern der dhriltlihen und in specie der evangelifchen 
Kirche verlangen, daß fie fich erft den Erfordernifien Ihrer conftitutionellen 
Slauben3» Artitel unterwerfen jollen, ehe Sie ihnen geftatten, den Segen 
der Kirche, durch den allein die Gültigkeit der Ehe bei uns bedingt wird, 
zu empfangen. Sie haben den chriftlichen Religionsgefellichaften diejelbe 
conftitutionelle Berechtigung auf Grund des allgemeinen Bereinigungs» 
rechtes verliehen, wie den demokratiſchen Klubs, und das ift viel heut zu 
Zage. Sie jchmälern diefe Gleichheit aber zum Nachtheil der Religions⸗ 
getelichaften, wenn Sie die Erlaubniß zu der feierlichen Handlung, melde 
isher den Bund der Ehe bei uns einfegnet und die Gültigkeit defielben 
bedingt, abhängig machen von dem gerichtlichen Akt eines Dorfichreiberg, 
in deifen Hände die Braut in Zukunft ihr Treugelöbniß niederzulegen 
bat. Ste geftatten freilich denjenigen, die fich perjönli dazu gedrungen 
fühlen, fich gg auch kirchlich trauen zu laflen; Sie gehatten 
der Kirche, die Schleppenträgerin der fubalternen Büreau- 
Iratie zu werden; Sie geftatten dem Pfarrer, das verheirathete Paar 
vor dem Altare erjcheinen zu laflen, und den verheiratheten Dann zu 
fragen, ob er feine ihm gefetzlich bereit angetraute Frau zur Frau nehmen 

ill oder nicht, eine Frage, die er mit „nein“ gefeglich nicht mehr beant⸗ 
worten kann. Sch glaube, daß fich nicht alle Geiftliche im Lande dazu 
hergeben würden, die bisher heilig gehaltene Geremonie der kirchlichen 
Zramung auf diefe Weije zur leeren Yörmlichteit herabzumürdigen. Wollen 
Sie aber diefer monie den Charakter leerer Förmlichkeit nehmen, fo 
mäfien Sie im Namen der Religionsfreiheit die angeliihe Kirche nöthigen, 
ihr bisheriged Trauungsritual zu ändern. Die EinilsEhe ft in einer 
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wejentlich anderen Rage in denjenigen Rändern, wo, wie 3. B. in Holland 
oder Schottland, fie fi durch Gewohnheit im Befig befindet, oder in denen, 
wo, wie in dem napoleoniichen Franlreih und in dem Zubehör beflelben, 
welches uns bier als Muſter aufgeftellt worden ift, die Civilehe in Folge 
einer Geſetzgebung eingeführt worden ift, welche in religiöjer Beziehung 
tabula rasa eine völlige Xeere und Zerfahrenheit vorfand, aljo aud fein 
entgegenftehendes Gefühl dabei verlegen konnte. Auders ift es bei uns. 
Dei und tritt die Civil- Ehe der lirchlichen Traunng jeindjelig und gewifler- 
maßen erobernd in dem Bewußtſein des Volkes gegenüber. Indem Sie 
die Civil⸗Ehe einführen, ordnen Sie an, daß der kirchliche Segen, der 
Sul bie Gültigfeit der Ehe allein vollftändig bewirkte, al® unnüges 
ehör bei Seite gejchoben werden foll; Sie verordnen, daß der Pfarrer 
dem Schreiber, der Altar dem Polizeibiireau Play machen fol. Wie tief 
Sie damit in die religiöfe Anſchauung, in die Gefühle des Volles ein⸗ 
eifen, das beftätigen Ihnen die Petitionen, nicht nur ihrer Anzahl nach, 
Fondern auch ihrer Ausdrudsmeile nad. ES find mir heute noch einige 
achtzig Petitionen in os auf diefen Gegenftand zugegangen aus dem 
Kreiſe Srüneberg, aus dem Warthebruch, aus —2 und aus dem 
Sternberger Kreiſe. Die Ausdrudsweije in dieſen Petitionen iſt eine von 
der Ausdrucksweiſe der Petitionen, die gegen jonftige Artikel der Beriajjung 
erichtet waren, fehr abweichende. Die Worte des Befremdens, der tieiften 
ntrüflung, der Erbitterung find das wefentliche Ingredienz diefer Peti⸗ 
tionen, welche ich mir erlaube auf den Tiſch des Haufes niederzulegen. 
Ich glaube nicht, daß es Aufgabe der Geſetzgebung ſein kann, 
das, was dem Volke heilig ift, zu ignoriren. Ich glaube im 
Gegentbeil, daß, wenn die Belengebung das Boll lehren 
und leiten will, es ihre nufgabe ift, dahin zu wirken, Daß 
da8 Volksleben fi in allen Berhältniffen fe aufben Stab 
bes Slaubens an die Segnungen der Religion ftüge, nit 
aber diefen Stab da, wo er vorhanden ift, als ein unnüges 
Zubehör von Obrigkeitswegen verwerfe, und fo die Achtung 
vor der Kirche und den religiöfen Einrichtungen da, wo fie 
tiefe Wurzeln indem Volksleben geſchlagen hat, untergrabe, 
und dies in einer Zeit, die ung mit blutiger Schrift gelehrt 
bat, daß da, wo es den Sreigeifiern, die jich gebildet nennen, 
elungen ift, ihre Gleichgültigkeit gegen jedes pofitive Be— 
enntniß den großen Mofien infoweit mitzutheilen, daß bei 
ihnen von dem Chriſtenthum als fhaler Bodenjag nur eine 
zweideutige Moral-Philoſophie übrig geblieben ift, dag da 
nur daß blanke Bajonett zwiſchen den verbrecheriſchen Leiden⸗ 
haften und dem Triebligen ürger ftebt, daß da der Krieg 
Aller gegen Alle keine Fiction if. Haben Sie dem Menichen den 
geoffenbarten Unterſchied zwijchen gut und böfe, den Glauben daran ge- 
nommen, fo können Sie ihm zwar bemweilen, daß Raub und Mord durch 
die Geſetze, welche die DBefigenden zum Schuge ihres Eigenthums umd 
Uner fon gemadt haben, mit ſchweren Strafen bedroht werben, aber 
ie werden ihm nimmermehr beweiſen, daß irgend eine Handlung an und 
für fich gut oder böfe jei. Ich habe in diefer Zeit manchen Fichtfreund 
zu der fchnöden Erkenntniß kommen fehen, daß ein gewiller Grab von 
pofitivem Chriftenthbum dem gemeinen Wanne nöthig in wenn er nicht 
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ber menſchlichen Geſellſchaft —58 — werden ſoll. So lange dieſe unklaren 
Bekenner der Hnmanität3 » Religion met zu der Ueberzeugung gelangt 
find, Daß ihnen ſelbſt diefer „gewiffe Grad“ am aermörhig) en fei, fo lange 
kann ich Ar des traurigen nt erwehren, daß es und noch 
lange nicht fehlecht genug gegangen if. — — ' ® 

“a ein wirtfichen Bebirfni kann ih die CivilEhe nım bei den Re⸗ 
formjnden anerkennen. Für einen wahren Juden wird die Ehe mit einer 
Ehriftin eben fo gut eine fittliche Unmöglichkeit fein, wie umgekehrt; wollen 
aber diejenigen Juden, welche nicht mehr Juden find, fondern ſich fälſch⸗ 
fiherweife Inden nennen, mit denjenigen Chriftinnen, welche fich fälſchlich 
Chriſtinnen nennen, civiliter fich zufammenthun laffen, jo mag man ihnen diefe 
Ausnahme geftatten. Aber wunderbar finde ich e3 Doch, wegen diefer wenigen 
Renegaten einer Bevölkerung von Millionen, die dem Glauben ihrer Bäter 
tren geblieben find, einen Tolihen unerhörten Zwang auflegen zu wollen. 
Ich kann in der That einen Grund dafür, daß auch felbit viele unter 
und diejer Knechtung im Namen der Freiheit das Wort reden, kaum 
anderswo finden, ala wiederum in der viel gerligten Nachbeterei fremder 
Zuftände. In den conftitutionellen Mufterftaaten, in Sranfreih und in 
Beigien, befteht die Eivil- Ehe beiläufig neben der Verfaſſung; da könnte 
fi vielleicht mancher unter und wieder ſchämen, ein Preuße zu fein, fo 
lange wir nicht aud die Civil⸗Ehe haben, denn das Ausländiiche hat 
immer einen gewiß vornehmen Anftrich für und. Es fcheint einmal zur 
Bolftändigfeit des Syſtems zu gehören, deſſen höchſte politifche Weiskeit 
fi) darin dofumentirt, daß die Entfcheidung unferer Lebensfragen davon 
abhängig gemacht wird, ob von 153 Menfchen, die aus den Zufällen der 
Wahl hervorgegangen find, Einer an einem beftimmten Tage an Aheu- 
matismu3 leidet oder einen Termin abhalten muß. Es jcheint zur Ber- 
vollftändigung diejes Syſtems auch die Civil⸗Ehe zu gehören, fie mag 
nun die Gefühle des Volkes verlegen oder nicht. Man wäre verjucht, 
diefem Syſteme eine heitere Seite abzugewinnen, wenn e8 nicht gerade 
umfer Baterland wäre, welches dieſen Experimenten franzöfifher Charlas 
tanerien unterbreitet wird. Man hat uns im Laufe der Diskuffion von 
diefer Stelle gejagt, daß Europa uns für ein Boll von Denfern halte. 
Meine Herren! Das war früher. Die VBolfövertretungen der legten zwei 
Jahre haben ung um diefen Ruf gebracht, fie haben dem enttäufchten 
Europa nur Ueberfeger franzöfiiher Makulatur, aber feine Selbftdenfer 
gezeigt. Es kann fein, daß, wenn auch die Eivil-Ehe ji Ihrer Dkajo- 
rität erfreut, dies dahin führen wird, daß das Volt aufgeklärt wird über 
den Schwindel, deſſen Beute es iſt; daß ihm die Augen aufgehen, wenn 
ihm eines feiner uralten chriftlihen Grundrechte nad) dem anderen ge= 
nommen wird; das Hecht von chrütlichen Obrigkeiten regiert zu merden, 
das Recht, feinen Kindern in Schulen, deren Beſuch und Unterhaltung 
Zwangspfliht für chriftliche Eltern ift, eine chriftliche Erziehung gefichert 
u willen, das Necht, ſich auf die Weife chriftlich zu verehelichen, melche 
Fein Glaube von jedem fordert, ohne von conftitutionellen Ceremonien ab⸗ 
bängig zu fein. 

Fahren wir auf dDiefem Wege fo fort, madhen mir den 
Art. 11, die Gemwährleiftung eines jeglichen Kultus, infomeit 
zur Wahrheit, daß wir auf den Kultus derjenigen demofra- 
tiſchen Shwärmer, die in den jüngften Berfammlungenihren 
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Märtyrer, Robert Blum, auf gleihe Linie mit dem Heilande 
der Welt ftellen, durh Gensdarmen gegen Störung fhügen 
Lafien, fo hoffe ih es nod zu erleben, daß das Harrenfhiff 
der Beit an dem Zelfen der deiktigen Kirche fheiterk, denn noch 
ſteht der Glaube an das geoffenbarte Wort Gottes im Bolte 
fefter, als ber Glaube an die feligmadende Kraft irgend 
eines Artikels ber Berfaffung. 


28. Dezember. Geburt des erften Sohnes (Herbert). 


4, Im Erfurter Parlament. 


1850. Zofung der Fraction der Redten. 


„Darum iſt unfere Loſung nicht: Bundeöftaat um jeden 
Preis, — Jondem Unverjehrheit der Krone um jeden 
Preis.” 

Worte Stahl's — von Bismarck als Loſung in dad 
Album für Stahl gefchrieben. 


Preußen und die Unionsverſaſſung. 
15. April. (Der preußifhe Geift und die Revolution). 


Nah Abg. Camphaufen: Sch habe mit meinen Freunden diefen An- 
trag auß zwei verjchiedenen Motiven geglaubt ftellen zu müfjen. Wenn 
es doc einmal gejchehen fol, daß wir auf den Leib der Deutfchen Eins 
beit den fadenfcheinigen Rod einer franzöfiihen Conftitution ziehen, fo 
wird dad an und für ſich Schwerfällige des Mechanismus einer ſolchen 
Eonflitution noch erfchwert durch den Zuwachs eines neuen nach Majo⸗ 
tität entfcheidenden und unauflöglichen geſeegebenden Körpers in Geſtalt 
eines Fürſtenraths, namentlich, wenn man bedenkt, daß neben den drei, 
durch Majorität entſcheidenden Körpern der Union, ich weiß nicht genau, 
ob 40 oder 50 Kammern, mit vielleicht mehreren tauſend Abgeordneten 
in Deutichland in Wirkſamkeit bleiben würden zc. 

Gelingt es und nit folhe Aenderungen durchzuſetzen, 
jo werden fich die, welche Preußen hier vertreten und namentlid die Preu- 
ßiſchen Stammlande, wenn fie nach Haufe kommen, in der Lage befinden, 
ihren Wählern fagen zu müſſen: Wir haben eingemilligt, daß unfer 
König in feinem eignen Lande Preußen mediatifirt werde; 
wir haben eingemilligt, daß fein Wille dem Willen derjenigen Kammer 
untergeordnet werde, welche vermöge des bei unfern Nachbarn geltenden 
anfrichtigen Conftitutionaligmus über die Stimmen im Staatenhanfe und 
dürftenrathe zu disponiren haben werden. Sie werden ihren Land3leuten 
fügen müſſen, daß im Firftenrathe nach der augenblidlihen Lage der 
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Stimmen das Großherzogthum Baden, das heißt, defien Kammern, genau 
fo viel zu fagen haben, wie der König von Preußen, und daß diefer 
Sürfientath über Preußen jo gut regiert, als über die übrigen verbündeten 
änder ıc. 

Sie werden ihren Landsleuten ferner jagen müflen, daß unfere Nach⸗ 
barn in Zukunft über uns regieren werden, daß in dem Fürſtenrath eine 
Million Badener fo ſchwer wiegen, wie ſechszehn Millionen Preußen; 
daß im Staatenhauie 4 Preußen nöthig find, um den Einfluß eines 
Badenerd refp. Naffauerd aufzumwiegen; Sie werden ihnen fagen müſſen, 
daß unter den 21 Millionen der Bevöllerung diefes Bundes» Staats 
5 Millionen politifche Privilegirte und 16 Millionen politisch minder Be⸗ 
rechtigte fein werden (Bravo auf der Rechten), und daß diefe 16 Diillionen 
die Preußen find, und das zu einer Zeit, wo das Preußiſche Volt 
von der Anficht beberrfet iſt, Daß die Anftrengungen, die es 
gemadt bat, um fich felbft aus dem Elende der Kevolution 
anfzuraffen, und feinen Nahbarn eine theils materielle theils 
moralijhe Stüge zu gewähren, einen befonderen Anfprud 
auf politifihe Berehtigung gewähren in einem Augenblid, wo 
die Preußiiche Armee es noch nicht vergeflen bat, für welche Handlungen 
ihr diejenigen in der Preußifhen Kammer ihren Dank votirten, die nicht 

anz ein Jahr früher auf Ausführung des Steinjchen Antrags beftanden 
hate Meine Herren! E8 ift mir em fchmerzliches Gefühl gewefen, bier 

reußen zu fehen und nicht nur nominelle Preußen, — die diefer Ber- 
faffung anhängen, die diefe Berfaffung mit Wärme vertheidigt haben, es 
sft mir — und fo würde e8 Taufenden und aber Taufenden meiner Lands⸗ 
leute geweſen jein — ein dDemüthigendes Gefühl geweſen, mir gegenüber die 
Bertreter von Fürften, die ich in ihrem Rechtskreiſe ehre, Die aber nicht meine 
Landesherren find, mit obrigfeitlicher Gewalt beBleidet zu fehen, ein Gefühl, 
defien Bitterfeit bei Eröffnung diefer Verſammlung dadurch nicht gemindert 
wurde, daß ich Die Sige, auf denen wir tagen, mit Yarben ge— 
ſchmückt jah, die nie die Farben des Deutjhen Reiches geweſen 
find wohl aber feit zwei Jahren die Farben des Aufruhrs und 
der Barritaden! Farben, die in meinem Baterlande neben 
dem Demofraten nur der Soldat in trauerndem Gehorfam 
trägt. Wenn Sie dem preußifchen, dem altpreußiichen Geifte, nennen Site ihn 
ftodpreußiich, wenn Sie wollen, nicht mehr Konzeffionen machen, als bis jetzt 
in diefer Berfaflung gefchehen ift, dann glaube ich nicht an eine Verwirk⸗ 
lihung derfelben, und wenn Sie fi bemühen, diefe Verfaſſung 
dieſem preußifchen Geiſte aufzugwängen, fo werden Siein ihm 
einen Bucepbalus finden, der den gewohnten Reiter und 
Herrn mit muthiger Freude trägt, den unberufenen Sonntags 
reiter aber mit fammt feiner ich marzerothegoldenen Zäumung 
aufden Sand fegt. (Lauter Beifall auf der Rechten.) Einen Troſt gegen 
diefe Eventualitäten finde ich indefien in dem feften Glauben, e8 wird nicht 
lange Zeit vergehen, fo werden die Parteien zu dieſer Berfaffung ftehen, 
wie in einer Lafontaine’fchen Fabel zwei Aerzte zu dem Patienten, deflen 
Leiche fie verlafien: — Der Eine tagt: „er ift todt; ich habe es gleich 
gejagt;" der Andere: „hätte er meinen Rath befolgt, jo würde er noch 
eben.“ 

— — Ich habe ein Deißveritändniß zu berichtigen. Ich ſprach 
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vom preußiichen Geifte, als ich den Bergleich mit dem abwerfenden Pferbe 
machte, von diefem @eifte, den der Herr Abgeordnete fchon in früheren 
Jahren, und namentlich im November 1848 vergebens verſucht hat, zu 
bannen; von dieſem Beifte, vor dent biegen mäffen oder brechen die G 
Derer, welche glaubten, in dem erſten Schaumſpritzen der März⸗ Wellen 
ein Element zu ſehen, in dem fie zu ſchwimmen vorzugsweiſe befähigt 
wären, indem fie fagen zu können glaubten: „Sei ruhig, freundlich Ele⸗ 
ment“ — und die, als fie fih daran verbrannt hatten, Schuß fuchten 
unter den Flu befiefben Adlers, den der Abgeordnete fir Baden bier 
einen tobten Bogel genannt bat. 


17. April. Ueber das freie Vereinsrecht. 


Die Diskuffion über die Grundrechte hat außer unjerem Parlament 
die meiften deutfchen Länder, die uns in den legten Jahren vorbergegangen 
find, fo vielfach beichäftigt, daß ich glaube, daß ein “Jeder jenen tand⸗ 
punkt gewonnen hat. — Indeß gegen das unumſchränkte Vereins⸗— 
recht will ich doch Proteſt einlegen, ich habe in dieſer Beziehung ſpezielle 
Verpflichtungen übernommen. Wenn ich alle dieſe Grundrechte als Er⸗ 
oberungen der Revolution auf Koſten des allgemeinen Grundrechtes des 
friedli Burgers, des Rechtes auf ungeſtörten Schutz durch die Obrig⸗ 
keit, betrachte, F ſehe ich gerade in dem Vereins weſen bie gefähr⸗ 
lichſte Waffe der Geiſter, die verneinen, gegen jede obrig— 
keitliche Autorität. Warum ſoll die Obrigkeit fie nicht zerbrechen, 
Fr fie die Macht dazu fühlt? Darf eine Regierung beiſpielsweiſe ein 

ahren dulden, wie dasjenige, welches angemandt wird, um die länd» 
fiche Vevölkerung und namentlich die Schichten, welche politiich urtheilslos 
find, für die Zwede der Demokratie zu gewinnen. $ch glaube, daß 
dies ein Recht ift, das Vereinsrecht, deffen Mihbraud ents 
fhieden den Gebraud übertrifft; es mird oft gejagt, man folle 
nicht das Kind mit dem Bade ausſchütten: was nicht gemißbraucht werden 
lönne, ſei auch nicht zu gebrauchen, und dergleichen Redensarten mehr; 
diefes Recht aber wird foniel gemißbraudt, u es ganz unbrauchbar ift, 
und ich kann mich gegen die üblen Folgen dieſes Rechts nicht mit jenem 
moralifchen Vertrauen waffnen, welches von jener Seite gegen alle Fehler 
der Berfjaffung geltend gemacht wird, mit dem unbegrenzten Vertrauen 
auf den Edelmuth der Menſchen, welches ich jo oft an dem verehrten 
Abg. für Erefeld zu bewundern Gelegenheit gehabt habe. Ich glaube, daß 
befonder8 das Vereinsrecht im Stande d ‚ dieſes Bertrauen auf das 
Bitterfte zu täufchen. Ich hoffe, daß die Anträge, die in Beſchränkun 
der Vereine am mweiteften gehen, Ihre Zuftimmung finden werden. 
hoffe das um fo mehr, als ich hier fo viele Staatömänner fehe, die jeit 
dem März 1848 Gelegenheit gehabt haben, zu probiren, wie es fid 
ſchrankenloſen Bereinen gegeniber regiert, die gerade in der Wirkjamleit 
der Bereine die einzige ntjulbigung dafür finden, daß fie nicht glaubten 
wagen zu dürfen, die Anarchie zu bewältigen, gleich ihren Nachfolgern. 
Ih gebe mich jener — hin, da wir nach einer Efehrung von 
zwei Jahren ſo Manchen unter uns haben dürften, der vor der Revo⸗ 
Intion ſein Licht fo hell leuchten und fo ſcharf auf die Mißbräuche des 
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Staatsgebändes, in welchem er eben wohnte, fallen ließ, daß daſſelbe 
ſchließlich in Brand geriethb, und der ſich überzeugt haben dürfte, daß 
die Tendenz der eiehgebung, welde lediglih den Schut 
der Berfhwödrer gegen die Obrigkeit im Auge bat, auf die 
Daner nit haltbar ift; fo wie die Männer des Eonflitutio- 
nellen Rütli von Heppenheim ſich überzeugt haben werden, daß 
die Flamme, welde fie liebten und für wohlthätig wärmend 
hielten, jie felbft verbrannt haben würde, wenn nicht das 
kalte Eifen der Reaktion Löfhend dazwiſchen ging. Ich möchte 
Sie alfo bitten, meine Herren, Alles zu tbun, was nad) den vorliegenden 
Anträgen, von denen ich bedaure, daß fie nicht noch weiter geben, in 
Fhrer Macht fteht, damit dieſer Blafebalg der Demokratie nicht 
—X Händen verbleibe, nm die Kohlen unter der Aſche an- 
zublaſen. 


5. And Olmütz. 


1850. Zur Entſcheidung über Krieg und Frieden. 
Rede in der preußiſchen Zweiten Kammer. 
(Krieg und Kriegsziele; — die Ehre Preußens und der 
Armee; — Helfen und Holften; — Herr von Radowip 
und die Union, — Defterreihh eine deutihe Macht; — 
Bund mit der Revolution, — Krieg oder Auflöfung). 


„Wenn die norliegende Adreſſe den Zwed bat, in ihrem Zotal-Ein- 
drud die Stinnmung des Volles durch das Organ feiner Vertreter wieder: 
zugeben, jo glaube ich, daß nicht ein einziger der vorliegenden Entwürfe, 
einjchlieglich der Amendements, diefen Zwed erreicht. ‘Das preußifche Bolt 
bat fi, wie uns allen befannt ift, auf den Auf feines Königs er 
erhoben; es bat ſich im vertrauenspollen Gehorjam erhoben, e3 hat i 
erhoben, um gleich feinen Vätern die Schlachten der Könige von Preußen 
zu jchlagen, ehe es wußte, und, meine Herren, merlen Sie dag wohl, ehe 
es wußte, was in diefen Schlachten erfämpft werden follte, das mußte 
vielleicht Niemand, der zur Landwehr abging; es bat fich erhoben in treuer 
Anhänglichkeit an feinen König. Ich hatte ehoft, daß ich dieſes Gefühl der 
Eimmüthigkeit und des Vertrauens —*8 en wilrde in den Kreiſen der 
Landeövertreter, in den engeren Kreifen, in denen die Zügel der Regierung 
auslaufen. Ein kurzer Aufenthalt in Berlin, ein flüchtiger Blid in das 
hieſige Zreiben hat mir gezeigt, daß ich mich geirrt habe. Der Adre$- 
Entwurf nennt diefe Zeit eine große; ich habe hier nicht8 Großes gefunden 
als önliche Ehrſucht, nichts Großes als Mißtrauen, nichts Großes 
als Parteihaß. Das ſind drei Größen, die in meinem Urtheil dieſe Zeit 

na einer kleinlichen ſtempeln und dem Vaterlandsfreunde einen trüben 
—X in unſere Zukunft gewähren. Der Mangel an Einigkeit in den 
Kreiſen, die ich andeutete, wird in dem Adreß⸗Entwurf locker verdeckt 
durch große Worte, bei denen ſich Jeder das Seine denkt. Von dem 
Vertrauen, was das Land beſeelt, von dem hingebenden Vertrauen, ge⸗ 
gründet auf die Anhänglichkeit an Se. Majeſtät den König, gegründet auf 
die Erfahrung, daß das Land! mit dem Miniſterium, welches ihm zwei 
Fahre lang vorfteht, gut gefahren ift, babe ich in der Adreſſe und im 
ihren Amendement8 nichts gefpürt. ch hätte Dies um fo nöthiger ge= 
funden, als es mir —— ſchien, daß der Eindruck, den die ein⸗ 
5* 
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mütbige Erhebung des Landes in Europa gemacht hat, gehoben ımd ge- 
fräftigt werde durch die Einheit derer, die nicht der Wehrkraft angehören, 
in dem Augenblid, wo und unfere Nachbarn in Waffen gegenüberftchen, 
wo wir in Waffen nach unferen Grenzen eilen, in einem Augenblid, wo 
ein Geift des Bertrauens felbft in ſolchen berricht, denen er fonft nicht 
angebracht fhien; in einem Augenblid, wo jede Frage der Adreſſe, welde 
die auswärtige Politif berührt, Krieg oder Yrieden in ihrem 
Schooße birgt; und, meine Herren, melden Krieg? Keinen Feldzug 
einzelner Negimenter nach Schleswig oder Baden, keine militäriiche Pro- 
menade durch unrubige Provinzen, fondern einen Krieg im großen 
Moaafftabe gegen zwei unter den drei großen Kontinental- 
mächten, während die dritte beuteluftig an unferer Grenze 
rüftet und fehr wohl weiß, dag im Dom zu Kölndas Kleinod 
u finden ift, welches geeignet wäre, die franzöfifhe Reno» 
—* zu ſchließen und die dortigen Machthaber zu beſeſtigen, 
nämlich die franzdfifde Kaiſerkroue. Ein 57— meine Herren, 
der uns nöthigen wird, bei feinem Beginnen einen Theil der entlegeneren 
eußiſchen Provinzen preißzugeben, in dem ein großer Theil des preußi- 
Fen Zaudes fich —* von —* Heeren überſchwemmt ſehen, der 
die Schrecken des Krieges in vollem Umfange unſere Provinzen empfinden 
laſſen wird. Dennoch würde ich vor dieſem Kriege nicht zurückſchrecken, 
ja, ich würde dazu rathen, wenn Jemand im Stande wäre, mir die Noth⸗ 
wendigkeit defielben nachzumeijen oder mir ein wirbiges Biel zu zeigen, 
welcheß durch ihn erreicht werden ſoll und ohne den Krieg nicht zu em 
reichen if. Warum führen große Staaten heutzutage Krieg? Die einzig 
unde Grundlage eines großen Staates, und dadurch unterfiheidet er 
wefentlic von einem Heinen Staate, ift der ftaatliche Egoismus und 
nicht die Romantik, und es ift eines großen Staates nicht würdig, für eine 
Sade Me fireiten, die nicht feinem eignen Intereſſe angebört. Zeigen Sie 
mir alfo, meine Herren, ein des Krieges würdiges Ziel, und 
ih will Ihnen beiſtimmen. &3 ift leicht für einen Staatsmann, ſei 
e8 in dem Gabinette oder in der Kammer, mit dem populären Winde 
in die Sriegätrompete zu ftoßen und ſich dabei an feinem Kaminfeuer zu 
wärmen oder von diejer Tribline donnernde Reden zu halten und es bem 
Mustetier, der auf dem Schnee verbiutet, zu überlaflen, ob fein Syſtem 
Sieg oder Ruhm erwirbt, oder nicht. Es iſt nichts leichter ala das, 
aber wehe dem Staatömann, der fich in diefer Zeit nit nad 
einem Grunde zum Kriege umficht, der au nah dem Kriege 
noch ftihhaltig ift. Ich bin der Leberzeugung, Sie fehen die Fragen, 
die uns jebt beihäfti n, nach einem Jahre anders an, wenn Sie fie 
rüdwärts durch eine lange Perſpeltive von Schladhtfeldern und Brand- 
flätten, Elend und Jammer von 100,000 Leichen und 100 Millionen 
Schulden erbliden werden. Werden Sie daun den Muth haben, 
u bem Dauer auf der Brandftätte feines Hofes, zu dem zu⸗ 
"mmengefcoffenen Krüppel, zu dem kinderlofen Bater hin— 
zutreten und a fagen: r habt viel gelitten, aber freut Eud 
mit uns, die Untons-Berfafinng iſt gerettet. Freut Eud mit 
ans, Hafjenpflug iſt nit mehr Minifter, unfer Dahrhofer 
regiert in Heilen. Haben Sie den Muth, daB den Leuten dann zu 
fagen, dann beginnen Sie diefen Krieg. 
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Meine Herren! Es hat mir überrafcend fein elle gerade den 
Mund derjenigen heute von Soldatenehre, von militärifcgen Syapı ien 
z mit 


preußifchen Armee und auch auf Seiten bed XTheiles des jogenannten 
Boles, der ihr gegenüberftand. Mögen Sie e8 verjuchen, e& wird Ihnen 
nicht gelingen, das preußiſche Heer, weldyes am 19. März, den Zorn des 
gereisten Siegers im Herzen, die geladene Waffe in der Hand, lediglich 
dem Befehle feines Kriegsherrn gehorchend, unter dem Hohn feiner 
Gegner die Rolle des Befiegten übernahm, zu einem Parlamentsheer zu 
machen; es wird ſtets daB Heer des Königs bleiben und feine Ehre im 
Gehorſam fuchen. Die preußifche Armee bat, Gott fei Dank, nicht noth⸗ 
wendig, ihre Tapferkeit zu beweiſen und wie junge Renonimiften auf der 
Univerfität Händel zu fuchen, um zu zeigen, daß fie fich fchlägt. Es wird 
zit von uns verlangt, daß wir Heflen räumen follen, wenn es aber 
verlangt würde, fo wirde ich dadurch auch die Ehre der preußifchen 
Armee nicht verlegt halten; fe würde ſich dadurch jedenfalls nicht flärker 
‚ verlegt fühlen, als die Armee irgend einer Großmacht in Europa, die 
doch auch auf Ehre Anſpruch madt. Im Jahre 1840, ich erinnere Sie 
daran, al® das Kriegsgeſchrei ertönte, hat e8 das franzöfiiche Heer wohl 
mit feiner Ehre verträglich gehalten, daß die eingerufenen Reſerven wieder 
uch Haufe geſchickt wurden, fobald die Negierung fich überzeugt hatte, 
dag ihre Pläne in Europa ftärleren Widerftand finden würden, als mit 
dem zu exreichenden Vortheil im Berhältnig fand. Ich erinnere daran, 
dag im vorigen Jahre die flegreiche äfterreichifche Armee zweimal vor 
Turin Halt machte, man möchte fagen auf Befehl, jedenfalls in Folge der 
Drohung einer Kriegserklärung Frankreichs, und Niemand deshalb ge 
wagt hat, Schande auf den Öfterreichifchen Soldaten zu werfen. Ich ers 
innere Sie daran, daß Rußland im vorigen Jahre auf tractatmäßige 
Borderungen, auf Auslieferung der polnifchen und ungarifchen Flüchtlinge 
verzichtete, nicht weil es fi von der Unrechtmäßigleit feiner Forderung 
überzeugte, fondern weil ihm non England und Frankreich mit Krieg ge» 
droht wurde. ch erinnere Sie an die englifche Flotte, die damals ftolz 
durch die Dardanellen fegelte und, fobald England eine ruſſiſche Kriegs⸗ 
drohung erhielt, fofort unter dem Jubel ruffifcher Matrojen durch Die 
Dardanellen dfuhr, ohne daß ein englifher Seemann durch Gehorſam 
gegen die Befehle des Kabinets feine Ehre für verlegt Den babe 

8 fefte Vertrauen, und ich glaube, die Mehrzahl der Preußen hat e8 
mit mir, daß das Minifterimm, welches im November 1848 die Ehre 
des Baterlandes gewahrt hat, daß der General, auf den die ganze Armee 
mi Achtung fieht, und der an der Spige des Kriegs⸗Miniſteriums ftebt, 
ns fie * 2 Kollegen auch wiſſen, was preufifche Ehre ift, und wie 

zu wahren fei. 

‚Die Bl Ehre befteht nah meiner Ueberzeugung 
nit darın, da Breußen überall in Deutjhland den Don 


Quirote fpiele für gelräntte Kammer⸗Celebritäten, welde 
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ihre lokale Berfaffung für gefährdet halten. Sch fuhe die 

reußifche Ehre darin, daß Preußen vor Allem fih von jeder 
—— Verbindung mit der Demokratie entfernt 
halte, daß Preußen in der vorliegenden wie in allen Fragen 
niht zugebe, daß in Deutfhland etwas geſchehe odne 
Preußens Einwilligung, daß dasjenige, was Preußen und 
Defterreih nad gemeinfhaftlider unabhängiger Erwägung 
für vernünftig und politifh rihtig halten, durch die beiden 
gleigberedhtigten Söugmädte Deutfhlands gemeinſchaftlich 
ausgeführt werde. 

Man kann fehr darliber ftreiten, was in diefen Fällen, namentlich in 
Heflen und in Holftein, politiſch und vernünftig jei. Darüber aber, glaube 
ih, ifi die Mehrzahl von ung eimig, daß es wünſchenswerth ſei, dag in 
Heſſen der Rabulifterei in einem Streite, wo ich für beide Theile nicht 
einen Schuß Pulver verbrennen mag, ein Ende gemacht werde, und daß 
der unglüdlihe Krieg in Schleswig-Holftein, in den und die unbefonnene 
und leichtfertige Politik des Jahres 1848 verflochten hat, le be= 
feitigt werde. Ich felbft wünjche Dringend und beftehe auf Wah—⸗ 
rung der wirtlihen Rechte der Schleswig-Holfteiner, eines 
Stammes, der mir dur friegeriihe Zapferkeit die Achtung 
abgewonnen hat, die ich feinem Beftreben jederzeit verjagen 
mußte, feine vermeintlihen oder wahren Rechte gegen den 
Landesherrn mit revolutionärer Waffengewalt durhzuführen. 
Ih ſage, man kann über die Nechtözuftände in Heſſen und Holftein 
Bieles urtheilen, aber der Meinung des Vorredners für Aachen kann ich 
mich nicht anfchließen, daß der Zuſtand in Heſſen der gejetlichite fei, der 
in irgend einem Lande beftehen könne. 

Unjere materiellen Intereſſen, die Sntegeität unjerer Grenzen, bie 
Sicherheit unferer heimifchen Verfaſſung ift bisher von Niemanden anges 
fochten; Eroberungen wollen wir nicht machen. Die Thronrede jelbft 
weiſt die Möglichkeit von Eroberungen ab. Die Adreſſe ſpricht ihren 
Dank dafiir aus. Diefe Frage bleibt alfo für jegt außer Spiel. Die 
Hauptfrage, die Krieg und Frieden bürgt, die Geftaltung Deutjchlands, 
die Regelung der Berhältniffe zwifchen Preußen und Defterreih und der 
Berbältniffe von Preußen und Defterreih zu den Heineren Staaten, foll 
in wenigen Tagen der Gegenftand der freien Eonferenzen werden, kann 
alfo jeßt nicht Gegenſtand eines Krieges fein. 

Denn ih dem Minifterium gegenüber einen Wunſch außipreden 
wollte, fo wäre e8 der, daß wir nicht er entwaffnen, als bis 
bie freien Eonferenzen ein pofitives Reſultat gegeben haben; 
dann bleibt e8 noch immer Zeit, einen Krieg zu führen, wenn wir ihn 
wirklich mit Ehren nicht vermeiden können oder nicht vermeiden wollen. 
Daß aber diefe Kammer, fei es nun als ein diplomatifcdhes Conſeil, oder 
als ein dof-Kriegeratß von 350 Perſonen, in dieſe Berhandlungen ein⸗ 

eife, daS, glaube ich, wäre die einzige Möglichkeit, den glüdlichen Er⸗ 
* dieſer Verhandlungen, den ich nach meinem Wiſſen vorausſehe, zu 
verhindern, einen Erfolg, der dasjenige, was wir jahrelang auf verke 
Dee erftrebt haben, ohne Schwertftreich in unjeren Schoß fallen laflen 
würde. 


Wir haben heute erlebt, daß dem Miniſterium lebhafte Borwürfe 
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t find, daß es nicht außgiebiger mit feinen Mittheilungen über die 
chwebenden Fragen geweien iſt; wir haben bier eine militäriiche Kritit 
erlebt, die fo in das Detail ging, daß man wohl erwarten kann, daß 
nächtens die Aufftellung unferer Feldwachen von diefer Tribüne herab 
Dirigirt werden. wird. Es iſt als die mindefte Forderung bingeftellt worden, 
daß den Kammern während der diplomatiſchen Verhandlungen wenigftens 
ein Maximum mitgetheilt werde, über welches die Regierung beim Ab⸗ 
ſchluß mit fremden ten nicht inen will. Ich begreife nicht, wie 
Jemand, der diplomatiſche Verhandlungen klennt und kennen muß, eine 
ſolche Forderung an dad Minifterium ftellen Tann; wenn biernach nicht 

wird, daß ſolchen Forderungen in Teiner Weile nachgegeben 
werden kann, jo will ich die Sache in einem einfachen und gemeinverftänd- 
lichen Bergleich darftellen. Jeder, der einmal einen Pferdehandel gemacht 
hat, wird fich während befielben hüten, einem Dritten, und vielleicht einem 
ſehr geſchwätzigen Dritten, mitzutheilen, welches Darimum des Preiſes 
er nicht Überjchreiten, oder unter welches Minimum er nicht geben wolle, 
denn fein Minimum würde fofort dag Marimum und fein Maximum 
das Minimum des Anderen fein; ich glaube, dieſer Bergleich macht die 
Sade ganz anſchaulich. 

3% fehe mich in diefer Weife nach allen Seiten danad um, wo ber 
casus belli liegen kann, welches die Bedingungen fein könnten, die wir 
den befiegten Feinden ftellen wollen, wenn wir fiegreih an den Thoren 
von Wien und Petersburg ftehen werden. Ich dächte, wir alle, und na⸗ 
mentlich diejenige Partei, deren Rathſchläge Preußen bis zum November 
1848 das Unglüd hatte zu befolgen, jollten gelernt haben, was es heißt, 
„ut euer ſpielen,“ und daß derjenige, der einen Brand entzündet bat, 
nicht im Stande ift, ihm da, wo das Feuer, feinem Wunjche nach, Halt 

en foll, mit der formel irgend eined abgenugten Paragraphen ein 
„bis hierher und nicht weiter“ zu gebieten. — — 

Der Träger der Union, der Schöpfer diefer Verfaſſung vom 26. Mai, 
Herr von Radomwig, ift aus dem Minifterium getreten, meiner Auffaffung 
nad) deshalb, weil das Minifterium das frühere, als verkehrt erfannte 
Syitem, das Syſtem Radowitz, hatte fallen Laffen. Ich will den nicht 
Anweſenden bier nicht angreifen, ich würde e8 aber gern gejehen haben, 
wenn Herr von Radowitz mir jegt wie vor einem Jahre ee 
Ich bin überzeugt, er hat das Befte von Preußen gewollt und hat fich 
nur in den Mitteln vergriffen. Sch habe vor Jahr und Tag von diefer 
felben Stelle aus meine Ueberzeugung ausgefprochen, daß die Union an 
jich nicht lebensfähig fei, daß fie mir ſtets erfchienen, als ein zwitterhaftes 
Produkt furchtſamer Herrihaft und zahmer Revolution. Ich habe bis jegt 
noch nichtd herausgefunden, was dieſe tief im Volle lebende Leberzeugung 
widerlegt hätte, und der Adreß- Entwurf enthält keinen Toloffaleren I: 
thum, als in dem Paſſus über die Befriedigung, mit welcher das Bolt 
die Uniondbeftrebungen aufgenommen habe. dem Fallenlaſſen dieſes 
Unions⸗ Prinzipes iſt heute von dieſer Stelle aus dem Miniſterium der 
Vorwurf der Inkonſequenz mit bitteren Worten gemacht worden. Ich 
möchte daran erinnern, daß ſich ſelbſt Privatleute in dem Falle befinden 
Binnen, inlonjequent zu werden und, maß fie früher fiir Unrecht hielten, 
fpäter nad den Umftänden für vr balten zu müffen. Ich made Nies 
manden damit einen Borwurf, ich halte es für männlich und offen, feinen 
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Irrthum anzuerlennen, aber nicht das halte ich fir männlich, dem einen 
Vorwurf darüber zu machen, der von feinem Irrthum zurüdgelommen ift, 
Ich will nur darauf noch hinweilen, daß es viel leichter iſt, Privatver- 
hältniffe fonfequent in feiner Hand zu Iten, als diejenigen, welche 
unter veränderten Umfländen die Schidfale eines Landes von 16 Millionen 
berühren und regeln. Ich will auf bie Idee der Gültigkeit oder Ungültig. 
feit der Unionsverfaflung hier nicht zurückkommen, wir haben das in Er- 
furt hinreichend beiprocdhen, ich habe wie damals die Ueberzeugung, daß 
fie rechtsgültig bei un, Gott fer Dank, nicht befteht, und wenn fie bes 
flände, jo wäre fie nicht? Anderes, als eine Mediatifirung Preußens, 
nicht unter die Fürften, fondern unter die Kammern der Heinen Staaten, 
und ein Krieg, für die Union von Preußen 7 könnte mich nur leb⸗ 
ei an jenen Engländer erinnern, der ein fiegreiches Gefecht mit einer 
childwache beitand, um fi in dem Schilderhauje Hängen zu können, ein 
Recht, welches er ſich und jedem freien Briten windicirte. Sollten wir 
trogdem dahin getrieben werden, für die Idee der Union Krie 
zu führen, meine Herren, es würde nicht lange dauern, dag 
en Unionsmännern von kräftigen Fäuften die legten Fetzen 
des Unionsmantels beruntergerijjen würden, und e8 würde 
nichts bleiben, als das rothe Unterfutter dieſes fehr leichten 
Kleidungsftüdes. Um wenigften kann ich glauben, daß die Staats⸗ 
männer, die im Sommer 1848 der Freundjchaftsbegeugungen einer Hand 
voll berliner Proletarier ſich nicht ermehren konnten, ftarf genug fein 
würden, wenn einmal der Brand entzündet ift, im Kampfe mit der Ueber 
macht die dDargebotene Hand der polnifchen, italienifchen, ungarifchen und 
deutſchen Demokraten zurüdzumeiien. Es würde dann dahin Tommen, 
daß ein Staatsmann Recht behielte, der zur Zeit der aufgelöften Kammer 
an diefer Stelle jaß, und der am 31. Dftober in der befannten verna- 
elten Sigung den Antrag ftellte, jojort der ungarifchen Revolution zu 
Safe zu eilen, im Namen Deutſchlands, gegen den Erben einer langen 
eihe deutfcher Kaifer. — 

Es ift eine ſeltſame Beſcheidenheit, daß man nicht entſchließen 
ann, Oefterreich jür eine deutihe Macht zu halten. kann in nicht? 
Anderem den Grund hiervon fuchen, als daß Oeſterreich dag Glück bat, 
fremde Volksſtämme zu beherrichen, welche in alter Zeit durch deutſche 
Waffen unterworfen wırden. Ich Tann aber daraus nicht fchließen, daß, 
weil Stovalen und Ruthenen unter der Herrſchaft Oeſterreichs ftehen, 
diefe die Repräſentanten des Staates und die Deutfchen eine bloße bei⸗ 
Läufigen Zugabe des ſlaviſchen Oeſterreichs feien; fondern ich erfenne 
in ee ben MNepräfentanten und Erben einer alten 
al en Macht, die oft und glorreih das deutſche Schwert 

eführt dat. — | 
8 Ich babe bereitS vor einem Jahre auf diefer Stelle dagegen gewarnt, 
daß man Preußen nit in die Rolle drängen folle, die Turin in Stalien 
eipielt bat. Die Pflicht der Rathgeber der Krone ift die, 
Breußen por dem Rathe derer zu ſchützen, welche es wieders 
holt an den Rand bes Berderbend gebradt haben. Es ift 
ihre Pflicht, die Krone vor Bundesgenofjen zu fihern, welde 
getährliger find, als der Feind felbft; das preußiiche Banner 
avor zu [hügen, daß es nit, wider Preußens Willen, ber 
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Sommelplag werde für diejenigen, die Europa außgefloßen 
bat, die ih nicht ſchärfer beseicnen will, weil Niemand von 
ihnen anmwejend if. Gelingt es dem Minifterium nicht, diefen Krieg 
der Propaganda, dieſen Prinzipienkrieg von uns fern zu halten, dann, 
meine Herren, bleibt dem’ Preußen nichts übrig, als dem Befehle, der 
ihn in die Heihe der Krieger ruft, zu folgen, wenn auch mit bitterem 
Schmerze und zu ſchmachvollem Untergange, felbft im Siege. Aber es 
möge Jeder, ber diejen Krieg hindern Tonute und es nicht that, bedenken, 
daß das Blut, welches in folhem Kriege vergofien wird, in ſeinem Schnid- 
buche ſteht; möge ihn der Fluch jedes ehrlichen Soldaten treffen, der fur 
eine Sache ftirbt, die er im Herzen verdammt und verachtet, und möge 
diefer Fluch ſchwer auf feiner Seele laften am Tage des Gerichts. 

Aber, meine Herren, einen ſolchen Prinzi ien⸗Krieg — ich babe 
nit gehört, daß irgend Jemand nad ihm verlangt — ich geftehe, ich 
habe dies Wort jeit lange zum erflenmal in diejer Kammer gehört. Sollte 
Niemand im Lande einen folden Prinzipien» $rieg verlangen, als die 
Mejorität der Kanımer, fo ift dies meiner Meinung nad) kein Grund zum 
Kriege mit Deflerreich, fondern zum Sriege mit diefer Kammer. Dann 
wäre e8 Pflicht der Räthe der Krone, fi zu erinnern, daß eine 
Kammer leichter mobil zu machen ift, als eine Armee und in 
einer Nenwahl das Boll zu fragen, ob es die Anfichten feiner 
Bertreter durch Biederwadl gutheiße. (Lärm) Oder ob esdurd 
jeine Wahl zeigen will, daß ed mit feftem Bertrauen an dem 
Minifterium hängt, zu deſſen Unterfügung — daran erinnern 
Sie fih, meine Betten — wir faft Alle vor einem Jahre bier 
ber gefhidt wurden. 








Mom Eintritt in den Stantsdienft his zur 
Uehernahme des Minifteriums, 


6. Am Sundestage in Frankfurt. 


1851. Mai. Emennung zum Geheimen Legationsrath umd 
erften Secretär der Bundestagdgelundtichaft. 
Die erften Eindrüde. 


Aus einem Schreiben an jeine Gemahlin vom 18. Mai 
1851: 
Frankfurt, 18./5. 51. 

Frankfurt ift —5 langweilig, ich bin ſo verwöhnt mit viel Liebe 

um mich, und viel Geſchäften und merke erſt, wie undankbar ich gegen fo 
e Leute in Berlin immer gewejen bin, denn von Dir und Zubehör 

will ıch ganz abjehn, aber felbft das Fühlere Maß von landsmannichaft- 
licher und Parteizuneigung, was mir in Berlin wurde, ift ein inniges 
Verhältniß zu nennen gegen den biefigen Berlehr, der im Grunde nichts 
als gegenjeitige® mißtrauiſches Ausſpioniren ift; und wenn man noch etwas 
auszujpüren und zu verbergen hätte! Es find lauter Yappalien, mit denen 
die Beute ih quälen, und dieſe Diplomaten find mir ſchon jegt mit ihrer 
wichtigthuenden Kleinigkeitskrämerei viel lächerlicher, ald der Abgeordnete 
der 2. Kammer im Gefühl feiner Würde. Wenn nicht äußere Ereignifie 
zutreten, und die lönnen wir fuperliugen Bundestagsmenſchen weder leiten 
noch vorherbeftimmen, jo weiß ich jegt ganz genau, was wir in 1, 2 oder 
5 Jahren zu Stande gebracht haben werden, und will e8 in 24 Stunden zu 
Stande bringen, wenn die andern nur einen Tag lang wahrheitsliebend und 
vernünftig fein wollen. Ich babe nie daran gezweifelt, daß fie alle mit Waller 
kochen; eine ſolche nüchterne einfältige Waſſerſuppe, in der auch nicht 
ein einzigeß Fettauge zu fpüren if, überraſcht mich. Schickt den Schulgen X 
oder v. ?. ardly aus dem Chaufſeehauſe ber, wenn fie gewajchen 
und gelänmmt find, fo will ich in der Diplomatie Staat mit ihnen machen. 
In der Kunft, mit vielen Worten garnichts zu lagen, mache ich reigende 
Bortfchritte, fchreibe Berichte von vielen Bogen, bie fi nett und rund 
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wie Leitartilel lejfen, und wenn Manteuffel, nachdem er fie geleſen hat, 
ſagen kann, was drin fteht, jo kam er mehr wie ih. Jeder von uns 
Rellt fi, al3 glaubte er vom andern, daß er voller Gedanken und Ent» 
würfe ftede, wenn er's nur außfprechen wollte, und dabei wiffen wir alle 
zufanmen nicht um ein Haar beſſer, was aus Deutſchland werden wird, 
al3 Dutten Sommer. Kein Menſch, felbft der bößwilligfte Zweifler von 
Demofrat, glaubt es, was für Charlatanerie und Wichtigthnerei in diefer 
Diplomatie bier ftedt. Doc nun babe ich genug gefchimpft, nun will ich 
Dir fagen, daf ich mich wohl befinde. BVorgeflern war ih in Mainz; 
die d iſt doch reizend. Die Ercurfionen mit der Eiſenbahn find 
das Befte hier. Nach Heidelberg, Baden-Baden, Odenwald, Homburg, 
Soden, Wiesbaden, Bingen, Rüdesheim, Niederwald, kann man bequem 
m 1 Tag, 5—6 Stunden dableiben und Abends wieder hier fein; bis 
jegt babe ich’3 noch nicht bemugt. Ueber Bolitit und einzelne Berfonen 
kaun ih Dir nicht viel fchreiben, weil die meiften Briefe geöffnet werben. 
Wenn fie Deine Adrefle auf meinen und Deine Hand auf Deinen Briefen 
erft kennen, werden fie fich’8 wohl begeben, da fie nicht Zeit haben, Fa⸗ 
milienbriefe zu lefen. 


Selbftbetradtungen. 


Aus einem Schreiben an jene Gemahlin vom 3. Zuli 
1851: 

Frankfurt, 38. Juli 51. 
Borgeftern babe ich mit vielem Dank Deinen Brief und die Nachricht 
von Euer aller Wohlfein erhalten. Bergiß aber nit, wenn Du mir 
Ichreibft, daß die Briefe nicht blos von mir, jondern von allerhand Poft- 
fptonen gelejen werden, und tobe nicht jo fehr gegen einzelne Perjonen 
darin, denn das wird alles fofort wieder an den Mann gebracht und auf 
meine Rechnung gejchrieben; außerdem thuft Du den Leuten unrecht. Ueber 
meine Ernennung oder Nichternennung weiß ich gar nichts, als was man 
mir bei meiner Abreiſe ſagte, alled andere find Möglichkeiten und Ber- 
mutbungen. Das Schiefe m der Sache ift bisher nur das Stillſchweigen 
auf Seite der Regierung mir gegenüber, indem e3 billig wäre, mic nad 
grade wiflen zu lafjen, und zwar amtlich, ob ich mit Frau und Kind im 
nächften Monat bier oder in Pommern wohnen werde. Sei vorfihtig in 
Deinen Reden gegen alle dort ohne Ausnahme, nicht blos gegen X., na⸗ 
mentlich in Urtheilen über Perfonen, denn Du glaubft nicht, was man in 
diefer Art erlebt, wenn man erft einmal Gegenftand der Beobachtung 
wird; ſei darauf gefaßt, daß bier oder in Sansſouci mit Sance aufges 
wärmt wird, was Du etwa in den Baflalten, oder in der Babehütte 
rft. ih, daß ich fo ermahnend bin, aber nad Deinem legten 
ief muß ich etwas die diplomatiſche Hedenfcheere zur Hand nehmen. 
Wenn die ***, und andere Leute in unferm Lager Mißtrauen fäen können, 
fo erreichen fie damit einen ber ‚geuptäwede ihrer Briefdiebſtähle. Bor« 
geftern war ich zu Mittag in Wiesbaden bei ** und habe mit einem 
Semiih von Wehmuth und altfluger Weiöheit die Stätten früherer Thor» 
beit angeſehn. Möchte e8 doch Bott gefallen, mit Seinem Haren 
und ftarten Weine dies Gefäß zu füllen, m dem damals der Cham⸗ 
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pagner 21jähriger Jugend nutlos verbraufte und fchale —— 
—* und — n ir und Miß ** jegt leben, wie 3 viele find begra 
mit denen id) —* liebelte, becherte und wurfelte, wie hat meine ne Be 
anſchauung doc in den 14 Jahren ſeitdem jo viele Verwandlung buch 
—* von denen ich immer die grade gegenwärtige für die rechte Ge⸗ 

tung hielt, und wie vieles iſt mir jetzt klein, was damals groß 
exſchien, wie vieles jetzt ehrwürdig, was ich damals verfpottete! 
Wie manches Laub mag noch an unſerm innern Menſchen aus- 
grünen, ſchatten, —8B und werthlos welten, bis wieder 
14 Jahr vorüber find, bis 1865, wenn wir’8 erleben! Ich be» 
greife nicht, wie ein Menſch, der über fih nachdenkt, nnd doch 
von Gott nichts weiß oder wiffen will, fein Xeben vor Berach⸗ 
tung und Langeweile tragen kann. Ih. weiß nicht, wie ich daB 

alten habe; follte ich jegt leben wie damals ohne Bott, ohne 

Dich, ohne der — ich wüßte doch in ber That nicht, warum ich dies 
Leben nicht ablegen ſollte wie ein ſchmutziges Hemde; und doch find Die 
meiften meiner Belannten jo und leben. nn ic bei dem Ein⸗ 
zelnen frage, was er x für Grund bei fih haben Tann weiter zur leben, rs 
zu müben und S ern, zu intriguiren und zu ſpioniren, ich weiß 
wahrlich nicht. liche ic aus dieſem Segel, daß ich gerabe be> 
jonderd ſchwarz geftimmt bin, im Gegentheil, es ift mir, ald wenn man 
an einem fchönen Septembertage das gelbwerbenbe aub betrachtet; und 
und heiter, aber etwas Wehmuth, etwas Heimweh, Sehnfucht nach 
Se, une Dir und Kindern, alles mit Sonnenuntergang und Beeth ethoven 
vermiſcht. Statt defien muß ich nun langweilige ** befuchen und enblofe 
gie über deutſche Dampfcorvetten und SKanonenjollen lefen, die im 

‚eemerhafen faulen und Geld freſſen. Ich möchte gern ein Pferd haben, 
aber allein mag ich nicht reiten, das ift langweilig, umd die Geſellſchaft, 
die Bier mitreitet, ift auch langweilig, und nun zu Rochow und 
De allerhand — in's — und off's, die mit ber Kfürftin Olga bier 


18. Auguft. Ernennung zum Bundedtagsgejandten. 
1852. Juni. Sendung nad Wien. 
Aus einem Schreiben an feine Gemahlin vom 16. Juni: 


Wien, 16./6. 52. 

‚Sgfallt mer Bier gar net, wie Schrenf | obſchon es 9 nett 
war —* 47, mit VWr nicht bloß Du —— enir fondern ich (er 
— hier Aber und daB an ichlimmer, als ih Deinem unpolitijchen 
mäth verftän Emo machen kann. Wenn ih, wie damals, mır zum 
—* hier wäre, fo konnte ich nicht Hagen; alle, bie ich bisher 
* m gelernt babe, find bemerlenswerth Tiebenswärdig, und die Stabt 
heiß und — waßig, aber doch eine ausgezei nete Stabt. Yan 

— * cht große Flauheit; die Lente haben entweder 
rfuih, fie mit und zu arzangiren. oder jegen es bei uns ı 
öherem Grade — als es vorhanden iſt. Ich furchte, die Gelegen⸗ 
it en Berftändigung. geht at ortber, das wird bei uns eimen 
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böfen Ruck üben, denn man glaubt, einen öhnlichen Schritt 
—* Conan geihan * haben, und cr * —e 
wieder einen herſchicken, der fo geneigt iſt, ſich zu verftändigen und dabei 
jo freie Hand hat wie ich. Verzeih, daß id) Sir Politik ſchreibe, aber 
weflen da8 Herz voll ift u. ſ. w., sch trodene ganz auf geiftig in dieſem 
Getriebe, umd ich fürchte, ich befomme noch einmal Geichmad daran. 


1853. Ueberdruß an den Bundestagdangelegenheiten. 
Aus einem Schreiben an Frau von Arnim: 


Frankfurt (ohne Datım). 

Während ich genöthigt bin, in der Sitzung einen ganz unglaublich 
langweiligen Vortrag eines hochgefhägten Kollegen über die anarchiſchen 

de in Ober-Fippe anzuhören, dachte ich darüber nad, wie ich dieſen 
Moment utilifiren könnte, und als bervorragendftes Bedürfniß meines 
Daae ftellte fi ein Erguß brüderlicher Gefühle heraus. Es ift eine 
ehr achtungswerthe, aber wenig unterhaltende Zafelrunde, die mich bier 
an einem grünbehangenen, etwa 20 Fuß im Durchmeſſer haltenden, kreis⸗ 
runden Tifche, im Barterre des Taxiſchen Palais, mit Ausſicht auf Garten 
umgibt. Der durchſchnittliche Schlag ift etwa der von N. N. und 8. in 
Berlin, die haben ganz bundestäglichen pli! Ä 

Ich jage ziemlich fleikig, auf Jagden, wo der Einzelne 6 bis 15 Hafen 
und eimige Solanen ſchießt, feltener einen Rehbock ober Fuchs, ae 
unter ein Stüd Rothwild in bedeutender Entfernung fieht. Die Zeit 
dazu babe ich dadurch gewonnen, daß ich fehr viel fauler bin, ala im 
vorigen Jahre, weil mein Fleiß in Berlin Tein Refultat findet. 

N. N. ift miht mehr fo liebenswürdig wie früher, er hört auf alle 

öglichen erlogenen Klatſchereien, und läßt fich immer einreden, ich frebte 
og jeiner Erbichaft, während ich froh bin, wenn man mid da läßt, mo ich 
bin. Ich gemühne mich daran, im Befühle gähnender Unſchuld alle Symptome 
von Kälte zu ertragen und die Stimmung gänzlicher Wurſchtigkeit 
in mir vorherrfchend werden zu lafien, nachdem ich den Bund allmählich 
mit Erfolg zum Bemußtfein des durchbohrenden Gefühle feines Nichts 
u bringen nicht unerheblich beigetragen Bi baben mir fchmeicheln darf. 

a8 befannte Lied von Heine: „DO Bund, du Hund, du bijt nicht ges 
fund“ u. |. w., wird bald durch einflimmigen Bejchluß zum Nationalliede 
der Deutfchen erhoben werden, 

Um den Orient kümmert fi) bier niemand; mögen die Ruſſen oder 
die Türken in die Zeitungen fegen, was fie wollen, man glaubt bier weder 
an Rand» noch Seegefechte, und beftreitet die Eriftenz von Sinope, Ka⸗ 
lafat und Scheftetil. 

Endlih bat Darmftadt F leſen aufgehört, und ich ſtürze —5 
in Deine Arme und wünſche Dir ein frohes Feſt. Viele Grüße an Oscar 


Dein treuer Bruder 
v. B. 


46 


Die däntihe Frage am Bunde. 


Schreiben aus Reinjeld in Pommern, vom 11. September 1856 
(Adreſſat ungenannt.) : 


Reinfeld in Pommern, 11. Sept. 1856. 
Im Nov. denke ich, wird der Bund, mit mehr Wohlwollen als Ex 
‚ feine — ngen den Holfteinern widmen. In diefer Sache werden 
ich egierungen einig fein. Defterreich aber wird heimlich ein 
nd ie Dänen bleiben und in feiner Preffe den Mund voll deutfcher 
raſen haben und Preußen die Schuld anfbürden, daß nichts geichieht. 
r Schwerpunkt der Sache liegt factifch nicht in Frankfurt, ſondern in 
der "Frage, ob die Dänen eines Rüdhaltes an einer oder mehreren der 
außerdeutſchen Großmachte ſicher find. Sind fe d das, ſo werden ſie in 
jenem Bundesbeſchluß ein Competenzloch finden.. 


1855 —- 1857. Reiſen nad Paris, Dänemark u. f. w. 
1858. 2. April. Die Erneuerung des Zollvereins. 
(Adreffat ungenannt.) 


Sranffurt a. M. 2. April 1858. 
Ih bin mit 8 pre einperftanden, daß unfere Stellung im 
Bollberein > ger be noch weiter, indem ich feft überzeugt 
bin, daß wir — Hansen Zollverein kündigen müflen, fobald der Termin 
dazu gelommen iſt. Die Örände biefer Ueberzeugung find zu weitichichtig, 
um fie bier zu entwideln, zu eng zufammenbängend, um fie einzeln 
an die Gefahr Bi, mit Deflau und 


ach. wenn m fein —* zum Tree a Se machen, 
unfere ingungen 


= 73 als dr Grenpale ohne Preußen en würden ver« 


aften Lännen. Ein anderer Zheil in der, daß man ihnen nicht die Fort- 
dauer eines Bolivereins mit Preußen als fact unmöglid erſcheinen Läßt; 
das wird aber, wenn neben den 28 R en noch einige 50 ftänbifche 


— geleitet von ſehr parti —* tereſſen, ein liberum veto 

üben. Fangen die preußiſchen Kammern damit an, jo wird ſchon der 
Bleichbeitstchmenbet ber beutichen Regierungen nicht zugeben, daß Die 
übrigen surädfiehen: fie werden ſich auch wichtig machen mollen. 

Ich glaube, daß wir in einem nad) 1865 von Preußen umzubildenben 
Zolivereine, um biefen Klippen zu entgehen, für bie Ausübunn des ftän- 
bifcen n Buflimmungsredhteß in Zollvereinsfachen, den Unionsprojecten vor 

849 eine Einrichtung entnehmen, eine Art Zollparlament einridten 
naffen, mit Bekimmung für itio in partes, wenn die Andern es ver⸗ 
langen. Die Regierungen werden ſchwer Daran ach gehn; aber wenn wir 
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dreift und confequent wären, könnten wir viel Durdfegen. Die 
m Briefe ausgeiprochene dee, die preußiſchen Kammern, vermöge 
der Vertretung aller deutjchen Stemerzahler durch fie, zur Grundlage hege- 
moniſcher bungen zu machen, flieht auf demſelben Felde. Kammern 
md Preffe könnten das mächtigfte Hilfsmittel unferer auswärtigen Politik 
werden. In dem vorliegenden alle, welches auch das Ergebniß der Ab- 
fimmung fein mag, müßte jedenfall die Zollvereinspolitit, der Schaden 
des Bereins für Preußen, die Nothwendigkeit für ums, ihn zu kündigen, 
auf das eingehendfte und fchärffte erörtert werden, damit die Erkenntniß 
darüber fih Bahn bricht; Ihr Brief follte als Artikel in der Kreuzzeitung 
ſtehen, anftatt bier auf meinem Tifch jr liegen. Sammern und Prefje 
müßten die deutſche BZollpolitif breit und rüdhaltslos aus 
dem preußifhen Standpunkte discutiren; dann würde ſich 
ihnen die ermattete Aufmerkſamkeit Deutihlands wieder zus 
menden, und unjer Zandtag für Preußen eine Macht in Deuttä 
land werden. ch wünfchte den Zollverein in den Bund nebft Preußens 
Stellung zu beiden in unfern Kammern dem Secirmefler der fchärfften 
Kritit unterzogen zu ſehen; davon kann der König, feine Miniſter und 
deren Bolitit, wenn fie ihr Handwerk verftehen, nur Vortheil haben. 
Aber ich wünſchte doch als Nefultat einer folchen Diskuſſion, die Vor⸗ 
lage mit geringer Majorität angenommen zu fehen. Denn e8 handelt 
fih im naͤchſten enblid fire den Zollverein mehr darım, deutiche Re⸗ 
geerungen an die Fleiſchtöpfe defielben zu fefieln, als Sympathieen ihrer 
Untertanen zu gewinnen. Die lesteren find machtlos, und in 

icht eine Fräftige, ſachverſtändige und ebrliebende Debatte daflelbe, 
wie die Zufälligleit eines Abftimmungsrejultates..... 


Das Minifterium der „neuen Aera.“ 


Aus einem Schreiben an feine Schweiter Frau v. Arnim: 
Frankfurt, 12. Row. 1858. 


9 
am politi immel ib Ute, was i icht über d 
politifichen Himmel fchreiben follte, was ich nicht auch über den 


iſt. Doch die Laufbahn des Kometen berechneten umfere Aftronomen 
ziemlich genau, umd das diirfte ihnen in Betreff des neuen politifchen 
Siebengeftienes ſchwer werden. Johanna ift heut früh mit den Kindern 
hier eingetroffen, Gott fei Dank gefund, aber nicht heiter. Sie ift nieder- 
gedrüdt von allen den politifchen Aengften, die man ihr in Pommern 
md Berlin eingeflößt bat, und ich bemühe mich vergebens, ihr die ge 
bührende Heiterkeit einzuflößen. Es ift der natürliche Berdruß der Haus⸗ 
fran auch dabei im Spiel, wenn es zweifelhaft wird, ob man in einem 
eben mit Mühe und Koſten neu eingerichteten Haufe bleiben wird. Sie 
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lm ri dem Glauben bier an, daß ich den Abſchied fofert — 
—— — ob man ihn mir nicht ungefo Bert get, © 

nich ws verſetzt, da ic pm Anftandes halber nehmen muß. —— 

es aber Treiioilig F will ich doch erſt abwarten, daß dad Minifterium 


Zarbe ze 
Arc die Herren die Fühlung der confervativen Partei beibehalten, 
ſich aufrichtig um Verfländigung und Frieden im Innern bemühen, fo 
können fie in unjern auswärtigen Der ältniſſen einen unzweifelhaften 
Vorzug haben, und das iſt mir viel werth; denn wir „waren herunter⸗ 
gefommen und mußten doch jelber nicht wie“. Das fihlte ich bier am 
empf hhften. Ih denfe mir, daß man den Yürften gerade deshalb an 
ne eftellt hat, um eine Garantie gegen eine Parteivegierung unb 
Gen Bette en nad ch Ling zu baben. Irre a mi darin, oder mil man 
er mich lediglich aus Sefänigteit für Stellenjäger dißponiren, fo werde 
ich mich unter die Kanonen von Schönhaufen zurüdziehen und zujehen, wie 
man in Preußen auf linke Majoritäten geftägt vegiert, mich auch im 
errenhaufe beftreben, meine Schuldigkeit zu thun. Sbmwechfelung ift Die 
ele des Lebens, und hoffentlich werde ich mi um 10 Jahr v 
fühlen, wenn ich mich wieder in derfelben Gefechtöpofition befinde, wie 
48—49. Wenn ich die Rollen des Gentleman und des Diplo naten 
nicht mehr mit einander verträglich finde, fo wird mid das igen, 
oder die Laſt ein hohes Gehalt mit Anftand zu depenficen, feine Minute 
in der oh beivren. Zu leben babe ih, nad meinen Bedürfnifien, und 
wenn mic Gott Frau und Kinder geinnd erhält wie bisher, fo ner * 
„vogue la galdre“, in welchem Fahrwaffer e8 auch fein 
30 Jahren wird e8 mir wohl gleichgültig fein, ob ich jetzt Dirlenat ei oder 
Landjunker fpiele, und bisher bat die Ausfiht auf friſchen ehrlichen 
Kampf, ohne durch irgend eine amtliche Feſſel genirt zu fein, gewiſſer⸗ 
maßen in politifchen Schwimmhoſen, faft ebenfopiel Weiz für mid, als 
die Ausfiht auf ein fortgefegtes Regime von Trüffeln, Depeſchen und 
Großkreuzen. Nach Neune ift alles vorbei, jagt der Schaujpieler. M 
als dieſe meine perfönlihen Empfindungen Tanı id Dir bisher ni t 
melden, das Rarhjel fteht auch mir end ungelöft gegenäiber. Eine be- 
fondere Freude habe ich einftweilen Bunde; alle n, die noch 
vor ſechs Monaten meine Abberufang als Erſorderni deut 
Einheit verlan A zittern Ar bei Dem Gedanken mich bier zu ver- 
lieren: ** id 48er Reminiſcenz, und fie find * ein 
Taubenſchlag, er den Marder merkt, fo verängftigt von Demofratrie, 
Darritaben, Parlament und **, — a. fintt mir gerährt in die Arme 
und fagt mit krampfhaftem Händebrud: „wir werden wieder auf ein 
Geld gedrängt werden.“ Der Franzoſe natürlich, aber felbft der Engländer 
fieht uns fie Brandflifter an, und der Muffe fürdtet, daß ber Kaifer 
an unferm Beifpiel in feine Reformplänen irre werden w Ich fage 
allen natürlich: „Nur ruhig Blut, die Sache wird ſich ſchon machen,“ 
und babe die Genugthuung, daß fie antworten: Ja wenn Sie hier 
blieben, da hätten wir eine Garantie, aber **!" Wenn dem nicht die 
En in vielen Tagen Frankfurtiſch fin ‚fo hat e fein Trommelfell 
ve ie bie acht Tagen aus einem tbaren liber al Conſervativen in 
der bildung feiner eventuellen Gollegen zu einem branbroth Klone 
Helferßhelfer von Kinkel und d'Eſter degradirt. Der Bamberger Diplomat 
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Ipriht von einer continentalen Affecuranz gegen preußiiche Brandftiftung, 
Dreilaiferblindnig gegen und und neues DOlmüg mit „thatjächlichen 
Operationen“. Kurz, es fängt an, weniger langweilig in der politifchen 
Belt zu merden. Es fcheint, daß die Ankunft des Kometen in der That 
nicht ohne Borbedeutung war. Lebe herzlich wohl, mein fehr Beliebtes, 
um a Oslar; er fol nur die Ohren nicht hängen laſſen, es ift doch 
ales A 


Aus einem Schreiben an diejelbe. 


Frankfurt, 10. Dezember 1858. 

— — — lieber meine Perfegung oder Entlaffung ift wieder alles 
fill; eine Zeit lang ſchien mir Petersburg ziemlich fiher, und ich hatte 
mih mit dem Gedanken fo vertraut gemacht, daß ich eigentlich Enttäuſchung 
fühlte, als es bieß, daß ich bier bleiben würde. Es mird bier mohl 
ſchlechtes Wetter, politifcyes, geben, welches ich recht gerne im Bärenpelz 
bei Caviar und Elennjagd abwarte. — Unfer neues Cabinet wird vom 
Auslande noch immer mit Mißtrauen betrachtet, nur Oeſterreich wirft 
ihm mit ſchlauer VBerehnung den Köder feines Lobes Di während ** 
unter der Hand vor und warnt; daſſelbe thun gewiß eine Collegen an 
allen Höfen. Die Katze läßt das Mauſen nicht. Endlich werden die 
Miniſter doch Farbe zeigen müſſen; das Schimpfen auf die Kreuzzeitung 
thut's auf die Dauer nicht. Ich werde im Winter ſchwerlich nad Berlin 
fommen, fehr ſchön wäre e8, wenn Ihr uns bier befuchen molltet, ehe ich 
on der Newa „alt geftellt“ werde. — 


— — — — 


7. In St. Petersburg. 


1859. Januar. Gmennung zum Gejandten in St. Peterd«- 
burg. 
März. Reife nad St. Peteröburg. 
1. April. Antrittsaudienz beim Kaijer Alerander. 
Die Erfahrungen in Frankfurt und ihre Nup- 
anwendung. 


Schreiben an den Minifter von Schleinitz. 


. Petersburg, 12. Mai 1859. 
Aus den acht Fahren meiner Krankfurter Amtsführung habe ich als 
Ergebnig meiner Erfahrungen die Ueberzeugung mitgenommen, daß bie 
dermaligen Bundeseinrichtumgen für Preußen eine drüdende, in kritiſchen 
Beiten eine lebensgefährliche Feſſel bilden, ohne und dafür diefelben Aequi⸗ 
valente zu gewähren, welche Defterreich, bei einem ungleich größern Maße 
eigener Feier Bewegung, aus ihnen zieht. Beide Großmächte werden von 
Für Bismard. 4 
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den Yürften und Regierungen der Ffleineren Staaten nicht mit gleichem 
Maße gemeilen; die Auslegung des Zweckes und der Gejege des Bundes 
modificirt ſich nach den Bebürniffen der öfterreihiichen Politit. Ich darf 
mid Em. ..... Sachkenntniß gegenüber der Beweisführung durch detaillirtes 
Eingehen auf die Geſchichte der Bundespolitik feit 1850 enthalten, und 
beſchränke mich auf die Nennung der Rubriken von der Wiederberftellung 
des Bundestages, der deutichen Flottenfrage, der Bollitreitigleiten, der 
Handels⸗, —* und Verfaſſungsgeſetzgebung, der Bundesfeſtungen Raſtatt 
und Mainz, der Neuenburger und der drientaliſchen Frage. Stets haben 
wir und derjelben compacten Majorität, demjelben Anſpruch 
auf Preußens Nachgiebigkeit gegenüber befunden. In der orien- 
taliſchen Frage ermied fih die Schwerkraft Defterreih8 der umjrigen jo 
überlegen, daß ſelbſt die Uebereinftimmung der Wünſche und Neigungen 
der Bundesregierungen mit den Beftrebungen Preußens ihr nur einen 
weichenden Damm entgegenzufegen vermochte. Faft ausnahmslos haben 
und damals unfere Bundesgenofien zu verftehen gegeben, oder jelbft offen 
erflärt, daß fie außer Stande wären, und den Bund zu halten, wenn 
Defterreih jeinen eigenen Weg gehe, obſchon es unzweifelhaft ift, daß das 
Bundesrecht und die wahren deutfchen Intereſſen unferer friedlichen Politik 
ur Seite fländen; dies war menigftend damals die Anficht faft aller 
Bundesfürften. Würden dieje den Bedurfniſſen, oder felbft der Sicherheit 
Preußens jemals in ähnlicher Weife die eigenen Neigungen und Intereſſen 
um Opfer bringen? Gewiß nicht, denn ihre Anbänglichkeit an Defterreich 
erubt überwiegend auf faljchen Intereſſen, welche beiden das Zuſammen⸗ 
halten gegen Preußen, das Niederhalten jeder Yortentwidelung des Ein- 
ſſes und der Macht Preußens als dauernde Grundlage ihrer gemein- 
chaftlichen Politik vorfchreiben. Ausbildung des Bundesverhältnijjes mit 
Öfterreichiicher Spitze ift das natürliche Ziel der Politif der deutjchen 
Fürſten und ihrer Minifter; fie kann in ihrem Sinne nur auf Koſten 
Preußens erfolgen und ift nothwendig nur gegen Preußen gerichtet, fo 
lange Preußen fih nicht auf die nügliche Aufgabe bejchränfen will, für 
feine gleichberechtigten Bundesgenofien die Aſſecuranz gegen zu weit 
ehendes Uebergewicht Oeſterreichs zu leiften, und das Mißverhältnig 
* Pflichten zu ſeinen Rechten im Bunde, ergeben in die Wünſche der 
ajorität, mit nie ermüdender Gefälligkeit zu tragen. Dieſe Tendenz der 
mittelſtaatlichen Politik wird mit der Stetigleit der Magnetnadel nad) 
jeder vorübergehenden Schwankung wieder hervortreten, weil fie fein will- 
kürliches Produkt einzelner Umftände oder Perfonen darjtellt, fondern ein 
natürliches und nechloenbigeB Ergebniß der Bundesverhältniffe für die 
Heineren Staaten bildet. Wir haben fein Mittel, uns mit ihr innerhalb 
der gegebenen Bundesverträge dauernd und befriedigend abzufinden. 
Seitdem unfere Bundesgenofjen vor neun Jahren unter der Leitun 
Defterreichg begonnen haben, aus dem biß dahin unbeadhteten Arena 
der Bundesgrundgefete die Principien ang Bagealict u fördern, welche 
ihrem Syſteme Vorſchub leiften können, ſeitdem die Beſtimmungen, welche 
mr eine Deutung im Sinne ihrer Stifter haben konnten, joweit fie von 
dem Einverftändnifje Preußens und Deflerreih8 getragen werden, einfeitig 
zur Bevormundung preußiicher Politik auszubeuten verjucht wurden, haben 
wir unausgeſetzt das Drüdende der Lage empfinden müffen, in welche wir 
Durch die Bundesverhältniffe und ihre fchließliche hiſtoriſche Entwidelung 
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verjegt worden find. Wir mußten ung aber tagen, daß in ruhigen und 
regelmäßigen Zeiten wir da3 Uebel durch geſchickte Behandlung wohl ın jeinen 
Folgen abzufchwädhen, aber nichts zu ferner Heilung zu thun vermochten; 
in gefahrvollen Zeiten, wie e8 die jeßigen find, ift es = natürlich, daß die 
andere Seite, welche ſich im Befig aller Bortheile der Bundeseinrichtungen 
befindet, gern zugibt, daß manches Ungebörige geſchehen ſei, aber im „all 
gemeinen Intereſſe“ den Zeitpunkt für durchaus ungeeignet erflärt, um 
vergangene Dinge und „innere* Streitigkeiten zur Eprade zu bringen. 
Für und aber kehrt eine Gelegenheit, wenn wir die jeßige unbenutzt laſſen, 
vielleicht nicht fobald wieder, und mir. find fpäter von neuem auf die 
Refignation bejchränkt, daß ſich in regelmäßigen Zeiten nicht an der 
Sade ändern läßt. 

Seine Königliche Hoheit der Prinz Regent haben eine Haltung an« 
enommen, welche den ungetheilten Beifall aller derer hat, denen ein 
rtheil über preußifche Politik beimohnen kann und die fich daſſelbe nicht 

durch Parteileidenfchaften getrübt haben. In diefer Haltung fucht ein 
Zheil unferer Bundesgenofien durch unbefonnene und Fanatitche eftres 
bungen uns irre zu machen. Wenn die StaatSmänner von Bamberg fo 
leihtfertig bereit find, dem erften Anftoß des Kriegsgeſchreis der urtheild- 
Iofen und veränderlichen Tagesmeinung zu folgen, " geſchieht das vielleicht 
nicht ganz ohne tröſtende Hintergedanken an die Leichtigkeit, mit der ein 
Heiner Staat im Fall der Noth die Farbe wechſeln kann. Wenn fie ſich 
aber dabei der Bundezeinrichtungen bedienen wollen, um eine Macht wie 
Preußen ind Feuer zu ſchicken; wenn uns zugemutbet wird, Gut und 
Blut für die politiiche Weisheit und den Thatendurft von Regierungen 
einzujegen, denen unſer Schuß unentbehrlich zum Eriftiren ift; wenn diefe 
Staaten uns den leitenden Impuls geben wollen, und wenn fie als 
Mittel dazu bundesrechtliche Theorieen in Ausficht nehmen, mit 
deren Anerfennung alle Autonomie preußifher Politik auf- 
bören würde — dann dürfte es meines Erachtens an der Beit fein, 
ung zu erinnern, daß die Führer, welche uns zumuthen, ihnen zu folgen, 
anderen Intereſſen dienen als preußifchen, und daß fie die Sache Deutjch- 
lands, welche fie im Munde führen, jo verftehen, daß fie nicht zugleich 
die Sache Preußens fein fann, wenn wir ung nicht aufgeben wollen. 

Ich gehe vielleicht zu weit, wenn ich die Anficht äußere, daß wir 

jeden rechtmäßigen Anlaß, welchen unjere Bundesgenoſſen uns bieten, er⸗ 

eifen follten, um zu derjenigen Reviſion unferer gegenfeitigen Bezie⸗ 
bangen u gelangen, deren Preußen bedarf, um in geregelten Beziehungen 
zu den Meineren deutfchen Staaten dauernd leben zu können. Ich glaube, 
wir follten den Handſchuh bereitwillig aufnehrhen und fein Unglüd, jondern 
einen Fortjchritt der Kriſis zur Beſſerung darin fehen, wenn eine Majo⸗ 
rität in Frankfurt einen Beſchluß faßt, in melden wir eine Ueberjchreis 
tung der Sompetenz, eine willfürliche Aenderung des Bundeszmedes, einen 
Bruch der Bundesverträge finden. Je unzweideutiger die Verlegung 
zu Zage tritt, defto bejjer. In Oeſterreich, —*8* Rußland 
finden wir die Bedingungen nicht leicht wieder ſo günſtig, um uns eine 
Verbeſſerung unſerer Lage in Deutſchland zu geſtatten, und unſere Bundes⸗ 
genoſſen ſind auf dem beſten Wege, uns vollkommen gerechten Anlaß dafür 
zu bieten, auch ohne daß wir ihrem Mebermuthe nachhelfen. Sogar die 
Kreugzeitung wird, wie ich auß der Sonntaganummer erfehe, ftutig bei 

4* 


52 

1859. 

dem Gedanken, daß eine Frankfurter Majorität ohne weitereö über die 
preußifche Armee disponiren könnte. Nicht bloß an diefem Blatte 
babe ich bisher mit Bejorgniß die Wahrnehmung gemadt, welche Allein- 
herrſchaft ſich Defterreich in der deutjchen Preſſe durch das geſchickt an- 
gelegte Netz feiner Beeinfluſſung geſchaffen hat, und wie es dieſe Waffe 
zu handhaben weiß. Ohne Dieter e wäre die fogenannte öffentlihe Mei⸗ 
nung ſchwerlich zu diefer Höhe montirt worden; ich fage die fogenannte, 
denn das wirklihe Groß der Bevölkerung ift niemals für den Krieg ges 
ſtimmt, wenn nicht die thatfächlihen Leiden ſchwerer Bedrückung es ge: 
reizt haben. Es ift fo weit gelommen, das kaum noch unter dem Mantel 
allgemeiner deutjcher Gefinnung ein preußiſches Blatt fih zu preußiſchem 
Patriotismus zu befennen wagt. Die allgemeine Piepmeyerei fpielt dabei 
eine große Rolle, nicht minder die Zwanziger, die Defterreich zu dieſem 
—* niemals fehlen. Die meiſten —— ſchreiben für ihren 
ebendunterhalt, bie meiften Blätter haben die Rentabilität zu ihrem 
Hauptzwed, und an einigen unjerer und anderer Blätter vermag ein er- 
fahrener Leſer leicht zu erkennen, ob fie eine Subvention Oeſterreichs 
wiederum erhalten haben, fie bald erwarten, oder fie durdy drohende Winte 
herbeiführen wollen. 

Ich glaube, dag wir einen erheblichen Umſchlag in die Stimmung 
bringen fönnten, wenn wir gegen die Ueberhebungen unſerer deutfchen 
Bundesgenoffen die Saite felbjtändiger Politif in der Prefle anfchlügen. 
Bielleiht geichehen in Frankfurt Dinge, welche uns den vollften Anlaß 
dazu bieten. 

In diefen Eventualitäten Tann fi die Weisheit unferer militärifchen 
Borjichtömaßregein noch nach anderen Richtungen bin bethätigen und un: 
ferer Haltung Nachdrud geben. Dann wird das preußifche Selbftgefühl 
einen ebenfo lauten und vielleicht folgenreicheren Ton geben, als das 
bundestäglihe. Das Wort „deutfh* für „preußiſch“ mödte ich 
gern erſt dann auf unfere Fahne geſchrieben fehen, wenn wir 
enger und zwedmäßiger mit unferen übrigen Landsleuten 
verbunden wären, als bisher; es verliert von feinem Zauber, 
Denn man es ſchon jest, in Anwendung auf den bundestäglichen Nexus, 
abnügt. 

Ich fürchte, dag Em. .... mir bei diefem brieflihen Streiizug in 
das Gebiet meiner früheren Xhätigleit ein ne sutor ultra crepidam im 
Geiſte zurufen; aber ich habe audy nicht gemeint, einen amtlichen Bortrag 
8 halten, ſondern nur das Zeugniß eines Sachverſtändigen wider den 

und ablegen wollen. Ich ſehe in unſerem Bundesverhältniß ein 
Gebrechen Preußens, welches wir früher oder ſpäter forro et 
igni werden heilen müfjen, wenn wir nicht bei Zeiten in günftiger 
Sahresgeit eine Sur Dagegen vornehmen. Wenn heute lediglich der Bund 
aufgehoben würde, ohne daß man etwas andered an feine Stelle fette, 
io glaube ich, daß ſchon auf Grund diefer negativen Errungenſchaft ſich 
bald beffere und natürlichere Beziehungen Preußens zu feinen deutſchen 
Nachbarn ausbilden würden, als die biöherigen. 

Bismard. 
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Reife nah Moskau, — ſchwere Erkrankung, der Urjprung 
des langjährigen rheumatiichen Leidens. 


1860. Weitere zur Deutfchen Politik. 


Aus zwei Schreiben an einen preußiſchen Diplomaten. 


Hobendorf, 3. Februar 1860. 

.... Ich höre immer noch mit Vergnügen und mit einem Anflug 
von Heimmweh alle Nachrichten über Frankfurter Zuftände und Berjonen, 
und beim Beitungslefen befällt mich oft der Trieb, kampfluſtig in die 
Sigungen zu eilen. Der Zug mit der Kriegsverfaſſung mar vortrefflid, 
nur weiter jo, offen und dreiit mit unſern Anjprüchen herausgetreten, fie 
find zu beredtigt, um nicht Zueßlich wenn auch langſam, ſich Aner⸗ 
fennung zu verſchaffen, und die von des Rheinbunds⸗ und der Bundes⸗ 
acte Gnaden fouperänen Kleinftaaten können ihren PBarticularismus auf 
die Dauer gegen den Strom der Zeit nicht halten. Es kann, wie meine 
Genefung, Stillftand und Rüchſchritt gelegentlich durchmacden, aber im 
gen en rüdt es vorwärts, fobald wir muthig wollen und ung unſeres 

ollens nicht mehr fchämen, fondern im Bunde, in der Prefle, und vor 
allem in unferen Kammern offen darlegen, was wir in Deutichland vors 
ftellen wollen, und was der Bund bisher für Preußen gemejen ift: ein 
Alp und eine Schlinge um unjern Hals, mit dem Ende in feindlichen 
— die nur auf Belegenbeit zum Zufchnüren warten... Doch genug 
olitit. 

Ich hoffe bald reiſefertig zu fein, bin's vielleicht ſchon; meine Frau 
und die Aerzte drängen mich nah Süden, Heidelberg oder Schweiz; 
ee nach Beteräburg, um endlich im eigenen Haufe in Ruhe zu 
wohnen... 


Petersburg, 16. Juni 1860. 

0... Uns geht e8 vor der Hand ziemlich gut, und mir bejonbers 
bejler, al8 in Deutfchland unberufen! Die Ruhe und Annehmlichleit des 
häuslichen Lebens thun das ihre. 24 Grad im Schatten, aber immer 
füble Nächte. Die Gefchäfte gehen, Dank einem fo liebensmwürdigen Mi⸗ 
nifter wie Gortjchafoff, ohne Äerger, kurz cela va bien, pourvu que cela 
dure. Unſere Beziehungen mit bier find ausgezeichnet, was auch die Zei⸗ 
tungen fabeln mögen. 

Die Augsburger & Co. haben noch immer Angie, ih möchte Mi- 
nifler werden, und meinen die durch Schimpfen über mich und meine 
franzöfifch-ruffiihen Gefinnungen zu bintertreiben. Biel Chre, von den 
deinden Preußens gefürchtet zu werden. Uebrigens find meine politiicyen 
tiebhabereien im Frühjahr bei Hof und Miniſter fo genau gefiebt worden, 
daß mon Mar weiß, was daran ift, und mie ich gerade im nationalen 
Aufſchwung Abwehr und Kraft zu finden glaubte. Wenn ich einem 
Zeufel verſchrieben bin, fo a es ein teutonifhher und fein galli» 
iher... . ’8 Lügenfabrik könnte mich viel wirkſamer auf anderen Gebieten 
angreifen, als auf dem des Bonapartismus, wenn fie an unferem Hofe, 
wie bei den Augsburgern, Eindrud machen wil..... 
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Deutihland und Frankreich. 


Aus einem Schreiben aus Peteröburg vom 22. Auguft 
1860: 
Adreffat ungenannt. 


... Der heimiſchen Politik bin ich ganz entrüdt, da ich außer 
eitungen faft nur amtliche Nachrichten erhalte, die den Untergrund der 
inge nicht bloßlegen. Nach ihnen haben wir in Teplig nichts Definitines 

verfprochen, fondern unjere Leiftungen flir Defterreih davon abhängig ge: 
madt, daß letteres fein Wohlmollen für und auf dem Gebiet deutfcher 
Politik zunähft praftifch bewähre; nachdem dies gefchehen, werde es auf 
unjere Dantdarteit rechnen können. Damit wäre ich ſehr zufrieden; eine 
—* wäſcht die andere, und ſehen wir die Wiener &eife nur erft 
häumen, jo werden wir gerne die Wäſche ermidern. Indirecte Nach⸗ 
richten, die von andern Höfen hierher gelangen, lauten allerding® anders. 
Wenn fie richtig find, fo hätten wir zwar keinen fchriftlihen Garanties 
vertrag gefchloflen, und aber doch bermöge mündlichen Wortes gebunden, 
Defterreih unter allen Umftänden dann beizuftehen, wenn es von Frank— 
reich in Italien angegriffen werde; fehe Oeſterreich fi zum Angriff 
genöthigt, fo fei unjere Einwilligung erforderlih, wenn unfer Beiftand 
erwartet werden fol. Die Berfion flingt unverfänglicher, als fie in der 
That fein würde. Hat Defterreich die Sicherheit, dag wir für Venedig 
eintreten werden, jo wird es den Angriff Frankreichs zu provociren 
willen, wie denn ſchon jeßt behauptet wırd, daß Oefterreich jeit Teplig 
in Italien dreift und heraußfordernd auftrete. Seit der Garibaldifchen 
Erpedition geht die Wiener Politik dahin, e8 in Italien jo jchlimm mie 
möglih werden zu laſſen, damit dann, wenn Napoleon felbft nöthig 
finden werde, fd gegen die italienifche Revolution zu wahren, alljeitig 
eingefchritten und der in Zuftand annähernd bergeftellt werde. 
Diefe Rechnung mit und auf Napoleon kann ſehr trügen; wie e8 fcheint, 
bat man fie deshalb feit Teplig aufgegeben und hofft auh gegen 
Napoleon zum Ziel zu gelangen. Die unrubige, gereizte Leidenſchaftlichkeit 
der öfterreichifchen Fort bringt auf beiden Wegen den Frieden in Ge⸗ 
fahr. — Was wird die Kammer zu Teplig, was zur Armeeorganiiation 
fagen! In leßterer werden natürlih alle Vernünftigen zur Regierung 
ftchen. Der Eindrud der auswärtigen Politit wird fi aber erft be- 
rechnen laflen, wenn man genauer weiß, was Teplitz bedeutet. (in 
wohlunterrichteter, aber ziemlich Bonapartiftiicher Correipondent jchreibt 
mir aus Berlin: „Wir find in Teplig mit Wiener Gemüthlichkeit glänzend 
über den Löffel barbiert, für nichts, nicht einmal ein Pinfengericht, ver» 
kauft.“ Gott gebe, daß er irrt! — Bei Gelegenheit von Bonapartiften 
fällt mir ein, daß gelegentliche Andeutungen hierher gelangen, al® würde 
von der Prefie — Nationalverein, Magdeburger, Mprenfifche Zeitung 
und dergleihen — ein fvftematiicher Berleumdungsfeldzug gegen meine 
Perſon geführt. Ich ſollte ruſſiſch⸗franzöſiſche Zumuthungen wegen einer Ab⸗ 
tretung der Rheinlande gegen Arrondirung im Innern offen unterftügt haben, 
ein zweiter Borries fein und dergleichen. Ich zahle demjenigen 1000 Frd’or 
baar, der mir nacdhweifen kann, daß dergleichen ruffiich-franzöfifche Aner⸗ 
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bietungen jemals von irgend jemand zu meiner Kenntniß gebradit feien. Ich 
habe in der ganzen deit meines deutfhen Aufenthaltes nie etwas 
anderes gerathen, als uns auf die eigene und die im Fall des 
Krieges von und aufzubietende nationale Kraft Deutfchlands zu 
verlaffen. Diefes einfältige Federvieh der deutfchen Preſſe merkt gar niet, 
daß es gegen das befiere Theil jeiner eigenen Beftrebungen arbeitet, 
wenn es mich angreift. Als Quelle dieler Angriffe wird mir der 
Goburger Hof und ein Fiterat bezeichnet, der perſoͤnliche Rancune gegen 
mich bat. Wenn ich ein öfterreicifeher Staatsmann oder ein deutfcher 
Fürſt und öſterreichiſcher Reactionär, wie der Herzog von Meiningen 
wäre, fo würde umjere Sreugzeitung mich jo gut in Schug genommen 
baben, wie legteren; die Lügenhaftigkeit jener Verdächtigungen ift feinem 
unferer politifchen Freunde unbefannt. Da ich aber nur ein alter Partei⸗ 
genofie bin, der obenein das Unglüd bat, tiber manche ihm genau be» 
kannte Dinge eigene Anfihten zu Baben, fo läßt man mich nad Herzens 
luft begeifern, und ich erfahre von der ganzen Sache hauptſächlich dur 
die officiöfe Vertheidigung der Elberfelder Zeitung, die man mir eins 
fendet. Es geht nichts fiber Kekerrichter im eigenen Lager, und unter 
Sreunten, die lange aus einem Topfe gegefjen haben, ift man ungeredter, 
ald gegen Feinde. Mir iſt's recht, man fol fi nicht auf Menſchen 
verlafler, und ich bin dankbar für jeden Zug, der mid nad innen 
zieht! — 


1861 Die Konjervativen und die deutſche Frage. 


Aus einem Schreiben aus Stolpmünde vom 13. Sep- 
tember 1861: 


(Adreffat ungenannt.) 


In Btreff des confervativen Programms unterfhreibe ich Ihre 
Ausftellunger vollftändig. Die durchgehende negative Faſſung der auf- 
geftellten Sctze hätte von Haufe aus vermieden werden follen. Mit der 
bloßen matter Defenfive kann eine politifche Partei nicht beftehen; viel 
weniger eroben, Terrain und Anhänger. — Den Schmuz der deutfchen 
Republik beharptet jede Partei zu verabjcheuen, und die für jegt praktifch 
zur Frage kommenden Gegner find auch ehrlich bemüht, ihn nicht zu wollen, 
nomentlih den Schmuz nicht. Eine fo weit über dad Bedlirfniß des 
Momentes Hinasgreifende Redeform fagt entweder gar nichts, oder ver- 
büllt, was man nicht fagen will. Ich jelbft bin zweifelhaft, ob der Ver⸗ 
tajler des Progranms nicht in der That auf dem reinen Würzburger Stand- 
puntte jteht. Wi haben unter unferen beften Freunden jo viele Doctrinäre, 
welche von Preußer die ganz gleiche Verpflichtung zum Rechtsſchutze in Bes 
treff jremder Fürſen und Ränder, wie in Betreff der eigenen Unterthanen 
verlangen. Dieſes Syſtem der Solidarität der confervativen In— 
terefjen aller Kärder ift eine gefährliche Fiction, fo lange nicht 
die vollfte, ehrlioßte Gegenfeitigteit in aller gerren Ränder ob» 
waltet. Iſolirt von Sreußen durchgeführt, wird e8 zur Donquizoterie, welche 
unfern König und fette Regierung nur abſchwächt —* die Durchführung der 
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eigenften Aufgabe, den der Krone Preußen von Gott übertragenen Schug 
Preußens gegen Unrecht von außen oder von innen fommend, zu handhaben. 
Wir kommen dahin, den gang unbiftoriichen, gott« und rechtlofen Souveränes 
tätsfchwindel der deutjchen Fürften, welche unfer Bundesverhältnig als Piedes 
ftal benußen, von dem berab fie Europäiſche Macht fpielen, am Schooß⸗ 
kind der conſervativen Partei Preußens zu machen. Unſere Regierung 
iſt ohnehin in Preußen liberal, im Auslande legitimiftifh; wir ſchützen 
fremde Kronrechte mit mehr Beharrlichkeit als die eigenen, und begeiftern 
uns für die von Napoleon geichaffenen, von Metternich fanctionirten klein⸗ 
ftaatlihen Souveränetäten bis zur Blindheit -gegen alle Gefahren, mit 
denen Preußen und Deutfchlands Unabhängigkeit für die Zukunft bedroht 
ift, fo lange der Unfinn der jegigen Bundesverfaffung befteht, die nichts 
it als ein Treib⸗ und Confervirhaus gefährlicher und revolutionärer 
Particularbeftrebungen. Ich hätte gewünſcht, daß in dem Programm 
anftatt des vagen Ausfalles gegen die deutfche Republik offen ausgeſprochen 
wäre, was wir in Deutſchland geändert und bergeftellt münchen, ſei es 
duch Anftrebung rechtlih zu Stande zu bringender Uenderungen der 
Bundesverfaflung, ſei es ut dem Wege küindbarer Aflociationen nad Ana- 
logie des Zollvereind und des Koburger Militärvertrages. Wir haben 
die doppelte Aufgabe, Zeugniß abzulegen, daß dad Beftehende der Vundes⸗ 
verfaffung unfer deal nicht iſt, daß mir die nothwendige Aerderung 
aber auf vechtmäßigem Wege offen anftreben, und über das zur Eicher» 
jet und zum Gedeihen aller erforderliche Maß nicht binansgeben mollen. 

ir brauchen eine ftraffere Confolidation der deutihen Wehrraft fo 
nöthig wie da8 liebe Brot; wir bedürfen einer neuen und bildſanen Ein- 
rihtung auf dem Gebiet des Zollweſens, und einer Anzahl geneinfamer 
Inftitutionen, um die materiellen Intereſſen gegen die Nachtheile zı jchügen, 
die aus der unnatürlihen Configuration der deutichen inneres Landes⸗ 
grenzen erwachſen. Daß wir diefe Dinge ehrlich und ernft fürden wollen, 
darüber jollten wir jeden Zweifel heben. — Ich ſehe außerden nicht ein, 
warum wir vor der ‘idee einer BollSvertretung, jei es an Bunde, 
fei e3 in einem Zolls und Bereinsparlament, fo zimperlich 
Aurüdigreden. Eine Juftitution, die in jedem deutſchen hate legitime 

eltung bat, die wir Conjervative jelbit in Preußen nigt entbehren 
möchten, können wir dody nicht als repolutionär befämpfen! Auf dem na» 
tionalen Gebiete würden bisher ſehr mäßige Conceſſionen immer noch 
al3 werthvoll anerfannt werden. Man könnte eine rech conferpative 
Nationalvertretung fchaffen und doch felbft bei den Liberaln Dank dafür 
ernten. 


Der Lärm des Einpadens ftört mich im Schreiben. Yür den all, 
daß Sie noch Gelegenheit haben, mich bei unferen Fremden redend ein- 
zuführen, lege ich da8 Concept bei, welches ich Ihnen wrlaß; aber mit 
der Bitte, den Wortlaut vor Deffentlichleit zu bemahen, da ich nicht 
weiß, ob e8 dem Könige genehm ift, daß diefer auf ſeien Befehl flüchtig 
zu Papier gebrachte Inhalt einer Unterredung mit Sr Majeftät rudbar 
wird, nachdem weitere Beſprechungen, wie ich hör, daran geknüpft 
worden find .... 
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Dftober. Bei der Krönung in Königäberg. 
1862. Januar. Zufunftögedanten. 


Aus einem Schreiben an jeine Schweiter aud Peteröburg 
vom 17./5. Sanuar 1862: 


Du fchreibft in Deinem Lebten von indiscreten Reden, die ** in 
Berlin geführt hat. Takt bat er nicht und wird er nie haben, für ab» 
fihtlih feindlich gegen mich halte ich ihn nicht. Es paffirt hier auch nichts, 
was nicht jeder iffen könnte. Wollte ich noch Carriere machen, fo wäre 
es vieleicht gerade gut, wenn recht viel Nachtbeilige8 von mir gehört 
würde, dann käme ich wenigſtens wieder nad Frankfurt, oder wenn i 
8 Fahre lang recht faul wäre und anſpruchsvoll, das hilft. Für mid i 
&.damit zu fpät, ich fahre deshalb fort, hausbaden meine Schuldigteit 
zu thun. Ich bin feit meiner Krankheit geiftig jo matt geworden, daß 
mir die Spannfraft für bemegte Berbäftnifte verloren gegangen ifl. Bor 
drei Jahren hätte ich noch einen brauchbaren ‘Minifter abgegeben, jett 
fomme ih mir in Gedanken daran vor wie ein kranker Kunftreiter. Einige 
Jahre muß ich noch im Dienft bleiben, wenn ich's erlebe. In 3 Jahren 
wird Kniephof pachtlos, in A Schönhaufen; bis dahın weiß ich nicht 
recht, mo ich wohnen follte, wenn ich den Abfchied nähme. Das jekige 
Revirement der Boiten läßt mich kalt, ich habe eine abergläubifche Furcht, 
einen Wunfch deshalb außzufprechen und ihn fpäter erfahrungsmäßig zu 
bereuen. ch würde ohne Kummer und ohne Freude nad Paris, Fondon 
gehen, hierbleiben, wie e8 Gott und Sr. Majeftät gefällt, der Kohl wird 
weder für unjere Politif, noch für mich fetter, wenn das eine oder das 
andere gejchieht. ch wäre undankbar gegen Gott und Menfchen, ment 
ih behaupten wollte, daß es mir bier jchlecht ginge, und für Wenderung 
beftrebt wäre; vor dem Minifterium habe ich geradezu Furcht wie vor 
faltem Bade. Ich gehe Lieber auf jene vacanten Poſten oder nach Frank⸗ 
fürt zurüd, felbft nach Bern, wo ich recht gern lebte. — — 


Gerner vom 7. März: 


Brinzliche Briefe ſprachen von ** NRüdtritt und meiner Nachfolge; 
ih glaube nicht, daß es die Abficht ift, würde aber ablehnen, wenn's 
wäre. Abgejehen von allen politiihen Unzuträglichkeiten fühle ich mich 
niht wohl genug, für jo viel Aufregung und Arbeit. Diefe Nüdficht 
madht mich auch bedenklich, wenn man mir Paris anböte; London ift 
ruhiger. Wenn Klima und Kindergefundbeit nicht wären, fo bliebe ich 
zweifellos am liebften hier. Bern ift auch eine fire Idee von mir; lang« 
weilige Orte mit hübſcher Gegend find für alte Yeute entiprechend; nur 
fehlt dort alle Jagd, da ich Klettern nah Gemſen nicht liebe. 


März. Nah dem Miniiterwedjel. 
Mai. Ausfihten auf Berufung ind Minifterium. 
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Aus der Beit zwifchen Petersburg und Paris. 


Schreiben an feine Gemahlin, von Berlin, 17. Mai 1862. 


Unfere Zufunft ift noch ebenfo unflar wie in Petersburg. Berlin 
fteht mehr im Vordergrund; ich thue nicht® dazu und nicht Dagegen, 
trinke mir aber einen Rauſch, wenn ich erft meine Beglaubigung nad 
Paris in der Tafche habe. Bon London ift im Augenblid gar nicht die 
Nede, es kann fich aber wieder ändern. Dee weihe ich erſt Branden⸗ 
burg ein, fahre dann nach **, bei ** zu ſpeiſen. Aus den Miniſterbe⸗ 
ſprechungen komme ih den ganzen Tag nicht los, und finde die Herren 
nicht viel einiger untereinander, al8 ihre Vorgänger waren. 


Ernennung zum Öejandten in Paris. 
Schreiben an jeine Gemahlin. 


Berlin, 23. Mat 62. 

Aus den Zeitungen haft Du fchon erfehen, daß ich nah Paris er- 
nannt bin; ih bin fehr froh darüber, aber der Schatten bleibt im 
Hintergrund. Ich war ſchon jo gut wie eingefangen für das Minifterium; 
ih reife, fo fchnell ich [o8 komme, morgen oder übermorgen nad Paris. 
Aber ich Kann unfere „unbeftimmten“ Sachen noch nicht dahin dirigiren, 
denn ih) muß gemärtigen, daß man mid in menig Monaten oder 
Wochen wieder berberuft und bier behält. Ich komme vorher nicht zu 
Dir, meil ich erft in Paris Befit ergreifen will, vielleicht entdeden * 
einen andern Miniſterpräſidenten, wenn ich ihnen erſt aus den Augen 
bin. Ich gehe auch nicht nach Schönhauſen, alles in Sorge, daß man 
mich noch wieder feſthält. 


Berlin, 25. Mai 62. 

— — — Ich denke morgen, ſpäteſtens Dienstag, nah Paris 
aufzubrechen; ob auf lange, das weiß Gott; vielleicht nur auf Monate 
oder Wochen! Sie find bier alle verfchworen für mein Hierbleiben, und 
ich will recht danfbar fein, wenn ich im Garten an der Seine erft einen 
Nuhepunft gewonnen, und einen Portier habe, der für einige Tage 
niemand zu mir läßt. ch weiß noch nicht, ob ich unfere Saden über- 
haupt nad) Paris ſchicken kann, denn e8 ıft möglich, daß ich jchon wieder 
berberufen merde, ehe fie ankommen. Es iſt mehr ein Fluchterſuch, den 
ih made, als ein neuer Wohnfig, an den ich ziehe. Ich habe ſehr feft 
auftreten müſſen, um nur einftmeilen hier aus dem &afthoföwarteleben 
loszukommen. Ich bin zu allem bereit, was Gott ſchickt, und Mage nur, 
dag ich von Euch getrennt bin, ohne den Termin des ——— be⸗ 
rechnen zu können. Habe ich Ausſicht, bis zum Winter in Paris zu 
bleiben, dente ich, Daß Du mir bald folgſt, und wir richten uns ein, 
fei e8 auch auf kurze Zeit. Im Laufe des Juni wird ed fich hier ent⸗ 
ſcheiden müſſen, ob ıch wieder berlomme, vor Ende des Sommers Land⸗ 
tagsfigung, oder länger und lange genug, um Euch überzufiebeln, im 


59 
1862, 
Baris bleibe. Was ich kann, thue ich, damit letzteres gefchieht, und jeden⸗ 
falls möchte ich, daß Du nah PB. fommft, wenn e8 auch für kurze Zeit 
und ohne Einrichtung wäre, damit Du es gefehen haft. 


— — r — — 


8. In Paris. 


Neue Ungewißheit. 


Schreiben an feine Gemahlin. 
Paris, 31. Mai 62. 
Mein Bleiben bier ift ne nicht gefichert, ehe das Miniftertum nicht 
für Hohenlohe einen andern Präfidenten bat, und ehe London nicht neu 
bejegt ift. Leb wohl, grüße herzlich und fchreibe. 


Paris, 1. Juni 62, 


Harte wurde ih vom Kaiſer empfangen und gab meine Briefe ab; 
er empfing mich freundlich, fieht wohl aus, ift etwas ftärfer geworden, 
aber keineswegs did und gealtert, wie man zu farifiren pflegt. “Die 
Kaiferin ift noch immer eine der ſchönſten rauen, die ich fenne, troß 
Petersburg; fie bat fich eher embellirt jeit 5 Jahren. Das Ganze war 
amtlih und feierlich, Abholung im Hofwagen mit Geremonienmeifter, und 
nächſtens werde ich wohl eine Privataudienz haben. Ich fehne mich nach 
Geihäften, denn ich weiß nicht, was ich anfangen fol. Heut babe ich 
allein diniet, die jungen Herren waren aus; den ganzen Abend Regen 
und allein zu Haufe. Zu mem follte ih gehen? mitten im großen Paris 
bin ich einjamer wie Du in Rheinfeld, und fige bier wie eine Ratte im 
wüften Saufe. Mein einzige Bergnügen war, den Koch wegzuſchicken, 
wegen Nechnungsexceß. Du kennſt meine Nachſicht in dieſem Punkt, 
aber * mar ein Kind dagegen. Ich eſſe einſtweilen im Cafe., Wie lange 
es dauert, weiß Gott. % 8 bi8 10 Zagen erhalte ich wahrſcheinlich 
eine telegraphifche Citation nach Berlin, und dann ift Spiel und Tanz 
vorbei. Wenn meine Gegner müßten, welche Wohlthat fie mir perfönlic) 
dur ihren Sieg ermeifen würden, und wie aufrichtig ich ihn ihnen 
wünſche! ** thäte dann vielleiht aus Bosheit das Seinige, um mid 
nah Berlin zu bringen. Du kannſt nit mehr Abneigung gegen 
die Wilhelmftraße haben, als ich ſelbſt, und wenn id nicht 
überzeugt bin, daß es fein muß, fo gehe ih nidt. Den König 
unter Krankheitsvorwänden im Stich zu laſſen, halte ich für 
Feigheit und Untreue. Soll e8 nicht jein, jo wird Gott die Suchenden 
jhon noch einen ** auftreiben laſſen, der fi) zum Topfdeckel bergiebt; 
joll e8 fein, dann voran! wie unfere Kutfcher fagten, wenn fie die 
Leine nahmen. Im nädften Sommer wohnen wir dann vermuthlich in 
Schönhaufen. 
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Paris, 14. Juli 1862. 
Heut traf endlich der Courier ein, um deſſenwillen ich vorgeftern vor 
8 Tagen eiligft London verließ. Auf mein een babe ich heut 
von B. die Antwort erhalten, der König könne ſich noch nicht entichließen, 
ob er mir Urlaub gäbe, weil dadurch die Frage, ob ich das Prüſidium 
übernähme, noch 6 Wochen in der Schwebe gehalten würde, und ich 
möchte fehreiben, ob ich es für nüglich hielte, in der jegigen Sammer- 
jeifion noch einzutreten und wann? und ob ic nicht vor Antritt meines 
rlaubs nad Berlin tommen wollte. Letzteres werde ich nach Möglichkeit 
ablehnen, vorſchlagen, mich bis zum Winter ruhig bier zu laſſen und 
dann einftweilen, übermorgen oder Donnerftag, nad) Tromwille gehen, 
weftlih von Havre an der See, und dort den Winter abwarten. Ich 
tann von da in 5 Stunden immer hier fein. 


27. Zuli. Reife nad) Südfrankreich. Biarig. 
Die Entſcheidung. 
Zoulouje, 12. Sept. 62. 
Mein Urlaub ift um; ** fhreibt, daß der König den 9. in Earls- 
rube ift, nad) Deinem Brief erft den 13. Es milde daB Befte jein, wenn 
ih von den den Urlaub auf weitere — Wochen nach Pommern erbitte, 
und in Paris die Antwort, fowie die Nüdtehr des Königs nach Berlin 
erwarte, ehe ich reife; denn Gewißheit ift jegt nöthig, oder ich nehme 
Knall und Fall meinen Abfchied. Ich bin in diefer rinute noch nicht 
im Stande, mich zu entichließen; ich will erft etwas fpazieren gehen, dabei 
wird mir wohl einfallen, wie id es machen muß. 
Mitte September. Telegraphiiche Berufung nah Berlin. 

Begegnung mit dem Kriegs-Miniſter von Roon in 

Magdeburg. 
19. September. Ankunft in Berlin. 

Aubienzen beim König. 

23. September. Berufung in bad Minifterium. 
Allerhochſte Ordre: 

Nachdem der Prinz Adolph zu Hohenlohe: Ingelfingen 
auf fein wiederholtes Gejud von dem Vorfig im Staats: 
minifterium entbunden, habe Ich den Wirklichen Geheimen 
Rath von Bismard- Schönhaufen zum Staatöminifter 
ernannt und ihm den intermiftiihen Vorfig des 
Staatsminifteriums übertragen. 

Wil helm. 


Von Der Hehernahme des Minifteriums 
bis zum Prager Srieden. 


1862 — 1866. 


Don der Weberunhme des Minifteriuns bis zum 
Prager Frieden. 


1862 — 1866. 


— — — 


9. Der Militärlonflilt. 
1862. Der Ausgangspunkt. 


Ein Rückblick des ſtellvertretenden Vorſitzenden des Staats⸗Miniſteriums, 
Finanz-Miniſters von der Heydt beim Beginn der Berathung bes Militär- 
Etats im Abgeorbnietenhaufe am 11. September 1862, führt den Nachweis, daß 
weber von ber Regierung beabfihtigt, roch von dem Landtage erwartet fei, daß 
die Umgeftaltung bes Heeres nur eine temporäre Maßregel jein folle, daß viel- 
mehr Einverflänpniß darüber geherricht, wie dieſelbe im Intereffe des Landes und 
des Heeres unabweisbar dauernd geboten ſei; die definitive Regelung fei lediglich 
Daburd aufgehalten worden, daß hierzu vom Yandtage eine Abänderung bes Ge⸗ 
fees für erforderlich erachtet worden ſei. 


Nach Angabe der Gründe, warım die Wiebervorlegung bes verlangten 
Geſetzes in der Sommerfeffion unterblieben jei, erklärte der Minifter auf das 
Beitimmtefte, daß bie Regierung in der nächſten Winterſeſſion eine Geſetzes⸗Vorlage 
über bie Wehrpflicht einbringen werbe, und fügte hinzu: bie Regierung glaube 
mit diefer Erklärung die erhobenen Bebenfen um jo mehr als bejeitigt anſehen 
zu dürfen, als fie nad) wie vor anerkenne, baf die zeitige Formation der Armee, 
infoweit folche eine dauernde Erhöhung des Etats oder eine anderweitig gefeßliche 
Regelung der Dienftverpflichtung erforbere, jo lange als eine definitive nicht be- 
trachtet werben koͤnne, als dazu nicht bie verfafſungsmäßige Zuſtimmung des 
Landtags ertheilt fein werde, daß mithin durch die Bewilligung des Etats für 
1862 dem künftigen VBeichluffe Über die Wehrverfaffung in feiner Weife präjubizirt 
werben folle. Sofern Werth darauf gelegt werben follte, Die Ausgaben ebenjo 
wie 1861 in das Ertraordinarium des Etats zu Übertragen, werbe bie Staate- 
vegierung dem nicht entgegen fein. 

„Die Staats» Regierung”, fuhr Herr von ber Heybt fort, „ift ſich bewußt, 
daß fie zur Veransgabung ber Koften der Armee - Reorganifation ber nachträglichen 
Zuftimmung des Landtags ebenfo bedarf, wie zu allen übrigen Ausgaben, welche 
vor gejetslicher Feftftellung des Etats geleiftet find, und fie glaubt auf biefe Zu- 
fimmung um fo mehr mit Sicherheit rechnen zu bürfen, als nachgewieſen ift, 
daß die fraglichen Ausgaben nicht zu vermeiden waren und im guten Glauben 
geleiftet find, daß eine weitere Ermäßigung berjelben nicht thunlich ift und daß 
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zu ibrer Dedung binfänglihe Mittel in den geſetzlich bewilligten Einnahmen 
vorhanden find.“ 

„Der Umſtand, daß das Geſetz, durch welches bie Wehrpflicht allgemein 

eregelt werben joll, nicht in ber gegenwärtigen Seffion, fondern erft in ber 
laenden, alfo wenige Monate fpäter, vorgelegt werben joll, faun es nicht recht⸗ 
fertigen, durch Berfagung ber nötbigen Mittel eine Situation zu erzeugen, welche 
neeignet ift, bie Ordnung im Staatshaushalte in ber bedenklichften Weife zu 
fiören, die innere Verwaltung des Landes zum Nachtheile der wichtigften öffent- 
fihen Intereffen zu lähmen und bie Negierung dem Auslande gegenüber in eine 
age zu bringen, melde ibr aud die Löſung der nad biefer Richtung bin ob 
liegenden Aufgaben erſchwert.“ 

„Die Staats-Regierung erkennt mit der Kommiſſion an, daß die Verfafſung 
das Zuſtandekommen eines Etatsgeſetzes unbedingt voraueſetzt. Wenn aber bie 
Kommiſſion gleichwohl die Ablehnung der Ausgaben für die Reorganifation ter 
Armee empfiehlt und ſchon bis an die Äußerfte Grenze zu geben glaubt, indem 
fie ſämmtliche zur Eriftenz des Staats nothwendige Ausgaben bewillige und für 
das Heer nur die Summe, welde bis zum Jahre 1860 ausgereicht habe, zuge 
ſtehe, jo kann fie ſich darliber nicht täufchen, daß fie durch dieſe Vorſchläge das 
Zuftaudelommen eines Etatsgeſetzes unmöglich macht, weil fie bie Thatſache 
gänzlich unberüdfichtigt läßt, daß die Autgaben für 1862 großentheils bereits 
geieifiet find und in den legten Monaten Erfparniffe nicht mehr gemacht werben 

men.” 

„Indem bie Staatsregierung die ernfte Erwägung biefer Erklärung tem 
hoben Haufe empfiehlt und hierdurch wieberbolt, daß es ihr fern liegt, bie ver 
faffungsmäßigen Rechte des Abgeordnetenhauſes zu beeinträchtigen, indem fie viel- 
mehr ausprüdiich anerkennt, daß alle Ausgaben der Zuflimmnng bes Lanbtaget 
bebürfen und die Zuficherung erneuert, baß fie in ber nächſten Seſſion das ge- 
wünfchte Gefets Über die Feiftung ber Wehrpflicht vorlegen wird, kann fie, in dem 
Bewußtſein, daß fie nach Lage der Verhältniſſe im allgemeinen Etaateinterefi: 
nicht andere, als geſchehen, verfahren konnte, ber Beſchlußnahme mit der Be 
ruhigung entge enjeben, welde bie Meberzeugung gewiffenbafter Pflichterfüllung 
gewährt. Die Staatsregierung iſt fih bewußt, durch thatfüchliches Entgegenlommen 
ihr aufrichtige® Veftreben an den Tag gelegt zu haben, eine Löſung ber obſchwe 
benden Frage zu erleichtern; fie bebarrt auch ferner in diefer Gefinnung, aber 
fie darf au nicht unterlaffen, der Landesvertretung die ganze Schwere der Ber- 
antwortung vor Augen zu ftellen, welche auf einer Verfagung der nad) Lage ber 
Sache durchaus unentbehriichen und nachweislich vorhandenen BRittel ruben würde.” 


Die Bubget- Kommilfion beantragt bie Etreihung der Koften für 
Die Armee-Reorganifation. 

Minifter von der Heybt mahnte dringend, nicht Umftänbe herbeizuführen, 
„unter Denen etwas geſchehen müfle, was nicht ausdrücklich in Der Berfaſſung 
geſchrieben fei.“ 


23. September. Das Abgeordnetenhaus lehnt die ge- 
jammten Ausgaben der Reorganifation für 1862 
auch im Ertraordinarium ab. 

An demjelben Tage erfolgt die Berufung dee 
Herrn von Bidmard. 

Bertagung des Abgeordnetenhaufes bis zum 
29. September. 
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Aeußerung der officioͤſen Stern-Zeitung über die Be 
Ihlüffe ded Abgeordnetenhaufes am 25. September: 


„Das Haus der Abgeordneten bat, wie feit Wochen vorauszufehen war, 
ten Forberungen ber ortichrittspartei gemäß bie gefammten Ausgaben ber Mi- 
Ktär- Reorgantfation im Staatehaushaltsetat geflrihen und bamit, wenn das 
Botum eine praltifhe Bebentung haben fol, feines Theile bie Desorgani- 
fation der Armee beſchloſſen. Wir behalten une vor, in ben nächften Tagen 
enauer darzulegen, wie es fich praktiſch geftalten würbe, wenn bas Botum bes 
Abgeorbnetenbanfes in Wahrheit zur —— gelangen, wenn das Herrenhaus 
an feinem Theil den zerſtörenden Beichlüffen beitreten und bie Regierung ihre 
Pflichten für das Heil und bie Ehre des Landes fo weit verfennen könnte, um 
folche parlamentarische Beichläffe ohne Weiteres zu vollziehen. Doch — bas hat 
die Majorität des Abgeordnetenhauſes auch nicht erwartet, fie bat vielmehr von 
vorn berein gewußt, daß fie ein Botum rein tbeoretifhen Charakters 
abgebe, leider auf einem Gebiet von fo unmittelbar praftifcher Bebeutung, daß 
bloßes Theoretifiren auf demſelben nur Berwirrung unb unbeilvolle Berwide- 
ungen anrichten kann. Wenn die Verfaffung vorfchreibt, daß der Staatshaushalt 
in jedem Jahre durch ein Gejets feftgeftellt werben ſoll, — fo ſcheint es unzu- 
läffig und den verfaffungsmäßigen Pflichten zumtder, bei ber Mitwirkung zu biefem 
Gelege Beſchlüſſe zu fajfen, deren Unannehbmbarleit und Unaus- 
führbarleit den Beſchließenden felbft ganz klar bewußt ift.... 
Der Abgeorbnete Tweften (ber übrigens mit ber Mehrheit des Haufes geftimmt 
bat) wies bie praktiſche Nichtigkeit der beabfichtigten Beſchlüſſe mit folgenden 
Worten nah: „Hält man es faktiſch für untbunfic, auf den Zuflanb von 1859 
zurüdzufehren oder will man es eruſtlich gar nicht, will man nicht Das, was man 
durch das Urtheil Über ben Etat fcheinbar verlangt, daun ftellt man fich auf den 
Boben eines formalen Princips, welches die realen Berhältniffe mißachtet und 
in ber Politif niemals Danerndes ſchaffen oder erhalten faın. Man fagtetwas, 
was nit if, man beſchließt, was man garnicht ausgeführt haben 
will; es ift das eine Politik der Agitation und Demonftration, — 
welde eine gedeihliche Entwidelung unferer parlamentarifhen 
Zuſtände unmöglich madt. Statt materielle Bortheile für 1863 zu erreichen, 
ruft man jedenfalls für den Augenblid große Unregelmäßigfeiten in bem ganzen 
Staatshaushalte hervor. Man ruft aber auch durch einen ſolchen Beſchluß außer- 
halb des Haufes bie Täufchung hervor, ale wenn nun das, was geftridhen und 
abgejegt wird, wenn nicht für den Augenbiid, fo doch für die Zukunft wirklich 
erijpart werben follte, und ich glaube, eine jolhe Illufion würbe entweber 
fpäter eine Enttäufhung hervorrufen, welde der Autorität dieſes 
HSaujes ſchweren Schaden bereiten würde, — ober fie würde 
weiter und weiter zu Schritten treiben, welde einen immer ſchwe⸗ 
teren Bruch unvermeidlih machten.“ Im Anihluß an diefe Worte wies 
ber Herr Finanzminifter v. d. Heybt nochmals auf bie faktiſche Unmöglichkeit Hin, 
baß an dem Budget filr 1862 diejenigen Abſetzungen ftattfinden Fönnten, welche 
die Kommiffion vorgeichlagen, und bob bie Gefahr hervor, daß „Umflänbe ein» 
treten, unter denen irgend etwas „gelgehen müffe, was nicht ausbrüdlich in ber 
Berfaffung eſchrieben fi...“ enn ungeadtet der klaren factifhen 
Lage der Dinge und ungeadtet allerentfhiebenen Mahnungen bas 
Haus dennoch beſchloſſen bat, was nicht ausgeführt werben kann 
und „was man gar niht ausgeführt haben will” jo wird bas Haus 
fi der Mitverantwortlidhleit für die daraus erwachſenden Zuſtände 
Angefihts des Landes nicht entfhlagen können.“ 


Fürft Bismard. 5 
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29. September. Erfte Erklärung ded Minifterd von Bis- 
mard im Abgeordnetenhaufe bei der Zurüdziehung 
des Etats für 1863: 


„Nachdem das hohe Haus alle in der Reorganifation des Heeres be= 
rubenden Ausgaben aus dem Etat von 1862 abzujegen beſchloſſen hat, 
muß die Stöntgliche Regierung annehmen, daß diefelben Beſchlüſſe fich 
bezüglich des Etats für 1863 unverändert wiederholen werden, wenn 
derjelbe gegenwärtig zur Berathung gelangt. Da die Königliche Regie 
rung ibrerfeit8 ebenfalld an den Auffaffungen fefthält, welche durch ihre 
Organe bei Berathung des Budgets für 1862 vertreten worden find, fo 
fteht zu gemärtigen, daß die Ergebniffe einer fofortigen Beſchlußnahme 
tiber den Etat von 1863 der zufünftigen Erledigung der flreitigen Fragen 
nicht förderlih fein, fondern die Schwierigfeiten derfelben erheblich ver: 
mehren werden. Die bisherigen Verhandlungen haben außerdem heraus⸗ 
- geftellt, daß eine den DBeditrfniffen des Landes entiprechende Feſtſtellung 
des Budgets erft durch die von der Königlichen Regierung für die nächfte 
Situngd» Periode in Ausficht genommene VBerftändigung über ein ander» 
weites Gejeg hinfichtlih der Verpflichtung zum Kriegsdienfte ermöglicht 
werden kann. — — — Die Königliche Regierung beabfidhtigt nicht, den 
Grundjag aufzugeben, daß die Etats in Zukunft zeitig genug vorgelegt 
werden, um ihre Yetftellung vor dem Beginn des Jahres, Fir welches 
5 beftimmt find, möglid zu machen. Sie hält nur in dem gegenwärtigen 

alle für ihre Pflicht, die Hinderniſſe der Berftändigung nicht 
böher anfchwellen zu lajfen, als fie ohnehin find. Sie wird im Beginne 
der nächſten Sitzungsperiode den Etat für 1863 in Verbindung mit einen 
die Yebensbedingungen der eingetretenen Heeresreform aufrecht erhaltenden 
Geſetz⸗ Entwurf zur Regelung der allgemeinen Wehrpfliht und demnächſt 
rechtzeitig den Etat für 1864 dem hohen Hauje zur verfaffungsmäßigen 
Beldkugnahme vorlegen.“ 


Ende September. Vertrauliche Aeußerungen Bidmardd in 
der Budgetlommiffion: 


„Der Gonflict werde zu tragiſch anfgefaßt und von der Preife 

u tragiſch dargeftellt; die Regierung fuche feinen Kampf. Könne die 
Rrifis mit Ehren bejeitigt werden, jo biete die Regierung gern die Hand 
dazu. Die große Selbftitändigleit des Einzelnen made es in Preußen 
ſchwierig, mit der Ve laffung u regieren; in Frankreich jei das anders: 
da fehle die individuelle Sel Atändigfeit. Eine Verfaſſungskriſis fei feine 
Schande, fondern eine Ehre. „Wir find vielleicht zu geBildet, um eine 
Berfafung zu ertragen; mir find zu kritiſch.“ Die öffentliche Meinung 
wechſele; die Preſſe ſei nicht die öffentliche Deeinung; man wife, wie die 
Preſſe entftehe. Es gebe zu viel Ratitinerifde Exiſtenzen, die ein Ins 
tereffe an Ummwälzungen haben. — — Die Abgeordneten hätten die Auf- 
abe, die Stimmung zu leiten, über ihr zu ftehen. „Wir haben zu heißes 
ut, wir haben die Borliebe, eine zw große ARüftung für unfern 
ſchmalen Seid zu tragen; nur follten wir fie auch nützen. Nicht auf 
Preußens fiberalismus fleht Deutfhland, fondern auf feine Macht. 
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Baiern, Wurtemberg und Baden mögen dem Liberalismus indulgiren; 
darum wird ihnen doch Kleiner Preußens Rolle anweiſen. Breußen muß 
feine Kraft zufammenhalten auf den günftigen Augenblid, 
der ſchon einigemal verpaßt ift, Preußens Grenzen find ie einem gefunden 
Staatskörper nit günftig. Nicht durch Neden und Majoritäts- 
beſchlüſſe werden bie großen Fragen der Zeit entfchieden — das ift 
der Fehler von 1848 und 1849 gemejen — fondern durch Eifen und 
Int." 

* Ferner: „Dieſen Olivenz weig babe ih in Avignon gepflückt, um 
ihn der Volkspartei als Friedenszeichen anzubieten; ich ſehe jedoch, daß 
es noch nicht Zeit dazu iſt.“ 


6. und 7. Oktober. Verhandlungen im Abgeordnetenhauſe. 
Antrag der Budgetfommilfion auf eine Rejolution: 


1. Die Staatsregierung wirb aufgefordert, den Etat für 1863 bem Haufe 
der Abgeordneten zur verfafjungsmäßigen Beſchlußnahme jo fehleunig vor» 
zulegen, daß die Feftftellung beffelben noch vor dem 1. Januar 1863 er- 
folgen ann; 

2. Das Übgeorbnnetenhaus erklärt: e8 ift verfafjungswidrig, wenn bie 
Staatsregierung eine Ausgabe verfügt, welche durch einen Beichluß des 
Haufes der Abgeordneten definitiv und ausbrüdfich abgelehnt if. 


Amendement ded Abg. von Binde: 


zu erflären, daß die Staatsregierung, falls fi die Feftftellung des Staats- 
bausbalts - Etats fir das nächfte Jahr nicht noch vor dem 1. Januar 1863 
herbeiführen läßt, zur Aufrechterhaltung verfaffungsmäßiger Zuftände ver- 
pflichtet ifl, noch vor Ablauf des Jahres 1862 die Bewilligung eines vor- 
läufigen ertraordinären Krebits bei ber Landesvertretung zu bean- 
tragen. 


7. Oktober. Erklärung des Minifter- Präfidenten von Bismarck 
im Namen des ganzen Staatd- Minifteriumd (formulirt und 
verlejen): 


„Die Refolution Ihrer Kommilfion ift beftimmt, die Antwort zu 
bilden auf unſere Surtidgiehung der Budgetvorlage flr 1863. Wie die 
Regierung bei legterer erklärt und der Abgeordnete für Stargard geftern 
entwidelt bat, glaubte die Königliche Regierung, indem fie die Verhand⸗ 
Iımgen über den Etat für 1863 vertagte, in verfühnlicher Weile die 
fünftige Ausgleihung zu erleihtern. Die Refolution weilt die 
dargebotene Hand zurid, fie beantwortet den Vorſchlag zum Waffen⸗ 
ſtillſtand mit einer Herausforderung zu fchleuniger Fortjegung des Streiteß. 
Die Regierung nimmt von diefer Thatſache Akt, ohne fich durch Diejelbe 
in ihren Entſchließungen zur Herftellung des Einvernehmens ber ver- 
fafjungsmäßigen Gewalten beirren zu toffen. Sie wird die von ihr am 
29. 0. M. gegebenen Zujagen inne Baiten, und befindet ſich hinfichts der 
regelmäßigen Vorlage der Etat in feiner prinzipiellen Dleinungsver- 

5% 
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fchiedenheit mit dem Haufe. Sie Hat zuerft in Abweichung von dem 
12jährigen Ufus den Etat für 1863 zeitiger vorgelegt, daſſelbe für 1864 
in Ausficht geftellt und fiir bie Zufunit zugelagt. Die Streitfrage, melde 
ung beſchaftigt enthält zwei nicht nothwendig zuſammenhängende 
Momente, das der Militairorganifation und das der Verfaſſungs⸗ 
frage über die Kompetenz der verjchiedenen Staatsgewalten bei Feſt⸗ 
ftellung des Budgets. Die lettere wurde vor 12 Jahren in und zwiſchen 
beiben Häufern und der Regierung verhandelt, ohne ausgetragen zu 
werden. — — — 

Ich glaube, daß die damals nicht erreichte Löſung diefer Prinzipien 
frage FAR jegt weder im Wege dialektiichen Streites und perjönlicher 
Bormwürfe gelingen, noch durch die beantragte Refolution gefördert werden 
wird. Rechtsfragen der Art pflegen nicht dur Gegenüber: 
Reltung widerftreitender Theorieen, fondern nur allmälig durd 

ie ftaatsrehtlihe Braris erledigt zu werden." — 

Nachdem in der Kommiffion die Saktung angedeutet worden ifl, 
. welche die Königliche Regierung annehmen würde, wenn fie eine praktifche 

Berftändigung nicht zu erreien vermag, verfpricht fie fich für letztere 
feinen Gewinn, wenn fie mit derfelben polemijchen Schärfe, welche die 
geftrigen Vorträge  charakterifirte, Die Theorie der Theorie, die Inter—⸗ 

retation der Interpretation gegenüberftellen wollte. Dog wird 
te Zeit kommen, wenn die Ausſicht auf eine friedlichere Ausgleichung 
geſchwunden fein follte. 

Das Amendement des Herrn von Binde wurde uns erft während 
der geftrigen Sitzung befannt, und da mir aus demjelben die Hoffnung 
(höpften, einen Anfnüpfungspunlt zur VBermittelung gewinnen zu Können, 
jo wünſchte das Minifterium eine Bertagung der Verhandlung, um fi 
iiber feine Stellung zu dem Amendement ig zu machen. Demzufolge 
erlaube ich mir die Erflärung abzugeben, daß die Königliche Regie— 
rung in der Annahme des Binde’fhen Amendements ein Unter- 
pfand für die entgegenlommende Aufnahme ihrer Bemühungen 

ur Berftändigung erbliden und, wenn die Annahme erfolgt, 

orfhläge maden wird, welche auf den Antrag eingehen, ohne 
fih deſſen Motive anqueignen und ohne die Frage wegen der 
verfajiungsmäßigen Verpflichtung zu präjudiziren. Die im Amen- 
dement für 1862 in Ausficht genommenen Schritte würden erft dann 
den erforderlichen Boden finden, wenn erfichtlih wäre, daß ein Geſetz 
ur Veftftellung des Staatöhaushalts-Etat3 nicht rechtzeitig zu Stande 
me.“ 


Antwortrebe des Abgeordneten Schulte» Deligid — Schluß: 


„Gerade die ungeſchickteſte Handhabung ber Gefchide unfere® Vaterlandes in 
einzelnen Zeitperioden bat flet® une dazu gedient, Regierung und Bolt mit 
a Gewalt aus ſchweren Niederlagen wieber auf die rechte Bahn 
zu weilen. 

Und wie bie Dinge jebt fiehen, meine Herren, fo mahne ih Sie ganz 
einfah an ein Gele, mweldhes in ber phyſiſchen fo gut, wie in ber politiichen 
Welt ganz gleihmäßig gilt. Das ift bas Geſetz ber Bewegung. Die Dinge 
bleiben nicht auf bemjelben Flecke ſtehen; es ift die Grunbbebingung alles 
Lebens, daß fie in fleter Fort- und Umbildung begriffen find. Und dann meine 
ih, meine Herren, wenn eben gerabe einmal unfre öffentlichen Angelegenheiten 
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ober bie Leitung berfelben in einer gewiffen Richtung, die wir ale rückläufig zu 
bezeichuen haben, bi® zu einem äußerft möglichen Punkte angelommen find, wenn 
es niht gut möglich iſt, Jemand an die Spike ber Geſchäfte zu 
Rellen, ber entichiebener diefe Richtung vertritt: fo liegt e& in dem 
Geſetz ber Pendelſchwingung, daß, weil eine weitere Ausweihung nicht mehr 
nah biefer Seite möglih if, die Schwingung nun nad der andern 
Seite bin erfolgen muß. 

Meine Herren, ich babe bie beften Hoffnungen und fchiebe fie nicht auf 
gar zu lange hinaus. 

Man hat von der Machtfrage geſprochen; Recht ift Macht, wenn Männer 
da find, bie in rechter Weile dafür einftehen. Steben wir bier feft und fleht 
das Bolt hinter uns, mit feinem ganzen, tief ſittlichen Ernft, für die Berfaffung 
bes Landes, dann hat es feine Roth. „Interpretation gegen Interpretation, 
Theorie gegen Theorie” , rufe ih dann mit dem Herrn Minifterpräfldenten, und 
das, was dann, wenn dieſer Eonflict ausgetragen fein wird, bie unbeftrittene 
Praris fein wirb in diefem Haufe, wie am Miniflertifche, das wirb ganz gewiß 
nicht die Theorie fein, die uns von feiner Seite angelünbdigt wurbe. (Stir- 
milhes Bravol) 


Das Abgeordnetenhaud nimmt den Refolu: 
tiond-Antrag der Kommilfion mit 251 gegen 
36 Stimmen an. 


Bas Miniftertum Bismarck. 


8. Oftober. Emennung ded Staatd- Minijterd und interimiftiichen 
Borfipenden des Staatd- Minifteriumd von Bismarck⸗ 
Schönhaufen zum Präfidenten des Staats - Minifterinms 
und zum Minifter der auswärtigen Angelegenheiten (an 
Stelle des Grafen von Bernftorff). 


10. und 11. Oktober. Budgetverhandlingen im Herrenhaufe. 


Antrag der Kommiffion: Bor Abgabe eines Votums von Seiten bes 
Herrenhaufes eine Zwiſchenverhandlung mit dem Abgeorbnetenhaufe zu er- 
neuter Erwägung der von dieſem gefaßten Beſchlüfſe eintreten zu Iaffen. 

Antrag des Grafen Arnim-Boyhenburg: 

a) den Gejeentwurf, betreffend bie Feſtſtellung des Staatshaushaltsetats 
für das Jahr 1862, in derjenigen Faffung, in welcher derſelbe aus den 
Berathungen des Haufes der Abgeorbnieten hervorgegangen ift, abzulehnen; 

b) denſelben Geſetzentwurf, wie derſelbe von ber Königlichen Staatsregierung 
durch Allerhochſte Ermächtigung vom 25. Mai d. 3. ben beiden Häufern 
des Landtages zur verfaffungsmäßigen Beichlußnahme vorgelegt ift, an- 
zunehmen. 
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Erklärung ded Minifter-Präfidenten von Bismard: 


„Die Tönigliche Staatsregierung hat unter dem 29. v. Monats im 
andern Haufe den Etat für 1863 ın der Abficht zurlüdgezogen, die zu- 
fünftige Berftändigung über die gegenwärtige Situation zu erleichtern. 
Diefer Schritt hat bei einem Theile der Landesvertretung eine entgegen- 
fommende Aufnahme nicht gefunden. Die Königliche Staatsregierung hat 
demungeacdhtet den Verſuch, zu einem Compromtß zu gelangen, erneuert, 
indem He ſich bereit erflärte, auf ein im andern Haufe geftellted Amendement 
einzugeben, durch defien Annahme fichergeftellt worden wäre, daß der 
Landtag noch vor Ablauf diefed Jahres wieder zufammenberufen wurde, 
dag demfelben alfo auch noch in diefem Jahre die Vorlagen gemacht 
wurden, welche die Königliche Staatdregierung in der Erflärung vom 
29. September verheißen hatte und, in Verbindung damit, diejenigen über 
das Budget 1862, melde in dem Xert des Amendements in Ausficht 
genommen wurden. &8 wäre außerdem bei Annahme dieſes Amendements, 
vermöge des vorläufigen Credit, für den Anfang des nächſten Jahres 
ein Zeitraum gewonnen worden, während deſſen der Prinzipienftreit 
ruben und eine verfaflungsmäßige umbeftrittene Lage der Sache zur Bei- 
legung der Conflicte benugt werden könnte. Diefem Berfahren der 
Königlichen Staatsregierung ift in dem anderen Haufe dur Annahme 
der Ihnen befannten Wefolution geantwortet worden. Nach diefer Res 
folution vermag die Königliche Staatsregierung fi) von einer Fortfegung 
des von ihr verfuchten Bermittelungd-VBerfahrens einen Erfolg gegen- 
wärtig nicht zu verfprechen, muß vielmehr von einer Erneuerung der 
Berhandlung nur eine Berfchärfung der prinzipiellen Gegenſätze ge 
wärtigen, welche die Verftändigung für die Zukunft erſchweren würde. 

ie Regierung wird tm einer in unferem bisherigen Ber- 
fafiungsleben neuen Lage, der fie vielleicht entgegengeht, die 
Geſammtintereſſen des Staates im Auge behalten, wie in 
jeder anderen. In diefem Sinne erfennt fie es als ihre Pflicht, darauf 
u balten, daß die Berfallung aud in denjenigen ihrer Bes 
immun en, welde die Rechte der Krone und dieſes hoben 
Hauſes feftftellen, eine Wahrheit bleibe.“ 


Dad Herrenhauß verwirft mit 127 gegen 39 Stimmen 
den Kommiſſionsantrag, lehnt mit 150 gegen 17 Stimmen 
das Budget, wie ed vom Abgeordnetenhauſe beichloffen 
worden, ab und ftimmt mit 114 gegen 44 Stimmen dem 
Antrage ded Grafen Amim zu. 

13. Oktober. Das Abgeordnetenhaus erklärt: „Der Beſchluß 
des Herrenhauſes verftößt gegen den Maren Sinn und 
Wortlaut ded Berfafjungsartifeld 62 und iſt deöhalb null 
und nichtig. Die Staatöregierung kann daher Ffeinerle; 
Rechte aus diefem Beichluffe herleiten.“ 

13. Oktober. Schluß des Landtages. 
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Aus der Rede des Minifter- Präafidenten von Bismarck: 


„Die Regierung Sr. Majeftät des Königs hat zu beflagen, daß die 
Berathungen über den Staat3haushaltsetat für dad Jahr 1862 zu einer 
gefegtihen Feſiſtellung defjelben nicht geführt haben. Sie glaubt Seit dem 

ginn der Seifion ihre Bereitwilligleit bethätigt zu haben, auf alle An» 
träge der Tandesvertretung, welche fie ohne Benadtheiligung weſentlicher 
Staats⸗Intereſſen für ausführbar halten durfte, einzugeben. — — 

Dagegen hat die Regierung Sr. Majeſtät des Königs den Beſchlüſſen 
des Haute ber Abgeordneten, nach welchen die größtentheils bereitö ver⸗ 
wendeten Koften der Meorganijation des Heered und andere unentbehr- 
lihe Ausgaben für das laufende Jahr abgejegt werden follten, nicht bei« 
treten fünnen. Sie würde fich einer fhweren Pflichtverlegung 
ſchuldig maden, wenn fie die auf Grund der früheren Bemilli«- 

ungen der Landesvertretung ausgeführte Umformung der 
beeres-Berfaffung unter Preisgebung der dafür gebrachten be— 
trädtlihen Opfer und mit Beeinträdhtigung der Madtftellung 
Preußens, dem Bejchluffe des Haufes gemäß, rüdgängig maden 
wollte. 

Nachdem der Gejeg-Entwurf über den Staatshaushaltzetat für das 
Jahr 1862 in der von dem Abgeordnetenhaufe beſchloſſenen Zeitftellung 
wegen jeiner Unzulänglichleit von dem Herrenhauſe verworfen worden, 
findet jih die Regierung Seiner Majeftät des Königs in der 
Noihwendigkeit, den Staatshaushalt ohne die in der Verfaſſung 
porausgejegte Unterlage führen zu müffen. Sie ift fi der 
Berantwortlidfeit in vollem Maaße bewußt, die für fie aus 
diefem beflagenöwerthen Zuftande erwächſt; fie ift aber ebenso 
der Pflihten eingedent, welde ihr gegen das Land obliegen, 
und findet darin die Ermädtigung, bis zur gefegliden Feft- 
ftellung bes Etats die Ausgaben zu beftreiten, welde zur Er: 
haltung der bejtehenden Staatseinrichtungen und zur Förde— 
rung der Yandesmwohlfahrt nothwendig find, indem fie die Zus 
verfiht hegt, daß diefelben feiner Zeit die nachträgliche Ges 
nehmigung erhalten werden. 

Die Regierung Seiner Majeftät des Königs ift von der eherzeugung 
durchdrungen, daß eine gedeihliche Entwidelung unferer erlaflunge- er⸗ 
—* nur dann erfolgen kann, wenn jede der geſetzlichen Gewalten ihre 

gniſſe mit derjenigen bſtheſranung ausübt, welche durch Die 
ne ber gegenüberjtehenden echte und durch das verfaflungsmäßige 

orderniß der freien Uebereinftiimmung der Krone und eines teden ber 
beiden Häufer des Landtages geboten ıft. Die Regierung Sr. Majeftät 
zweifelt nicht, dag die Entwidelung unferes Berfaflungslebens an der 

nd der Erfahrung auf diefem Wege fortichreiten und daß auf dem 

nde der gemeinfomen Hingebung für die Macht und Würde der Krone 
und für das Wohl des Baterlandes auch die jegt hernorgetretenen Gegen⸗ 
fäge ihre Ausgleichung finden werden.“ 
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Ende Dftober. Reiſe nad Paris zur Verabſchiedung am Kaijer- 
lichen Hofe. 

1. November. Abſchieds -Audienz beim Kaifer Napoleon in St. 
Cloud. (Erinnerung an Polignac). 

9. Dezember. Bervollftändigung des Minifteriums Bismarck 
durch Berufung des Grafen zu Eulenburg zum Minifter 
bed Innern, des Ober-Präfidenten von Selhow zum 
Minifter für Landwirthſchaft. 

Das Minifterium, wie e8 hiemad von 1862— 1866 
beftand (dad „Konflifts-Minifterium*), war aus 
folgenden Mitgliebern zufammengejegt: 

Minifter-Prafident und Minifter der auswärtigen An⸗ 
gelegenheiten von Bismard-Schönhaufen. 

Finanz Minifter Sch. von Bodelfhwingh. 

Kriegs» Minifter von Roon. 

Handeld-Minifter Graf Ipenplig. 

Kultus- Minifter von Mühler. 

Zuftize Minifter Graf zur Lippe. 

Minifter des Innern Graf zu Eulenburg. 

Minifter für Landwirtbihaft von Selchow. 


Bie Aufünge der auswärtigen Politik, 


10. Ber Seldjüger nad Kurheffen. 


1862. Die vorgängigen Beziehungen Preußend zu Kurheſſen. 


11. Mai. General von Willifen in außerorbentlider Miſſion mit einem 
eigenhändigen Schreiben bes Könige an den Kurfürften wegen 
Siftirung der eingeleiteten landſtändiſchen Wahlen. 

General von Willifen wird von zwei Minifierialoorfländen, 
aber nit vom Kurfürften empfangen, und lehrt am 15. Mai 
nah Berlin zurück. 


18. Mai. Rote ber preußifchen an bie Turbeififche Regierung: 

— — Der General-Adjutant Sr. Majeftät des Königs, General-Lieutenant 
von Willifen hat Kaffel verlaffen müſſen, ohne daß Sr. K. H. der Kurfürſt Sich 
bewogen gefunden hätte, ihn nochmals zu empfangen und ihm Höchftfelbft ge- 
nügende Erklärungen wegen ber Aufnahme zu geben, welche ber Abgejandte 
Sr. Majeftät und das Allerhöchfte Schreiben, deſſen Weberbringer er war, ge- 
funden haben. 

Sr. Majeftät haben inbefjen erwogen, daß der offiziell vorbereitete Empfang 
des mit einer rein perjönlichen Sendung beauftragten Generals und bie Gegen- 
wart von zwei Minifterialvorftänden bei vemfelben diefem Verfahren den Charakter 
eines Alts aufprägen, fr welchen das gejammte Minifterium die Verantwortung 
trägt. Allerhöcftbiefeiben wollen daher in ber fofortigen Entlaffung ber 
verantwortlihen Ratbgeber Sr. 8.9. des Kurfürften eine entſprechende 
Genugthuung erbliden. Sollte jedoch eine beftimmte und befriedigende Erklärung 
hierüber dem Unterzeichneten nicht bis zum Dienftag 20. d. M. zugeben, jo bat 
er den Befehl erhalten, die diplomatiſchen Beziehungen zur Kurfürft- 
lichen Regierung abzubrechen und Kaffel zu verlaffen. 


19. Mai. Erwiderung der furheffiihen Regierung: 

„daß ſie fich zu ihrem Bedauern außer Stande fehe, die Anficht theilen zu 
fönnen, welche in dem Schreiben über die Minifterverantwortlichkeit in Beziehung 
auf ben Hergang ber dem General von Willifen Allerhöchſt gewährten Aubienz 
zur Sprache gebracht werden — unb daß in Folge beffen der Kurfürft Aller- 
höchſt fi nicht bewogen finden könne, dem Verlangen bes Könige 
von Preußen zu entſprechen.“ 
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20. Mai. Abbruch ber diplomatiſchen Beziehungen. 


Erklärung Preußens: 

„Es handelt fih nicht allein um proviſoriſche und vorläufige Mafregeln, 
fondern um bie befinitive Exrlebigung der ganzen Angelegenheit, weldhe nur durch 
bie wirkliche Herftellung der Berfaflung von 1831 erfolgen fann. Die 
K. Regierung Tann nicht umhin, dies als eine unabweislicde Nothwendigkeit und 
als die Bedingung zu bezeichnen, von beren Erfüllung die künftigen Beziehungen 
zwiſchen Breußen und Kurbeflen abhängig fein werden.“ 


24. Mai. Beichluß des Bundestages: ber Öfterreichijch » preußifche Antrag auf 
Wieberherftellung der kurheſſiſchen Verfafjung wird angenommen. 
26. Mai. Das Minifterium veicht dem Kurfürften feine Entlaffung ein. 
22. Zunt. Wiederberftellung ber Berfafjung von 1831. 
Einjeung des Minifteriums Debhn- Kothfelfer. 


—— — — — — 


30. Oktober. Eröffnung der Ständeverſammlung. 
Neue Konflikte. 
20. Noobr. Die Minifter werden vom Kurfürften entlafjen, die 
Stände auf unbeffimmte Zeit vertagt. 


24. November. Preußiſche Note an die kurheſſiſche Re— 
gierung, dur einen Feldjäger überjandt. 


„Da au in Folge des von meinem Herrn Amtsvorgänger unter 
dem 26. September cr. an Em. Hochwohlgeboren gerichteten Schreibens 
von Sr. Königlichen Hoheit dem Kurfürften Schritte zur Wiederherftellung 
regelmäßiger diplomatifcher Beziehungen mit Preußen noch nicht beliebt 
worden find, fo wähle ich den Weg einer unmittelbaren fchriftlichen Mitthei- 
lung, um das Folgende zur Kenntniß der furfürftlichen Negierung zu bringen. 

In dem Em. Sodwohlgeboren befannten Erlafje an den Königlichen 
Bundestags» Gejandten vom 15. v. M. ſprach die Königlihe Regierung 
Wunſch und Hoffnung aus, ie; der Zufammeentritt der damals einbes 
rufenen Eurheflien Ständeverfammlung, bei Erfüllung aller in der 
furfürftlihen Verordnung vom 21. Junt d. J. gemachten Bufagen und 

emäßigter Haltung des Landtages jelbft, zu einer Erledigung des Ber- 
—*2 führen werde. 

ie Königliche Regierung gab hiervon ihren deutſchen Bundesge⸗ 
noſſen Renntnip, und es wurde unmittelbar darauf von dem laiferlich 
Öfterreichiichen Kabinet eine der dieffeitigen ganz entiprechende Aeußerung 
nah Kaſſel gerichtet, von den übrigen deutſchen Wegierungen und aber 
das vollite Einverftändniß zu erfennen gegeben. 

Daß unfer wohlmeinender Rath eine gleiche Aufnahme an der entſchei⸗ 
denden Stelle in Kurheſſen nicht gefunden hat, ergeben leider die Thatfachen. 

Bon der jett vertagten Ständeperfammlung ift fihtlid ein großes 
Maß von Bereitwilligkeit zur Beendigung des vieljährigen Haderd und 
pm Herftellung eines dauernden Friedens an den Tag gelegt, aber nicht 

urch Entgegenfommen der kurfürftlihen Regierung eriwiedert worden. 
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Die vorhandenen Schwierigkeiten ſind durch Zögern und Hinhalten 
eſteigert, und es beſteht die Gefahr unabſehbarer Verlängerung des 
Etreites, befien Belegung da8 in der kurfürſtlichen Verordnung vom 
231. Zuni d. 3. gegebene Wort beftimmt erwarten ließ. 

Die Röniglice Regierung kann jedoch zwiſchen ihren Provinzen, 
inmitten von Deutfchland, einen Heerd von da ftet3 erneuernder Aufs 
regung und Unruhe fchon in ihrem eigenen Intereſſe nicht fortbeitehen 
laſſen. 

Deshalb wiederhole ich ergebenſt durch das gegenwärtige Schreiben 
die dringende Aufforderung, daß endlich für die —— eines ge⸗ 
ſicherten und allſeitig anerkannten Rechtszuſtandes in Kurheſſen, wie der 
Bundesbeſchluß vom 29. Mai d. J. denſelben verlangt, das Geeignete 
eſchehen und in dieſem Sinne mit dem Landtage im Geiſte wirklicher 
Berföhnlichteit verhandelt werden möge. 

Sollte diefe Aufforderung fi wider Berhoffen ald erfolglos er- 
weifen, fo würde die Königliche Regierung die Abhülfe zwar zunächft 
durch Bermittelung des Deutjchen Bundes ſuchen. Inſofern aber auf 
foldem Wege fi eine Remedur nicht fo vollitändig und fo ſchnell er» 
reichen läßt, als die Königliche Regierung diefelbe verlangen muß, ift es 
die, auch jeit dem Frühjahr dieſes Jahres unverändert gebliebene Abficht 
Sr. Majeftät des Königs, das dabei von dem Intereſſe Kurheſſens und 
Deutfchlands nicht vertchiebene eigene Intereſſe durch eigene Mittel zu 
wahren und hierbei zu beharren, biß, unter Buziehung der Agnaten 
Sr. Königliden Hoheit des Kurfürften, dauernde Bürgjchaften gegen die 
Wiederkehr ähnlicher Mipftände als die jegigen gewonnen find.“ 

v. Bismard. 


27. November. Der Kurfürft von Heſſen nimmt die Ent- 
laffung der Miniſter zurüd und beruftdie Stände- 
verjammlung auf den 4. Dezember wieder ein. 


11. Bie erſten Schritte und Erklärungen zur deutfchen 
Sandelspolitik. 


Zur Durchführung ded am 2. Auguft 1862 ab- 
gefhlojjenen Handelövertragd mit Franfreid 
gegenüber den Agitationen in Deutichland. 


Refolution des Abgeorbnetenhaufes vom 5. Septbr.: 


„Das Haus der Abgeordneten befindet ſich in voller Mebereinftimmung mit 
ber von ber Königl. Staatsregierung abgegebenen Erklärung, baß fie auf dem 
Boden Ver Berträge vom 2. Auguſt d. 3. bebarre und bemgemäß die definitive 
Ablehnung biefer von Preußen Ramens und im Auftrage des Zollvereins ver- 
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banbelten Verträge Seitens einzelner Zollvereinsregierungen ale ben Ausbrud 
des Willens a ih mäüffe, ven Zollverein mit Preußen nicht fortzufeßen, unb 
fpricht bemgemäß die Erwartung aus: „bie Königlihe Staatsregierung werbe, 
infofern einzelne Zollvereinsregierungen in ihrer ablehnenden Haltung verharren 
follten, diejenigen Maßnahmen treffen, welche nothwendig find, um die Reform 
bes Zollvereinstarifs auf Grundlage des Tarifs B zum Hanbelövertrage vom 
2. Auguft d. I. beim Ablauf der gegenwärtigen Zollvereinsverträge durchzuführen. 


2. Oktober. Erflärung des Minifter- Präfidenten von Bismarck 
im Herrenhaufe: 


„Es kommt der gegenwärtigen Staatöregierung vorzüglich darauf an, 
u konftatiren, daß die gefammte Landesvertretung, wie verjchieden auch 
bie einzelnen lieder derfelben in politiiher Hinjicht fein mögen, einig 
ift, die Regierun in der Yeftitellung der Örundlagen zur Entwidlung 
des materiellen Wohls zu unterftügen, und daß die Wege, welche in diejer 
Beziehung die Staatsregierung eingeſchlagen, bie gleichmäßige Zuftimmung 
beider Häufer des Landtags firden s wird die Regierung freuen, 
wenn fie den Zollverein noch ferner erhalten kann; fie wird indeß eine 
Erneuerung deijelben nur auf Grundlage des Vertrages vom 2. Anguſt 
im Auge halten, und denfelben nicht mit denjenigen Zollvereinsregierungen 
wieder aufnehmen, die dem Handelövertrage ihre Zuftimmung verweigern. 
Die Regierung ift weit entfernt, die einzelnen Zollvereinsregierungen in 
ihrem freien Willen irgend wie zu beichränten, es handelt fi aber bier 
nicht um eine Machtfrage, jondern um eine Frage des materiellen Wohls, 
und es wäre gefährlich, irgend einen Zweifel bei den übrigen Zollpereins⸗ 
regierungen an dem Ernft der gegenwärtigen Regierung und eine Hoff 
mung auf ihre Nachgiebigkeit beftehen zu lafien, die von ihr in feiner 
Teile zugeftanden werden kann. Durd die einftimmigen Boten der Yandeb- 
vertretung wird aber der Glaube an den Ernft der Regierung geftärtt 
werden.“ 


Einjtimmige Genehmigung der Borlage, jowie 
obiger Refolution — im Herrenhaufe. 
12. Oftober. Erklärung an die Württembergiſche Regierung. 


Aus einer Depeiche de8 Herrn v. Bismard an den 
Geſandten in Stuttgart: 

— „Rad meiner Ueberzeugung find die in ber Sade liegenden 
Gründe gegenfeitig erichöpft, und es bleibt mir, nachdem ich von der 
wiürtembergifcher Seits erfolgten erneuten Berfagung der Zuftimmung 
Kenntniß genommen babe, nur übrig, auch meiner Seits offen audzu⸗ 
fpreden, daß wir darin den Ausdrud des Willens erbliden, 
den Zollverein mit uns über die gegenwärtig laufende Ber- 
trag8»- Periode nicht fortzufegen.“ 


(Aehnliche Erklärungen ergingen nad) anderen Seiten.) - 
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12, Bie erſten Aruferungen über die deutfche Srage. 
Vorgaͤngiges. 


2. Februar. Die identiſchen Noten Oeſterreichs und der Mittelſtaaten. 
14. Februar. Antwort Preußens. 
14. Auguſt. Das Project einer Delegirten-Berfammlung am Bunbestage. 


18. Dezember. Verhandlung am Bunde über dad Delegirten= 
Projekt. 


Erklärung Preußens. 


„Die Königlich Preußiſche Regierung hält an dem Standpunkte feſt, 
welchen ſie in Betreff der legislatoriſchen Initiative der Bundesverſamm⸗ 
Img eingenommen und wiederholt dargelegt bat, nämlich: daß der Bund 
fih erft mit Stimmeneinhelligfeit ſchlüſſig gemacht haben müſſe, ehe er eine 
folde Initiative jeinerfeits ergreifen könne. Ein Mehrheitszwang zur Ergreis 
fung diefer Initiative, gegen da8 Botum einer Minderheit, ift dem Charalter 
des Bundes, dem Geiſte und Wortlaute der Bundesgefege völlig zumider. 

Der Bund würde nah Einfügung eines folden Grganis« 
muß ein anderer werden, als er bisher war. Er würde nicht 
nur feine Competenz auf ein neues, ja auf alle ®ebiete der 
Geſetzgebung und Bermwaltung ausgedehnt haben, fondern e8 
würde ſich ihm aud in dem Delegirtenkörper, nah Anſicht der 
Mehrheit, eine Handhabe für die politifche Entwidelung dar— 
bieten follen. Es würde der Bundestag nebft den Delegirten den 
Anſpruch machen, die ganze Nation zu umfaflen und darzuftellen, während 
und ungeachtet ein fehr großer, vielleicht der größere in der Minderheit 
repräjentirte Theil noch außerhalb derjelben fände. Soll die fragliche 
Anordnung überhaupt mehr als ein Schein fein, fo ift, wie immer man 
fi) die Modalitäten ihrer Ausführung denken mag, bier die Gefahr 
vorhanden, daß eine große Mehrheit an Bolkszahl und ftaat- 
lider Kraft einer Sombination von Stimmen unterliegt, welche 
tbatfählich eine Minderheit an Zahl und an Macht vertritt. 
Schon da8 gegenwärtige Bundesverhältnig bringt es mit fi, daß in 
den ®egenftänden feiner beſchränkten Competenz ein geringer Theil Deutſch⸗ 
land's den Reſt binden konnte zum Handeln, wie zum Unterlaflen. Die 
beihräntte Natur der Bundeszmede, insbeſondere aber die Rückſicht, welche 
der Macht der realen Berhältnifie und der Stellung der beiden Groß. 
mächte getragen wurde, bot jedoch ein beilfames Correctiv, fo PH; das 
der Bitalität des Bundes und feiner Wirkfamleit fo ſehr gefährliche 
Gebrechen des Widerſpruchs zwiſchen Stimmreht und Machtgewicht nicht 
verhängnißvoll wurde. — — Daß fi) in ein ſolches Mißverhältniß keine 
der beiden Großmächte fügen würde, iſt als felbftverftändlich anzufehen. Die 
Befeitigung, nicht die Vergrößerung des angedeuteten Gebredeng, alien 
m der umrichtigen Bertheilung der Stimmen und der mißbräuchlichen 
Ausübung des Stimmrechtes liegt, wäre zu erftveben. Einrichtungen, mie 
die vorgejchlagenen, entiprechen dagegen ebenfowenig dem @eifte des bis⸗ 
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ae Bundesverhältniffes, al8 dem Bebürfniffe nach einer Reform des⸗ 
elben. Im Sinne des Majoritätsgutachtens würde die befürwortete Dele- 
girtehverfammlung mit berathender Stinnme etwa die Grenze deſſen be- 
zeichnen, was, auf Bundesgrundlage, dem Drange der deutihen Stämme 
nach engerer ftaatlicher Einigung zu bewilligen wäre. Die legteren aber 
werden in dem Zwecke der Anträge vom 14 Auguft feine Annäherung 
an die höheren Ziele Raatlider Einheit und Stärkung erbliden, 
feinen Fortfchritt der nationalen Bewegung, fondern eine Ab- 
lentung von derfelben. Die beantragte Inititution würde mithin 
nit einmal als eine Abſchlagszahlung betrachtet werden. Sie 
entipricht der Höhe der Anforderungen fo wenig, daß man vorziehen 
mürde, nicht Durch eine Annahme des Gebotenen das Geforderte zu ver- 
lieren. Die Regierungen, die Bollsvertretungen, die Benölferungen find 
u Opfern bereit, um große nationale Ziele zu verwirklichen. Allein man 
ann darauf gefaßt jein, daß fie, gegenüber einer ungenügenden Löſung, 
welche zugleich weitere Yortentwidelung ausſchließen foll, lieber auf dem 
Boden ded Bundestags ftehen bleiben und fich einftweilen bei den daraus 
fließenden Rechten und Befugniffen genügen lafſen werden. Die Gefahren, 
welche die Mehrheit auf anderen Wegen zu politiiher Einigung erblidt, 
werden auf dem von ihr empfohlenen —88* mit vermieden. Derſelbe 
läßt die Gegenftände einer wahren und weienpaften eform und die tieferen 
Gründe des Strebens nad) einer folden unberüdfichtigt. Sollte der Ber- 
ſuch gemacht werden, ihn dennoch gegen das Recht und den Willen einer 
Minderheit am Bunde zu verfolgen, fo möchten dadurch Eonflicte erzeugt 
werden, welche jenen vermeintlichen Gefahren an Ernſt nicht nachfteben 
dürften. Der Gejandte kann ſchon jegt bei Gelegenheit dieſes Votums 
fein Befremden darüber nicht unterdrüden, daß nad) der Anficht der Mehr⸗ 
heit des Ausſchuſſes über den Widerſpruch einer der beiden deutjchen 
Großmächte in einer Sache, in welcher das Bebürfnig der Stimmenein⸗ 
belligfeit fo wenig eeiieiheft ericheint, als in der vorliegenden, und über 
den präjudiziellen Einwand eben diefer Großmacht wegen der Zuläſſigkeit 
des Majoritätsverfahrens überhaupt durch formelle Fortſetzung des leßteren 
ohne weiteres zur Tagedordnung übergegangen werden könnte, als ob 
diefer Widerfprud nit vorhanden wäre. Die Ausſchußverhandlungen 
find mit der Ort, um das politifche Verhalten eines Bundesgliedes 
gegen Befchlüffe, die in der Bundesverfammiung verſucht werden könnten, 
zu erörtern. Doc glaubt der Bejandte den Ausdrud der VBeforgniß 
nicht zurüdhalten zu follen, daß die yortfegung des oben voraus» 
gejegten Berfabrens zu einem Punkte führen könne, wo die 
diffentirende Regierung außer Stand gejegt wäre, in einer 
im Widerfprud mit den Bundesgrundgelegen verfahbrenden 
Berfammlung noch da8 Drgan des Bundes zu erfennen, an 
deſſen Schließung fie fi betheiligt hat.“ 


1863. 22. Januar. Weitere Berhandlung und Abftimmung am 
Bundestage über dad Delegirtenproject. 
Botum Preußens: 


— — ‚Riht bloß durch die formelle, dem GBeifte der Bundesver⸗ 
tretung fremde Behandlungsweiſe, welche diefe Angelegenheit ſeit Erlaß 
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der identiihen Noten vom 2. Februar 1862 erfahren hat, wird die I. Res 
gierung verhindert, derfelben näher zu treten, fondern auch durch die mas 
terielle Untauglichleit und Halbheit der Vorfchläge ſelbſt. Ausſchüſſe der 
Landesvertretungen mit fo befchränkten berathenden Befugniffen, wie die 
beantragten, würden nad) Anficht der k. Regierung eine practifch ganz bes 
deutungsloſe Einrichtung fein, mur geeignet, dem Gefchäftsgange der 
Bundesperhbandlungen ein neues Moment der Schwerfälligkeit und Ber- 
ſchleppung zuzuführen. Nur in einer Bertretung, weldenah Maß⸗ 
gabe der Bevölkerung jedes Bundesftaates aus letterer durd 
unmittelbare Wahl hervorgeht, Fann die deutſche Nation das 
beredtigte Organ ihrer Sinmirtung auf die gemeinfamen An— 
gelegenheiten finden. Innerhalb der beftehenden Bundesverträge und 
nad der bisherigen Praxis würde aber einer jolhen, der Bundesverſamm⸗ 
lung beizugebenden Bollvertretung eine practijche Thätigkeit nur auf dem 
Gebiete Ver Matricularleiftungen an Truppen und Geldbeiträgen zufallen. 
Um ihr einen befriedigenden irhungäteiß und zugleich eine erhöhte Be» 
deutung für die Einigkeit und Feftigleit des Bundes zu gewähren, würde 
dem neutralen Organismus durh Abänderung und Erneuerung der 
Bundesverträge die bem jegigen Bundestag fehlende gefeggebende 
Gewalt für das Bundesgebiet beigelegt und deren Umfang in einer der 
Thätigkeit eine® deutſchen Parlament8 würdigen Ausdehnung bemeflen 
werden müſſen. Wenn eine ſolche, nad) der Volkszahl bemeflene National⸗ 
vertretung mit Rechten ausgeftattet würde, welche fie befähigten, der die 
Bımdesregierungen vertretenden Eentralbehörde als Gleichgewicht an die 
Seite zu treten, fo würde die k. Regierung einer fo geftalteten Bundes» 
gemalt ausgedehntere Befugniffe einräumen können, Fi die Intereſſen 
Breufens zu gefährden. Es fragt fi nur, ob die Schwierigkeiten über: 
wunden werden können, melde in dem Umftande beruhen, daß erhebliche 
Theile des Bundesgebietes zu ftaatliher Einheit mit Yändern verbunden 
find, welche nicht zum Bunde oder zu Deutſchland gehören, und deren 
Bewohner nach den Verträgen ſowohl als nad ihrer Nationalität, ihrer 
Sprade und ihrer Neigung ſich zur Betheiligung an einer deutſchen Na⸗ 
tionalvertretung nicht eignen, während ihnen ebenfomwenig zugemutbet 
werden kann, ihre Öelegebung aus den Händen einer ihnen fremden 
olfenertretung zu empfangen. Dieſes Hinderniß fteht allen auf die Ge- 
jammtheit des Bundes berechneten Einrichtungen im Wege, fobald diejelben 
eine wirklich eingreifende und fruchtbare Mitwirkung des deutfchen Volkes 
bei den gemeinjamen Angelegenheiten fich zur Aufgabe ftellen, und das 
Inſtitut der Delegirtenverfammlung würde nur in foweit nicht darunter 
leiden, als es zu einer practifchen Bedeutung überhaupt nicht gelangte. 
Könnten die Schwierigteiten gelöft werden, jo würden fich die Bedenken 
beben, welche die !. Regierung abhalten, fitr die von ihr erftrebten Re- 
formen das gejammte Bundesgebiet in Ausfiht zu nehmen. So lange 
aber dieje Söhıng nicht gefunden wird, läßt fich dem gejtellten Ziele nicht 
dadurch näher treten, daß man das vorhandene NReformbedürfnig für die 
Gefammtheit des Bundes jcheinbar, jondern nur dadurch, dag man es 
in engerem reife wirklich zu befriedigen ſucht. In diejem Sinne bat 
die t. Regierung den Weg freier Bereinbarungen und kündbarer Verträge 
unter den einzelnen Bundesgliedern als Surrogat allgemein umfaflender 
Einrichtungen angedeutet, und gibt die Hoffnung nicht auf, daß der Ueber- 
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gusung von der Richtigkeit defielben auch die Anerkennung der übrigen 
undesregierungen auf die Dauer nicht fehlen werde.“ 


Ablehnung ded Antrags mit 9 gegen 7 Stimmen. 
Mit Preußen Stimmen dagegen: Baden, Kurheflen, Lurem⸗ 
burg, Holftein, ſächſiſche Häufer, die XV. und XVII. Eollec» 
tivftimmen. 


24. Januar. Circular⸗Depeſche Bismarcks über die mit Oefterreich 
gepflogenen Verhandlungen. 


„... Ich hatte zur Herbeiführumg befieren Einverftändniffeß beider 

Öfe die Initiative in der Form von Unterredungen mit dem Grafen 

arolyi ergriffen, in welchen ich dem Faijerlichen Selandten Nachſtehendes 
zu erwägen gab. 

Nach meiner Ueberzeugung müſſen unſere Beziehungen zu 
Oeſterreich unvermeidlich entweder beſſer oder ſchlechter 
werden. Es ſei der aufrichtige Wunſch der k. Regierung, daß die erſtere 
Alternative eintrete; wenn wir aber das hierzu oe Entgegenkommen 
des kaiſerlichen Cabinets nachhaltig vermißten, fo ſei e8 für und noth- 
wendig, die andere ind Auge zu fallen und uns auf diefelbe vorzubereiten. 
Ich habe den Grafen Karolyi daran erinnert, daß in den Jahrzehnten, 
die den Ereigniffen von 1848 vorbergingen, ein ftilljhweigendes Ab- 
tommen zwiſchen den beiden Großmächten vormaltete, kraft deſſen 
Defterreih der Unterftüsung Preußend in europäifdhen Fragen ficher 
war und und dagegen in Deutjchland einen durch Defterreih® Oppofition 
unverfümmerten Einfluß überließ, wie er fich in der Pilbung des Boll. 
pereind manifeftirt. Unter diefen Berhäftnifien erfreute ſich der deutſche 
Bund eined Grades von Einigkeit im Innern und von Anſehen nad 
Außen, mie er feitdem nicht wieder erreicht worden iſt. Ich babe un- 
erörtert gelafien, durch weſſen Schuld analoge Beziehungen nad) der Re 
conftituirung des Bundestags nicht wieder zu Stande gelommen find, 
weil es mir nicht auf Necriminationen für die Bergangenheit, fondern 
auf eine practijche Geftaltung der Gegenwart ankam. In legterer finden 
wir gerade in den Staaten, mit welchen Preußen, der geographifchen 
Lage nah, auf Pflege freundichaftlicher Beziehungen befonderen 
legen muß, einen zur Oppofition gegen ung aufftadhelnden Einfluß des 
kaiſ. Sabinet3 mit erfolg geltend gemacht. Ich gab dem Grafen Karolyi 
u erwägen, daß Defterreih auf diefe Weife zum Nachtheile für die Ge⸗ 
ammtverbältnifie im Bunde die Sympathien der Hegierungen jener 
Staaten vielleicht gewinne, ſich aber diejenigen Preußens entfrembe. 

Der Laiferlihe Gefandte tröftete fi) darüber mit der Gewißheit, 
daß in einem für Defterreich gefährlichen Kriege beide Großſtaaten ſich 
dennoch unter allen Umftänden als Bundesgenoſſen wiederfinden würden. 
In diefer Vorausfegung liegt meines Erachtens ein gefährlicher Serthum, 
über welchen vielleicht erft im entjcheidenden Augenblide eine für beide 
Cabinette verhän ia Klarheit gewonnen werben wiirde, und babe 
ich deshalb den Grafen Karolyi dringend gebeten, demfelben nad) Kräften 
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in Wien entgegenzutreten. ch habe hervorgehoben, dag ſchon im legten 
ttaltenifchen Kriege das Bündniß fir Oeſterreich nicht in dem Maße 
wirfjiam geweſen fei, wie es hätte der Fall fein Können, wenn beide 
Mächte fih nicht in den vorhergehenden acht Jahren auf dem Gebiete 
der deutfchen Politik in einer fchlieglich nur für Dritte Bortbeil 
“ bringenden Weiſe befämpft und das gegenjeitige Vertrauen untergraben 
hätten. Dennoch jeien damals in dem Umſtande, daß Preußen die Bers 
legenheiten Defterreichd im Jahre 1859 nicht zum eigenen Vortheil aus⸗ 
gebeutet, vielmehr zum Beiflande Oeſterreichs gerüftet habe, die Nachwir⸗ 
tungen der früheren intimeren Berhältnifie unverlenubar gemejen. Sollten 
aber leßtere fich nicht neu anknüpfen und beleben lafien, io würde unter 
ähnliden Berhältnifien ein Bundniß Preußens mit einem Gegner 
Defterreich3 eben jo wenig ausgeſchloſſen fein, als, im entgegengefetten 
Galle eine treue und fefte Verbindung beider deutſchen Großmächte gegen 
gemeinschaftliche Feinde. Ich wenigftend würde mich, wie ich dem Grafen 
Karolyi nicht verhehlte, unter ähnlichen Umjtänden niemals dazu ent« 
ihließen können, meinem allergnädigften Herrn zur Neutralität zu rathen; 
Deſterreich babe die Wahl, feine gegenwärtige antiprenßiſche Fotint mit 
dem Stützpunkte einer mittelftaatlichen Eoalition fortzujegen, oder eine 
ehrliche Verbindung mit Preußen zu fuchen. Zu legterer zu gelangen, jei 
mein aufrichtigfter Wunſch. Diefelbe fünne aber nur durch das Aufgeben 
der uns feindlichen Thätigkeit Defterreih3 an den deutichen Höfen ges 
wonnen werden. Graf Karolyi erwiderte mir, daß es für das Kaiſerhaus 
nicht thunlich je, jeinen traditionellen Einflüffen auf die deutfchen Regie 
rungen zu entiagen. Ich ftellte die Eriitenz einer ſolchen Tradition mit 
dem Hinweis in Abrede, daß Hannover und Helen ſeit hundert Jahren 
vom Unbeginn des fiebenjährigen Krieges vorwiegend den preußiichen 
Einflüffen gefolgt ſeien, und daß in der Epoche des Fürſten Metternich 
die genannten Staaten auch von Wien auß im Intereſſe des Einver- 
Händniffes zwiſchen Preußen und Defterreich ausdrücklich in jene Richtung 
gewiejen worden jeien, daß alfo die vermeintliche Tradition des öſterreichi⸗ 
ıhen Kaiſerhauſes erft jeit dem Yürften Schwarzenberg datire, und das 
Syitem, welchem fie angehöre, ſich bisher der Conſolidirung des deutjchen 
Bündniſſes nicht förderlich erwiefen babe. Ich bob hervor, daß ich bei 
meiner Ankunft in Frankjurt im Jahre 1851, nad eingehenden Bes 
prechungen mit dem damals auf dem Johannisberg wohnenden Fürſten 
Metternich gehofft habe, Defterreich ſelbſt werde es als die Aufgabe einer 
werien Politik ertennen, und im deutichen Bunde eine Stellung zu jchaffen, 
welche es für Preußen der Mühe werth mache, feine geſammte Kraft fitr 
gemeinichaftliche Zwede einzujegen. Statt defien habe Oeſterreich mit Er» 
tolg dahin geftrebt, und unjere Stellung im bdeutfchen Bunde zu verleiden 
und zu erfchweren, und uns thatſächlich auf das Beſtreben nach ander» 
weiten Anlehnungen binzumeifen. Die ganze Behandlungsmeife . Preußens 
von Seiten des Wiener Cabinets fcheine auf der Borausjegung zu beruhen, 
dag wir mehr ald irgend ein anderer Staat auswärtigen Angriffen aus⸗ 
gejegt jeien, gegen welche wir jremder Hilfe bedürfen, und daß wir uns 
deshalb von Seiten der Staaten, von welchen wir ſolche Hilfe erwarten 
Könnten, eine rüdfichtslofe Behandlung gefallen lajfen müßten. Die Auf⸗ 
gabe einer preußiichen Wegierung, welcher die Intereſſen des königlichen 
Hauſes und des eigenen Yandes am Herzen liegen, werde es daher fein, 
Fürk Biamarck. 6 
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das Irrthümliche jener Vorausſetzung durch die That nachzuweiſen, wenn 
man ihren Worten und Wünfchen keine Beachtung fchente. 

„Unjere Unzufriedenheit mit der Lage der Dinge im deut— 
ihen Bunde erhielt in den legten Dlonaten neue Nahrung durch die 
Entihlofienheit, mit welcher die mit Defterreich näher verbundenen deut⸗ 
Shen Regierungen in der Delegirtenfrage angriffweife gegen Preußen 
vorgingen. Bor 1848 fei e8 unerhört gewejen, daß man am Bunde 
Fragen von irgend welcher Erheblichkeit eingebracht habe, ohne ſich des 
Einverftändnifjes beider Großmächte vorher zu verjihern. Selbft da, wo 
man auf den Widerjpruch minder mächtiger Staaten geftoßen fei, wie in 
der Angelegenheit der ſuddeutſchen Bundesfeftungen, habe man es vor⸗ 
gezogen, Zwede von diejer Wichtigkeit und Dringlichkeit viele Jahre hin⸗ 
durch unerfüllt zu laffen, anftatt den Widerjprechenden mit dem Verſuch 
der Majorifirung entgegenzutreten. Heut zu Tage werde dagegen der 
Widerſpruch Preußens nicht nur gegen einen Antrag, jondern gegen die 
Berfafiungsmäßigkeit defielben als ein der Beachtung unwertber Zwiſchen⸗ 
fall behandelt, durch welchen man ſich im entichloflenen Vorgehen auf der 
gewählten Bahn nicht beirren laſſe. Ich habe den Grafen Karolyi gebeten, 
den Inhalt der vorftehend angedeuteten Unterredung mit möglichfter Ge⸗ 
nauigfeit, wenn auch auf vertraulichem Wege, zur Kenntniß des Grafen 
Rechberg zn bringen, indem ich die Ueberzeugung ausſprach, daß die 
Schäden unferer gegenfeitigen Beziehungen nur durch rüdhaltloje Offen» 
beit zu heilen verſucht werden könnten. 

„Die zweite Unterredung jand am 13, Dec, v. J., einige Tage nach 
der eriten, ftatt. Ich fuchte den Grafen Karolyi auf, um den Ernft der 
Lage der Dinge am Bunde feiner Beachtung zu empfehlen, und verhehlte 
ihm nicht, daß das weitere VBorjchreiten der Dlajorität auf einer von ung 
für verfaflungsmidrig erfannten Bahn uns in eine unannehmbare Stellung 
bringe, daß wir in den Gonfequenzen deiielben den Bruch des Bundes 
vorausjähen, daß Herr v. Uſedom über diefe unfere Auffajlung dem Frei⸗ 
bern v. Kübel und Freiherrn v. d. Pfordten keinen Zweifel gelafjen, auf 
feine Andeutungen aber Antworten erhalten habe, die auf kein Verlangen 
nad Ausgleihung fließen liegen, indem Freiherr v. d. Pfordten auf be= 
ſchleunigte Abgabe unferes Minoritätsvotums dränge. Ich bemerkte Bier- 
gegen, daß unter ſolchen Umftänden das Gefühl der eigenen Würde ung 
Bit geftatte, dem an der anderen Seite herbeigeführten Conflict ferner 
außzumeichen, und daß ich deshalb den kön. Bundestagsgejandten tele 
graph zur Abgabe feines Minoritätsvotums veranlagt habe. Ich ftellte 

usfiht, daß wir die Ueberfhreitung der Kompetenz durd 
Majoritätsbefchlüffe als einen Bruch der Bundesverträge auf- 
faffen und dem entiprehend verfahren würden, indem dieſſeits 
der Föniglide Bundestagsgejandte ohne Subftitution abberufen 
werben würde, und deutete die praftijchen Sonfequenzen an, welche fi 
aus einer folhen Situation in verhältnuigmäßig kurzer Zeit ergeben müßten, 
indem wir natürlich die Wirkſamkeit einer Berfammlung, an welcher wir 
und aus rechtlichen Gründen nicht mehr betheiligten, in Bezug auf den 
ganzen Geſchäftskreis des Bundes nicht weiter für zuläjfig aner- 
ennen fönnten. Wir würden alfo auch die preußiichen Garnijonen in 
den Bundesfeftungen nicht mehr den Beſchlüſſen der Bundesverfammlung 
unterftellen lönnen. Unwahr ift, daß ich für diefen Fall von der Zurüd- 
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ziehung diefer Garniſonen geſprochen haben fol. Ich habe im Gegentheil 
auf die Conflicte aufmerkſam gemacht, welche das Verbleiben derfelben nad 
fi ziehen könne, nachdem ihre Befehlshaber der Autorität der Bundes- 
verfammlung die Anerkennung zu verjagen haben würden. 

n.. . Wenige zu darauf erhielt ich die vertrauliche Mittheilung, 
daß der öſterreichiſche Geſandte in Petersburg über Berlin auf feinen 
Boften ancüdtchren und die fchmebende Streitfrage mit mir beſprechen 
werde. Als derfelbe (Graf Thun) bier eintraf, habe ich mich nicht ab» 
balten lafien, feine mir zum Zweck einer Berftändigung gemachten Er» 
Öffnungen in der entgegenlommendjten Weife aufzunehmen. In Yolge 
derjelben erklärte ich mich bereit, auf verfigiedene zwiſchen ung verabredete 
Answege zur Beilegung der Frankfurter Schwierigkeiten einzugehen und 
insbefondere auf den Vorſchlag: die Abftimmung über die Majoritäts⸗ 
anträge in der Delegirtenfrage zu theilen und nachdem fie über Punkt 1 
erfolgt und der Mangel der zur Durdführung der Sache nöthigen 
Stimmeneinhelligfeit conftatirt wäre, die ganze Angelegenheit als eine zur 
weitern Berbandlung am Bunde noch nicht reife an die einzelnen Bundes« 
regierungen zur Berfländigung unter einander zu verweilen. Graf Thum 
ihlug mie darauf vor, eine Zufammenkunft smilhen dem Grafen Rechberg 
und mir Behufs weiterer Beſprechung der Frage zu veranftalten. Sch er- 
Hörte mich hierzu geneigt, erhielt indefien in den folgenden Tagen durch 
Graf Karolyi vertrauliche Meittheilungen, nach welchen Graf Rechberg vor 
unferer Zuſammenkunft die Erklärung meines Einverftändnifjes mit Bundes 
reformoorjchlägen erwartete, für welche meines Erachtens längere und ein« 
gehendere Borverhandlungen erforderlich gewejen wären. Da hierzu die 
Zat bis zum 22. zu kurz war, jo glaubte ich auf die vorgefchlagene 
Sufammenkunft nur in dem Falle eingehen zu können, daß von vorgängigen 
bindenden VBerabredungen Abftand genommen werde. Ich fügte hinzu, daß 
es mir vor der Hand nur darauf anzufommen ſcheine, zu verhüten, daß 
die Verſtändigung duch die in Zranffurt zu erwartenden Vorgänge ers - 
Ihwert werde, und daß ich bei meinem Eingehen auf Graf Thuns Vor⸗ 
ſchläge dieſes Ziel hauptſächlich im Auge gehabt habe, deſſen Erreichung 
durch die Hereinziehung prinzipieller Fragen von außgedehnter Tragweite 
einſtweilen nur —— werden würde. Da Graf Rechberg hierauf 
erllären ließ, daß Oeſterreich auf weitere Verfolgung des Antrags in Bes 
eff der Delegirtenverfammlung nicht ohne geflchertes Aequivalent ver- 
zichten könne, fo ift die Zufammenfunft bisher unterblieben. Bon anderer 
Seite ift der f. Regierung inzwifchen der Bermittlungsvorfchlag gemacht 
worden, fie möge threrfeit8 die Depefche des Grafen Bernflort vom 
20. Dec. 1861 zurüdziehen, wenn andererfeit8 auf die Durchführung der 
Anträge wegen der ‘Delegirten verzichtet würde. Ich kann dieſe beiden 
Gragen indeffen nicht auf gleiche Linie ftellen. Die Depeſche des Grafen 
Vernftorff begnügt fich damit, die Anficht der k. Regierung darüber aus⸗ 
kipreden, in welcher Weije eine Reform der deutſchen Verhältniſſe in 

ngriff zu nehmen fei; es war diefe Aeußerung durch eine Anregung 

des k. fächfiichen Cabinets hervorgerufen worden, und die k. Regierung 

bat mit diefer Note an die freien Entſchließungen der übrigen Bundes« 

tegierungen appellirt, ohne auf diefelben in irgend einem Wege drängend 

anmwirten zu wollen. So lange wir uns fagen mußten, daß die Ueber- 

zeugung von der Nichtigkeit unferer Vorfjchläge bei den übrigen Regie 
6* 
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rungen noch nicht binreichenden Anklang gefunden Hatte, um einen Erfolg 
in Ausfiht nehmen zu können, haben wir die Frage ruhen Laffen, und 
erft nachdem wir durch das Verfahren der Majorität in der Delegirten⸗ 
ngelegenheit zu einer Ausſprache provpocirt worden waren, bat der 
f. Dun eatngegelandte den Auftrag erhalten, in feiner Abftimmung die 
Anfichten der T. Regierung von neuem zu entwideln. Die Anträge wegen 
der Delegirtenverfammlung dagegen find nicht mit derfelben Yüdfichts- 
nahme auf die Unabhängigleit der Regierungen von entgegenftehender 
Anficht in's Leben getreten, fondern es iſt verjucht worden, fe den aus⸗ 
dritdlich wiberfpredenden Regierungen auf dem Wege neuer umd dem 
Inhalt der Bundesverträge Gewalt anthuender Interpretationen leßterer, 
aufzudrängen. Einem folden meriahren gegenübertann Preußen 
im Bemwußtfein feines guten Nedtes lediglih demjenigen 
Bundesregierungen, welde die Einigleit ım Innern bed 
Bundes durd 12 egareifives Berfahren in Frage ftellen, 
die Sorge für die Deilegung oder die Berantwortung für 
Te des von ihnen beraufbefhmwornen Conflictes über: 
ajjen.“ 


28. Februar. Oeſtreichs Antwort. 


Graf Rechberg an Graf Karolpi. 

„... Eine Regierung, deren Handlungsweiſe von einer anberen in einem 
an dritte Höfe gerichteten und bann ber Deffentlichleit Übergebenen Documente 
fo direct zum Gegenftande der Erörterung gemacht wird, wie uns dies in jenem 
Berliner Schriftftüde wiberfährt, wird, wenn fie fi im Rechte fühlt, der ver- 
zeiblichen Verſuchung unterliegen, von den nicht genau ober nicht vollfländig ent- 
hüllten Borgängen aud den legten Schleier hinwegzuziehen. Demungeachtet ver- 
zichten wir auf dieſes Mittel ber Abwehr. .... Die Auseinanberjegung vet 
preußifchen Cabinettes, die uns befchäftigt, bietet uns eine doppelte Seite ber 
Betradtung bar. Sie enthält erflens ein unverlennbar anfrichtiges Zeugniß für 
die politifchen Gefinnnungen ihres Verfafſers; fie enthält zweitens eine beichenigente 
Darftellung des Thatbeſtandes ber vielbeſprochenen Borgänge, eine Darfteflung, 
die fi großentheils zur Anklage gegen uns, zur Beſchwerde über das, was man 
in Berlin unſere Rüdfichtslofigleit nennt, geſtaltet. Unſere Rückſichtslofigkeit! 
Wenn unſer erhabener Monarch eine Stellung nicht opfert, bie, aus der Geſchichte 
der Jahrhunderte hervorgegangen, gebeiligt durch bie Verträge, feiner Krone von 
Rechts en gebührt, und der Macht und Größe feines Haufes entfpridht, fe 
verletzt Defterreih eine Rüdficht, die es dem verbünbeten Preußen ſchuldig if! 
Wenu der kaiferlihe Hof der Politik Preußens nicht zur Befriedigung von An- 
ſprüchen verhilft, die auf keinem Rechtstitel beruhen, die vielmehr die Rechte mrit- 
verbünbdeter Staaten offen antaften, und die man in unklaren Umriffen anventet, 
ohne für fie eine beftimmte Kormel zu finden, ober eine deutlich erkennbare 
Grenze zu zieben, fo fett Defterreih abermals die Rüdfihten aus den Augen, 
die ber andern deutihen Großmacht gebühren! Und der Regierung Preußent 
war es vorbehalten, jogar unfer wohlgemeintes VBeftreben, dem Verlangen ke: 
deutſchen Nation nach freifinniger Entwidhung der Bunbesverfaffung, fo viel an 
uns ift, Genüge zu thun, unter den Gefihtspunkt einer gegenliter Feenben ver · 
übten Rüucſichtsloſigkeit zu ſtellen! Was iſt ferner damit gemeint, daß wir in 
Hannover und Kaffel Preußens Interefjen nicht durch unjern Einfluß kreuzen 
follen? Berlangt man von uns, daß wir dort Gefanbte unterhalten, um in 
Fragen, wo ber Standpunkt der beiden beutfchen Mächte verfchieben ift, nicht für 
uns, fondern für Breußen zu arbeiten? Bellagen wir uns über Preußens Einfluß 
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in Karlerube? ... Wenn man uns von Berlin aus die Alternative 
felft, entweder und aus Deutſchland zurädzuziehen, ven Schwer- 
punkt unferer Monarchie — wie ber preußifche Minifter meinte — nad 
Ofen zu verlegen, oder im nächſten europäiſchen Eonflicte Preußen 
auf ber Seite unſerer Gegner zu finden, fo wirb bie öffentliche Meinung 
Deutſchlands über ſolche Gefinnung urtheilen, bie Ereigniffe werben fie richten, 
wenn fie je zur That werben follte. Uns aber kommt e8 zu, den Borwand, ben 
—F fih in Berlin zurechtlegen zu wollen ſcheint, vechtzeitig als einen ſolchen zu 
unzeihnen . . .” 





13. Ber Verfujfungskauflikt, 


1863. Die erfte Konfliftsfeffion. (14. Januar bis 27. Mai 
1863). 
14. Januar. Eröffnung des Landtags. 
Aus der Nede des Minifter- Präfidenten von Bismard: 


Die Regierung Seiner Majeftät begrüßt Sie mit dem lebhaften 
Wunſche, daß «8 in dieſer Siyungs - Perinde des Landtages gelingen 
möge, über die im vorigen Jahre ungelöft gebliebenen Fragen eine dauernde 
Berftändigung herbeizuführen. Es wird diefeß Biel erreicht werden, wenn 
in der —— Stellung ber Landesvertretung unſere Verfaſſung 
als die gegebene indlage feftgehalten wird, und wenn die gefeßgebenden 
Gewalten unter gegenfeitiger tung ihrer verfaffungsmäßigen Rechte in 
der Förderung der Macht und Wohlfahrt des Vaterlandes ihre gemein 
fame Aufgabe finden. 

Unter den Gegenftänden, melde Sie befchäftigen werben, tritt die 
Feſtſtellung des Staatshaushalts- Etats in deu Vorbergrund. 

Die dage der Finanzen darf als eine durchaus befriedigende be 
zeichnet werden. — 

In Ermangelung eines gieaid fefgefetten Staatshaushalts · Etats 
fr das Jahr 1862 hat die Königliche Regierung in erhöhtem Maße ihr 

ugenmert darauf geridtet, die Verwaltung mit Cparfamleit zu führen; 
fie hat jedoch nicht unterlaffen dürfen, alle diejenigen Ausgaben zu beftreiten, 
welche zur ordnungsmäßigen Fortführung der Verwaltung, fo wie zur 

Erhaltung und Förderung der beftehenden Staat8- Einrichtungen und 
Landeswohlfahrt notwendig gemefen find. Sobald der Redni = Ab» 
(gu gefertigt ift, wird die Regierung eine Vorlage über die Staats: 

innahmen und Ausgaben des abgelaufenen gelrs einbringen und die 
nachträgliche Genehmigung beider Häufer des Yandtages zu den geleifteten 

Ausgaben beantragen. — — 

Die Regierung Seiner Maier wird in Erfullung der gegebenen 
Bafiderumg Ihnen einen Gefeg- Entwurf zur Abänderung und Ergänzung 
bes Geſetes über die ihtung zum Ki Sbienfle vom 3. 

1814 vorlegen. Sie giebt fi) der Hoffnung bin, daß die Reorganifation 
des Heered, zu deren Aufrechthaltung die Regierung Seiner Majeftär ſich 

im Syuterefie der Madtftellung Preußens einmüthig verpflichtet erachtet, 
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auch durch die gefegliche Feftftellung der zu ihrer Durchführung erforder: 
lichen Ausgaben nunmehr ihren vollftändigen Abſchluß gewinnen werde, — 

Die egiejungen der Regierungen Seiner Majeftät zu den auswärtigen 
Möchten find im Allgemeinen befriedigende. 

Den nachhaltigen Bemühungen der Königlihen Regierung ift es 
elungen, die von thr in Heflen vertretene Politik ſowohl bei der Kur- 

Iihen als bei den anderen deutſchen Regierungen zur Geltung zu 
bringen und fo dem benachbarten Kurflaate Ausfichten auf eine geordnete 
Entwidelung feine Berfaffungsleben? zu gewähren, welche auch durch 
die neueften aus Kaſſel gemeldeten Vorgänge nur vorübergehend getrübt 
werden können. 

In Berfolg der von einer Anzahl deutſcher Bundesregierungen an 
das Königliche Kabinet gerichteten identifchen Noten vom Monat Februar 
dv. 3. find von denfelben Regierungen in der Bundes-Berfammlung An- 
träge geftellt worden, welche weniger durch ihren Inhalt, als durch die 
auf fie angewandte Auslegung der YBundeöverträge eine prinzipielle Be- 
deutung für die Stellung Preußens zum Bundestage erlangt haben. Die 
Königliche Regierung ift auch ihrerſeits von der Ueberzeugung durchdrungen, 
daß die Bundesverträge in der Geftalt, wie fie 1815 gefchloffen wurden, 
den veränderten Zeitverhältniffen nicht entiprehen. Vor Allem aber ift 
fie ſich der Pflicht gemiflenhafter Beobachtung beftehender Verträge bemußt 
und entichloffen, die wolle Gegenfeitigeit in Erfüllung diefer Pflicht, als 
Borbedingung des Fortbeftandes folder Verträge, zu behandeln. 

Die Regierung Seiner Majeſtät wird in der Theilnahme an Ihren 
Verathungen von dem ernften Beftreben geleitet werden, das einmüthige 
Zuſammenwirken mit den beiden Häufern des Landtages zu ereichen, welches 
als eine mwelentliche Bedingung für die lebensvolle Entwidelung aller ftaat- 
lichen Berhältniffe betrachtet werden muß. Ein fegensreicher Erfolg der 
gemeinfchaftlichen Thätigkeit wird von der allfeitigen Hingebung für das Wohl 
des Landes und die Ehre der Krone erwartet werden Dürfen. 


Der Bräfident Grabom jagt bei der Eröffnung ber Sihungen 
bes Abgeordneten-Hanjes: 


„... Bor drei Monaten verließen wir diefe Räume mit dem vom ganzen 
Lande getheilten Wunſch, daß es gelingen möge, den obne unſer Berichulden 
ausaebrochenen VBerfaffungsconflict zu loͤſen. Im Hinblid auf die kgl. Worte: 
„Zwiſchen uns fei Wahrheit!” muß jedoch mit tiefftem Bedauern unummunben 
ausgefprochen werden, daß jener Conflict in den verfloffenen Drei 
Monaten immer größere Dimenfionen angenommen und ben 
Ausbau unferes verfaffungsmäßigen Rechtsſtaates gefährdet bat. 
Bis zu den Stufen des Thrones ift das Haus der Abgeorbneten, die alleinige, 
aus allgemeinen Wahlen bervorgegangene wahre Bertretung des preußiichen 
Volles , verbächtigt, verleumbet, geihmäht worden. Im Interefle des Dienftes 
find beamtete Abgeordnete zur Dispofition geftellt und verfett worden, welche, 
gerreu ihrem Verfaſſungseide, bie unftreitig dem Abgeorbnetenhaufe verfaffungs- 
mäßig zuſtehenden Rechte geübt und gewahrt haben. Die geſetzlich aufgehobenen 
Konditenliften find im Verwaltungswege Über das politifche Verhalten ber 
Beamten, insbefondere ber unabhängigen Richter, wieder eingeführt worden. 
Der Artilel 99 der Berfaffung ift verlegt, unb, durch das von ihr ge- 
botene Miniſterverantwortlichkeitsgeſetz nicht gefchlitst, ftehen wir einer bubgetlojen 
Regierung gegenüber. Doch das Land ift in diefem immer fhärfer 
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bervortretendben Eonflicte feinen gewählten Bertretern zu ihrer 
vollen Befriedigung zur Seite getreten. . .“ 


Bemerfungen des Staatsanzeigerd. 


Während die Königliche Staatsregierung bei ber geftern erfolgten Eröff⸗ 
nung bes Landtages demjelben vor Allem ben Wunſch dauernder Berfländigung 
unb einmütbigen Aufammenwirlens entgegengebradht bat, if von dem einft- 
weiligen Präfiventen des Abgeorbnetenbaufes Herrn Grabow ber erfie Augen- 
blid der wieber eröffneten Sitzungen als geeignet erachtet worben, ein fcharfes 
unb verleßendes Urtheil Über das Verhalten der Regierung auezujprechen und 
auf pronozirende Weife die Kämpfe wieder anzuregen, welche die jüngfte Seſſion 
zu einer fo unerquidlichen und unfruchtbaren gemacht haben. 

Abgeſehen von ber Frage, ob der Präfibent des Abgeordnetenhauſes zu 
dergleichen .perfönliden Manifeftationen überhaupt berufen ift, muß es befremden. 
baß Herr Grabom fi dazu zu einem Zeitpunkte veranlaßt gefunden hat, im 
welchem er bas Präfivium noch nicht einmal auf Grund ber neuen Konftituirung 
des Haufes führte. 

Der Staatsregierung war keinerlei Benadrichtigung über das Stattfinden 
ber Sigung zugegangen. Hätte fie vermutben Fönuen, daß bie erfte Zuſammen⸗ 
funft der Abgeordneten andere ale bie gewöhnlichen formellen Geſchäfte zum 
Gegenftanbe haben würde, jo würden ihre Bertreter es ficyerlich nicht unterlaffen 
haben, in der Situng zu erſcheinen und jofort Verwahrung gegen jenes Anf- 
treten des Präfidenten einzulegen. 

Indem wir uns veıfihert halten dürfen, daß Alle, welden ernftlih an 
einer Berfländigung gelegen ıft, die bezüglihen Weußerungen beflagen, glauben 
wir zugleich die Zuverſicht ausjprewen zu fönnen, baß die Staatsregierung fid) 
dadurch in dem von ihr in ber Eröffnungsrede fundgegebenen Beftreben ibrerjeit® 
nicht irre machen lafjen wird. 


27.—29. Sanuar. Adreßdebatte im Abgeordnetenhaule. 


Rede Bismarcks über dad Budgetrecht und den Ber» 
faſſungskonflikt. — 

(Berfaffungswidrige Aniprüche des Abgeordnetenhauſes. — 
Gleichgewicht der gejeßgebenden Gewalten. — Kompromib- 
politif. — Die Schuld des Abgeordnietenhaujed am Kon⸗ 
flift. — Die Lücke in der Berfaffung. — Keine verfafjungs- 
widrigen Abfichten der Regierung. — Das preußiſche König- 
thum). 


Der von Ihrer Kommiſſion Ihnen vorgelegte Entwurf hat das un⸗ 
ſtreitbare Verdienſt, Klarheit in unſere gegenſeitigen Beziehungen zu bringen. 
Es iſt noch kein volles Jahr her, wenn ich nicht irre, war es bei den 
letzten Wahlen, da wurde die Behauptung, daß in Preußen das Parlament 
mit der Krone um die Herrſchaft dieſes Landes ſtreite, mit Entſchieden⸗ 
heit zurüdgemielen,; nachdem Sie die Adreſſe, wie fie vorliegt, werden 
angenommen haben, wird diefe Zurückweiſung nicht mehr möglıd fein. 

In diefer Adrefle werden dem Haufe der Abgeordneten Rechte vin⸗ 
dicırt, welche daS Haus entweder gar nicht, oder doch nicht allein befigt. 
Wenn Sie, meine Herren, das Recht hätten, durch Ihren alleinigen Bes 
ſchluß das Budget in jeiner Hauptfunme und in feinen Einzelheiten end⸗ 
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gültig feftzuftellen, wenn fie da3 Recht hätten, von Sr. Majeftät dem 
önige die Entlaffung derjenigen Minifter, welche Ihr Vertrauen nicht 
baben, zu fordern, wenn fie das Recht hätten, durch Ihre Beſchlüſſe 
über den Staatöhaushaltd- Etat den Veftand und die Organifation der 
Armee feftzuftellen, wenn Sie das Recht hätten, wie Sie e8 berfaffungs- 
mäßig nicht haben, in der Adrefle aber beanfpruchen, die Beziehungen der 
Erecutiogewalt, der Staatöregierung zu ihren Beamten maßgebend zu 
controliven, dann wären Sie in der That im Befige der vollen Regie⸗ 
Aungßgemalt in diefem Lande. Auf der Baſis diefer Anfprüche beruht 
Ihre Adreſſe, wenn fie überhaupt eine Bafis hat. Ich glaube daher, die 
praltiihe Bedeutung derfelben mit kurzen Worten dahin bezeichnen zu 
innen: „Durch diefe Adreffe werden dem königlichen Sanfe 
der Hohenzollern feine verfaſſungsmäßigen Negierungs- 
rehte abgefordert, um fie der Majorität diefes Baufes zu 
übertragen.“ 

Sie Heiden diefe Forderung in die Form ein, daß Sie die Ber: 
faſſung für verlegt erflären, infoweit die Krone und das Herrenhaus fich 
Ihrem Willen nicht fügen; Sie richten den Vorwurf der Berfaflungs- 
verlegung gegen das Miniſterium, nicht gegen die Krone, deren Treue 
gan die Berfaffung Sie ganz außer allen Zweifel ftellen. Gegen diefe 
Scheidung habe ich mich fchon in den Ausichuß- Siuungen Dermahrt, Gie 
willen fo gut wie Jedermann in Preußen, daß das Minifterium im 
Namen und auf Befehl Sr. Majeftät des Königs in Preußen handelt 
und namentlich diejenigen Regierungs⸗Acte, in melden Sie eine Ber- 
faſſungsverletzung erbliden wollen, in diefem Sinne vollzogen hat. Sie 
willen, daß ein preußifches Minifterium in diefer Beziehung anders da» 
ſteht, als ein engliſches. Ein englifches Minifterium, mag es fi) nennen 
wie e3 will, ift ein parlamentarijches, ein Miniſterium der Majorität des 
Parlaments; wir aber find Minifter Sr. Majeftät des Königs. 
Ich weiſe die Trennung der Minifter von der Krone, wie fie in der 
Adreſſe angenommen wird, keineswegs zurüd, um die Autorität der Krone 
8 einem Schilde zu machen, durch welchen das Miniſterium ſich deckt. 

ir bedürfen dieſer Deckung nicht, wir ſtehen feſt auf dem Boden un⸗ 
ſeres guten Rechtes. Ich weiſe dieſe Trennung um deßhalb zu— 
rück, weil durch ſie die Thatſache verdeckt wird, das Sie a 
im Kampfe mit der Krone um die Herrfchaft diejes Landes 
befinden, und niht im Kampfe mit dem Miniſterium. 

Sie finden die Verfafjungsverlegung in specie bei Art. 99. Art. 99 
lautet, wenn ich mich der Worte erinnere: Alle Einnahmen und Aus⸗ 
gaben des Staated müſſen für jedes Jahr im Voraus veranjchlagt und 
auf den Staatshaushalts-Etat gebracht werden. Wenn darauf folgte, 
iegterer wird jährlich durch dag Haus der Abgeordneten feftgeftellt, dann 
hätten Sie in Ihren Befchwerden in der Adreſſe volllommen Recht, dann 
wäre die Verfaſſung verlegt. Es folgt aber im Zert des Art. 99: Letz⸗ 
terer, der Staat8haushalts» Etat, wird jährlih durch ein Gefeg feft- 
geftellt. Wie nun ein Geſetz zu Stande kommt, fagt Art. 62 mit um 
widerleglicher Klarheit. Er fagt, daß zum Zuftandelommen eines jeden 
Geſetzes, alfo auch des Budgetgefeges, die Uebereinftimmung der Krone 
und der beiden Kammern erforderlich if. Daß das Herrenhaus berech⸗ 
tigt if, ein von der zweiten Kammer beſchlofſenes und ihm nicht con» 
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venirended Budget zu vermwerfen, ift außerdem noch in dem Artilel her⸗ 
porgehoben. 

Jedes dieſer drei concurrirenden Rede ift in der Theorie unbegrenzt 
und daß eine fo ſtark wie das andere. Wenn eine Bereinbarung zwiſchen 
ben drei Gewalten nicht ftattfindet, fo fehlt e8 in der Verfaflung an jeg: 
licher Beftimmumg darüber, welche von ihnen nachgeben müffen. In früheren 
Discufjionen ift man freilich über dieſe Schwierigkeit mit Leichtigkeit hin⸗ 
weggegangen; es wurde ec Analogie von andern ändern, deren Ber 
faffung und Geſetze aber in Preußen nicht publicirt find und feine Bältig- 
feit haben, angenommen, die Schwierigkeit fei einfach dadurch zu erledigen, 
dag die beiden andern Factoren fich dem Abgeordnetenhaufe igen, daß, 
wenn zwijchen der Krone und dem Abgeordnetenhaufe eine Berftändigung 
über das Budget nicht zu erreichen tft, die Krone fi dem Abgeordneten- 

aufe nicht nur felbft unterwirft und die Diinifter, die das Vertrauen des 
bgeordnetenhaufes nicht haben, entläßt, fondern auch das Herrenhaus, 
wenn es mit den Abgeordneten nicht übereinftimmt, durch mafienhafte 
Ernennnngen zwingt, fi auf das Niveau des Abgeordnetenhaufes zu 
jeßen. Auf diefe Weile würde allerdings die fouveräne Alleinberr- 
ihaft des Abgeordnetenhaufes hergeftellt werden; aber eine ſolche 
Alleinberrfchaft ift nicht verfaffungsmäßiges Recht in Preußen 

Die Verfaſſung hält das Gleichgewicht der drei gejeggebenden 
Gewalten in allen fragen, auch in der Budget-Gefekgebung, durchaus 
feft; feine diefer Gemalten kann die andere zum Nachgeben zivingen; Die 
Berfajjung verweift daher auf den Weg der Compromiffe zur 
Berftändigung. Ein Ekonftitutionell erfahrener Staatsmann hat gejagt, 
daß das ganze Berfafiungsleben jederzeit eine Reihe von Com— 
promiffen fei. 

Wird der Compromiß dadurch vereitelt, daß eine der betheiligten 
Gemwalten ihre eigene Anficht mit doctrinärem Abjolutismus durchführen 
will, fo wird die Reihe der Compromijje unterbrodyen und an ihre Stelle 
treten Gonflicte, und Conflicte, da das Staatsleben nit fill zu ſtehen 
vermag, werden zu Machtfragen. Wer die Macht in Händen bat, 
geht dann in jeinem Sinne vor, weil dad Staat8leben auch nicht 
einen Augenblid ftillftehen Tann. 

Sie werden fagen, daß nach diefer Theorie die Krone in der Yage 
wäre, megen jeder umbedeutenden Meinungsverichiedenheit das Zuſtande⸗ 
fommen des Budget? zu verhindern. In der Theorie iit die allerdings 
unbeitreitbar, ebenfo wie e8 der Theorie unbeftreitbar ift, daß die Ab- 

eordneten das ganze Budget verweigern, um dadurch die Entlaflung der 
rmee oder die Auflöfung aller Wegierungscollegien herbeizuführen; ın 
der Praxis gefchieht das nicht. Ein folcher Mißbrauch des unbeftreitbaren 
theoretijhen Rechts der Krone ift in diejen 14 Jahren nicht vorgelommen. 

Durch weſſen Schuld in dem jegigen Fall das Zuftande- 
tommen des Compromiſſes unterblieben ıft, Darüber werben wir uns 
ſchwerlich verjtändigen. Ich erinnere mich indefjen daran, daß nad) der Auf- 
löfung des Ihnen vorhergehenden Abgeordnetenhauſes die Krone Ihnen freie 
willig mit erheblichen Conceffionen entgegengefommen iſt; es wurde das 
Budget um mehrere Millionen reducirt, es wurde ber Steuer jalag von 
25 Procent freiwillig jallen gelaflen. Es wurde auf Ihren Wunſch in Betreff 
der Specialifirung der Etats NRüdficht genommen, deren Durchführung 
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für die Regierung nicht ohne Schwierigkeit if. Ihre Antwort auf dieſe 
Verfuche der Berfländigung beftand darin, daß Sie im Eeptember den 
Beſchluß faßten, bei dem ich nicht anftebe, Ihnen den Vorwurf des Miß- 
brauchs der Gewalt, den Sie in dem Tenor der Adreffe auf uns geworfen 
haben, vollftändig zurüdzugeben. Sie benugten Ihr Zuftimmungsrecht bei 
der Yeftftellung des Budgets dahin, einen Beichluß zu faffen, defien Aus- 
führung völlig unmöglih war, wenn man Preußen nicht wehrlos machen 
mollte, wenn man nicht die bisher aufgewendeten Koften für die Neorga- 
nifation als weggeworfeu betrachten mollte, ich weiß nicht, wie viele Mil⸗ 
lionen, um im nächſten Jahre mit demfelben wieder von Neuem anzus 
fangen. Sie verlangten von Sr. Majeftät dem Könige, falls Sie über- 
baupt die Ausführung Ihres Beſchluſſes verlangten — und daß Sie einen 
Beihluß gefaßt hätten, deſſen Ausführung Ste nicht wollten, kann ich von 
einer Berlammlung, wie dieſe, nicht voraußjegen — Site verlangten alfo 
die Entlaffung der Hälfte der Infanterie, eine® Drittel® der Cavallerie, 
119 Bataillone — ich weiß nicht, wie viele Regimenter. In feiner Ges 
fammtheit war der Beſchluß deshalb nicht ausführbar, meil er ſich auf 
die Vergangenheit zurücdbezog. Wie gefagt, ich will auf Hecriminationen 
m Betreff der Vergangenheit nicht weiter eingehen, als e8 die Geſchichts⸗ 
erzählung erfordert. Auf diefen radicalen —2 durch den Sie in die 
Sadgafle gerathen find, aus welcher Sie jetzt einen Ihren Wünjchen ent⸗ 
iprechenden Ausweg ſchwerlich finden werden, auf diefen radicalen Beſchluß 
tom Ihnen die Regieruug mit dem Anerbieten der Verftändigung entgegen, 
indem fie ſich bereit erklärte, auf die Mlodalitäten des von dem Freiherrn 
von Binde geftellten Amendements einzugehen. Hätte diejer Schritt bei 
Ihnen das erwartete Entgegenfommen —* — (Unruhe links.) Ich 
erinnere mich, daß Sie dieſelben Zeichen des Mißfallens, die ich heute 
mehrere Male vernommen habe, gaben in dem Momente, wo ich die Motive 
des von Bincke'ſchen Amendements ablehnte; über Motive ſtimmt 
man aber doch nicht ab. Ich habe vielen beichliehenben Berfammlungen 
beigewohnt, habe aber nie gehört, daß man über Motive abftimmt. Dan 
ſtimmt über Anträge ab; die Gründe der Annahme, ob wir aus Berjöhn- 
fihfeit, und Sie aus doctrinären Gründen beiftinmen, find gleichgültig. 
Das Abgeordnetenhaus hätte meines Gragtens dieſe Brüde 
onnehmen follen. Sie hätte dazu geführt, den Streit wegen des Bud⸗ 
getd von 1862 im vorigen “Jahre noch erledigen zu fünnen und das Budget 
von 1863, deſſen Wiedervorlage von dem Abgeordneten von Binde in feinem 
Amendement in Auzficht genommen war, im vorigen Jahr wieder in An⸗ 
HR zu nehmen. Es wäre dadurch eines der fchwerften OGravamıina er- 
edigt worden, allein Sie antworteten auf unjeren Berftändigungsverjuch 
mit einer Refolution, die uns alle Hoffnung, zur Berftändigung zu ges 
langen, abfchnitt. 

Wir ſchloſſen die Sigung in der Hoffnung, daß Sie in verfühnlicherer 
Stimmung wiederlehren würden, als Sie uns verlafien. Sie erwarten 
Nachgiebigkeit von der Krone, wir erwarten fie von Ihnen. Die Reihe, 
Eoncefjionen zu machen, ift nach der Ueberzeugung der Regierung an 
Ihnen, und ohne daß Sie ſolche machen, werden wir aus dem Conflict 
jhmerlich herauskommen. Das Herrenhaus verwarf, und nad der Anficht 
der Königlichen Regierung mit vollem Rechte, als unzulänglic für das 
Bedirfuig des Staates, das von Ihnen votirte Budgetgefeh. Der Fall, 
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daß fein Budget zu Stande kam, lag thatſächlich vor; feine Möglichkeit 
wurde beftritten. Die Thatſache widerlegte die Behauptung der Unmög- 
lichkeit, der Fall, der hier eingetreten ift, kann fich unbedenklich wieder⸗ 
holen. Wenn die Beftimmung der Berfafjung über die Gleichberechtigung 
der Krone und des Herrenhaujes bei Zuftimmung zu jedem Geſetze, alſo 
auch zu dem Budgetgefege — wenn dieſe Beſtimmung nicht ganz tllufo= 
riſch Fin fol, fo kann fi der Fall wiederholen. 

Daß bier eine Lücke in der Berfaffung ift, ift gar leine 
neue Erfindung. Ich babe felbft damal3 den Berhandlungen wegen 
der Reviſion der Berfafiung beigewohnt, und wir haben uns mehrere 
Tage in jehr eingehender Weife mit diefer — beſchäftigt, die jetzt 
nach 14 Jahren zum erſten Male zur Wirklichkeit geworden iſt. Daß 
es eine Unmöglichkeit ſei, iſt damals Niemandem eingefallen, man hat fich 
nur über die Vorkehrungsmaßregeln, die für einen Inlihen Fall getroffen 
werden ſollten, nicht einigen können. 

Ich muß nad dem Sefagten die Behauptungen, daß wir verfaffungs- 
widrig gehandelt haben, ja daß wir bie Berfaffung verlegt hätten, auf 
das Beftimmtefte und mit voller Ueberzeugung zurückweiſen, und ich wieder: 
a mad ich in der Commiſſion fagte: Wir, meine Herren, nehmen un- 
ern Eid und das Gelöbnig auf die Berfaflung ebenjo ernfthaft wie Sie 
den Ihrigen. Ternen wir doch Ueberzeugungdtreue an den Gegnern 
achten und feien wir nicht fo Freigebig mit dem Vorwurfe des VBerfaflung®- 
bruches, mit dem Vorwurfe des Eidbruches, welchen jener involvirt. 

Ueber daß, was Rechtens fei, wenn kein Budget zu Stande kommt, 
find Theorien aufgeftellt, auf deren Würdigung ich mich bier nicht ein» 
lafien will. Die Einen jagen, e8 befteht eo ipso das vorjährige Budget 
fort, wenn Tein neues zu Stande fommt, die Andern fagen, vermöge des 
horror vacui, der dem Geſetze innewohnt, fülle fi die Lücke überall, wo 
das neue Recht nicht dedt, nad, altem Rechte wieder aus, in derfelben 
Art, wie man auf die Joachimica zurüdgeht, wo das Landrecht nicht 
ausreicht, oder auf coutumes und alte Königliche Drdonnanzen, wo der 
Code nicht zutrifft, jo daß aljo bei uns bie Nahtvoltommenheit des ab» 
foluten Negiments wieder einzutreten habe, mo da3 Etaatöhaußhaltägefeg 
fehlt. Ich will diefe Theorie nicht meiter verfolgen; es reicht für mic 
die Nothwendigleit bin, daß der Staat eriftire; und daß er 
nicht in peſſimiſtiſchen Anichauungen e8 darauf anlommen läßt, was da⸗ 
raus wird, wenn man die Raflen ſchließt. Es ift die Nothwendigfeit 
allein maßgebend, diejer Nothwendigleit haben wir Rechnung getragen, 
und Gie —*— werden nicht verlangen, daß wir die Zinſen und die 
Beamtengehälter hätten fiftiren ſollen. 

Das ber damit eingetretene Zuftand verjafjungswidrig fei, beftreite 
ich nach wie vor auf das Allerbeftimmtefte. Ich muß aucd glauben, daß 
diefe Anfiht von keinem der Taufenden von Beamten, welde die Ber: 
fafjung beſchworen haben, getheilt wird. Keiner der Beamten hat der 
Regierung feine Miwirkung verweigert, keiner hat erklärt, jein Gehalt 
vom 1. Sanuar nicht empfangen zu wollen. ch will daraus gar keinen 
Vorwurf machen, ich ziehe nur den Schluß daraus, daß die Ueberzeugun 
wir hätten verfafjungdwidrig gehandelt, nicht jo unumſtößlich daſteht; fo 
bätte unter den Zaufenden von Beamten doch Einer Gewillentregungen 
empfunden und feine Miwirkung unter dieſer Regierung verweigert. 
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Außerdem iſt der Zuftand, in welchem wir uns befinden, feinenfall3 ver- 
fafjungswidriger, al3 der Zuftand, der 14 Jahre lang jedesmal in den 
erften vier oder ſechs Monaten obwaltete, in denen wir ohne Budget 
waren. 

Sie jagen, die jegige Situation ſei verfchärft dadurch, daR gemiffe 
Theile des Budgets von Ihnen ausdrüdlich abgelehnt wären. Verzeihen 
Sie mir die Bemerkung, daß Ihre Beſchlüſſe an fich, fo lange fie allein 
ftehen, gar feine Nechtöfraft haben; Ste können durch Ihre alleinigen 
Beihlüffe und weder zu irgend einer Ausgabe autorifiren, noch eine ges 
jegliche Grenze ziehen, bis zu welcher, für den Fall, daß kein Budgets 
geſetz beſteht, die Staatöbedürfnifie befriedigt werden könnten. Es tft 
immer nothwendig, daß die Zuftimmung des Herrenhaufes und die Santtion 
der Krone hinzutreten, um eine gefegliche Beflimmung aus Ihrem Votum 
zu machen. So lange die nicht der Yall ift, befteht eben das Geſetz 
nicht, und die Regierung ift durd Ihr Botum allein zu nichts ermädtigt. 
Auf die gegenfeitigen Vorwürfe und Recriminationen mil id mid, nicht 
einlaſſen, aber ich glaube, Sie werden aus meinen Worten unfere fefte 
Ueberzeugung gewinnen, daß wir und nit im Widerfpruch mit der Ver» 
fajjung befinden, und daraus den feiten Entſchluß der egierung ent⸗ 
nehmen, dem Andrängen der Ermeiterung Ihrer Machtbefugniß tiber das 
Maß hinaus, welches die Berfaflung bewilligt, feſt und energiſch, fo lange 
wir dad Vertrauen Sr. Majeftät befigen, entgegen zu treten. 

Was die Berfajjung Ihnen an Rechten zubilligt, foll 
Ihnen unverfürzt zufommen; wa8 Sie darüber hinaus ver- 
langen, da8 werden wir ablehnen und Ihren Forderungen 
gegenüber die Rechte der Krone mit Ausdauer wahrnehmen. 

ift ein eigenthümliches Zufammentreffen, daß die Berathung diefes 
Manifeftes, welches unferm Königlichen Deren itberreicht werden on, ges 
rade zufammenfält mit dem heutigen Geburtstage des jüngften muth- 
mogligen Thronerben. In diefem Zufammentreffen, meine Herren, feben 
wir eine verdoppelte Aufforderung, feft für die Rechte des König- 
thums, feft für die Rechte der Nachfolger Sr. Majeftät einzu- 
Reben. Das preußiihe Königthbum hat feine Miffion nod 
niht erfüllt, es iſt noch nit reif dazu, einen rein ornamen- 
talen Schmuck Ihres Berfajfungsgebäudes zu bilden, nod nicht 
reif, al8 ein todter Mafchinentheil dem Mechanismus bes par- 
lamentarifhen Regiments eingefügt zu werden. 


Bie Stellung des Abgeordnetenhaufes zu den Erklärungen 
Bismarcdks. 


Aus einer Nebe des Abg. Dr. Gneift: 


„Der Conflikt bat durch die vorgeftrige Erflärung bes Herrn Minifter- 
päfidenten Dimenfionen angenommen, die er vor drei Zagen noch nicht hatte. 

Und dieſe Dimenfionen, dies offene Manifeft des Abjolutismus, find vor 
ganz Deutihland dieſem Haufe ins Geficht geiprocdhen. — — 

Die Geſchichte wird enticheiden, ob jemals ein treueres, jemals ein Ioyaleres, 
jemals ein Föniglicher erzogenes und gefinntes, ob jemals ein ber Perfon feines 
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Landesherrn und feinen Charakter tief vertrauendes Boll, unter allen Vorzeichen 
einer glüdlichen, gerechten und einer weifen Regierung, ob je ein Boll in biefer 
Lage durch ein unglüdjeliges Mißverſtändniß unverjchuldeter um feine Ruhe und 
um fein Slüd gekommen ift. 

Wir baben nur zu beantworten nad unferem Gewiffen, was wir heute zu 
thun und zu laffen haben, und das können am ficherflen Diejenigen von une, bie 
bier ftehen heute im fünften Jahre, Die wir. der neuen era gefolgt find von 
ihrem Entſtehen bis zu ihrer heutigen Kriſis, die wir das unglüdfelige Mifver- 
ſtändniß unter unfern Augen haben leimen und wachen sehen, bis zu feiner 
heutigen Reife. 


Meine Herren! Wir baben alle Mittel der Gebuld, der Nachgiebigkeit, der 
gewiffenhaften, der ebrerbietigen Vorftellung erſchöpft, um eine militärifche Re⸗ 
gierungsweife zu überzengen, daß es nicht blos milttärifche Dinge, jondern Ber- 
faffungsfragen der beiligften Art find, die auf Gottes Erbboben je einer Regierung 
vorliegen. Wir find Schritt für Schritt ruhig und ſehr vorfihtig in biefen 
Conflikt gegangen. Es ift nicht wahr, daß wir bie verfühnende Hand zurüd- 
geftoßen Bilten; die Hand ift vielmehr von Jahr zu Jahr fchroffer und verleßender 
auf uns gefallen. Unſer Gewiffen, meine Herren, ift heute fo ruhig, wie vor 
5 Jahren. Wir wiſſen ſehr klar und fehr befonnen, auch auf biefer Seite bes 
Haufes (nach rechts deutend), wir wiffen, was wir thun und was wir unter 
lafjen und werben die Folgen bavon auf uns nehmen. Thuen die Herren 
Minifter nach ihrer Weife Das Ihrige! (Stürmiſches Bravo!) 


Aus der Rede bes Abg. Srafen von Schwerin, — Über Madt 
nnd Redt: 


„Deine Herren! E8 war meine Abſicht und ich habe bieje Abficht auch jetzt 
I nicht aufgegeben, gegen den Erlaß einer Abreffe überhaupt das Wort zu 
nehmen. 

Zu meinem tiefen Bedauern muß ich aber, ehe ich dazu übergehe, auch 
meinerſeits ausdrücklich Verwahrung einlegen gegen die Worte, die wir bier aus 
bem Diunde bes Herrn Minifter- Präfidenten gehört haben. (Bravo!) 

Der Herr Miniſter⸗Präſident, ich bebauere fehr, daß er fih nicht mehr auf 
jeinem Plate befindet, hat uns erinnert, daß heut der Geburtstag bes Erben ber 
Preußiſchen Krone ſei und daran bie Erllärung gelnüpft, daß das Minifterium 
mit allen Mitteln und aus allen Kräften beftrebt fein werbe, bie Rechte ber 
Krone aufrecht zu erhalten. Ich zweifle daran nicht, daß dies bie Abficht if, 
meine Herren, aber ich glaube, man follte au uns zutrauen, daß wir dieſe 
Rechte zu wahren entichloffen find, deshalb aber eben erlläre ich bier, daß ich ben 
Sat, in dem die Rede bes Herrn Minifter- Präfidenten kulminirte: Macht 
geht vor Recht, fpreht Ihr, was Ihr wollt, wir haben die Macht und alſo 
werben wir unfere Theorie durchführen”, nicht für einen Sat balte, der die 
Dynaftie in Preußen auf die Dauer fügen kann (Stürmifches, mehrfach wieder⸗ 
boltes Bravo auf allen Seiten bes Haufes.), baß dies nicht ein Sa ift, auf ber 
die Größe unferer Dynaftie, die Größe unjeres Landes beruht, daß vielmehr ber 
Sat, auf dem bie Größe unferes Yandes und bie Verehrung, die das Preußiſche 
Regentenhaus bisher im Inland wie im Ausland genieft und fort und fort 

enießen wird, daß biefer Sat vielmehr umgelehrt lautet: Recht gebt vor 
acht. (Stürmijches Brave.) 

Justitia fandamentum regnorum, das ift der Wahlſpruch der Preußifchen 
Könige und er wird e8 fort und fort bleiben und weil er es bleibt, fo wirb das 
Breuhifche Königshaus, daß Preufifhe Land auch dieſe Krifis ganz ficher über- 
dauern und glänzen, wenn lange nicht mehr über die Theorien geſprochen wird, 
über die man noch heute ftreitet.” (Bravo!) 
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Erwiderung Bismarcks. 


Ich babe leider deu Anfang der Rede des Herrn Vorredners, ber 
joeben die Tribüne verläßt, nicht mitangehört. Erſt durch Mittheilung 
meine8 Herrn Collegen vernehme ich, daß ein Mißverftändniß meiner 
Borte flattgefunden hat (Widerfpruc.), weldes den Herrn Redner zu 
einer warmen und Ihres Beifalls ficheren Ermwiderung Beranlaffung gegeben 
hat. Wie mir gejagt ift, hat der Herr Nedner mich dahin verftanden, 
als hätte ich geäußert: Macht gehe vor Recht! 

Ich erinnere mich einer folden Aeußerung in der That nicht (Leb⸗ 
bafter Widerſpruch.), und trog der ungläubigen Yeußerung, mit der Sie 
meine Rectification aufnehmen, appellire ich doch an hr eigenes Gedächtniß, 
und wenn es jo fiher ift, wie mein eigenes, fo wird e8 Ihnen fagen, 
daß ich einfach Folgendes äußerte: Ich habe zu einem Compromiß ge 
rathen, weil in Ermangelung eines Compromiſſes ſich Conflicte einftellen 
müflen, Conflicte aber zur Machtfrage merden, und daß, da dag Staats⸗ 
leben nicht einen Augenblid ftille ftehen Tann, derjenige, der im Befig 
der Macht fich befindet, daher genöthigt ift, fie zu brauchen. (Große Un» 


e.) 
Ich habe das nicht als einen Vortheil bezeichnet; ich mache auf die 
umnportetifche Beurtheiiung von Ihrer Seite feinen Anfprucd (Hört! Hört! 
linfs.); ih will nur zu Protocol rectificiren, was mißverftanden ift.“ 


Bie Stellung des Abgeordnetenhaufes zur auswärtigen 
Politik Bismarcks. 


Aus der Rebe bes Abg. Schulte (Delikich). 


„Es ift geftern und heute mit berebten Worten ausgefiihrt worben, daß in 
Breufen innere Zerwürfniffe notbwendig bie Kraft der Aktion nah Außen bin 
lähmen. 

Die große Altion bes Herin Minifterpräfidenten, bie uns mit fo vieler 
Empbafe feiner Zeit angelündigt wurde, mußte ſchon baran fcheitern, fie fcheitert 
anch nch an etwas Anderem, fie fcheitert an dem Wiberftand berjenigen ein- 
zelnen Partei im Lande, auf bie er und das jetige Minifterium überhaupt ſich 
füst, der feubalen. Meine Herren, dieſe Partei, ich muß es gefteben, ift darin 
politiiher und ſicher viel confequenter als der Herr Minifterpräfident felöft, wenn 
er meint, feine innere Politik laſſe fi mit der großen Action 
vereinigen. 

Man follte uns mit Hefien unb mit den neueflen Erfolgen beim Bundes⸗ 
tag verfchonen, meine Herren. Ich fchreibe dieſe fogenannten Erfolge keineswegs 
einer bejonderen NRüdficht der Übrigen Staaten gegen unfere Regierung zu. 
Reine Herren! Ob die Energie bes Preußiſchen Felbjägers ober der General 
v. Ehmerling die Dinge in Kurheffen zur Entſcheidung bradten, das wirb uns 
ae noch ein Geheimniß bleiben, vielleicht ein durchſichtiges, jedenfalls wiſſen 
wir Nichts mit Beſtimmtheit. Wenn es wirklich wahr ift, daß unfer Minifterium 
den Kurbefien einen Dienft gethan, ihren Verfaflungsconflict zu Ende geführt 
bat, jo Lönnen gerade wir dies unmöglich mit befouberem Danke anerkennen, 
tenn uns bat e8 den Berfaffungsconflict gebracht! — Weiter... Das Delegirten- 
project war eigentlich fchon gefallen, ehe es zur Abflimmung im VBundestage 
tan, e8 war gefallen in ber öffentlichen Meinung und keine der Regierungen, 
tie es protegirten, konnte fich im Entfernteften ber Einbilbung bingeben, daß ihre 
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Kammern e8 genehmigen würben, beren Genehmigung e8 doch hätte unterbreitet 
werden müſſen. Daß diefe Dinge ſämmtlich fi) unter ben Aufpicien Defterreich® 
entwidelt baben, weiß ein Jeder. In Bezug auf Defterreich babe ich eine Be- 
merkung zu machen. Der Herr Vorrebner hat Recht, ih muß ihm beipflidhten, 
und babe bei Gelegenbeit, nicht bier, fonbern anberwärts in Deutfchland, Affent- 
ich zu erflären gehabt, daß die Schwierigkeiten, in denen fich Deflerreich befindet, 
ganz erheblich größer find, als die Schwierigkeiten unferer Lage. Aber Eins 
follte man ba bedenken, woburd Defterreich in dieſem Augenblid gegen uns in 
Vortheil fommt, und uns die Sympatbien abgewinnt in Deutſchland. Während 
Defterreih in der vollen Hingabe an das conftitutionelle Princip die ungebeuren 
Schwierigleiten feines Staatswejens menigften® einleitenb und augenbfidiich zu 
beihmwören wußte, lenkte man in Preußen, obne jede Beranlaffung und obne alle 
Noth, von dem conftitutionellen Princip in das abfolute zurüd und bereitete fich 
dadurch künſtlich Berlegenbeiten und untergrub die Stellung unſeres Baterlanbes 
in dem Augenblide, als Defterreih das rechte Mittel erlannte, die feine zu be- 
feftigen. Fragen Sie aber weiter nicht blos nach den Kabinetten; fragen Sie im 
Deutichen Boll, meine Herren, — ich weiß zwar, bas ift ein fo unberedhtigter 
Faktor in den Augen ver Herren Miniſter, daß fie ihn natürlich gar nicht 
beachten. Indeſſen, meine Herren, wenn die Stunde der Entideibung kommt, 
dann wirb man fich Seitens der alsdaun an ber Spite Preußens befinblichen 
Regierung doch um ihn zu kümmern haben, und wird es auch thun. 

Wie es jetzt damit fteht, welchen Erfolg er etwa jetzt in Deutſchland haben 
möchte, da könnte fi) die Regierung leicht durch eine Probe überzeugen. Gewiß 
gebt der große Drang nah Einigung fo lebbajt und ungeſchwächt wie je durch 
alle Deutfhen Herzen. „Eentralgewalt und Parlament” ift noch jetst die Loſung 
im ganzen Deutihen Bolle. Preußen hatte unter dem Minifterium Bernftorff 
diefe Loſung auf feine Fahnen gefchrieben; wir haben nicht gehört, daß fie bis 
bato gewechſelt jei. Aber, meine Seren, wenn das jegige Minifterium den 
Ruf erſchallen ließe, — e8 wird es nicht thun, es befindet fi gar 
nicht in der Möglichkeit dazu, ich gebe nur die hypothetiſche An- 
nahme bier (SHeiterleit.) — wenn es ihn erjhallen ließe, jo würde 
fih bei dem von ibm berufenen Deutfben Parlament Niemand 
einfinden! (Bravo! Große Heiterkeit.) 


Aus der Rede des Abg. von Sybel. 


„Ich glaube, day für Millionen in unferem Baterlande die bevorſtehenden 
Feierlichkeiten (50 jährige Gedächtniß ber Freiheitskriege) Das Anfehen und ben 
Eindrud eines Traucerfeftes machen. Es würde in ber Natur ver Dinge liegen, 
wenn wir die Gräber Scharnhorſt's und Gneijenau’s mit Blumen ſchmückten. 
aber ihre Bilbfäulen mit Flor verhüllten. 

Dahin, meine Herren, find wir unter der Herrichaft dieſer quasi conftitu- 
tionellen Regierung gelommen. Die Kleinodien unſerer Bergangenbeit 
werben uns unter ben Händen verfälfht unb der Blid unjerer 
Zukunft wird uns von Grund aus verbüftert. In der Gegenwart ſetzt 
ſich dieſe Herrichaft fort unter ſtets wachfenden Hemmungen, Reibungen und Ber- 
letzungen; fie kann keinen Tag leben, ohne einen Rechtöbruch auf den andern 
u fegen. 

’ Eine Preußiſche Regierung, die den geſchichtlichen Aufgaben ihres Staates 
im neunzehnten Jahrhundert gewachlen fein ſoll, fie, meine Herren, muß es 
verfteben, allen realen Beblirfuiffen und Wlnfchen des Preußiichen Volles zu 
genügen und zu gleicher Zeit mit Initiative und vorausſchauender Energie die 
Wilnfche des Volles durch Auffteden großer und ibealer Ziele um ihr 
eigenes Banner zu verfammeln. Ich weiß wohl, meine Herren, man foll folde 
Anjorderungen nicht zum unmittelbaren Maßſtab von einzelnen Regierungen unb 
Minifterien maden, denn e8 giebt feinen Sterblihen, ber ſolche Yorberungen 
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volflänbig erfüllte. Aber, meine Gerren, bas lönnen wir erwarten, bas 
fönnen wir begehren, daß nicht gerabe das Gegentheil von folden 
Tendenzen unfere Regierung erfülle Wenn im Jahre 1805 eine 
Discuffion wie bie unſrige bier in Berlin ftattgefunden hätte, ohne Zweifel, 
meine Herren, hätten Haugwitz, Lombarb und Genofien uns damals wie heute 
Er. Majeftät dem Könige als Revolutionaire, als unpatriotiiche Leute denuncirt. 
Das ift gewiß, aber möglich ift e8 wenigftens, daß burch eine ſolche Discuffion 
Iena verhltet worden wäre. 

Heute ift die Lage Europa's eine andere als vor jehezig Jahren. Die 
Gefahr iſt nicht fo maſfiv, fo concentrirt unb fo erkennbar wie damals. Aber fie 
pulfirt durch alle Adern des Welttbeils, und wenn Sie mir das Bild geftatten 
wollen, die ganze Peripherie des Eontinents ift überladen mit elektriſcher Erplofions- 
kraft. Und, meine Herren, dtn folder Augenklid, wo ſtärker als jemals das 
Bedürfniß von VBegeifterung, Eintracht und Hingabe an uns berantritt, einen 
ſolchen Augenblid, wo ſtärker, als jemals — ich wieberhole die Worte des alten, 
doch gewiß ſchwarz⸗ weißen Liebes: Ric! Roſſe und Reiſige ſchützen bie fleile 
Höbe, wo Fürften ſtehen, fonbern bie Liebe bes freien Mannes, bie Liebe bes 
Baterlandes machen ben Fürſtenthron zum unerichütterlichen Felſen im fturmge- 
peitihten Meere — einen ſolchen Augenblid erwählt man, nm durch einen Streit 
über zwei» ober breijährige Dienftzeit das Vaterland in feinen Fundamenten zu 
erjhüttern, und einen Berg von gegenfeitiger Verlennung unb Borurtbeilen 
zwiſchen dem rechtichaffenfien Könige und dem Ioyalften Volle aufzuthürmen. 
(Stürmifches, wieberboltes Bravo.) .... 


Aus der Nede des Abg. von Carlowitz: 


„3 bin der Meinung, daß, was diejes Minifterium auf bem 
Gebiete der auswärtigen Politik aub unternehmen möge, jebe 
feiner Unternehmungen von vorn herein mit Unfrudtbarkleit 
werde gejhlagen jein. (Sehr wahr!) 

Meine Herren! Das Breußifhe Minifterium, bas die Hebel 

feiner Macht fo verfennt, daß es ihm gleichgültig zu fein ſcheint, 
ob es in eine Action eintritt mit einem im Inneren zufriedenen 
nnd daher opferfreudigen Bolle, oder umgekehrt, ein Preußifches 
Minifferium, das, indem es in die Action eintritt, nur bie neu— 
geihaifenen Buataillone zählt und nicht Die Herzen bes Volkes, 
ein folhes wird niemals Triumphe anf dem Felde der auswär- 
tigen Bolitil feiern. (Sehr wahr!) Das fcheint mir eben der wejentliche 
Unterſchied zwiichen Preußen und anderen Staaten zu fein; das Meine Preußen, 
Kein nach geographiihem Umfange, ift nur ſtark durch fein gebildetes, politifch 
ereiftes, befounenes und von nterlanbefiche getragenes Voll, und nur mit 
diefem Volle laffen ſich dauernde Erfolge erzielen, niemals ohne bafjelbe. Wenn 
wir jegt eintreten wollten in alle die ungelöftlen ragen ber Neuzeit, welche 
Antwort würben wir erhalten? Zunähft in Kurbefien? Ich weiß nicht, welche 
Antwort der Felbjäger, der borthin gefendet war, nah Haufe zurückgebracht bat; 
das weiß ich aber, daß, wenn der Kurfürft von Heſſen nichts weiter gefagt hätte, 
als: „Ihr Preußen, lehrt doch erft vor Eurer eigenen Thür“, er das wahrfle 
ort geiprochen hätte, was jemals über feine Lippen gelommen if. Dann in 
Deutihland? Wollten wir bie Deutiche Frage jebt in die Hand nehmen, ja, 
meane Herren, die Deutihen Regierungen würben und fehr bald antworten: 
„Preußen, Du Haft Dich nie zu einer höheren Idee zu verfleigen gewußt, ale zu 
ber eined engeren Bundes im Bunde. Nun wohl, wir wollen zugeben, Du 
bätteft zu dieſer Idee eine Berechtigung, wir wollen unferen Wiberfpruch zurüd- 
nehmen; ſiehe aber zu, wieweit Du es jett mit ber Ausführung biefer Idee 
dringt; bedenke wohl, die Sympathieen der Deutichen Regierungen, Du haft fie 
mit wenig Ausnahmen nie gehabt. 


Yırf Bismard. 7 
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Die Sympathieen bes Deutſchen Bolles, durch die Du groß und flarl 
warft, Du haft fie verſcherzt. Kein Deuticher Bolleftamm wird fich in dem Augen- 
blick Preußen anfchließen wollen, in dem er durch den Anſchluß für fein eigenes 
utes Berfaffungsredht bejorgt fein muß. Deine Politit, würde man uns jagen, 
ıft lahm gelegt, und felbft der Sieg, deu wir neuerdings dem Delegirten- Project 
gegenüber erfochten haben, und zu bem ich dem Herrn Minifter- Präfidenten 
Std wünſche, ſelbſt dieſer Sieg beffert unfere Lage nit. — Ich babe mich 
früher zu ber Anficht befannt und ben Rath gegeben, es fei das Beſte jür 
Preußen, aus dem Bunbdestage auszufcheiben, und fo ben Bunbestag zu fprengen. 
Meine Herren, biefen Rath erneuere ich heute nicht. Es ſteht in der Bibel ge- 
ihrieben: „Alles bat feine Zeit” — auch das Ausicheiben aus dem Bundestag: 
bat feine Zeit. Wenn wir jet aus demſelben austräten, — jett, geſchwächt 
durch innere Zerwürfnifſe, jegt, mit bvem Mißtrauen Deutfhlands 
oder Doch des Deutfhen Bolles behaftet, bann, fteben wir ifolirt, 
obne irgend einen [höpferifhen Gedanken. Ein Deutſches Barlament 
einzuberufen, bazu fehlte uns der Muth. In einem aber dennoch etwa einbe- 
rufenen Deutſchen Parlamente die Stimme für bie Preußiſche Hegemonie zu ge- 
winnen, dazu fehlt e8 uns im Inuern an einem liberalen, verfaffungsgetrenen 
und daber in Deutfchland Bertrauen erwedenpen Regimente. Und fo befürchte 
ih allerdings, e8 werte uns nichts übrig bleiben, als uns in einen 
Schmollwinkel zurüdzuzieben und von dieſem aus mißmutbig zu- 
zuſehen, wie das Übrige Deutſchland fi unter ber Würzburger 
und Defterreihs Führung neu conftituirt und güäuftigen Falls uns 
eine Hinterthbüre offen läßt, durch die wir unter Bedingungen 
wieder eintreten könnten — eine Hinterthür, die freilih dem 
taudinifhen Paſſe jo ähnlich [eben würde, wieein Ei dem anderen. 
Nein, meine Herren, alle dieſe Fragen laffen ſich von unferer Partei jet nicht 
in die Hand nehmen. Wenn es im eigenen Haufe brennt, bann löſcht man 
nicht bei dem Nachbar; aber man darf dem Nachbar zurufen: „Freund, ich würde 
Dir beifen, wenn ich nicht durch eigene Noth gehindert wäre.” Alſo, meine 
Herren, laffen Sie uns die Löſung diefer Frage einer [hönern 
Zeit vorbehalten, der Zeit, wo Preußens guter Genius, ber uns 
ja noch niemals dauernd verlaffen bat, fih uns von Neuem ent- 
hüllt, aber zunähft niht mit Blut und Eiſen unb niht mit Donner 
und Blig, ſondern im friedbliden Sonneuſcheine eines verfaljunge- 
treuen, auf Freiheit unb Recht gegründeten Reguments.“ 


Bie Herabfekung Preußens vor dem Auslande. 


YAeußerung Bismarcks. 


„Meine Herren! Für das Beftreben, das eigene Baterland vor dem 
Auslande als erniedrigt darzuftellen, weil die eigne Partei nicht am Ruder 
ift, für dieſes Beſtreben überlaſſe ich die Verantwortung denen, bie ſich 
in diefem Sinne ausgeſprochen haben, in diefem Haufe und außerhalb 
deffelben ; ich verliere darliber fein Wort, ich berufe mich auf die That⸗ 
Sachen, die Jedermann vorliegen. Ich will mich nur nad) zwei Seiten 
berubigend auöfprechen, einmal da8 Haus der Abgeordneten PIbR zu be 
ruhigen über das Gewicht des Rückſchlages, den der innere Conflict auf 
unfere Leiftungsfähigfeit nach Außen hin ausübt, Cie liberfchägen daffelbe, 
meine Herren, — zweitend nad Außen bin, um darüber zu beruhigen, 
als ob eben biefer innere Conflict uns veranlafien könnte, „in Ausſicht 
auf äußere Berwidlungen ein Mittel zur Ausgleihung des inneren Ber: 
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würfniffes zu finden.” Das Mittel wäre fchlimmer, ald das Uebel felbft, 
und ich habe ſchon bei früheren Gelegenheiten eine folche Politik, die mir 
auch damals Schuld gegeben wurde, als eine frivole bezeichnet. Wir em⸗ 
pfinden ein Bedürfnig der Art in keiner Weife. 


Wir glauben die innere Seade mit Ihnen oder mit Ihren Nach» 
folgern erledigen zn können, ohne daß das Anfehen Preußens nach außen 
bin darunter leidet. Sollte aber auch, fo lange wir noch den Vorzug 
haben, Sie, und nicht ihre Nacfolger, und gegenüber zu fehen, die Noth⸗ 
wendigfeit eintreten, die Ehre und Unabhängigkeit des Yandes nach Außen 
bin zu wahren, fo würden felbft Sie, meine Herren, gar nicht 
im Stande fein, und diejenigen Mittel der Abwehr gegen 
dad Ausland zu verweigern, in deren Mangel Sie eine 
4 wähung der ausmärtigen Politik der Regierung erbliden 
mollen.“ 


Adrefje des Abgeordnetenhaujes mit 255 gegen 
68 Stimmen angenommen. 


Der Schluß lautet: 


Allergnädigfter König und Herr. 


Em. Königliche Majeftät haben noch jüngft zu erflären gerubt, daß Niemand 
an Allerhöchſt Ihrem Willen zweifeln bürje, bie befchworene Berfaffung aufrecht 
zu balten und zu ſchützen. In der That wagt Niemand, einen ſolchen Zweifel 
za begen. Aber — geftatten Ew. Majeftät es offen auszufpreden — die Ber- 
faſſung iſt durch die Minifter [hon jetzt verletzt. Der Art. 99 ift keine 
Wahrheit mehr. Das fchwere Uebel einer bubgetlofen Regierung ift Über das Land 
gelommen. Und die neue Seffion hat begonnen, ohne Daß durd ein thatfächliches 
Entgegenlommen der Regierung auch nur die Ausficht eröffnet wäre, es werbe 
gelingen, die geregelte Handhabung der Finanzen zurüdzuführen und bie Heeres» 
einrihtungen wieder auf gejeßliche Grundlagen zu ftüßen. 

Das Ausland fieht mit Staunen einen Conflict fich verlängern, welcher bie 
Adtung vor dem Preußifhen Namen mit jedem Tage tiefereberührt, welcher die 
Etimme der Regierung im Rathe der Böller ihrer beften Kräfte zu berauben 
drobt. Es weiß wohl, daß Pflicht und Gewiflen die Preußiiche Vollsvertretung 
zwingen, das Recht, welches die Berfafiung ihr verleiht, ohne Uebergriff, aber 
auh ohne Abbruch nach allen Seiten bin wahrzunehmen und daß die Ausficht 
anf äußere Berwidelungen fein Mittel zur Ausgleihung unjeres inneren Zer⸗ 
wärfniffes iſt. Es weiß, daß Preußen feinen Einfluß in Dentſchland und damit 
feine Etärfe nur dann wieber gewinnen kann, wenn es zunächſt bei fich ver» 
foffungsmäfrige Ordnung herftellt und wenn es fobanı das Deutfche Volt und 
defien Bertreter zur Mitwirkung an ber flaatlihen Einigung des großen Bater- 
landes aufruft. 

Inmitten dieſer Bebrängniß läßt das Preußifche Volt, welches in vielen 
Gejahren erprobt ift, weldhes in Treue und Ausdauer von feinem andern über- 
troffen wird, nicht von ber Hoffnung, daß Ew. Majeftät Weisheit bie ehrliche 
Stimme feiner gefetzlihen Vertreter unterfcheiben werbe von bem Rathe berer, 
welde in dem Kampf ver Parteien ibre an fi ohmmächtigen Beftrebungen durch 
ven erhabenen Namen Ew. Majeflät zu decken und zu ftüßen fi) bemühen. 

Königfihe Majeftät! Unfere Stellung als Vertreter bes Landes legt uns 
die gebteterifche Pflicht auf, feierlich zu erflären, Daß ber innere Frieden und bie 
Kraft nach Aufen dem Lande nur durch bie Rückehr zu verfaffungsmäßigen Zu- 
Ränden wiedergegeben werben Tönnen. 

7* 
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3. Februar. Antwort des Königd auf die Adreſſe: 


Ich habe die Adreſſe, welche da8 Haus der Abgeordneten unter dem 
29.2. M. an Mich zu richten beichloflen hat, empfangen. Ihr Inhalt 
ſowohl, als der Weg, auf welchem diefelbe Mir zugegangen ift, laflen 
Mich glauben, daß ed dem Haufe darum zu thun ıft, Meine perjönlihe 
Anfhauung und Willensmeinung kennen zu lernen. Deshalb richte Ich, 
ohne Bermittlung Meiner Dlinifter, Mein Königliche Wort an dag Haus 
der Abgeordneten. 

Die Adreſſe befundet einen tiefgreifenden Gegenſatz in der Stellung 
des Hauſes zu Meiner Regierung. Es wird die Anfchuldigung gegen 
Meine Minifter erhoben, dag fie nah dem Schluß der legten Sitzungs⸗ 
Periode des Yandtages verfaflungswidrig die Bermaltung ohne gefeslichen 
Etat fortgeführt, daß fie auch ſolche Ausgaben, welche durch Beichlüfie 
des Haujes ausdrüdlich abgelehnt worden Prien, verfügt und fid) dadurch 
einer Berlegung des Art. 99 der Berfaflungs-Urfunde ſchuldig gemacht 
hätten. Zwar hat da8 Haus der Abgeordneten mit Recht jeden Zweifel 
an Meinem ernften und gewifienstreuen Willen, die Berfaflung des Yandes 
aufrecht zu erhalten, ausgeſchloſſen; dafjelbe Hat aber Anordnungen Meiner 
Regierung, welche mit Deiner Genehmigung getroffen worden, als That⸗ 
ade zur Begründung der Beſchwerde über Berfaffungs-Berlegung an- 

ihrt. 
Ich würde jene Anordnungen nicht zugelaſſen haben, weun Ich darin 
eine Berfafjungs=Berlegung hätte erfennen können, und muß die gegen 
Meine Regierung erhobene Beſchuldigung als unbegründet aus Doller 
Meberzeugung zurückweiſen. 

os Haus der Abgeordneten hatte von jeinem verfafiungsmäßigen 
Rechte der Mitwirkung bei Yeftftellung des Staatshaushalts in einer 
Weiſe Gebrauch gemacht, daß ed Meiner Regierung, wie diejelbe dies 
ohne Rückhalt wiederholt ausgeſprochen hatte, unmöglıh war, den unaue- 
führbaren Beichlüffen des Hauſes ihre Zuftimmung zu ertheilen. Sein 
gleichfalls verfafiumgsmäßiges Recht ausübend, hatte das Herrenhaus 
den vom Hauſe der Abgeordneten bis zur Unausführbarfeit abgeänderten 
Staat3haushalts - Etat für das Yahr 1862 abgelehnt. 

Da num die Feſtſetzung diejes Etats nad) der Borfchrift der Ber: 
faffung für die vorjährige Sigungs» Periode des Landtages unmöglid 

eworden war, und da Die Berfafung für einen ſolchen Hal feine Be: 
immungen enthält, fo ift es unverftändlih, wenn das Haus der Ab⸗ 
eordnneten eine Berfaflungs- Verlegung darin erfennen will, daß Meine 
egierung die Berwaltung ohne geſetzlich feftgeitellten Etat fortgeführt 
at. Ich muß es vielmehr als eine Ueberjchreitung der verfaffungsmäßtigen 
fugniffe des Haufe der Abgeordneten bezeichnen, wenn da8 Haus 
feine emfeitigen Befchlüffe über Bewilligung oder Verweigerung von 
Staats » Ausgaben als definitiv maßgebend für Meine Regierung betrachten 
will. Die Adreffe bezeichnet das Recht der Ausgabe» Bewilligung als das 
oberfte Recht der Vollsvertretung. Auch ch erkenne dies Recht an und 
werde es achten und wahren, fo weit e8 in der Berfaflung feine Begrän- 
dung findet. Se aber maß dad Haus darauf aufmerljam maden, daß 
nah der Verfaflung die Mitglieder beider Häufer des Landtags das 
Bolt vertreten und der Staatshaushalts- Etat nur durch Geſetz, nämlich 
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durch einen von Mir genehmigten, übereinftimmenden Beichluß beider 
Hänfer des Landtags der Monarchie feftgeftellt werden kann. War eine 
ſolche Uebereinftimmung nicht zu erreidhen, fo war e3 die Pflicht der Re⸗ 
gierung, bis zur Herbeiführung derfelben die Verwaltung ohne Störung 
fortzuführen. &ie hätte unverantwortlich gehandelt, hätte fie Dies nicht gethan. 

Wenn die Adrefie aber ausführt, „daß die neue Seffion begonnen 
babe, ohne daß Meine Regierung durch thatfächliches Entgegenlommen 
euch nur die Ausficht eröffnet habe, zu einer geregelten Handhabung der 
Finanzen zurüdzufehren und die SHeeres-Einrichtungen auf gefegliche 
Grundlagen zu ftügen,“ fo muß Mich das im höchſten Grade befremden. 
Denn es ift dabei gänzlich mit Stillſchweigen übergangen, daß in der 
Eröffnungsrede des allgemeinen Landtags der Monarchie die Vorlage 
des Budgets pro 1863 und 1864, die Borlage einer Ergänzung zum Gefege 
von 3. September 1814 fiber vie Berpflichtung zum Kriegsdienſt anges 
fündigt worden und außerdem behufs nachträglicher Genehmigung durch 
das Haus der Abgeordneten die Vorlegung der Rechnungen über Ein- 
nahmen und Ausgaben pro 1862 zugefagt worden ift, welche zu dem von 
Memem Finanz Minifter angegebenen Zeitpunkt erfolgen wird. Wie kann 
dad Haus der Abgeordneten ſich danady der Einfiht verfchließen, daß 
Meine Regierung es ſich dringend angelegen fein läßt, bie —— 
ne pe Staates fo bald als möglich wieder auf eine gefegliche Baſis 
u ftellen 
| Wenn in Beranlafiung des eingetretenen Konflikts von mehreren 
ſtändiſchen Korporationen und aus der Mitte der Bewohner vieler Kreife 
des Landes Mir zahlreiche Adrefjen überreicht worden find, in denen die 
Unterzeichner Mir ihre perfönliche Ergebenheit und ihre Zuflimmung zu 
den Anordnungen Meiner Regierung ausgedrüdt haben, fo hat es Mich 
unangenehm berührt, diefelben in der Adrefie des Haufes der Abgeord⸗ 
neten als eine Heine, der Nation feit lange entfremdete Minderheit be- 
zeichnet zu jehen. Ich habe diefe Kundgebungen aus allen Ständen und 
Klaſſen Meiner getreuen Unterthanen mit Befriedigung empfangen und 
muß den Vorwurf, daß die Theilnehmer in Treue und Hingebung für 
ihr preußifches Vaterland gegen Andere zurüdftehen, als ungerechtfertigt 
um jo mehr zurüdweifen, als dem Sanie der Abgeordneten nicht unbe= 
tannt geblieben fein fann, was Ich auf jene Adrefien geantwortet und 
wie Meinen Dank perſönlich ausgeſprochen habe. 

Das Haus der Abgeordneten hat ferner eine Beſchwerde über Miß- 
brauch der Regierungögemalt vorgetragen und zur Begründung derſelben 
auf die Maßregeln Meiner Regierung gegen einzelne Beamte und Lands 
wehrmänner und gegen die Prefje Bezug genommen. Da hierbei jedoch, 
wie auch nicht behauptet worden, die gefeglichen Befugniffe der Behörden 
in Ausübung der Disziplin nicht überfchritten worden find, und da über 
die vorgelommenen Ausfchreitungen der Preſſe lediglich Unſere Gerichte 
jr erfennen baben, jo war der Nandes- Vertretung keine hinreichende 

anlaffung gegeben, fi mit den berührten Vorgängen zu bejchäftigen 
und fie zum Gegenſtand ihrer Bejchwerde zu machen. 

Das Haus der Abgeordneten wird die in der Berfafiung den vers 
Ihiedenen Gewalten gejegten Schranfen anzuertennen haben; denn nur 
auf dieſer Grundlage iſt eine Berftändigung hinſichtlich derjenigen Ge⸗ 
biete möglich, auf melden ein Zuſammenwirken Meiner Regierung mit 
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der Landes⸗Vertretung erforderlich iſt. Ich beflage tief den Widerftreit 
der Anfichten, der in Betreff der Feſtſetzung des Staatshaushalts » Etats 
fih entwidelt hat. E8 Tann aber eine Bereinbarung über den 
Etat nicht Durch Preisgebung der verfaffungsmäßigen Rechte 
der Krone und des Herrenhauies ermwirft, es fann nicht, der 
Berfaffung entgegen, da8 Recht der Bewilligung uud Ber- 
mweigerung der Staatsausgaben ausſchließlich auf das Haus 
der Abgeordneten Übertragen werden. Es ift Meine landesherr⸗ 
Iihe Pflicht, die auf Mich vererbten und verfaflungsmäßigen Machtbe- 
fugniffe der Krone ungefchmälert zu bemahren, weil Ich darin eine noth- 
mwendige Bedingung für die Erhaltung des inneren Friedens, für die 
Wohlfahrt des Landes und für das Anfehen Preußens in feiner euro 
päifchen Stellung erkenne. 

Nachdem Ich feit einem Fahre durch verminderte Anforderungen an 
die Leiftungen bed Volles, von nahezu vier Millionen, ſowie durch bereit- 
willige8 Eingehen auf die ausführbaren Wünfche der Vertretung deſſelben 
bewielen habe, daß es Mir wahrhaft darum zu thun ift, eine Ausgleichung 
des Widerſpruchs herbeizuführen, den Meine Regierungs- Mafßregeln im 
Großen wie im Kleinen gefunden haben, erwarte ch, daß das Haus ber 
Abgeordneten diefe Beweiſe des Entgegenfommeng nicht ferner unbeadhtet 
laſſen wird, und fordere dafjelbe nunmehr auf, ſeinerſeits Deinen landes- 
väterlichen Abfichten fein Entgegenfommen in einer Art zu beweifen, daß 
das Werk der Verftändigung ermöglicht wird, welhes Meinem 
Bergen ein Bedürfniß ıfl, Meinem Herzen, dejfen einziges 
Berlangen darauf gerichtet iſt, das Wohl des preußifchen 
Volkes zu fördern und dem Lande die Stellung zu erhalten, 
die eine glorreihe Geſchichte durch treues Zufammengeben 
von König und Volk demfelben angemiefen hat. 

Berlin, den 3. Yebruar 1863. (ge3.) Wilhelm. 

(Lime Gegenzeichnung 


14. Ber Auſſtand in Polen und die Preußiſche Hebereinkunft 
mit Rußland. 


22. Januar. Ausbrud der Inſurrection in Warſchau. Die pros 
viforiihe Nationalregierung ruft die polniſche Nation zu 
den Waffen. 

Mieroslawsfi zum Dictator ernannt. 

1. Februar. Erlaß an die Bevölferung ded Großherzog: 
thums Poſen von dem Dber-Präfidenten und dem 
Militär Gouverneur: 


„Der in dem Königreich Polen ausgebrochene bewaffnete Aufftand 
gegen die gefegliche Gewalt hat das Nachbarland zu einem Schauplage 
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bintiger Ereignifle gemacht, welche durch die von den Aufftändifchen ver⸗ 
übten Greuelthaten Abfcheu einflößen; aber auch mit Sicherheit voraus⸗ 
fehen laſſen, daß das frevelhafte Unternehmen zum Berderben berjenigen 
Kap agen wird, welche ſich in fanatifcher Verirrung daran betheiligt 
en. 

Bewohner der Provinz Pofen! Wir dürfen uns dem beruhigenden Ber: 
trauen bingeben, daß der Öffentliche Frieden in feinem Punkte der Provinz 
eine Störung erleiden wird. Bürgfchaft dafür find uns der Sinn für Ge⸗ 
feglichkeit, welcher die weit überwiegende Mehrzahl der Bewohner erfüllt, 
die Wachſamkeit der öffentlihen Organe, welche berufen find, jedem etwa 
beabfichtigten Friedensbruche zuvorzulommen, und das volle Bemußtfein 
der ung obliegenden Pflicht, fowie der Macht, welche des Königs Majeftät 
in unfere Hände gelegt bat, und die wir nöthigenfall® zum Schuß der 
Ruhe und Ordnung mit allem Nahdrud zu gebrauchen wifjen würden. 
Aber wir können die Beſorgniß von und nicht fern halten, daß man ver« 
juhen möchte, einzelne Bewohner biefer Provinz zu einer Betheiligung 
on jener aufrührertichen Bewegung im Nachbarlande anzuregen, eine Ber 
tbeiligung die, wenn auch nur mittelbar durch äffentlihe Kundgebung 
oder durch irgend welche Unterftügung und Beförderung bethätigt, bei 
der offentundigen Tendenz des Aufitandes, als ein Unternehmen gegen 
das Landesgeſetz anzufehen fein würde und die ſchwere Strafe des Hod- 
verrath3 nad) fich ziehen könnte. 

Wir halten e8 daher für unfere Pflicht, vor jeder Theilnahme an 
diefem Aufitande, welcher Art fie auch fei, wohlmeinend und ernit hiermit 
zu warnen, damit wir der traurigen Pflicht überhoben bleiben, gegen 
Kinder de3 eignen Landes die volle Schärfe des Gejeges in Anmendung 
bringen zu (offen. 


1. Februar. Sendung ded General-Adjutanten von Alvendleben 
und des Flügeladjutanten von Raud nad Petersburg und 
Warſchau Behufs genauer Information über die in- 
jurrectionellen Vorgänge und Berftändigung über etwaige 
gemeinjchaftliche Schritte gegen die Ausdehnung derjelben. 

3. Februar. Zufammenziehung von vier Armeecorpd an der ruſſi— 
Ihen Grenze. 

8. Februar. Bereinbarung einer Convention mit Rußland 
zu gemeinfamem Handeln gegenüber der polnijchen In— 
ſurrection. 

14. Februar. Diplomatiſche Erörterungen über die Kon— 
vention. 

Meldung des engliſchen Botſchafters in Berlin Lord Buchanan 
an den engliſchen Miniſter des Auswärtigen Lord Ruſſell. 


„Ich habe die Ehre, Ew. Lordſchaft, zu melden, daß General Alvensleben, 
der jetzt in Warſchau iſt, eine militäriſche Konvention mit der preußiſchen Re⸗ 
gierung abgeſchloſſen hat, nach welcher vie beiden Regierungen ſich gegeufeitig 
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Erleichterungen gewähren wollen, um bie infurrectionellen Bewegungen zu unter⸗ 
drüden, welche kürzlich in Polen ausgebroden und in ben pofaiiden Provinzen 
Breußens zu erwarten find. So weit ich mich babe unterrichten können, ift ver- 
einbart, daß die beiberfeitigen Höchftlommanbirenden fih von den Bewegungen 
ihrer Truppen unterrichten follen, und daß bie Truppen der einen Regierung, 
falle fie fih vor den Infurgenten auf das Gebiet der auberen zurüdzieben 
müflen, ihre Waffen bebalten jollen und die Grenze wieder Üüberfchreiten können, 
ſobald fie e8 können, und daß die Truppen der einen Regierung bie Infurgenten 
auch auf das Gebiet der anderen verfolgen Finnen. — — Die preußiſche Re- 
ierung nimmt ferner in Ausficht, im ‘alle der Nothwenbigkeit der ruffiichen 
egierung militärifchen Beiſtand zu gewähren; aber ich höre, daß noch feine Ber- 
pflihtung über die Art ober Ausdehnung biejes Beiſtands eingegangen worben 
if. — — — Bis jekt find in Pofen feine Unruhen von VBebeutung vorge- 
fommen, unb man glaubt, daß die Führer der Infurrection auch feine Bewegung 
in Pofen und in Galizien beroorrufen wollen, bis im Königreih Bolen 
erfi einige erbeblihe Erfolge errungen find. In ber Gegend von 
Thorn, wo die Bolen weniger bisciplinirt zu fein fcheinen, ſind jeboch eimiae 
Unordnungen vorgelommen.” 


Aus einer Depeche des franzöfiihen Minifters des Auswärtigen 
Droutn de Lhuys an deu Botſchafter Baron von Talleyrand 
in Berlin vom 17. Februar: 


— „©raf Bolt bat mir ebenjo wie Herr von Bubberg gejagt, daß ber 
Awed ber Konvention ſei, ben Handelsverlehr zu fihern und vie Plünterung 
der Bolllaffe zu verhindern. Die Truppen jeder der beiden Mächte 
jollen 3u biefem Zweck bie Grenze Überfhreiten dürfen unb jomweit 
nöthig die bewaffneten Banden verfolgen. Einem Gerücht zuiolge bätte 
man ſich auch verabredet, daß bie preußiſchen Eiſenbahnen die Verſtärkungen an 
Truppen von den Oftfeeprovinzen nach Polen befördern follen. Aber die Mit⸗ 
theilungen des Grafen Sol geftatten mır nicht, dies für begründet zu balten. 
Unter dem Borwande einer SZollmaßregel leuchtet der politiihe Character ber 
Konvention nur zu beutlih hervor. Der Character ergiebt fi) daraus, daß bie 
Grenze den beiderjeitigen Truppen geöffnet ift, — innerhalb eines nur vag be» 
gränzten Gebietes foll eine wahre militäriiche Kooperation Preußens eintreten. — 
Das Vorhandenſein eines jchriftlihen Ablommens darüber ift an und für fi 
eine Thatfache von unbeftreitbarer Wichtigkeit, und ich babe dem preußiſchen Bor 
fchafter meine Bedenken iiber einen jo übereilten Beſchluß nicht vorenthalten. — — 
Welches können bie Folgen der Uebereinkunft fein? nur die Er- 
regung der Gemüther und die Herbeiführung ernfter Gefahren, währen bisber 
gar keine Echwierigleiten vorhanden waren. Der größte Uebelftann ift aber, daß 
durch den gefaßten Beſchluß die polnijhe Frage ſelbſt erfl angeregt wırd. — 
Preufen erweckt feinerjeits von Neuem vie Idee einer Gemeinjchaft unter den 
verichiedenen Zweigen des alten Polens, — es ſcheint diefelben berauszufordern, 
ihre Einigung der ber Regierungen entgegenzujegen, mit einem Worte eine 
wahrhaft nationale Infjurrection zu veriuden. — Dadurch wird eine 
Situation geichaffen, melde eine Duelle ber jchwerften Berwidelungen unter den 
Regierungen werben kann. 


Aus einer Depeihe Lord Buchanans an Lorb Nuffel vom 
21. Februar: 

— — „Herr von Bismard fagte mir, daß die Zahl der an ber Grenze 
verfammelten Truppen im boben Maße übertrieben werde: General von Werber 
babe höchſtens 12,000 Mann im Norden und 8000 Mann an ber Schiefikben 
Grenze, eine ſehr geringe Zahl für bie ihm obliegende Aufgabe. Die preußiicen 
Kommandirenden hätten Orbre, nit Über einen Zagesmarih hinaus 
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auf ruffifhem Boden zu operiren und bie ruifiihen Zruppen foliten bie 
Grenze nur bei thätlihen Konflicten mit bewaffneten Banden überjchreiten 
därien. Er erklärte ferner, daß der Hauptoortbeil für Preußen darin beftebe, 
daß fih nicht bewaffnete Banden an der Grenze zum Einfall in 
Brenfen bilden könnten. — — Er fügte hinzu, daß Grenzftriche von 
mehreren Meilen kaum mit einem Bataillon befettt würden, und daß nur im 
Regierungebezirt Gumbinnen eine Brigade zum Schuß; der in ben bortigen Ge⸗ 
täten vorhandenen 1000 Pferde aufgeitellt wäre.“ 


21. Februar. Borfhlag Frankreichs an England wegen einer ge- 
meinfamen Note an Preußen. 


Aus einer Depeihe Lord Buhanans an Lord Ruſſell vom 
37. Februar: 


„Herr von Bismard erflärte: die zwiſchen ihm und Fürſt Gortichaloff ver- 
einbarte Konvention, iiber welche die Ratification noch nicht ausgewechielt jet, 
babe etwa folgenden Inhalt: Da im Königreich Polen Unruhen ausgebroden 
ind, welche Eigenthum und die Sicherheit in den preußiſchen Grenzprovinzen 
bedrohen Lönnten, fo ſei zwifchen ben beiden Regierungen verabrebet, daß bie 
Truppen jeder derfelben ermächigt werben jollen, auf militärifche Requifition ber 
andern Eeite, die Grenze zu Überjchreiten und nöthigen Falls die Injurgenten 
auf dem anderjeitigen Gebiet zu verfolgen. Es fei ferner beftimmt, daß jede der 
beiden Regierungen jeber Zeit von bem Ablonımen zurildtreten könne. weithin 
fonne von einer bindenden Verpflichtung nicht die Rebe fein.“ 


März England lehnt den Vorſchlag Frankreichs zu einer ge- 
meinjamen Note at. 


Aus einer Depeihe des franzöſiſchen Miniftlers an die 
Katjerlihen Agenten vom 1. März: , 


„... Die Regierung Ihrer britanniihen Majeftät ift dem Schritte, den zu 
tbun mir geneigt waren, nicht beigetreten. Oeſterreich ſeinerſeits fühlte fich, 
während es unfere Anſchauung theilte, nicht veranlaßt, eine Konvention, für 
weihe es Anfangs blos die Solibarität abgelehnt hatte, officiel zu tadeln. Bei 
ſo bewanbten Umſtänden hat die faiferliche Regierung einem Vorſchlage, weldyer 
eine Uebereinftimmung vorausjette, feine Folge mehr zu geben. Wir haben jedoch 
Gründe zu der Hoffnung, daß bie durch Die Unterzeichnung ber Petersburger 
Konvention bervorgerufene Wirkung nicht ganz verloren fein wird, und daß bie 
beiden contrahirenden Höfe die Einmüthigleit der durch dieſes Ablommen ver- 
anfagten Bemerkungen berüdfichtigen werben.” 


Aus einer Depeſche Lord Ruſſells an Lord Buchanan vom 
2. März: 


Die preußiſch⸗ruſſiſche Konvention habe große Unzufriedenheit in England 
erregt — Preußen ergreife damit ohne jeden Grund Partei in dem Kriege gegen 
Polen, da nicht befannt geworben ſei, daß in den polnischen Provinzen Preußens 
irgend eine Unruhe herrſche. Es fei nur zu wahrſcheinlich, daß bie Konvention 
die polniſchen Unterthanen Preußens aufregen und fo den Aufftanb weiter aus⸗ 
bebnen werde. — — Die engliihe Regierung müffe nach allfeitiger Erwägung 
bei der Ueberzengung ftehen bleiben, daß es ſich um eine ungerechtfertigte Inter- 
vention handele — ber Geſandte jolle Abfchrift der Konvention erbitten. Es jei 
möglih, daß die Regierungen von Rußland und Preußen, Angefichte der übeln 
au, ber Konvention ſuchen, diefelbe geheim zu halten oder ihrer Geltung ein 

tes au jeßen. — 
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4. März. Ruffell an die Vertreter bei ven Mächten, welche ven Wiener Ber- 
trag unterzeichnet haben: 


Aufforderung zu gemeinfamen Schritten in Petersburg Be- 
hufs Wiederberftellung einer nationalen Vertretung und Berwaltung in Bolen. 


Aus einer Depeſche Lord Bucha nans an Lord Ruffell, vom 5. Min 
— Unterrebung mit Herrn von Bismard: 


— Die Mafregeln der ruſſiſchen Regierung gegen Polen können nicht 
als Krieg bezeichnet werden, — es fei baber auch nicht richtig zu behaupten, daß 
Preußen in einem Kriege zwifchen Rußland und Polen Partei ergriffen habe. — — 
Uebrigens feien gewiffe Einſchränkungen und Definitionen für die militärifchen Be⸗ 
börden noch Gegenftand ber Verhandlungen geweſen, als es ſich entichied, daß 
es nicht nöthig werben würde, baß die Truppen der einen von 
beiden Mächten die Grenze überſchritten, und daß daher Inftruc- 
tion hierüber nicht zu geben feien. — Man könne daher die Kon- 
vention als einen todbten Buchftaben betrachten, ba Inftructionen zu 
ihrer Ausführung nicht gegeben jeien. — Der englifchen Regierung eine Abſchrin 
der Konvention zu geben, liege unter ben erwähnten Berbältniffen fein Antaf 
vor. — 


14. März. Lord Buchanan an Lord Auffell. 
Unterrebung mit Bismard über bie Aufforderung Ruſſells zu ge- 
meinfamen Schritten: 

.... Die Gefahren der Nachbarſchaft eines unabhängigen Polens müſſen 
Preußen bavon abhalten, Rußland Dazu zu drängen, Mafiregeln für die Wieter 
berftellung ter polnifhen Nationalität zu ergreifen, was Freußen ſchließlich zu 
einer Vermehrung feiner Armee um 100,000 Mann nötbigen würde. Uebrigena 
würde die von England vorgejhlagene Konceifion den Polen nit genilacr, 
vielmehr nur eine Ermuthigung zu weiteren Forderungen und zu dem Streben 
fein, bie polnifchen Provinzen von Rußland, Preußen und Oefterreidh loszureißer. 
Die englifhe Regierung Tlünne daher nicht erwarten, daß Preußen fi ibrem 
Schritte anichließe. 


4. April. Buhanan an Ruſſell — Unterredung mit Bismard: 


— Auf den Ausdrud der Verwunderung, daß, während Ocfterreich ficb ze 
neigt zeige, mit England und Frankreich zufammen zu wirken, Preußen fib ala 
Berbündeter Rußlands in der Unterbrüdung der Polen zeige, — und daß es dech 
für Preußen beffer jcheine, etwas von den Sympathien Europa's, bie fih Oeſter⸗ 
reich zuwenden, auch für fih zu erwerben, — erwiterte Herr von Bismard, ee 
fei für Preußen nicht möglich, von feiner feit zwei Jahren befofgten Politik ab 
zugeben, und, nachdem es in dieſer Zeit Rußlanb vor ben unvermeiblichen 
Folgen der Ermunterung nationaler VBeftrebungen in Polen gewarnt babe, jedt 
es aufzufordern, den Bolen bie filr piefeiben beantragte Autonomie zu ge- 
währen. — 


Die weitere europäiſche Entwidelung der pol: 
nijhen Frage. Scheitern der Intervention. 


10. April. Gemeinfamer Schritt Frankreichs, Englands und Deiter- 
reichs in Peteröburg zu Gunften Polens. 


17. April. Mittheilungen an alle Mächte. 
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26./7. April. Abweiſung Seitend Rußlands. 

17./18. Juni. Zweiter gemeinfamer Schritt. 

13. Zuli. Ablehnung Seitend Rußlands. 

3. Auguft. Dritter gemeinfamer Schritt. 

7. September. Rußlands Antwort erflärt die Diskuſſion für ge- 
ſchloſſen. 

20. Oktober. England richtet noch eine letzte Depeſche nach Peters⸗ 
burg. (Frankreich und Oeſtreich nicht mehr.) _ 


15. Bie polnifche Stage im Abgeordnetenhaufe. 


16. Februar. Interpellation ded Abg. Kantad 
„ob das Königliche Staats-Miniſterium den amtlichen Er 
laß vom 1. Februar 1863 feinem Inhalte und feiner Form 
nach billige.” 

16. Zebruar. Antwort ded Herm von Bismard Namens des 
Staats -Mintjteriumß. 


„Die Königliche Regierung beantwortet die Interpellation durch ein- 
fahe Verneinung der ertien und Bejahung der zweiten geftellten Frage. 
Sie billigt den Erlaß vom 1. d. M. nad) Inhalt und Form; fie benugt 
aber die Gelegenheit, um ſich über ihre Stellung zu dem in ‘Polen aus- 
gebrochenen Aufitand äffentlih zu erflären. Der Iettere bat in erheb⸗ 
lichen Theilen des Königreichs, und beſonders in foldhen, welche längs 
der PBreußifchen Grenze belegen find, eine Entwidlung erlangt, deren Be⸗ 
deutung über die Pandesgrenzen hinausreicht. Der unbeftrittene Zweck 
der Bewegung ift die Heritellung eines unabbängigen Polniſchen Reiches 
in einer dem früheren Beftande deffelben fich nah Möglichkeit annähernden 
Ausdehnung. Auch wenn diefer Zwed die Begehrlichkeit nach Preußiichen 
Zandestheilen nicht nothmendig in fich fchlöffe, jo wäre die Königliche Re: 
gem doch ebenfo berechtigt wie verpflichtet, zu erwägen, inwieweit der 
erhud zum Umfturz der verfaflungsmäßigen Verhältnifje des Nachbar⸗ 
ſtaats auf die diefleitigen Staats: Interejfen zurüdwirte, und was dem⸗ 
nah zur Wahrung der letteren gefchehen muß, und wenn eine folche 
Ermägung zweifellos zu der Ueberzeugung führt, daß die Verwirklichung 
der von der Polniſchen Inſurrection erftrebten Zwecke nicht den Terri⸗ 
torialbeftand, fo doch jedenfalls die Intereſſen und die Sicherheit des 
Preußiſchen Staats in hohem Grade gefährden würde, fo fteht doch auch 
die Pflicht der Regierung feft, jener Bewegung entgegenzutreten, ohne 
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abzuwarten, daß fie vielleicht erftarfe und dann mit größeren Opfern ihr 
Andringen abgewehrt werden mülle. 

Die Königliche Regierung muß darauf gefaßt fein, daß der Polnische 
Aufftand, obwohl vielleicht für jegt nur gegen die dortige Regierung ge 
richtet, auch, ohne fchlieglich die Oberhand zu erhalten, doc während 
feiner ‘Dauer die Ddiefleitigen Stants- Intereifen in eine Mitleidenſchaft 
iehen würde, deren Nachtheile um fo fühlbarer werden müſſen, je länger 
er Ausnahmezuftand des Nachbarlandes fortbefteht. 

Es liegen uns über die Beitrebungen, auch auf Preußifchem Gebiete 
den Aufftand fo weit vorzubereiten, daB er im günftigen Augenblide ins 
Leben gerufen werden könnte, amtliche Anzeigen vor. 

Allerdings hält fi die Königliche Regierung der Treue und des 
geſetzlichen Sinnes der großen Mehrzahl auch unter den Polnifchen Unter: 
tbanen Sr. Majeftät des Königs für verfichert. Aber auch im König: 
reiche Polen bat der Aufftand von der bürgerlichen und bäuerlichen Be 
pölferung nur in feltenen Fällen eine fremillige Unterflügung gefunden. 
Um den Kern fremder Emiffaire und zurüd efehrter Emigranten bat id, 
unter Mitwirfung eines Theils der Geiftlichleit, der kleine Adel mit 
feinem gahlreichen Gefolge von Dienern und Arbeitern geſchaart, und 
diefe Elemente waren flart genug, um außgebehnte Landſtriche einer 
Anarchie preiszugeben, in welcher eben und Eigenthum der Bevölkerung 
jener Yandestheile preisgeftellt find und ruhige Bewohner durch Drohungen 
gezwungen waren, der —— zu dienen. 

Wenn auch ähnliche Zuſtände in dieſem Umfange bei uns nicht leicht 
herbeigeführt werden können, ſo liegt doch der Regierung die Pflicht ob, 
die Königlichen Unterthanen gegen die Gefahren, welchen Te durch Gewalt 
oder Berführung ausgejegt werden können, rechtzeitig zu fchügen. 

Diefer Pflicht in dem nöthigen Umfange nachzulommen, ift die König: 
liche Regierung beftrebt und zugleich entichloffen, überall, wo fie die öffent: 
lihe Sicherheit dennoch gefährdet fieht, behufs Sicherftellung derfelben 
fofort zu einer durchgreifenden Anwendung aller ihr zu Gebote ftehenden 
Mittel zu jchreiten.“ 


18. Februar. Interpellation des Abg. von Garlowig 


„ob ein Bertrag mit Rußland zu Unterdrüdung des 
polniſchen Aufitandes abgejchloffen worden, eventuell, was 
der Inhalt defjelben fein,” — „die Interpellation ift dadurch 
motivirt, daß der Minifterpräfident zu der geftrigen Be: 
hauptung des Abg. Kantad rüdjichtlidy einer Convention ge 
ſchwiegen babe.” 

Herr von Bismarck lehnt die Beantwortung ab, 
dad Haus geht jedoch in eine Beſprechung ein. 
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Aud der Rede ded Abg. von Carlowitz. 
(Ueber die Stellung Preußens zu Rußland.) 


Faflen Sie bie Auffiide Politif ins Auge, fo muß ich vor allen Dingen 
jagen, daß jede gejunde Preußiſche Politik, fowie bie jebes Staates, deſſen 
Interefien richtig auf dieſem Felde vertreten find, einem foldhen Nachbar gegen- 
über fih zu fragen bat: was haben wir vou dieſem Nachbar zu be- 
jürdten uud was haben wir von ibm zu hoffen? Ich, meine Herren, 
babe nie zu Denen gehört, welche Rußland für ein Schredbild anfeben, mit 
welhen man allenfalls politiiche Kinder zu Bette jcheucht. Ich bin ber Meinung 
gemeien, daß Rußland zur Zeit noch nicht die intenfiven Kräfte befitt, noch nicht 
den wirfficden inneren Gehalt hat, um große auswärtige Action erfolgreich und 
gefährlich für uns zu betreiben. Ich bin flolz genug geweien, zu jagen: Preußen, 
mit jeiner Regierung einig, ift flark genug, einem Ruſſiſchen Angriffe unbedingt 
zu widerfieben. Aber, meine Herren, die Ruſſiſche Politik ift eine ſehr 
weitjihtige, und dadurch unterſcheidet fie jich leider von der Preußi— 
ſchen. Die Ruſſen arbeiten nicht für heut und morgen allein, fie arbeiten auch nicht 
für das nächſte Fahr, fie arbeiten für die Zukunft, für eine ferne Zukunft, und wenn 
fie auch manchmal ihre eignen Kräfte überſchätzt haben, jo behalten fie bie Ziele, die 
fie verfolgen, doch Menfchenalter hindurch feft im Auge. Ich will alfo in diejer Be- 
jiehung bie Ruſſiſche Politik in feiner Weife tabeln, im Gegentheil, ich möchte ſie an⸗ 
erlennen. Nun aber, meine Herren, iſt die Ruſſiſche Politik Preußen gegenüber, wie 
mir ſcheint, ſeit 60 Jahren eine vollſtändig klare und durchſichtige; ſie iſt durch 
hiſtoriſche Thatſachen fo belegt, daß kaum noch ein Zweifel darüber obwalten kann. 

Ein Preußen, meine Herren, von 14 bis höchſtens 18 Millionen Einwohnern 
und angemefjener Militairmacdht, ein Preußen, welches noch Dazu im Wefentlichen 
jeıne Politik abhängig gemacht hat von der Ruffiichen, ein Preußen, welches 
Rußland jeden Freundſchaftsdienft erwiefen hat ohne Entgelt und fi Alles von 
Außland hat gefallen laſſen, — meine Herren, ein ſolches Preußen ift ja 
offenbar eine außerordentlich bequeme Schutzmauer für Rußland; 
Rußland kann fih gar nichts Beſſeres wünfhen. Dagegen, meine 
Herten, ein Preußen, welches fih zur wirklichen Großmacht geftal- 
tete, ein Preußen, welches ſelbſtſtändige Bolitif in Folge der Er- 
farfung treiben müßte, das ift niemals das Ziel der Ruſſiſchen 
Politik gewejen, und ich fege hinzu, es fann niemals das Ziel der 
Aujfifhen Politik fein; es müßte denn fein, daß die Ruſſiſche Politik 
zwiihen zwei Uebeln, zwiſchen dem Oeſterreichiſchen 72 Millionen» Reich ober 
wilden dem 32 Millionen Preußiich- Deutihen Reihe wählen müßte Dann 
wäre die Möglichkeit gegeben, daß e8 das kleinere Uebel vorzöge. 

Ich babe mid) vergeblich beftzebt, einen Schlüffel zu dem jeßigen Verhalten 
Preußens in der Polniih- ARuffiihen Frage zu finden. Es wiberftrebt meinem 
Gefühl, einen Aufſchluß etwa in der Aufwärmung ber alten Solidarität der con- 
jerrativen Intereſſen zu ſuchen. Eben jo ungern möchte ih dem Minifterium 
zur Laſt legen, Daß es vielleicht eine auswärtige Berwidelung ſucht, um 
die innere Verwickelung zu befeitigen. 

Der Her Minifiere Bräftbent bat uns bier vor Kurzem gejagt, daß, wenn 
Breußen in einen Krieg verwidelt würde, entweder wir jelbft ober unfre unmittel- 
baren Nachfolger uns doch dem nicht würden entziehen können, bie dazu noth- 
wenbigen Gelber zu bewilligen. Dem gegenüber, meine Herren, muß id) meine 
Ueberzeugung dahin ausſprechen, daß, wenn die Preußiſche Regierung ſich 
übereilt, und, ih möchte ſagen, muthwillig unter ven ungünſtigſten 
Umfändenin auswärtige Berwidelungen einläßt und eineaggreffive 
Bolitif betreibt, ih das Vertrauen zum ganzen Haufe bier, jeden- 
falls zu feinergroßen Majoritätbabe, daß es in Uebereinſtimmung 
mit dem ganzen Lande zu einer ſolchen Politik biefem Minifterium 
auch nicht einen Thaler bewilligen wird.“ 
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Antwort des Herrn von Bismard. 


„EB ift fehr leicht die Regierung anzugreifen, wenn man ihr eine Anzahl 
von Abfichten unterlegt und an diefe Eonjecturen und Betrachtungen nüpft, 
ohne fich vorher Fi vergewiſſern, ob die Regierung diefe Abfichten auch hat. 

Der Herr Dorredner hat die Politik der Regierung eine kurzfid- 
tige genannt im Vergleich mit der Rußlands. Nun, ich laſſe mich gern 
von der reiferen Erfahrung und tieferen Sachkunde des Herrn Vorredners 
belehren umd werde, wenn er mir eine vertrauliche, weniger durch die 
Deffentlichkeit geftörte Beſprechung gönnen will, mich dem nicht entziehen. 
Im Uebrigen will ich mit ihm über das Maß derjenigen Epitbheta, die 
wir und hier auf furze Entfernung gegenfeitig beilegen, nicht rechten, möchte 
aber doch darauf aufmerffam machen, dag aud für Schmähungen 
gegen die eigne Regierung vor der Deffentlichleit und vor dem 
Auslande gemiffe Örenzen fih empfeblen. 

Ich erlaube mir demnächſt einige thatfächliche Berichtigungen. Der 
Herr Borredner hat gejagt, wir hätten die Hälfte der Armee mobil ge 
macht; wir haben gar nichts mobil gemadt, fein einziger Truppentheil 
befindet fih auf mobilem Zuße; die Reſerven einiger Corps find einges 
zogen, nur für die Infanterie. Die Truppentbeile, welche auf diefe Weiſe 
um Schuß der Grenze dißponibel gemacht find, geben eine erhebliche 

fagung von Yeftungen und andern Plägen, die nicht entblößt werden 
fönnen, ab, und ich meiß kaum, ob das Bedürfniß des Schubes einer, mit 
den Krümmungen, wenn ich nicht irre, gegen 300 geographifhe Meilen 
betragenden Grenzlinie, duch die mäßigen Aufftellungen gededt fein wird, 
welche wir unter diefen Berbältniffen haben machen können. Ich möchte 
wohl, wir hätten verfuchen können, den entgegengefegten Weg einzuichlagen, 
dag wir nämlidh garnichts gethan bätten, und ih bätte dann 
die Declamationen hören mögen gegen die Kurzſichtigkeit der 
Negierung, gegen den Mangel an Borfidt im Schuß Preußi— 
fher Unterthanen. 

Wie groß das Maß der zu diefem Schuge nöthigen Streitträfte iſt, 
darin fann man fich täufchen, man kann es nicht —** beſtimmen; die 
Truppen brauchen in jenen von Eiſenbahnen entblößten Theilen von Hinter⸗ 
pommern und Oftpreußen dirchfchnittlih 14 Tage, um bis an bie ann 


u gelangen. 

3 Beldhen Umfang innerhalb diefer 14 Tage die Polnifche Inſurrection 
nehmen konnte und nehmen kann, da8 kann jet, das konnte namentlid) 
vor 8— 14 Tagen Niemand beurtheilen, und wir glauben beffer zu 
tbun, wenn wir einige Hunderttaufend Thaler in diefer Rio: 
tung ausgeben, al$ wenn wir ed daraufanlommen lajfen, dag 
einige Hundert oder Zaufend Preußiſcher Einwohner in die— 
felbe Lage — ob auch nur vorübergehend — gerathen, in weldher 
se ein großer Theil der Rufjfifhen Unterthanen fid 
efindet. 

Es kann mir nicht beilommen, mich von diefer Stelle hier auf eine 
atademifche Disauffion über auswärtige Politik im Allgemeinen einzulafien, 
und in meiner Eigenſchaft als auswärtiger Minifter Sympatbien oder 
Untipathien für irgend eines der auswärtigen Cabinette außzufprechen. 
Die Herren werden felbft ermefien, daß ich auf dieſes Gebiet, namentlich 
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retrofpectiv, dem Herrn Vorredner nicht folgen kann. Nur das will ich 
bemerfen, da8 e8 in diefer ganzen Sache uns nicht auf Ruffifhe Bo» 
litik und auch nicht auf unfer Berhältnig zu Rußland ankommt, fondern 
lediglich auf das Verhältniß Preußens gegen die Bolnifche Inſur— 
rection und auf den Schug Preußiſcher Unterthbanen gegen die 
Nachtheile, die aus diefer Polniſchen Infurrection für diefelben hervorgehen 
können. Daß Rußland feine Preußifche Politik treibt, weiß ich, weiß Leder. 
Es bat auch feinen Beruf dazu; im Gegentheil bat es die Verpflichtung, 
Ruſſiche Politit zu treiben. Ob ein unabhängiges Bolen, welches 
ih an der Stelle von Rußland in Warſchau etabliren mödte, 
Preußiſche Politik treiben würde, ob es ein leidenfchaftlicher Bun- 
deägenofje Preußens gegen auswärtige Mächte fein würde, ob es ſich be 
mühen würde, Bojen und Danzig in Preußifchen Händen zu bewahren, 
meine Herren, da8 überlafle ich Ihrer eignen Erwägung zu ermeilen. 
Noch eine Thatjache will ich berichtigen. Der Herr Vorredner hat anges 
deutet, al3 ob von irgend einer auswärtigen Macht Drohungen 
oder Ratbfchläge über unfer Verhalten gegen die Polnische Inſurrec⸗ 
fon und zugegangen wären. Wir haben deren weder erhalten noch 
erwarten wir fie. 


26. Februar. Antrag der Abgeordneten von Hoverbed und 
von Carlowitz: 


Das Haus der Abgeordneten wolle beichließen, folgende Erklärung 
abzugeben: 

„Das Intereffe Preußens erfordert, daß die Königliche Staate- 
Regierung, dem ım Königreich Polen ausgebrochenen Aufftande gegen- 
über, fich lediglih auf die zum Schuß der Preußiſchen Landesgrenze 
erforberlihen Maßregeln beichränke, jede darüber hinausgehende Ein- 
mifchung vermeide, und Bewaffneten nicht geftatte, das Preußiſche 
Gebiet ohne gleichzeitige Entwaffnung zu betreten.” 


Aud der Rede des Abg. von Sybel. 


— — „Benn unjere Bofition in ber Polniſchen Sache eine jo einfache und 
io reine ift, fo meinen wir und mit doppeltem Nachdrucke gegen eine 
Bolitit verwahren zu müjjen, welde ohne den Schatten eines thatſächlichen 
Anlafjes, ohne irgend eine fachliche Nöthigung, ja nah Allem, was wir bisher 
wiſſen, ſelbſt ohne eine jenfeitige Aufforderung, alle Bortbeile dieſer 
Stellung binwegmwirft. Es ift hierbei ganz gleichgültig, daß in biefem 
Augendlide der Aufftand in Polen feiner Ueberwältigung nahe und demnach 
unfere Auffifhe Convention für dieſen Augenblid vielleicht praftifh unerheblich 
ſcheinen könnte. Bei den Zufländen in Ruffiich- Polen meine Herren, kann jeder 
Zag neue Eonvulfionen bringen, und vor Allen, was unferen Staat betrifft, 
Europa gegenfiber wirkt das Unheil der einmal gefchloffenen Konvention unauf- 
haltſam fort. Auch jest alfo, meine Herren, haben wir ben bringendften Grund 
zum Proteſt gegen eine Politif, welche angeblich zur Wahrung unferer Intereflen, 
und zum Schutze unfrer Grenzen 500 [Meilen Deutfcher Erde dem Lärmen 
und Leinen eines barbariſch geflihrten Krieges eröffuet, welche uns aus freien 
Ettden mit der Mitfhuld an einer coloffalen, von ganz Europa mit 
ſittlicher Empörung betradteten Menſchenjagd belaftet, welche felbft 
unferen Staat in alle Gefahren Rußlands hineindrängt, welche eine in ben 
Bolniihen Wäldern glimmenbe Infurrection obne Noth zur Europätichen Frage 
umihafft, und, da das einmal geſchehen, dann nach ber Natur ber Verhältniſſe bie 
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ze>+: dieſer Europäifhen Frage zum größeren Theil von den 
Sr: .zere Rußlande binweg- und auf unfere eigenen Schultern 
S:zusermwälst, eine Politik, welche inmitten eines, an fich wieber zwedicien, 
„user aber bitteren Haders gegen Oeſterreich, dieſer Macht ſelbſt die Brüden zut 
Ar. deruag an bie Weſtmächte ſchlägt, eine Politik, welche alle dieſe maßlcien 
Ser auch ebne die Spur einer Ausficht auf eine anderweitige Entſchädigung 
ni eine Politik, welche, um dieſes Bild eines fanatiſchen zzuges gegen 
edlichen Drachen der Revolutionen völlig zu zeichnen, zwar in unjerem 
acer Yande egen angeblihen Geldmangels unferen eigenen Beteranen ber 
Sesentriege die Broden fümmerlich zumißt, welche aber in biefer confermativen 
Sa die Geldmittel unjeres Staates zu hunberttaufenden bahin giebt, obne die 
we amelite Lanbesvertretung einer Anfrage, ja auch nur einer Anzeige zu 
warten, welde damit wieder fih das Zeugniß ausftellt, daß bie 
Ss ers ihres Wefens die Nichtachtung bes Rechtes ift, daß fie werer 
m Zunern noh nah Außen handeln, weder ruhen nod wirken, ıa 
ve möchte fagen, weder leben noch ferben fann, ohne die Geſetze 
tuerea Yandes zu verletzen!“ 


9 


26. Februar. Rede des Herrn von Bismarck. — Gonflift 
mit dem BicesPräfidenten Behrend über die <te- 
(ung der Minifter im Haufe. 


„sch geftatte mir zunächſt einen kurzen Rückblick auf die Behandlung, 
welche die Bolnijche Frage in dieſem Haute gefunden hat. Es war nichts 
Ueberrafchendes, daß die Herren Abgeordneten Polnifher Nationalität, 
welche unter Ihnen figen, diefen äußeren Anlaß benugten, um den antı- 
preußischen Tendenzen, welche von ihnen in diefem Haufe wiederholt ver- 
treten find, einen neuen Ausdrud zu geben. 

Befremdlicher war ed, daß die Interpellation der Polniſchen Fraction 
von Deutichen Abgeordneten mit untergeidjnet war. Die Neigung fid 
für fremde Nationalitäten und NationalsBeftrebungen zu be» 

eiftern, aud dann, wenn diefelben nur auf Koften Des eignen 
Baterlandes verwirklicht werden können, ift eine politifche 
Kranktheitsform, deren geographiſche Berbreitung ſich aui 
Deutſchland leider beichränft. 

Auf die Interpellation der Herren Kantad und v. Chlapowsli und 
ihrer Deutſchen Genoſſen folgte diejenige der Herren Abgeordneten Schulze 
und v. Carlowig. “Durch diefelbe wurde die Königliche Regierung auige- 
fordert, über eine fchwierige und brennende Europäifche Frage die ſchwe⸗ 
benden Verhandlungen ded auswärtigen Amtes von diefer Stelle ber der 
Europäiſchen Deffentlichfeit Preis zu geben. Die Küniglihe Regierung 
fand es durch die Staats-Intereſſen vorgeichrieben, die Beantwortung 
diefer Interpellationen abzulehnen. In jedem andern mir belannten Bar: 
lamente würde aud die ftrengfte Oppofition, die unzufriedenfte mit Der 
beftehenden Regierung, von der Verfolgung der nterpellation von dem 
Augenblid an Abftand genommen haben, und ich Inüpfe daran den Wunſch: 
„Beben Sie uns ein engliihes Unterhaus und dann fordern Sie Eng: 
liſche Inſtitutionen.“ (Ruf: Oberhaus!) 

Das Oberhaus ilt weniger wichtig. (Große Heiterfeit.) 

Ein Unterhaus wie das Englifche würde unjer Oberhaus entbehrlich 

gzsacyen. 
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Das Partei⸗Intereſſe ift mit dem Staats⸗Intereſſe nicht zufammen- 
gefallen; e3 forderte die Discuffion. In diefer Discuffion traten nun die 
Deutihen Redner jchon unverhüllter mit ihrer Sympathie für die Bol 
niſche Sache hervor. Der Abgeordnete Walded, bei Beſprechung der- 
jenigen Vorkehrungsmaßregeln, melde von Sr. Majeftät binfichtlich der 
Grenzen getroffen worden find, verglich die Sinftellung der Preußiſchen 
Referven mit dem Berkauf der Hefftichen Yandeskinder nach Nord - Amerika. 
Der Abgeordnete v. Unruh deutete unter Ihrem Beifall, Ihrem lebhaften 
Beifall an, daß, wenn aus den Vorkehrungen, welche die Regierung zur 
Eiherung unferer Grenzen und unjerer Intereſſen getroffen bat, aug« 
wärtige Bermidlungen entftehen follten, Sie die Mittel zur Landesver- 
theidigung dem Könige verweigern würden. Heißt dad nit dem 
Auslande zurufen: „Kommt ber, der Augenblid ift günſtig, 
Preußen.....* (Unterbrehung und Widerfprud). 

Nun, es freut mih, daß Sie noch ein Gefühl der Entrüftung 
äußern... .. (Unterbredung; Ruf: Zur Ordnung!) 

Vices Präfident Behrend: Zunähft habe Ih Sie um Ruhe zu 
bitten; ehe ich irgend einen Schritt unternehmen kann, wird doch das 
Haus wohl anhören, was ich zu fagen habe. ‘Der Herr Minifter » Prä- 
fident Bat erklärt, er freue fich über den Ausdrud der Entrüftung, den 
dad Hays Fundgegeben habe. Ob der Herr Dlinifter- Präfident irgend 
eine Freude über daS, was das Haus zu thun gedenft oder gethan hat, 
bier äußern will, ift feine Sade. Einen Ordnungsruf über dieſe Aeuße⸗ 
Kung malte ich nicht für gerechtfertigt. Der Herr Minifter - Präfident hat 
das Wort. 

Minifter- Präfident v. Bismard: Ich will bier die Frage, in wie 
weit ein Ordnungsruf für das Staat8-Minifterium über: 
baupt zu rechtfertigen if, niht erörtern. Aber follte diejelbe 
wieder in Anregung fommen, fo behalte ih mir vor, die 
Eadhe zu erörtern. — Diefe Drohung, Preußen wehrlos zu 
machen, fprach derjelbe Abgeordnete v. Unrub aus, deffen 
Namen mit der Steuerverweigerung von 1848... (Unter- 
brechung.) 

Vice⸗Präſident Behrend: Nun muß ich doch den Herrn Miniſter⸗ 
Bräfidenten darauf aufmerffam machen, daß diefe legte Anführung mit 
der gegenwärtigen Trage in keiner Verbindung fteht. Welche Stellung 
der Abgeordnete v. Unruh in früherer Zeit in den parlamentarifchen Ver⸗ 
bandlungen eingenommen bat, fteht mit der gegenwärtigen Frage nicht im 
Ioderiten Zufammenhang. Der Herr Minifter: Bräfident hat das Wort. 

Minifter= Präfident v. Bismard: Ich erlaube mir, dem Herrn 
Pröfidenten zu bemerken, daß ich ihm das Recht zur disciplinariſchen 
Unterbrehung meiner Neußerungen nit einräumen fann. 
Ich habe nit die Ehre, Mitglied diefer Berfammlung zu fein; ich habe 
Fre Gefchäfts - Ordnung nicht gemacht, ich habe Ihren Herren Präfidenten 
nicht mitgemählt; ich unterliege nit dem disciplinarifchen Ein- 
fing der Kammer Die Disciplinargemalt des Herrn Präfis- 
denten bat an diefen Schranken ihre Grenzen. Sch habe zum 
Borgejegten nur Se. Majeftät den König, und ich wüßte nicht, welche 
Geſetzes⸗ oder VBerfaffungsbeftimmung mich der Disciplin des Herrn Prä- 
fidenten dieſes Hauſes unterftellte ..... (Unterbrechung) 

Für Bismard. 
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Vice» PBräfident Behrend: Ich bitte um Ruhe, und dem Herrn Mi- 
nifter» Präfidenten das Wort zu laflen. 

Minifter« Präfident v. Bismard (fortfahrend): Ich nehme nid 
das Wort nach Ihrer Geſchäfts-⸗Ordnung, fondern kraft der von Sr. Ma- 
jeftät mir verliehenen Autorität. Auf Grund des Paragraphen der Ber: 
faflung, welcher vorjchreibt, daß die Minifter zu jeder Beit, wenn fie es 
verlangen, das Wort erhalten und gehört werden müffen. (Unterbrecdhung.) 

Sie haben nit das Recht, mich zu unterbreden.... 

Bices Präfident Behrend: Ih muß den Herrn Minifter - Präfi- 
denten troß dieſer feiner legten Yeußerung dennocd unterbrechen. Ich babe 
dem Herrn Minifter = Bräfidenten das Wort nicht entzogen, und nach ber 
Berfafjung nicht entziehen können; der Bräjident dieſes Haufes übt 
in diefem Saale feine Disciplinargewalt aus, fo weit dieie 
vier Wände reihen; fie endet niht am Miniftertifche. Leb— 
haftes, anhaltendes Bravo!) 

Diefe Disciplinargemwalt mo e3 nöthig ift auszuüben bin ich bereit, 
und werde es ſtets thun; fie geftattet den Herrn Minifter - Präfidenten 
zu ımterbrechen, wenn auch nicht ihm das Wort zu entziehen. 

Minifter- Präfident vo. Bismard: Ich muß diefe Anfiht als eine 
irrthümliche bezeichnen, welde von der Königlihen Staats - Regierung 
nicht getheilt wird. 

Alfo ich fagte: u 

Derjelbe Abgeordnete von Unruh, welcher im Jahre 1848 jeinen 
Namen unauslöſchlich mit der Steuerverweigerung verfnüpft hat. (Stür- 
mifhe Bewegung in der Berfammlung: „das ift unwürdig — vertagen!” 
Andauernder Auf der Glode des Präfidenten.) 

Bices Präfident Behrend: Weine Herren, id werde, wenn bdieie 
Störungen der Ordnung nicht aufhören, Ha veranlaßt jehen, die Sigung 
dieſes Hauſes zu vertagen. ch babe diefe Gewalt auf Grund des 8. 61. 
der Gejhäfts- Ordnung, und ich werde trog des Widerſpruchs des Herrn 
Minifter® von diefer Beftimmung der Geihäfts- Ordnung Gebraud 
machen, wenn der Herr Minifter» Präfident Heußerungen, über die ich 
gefagt babe, daß fie in die Discuffion nicht gehören, wiederholte. Ich 
werde abwarten, ob der Herr Minifter- Präfident die Yeußerungen, die 
er gethan bat, nod einmal thut; follte dies gejchehen, fo werde ich Die 
Sitzung vertagen. 

Minifter s Präfident v. Bismard: Ich kann den Herrn Bräfidenten 
nicht an der Vertagung hindern. ch —* kein Bedürfniß, meine Herren, 
eine zweimalige Aeußerung zu wiederholen und glaube, Sie haben 
mich verſtanden. . Bewegung, Auf nach Vertagung und Wider⸗ 
ſpruch el 

Vice» Präfident Behrend: ch bitte um Ruhe meine Herren. 

Ich bitte den Herrn Minifter» Präfidenten fortzufahren. 

Minifters Bräfident v. Bismard: Diefe Drohung Preußen, dem 
Auslande gegenüber, wehrlos zu ftellen, ift zum Glück eine ohnmächtige, 
aber e8 drängt fich dabei die Bemerkung auf, daß die Tendenzen, die 
Worte, die Namen von 1848 wieder in dem Bordergrund 
der Bühne erfheinen. Die Europäifche Revolution ift ſolidariſch in 
allen Ländern; es ift natürlich, daß eine Bewegung in Polen, welche nad; 
porliegenden Beweifen unter Mazzinis Mitwirkung vorbereitet if, und 
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welche nach befannten Thatſachen unter Mieroslawskis Mitwirkung aus⸗ 
eführt wird, daß diefelbe von den revolutionairen Elementen aller Yänder 
ihre Unterftügung findet. Unter diejen Umftänden, meine Herren, ſchlägt 
man Ihnen vor, durch Annahme des heutigen Antrages Ihre Sympathie 
für die Polnifche Inſurrection zu befunden; ich Habe feinen Beruf die 
Abfiht der Herren Antragfteller zu kritifiren. Die thatſächliche Wirkung 
der Annahme des Antrages wird aber zweifellos in der ganzen Welt 
diejenige fein, daß die Annehmer deſſelben bis zu einem gemiflen Grade 
Barter ergreifen für die Polnische Injurrection. Sie empfehlen der Re⸗ 
gierung, wenn Sie ander8 die Rejolution im Lichte einer Empfehlung 
auffaſſen wollen, die Begünftigung keiner der beiden ‘Parteien. ‘Daß die 
Regierung die Inſurgenten nicht begüinftigen würde, konnte das Abgeord- 
netenhaus von vornherein vorausfehen ; es bleibt aljo nur übrig, daß Sie 
die Inſurrection vor der Benachtheiligung, die fie durch das Berbalten 
der Regierung erleiden könnte, ſchützen wollen. 

Ste jagen, das Intereſſe Preußens fordere e8; ich halte diefe 
Anfiht für unrichtig, für unrichtig in dem wie es zweifellos ift, 
daß die Nachbarichaft des Kaijer Alerander für Preußen eine erfreulichere 
ifl, wie die Mieroslawstis und eines propagandiftiichen Polens; ich halte 
es für unrichtig in dem Maße, wie es zweifellos ift, daß unfer gefammter 
Dandelsftand wie unjer geſammtes Staats» ntereife dabei wejentlich im- 
plicirt it, daß der Bolnifge Aufftand eine möglichſt kurze 
Dauer habe und bald einem geordneten, rehtmäßigen Zu- 
ftande Pla made. Die Sympathien nad) menjchlichen Gefühlen 
können jein, wo fie wollen, die Preußiſchen Intereffen aber, meine Herren, 
nad den politifchen Nothmwendigkeiten, nach der geſchichtlichen Entwidelung, 
die Preußen gehabt, können nicht in dem Lager der Snfurgenten gefucht werden. 

Ich hatte gehofft, daß der Berichterftatter den Antrag näher politisch 
motiviren würde. Ich war in diefer Hoffnung beftärkt, ala ich in dem 
Berichte las, daß von der Eriftenz oder Nicteriftenz einer Convention 
völlig abftrahirt werden folle. Nichtsdeſtoweniger fand ich beim Weiter: 
lefen, daß die Convention, dieje Seejchlange der Europäiſchen 
Breffe, das Hauptmaterial zur Unterftügung des Berichts liefert. Durch 
einen Fünftlichen Indizienbeweis, gejtügt auf Zeitungslügen und Zelegramme 
über ausländifche parlamentariſche Verhandlungen wird die Behauptung 
unterftügt, daß ein 500 Quadratmeilen enthaltender Gürtel dem Greuel 
der Nuffiichen Sriegführung preisgegeben wäre. Auf diejem „Gürtel“ 
berubt im Weſentlichen die Argumentation, und ich fege voraus, daß der 
jonft im Argumentiren jo jehr bewanderte Herr Berichterftatter weitere 
Gründe nicht hat auffinden können, fonft würde er fie dem Berichte ein- 
verleibt haben. Fällt diefer Gürtel hinweg, fo fteht und der Antrag in 
jeiner Nacktheit als unmotivirte Behauptung in dem Berichte gegenüber. 
Kun, meine Herren, diefe ganze Gürtel-Idee ift ein Bhantajie- 
gebilde, ift eine vollftändig müßige Erfindung. 

Die Berabredungen, welche wir zum Schutze unferer nachbarlichen 
Iuterefien getroffen haben, fichern Preußen vollftändig gegen jede Gefahr 
eines ſolchen Gürtelkriegs. Nach diefen Verabredungen, vor⸗ mie nachher, 
bleibt jede Weberfchreiten der Grenze, fei e8 durch Ruſſiſche, fei e8 durch 
Preußiſche Truppen, von unferer Einwilligung vollfommen ab- 
hängig. 

88% 
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Eine folde Ueberfhhreitung bat bisher nicht ftattgefunden, 
und wird muthmaßlich nicht ftattfinden, weil die Inſurrection 
einen minder glüdlichen Verlauf genommen hat, als von manden Seiten 
vielleicht gehofft, von manchen befürchtet worden ift. Einſtweilen jedoch 
haben dieſe Berabredungen und unfere fonftigen Anftalten die glückliche 
Folge gehabt, daß das Yeben und das Eigenthbum der Bewohner umierer 
Grenzdiftricte geſchützt worden ift, und namentlih aud, daR die Polniſche 
Inſurrection ihre urfprünglich unmittelbar an der Preußifhen Grenze 
errichteten Standlager weiter in daß Land hinein verlegt hat. 

Für diefe Erfolge find wir in gemiffem Maße den Uebertreibungen 
Dank ſchuldig, die von diejer Stelle (nady der Tribüne deutend) und von 
der Preſſe über den Inhalt der Convention verbreitet worden find. 

Diefe Uebertreibungen tragen aber auch die Schuld von dem üblen 
Eindrud, den die Convention, foweit er vorhanden ift, im Auslande 
gemacht hat. Hätten wir VBerabredungen bis zu derjenigen Uebertreibung 
abgejchlofien, welche hier in Ihren Verhandlungen ala Wahrheit zu Grunde 
gelegt ift, jo mürden manche Empfindlichkeiten, von denen die Zeitungen 
preden, von denen mir aber amtlich nichts befannt geworden ift, ganz 
unzweifelhaft berechtigt fein. Es giebt faum eine abfichtliche Entftellung, 
kaum eine Verdrehuug, die in diefer Sache von der Prefie nicht geübt 
worden wäre, zum großen Theil in der ohne Zweifel patriotiſchen Abficht, 
dad Ausland auf die Abwege der Regierung aufmerkfam zu maden, und 
daflelbe zu avertiren, daß e8 Grund hätte, der Preußifchen Regierung ın 
irgend einer Weiſe zu zürnen. 

Dieſe Entftellungen, meine Herren, haben zum größten Theil das 
Material zu drei aufregenden Verhandlungen geliefert, durch welche Eie 
Ihre und unfere Zeit in Anfpruc genommen haben. Dieje Verhandlungen, 
nad) dem, was Thatſache ift, abgejehen von allen Behauptungen und 
Bebertreibungen, fann ich Ihnen im Wejentlihen als ein Luftgefecht 
bezeichnen. Einen fachlichen Erfolg werden fie nad feiner Eeite bin 
haben, nicht einmal nach derjenigen, die Regierung in Berlegenheit zu 
jegen. Wenn Sie die Unbequemlichteit abrechnen wollen, dag wir uniere 
Zeit bier zur Abwehr von Angriffen, die auf fingirten Thatfachen beruhen, 
verbrauchen müſſen, anftatt fie anderweit beſſer zu verwenden. 

Ich glaube, wenn diefe ganze Debatte, — einen fonftigen Zwed kann 
ich nicht einfehen, — das Ziel gehabt hat, der Königlichen Regierung 
Berlegenheiten zu bereiten, und fie in ihrer Stellung, in ihren Anfidten 
zu erjchüttern, % bat fie auch darin ihren Zwed verfehlt. 

Wir fühlen un ftark in der Ueberzeugung, die Pflicht 
erfüllt zu haben, die uns durch die Wahrung der Intereſſen 
des Yandes auferlegt war, und diefe Ueberzeugung wird da: 
durch nit geihwäht werden, wenn Sie uns durch die An- 
nahme Ihres Antrages in die Yage verfegen, vor dem Lande 
Act davon zu nehmen, daß Sie Partei ergreifen für die Bol: 
nifhe Infurrection. 


28. Februar. Aus der Rede des Abg. Tweften. 


„Deine Herren! Herr von Gottberg hat zuerft das Thema angeidhlagen, tar 
eine Boifövertretung genötbigt fei, aus patriotiihen Gründen ihre Regierung zu 
unterftügen in denjenigen Daßregeln, welche fie bem Auslande gegenüber zu er- 


117 
1863. 


greifen für gut befinde. Der Herr Minifter - Präfident bat in feiner braftiichen 
Weiſe dieſes Thema näher auageführt, und bat jofort allen denen, welde eine 
Reiolution des von Ihrer Commiſſion vorgefhlagenen Inhalts annehmen würden, 
welche dieſelbe eingebracht, unterftügt haben ober annehmen werben, erklärt, fie 
machten fih einer Barteinahme für bie Bolnifche Revolution ſchuldig, Die ſolidariſch 
ji mit ber Europäiſchen Revolution, fie machten ſich auch eines Einvernehmens 
mit dem Auslande gegen ben eigenen Staat ſchuldig. Bon andern Ausführungen 
bet er noch hinzugefügt, fie enthielten geradezu eine Einladung bes Auslandes 
zum bewaffneten Angriff auf den Staat. Gegen biefe Vorwürfe von Hochverrath 
eber Landesverrath, glaube ich, iſt e8 nicht nöthig viel zu fagen; es ift der alte 
Kunfgriff, welden man gebraudt, um jede unbequeme Oppofition 
auf bem Gebiete ber auswärtigen Angelegenheiten zum Schweigen 
zu bringen ober zu verleumben, als wenn fie jih mit dem Aus» 
lande verſchwöre gegen den eignen Staat (Bravo!) 

Es ift ohne Zweifel traurig, wenn man anerlennen muß, daß bie Angriffe, 
die in Überwältigender Art von dem Auslande ber ertönen, unb gegen das Vor⸗ 
geben der signen Regierung gerichtet werben, bis zu einem hohen Grade gerecht⸗ 
fertigt find, wenn man das Schulbig ausfprehen muß Über bie 
eigene Regierung in ihren Mafregeln, welde das eigene Land in 
ſeinem Berbältniffe zum Auslande betreffen. Aber wir find in einer unglüdlichen 
Yage und wir fönnen nicht umbin, das bei jeber Gelegenheit wieder und wieber 
zu conflatiren, daß die Ehre der augenblidliden Regierung nicht 
mebr bie Ehre des Staates und des Landes if. (Sehr wahr! 
ſtürmiſches Bravo links.) 

& weiß allerdings, meine Herren, man macht nicht mit Unrecht jebe® 
Boll für die Maßnahmen feiner Regierung verantwortli; es ift auch ein ganz 
richtiger Grundſatz, „ein Boll, welches fich keine befiere Regierung verichaffen 
taın, verdient auch feine beſſere Regierung als es fie hat”; es muß vor Mit- 
und Nachwelt den Schaden tragen, ben ihm feine Regierung zufügt. Aber wenn 
wir bie Ueberzeugung haben, daß bie Königliche Staats-Regierung fi auf einem 
gefährlichen, anf einem unheilvollen Wege befindet, daß fie einen Weg einichlägt, 
weiher den Haß der Europäifhen Völler gegen uns herausforbert, dann haben 
wir nicht blos das Hecht, ſondern die dringendſte Pflicht, Einſpruch zu 
erheben, dann haben wir die Pflicht vor aller Welt zu conſtatiren, daß die 
Bahn der augenblicklichen Regierungsgewalt nicht die Bahn des 
vreußiſchen Volkes if. 

Der Herr Diinifter des Innern bat angebeutet, Die Convention, von welcher 
bier die Rebe geweſen, ſei vielleicht noch nicht fertig (es ſtimmt das ungefähr zu 
dem, was in ben legten Tagen gerlichtweiie verlautet), fie fei noch nicht ratificirt. 
Benn diefe Anbeutung einen Wink enthalten ſollte, als wolle vie Königliche 
Staats-Regierung einen Rüdzug antreten, jo würde mich das freuen; ich fürchte 
aber, wenn ein Rückzug angetreten wird, fo geichieht es mehr in Rüdficht auf 
das Ausland, als auf die Stimme bes eignen Bolles. — — 

Der Herr Minifter-Bräfitent bat jett den Inhalt der Convention, wie er 
bisher mitgetheilt worden ift, für eine GSeeichlange, für eine müßige Erfinbun 
ber Preffe erklärt. Ich glaube, ber Herr Minifter-Präfident wird ſich da zunäd 
an feinen Botichafter in London halten müffen. Man kann nit annehmen, daß 
em Engliſcher Dlinifter bes Auswärtigen in den Mittheilungen, welche er dem 
Haule der Lords gegeben hat, gelogen babe. Lord Ruffell bat nun aber aus⸗ 
trädlich erfiärt, daß ber Ruſſiſche und der Preufifche Botichafter ihm Mittheilung 
gemacht haben über eine Verabredung zwijchen ben beiberjeitigen Regierungen, 
wonach e8 den Ruſſiſchen Truppen geftattet jet, Infurgenten über bie Preußiiche 
Grenze fo weit zu verfolgen, bis fie einer Preußifhen Truppenmacht begegnen, 
die art genug, um bie Injurgenten zu entwafinen, und umgelebrt. 

„, Weine Herren, in ber Preffe unb in den Regierungen der außerbeutichen 
Möchte haben fi) Alle übereinftimmend erhoben gegen ben Schritt unferer Re- 
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gierung. Nicht von Demokraten ober Titeraten, fonbern in ber Verſammlung ber 
vornehmften und flaatsmännifchften Ariftofratie. der Welt find über die Schritte 
der Preußiſchen Regierung Worte gefallen, welche unſere Preffe nicht wieberzu- 
geben wagt (Hörtl); e& werben Noten angekündigt, welche ber Ausführung ber 
Convention entgegentreten. Ich glaube, daß ich nicht eben geneigt bin, Gefpenfter 
zu feben, wenigftens feine große Furcht vor ihnen babe. Ich glaube nicht au bie 
Wirklichkeit von Yranzöfiihen Flotten» Demonftrationen und Objerbationscorps, 
noch weniger an einen Krieg, ber aus biefer Beranlaffung entfleben Könnte. 
Aber bei den geipannten Berbältniffen der Europäifhen Staaten, bei den Ber- 
widelungen, in welche bie Wirren bes Orients Über kurz oder lang die Europäifchen 
Staaten führen könnten, Können wir uns nicht verbeblen, daß es eine dringende 
Gefahr ift, wenn Preußen buch feine Politik verfeinbet wirb mit ben Weſt⸗ 
mächten unb bingebrängt zu einem ausſchließlichen Bündniß mit Rußland, wie 
ih das als die Folge der Schritte der Königlihen Staats- Regierung be- 
traten muß. 

Das Gerücht fagt, die Convention ſei geſchloſſen worden ohne Zuthun bes 
Herrn Minifter- Präfidenten. Das war ohne Zweifel falſch und unrichtig; aber 
bas hält man wohl ziemlich allgemein fir richtig, daß der Gedanke, bie Ein- 
leitung dazu, nicht von dem Minifter- Präfidenten ausging. Meine Herren, wenn 
nach dem Gerüchte bie Verhandlungen über ragen von ber böcften Tragweite 
und den complicirteften politiihen Verhältniſſen Iediglih durch Offiziere geführt 
worden find, und, wenn wir Abreven getroffen fehen, mit völliger Rückſichts⸗ 
tofigfeit gegen alle fonftigen rechtlichen und politiſchen Rückſichten, die bei dieſen 
Schritten zur Erwägung fommen mußten, dann, glaube ich in ber That, finb 
wir nicht mehr in ber Zeit, daß wir unseinermilitairifhen Dictatur, 
einer Adjutanten-Regierung nähern, in welder bie verantwortlichen 
Minifter nur noch bie laufenden Geichäfte zu beforgen haben, fondern wir find 
{bon mitten darin. 

Man möchte in der That fragen: Iſt Das bie allein regierungsfähige 
Bartei? Mir ſcheint, nur eine chaotifhe Verwirrung in ben einflußreichen Kreifen 
kann es erflärlih machen, daß die Sachen fo verlaufen finb, wie wir es nad 
ben vorliegenden Thatſachen annebmen müſſen. Einzig und allein bie retrograbe 
Bartei, welche die Tendenzpolitik der heiligen Allianz fortſetzt, welche aus Rückficht 
auf die innere Bolitit ein Anlehnen an Rußland wünfcht, kann mit gänzlicher 
Berlennung aller fonftigen Rüdfihten und Intereſſen des Preußiihen Staates 
uns in eine Politik treiben, welde uns auf Gnade ober Ungnade an Rußland 
fefielt. Ich möchte in der That wijjen, was wir je von Rußland zu 
erwarten hätten. Wären auch allgemeine Allianzen ohne beftimmte vorliegende, 
concrete, gemeinfame Intereffen weniger unfruchtbar, weniger unzuverläffie, als 
fie fih nah der Erfahrung von Jahrhunderten zu allen Zeiten bewährt Basen, 
fo hätten wir bo von Rußland nichts zu hoffen. Shwah, wie es außer- 
balb feiner Grenzen .ifl, wird es uns nit viel nüken können, 
weder zur VBertheidigung gegen auswärtige Angriffe, noch zur 
Erweiterung unferer Macht, wenn e8 dies aud wollte. Aber ich 
glaube, es wirb das niemals wollen. Rußland bat uns in Deutichland 
niebergehalten, Rußland ift uns entgegengetreten in bem Ziwifte mit Dänemart 
und in dem Zwiſte mit Oeſterreich, es bat das uugenicheinlichfte Interefle Daran, 
Deutfhland ſchwach und zerriffen zu erhalten, um ſeinen eigenen 
Einfluß in Europa zu wahren und zu verftärken. 

Es wird uns niemals bebülflih fein wollen; es Tiegt in ber 
Natur der Dinge, gegen welche Rußland niemals handeln wird. Alle Vortheile 
des Bunbes werben auf jeiner Seite fein. In Petersburg, da wird man 
niemals dankbar fein, oder noch weniger fich dankbar beweilen für Breußtiche 
Hilfe, aber man wirb doch bie Convention richtig gewürbigt haben. Abgeſehen 
von der augenblidiichen, materiellen Unterſtützung, bie dur irgenb eine birecte 
ober inbirecte Hülfsleiftung erfolgen koͤnnte, wird Preußen, an Rußland gebunden, 
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unter allen Umſtänden eine herrliche Bormauer fein gegen jeben Angriff von 
Weſten ber, und ein fehr wertbuoller Verblinbeter für bie etwaigen Pläne, welche 
Außland im Oriente abermals in einen Europäifchen Krieg verwideln könnten. 
Ganz abgejehen aber davon zeigt fi ſchon jetzt, daß Preußeneintreffliher 
Ableiter für die Europärfhe Entrüſtung ift, bie fich jonft mit Recht 
oder Unrecht in vollen Strömen über bie Ruſſiſche Unterbrüdung der Polen er- 
ießen würbe. Jetzt aber vergift man bie Gewaltmaßregeln, welche den Aufruhr 
roorgerufen, jett vergiebt man bie harten Maßregeln, mit welchen man ihn 
belämpft, jetzt verzeiht man ber Nothiwenbigkeit, welche Rußland für feine Selbft- 
erhaltung und bie Nothwendigkeit, feinen Befitftand aufrecht zu erhalten, anführen 
kann, und ergießt bagegen in vollen Strömen den Zorn Über Preußen, welches 
fih ohne Noth, freiwillig zum Helfershelfer einer fremden Gewaltherrſchaft macht. 
Meine Herren! das erfte Erwachen des politiichen Inftinktes in Preußen, 
wie in ganz Deutichland nah ben Kämpfen von 1813—1815 erhob ſich gegen 
das Ruſſiſche Uebergewicht, welches mit einem Regierungs - Syflem, das bort ge- 
rehtfertigt war, das bort den Berbältniffen entiprah, dem aber das übrige 
Emopa feit langer Zeit mehr und mehr entwuchs, der ganzen Europäiſchen 
Reaction zum Räckhalt diente, Überall den Aufihwung und Die Entwidelung der 
Böller hemmte. Im ganzen Lande protefiirt man jegt einmütbig 
gegen die Reminiscenzen ber heiligen Allianz. Wie gegen bie 
innere Bolitif dieſer Regierung, meine Herren, laſſen Sie uns 
laut unb einmütbig protefliren gegen eine auswärtige Politik, 
welche unjern Staat zu verderben droht.” (Stürmiſches Bravo.) 


Erwiderung ded Herrn von Bißmard. 


„Der Herr Vorredner ift wiederholt auf die Berhanblungen des Eng- 
lichen Parlaments umd die darüber hierher gelangten Nachrichten zurück⸗ 
gefommen. Er hat die Zeitungsberichte darliber als authenitd betrachtet 
und nöthigt mich zu der Erklärung, daß wenn die Aeußerungen Lord 
KRuſſells in den Zeitungen richtig enthalten find, fie nicht genen die That⸗ 
jahen wiedergeben. Bir haben feine Stipulation mit Rußland weder 
abgeichloffen, noch befteht eine, welche den Yeußerungen Lord Aufjelld in 
dem Engliſchen Parlament entſpräche. Demungeadhtet muß ich den mir 
perfünlich al® ehrenwerth bekannten Engliſchen Staatsmann gegen den 
harten eventuellen Vorwurf, den der Herr Borredner gegen ihn vorbradhte, 
auf das Beſtimmteſte in Schuß nehmen. Lord Ruſſell felbft tagt in feinen 
Aeußerungen, daß er den Wortlaut der Berabredungen — oder Stipu- 
fationen, mie er fie nannte — nicht kenne. Sch bin zweifelhaft — aus 
dem Kopf wenigſtens meiß ich e8 nicht —, ob der Königliche Botjchafter 
in England damals mit diefem Wortlaut bat bekannt fein fünnen. Auf 
den Wortlaut aber, meine Herren, kommt in ſolchen Sachen Alles an, 
fie pflegen vorfichtig gefaßt zu fein. 

ch kann daraus nur von Neuem die Lehre entwideln, daß es nicht 
vorfichtig ifl, über Dinge zu Iprechen, die man nicht fennt, und ic glaube, 
Sie Alle, auch die Herren Vorredner nicht ausgenommen, werden zu 
derfelben Ueberzeugung kommen, wenn der genaue Inhalt unferer Ber: 
abredung einmal öffentlich befannt werden wird. Er ift nicht der Art, 
daß wir genöthigt wären, irgend etwas wechgmehnten, was wir gethan 
en, nicht der Art, daß der von dem geren orredner und angejonnene 
zug weder ans Nüdficht auf die Wünſche der Yandesvertretung, noch 
aus Rückſicht auf den Eindrud im Auslande erforderlich wäre. Für die 
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eingehenden Bemühungen des Herrn Vorredners juriſtiſch 
nadhzumweifen, daß der Interventionsfall bereits vorläge 
und daß andere ſchwere Verlegungen gegen auswärtige Re: 
gierungen durch unfere Handhabung der beftehenden Eartell- 
verträge vorliegen, ihm dafür zu danken, das muß ih den 
fremden Regierungen überlaffen, die etwa nah Vorwänden 
der Art fuchen.“ 


Aeußerung ded Herrn von Bidmard über die Mit- 
theilung von diplomatiſchen Vorgängen. 


(Nach der Nede des Abg. von Hoverbed.) 


„Der Herr Abgeordnete hat fich wiederholt darüber beflagt, daß die 
Regierung fiber den Inhalt deffen, mas er Convention nennt, nicht mit 
tbeilender geweſen fei. Meine Herren, die ganze Richtung diefer Ber: 
panblungen bat uns allerdings zu Mitteilungen nicht aufmuntern können. 

enn wir Ihnen Mittheilungen gemacht haben, fo find dieſelben als 
Material zu Angriffen auf uns benugt worden im Wege einer Kritik, 
die ich eine ausfchlieglich fachliche und mohlmwollende nicht nennen Tann. 
Sobald Ste uns die Ueberzengung gewähren, daß Sie diejenigen ſach⸗ 
fihen Mittheilungen, die wir Ihnen über amtliche, ſchwebende und wid: 
tige Dinge machen, benugen wollen, um in gemeinfchaftlihen Verhand⸗ 
lungen die Intereſſen ded Landes im Auge zu behalten, jo werden mir 
freigebiger mit ſolchen Mittheilungen fein.“ 


Aus der Rebe des Abg. Simon. 


„Mir fcheint, es ſoll uns auch bei dieſer Gelegenheit deutlich gemacht werden. 
was ich, ich glaube im October bes vorigen Jahres, von biejer Stelle aus als 
eine Unmöglichkeit bezeichnet habe, daß man in Preußen allerdings andere regı:- 
ren lönne, als auf dem Grund ber treu eingehaltenen Berfaffung. 

Meine Herren! Ich bleibe aud allen den Vorgängen gegenüber, bie uns 
feit dem October vorigen Jahres befümmern, diejer Behauptung treu. Ich ver 
ftehe aber freilih unter „regieren“ etwas ſehr Poſitives. Regieren beift meines 
Ermeflens: Die Geifter führen, — es heißt nit: nothhürftigermerie 
fih in der Regierungsſphäre erbalten. 

Ich verlange nicht, meine Herren, — denn das Verlangen wäre ein über- 
mäßiges — daßeine Regierung alle Zeit den kühnen lug bes Genies 
einzuhalten im Stande fein joll. Mehr gerechtfertigt wäre ſchon Lie mil- 
bere Forderung, daß fie ben ruhigen, ficheren Gang bes Talents unb der Gr 
fahrung zu gehen verflände. Aber in jedem Kalle, meine Herren, wird bie 
Bewunderung dafür, daß Iemand nicht fällt, bie Bewunderung, bie mau 
ja jedem Seiltänzer würbe zuwenden müſfen, eine Bewunderung ien, 
nach der nicht Jedermanns Gaumen unb Appetit ffänbe. 

Ich, meine Herren, beflage aus der Tiefe meine® Herzens (ih fage einee 
vaterländiichen Herzens), daß man bie ſcheinbare, augenblidlihe Möglichkeit, vie 
ſcheinbare Leichtigkeit, den Staat nicht gerade zufammenbrechen zu fjeben, um ten 
Breis, wie ih fürdte, einer inneren Au tlöfung erlauft, die auf die 
Dauer jede gefunde Staats-Leitung und vielleicht etwasin Gefahr 
bringt, was una noch höherſteht als bie Möglichkeit einer gefuuten 
Etaats-Leitung für diefen oder jenen Zeitpunkt.” 
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Erwiderung ded Herrn von Bidmard. 


„Meine Herren! E8 ift nicht meine Abficht, mich über dag Maß 
einzelner, von dem Vorredner gebrauchter ftarfer Ausdrüde auszuſprechen. 
Derfelbe hat da8 Minifterium mit Don Quixote, fpäter mit Sciltängern 
verglichen. Ich fühle keinen Beruf, mich über Fragen des guten 
Geſchmacks und der Schidlichkeit Bier in eine Erörterung 
einzulaffen; es wird ſich zur Erledigung derfelben ein minder perfönlicher 
Weg finden. Ich will mich rein auf das Sachliche befchränfen, und habe 
nur deshalb das Wort ergriffen. — — — 

Der Herr Borredner bat mir wiederholt den ſchon von andern 
Rednern gemachten Vorwurf außgejprochen, daß die Königliche Regierung 
gegen fremde Regierungen über diplomatifche Verhandlungen mittheilender 
wäre als gegen Die eigene Volksvertretung. Aber, meine Herren, worin 
beftebt das ganze Weſen der Diplomatie und diplomatijcher Verhand⸗ 
lungen? Es befteht in Mittheilungen der Regierungen unter einander. 

Sie haben uns geftern vorgeworfen, daß wir und mit großer Ueber» 
elung über etwas mit Rußland verftändigt hätten, ohne uns der Anficht 
anderer Sabinette darüber zu vergewiſſern. Wenn nun durch Aeußerungen 
anderer Babinette zu Tage tritt, daß der Vorwurf unbegründet ift, daß 
gerade Berhandlungen über den Gegenftand mit andern Gabinetten 
ihweben, ebenfo gut wie mit Rußland, fo fagen Sie, die Regierung hätte 
Umecht gehandelt, indem fie gegen jremde Regierungen mittheilender wäre 
al3 gegen die eigene Tandesvertretung. Daraus folgt, daß wir nur dann 
Ihre Billigung hätten, wenn wir alle beabfidhtigten diplomatifchen Ver⸗ 
Dandlungen vorher auf der Tribline Öffentlich verfündigen und Sie fragen: 
Sollen wir fie einleiten oder nicht? Ich glaube, daß in diefem Vorwurf 
von neuem eine Beltätigung der Anficht liegt, die ich ausſprach, als ich 
heute zum erften Diale das Wort nahm, daß wir eine unparteiifche 
und Ph liche Beurtheilung unferes Verhaltens von Ihnen 
nicht erwarten dürfen.“ 


31. März. Aus der Schlufrede des Referenten von Sybel. 


„Sähe ih mir gegenüber am Minifter-Zifh einen Mann, ber 
bereits BZeugniß gegeben hätte von weitblidenber Einſicht und 
einem Herzen für die Gerechtigkeit, jo würde ich weiter fragen, 
ob feine Convention auß an die Verträge von 1815 erinnert, 
andas dort verbriefte Recht der Polen, unteribrereigenenjelbfi- 
ſtändigen Berfaſſung zu leben, an das dort verbriefte Recht 
Preußens und Europas, daß in Warſchau nicht der Czarvon Ruß— 
land, ſondern der König von Polen herrſche. (Bravo in der Pol- 
niſchen Fraction.) 

Aber freilich, wir ſind in dem Falle, uns hier ſolche Fragen erſparen zu 
können. Welch ein Anlaß war bei ber ſo plötzlich auftauchenden Verwickelung 
für unſere Regierung, welch ein Anlaß war für eine poſitive, fruchtbare, ſchöpfe⸗ 
riſche Politik eröffnet! Wenn unfer Minifterium dieſe Polniſche Sade 
jelbft in die Hand nahm mit dem reblihen Willen, enblich biefen Stachel 
aus ber Ferſe Europas herauszuziehen, enblich dieſe alte Europäifhe Wunde 
ſchließen zu helfen, welde Stellung hätte es bamit im eigenen Lande und in 
Europa eingenommen! 

Uns, ber kleinſten der Europäiſchen Großmächte, trug bier ber Weltlauf 
eine ſolche Aufgabe entgegen, groß und dankbar, wie feine andere, und Preußen 
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bat biefe Aufgabe wie mit Füßen von fih weggeftoßen. Die von 
unferm Minifterium langerfehnte große Action bot fi ihm bier von ſelbſt bar. 
Aber, meine Herren, wen Bott verderben will, den verblenbet er! 
Unfere Minifter ſehen wicht, wie ihnen hier die Zuſtimmung der Bäller und das 
Einverfländniß ber mächtigſten Europätfchen Regierungen, wie ihnen eine Auf- 
gabe weltgefchichtlicder Berföhnung und weltgeſchichtlichen Ruhmes entgegenftrömte. 
Meine Herren, wo das Herz nit mitrebet, it aud der Geiſt nidt 
in dem Befit feiner Kraft. Das Herz unferes Miniftleriums 
aber, meine Herren, das jheint leider nur an Bildern der Un«- 
freiheit und Unterdbrüdung zu hängen, und jo ſchrumpft denn 
auch ibre Staats- und Kriegslunft wie ihr Berfafjungsleben zu 
der Glorie ber polizeiliden Chicane zufammen. (Bravo! Sehr 
wahr!) — — — 

— — Es iſt wahr, wir tbun Alles, um unfere Regierung zu feiner ver- 
kehrten Action gelangen zu laffen, und ich will mit voller Offenheit binzufegen, 
wir würben Alles thbun, aud um fie von auswärtigen Actionen 
abzuhalten, welche felbft unter Umſtänden vielleihtzwedmäßige 
Ziele ins Auge nehmen. Wir thun das und ich weiß, daß die unendliche 
Mehrheit unferes Volles das begehrt und billigt und gutbeißt, ſodaß auch für 
die Zukunft ein Seber, ber ſich troß dieſes Willens ber Nation an einer folchen 
Action betheiligen möchte, dreimal über fein Intereffe nachzudenken Urſache hätte. 
Wir thun fo aus einem äußerſt einfahen Grunde — wahrhaftig nicht, meine 
Herren, weil wir etwa eine politifche Furcht vor auswärtigen Lorbeeren unferer 
Minifter hätten; wir würben jolche Lorbeeren mit Freude als äußere Ehren unſeres 
Staates begrüßen und für unfer Inneres feinen Schaden Davon erwarten, benn 
wir wiffen, daß unſer Volk nicht bes Stoffes ift, um Recht und Geſetz und Freiheit 
gegen ein Lorbeergericht zu verhandeln. 

Wir thbun fo nad der gerade entgegeugefetten Ueberzeugung, 
baß dieſes Minifterium an keiner Stelle Torbeer ernten wird, eine 
Veberzeugung, die uns gerade durch bie Konvention und die daran gefnüpften 
Verhandlungen bis zur höchften und fonnenhellfften Deutlichleit gebiehen if. Wir 
zieben in unferer Lage einen befheidenen und jelbft demüthigen 
grieben einer traurigen Niederlage, jelbft in einem geredten 

riege vor; und weil wir von ber Wahrheit durchdrungen find, 
Daß unter biefen Führern die Niederlage überall bie unver- 
meiblihe Folge fein wird, fo wird unfer Wort flets: Gewehr bei 
Fuß! lauten, fo lange bie Krone diefe Minifter behält. Wunbere 
fih Niemand, meine Herren, daß auch die beften Patrioten bei dem Rufe: Frei- 
willige vor, zurüdbleiben, fo lange notorifch unfähige und unglüdlidhe 
Befehlshaber an der Spitze ſtehen. Wundere fih Niemand, daß ſich 
feine freiwillige Deatrofen melden, wenn zur Expedition ein notorijd jee- 
untüdhtiges Schiff gewählt wird. 

Meine Herren, unſer Staat iſt das einft fo ſtolze Kriegsichifi, deſſen ſcharfer 
Kiel mit Braufen die Wellen der Jahrhunderte durchſchnitt, beffen Seiten, oft 
vom Sturme wund gepeitjcht, mit dem Eifenpanzer Preußiſcher Vollskraft gefeftigt 
waren, unb welches jegt, mit thöricht Überhöähbten Maften, des beften 
Theiles feines Eiſens und feiner Dampflraft beraubt, mit 
Herrn von Roon im Mafhinenraum und Herrn von Bismard 
am Steuer in den gährenden Dcean der Europäifden Händel 
fih binausmagen foll. Dafür mag ſtimmen wermwill, ih vermag 
es nicht, und ich hoffe, Sie alle werden es nit vermögen Wir 
wollen unjer Fand feinem Könige, und unjern König feinem 
Lande erretten, — und beshalb werben wir heute und morgen 
und immerbar unfere Stimmen gegen die falfhen Ratbichläge 
ber jetigen Ratbgeber ber Krone erbeben, [honungelos und 
rückſichtslos! (Lebhaftes Bravo!) 
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Wahrhaftig, meine Herren, es ift feine Freude, jo vom eigenen Staate unb 
von ber eigenen Regierung zu reden. Es ift ein bitterer Schmerz, und ich barf 
wohl fagen, man wird mir glauben, daß es mir ein bitterer Schmerz ift, denn 
von mir weiß es Mancher, daß ich die befte, ehrenvolifte, wirkungsreichfte Stellung 
nur um deshalb verlaffen babe, weil ich dort nicht mehr von Preußens Ehre 
reden folltel Aber wenn wir heute biefen Schmerz empfinden, und kein Mittel 
baben, ihn zu vermeiden, fo haben wir wenigften® den einen Troſt, meine Herren: 
wir wiffen, daß die Gluth Diejes Schmerzes in unferm Volke alle 
faulen und trägen Stoffe verzehren, daß er unjere Gebanten 
aufbellen, unferen Rechtsſinn fräftigen unb unjere Zulunft be- 
gründen wird. So ſchwer wie wir ben Äußeren Unfegen unferer Zuflänbe 
empfinden, ich bitte Gott dennoch, daß er ihn nicht vor der Zeit ablürze, bis 
diefe innere Reinigung und Läuterung ſich vollſtändig vollzogen 
bat. Unter allen vorübergebenben Leiden bes Tages ift e8 ein bleibenber unb 
ewiger Gewinn, ben ein Volk durch den ftetigen allgegenwärtigen Kampf für bas 
Acht davon trägt. Wer Tag für Tag gezwungen ift, meine Herren, alle feine 
Anftrengungen, all fein Dichten und Trachten auf die Wahrung ber Gerechtigkeit 
zu wenden, ben hebt ein folder Verkehr mit dem lirquell jegliches Guten über 
das Niedrige und Gemeine, über Selbftfucht und anarchiſches Gelüfte unmwiber- 
feblih empor. Wir ſehen fchon heute, meine Herren, wie aller alter Barteibaber 
fih föft, wie %, unferes Bolles um das Teuchtende Banner des Geſetzes geichaart, 
jeden Tag neue Disciplin und Ordnung, praltiiche Klugheit und Stanbhaftigkeit, 
gegenfeitiges Bertrauen und anerfennende Gerechtigkeit lernen. Und jet auf 
der tiefen Stufe unferer Erniederung, jet Dürfen wir e8 froh 
ausfprehen, wir flennen und üben bie Kräfte, auf deren vollen- 
deter Wirkung Breußen bdereinft feine Zulunft wieder aufer- 
bauen wirb. (Üebbaftes Bravo!) 


16. Bie erſte Wicderanregung der Schleswig- Holfleinfchen 
| Stage. 


30. März. Erlaß der dänifhen Regierung in Betreff der 
Stellung Holſteins zur däniſchen Monarchie. 


„Als Wir in Unſerer Allerhöchſten Bekanntmachung vom 28. Januar 1852 
bie Abſicht ausſprachen, bie verſchiedenen Theile Unſerer Monarchie durch eine 
gemeinfchaftliche erfafjung zu einem wohlgeorbueten Ganzen zu vereinen, waren 
Bir und volllommen bewußt, was denn auch aus ben vorausgehenden Berband- 
kungen binlänglich hervorgeht, daß eine foldhe gemeininaitige Berfaffung nur 
unter der Bebingung möglich ſei, daß Unſere Souveränetät in unjeren beiben 
deutihen Herzogthümern nicht weiter, als durch die beftebenben, von und ange» 
nommenen Bundesgeſetze begrenzt und bejchränkt und daß die Bevöllerung bieler 
Herzogthümer fich der neuen Staatsordnung aufrichtig anfchließen würde. Diefe 
Borausfetzungen find nicht in Erfüllung gegangen. Die beutfche Bunbesver- 
ſammlung bat ſich in bie inneren Berfafjungsangelegenheiten Unferer Monarchie 
eingemiſcht und Forderungen aufgeftellt, welche weber in den Bundesgeſetzen eine 
Berechtigung finden, noch mit ber Unabhängigkeit Unferer Krone und den Rechten 
Unjerer zum Bunde nicht gehörenden Lande vereinbar find, und bie holſteiniſchen 
Provinzialſtände haben nicht nur jeben Vorſchlag zu einer Uebereinkunft abgelehnt, 
fondern fih ſelbſt im Principe gegen eine jebe auf eine gemeinſchaftliche Re⸗ 
yräfentation gebaute Gefammtverfaffung erklärt. Ein folcher Zuſtand innerer 
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Zerwürfniffe, welder ſchon ein Decennium hindurch die Entwidelnng Unferes 
Reiche gelähmt hat, darf nicht fortbauern. Nach den unbefriebigenpen Ergebniflen 
ber letzten holſteiniſchen Stänbeverfanmlung müſſen Wir es baber jest für 
Unfere Regentenpflicht halten, über bie verfafjungsmäßige Stellung des Herzog⸗ 
thums Holflein in der Monarchie Veftimmungen zu treffen, welche, ſoweit dies 
möglich ift, den Forberungen bes beutihen Bundes entfpreden. Wir haben uns 
babei auf das dringend Nothwendige beſchränkt, um bie weitere Ausbilbung und 
enbgiltige Orbnung der freien Mitwirkung Unfeses Volle und deſſen verfaffiunge- 
mäßigen Vertretern vorzubebalten. Wir haben daher allergnäbigft befchloffen und 
befeblen biemit wie folgt: „... Art. 2. Das Herzogtbum Holftein fell and 
in Zukunft an den im vorläufigen Normalbubget vom 28. Februar 1856 für 
eine zweijährige Finanzperiode aufgeführten, für die Monardie gemeinſchaftlichen 
Ausgaben Theil nehmen. ... Die über die Anſätze bes Normalbubgets hinaus 
nöthigen Zufchüffe follen für Holftein den bolfteinifhen Ständen zur Bewilligung 
vorgelegt werben. Art. 5. Die gejegebenbe Gewalt in allen gemeinichaitlichen 
Angelegenheiten jol für Unfer Herzogthum Holftein von Uns und den holfleiniichen 
Ständen im Berein ausgeübt werben. Wenn ein ſolches Geſetz von Uns mit 
Genehmigung der Stände für Holftein erlaffen wird, obne Daß ein gleichlautendes 
Geſetz gleichzeitig in den übrigen Lanbestheilen eingeführt werben kann, fellen 
die in Folge deffen nothwendigen Beranftaltungen getroffen werben, inſoſern Tas 
Geſetz ein Berhältniß betrifft, worin eine verſchiedene Geſetzgebung mit der Anf- 
rechthaltung ber bisherigen Gemeinſchaft unvereinbar if.“ 


15., 17. April. Webereinjtimmender Proteft Preußens und Oeſter⸗ 
reihe gegen den däniſchen Erlaß. 


Der Unterzeichnete ift beauftragt, dem Herrn Miniſter Hal zu 
erflären, daß jeine Allerhöchſte Regierung dem deutfchen Bunde die Beur: 
theilung der durch die Erlaſſe (vom 30 März) getroffenen Maßregeln 
vorbehält und für denjelben ebenfo wie für fich felbft alle auf die Ber- 
einbarungen von 1852 oder auf irgend welchen anderen Grundlagen be- 
rubenden Rechte und Anfprücde bundesvechtliher oder völferrechtlicher 
Natur, wie hiermit gejchieht, ausdrüdlich wahrt. 


15. April. Bejondere Depeiche des Herrn von Biömard an den 
Gefandten von Balan. 


Die Königliche Regierung bat fih ſchon im Jahre 1850 nicht ver- 
Fa können, daß fie durch ihre Empfehlung der Vorfchläge und Ver: 
prehungen Seiner Majeftät ded Königs von Dänemark zur Annahme 
des Bundes eine ernfte Berantwortlichkeit gegen den letzteren übernommen 
babe, und daß fie felbft Vorwürfen nicht entgehen werde, wenn daß Da: 
mals ausgefprochene Vertrauen auf eine wirklich befriedigende Löfung ſich 
als eine Illuſion erweiſen follte.e Im Gefühle dieſer Berantwortlichfeit 
bat fie, auch nachdem ihr Mandat an den Bund zurüdgegeben und bie 
anze Angelegenheit wieder in des legteren Hände gelegt war, e8 für ihre 
—5 — gehalten, im Lauf des ſeitdem verfloſſenen Decenniums, mit allen 
ihr im Wege freundichajtlihen Rathes und erufter Mahnung zu Gebote 
ehenden Mitteln auf die wirkliche Ausführung jener Vorfchläge und die 

ung jener Verheißungen hinzuwirlen. Sie hat namentlid im ver: 
angenen Jahre durch die in Gemeinſchaft mit dem Wiener Gabinet ge- 

rten Verhandlungen noch den Berfuch gemacht, die königlich däniſche 
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Regierung zu einer Unerfennung der Rechte des Deutichen Bundes auf 
der Baſis der Vereinbarungen von 1851/52 zu bewegen. Die Antwort 
auf diefe, von der größten Mäßigung eingegebenen Bemühungen ift in 
der Belanntmachung vom 30. März d. J. enthalten. 

Wenn die königlich däniſche Regierung bis dahin die 1851 und 1852 
von ihr gegebenen Berficherungen nur unerfüllt gelafjen hatte, fo hat fie nuns 
mehr durch diefen Erlaß denjelben direct zumider gehandelt und ſich in weſent⸗ 
lichen Punkten ausdrücklich von ihnen losgeſagt. “Der in dem Eingange der 
Verordnung gemachte Verſuch, die Schuld der Nichtausführung auf den 
Deutſchen Bund und die holfteinifchen Stände zu werfen, ift in ſich felbft zu 
nichtig und bereitö zu oft und zu gründlich widerlegt, ald daß es jetzt noch 
etwad Anderes bedürfte, als einer einfachen Abweifung defielben. Wir 
werden e8 dem Bunde überlafjen können, auf die Geduld hinzuweiſen, mit 
welcher er nun zehn Jahre lang auf die Ausführung gewartet hat. Aber 
wir können nicht umbin, der föniglich däniſchen Regierung fchon jett und 
in unferem eigenen Namen zu erflären, daß wir die Bedingungen, 
unter melhen wir im Frühjahr 1852 in die Zurüdgabe der 
Regierungsgemalt in die Hände des König- Herzogs willigten 
und im Sommer defjelben Jahres die Sanction des Bundes 
dafür beantragten, durch das jegige Borgehen der königlich dä- 
nifhen Regierung verlegt finden, und daß wir derfelben weder 
und noch dem Bunde gegenüber das Recht zugeſtehen können, 
von den Verpflichtungen, welche ſie zuerſt Preußen und 
Defterreich und jodann dem Bunde gegenüber, ausdrüclich 
übernommen hatte, und welche bereit3 vor Jahren von der 
töniglih großbrittanifhen Regierung als eine Ehrenfhuld 
bezeihnet worden jind, einjeitig zurüdzutreten. In diefem 
Einne haben wir unfere NRechtöverwahrung durch die von Ew. Ercellenz 
übergebene Note eingelegt und wiederholen diejelbe noch beſonders in 
unjerem eigenen Namen. Wir können e8 nur auf's Tiefſte bedauern, 
wenn durch die neuen, den Tendenzen einer befannten, auf die vollftändige 
Incorporation Schleswigs hinarbeitenden Partei entjprechenden Maß— 
regeln das ganze Ergebniß der Serhandiungen pon 1851/52 wieder in 
Frage geftellt erfcheint, und menn dadurch felbft die legten Vermittelungs⸗ 
verfuche einer befreundeten und unparteiifchen Macht, wie die töniotih 
großbrittantjche Regierung fi) erwiejen bat, direct entgegengetreten ift. 

ber wir müſſen die Schuld der mögliherweile daran fi 
Inüpfenden Bermwidelungen lediglidh der königlich däniſchen 
Regierung zujchieben, melde e8 vorgezogen hat, ftatt der auch von 
anderen Seiten unterſtützten Rathſchläge dieſer Macht, den Eingebungen 
einer Partei zu folgen, welche unter dem Vorwande jpeciell däniter Inc 
terefien das fo winjchendwerthe und jo natürliche gute Einvernehmen 
zwiihen Dänemark und Deutfchland zu flören beflifien geweſen ift. 


von Pismard. 


17. April. Interpellation des Abg. Zweiten im Abgeordnetenhaufe. 


„ob die Königlihe Staatd- Regierung im den Erlaffen der 
Däniſchen Regierung vom 30. März d. 3. eine Verlegung 
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zu m den Verhandlungen der Jahre 1851 und 1852 
doxenen Zufiherungen erkennt und ob fich die Königliche 
Srnan Regierung ihrerjeitd noch ferner an die im Diejen 
Serbandlungen und in Folge derjelben übernommenen 
Nerpflichtungen gebunden erachtet?“ 


Aus der Rebe des Abg. Tweften. 


‚Sie Dünen würben ſchwerlich in dieſem Augenblide den flagranten Ber- 
Husdruch gewagt baben, basjenige Provijorium, gegen weldes bie Deutichen 
wüunee won jeher als vertragswibrig proteftirt haben, in ein definitivum zu ver- 
wundelu, wenn fie nicht glaubten, daß Preußen außer Stanbe ſei, jetzt jeine 
garen Rechte aus ben Serbanblungen der Jahre 1851 und 1852 und bie 
Rudte der Herzogthümer geltend zu machen. Die Dänen wiffen allerdings, 
dan unter ben gegenwärtigen Umſtänden eine Prenßiſche Regierung, 
welche mit dem eigenen Lande im bärteften Widerſpruch ſteht, 
welche eine kaum neunenswerthe Partei in ber Vertretung des eigenen Volles 
binter fich bat, daß eine Regierung, welche in Folge der inneren Zuſtände au 
im Übrigen Deutihland vollffändig ohne Einfluß und obne jete 
Möglichleit if, eine kräftige Initiative zu ergreifen, baß eine Regierung, welde 
daneben Preußen auch nah Außen bin ganzlih ifolirt bat, welde burd 
ihre Bolitit in der Bolniichen Angelegenheit den Preußiſchen Staat in bie äußerfte 
Spannung zu den Weſtmächten gebradht bat, daß bie völlig außer Stand 
if, einen Krieg mit Dänemark zu führen, und wenn bie Preußiſche 
Negierung unter den jetzigen Umſtänden dazu geneigt fein fellte, jo werden 
wir einer felden Neigung entſchieden entgegentreten müſſen, meime id, 
weil wir bie jekigen Zuftäude nicht als ſolche betrachten können, unter 
beueu unter irgend welden Umftänden ein glüdliches Reſultat des Krieges 
und eine glüdliche definitive Löſung dieſes Streites zn erwarten wäre. 

Bieleiht, meine Herren, denlen die Dänen auch, daß die jett regierenbe 
Bartei nicht eben geneigt wäre, gegen Dänemark einzujchreiten, fie können fid 
dafür auf die Vergangenheit der Kriegsjahre berufen. Der Herr Minifter- 
Bräfident bezeichnet im Jahre 1849 den Krieg mit Dänemarl ale „ein böchn 
ungerechtes, frivoles und verberbliches Unternehmen, zur Unterftüßung einer gan; 
unmotivirten Rebellion.” 


Antwort Bismarde. 


Bevor ih zu Beantwortung der Interpellation übergehe, erlaube 
ih mir, auf einen heil der Aeußerungen des Herrn Vorrebners einige 
Worte zu erwidern. 

Ich bedaure, daß derjelbe jeiner im Uebrigen jo gründlichen und 
fachlichen Entwidelung einige Momente beigemiſcht bat, welche faft darauf 
berechnet fchienen, die Wirkung jeiner Auseinanderfegung außerhalb diefer 
Wände abzuſchwächen. Der Herr Vorredner, denke ich, erwartet von mir, 
daß ich die Sache der Deutichen Herzogthümer Dänemark gegenüber in 
meiner amtlichen Eigenfchaft vertreten ſolle. Ich kann kaum glauben, daß 
er mir dieſe Aufgabe dadurch hat erleichtern wollen, daß er Brudyftüde 
einer Rede las, die ich vor 14 Jahren ın diefen Räumen gehalten babe. 
Es wird mich die aber nicht abhalten, in meiner Eigenichaft als Mi- 
nifter des Auswärtigen ausſchließlich die Intereſſen diefes Landes zu ver: 
treten, wie fie fich Biftorifch entwidelt haben, und nicht perfünlicde An» 
fihten, die ich vor 14 Jahren etwa ausgeſprochen habe. 
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Der Herr Vorredner bat ferner Dänemark darüber zu beruhigen 
geiucht, dag es einen Krieg in diefem Yugenblide von Preußen unter 
unferen nach innen und außen zerrütteten Verhältnifien nicht zu erwarten 
habe. Deine Herren, zum Glüd ift man im Auslande nicht ebenjo leicht« 
gläubig, und ich kann Sie verfidern und das Ausland verficdhern, 
wenn wir es für nöthig finden Krieg zu führen, jo werden wir ihn 
führen mit oder ohne Sr Gutheißen. (Senfation). 

Auf die JnterpeUation antwortete ich Folgendes: 

(lieft). „Die Königliche Regierung bejaht die erfte der beiden in der 
Interpellation geftellten ragen. 

Die Königlih Dänische Regierung hatte bisher die "von ihr 1851 
und 1852 gegebenen Berficherungen unerfüllt gelaffen; durch den Erlaß 
vom 30. März aber hat fie denfelben direct zuwider gehandelt und fi 
in wejentlichen Punkten ausdrüdiih von ihnen losgejagt. Was in Folge 
diefer Veränderung der Sachlage zu thuu fei, darliber wird die König⸗ 
liche Regierung ihre Entfchließungen in Gemeinſchaft mit ihren Deutfchen 
Bundesgenofjen fafien, bei welchen fie ficher ift, der volliten Bereitwillig⸗ 
teit zu gemeinfamer Wahrung der Rechte Deutſchlands zu begegnen. 

Inzwiſchen haben Preußen und Defterreich in der whatjade, daß 
der Deutfche Bund durch fie in den Verhandlungen, auß melden Die Vers 
abredtungen von 1852 herporgingen, vertreten wurde, den Anlaß gefunden, 
fih über dasjenige zu verftändigen, was ihnen bis zur Beichlußnahme des 
Bundes zu thun obliege. 

Sie find dabet von dem Grundjaße ausgegangen, daß die Wahrung 
Deutihen Rechtes in Holftein-Tauenburg und in Betreff Schleswigs eine 
nationale Ehrenpflicht bilde, zu deren Erfüllung der Bund in jeiner Ge⸗ 
ſammtheit berechtigt und berufen fei, und daß es fich empfehle, dieje 
Solidarität Deutjhlands in allen Stadien der Verhandlung zum Aus- 
drud zu bringen. Dies jchliegt indeflen nicht aus, Daß —2* und 
Oeſterreich aus dem Verhältniſſe ihrer Vertretung in den Jahren 1851 
bis 1852 den Beruf herleiten, für die Rechte des Bundes, ohne den 
Beihlüffen defielben vorzugreifen, in Kopenhagen ihre vorläufige Ver⸗ 
wahrung gegen dad Verfahren Dänemarks einzulegen. 

Wie beide Mächte, ſeitdem die Bereitwilligkeit Dänemarks zur Er- 
tällung feiner 1852 gegebenen Berfprechungen zweifelhaft geworben, fidy 
— haben angelegen ſein laſſen, die herechtigten Forderungen 
Deutſchlands zur Geltung zu bringen, fo haben fie ſich auch gegenwärtig 
über gemeinfchaftlih in Kopenhagen zu thuende Schritte verjtändigt un 
fie bereit8 ind Werf geſetzt. Dieſe Schritte find außerdem von gejonderten 
Kundgebungen beider Babinette begleitet, deren Inhalt, nach dem eigen- 
tbüämlichen Verhältniſſe eines jeden von ihnen, zu der Entftehung der Ber: 
abredungen von 1851 bis 1852 bemefjen und geeignet ijt, den Eindrud 
der vollen Webereinftimmung zu verftärten, in welcher beide Deutjchen 
Mächte und mit ihnen vorausfichtlic die Geſammtheit des Bundes dem 
Borgehen Dänemarks entgegentreten.“ 


Aus der Erwiberung bes Abg. Dr. Löwe. 


Wenn wir dieſe Politik beklagen, die den Schwerpunkt unjeres Staates 
nicht mehr in Dentſchland findet, die Stüge nicht mehr im Baterlande, ſondern 
m feiner öſtlichen Verbindung ſucht, wenn wir diefe Ruffifche Allianzpolitit be- 
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Hagen, fo begreifen wir zugleich vollftändig, daß das Minifterium eine ſolche veine 
Cabinetspolitik nicht mit unjerer Wehrverfaſſung von 1813, nicht mit einer Armee 
von 1813 ausführen Fönnte, dazu müßte es eine reorganifirte Armee haben, eine 
große ſtehende Armee, mit der Cabinetspolitif getrieben werben lann, und zwar 
Cabinetspofitit gegen die nationale Politik. Wenn wir in dieſem Augentlide 
von bem Herrn Dlinifter gehört haben, baß er den Krieg führen würbe obne 
unfer Gutheißen, alfo ohne die Bewilligung, die nothwendig ift für einen großen 
Krieg, in dem wir vielleicht in Elend und Schaude geſtürzt werden follen, fc 
müſſen wir wohl bedenten, daß dieſe Cabinetspolitik erft möglich geworden ıf, 
wenn man nicht erft bei der Landwehr anzuklopfen braucht, um dieſen Cabinets- 
krieg zu führen. Wir haben noch nicht foviel Rechte in unferm Berfaffungsieben 
erlangt, daß wir verhindern Finnen, daß unfer Baterland nicht in einen uuge- 
rechten, unglüdlichen Krieg geftürzt werde, unb doch follen wir in diefem Augen 
blide das einzige inbirecte Veto jchon aufgeben, das die Nation feit dem Jahre 
1813 in großen Kriegs⸗ und Friedensfragen durch bie Landwehrverfafſung in 
Händen hatte? Nein, meine Herren, gewiß nicht! Um unfre inneren Berbätt: 
niffe find wir nicht in der Lage, jet beftimmte Anträge zu flellen, es iſt wahr, 
aber wir müſſen une an unſere eigenen Pflichten erinnern, wir müſſen tem 
Herrn Minifter noch einmal deutlich fagen, wie wir zu der Kriegsfrage ſteben. 

Ich behaupte aber, daß die Pflicht dieſes Hauſes dann dahin gebt, Dielem 
Minifterium nicht 6108 wegen feiner verwerflichen Grunbjäge, nicht blos wegen 
feiner Zenbenz bie Mittel zu verjagen, fonbern befonders beshalb, weil bieies 
Minifterium einen fo außerordbentlihen Mangel an ffaatsmän- 
nifher Geſchicklichkeit und Einfiht, an Kenntniß der wirklichen 
Berhbältniffe des Staats, beſonders aber ber wirlliden Macht 
mittel Diejes Staats gezeigt bat, daß wir ihm feine neuen Mittel, 
fo weit wir es verhindern können, in Die Hände geben bürjen, 
weil wir die Mittel, die wir ibm in bie Hände geben, ale ver- 
wüftet betrachten. In diefem Sinne verwahren wir uns gegen tiefe Er 
Märung des Herrn Minifter- Präfidenten, welche bie parlamentarıfhe Sitte nod 
binvert, näher zu qualificiren, daß man einen Krieg führen wirb ohne Die An- 
flimmung der Bollsvertretung. Beginnen kann man ihn, aber dieſe Männer 
werben niemals die Geſchicke der Nation inHänden haben, wenn 
die Nation mit ihrem Blute dafür einftehben muß; dann iſt ber 
Augenblid gekommen, wo fie dieſe Site, die fie im Natbe ver 
Nation immer freiwillig räumen, ſobald große Angelegenbeiten 
verhandelt werden, auf immer räumen werben. 


9. Juli. Der deutihe Bund fordert die dänische Regierung auf, 
der Bekanntmachung vom 30. Diärz feine Folge zu geben, 
widrigenfalle er ſich genöthigt jehen würde, zur Aufrecht⸗ 
baltung der verlegten Rechte, was die Herzogthümer Hol: 
itein und Lauenburg betrifft, das bereitö durch ven Buntes: 
beihluß vom 12. Auguft 1858 eingeleitete Erecutionsver: 
fahren wieder aufzunehmen, in Betreff des Herzogthums 
Schleswig aber alle geeigneten Mittel zur Geltendmachung 
der ihm durch ein völferrechtliched Abfommen erworbenen 
Nechte in Anwendung zu bringen. 
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27. Auguft. Der dänifche Geſandte erflärt, dab feine Regierung 
ih niht im Stande befinde, die Proclamation vom 
30. März zurüdzunehmen, dagegen ſei fie bereit, „jede 
wünſchenswerthe Auskunft über alle Dispofitionen diefer 
Proclamation zu geben” und alle Vorſchläge, weldye ihr 
in Beziehung auf die Herzogthümer Holftein und Lauenburg 
gemacht würden, in „ernfte Erwägung” zu ziehen. 

3. September. Circulardepeſche des däͤniſchen Minifters Hall. 


„+. Die Selbſtſtändigkeit, welche Deutjchland für Holftein mit einer Heftig⸗ 
fit geforbert hatte, welche in umgekehrtem Berhältniffe zu ber Geſetzlichkeit ber 
Kerderung fand, ift von ber Regierung bes ange eingeräumt worden. Nach 
unferer Auslegung ber Bekanntmachung vom 30. Mär, und, wie man balb zu 
jeben befommen wirb, nach unferer Weife fie auszufllhren, wirb Holftein von 
jegt ab dazu gelangen, bie ganze freiheit zn genießen, bie ber Bunb wünſchen 
lann. Aber die Re ierung ift auf bem Wege ber Verföhnung noch weiter ge- 
gangen. Sie bat fidy bereit erflärt, fi mit dem Bunbestage auf Verhandlungen 
Annaflen wenn biefe Berfammlung nad einer etwas genaueren Unterjuchung 
der untmachung, als bie, welche fie derſelben bisher hat zu Theil werben 
Iofien, zu dem Refultate kommen follte, daß noch einige Punkte zurüdfteben 
jelten, in denen bie Bekanntmachung nicht hinreichend die holſteiniſchen Inter- 
efien wahrgenommen bat. Unter biefen Umſtänden fieht man leicht ein, daß 
jede Befegung von Holflein, zu welder der Bund follte ſchreiten 
wollen, jeLbft jedes Bormwanbdes entbebren würde, um noch als 
bundesmäßige Handlung betrachtet werben zu können. Ihr Gegen- 
Rand würde ſein, nicht Holftein eine jelbfifländige und unabhängige Stellung zu 
Ihaffen, fondern den König zu zwingen, forderungen einer ganz anberen Art 
mit Hinfiht auf Theile ber Monarchie zu bewilligen, die, wie man auch fonft 
über die Eompetenz des Bunbes mit Hinficht auf das Bundesgebiet urtheilen 
mag, außerhalb feines gejetlichen Umkreiſes liegen. Wenn bie Armeen Deutich- 
lands über Eider gingen, würde jeder ben internationalen Charakter eines 
jolgen Schrittes anerlennen. Aber kann man einen einzigen Augenblid baran 
zweifeln, daß der Bund einen durchaus gleihen Mißbrauch ber Macht begeht, 
wem er fih in Beſitz von Holflein fett, mit ber notoriihen Abficht, auf bie 
Einnahmen biefes Landes Beichlag zu legen und ſonach bie Übrigen heile ber 
Monardie zu zwingen, allein bie Laſt der Staatsihuld und die anderen Aus- 
gaben zu tragen, von denen ein Theil mit Recht Holftein obliegt? Dieſe neuen 
aften, zu benen bie bebeutenden Ausgaben kommen, welche durch bie Furcht 
nothwenbig gemacht werben, daß bie beutichen Truppen von einem Tag auf ben 
anderen einen Einfall in Schleswig und in Jütland machen dürften, würbe bald 
Dänemark erbrüden und uns fchließlich zwingen, uns zu unterwerfen. Allen 
Eophismen ber Welt wirb es nicht gelingen, ben wahren Charakter einer 
fogenannten Execution zu verbergen, bie unter ſolchen Umfländen und in folcher 
Abſicht geſchieht; und der einfachſte Menſchenverſtand wird begreifen, daß wir uns 
niemals ruhig in bie Stellung finden Mnnen, die man uns bereiten will, und 
tie ſchſimmer als Krieg fein wärbe, Unſer Entfhluß war deßwegen lange 
gefaßt, und ich habe allen Grund, zu glauben, daß wir nicht auf unſere 
eigenen Hälfesmittel beſchränkt fein werben, in einem Kampfe, 
in weldem es nicht bloß das Schidjal Dänemarks, fonbern aud 
die heiligfien Intereffen bes ganzen Nordens gilt... .“ 


Yürk Biemarc. 9 
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29. September. Engliide Mahnung an den beutihen Bund. 


Aus der Depeſche Ruffells an den engliſchen Geſandten in Frankfurt: 

„... 3. Mai. ift durch den Tractat von London vom 8. Mai 1852 verbunten, 
bie Integrität und Unabhängigkeit Dänemarks zu achten. Der Kaifer von Defler- 
reih und der König von Preußen haben dieſelbe Verbindlichkeit übernemmen. 
3. Maj. würde nidt mit Gleichgültigleit eine militärifche Occupation Holſteint 
feben, melde nur unter Bedingungen aufhören Tönnte, melde weſentlich die 
Conftitution ber ganzen däniſchen Monarchie berühren. I. Maj. Regierung würte 
dieſe militärifche Occupation nicht als eine rechtmäßige Ausübung der Macht 
des deutfhen Bundes anerkennen, noch zulafien, daß fie mit dem Namen eine 
eigentlihen Bunbeserecution belegt werten könnte. I. Maj. Regierung würte ki 
ber Ausführung eines ſolchen Schritte gegen Dänemarl und das europuiide 
Interefje nicht gleihgältig fein. I. Maj. Regierung erfucht daher bie bentide 
Bundesverſammlung fehr eruftlih einzuhalten, und bie GStreitfrage zwiſchen 
Deutichland und Dänemark der Vermittlung anderer Mächte zu unterwerien, 
welche der Streit nicht berührt, bie aber bei der Erhaltung des Friedens ven 
Europa und ber Unabhängigkeit Dänemarks tief intereffirt find.“ 


1. Oktober. Bundestagdbeihluß wegen Erecution gegen 
Dänemarf. 


„I. Die k. dänifche herzoglich holftein-Tauenburgifche Regierung bat 
ihre bundesmäßigen Verpflichtungen bezüglid der Verfaſſungsverhältnine 
der Herzogthitmer Holftein und Yauenburg nicht erfüllt, und insbeſondere 
dem Bundesbeichluffe vom 9. Juli d. J. durch ihre Erklärung vom 27. Augufl 
d. J. nicht Folge geleiftet; e8 ift daher nunmehr das geeignete Erecutions- 
verfahren‘ zu befchliegen, um die Ausführung der Bundesbeſchlüſſe vom 
11. Februar und 12. Auguft 1858, vom 8. J 1860, vom 7. Februar 
1861 und 9. Juli 1863, fomeit diefelbe nicht bereit3 flattgefunden bat, 
in den genannten beiden Herzogthümern herbeizuführen. II. Der Auftrag 
ur Vollziehung ift an die Eifzrliche öſterreichiſche, die k. preußiiche, die 
. fächfiihe und die k. hannoveriſche Regierung zu ertbeilen, und zwar fin? 
1) die höchſten Megierungen von Sachſen und Hannover zu erjucken, 
je einen Sivilcommijfär zu ernennen, welche eintretenden Falles nad 
der ihnen dieferhalb von der Bundesverfammlung zu ertheilenden In- 
firuftion da8 Erecutionsverfahren zu leiten und demzufolge, bis zur vol: 
ftändigen Erreihung de8 ad 1 bezeichneten Executions zwedes, im Auftrag 
des deutſchen Bundes die Verwaltung der Herzogthiimer Holftein und 
Fauenburg anftatt und im Namen des König» Herzogs, unbefchadet der 
nur zeitweile filtirten echte defielben, zu führen haben würden und ? 
diefelben höchſten Regierungen zu veranlafien, den Civilcommiſſären ein: 
Truppenabtheilung von etma 6000 Mann, in zwifchen ihnen :: 
verabredender Zufammenfegung, beizugeben, zugleich aber auch die höchſten 
Negierumgen von Defterreid und Preußen zu erfuden, in Gemcın: 
[daft mit denen von Königreich Sachſen und Hannover zur fofortigen 

nterftüguug der gedachten Truppenabtheilung im alle thatſäd 
lichen Widerftandes gegen die Erecutionsvollittefung überlegene Streit: 
fräfte bereit zu halten. III. Bon diefem Beſchluſſe ift der königlich 
berzoglihen Regierung die Aufforderung zur Yolgeleiftung und Anzeige 
darüber binnen 3 Wochen zu richten.“ 
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14. Oftober. Wiederholte Abmahnung Seitend Englands. 


„:.. Wollen Sie dem Präfidenten der Bundesverſammlung vorftellen, daß 
3. Maj. Regierung Grund babe zu glauben, es werbe bie Antwort, welche 
Dinemark der Bunbesverfammlung geben wirb, feine Bereitwilligleit zeigen, das 
Patent vom 30. März im Sinne des Bundesbeſchluſſes vom März 1860 zu mobi- 
fiiren, d. 5. daffelbe proviforifch zu machen, bis bie definitive Stellung Holfteins 
mit Deutichland vereinbart iſt. Auf dieſe Weife werben bie bolfteiniihen Stänbe 
ihre conftitutionellen Privilegien als durch das Lönigliche Patent anerkannt beibe- 
halten. Aber wenn dies geichehen, dann hofft Dänemark Aufſchub der Bundes- 
egecution zu erlangen. Sie wollen dem Präfidenten der Bundesverfammlung 
vorftellen, daß eine Bunbeserecution felbft in ber VBorausfegung, daß fie genau 
auf Holſtein beſchränkt bliebe, nicht erfolgen könnte, ohne bie ſchon beftebenben 
Schwierigkeiten zu vergrößern. Es ift ſehr wahrfcheinlih, daß bie däniſche Re⸗ 
gierung bierauf mit Repreflalien und einer dem beutihen Handel febr nad» 
tbeiligen Blolade erwiedern würde. Aber ſolche Maßregeln würden in Deutſchland 
ſoviel Erbitterung hervorrufen, wie bie Bunbeserecution in Dänemark. — 
3. Maj. Regierung läßt die Anſprüche des Bundes in Holftein und Lauenburg 
völlig gelten, ift aber der Anficht, daß, wenn bie forberungen der Bunbesver- 
ſammlung auf bie deutſchen Herzogthümer fich beſchränkten, diejelben ohne Bunbes- 
egecution und obne fi den mit der Ergreifung einer ſolchen äußerſten Maßregel 
verbundenen Gefahren auszufegen, befriebigt werben könnten.” 


22. DHober. Die Bundedverfammlung beichließt die engliichen 
Depeichen ablchnend zu beantworten, da die Erecution in 
Holitein» Lauenburg eine innere deutſche Frage fei. 

15. November. Tod ded Königd von Dänemarf, (f. |päter.) 


17. Weitere Entwickelung des innerm Konflikte. 


I. Mai. Berhandlungen über die Militärfrage. 
Die Nothwendigfeit der Reorganijation. 


Aus der Erklärung des Kriegs - Minifters von Roon: 


„Die Ueberzeugung, welde die Regierung bei ihren Reorganifationsplänen 
leitet, ft eine jehr tiefe und ſehr wohlerwogene. Die Regierung ift fich dabei 
bemußt, daß es ſich um vie beiligften Interefien des Vaterlandes handelt. Des- 
balb hat die Regierung im Jahre 1860 den erften Entwurf eingebracht; deswegen 
bat fie ihn feftgehalten, mit ber ihr vorgeworfenen Zähigleit und Konfequenz — 
von der man bier gejagt hat: daß fie einer befferen Sache würdig wäre. Deine 
Herren, eine befjere Sache giebt es nicht! 

Wenn die Reorganijation der Armee die Schlagfertigleit des preußiſchen 
Volles nach der Ueberzengung der Regierung für alle Beiten fihert, jo ift damit 
ewas beabfichtigt, was unfer Aller wejentlichfte und michtigfte Intereffen auf das 
AMertieffte unb Innigfte berührt, und ich kann mich nicht enthalten, zu bemerken, 
daß, wenn bie Regierung durch die Beichlüffe der anderen Faktoren ber Gefek- 
gebung an ber Ausführung dieſes wicdhtigften Werkes, welches feit dem Frieden 
beabfihtigt worben, gehindert wirb, auf Sie bie Verantwortung fällt, auf Sie, 
meine Herren (nad links gewendet), die Verantwortung und nicht allein bie Ber- 

9* 
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antwo vor ben Zeitgenoſſen, ſondern auch vor ben Nachlommen. Meine 
Herren! Wenn bie Ketten ber Fremdherrſchaft im Lanbe raffeln, daun wirb man 
gewahr werben, was man verihmäht und surädgemiefen bat. 

Der Zwed jeber Armee ift doch — in kurzen Worten — Bertheibigung 
bes Baterlandes nah außen. Diejer Aufgabe muß die Armee gewachſen jein. 
Wenn fie es ift, dann erfüllt fie ihre Beſtimmung; wenn fie aber biefer Anfgabe 
nicht gewachſen ift, meine Herren, bann fort mit ihr! dann find Ihre 158,000 Mana 
auch noch viel zu viel. Warum wollen Sie biefe dann unterhalten? Wenn Ex 
aber für bie Löſung ber Aufgabe eine flärkere Armee für nothwendig balten 
müffen, jo glaube ih, iſt e8 eines jeben Baterlanbsfreunbes Pflicht, dafür zu 
forgen, daß eine ſolche eriftirt, und dieſer Verpflichtung hat fich bie Regierung 
nicht entziehen zu bürfen geglaubt. Ich bin aber der Dleinung, daß das Pant, 
Daß unfrer edles, ftolges Bolt zu einer folhen Berzichtleiftung auf Wehrfähigkeit 
und Selbſtſtändigleit nicht entichloffen if. Ich bin der Meinung, daß unier Boll 
weit entfernt davon if, die Armee abzuſchaffen, oder auch nur in einem Mae 
u verringern, daß fie ihrer Aufgabe nicht gewachſen wäre. Daran denkt bas 
and nicht; unfer Boll weiß ſehr gut, daß feine ruhmvolle Geſchichte Eins iſt 
mit der Geſchichte feiner glorreihen Armee, und dieſes Bewußtſein bat fich be 
währt und lebendig erhalten bis in die legten Jahrzehnte.“ 


11. Mai. Konflikt ded Kriegs⸗Miniſters mit dem DBice- Präfi: 
denten von Bodum: Dolffs. 


Erllärung des Staatd-Miniftertums. 


„sn der heutigen Sigung hat der mitunterzeichnete Kriegbminifter fid 
genöthigt gejehen, perfönlich verlegende Yeußerungen einzelner Mitglieder 
des Haufes der Abgeordneten, nachdem bdiefe von dem Präſidium nict 
gerügt worden waren, feinerfeitö zurüdzumeifen. Ex iſt dabei vom Präfi 
dentenftubl aus unterbrochen worden; Ic Bitte, ihn nicht zu unter: 
brechen, und feine Berufung auf das verfaffungsmäßige Recht der Miniſter 
baben fein Gehör gefunden; es ift ihm fogar vom Präfidentenftuhle aus 


Schweigen geboten worden. Die Teak wurde demnädhft vertagt. Dad 


Staats » Minifterium glaubt, das Berfahren des Präfidiums feiner prin⸗ 
ipiellen Bedeutung wegen gm Begenftand einer Erörterung machen zu 
—* Nah Art. 60 der Verfafſungs⸗Urkunde müffen die GRimifter auf 
ihr Verlangen zu jeder Beit gehört werden, jede Kammer kann die Gegen: 


wart der Mintfter verlangen. Nach den Artikeln 78 und 84 regelt jede 
Kammer ihren Öejhäftögang und ihre Disziplin durch eine Gefchäfts: · 


ordnung und können die ‘Mitglieder der Kammer für ihre außgefprochenen 
Meinungen nur innerhalb der Kammer auf den Grund der Gefchäfts- 
ordnun am Rechenſchaft gezogen werden. Dieſe Beftimmungen der Ber- 
faſſungs⸗Urkunde, und fie find die einzig maßgebenden, unterwerfen nut 
die Häufer des Landtages der durch ihre Gefchäftsorbnung geregelten 
Disziplin, ftellen die ftrenge and derfelben aber auch in Ausficht. 
indem fie in Hinblid auf dieje die Anwendung der allgemeinen Straix 
fee gegen etwaige ungefegliche Aeußerungen der Abgeordneten außfchließen. 
Den Miniſtern Äebt dag gleiche Privilegium nicht zur Seite, dagegen find 
fie auch der Disziplin des Haufes durd feine Beftimmung unterworfen. 
Mit dieſen verfaflungsmäßig feftgeftellten Grundſätzen fteht das heut: 
vom Präfidentenftuhl auß beobachtete Verfahren im Widerfprud. Das 
Präfidium bat unter Berufung auf die ihm angeblih zuſtehenden Tre 
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— Befugniſſe einen Miniſter unterbrochen und ihm Schweigen auf⸗ 
erlegt 


gt. 
Wenn der Art. 60 der Verfafſung den Kammern das Recht beilegt, 
die Gegenwart der Minifter zu verlangen, fo ift das Korrelat der daraus 
fih ergebenden Zerpflichtungen der Miniſter deren Anſpruch auf Gewäh⸗ 
rung des ihnen zuftehenden Rechts, zu jeder Zeit gehört zu werden. Dies 
Reit wird aber illuforifh gemacht, wenn das Präfidium die Befugniß 
in Anſpruch nimmt, nad eigenem Ermefien den Umfang und das Fi 
der Redefreiheit der Minifter zu befchränfen. So lange diefer dem heu⸗ 
tigen Berfahren des Präfidiums zu Grunde liegende Anſpruch aufrecht 
erhalten wird, glaubt dad Staatsminiſterium der ihm nur unter Voraus⸗ 
—F der vollen Gewährung ſeiner Rechte auferlegten Verpflichtung, in 
den Kammern auf Verlangen gegenwärtig zu ſein, ohne Preisgebung der 
den Räthen der Krone —— gebührenden Stellung, nicht nach⸗ 
fommen zu können. Das Staatsminifterium muß fi vielmehr 
der Zheilnahme an den Berathungen des Abgeordnetenhaufes 
fo lange enthalten, bis ihm durch das Präfidium die hierdurch 
erbetene Erklärung zugeht, daß eine Wiederholung des heu— 
tigen, der gefeglihen Begründung entbehrenden Verfahrens 
egen ein Mitglied des Staatdminifteriums nit in Aussicht 
che (Folgen die Unterfchriften des gefanmten Staat8minifteriums.) 


15. Mai. Beichlüffe des Abgeordnetenhaufes. 


. Daß ber Präfident jeden Rebner, aljo auch bie Minifter unterbrechen Tann, 

. daß durch eine folde Unterbrehung das verfaffungsmäßige Recht ber Mi- 
nifter, jederzeit gehört zu werben, nicht beeinträchtigt wird, 

. daß es hingegengperfaflungswibrig ift, wenn bie Minifter ihre Gegenwart 
im Haufe willfürlih von Vorbedingungen abhängig machen, 

. baß demnach das Haus fich nicht veranlaft findet, auf das im Schreiben 
des Staatsminifteriums vom 11. Mai ausgeſprochene Berlangen einzugeben. 


. 2X Be Ge 


16. Mai. Weitere Erklärung ded Staatd-Minifteriumd zur Auf 
rechterhaltung der Erklärung vom 11. Mai. 


Das Abgeordnetenhaus bleibt bei feinen Beſchlüſſen vom 

15. Mat ftehen und beichließt, eine Adreſſe an die Krone 

zu richten, um jeine allgemeinen Beichwerden über das 
Minifterium vorzubringen. 

20. Mai. Allerbödite Botihaft an dad Abgeordnetenhaus. 


— — „Wir können e8 der Würde Unjerer Regierung nicht für ent⸗ 
iprehend erachten, daß Unſere Miniſter als Vertreter der Krone den Ber» 
bandiungen des Haufes, unter Berzichtleiftung auf die ihnen rechtlich 
zuftehende und verfaffungamäßig verbriefte felbfiftändige Stellung gegenüber 
dem Haufe der Abgeordneten und dem Präfidium defielben beiwohnen. 

ir können daher das Haus der Abgeordneten nur ermahnen, einer 
Lage der Dinge, unter welcher die wejentlichften Intereflen des Landes 
leiden, ein Ende zu machen, indem das Haus der Abgeordneten Unferen 
Miniftern die von denfelben verlangte Anerkennung ihrer verfaflungs- 
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mäßigen Rechte gewährt und dadurch das fernere gefchäftliche Zufammen- 
wirfen nk ohne welches ein Ergebniß ber Verhandlungen des 


Landtages fi nicht in Ausfiht nehmen läßt.“ — — 
22. Mai. Adreffe ded Abgeordnetenhaufes an Se. Majeftät 
den König. 


I. „Ew. Majeftät Allerhböchfte Botihaft vom 20. d. Mts. ift vom Haufe 

ber Beer eten ehrfurchtsvoll entgegengenommen worden. 
ir lönnen daraus nur entnehmen, daß Ew. Majeftät bie Verhandlungen 

des Haufes nicht wahrheitsgetren vorgetragen worden find. Unſer Präfibeut 
bat in der Sikung vom 11. d. Mts. nicht den Anfpruch erhoben, die Minifter 
Em. Majeftät feiner Disciplinargewalt zu unterwerfen. Er hat nicht unter Be⸗ 
rufung auf feine Disciplinargewalt den Miniftern Schweigen genten, fonbern 
nur Gebrauch gemadt von dem ſtets und ohne Widerſpruch der Minifter geübten 
Recht, das Wort jederzeit felbft zu ergreifen und zu dem Zwecke Schweigen zu 
verlangen. In Uebereinftimmung bamit hat bas Haus ber Abgeorbnieten am 
15. d. Mis. den Beſchluß gefaßt: 

daß der Präfident vermöge des ihm allein zuftebenden Rechts, tie 

Verhandlungen zu leiten und die Orbnung im Haufe aufrecht zu er- 

balten, jeben Rebner, auch bie Minifter und beren Stellvertreter, 

unterbrechen fann. 

Das Haus hat hiernach von den Miniftern feine Berzichtleiftung auf ibre 
verfaflungsmäßige felbfländige Stellung gefordert; e8 hat ſich fireng auf ben vor- 
liegenden Fall befhränkt, und zur Vermeibung eines weder dadurch, noch durch 
die Zeitumftände gebotenen Streites jede Beichlußfaffung über das Recht zum 
Orbnungsruf, zur Entziehbung bes Wortes und zu einer fogenannten Disciplinar- 
gewalt forgfältig vermieden. Dagegen haben die Minifter Ew. Majeflät wider 
den Wortlaut ber Verfaffung, welder jebem ber beiden Häufer das Recht zu 
fpriht, die Gegenwart der Minifter zu verlangen, ihr Erfcheinen abhängig ge- 
macht von ber unmögliden Bedingung ber Zurüdnahme einer Behauptung, 
welche bei biefem Hergang weber von bem Präfidium, noch von dem Hauſe aus 
geſprochen war. 

II. Das Haus der Abgeorbneten ftanb bei Empfang ber Allerhöchſten 
Botihaft in Begriff, Ew. Moajeftät mit feiner Borftellung gegen dies Verfabren 
feine allgemeinen Beichwerben Über die Miniſter ber Krone hen und ebrerbieng 
barzulsgen. 

s find mehr als brei Monate vergangen feit unjerer ehrfurchtevellen 
Adreffe vom 29. Januar b.%., ohne daß die Riidtehr zu verfafiungsmäßigen 
zufenden erfolgt, ohne daß eine Bürgſchaft für diefe Rüdklehr gewonnen wire. 

ie Minifter Ew. Majeftät fahren vielmehr fort, verfaſſungswidrige Grunt- 
fätze offen auszufprehen unb zu bethätigen. — — 

Nicht genug damit, haben fie ihre Mitwirkung bazu verweigert, das in ber 
Berfaffung eerheihene Ausführungsgejeg Über bie Verantwortlichleit der Minifter 
mit der Landesvertretung zu vereinbaren: ja fie haben keinen Anftanb genommen, 
vor verfammeltem Haufe zu erflären, daß fie ihre Verantwortlichkeit dem Sprude 
bes von ber Berfaflung dazu berufenen Gerichtöhofes nicht unterwerfen können. 

II. Inzwiſchen bat das Haus der Abgeordneten pflihtmäßig diejenigen 
Berhandlungen fortgejegt, welche bem Lande jeine vollsthämliche Wehrverfaffung 
erhalten, dem Heere die gejetzlihe Grundlage fihern, die Orbuung bes Etaatr- 
haushaltes berftellen, dem Laube fein verfaffungsmäßiges Recht und feinen inneren 
Brieben wiedergeben jollten. Die Minifter der Krone find es, welche durch bas 

bbrechen ber perfönlihen Verhandlung mit bem Haufe, biefen Zwed ber 
Seffion vereiteln. 
IV. Dem inuern Zerwürfniß bat ſich ſtets wachſend die äußere Gefadt 
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jugejellt. Unter Ew. Majeflät Regierung war Preußens äußere Tage glinftiger 
geworben, als feit langer Zeit. Die Hoffnungen auf Wiederherfiellung ber Macht 
und Einheit Deutſchlands hatten fih von Neuem belebt. 

Die gegenwärtigen Minifter Ew. Majeſtät haben biefe Erwartungen ge- 
täuſcht. Durch ihre Politik nach Außen, durch ihr verfaffungsmwidriges Verfahren 
im Innern haben fie das Bertrauen der Böller und der Regierungen 
verjherzt. Preußen ftebt faft allein in Deutichland, ja in Europa. 

Das Haus der Abgeorbneten hat feine Stimme zu wieberbolten Malen 
erhoben, um die Miniſter Ew. Majeftät aufzuhalten auf ben gefährlihen Wegen, 
welche fie in der auswärtigen Politit betreten haben. Sein Rath ift zurüdge- 
wiegen worben. Die Minifter haben erflärt, fie würben, wenn fie es für nöthig 
bielten, Krieg führen mit ober ohne Outheißen der Landesvertretung. 


Allergnäbdigfter König und Herr! 

V. Das Haus der Abgeorbneten naht dem Throne in einem Augenblid, 
in weldem es leider nicht mehr zweifeln kann, daß Ew. Majeftät bie Abfichten 
tes Hanfes und bie Wünfche des Landes nicht der Wahrheit getreu vorgetragen 
werden. Es erfüllt noch einmal feine Gewifienspflicht, indem es vor Ew. Majeftät 
in tieffter Ehrfurcht erflärt: Das Haus der Abgeorbneten bat fein 
Nittel der Berfländigung mehr mit diefem Minifterium; es lehnt 
feine Mitwirkung zu der gegenwärtigen Politil der Regierung ab. 
Jebe weitere Verhandlung befefigt uns nur in ber Ueberzeugung, 
daß zwifhen den Rathgebern der Krone und dem Lande eine Kluft 
beſteht, welche nicht anders, ald durch einen Wechſel der PBerjonen, 
und mehr noch, durch einen Wechſel des Syflems ausgefüllt 
werben wird. 

VI. Königlide Majeftät! Das Land verlangt vor Allem bie volle Achtung 
jenes verfaflungsmäßigen Rechts. 

Seit dem Beheben der Berfaffung find die Rechte und Intereffen ber 
Krone von der Bollsvertretung ſtets gewiffenhaft geehrt, ift ben Miniftern die 
Anerkennung und Ausübung ihrer verfaffungsmäßigen Rechte nie beftritten worben. 
Aber die wichtigſten Rechte der Vollövertretung find mißachtet und verlegt. Ver⸗ 
geblih harrt das Land ber in ber Berfaffung verheißenen Geſetze. 

Möge Ew. Königliche Majeftät diefem Zuftanbe, der für Staat und König- 
thum ſchwere Gefahren birgt, eine Schranke ſetzen. Möge fo, wie in ben ruhm- 
wihften Tagen unferer Vergangenheit, Ew. Majeftät ven Glanz des Königlichen 
Haufe, die Macht und Sicherheit der Regierung in dem gegenjeitigen Bande 
des Bertrauens und der Treue zwiſchen Fürſt und Volk fuchen und finden. 

Nur in biefer Einigkeit find wir ſtark. Getroft Böunen wir dann — aber 
au nur daun — einem jeden Angriffe entgegenjehen, er komme, woher er wolle.“ 


26. Mai. Allerhöchſte Botſchaft auf die Adrejje. 
„Ih babe die Adrefle des Haufes der Abgeordneten vom 22. d. Mts. 
erhalten. 


Denn die Erwiderung auf Meine Botichaft vom 20. d. Monats 
nur der bereits zur Berathung geftellten Adreſſe einleitend hinzugefügt 
worden ift, jo fteht dies Verfahren mit den früher und jet wiederholten 
Berfiherungen ehrfurchtsvoller Gefinnungen gegen Mich nicht im Einklange. 

Eine Berhätigung biefer Geſinnungen kann Ich auch in der vom Haufe 
ausgeiprochenen Borausfegung nicht Inden, dag Mir die Abfichten des 
Haujed und die Wünfche des Landes nicht der Wahrheit getreu vorge 
ragen wären. Das Abgeordnetenhaus follte es willen, daß Mir die 
Lage deö Landes wohl befannt ift, daß Preußens Könige in und mit 
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ihrem Volk leben und daß fie ein klares Auge und ein warmes Herz für 
die wahren Bedürfnifie des Landes haben. 

Auch über die Vorgänge in der Sigung vom 11. d. Monats wear 
Ich genau und mwahrheitögetreu unterrichtet. Es hätte deshalb der Ein- 
reihung des ftenographifchen Berichte® über biejelbe nicht bedurft. 

Die Thatfache ftebt Feft, dag das Präfidium einen Meiner Miniſter 
nicht nur unterbrochen und ihm Schweigen geboten, fondern ihm auch 
duch Bertagung der Sikung das wiederertheilte Wort fofort entzogen 
bat. Diefem Ucte konnte keine andere Deutung gegeben werden, als daß 
en fi Fe eine Anwendung der Disciplinargewalt des Präfidiums ge 
andelt babe. 

In feinen Rüdäußerungen auf die Schreiben des Staatsminifteriums 
vom 11. und 16. d. Monats hat das Haus der Abgeordneten es vermieden, 
ſich über den ‚panptpunft außzujprechen. Auch die Adrefie verſucht, ibn 
zu umgehen. Wenn es in derieiben jedoch heißt: 

„Das Haus hat von den Miniftern feine Verzichtleiftung auf ihre ver- 
faſſungsmäßige felbftändige Stellung gefordert,“ 
fo fehe Ich bierin neben dem Anerkenntniß, daß die Bertreter der Krone — 
wie felbftverfländlihd — der Dieciplinargewalt des Präfidiums überhaurt 
nicht unterworfen find, insbeſondere die BZufiherung, daß aud) das Haus 
einen unberedhtigten Anfpruch in diefer Beziehung nicht ferner erhebt. 

Hätte das Haus eine folhe Aeußerung rechtzeitig gethan, fo würd 
e8 feine Veranlafjung zu der grundlofen Beſchuldigung gefunden haben, 
dag Meine Minifter durch das Abbrechen der perſönlichen Berbandlung 
mit dem Haufe die Erfüllung des Zweckes diefer Seffion vereitelt hätten, 

Darnah würde Ih Meine Miniſter haben veranlafien können, die 
Berhandlungen mit dem Haufe wieder aufzunehmen und von Neuem zu 
verfjuchen, ob und inmwiemeit diefelben einem befriedigenden Abjchluffe ent: 
egengeführt werden konnten. Allein da8 HaushatinfeinerAdrefie 
—36 jede Hoffnung auf irgend ein erſprießliches Nefultat 
ber fortgejegten Verhandlungen abgefhnitten. 

Die Adreſſe beflagt, daß in den legten drei Monaten die Rückehr 
zu verfaflungsmäßigen Zuftänden nicht erfolgt fe. Meine Minifter 
e8 an den zur Erzielung eines gefeglich geordneten Staatshaushalts er- 
forderlihen Vorlagen nicht fehlen laſſen. Cie tragen nicht die Berant- 
wortung dafür, daß die Beſchlußnahme über diefelben bisher nicht erfolgt 
ift, vielmehr bat da8 Haus Zeit und Kräfte auf vr und Tide 
euffionen verwendet, deren Tendenz und Form ſchon ſeit längerer Zeit 
Zweifel an einem die Landesintereſſen fördernden Refultat der Verband» 
lungen erweden mußten. 

Die Behauptung, daß Meine Minifter verfaffungsmwidrige 
Grundſätze ausgeſprochen und betbätigt haben, ſowie daß die wid» 
tigften Rechte der Vollsvertretung mißachtet und verlegt worden jeicn, 
entbehrt jeder tbatjählihen Begründung. Es wäre Sade bei 
Haufes gemwejen, den Nachweis diefer Behauptung mwenigften® zu verſuchen 
und bie vermeintlih mißachteten Vorſchriften ber Berraffunggurhunde ze 
bezeichnen. In dieſer Hinſicht wird jedoch nichts weiter angeführt, als 
daß Meine Miniſter ihre Mitwirkung zur Vereinbarung eines Geſetzes 
über die Miniſterverantwortlichkeit für jetzt abgelehnt haben. Ebenſowenig 
wie den frühern Miniftern lann aber den gegenwärtigen eine Berfaffungs- 
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verlegung aus dem Grunde zum Bormurfe gemacht werden, daß fie eine 
weitere agung diefer Geſetzgebung, für welche ein beftimmter Zeit» 
—* nicht vorgeſchrieben iſt, den Intereſſen des Landes für entſprechend 

en. 
Die Haltung, welche die Mehrheit des Hauſes beobachtet hat, ſo oft 
die Beziehungen Preußens zum Auslande in den Kreis ſeiner 
Erörterungen gezogen worden find, hat Mich mit tiefem Leidweſen erfüllt. 
Man hat die auswärtige Politit Meiner Regierung aus dem jchroffiten 
Standpunkt des inneren Barteiinterefjes beurtbeilt, und einzelne Mit- 
* bes Hauſes haben ſich ſoweit vergeſſen, mit Verweigerung der 
Mittel ſelbſt Rx einem gerechten Kriege zu drohen. Diefer Haltung ent- 
ſprechen die Behauptungen der Adrefie über die auswärtigen Verhältniſſe 
Preußens und die daran gelnüpften Anfchuldigungen gegen Meine Regie» 
rung. Der Wirklichkeit entiprechen fie nicht. Die Stellung Preußens ift 
nicht ifolirter, al3 die anderer Europäiſcher Staaten; ebenjowenig aber, 
wie die übrigen Mächte, kann Preußen ſich unter den gegebenen Berhält- 
mflen der Nothwendigkeit entziehen, den gegenwärtigen Beftand feiner 
Wehrkraft ungefhwäht aufrecht zu erhalten. 

Wenngleich Ich nicht gefonnen bin, patriotiichen Beirath, auch in 
Fragen der außwärtigen Politit, von der Hand zu meifen, fo kann ein 
folder doch nur dann von Werth fein, wenn er fi auf volle Kenntniß 
aller einichlagenden Berhältnifie und Verhandlungen ftügt. Wird über 
Nichtbefolgung dieſes Rathes aber Beſchwerde erhoben, jo liegt darin ein 
unberechtigter Verſuch des Haufes, den Kreis feiner verfafjungsmäßigen 
Befugniß zu ermeitern. 

nter allen Umftänden ift und bleibt e8 ausſchließlich Mein durd 
Art. 48 der Verfaſſungsurkunde verbrieftes Königliche Recht, über Krieg 
und Frieden zu befinden. 

In diefer, wie in jeder andern Beziehung ift e8 Meine Pflicht, den 
auf Geſetz und Verfaſſung beruhenden Umfan Königliher Gewalt unge- 
ſchmälert zu wahren, und das Land vor den Öefahren zu behüten, welche 
eine Berlegung des Schwerpunktes unſeres gejammten öffentlichen Rechts⸗ 
beftandes ın ihrem Gefolge haben würden. Mit allem Ernft muß 
den Beftreben des Haufes der Abgeordneten entgegentreten, jein vers 
Iaffungämäßige2 Recht der Theilnahme an der Gejeggebung als ein Mittel 

eſchränkung der verjaffungsmäßigen Freiheit Königliher Entſchlie⸗ 
—* zu benutzen. Ein ſolches Beſtreben giebt ſich darin kund, daß das 
dans der Abgeordneten feine Mitwirkung zu der gegenwärtigen Bolitik 
einer Regierung ablehnt, und einen Wechjel in den Perjonen Meiner 
Rathgeber und Meines Negierungsfyftens verlangt. Dem Art. 45. der 
Berfaffungdurfunde entgegen, wonach der König die Minifter ernennt und 
entläßt, will das Haus Mich nöthigen, Mi mit Dliniftern zu umgeben, 
welche ihm genehm find; e8 will dadurch eine verfaſſungswidrige Allein- 
berrichaft des Abgeordnetenhaufes anbahnen. Dies Berlangen weife Ich 
zurüd. Meine Minifter befigen Mein Bertrauen, ihre amt- 
liden Handlungen find mit Meiner Billigung geſchehen, und 
3 weiß es ihnen Dank, daß fie fich angelegen jein laffen, 
dem verfajfungswidrigen Streben des Abgeordnetenhaujes 
nah Machtermeiterung entgegenzutreten. 
Unter der Mitwirkung, melde das Haus Meiner Regierung zu ver 
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weigern erflärt, kann Ich nur diejenige verftehen, zu welcher das Haus 
verfaffungsmäßig berufen ift, da eine andere weder von ihm beanfprucht 
werden kann, noch von Meiner Regierung verlangt worden if. 

Angefihts einer folhen Weigerung, welche überdies durch ben Ge 
fanımtinhalt und die Sprade der Adreſſe, ſowie dur das Berhalten 
des Haujes während der verfloflenen vier Donate in ihrer Bedeutung 
ar geftellt wird, läßt eine fernere Dauer der gegenwärtigen Sejjion 
feine Reſultate erwarten; fie würde den Intereſſen des Landes weder 
feiner Lage, noch feinen auswärtigen Beziehungen nach entiprechen. 

Auch Ich fuche, wie Meine Borfahren, den Glanz, die Macht 
und bie Sicherheit Meiner Regierung in dem gegenjeitigen Bande 
bes Bertrauend und der Treue zwiſchen Für und Boll. Mit 
des Allmächtigen Hülfe wird es Mir gelingen, die fträflicden 
Verſuche zu vereiteln, welche auf Yoderung diefes Bandes ge» 
rihtet find. In meinem Herzen fteht da8 Vertrauen auf Die 
treue Anbhänglichleit des Preußiſchen Volkes an fein Königs» 
baus zu feft, als daß es Durch den Inhalt der Adreſſe des db. 
geordnetenhaufes erfhüttert werden follte.“ 


Berlin, den 26. Mai 1863. Wilhelm. 


27. Mai. Schluß der Sefjien. 
Aus der Rede des Minifter- Präfidenten v. Bismard. 


Die Regierung Seiner Majeſtät hatte bei der Eröffnung diefer 
Sigungsperiode den Wunſch und das Beftreben fund gegeben, ein ein- 
müthiges Zujammenwirfen mit den beiden Häufern des Yandtageß her- 
zuftellen. Die beftehende Berfaffung und die gemeinjame Hingebung für 
das Wohl des Landes und die Ehre der Krone war als die Grundlage 
bezeichnet worden, auf welcher dieſes Ziel zu erreichen ſein werde. 
Nah den Ergebnig der Thätigkeit des Nandtages in den verflofienen 
bi Monaten ift diefer Wunſch jedoh im Wejentlicden unerfüllt ges 
lieben. — — 

Das Haus der Abgeordneten ift ſchon durch die Kundgebungen, vou 
welden der Beginn feiner Arbeiten begleitet war, in&befondere aber durch 
die an des Königs Majejtät gerichtete Adrefle vom 29. Januar d. J. in 
einen jchroffen Gegenfag zu der Regierung getreten, und obgleich an das» 
jelbe durch den Allerhöchſten Erlaß vom 3. Februar d. J. die ernfte Auf- 
forderung ergangen war, ſowohl durch Anerfennung der in der Ber- 
fafiung den verſchiedenen Gewalten gejegten Schranken, als durch bereit- 
williges Eingehen auf die landesväterlichen Abfichten Seiner Majeflät 
des Königs das Werk der Verftändigung a ermöglichen, fo iſt doch das 
Haus in feiner diefer Berftändigung wideritrebenden Haltung verblieben ; 
namentlich bat bdaflelbe durch weit greifende Verhandlungen über die 
auswärtige Politit die Wirkſamkeit der Regierung Seiner Majeſtät zu 
lähmen gefucht und dadurd die Aufregung in den an Polen grenzenden 
Provinzen weſentlich gefteigert. Das Haus der Abgeordneten hat nicht 
Bedenken getragen, den Entftellungen und Angriffen der Gegner der 
Preußiſchen Regierung Ausdrud zu geben und Beſorgniſſe wegen äußerer 
Gefahren und kriegeriſcher Berwidelungen zu erregen, zu denen bie De 
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aichumgen der Regierung Seiner Majeftät zu den auswärtigen Mächten 
leine begründete Beranlaffung geben. Schließlich bat das Haus in der 
Adrefie vom 22. d. Mts. der Regierung die ihn verfaflungsmäßig oblie- 
gende Mitwirkung überhaupt zu verfagen erflärt; hiermit ift der Schluß 
feiner Berathungen unvermeidlich geboten. 

Die Negierung Seiner Majeflät kann e8 nur tief beflagen, daß 
die Erledigung der dem Landtage vorgelegten Finanzgeſetze, und nas 
mentlih Die zeitige Feftftellung des Staatshaushalts⸗-Etats für das 
Jahr 1863 ans dieſe Weife vereitelt worden ift, und behält ſich die Ent» 
Ihliegung über bie Wege vor, auf melden biefelben zum Abſchluß zu 
bringen fein werben. 

Die Regierung Seiner Majeftät ertennt den vollen Ernft ihrer 
Aufgabe und die Größe der Schwierigkeiten, welche ihr entgegentreten ; 
fie fühlt fich aber ftart in dem Bewußtſein, daß es die Bewahrung ber 
witigften Güter des Baterlandes gilt, nnd wird daher aud das 
Vertrauen feithalten, daß eine bejonnene Wiirdigung diefer Juterefien 
ſchließlich zu einer dauernden Verftändigung mit der Landeövertretung 
führen und eine gedeihliche Eutwidelung unſeres Verſaſſungslebens er⸗ 
möglichen werde. 


Nach dem Schluß der Seffion. 


1. Zuli. Preßverordnung. 


Aus dem Bericht des Staats - Minifteriums an Se. Majeftät ben 
König: 

„Das Staatsntinifterium hält es unter ben gegenwärtigen Verbältniffen für 
bie dringende und unerläßlihe Aufgabe der Staatsregierung, ihrerfeits auf jebe 
Weiſe dahin zu wirken, baß bie leidenſchaftliche und unnatürliche Aufregung, 
welche in den letten Jahren in Folge bes PBarteitreibens die Gemüther ergriffen 
bat, einer rubigeren und unbefangeneren Stimmung weiche. Hierzu ſcheint vor 
Allem erforderlich, daß ber aufregenden unb verwirrenden Einwirkung ber Tages⸗ 
prefſe kräftig und wirkfam entgegen getreten werbe. 

Die Erfahrung der jüngften Zeit bat von Neuem überzeugend dargethan, 
daß bie durch Das Preßgeſetz vom 12. Mai 1851 lediglich in bie Hand der Ge- 
richte gelegte Einwirkung hierzu nicht ausreicht. 

Ye mehr die Staatsregierung ſich genöthigt ſah, den unberedhtigten und 
übertriebenen Erwartungen unb Forderungen der Parteien Widerftand zu leiften, 

o leidenſchaftlicher und rückhaltloſer mißbrauchte ein Theil der Prefle bie ber- 
je gewährte Freiheit zur heftigften und jelbft gehäffigften Oppofition gegen bie 
Regierung Ew. Königlihen Majeftät und zur Untergrabung aller Grundlagen 
eines geordneten Staatöwejens, fowie der Religion und ber Sittlichkeit. An der 
bellagenswerthen Berirrung der Gemüther, welder die jetige Tage ber Staats» 
verhãltnifſe zuzufchreiben ift, trägt unzweifelhaft die völlig ungezügelte Einwirkung 
der Prefſe einen großen Theil der Schuld. 

Die pofitine Gegenwirkung gegen bie Einflüffe derjelben vermittelft ber kon⸗ 
ſervativen Preſſe kann ſchon deshalb ben wilnfchenswerthen Erfolg nur theilweife 
haben, weil bie meiften der oppofitionellen Organe durch eine langjährige Ge⸗ 
wöhnung des Publitum® und burch die inbuftrielle Seite der betreffenden Unter- 
nehmungen eine Verbreitung befiten, welche nicht leicht zu belämpfen ift. 
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Die Einwirtung ber Yuftizbehörben aber auf Grund des Preßgeiches vom 
12. Mai 1851 und des Strafgefegbuches bat ſich als unzureichend erwiefen, um 
die Ausfchreitungen ber Preſſe erfolgreich zu hindern. Der Kampf wirb feitene 
ber Letzteren zum Theil auf eine Weife geführt, bei welder bie Remedur dur 
die Rechtspflege kaum möglih if. Die gehäffigften Angriffe und Infinuationen 
gegen die Staatsregierung, ja gegen die Krone felbft, werben mit Vorbedacht fo 
gefaßt, daß fie zwar für Jedermann leicht verftänblich, auch für bie große Maffe 
des Volles zugänglich und von verberblichfter Wirkung find, ohne jedoch jeberzeit 
den Thatbeftand einer ftrafbaren Handlung, wie ihn ber Richter feiner Recht⸗ 
ſprechung zu Grunde legen muß, nachweisbar darzuftellen. Oft auch bieten ganze 
Artikel für ſich nicht die Handhabe zur gerichtlichen Verfolgung, während body 
Ber Zufammenhang berfelben mit ber gefammten fonftigen Baltung bes Blattes 
bie are Ueberzeugung von ber verwerflihen und flantögefährlichen Abficht ge⸗ 
währt. Es eriflirt eine Anzahl gerabe in ben unteren Seiöten der Bevölferung 
viel gelefener Blätter, welche auf ſolche Weiſe täglich die verderblichſten Auffaffungen 
und Darftellungen verbreiten und augenfällig einen vergiftenden Einfluß auf die 
öffentliche Stimmung und auf die Sittlichleit des Volles Üben. 

Gegen bieje gefährliche Einwirkung der Prefie kann eine Remebur nur ein- 
treten, wenn neben ber gerichtlichen Verfolgung einzelner firaffälliger Kunbgebungen 
ein Blatt auch wegen feiner —— zur Rechenſchaft gezogen werden 
kann, wenn ber Staatsregierung bie Möglichkeit gegeben wird, ber ſichtlich und 
fortdauernb verberblichen Saltun eines Blattes ein Ziel zu ſetzen. — — 

Als Kriterien einer ſolchen Saftung find ausdrücklich dieſelben Ausfchreitungen 
angenommen, welde nach dem Strafgeiegbuch ein gerichtliches Einfchreiten be- 
gründen, nur eben mit dem Unterfchiede, daß letzteres auf die einzelnen Weuße- 
rungen gerichtet ift, in welchen ein beftimmter ftrafbarer Thatbeſtand vorliegt, 
während bei dem abminiftrativen Berfahren das Vorhandenſein der Ausichreitung 
nad ten im Strafgeſetzbuch erwähnten Richtungen aus ber Gejfammthaltung bes 
Blattes, und zwar aus feiner dauernden Geſammthaltung während einer 
längeren Zeit, entnommen werben foll. — 

Das Staatsminifterium verkeunt nicht bie Bedeutung der in Rebe ſtehenden 
Verordnung gegenüber den bisherigen Beflimmungen über die gejegliche Regelung 
ber Preßfreibeit. 

Daſſelbe ift aber zugleich Überzeugt, daß Die Staatsregierung zur Ergreifung 
berartiger Maßregeln behufs Aufrechterhaltung ber öffentlichen Eicherheit nicht 
blo8 durch Artilel 27 und 63 der PVerfaffungsurfunde vom 31. Januar 1850 
unzweifelhaft berechtigt ift, fonbern baß durch die Einführung der beabfichtigten 
Berorbnung auch ber freien Meinungsäußerung, welche bie Berfaffung gewähr- 
leiften will, in Wahrheit kein Eintrag geſchieht. 

Anden ben verwerflichen Ausihreitungen einer zügellofen Preſſe Einhalt 
gethan wirb, wird die Preßfreiheit felbft auf den Boden ber Sittlichleit und ber 
Selbftahtung zurldgeführt werden, auf weldhem allein fie gebeiben und ſich 
bauernb beieftigen Tann.“ 


Der Regierung Sinn und Streben. 
(Aus der Provinzial: Eorresponbenz vom 15. Juli): 


Ein liberafer Schriftfteller, welcher die neueften Schritte ber Regierung, 
befonder8 die Preßverordnung fehr lebhaft und fcharf befämpft*), geſteht babei 
doch zu: man bürfe von dem aufrichtigen Glauben ausgehen, daß es ber Re- 
gierung „der heiligfte Ernft um das Wohl des Landes, bes Königshauſes und 
des Volkes fei”, — daß Preußens Ehre, Glück und Größe, und die Hingabe an 
dies Ziel auch auf Seiten ber Minifter maßgebend fei. Es könne feine Frage 
fein, daß auch bie über bie Preffe verhängten Maßregeln nicht etwa aus bei- 


*) In ben „Breußiihen Jahrbligern“ 
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potiichem Gelüfl, fonbern aus Wohlmeinung für den Thron und bas Laub 
hervorgegangen, — daß ber höchſte Geſichtspunkt dabei der einer pflichtmäßigen 
Ärforge, einer Zurückführung der aufgeregten und verirrten Gemüther zur 
rduung, Gefetlichleit und Mäßigung fei. 

Gewiß bat der liberale Gegner ber Regierung mit dieſem Zugeſtändniß 
nur Gerechtigkeit geübt, und es wäre ein wahrer Segen für Land und Bolt 
und bie beſte Vorbereitung für bie von allen Freunden bes Baterlandes erfehnte 
Berflänbigung, wenn man nur auf allen Seiten damit beginnen wollte, an ben 
ernften und reblihen Willen der Regierung für Preußens Ehre, Glück und 
Größe zu glauben, ihr nicht „despotiſche Gelüfte” unterzulegen, wo fie nur eine 
pflihtmäßige Fürſorge für Die Beruhigung der aufgeregten Gemüther übt. 

Die Regierung bat e8 ja bei Berfünbigung ber Preßverorbnung ganz Mar 
und beftimmt ausgefprocen: fie halte es für ihre bringenbe und umnerläßliche 
Aufgabe, zunähft dahin zu wirken, baß die Teidenfchaftliche und unnatlirfiche 
Aufregung, welche in ven legten Jahren in Folge des Parteitreibens bie Ge- 
müther ergriffen babe, einer ruhigeren und unbefangeneren Stimmung weiche, 
damit fo ber Boden für eine friedliche Ausgleihung bes traurigen Zwieſpalts 
wieder gewonnen werbe, ber unjere ftaatliche Entwidelung ftört und hemmt. 

Die Regierung ift eben feft überzeugt, daß dieſer Zwieſpalt nicht hätte 
zu entftehen brauden, wenn das VBerftändniß für des Königs Streben und Ab- 
fiäten nicht allmälig durch die Verirrungen uud bie Leibenfchaften des PBartei- 
weſens verbunfelt worben wäre. 

In Preußen ift e8 etwas Unerhörtes und völlig Unnatürliches, daß es zu 
einem ſolchen Zwieſpalt hat kommen können. Bei uns befteht kein Gegenſatz 
zwiſchen Königthun und Volfsfreiheit, zwifchen Armee unb Bürgerthum, zwifchen 
der Autorität des Königlihen Regiments und wahrhaftem Fortſchritt; — Preußens 
Könige jelbft haben den Fortſchritt auf allen Gebieten des öffentlichen Rechte 
und ber sffentlihen Wohlfahrt ſtets auf alle Weife gepflegt unb gefördert. 

Deshalb wird es gewiß nur einer Zeit der VBerubigung, nur einer Be⸗ 
ſchwichtigung jener unnatürlichen Aufregung bebürfen, um ben altbewährten Geift 
ber Treue, um bie alte Einheit zwifchen Fürft und Bolt wieder kräftig hervor⸗ 
treten zu laflen, um zur vollen Berftändigung zwifchen ber Regierung und ber 
Landesvertretung und damit zu einer neuen jegensreichen Entwidelung unjeres 
Berfaffungsiebens zurückzukehren. 

Das ift der Sinn und die Abſicht der neueften Maßnahmen, befonders ber 
Preßverordnung; die Regierung will damit eine Politik der Beruhigung und ber 
Verſöhnung üben, nicht eine Politik der Leidenſchaft ober Despotifcher Gelüſte. 
Aud bie Strenge, welche fie fih augenblicklich auferlegt bat, will fie ficherlich 
nur in dem Geifte einer heilſamen Zucht des Geſetzes, nicht im Geifte ber Rache 
oder ber Vergeltung üben. 

Einer unbefangenen Beurtheilung wirb es mehr und mehr klar werben, 
daß es in Wahrheit nicht beabfichtigt ift, der freien Meinungsäußerung Eintrag 
zu thun, ſondern nur den Ausjchreitungen einer zügellojen aufreizenben Preſſe 
zu wehren und damit „bie Preßfreiheit ſelbſt auf ben Boden ber Sittlichkeit und 
der Seldftachtung zurüdzuführen, auf welchem allein fie gebeihen und ſich dauernd 
befeftigen kann.“ 

Wenn es ber Regierung gelingt, Rube in bie Gemüther zurüdzuführen 
und den Kampf der Barteileivenfchaften enblich wieder zu beichwichtigen, fo wirb 
boffentlih der Erfolg fhon in Kurzem zeigen, baß fie mit der Wiederberftellung 
von Ordnung, Geſetzlichkeit und Mäßigung zugleid auch bie weitere Entwidelung 
der verfafiungsmäßigen Freiheiten ermöglicht und neu gefichert bat. 





18. Frankfurter Fürſtentag. 


1863. Juni — Zuli. Reiſe Bismardd mit dem Könige nad 
Karlebad und Gaftein. 


Brief Bismardd aus Gaſtein an feine Frau vom 28. Zuli. 


— „Bie diefer Tag vor 16 Jahren Sonnenfchein in mein wuſtes 
Aunggefellenleben brachte, jo bat er heut auch diefes Thal damit erfreut, 
und ich habe e8 auf einem reizgenden Morgenſpaziergang zum erften Mal in 
feiner ganzen Schönheit gefehen. Moritz würde jagen, daß es eime riefige 
Schüuſſel mit Grünkohl i, ihmal und tief, die Ränder mit weißen all» 
eiern rundum bejegt. Steile Wände, einige taufend Fuß hoch, mit Tannen» 
und Wiefengrün und eingeftreuten Sennhütten bis an die Schneegrenze 
bededt, und das Ganze von einem Kranz meißer Spigen und Bänder 
umzogen, die der Schnee während der 5 Regentage reichlich bepudert hat 
und deren untere Grenze die Sonne nun allmählig höher rüdt. Dutzende 
von filbernen Fäden durchziehen das Grin von oben, Waflerbähe, die 
ſich berabftürzen im eiliger Haft, als kämen fie zu ſpät zu dem großen 
Gall, den fie mit der Ache zufammen dicht vor meinem Haufe bilden. 
Die Ace ift ein Strom mit etwas mehr Waſſer, als die Ctolpe bei 
Strellin, und vollführt einen rafenden Walzer durch ganz Gaſtein, indem 
fe einige hundert Fuß in verfchiedenen Abjägen zwiſchen Felſen berab- 
pringt. 

Bei diefem Wetter läßt fich leben bier, nur möchte ich gar nichts zu 
thun baben, immer an den Höhen umbherfchlendern, mich auf fonnige 
Bänte jegen, rauchen und die zadigen Schneejpigen durch da8 Glas an-« 
ſehen. Geſellſchaft ift wenig bier, ich lebe nur mit der Umgebung des 
Königs in Verkehr, mit der mich Mittag und Thee täglich zuſammen⸗ 
führen; die übrige Zeit reicht zum Arbeiten, Schlafen, Baden, Geben 
kaum bin. Den alten ** babe ich geftern Abend bejucht; zugleich mit 
dem Kaifer, der am 2. erwartet wird, kommt N. N. und wird mir vor 
Magen, daß das Tügen der Fluch diefer Welt fei.“ 


2. Auguft. Der Kaifer von Oeſterreich in Gaftein. 
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3. Auguft. Abreiſe des Kaiſers. 
Nach der Abreiſe: Ueberreichung eines Einladungsſchreibens 
des Kaiſers zum Fürſtenkongreß in Frankfurt durch 
einen Flügeladjutanten. 


Aus der öſterreichiſchen Denkſchrift über die Noth— 
wendigkeit einer Reform der deutſchen Bundesverfaſſung: 


I. „Je nunſicherer ſich die Lage Europas geſtaltet bat, deſto unabweislicher 
tritt an die deutſchen Fürſten die Anfgabe heran, Angeſichts der inneren und 
äußeren Gefahren, welche Deutſchland bedrohen, ſich rechtzeitig einer haltbaren 
Stellung zu verſichern. Eine ſolche Stellung kann unter den Verhältniſſen, die 
fich in den letzten Jahren ausgebildet haben, augenſcheinlich nicht mehr einfach 
auf die beftehenbe Bunbesverfaffung gegründet werben. Seit lange find die Bundes- 
verträge von 1815 und 1820 in ihren Fundamenten erſchüttert. Eine Reihe 
zuſammenwirkender Thatſachen hat das Gebäude biefer Verträge allmählich immer 
tiefer untergraben. Der Boden der Bunbesverträge ſchwankt unter den Füßen 
beffen, der fi auf ihn ftellt, der Bau ber vertragsmäßigen Ordnung ber Dinge 
in Deutſchland zeigt Überall Riffe und Spalten, und der bloße Wunſch, daß die 
morfden Wände den nächſten Sturm noch aushalten mögen, kann ihnen bie dazu 
nöthige Keftigleit nimmermehr zurüdgeben. Weber Oefterreich, noch Preußen, noch 
bie übrigen beutichen Staaten können fi mit irgend einem Grabe von Vertrauen 
auf den Bund in jeinem jetigen Zuftand ſtützen. Je deutlicher fie dies erlennen, 
deſto weniger bürfen fie an der vollen Berechtigung des Verlangens nad) einer 
Mark durch welde das Bunbesprincip mit neuer Lebenskraft erfüllt würde, 
zweifeln. 

„Was DOefterreich betrifft, fo ift es fich über biefen Punkt vollfommen Har 
geworben. Die faiferliche Re terung ift mit feſtem Willen, wenn auch mit jener 
änferften Vorſicht, die ihren Örunbfägen und Traditionen entjpricht, an bie Frage 
der Ausbildung ber Bunbesverfaffung und beſonders an die ſchwierige Aufgabe, 
die gejeßgebende Gewalt des Bundes zu organifiren, herangetreten. Sie bat ben 
folgenreihen Schritt, bie Vertretungen ber Einzelftanten zur Theilnahme an den 
Bundesangelegenbeiten zu berufen, zunächſt nur in der Form einer vorüber- 
gebenben Maßregel, eines erft durch die Erfahrung zu bewährenten Verſuchs in 
Borihlag gebracht. Erft die Ablehnung ihres Antrags auf eine Delegirtenver- 
fammfung ad hoc bat fie genöthigt, um fo entſchiedener ihre Mitwirtung zu 
einer organifhen Reform in Ausfiht zu ftellen. Seitdem ift Oeſterreichs 
Bort für ein ernftes Streben nad diefem Ziele verpfänbet, und der Kailer fühlt 
fi) gedrängt, dieſes Verfprechen einzulöfen. Der Kaifer hat dem eigenen Reiche 
zeitgemäfte Inftitutionen verliehen. Ex erfennt volllommen an, daß aud bie 
teutiche Nation in ihrer Geſammtheit mit Redt eine Neugeftaltung ihrer politiichen 
Berfaffung erwartet, und Er hält es als Fürft des Bunbes für Pfliht, Seinen 
Mitfürften offen darzulegen, was Er in dieler Beziehung für möglich hält und 
für Seinen Theil zu gewähren bereit if. 

II. „Defterreih® Reorganifationsvorjchläge können nur auf dem mit voller 
Klarheit und Entſchiedenheit feftgehaltenen Föderativprincip beruhen. 

„Manches bat fi in Europa feit 1815 verändert, aber heute wie damals 
bietet die durch die Auflöfung des deutſchen Reiches zur Nothwendigkeit gewordene, 
durch die europäiſchen Verträge ſanctionirte Beffimmung, daß bie deutſchen 
Staaten unabhängig und durch ein Föbderativband vereinigt fein werden, bie 
anzig mögliche Grundlage für bie politiſche Verfaſſung Deutſchlands bar. 
Monarchiſche Staaten, zwei Großmächte unter ihnen, bilden den deutſchen Staaten- 
verein. Einrichtungen, wie eine einheitliche Spige ober ein aus birecten Volks⸗ 
wahlen hervorgehendes Parlament, paffen nicht für biefen Verein, fie wiberftreben 
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feiner Natur, unb wer fie verlangt, will nur bem Namen nad) ben Bund, ober 
Das, was man ben Bundesſtaat genannt bat, in Wahrheit will er das allmähliche 
Erlöſchen der Lebenskraft der Einzelflaaten, er will einen Zuftanb bes Uebergangs 
zu einer fünftigen Unification, er will die Spaltung Deutichlande, ohne welche 
biefer Uebergang ſich nicht vollziehen kann. Solche Einrichtungen wirb Oeſterreich 
nicht vorſchlagen. 

„Die Grundlinien für ihren Reformplan find fomit bereit6 gezeichnet. 
Sie wird die Erridtung eines Bundespirectoriums unb bie periodiſche 
Einberufung einer Berfammlung von Abgeordneten ber Ber- 
tretungskörper der Einzelftaaten in Borfchlag bringen. Nicht verfennenb, 
daß es ftarler Gegengewichte bedarf, um gegenüber biefer Ießteren Einrichtung 
das monarchiſche Princip und bie beredtigte Seibftäubigfeit der Einzelſtaaten 
gegen mögliche Uebergriffe ficher zu flellen, neigt fie fich zugleich zu dem Gedanken, 
ba bie befte Garantie biefer Art unb ein werthvolles Dlittel zur Wahrung ber 
fürftlihen Rechte und ber hohen Stellung ber deutſchen Dynaftien in periodiſchen 
perjönlihen Vereinigungen ber Souveräne Deutihlands gefunden werben könnte. 
Auf den Vorſchlag ber Errichtung eines Bundesgerichtes endlich wird fie 
unter angemeffenen Mobificationen gleihfalls zurüdfommen. Dies find in ben 
wejentlichften Umriffen die Abfichten des Kaifers in Bezug auf die Grundlagen 
einer beilfamen Löſung biefer ernften Frage. 

II. „Ohne Preußens bunbesfreundblide Mitwirlung giebt es für bie 
Aufgabe ber Reorganifation bes Bunbes feinen befinitiven Abfchluß. Die prengi- 
fen Bundeslande umfaflen ein Drittheil ber beutichen Bevölkerung, fie erfireden 
fih von den öſtlichen zu ben weftlichen Grenzen Deutihlanbs, die Bunbes- 
verträge geben Preußen ein Recht des Widerſpruchs gegen jede tiefer greifende 
Neuerung. Preußens Wille kann daher die Heform ber Gefamntverfuffung 
Deutichlands factiſch und rechtlich Hinbern. Um für bie reine Negation in Deutid- 
land das Felb zu behaupten, bebarf e8 nicht einmal ber Größe und einflußreichen 
Stellung ber preußifhen Monarchie, jelbft mindermächtige Staaten vermögen Durch 
ihre Slohe Enthaltung die fehnlihften Wünſche, die lauterften Beftrebungen ihrer 
Bundesgenoffen zu vereiteln. Preußens Veto bat jebenfalls dieſe verneinenbe 
Kraft. Wird es eingelegt, fo kann fih ber Bund in feiner Geſammtheit nicht aus 
feinem gegenwärtigen tiefen Berfalle erheben. Aber bie Dinge find in Deutich- 
land fo weit gebiehen, daß ein abfoluter Stillſtand ber Stefornbewegung nicht 
mehr möglich ift, und bie Regierungen, welche dies erfennen, werben ſich zuletzt 
gezwungen fehen, bie Hand an ein Werk der Noth zu legen, inbem fie fi zur 
partiellen Ausführung ber beabfichtigten Bundesreform im Bereiche ber eigenen 
Staaten entichließen, unb zu biefem Zwecke unter Wahrung bes Bunbesverbält- 
niffes ihrem freien Bündnißrechte bie möglichft ausgebehnte Anwendung geben. 

„Kann Preußen einer Eventualität entgegenzufeben wünſchen, tie eine jo 
gänzfiche Entfremdung von feinen deutſchen Bunbeagenoffen in fich fchließen wärbe? 
Die Zukunft Deutſchlands iſt im ein gefährliches Dunkel gebüllt, durch Erinne- 
zungen an bie Vergangenheit bat der Kaifer Sich daher nicht abhalten lafſen 
wollen, Seine Anfichten über die Mittel, den Blick in diefe Zukunft aufzubellen, 
vertrauensooll Seinem erhabenen Berblindeten von Preußen mitzutbeilen. Ex 
zählt auf bie Weisheit und bie Geſinnungsgröße bes Königs, dem unmöglich ent- 
geben fann, wie ganz anders geachtet und gefichert Deutſchland feinen Plag unter 

n Völkern einnehmen, in wie hohem Grade fein Einfluß und feine Mach 
fih fleigern wlürben, wenn bie Berfaffung bes Bundes in erneuter und den An- 
forderungen ber Zeit entſprechender Geftalt aus einer gemeinfamen Berathung 
unb einem einmüthigen Beſchluſſe aller deutſchen Fürſten bervorginge. Welche 
Erfahrungen auch bie Folgezeit uns vorbehalten möge, dem Kaiſer wird es flete 
zur Beruhigung gereichen, gegenüber dem Könige ausgeiprochen zu haben, baß es 
beute von Breußens Eniſchließungen abhänge, ben deutſchen Buur 
wieder auf bie Höhe feiner für die Nation unb ihre Fürſten wie 
für &uropa’s Frieden fo unendlich wichtigen Beſtimmung zu heben.“ 
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4. Auguft. Ablehnung der Einladung zum Fürftenfongreb. 
Schreiben ded Königs an den Kaifer von Oeſterreich. 


Durdlaudtiafter, Großmächtigſter Fürft, 
befonder& lieber Bruder und Freund! 

Es gereiht Dir zu lebhafter Genugtbuung, aus Eurer Majeftät 
Schreiben vom 31. Juli zu erfeben, wie Eure Majeftät mit Mir in 
der Anerlennung des Bedüriniffes einer den Zeitumftänden entiprechenden 
Reorganijation der deutſchen Bundesverfaſſung übereinftimmen, und bin 
Ich gern bereit zu gemeinfamen Berathungen über eine Aufgabe, welche 
Mir jederzeit am Herzen gelegen hat, und bie in der Mannigfaltigkeit der 
Wege, auf melden ihre Löſung bisher verjucht worden ift, ebenio die Wich⸗ 
tigkeit wie die Schwierigkeit der letteren erfennen läßt. Einer in die Inte 
reifen Meines Bolles und der gefanmten deutfchen Nation fo tief eingrei« 
fenden Frage gegenüber find e3 zunächft mei Erwägungen, weldhen Ich im 
Intereffe der Sache felbft Meine Entſchließungen unterordne. 

Einmal fommt ed darauf an, zu verhüten, daß das beftehende Maß 
der Einigung vor jeder Gefährdung durch das Streben nad) einem feiteren 
Bande bemahrt werde. 

In diefer Beziehung entnehme Ich aus Eurer Majeftät Abficht, die 
wefentlichen Grundlagen der Bundesverfailung zu erhalten, die Bürgfchaft, 
dag das Bute, ſoweit e8 vorhanden, dem Streben nach Beſſerem nicht ohne 
Sicherheit des Erfolges geopfert werden wird. 

Meine zweite Erwägung ift die, daß die Erreichung des fin die Zu- 
kunft geitedten Ziele durch die Wahl des Weges mejentlich beeinträchtigt 
oder gefördert werden wird. Unfere Arbeiten würden, Meiner Anficht 
nad), dadurch nicht erleichtert werden, daß Wir fie mit einer Zuſammenkunft 
der Souveräne beginnen. Es erjcheint Mir unerläßlich, dag einem fo bes 
deutfamen Schritte, wenn er den gemwollten Erfolg haben joll, eingehende 
Vorarbeiten und Konferenzen Unferer Minifter vorausgeben, über deren 
ee fhlieglih von den Souveränen die Entſcheidung zu treffen 
ein wir 


Aus diefem Grunde glaube Jh Mir die Annahme der Einladung 
Eurer Majeftät zum 16.d. M. verfagen und Eurer Majeftät vorjchlagen 
& jollen, daß wir die Fragen, über welche von den Souveränen ſämmtlicher 

undeöftaaten zu befchließen fein wird, zunächſt in Minifterials Stonferenzen 
der Bertreter der 17 Stimmen des engeren Rathes der Bundesverſamm⸗ 
lung berathen und feftftellen Laffen. 

Mit der Wahl Frankfurts ald Ort einer ſolchen Berfammlung bin 
Ih einnerftanden, und indem Ich Mich aufrichtig freuen werde, mit Eurer 
Mojeftät gemeinfame Hand an ein Wert zu legen, mit deſſen Gelingen Die 
Zukunft Deutfeplands io innig verknüpft ıft, ergreife Ich ze. 


Baftein, den 4. Auguft 1863. (gez.) Wilhelm. 


13. Auguft. Depeſche Bismards an den Gefandten in Wien. 
Mittheilung der öfterreichiichen Denkſchrift: 
„... Dieſes Actenftüd erhält fomohl durch feinen Inhalt wie durch 
die Art der Mittheilung eine jo weit greifende Bedeutung, daß es nicht 
Furt Blamarck. 10 
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allein Gegenftand der erniteften Erwägung werden muß, fondern auch das 
Bedirfnik fernerer Aufklärung für und dringend hervorruft. Was uns 
in denifelben ganz befonders dat überrafchen müſſen, ift nämlich die Art, 
wie die Vorſchläge zu einer organiichen Reform der Bundeöverjaflung 
durh Anjhauungen motiviert werden, welde die Grundlage des 
Bundesverbands felbft in Frage ftellen. Wir konnten nicht darauf 
“gefaßt fein, die Bundeöverträge, deren gemiflenhafter Durchführung wir 

& faft einem halben Jahrhundert, durch materielle Leiftungen und durch 

en Verzicht auf eine freiere Bewegung unferer eigenen Politik, fo erheb- 
lihe Opfer zu bringen fortfahren, von ber kaiferlihen Regierung als 
eine werthloſe und Hinfälige Inftitution bezeichnet zu fehen. Das Pro 
memoria enthält in dieſer Beziehung Deductionen, welche zu der Auffaffung 
führen, als ſehe Defterreich das bisherige Bundesverhältnig, deſſen Zu⸗ 
ftand als ein ſchlechthin chaotifcher“ bezeichnet wird, ſchon als gelöft 
an... Gelingt ed aber nicht, andermeite Einrihtungen berzuftellen, welche 
den Gegenfag der Barticular- und der Gejanmtinterefien Deutſchlands 
angemefjener als bisher vermitteln, fo wird die Erfchütterung des Ver⸗ 
trauens auf die Bundesverträge daB einzige Ergebniß ber Eröffnungen 
bleiben, welche die kaiſerliche Regierung ihren Bundesgenoſſen gemadt 
hat. Jedenfalls entnehmen wir für jegt aus berfelben das Recht und 
die Pflicht, Klarheit Darüber zu verlangen: ob Deiterreich und die Staaten, 
welche auf die motivirte Einladung des kaiſerlichen Hofs an dem Eongreß 
in Frankfurt theilnehmen, die vertragsmäßigen Bundespflichten rückhaltlos 
anerleunen oder nicht. Es ift einleuchtend, dag die Entſcheidung hierüber 
von dem weientlichiten Einfluß auf die maßgebenden Grundlagen unferer 
Sejammtpolitit fein muß.“ 


Der thatſächliche Hergang in Betreff der Einladung. 
14. Auguft. Depeiche Bismardd an den Gefandten in Wien. 


— — „Nachdem der Kaijer Franz Joſeph am 2. d. M. bier einge 
teoffen war, nahm Se. Majeftät bei einem am 3. ftattfindenden Beſuche 
bei. unferem Allergnädigften Herrn Gelegenheit zur Beſprechung der 
deutfchen Bundesverhältniffe unter Vorlage des Em. Ercellenz mit dem Erlaß 
vom 13. überjandten Promemoria. Zu demjelben gab Se. Majeftät der 
Kaijer die mündlichen Erläuterungen, daß zunädit ein Fürſtenkongreß 
fih am 16. d. M. in Frankfurt a. M. verfammele, daß an der Epige des 
Bundes ein Direktorium von fünf Yürften ſtehen, daß der Bundestag 
ortfahren folle, die laufenden Geichäfte zu verhandeln, daß aber aus 
ämmtlihen Souveränen des Bundes ein zeitweile zufanımentretendes 
Dberhaus, und aus Delegirten der Yandtage der einzelnen Staaten ein 
mit berathenden Attributionen verfehenes Unterhaus gebildet werden jolle. 

Bei diefer und zwei an demjelben Tage nachfolgenden Unterredungen 
ſprach Se. Majeftät der König die entgegenftehenden Bedenten in dem 

inne des anliegenden Promemoria aus und erflärte fchließlid bei dem 
Abſchied beider Ponarden, dag ein Fürftenlongreg mit Nugen für die 
anze Angelegenheit der nothwendigen gefchäjtlichen Vorbereitungen wegen 
einenfalld vor dem 1. Oktober eingeleitet werden könne. 

Nah dem Inhalt diefer Unterredungen war ed für Se. Majeflät 
ben König überrafchend, kurz nach der Abjchiednahme von Ge. Majeflät 
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dem Kaifer am 3. Auguft Abends durch einen Kaiferlichen Flügeladjutanten 
die offizielle, vom 31. Juli datirte Kaiferliche Einladung zum 16. c. nach 
Frankfurt zu erhalten. 

Das Einladungsfchreiben ift Ew. Ercellenz befannt; ebenfo die darauf 
am 4. d. M. von unferm Wllergnäbdigften Herrn an Se. Majeftät den 
Kaiſer erlafiene amtliche Antwort. 

Um dem Kaiſerlichen Kabinet Gelegenheit zu geben, feine Entſchlie⸗ 
Gungen mit Kenntniß ber diesſeitigen zu treffen, richtete Se. Majeſtät 
noch am 4. ein Zelegramm an Se. Majeftät den Kaifer, in welchem bie 
Ablehnung der Einladung zum 16. beftimmt auögefprocdhen wurde. Deſſen⸗ 
ungeadhtet find die öfterreichiichen Einladungen an denfelben Tage, und 
ohne die dießfeitige Antwort auf das Kaiſerliche Schreiben abzuwarten, 
unter dem Datum des 31. Juli erlaflen worden. 

Am 7. d. DM. wurde durd einen Kaiferlichen Flügeladiutanten Sr. 
Majeftät dem Könige eine erneute Einladung unter Beifügung des abs 
[riftlih anliegenden Promemoria überbradt. Diefelbe entbielt mit Rüd- 
fiht darauf, dag Sr. Majeftät des Königs Badelur, wenn fie regelmäßig 
beendetewerden folle, Allerhöchftvemfelben nicht geftatte, am 16. in Frank⸗ 
furt anweſend zu fein, den eventuellen Borfchlag, einen der Königlichen 
Prinzen in Vollmacht zu dem Kongreß zu entjenden. Se. Majeftät der 
König lehnte wiederholt in einem eigenhändigen Schreiben vom 7. c. ſo⸗ 
wohl das eigene Erjcheinen als die Entjendung eines Königlichen Bringen ab. 

Hierauf beſchränkt fich der in der Sache ftattgehabte Schriftwechfel.“ 


Abreiſe von Gaſtein nad) Baden- Baben. 
(„Sch kann wegen der Frankfurter Windbeuteleien nicht 
vom König fort." Brief aus Gaftein vom 12. Auguft.) 


17. Auguft. Eröffnung des Fürſtentags durch den Kaijer 
von Oeſterreich. 


Kollectiveinladung der Fürften an den König von Preußen, 
durdy den König von Sachſen nad) Baden überbradt. 


20. Auguft. Ablehnung der Kollectiveinladung. 


Schreiben ded Königs an den Kaiſer von Oeſterreich: 


„Sp ungern Ich auch der wiederholten, in Ihren Formen für Mich 
jo ehrennollen Einladung Mic verfage, fo ift doch Meine Ueberzeugung 
au heut noch die, welche Meine Erklärung vom Aten geleitet hat, und 
bebarre Ich bei derjelben um fo mehr, ala Ich auch jet noch feine amt⸗ 
liche Mittheilung der der Berathung zu Grunde gelegten Anträge erhalten 
habe, dasjenige aber, was auf anderen Wegen zu Meiner Kenntniß ge- 
langt it, Mich nur in der Abficht beftärkt, Meine Entichliegungen erft 
dann feftzuftellen, wenn durch gejchäftsmäßige Bearbeitung der Angelegen- 
it von Seiten Meiner Räthe die zu erörternden Abänderungen der 

undeöverfaffung, in ihrem Berbältniffe zu der berechtigten Machtitellun 
Preußens, zu den berechtigten Intereſſen der Nation, eingehend geprü 
fein werden. Ich bin e8 Meinem Lande und der Sache Deutſchlands 
ſchuldig, vor einer ſolchen Prüfung der einfchlägigen Fragen, keine Mich 
10* 
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bindenden Erklärungen gegen Deine Sumbesgenofien abzugeben; ohne 
— aber würde Meine Theilnahme an den Berathungen nicht ausführ⸗ 
bar fein. 

Diefe Erwägung wird mich nicht abhalten, jede Mittheilung, welche 
Meine Dunbeögenoffen an Mich werden gelangen lafien, mit der Berett- 
willigfeit und Sorgfalt in Ermägung zu ziehen, weldye Ich der Entwicke⸗ 
Img der gemeinfamen vaterländifchen Intereſſen jederzeit gewidmet habe. 
Eure Majeftät und Unfere in Frankfurt verfammelten erhabenen Bundes- 
genofjen bitte Ich, den angelegentlichiten Ausdrud bundestreuer Freund» 
ichaft zu empfangen.“ 


21. Auguft. Depeihe Bismards an ben preußiſchen Bundes- 
tagögefandten. 


.... „Die in der preußifhen Monarchie jederzeit befolgten Grund» 
jäge bedingen, dag nur nad forgfältiger und von Sr. Majeltät geſetzlich 
porgejchriebener Erwägung an competenter Stelle Entjchliegungen gefaßt 
werden, welche die Intereſſen des Staates betreffen. Bon dieſ Regel 
abzumeichen, wollen des Königs Majeftät fi) am allermenigften in einem 
Fall entjchliegen, wo es fi) um die wichtigften und folgenfhwerften Ent⸗ 
heidungen handelt, zu welchen ein Monard im Intereſſe feiner Staaten 
berufen fein fann.... Em. Exc. werden jeinergeit ans dem k. Minifterum 
von Berlin aus die eingebenbere Entwidelung der Anficht der k. Regierung 
über die diesjeitigen und über die vorliegenden öfterreichiihen Reformplane 
erhalten. Für jetzt erfläre ich nur: daß die leßteren, unferer Anficht nad, 
weder der berechtigten Stellung der preußiſchen Monardie nod 
den beredtigten Interelfen de8 deutfhen Volks entipreden. 
Preußen würde der Stellung, die feine Macht und feine Geſchichte ihm 
in dem europäifchen Staatenverein gefchaffen haben, entjagen, und Gefahr 
laufen die Kräfte des Landes Zmeden dienftbar Er machen, welche den In⸗ 
tereffen des Landes fremd find, und für deren Beftimmung und dasjenige 
Maß von Einfluß und Gontrole fehlen würde, auf welches wir einen 
gerechten Anfprud haben.“ 


22.— 31. Auguft. Verhandlungen des Fürftenkongrefjes. 


1. September. Schlußfigung ded SKongrefjed. Weititellung der 
Reformakte. 


Zweites Kollectivſchreiben der Fürſten an den 
Koͤnig von Preußen. 


„Angefichte des Schreibens, mittelft deſfſen Ew. Majeſtät unter bem 
20. Auguft die Ginlabung haben beantworten wollen, welche Wir, bie in rant- 
furt a. M. verfammelten deutſchen Fürften und Bertreter ber freien Stäbte, au 
Ew. Drajenät zu richten une gebrungen gefühlt haben, Tönnen Wir, nach Beenbi 
Unferer Berathungen Uns nit trennen, obne Ew. Majeflät nochmals Unſer 
innigſtes Bedauern barüber auszudrücken, daß Wir Allerhöchſtihre perföntiche 
Mitwirtung zu dem unternommenen großen Werk entbehren mußten. Gerne 
(höpfen Wir jeboh aus Ew. Mai. Verfiherung, daß Allerhöchſtdieſelben jede 
ittheilung,, die Ihre Bunbesgenofien an Sie würben gelangen laſſen, mit der 
von Ew. Mei. jederzeit der Entwidelung der gemeinfamen vaterländifchen Inter⸗ 
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effen gewibmeten Bereitwilligfeit und Sorgfalt in Erwägung ziehen würden, bie 
fir Uns Alle fo koſtbare Hoffnuug auf eine endliche allgemeine Berflänbigung. 
Aus unfern Berathungen iſt ber dem gegenwärtigen Schreiben beigefügte Ent- 
wurf einer Reformacte bes beutichen Bundes hervorgegangen. Bon beuticher 
Eintracht und opferwilliger Gefinnung fänmtlich befeelt, find Wir unter Uns 
über benfelben vollfommen einig, geworben unb werben es als ein hobes Glück 
für Uns Alle und für Unfere Völler betrachten, wenn nunmehr in der ruft 
Ew. Maj. Unferes mächtigen und wohlgefinnten Bunbesgenoffen, Entſchließungen 
reifen werben, durch welde Deutihland, Dank dem Einverflänbniffe feiner 
Fürften, auf der bundesgefeßlichen Grundlage an das Ziel einer heilfamen Re⸗ 
form feiner Berfaflung gelangen wird. Auch bei biefem abermaligen wichtigen 
Antaffe erneuern Wir ben Ausbrud der bunhesfreunblihen Gefinnungen, von 
welchen Wir für Ew. Maj. beieelt find.“ 


15. September. Bericht ded Staats-Miniſteriums an Se. Majeftät 
den König über die Frankfurter Reform Alte. 


„Eurer Majeftät Allerhöchften Befehlen entiprechenb, beehrt ſich das Staats- 
Ninifterinm Über bie von ber Kaiferlich Öfterreichiichen Regierung angeregte 
Bundesreformfrage in Nachſtehendem allerunterthänigft zu berichten. 

Die erſte Anregung zu einer dem nationalen Beblrfniß entſprechenden 
Ausbiſdung der Bundesverfaſſung ift von Preußen ausgegangen, ebe bie Er⸗ 
eiguifje von 1848 hereinbrachen. Die ernften Erfahrungen, die darauf gefolgt 
find, haben weber in den Regenten nod in bem Volle Preußens das Beftreben 
vermindert, bem bereditigten Verlangen nad Berbefierung ber beſtehenden Ein- 
richtungen Befriedigung zu verichaffen; aber fie haben bie Schwierigkeiten richtiger 
erfennen laffen und heilfame Lehren gegeben, die zur Vorfiht mahnen müffen 
in einer großen Sade. Sie haben aud gezeigt, baß es nicht wohlgethan ifl, 
das vorhandene Maß des Guten zu unterfhäten und das Vertrauen auf be- 
ſtehende Imftitutionen zu untergraben, ja bieje felbft zu erſchüttern, ehe das 
Beſſere mit Sicherheit in Ausſicht ſteht. 

Diefe Erwägungen ließen e8 Eurer Majeftät als geboten erſcheinen, in 
Zeiten, welche jedem Theilnehmer bes Bundes den Werth der äußeren und 
inneren Sicherheit, bie ihm berjelbe bisher gewährte, befonders anſchaulich machen, 
die wänfhenswerthen Reformen nur mit forgfältiger Schonung bes vorhandenen 
Maßes von Einigkeit und von Vertrauen auf die Bürgichaften ber beftehenden 
Bundesverträge anzuftreben. Wir haben aus ben uns von dem Minifter der 
auswärtigen Angelegenheiten vorgelegten Altenftüden erjehen, baß dieſelbe Vor⸗ 
fht von anterer Seite nicht beobachtet, die Aenderung der Bundesverfaffung 
vielmehr aus Gründen verlangt worben ift, beren Darlegung das Vertrauen auf 
den Werth und den Beftand ber Bunbesverträge fchwer erfchüttern und Zweifel 
an denfelben hervorrufen mußte, welche noch heut ber Biderlegung barren. 

Um jo dringenber wäre zu wünfchen geweſen, baß die Einleitung von Ver⸗ 
bandfungen zur Verbeſſerung und Befeftigung der jo geloderten Beziehungen auf 
Wegen erfolgt wäre, welche einen befriebigenden Abſchluß mit möglichfter Sicherheit 
m Ausfiht ftellten. Unter denfelben lag ohne Zweifel ber Verſuch einer Ber- 
Rändigung Preußens unb Defterreihs Über bie Grundzüge ber zu 
mache nden Borfhläge am nädften, und konnte das Kaiſerlich öſterreichiſche 
Kobinet einer bundesfreunbliden Aufnahme derjeiben von Seiten Eurer Dtajeftät 
gewiß fein. Statt deffen ift von Defterreich einfeitig die demnächſt in Frankfurt 
—— Reformakte ausgearbeitet und Über ben Inhalt derſelben Eurer Majeſtät 
am 3. Anguft d. I. fo unvollſtändige Mittheilung gemacht worden, daß ſich darauf 
an Urtheil liber die Tragweite der Vorjchläge nicht begründen ließ. Nur bie 
beabſichtigte Form ber Verhandlung war Mar und gab Eurer Majeflät zuerſt zu 
ben gerechten Bedenken Anlaß, welche Allerhöchftbiefeiben gegen das Beginnen 
des Bertes burch einen fchleunig zu berufenden Fürſtenkongreß, in dem Schreiben 
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vom 4. Auguf d. 3. an Ge. Majeflät ben SKaifer von Deflerreich, ausge 
ſprochen haben. 

Nicht wenige Tage einer unvorbereiteten VBefprehung und 
nicht der edelſte perfönlihde Wille der Fürften konnte ein Wert 
zum Abſchluß bringen, deſſen Schwierigfeiten nicht allein im den 
verfhiedenen perfönliden Anſichten, fonbern in Berbältnifien 
liegen, welde tief im Weſen ber beutfben Nation wurzeln und 
Sabrbanberte hindurch in wechſelnden Formen fih immer vor 
Neuem geltend gemadt haben. 

Ridtsbefloiseniger haben Eure Majeftät Ihre VBereitwilligfeit ausgefprocden, 

im SIutereffe eines fo großen Wertes auch auf einen ohne Preußens Mitwirkung 
vorbereiteten Verſuch bdeffelben einzugehen, und nur ben Wufichnb ber vorge 
fhlagenen Fürſtenverſammlung bie zum 1. Oltober d. 3. verlangt, ein Auficet, 
welcher neben weſentlichen, außerhalb ber Sache liegenden Hinberniffen der Ve⸗ 
theiligung Eurer Majeſtät burch bie für einen Kongreß zahlreicher Sonversine 
nothwendigen gefchäftlihen Vorbereitungen bevingt war. Wenn ungeachtet tiefes 
Entgegenlommens Eurer Majeftät und nachdem Allerhöchſtdero wohlbegründete 
Weigerung, am 16. Auguft d. 3. in Frankfurt zu erfcheinen, dem Kaiſerlich 
öfterreichiihen Kabinette befannt war, die Einladung zu biefem Tage bennoh 
unter einem ber erften Mittbeilung an Eure Majeftät vorhergehenden Datım au 
alle Genoſſen bes Bundes erlaffen wurde, fo können wir uns bes Einbrude nicht 
erwehren, ale ob bem Kaiſerlich öſterreichiſchen Kabinette von Haufe aus nicht die 
Betbeiligung Preußens an dem gemeinfamen Werke, fonbern bie Verwirklichung 
bes Separat- Bilnbniffes als Ziel vorgefchwebt habe, welches ſchon in ber erfien 
an Eure Majeftät gelangten Dlittbeilung vom 3. Auguft für ben Fall in Aus 
fit ehe wurde, baß Preußen 6 den Anträgen Defterreihs nicht an- 
fchließen werbe. 
9 Die letzteren finb auch bis zum beutigen Tage nicht amtlih zur Kenntniß 
der Königlichen Regierung gelangt; dagegen ift Eurer Majeflät durch das von 
einem Theile ber ın Frankfurt a. M. verfammelt geweienen Fürſten und ben 
Bertretern der freien Stäbte an Allerhöchſtdieſelben gerichtete Schreiben vom 
1. September d. 3. das von ben hoben und böchſten Unterzeichnern dieſet 
Schreibens bebingungsweife angenommene Ergebniß der Frankfurter Verhaudlungen 
mitgetbeilt worben. 

Diefe Mittheilung baben Eure Majeflät Ihrem Staateminiflerium über- 
geben, in Ausführung ber in Allerhöchſtdero Antwort - Schreiben an bie Theil⸗ 
nehmer des Yürftentages d. d. Baden ben 20. Auguft ausgefprochenen Abſicht, 
Allerhöchſtdero Entichließungen erft dann feftftellen zu wollen, wenn, durch ge- 
(häftemäßige Bearbeitung ber Angelegenheit von Seiten Ihrer Räthe, bie zu 
erwartenden Abänberungen ber Bunbesverfaffung In ihrem Berbältniffe zu ver 
berechtigten Machtfiellung Preußens unb zu ben berechtigten Intereſſen ber 
Ration eingehend geprüft fein würben. Als Ergebniß biefer Prüfung baben fid 
bie gewichtigſten Bedenken berausgeftellt, welde den Entwurf für Eure 
Majehät weder als König von Preußen noch als deutſcher Fürſt annehmbar er- 
feinen laſſen, wenn nicht Beränderungen mit ihm vorgenommen werben, welche, 
feine Grundlagen felbft berührend, feinen ganzen Charakter weſentlich veränbern. 
Wie der Entwurf vorliegt, Tann unfer allerunterthänigfier Antrag nur babın 
eben, daß es Eurer Majeſtät gefallen möge, bemfelben die Allerhöchſte Zu⸗ 
immung zu verſagen. 

Die verhältnißmäßige Schwäche des Bundes, im Vergleich zu der der 
deutſchen Nation innewohnenden Geſammtkraft, beruht in der Schwierigkeit, 
die Bundes⸗,Centralgewalt fo zuſammenzuſetzen und mit ſolchen 
Attribntionen zu verſehen, daß fie kräftig und wirffam ſei, 
ugleich aber die berechtigte Uuabhängtgleit ber einzelnen Staaten 
38 und erhalte, und der Bedeutung der eingelnen Bundesglieber nad 
Maßgabe ihrer eigenthümlichen unb ſelbſtſtändigen Machtverhältnifie Rechunng 
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trage. Diefe Schwierigkeit wurzelt in einer taufenbjährtgen Geſchichte bes Landes 
und Täßt fich bei dem beften Willen aller Betheiligten meber ſchnell, noch voll- 
ſtändig Überwinden. Sie fteigert ſich nothwendig in bem Maße, ale dem Bunde 
tie Aufgabe geftellt wirb, nicht nur, feinem urſprünglichen Zwecke entiprechend, 
die Sicherheit feiner Theilnehmer und bes Bundesgebiets zu gewährleiften, jon- 
bern aud in der äußeren wie in ber inneren Politik Die Zwecke eines einheitlichen 
Staatsweſens zu erfüllen. 

Bis in die letzten Decennien iſt es deshalb mit Sorgfalt vermieden worben, 
die Haltbarkeit des Bundes durch eine Erweiterung feines urfprünglichen Zweckes 
auf die Probe zu fielen. Man fagte fi mit Recht, daß das Einverflänbniß ber 
mädtigften Mitglieder über bie Zielpunlte der gemeinfamen Beftrebungen bie 
unentbehrlihe Grundlage jeber wirkfamen Aktion des Bundes bilde. Unb biefe 
Semeinfamteit ift um jo fchwerer berzuftellen und feftzubalten, als weder Preußen 
noch Defterreich der Freiheit vollſtändig entfagen lönnen, ihre Stellung zu ben 
Fragen enropäiſcher Politik nad den Intereffen der Geſammtheit ihrer Mon- 
archieen zu regeln. 

Der vorliegende Entwurf löſt dieſe Schwierigkeit durch hen einfachen 
Mechanismus einer Mehrheits-Abſtimmung im Schoofße bes Direl- 
toriums und durch eine Erweiterung bes Bundeszmwedes bis zu bem 
Maße, daß die Bolitil jeder diefer beiden Mächte in der durch das 
Sentralorgan des Bunbes zu beſtimmenden Gefammtpolitil des 
Letzteren aufzugeben babe. In der Theorie ift dieſe Löſung eine leichte, in 
der Praxis ift ihre Durchführung unmöglih und trägt den Keim der Bor- 
ausfegung in ſich, daß das neue Bunbesverhältniß in vergleichungsweiſe kürzerer 
Zeit als das alte, um uns ber Worte bes Kaiferlich öfterreichiichen Bromemorta 
zu bebienen, den Eindrud von „Reften einer wanlend gewordenen Rechtsorbnung 
machen werbe, welcher ber bloße Wunſch, daß die morſchen Wände den nächſten 
rem noch aushalten mögen, bie nötbige Feſtigkeit nimmermehr zurüdgeben 

nnte.” 

Um einer beklagenswerthen Eventualität vorzubeugen, erſcheint es uns un« 
erläßfih, daß der Bund durch eigene Aktion in bie Beziehungen ber europäifchen 
Boliti nur mit dem Einverftänbniffe der beiden Großmächte eingreife 
und Daß jeber der Letzteren ein Veto mindeftens gegen Kriegserflärungen, fo 
lange nit das Bundesgebiet angegriffen ift, zuftebe. 

Diefes Bero ift für bie Sicherheit Deutichlande ſelbſt unentbehrlih. Ohne 
baflelbe wärte je nach ben Umftänden bie eine oder bie andere der beiden Groß» 
mädhte in bie Lage kommen, fi) der anderen, durch eine Majorität weniger 
Stimmen verftärtten — ja, felbft mit ber anderen zufammen, fi der Majorität 
diefer Stimmen unterwerfen zu follen — und dod der Natur ber Dinge nad, 
und ihrer eigenen Eriftenz "halber, ſich nicht unterwerfen zu können. Man kann 
fih einen folgen Zuftand auf bie Dauer nicht al® möglich denken. Es können 
Infitutionen weder haltbar fein noch jemal® werben, welche, das Unmögliche von 
Preußen oder von Defterreih fordernd — nämlich, fih fremden Intereffen 
Dienfibar zu machen — ben Keim ber Spaltung unverkennbar in fi tragen. - 
Richt auf ber gezwungenen, oder geforberten und doch nit zuer- 
zwingenden Unterorbnung ber einen Macht unter bie andere, fon- 
bern auf ihrer Einigkeit beruht bie Kraft und die Sicherheit 
Deutfhlands. Feder Verſuch, eine große politifhe Maßregel gegen den Willen 
der einen oder der anderen durchzuſetzen, wird nur fofort die Macht der realen 
Berhältniffe und Gegenfäge zur Wirkſamkeit hervorrufen. 

Es wäre eine verbängnißvolle Selbfttäufhung, wenu Preußen 
fih gu Gunſten eiuer fheinbaren Einheit Beſchränkungen feiner 
Selbſtbeſtimmung im Boraus auflegen wollte, welde es im ge- 
gebenen Galle tbatfählich zu ertragen nicht im Stande wäre. 

Der Anfpruch jeber ber beiden Großmächte auf ein berartiges Beto if um 
fo weniger ein unbilfiger zu nennen, als die Berechtigung, eine Kriegserflärung 


152 
1863. 


zu hindern, verfaffungemäßtg jeder Minorität beiwohnt, welde der Stimmen 
auch nur um 1 überfleigt, (Art. 40 d. W. Sch. A.) ein ſolches Drittbeil aber, fo- 
bald ihm keine der beiden Großmächte angehört, niemals eine Bexöllerung veprä- 
fentiven kann, welche ber ber preußiſchen ober ber Öfterreichiichen Bunbeslänber 
gleihläme. Die vier Königreiche, Baden und beide Heffen bilben zufammen das 
an Volkszahl ftärkfte Drittbeil der Plenarfiimmen, welches ſich ohne Betheiligung 
einer der Großmächte kombiniren läßt; fie baben zufammen 12,916,000 “in- 
wohner und 25 Stimmen im Plenum, aljo 3 über !,. Es beſtehen 23 Stimmen 
im Blenum, welde zufammen nur 2,400,000 Einwohner ihrer Staaten vertreten, 
und jeder Kriegserllärung ihr gemeinfames Veto entgegenfegen Können. Um wie 
viel mehr bat Preußen, mit einer Bevölkerung von 14’, Millionen im Bunde, 
auf daſſelbe Recht Anſpruch. 

r nicht blos dba, wo es auf Berhltung von Unternehmungen anlommt, 
durch welde bie Weftigleit des gemeinfamen Bandes in Frage geftellt werben 
tan, ſondern aud in Betreff der Betheiligung an ber regelmäßigen Thätigfeit 
des Bundes erfeint e8 nothwendig, daß die Formen ber Bunbesverfaffung ber 
Ausbrud der wirklichen Verbältniffe und Thatſachen feien. 

Preußen ift als deutſche Macht niht nur Defterreih ebenbäür- 
tig, ſondern es hat innerhalb des Bunbes die größere Bolkezahl 
Die formelle Gleichſtellung Preußens und Oeſterreichs if baber ſchon zu ver- 
ihiebenen Epochen Gegenftand ber Verhandlung gewefen, und bei Gründung ber 
proviforifchen Bundes⸗ Kentral- Kommilfion, in Folge ber Uebereinkunft vom 
30. September 1849, haben beide deutſche Großmächte in völlig gleicher Stellung 
bie Ausübung der Centralgewalt für den deutſchen Bund, Namens ſämmttlicher 
Buntes Regierungen, übernommen. Auf dem Gebiete, in welchem bieber bie 
Kompetenz des Bundes fich bewegte, ftebt der Vorfi dem Kaiferlich öferreichifchen 
‚Hofe vertragsmäßig in Form ber geichäftlichen Leitung ber Bundesverſammlung 
zu. Bei neu zu ſchaffenden Inflitutionen aber, auf bem Gebiete umfaflender Er- 
weiterungen ber Attribute und Befugniffe tes Bundes, und für Organe, melde 
ben Bund wefentlih nach Außen zu vertreten beflimmt find, kann Preußen eine 
bevorzugte Stellung Defterreihs nicht zulaffen, fonbern erhebt den Aniprud 
auf eine volllommene Gleichheit. 

Daß es fih in bem Heform- Entwurfe, ungeachtet der Bezeihnung bes 
Vorſitzes als einer nur formalen Leitung ber Gefchäfte, nicht um eine unmwefent- 
liche Yeußerlichkeit hanbelt, wird um fo mehr einleuchten, wenn man fid) erinnert, 
baß felbft unter den alten Berhältniffen Preußen fich gegen eine ungerechtiertigte 
Ausdehnung der Bebeutung des Präfidiatrechts hat verwahren müffen*), welche 
baffelbe zu einem wejentlich politiſchen Vorrecht Defterreihe und zu dem cdaral: 
teriftiichen Ausdruck der deutichen Einheit ftempeln wollte. 

Nah folder Erfahrung würde die Preußiſche Regierung nicht ber Berflän- 
digung ein erlaubtes Opfer — und zwar ein Opfer an Oefterreih, nit an 
Deutichland — bringen, fondern ein Unrecht am eigenen Lande begehen, wenn 
fie bei erweiterter Kompetenz bes Bundes und bei erhöhter Bebeutung der bem 
Präſidium norbehaltenen biplomatifchen Beziehungen nad Außen, auf ben Auſpruch 

ber Gleichſtelluug verzichtete. 

Indem wir Eurer Majeftät die PBarität Preußens mit Defterreih unb tie 
Beilegung eines Veto in ben oben begeichneten Grenzen als unjeres allerunter- 
thänigften Dafürhaltens nothwendige Borbebingungen ber Zuftimmung zu eimer 
Erweiterung bes Bunbeszwedes und ber Kompetenz der Bunbes- Gentral - Be- 
hörde bezeichnen, verlennen wir nicht, daß bamit die Aufgabe einer Bermütlung 
ber bivergirenben dynaſtiſchen Intereſſen Behufs Erleihterung ber einheitlichen 
Aktion des Bunbes nicht geföft wird. Den Streit berjelben durch die Majoritäte - 
Anftimmungen ber im Direktorium vertretenen Regierungen kurzer Hand zu ent» 
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ſcheiden, fcheint uns weber gerecht noch polittich annehmbar. Das Element, welches 
berufen it, die Sonber- Interefien der einzelnen Staaten im Interefie ber Ge⸗ 
ſammtheit Deutihlands zur Einheit zu vermitteln, wirb weſentlich nur in ber 
Bertretung ber beutichen Nation gefunden werben Fünnen. Um bie Inftitution 
ber legteren in biefem Sinne zu einer fruchtbringenden zu machen, wirb es noth⸗ 
wendig fein, fie mit entiprechenberen Attributionen auszuftatten, als bie® nach dem 
Frankfurter Entwurf der Kal fein fol, und ihre Zuſammenſetzung fo zu regeln, 
baß bie Bedeutung eines jeben Bunbeslanbes den feiner Wichtigkeit angemeflenen 
Ausdrud darin finde. 

Die ausgedehnten Befugniffe, welde in ber Reformalte dem 
aus wenigen und ungleiden Stimmen zufammengejesten Direlto- 
rium, mit und ohne Beirath bes Bundesratbes, gegeben werben; 
die unvolllommene und den wirfliden VBerhältnifjen nicht entipre- 
chende Bildung der an Stelle einer National-Vertretung vorge» 
fhlagenen „Berfammlung von Bunde8-Abgeorbnneten,” welche durch 
ihren Urfprung auf bie Vertretung von Partikular⸗Intereſſen, nicht 
von deutſchen Sntereffen bingewiefen ift, und bie auf einen kleinen 
Kreis verhältnißmäßig untergeorbnneter Gegenſtände beſchränkte und 
dennoh vage und unbeflimmte Befugniß auch biefer Verſamm— 
lung — laffen jede Bürgſchaft baflr vermiffen, baß in ber beab- 
fihtigten neuen DOrganifation bes Bundes bie wahren Bedürfniſſe 
und Intereſſen ber deutfhen Nation und nidht partilulariftiiche 
Befrebungen zur Geltung kommen werben. 

Diefe Bürgihaft Tann Eurer Majeftät Staats-Minifterium 
anr in einer wahren, aus birelter Bethelligung ber ganzen Nation hervor⸗ 
schenden Ratioual-Bertretung finden. Nur eine ſolche Bertretung wird 
für Breußen die Sicherheit gewähren, baf es nichts zu opfern hat, 
was nit dem ganzen Deutihland zu Gute komme. Kein nod fo 
künſtlich ausgedachter Organismus von Bundesbehörden kann das 
Spiel und Wiederſpiel dynaſtiſcher und partikulariſtiſcher Inter— 
eſſen ausſchließen, welches ſein Gegengewicht und fein Korreltiv in 
der Rational-Bertretung finden muß. Ineiner Verſammlung, die 
aus bem ganzen Dentihland nah dem Maafftab der Bevölkerung 
durch direfte Wahlen hervorgeht, wird ber Schwerpuntt, fo wenig 
wie außer Deutfchland, fo auf nie in einen einzelnen, von bem 
Banzen fih innerlich loslöſenden Theil fallen; barum faun Preußen 
mit Bertrauen im fie eintreten. Die Interefjfen und Bedürfniſſe 
bes preußifhen Bolkes finb wefentlih unbungertrennlihidentifch mit 
denen bes beutihen Bolles; wo dies Element zu feiner wahren Be- 
deutung und Geltung fommt, wird Preußen niemals befürdten 
dürfen, in eine feinen eigenen Interejjen widerfirebende Politik 
dineingezogen zu werden, — eine Befürdtung, die doppeltgeredt- 
fertigt ift, wenn neben einem Organismus, in weldem ber Schwer- 
punlt außerhalb Preußens fällt, bie wiberftrebenben partikula— 
riftifhen Elemente prinzipiell in die Bildung ber Bollsvertretung 
bineingebradht werben. 

Wir haben uns erlaubt, in Vorſtehendem nur die wejentlichften Mängel 
beroorzubeben, ohne deren Befeitigung, unfere® alleruntertbänigften Dafürhaltens, 
eine Bunbesreform ber vorgejchlagenen Art für Preußen nicht annehmbar ift. 
Anh halten wir eine Kritik der Einzelnheiten des vorliegenden Entwinfs für 
unfrudhtbar, fo lange eine Berfländigung über jene Hauptpunfte nicht erreicht ift. 
Wir fiellen deshalb Eurer Majeftät alleruntertbänigft anheim, über bie letteren 
zunächſt mit Allerhöchftbero Bundesgenoſſen in Berhandlung zu treten und, fobald 
Eure Majeftät der Geneigtbeit begegnen, auf bie vorftehend angebeuteten Grund⸗ 
lagen einzugeben, bie Kaiſerlich öfterreichiiche Regierung zu exrfuchen, in Gemein 
ſchaft mit Eurer Majeftät Regierung Miniftertal» Konferenzen zu anberweiter 
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Feſtſtellung eines demnächſt ben beutfchen Fürften und freien Städten zur Geneb- 
migung vorzulegenden Reformplane® zu berufen. Bon tem Befdhluffe ber beutichen 
Souveraine wird es alsdann abhängen, ob fie Über basjenige, was fie der Ration 
darzubieten beabfichtigen, bie Aeußerung der Letzteren felbft durch das Organ ge- 
wäbhlter Bertreter vernehmen, ober ohne beren Mitwirkung bie verfafjungsmäßige 
Einwilligung ber Landtage jebes einzelnen Staates herbeizuführen verfucden 
wollen. 

Für Eurer Majeſtät Regierung wirb ber nahe bevorſtehende Zu⸗ 
fammentritt bes Lanbtages bie Gelegenheit barbieten, bie Auffaffung 
der preußifhen Landesvertretung in Betreff des Inhalts ber vor- 
[iegenben Reformalte und der von ber Königlihen Regierung ber- 
feldben gegenüber vertretenen Grundſätze fennen zu lernen, unb wie 
wir nicht zweifeln, werben die Kunbgebungen ber preußiichen Landesvertretung 
fon jet mit Beſtimmtheit erlennen laſſen, daß nur ſolche Aenderungen 
der beſtehenden Bundesverträge auf ihre bemnädflige verfaffungs- 
mäßige Zuſtimmung zu rehnen haben, vermöge beren bie Wärte 
und die Macdtftellung Preußens und die Interefjen der gefammten 
deutſchen Nation in gleigem Maße ihre Berückſichtigung finden. 

Das preußifche Volk bildet einen fo weſentlichen Beſtandtheil des deutſchen 
und ift in feinen Bebürfniffen und Intereflen, wie in feinen Wünſchen und Ge- 
finnungen, mit ber Geſammtheit ber deutſchen Nation fo innig verwachſen, daß 
die Stimme bes preußiſchen Landtags zugleich die bisher fehlenden Anhaltspunkte 
für die Beurtheilung der Aufnahme ver beabfichtigten Inftitutienen von Seiten 
des beutihen Volles gewähren wird.” 

Berlin, ben 15. September 1868. 

Das Staats-Minifterium. 


(Die Unterfäriften Bismards und fänmtlider Minifter). 


19, Bie deutfhe Srage und der innere Konflikt. 


Hoffnung auf Löfung des Konflikts. 
2. September. Auflöjung des Abgeordnetenhauſes. 
Aus dem Bericht des Staatd « Minifteriumd an den König. 


„Nachdem Em. Majeftät die Sigungen des Landtags am 27. Mai 
d. J. zu fließen gerubt batten, weil die Majorität des Hauſes der 
Abgeordneten der Regierung Em. Majeftät ihre Mitwirkung verjagte, 
haben wir Em. Majeität in dem Berichte vom 15. Juni db. J. * 
Ueberzeugung dahin allerunterthänigſt ausgeſprochen, daß nichtsdeſtoweniger 
der Verſuch, in dieſem Jahre die geſetzliche Feſtſtellung des Staatshaus⸗ 
halts⸗Etats herbeizuführen, durch erneute Verhandlungen mit der Landes⸗ 
vertretung zu wiederholen und deshalb die Einberufung der letzteren ſo 
eitig zu bewirken ſei, daß die Möglichkeit der Beſchlußnahme vor Ablauf 
* Jahres gegeben wäre. 

Wir konnten uns gleichzeitig nicht Ma A daß weitere Verhand⸗ 
lungen mit dem gegenwärtigen Abgeorbnetenhaufe für die Berftändigung 
über die Idmebenben Streitfragen feine Außfiht boten. Die Stellung, 
weldye die Mehrheit des Haufes zu Ew. Majeflät und zu Allerhödftdere 
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Regierung eingenommen, und die Yorderung, mit welchen biefelbe in die 
verlaffum Smäßigen Rechte der Krone einzugreifen verfucht hatte, ſchloſſen 
jede Hoffnung auf fernere8 Zuſammenwirken und auf ein befriedigendes 
Ergebniß defielben aus. Wir erlaubten ung deshalb unfere Anficht dahin 
ehrfurchtsvoll darzulegen, daß ber Wiedereröffnung bes Landtages eine 
uflöfung des Haufes der Abgeordneten nothwendig vorhergehen müſſe. 
Ew. Majeftät gerubten vor Ihrer Abreife in der Konfeilfigung vom 
16. Juni da8 Allerhöchfte Einverftändnig mit diefer Auffaffung auszu⸗ 
ſprechen und Sich die definitive Beſchlußnahme über den Zeitpunkt der 
Auflöfung bis nad Allerhöchftvero Rückkehr nad; Berlin vorzubehalten. 
Die Lage der Dinge in Em. Majeſtät Staaten bat —** keine 
Beranlaflung zu einer Aenderung unferer damals von Em. Majeftät gut« 
ebeigenen Anträge geboten; dagegen find auf dem @ebiete der deutichen 
undesverfaffung Beftrebungen zu Tage getreten, deren unverkennbare 
Abficht es ift, dem preußiſchen Staate bieiemige Machtſtellung in Deutfch- 
land und in Europa zu verfümmern, welche das mwohlerworbene Erbtheil 
der ruhmvollen Gefchichte unferer Väter bildet und welche das preußifche 
Bolt ſich nicht freitig machen zu laffen jederzeit entſchloſſen geweſen ift. 
Unter diefen Umftänden wird e8 für Em. Majeſtät Unterthanen zus 
leih ein Bebürfnig fein, bei den bevorftehenden Neuwahlen der Thats 
f Ausdrud zu geben, daß keine politiſche Meinungsverſchiedenheit in 
unjerem Lande tief genug greift, um, gegenüber einem Berjuche zur Des 
ee igng der Unabhängigkeit und der Würde Preußens, die Einig- 
keit des Volles in fih und die unverbrüdliche Treue zu gefährden, mit 
welcher daffelbe feinem angeftammten Herricherhauje anhängt. 
Die Borgänge der jüngften Tage haben uns daher in den im Juni 
d. 3. Em. Majeſtät allerunterthänigft unterbreiteten Anträgen nur bes 
ſtärken können, und da die Durchführung der Neumahlen einen Zeitraum 
von faft zwei Monaten erfordern dürfte, fo werden die von Ew. Majeftät 
in der Konfeilfigung vom 16. Juni gebilligten Maßregeln nunmehr un- 
gefänmt ausgeführt werden müſſen, damit dem einzuberufenden Landtage 
die Möglichkeit bleibe, noch in diefem Jahre die Berathung des Staats» 
haushalis⸗Etats zu bewirken. 
Wir tragen daher allerunterthänigft darauf an: 
die im Entwurfe ehrfurchtsvoll beigefügte Verordnung wegen 
Auftöfung des Haujes der Abgeordneten Allergnäbigft vollziehen 
zu wollen.“ 


Berlin, den 2. September 1863. 


16. September. Aufruf an die Wähler. 
„An alle Batrioten.” (Brovinzial- Korrelponbenz.) 


Das Werk des Friedens und ber Berſtändigung im Innern zu förbern, 
und Preußens Stellung als Großmacht zu fihern, — das foll die Aufgabe bes 
fänftigen A eorbnetenbaufes, das muß daher das Ziel unb ber leitenbe Gebanle 
aller patriotiſchen Wähler fein. 

Den inneren Frieden wieberherzuftellen, wer follte bazu nicht gern bie 
Sand bieten, — wer erfehnt nicht mit dem Könige, baß ber traurige Zwiſt, 
welcher feit fo langer Zeit eine erfprießlihe Entwidelung unferes Berfaffunge- 
lebens hemmie, endlich befeitigt werdel 
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So mögen denn alle wahrhaften Patrioten, bie Gemäßigten und Be- 
fonnenen aller Parteien, fich jegt vereinigen, um jene Hoffnungen erfüllen zu 
beifen. Laßt uns bie Stichworte des Parteikampfes, laßt uns bie gegenfeitigen 
Anſchuldigungen vergeffen und in patriotifcher Einmüthigkeit nur daran geben 
baß wir Breußen find und daß alle die Gitter, welche unfer Baterlanb in einer 
Geſchichte ohne gleichen zn Ruhm unb Größe erhoben haben, durch bie inmige 
Gemeinſchaft eines hochherzigen Fürftenhaufes und eines treuen Bolles er⸗ 
zungen find. 

Das dringendſte Beblirfniß iſt bie Befeitigung des Berfaflungsftreits. 

Die Regierung des Königs bat fo eben von Neuem gezeigt, daß es ihr 
mit der Beobachtung der Berfaffung beiliger Ernft if. Die Auflöfung des 
Abgeorbnetenhaufes ift vor Allem erfolgt, um bem außergewöhnlichen Zuſtande 
unferer Finanzverwaltung womöglich noch in biefem Jahre durch verfaffungs- 
mäßige Keftftellung bes Etats ein Ende zu maden. 

So laßt uns nun aud unfererfeits Männer wählen, welchen es gleichfalis 
voller Ernft if, auf dem Boden unferer Berfafiung bie Rechte des preußiſchen 
Königthums eben fo wie bie bes Volkes zu adten und zu wahren, und fich mit 
ber Regierung Über die Handhabung des Staatshaushaltes im Sinne und Geife 
der preußiichen Verfaſſung nötbigen gen durch ergänzende Beſtimmungen zu 
verſtändigen und zu einigen, auf daß einerſeits die ungeſtörte Fortführung der 
Staatsverwaltung im Intereſſe bes Landes unter allen Umſtänden geſichert, 
andererſeits das volle Hecht der Lanbesvertretung in Betreff ber Beſchlußnahme 
über neue Ausgaben gewährfeiftet werbe. 

Mehr als je aber werben alle Batrioten gerade jett erkennen, wie fehr es 
darauf ankommt, das hochwichtige Werk unferes Könige und Herrn, bie neue 
Heeres » Organijation, endlich zu vollem geſetzlichen Abſchluß zu bringen. Ueber 
die Zwedmäßigfeit, ja über bie Notbwenbigleit berfelben zur Erhöhung der 
preußifhen Wehrkraft befteht ja in ber Hauptiache fein Zweifel in der Mehrheit 
des preußiichen Volles. Außer einer unpreußifchen Partei, welche ſich nicht ent- 
blödet, unummwunben auszufprechen, daß „Preußen ber Großmachtskitzel ausge- 
trieben werben“ müffe, und welche in folder unmwärbigen Auffaffung das preußiſche 
Heer, den Stolz und Ruhm des Baterlandes, zu zerfiören bedacht if, — aufer 
diefer unpatriotifhen Bartei haben bie Liberalen ebenfo wie bie Konjervativen, 
ja nicht minder bie ernfleften Männer der fortichrittepartei die Aufrecdkterbaltung 
unb Durdführung der Heeresreform in ihren wefentlihen Grundlagen ale ein 
Bepürfniß des Staates und als eine Wohltbat für bie Einzelnen erfannt. Die 
jeßigen Zeitverbältniffe aber müfjen vollends jeden guten Preußen daran mahnen, 
daß es gilt, unfere Wehrverfaſſung rajch auf fefter gefetlicher Grundlage zu fidern. 
Ueber diejenigen Punkte, über welche bisher noch Zwielpalt war, wirb bie Ber- 
ſtändigung ſicherlich erfolgen, wenn bei der Landesvertretung nur ber ernfte 
* norbanden ift, das Königliche Werk feinem Weſen nah dauernd durchführen 
zu beifen. 

So mögen denn alle Batrioten dahin wirken, daß Abgeorbnnete gewählt 
werben, welche die Frage der Reorganifation des Heeres nad den Anforberungen 
ber preußifchen Ehre und Machtſtellung durch wahrhaftes Entgegenkommen zu 
löſen entfchloffen find. 

Bereits iſt wieber der Auf ergangen: bie bisherigen demokratiſchen Ab⸗ 
georbneten einfach wieber zu wählen. ögen alle Vaterlandsfreunde bebenfen, 
daß eine ſolche Wiederwahl bie fchroffe Zurüdweifung aller Verfländigung wäre, 
da bie frühere Mehrheit in bie Rechte ber Krone $, vielfach eingegriffen, tie 
Ehrerbietung gegen die Krone und beren Minifter bei Seite gefegt und ſchließlich 
ausprädiich erflärt hat, baf ihr feine Verſtändigung mit ber Regierung möglich) let. 

Alle, denen e8 Ernſt ift mit Preußens Königthum und Verfaffung, mäffen 
fih vereinigen, um in Gemeinſchaft mit ber Krone ben feften Boben für bie 
Entwidelung und den Ausbau derſelben im Sinne beuticher Freiheit und wahr- 
bafter Selbftverwaltung wieder zu gewinnen unb zu fihern, — unb zu bem 
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Ende Abgeordnete zu wählen, denen bie Wieberherfiellung des inneren Friedens 
als das dringendſte Bedürfniß und die oberfte Pflicht erſcheint. 

Benn Preußen in folder Gemeinfhaft zwifhen König und Boll neu 
erſtarkt, dann werben bie Verſuche, fein Anfehen und feine Stellung in Deutſch⸗ 
land zu fchmälern, vollends zu Schanden werben, — man wirb fi nirgenbs 
darüber täufchen, daß bie VBerjüngung und nationale Kräftigung Deutfchlands, 
über deren Bebürfnig Preußens Fürft und Voll jeder Zeit einig waren, nimmer⸗ 
mehr ohne Preußen, gefchweige bern gegen Preußen burdzuführen ift, fondern 
nur durch ein aufrichtiges und wahrbaftiges Zuſammengehen beiber beutichen 
Großmächte und unter williger Anerkennung des nationalen Berufes unb ber 
ruhmvoll erworbenen Machtſtellung Preußens. 


8. Oftober. Allerhoͤchſter Erlaß an die Dorfgemeinde Steingrund. 


Aus der Eingabe vom 3. d. Mts. babe Ich die treue Gefinnung 
erieben, von welder die Gemeinde Steingrund befeelt if, und will des⸗ 
halb die an Mich gerichtete Anfrage gern beantworten. 

Wenn die Gemeinde bei den Wahlen Dir ihre Treue befunden will, 
jo Tann dies nur durch die Wahl folder Männer gefchehen, welche den 
feſten Willen haben, Meine Miniſter in der Durchführung der ihnen von 
Mir übertragenen Aufgaben zu unterftügen. Ein feindliches Verhalten 
gegen Meine Regierung läßt ſich mit der Treue gegen Meine Perfon nicht 
vereinigen; denn Meine Miniſter find durh Mein BVertrauen in ihre 
Stellungen berufen nnd haben Mid in der Erfüllung Meiner großen 
und erniten Pflichten zu unterftügen. 

Das Wert, defien Durchführung Sch ihnen vor Allem aufgetragen 
babe, ift die Feftftellung der Heereseinrichtungen, welche Ich für die Sicher- 
beit des Baterlandes als nothwendig und in der Erleichterung des Dienftes 
für die älteren Wehrmänner als nüglich und gerecht erkannt habe. Ich 
würde die Pflichten gegen Mein Bolt verlegen, wenn Ich diefes Ziel 
nicht mit voller Entjchiedenheit erftrebte. Sobald dafjelbe erreicht ift, wird 
der Friede im Lande fih neu und dauernd begründen und die Ausfüh- 
rımg Meiner Abfichten für die weitere gedeihliche Entwidelung der Gejet- 
gebung auf dem Boden der Berfaflung gefichert fein. 

dab dahin die Beftrebungen Meiner Minifter in Uebereinftimmung 
mit Meiner eigenen Willendmeinung gerichtet find, darauf kann die Ge⸗ 
‚meinde kraft Meiner Verficherung vertrauen. 


Baden»Baden, den 8. Oktober 1863. (ge3.) Wilhelm. 


27. Dftober. Der 91. Palm. Aus einem Brief Bismardd an 
jeine Frau: 
„Dies (eine Abſchrift ded 91. Pfalm)*) befomme ich heute 
Morgen zwei Mal von verjchiedenen Richtungen.” 
*) ‚Wer unter dem Schirm des Höchften ſitzet“ ac. 2c. 
28. Oftober. Die Wahlen zum Landtage fallen wenig anderd als 
die früheren aus. 


— — — — — -— — 


20, Die Landtagsſeſſtun 186964. 


1863. 9. November. Thronrede des Königb. 


Der Landtag der Monarchie ift in feiner lebten SigungSperiode vor 
Beendigung der Berathungen Über den Staatshaushalts »- Etat geſchlofſſen 
und demnächſt da8 Haus der Abgeordneten aufgelöft worden, weil ein 
befriedigende8 Ergebniß weiterer Verhandlungen nach deu an Mich gerich- 
teten Erklärungen nicht mehr erwartet werden konnte. 

E8 ift mein dringender Wunſch, daß den zwifhen Meiner 
Regierung und einem Theile der Landesvertretung entftan- 
denen Zerwürfniffen ein Ende gemaht werde. Dteine König⸗ 
liche Pflicht gebietet Mir, die Macht und die Rechte Meiner Krone nicht 
minder mie die verfaflungsmäßigen Befugniffe der Landesvertretung hoch 
zu balten und zu ſchützen. 

Ueber den Umfang und die Örenzen des an fi unbeftrit- 
tenen Rechts der Landesvertretung zur Mitwirtung bei der ge 
jeglichen Feſtſtellung des Staatshaushalts⸗Etats haben ſich entgegenge- 
feßte Auffaflungen geltend gmadıt. Um zur Ausgleihung derjelben zu 
gelangen, wird Ihnen eine Borlage gemacht werden, welche beftimmt iſt, 
die Vefugniſſe der Regierung für den Fall, daß der Staatshaushalts⸗ 
Etat nicht zur geſetzlichen Feitftellung gelangt, zu regeln und der Befürdys 
tung entgegenzutreten, daß Meine Regierung in ſolchem Yalle eine unbe- 
ſchränkte Berfügung über die Staatsfonds ohne Rüdfiht auf das Nedit . 
der Landesvertretung iu Anſpruch zu nehmen beabfichtige. . 

Ich babe aber nicht allein für die innere Bahlfahrt, fondern aud 
für die äußere Sicherheit des Staates Sorge zu tragen und muß 
in beiden Beziehungen auf Ihre Mitwirkung rechnen können. 

Die neue Formation des Heeres ift auß dem unabweislichen 
Bedurfniß hernorgegangen, mit der gefteigerten Wehrkraft der Nachbar⸗ 
länder gleichen Schritt zu halten und den wirthidyaftlichen Intereſſen der 
igenen VBevöllerung durch gerechtere Bertheilung der gefeglihen Wehr: 
pfliht Rechnung zu tragen. Das Heer ift auch nach der Reorganijation, 
wie Ich dies ſchon im Jahre 1860 an dieſer Stelle ausgeſprochen, das 
preußiſche Bolt ın Waifen, umd zwar in größerer Wahrheit, wie zuvor; 
deun während die verſtärkte Organijation der Linie eine Erleichterung 
der älteren Landwehrklaſſen möglih macht, ift die Geſanmtſtärke ber 
Landwehr unverändert geblieben. Dieje Formation hat ſich in den ver 
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floffenen Jahren auf Grund der Bewilligungen des Landtages während 
der Sigungsperioden von 1860 und 1861 zu einer dauernden Staats» 
Einrichtung ausgebildet, deren Beſtand ohne bedenkliche Gefährdung der 
widtigften Intereſſen des Landes nicht mehr in Frage geftellt werden 
dann. Die Erkenntniß diefer Gefahr legt Mir die Pflicht auf, Meine 
nach der Verfaſſung erforderliche Zuftimmung nur einem ſolchen Staats» 
baushalts » Etat zu ertheilen, durch melchen die Erhaltung der beftehenden 
Heereeinrichtungen ficher geftellt wird. Um ben gejeglihen Abichluß 
diejer Angelegenheit endlich herbeizuführen, wird Ihnen der umgearbeitete 
au, eined Geſetzes über die Verpflichtung zum Kriegsdienſt vorge- 
egt werden. — — 

Die Berhandlungen über die Fortſetzung des Bollvereins find zwi⸗ 
Ihen den Bereind- Regierungen eröffnet worden. 

Meine Regierung, jefthaltend an der Handelöpolitit, welche fie in 
vollem Einflange mit der YTandesvertretung befolgt, ıft in diefe Verband» 
lungen mit dem ernften Beftreben eingetreten, dad Band, welches die 
materiellen Intereſſen des größten Theils von Deutfchland umniſchließt, 
unter Aufrechthaltung des mit Fraukreich gefchlofienen Vertrages von 
Neuem zu befeftigen und demnächft, fobald der Zollverein in feinem Fort⸗ 
beftand gefichert fein wird, feine Beziehungen zu dem öfterreichiihem Kaiſer⸗ 
ſtaate zu regeln. 

Um der Yon der Tagespreffe in gefahrdrohender Weife geförderten 
Aufregung im Lande entgegenzuwirken, bat eine proviſoriſche Verordnung 
gegen derartige Ausfchreitungen auf Grund des Art. 63 der Berfaffungs- 
Urkunde erlaffen werden müſſen. Diefe Verordnung wird mit einem Ge⸗ 
ſetz⸗ Entwurje wegen Abänderung einiger Beſtimmungen des Preßgejeges 
und des Strajgejegbuches Ihnen zur verfaffungsmäßigen Beſchlußnahme 
vorgelegt werden. 

Die auf Wiederherftellung des früheren Königreih® Polen gerichteten 
aufitändiichen Bewegungen haben die Ruhe unferer Grenzprovinzen be= 
droht. Wir dürfen und Glück wünſchen, daß die von Mir angeordnete 
Zruppens» Aufftellung und das Fräjtige Auftreten Meiner Behörden Preußen 
vor ernfteren Nachtheilen behütet haben. 

Der deutſche Bund hat beichloffen, im Wege der Erecution diejenigen 
bumdesrechtlichen Forderungen zur Geltung zu bringen, welchen die Re⸗ 
gierung Seiner Mlajeftät des Rünigs von Dänemark in Betreff der Her- 
zogthümer Holftein und Lauenburg bißher nicht genügt hat oder bis 
zum Eintritt der Erecution nicht genügen wird. Im Fall eines den Exe⸗ 
cutions⸗ Truppen überlegenen Widerſtandes iſt die Mitwirkung preußi⸗ 
ſcher und öſterreichiſcher Streitkräfte in Ausſicht genommen. Sollte dieſer 
Fall eintreten und die Verwendung außerordentlicher Mittel erheiſchen, ſo 
u Meine Regierung dem Landtage deshalb die erforderlichen Vorlagen 
machen. 

Von dem bisherigen Verlauf der Verhandlungen über die von der 
Kaiſerlich öfterreichiichen Regierung angeregte Bundeſsreform wird Meine 
Regierung dem Landtage Mittheilungen zugehen laſſen. Sch habe die 
Wängel der beftehenden Bundeäverfaflung niemals verfannt, aber zu 
ihrer Umgeftaltung weder den gegenwärtigen Moment noch die eingefchlagenen 
Wege jür richtig gewählt halten können. Tief werde Sch es bedauern, 
wenn die von Mir gegen Meine Bundesgenofjen ausgeſprochene Befürch⸗ 
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tung ſich bewahrheiten follte, daß die Schwädung des Vertrauens, deſſen 
die Bundes -Emrihtungen zur Erfüllung ihrer Zwecke bedürfen, und die 
Unterſchätzuug der Bortheile, welche fie den Miitgliedern des Bundes in 
der gegenwärtigen Lage Europa's gewähren, das alleinige Ergebniß von 
Neformverfuchen fein würden, welche ohne Bürgfchaft des Gelingens 
unternommen wurden. Diefe Bürgfchaft aber kann nur ſolchen Reformen 
beimohnen, welche, in gerechter Bertheilung des Einfluffes nah dem 
Berhältnifie der Macht und der Leiftungen, dem Preußiſchen Staate die 
ihm in Deutichland gebührende Stellung fihern. Died gute Recht Preu- 
ßens und mit ihm die Macht und die Sicherheit Deutfchlands zu wahren, 
jehbe Ich als Meine heilige Pflicht an. 

Meine Herren! Wir ftehen in einer bewegten Zeit, vielleicht an 
der Schwelle einer bewegteren Zukunft. Um fo dringender richte Jh an 
Sie die Aufforderung, an die Löſung unferer inneren Fragen 
mit dem ernften Willen der Berftändigung heranzutreten. — Das Ziel 
kann aber nur dann erreicht werden, wenn die für die preußiiche Mon- 
archie unentbehrliche un bes Königlichen Regiments ungeſchwächt er- 
hellen wird und Ich von Ihnen bei Ausübung —* —— —— 

eöte in der Erfüllung Meiner landesherrlichen Pflichten unterftügt 
iverde. 

Gemeinſam haben wir für die Ehre und das Wohl des Vaterlandes 
zu wirlen. Diefer Aufgabe find Meine Beftrebungen unwandelbar und 
außfchliegli gewidmet, und in unerfchüttertem Vertrauen auf bie Treue 
Meines Volkes hoffe Ich diefelbe fo zu löfen, wie Ich es vor Bott ver- 
antworten Tann. 


18. November. Genehmigung der Preßverordnung im Herren: 


bauje. 

19. November. Ablehnung der Preßverordnung im Abgeort: 
netenhauje. 

20. November. Aufhebung der Preiverordnung durd Allerhöcite 
Verordnung. 


19. November. Adreßdebatte im Herrenhaufe. 


Erklärung Bismardd in Betreff des Polnifhen Auf: 
ſtandes. 
(Gegen den Grafen Bninski.) 


„Der Herr Vorredner hat verſucht, den Beweis zu führen, oder doch 
die Behauptung aufgeſtellt, daß ſich die Polniſche Bewegung ausſchließlich 
egen Rußland und nicht gegen die Defterreichifchen und Preußiſchen 
Wrovinzen, welche ehemald dem Königreich Polen angehört und gegen 
die Preußifche Herrfchaft in den unfrigen richtet. Ich darf nicht daran 
weifeln, daß der Herr Vorredner felbit ernftlih an das glaubt, was er 
Fast. Unfere eigene Anficht kann fich aber nur durch die Xhatfachen, die 
vor unferen Augen liegen, leiten laſſen. Iſt es wahrfcheinlich, daß der 
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Zuzug, Au dem Tauſende von Leuten in jugendlichen Alter bei uns ver- 
leitet find, der Taufende von jungen Menſchen auf die Schlachtbank für 
ein verfehltes Unternehmen geliefert bat, daß diefer Zuzug mit aller 
Mitteln der Verführung und mit großer Aufopferung organifirt und in's 
Bert gejettt worden fei, nur aus nachbarlicher Gefälligteit, blos um bie 
Polen, welche jenfeits der Ruſſiſchen Grenze wohnen, in den Genuß der 
Einrihtungen zu fegen, die dad Endziel der Erhebung fein würden? Iſt 
ed nicht mit Sicherheit anzunehmen, daß ſolche große Opfer nur einem 
Intereſſe gebracht werden, bei dem man jelbft betbeiligt ift? Und daß 
die Segnungen der Inftitutionen, deren ſich Polen durch die revolutionäre 
Regierung erfreut, au auf unfere Provinzen ausgedehnt worden wären, 
fobald man die Macht dazu gehabt hätte? Ich glaube, diefer Zuzug an 
und für fich fpricht als Thatfache ausreichend gegen die Anficht des Herren 
Sorredners. Fernere Bemweife, welche in den Händen der Gerichte find, 
und welche ein Berfahren veranlagt haben, dem einige Mitglieder des 
Preußifhen Landtages fich durch die Abweſenheit im Auslande entzogen 
Baben, diefe Beweiſe können nad) der augenblidlichen Rage der gerichtlichen 
Unterfuhung Ihnen nicht vor Augen gelegt werden, wir müſſen abwarten, 
welche Anhaltspunkte durch diejelben dem Herren Borredner für feine Aufs 
fofung, melde für die Regierung burch fie gegeben werden wird. Daß 
die Bewegung nicht in höherem Maße, als es gefchehen ift, offen den 
Königlichen Truppen entgegengetreten, ift vielleicht mehr der Stärke der 
legteren, ald dem guten Willen ihrer Gegner oder der Abweſenheit aller 
derjenigen verbrecherifchen Tendenzen zuzufchreiben, die im Königreich 
Polen fich geltend gemacht haben. 

Aber ſelbſt dann, wenn der Herr VBorredner darin Recht hätte, daß 
bißher unfere Provinzen nicht in Gefahr gewefen wären, in diefe Be⸗ 
wegung bineingezogen zu werden, ſei e8 nun ohne außwärtige Verwicke⸗ 
lungen, fei es auf Grund folder — fo haben wir an und für ſich das 
politiiche, ja ich darf fagen das fociale und das fittliche Intereſſe, daß 
vie Bewegung in Rußland und im Königreiche Polen nicht zum Siege 
gelange. 

Schon eine regelmäßige Polnifhe Regierung mit dem 
Streben nad Erweiterung ihrer Herrſchaft bis zu den Grenzen 
des früheren Polnifhen Landes, als Nahbarin Preußens, 
wäre an ſich ſchon eine weſentliche Gefahr für die Preußiſche 
Monardie, eine Gefahr, welde einen erheblihen Theil unferer 
Truppen abforbiren und an anderen Stellen unverwendbar 
machen würde. 

Aber eine Bewegung, deren Leiter die unerhörteſten Ber 
breden als regelmäßige politifhe Mittel in ihren Coder auf» 
genommen baben, welche der GSittlichleit biß zur Apotheofe 
des Meuchelmordes den Rüden gedreht hat — eine folde Be» 
mwegung, eine ſolche Partei in feinem und benadhbarten Lande 
hr Herrſchaft gelangen zu laffen, daran bat die Preußifche 

egierung das lebhaftefte Intereſſe. 

Die Königliche Staats -Regierun hält fich für berechtigt, jenen 
Dank, welchen da8 Herrenhaus beabfichtigt, ihr auszuſprechen, nicht nur 
im Namen der 700,000 Deutichen Bewohner des Großherzogthums Poſen 
entgegen zu nehmen, fondern auch im Namen der zahlreichen, polniſch 
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redenden Preußen, welche ald treue Unterthanen ihrem Könige anhängen, 
welche tüchtige Soldaten feinem Heere ftellen, melde die Seg n der 
Ordnung, die die Preußiiche Verwaltung über dad Land gebracht bat 
wohl zu ſchätzen willen und welche, in den höheren Ständen vielleicht in 
der Dlinderheit, namentlich aber im anjäffigen Bauernftande, die große 
Mehrheit der Bevölkerung bilden — gegenüber einer vermwirrten und 
durch gemißbrauchte Einflüfle der Gutsbefiger aufgeregten Minorität. 
Auch den Dank diefer polnifch redenden Preußen glaubt die Staats» Re: 
gierung durch den, Schuß, den fie gegen den Einbruch der Unordnung 
gewährt hat, erworben zu haben.“ 


Der Konflikt und die Minifter der neuen Aera. 
(Gegen den Abg. v. Bernuth.) 


Ich babe nur das Wort ergreifen wollen, um der Commilfion des 
Herrenhaufes den Dank der Königlichen Regierung auszuſprechen für die 
würdige und verjöhnliche Form, in melcher He dem Haufe vorfchlägt, der 
Regierung feine Unterftügung zu gewähren. Ich richte diefen Dank auch 
an die Herren von der Minderheit, für die Form und die Grenzen, in 
denen Ste ihren Widerſpruch der Stellung eined großen parlamentarifchen 
Körpers würdig an den Tag gelegt haben. 

Bon einem der Herren Gegner hat mich fiberrafcht, daß er einer 
Adrefie, welche berechnet ift, die jegige Regierung zu ftügen, feine Mit⸗ 
wirkung verjagt. Es war dies ein Mitglied, welches dem dem unfrigen 
vorhergehenden Gabinette angehört. Wenn irgend Jemand die Ber- 
pflihtung hat, uns zu unterftügen bei Löſung desjenigen Kno— 
tens, den jene Herren mit mehr Leichtigkeit ale Geſchick Ihürzten, 
jo glaube ich, jind e8 die Mitglieder der vorigen Regierung. 


21. Kongreßvorſchlag Frankreichs und Scheitern deſſelben. 


5. November. Einladungdichreiben des Kailerd Napoleon an 
die Souveräne der Großftaaten. 


„Angeſichts der Ereigniffe, welche täglich auftauchen unb fidh drängen, halte 
ih es für unumgänglidh, meine vollen Gedanken ben Souveränen auszuſprechen. 
denen das Scidal ber Völker anvertraut if. 

„Jedesmal wenn ftarle Stöße die Grundlagen der Staaten erſchüttert und 
deren Grenzen verändert haben, griff man zu feierlichen Xransactionen, um Pie 
neuen Elemente zu verbinden und bie vollendeten Umgeftaltungen zu fidhten und 
zu heiligen. Dies war ber Gegenftanb bes Weſtfäliſchen Friedens im 17. Zabr- 
bunbert und der Wiener Verhandlungen 1815. 

„Auf biefer letzteren Grundlage ruht augenblidfih das politiide Gebäute 
Europas. Und dennoch, Sie wiflen es, bricht daffelbe von allen Seiten zufammen. 

„Wenn man die Lage ber verfchiebenen Völker aufmerkfam betrachtet, jo if 
es unmöglich, zu vertennen, daß faft auf allen. Punkten vie Wiener Verträge 
— verändert, vergeſfſen und bedroht find. Daraus folgen Pflichten ohne 

egel, Rechte ohne Titel und Forderungen ohne Zügel, — eine um fo furdt- 
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barere Gefahr, als bie durch bie Eivilifation berbeigeführten Vervollkommnungen, 
welche die Bölker unter fi) durch die Solidarität ihrer materiellen Intereffen 
verbunden haben, ben Krieg nur noch zerftörender machen würden. 

„Es iſt dies ein Gegenſtand ernften Nachdenkens. Warten wir es nicht 
ab, einen Ausweg einzufchlagen, bis plögliche, unwiderſtehliche Ereigniffe unfer 
kit trüben und uns wider Willen in entgegengefettte Richtungen treiben 
wärben. 

„Ih will Ihnen deshalb, um die gegenwärtige Lage zu regeln, und bie 
Aufunft zu fichern, einen Congreß vorichlagen. 

„Auf den Thron gerufen burch die Vorſehung und ben Willen bes fran- 
zöſiſchen Volles, doch erzogen in ber Schule des Unglüds, iſt es mir vielleicht 
weniger als irgend einem Andern geftattet, die Rechte der Souveräne oder bie 
berechtigten Antprüche ber Völler zu verfennen. Auch bin ich bereit, obne ein 
vorgefaßtes Syſtem, in den internationalen Congreß den Geift ber Mäßigung und 
Gerechtigkeit zu bringen, das gemöhnliche Erbtheil derjenigen, welche jo viel ver- 
ſchiedene Prüfungen durchgemacht haben. 

„Wenn ich die Initiative für eine ſolche Eröffnung ergreife, jo geſchieht es 
nit aus Eitelleit; aber, da ich berjenige Souverän bin, bem man am meiften 
ehrgeizige Pläne zutraut, jo liegt e8 mir am Herzen, burch dieſen freien und ehr- 
fihen Schritt ben Beweis zu führen, daß es mein einziges Ziel ift, ohne Zögern 
zur Herftellung bes Friedens in Europa zu lommen. Wird mein Vorſchlag an⸗ 
genommen, jo bitte ih Sie, Paris zum Berfammlungsort zu wählen. 

„Falls bie mit Frankreich alliirten und befreundeten Fürſten es angemeffen 
finden jollten, burd ihre perfünlicde Gegenwart die Bedeutung ber Berathungen 
zu erhöhen, fo werbe ich ſtolz darauf fein, ihnen meine herzliche Gaftfreundichaft 
zu bieten. 

„Europa wird vielleicht einiges Gewicht darauf legen, daß die Hauptftabt, 
von welcher fo oft das Signal zu Erjchütterungen gegeben worden if, zum Sig 
der Eonferenzen werbe, welche beftimmt find, die Grundlage für eine allgemeine 
Bacification Feftzuftellen. .....“ 


18. November. Preußens Antwort auf die Kongrekeinladung. 
Schreiben ded Königs Wilhelm an den Kaijer Napoleon. 


„Ew. Majeftät konnten, als Sie da8 Schreiben an mid) richteten, 
weiches Ihr Botfchafter mir am 13. November überreicht hat, 
fein, daß die hochherzigen Gefinnungen, von denen dafjelbe eingegeben ift, 
bei mir die berzliche Auftummung finden würden, welche ein Fürſt, dem 
das Wohl feines Volkes am Herzen liegt, dem hoben Biel nicht verfagen 
kann, das Em. Majeftät bei der Aufforderung der europäifchen Mächte zu 
einem allgemeinen Congreß im Auge haben. Die Berträge von 1815 
haben im Laufe eines halben Jahrhunderts nothwendiger Weife Aenderungen 
erfahren müfjen, wie fie der unmiderftehliche Einfluß der Zeit und der 
Ereigniffe in allen menſchlichen Einrichtungen hernorbringt. Jene Verträge 
bilden trotzdem noch jeßt die Grundlage, auf welcher das politifche Ge⸗ 
bäude Europas ruht. Es wird daher eine würdige Aufgabe für die ver- 
einten Kräfte aller Regierungen, welchen die Aufredhthaltung der Ordnung 
und des Friedens am Herzen liegt, fein, diefe Grundlage zu befeftigen, 
diejenigen Theile zu ergänzen, welche befeitigi find oder aufgegeben werden 
mäjjen, und diejenigen Beitimmungen, welche mißachtet oder bedroht find, 
mit neuen Bürgfchaften zu umgeben. Dieſem Werke werde ich mich von 
ganzem Herzen anfchliegen, mit der volllommenen Freiheit, mich dabei 
nur don meiner Fürjorge für die allgemeinen Intereſſen Europas leiten zu 
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foffen, indem Preußen, welches niemals aus dem Bereiche der Bertr 

n ten ift, fein directes Intereſſe hat, einen Congreß zu * 
angen oder zu verhindern. Dieſe Lage geſtattet meiner Regierung, ihre 
unparteiiſche und unbefangene Mitwirtung der Aufgabe zu widmen, 
unter den zur Theilnahme berufenen Mächten eine vorgängige Ueber» 
einftimmmmg über die Grundlage des Eongreijes herbeizuführen und durd 
porfichtige Berbanbfungen die Schwierigkeiten zu befeitigen, welche Reime 
des Zwieſpalts in da8 der Berfühnung und dem Frieden gewibmete Berl 
u bringen geeignet wären. Zu dieſem Zwede will meine Regierung gern 
* Vo ange zur vorbereitenden Verftändigung entgegennehmen. 

Ih danke Em. Majeftät für die mir angebotene Gaſtfreundſchaft und 
alte mich verfidert, daß ich in Paris wiederum bie heraliche Aufnahme 
nden würde, die mir die Erinnerung an meinen Aufenthalt in Com⸗ 
iögne fo werth macht; doc) wird e8 Sache umferer vereinigten Miniſter 

Fein duch ihre Erörterungen die Vorſchläge für den Congreß zu Flären 
und zu unferer Sanktion vorzubereiten 2c.“ 


25. November. England lehnt den Kongreßvorſchlag ab. 
Beritimmung zwiſchen Frankreich umd England. 





22, Uene Fendung der Schleswig - Holfteinfchen 
Frage. 


1863. 15. November. Ableben des Königs Friedrich VII. von 
Dänemark. Erlöfchen des Mannöftammes der Königlichen 
Linie des Dldenburgiichen Haufe. 

Prinz Ehriftian von Glüddburg ald Chriftian IX. in 
Kopenhagen zum König für die daäͤniſche Geſammtmonarchie, 
mit Einfluß der Herzogthümer Schleöwig- Holftein und 
Lauenburg ausgerufen. 

16. November. Herzog Chriftian von Schleöwig- Holftein-Sonder- 
burg = Auguftenburg verzichtet zu Gunften jeined Sohnes 
Friedrich auf alle Erbanſprüche an Schleöwig- Holitein. 

16. November. Proclamation des Prinzen Friedrich von Schled- 
wig = Holjtein= Sonderburg -Auguftenburg. 


„Schleswiger! SHolfteiner! Der letzte Yürft der däniſchen Linie Eures 
Regentenbanfes ift bahingegangen. Kraft ber alten Erbfolgeorbnung unjeres 
Landes und bes oldenburgiſchen Haufes, kraft der Ordnungen, welche die ſchleswig⸗ 
bolfteinifche Lanbesverfammlung in bem Staatsgrundgefee ausdrücklich beftätigt 
bat, kraft der von meinem Bater zu meinen Gunften ausgeftellten Verzichts⸗ 
urtunde, erlläre Ich hieburch als erfigeborner Prinz ber nächſten Linie bes 
olbenburgifhen Hauſes, daß Ich bie Wegierung der Herzogthümer Schleswig. 
Holftein antrete und damit die Rechte und Pflichten übernehme, welche die Bor- 
febung Meinem Haufe und zunächſt Mir überwieſen bat. — Ich weiß, daß biefe 

ihten in fohwerer Zeit an Mich berantreten, Ich weiß, daß zur Durdführung 
Reines und eures Rechtes Mir zunächft feine anbere Macht zu Gebote fteht, als 
bie Gerechtigkeit unferer Sade, die Heiligkeit alter und neuer Eide und eure 
Ueberzeugung von ber Feſtigkeit des Bandes, welches Mein Geſchick und das 
Eure vereint. — Ihr habt bis jetzt Uingeretigleit ebenjo mannhaft getragen als 
ist mannhaft gelämpft hattet, Ungerechtigkeit abzuwehren. Für das Joch, das 
man euch auflegte, gab bis jetzt ein unbeftrittenes Recht den Vorwand, denn ber 
König von Dänemark war zugleich euer Herzog. Bon jetzt an wäre bie Herrichaft 
eines Könige von Dänemark Über euch eine Ujurpation und rechtloſe Gewaltthat. 
Und unfere gemeinfame Aufgabe ift es, biefer Herrſchaft ein Ende zu maden. 


kon. 
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— Ich Tann euch jegt nicht aufeufen, Gewalt mit Gewalt zu begegnen. Cuer 
Sand if von fremben Truppen befeht, ihr Habt feine Waffen. Die fegt derden 
vor allem ob, bie Regierungen des Bundes um Schutz meines Regi 
und eurer nationalen Redte anzugehen. Der beutiche Bund if} miemals ber 
Tegitimen Erbfolge entgegengetreten. — Die Orbnung, auf welcher bie Regierm; 
Deutfhlanbs beruhen, if biefefbe, auf ber meine Rechte begränbet find. ab 
die Regierungen Europas werben ber durch bie Erfahrung beflätigten MWahrbeit 
nicht wmiberfehen, baß ein baltbarer Zuftanb da nicht bauern ann, wo eine 
willtitlihe Restsorbnung einem Bolle gegen feine geheiligten Wünfche, gegen 
feine von @ott gie tationalität unb gegen fein uraltes Recht aufgebräi 
werben ſoll. — Lauenburger! Euer jhönes Land, Gegengabe für ein Lanb, befien 
Namen td durch Meine Geburt trage, unterliegt berjefben Erbfolge, ſoweit mict 
Rechte anderer Gfieber meines Haufes unb ältere und — Rechte dentiher 
Regentenhäufer baran baften. Ich gebe Euch das Berjpreden, daß Ich emer 
nationales Recht als Mein eigenes betrachte, und, foweit Ich berufen bin, em 
Rechte und Freiheiten beihligen werbe. — Schleswig-Holfleiner! Bon der Ueber- 
geugung burdbrungen, bafı Mein Recht eure Rettung ift, gelobe Ich, für Mih 
und Mein Haus zu euch zu fiehen, wie Ich in ber Schlacht zu euch geflanden, 
Mic nicht zu trennen von Euch unb unferem Rechte. Und jo gelobe und jhmir 
Ic) gemäß dem Staatsgrundgefege, die Berfaffung und bie @ejege ber Hering: 
thihmer Schleswig. Holflein zu beobahten, unb bie Rechte bes Wolle aufrecht ju 
halten. So wahr Mir Bott helfe und fein heiliged Wort.“ 

16. November. (Bundeötag.) Der Gefandte Badens von Mohl 
zeigt der Bundesverſammlung ben Regierungdantritt de 
Herzogs Friedrich von Schleswig Holftein an, mit dem 
Beifügen, der Herzog erachte es „für eine, wie er ſich 
ſchmeichle, überflüffige Maßregel, wenn er hiermit eine 
feierliche Rechtövermahrung gegen jede etwaige Beftreitung 
jeiner Regentenrechte, jo wie gegen jede mit dem vollen 
Genuffe berfelben nicht zu vereinigende Handlung verbinde.” 

Bewegung in Deutſchland zu Gunften des Prinzen von 
Auguftenburg. 

19. November. Herzog Ernft von Goburg- Gotha der erfte, der 
den Erbprinzen von Auguftenburg als Herzog von Schles- 
wig= Holftein anerkennt. Herzog Friedrich nimmt feinen Sig 
vorläufig in Gotha und bildet ein Minifterium. 

21. November. Der däniſche Geſandte zeigt die Thronbefteigung 
Chriſtian IX. an, der babifche Gefandte legt jeine Voll⸗ 
madt für Friedrich VIIL vor; verſchiedene Regierungen 
ftellen Anträge in der ſchleswig- holſteiniſchen Frage. An 
zeige, Vollmacht, Anträge werden dem holſteiniſchen Aut 
ſchuß überwieſen. 

Die Mehrzahl der Beamten in Holftein verweigert den 
von ihnen geforderten Hulbigungseid für Chriftian IX. 


167 


Zahlreiche Volksverſammlungen ſprechen ſich in energiichen 
Rejolutionen für die Rechte der Herzogthümer aus. Weberall 
werben Comité's eingefept und Geldfammlungen veranitaltet, 
bie und da aud die Organiſation von Freiwilligen vor: 
bereitet. 

24. November. Der Ausichuß ded National» Vereins tritt m Berlin 
zufammen, jendet eine Deputation an Herzog Friedrich nad) 
Gotha und erläßt einen Aufruf für Schleöwig-Holjtein an 
das deutihe Volk. 

27. November. Das in Kiel verſammelte Plenum der ſchleswig⸗ 
holſteiniſchen Ritterſchaft beſchließt mit allen gegen eine 
Stimme eine Eingabe an den Bund gegen die Anſprüche 
Chriſtians IX. und für die legitimen Rechte des Herzogs 
Friedrich, — und um den Bund aufzufordern, die Rechte 
des Landes zu ſchützen. 


Am Sunde; &emeinfhaft Preußens und Befterreiche. 


28. November. Sachſen beantragt: „Die Nichtzulaffung eines 
daͤniſchen Gejandten und Anordnungen, damit dad für 
Holftein beitimmte Erefutiondcorp8 mit der den Umftänden 
entiprechenden Verſtärkung in Holftein und Lauenburg ein- 
rüde, um dieje Bundesländer bis zu dem Zeit- 
punkte bejegt zu halten, wo der Bund fi in ver 
Lage ſehen wird, fie dem von ihm ald rechtmäßig aner- 
fannten Nachfolger in gedachten Herzogthümern zu eigener 
Verwaltung zu übergeben.” 

Defterreih und Preußen geben bei der Umfrage 
eine gemeinfchaftlihe Erklärung zu Protokoll: 

„Die Stellung der Kaiferlih Defterreichifhen und der Königlich 
Preußiſchen Regierung ift durch den Vertrag bedingt, welchen beibe in 
Semeinfchaft mit den Negierungen von Frankreich, Großbrittanien, Ruß⸗ 
land und Schweden 1852 in London mit der Krone Dänemark abge 
ſchlofſen haben, nachdem die Borbedingungen deflelben durch Berhandlungen 
mut 


emart im Laufe der Jahre 1851/52 feftgeftellt worden waren. 
Beide Regierungen faflen die Geſammtheit dieſer Verabredungen als ein 
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untrennbare8® Ganzes auf, welches durch den Tondoner Vertrag feinen 
Abſchluß erhalten bat. Nachdem der Fall, welchen diefer im 
Auge hatte, nunmehr eingetreten ift, find beide Regierungen zur —* 
führung des Vertrages bereit, wenn die Krone Dänemark ihrerſeits bie 
vorgängigen Berabredungen außführt, deren Berwirklihung eine Borans- 
fegung der Unterzeichnung des Londoner Vertrages d Preußen und 
Defterreich bildete. Die Succeffion in Yauenburg fteht dem König Chriſtian 
von Dänemark nach Anficht beider Regierungen auch dann zu, wenn ber 
Londoner Vertrag hinfällig wird, nachdem der nächfiberechtigte Erbe 
weiland König Friedrichs, der Prinz Friedrich von Heſſen, feine Rechte 
auf König Chriftian übertragen hat. Die Zulaffung des vom Könt 
von Dänemark für Lauenburg ernannten Gejandten in dem Maße, wie 
die Bertreter der einzelnen Beftandtheile ftimmmberechtigter Eurien zur 
Theilnahme an den Sitzungen berechtigt find, erjcheint daher nicht an» 
fechtbar. Für Einräumung des auf der Gejammtcurie Holftein und Lauen⸗ 
burg rubenden Stimmrechts aber vermögen beide Megierungen mır dann 
zu votiren, wenn der Kö N Chriftian diejenigen Zufagen erfüllt, im Ber: 
trauen auf welche beide Mächte den Londoner Bertrag, welcher ihnen 
gegenüber den Succeffionstitel des Könige in Holſtein bildet, ange 
nommen baben.“ 


Die Bundesverfammlung beichließt: die Führung der 
Holſtein⸗Lauenburgiſchen Stimme zur Zeit zu fujpendiren. 


Sm preußifhen Abgeordnetenhauſe. 
Antrag der Abgeordneten Stavenhagen und Birdom: 


In Erwägung 

1. daß der Erbprinz von Schleswig » Holftein - Sonberburg - Auguftenburg Kraft 
eines unzweifelhaften &rbfolgeredhts feinen Anfpruh auf bie Regierung ber 
Herzogthümer erhoben hat; 

2. baß weder ber Deutiche Bund, noch die Stände ber Herzogthümer Schleswig 
und Holſtein, noch die Agnaten des Haufes Oldenburg ben Beftinunungen 
bes Londoner Vertrags vom 8. Mai 1852 beigetreten find; 

3. daß Dänemark durch eine Reihe vertragswibriger Maßregeln, durch vielfach 
Bebrüdung der Deutihen Bevölkerung und Sprade in Schleswig, durch das 
Patent vom 30. März d. J. und endlich durch bie Vollziehung ber neuen 
Berfaffung für Dänemarl-Schleswig, die Vereinbarungen von 1851 und 1852 
und bamit die Bedingungen ſelbſt gebrochen bat, unter welchen bie Deutichen 
Großmächte dem Londoner Bertrage beigetreten find, daß daher die Be- 
fimmungen biejes Vertrags für bie Deutſchen Großmächte jede Verbindlichkeit 
verloren haben; 

4. baß bei biefer Sachlage bie Anweſenheit Dänifcher Truppen in bem Bunbes- 
ande Hofftein eine Berleguug des Bundesgebiets bilbet, 

erllärt da® Haus ber Abgeorbneten: 
bie Ehre und das Intereije Deutfhlande verlangen es, daß 
fämmtlide Deutide Gtaaten bie Rechte der Derzogtbümer 
ſchützen, den Erbprinzen von ar 1 air nguften 
burg als Herzog von Schleswig⸗Hol anertenuen, und ibm im 
ber Geltendmachung feiner Rechte wirkſamen Beiſtand leiften. 
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1. Dezember. Berathung ded Antraged im Abgeordnetenhaufe. 
Erklärung Bismardd Namens des Staats» 
Miniſteriums: 


Unſere Stellung zu der däniſchen Frage iſt durch eine Vergangen⸗ 
heit bedingt, ven der wir uns nicht willfürlich löſen können, und welche 
und Pflichten gegen die Herzogthümer, gegen Deutfchland und gegen die 
amopäiichen Mächte auferlegt. Die Aufgabe unferer Politit wird es fein, 
diefen Berbindlichkeiten fo zu entfprechen, wie es unfere oberfte politiiche 
PFficht, die Sorge für die Ehre und die Sicherheit unſeres eigenen Vater- 
landes gebietet. 

Für Preußens Stellung Kr Sade ift zunächſt der Londoner Bers 
trag von 1852 maßgebend. Die Unterzeichnung defielben mag beflagt 
werden; aber fie ift erfolgt, und es iſt ein Gebot der Ehre wie der Klug⸗ 
heit, an unjerer Bertragätreue feinen Zweifel I zu laffen. 

Indem wir aber dieſes Gebot für und jelbft anerkennen, beftehen 
wir ebenfo auf feiner Öeltung für Dänemarf. 

Der Londoner Bertrag bildete den Abſchluß einer Reihe von Unter: 
bandlungen, welche 1851 und 1852 zwiſchen Deutjchland und Dänemark 
epflogen worden waren. Die aus denjelben bervorgegangenen Zufagen 

ünemarks und der Bertrag, welchen Preußen und Defterreich auf 
Grund derjelben in London vollzogen haben, bedingen ſich gegenfeitig, fo 
daß fie mit einander ſtehen oder fallen. Die Aufrechthaltung diejer 
Stipulationen ift einftweilen insbeſondere für Schleswig von wejentlicher 
Bedeutung. Sie giebt und das Recht, in diefem Herzogthum die Erfüllung 
vertraggmäßiger Zufagen von Dänemark zu fordern. Fallen aber mit dem 
Londoner Bertrage die Verabredungen von 1851/52, fo fehlen uns in 
Betreff Schleswigs folche vertragsmäßige Rechte, welchen die Anerkennung 
der europätfchen Großmächte jur Seite fände. Die Losſagung von ben 
Berträgen von 1852 würde aljo der Stellung Schleswigd und den deut⸗ 
hen Forderungen in Betreff derfelben die 1852 nefchaffene vertragsmä⸗ 
zige Grundlage entziehen und die allſeitige Anerkennung einer andern von 
neuen Berhandlungen oder von dem Ausgang eined europäiichen Krieges 
abhängig machen. 
amit aber die Berträge für uns diefen Werth und ihre Geltung 
—5 iſt es nothwendig, daß ſie von däniſcher Seite gewiſſenhaft aus⸗ 
geführt werden. Daß dies bisher nicht geſchehen iſt, darf ichau allſeitig 
unbezweifelt anſehen und halte mich der Aufzählung der Einzelnheiten 
hier überhoben. 

Die Entſcheidung über die Frage, ob und wann wir durch Nicht⸗ 
erfüllung der däniſchen Verpflichtungen in den Fall geſetzt ſind, uns von 
dem Londoner Vertrag loszuſagen, muß die — ſich vorbe⸗ 
halten; ſie kann dieſelbe weder dem deutſchen Bunde überlaſſen, 
noch fie bier zum Gegenftande von Erklärungen madhen Wir 
haben mit der öfterreichifchen Regierung Derabrebumgen getroffen, welche 
eine übereinftimmende Haltung beider Mächte in Betreff des Londoner 
Vertrags und feiner Konfequenzen einftweilen ficherftellen. Diefelben 
geben von der Annahme aus, daß in Lauenburg der König Ehriftian auch 
ohne den Londoner Vertrag ſucceſſionsberechtigi fein würde, nachdem der 
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nächfte Exbe, der Prinz Friedrich von Heflen, zu feinen Gunften entjagt 
bat. Zn Betreff Holfteins dagegen beruht fir uns der Succeffionstitel 
auf dem Londoner Vertrag, und ift die Verwirklichung deflelben von der 
Erfüllung der Vorverträge abhängig, welche mit dem Londoner Bertrag 
in ſolidariſchem Zuſammenhang ftehen. Daß Lebteres der Fall fei, ift 
dur das Zeugniß des Tompetenteften aller Zeugen, des Herren Bluhme, 
welcher 1851 und 1852 dänischer Minifter der auawärtigen angelegen- 
beiten war, im däniſchen Reichsrath bekräftigt worden. Auf diefer Auf- 
fafjiung beruht unfere durch die Zeitungen bereits befannte Abftimmung 
in der Bundestagsfigung vom 28. November. 


Wir fehen, fo lange wir den Londoner Bertrag nidht als 
hinfällig betradhten, in König Ehriftian den Erben des Rechts und 
des Unrechts feiner Vorgänger. Demzufolge beftehen die Beweggründe 
fort, dur welche der Exekutionsbeſchluß vom 1. Oktober hervorgerufen 
wurde, während durch die Umftände eine bejchlennigte Ausführung deffelben 
geboten erjcheint. 

Zu diefem Behuf haben wir in Gemeinfchaft mit Defterreich die er: 
forderlihen Anträge zur jofortigen Vollziehung der Erekution geftellt. 

Wie auch die Entiheidung hierüber in Frankfurt ausfallen möge, 
unter allen Umftänden wird Preußen nah Maßgabe feiner Stellung 
als europäiihe Macht und ala Bundesglied für das deutſche Recht in 
den Dergogthümern und für fein eigene Anſehen im Rathe der Groß- 
mächte mit befonnener Feſtigkeit einftehen. 

In Erfüllung diefer Aufgabe rechnet die Negierung auf die bereit- 
willige Unterftügung des Landes und feiner Vertreter. Zum Behuf unferer 
bundesbeichlußmäßigen Mitwirkung bei der Erelution wird fie die erforder 
fichen militairifhen Vorkehrungen zu treffen haben, und wegen Beichaffung 
der dazu nöthigen Geldmittel dem Landtage zu verfaflungsmäßiger Be— 
ſchlußnahme eine Vorlage machen. 


1. und 2. Dezember. Aus den Berhandlungen des Ab> 
georbnetenhaufes mit Bezug auf die Erklärung der 
Regierung. 

Aus der Rebe des Abg. von Sybel: 


Meine Herren! Ich geftehe, der bisherige Berlauf unjerer Debatte hat mir 
den Eindrud gemadt, dag wir unter ber Regierung, bie wir nun feit. zwei 
Sahren auf uns haben, — daß wir unter biejer Regierung krank, tief frant 
in unferm Staate geworben find. 

Wenn unjere Herren Miniſter von ihrem PBarteiftanppuntte aus vielleicht 
mit einiger Schadenfreube auf eine ſolche Debatte fehen, fo boffe ih, daß im 
ihnen auch noch der patriotifche Gedanle der Sorge möglich ift: wenn eine foldhe 
haotifche Verwirrung der Anſichten bei bem erften Herandrohen eines Krieges im 
biefer erften Berfammlung des Landes m ift, welch eine Verwirrung dann“ 
bei ber Eruption eines ſchweren Krieges jelbft entftehen wärbe, ber Sorge, wie 
bringendb endlich bie Umkehr erfordert wird, damit unfer Staat wieber 
gefunde, damit wir im Stande feien, zn einem feften, entſchloſſenen, einmüthigen 
und deshalb erfolgreichen Kriege auf dem Schauplage zu erſcheinen. — — — 

Meine Herren, tch bin fo tief durchdrungen wie einer von Ihnen, 
bag wir einen großen Krieg, ber uns vielleicht aus biefer Frage 
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erwadien wird, nicht fiegreich und glorreih zu Ende führen, ohne 
eine durchgehende Heilung unferer inneren Zerwärfnifie. 

Ber und was ift denn dieſer Herzog von Auguftenburg? 

Er ift ber lebendige Ausdrud des Rechts und ber Zujammengebörigleit ber 
Serzogthämer! (Bravo!) 

Einem tüdtigen Deutſchen Vollsſtamme erjcheint fein Name heute als ber 
Zräger alles beffen, was das Leben lebenswerth macht, als ber Träger von 
Freiheit unb Nationalität. (Sehr gut!) 

Er ift ſtark in feiner Ohnmacht, weil bie Welt weiß, daß fein Volk ihn 
begehrt, daß fein Titel zwifchen Eibe und Königeau einſtimmig ausgerufen 
werben würbe, Sobald, ſei e8 eine ſtändiſche Berfammlung, ſei es das allgemeine 
Stimmrecht. Über ihn zu entfcheiden hätte; er ift ſtark, fo lange es jo ſteht, und 
wird verfinten in der Stunbe, wo dies Verhältniß aufhört, wo das Boll mit 
anderen Augen auf ihn zu bliden beginnt. So lange e8 fo ftebt, wird er un⸗ 
überwinbfih fein, fo ficher bie Freiheit eines einmüthigen und entfchloffenen 
Bolles unüberwinblich ift. (Lebhaftes Bravo!) 

Meine Herren! Soviel ich weiß, rechnet das Schleswig - Holfteiniche Bolt 
zu feinen Rechten — und diefe Rechte, bat er geſagt, will auch er reipectirt 
wiſſen — in erfler Linie als das foftbarfte feinen Anfpruh auf bie männliche 
Erbfolge in feinem Fürftenftamm: Es will nit Preußiich werben! Das 
erlaube ih mir bier mit voller Kenntniß der Sache auszuſprechen. 
Es will Deutſch bleiben (lebhaftes Bravo!), und es begleitet Preußen fo lange 
mit feinen wärmſten und bankbarften Sympatbien, als Preußen fih auf dem 
Bege einer Deutſchen Bolitit bewegt. 

Bon biefer Seite her braucht und leine Bejorgniß abzuhalten; im Gegen- 
tbeil, fo weit ich fehe, treibt uns die dringendſte Pflicht, unjere Stimme für das 
tom Minifterium verworjene Programm zu erheben, es treibt uns bie Pflicht, 
uns nit Durch Schweigen und Zurädhalten zu Mitichuldigen eines von uns 
gemigbilligten Syſtemes zu machen. Deutfchlanb weiß es, wie ich vorher ſchon 
fagte, daß wir feine materielle Macht haben, daß es nicht in unferer Hand liegt, 
durch unfere Bota irgenb eine Aenderung in ber actuellen Regierungspolitif, im 
dem actuellen Regierungsperfonal bervorzubringen; dennoch aber, meine Herren, 
Iann ich gerade diefer Sache gegenüber von dem Glauben nicht laffen, daß bie 
gegenwärtigen Berbältniffe nit dauern können, daß ber Staat 
Breußen nit im Stande ift, auf die Dauer eine folde Poſition zu 
behaupten und zwiſchen Elbe und Eider auf die Dauer ben 
bard das minifterielle Programm angelündigten Selbfimorb zu 
vollenden, 


Aus der Rebe bes Abg. Virchow: 


— — Die ganze Europätfche Tage würde ficherer fein, wenn bie Regierung 
fih dem correcten Verfahren angefchloffen hätte, welches von einer Reihe Deuticher 
Mitter- und Kleinftaaten am Deutſchen Bunde vorgefchlagen wurde und welches 
allein durch bie Preifion Preußens unb Defterreih® zur Schäbigung unferer 
Interefien befeitigt worben ift. 

Nur zwei Mächte könnten möglicherweife Neigung baben, Einſpruch zu 
tun. Das ift eben Defterreih und Rußland. Und weshalb, meine Herren? 
Zunächſt deshalb, weil Rußland und Defterreih dadurch Preußen nieberhalten, 
weil fie Breußen Klein machen, weil fie unfere Madtftellung im 
Norden Europas untergraben würden. Der Herr Minifterpräfibent ſteht 
allerdings feit alter Zeit in bem Ruf, daß er mwenigftens das Ruſſiſche Bündniß 
inmer vertheibigt habe und daß er gerade darin das Heil unferer Zukunft febe. 
Ee wirb von ihm erzählt, und wir dürfen es wohl bie auf Wiberlegung glauben, 
daß er es gerabe geweſen ift, ber ben Älteren Herzog von Auguftenburg bahin 
ebracht ‚ daß er enblih bie fogenannte Verzichtsurkunde ausflellte, eine 

ichtsurkunde, welche gewiß nicht im Preußtichen Intereffe war, fonbern welche 
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rat ar Muiſchen und fobann unb zwar ſehr Balb im Ruſſiſchen In⸗ 
... Il: 

Au unſer Herr Minifterpräfident es alſo fo fehr im Intereſſe Preußens 
it ar deit, die Ruſſiſche Succeffion in ben Herzogthümern zu befchleunigen, 
u eeisigen großen Hafen, ben Deutſchland im Norben hat, in Auffiiche Hände 
ww ge, witten in unfer Land hinein an einer Stelle, wo es am wenigften ver- 
beidiat iſt, wo es am meiften verwundbar if, einen foldhen fremben Heil zu 
hieden, — dann, meine Herren, werben wir allerbinge auch jetzt nicht erwarten 
touuen, daß er menigftens irgend eine anbere Richtung ber Politik einfchlage, 
eine Politik, welche gegen Rußland gerichtet ift, welche zum Zwed bat, bie Ruffikhe 
HSucceflon abzuhalten, eine Bolitil, welche zum Zweck bat, biejes Deutſche Land 
bei Deutſchland zu erhalten, vielen großen Hafen für Deutfchlanb zu retten, bieie 
Vaſis zur Vertheidigung für unfere Heere zu fichern. 

Aber, meine Herren, ich babe bie Meinung, daß Se. Majeflät ber —— 
vielleicht nicht fo ſehr von ber Haltbarkeit dieſer Rufſiſchen Baſis unferer Bohr: 
überzeugt ift, daß Se. Majeſtät der König eben uur burd Seine gegemmärtigen 
Rathgeber in eine ſolche unglüdfelige Richtung bineingepreßt worben ift, weil alle 
nationalen Regungen Ihm vielleicht unbelannt geblieben find, weil keine Mög: 
lichkeit iR, zu Seinem Obr zu kommen, um bie Wünſche bes Volles in regel- 
mäßiger Weife dahin zu bringen, al® nur noch burch dieſes Haus. 

Die Erregung, welde gegenwärtig durch Deutichland geht, iſt nur ein 
Zeichen bes tiefen Bebürfniffes, welches das Deutſche Boll fühlt, überhaupt zu 
einem anderen Zuflanbe bes Deutſchen Staatsweſens zu fommen (Schr wahr‘! ; 
es ift das nur ein Symptom von dem allgemeinen Gefühl, daß es fo auf bie 
Dauer nicht gehen fönne (Bravo!), und, meine Herren, ſeitdem alle Denticen 
Fürſten unter dem Präſidium des Kaifers von Defterreich biefes Bedürfuiß an- 
erfannt haben, werben Sie es jett durch ein nachträgliches Bündniß mit vem- 
felben Oefterreih nicht mebr verichleiern köͤnnen. Sie werben biefer Bewegung 
nidht mehr Einhalt thun können, aber fchneiben Sie biefem Bebürfniß bie legı- 
timen Wege ab, hindern Sie es, noch auf eine Erfüllung zu boffen, wo fie rar 
mäßig erwartet werben follte, meine Herren, — ich babe nicht die Aufgate, bi 
das rothe Gefpeuft zu malen, aber das müſſen Sie ſich doch fagen: wenn eine 
große Nation, deren Anſpruch auf eine Neugeftaltung ihres Staatsweiens von 
ihren Fürften offen proflamirt worben ift, wenn die immer wieber zurildge- 
worien wirb in ihrem Streben, wenn in dem Augenblid, wo ihr gejagt wirt: 
„ed muß jetst neu geichaffen werben,” wo fünmtlihe Fürſten anerlannt baben, 
daß die Äußerfte Gefahr vorhanden fei, wieder Alles niebergeichlagen wird nnd 
Nichts weiter übrig bleibt als die beiden Deutſchen Großmächte, weiche fich gegen- 
feitig hemmen und nichts weiter zu thun haben, als ſich gegenjeitig nicht au’- 
kommen zu laflen, dann meine Herren, Fünnen Sie bie nationale Bewegung 
nicht austragen. 

Die Schleswig - Holfteinfche Bewegung, bie durch Deutichland geht, iR nur 
ein Symptom dieſes Bebürfniffes ber Einigung, und bieles Bebürfnif verlangt 
vor allen Dingen, daß Deutichland feine Machtſtellung nad Außen bin zeige. 
Mögen nun die Deutfhen Fürften bie Prinzipien der Legitimität 
opfern aus Gründen ber Europäijhden Zwedmäßigleit, mögen 
Sie Deutfhe Fürſtengeſchlechter in die Berbannung führen, weil 
e8 ben Dänen gefällt, mögen fie ein Deutſches Land nah bem 
andern bingeben, weil fich Die Kürften gegenfeitig verlaffen, mögen 
b: geflatten, daß dieſes feine Dänemarluns eine unferer (önfen 

rovingen wegnimmt, meine Herren, die Rache des Bolkes für 
biefen Berratb wird nicht fehlen! 

Solche Dinge verzeichnet bie Weltgeihihte nicht blos auf 
ihren Blättern, meine Herren, bie werben mit blutigen Budftaben 
ae ien ber Völker gefhrieben, das werben fie niemals ver- 
geſſen 
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Und das, meine Herren, Sr. Majeftät vorzuführen unb ihn baran zu 
erinnern, daß bier jebes Recht, was bisher noch Deutſchland gelannt hat, in 
grage flieht, ihn daran zu erinnern, daß bier an die Grundlage des ganzen 
Deutihen Banes gegriffen wird, das ift unfere Pflicht in biefer ſchweren Stunbe. 

Und wenn dann Se. Majeftät dieſem Minifterium mehr Vertrauen ſchenkt 
als ung, meine Herren, dann werben wir allerdings als Abgeorbnete nur fagen 
innen: wir haben unjere Pflicht gethan; aber ich glaube, es ift ein fchönes Ge⸗ 
rühl, wenn bie Landesvertretung ihrer Regierung fagen kann; wir haben unſere 
pflicht gethan. 


Annahme des Antrages mit großer Mehrheit. 


Die Rechte der Herzogthümer und die Erb— 
folgefrage. 


Schluß eines Artikels ber „Provinzial⸗Correspondenz“ vom 
2. Dezember. 


— „Zu bemerken iſt, daß keiner der Unterzeichner des Protokolles die ge⸗ 
ringfte Berpflichtung übernommen bat, für die Untheilbarkeit des däniſchen Reiches 
einzuſtehen, ſondern nur den Prinzen Chriſtian ſeiner Zeit als Monarchen vom 
Königreie Dänemark ſowohl, als von den Herzogthümern anzuerkennen. Sodann 
aber — und dies if das Wichtigſte — war aud jene Anerlennung nur im 
Zufammenhange mit ganz beftimmten Borausfetzungen zugefagt. Dänemark hatte 
Rich nämlich vorher gegen bie beutihen Mächte, Preußen und Oeſterreich, auf das 
beftimmtefte verpflichtet, weber Schleswig in das bänifhe Reich einzuverleiben, 
noch die Rechte Holfteins und Lauenburgs zu fchmälern. Dieſe Berpflihtungen 
find von Dänemark nicht allein nicht erfüllt, ſondern auf das gröblichite verlegt 
worden, zuletzt noch durch ben jeht regierenden König mittelt ber Beftätigung 
ter neuen Reichöverfaffung. Damit ift, wenn biefe Reichsverfaffung wirklich zur 
Ansführung fommen follte, dem „Londoner Protokolle“ feine noth- 
wendige und von ibm nnzertrennlihe Borausfegung entzogen.” 


>. Dezember. Schriftwechjel zwifchen dem Prinzen von Augujten- 
burg und dem Kaiſer Napoleon. 


„Sire! Nachdem ich von der Regierung der Herzogthlimer Schleswig - Hol- 
Hein Befit genommen, wie mir als rechtmäßigem Erben die Pflicht oblag, wage 
ih ber hohen Gerechtigkeit Em. Majeflät einige Bemerkungen in Bezug auf bie 
Rechte zu unterbreiten, bie ich fllr mein Haus und vielmehr noch für mein Land 
in Anfpruh nehme — Eine ftrenge unb unparteilide Prüfung — obne jebe 
Voreingenommenbheit barf id vor Allem von bem hohen Geredtigfeitsfinn er- 
warten, den Ew. Majeflät fo oft und in fo hochherziger Weiſe bewährt haben. 
— — In der Sade der Herzogtblimer fteht das pofitive und hiſtoriſche Recht 
in voller Uebereinſtimmung mit ben Wünfchen ver Bevölkerung, mit bem geheiligten 
Intereffe der Nationalität. Niemals waren Ew. Majeftät gleichgültig gegen bie 
Stimmen unterbrüdter Völker; ganz Europa ift def Zeuge. — — Ganz Deutid- 
land if in Aufregung: es bedarf nur eines Blides auf die beutichen Länder 
vom Rhein bis zum baltifchen Ocean, um fich zn Überzeugen, baß die Ruhe nicht 
wieberfehren wird, fo lange die Herzogthlimer nicht ber rembherrichaft entriffen 
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und ihrem rechtmäßigen Herrſcher zurüdgegeben fein werben. Jede andere Ent» 
ſcheidung wärbe in ben Augen von 40 Millionen Deutſcher nur eine vorüber 
gehende Geltung haben. — — Indem ich Ihre Gerechtigkeit aurufe, barf ic; über- 
zeugt fein, Ew. Majeftät eine Gelegenheit zu bieten, eines ber edeln Werke zu 
vollbringen, für welches Europa ihnen bankbar if.“ — — — 


Antwort des Kaifers nom 10. Dezember 1863: 

— — „Ih kenne nichts Ehrenvolleres, als ber Vertreter einer Sache zu jein, 
bie fi auf bie Unabhängigkeit und Nationalität eines Volles ftügt, und Sie 
Tonnen deshalb auf meine Gompattie rechnen. — Wenn ich für die Unabhängig- 
feit Italiens gelämpft, wenn id meine Stimme für die polnifce Rationalidt 
erhoben habe, fo kann ich für Deutſchland nicht andere Gefinnungen begen. Aber 
bie Großmächte find durch ben Londoner Vertrag gebunden unb ihre Bereinigung 
allein Mnnte bie Schwierigkeit löfen. Ich bebaure deshalb, daß Englanb meinen 
Kongreßvorſchlag abgelehnt hat. Es ift zu beflagen, daß ber deutſche Bund über 
bie Rechte der Herzogthimer nicht befragt worben if — aber ich betloge anbrer- 
jeits, daß der Bund in Holflein interveniven zu müffen geglaubt hat, ehe bie 
Erbfrage entfdieben if, denn bie Intervention, welche ſehr jhmere Bermidelungen 
berbeiführen fann, wird bie Frage nicht zur Entſcheidung bringen, und ſoilte 
Dänemark durch bie benachbarten Mächte Zwang angethan en, jo würte 
fie die Öffentliche Meimung in Frankreich zu feinen Gunflen wenden. — I6 
muß daher wünſchen, daß Ihre Rechte von dem beutfchen Bunde geprüft und 
die Entigeibung fobann den Unterzeichnern bes Lonboner Prototol® vorgelegt 


werde. - — — 


5. Dezember. Identiſche Note Defterreihs und Preußens 
an bie deutichen Regierungen. 


„Es handelt fih am Bundestage jegt um die fhleunige that- 
fählihe Ausführung der am 1. Dftober befhloßenen Ere- 
MERAN fterreih und Preußen erfennen diefe ala noth⸗ 
wendig im Intereſſe der Sicherheit und der Rechte Deutfchlands an, und 
find bereit, dazu auf der einmal angenommenen Baſis mitzuwirken, auf 
melder fie, ohne Präjudiz für die anderen am Bundestag ſchwebenden 
Fragen und ann dem Ausland eine Berechtigung gum Einſpruch darzu- 
bieten, durchgeführt werden Lönnen. Eine Anzahl deutfcher Regierungen 
aber will die Execution ausdrüdlic und formell in eine Decupation des 
Sandes auf Grund der ftreitigen Succeffionsfrage verwandelt wiflen, und 
diefe Verſchiedenheit der Auffaflungen it unferem Bedauern bisher 
die Erftattung des längft erwarteten Ausſchußberichts verhindert, und 
droht in der Bundeöverfammlung jelbft zu einer Uneinigleit zu führen, 
welche die ganze Maßregel jelbft unmöglich machen würde. Das Verhalten 
der beiden deutjhen Großmächte zu den eine Decupation fordernden An« 
trägen ift gleichmäßig durch das Intereſſe Deutfchlands und durch ihre 
enropätihe Stellung bedingt. Sie fünnen nicht, unter dem Namen irgend» 
meldjer Occupation oder Intervention mit den Waffen in der Hand gegen 
den Yondoner Vertrag auftreten, jo lange fie defien Gültigkeit anerkennen. 
Ueber die Bedingungen, an melde ſich dies Anertenntnif nüpft, haben 
fie fh im ihrem Votum in der legten Bundestagsfigung audgejprocden. 
Sie müfen darnad die ernfteften Bedenken dagegen geltend maden, dag 
Demfchland und fie jelbft ohne dringende Nothwenbigteit der Eventualität 
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eines Kriegs ausgeſetzt werden, deſſen Dimenflonen unberechenbar find, 
deſſen Folgen und Gefahren aber vorzugsweife auf die beiden beutfchen 
Großmächte zurücdfallen würden. 

Die deutfchen Bundesgenofien Tönnen überzeugt fein, daß Defter- 
reich und Preußen, nahdem fie ſich über diefe Frage voll- 
ſtändig geeinigt haben, in derjelben die Rechte und Interefjen 
Deutfhland8 mit dem Nahdrud wahren werden, weldher nad 
ber Sefammtlage Europas anwendbar ifl. Wenn die beiden 
Mächte hierfür daS Bertrauen ihrer Bundesgenoffen in Anſpruch nehmen, 
jo müſſen fie zugleich auch darauf aufmerffam maden, daß der Bund 
jelbft, wenn er feine Stellung in Europa wahren will, die legtere in eu⸗ 
ropäiſchen ragen auch vom europäiſchen und politiſchen Geſichtspunkte 
auffaſſen muß. Sie mülſſen die deutſchen Regierungen bitten, ernſtlich zu 
erwägen, welche Gefahren für den Bund ſelbſt ſich an ein über— 
eilted nud einer einſeitigen Tendenz folgendes Verfahren 
Inäpfen können. Es kann dem Anſehen deſſelben nicht fürderlich fein, 
wenn die beiden Großmächte in einer Frage, in welcher fie einig und be- 
tanntlich durch europäifche Berträge gebunden find, überſtimmt werden. 
Noch bedenfliher aber wäre es, wenn der Bund den Eindrud machte, 
für Europa ftatt der en des Friedens und der Ordnung, welche 
man von ihm erwartet, &e ohren und Elemente der Uneinigkeit zu fchaffen. 
Oeſterreich und Preußen verlangen von ihren Bundesgenoflen nit ein 
Berzichtleiften auf ihre eigenen Auffaflungen in der Succeffionsfrage. Es 
ſteht nicht8 im Wege, daß fie diefelben bei der Abftimmung am Bunde 
noch außsdrüdlich wahren. Aber es ift dringend zu wünfchen, daß fie durch 
diejelben, im Hinblid auf die obigen Erwägungen, ſich nicht hindern laſſen, 
der einfahen Ausführung der einmal beföploffenen Erecutiongmaßregeln 
suyuflimmen, und ſich fo den beiden Großmächten anzufchließen. Ein da- 
rüber zu fafjender Beſchluß bedarf keiner weiteren ausführlichen Motivi⸗ 
rung, fondern eventuell unter Vorbehalt der Erbfolgefrage nur des ein- 
fahen Hinweifes auf das volllommen Ungenügende der biöher an den 
Bund gelangten Erflärungen. Indem die kaiſ. (f. preuß.) Regierung hienach 
an die... Regierung das Erſuchen richtet, daß ihr YBundestagsgefandter 
inftrutrt werden möge, dem öfterreichifch = preußifchen Antrage auf jofortige 
Ausführung der einfachen Erefution zuzuftimmen, darf fie die Belang 
ausſprechen, daß die... dem obigen Erwägungen fi nicht verjchließen, 
und die volle Berantwortlichkeit für die ernften und unab- 
weißlihen Folgen eines weiter getriebenen Diffenfes in der 
Dundesverjanmmlung ſich vergegenwärtigen werde.“ 


5. Dezember. Sendung des Lord Wod ehouſe von London nad) 
Kopenhagen. 

T. Dezember. Die Bundes⸗Verſammlung bejchließt mit 8 gegen 
7 Stimmen auf den Antrag von Defterreihh und Preußen 
„in Erwägung 1) daß die binnen drei Wochen erforderte 
Folgeleiftung und Anzeige (Dänemarks) nicht erfolgt ift; 
2) daß durch die Ausführung der ins Auge gefahten Maf- 
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regeln den vom deutſchen Bunde innerhalb feiner Competenz 
zu faffenden Ewmſchließungen über die von mehreren Re 
gierungen geftellten Anträge in der holfteinifhen Erb» 
folgefrage nicht präjudizirt wird; 3) daß Gefahr im 
Berzuge ald vorhanden erachtet werden muß, — die im 
Beihluffe vom 1. Dftober vorgefehene Aufforderung 
zum fofortigen Bollzug der beſchloſſenen Map: 
regeln nunmehr an die Regierungen von Defter: 
reih, Preußen, Sahfen und Hannover zu rien." 


— — — 


9. Dezember. Die preußiſche Regierung fordert ein Anlehen von 
12 Millionen Thaler zur Beſtreitung der außerordentlichen 
militäriihen Maßregeln. 

Dad Vorgehen mit der Bundesexecution. 
Aus der „Provinzial- Eorresponbenz“ vom 9. Dezember. 


„Wenn auf bem Wege ber Bunbeserecution vorgegangen wirb, fo kann Ric: 
manb in Europa das gute Recht Deutichlaubs beftreiten; ſchon jetzt zeigt fi, dat 
vielmehr gerade die Mächte, welche fonft am eifrigfien auf Seiten Dänemarks 
fieben, ſich bemühen, bafjelbe zum Nachgeben zu nöthigen. Bleibt der König ven 
Dänemart aber bei feinem linrechte fteben, andy wenn Holftein von beutichen 
Truppen beſetzt ift, jo werben bie beutihen Mächte es immer in ber Hanb haben, 
weitere Forberungen zu fielen und nöthigen Falle das Londoner Protokoll für 
ae du erllären, weil ber König feinerfeits die Bebingungen beffelben nicht er⸗ 

It babe. 

Diefe Anfchauungen Preußens nnd Defterreihe haben denn aud in ber 
deutfchen Bunde ter fen tung IoTeBtig die Oberhand gewonnen, unb man bet 
beſchloſſen, fürerft auf dem Wege der Erecution vorzugehen, bie frage der Erb 
folge aber weiterer Entſcheidung vorzubehalten. 

Hannover und Sadjfen And dazu beftimmt, zuerſt in Holflein einzurüden, 
um bie ſchwer bebrlidten Holfteiner in ihrem guten Recht zu ſchützen und gegen 
däniſche Willfürberrfchaft zu wahren. Als Refervetruppen werben 26,000 Breuen 
und 15,000 Oeſterreicher an bie Elbe rüden. Zunähft find bei uns zwei Divi- 
fionen kriegsbereit gemacht, d. b. die Reſerven find einberufen (nicht die Laub- 
wehrmänner, wie e8 ohne die Reorganifation ber Armee fofort nöthig wäre). 
Der ritterlihe Prinz Friedrich Karl (Neffe des Könige) iſt dazu beflimmt, ein- 
tretendben Falls die Truppen zn führen. 

Die Regierung wird von den Häufern bes Landtags bie nötbigen Gelber 
verlangen, um ihre Sftichten für Deutichland erfüllen zu können. Hoffentlich wirt 
fih bie Begeifterung ber Fortſchrittspartei für die Holſteiniſche Sade jet be⸗ 
währen, wenn auch bie Regierung zur ef lung der Forberungen dentſchen Rechtt 
nicht gerabe benfelben Weg gebt, welchen die Männer jener Partei für den rid- 
tigften halten. Jeder, dem es wirklich um beutfche und preußifche Ehre zu thun 
ift, muß jetzt alle Parteirüdfichten bei Seite ſetzen unb ber Führung bes Könige 
rüdhaltlos folgen. 

Niemand kann wiffen, wie weit der ernfte Gang führt, ben 
bie braven preußiſchen Truppen fo eben beginnen follen; das aber weiß Jeder. 
daß unferem Könige als einem echten Hohenzollern Preußens und Deutichlandt 
Ruhm und Größe wahrhaft am Herzen liegen.” 
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18. Dezember. Verhandlungen im Abgeordnetenhbaufje. 
Die Kommilfion hat ftatt der Bewilligung der Anleihe 
vorgeichlagen, eine Adrejje an Se. M. den König folgenden 
Inhalts zu richten: 

mn... Das Haus der Abgeorbneten hat bereit8 in eingehender Verhandlung 
die ſchleswig⸗ holfteinifche Frage erörtert und die Richtung ber Politil, welche 
einzuhalten Deutſchlands Ehre und Interefje nach unferer Ueberzeugung gebieten, 
in feinem Beſchluſſe vom 2. Dec. bezeichnet... . Preußen und Deutſchland find 
demnach verpflichtet, da8 Erbrecht Friedrichs VIII. anzuerkennen, die Zufammen- 
gebörigkeit und Unabhängigkeit der Herzogthlimer herzuftellen, und das beutfche 
Bundesgebiet von ber Anweſenheit bäntiher Truppen zu befreien. Diefer Ber- 
pflichtung fchleunig und wirkſam nachzukommen, bat fein auberer deutſcher Staat 
dringendere Aufforderung, als ber preußifche. Auf dem Boden der Herzogthümer 
bat unfer tapferes Heer jeine erften Siege jeit den Befreiungslriegen erfochten, 
und damit feine Waffenehre für den enbliden Triumph ber von ihm ruhmreich 
aber erfolglos vertheibigten Sache eingejett. Die Unterbrüdung der Herzogthümer 
feit 1851 war die erfle und nothwendige Folge der unbeilvollen Uebereinkunft 
von Olmüß, deren verderbliche Rückwirkung auf Preußens innere Zuſtände und 
deutfche Machtftellung, von jebem patriotiihen Herzen bitter empfunden, erft mit 
der Befreiung der Herzogthümer wieder getilgt fein wird. Mit tiefem Leidweſen 
fiebt deshalb das Haus der Abgeordneten bie königliche Staatsregierung in 
einer Richtung wirlen, welche nicht die Befeitigung, ſondern bie Herftellung und 
Kräftigung der Vereinbarungen von 1851/52 zur Folge zu baben droht... ... Sie 
baden von Anfang an feine andere europäifche VBebeutung, als bie ſchwere Ge⸗ 
führbung gerabe der preußiſchen Staatsintereffen gehabt, fo daß jebe preußiſche 
Thätigleit zu ihren Gunſten ein Act der Selbftzerfiörung genannt werben muß... . 
Das Haus der Abg. wendet fih an Em. Maj., um bie ſchwere Schuld von fich 
abzuwenden, baß es nicht Alles verfucht babe, um eine Politik zu ändern, welche 
das Lanp auf lange Zeit zu [hädigen brot. Denn nah dem 
Syſtem bes Miniftleriums müfjen wir fürdten, daß in feinen 
Händen bie begehrten Mittel nit im Interefje ver Herzogthümer 
und Deutſchlands, niht zum Nugen der Krone und des Landes 
verwendet werben dürften... Darum bitten wir Ew. Maj. ehr- 
jurdtsvoll und Dringend, von bem Londoner Vertrag zurückzutreten, 
den Erbprinzen von Schleswig-Holftein-Auguftenburg als Herzog 
von Schleswig-Holflein anerfennen, und dahin wirken zu wollen, 
daß der deutfhe Bund ihm in ber Befigergreifung und Befreiung 
feiner Erblande wirkſamen Beiftand leifte. Das Haus ber Abgeorbneten 
hat feinen wärmeren Wunfch, als einer Politik, welche, getragen von dem Vertrauen 
der Nation und ausgeführt mit rüdhaltloier Hingebung an bie nationale Sache, 
dieſe hohe Aufgabe fich zum Ziele ſetzte, alle Mittel freudig zur Verfiigung zu ftellen.” 


Rede Bismarcks: 


Ich habe mich über den Zwed der Anleihe bereits ın der Kom⸗ 
miffion außgejprochen, und der Regierungs » Kommiffar hat in der legten 
Sitzung hier meine Anfihten im Wefentlichen reſumirt. Die Auskunft, 
die damit gegeben ift, ift die, welche wir nach der jetigeri Tage der Sache 
geben können, und ich glaube, meine deren, dag Sie felbft fich darüber 
auch nicht täufchen, daß irgend eine Regierung, und auch die liberalfte, 
im gegenwärtigen Augenblide darüber nicht mehr jagen kann. Sie finden 
diefe Erklärungen unzureichend und richten deöhalb, über die Köpfe der 
Miniſter hinweg, eine Frage an Se. Majeftät, um ausführlichere Ers 

Fürk Bismard. 12 
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Märungen zu erlangen. Ich glaube, meine Herren, daß Sie bie Filtion, 
dag der König keine Kenntniß von der politiihen Lage habe, daß er 
davon übel unterrichtet fei, und daß er durch Sie beffer unterrichtet werden 
müffe — daß Sie ebenfogut wie ich das im Herzen als eine Fiktion an« 
ſehen, und ie wir daher in der Adreſſe die Vorbereitung zur Ablehnung 
unferer Anleihevorlage und die Motivirung diefer Ablehnung vor den 
Wählern und dem Bolfe zu fehen haben. Um zur Ablehnung zu gelangen, 
fhieben Sie uns eine —6 unter, die wir eben nicht treiben. 
Ich habe ſchon in der Commiſſion bemerkt, wenn wir dieſe Politik trieben, 
ſo wäre es unſere Aufgabe geweſen, von Hauſe aus uns feſt auf den 
Standpunkt des Londoner Traktats zu ſtellen und zu fagen: „Vertrag 
iſt Vertrag, wir halten daran feſt“, und und keine Brüde offen zu laſſen, 
um von ihm je wieder loszukommen. Meine Herren! Wenn wir diefe 
Politik trieben, fo könnte es uns ja nur willlommen fein, 
wenn Sie die Anleihe ablehnten und wir daraus die Yolgerung 
zögen, daß wegen Mangel an Mitteln die eingezogenen Eoldaten wieder 
nach Haufe zu jchiden ſeien, daß aljo nichts gefchehen fünne und wir dem 
Bunde anzeigen müßten, Preußen ift nicht in der Rage, feine Bundes⸗ 
pflichten En erfüllen. Das würde eigentlich die konſegente Folge eines 
ſolchen ablehnenden Beſchluſſes im Sinne der Bolitif fein, die Sie ung 
unter(hieben. 

nfere Politk ift eine andere, fie ruht auf dem von Ihnen 
im Adreg-Entmwurfe citirten Ausſpruch Sr. Majeftät, daß kein 
Fuß breit deutfher Erde verloren geben folle und daß ebenjo 
fein Titel deutſchen Rechtes geopfert werben folle. Der Weg, den 
wir zu dieſem Behufe gehen, ſcheint Ihnen nicht der richtige zu jein. 
Diefen De richtig zu wählen und ihn überhaupt zu wählen, ift aber 
Sache der Executive, fomweit e8 in menfchlichen Dingen überhaupt möglid; 
ift, richtig in die Zukunft zu ſehen, kann dies eben nur die Regierung, 
weil die Regierung nach Rage der Geſchäfte mit dieſen Dingen vertrauter 
fein muß als Sie. Eine Verfammlung von 350 Mitgliedern kann heut 
zu Tage die Politif einer Großmacht nicht in letter Inſtanz dirigiren 
wollen, indem fie der Regierung ein Programm vorfchreibt, welches in 
allen Stadien der ferneren Entwidelung der Sache befolgt werden folle 
— das iſt nicht möglich! Aber durch die Bewilligung der verlangten 
Anleihe, indem Sie der Regierung auf dem Wege folgen, den fie Ihnen 
offen dargelegt, auf dem der Bundes-Erecution und der defenfiven Bor: 
bereitungen gegen die Berwidelungen, die daraus entftehen können — 
felbft wenn Sie der Regierung auf diefem Wege folgen, fo fließen Sie 
ja damit den Uebergang zu dem Programme, welches Sie jelbft in dem 
Petitum der Adreſſe ſchließlich als Ihr eignes aufftellen, im feiner Weife 
ab. Gelingt es Ihnen daher, meine Herren, das Miniſterium zu über- 
zeugen oder zu befeitigen, fo ift in jedem Momente der Uebergang dazu 
möglih; die Dinge liegen jo, daß wir jeden Tag, wenn wir den Krieg 
wollen oder wollen zu müſſen glauben, den Krieg haben können. Der 
Krieg hebt befanntlich alle Verträge auf, und Sie können, wenn Sie 
eine Staatsregierung haben, die Sie vollftändig beherrſchen, daß Pro» 
gramm bes fünftigen Friedens dann vorjchreiben, fo wie Verträge über 
a8 Erbrecht der Verfaſſung, und Alles, mas Sie mit dem Bajonet 
durchzuſetzen im Stande fein werden, erreichen. Diefe Chance geht 
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ung in feiner Weife verloren, wenn Sie einftweilen die geforderte 
Anleihe bewilligen; wenn die neueften Nachrichten, über die ich allerdings 
noch keine amtliche Beftätigung befige, richtig find, fo werden wir f ebr 
ihnell in der Lage fein, von Ihnen einen größeren Kredit zu 
verlangen, und fchneller als wir dadhten, dahin kommen, bei 
dem Bunde eine weiter ausgedehnte Kriegsbereitfhaft be- 
ontragen müſſen. 

Die vorliegende Frage hat ihre zwei Seiten, die füderale und die 
internationale. ‘Der Kredit, den wir jest von Ihnen fordern, betrifft die 
— Seite der Frage, die bundesrechtliche, daneben geht aber die inter⸗ 
nationale. 

Der Herr Referent hat uns vorgeworfen, daß wir Schleswig nicht 
genannt hätten. Schleswig iſt bei dieſer Seite der Frage nicht betheiligt; 
wenn die Frage wegen Schleswigs in den Vordergrund tritt, dann wird 
der Moment vielleicht gekommen fein, wo wir 50 bis 100 Millionen von 
Ihnen zu fordern haben, wie ich auch bereit8 in der Kommiffion ange- 
deutet habe. Diefer jegige mäßige Kredit betrifft nur die föderale Seite der 


age. 

Ich habe Ihnen angedeutet, daß wir die Zeit, wo vielleicht kriegeriſche 
Verwicklungen eintreten werden, nicht vorausſehen können, und hinzugefügt, 
daß wir in der Lage, Krieg zu führen, ſehr bald ſein können, daß wir 
in jeder Minute dahin gelangen können, wir brauchen nur die 
Saiten etwas ſtraffer anzuziehen. Schon allein die ſtreitigen Punkte 
der holfteinifchen, alfo der Bundes⸗Grenze, geben da8 Material an die 
Hand, jeden Tag zu einem Kriege zu gelangen. 

Beforgen Sie alfo nit, daß diefe Chance Ihnen entgeht, 
wenn Sie die Anleihe bewilligen. Wollen Sie aber Preußen hindern, 
die ihm bundesvertragsmäßig obliegende Pflicht zu erfüllen dadurd, daß 
Sie ihm die Mittel dazu verweigern, wollen Sie und zwingen, die 
nothwendigften Bertheidigunggmaßregeln & unterlaffen, die nothwen⸗ 
digften Maßregeln zum Schuge unfere® Seehandel3, und zum Schutze 
unferer Schifffahrt, wollen Sie e8 dahin bringen, daß wir bei 
aunsbrehendem Kriege dem Kleinen Dänemark gegenüber in der 
Rolle des Minderftarten erfcheinen, und der dänifhen Land— 
armee eine numerifche Uebermacht verjchaffen, indem Sie uns 
die Mittel verweigern, unjere Armee rechtzeitig zu ftärfen, dann 
laden Sie eine Ihmere Berantwortung vor dem Lande, wie 
au vor Ihren eignen Wählern auf fid. 


Die Adrejje wird mit 207 gegen 107 Stimmen an⸗ 


genommen. 
21. Dezember. Bei den Verhandlungen des Herrenhaufes 
über eine Adrefje an den König. 
Deber Dilettantismus in der auswärtigen Politik. 
Rede Bis marcks gegen den Abg. Tellkampf. 


Die Auffaffungen des Herrn Vorredners über die europätiche Po- 
litik erinnern mic) an diejenigen eines Bewohners der Ebene, welder zum 
12* 
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erften Male eine ‚Dergteife macht. Wenn er einen Gipfel vor fich fieht, 
fo jcheint ihm nichts leichter, als ihn zu erfteigen. Er glaubt nicht einmal 
eined Führers zu bedürfen; denn der Berg liegt unmittelbar vor ihm und 
der Weg dorthin ift anjcheinend ohne Hinderniß. Macht er fi nun auf 
den Weg, jo itößt er bald auf Schluchten und Abhänge, über welde die 
befte Rede nicht hinweghilft. 

Der Herr Vorredner beruhigte und auf politiichem Gebiete über 
jolche Hinderniffe mit Worten, wie: Es ift befannt, dag Rußland augen» 
blicklich nicht leiften Tann; es ift nicht erfichtlich, wie Defterreich hindernd 
auftreten follte; England weiß wohl, daß jein Intereſſe ihm Frieden em⸗ 
pfiehlt; Frankreich endlih wird nicht gegen fein Prinzip der Nationali- 
täten handeln. Wenn wir diefen Berfiherungen nun Glauben ſchenken 
und den Ueberblid des Herrn Redners über die europätjche Politik höher 
anjchlagen wollten, als unjer eigene® amtliche Urtheil, und wenn wir 
dann im Bertrauen auf folche Berfiherungen Preußen in eine iſolirte und 
fchlieglich vieleicht in eine demäthigende Lage brächten, könnten wir und 
dann damit entfchuldigen, daß wir fagten: Ya, wir haben die Gefahr 
wohl vorausgefehen; aber im Vertrauen auf den Herrn Redner haben 
wir gehandelt, indem wir dachten, er würde es befjer wiflen. Wenn dies 
unmöglich ift, fann dann von und verlangt werden, daß wir den Aus- 
führungen des Herrn Redners dad Gewicht beilegen, welches er ſelbſt 
ihnen beigelegt zu Jeen wünſcht? Wir verlangen bei uns für jede amt⸗ 
Iihe Funktion, 3. B. für die Juſtiz, ja für den Dienft des Unteroffiziers 
und jeden Anderen, Prüfungen, praftiide Vorbildung, [were Eramina, 
aber die hohe Politik — die kann Jeder treiben, zu der fühlt ſich Jeder 
berufen, und es iſt nichts leichter, als auf diefem, jeder Konjunktur of- 
jenen Felde mit einiger Sicherheit im Auftreten alles Mögliche mit großer 
Scheinbarkeit zu behaupten: um einen falichen Gedanken mit Erfolg zu 
widerlegen, muß man befanntlich ein ganzes Buch jchreiben, und den, der 
den Ausſpruch gethan hat, überzeugt man doch nidt. Es ift ein gefähr- 
liher Irrthum, aber heute weit verbreitet, daß in der Politik dasjenige, 
was kein Berftand der Berftändigen fieht, dem politiihen Dilettanten 
durch naive Intuition offenbar wird. 


Adreſſe des Herrenhauſes. 


„... Die Succeſfionsfrage (in Schleswig⸗Holſtein) wird vom deutſchen 
Bunde zur Zeit als eine offene betrachtet. In der ertaffungefrage aber ſchreitet 
der Bund burd feinen Beihluß vom 7. December d. 3., dem Bertragebruch 
Dänemarks gegenüber, nach zehnjährigen Verhandlungen zur That. Diefe Maß ˖ 
regel joll und darf der frage: wer nunmehr ber rechtmäßige Herrſcher der Her- 
zogthümer ſei? in keiner Zeife präjudiziren.. Niemand aber kann beftreiten, 
daß, wenn e8 fi um Löſung jener Frage, und, falle Preußens Intereffe dies 
rechtfertigt, um Durchführung derſelben mit der Gewalt ver Waffen bankelt, 
Preußens Stellung günftiger jei, wenn Holftein von beutihen Truppen, als 
wenn ed von bänifchen Eruppen bejegt iſt. .. Das Herrenhaus gebt ven 
dem Grundbfage aus, daß, fo wenig der Landesvertretung das Recht beitritten 
werben kann, auch in den Fragen ber äußeren Bolitif ihre Wünſche und An 
fiten ber Krone gegenüber auszufprechen, dies nicht dahin führen bari, tie 
Wünſche und Anfihten höher zu flellen als bie Pflicht: der Krone vie ver 
foffungsmäßige Mitwirkung ber zu jenem Zwecke nötbigen Mittel zu geteähren 
Das Herrenhaus ift fih aber auch bemußt, daß jenem Rechte der Lanteswer- 
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tretung: ihre Wünfche und Anfichten in Fragen der äußeren Politik auszufprechen, 
unb beufelben innerhalb ihrer Kompetenz Geltung zu verjchaffen, das ältere Recht 
der preußifchen Könige, welches der Artilel 48 ber Berfaffung aufs Nene beitätigt, 
gegenüberfteht: in ragen ber äußern Politit, welche in der Regel bie Frage 
über Krieg oder Frieden in ihrem Schooße tragen, felbfländig und enbgültig zu 
entiheiden. Auch das Herrenhaus würde mit Freuden einen beutichen Fürſten 
als Herriher jener beutichen Länder begrüßen. Auch wir würden, wenn Ew. Maj. 
nah Prüfung bes Rechts und der europäifchen Verhältniffe es im Intereſſe 
Preußens für gerechtfertigt erachten follten, jenem Wunfche des deutſchen Volkes 
burh die Preußiihen Waffen Nachdruck zu geben, freudig bie hiezu nötbigen 
Mittel gewähren. Aber dies kann kein Grund fein, die nöthigen Mittel zu ver⸗ 
jagen... . Aus allen diefen Gründen fühlt das Herrenhaus fih gebrungen: 
Eurer k. Maj. ebrerbietigft zu erflären, daß es bie unbebingte Genehmigung bes 
Gejeentwurfes über ben Gelbbedarf für bie militärifhen Mafregeln in Folge 
der zwiſchen Deutichland und Dänemark ſchwebenden Streitfragen ſeinerſeits als 
eine unabweisliche Pflicht erkennt, daß es aber, auch wenn wider Verhoffen ber- 
jelbe die Genehmigung des andern Haufes nicht finden follte, von ber Zuverficht 
erfüllt ift, daß Die Opferbereitichaft des preußiichen Volles, mo es fih um bie 
Ehre und Pfliht Preußens, wie um ben Schuß eines beutichen Bundeslandes 
gegen Vergewaltigung Seitens Dänemarks handelt, nöthigenfalle ohne ein Geſetz 
jene Mittel gewähren werde.“ . 


27. Dezember. Allerhöchfte Ablehnung der Adreife ded Abgeord- 
netenhauſes. 


„Ih habe den Inhalt der Adreſſe, welche das Haus der Abgeord⸗ 
neten in Betreff der dänifchen Angelegenheit an Mich gerichtet hat, mit 
der Sorgfalt erwogen, welche Ich bereitwillig den Wünfchen und Anfichten 
des Hauſes zumende. 

Wenn an die Spike dieſer Adrefje der Sat geftellt worden ift, daß 
das Haus der Abgeordneten bereit die Richtung bezeichnet habe, welche 
anzubalten Deutichlands Ehre und Intereffen gebieten, fo will Ich an⸗ 
nehmen, daß damit der Mir nad) der Berfaflung und den Gefegen des 
Landes zuftehenden Entjcheidung über die Beziehungen der Monarchie zum 
Auslande nicht hat vorgegriffen werden follen. 

Mit diefem Meinem Rechte ift die Königliche Pflicht untrennbar 
verbunden, die Ehre und die Intereſſen Preußens dem Auslande gegen- 
über zu vertreten und zu fchügen, und Ich weiß, daß Ich Mich in ber 
Ausübung diefer Pflicht auf die bemährte Hingebung Meines Volkes ſtützen 
kann; Ich weiß aber auch, daß Ich die Frage, wann Ich diejes Volk zum 
Kampfe aufzurufen und Gut und Blut von feiner Opferbereitichaft zu 
fordern babe, mit landesväterlicher Sorgfalt erwägen muß. 

dh würde es mit der Sewiffenhaftigfeit in Erftlitung Meines Kö- 
niglihen Beruf nicht vereinbar finden, wenn Ich den höchſten Aufgaben, 
welche Recht und Berfafiung dem Könige ftellen, nicht Meine volle und 
leitende Thätigleit widmen wollte. Das Haus der Abgeordneten kann 
daher überzeugt fein, daß die Richtung, in welcher Deine Regierung die 
außwärtige Politit bisher geführt hat, das Ergebniß Meiner reiflid ers 
mogenen Entichliegungen iſt. Ich babe die letteren gefaßt mit Rückſicht 
auf die von Preußen gefchloffenen Verträge, auf die Geſammtlage Europa’8 
und auf unfere Stellung in derfelben, aber zugleich mit dem fehten Willen, 
das deutjche Recht in den Herzogthlimern zu wahren und für die berech⸗ 
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tigten Ziele, welche Preußen zu erftveben bat, erforderlichen Falle mit 
den Waffen in der Hand einzuftehen. In welcher Form und zu weldem 
Zeitpuntte jedes einzelne zur Erreichung dieſer Ziele führende Mittel 
Anwendung zu bringen fein wird, darliber fann die Mir verfaffun Smähig 
uftehende Entſcheidung nur von Mir Selbft getroffen werden. Bei der: 
28 werde Ich Mich von dem unwandelbaren Entſchluſſe leiten laſſen, 
die Sache der Herzogthümer fo zu führen, wie es Preußens und Deutid- 
lands würdig ift, gleichzeitig aber den Serträgen die Achtung zu bewahren, 
welche das Völlkerrecht —** Das Haus der Abgeordneten kann nicht 
von Mir erwarten, dag Ich willlührlich und ohne Beachtung der inter: 
nationalen Beziehungen Preußens von den 1852 gefchloffenen europäiſchen 
Verträgen zurüdtretee Die Succeffiondfrage wird durch den deutſchen 
Bund unter Deiner Mitwirkung geprüft werden, und dem Ergebniß diefer 
Prüfung kann Ich nicht vorgreifen. Bevor daflelbe feftfteht, ganbeit es 
ſich um die Beſchaffung der Mittel für die vom deutſchen Bunde be 
ſchloſſenen Executionsmaßregeln und für die im Gefolge derjelben etwa 
nöthig werdenden Bertheidigungsanftalten. . 

Die Vollziehung des Bundesbeſchluſſes ift eine dem Staate rechtlich 
- und vertragsmäßig obliegende Pflicht, und die Gefahren, welche fich aus 
derjelben leicht und ſchnell entwideln können, dürfen das Land nicht uns 
vorbereitet treffen. Unter diefen Umftänden kann das Haus die ſchwere 
Berantwortlichkeit nicht auf fich nehmen wollen, viele ganz unentbebrlichen 
Mittel zu verfagen, oder ihre Bewilligung an Bedingungen zu Tnäpien, 
welche in die zweifelloſen Rechte Meiner Krone eingreifen. Sch würde es 
nicht verftehen, wenn dafjelbe Haus, welches Meine Regierung fo lebhaft 
ur Action drängt, in dem Augenblide und auf dem Felde, mo dieje 
tion eintreten kann und muß, die ‘Mittel zu derjelben verfagte. Ich 
würde es um fo weniger verftehen, ald Meine Gefinnung und Mein 
Wort dafür bürgen, daß die Mittel, welche Ich zum Schuge des Rechts 
und der Ehre des Landes fordere, auch diefem Zwecke entiprechend werden 
vermandt werden. Jeder Zweifel daran mwiderjpricht dem Vertrauen, welches 
das preußifche Volk in da8 Wort feiner Könige zu fegen gewohnt ift. 

IH muß das Haus, unter mahnender Hinmerfung auf den Ernit des 
Momentes und auf die Wichtigkeit der Entjcheidung Hr die Zukunft des 
Baterlandes, zu vertrauensvoller Berathung der Vorlage vom 8. d. Mta. 
und, im Hinblid auf die unauf haltſame Entwidelung der Thatfachen, zu 
bejchleunigter Bewilligung der für die Erfüllung der Bundeöpflichten und 
für die Sicherftellung der Randesvertheidigung unabweislich nothmendigen 
Anleihe auffordern.“ 


25. Biplomatifche Verhandlungen über die Schleswig- 
Holfeinfche Frage. 
12. Dezember. Zur Stellung Englands in der Schleswig 
Holſteiniſchen Angelegenheit. 


‚ „2ord Wodehounſe berihtet au Lorb Ruſſell Über eine Beſprechung 
mit Herrn v. Bismard, welcher ihm erllärte, daß die bänifche Berfaffung ver 
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dem 1. Januar als nicht anwendbar auf Schleswig erklärt fein müßte, fonft hielten 
fih die deutſchen Mächte an ben Londoner Bertrag nit mehr gebunden. — 
Nachdem in jener Beziehung Mafregeln ergriffen jeien, erwarteten bie Mächte 
weitere Erflärungen von Dänemark, in welcher Weile es bie Verpflichtungen von 
1851/52 zu erfüllen gebenle. 


17. Degember. Lord Ruffell an ben englifhen Botſchafter in Berlin. 


Die engliihe Regierung babe mit Erftaunen die Erflärungen von Berlin 
über den Londoner Zraltat vernommen. Die Unterzeichner hätten ſich nicht blos 
gegen Dänemark, fondern ebenjo gegen bie übrigen Mächte gebunden. Eine Nicht- 
erfülung feitens Dänemarks könne ein Grund zur Beſchwerde fein, aber nicht 
en Grund für die beutfhen Mächte, fich einfeitig von dem Bertrage loszuſagen. 
Eine ſolche Behandlung gemeinſamer Traktate ſei nicht zuläſſig. Die engliſche 
Regierung betrachte eine Losſagung von dem Vertrage als unverträglich mit dem 
guten GOlauben unter den Mächten. 


21. Degember. Der englifhe Botichafter in Berlin an Lorb Auffell. 


— Her v. Bismard gab die englifche Auffaffung Über die Verbindlichkeit 
bes Vertrages nicht zu. Die Verpflichtungen feien nur Dänemark gegenüber ein- 
gegangen. Defterreich und Preußen würden offenbar die Macht haben, Dänemark 
ben Krieg zu erklären, wenn es feine Verpflichtungen nicht erfülle, — ber Krieg 
aber würbe alle Verträge, mithin auch deu Londoner Bertrag zwiſchen Dänemark 
und den beutichen Mächten vernichten. 


19. Dezember. Dänemarks Antwort auf die Anfündigung der 
Bundederecution. 
Depeſche des Miniſters Hall: 


„Der Beſchluß der deutſchen Bundesverſammlung vom 7. d. M. entbehrt 
ſchon aus dem Grund aller Verbindlichkeit für die kgl. Regierung, weil derſelbe 
gefaft worden ift, nachdem ber Bevollmächtigte Sr. Maj. bes Könige aus ber 
Bundesverfammlung widerrechtlich ausgeichloffen worden war. Inſofern ber ge- 
dachte Beihluß ſich demnächſt auf den frühern Bundesbeſchluß vom 1. Oct. beruft, 
vermag die kgl. Regierung darin umfoweniger einen gültigen Grund des jetzt be- 
{hlofjenen fogenannten Erecutionsverfahrens anzuerlennen, als die fürmliche Auf- 
bebung der in bem letzterwähnten Beſchluß beanftanbeten k. Belanntmahung vom 
30. März d. 3. fpäter erfolgt ift, als bie von der k. großbritannifchen Kegierung 
angebotene Vermittlung zur Schlichtung der zwiſchen Dänemark und dem Bun 
obihwebenden Differenzen von ber k. Regierung in der Situng vom 29, Oct. 
angenommen worden ift, als biejelbe endlich in derfelben Sigung fich bereit erklärt 
bat, „„in jebem Punkt, in welchem die für die Bunbeslande verlangte Selb- 
ſtändigleit und Gleichberechtigung nicht ſchon als binlängfich gefichert angeſehen 
werben möchte, bem Bund entgegenzulommen.”” Wenn nun aber auch das Suc- 
ceſfionsrecht Sr. Maj. des Königs und bie Gültigkeit bes Londoner Vertrags vom 
8. Mai 1852 von der Bundesverſammlung in Frage geftellt worben ift, fo tritt 
ber eigenthümliche Charakter der fogenannten Bundesereeution nur um fo beut- 
fiher hervor, als eben vom Standpunkt bes beutfchen Bundes aus die Anerlennung 
S. M. des Könige als Herzog von Holftein unb Lauenburg burch den Bund jeber 
Gorberung in Bezug auf die dem Herzogthum Holflein von Sr. Maj. als Herzog 
von Holftein zu gebenbe verfafjungsmäßige Stellung jelbftverftändlich wenigſtens 
hätte vorausgehen müffen. Schließlich muß noch bemerkt werben, daß die an bie 
L Regierung ergaugene Aufforderung ben Beftimmungen ber Erecutionsorbnun 
vom 3. Auguft 1820 (Art. 10) in der wichtigen Beziehung nicht entipricht, bob 
der kgl. Regierung keine Möglichkeit gelafjen worben iſt, durch Erfüllung be- 
ſtimmier Forderungen die Execution zu befeitigen, bie vielmehr als das einzige 
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Object des Beſchluſſes bingeftellt wird. Unter biefen Umfländen werben Se. Maj., 
mein allergnäbigfter König, in der beichlofienen fogenannten Erecution ein in dem 
Bundesrecht begrlünbetes Berfahren nicht anerfennen können, fonbern müſſen 
fi vielmehr dagegen Ihre allerbächften fouveränen und bynaftifchen Rechte aus- 
drüdlid rejerviren. Wie Se. Maj. dem Unterzeihneten demzufolge befohlen 
baben, gegen ben angellindigten unzweifelhaften Webergriff hiermit fei er lichſt 
zu proteftiren, fo behalten Diefelben Sih auch alle die ferneren Beſchlüſſe 
. welche Dieſelben mit Ihren Rechten und Intereſſen vereinbar erachten 

ten.“ 


24. Dezember. inrüden der Bundeötruppen in Altona. Abzug 
der Dänen. 
24. Dezember. Englifhe Erklärung. 


Lord Ruſſell an den engliihen Botſchafter in Berlin. 

— — Die englifhe Regierung könne durchaus nicht in Ausficht ftellen, 
daß fie, Falls die Bunbestruppen ihre Operationen nicht auf Holftein beſchränkten, 
fondern unter irgend einem Vorwande in Schleswig einrüdten, ihre Neutralität 
zwifchen Deutichland und Dänemark bewahren könne. Aber fie fei von ber 
Schwierigkeit der weiteren Schritte volllommen burdbrungen, und würde aus 
biefem Grunde, Falle ber Vorſchlag zu einer Eonferenz ber Vertragsmächte an 
irgend einem Orte gemacht würbe, ihrerſeits gern bazu bereit fein, und nichts 
entgegenftellen, wenn Herr von Bismard einen ſolchen Vorſchlag an Frankreich 
machen wolle. 


28. Dezember. Weiterer Antrag Oeſterreichs und Preu— 
Bend am Bunde: Schledwig in Pfand zu nehmen. 


„Hohe Bundesverfammlung wolle an die k. dänifche Regierung die 
Aufforderung richten, dad Grundgefeg vom 18. Nov. d. J. bezüglich des 
Herzogthums Schleswig nicht in Vollzug zu fegen, fondern dasſelbe definitiv 
wieder ee und fie wolle mit diefem Berlangen die Erklärung ver- 
binden, dag ım Falle der Weigerung der deutſche Bund, im Gefühle feines 
Nechts und feiner Würde, die erforderlihen Maßregeln ergreifen müßte, 
um ſich durch eine militärifhe Beſetzung des Herzogthums 
Schleswig ein Pfand für die Erfüllung feiner gerechten For— 
derung zu verjhaffen. An der Wirkung des bereits gelegentlich des 
Bundeöbeihluffes vom 7. Dec. ausgeſprochenen Vorbehalts einer rechtlichen 
Prüfung der Erbfolgefrage würde felbftverftändlich dur die Annahme 
des vorftehenden Antrags nichts geändert werden.“ 


30. Dezember. Dad biöherige und das weitere Vorgehen 
Preußens und Defterreiche. 


Aus ber „Provinzial»- Eorrespondenz.” 


„Preußen und Defterreich find ſoeben noch einen zweiten wichtigen Schritt 
weiter gegangen; fie haben beim Bunde auch die Beſetzung von Schleswig bean- 
tragt, falls Dänemark nicht unverzüglih das Hecht in Schleswig wieber herflellt. 

Durch den bisherigen Verlauf ber Greigniffe it das Verfahren unferer 
Regierung in der bänifchen Angelegenheit glänzend gerechtiertigt worden. Während 
das Vorgehen, wie e& die Demokraten und die von ihnen beherrſchten kleineren 
deutſchen Regierungen verlangten, fofort die Einmiſchung der fremden Mächte 
veranlaßt hätte, konnte die nach Preußens und Oeſterreichs Willen vollzogene 


185 
1863, 


Bumbeserecntion auf Grund bes Maren unb unbeftreitbaren Hechtes bes beutfchen 
Bundes ohne Weiteres ausgeführt werben; ber Erfolg aber ift, Daß ganz Holſtein 
ſchon jeßt von dänischen Truppen und von ber bänifhen Gewaltherrſchaft be- 
freit, daß ferner ber bänifhe Stolz und Trotz gebeugt und gebrochen if. Es 
faın feinem Zweifel mehr unterliegen, daß bie Rechte und Sreißeiten ber Herzog. 
thümer jett zur vollen und dauernden Anerfennung gebracht werben; bie ge e 
der Erbfolge aber kann jetst, nachdem das ftreitige Land der bänifchen Macht 
thatfähhlich entzogen ift, um fo freier und unbefangener erörtert und gelöft 
werben. Daß dies zugleih mit Beſonnenheit und Umſicht gefchehen muß, um 
nicht einen europäifhen Brand zu entzlinden, das ift fchon jet aus der Haltung 
Englands und Frankreichs zu erſehen. Glücklicherweiſe halten Preußen und Oefter- 
reich gemeinfam bie Entwidelung ber Sade in ftarler Hand: ihrem ebenjo 
kräftigen, wie befonnenen Vorgehen find die bisherigen überaus günftigen Erfolge 
zu banlen; fie werben gewiß auch weiter dafür forgen, daß die Sache der Herzog- 
thümer, welche niemals fo gut geftanben, wie jetzt, nicht durch da® Treiben ber 
tevolntionären Partei Echaben erleide.“ 


Englifhe Mahnung und Warnung; Konferenz- 
vorſchlag. 
31. Dezember. Depeſche Lord Ruſſells an den engliſchen Ge⸗ 
fandten beim deutichen Bunde. 


„Die Ereigniffe, welche eingetreten find feit dem Tode des vorigen Könige 

von Dänemark, Haben bie Regierung I. Maj. mit ernfter Beſorgniß erfüllt. 
Zuerft hatten die Dinge einen günftigen Anſchein. Der Nachfolger Friedrichs VII. 
wurbe allgemein anerlannt ebenfowohl in Holftein, Lauenburg und Schleswig, 
als in dem Königreich Dänemark. Einige der Richter und Profefforen in Holftein 
verweigerten allerdings den Huldigungseib, aber Ruhe und Gehorſam behielten 
im allgemeinen bie Oberband. Diefer innern Zuftimmung folgte bie Anerlennung 
von Seiten Frankreichs, Großbritanniens, Rußlands und Schtwebene. In Deutſch⸗ 
land aber war ein ſehr verfchiebener Geift vorherrſchend. Einige der Souveräne 
und Staaten, welche dem Bertrag von London beigetreten find, zeigten ſich ale 
die erften, welche die Anfprlche des Prinzen von Auguftenburg auf die Erbfolge 
in den Herzogthümern Holftein und Schleswig unterftütten. Die zwei dentſchen 
Großmächte Seherreic und Preußen gingen auf gemäßigtere Weife vor. Die 
Rechteanſprüche Chriftians IX. auf die Regierungsnachfolge in bie Lande Fried⸗ 
richs VII. gemäß den Borausbeflimmungen des Londoner Tractats wiejen fie 
nicht gerabezu von ber Hand, aber ſie machten bie Anerkennung feines Rechts⸗ 
ntel8 davon abhängig, baß der König bie Verpflichtungen erfülle, welche fein Vor⸗ 
änger in den Jahren 1851 bis 1852 übernommen hatte. I. M. Regierung 
nnte feiner von ben ebengedachten Anfichten beipflihten. Sie konnte feine An- 

Iprüde des Prinzen von Auguftenburg zulaffen, die im Widerſpruch ftünden mit 
ten von 3. Maj. in Folge des Londoner Tractats von 1852 eingegangenen Ber- 
bindlichkeiten. Sie ift der Anficht, daß ber König von Dänemark verbunden ift, 
die Berpflichtungen von 1851 zu erfüllen, aber fie hält nicht dafür, daß das Recht 
auf die Krone irgendwie abhängig jei von der Erfüllung dieſer Verpflichtungen. 
Indem baber I. M. Regierung bereitwilligft die Erbfolge Chriftians IX. an- 
erfannte, drang fie im Verein mit Frankreich und Rußland auf die Ausführung 
aller Berbindlichkeiten feiner Krone gegenüber Deutichland. Sie konnte die Ge⸗ 
neigtheit des Königs biefer Verpflichtungen foweit thunlich nachzulommen nicht in 
Zweifel eben. Er ift von Geburt ein beutfcher Prinz, und feine natürliche Nei- 
gung, feine deutſchen Unterthanen mit gleicher Hulb zu behandeln, wie feine bä- 
niſchen, konnte nicht in frage geftellt werben. Welchen Orund zu Klagen auch 
immer bie Barteilichleit der bänifchen Beamten des verftorbenen Könige gegeben 
haben mögen, fo glaubt man doch, daß dieſe Urfahen aller Wahrſcheinlichkeit 
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mad in Folge der gleichmäßigen Behandlung unb bes unparteiiſchen Vorhelen | 
bes neuen Gone, befet tpt Serben mwürben. Ungfüätigermeit Br \ 
zwei Hinderniſſe gegen eine inbarung, wie fe bie Freunde des frriedens g | 
wänfcht haben, n. Das eine war bie Conftitution von Dänemark. Schleim. | 
angenommen im verfloffenen November von dem Reichsrath zu Kopenhagen; du 

andere, bie Haltung Deutſchiands Die neue Confitution Dänemarts (hc: 

3. Mai. Regierung auf eine Incorporation Schleswigs hinauszulaufen, und ou 

ſolche mit den Berpflihtungen ber Krone Dänemarks im Widerſpruch ju feber. 

Im ber That, die Vertheibigung ber bänifden Minifer if in biefem Punkt it | 
unbefriebigend. Aber die von Hrn. Hal hinſichtlich des andern Punktes vorx | 
brachten Gründe, nämlid) bie gegenwärtige Haltung Deutichlands, And fcht x 

wichtig. Seine Gründe Finnen ungefähr wie folgt, bargelegt werben: Dänemart 
bat bas 1. Patent vom vergangenen März für Holftein zu: mmen. Ge bit 
frieblich ſich der Bundeserecution unterworfen, obgleich es fie nicht im Bunter 
recht begründet betrachtet. Nun verlangt man von ihm bie Zurüdnahme 
ürzlich eingeführten BVerfaffung für Dänemark und Schleswig. Aber 
Sicerheit_ bietet man ihm, daß dies das Iehte, ihm abverlangte Zugeäi 
fein wird? Schon werden eine neue Berfaffung für Schleswig unb eine gemin- 
fame, für bie Monarchie als Gründe vorgeiütt, aus welchen künftig neue An 
fprüde unb weitere Forberungen herzuleiten find. Wann endüich wird Dänemert 
Ruhe hoffen können vor biefen unaufhörlihen Anforberungen? Wenn feine Un 














abhängigleit bewahrt bleiben ſoll, fo wäre es beffer, daß es jetzt iberkant 
feiftete, als daß es durch flete, aber nuglofe Zugeftänbniffe fich jchwägen leie. 
Dbgleich nach dem Crachten I. Mai. Regierung 9. Hall einen falfcen Stsut 
zunft einnimmt, fo fiubet fie doch in ben im allgemeinen von ihm entwidele: 
Gründen viele Wahrheit. Dänemark hat ein Recht, bie Grängen der Aniprüde 
Deutfeplanbs zu erfahren, und in bie Möglichteit verfegt zu werben, biefen langen 
ınd ermübenden Streit feinem Enbe entgegenzuführen. Mag nun Dänemart 
während elf Jahren feinen Berbinblichleiten ſich entzogen haben, mag Deutjchlant 
tiefe Zeit hindurch Dänemark mit begründeten und unansjührbaren Anferte- 
mungen gequält haben, fo iſt es jet Zeit, daß biefem Gtreit ein Ziel geiert 
werde. Die Mächte, melde den Londoner Tractat unterzeichnet haben, fint ee, 
mebft dem beutffen Bund, welche am erfien dazu berufen find, die Befimmunger 
und Bebingungen eines endgültigen Nebereintommens fehzufteflen. Ihre Na: 
Regierung verlangt baher im Interefe bes Friedens: 

nl. Daß eine Conferenz ber Mächte, melde das Londoner Brotelcl 
unterzeichnet Haben, im Werein mit einem Wbgeorbneten bes beutichen Bundes ıc 
Baris oder London tagen möge, zur Berhanblung ber Gteitigleiten zmiiher 
Deutſchland und Dänemark; 

„2. baß, biß diefe Conferenz ihre Arbeiten beenbigt habe, ber status quo 
eufrechi erhalten bleiben folle. 

„Das glaubt I. Maj. Regierung ſich berechtigt, um bes Ariebene vor 
Guropa willen zu verlangen. Cie hat fein anderes Intereffe in Begichung art 
Dänemart als das, welches einer ber alten und unabhängigen Monarchien 
Guropa’6 gebührt. ber fie hat ein Interefie baran, baß Curopa ber Friede er- 
halten werde. Sie erfucht daher auf bas bringenbfle, die Souveräne unb ibre 
Sabinette in Betracht zu ziehen: wie ſchwierig es fein würde, die Gtreitigleiten 
u f6lihten, wenn fle einmal bem blutigen Ecjiebegericht des Krieges anbeim 
gefallen wären. Wer kann es vorausbefimmen, weiche Ausbehnung ein folder 

:g nehmen, welde Gelüfte er weden mag, welde Gegenden von feiner Ber- 
wüftung beimgefucht werben würden? Es ift an fid von verhältnigmäßig ge- 
zinger tung, ob ein Prinz aus bem Haufe Glüdeburg oder ein Prin) ans 
ve Haufe Auguftenbung in Koffein oder in Echledwig tegiere. Unter pebem 
ter beiden Fürften önnen bie Freibeiten unb Privilegien feiner Untertbauem 
Jeichmßi gefiert ſein. Aber von großer Bedeutung iſt es, daß bie Treme 
ben Berteigen bewahrt werde, daß man Recht und achte, unb bah die 
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Kriegeflammen fich nicht über Europa verbreiten, aus Anlaß von Fragen, weldye 
ein ruhiges und zeitiges Walten ber Gerechtigkeit und Vernunft einer friedlichen 
Löiung entgegenführen bürfte.“ 


31. Dezember. Depeiche Lord Ruffelld an den engliidhen Bot- 
ſchafter in Berlin. 


Die engliſche Regierung könne nicht zugeben, baß ber Krieg Preußen von 
den Berpflihtungen gegen ven Vertrag von 1852 befreie: fie könne nicht glauben, 
daß Preußen ſich zu einem Eroberungsfriege gegen Dänemark herbeilafien werbe. 
Benn die beutiche Rationalität in Solftern und zum Theil in Schleswig ein 
rund zur Zertrümmerung Dänemarks wäre, fo könnte baffelbe wegen ber pol- 
niſchen Nationalität im Großherzogthum Bofen Preußen gegenüber der Fall fein. 
Kur durch Feftbalten an den Verträgen könne Preußen die Sympathie und Zu 
fimmung ber übrigen Mächte erlangen, durch ein entgegengejettes Verhalten 
wärbe es bie allgemeine Benurtheifung aller Unbefangenen auf fich ziehen. Nur 
anf jenem Wege könne ein europäifder Krieg vermieben werden. 


1864. 4. Januar. Bis marcks Ewiderung. 


4. Januar. Der engliſche Botſchafter in Berlin an Lord Ruſſell. 


Er babe die Depeſche vom 31. Dec. Hrn. von VBismard vorgelefen und 
anf fein Erſuchen ihm Abſchrift gelaffen. Die einzige Bemerkung, bie er madhte, 
bezog fih auf die etwaige Forderung' bes status quo während ber vorgeichlagenen 
Serhandlungen. Er fagte, eine ſolche Bedingung würde er nicht annehmen, da 
fi das nationale Gefühl nicht beruhigen würde, wenn nicht entweder bie bä- 
niſche Verfafſung aufgegeben oder Schleswig ber Geltung berjelben durch eine 
deutſche Occupation entzogen fei. 


1863. 31. Dezember. Proclamation ded Erbprinzen von 
Auguftenburg beim Eintritt in Holſtein. 


„... Eurem Rufe habe ich mich nicht entziehen wollen. Ich erfülle eine 
unabweisliche Pflicht, wenn ich nicht länger zögere, die Sorgen diejer ernften Zeit 
mit Euch zu tragen. Berwidelungen, welche vor meinem Regierungsantritte ent- 
fanden, haben ben beutfhen Bund veranlaft, zur Wahrung der Lanbesrechte 
gegen bie bis dahin in Holftein factifch beftehende Gewalt einzufcreiten; Com⸗ 
miffäre bes Bunbes haben die Berwaltung des Landes übernommen. Die Bundes⸗ 
execution, von Anfang an nicht gegen meine Regierung gerichtet, iſt jett gegen- 
ſtandslos geworben. Ich babe nie einen Zweifel barliber gelafien, daß ich bie 
Rechte des Landes in ihrem ganzen Umfange anerlenne und zur Geltung bringen 
will. Ich halte mich Aberzeugt, daß auch ber beutihe Bund die Gründe, welche 
ihn zur Anordnung commifjarifcher Verwaltung bewogen, für befeitigt erfennen 
wird. Ich habe die begründete Zuverſicht, baß der gegenwärtige Zwiſchenzuſtand 
nur von furzer Dauer jein wird, und hege die Erwartung, daß meine getreuen 
Untertbanen bie vom Bunde angeordnete vorläufige Verwaltung achten unb Eon- 
flicte vermeiden werben. Schleswig » Holfteiner! I brauche Euch nicht zu fagen, 
wie ih Euch bie Liebe und Zreue, welche Ihr mir entgegenbringt, danke. hr 
ſteht mit einer Einmüthigleit und Entfchloffenheit zu mir, welche ber Welt be- 
weiien werben, daß mein Souveränetätsredht in Eurer freien Ueberzeugung, Eurer 
Baterlandsliebe und Eurem unbeugjamen Willen eine fihere Stüge findet. Danket 
mit mir bem allmächtigen Gott, ber uns bis hierher geführt hat. Er wirb une 
dann auch weiter führen.” 
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1864. 6. Sanuar. Dänemark ruft dieBermittelung Frankreichs 
und der übrigen Unterzeichner ded Londoner Vertrags an. 


7. Januar. Franzöfiide Depeſche an die deutſchen Mittel 
und Kleinftaaten. 


„Die englifche Regierung bat am 31. Dec. an die Regierung des Kaiſers 
eine Mittheilung gelangen laſſen, in welcher fie den Aufammentritt einer Con- 
ferenz, entweder zu Paris oder zu London, vorſchlägt, die zur Berathung über 
die Angelegenheiten ber Herzogtbümer berufen fein wlürbe. Sie würbe aus ben 
Bertretern ber Mächte beftehen, welche ben Vertrag von 1852 unterzeichnet haben, 
zu denen ein Bevollmächtigter des Deutichen Bundes binzuträte. Als bie Regie⸗ 
rung bes Kaiferd das erfte Mal über diefen Gegenflaub fonbirt wurbe, mußte 
fie, um jede Berwechslung zu befeitigen, ben wejentliden Unterſchied deutlich bin- 
ftellen, welcher zwiichen einer Conferenz ftattfindet, bie eine fpecielle Frage die 
eutirt, und zwiſchen dem allgemeinen ober engeren Kongreß, befien Idee von 
Kaifer ausgegangen war. Ein Congreß, der die verfchiedenartigften Interefien zu 
regeln batte, bot Elemente der Transaction, bie, wenn bie Berathuug auf as 
iſolirtes Interefie befehräntt bleibt, nothwendig fehlen werden. Indem er ſich durch 
dieſe Erwägung leiten ließ, und ba er Überdies eine Verhandlung nicht mehr 
unter feine Aufpicien nehmen wollte, von ber er mehrere ber Mächte, bie ter 
Idee eines Congreſſes zugeftimmt haben, hätte ausfchließen müffen, bat er nich 
nımbin gelonnt, den Borichlag, die Conferenz in Baris zufammentreien 
zu lajfen, abzulehnen. 

„Aber die Regierung des Kaifers bat darum nicht weniger ben uni, 
die Anftreugungen zu unterſtützen, weldye verfucht werben möchten, um ſchwererea 
Berwidlungen vorzubeugen. Die Erhaltung bes Friedens war ber Zielpunk 
meines erhabenen Herrn, als er die Souveräne zu einer VBerfländigung unte: 
einander einlud, um das politifhe Syſtem Europa's weiter zu befeftigen. Te: 
Zwei Sr. Maj. iſt derſelbe geblieben, und obwohl er fortbauerndb überzeugt bleibt. 
daß nur ein einziger Weg mit Sicherheit dahin führen kann, fo bat er Dec fane 
unbebingten Einwendungen gegen bie Kombination, welche von ber englijchen 
Regierung angebeutet wurde. Gleichwohl würben einige vorläufige Aufftärunzea 
für ihn wothwendig fein, und biefelben find von den Mächten erbeten werten. 

„Die Londoner Eonferenz (von 1852) bat, wie ber gegenwärtige Zuſtand 
ber Dinge e8 zum Ueberfluſſe beweift, nur ein ohnmächtiges Werk zu Stante 
gebracht. Ihre Beſchlüſſe werben heute durch die Mehrzahl ber fecunbären Etaamen 
Deutihlands beftritten, ſogar dur einige von denen, welche ihnen zugefimmt 
batten. Wenn man heute wieber zujammentritt, fo würde es weſentlich jeın, ſich 
auf Bedingungen zu fiellen, weldye geeignet find, die Hoffnungen eines befrieti 

enderen Reſultats zu geben. Au eıfter Stelle ift es von Wichtigleit, Die Cor 
—* nicht dadurch in Conflict mit dem Bundestag am ſetzen, tif 
man die Bevollmächtigten einlüde, über Kragen zu berathichlagen, welche tbai- 
ſächlich ſchon entichieden fein bürften; und die Regierung bes Kaiſers bat fi ca 
die Mächte gewanbt, um zu erfahren, ob fie geneigt wären, zum Ansgangsrur® 
ben actuellen Statusquo in Holftein und in Schleswig zu nehmen, das beit die 
ſchwebenden Fragen vorzubebalten. 

„Zu gleiher Zeit lebhaft mit einem Punkte beichäftigt, der ein großes Ir 
texefie für Deutſchland zu haben fcheint, ift der Kaiſer mit der engli Kegu- 
rung der Meinung, daß die Theilnahme bes beutichen Bundes an ben Berbunt 
lungen, weldye eintreten Fönnten, von großem Nuten fein würde. Es if betuner- 
ih, daß Deutſchland nicht birecten Antheil an den Arrangements genommen bat, 
welche 1852 zur Herftellung einer neuen Snceffionsordnung in Dänemark getroñca 
wurden. Aber man muß fih fragen, ob ber Bundestag ſich dafür entſcheiden 
würde, auf biefe Gebanlenreihe einzugeben. 
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„Im Schooße eines allgemeinen ober engeren Eongrefies, der noch über 
andere Fragen ald die ber Herzogthümer biscutirte, wilrbe ber beutfche Bunb, 
wie ich glaube, kein Bebenlen getragen haben, feine Sade einem europäiſchen 
Tribunal zu unterbreiten. Einer der Bortheile dieſes Berföhnungsplanes war 
eben der, ber Empfindlichkeit und den Intereffen eines Ieben gerechte Rüdficht 
zn Theil werden zu lafien. Da aber der Bunbestag bei mehreren früheren Ge⸗ 
iegenheiten alle die Zumutbungen abgelehnt bat, welche dahin zielten, daß bie 
Unterzeichner des Londoner Zractats feine Differenz mit Dänemark in die Hand 
näbmen, jo muß der Kaifer, ehe er ſeinerſeits ben Vorſchlag bes engliſchen Ca⸗ 
binets annimmt, fi) zuvor darüber Har fein, ob die Anjchauungsmweife der 
deutfhen Staaten in dieſer Hinficht fi geändert hat. 


11. Januar. Defterreih und Preußen erneuern dringend den 
Antrag auf Pfandnahme von Schledwig. 
12. Januar. Ablehnung des Antrages in der Bundeöverfanmlung. 
Selbſtſtändiges Vorgehen Defterreihs und 
Preußens. 
Erflärung am Bunde: 


„Angeficht8 der eben erfolgten Ablehnung ihres gemeinfamen An» 
trages müflen die allerh. Regierungen von Defterreich und Preußen lebhaft 
bedauern, daß die gehafte Berftändigung über die von ihnen zur unver« 
weilten Sicherung der Rechte des deutichen Bundes in Bezug auf Schleswig 
vorgefhlagenen Maßregeln nicht erzielt worden ift. Unter folchen Um⸗ 
Händen glauben die beiden Negierungen in der ihnen, durch ihre Da⸗ 
zwiichentunft bei Herbeiführung der jene Rechte feſtſtellenden Stipulationen 
von 1851/52 erwadhjenen befonderen Stellung, fowie wegen der großen 
Dringlichkeit der Sache, ſich der Pflicht nicht entziehen zu dürfen, die 
Deltendmachung jener Rechte in ihre eigenen Hände zu nehmen und 
ihrerjeit8 zur Ausführung der in ihrem SHauptantrage vom 28. v. M. 
u. J. bezeichneten ee zu ſchreiten. Durch Abgabe vorftehender 
Erklärung fommen die Gefandten dem Auftrage ihrer allerh. Res 
geringen nad.“ 


Diplomatijhe Verhandlungen mit Gngland und 
Dänemark. 


16. Sanuar. Gemeinjchaftliche Aufforderung Preußens und Oeſter⸗ 
reichs an die däniſche Regierung, die Verfaſſung vom 

18. November 1863 wieder aufzuheben und da- 

durch wenigitend den status quo ald die nothwendige Bor: 
bedingung jeder weiteren Verhandlung wieder berzuitellen. 
Sollte die dänifche Regierung diefer Aufforderung nicht entiprechen, 
jo würden die beiden Mächte fich genöthigt jehen, die ihnen zu Gebote 
ſtehenden Mittel zur Herftellung des status quo und Sicherung des Her- 
zogthums Schleswig gegen die mwiderrechtliche Bereinigung mit dem König» 
rad Dänemark in Anwendung zu bringen. — Die Gejandten find an« 
gewieien, Yalls die Erklärung, daß die Aufhebung der Ber: 
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faffung erfolgt fei, ihnen nicht im Raufe des 18. Januar zugeht, 
Ropendagen iu verlaffen.“ 


17. Januar. Nochmalige dringende Mahnung Ruſſells nad 
Berlin und Wien, nicht durch kriegeriſches Vorgehen un 
überwindlihe Schwierigkeiten zu Ichaffen, — und deshalb 
ihre Zruppen nit die Cider überjchreiten zu allen. 

18. Janmar. Lord Ruffell an den Botichafter in Berlin (und 
Wien). 

— er möge in ben entichiedenften Ausdrüden Herrn v. Bismard und we 
möglih den König auf die äuferfte Ungerechtigkeit und Gefabr aufmerkſam maden, 
fih durch die Beſetzung Schleswigs materielle Bürgſchaften verfchaffen zu wollen. 
Ein ſolches Berhalten würde verhängnißvoll für ben Frieden fein; denn ber 
Krieg einmal begonnen, werbe fich nicht auf bie erſten Grenzen befchränten Iaffen, — 


wie es fih 1853 bei der ruffifchen Belegung der Donaufürftenthümer gezeigt, 
welche zum Krim - Krieg geführt haben. — — — 


18. Januar. Antwort Dänemarfd. Abweiſung der Forderung. 


— ber König von Dänemark könne der Sommation jchon deshalb keine 
Folge geben, weil der geftellte Termin es ihm nicht möglich made, bie Borberei- 
tungen zu einer Berfaflungsänberung in legaler Weile zn treffen. — Er müſſe 
baber jede Verantwortung filr bie weiteren folgen bes Vorgehens der Mächte von 
fih abweifen. — 


19. Sanuar. Circular-Depeſche Bismarcks an die deutichen 
Regierungen. 


Die (nicht wörtlich vorliegende Depefche) hebt get bevor, daß 
der Entſchluß, Schleswig zu occupiren, keineswegs im Gegenſatz zu irgend 
einem pofitiven Bundesbefchluß ftehe, da der Beichluß vom 14. rein negativ 
fei. Diefer Beichluß könne daher nur die Yolge haben, daß die beiden 
Großmächte bei ihrer Action nicht als Beauftragte des Bundes handeln 
und daher keinen Grund abgeben, dieſer Action Hinderniffe oder Schwie⸗ 
rigfeiten bei dem Durchmarſch durch Holftein in den Weg zu legen. Es 
ſcheine überhaupt die Peigerung ſich der Action Preußens und Oeſter⸗ 
reichs anzuſchließen, auf einem Mißverſtändniß zu beruhen. Ganz unge⸗ 
rechtfertigt ſei der Vorwurf, daß Preußen beabſichtige, den Zuſtänden in 
Schleswig und Holſtein eine längere Dauer zu ſichern, wie ſich denn auch 
an dieſen Irrthum der Glaube Inüpfe, daß entweder bloß die Fortdauer 
diefer Zuftände möglich fei oder der Erbprinz von Auguftenburg zum 
Derz0g eingejegt werden müſſe. Ohne die legtere Frage erörtern zu 
. wollen, fei doch darauf aufmerkfam zu machen, daß die preußifche Regie: 

rung Nüdfiht auf die Verträge und die internationalen Beziehungen 
nehmen möüfje. Ueberdies habe der Bund in der Erbfolgefrage noch feine 
Enticheidung getroffen, und es fei zu wünſchen, daß die Srüfung mit 
größter Grlindlichleit vor ſich gehen möge. Auch ſei wohl zu erwägen, 
daß, wenn die Erbfolgefrage nur für Holftein ohne Schleswig entſchieden 
werde, die ganze Sache der Herzogthümer in eine nadıtheilige Lage ge 
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ratben würde. Man dürfe nicht vergefien, daß der Bund feinen Erobe- 
rungsfrieg gegen Dänemark führen könne und daß deshalb die Ordnung 
der Berbättniff mit der größten Vorficht in die Hand zu nehmen fe. 
Das die zufünftige Ordnung betrifft, jo wird zunächſt conitatirt, daß die 
von Dänemark 1851/52 gemachten Verſprechungen die Rechte der Herzog- 
thümer in feiner Weiſe gefichert hätten, daß eine Fortdauer der in Folge 
defien eingetretenen Zuftände unmöglich jet und Deutjchland darauf dringen 
müfle, daß ftatt derjelben eine volllommene Sicherftellung der Rechte der 
Herzogthümer und der deutfchen Bewohner derfelben eintrete. Es werden 
dann die Kombinationen befprochen, um diefe Sicherftellung herbeizuführen. 
Eine derfelben gehe dahin, daß die Frage nur mit Aufhebung der Zus 
jümmengehörigfeit der Herzogthlimer zu löfen fei. Einer ſolchen Löſun 
fi für den Fall, daß die Gründung einer neuen Dynaftie nicht an änglid 
wäre, jedenfalls die Herftellung einer neuen Perfonalunion zwiſchen den 
Sergogthimern und Dänemark vorzuziehen, zugleih mit der Erhebung 
Rendsburg zur Bundesfeftung umd andermweitigen nöthigen Garantien. 
Eine ſolche Stellung der Herzogthümer werde allerdings die Zuftimmung 
der andern europäilhen Mächte erlangen müfjen, wie e8 denn auch für 
die Herzogthumer ſelbſt wünſchenswerth hi. daß ihre Stellung die Sanction 
Europais erlange. Jedenfalls ſei das von den beiden deutſchen Groß» 
maͤchten Erzielte, nämlich entweder Aufhebung der Novemberverfaſſung 
oder Occupation Schleswigs, eine beſſere Grundlage für Verhandlungen, 
als das Verweilen in Holſtein und die Nicht⸗Occupation Schleswigs. 
Man dürfe ſich alſo der Hoffnung hingeben, daß die deutſchen Regie⸗ 
rungen der Politil der beiden —26 zuſtimmen würden. 


20. Januar. Die ſächſiſchen Bundestruppen räumen Kiel 
und koncentriren ſich im weſtlichen Theile Holſteins, um 
den oͤſterreichiſch⸗ preußiſchen Truppen den Durchmarſch nad) 
Schleöwig zu ermöglichen. 

22. Januar. Die Bundedverjammlung genehmigt die DVer- 
einigung der biöherigen öfterreichiichen und preußiichen Re- 
jervetruppen in Holiten mit der öfterreichiich = preußiichen 
Armee gegen Dänemark und ertheilt den Bumdedcomiffären 
in Holitein neue Snftruftionen: 


„Wenn bie hohe Bunbesverfammlung zur Zeit nicht für angemeflen er- 
adtet bat, zu Maßnahmen in Bezug auf das Herzogtum Schleswig zu fchreiten, 
fo lann fie ſich doch im Hinblid auf Art. XLVI der Wiener Schlußacte nicht 
teranlaßt ſehen, denjenigen Entſchließungen entgegenzutreten, welche bie höchſten 
Regierungen von Defterreih und Preußen in ihrer Gigenichaft als europäiſche 
Nichte in Bezug auf das nicht zum Bunde gehörige Herzogthum Schleswig fafien 
u müflen glauben, vorausgejegt, daß fie den Rechten des Bundes unb dem Boll» 
inge der Bundesbeſchlüſſe und Anorbnungen deſſelben in Bezug auf Die Herzog- 
thümer Holftein und Lauenburg in feiner Weife zu nahe treten. Diefe Boraus- 
kung findet in ber Erklärung ber beiden höchſten Regierungen vom 19. d. M. 
ihre Anerfennung und bie Garantie ihrer Einhaltung bei der nicht zu vermei⸗ 
denden Betretung Holfteins burch die nach Schleswig beftimmten öfterreichifchen 
und preußtichen Truppen. Es wird daher bei dem Durchmarich der genannten 
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ruppen weder die in Ihren Händen rubenbe Regierungsgewalt noch die biebe 
ige rechtfiche und thatjächliche Stellung des Commandirenden Generallientenam⸗ 
Hake und der ihm untergebenen Bundestruppen irgend eine Beeinträchtigung 
ever Hemmung erleiden. Ebenſo ift es jelbfiverftändfih, daß eine bleibende 
Zejedung bolfteinifher Gebiete den Bundestruppen allein ver 
bebalten bleibt.“ 


* 


* 


24. Weitere Debatte über Schleswig - Holſtein 
im Abgeordnetenhaufe. 


Januar. Inder Anleihbecommijjion erflärt Hr. v. Biämard 
wiederholt, daß die Vereinbarungen von 1851/52 Preuken 
allein dad Recht geben, fih um Schleswig zu befümmen 
und daß der Schutz für die Deutichen Schleswigs daven 
abhange, daß Preußen diefe Vereinbarungen aufreht er: 
halte. Er beitreitet die Competenz des deutſchen Bunter: 
politijhe Fragen ſeien Madtfragen; Preuken 
fönne ſich nicht majorifiren lafjen, etwa durd 
eine Majorität, die ein paar Millionen rerri: 
entire; die dentfhen Groſmächte feien. das Glashaus, 
das den deutihen Bund vor enropäifchem Zugwiud 
ſchütze. — — 

Die völlige Losſagung Preußens vom Londoner Pre: 
tofoll jei eine Srage der Opportunität, der Bund bık 
feine Competenz, über die Succeffiondfrage zu enticheiten: 
„Wir haben zu Ihnen nad) wie vor dad Vertrauen, tur 
Sie uns diejenigen Mittel, welche wir fo nothwendig be 
dürfen, auf verfafjungsmäßigem Wege zugänglich made 
werden, ſonſt müſſen wir fie nehmen, wo wir fie be 
konnnen.“ 

Die Kommiſſion beſchließt die Ablehnung der Anleibe. 


21.— 22. Januar. Schleswig - Holfteinfhe Debatte im 
Abgeordnetenhauje. 
Schluß der Rebe des Berichterftatters Abgeorbn. Amann. 

— — Welche Abficht die Preußifche Regierung verfolgt, daß fie ben As 
trag vom 28. Dezember v. 3. in Gemeinſchaft mit Oeſterreich ſelbſtſtändig aut 
führen will, daß fie ſich über bas Hecht bes Bundes unb über die Schrante: 
ihres eigenen Rechtes rückſichtslos hinwegſetzt, — nun, meine Serren, dat mut 
einem Ieben Har fein, dem nicht ber diplomatiſche Winb, der uns in angeklıde: 
aber nicht angegebenen Preußiſchen Intereffen und in Kriegegefahten vorgem:= 
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it, völlig bie Augen geichloffen hat. Es foll dem vermutheten Borgeben ber 
übrigen tihen Regierungen ein Damm geſetzt, es joll ber thatfächlice Erfolg, 
welden bie Bundes - Erecution in Holftein bisher gehabt hat, fiir Schleswig von 
vornherein ansgeichloffen, es foll Schleswig gegen die Deutſchen Truppen unb 
gegen die Anfprüche feines legitimen Herrſchers geſchützt, es jollen Die Her- 
zogthümer fiher für Dänemart —— werden. 

Um dieſes erhabene Ziel zu erreichen, ſetzt ſich die Preußiſche Regierung 
auch in dieſer Frage wieder in offenen Konflikt mit dem eigenen Volk, mit ber 
Mehrzahl der Deutſchen Regierungen und der ganzen Deutſchen Nation. 

Daß bie Preußiſche Politik jetzt durch bie perſönlichen Anti- 
pathien und die Partei⸗Intereſſen des Herrn v. Bismard beſtimmt 
wird, denen nur der Name der Preußiſchen Intereſſen als deckender und ver⸗ 
büllender Mantel umgehängt wird, denen Vertragstreue nur als ein für dieſen ein- 
jeinen Fall ufurpirtes Argument vorgefhoben wird, das iſt das Reſultat, zu bem 
uns das bisherige Auftreten bes Herrn Dinifter- Präfidenten mit Nothwendigkeit 
führen muß. ag der ganze Plan veffelben tief und höchſt genial angelegt, ma 
das lebte Ziel deffelben ein gemwaltiges fein, für une fteht vorläufig feft, bob 
Herr v. Bismard dem Deutſch⸗ patriotifchen Streben der Mittelftaaten entgegen- 
arbeitet, daß er fih einer jeben Maßregel wiberjett, die im Sinne unferes Be⸗ 
ſchluſſes vom 2. Dezember in Angriff genommen werben Tönnte, und unjere 
Anfiht von feiner Gefinnung ſowohl, wie von feiner Befähigung 
giebt uns Teinen Anhalt, ber weiteren Entwidelung einer Altion 
mit Auverfidht entgegen zu fehen, die wir in ihren bisherigen 
Schritten als verderblid erfennen müſſen. 

Der Herr Minifter - Präfident wird freilich mit vornehmen Lächeln auf un- 
jere Raifonnements herabbliden, er wirb die Achfel zuden über die 352 Laien, 
die fih anmaßen wollen, bie Politik Preußens in bie richtige Bahn zu Ienfen; 
lo lange es ihm inbeflen nicht gelungen fein wird, die Dftroyirung eines Wahl⸗ 
geſetzes durchzuſetzen, welches nur Diplomaten aus feiner Schule zuläßt, wirb das 
Boll nur Bertreter berienden, welche in ihrer Majorität das Recht und die Ehre 
zum Mafiftabe ihres Urtheils machen, und fo lange uns verfaffungsmäßig bie 
Vefngniß zufteht, eine Unterflügung der Regierungspolitit zu gewähren ober zu 
verfügen, werben wir unſerm Botum das Recht, bie Ehre und das Üntereffe 
Preußens und Deutfhlands zu Grunbe legen, wie wir e8 verftehen. 

Daß die Königliche Staatsregierung, indem fie biefe rein Deutfche Sache 
als eine Europätiche behandelt, die Einmiſchung des Auslandes herbeiführt, 
daß fie Die angedrohte Vergewaltigung des gerechten Wiberflanbes ber übrigen 
Deutihen Staaten und bamit den Bürgerkrieg berausforbert, — das find 
Folgen, die fchon in dem Ihnen vorliegenden gebrudten Berichte als vorausficht- 
lich bevorſtehende bezeichnet und motivirt find. 

Steben wir aber wirklich an der Schwelle von Ereigniffen, bie das Trau- 
tige, die das Shmählichfte in fich Schließen, was einem Staate, 
was einer Nation begegnen kann, joll durch die Bismardiche Po- 
litit die Deutfhe Großmacht Preußen zum Feinde Deutihlands 
gemacht werben, foll die Preußiſche, Die tapfere Preußiſche Armee 
dazu verwenbet werden, um egen ihre Deutſchen Brüder au fim- 
vfen, Die Deutſches Recht zu Pe gen ausgezogen find, um Schles- 
wig und Holflein gebunden au Dänemark wieder zu Überliefern 
— foll ein Deutſcher Bundesfrieg entbrennen in einer $rage, Über 
die ganz Deutihland einig ift, blos weil Preußen das Schickſal 
bat, von Herrn v. Bismard regiertzu werden: dann, meine Herren, 
muß auch die legte Rüdfiht jhwinden, bie wir gegen dieſes Mini- 
Rerium zu nehmen etwa verpflichtet wären. Dann mag Deutihland 
willen, Daß wir in dieſer Frage zu ihm und nit zu unferm Mini- 
ferium fteben, daß das Preußiſche Volk mit der Politik dieſes Mi- 
nißeriums nichts gemein hat, und daß wir alle une zuftänbigen 
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Mittel anwenden werden, um biefer Politik, diefer verwerfliden 
Politik, entgegenyutreten, fie zu vereiteln. 

Meine Herren! Daß fih ein Defterreichiicher Minifter gegen bie Abſage 
vom Londoner Protololl firäubt, das ift verſtändlich. Defterreih hat ja im Jahre 
1850 ſelbſt das Syſtem geihaffen, das in biefem Vertrage gipfelt; es hat bie 
Herzogthümer entwaffnet und den Dänen überliefert. Wie aljo Oeſterreich dazu 
fommen follte, fein eigenes Werk zu zerflören, das Werl, das es mit Grund als 
einen ausgezeichneten Triumph feiner Politik bezeichnet, das ift leicht einzufeben. 
Nicht verſtändlich aber ift e8, wie Preußen ihm gegenwärtig babei heifen fol, 
eben die Macht, ber die Damals Defterreih jenen Triumph davongetragen bat, 

reußen von dem der Minifter Fürft Schwarzenberg im Jahre 1850 fagte: „Il 
aut avilir la Prusse pour la detruire“, Preußen, deſſen Erniebrigung das 
letzte Ziel Oeſterreichs bei der Unterbrüdung Holfteins und Heſſens war, damit 
ja kein Deutider Stamm vergeffe, welches Schidjal feiner harre, wenn er von 
Preußen Schutz erwarte. Bon dem Deutihen Bunde und im Namen Deutichen 
Rechtes darf ſich natürlich Preußen nicht majorifiren laffen, aber im Defterreidk- 
{hen Dienfte und für Defterreichifche Zwecke die Preußiſche Politik zu leiten, 
das ift Neupreußifcher Stolz. 

Meine Herren! Uns Anderen ſcheint es rühmlicher, wenn Preußen 
nichts thut, als wenn e8 Verbrechen begeht. Es ſcheint uns im Interefie 
Preußens mehr zu liegen, wenn Bayern bie Intereffen Preußens und Deutic- 
lands fürbert, als wenn das Preußifhe Minifterrum fie zerftört. Wir wiiien 
ja fhon längft, daß diefes Minifterium mit jedem Schritte, gleid- 
viel ob in der inneren oder äußeren Politif, ein Stüd Breubifces 
Land zertritt, wir wiffen längft, daß Preußen in den Händen biejce 
Minifterinms entweder zur Obnmadt oder zum Seibfimorb ner- 
urtheilt if. Meine Herren! Unfere Wahl kann bei diejer Ueber- 
zeugung nicht zweifelhaft ſein; wir ziehen die Ohnmacht dem Gelbf- 
mord vor. 

Sagen wir uns deshalb von jeder Gemeinſchaft mit der Pe- 
litik dieſes Miniſteriums los; verwahren wir uns vor jedemfeiner 
Schritte, unb geben wir diefer Berwahrung unb Losſagung die 
erfte praktiſche Folge durch die Berwerfung ber Anleihe-Borlage! 


Nede Bismarcks: 


Ich darf wohl annehmen, meine Herren, daß Ihre Ueberzeugungen 
Hinſichts des Anleihe-&efeges, ſowie Hinfichts der Reſolution hinreichend 
feftftehen, um durch Yeußerungen, welche von diejer Stelle an Eie ge 
richtet werden, nicht erfchüttert werden zu können, und da ich fein De 
bürfniß habe, mehr oder weniger fpite Reden Über die Begriffe von Recht 
und Ehre und das feit einem Jahre nunmehr durch alle Tonarten varürte 
Thema „fort mit diefem Miniſterium“ zu wechſeln und dadurch die Sache 
weder zu befiern noch zu verichlechtern, fo befchränte ich mich an dieſer 
Stelle auf einige Bernollftändigungen und eriöfigungen des Ihnen vor: 
liegenden Materiald. Ihre Kommiſſion hat einen Theil der Aeußerungen, 
die ich in Ihrem Schooß gethan, bier veröffentlicht und dadurd die Bor- 
fit, die mir an einer Stelle des Bericht vorgeworfen wird, und ver⸗ 
möge deren ich Bedenken getragen habe, die geheimften Gedanken des 
Kabinetd vor einer fo zahlreich befuchten Verſammlung fund zu geben, 
vollftändig gerechtfertigt. Ich hätte wohl gewünſcht, daß die Mittheilungen 
etwas mehr im Zufammenbang gehalten worden wären; fie würden dadurch 
verftändlicher werden. Indeſſen fchon das, was Sie gegeben haben, über: 
bebt mich in manchen Beziehungen bier einer Aeußerung. Ich erlaube 
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mir nur bier zwei Monita gegen den Inhalt des von mir bei der Feſt⸗ 
ſtellung nicht eingefehenen Protokolls in Bezug auf Stellen, die ich nicht 
als genau anerkennen kann. Die eine lautet: 
„sm YUugenblide des Rüdtrittes vom Londoner Protokoll könne 
Dänemark ohne Weiteres Schleswig inkorporiren.“ 

Sch glaube geiagt zu haben, „werde Dänemark ...*, über die Bes 
rehtigung dazu glaube ich mig nicht geäußert zu haben. Wenn ich mich 
richtig entſinne, waren meine Worte: „es wird dies der erſte Schritt, der 
erſte Gegenzug ſein, den Dänemark thut.“ 

Dann, was das Wort betrifft, daß der Bund ſeine Prüfung ſo 
langfam u. ſ. w. vornehmen möge, fo glaube ich, werden die anweſenden 
Herren fich erinnern, daß dieſes Wort mir durch einen gefälligen Souffleur 
fuppeditirt wurde und ich darauf erwiederte: ich hätte, auch dagegen nichts 
zu erinnern, e8 war aber erft nicht mein eigenes Wort, id habe nur ge= 
wüniht, daß die Prüfung bedächtig gefchehe, wenn bedächtig und fchnell 
ugleich, um fo beifer. Dann ift die legte Aeußerung, die ich im Schooße 
drer Kommiſſion gethan habe, nicht vollftändig genau wiedergegeben; es 
wird gejagt, ich hätte geäußert, 

„daß das Mißtrauen in einer foldden Frage zwiſchen ihm und 
dem Haufe der Abgeordneten fein gegenfeitiges fein ſolle. Es 
fei fein Wunſch, mit den von dem Haufe legal bemilligten 
Mitteln in die Sache einzutreten. Würden diefe aber ver- 
weigert, jo werde er fie nehmen, wo er fie finde.* 

Ich habe den Gedanken in diefer Schroffheit nicht aus geſprochen, ich 
babe gejagt: „wir a zu Ihnen nad wie vor das Bertrauen, 
da &. uns diefe Mittel, die wir nothwendig bedürfen, fo 
notbwendig bedürfen, daß wir fie nehmen müffen, wo wir fie 
befommmen, auf verfalfunggmäßigem Wege gänzlich zuftellen 
werden.“ 

Der Gedanke ift derfelbe, aber er ift vorfichtiger und nicht mit der 
nadten Schroffheit ausgedrückt, wie er fich hier findet. 

Der Referent hat vorher von den traurigen Konfequenzen geſprochen, 
zu welchen die weitere Entwidelung der Sachlage geführt hat; damit Sie 
iehen, wie gern ich bereit bin, alle diefe Aufichlüffe zu geben, welche der 
Stand der Berhandlungen geftattet, fo erlaube ih mir, nicht in Form 
der Niederlegung eines Altenftüdes, fondern in Yorm einer mündlichen 
Rittheilung, den Inhalt einer an die Deutfchen Regierungen vorgeftern 
gerichteten Depeiche zu verlefen. — (Hier folgt der Inhalt obiger Depejche 
vom 19. Januar, dann fährt Bismard fort): 

Ich habe in Bezug auf die in dem Kommilfiond= Berichte und in 
diefer Depefche angeregte Frage, welche Rechtstitel zur Einmiſchung in 
Schleswig reip. zur Negelung der Erbfolge dem Bunde zu Gebote ftehen, 
das Altenftüd mitgebracht, auf welches in dem Kommilfions» Berichte 
Bezug genommen ift, und worin fi die Worte finden, daß die beiden 
Sergogthümer alle öffentlichen NWecht3verhältniffe mit einander gemein 

. &3 ift dies eine von dem Freiherrn v. Pechlin an die Deutiche 
Bundesverjommlung gerichtete Note, durch welche der Schriftwechjel, der 
damals durch Bertreter der Holfteinfchen Stände am Bunde angeregt 
worden, fich abſchloß in der Weife, daß man die eigentliche Entſcheidung 
der Frage nertagte. Der Sag, in welchem fich diefe Worte befinden, 
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lautet in feinem Zuſammenhange wie folgt und er bildet, ſoviel ich bisher 
babe erjehen können, die einzige Baſis, die der Kommilfiond> Bericht uns 
zu Gebote ftellt, fobald wir die bisher von Europa anerkannte vertrag: 
mäßige Grundlage fallen laſſen: 
„Bon anderer Seite haben Se. Majeftät 
— nämlich der König von Dänemark — 
ebenfomwenig daran gedacht, irgend eine Veränderung in den 
Berhältnifien herbeizuführen, welche das Herzogthum Holſtein 
mit dem Herzogthum Schleswig verbinden. Vielmehr findet die 
Bortdauer diefer Verbindung im offenen Briefe — 
— ein Altenftüd, welches wir nicht gern citiren, wenigften® wir nicht fo 
gern wie died von Ihrer Seite geſchieht — 
mit den nämlichen Worten ihre Anerkennung, welche deshalb 
im Allgemeinen Geſetze vom 28. Mai 1831 gebraucht find. 

Alſo diefe Worte waren mit der Theorie des offenen Briefes voll» 
kommen verträglid — 

Sie beſteht ihrem Weſen nach darin, daß beide Herzogthümer, 
bi8 auf Holfteins Eigenſchaft ala Bundesftaat, und die ab- 
efonderte Ständeverfammlung neben dem Sozialnerus ver 

hleswig » Holfteinjchen —* bei gemeinſamer oder gleich⸗ 
artiger Geſetzgebung und Verwaltung, ſoweit —— s 
thümlichfeiten eine® jeden der beiden Herzogthümer hiervon feine 
Ausnahme begründen (mie folde auch durch den $. 4 des All⸗ 
emeinen Geſetzes vorgefehen find) alle öffentlichen Rechtsver⸗ 
Dältnife mit einander gemein haben. 

Es ift, aus diefen Worten allein, ſchon nur mit einiger Schwierigkeit 
ein Einmiſchungsrecht des Bundes in die Berhältniffe Schleswigs auf 
Grund des Konnere mit Holftein, für den Bund zu folgen. Rod 
ſchwieriger würde es fein, diefes Recht der Einmifchung bei den Euro: 
päifhen Mächten zur Anerkennung zu bringen, daß aber, wie verfucht 
worden ift, das Agnaten-Erbredt in Schleswig» Holitein auf dieſen Titel 
der Bufammengebörigfeit beider Herzogthümer gegründet werden follte, 
wenn es nicht an ſich aus dem Schleswigſchen Randrecht hervorgeht, was 
ih unentjchieden laſſe, daß es darauf begründet werden follte, das iſt 
meins Erachtens ein angreifbare8 Argument. Es ftügt fi) darauf, daß 
beide Herzogtbümer nicht von einander getrennt werden dürfen, jo daß 
der Erbe von Holftein Schleswig mitbelommt; fie werden nicht verlennen, 
das Argument läßt fih aud umkehren zu Gunften des Erben von Schles- 
wig, fobald diefer ein anderer wie der in Holjtein fein würde. 


Aus ber Rede bes Abg. Birchow. 


Wenn man fich fragt, was denn eigentlih ber Kern ber Bewegung if, 
was eigentli das treibende Motiv in der ganzen Sache war, nun, meine Herren, 
es ift doch nichts Anderes, und das werben auch diejenigen von Ihnen zugeſteben 
möüfjen, bie in ber ganzen Sache nichts anderes als eine renolutionäre Be- 
wegung feben, — als der Drang nad Deutſcher Einheit, der Drang, nad außen 
bin zu zeigen, daß wir wirklich eine Nation find, daß wir unjeren eigenen Boten 
vertheibigen können gegen fremde Angriffe, daß wir im Stande find, uns wirflich 
als eine felbfländige Ration unter ben übrigen Europäiſchen Nationen zu zeigen. 
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Eie werben jede Bewegung, bie etwa noch ben Gedanken einer Preußiſchen Spite 
in fih trug, grünbfid aufheben — unb dann, meine Herren, fprechen Sie von 
Preußiſchen Intereffen! das halten Sie im Intereffe unferes Staates! Darauf 
fann id nur erwibern: das liegt nur im Intereffe einer ganz Heinen Partei, 
bie felber nicht weiß, was fie will. 

Deine Herren! Wenn der Herr Minifter - Präfibent in biefer Weiſe vorgeht, 
dann zeigt er allerdings, daß fein Wiberftand gegen biefe Partei gebrochen ift. 
Denn ich glaube allerdings bier ausfprechen zu können, daß, als er in fein 
Amt eintrat, er es gethan hat mit ber ehrlichen Abficht, ſich nicht 
einjah Ihrer Bartei in bie Arme zu werfen; ba hatte er noch gewifie 
Borftelungen von perfönlicher Selbftändigfeit und Unabhängigkeit; da wollte er 
noch eine gewifle Politit machen, bie aus feiner Ueberzeugung kam; ba hatte er 
noh die Erinnerung von Frankfurt und Petersburg, wo er gejeben hatte, baß 
Preußen und Oefterreih nicht unmittelbar zufammengeben lünnen. Aber, meine 
Herren, mit jedem Zage, den er länger auf feinem Minifterfiubl 
figt, mit jedem Tage verfällt er mehr in den Bann Ihrer Partei, 
er wird immer mehr gendtbigt fo zu fprechen, wie die Kreuzzeitung fpridt — 
denn in ber That, was Anderes hat er denn doch noch Hinter fi, als Ihre 
Leute (nach ber fonjervativen Fraktion gewenbet)? Er bat fih alſo allmälig felbft 
verleugnet. Er ift nicht mehr der Mann, wie er bier eingetreten iſt mit bem 
Gefühl, er werte durch eine energifche äufere Politif etwas ausrichten. Nein, 
meine Herren, er ift jetzt dem Böſen verfallen und er wirb von ihm 
niht wieder loskommen. (Große andauernde Heiterkeit.) 

Ich fage alſo, wenn es Ihnen gelingt, diefe Deutiche Revolution — wie 
Sie e8 nennen, nämlich die Partei, welche wünſcht, an die Spite Deutſchlands 
Preußen zu bringen — wenn Sie diefe Deutihe Revolution niebergeworfen 
haben, dann werben Sie auch dahin gelommen fein, Preußen in den Zuſtand zu 
verfegen, in welchen ber Fürft Schwarzenberg Preußen wünſchte; bann wird 
es erniebrigt fein, dann wird es eben nicht weiter daran denken Tünnen, 
vorwärts zu kommen. Wenn der Herr Minifter - Präfident vielleicht dann noch 
daran denkt, eine Kleine Annexion von Lauenburg auf irgend eine Weiſe zu 
Stande zu bringen und bie geehrte Partei (zu ben Konfervativen) vielleicht durch 
einige würdige Feubale aus dieſem Urſitze bes Deutichen Feudalismus zu ver- 
Rärlen, jo wirb das, glaube ich, nicht bazu beitragen, Preußen in feinen eigenen 
Augen, in den Augen Deutſchlands und Europas wieber zu heben. 


Meine Herren! Sie fprehen immer von der Großmacht Preußen. Ich 
muß jagen, ich bebauere, daß diejes Sprechen von der Großmacht allınälig eine 
Art krankhaften Zuftand angenommen hat. Nun meine Herren, was maden Sie 
denn mit biefer Großmachtſtellung? Sagt man Ihnen: Macht doch einmal große 
Politik, gebt doch einmal energiih vor! — dann fagen Sie: Ia, das fünnte 
Suropäifde Berwidelungen geben, da müſſen wir zu Haufe bleiben; aber wenn 
die Heinen deutſchen Staaten etwa auf dem Deutichen Bunbestage einen Beſchluß 
faffen wollten, der im Sinne ber Majorität der Deutichen Nation wäre, dann, 
meine Herren, dann fagt Preußen: Wir ald Großmacht find nicht in der Lage, 
ans diefem Beſchluſſe zu unterwerfen, wir werben uns nicht majorifiren lafſen 
von ben Kleinen, — aber von ben Großen natürlich! 


I meine, Sie könnten uns mit ber Großmadt- Angelegen- 
heit zu Hauje bleiben. Wenn Preußen einmal gezeigt haben wird 
gegen Großmädte, daß e8 eine Großmacht ift, dann meine Herren, 
Ipreheu Sie wieder bavon; jo lange Preußen aber nur gegen lleine und Mittel» 
ſtaaten ale Großmacht fpricht, jo lange, denke ich, wollen wir biefe Angelegenheit 
bei uns ſchweigen laffen. 

Aud in der heutigen Erklärung, bat der Herr Minifter- Präfident uns be- 
fonber® baranf Bingerieen ‚ daß Schleswig eine Europätiche Frage fei, die ſich 
nur international orbnen lafie, und ich denke, er hat uns ſchon in ber Perſpektive 
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ben Kongreß angebeutet — wenigſtens babe ich das nicht anders verſtehen Fönnen, 
als daß er dorthin geben wolle, nachdem mit einem großen Embarras von Truppen 
Schleswig beſetzt ift. 

Benn eine Schladht geliefert ift, in der jo und fo viel Brenfi- 
ſches Blut vergoffen if, dann wird er hingehen auf ben Europäti- 
hen Kongreß, dann wird er fragen: Run Großmädte, was werdet 
ihr denn Über Schleswig anordnen? Dann haben Sie vielleicht irgend 
einem kühnen Heerführer bie Gelegenheit geboten, eine Schlacht zu liefern, Sie 
haben vielleicht der Armee irgend einen Sieg gegönnt, und bie Armee lanı 
bann wieder aus Schleswig abziehen, wie fie bereinft abgezogen 
if. Sie werden vielleiht dann gerade das Gegentheil von dem 
mit Europa feftftellen, wofür die Armee glaubtausgezogen zu fein. 

Meine Herren! Alle diejenigen, bie etwa noch in Bezug anf Preußiſche 
Sntereffen Bedenken tragen, möchte ich bitten, die Gefchichte des Wiener Kon- 
greffes zu lefen, um bie Gefahren fih klar zu machen, die Preußen anf einem 
neue Europäifchen Kongrefie laufen würbe. Preußen würbe immer ber Letzte 
fein, der etwas befommt; es müßte immer darauf rechnen, daß feine Interefien 
am meiften geſchädigt werden, und wenn Preußen es ift, welches jett ein Deutiches 
Land auf einen Europäifhen Kongreß binweift, dann können wir fchon ficder 
fein, daß diefes Deutfhe Land dem Feinde Überliefert werden wirt. 
(Sehr wahr! Links.) 


Auch aus den heutigen Erklärungen des Herrn Minifter- Präfitenten lann 
man, glaube ich, keinen anderen Schluß ziehen, als daß die Preußifche Regierung 
noch gegenwärtig an bem Londoner Bertrage feftbält. Daß das nur im Inter 
efje Rußlands ausſchlagen kann, das ift bier ſchon wiederholt auseinander geſeht 
worben; ih will darauf heute nicht weiter zurückkommen. 

Ich meine, e8 liegt ganz auf ber Hand, daß diefer Bertrag und feine Ani: 
rechterhaltung nur im Interefie Rußlands fein kann und daß nur ein 
Staatsmann, der diefen Intereifen verpflichtet ifi, im Stande 
ift, eine ſolche Bolitil aufredht zu erhalten. 

Wenn bie Königlihe Staats- Regierung auch noch nad ihrer heutigen Er⸗ 
klärung uns die Kenntniß ihrer Politik verſchränkt, wenn fie auf alle möglichen 
Alternativen binweift, bie eintreten Fönnten, dann muß ich wenigftens erklären: 
in einem alle, wo, wie bie Regierung felbft jagt, Europäiſche Berwidelungen 
vorliegen, da follte man nur vorgehen auf Grund ganz unzweifelhafter Rechts 
titel, und leineswegs mit ſolchen Alternativen, wie fie bie Regierung aufftellt, 
burch welche fie bald die Eriftenz bes Londoner Vertrags, balb die Eriftenz ber 
Berabriedungen von 1851 und 1852, bald, glaube ich, den Frieden von 1850 in 
Frage ftellt oder anerlennt, wo fie nichts Sicheres mehr bat, als den Borbebali 
ihrer ſpäteren befiebigen Entſcheidungen. Einer folden Politik nachzugeben, das 
würde einer Yanbesvertretung unwürdig fein. Es würbe ſich nicht paffen für die 
Vertreter eines Volkes, welches immer geneigt geweſen ift, für wirklich nationale 
Zwecke bie größten Opfer zu bringen, bie überhaupt von einem Volle verlangt 
werden können, von einem Volle, welches gegenwärtig reif und mündig geworden 
tft, um feine Mittel nicht nutzlos vergeuden zu lafjen im SGuterefie 
der Zyrannei! 


Antwort Bismarcks. Politik und Partei. 


Ich glaube, der Herr Vorredner wird mich nicht eineß ganz um- 
gereöjten orwurfs zeihen, wenn ich behaupte, daß er in Yyällen, wo die 

eußerungen der Redner, die vor ihm gefprochen haben, ſich in ihrer ur⸗ 
— Geſtalt nicht für den Zweck eignen, ihnen mitunter Präparate 
ubftituirt, an denen fich die Kritik mit mehr Wit und Behagen üben läßt. 
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Ich will mich getreu meiner vorher ausgeſprochenen Abficht nur auf that⸗ 
fachliche Derihtigungen befchränfen und dazu einzelne Aeußerungen re= 
ediren. 
Der Herr Vorredner hat mich dahin verſtanden oder dahin verſtehen 
. wollen, daß ich hier in meiner Aeußerung, oder ich weiß nicht, ob in der 
verlefenen PBidge — die Abmachung von 1852 als unmöglich bezeichnet 
bätte, und dag ich mich — wenn ich mich bei der Länge der Zeit, die 
jeitdem verfloffen ift, noch genau feiner Worte erinnere — hierzu durch 
die Redner des Hauſes hätte überreden laſſen. Ich habe vorhin die Zu- 
fände, wie fie von 1852 bis zum vorigen Jahre in Dänemark beftanden 
baben, als unmöglich und ihre Wiederkehr als unzuläffig bezeichnet. 
Sollten die Stipulationen, die während diefer Zuftände unerfitllt geblieben 
waren, unausführbar befunden werden, jo wäre e8 zunächſt Dänemarks Sache, 
das geltend zu machen, vorzufchlagen, was fich dem fubftituiren [ieße, und 
dazu die Einwilligung der anderen Kontrahenten zu erlangen. Der Herr 
Vorredner hat ferner geäußert, er wüßte nicht, wie die Berabrebungen von 
1852 noch dazu dienen jollten, eine Inkorporation zu verhitten, da dieje In⸗ 
torporation Schleswigs bereitö erfolgt wäre. Es ift das vollkommen richtig; 
wobl aber können dieje Verabredungen von 1852 al3 eine Europäilch aner- 
lannte Baſis dienen, um gegen dieſe Inkorporation einzufchreiten, und es ift 
fo wenig ‘Meinungsverfchiedenheit zwiſchen der Königlichen Regierung und 
dem Herrn Borredner, daß mir im Öegentheil, weil wir die Intorporation 
ald vollzogen betrachten, einfchreiten wollen, um fie außer Kraft zu fegen. 
Was ferner meine Schlußäußerung in der Kommilfion betrifft über 
verfafjungsmäßige und nichtverfaffungsmäßige Wege, fo bat mir der Herr 
Borredner das Peugmf eines ſehr guten Gehörs gegeben; ich glaube da⸗ 
neben auch ein fehr gutes Gedächtniß zu befigen und mich der Worte, 
die ich geäußert habe, fehr genau zu erinnern. Sie können auch einen 
anderen Sinn nicht gehabt haben, als den, den ich ihnen vorher lieh. 
Es ift mir fern gemefen, meine Yeußerungen ändern zu wollen, die ich 
damals gethan habe. Ich erinnere nur daran, daß ich meine Wünſche 
in Bezug auf Ihre Beichlüffe in Verbindung mit dem Vertrauen ausſprach, 
welches ich zu Ihnen zu haben erklärte, und das Vertrauen nur dahin 
gerichtet fein könnte, Sie würden ung eben die Mittel verfafjungsmäßi 
zugänglid”) machen und fie bemilligen. Es ift da8 nicht fehr wefentlid 
zur Sache, aber ich halte doch darauf, daß ich nicht hingeftellt werde mie 
Jemand, der irrthümlich oder abfichtlich etwas mit den Thatjachen nicht 
Uebereinftimmendes geäußert habe. . 
Der Herr Borredner, wenn ich ihm im derfelben bunten Reihenfolge, 
die er beobachtet hat, folgen darf, fam daraus auf den Umitand, daß ich 
meine politilche Stellung jeit meinem Eintritt in das Miniſterium weſentlich 
geändert, daß ich fie, um mich trivial außzudrüden, nach recht binliber- 
erüdt babe. Wenn da8 in dem Sinne zuträfe, und wenn ich bei feiner 
uffaffung des „Böſen,“ dem ich verfallen wäre, ftehen bleibe, jo glaube 
ih, ihm meine Gedanken von feinem Standpunfte aus mundrecht zu machen, 
wenn ich jage, ich habe nad) dem Sage gehandelt: flectere si nequeo 
superos, Acheronta movebo. Ich habe, als ich herfam, allerdings 
die Hoffnung gehegt, daß ich noch bei anderen als bei mir die 
Neigung finden könnte, den Barteiftandpunft unter Umftänden 
dem allgemeinen vaterländifchen Intereſſe zu opfern. Sch will 
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nicht näher hervorheben, um Niemand zu verlegen, in wieweit und bei 
wem ich mich darin getäufcht habe; getäufcht aber habe ich mich und 
natürlih wirkt das auf meine politifhe Stellung und Be 
ziehbungen ein. 

Der Herr Borredner kam dann auf die Frage eines Kongrefieß md 
fchien daber vorauszufegen, daß wir, die wir am Bunde uns nicht wollen 
majorifiren laflen, und im Kongreß majorifiren zu laflen bereit wären. 
Ich bemerke dabei von: zünftigen Standpunkte aus, daß auf Kongrefien 
nicht majorifirt zu werden pflegt, fondern fie haben die Einſtimmigleit 
der Erfchtenenen zum —ã oder gar keins. Wie der Herr Vorredner 
darin eine Ungeheuerlichkeit erſehen kaun, daß nach einem etwaigen Kriege, 
deſſen Möglichkeit ja doch nicht geleugnet werden kann, ein Kongreß folgen 
ſollte, das ift mir unbegreiflich —*8* Es iſt das faſt die Regel, daß 
nah einem Kriege Kongreſſe folgen, wo man ſich über die Friedens⸗ 
bedingungen verftändigt. Dieſe Bedingungen hängen wefentlich davon ab, 
wer Sieger im Kriege geweien if. Wenn man die Kriege nicht verewigen 
will, jo muß man doch zu einer Berftändigung kommen. 

Der Herr Borredner hat ferner von Ruſſiſchen Anfprüchen geſprochen. 
Ich habe nicht genau verftanden, ob auf die Däniſche Monarchie oder einzelne 
Theile der Herzogthlimer; auf die Dänifche Monarchie, glaube ich, daß 
Auffifche Anſpruche weder erhoben werden können, noch nach dem dortigen 
Erbrecht erhoben find; was dagegen die Anſprüche auf die Herzogthümer 
betrifft, jo habe ich feinen Beruf, mich iiber ihre Anerkennung aus k; en 
oder dieſe Frage irgendwie zu präjudiciren. Wenn jedoch der dem Vor⸗ 
redner fie ſchlechthin als eine Lüge bezeichnet, fo muß ich ihm erwidern, 
daß diefe Füge von ziemlich vielen Leuten geglaubt wird bis zu dieſem 
Augenblid. 

Der Herr Borredner bat und dann vorgeworfen, warum wir nicht 
an eine Standinaviiche Union gedacht hätten, warum mir dort nicht einen 
Bundesgenoffen geſucht hätten, und hat demnächft die Befigfrage der Herzog⸗ 
thümer aus dem Bebürfnigftandpunft für Dänemark erörtert. Wir find 
nie zur Erwägung dieſer Bedürinißfrage gelangt, denn ich kann dem 
Herrn Vorredner verfihern, daß der Sepante an eine Skandinaviſche 
Union in Schweden vielleicht bei einer gemillen Anzahl von Profefioren 
und anderen Gelehrten fehr lebendig fein mag, daß aber die Schwediſche 
Regierung ihm biöher nicht geneigt iſt, und ich glaube, Niemand, der 
ihr die Fropofition machen wollte, fi Dänemark zu anneftiren, würde 
an ihr einen Bundesgenofien finden, der bereit wäre, für diefen Zweck 
erheblihe Opfer an Geld und Menfchen zu bringen. 


Diefe Anſchauung kann vielleicht in den Intereflen einzelner Parteien 
begründet fein, fie kann audy den Grund haben, daß eine Schwediſche 
Politit nicht wünjdht, die Vortheile der faft infularen Page der jekigen 
eigentlihen Skandinaviſchen Yalbinfel dadurd zu verlieren, daß fie 
tontinentale Befigungen als Angriff8-Objelte für andere Mächte er⸗ 
wirbt. Kurz und gut, ich will nur die Thatſache feftftellen, dag dieſe 
Chance nicht jo bereit am Wege liegt, wie der Herr Vorredner eß anzu- 
nehmen ſchien. 
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Weitere Aeußerung Bismarcks auf eine Rede des Ab⸗ 
geordneten Schultze⸗Delitzſch. 


(Deutihe und Preußiſche Politik; die Meber- 
griffe des Abgeordnetenhaufed; der Preußiſche 
Volksgeiſt und die Monardie; der rocher de 
bronce.) | 


Der Herr Borredner bat und vorgeworfen, und dad Minifterium 
feinem Bedürfniß nad) mit den Aeußerungen anderer Redner dahin iden- 
tifizirt: wir wollten von Deutfchland nichts willen. Es muß ein eigen» 
tbümliher Zauber in diefem Worte Deutſch liegen. Man fieht, daß 
Jeder das Wort für fi) zu gewinnen fucht, und Jeder das „Deutſch“ 
nennt, was ihm nüßt, was feinem Parteiftandpunfte VBortheil bringt, und 
damit nach Bedürfniß wechſelt. So kommt ed, das man in manchen 
—* es Deutſch nennt, gegen den Bund ſich aufzulehnen, in anderen 
eiten, das für Deutſch gilt, für den fortſchrittlich gewordenen Bund 
Partei zu nehmen. So kann es leicht geſchehen, daß uns vorgeworſen 
wird, daß wir von Deutſchland nichts wiſſen wollen aus Privatintereſſen. 
Ich kann dieſen Vorwurf Ihnen mit vollem Rechte zurückgeben. Sie 
wollen von Preußen nichts wiſſen, weil es Ihrem Parteiſtandpunkte, 
Ihrem Parteiintereſſe nicht konvenirt, weil es Ihnen konvenirt, Preußen 
entweder nicht oder als Domaine des Nationalvereins beſtehen zu laſſen. 


Der Herr Vorredner hat ferner einen Geſichtspunkt aufgeſtellt, der 
mir und jedem aufmerkſamen Leſer der Geſchichte der letzten 15 Jahre 
vollftändig neu fein muß, er bat gejagt, daß die Heinen Staaten, aljo 
auch ein neu zu fchaffender Mittelftaat, zur Erhaltung in diefer Selbft- 
fändigkeit fih an Preußen anlehnen. Die Gefchichte der legten 15 Jahre 
lehrt das Gegentheil, die Fleineren Staaten, außgehend von der Bregenzer 
Koalition, haben fi) an Defterreich angelehnt und haben vielleicht aus 
geographijchen, vielleiht auß Gründen, die fie der Preußiſchen Politik 
entnahmen, weil fie im Jahre 1849 ihre Selbftftändigfeit mehr durd 
Preußen, als durch Defterreich gefährdet gejehen, um bdiefe Selbftftän« 
digfeit zu ſchützen, ſich an Defterreich angelehnt. Gegen dieje durch die 
natihlice Deforgniß der Kleinftaaten für ihre Souveränetät bervorges 
brachte Stellung haben wir 12 Jahre lang am Bunde zu kämpfen gehabt, 
ih habe lange genug an diefen Kämpfen perfönlich Theil genommen, um 
die nachtheiligen Wirkungen derfelben für Preußen nad Gebühr würdigen 
zu können. Wenn der Herr Vorredner eine Politik, die zur Löſung diejer 
Koalition führt, die dazu führt, die Deutſche — nicht Einheit, jondern 
— Einigleit auf die einzige mögliche Baſis, auf die Einigkeit der beiden 
Örogmächte zu ftellen, wenn er das mit der Gefchichte der kaudinifchen 
Paſſe vergleicht, fo ift das eben eine rhetorijche Floskel, bei deren Wider: 
legung ich mich nicht weiter aufhalten kann. Gerade die Regierungen, 
meine Herren, die wir in dem alle waren, zu ftügen — find demnächſt 
als unfere jchärfften Gegner aufgetreten, und wenn Sie fi einen neuen 
Schleswig. Holfteinifchen Staat denken, jo würde der uns menig helfen 
lönnen, aber auf unfere Unterftügung würde er fehr angewiefen jein, er 
würde neben fich ein verftünmeltes, gereiztes, Dänifches Land haben, 


202 
18 64. 


vielleicht felbftftändig, vielleicht angelehnt an Schweden, welches ſich zu 
Deutjhland und zu diefem neuen fouverainen Staat etwa im derjelben 
Stellung befinden würde, in der ein wiederhergeftelltes Polen ſich Preußen 
egenliber befinden würde, e8 würde auf das Bedürfniß angewieſen fein, 
Feine Nachbar — und alſo bier Deutfchland — in jeder Verlegenheit 
anzugreifen, um wieder zu dem zu kommen, was es als das Seinige er⸗ 
achtet. Es iſt meiner Meinung nach unſere Aufgabe, mit den flandine- 
viſchen Staaten in friedlichen und freundnachbarliden Berhältnifien zu 
leben; wie dieje Aufgabe zu erreichen fei, ob fie überhaupt zu erreichen 
fei oder ob nicht, ob man fih mit dem guten Willen bejcheiden mülle, 
da8 hängt von der Zufunft ab. 

Die Rede des Herrn Antragftellers und die Folgerungen, die er aus 
der Tage der Sache gezogen hat, nöthigen mich doch in die Diskuffion 
weiter zurlidzugreifen, als es meine Abfiht war, felbit auf die Gefahr 
bin, daR fih dadurch Ihre Diskuffion wieder eröffnen follte. Wir können 
nach diefer Rede wohl mit Sicherheit annehmen — wir find gewohnt, 
den Herrn als Nepräfentanten der Dajorität zu betrachten — daß Sie 
die Anleihe ablehnen, die Refolution annehmen werden, und daß ich mid 
in dem Bertrauen, das ich wiederholt auf Sie gefegt und ausgeſprochen 
babe, vollftändig getäufcht habe. 

Das Hauptmotiv, weshalb Sie fie ablehnen werden, ift der Mangel 
an Bertrauen zu dem jegigen Minifterium, darin Tonzentrirt ſich Alles, 
das ift der Brennpunkt Ihrer ganzen Argumentation. Ich babe mid 
deshalb gefragt: Was müßten wir — was müßte ein Preußiſches 
Minifterium thun, um Ihr Vertrauen zu erwerben? Es müßte 
fih von der Preußifhen Verfaſſung lo3fagen, e8 müßte ſich 
von Preußen? ZJraditionen, von Breußenß Geſchichte, von 
Preugifhem Volksgefühl vnollftändig losſagen, es müßte fid 
von der Berfafjung lo8fagen, indem es die Hand dazu böte, 
die Alleinherrichaft dieſes Haufes in Preußen berzuftellen, 
indem es die Hand dazu bietet, der Fortdauer der Auflehnung 
der Krone gegen die Herrjchaft diefes Haufes den Boden zu 
entziehen, durch Verweigerung feiner Kontrafignatur. 

Sie haben fi in dem vorliegenden Bericht, meine Herren, mit 
einer Deutlichkeit darüber außgeiprochen, daß ich glaube, Sie werden heute 
nicht mehr in der Tage fein, einer Aeußerung gegenüber, die ich etwa vor 
einem Jahre an diefer Stelle gethan babe, nämlich, daß es ſich hier 
um einen Kampf handelt über die Herrfhaft Preußens zwiſchen 
dem Haufe der Hohenzollern und dem Hauje der Abgeord— 
neten, — eine Yeußerung, die damals mit einem Rufe des Staunens, 
der mißbilligenden Kritit empfangen wurde — ich glaube, Ste werden 
eute diefen Ausdrud, diefe zuißbilligung nicht mehr außfprechen fünnen, 
ondern fich offen zu Ihren Thaten befennen. 

ch gehe, um meine Behauptungen zu belegen, einige Stellen Ihret 
Berichte Durch, da ich wohl annehmen darf, dag Sie mit der Annahme 
des Antrages auch den Bericht Ihrer Kommiſſion ſich aneignen werden. 
Nah der Berfaffung ſteht Sr. Majeftät dem Könige das Recht über 
Krieg und Frieden zu, fteht Sr. Majeftät dem Keömige das Recht zu, 
feine Minifter zu wählen, fowie die ganze Erelutivgewalt zu. Wie feffen 
Sie diefe Beftimmungen nun auf? Sie fagen auf ©. 5., es liege Ihnen 
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die Beforgnig nahe, daß die Richtung der Regierung den in der Nefolution 
vom 2. Dezember außgefprochenen Intentionen des Abgeordnetenhaufes zu= 
miderlaufen könne. Das darf alfo nach Ihrer Meinung nicht fen, das 
darf fih die Krone nicht erlauben, daß fie eigne Intentionen hat in Be- 
zug auf auswärtige Politik, die den Ihrigen zumiderlaufen. 

Seite 6. verlangen Sie — ich citire Alles wörtlich aus dem Bericht, 
wie e8 bier ſteht — Seite 6. verlangen Ste, daß die Regierung des 
Kömgs nicht blos den Willen habe, da8 Recht und die Ehre des Landes 
ie hüten, fondern auch die Maßregeln, welche im gegebenen Falle zur 
öfung diefer Aufgabe erforderlich find, der Ermägung des Abgeordneten- 
hauſes ent|prechend auswähle. Hier trifft alfo der Eingriff in die Erefutive 
nicht nur Ihre Gefammtrichtung, fondern auch die Details, in den einzelnen 
Maßregeln. Sie fegen fi) ein, meine Herren, als den Ddiplomatijchen 
Hof> Kriegsrath, von deſſen Zuftimmung die Altion der Krone abhängt, 
deffen Genehmigung die Regierung felbft für die einzelnen Maßregeln in 
jedem gegebenen Yalle nothwendig bedarf, wenn fie Dandeln will. 

Geite 7. machen Sie das Recht der Krone über Krieg und Frieden 
in dürren Worten von Ihrem Votum abhängig; die Argumentation, wie 
Cie dazu fommen, kann Jeder felbft nachlejen. 


Seite 8. ſprechen Sie den Entſchluß aus, die Regierung zur Aktion 
zu veranlaflen. Das überfchreitet an fi) Ihren verfaſſungsmäßigen Beruf. 
Aber Sie fügen ausdrüdlich nad Ihrem Ermeſſen hinzu: zu einer Aktion 
niht nad dem Ermefjen der Erefutivgewalt, fondern ausdrüdlich zu 
einer von Ihnen beftimmten Aktion, deren Ziele Har von Ihnen vorge 
ſchrieben werden. Nun, wenn es irgend einen Anſpruch giebt, der Krone die 
ihr verfafjungsmäßig zuftehenden Rechte der Exekutive aus den Händen zu 
winden, jo h er in diefen Worten jo klar auögefprochen, wie e8 irgend ſein 
fann. Sie verlangen dieſe Aktion im wohlverftandenen Intereſſe Preußens, 
Deutfhlands und der Herzogthümer — ich fchalte in Parenthefe ein, wie 
wir doch fo meit gelommen find, daß Niemand mehr ehrlich zu jagen 
wagt, er handle im Preußifchen Intereſſe, er handle als Breufe: man 
getraut ſich kaum auf diefer Seite das Wort „Preußiſch“ auszujprechen, 
ohne fofort die Erläuterung dazu zu geben, „natürlih im Sinne des 
Fee Interefjes, der Rechte Deutſchlands, der Rechte der Herzog- 

ümer.“ 

Letztere dürfen nicht fehlen, ein offenes Bekenntniß zu Preu— 
ßiſchem Intereſſe, zu Preußiſcher Nationalität ift auf Ihrer 
Seite nicht zu finden. Alfo „im mwohlverftandenen Intereſſe!“ Wohl 
verftanden iſt natürlich nur dasjenige Intereſſe, welches Sie als folches 
verftehen. Sie entſcheiden aljo auch hier wieder über die Richtung, die 
die Krone innerhalb des ihr verfaffungsmäßig rejerpirten Gebietes eins 
ſchlagen ſoll. 

Sie fordern auf S. 15., daß der König auf ihr Geheiß einen Er⸗ 
oberungskrieg führe, um Schleswig für den Berzog von Auguftenburg zu 
gewinnen. dhit einem Worte, meine Herren, wenn man ihr Ber- 
tranen erwerben foll, fo muß man fih Ihnen in einer Weije 
bingeben, mie es für die Minifter des Königs von Preußen 
nicht möglich if. Wir würden dann nit Königliche Minifter, 
wir würden PBarlamentd-Minifter, wir würden Ihre Minifter 
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jein, und dazu, das hoffe ih zu Gott, werden wir nidt 
ommen. 

Db die Minifter das Vertrauen des Königs haben, iſt Ihnen voll 
ftändig gteihgkitig. Der König würde danach eine Perfönlichkeit fein, 
die weniger Einfluß auf die Gejchäfte Preußens hätte, ale, ich will nit 
fagen, jedes einzelne Mitglied dieſes Haufes, aber etwa jeder Fractions⸗ 
führer, mit dem man fapituliren muß, wenn man ihn gewinnen mil); 
aber tiber die Rechte des Könige könnte man ftetS einfach zur Tages- 
Ordnung übergehen. Und doch neben Alle dem find die Beitimmungen 
in der Berfaffung volftändig Har, daß der König über Krieg und Frieden 
beftimmt, daß der König die Miniſter wählt. 

Der Herr Vorredner will die Dermittelung zwiſchen feinem und 
meinem Standpunkte dadurch herbeiführen, daß eine indirekte, eine konſti⸗ 
tutionelle Nöthigung ftattfinde. Er hat daB ganze Syſtem, wie das Kom 
miffionsgutachten entwidelt, und wie er e8 emitt, als eine indirelte 
Nöthigung betrachtet, fommt dabei aber zu dem, wie mir fcheint, ganz 
logiſchen Schluß, die mir in den Mund gelegte Aeußerung, „man würde 
das Geld nehmen, wo man es finde,“ auch für eine folche fonftitutionelle 
Nöthigung, für eine Fonftitutionelle Konfequenz zu halten. 

Meine Herren! So konftitutionell, wie ihr Verhalten ift, wäre dieſe 
Theorie auch, und da hätten wir uns gegenfeitig nichts vorzuwerfen. Ich 
De gefagt, Sie widerfprehen durch Ihr Verhalten nicht nur der Ber 
aflung, —* auch den Traditionen und der Geſchichte, Sie wider⸗ 
ſprechen dem Bollsgeift Preußens. Der Bollageift Preußens 
ift dur und durch monarchiſch, Gott fei Dank! und dabei wird es 
auch trog Ihrer Aufflärung, die ih Verwirrung der Begriffe nenne, 
bleiben. Sie widerfprehen den ruhmvollen Traditionen unfrer 
Bergangenbeit, indem Sie die Stellung, die Großmachts⸗ 
ftellung Preußens, welche durch ſchwere Opfer an Gut und 
Blut des Volkes erfämpft wurde, desavoniren und damit der 

lorreihen Vergangenheit des Landes, indem Sie in einer 
ahtfrage zwifchen der Demokratie und den kleinen Staaten 
auf der einen und dem Preußifhen Thron auf der andern 
Seite, für die erfigenannte Seite Partei nehmen. Indem Sk 
auf diefe Weile dahin ftreben, Preußen unter eine Bundesmajorität zu 
mediatifiren, tbun Sie, was Sie uns toto die vorwerfen. Sie fegen 
den Barteiftandpunft Über die Intereſſen des Landes; Ex 
fagen: „Preußen mag beftehen, wie wir e8 wollen, oder wenn micht, fo 
mag es zu Grunde gehen. Sie fühlen — und gerade diefe Refolution 
beweift e8 mir mehr als jedes Andere, fie fühlen und denten nicht, wie 
das Preußifche Voll, Deshalb nur konnten Sie gewiſſe Borausfegun 
über die Stimmung des Preußifchen Heeres ausfprechen, die es in dicken 
oder jenem alle mit nach Haufe bringen würde. Das zeigt, wie Sie 
dem eigentlichen Volke fern ftehen, und wie Sie ſich eingelebt haben in 
. Koterien der Ihnen Gleichgejinnten, wie Sie durch eine von Ihnen ab- 
bängige Prefie fich täufchen lafien über den wahren Sachverhalt. Sie 
fommen mir vor, wie Archimedes mit feinem Zirkel, der es nicht merfte, 
daß die Stadt erobert war. 

Meine Herren! Fühlte das Preußifhe Boll, wie Sie, jo 

müßte man einfadh fagen, der Preußiſche Staat habe ji 
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überlebt und die Zeit fei gelommen, wo er anderen bifto- 
rifhen Gebilden Play zu mahen habe. So meit find wir aber 
noch micht. Ich erinnere Ste an eine Anekdote, die in früheren Zeiten 
bei der Grundfteuerverhandlung in diefen Räumen häufig citirt wurde. 
Es if das Schreiben König Friedrich Wilhelms I. an ein Mitglied der 
Oftpreugifchen Stände bei Einführung der Brundfteuer; er fagt darin, 
wenn ich mich der Worte richtig erinnere: 

„Was ich ruinire, das ift dad nie pozwalam der Junker; Ich 

etablire die souverainetö comme un rocher de bronce.“ 


Meine Herren! Der rocher de bronce ftebt noch heute 
fe; er bildet das Fundament der Preußifhen Geſchichte, 
de8 Breußifhen Ruhms, der Preußifhen Großmacht und des 
verfaffungsmäßigen Königthums. Diefe ebernen Felfen 
werden Sie nicht zu erfhüttern vermögen durh Ihren Na— 
tionalverein, durch Ihre Refolution und durch Ihr liberum 
eto! 


Weitere Aeußerung Bidömardd, — nah einer Rebe 
des Strafen von Schwerin. 


Die Aeußerungen des Herrn Vorredners nöthigen mich zu einigen 
Emiderungen und Berichtigungen. 

Derfelbe bat verfchiedene Behauptungen aufgeftellt, die ich meinerſeits 
gar nicht beftritten habe und andere beftritten, die ich nicht aufgeftellt habe. 

Wenn er zunörderft davon ausging, daß er ein guter Preuße fei und ihm 
dies Zeugniß von Niemand verweigert werden würde, fo flimme ich damit 
vollfländig überein; ich gehe noch weiter, ich halte ihn in feinem Herzen 
foger für einen monardifhen Preußen, (Bewegung und Heiterkeit.) aber 
man kann doc) von ihm feinem Könige gegenüber jagen, was Göthe vom 
Dr. Fauft dem Könige der Könige egenliber efagt werben läßt: „fürs 
wahr er dient Euch, auf befondere Were,“ deshalb glaube ich auch, daß 
es mit der Partei, die der Herr Abgeordnete vertritt, ein Ende nehmen 
wird und zum Theil ſchon genommen bat, wie mit dem Dr. Fauft, im 
eriten Theil nämlich; ob dem erften Xheil auch noch der zweite Theil 
nad Analogie des Fauſt folgen werde, muß die Zukunft lehren. Gewiß 
ft, daß die Zahl diefer „guten Preußen“ fih von Tag zu Tag ver- 
mindert. Wo ift die Majorität geblieben, an deren Spite fi der Herr 
Redner felbft ala Miniſter befand? Ich habe fchon früher gelagt, mwäre 
dieje Partei ſtärker, als fie es leider iſt, fo Liege ſich mit ihr rechten 
und reden. 

Zu den Behauptungen, die der Herr Redner beftritten, ohne daß ich 
fie aufgeftellt hatte, gehört diejenige, dag Preußen von Deutfchland ges 
Ihieden werden müſſe. Deine Herren! Das ift ja ſchon geographiſch un⸗ 
— — , ein Blick auf die Karte lehrt das ſchon; Es fragt id in Deutjch- 
land mr, wer foll führen? — oder wie der Herr Vorredner ſich aus⸗ 

dt bat, „wer jo im Andern aufgehen?“ Wenn aber die beiden 

ßmächte einig find, wie in diefem all, fo glaube ich, daß, fo lange 
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die jetzige politifche Geftaltung in Deutfchland befteht, ihnen diefe Füh— 
rung unftreitig gebührt. Es handelt fih nur darum, Har zu ftellen, wo 
und wer ift „Deutichland“ — und was denft man fi unter Deutſchen 
Intereſſen? Diefe Trage kann in Betreff der politifchen JIntereſſen jo 
vielfach beantwortet werden, wie e8 in dem Arndtichen Liede in Bezug 
auf die geographiichen Verhältniſſe gejchieht. Ich bin ferner mit dem 
Herrn Redner darin ganz einig, daß wir und nicht an einem Abgrımde 
befinden, wenn die Verfaſſung beobachtet wird, fobald fie eben nur all» 
ſeitig beobachtet wird, jobald fie auch von der anderen Geite beobadhtet 
wird, ſobald man nicht danach trachtet, ihr eine Auslegung zu geben, die 
fie, ihrem klaren Sinne nad, nit hat, und die mit der Preußischen, 
bei ung publizirten Berfaffung nicht vereinbar if, und daß diefes von 
Ihnen nicht gefchieht, das ift es, was ich vorhin behauptet habe. Sn 
Bezug auf die geftern von mir auß einer Depeſche gemachte Mittheilung 
bemerfe ich, dab ih darin nicht ein Programm aufgeftellt, Durch welches 
die Erbfrage abjolut präjudizirt worden wäre; ich habe gefagt, wenn die 
Löſung beriefben, welche von der Bundesmajorität erftrebt wird, fich nicht 
als möglich ermeilt, fo ſei es nothmwendig, eine andere Löſung ins Auge 
zu faflen, jedenfall® aber den zwölf Jahre lang beftehenden Zuftand 
nicht wieder auflommen zu laſſen. 

Der Herr Vorredner hat aus einem Worte, welches ich in der Kom⸗ 
miffion gejagt habe, gefolgert, daß die Mittel- und Slein-Staaten e8 
fi gefagt jein lafien würden, daß es Feine Deutichen Intereſſen gäbe 
und daß fie in Folge defien nur ihre eigenen zu Rathe ziehen würden 
und daß diefe eigenen Intereſſen fie auch zur Anlehnung an das Ausland 
beftimmen könnten. Meine Herren! Wenn der legte Fall einträte, io 
werden wir auch vielleicht wieder erleben, was mir ſchon erlebt haben; 
jeder Staat folgt ſchließlich ſeinen Intereffen. Gehen Sie auf die Ge- 
ſchichte zurück, ſo werden Sie finden, dag mein Wort vollfommen richtig 
it, fo unmwilltommen es Ihrem Ohr auch Mingen mag; es gilt von allen 
Regierungen, was einer ihrer Souveräne mir einft felbft fagte: „Kommt 
es zum Heußerften, fo ift mir das Hemd näher als der Rock.“ Nur 
glaube Ich in der That nicht, Daß die dauernden Intereſſen diefe Staaten 
nöthigen, fih an das Ausland anzulehnen, jondern daß ihnen ihre dau- 
ernden Intereſſen empfehlen, fi an die beiden Deutichen Großmächte an⸗ 
zufchließen. Ich kann nur wünſchen, daß fie dieſes Intereſſe deutlicher 
und flarer erfennen, als es neulich in einer fchriftlichen Aeußerung eines 
fürſtlichen Mitgliedes der Fortfchrittspartei in einem nach Wien 
gerichteten Briefe geſchehen ift. 

Sch muß dem Ber Borredner ferner darin widerfprechen, ala hätte ich 
behauptet, daß das Hecht allein bei den Bajonetten liege. Ich habe mur 
behauptet, das Recht ließe ſich in Europäifchen Streitigkeiten, wo eim 
fompetenter Gerichtöhof nicht befteht, nur dur die Bajonette geltend 
machen. Wenn ic mich recht erinnere, jo knupften fich meine Worte 
daran, daß der abweſende Heferent den gleichfalls abweſenden Pernice 
vorwarf, daß feine Anfichten Winkelauffafjungen feien, und ich bemerfte 
daranf, daß bei dem Mangel eines —*23 in Europa Winkelan⸗ 
fihten, wenn es ihnen gelinge, die ‘Mehrheit der Bajonette zu gewinne, 
die Eigenfchaft hätten, daß fie mitunter flegreich blieben. 
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Der Herr Borredner hat ferner ald Motiv unferer Handlungsmeife 
die Furcht vor der Demokratie und Furcht vor dem Auslande der Re⸗ 
gierung untergeſchoben. Ich glaube, der Herr Nedner kennt mich lange 
genug, um zu willen, daß ich Furcht vor der Demokratie nicht 
fenne. Hätte ich diefe, jo fände ıch nicht an diefem Plate oder 
würde das Spiel verloren geben. (Große Bewegung. Rufe: „Ein 
Spiel! Ein Spiel!) — Ich {af mid auf Worte nicht ein; rechten Sie 
nicht über Ausdrücke, rechten Sie über die Sache! — Ich fürdte 
diefen Gegner nicht, ich hoffe ficher ihn zu befiegen; ich glaube, 
das Gefühl, dag es fo fommen werde, ift Ihnen nicht mehr 
ganz fern. 

Was Dagegen die Furt vor dem Ausland betrifft, fo beftreite 
ih die Richtigfeit des Yusdrudes. Man kann Borfiht Furt, man 
fann Muth Teichtfertigkfeit nennen. Der Muth nimmt meines 
Erachtens diefen Charakter an, menn man einer Regierung, die für das 
Schickſal eines großen Landes verantwortlich ift, zumuthet, wie mir daß 
in der Kommiffion von Seiten des Herrn Referenten gejchehen ift, auch 
egen die erdrüdendite Uebermacht, die fih von Haufe aus herausftellt, 
Brenfen zu den Waffen greifen zu lafien. Meine Herren! Das kann eine 
Regierung nicht, das kann der Einzelne, der entfchloflen ift, feine Perſon 
daranzufegen. Eine Regierug hat nit das Recht, das Land, 
deffen Schidfal ihm anvertraut ift, gegen eine von Haufe aus 
erdrüädende Uebermadt ohne Noth ins Feld zu führen, womit 
ich keineswegs gejagt haben will, daß in dem jegt vorliegenden 
solle un? eine ide erdrüdende Uebermacht gegenüberjtände. 
3b halte überhaupt nod heute wie in der Kommiffion die 
Bolitil der freien Hand, des Gewahrtfeing jedes Standpunkts 
Ihnen gegenüber aufredt. 


22. Sanuar. Ablehnung der Anleihe mit 275 gegen 
51 Stimmen. 
Annahme einer Rejolution nad dem Antrage von 
Schultze-Delitzſch. 


„In Erwägung, daß Preußen gemeinſam mit Oeſterreich am Bunde erklärt, 
e8 werbe fich dem Bunbesbefchluffe vom 14. d. wiberjegen, bie Schleswig - Hol- 
ſteinſche Sache in die eigene Hanb nehmen und bie Beſetzung Schleswigs ale 
enropãiſche Großmacht ausführen; in Erwägung, daß Preußen bamit von Deutſch⸗ 
lanb abfällt und feine Großmachtſtellung mißbraucht, in Erwägung, daß biefe 
preußijch - öfterreihiiche Politit fein anderes Ergebniß haben fann, als 
die Herzogthlimer abermals Dänemark zu Überliefern; in Erwägung, 
daß tie angebrohte Vergewaltigung den wohlberehtigten Wiberftand der 
übrigen beutfhen Staaten und damit ben Bürgerkrieg in Deutfd- 
land herausforbert, — erflärt das Haus ber Abgeordneten, baß 
es mit allen ibm zu Gebote ſtehenden gefeglihden Mitteln diejer 
Bolitid entgegentreten werbe.” 
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25. Ber Ausgang der Sandtagsfeffion. 


11.— 13. Januar. Berhandlungen über dad Militär: 
budget. 
Die Kommilfion hat die Streihung der Koften für die 
Reorganifation vorgeſchlagen. 
Aus der Rebe des Kriegs- Minifters von Roon. 


Meine Herren! Ich glaube nicht einen Gemeinplatz auszufprechen,, wenn 
ih bei biefer Gelegenheit fage: Die Selbfterbaltung ift oberfies Natur⸗ 
efeß für die Individuen, in Bezug auf den Staat aber eine fittliche Pflicht, eine 
Aktliche Pflicht für Alle, die um des Staates willen zu wirlen berufen find. Die 
Ausführung von Beichlüffen, welche biefer Pflicht entgegenlaufen, ift nach meiner 
Meinung daber vollftändig unausführbar. Sie machen ber Regierung ber 
Vorwurf, daß fie die Reorganifation aufrecht erhalte, ungeachtet Ihrer Beſchlüſſe. 
Sie fordern Gehorfam für diefelben in einem Augenblide, wo nicht blos die 
Segnungen diefer neuen Heeres-Reorganijation zum erften Male 
in größerem Maßftabe zur Geltung fommen, fonbern auch in einem 
Augenblide, wo für Preußen die Entwidelung großartiger Mili— 
tairlräfte eine Rotbwendigkeit geworben iſt; in einem Augenblide, 
wo Sie von ber Regierung Schritte verlangen, die das Baterlant 
mit allen großen militairifhen Mächten Europas in ernfte Kon- 
flifte zu verwideln drohen. — Sie wollen, ober Sie ſcheinen zu wollen, 
Daß die Regierung riidgängig made, was durch bie fogenannte Reorganifatien 
gefördert iſt. Der Bericht kommt mehrfach auf diefen Punkt zuräd. 

Es beißt auf S. 4: es feien die Koften ausdrücklich abgelehnt worben, 
dennoch fei die Reorganifation ferner aufrecht erhalten. Wenn darin ber Wunſch 
ausgebrüdt wird, daß die Reorganifation rüdgängig gemadt werben foll, wie ich 
nicht zweifle, fo bin ich zu ber Frage berechtigt: enn bie Regierung ſolchem 
Beichluffe Folge gäbe, würden Sie damit übereinftimmen? Ich bin der Anficht, 
wenn bie Regierung e8 thäte, fo würde fie des ſchwerſten Vergebene gegen bie 
Sicherheit des Landes ſich ſchuldig machen. Sie wiffen dies recht gut, ebenjogut 
wie bie Regierung, aber Sie bringen darauf durd ihre VBefchlüffe, meinent, 
baß bie Ihnen mißliebige Regierung dadurch geftürzt werben müſſe; Sie flellen 
bie Regierung vor die Alternative: entweder kein Budget oder 
Ruin der Armee Sie ſelbſt können gar nicht wünſchen, daß Ihren Be 
ſchlüſſen dieſe letztere Folge gegeben werbe, denn kein Patriot kann es münchen. 
Meine Herren! Ich fpreche jettt ein Wort gelaffen aus, das vielleicht Manchen 
unter Ihnen verlett, deunoch erfläre ih, daß ich es nicht unausgefprochen laflen 
kann, denn es ift die Wahrheit, und es ift gut, baß bie volle Wahrheit ausge 
fproden werde: Sie treiben Tendenzpolitit mit einem folden Be- 

innen. Sie wollen das Mintftertum ſtürzen, und faffen Beſchlüſſe, melde 

ie Sicherheit bes Lanbes gefährden; Sie treiben Tendenzpolitik, aber micht blot 
in ber Beziehung, daß es fih für Sie babei um ben Sturz des Minifleriumt 
banbelt, ſondern auch in ber Beziehung, daß Sie ber Regierung bie äußert 
Politik vorichreiben wollen, welche die Regierung zu verfolgen bat, wenn fie hä 
Ihrer Unterftügung erfreuen fol. In beiben Beziehungen, meine Herren, beab 
fihtigen Sie etwas, was bie Berfaffung verlekt. 

Nach der Berfaffung gebührt Str. Majeftät bem Könige bie Wahl feiner 
Näthe. Sie wünſchen bie jekigen Räthe Sr. Majeflät entfernt zu ſehen unb 
Berfonen Ihrer Wahl au ihre Stelle treten zu laflen. 

Meine Herren! Diefe Tendenz ift nach meiner Meinung für bie Ber- 
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foffung eine bebrohliche; ebenfo jene anbere, wenn Sie Ihre Bewilligung ab- 
hangig machen von derjenigen Politik nad) außen, welde ber Majorität biejes 
Haufes als bie zweckmäßigere ericheint. ch Überlafle e8 einem anderen Munde, 
gelegentlich darzuthun, wie auch fchon geſchehen ift, daß fi das Haus nicht voll- 

ig zur Sache informirt findet, mithin auch bergleichen Beichlüffe nach meiner 
Auffaffung gar nicht mit Grund zu faflen in ber 2 if. 

Es kommt aber noch ein® hinzu. — Diejes Mal Beabfigtigen Sie, 
wenn Sieden Kommiffions-Beihlüffen Folge geben, bas Militair— 
badgetzu vertümmeln,nod bevor Sie fi formell fhlüffig gemadt 
haben über das vorgelegte fogenannte Reorganifationsgejeg. Sie 
laſſen alfo auch bie letzte Rüdficht außer Augen, bie bisher noch in biefer Frage 
beobachtet worden if. Im Jahre 1862 fagten Sie, Sie wlürben bewilligen, wenn 
Ihnen ein Reorganifationsgefe vorgelegt worben wäre. 

Es war damals vielfältig davon bie Rebe, warum ein foldhes Geſetz ba- 
mals nicht vorgelegt worden. Jetzt räth Ihre Kommiffion, das Budget zu ver- 
werfen, obgleich Ihnen ein Reorganifationsgejeg vorgelegt worben ift, und bevor 
Sie es geprüft und beratben haben. Das iſt ein wicht unbemerlenswertber 
Hortfhritt auf Ihrer Bahr. Sie wollen Beichlüffe faſſen, deren Befolgung Sie 
für verwerflih erachten müffen, und fordern bazu auf, noch bevor Sie bie Motive 
zu biefen Beſchlüſſen ganz in fi aufgenommen haben Finnen. — Sie find babei 
freilich wiederum in Ihrem formalen Rechte; die Regierung kann Sie deshalb 
nit daran hindern. Aber indem ich gegen ein foldyes Verfahren Proteſt ein- 
Iege vor dem Lande, erkläre ih, Sie darin! in einer Weile flören zu wollen. 
Deshalb will ih mich auf die Erklärung befchränten, hiermit ein für allemal 
gegen die aus einem foldhen Streben hervorgegangenen Abjegungen Widerſpruch 
zu erheben unb auf bie Bekämpfung ber einzelnen Anträge prinzipiell zu ver- 
jihten. Ich glaube, es wirb damit Ihrem Wunſche, dieſe Angelegenheit fchnell 
zu erledigen, entgegengelommen. Wollen Sie nın Ihr hohes Spiel, im Ber- 
trauen auf den Gewinn, ben Ihnen, nach Ihrer Meinung, bie Zukunft ver- 
heißt, fortfegen, wohlan, jo ſetzen Sie diejes gefährlihe Spiel fort! 


Ablehnung der gefammten Koften der Armee-Reor- 
gantjation im Ordinarium und Crtraordinarium. 


24. Januar. Das Herrenhaus verwirft das Budget, wie dafjelbe 
vom Abgeorbnetenhaufe befchlofjen ift, nimmt dagegen die 
urjprüngliche Vorlage der Regierung an. 

25. Januar. Armahme von Refolutionen im Abgeorbnetenhanufe. 


Das Haus der Abgeorbneten wolle beichließen, zu erllären: 
l. * — Herrenhanſe in feiner Sitzung vom 23. Januar d. J. ge 
faßte Beſchluß, 
durch welchen baffelbe nad Ablehnung des von bem Haufe ber Ab⸗ 
eordneten beichloflenen Staatshaushalts - Etats - Bejees für das Jahr 
1864 den bem Herrenbaufe verfaffungsmäßig nicht vorliegenden Bub- 
get- Entwurf der Königlihen Staats - Regierung im Ganzen ange- 
nommen bat, 
verflößt gegen Art.62 ber Berfaffung und ift deshalb null und nichtig. 
2. „Das Herrenhaus hat buch biefen Beſchluß das wichtigfie Recht des Ab⸗ 
rdnetenhauſes verlegt, und gleichzeitig durch bie Ablehnung bes von bem 
eorbnetenhanfe beichloffenen Staatshaushalts⸗ Etats ber Königlichen 
Stats - Regierung bie verfafjungsmäßtge Befugniß entzogen, bie barin ber 
willigen Ausgaben im Betrage von 187,971,941 Rthlr. zu leiften.“ 
3. „Die KRöniglihe Staats-Regierung macht fi eines offenen 
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Berfaffungsbrudes ſchuldig, wenu biefelbe fortfährt, ohne 
zufimmung beider Häufer bes Landtages Über die Mittel bes 
taate8 eigenmädtig zu verfügen.“ 


25. Sanuar. Berathung der Militär-Novelle. 
Schluß der Rebe des Abg. Dr. Gneiſt. 


— Meine Herren! Ich habe unter Franzöſiſchen Legitimiften unb anderen 
wunderlihen Komplikationen bie Partei» Leidenfchaft und bie Werlogenbeit ber 
Barteien kennen gelernt, aber einen fo tiefen Zufland ber Entfittliung, daß eine 
Klaffe der Bevöllerung ober eine Partei, ohne zu erröthen, dem Lande bi 
fann, die Erhaltung feiner 50 Jahre alten Heeres -Berfaffung heiße „das Laub 
wehrlos machen“, — das habe ich nirgend gefunden, das find leider Ausbräde 
einer tiefen, blinden, unbeilbaren Leidenſchaft. (Bravo!) 

Die taktiſchen Dispofitionen haben uns allerdings bahin geführt, daß wir 
nicht mehr vor einem Ffonftitutionellen Kampf, fondern daß wir vor einer Ent 
ſcheidungsſchlacht fteben (Sehr wahr!), daß die fittliden Wurzeln, auf benem bie 
Monardie — im Deutfhen Volke fefter wie in jebem anderen Lande — ruht, 
untergraben werben, baß wir einem Vernichtungskampf entgegengeben. 

Aber, meine Herren, wenn menſchliche Einficht nicht mehr weiß, ob ein Rüdzu 
noch möglich if, fo kann ich body fo viel jagen: wenn ber Rüdzug noch mögli 
wäre — id weiß es nicht — fo wäre das wahrhaftig feine Niederlage der Wo: 
nardie. Diefer Rüdzug wäre ber höchſte Sieg, den die Monarchie erringen kann, 
die höchſte Bethätigung befien, was das hiftorifche Eigentbum unferes großen 8» 
nigshaufes ift, Die Achtung ber Hohenzollern vor dem gegebenen Recht, vor ihren 
eigenen Geſetzen. (Lebhaftes Bravo.) 

Eine Monarchie, die ſich vor dem Recht zurückzieht, die nicht untrenen, 
ſondern treuen Rathgebern im Rechte folgt, — dieſe Monarchie iſt in Europa 
ſtets die ſtegende Monarchie geweſen, nicht bie gedemüthigte. — Es wäre ein 
Sieg des —— was in dem Deutſchen Fürſtenthum lebt, über blinde Lei⸗ 
denſchaft und Über verbrecheriſche Rathſchläge. 

Nun, meine Herren, ein folder Ausgang liegt in Gottes Hand, nicht mebe 
in unferer Thätigleit. Denn mas auf bem Wege bes Rechtes und ber Ber- 
faffung geliehen ann, — ich glaube, meine Herren, bamit find wir am Ende. 

Aber ich erinnere noch an einen Vorgang. Wie tief die Monarchie in ihrer 
Ehre und Würde am Geſetz haftet, das hat ein Emporlümmling auf bem Threne 
einft anerlannt. Es ift jetzt ein halbes Jahrhundert ale Napoleon I. in einem 
Deutichen Landestheile übereilte Befehle gegeben hatte, im Wiberipruch gegen bie 
Geſetze. Ein Deutiher Mann war es damals, der bem leidenſchaftlichen Impe⸗ 
rator, als er mit ber Militair - Erecution brobte, das Wort entgegenwarf:”_Votre 
Majeste va fusiller la loi.“ Der Kaifer ift vor dem fühnen Wort zurüdge⸗ 
fhredt. Nun, meine Herren, wir find bis zu demſelben Wort: Votre —** 
va fusiller la loi! 


Ablehnung der Militär-Novelle. 


Schlußwort des Präfidenten Grabom. 


„Derfeit Jahren, durch bie ohne Geſetz einſeitig burdgefährte 
Reorganifation des Heeres und bie verfaffungswibrig nunter- 
taffene Feſtſtellung des Staatshbaushalts-Etats heraufbeſchworene 
Kampf währt, troß breimaliger Neuwahl des Abgeorbnietenhaufes, fort unb nimmt 
dadurch immer weitere Dimenfionen an, daß durch bie heutige Schließung ber 
Seffion aufs Reue die definitive Feftftellung bes Staatshaushalt-Etare pro 1864, 
gegen den Wortlaut und gegen ben Geift der Berfaffung, vereitelt wirb. 

A * gelungen iſt es, das Heeresweſen Preußens in den Berfaffunge- Etast 
nzureiben. 
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Der bndgetlofe Zufland dauert fortund bebtbas verfaffungs- 
mäßige Bubgetreht des Hauſes ber Abgeorbnneten gänzlih anf. 
Der bringenb gebotene Ausbau der Verfaſſung durch das Minifterverantwortlich- 
keits⸗Geſetz, durch bie Gemeinde», Kreis- und Provinzial» Orbnung, das Un⸗ 
terrichte⸗Geſetz, die Gewerbe⸗Ordnung iſt vollfländig fiftirt. 

Die liberalen Grundſätze des Jahres 1858 find verlaſſen! 

Die Machtfrage verdrängt in unſerm engern und weitern 
Baterlande die Königlichen Worte: 

„Die ae muß wiffen, baß Prenßen überall das Recht zu fehlten 
ereit iſt!“ 

Mit ihr ift Die Reaktion wieder aufgetreten. Sie fett ben Abfo- 
Intiemus zum Erben bes Scheinlonftitutionalismus ein. 

Mitten in biefen Ba a ſchweren, inneren Konflikt treten bie tiefer. 
ſchütterten, äußeren Berbältniffe hinein. Die für Preußen feit 1858 in 
Dentſchland gewonnenen, moralifhen Eroberungen find verloren. 

Deutihlande Einheit, melde, durch Löſung der Schleswig - Holftein- 
jhen Frage im Deutichen Intereſſe, enblich gefidert wäre, wirb burdh bie bun- 
deswidrigen Sonderbunds » Beftrebungen feiner Großmächte, jchwerer denn je, 
wieder in Frage geftellt. 

Die Realtivirung der heiligen Allianz mit allen ihren Ge— 
fahren erfheint am Europätfhen Horizonte — 

Dies ift die verhängnißvolle Lage unjeres engeren und mweitern Baterlanbes. 

Und wer ift in ihr ber rocher de bronce? Nicht die äußere Macht, fon- 
dern bie freie Liebe bes verfaffungstreuen Volles zu feinem, ihm vertrauenden, 
angeftammten, verfaffungsmäßigen Könige! Sie allein vermag das ſturmumdräute 
Staatsſchiff unter der Flagge der Einheit zwiſchen Fürft und Voll in ben fihern 
Hafen ber beſchworenen Berfafjung zu führen und bie verfafjungwibrigen Hand⸗ 
baben einer felbftfüchtigen Reaktion zu überwinden. 

Sie weiß, baß die beichworene Berfafjung das unbefiegbare Banner if, 
um welches fich das Deutiche Voll ftets fchaaren und welches dafjelbe gegen jede 
verfaffungswidrige Oltroyirung mit allen verfaffungs- und gejegmäßigen Mitteln 
verteidigen wird.“ 

Nah dem Hoch auf Se. Majeftät dem König und nah dem Dank an das 
Haus, fügt Der Präfibent hinzu: 

Und fo fchließe ich denn diefe Situng mit dem Rufe: 

„Boch Preußens, von uns, feinen Bertretern, heilig gehal— 
tene Berfaffung, hoch das verfaffungsgetrene Preußiſche Volkl“ 


Schluß des Landtages. 
Nede ded Minifter- Präfidenten von Bidmard. 


„Bei der Eröffnung der Sigungsperiode wurde von des Königs Mai. 
der dringende Wunich fund gegeben, die zwiſchen Allerh. Ihrer Regierung 
und einem Theile der Yandesvertretung entftandenen Zerwürfniſſe aus» 
geglihen zu ſehen. Diejer Wunſch ift nicht in Erfüllung gegangen, ob» 
wohl die Regierung Sr. Mai. e8 an entgegenlommenden Schritten nicht 
bat fehlen Lüfen. | 

Das Haus der Abgeordneten bat an demfelben Standpuntte feftge- 
halten, welcher ur Auflöjung des legten Haufe vor Ihnen führte. 
angeblicher — 2 — ung verfaſſungsmäßiger Rechte hat es eine Reihe 
von Beichlüfien gefaßt, welche den unverfennbaren Stempel des Stre⸗ 
ben3 an fi tragen, feine Rechte ohne Rückſicht auf die Gleich» 
berehtigung der übrigen Staatsgemwalten und ohne Rükcficht 
auf das WoHl und die Intereffen des Landes auszuüben. 

14* 
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Durch Ablehnung des Geſetzentwurfes behufs Ergänzung des Artikel 99 
der Berfaflungs- Urkunde bat das Abgeordnetenhaus den Verſuch zurüd- 
gewieſen, der Wiederkehr eines budgetlofen Zuftandes ohne Beeintröchti⸗ 
gung der Nechte der Krone, wie der Landesvertretung vorzubeugen. 

Daſſelbe Haus hat den Staatshaushalt-Etat für das Jahr 
1863, menngleih ihm zur verfafjungsmäßigen Prüfung und Beſchluß⸗ 
faflung über denjelben bis zum Ablaufe des verfloffenen Lahres noch eine 
ausreichende Zeit zu Gebote ftand, gar nicht in Beratung gezogen; da 
gegen hat es in dem Etat für das eben begonnene Jahr nicht bloß 
mebrere für die Bebürfniffe der Verwaltung unentbehrlice Di8pofitiond 
fonds geftrichen, fondern es hat auch in Bezug auf den Militär-Etat 
diejenigen Beſchlüſſe des früheren Haufes erneuert, mit deren Ausführung 
das preußifhe Heer der Shwähung und Zerrüttung Preis ge 

eben fein würde. Es hat dieſe Bejchlüffe gefaßt ohne Borberathung 
es Geſetzentwurfes über die Verpflichtung zum Kriegsdienſte, deſſen Bars 
legung das frühere Haus zur Vorbedingung ſeiner Berathung des Mi⸗ 
litaͤr⸗Etats —A— — 

Durch dieſe Beſchlußnahmen iſt das Herrenhaus von Neuem ver⸗ 
anlaßt worden, in Ausübung feines v affungemäßigen Nechtes, den 
ganzen Staatshaushalts-Etat für das Jahr 1864, wie er aus den Be 
ratbungen des Abgeordnietenhaufes herporgegangen war, zu verwerfen..... 

Zur Ausführung der vom deutfchen Bunde beichlofenen Erecution 
in Holftein und zur Wahrung der Madtftellung und Ehre 
Preußens in der meiteren Entwidlung diefes Streites, bedurfte und 
bedarf die Regierung Str. Majeftät außerordentlicher Mittel für die Mi 
litär- und WDktarine- Verwaltung Während da8 Herrenhaus in eimer 
Adreffe an des Königs Mai. feine vertrauensvolle Bereitwilligkeit zu 
Unterftügung der Krone in diefer ernften Frage ausgefproden hat, iſt 
von dem Haufe der Abgeordneten die erforderte Genehmigung zu einer 
Anleihe verfagt, und fogar die Bewilligung desjenigen Gelbbebaris 
verweigert worden, welchen Preußen, als Mitglied des deutichen Bundes, 
beizutragen unzweifelhaft verpflichtet ifl. Indem das Haus diejen Beſchluß 
faßte, iR es um fo entjchiedener mit der vertrauenspollen Gefinnung in 
Widerfpruch getreten, von welcher das preußiiche Volt für feine Könige 
jederzeit befeelt war, als des Königs Maj. in der Allerh. Antwort 
vom 27. v. M. auf die Adreſſe des Haufes feine Geſinnung nnd fein 
königliches Wort als Bürgihaft dafür hingefiellt bat, daß 
die beantragten Beldmittel zum Schuge des Rechts und ber 
Ehre des Landes verwandt werden würden. 

Der feindfelige Charakter diefer Beichlüffe, in welchen fi) das Be 
fireben ausdrüdt, die auswärtige Bolitit der Regierung einem verfaffungs- 
twidrigen Zwange Ay unterwerfen, ift durch Nefolutionen erhöht worden, 
durch welche die Mehrheit des Hauſes der Abgeordneten, in der vom ih 
willkürlich aufgeftellten Borausjegung kriegeriſcher Verwicklungen zwiſchen 
Preußen und anderen deutſchen Staaten, im Voraus gegen das preuf. 
Baterland Partei nimmt. | 

Ein ſolches Auftreten des Hauſes der Abgeordneten kann auf de 
Befeftigung und Entwidlung unferer Verfaffungszuflände nur verderbich 
einwirten, und es muß einftweilen auf bie Hoffnung einer Berfländigung 
verzichtet werden. Die Regierung Sr. Maj. wird ſich aber unter allen 
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Umftänden für verpflicgtet halten müflen, mit ganzer Kraft ımd in voller 
Ansäbung der königlichen Rechte für die Erhaltung des Staats und für 
das Wohl und die Ehre Preußens einzuftehen. Sie hält an der Ueber» 
zeugung feit, daß fie hierbei in der patriotifhen Gefinnung des Landes 
eine ausreichende und wachjende Unterftügung finden werde.“ 


26. Bor dem Ausbruce des dänifchen Krieges. 


20. Januar. Note Englands an Preußen, um eine ausdrückliche 
Erklärung über die Anerfennung der Integrität 
der däniſchen Monarchie zu verlangen. 

22. Januar. Herr von Bismarck erwidert, Preußen werde ſein 
Verhalten davon abhängig machen, ob Dänemark ber beab- 
fichtigten Occupation Schleswigs Widerſtand leifte oder nicht. 

24. Januar. England und zugleih Frankreich verlangen Aufs 
ſchub der militäriihen Maßregeln. 

Herr von Bidmard erwidert, daß ed unmöglich jet, 
die mit Oeſterreich verabredeten militäriſchen Maßregeln zu 
fiftiren. — Wolle England in der Occupation Schleswig 
ein Abgehen von dem Londoner Tractat erkennen, jo würde 
ed für Defterreih und Preußen nicht mehr möglich jein, 
im Gegenfag zu den Wünſchen Deutſchlands an dem Ber 
trage feitzubalten. 

24. Januar. Lord Ruffell fchlägt Frankreich nochmals eine 
Berftändigung und eventuelle Zuſammenwirken der Ber 
tragemädte vor, um „Dänemark in feinem Wider- 
ftande gegen eine Zerftüdelung wenn nöthig ma— 
terielle Unterftügung zu gewähren." 

28. Samuar. Kaiſer Napoleon lehnt die materielle Unterſtützung 
Daͤnemarks ab. 

Aus einer Depeiche des Minifterd Drouyn de Lhuys 
an den franzöfiihen Botſchafter in London. 


„Der Kaiſer erfennt die Wichtigkeit des Londoner Vertrags an, injofern 
derſelbe bezweckt, das Oleichgewicht und ben Frieden Europas zu bewahren. Wäh- 
end das franzöfifche Gouvernement dieſem Zwecke bee Vertrages feinen vollen 
Beifall zollt, muß es dennoch anerkennen, daß die Umſtände eine Aenbe- 
rang dbesfelben nöthig machen fönnen. Der Kaifer ift ſtets geneigt gewefen, 
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große Rüdficht auf bie Gefühle und Beftrebungen ber Nationalitäten 
zu nehmen. Man kann unmöglich verlenuen, baß bie nationalen Gefühle und 
Beftrebungen Deutſchlandse auf eine engere Bereinigung mit ben Deutichen Schles⸗ 
wig⸗ Holfteins gerichtet find. Dem Kaiſer würbe jedes Mittel wiberfireben, we 
durch er die Verpflichtung Übernähme, mit ben Waffen die Wünfche Deutſchlandt 
zu belämpfen. Es wäre verhältnißmäßig leicht für England, einen folden Krieg 
zu führen, ber fi auf Operationen zur See beſchränken würde, auf Blolade 
unb Biegnabıe von Schiffen. Schleswig und England liegen fern von einander. 

Aber ber Boden Deutſchlands und Frankreichs berühren fih, unb ein 
Krieg zwifhen Deutfhland und Frankreich wäre ber unbeilvolife 
und gewagtefle, ben das Katfjerreih unternehmen könute. Neben 
diefen Erwägungen kann der Kaifer nicht umbin, ſich zu erinnern, daß ex in 
Europa zu einem Qegenftanbe bes Mißtrauens und bee Verdachtes in Bay 
auf feine angeblichen Bergrößerungsprojecte nach dem Rhein bin gemacht worden 
if. Ein Krieg, an ben Grenzen bes Rheins begonnen, würde biejen dloſen 
unb ungerechtfertigten Anſchuldigungen eine noch größere Kraft verleihen. Ant 
biefen nden kann bie Regierung bes Kaiſero eine Verpflichtung in Betreff 
Dänemarks Übernehmen. Wenn fpäter das Gleichgewicht ernftlich bebroht wärbe, 
jo dürfte der Kaifer geneigt fein, neue Maßregelu im Intereffe Frankreichs und 
Europa’® zu ergreifen. Für den Augenblick aber will ber Kaifer feiner Regierung 
die volle Freiheit des Handelns bewahren.“ 


26. Sanuar. England macht den Vertragsmächten einen neuen 
Vermittelungsvorſchlag, nad) welchem Dänemark fich ver 
pflichten fol, fofort den Reichſtag zu berufen, um die Ber 
faffung, foweit fie Schleöwig betreffe, aufzuheben, — 
Delterreih und Preußen dagegen von dem Weberfchreiten 
der Eider Abitand nehmen, bid der Erfolg ded von Düne 
mark zugejagten Schritted zu überjehen jet. 

30. Januar. Preußens Stellung zum Londoner Bertrage 

Depeihe Bismarcks an den Gefanbten in London. 


„... In meiner Depefche vom 24. ds. Mts. babe ich ſchon wieder 
bolt, daß es uns völlig unmöglich ift, den Londoner Vertrag aufredt 
zu erhalten und zugleich die ihm vorhergegangenen und innerlidy mit ihn 
pulanmenhängenden Bereinbarungen offen verlegen zu laffen. Dadurch, 
aß Dänemart amör! Jahre lang feine Berbindlichfeiten unerfällt gelafien 
und fie zulegt durch die Berfalfung vom 18. November endgültig und 
förmlich gebrochen hat, haben wir das Hecht erlangt, uns vom Londoner 
Bertrag loszuſagen. Wir fragten uns, ob wir von diefem Rechte Ger 
brauch machen oder e8 noch einmal verfuchen follten, Dänemark zur Er 
fülung feiner Berbindlichkeiten ak bewegen; nur der aufrichtige Wunid, 
unfere Beziehungen zu den Dlitunterzeichnern des Londoner 
micht zu trüben, hat und vermocht, die legtere Alternative zu wählen und 
—— zu beweiſen, daß wir dem genannten Vertrage treu bleiben. Tr 
egierung Ihrer britiihen Majeftät wird uns nicht bie Anerteunung 
verlagen können, daß wir uns bemübt haben, die uns burch den Londoner 
Bertrag auferlegten Berpflihtungen auf's Gewiſſenhafteſte zu erfüllen. 
Über wenn wir an allen Beftimmungen von 1851 — 1852 feftbalten, io 
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find wir e8 uns felbft und den Interefien Deutfchlands, die wir in den 

ogthümern zu beſchützen haben, ſchuldig, die Periode der bloßen 

predjungen, die fo ganz unwirkfam geblieben find, nicht weiter in 
die Länge ziehen zu lafien, ſondern Sorge zu tragen, daß Berflichtungen, 
deren ordandenfein und bindende Kraft Niemand abläugnet, 0t 
werden. Wir können uns hiervon nicht abjchreden laffen durch den 
legten uns durch J. brit. IM. Regierung gemachten Borfchlag, Dänemark 
eine Frift von 6 Wochen zu gönnen, damit es die Novemberverfaflung 
in verfafiungsmäßiger Werje, d. 5. durch Anwendung diejer vertragß- 
widrigen Berfaflung felbft, aufzuheben de. ... Nachdem die däniſche 
Regierung fi) aus eigenem Antriebe eine Stellung bereitet bat, die auch 
von den nichtdeutſchen Großmächten als ſelbſtverſchuldet betrachtet wird, 
jo fann man e8, denken wir, nur als gerecht anfeben, daß Dänemarf, 
wenn es die felbftgefchaffenen Schwierigkeiten nicht hinwegräumen kann, 
und geftatte, die vertragswidrigen Folgen desſelben durch unfere Bejegung 
des Derzogthums Schleswig zu befeitigen. 

Sollte Dänemark diefer welegung mit Waffengemwalt ent- 
gegen treten, fo werden militärifhe Operationen ftattfinden 
müſſen, Deren Folgen auf die weitere Entmigelung ber deutſch— 
däniſchen Beziehungen einen um fo bedenkliche ren Einfluß üben 
dürften, als die zwifchen den beiden Ländern beftebenden 
Verträge dann aufbören würden, in Kraft zu fein. Erft von 
jenem Augenblide an würde die Integrität der dänifchen 
Monarchie eine Frage werden, die eine Ldfung beifht....” 


Erklärung Defterreih8 und Preußend an England 
in Bezug auf dad Prinzip der Integrität der däniichen 
Monarchie. 


„Die kgl. (if) Negierung bat, indem fie die Rechte, zu deren Gel- 
tendmachun gegen änemarf fie in Gemeinfchaft mit Defterreich (Preußen) 
fhreitet, auf die Stipulationen von 1851 — 1852 bafirt, durch eben diefen 
At das Princip der Integrität der däniſchen Monadie an» 
erkannt, wie dasſelbe durch dad Ablommen von 1851 — 1852 feftgejegt 
ft. Indem die kgl. (faif.) Regierung zur Occupation Schleswigs ſchreitet, 
ft fie nicht gefonnen. dieſes — zu verlaſſen. Wenn fie je 
doch in Folge von Bermwidelungen, die durch das Beharren der dänifchen 
Regierung bei ihrer Weigerung, ihre Berjprechungen von 1852 zu er» 
füllen, herbeigeführt werden könnten, oder in Folge der bewaffneten Inter- 
vention anderer Mächte fich ge zthigt ſehen folte, Combinationen zu 
entfagen, die nicht länger ein Ergebniß liefern würden, das im rag 
zu den Opfern ftände, welche die Ereigniffe den deutfchen Mächten auf- 
erlegen möchten, fo könnten feine definitiven Arrangements ohne 
Nitwirlung der Mächte, die den Londoner Bertrag unter: 
eihneten, getroffen werden. Die britiiche Regierung würde die kgl. 
frei) Negierung dann bereit finden, mit ihr zu einer Berfländigung 
über die endgiltige Löfung der däniſch-deutſchen Frage zu 
gelangen. 
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1. Februar. Lord Ruſſell an den engliihen Geſandten in 
Kopenhagen. 
Die englifhe Regierung babe mit tiefftiem Bebanern bie Er- 
folgloſigkeit aller ihrer Bemühungen erfannt, von Deflerreid nnd 


Breußen einen Berzug ihrer militärifhen Operationen, umb bie 
Zufimmung zu einer protolollarifhen Bereiubarung zu erlangen. 





Proteſt der deutſchen Fortſchrittspartei. 


Ende Januar. Der 36. Ausſchuß der Abgeordnetenverfammlung 
vom 12. December tritt in Frankfurt zufammen und be 
Ichließt eine Anſprache an das deutſche Volk zu richten: 


„Zwei Mächte, bie den Anſpruch verwirkt haben, bie Sroß- 
mächte Deutſchlauds zu beißen, find in offener Widerſetzung begriffen 
n das Hecht bes Bundes, ber Bunbesflaaten und ber Ration. Eigen⸗ 
mädels baben fie ihre Truppen in das Bundesland Holflein gefenbet. Gewalt⸗ 
tbätig find fie über die Grenzen eines jelbfiflänbigen Staates borgebrun 

Bundesgenehmigung verfolgen fie ihren Weg, unter dem Borwanb, bie 

füllun * Zertrãge von 1851 — 52 zu erzwingen, bie im Namen bes Bundet 
loſſen 

art „Und biefer Rechtsbruch wirb vollbracht, nicht etwa in ungemeflenem Eifer 
für eine gute Sache, fonbern im Dienfte ber verwerflichſten Bolitil; bie 
Berträge, ein Dedimantel früherer Schmach, nichtig von Anbeginn, überdies von 
Dänemark vielfach gebrochen, find dur den Tod Friebrid VII. und durch bus 
Aufleben der Auguftenburgifchen Erbfolge inhaltslos geworben. 12 Jahre lang 
ließ man fie mit Füßen treten. Jetzt, wo ihr Vollzug der Sache ber Herzog⸗ 
thumer töbtlich wäre, jet man Heere in Bewegung, um biefen Bollgug zu er- 
wingen. Preußen unb Defterreich, indem fie von dem bäniihen König die Aut 
* der Berträge fordern, welche fein Vorfahr als Herzog von leswig » 
Holſtein geſchloſſen Bat, erfennen aud ihn in dieſer Eigenſchaft an, ftellen fi auf 
ben rechtlojen Boden bes Londoner Protokolls, ergreifen Partei für bie 
Feinde ber Herzogtbümer und Deutſchlands. 

„Fine Anzahl beuticher Regierungen hat gegen ben gewaltjamen Bruch ber 
Bunbesordnung Protef erhoben. Das Boll und die Herzogthümer, bie ganze 
enträftete Nation fchließt fich ihrem Protefte an. Wenn die 500 ordneten 
heute abermals verſammelt wären, nicht die Stimme eines Einzigen würde RS 
ausſchließen von dieſem Proteſte, von dieſem Verdammungsurtheil. Mit dem 
nadten Proteſte aber iſt nichts gethan. Die Regierungen, die das Be- 
wußtjeim ihrer Pflicht und ihres Rechtes gewahrt haben, müſſen Hanbeln und 
helfen. Sie müffen handeln, wenn nit ber Glaube an die oft gerfibmte 
Bedeutung der Mittelftaaten bis an bie Wurzel vertilgt, bie monarchiſche Etzat- 
ordnung in ihrer Grunblage erfchüttert, das Boll unaufbaltfam früher oder 
fpäter auf bie Bahn der Selbſthülfe gebrängt werben foll. &o ked und riädfichet- 
106 das Verfahren ber Gegner, jo kühn und energifh muß das ihrige fein. Aui 
ihrer Geite ſteht das gute Recht, fieht ber Wille der Nation. Sie kämpfen wm 
bie höchften Preiſe, um die Freiheit von öſterreichiſcher nud preußifcher Kucdt- 
(haft, um bie Rettung ihres Dafeins. Die Gegner, umringt von innern und 
Außern Feinden, pochen mehr auf ben Schein al auf ben Beſitz ihrer Ucber- 
mad Ai 5 find nur ſtark, wenn bas Übrige Dentichlanb rath⸗ unb muthle® 
juridweicht. 
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„Biel zu lange ſchon wartet Deutihlanb auf ben erflen Schritt, auf bie 
Anertennung bes Herzogs, ben daB eigene Bolt einmüthig mit lauter Stimme 
anerlannt hat. Keine Ausflucht, keine Kormfrage dürfte in einem Augenblid von 
fo verhängnißvoller Bebeutung biefen Ausſpruch ber Regierungen, Mr fih ober 
am Bunde länger aufhalten. Mit Sham unb Erbitterung fiebt dae 
bentfhe Volk die Truppen Defterreihs und PBrenfens vorbringen, 
flieht wie die Behörben einer freien Stabt bie ſchnödeſte Mißhandlung demüthig 
hinnehmen und wie bie böchfte Behörde des Bundes fi) vor vollendeter That⸗ 
fache beugt, deren Vollendung zu hindern bie heiligfte Pflicht war. 

„Keine Regierung wirb fernerhin Anfpruch haben auf bie Achtung unb das 
Bertrauen des Bolles, bie nicht ber Sache ber Herzogtblimer d. h. der Sade 
Deutfchlands ihre ganze Wehrkraft ohne Rückhalt zur Berfligung ftellt. 

„Dies ift das Begehren, das wir auszufprechen haben nicht aus eigener Willkür, 
fonbern, wir wiffen es, im Namen ber Nation, ein ernfles und großes Begehren, 
nicht aus leichtfertiger Laune entfprungen, ſondern bie Frucht ber tiefen Ueber- 
zeugung, baß für Deutihland bie Stunde gelommen ifl, wo nur ber 
Eutfhluß, ehrenvoll Alles zu wagen, bie Gefahr abwenbet, ſchmach⸗ 
voll Alles zu verlieren. Das beutiche Volk it erfüllt von dieſer Ueberzeu- 
gung; ift es auch erfüllt von der Thatkraft? Entichloffen ift es feinerfeits bereit, 
nicht nur zu protefliren, fonbern auch zu banbeln? Alle Lanbesvertvetungen, alle 
Gemeinden und Genoffenfchaften ruft die gleiche Pflicht; fie ruft jeben einzelnen 
Mann in jebem beutihen Land, fie ruft mit lauteſter Stimme die Beoölferungen 
jener mächtigſten Staaten, bie man verbammen will, das Werkzeug jenes Ber- 
rathes zu fein, bie Werkzeuge Preußens und Defterreichs im Dienfte ber unwür⸗ 
digften Politil. Sollen euere Söhne ihr Blut vergiefen? Soll die Steuer und 
Schuldenlaſt, die euch bebrüdt, von neuem anſchwellen? Nicht mit unferem 
But und Blut foll die Schande ber Nation eingetaufht werben. 
Deutihe in allen Ländern! duldet es nicht, daß ber böſe Willen 
des Einen und bie Shwäde bes Andern namenlofes Unheil Über 
Deutihland bringt! Laßt nicht ab, die guten Regerungen zu ftlgen, bie 
ſchwachen zu fpornen, die ſchlechten ſchonungslos zu befämpfen. Weiſt bie klein⸗ 
mũthigen Einflüſterungen von euch, es ſei doch Alles vergeblich; ihr habt noch 
nicht Ace gethban. Wir fprechen nicht von gewaltfamem Umſturz als einzigem 
Rettungsmittel, dem legten und äußerften, zu welchem ein Boll nur greifen darf, 
wenn es alle gefetzlihen Mittel bis auf die Neige erichöpft bat. Handelt in ber 
Ausübung eures gejetlichen Rechtes, flatt revolutionär zu ſprechen. Macht bie 
Bolitit, das Geichäft eurer Mufeftunden, zur täglichen Berufsarbeit, verbreitet 
die Bewegung über Stabt und Land, über alle Klaffen der Gejellichaft, erneuert 
raſtlos euere Forderung, beftilrmt bie faumfeligen Fürſten, erbrüdt mit euren 
Anklagen die pflichtvergefienen Minifter. Die jchlechtgefinnten Regierungen ſuchen 
das Gelb zur Ausführung ihrer Pläne, verweigern ihren flanbhaften Landesvertre- 

en was fie begehren. eaffet feinen Zweifel darüber, daß eine Anleihe zu 
joldem Zwecke niemals bie Anerkennung des Landes erhalten unb ben Helfers⸗ 
helſern bei ſolchen Geichäften flatt Kapital und Zins, bie ein ſolches Geſchäft 
machen, die öffentliche-Berachtung zu Theil werde. Steuert von eurem Reichthum 
and eurer Armuth zur Unterflügung der Herzogthümer. Gebt ihnen, wenn bie 
Zeit gelommen if, Waffen und Dlänner, welche fie bebürfen. Laßt euch wicht 
entumtbigen durch das erfte Mißlingen, nicht irre führen burch diplomatiſche 
Bintelzüge, nicht einjchläfern durch den zögernden Verlauf ber Dinge. Diejes 
ind die Pflichten, die une das Vaterland auferlegt. Thue Ieber das Geine 
mannhaft uub bebarrlich!“ 





27. Ber düniſche Krieg, 


— — 


1864. 1. Februar. Uebergang über die Eider. 

3. Februar. Miſſunde. 

6. Februar. Uebergang über die Schlei. Die Dänen räumen das 
Dannewerf. 


Aus der „Provinzial-Correspondenz.“ 


3. Februar. Der Beginn ded Krieges. 


„Wir haben eine nenfmürbige Woche durchlebt: der Rrieg, melden Dentſch⸗ 
lauds Langmuth und Preußens dringende Mahnungen an Dänemark nicht zu 
verbüten im Stande waren, ift zum Ausbruch gelommen. Niemand vermag yu 
ahnen, welche Dauer und welche Ausdehnung berfelbe finden wird. 

Preußen gebt mit dem Bewußtfein vorwärts, für eine Sache ın Kämpfen, 
deren Gerechtigkeit Niemand zu beftreiten wagt, unb erſt nachbem alte Anftren- 
gungen, ven Frieden zu erhalten, vergeblich geweſen find. 

Mit Freude folgt unfer braves Heer dem Ruf feines geliebten Kriegähern 
und mit Bertrauen darf baffelbe auf die tapfern, ritterfihen Führer blicken melde 
der König ihnen gegeben. Mit ſtolzer Hoffnung unb inniger Theilnahme folgen 
die Herzen ber Bevölkerung ben Brüdern im Heere und fortan giebt es nur 
einen Wunsch für alle guten Preußen, — den Wunſch, daß Gott unferen Waffen 
und unferer guten Sache Sieg verleihe. 

Die erften Nachrichten vom Kriegsſchauplatze, die Kunde von dem rafchen 
mutbigen Vorgehen und von einigen erſten Erfolgen unjerer Truppen haben be- 
reits alle Herzen erhoben, unb unter dem Einbrud ber gemeinfamen 
tritt aller fonflige Zwift und Hader zuräd: nur das Gefühl für bie Ehre und 
den Ruhm Preußens erfüllt alle Gemüther. 

Gott wolle ſich meiter an uns und an unfern Brübern in 
bethätigen unb mit dem Stege unferem theuern Baterlande ben Frieden wie- 
bergeben.” 


10. Februar. Nach der Räumung der Dannewerle. 


„Seit acht Tagen find die Gedanken und Herzen aller Preußen, ja aller 
Deutſchen in voller Einmüthigleit nur auf einen Punkt gerichtet, auf bas rufım- 
Sa A fiegreihe Vorgehen ber preußiſchen und öͤſterreichiſchen Truppen im 

ig. 
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Mit ungeahnter Schnelligleit find dort in einer Woche Erfolge erreicht 
worben, welche man fich erft nach einem längeren Felbzuge und nach großen 
Opfern verfpredden konnte. — — 

Schon jett find bie Erfolge des kurzen Felbzugs fo enticheibend, daß bie 
Räumung von ganz Schleswig Seitens der Dänen unzweifelbaft if. 

Es wirb jegt darauf ankommen, bie Erfolge bes raſchen und Fräftigen 
triegeriihen Borgebens auch bei den bevorftehenben weiteren Berbanblungen dazu 
zu benngen, um bie Selbftffändigleit und Freiheit ber dentſchen 
Herzogtbümer für alle Zulunft gegen ben däniſchen Uebermuth 
ſicher zu ftellen. 

Wir glauben, daß das bentfche Boll dem weiteren Streben ber beiben 
deutſchen Großmächte, welche fo energijh mit ber That eingetreten find, volles 
Bertranen auch dahin ſchenken könne, daß fie bie Früchte ber blutigen That 
jih nit werden rauben ober verlümmern laſſen.“ 


7. Februar. Einzug der Oeſterreicher und Preußen in Flensburg. 
Der däniſche Krieg und feine Ziele. 
„Provinzial⸗Correspondenz“ vom 17. Februar. 


„Unfere braven Truppen haben im Berein mit dem trefflichen öſterreichiſchen 
Heere in raſchem, kühnem und tobesmuthigem Bordringen bereits ben größten 
Theil von Schleswig erobert: fie ftehen jegt vor dem letsten Bollwerk ber Dänen 
in Schleswig, vor den Düppeler Schanzen. 

Beror dieſe fefte Stellung und bie Inſel Alfen den Dänen entriffen unb 
das ganze Schleswig in ben Händen ber Deutichen ift, dürfen Die Waffen nicht 
ruhen, darf an kein Stillſtehen oder Unterhandeln gedacht werden, — dieſe Ge⸗ 
wißheit ift fo eben noch ben Englänbern ertheilt worden, die und aus Freund⸗ 
ſchaft für die Dänen zumutben wollten, daß wir mitten im Siegeslauf inne halten 
und die Feinde im Befite der Infel Alſen laffen follten. 

Wenn aber In Kurzem, wie wir hoffen, ganz Schleswig in ber Gewalt ber 
Breußen und Oefterreicher if, — was foll dann weiter geldeten? Wozu foll 
der Sieg beutfher Waffen benugt werben? — Welcher Erfolg foll durch 
das vergoffene Blut unferer deutichen Brüder fhließlih errungen werden? 

Es ift gewiß fehr natürlich, daß dieſe Frage alle Gemüther beichäftigt; denn 
fo groß bie Freude und ber Stolz über bie raſchen Siege in Schleswig find, fo 
würde doch um fo größere Trauer und geredter Unmuth alle Herzen erfüllen, 
wenn fo große Anfttengungen und Opfer nicht zu einem boben und lohnenden 
Biele führen follten. 

Dennoch ift e8 ein thörichtes Verlangen, wenn mande Zeitungen bie 
Regierung täglich brängen, fie möge fchon jegt Mar und beſtimmt ausſprechen, 
we ihr Gedanke und ihr Ziel für die ſchließliche Erledigung der ganzen 

tage jei. 
Bro Darüber kann und barf bie Regierung ſich mitten im Laufe des Krieges 
noch gar nicht unbebingt erflären: nur das Eine muß für fie feſtſtehen unb baran 
hält fie ganz gewiß feft, nachdem fie einmal zum Kriege für bie Herzogthümer 
eſchritten iſt, — nämlih das Höchſte für die Herzogthlimer und für 
Deutiäland durch dieſen Krieg zu erreichen, 

Der König bat jo eben einer Deputation aus Holftein von Neuem bie 
Berfiherung gegeben, daß es fein fefter Wille jei, bie Herzogthümer gegen 
jede Rückkehr däniſcher Gewaltherrſchaft zu ſchützen und die Ber- 
einigung von Sateemig und Holftein für alle Zukunft fiher zu 
hellen. Dies find in der That die beiden großen Ziele, nach denen bie Her- 
zogthümer und mit ihnen alle beutiche Herzen ſeit 18 Jahren ringen. 

In welcher Weife biefe Aufgaben am günftigften und ſicherſten zu [dien 
fein werben, unter welde Herrſchaft namentlich bie Herzogthlimer bei Er⸗ 
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fülung ihrer gerechten Forderungen zu ftellen fein werben, das finb Fragen, 
deren ſchließliche Erledigung theils von bem weiteren Berlauf bes Srieges, theils 
von dem Gange der europätihen Verhandlungen abhängt. Gerade hierbei wirb 
es unzweifelhaft gelten, das Höchfte für die Freiheit der Herzogthümer und beren 
Zufannmengebörigleit mit Deutſchland ine Auge zu faffen, — aber eben baram 
fann biefe® Ziel nicht im voraus leihhthin und ohne Sicherheit bes Gelingens 
anfgeftellt unb verfünbet werden. Das allein ſteht für jest fef, daß 
Breußen und Defterreih durch den Krieg, zu weldem fie burd ben 
Bertragsbrud feitend Dänemark getrieben worden, jeber fräber 
übernommenen Berpflihtung gegen die Dänen aud ibrerfeits 
lebig find und bet den weiteren Verhandlungen einzig unb allein 
bie Rechte und Wünſche ber Herzogthümer und ihre eigene Stellung 
zu ben europäifhen Mächten zu berüdfichtigen baben. 

Das preußifhe und das deutſche Volk können bas zuverfidt- 
lie Bertrauen zu König Wilhelm begen, daß er das Schwert 
nicht wieder aus den Händen legen wird, bis feine von ihm be- 
zeichneten Ziele vollftändig und wahrhaftig erreicht find, — daß 
unfere Truppen nidht eher wieder aus Schleswig geben werben, 
bis ein felbfttändigeß Herzogthum Schleswig⸗Holſtein in enger 
mit Dentſchland und mit banernder Gewähr biefer beutichen Gemeinſchaft 
bergeftellt jein wird.” 


24. Februar. Der innere Streit in Deutichland. 
„Provinzial- Eorre&pondenz”. 


„Während unfere Waffen gegen bie Dänen flegreich vorwärts gehen unb bie 
beiden verbünbeten Regierungen Preußens und Defterreichs vollen Era maden, 
beutfches Recht und beutiches Weſen in den befreiten Herzogthümern wieber zur 
Geltung zu bringen, während bie Bewohner von ganz Schleswig unfere Truppen 
als Befreier von dem bänifchen Joche mit Iubel begrüßen unb das preußiſche 
Boll in feiner großen Mehrheit fich jener raſchen und rühmlichen Erfolge anf- 
richtig freut, — ſteht die fogenannte deutfche Fortichrittspartei ſchmollend und 
grollend zur Seite, ſucht dem Volle die patriotijhe Freude zu verfünmern, unb 
ſchilt und ſchmäht noch immer unfere Regierung, als ob biefelbe es mit ber Be- 
freiung ber Herzogthlimer nicht veblich meine. 

Das hätte nun freilich nicht viel auf fih; denn bie Thaten ber beiben 
beutfchen Großmächte jprechen fo laut und beutlih, daß jene Mäleleien bagegen 
wie im Winde verhallen und nirgends einen Eindruck machen würben, — wenn 
nicht bebauerlicher Weiſe auch ein Theil der beutichen Regierungen ſich ber 
Politik Preußens unb Oeſterreichs entgegengeftellt hätte. 

Der Streit begann befanntlihd damit, daß nad dem Tode bes vorigen 
Könige von Dänemark Defterreih und Preußen es filr das Beſte und Dringenbfie 
hielten, nunmehr bie ſchon längft ſeitens bes deutſchen Bundes angebrobte Gre- 
cution gegen Holftein fofort auszuführen, während andere Regierungen es für 
beffer erklärten, Holftein bis zur Entſcheidung ber flreitigen Srofolpe gleichſam als 
berrenlofe® Land geradezu in Befig zu nehmen. In ber Sache kam Beibes zu- 
nähft auf daffelbe hinaus: bie Deutfchen rildten eben in Holftein ein und nahmen 
bie Regierung bes Landes einftweilen in bie Hand. Der wichtige Unterfchieb war 
nur, daß gegen das Einrüden auf Grund ber Erecution, zu welcher ber beutfche 
Bund ein ganz zweifellofes Recht hatte, weber Dänemark noch irgend eine Macht 
etwas einwenben fonnte, wogegen bie Occupation oder Beſitznahme von vera 
herein bazu geführt hätte, 4 Dänemark bie Hülfe Englande, Fraukreicht und 
Auflands angerufen hätte, welche gewiß mit Freuden bereit geweſen wären, ſich 
alsbald in ben Streit zu mifchen. 

Wenn man mun zu jener Zeit vielleicht mit Recht darüber reiten 
welcher Weg ber richtigere und beffere fei, jo müßten bod jegt, nachden 
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thatſächlich das Borfchreiten ber deutſchen Mächte zuerfiin Holftein, 
dann in Schleswig fo raſch und Über alles Erwarten — und 
erfolgreich geweſen iſt, alle deutſchen Patrioten die früheren Mei- 
nnungsverſchiedenheiten fallen laſſen und einmüthig zuſammen— 
ſtehen, um durch ſolche Einigkeit die möglichſt beſten und erſprieß— 
lichſten Früchte aus dieſen Waffenerfolgen für die Herzogthümer 
und für Deutſchland zu gewinnen. 

Nachdem die Erecution in Holſtein zur Ausführung gekommen, Dänemark 
aber zur Sihmung feines Unrechts noch nicht gebracht war, haben bie beutichen 
Großmãchte in Fräftiger Entſchließung und mit energiiher That ganz Schleswig 
vorläufig in Beflg genommen, unb mit ber ne ea beutichen Rechts 
bafelbft bereits wirffam begonnen. Zugleih haben fle ihre Ehre dafür eingeſetzt, 
die gewonnene Stellung nicht aufzugeben, es fei denn, daß zuvor bie volle poli- 
tiſche Selöftflänbigleit und bie inmige Berbindung der deutſchen Herzogthümer 
Shleswig und Holftein gegen eine Wiederkehr däniſcher Gewaltthat eben fo that» 
ſachlich, wie rechtlich ganz fichergeftellt fei. 

Es kann feinem Zweifel nnterliegen, baß biefes Ziel jetzt 
raſch unb fiber erreiht werben faun und muß, wenn ganz Deutſch⸗ 
land einmüthig dafür einſteht. Niemand in Europa kann e8 wagen, bie 
von den Großmädten erreichten Bortheile und vorläufigen Erfolge wieder in 
Frage zu fielen und ben Uebermuth Dänemarks neu zu ermutbigen, wenn nicht 
etwa bie Haltung von Deutichland ſelbſt Dazu auffordert. Steht jettt ganz Deutich- 
land zufammen, um beflimmte Forderungen für bie Herzogthümer einmlithig 
durchzuſetzen, fo Tann es nicht fehlen, daß ber bereditigte Wille Deutſchlands 
endlich zur Geltung komme. Abgeſehen von der ſchleswig-holſteinſchen 
Sache ſelbſt würde bamit das Sehnen aller Patrioten fih endlich 
erfüllen, daß Deutfhland in einheitlider Kraft feine gebüh- 
rende Stellung in den europätfhen Berbältniffen geltend made. 

Wenn bagegen bie Mittelftaaten, getrieben und geftütt durch bie bemo- 
fratifche Agitation, ſich weiter in offenen Gegenfag gegen bie beutichen Groß⸗ 
mädte fegen, wenn zugleich unfere Fortſchrittspreſſe laut vwerfündet, daß das 
dentſche Volk ganz Anderes wolle und erfirebe, als Preußen und Defterreich, 
wenn der Wahnwitz ber Vollsverführer ſich fo weit verirrt, zu verlangen, baß 
bie fähfiichen und hannoverſchen Truppen im Rüden unferer fiegreichen Heere 
in Schleswig eine zweifelbafte ober gar feindliche Stellung nehmen follen, — 
dann freifih können Deutſchlands Widerfacher in Europa fi wohl ermutbigt 
finden, den deutſchen Waffen in Schleswig die gewonnenen Erfolge zu verküm⸗ 
mern unb wo mögli wieder zu entwinben: flatt bes gehofften einheitlichen 
Aufihwungs würde dann für Deutichland aus der neuen Spaltung und Zer- 
fplitterung nur neue Schmach erwachſen. 

Doch wir hoffen, daß diefe neue Prüfung uns erjpart bleibe. Die beiben 
dentſchen Bormäcte, welche um Deutſchlands willen die Sache Schleswigs in 
ihre kräftige Hand genommen, werben ficherli auch ihren ganzen bunbesfreunb- 
fihen Einfluß auf bie deutſchen Regierungen anwenden, um bie fo wünſchens⸗ 
werthe Einigleit wieberherzuftellen. Die dentſchen Fürſten und Staatemänner, 
welche bisher abweichend von ben Großmächten nur eine ganz beftimmte Löſung 
ber ſchleswig⸗ holſteinſchen Frage unbedingt und ausſchließlich ins Auge gefaßt 
haben, werben e8 body als eine Bflicht erfennen müſſen, wenn es nicht in ihrer 
Macht fteht, gerade nur dieſe Löſung durchzuſetzen, im Berein mit Preußen und 
Oeſterreich jedenfalls dahin zu wirken, bat unter allen Umſtänden bie Selbft- 
Ränbigleit und Gemeinſchaft der Herzogtblimer und bereu inniger Verband mit 
Deutſchland anerlannt und gefichert werbe.” 


Engliſche Waffenftillftandd- und Konferenz: 
vorſchläge. 
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10. Februar. England macht Waffenfiillftandsnorfchläge. 
11. Februar. Hülfsgefuh Dänemarks an England, Frankreich, Rußland, 
13. Sebruar. Herr v. Bismard jagt bem engliichen Botfchafter, von Waffen⸗ 


ſtillſtand könne nad) Unficht der militärifchen Autoritäten nicht bie Rede 
fein, fo fange bänifhe Truppen auf der Inſel Allen fleben. 


Die Stellung Rußlande. 


16. Februar. Der ruſſiſche Bicelanzier Fürſt Gortſchakoff giebt dem engliſchen 
Botichafter mit Bezug auf das Hülfsgefuh Dänemarks ausweichende 
Erklärungen. 

Das Kaiſerliche Kabinet verzweifele nicht, bie Sache ſchließlich zu 
einer friedlichen Löſung zu bringen. Bon materieller Hülfe will er 
nichts wiffen, Davon ſtehe auch nichts ausdrücklich in der Depeſche 
Moraliihen Beiftanb zur Wieberherftellung des Friedens wolle Ruß⸗ 
land im weiteften Maße gewähren. Die VBermuthungen über die ge- 
beimen Pläne und Abfichten ber beutichen Mächte vermöge er nick zu 
prüfen: er bezweifele, baß Defterreich und Preußen felbft ven fpäteren 
Lauf ganz genau im voraus wiffen. Bei biefer Unflarheit ſei ber 
einzig richtige Weg: eine Konferenz. Inzwiſchen müfle man alle 
Bürforge dahin richten, da8 Band, welches die Kabimette von 

ien und Berlin noch an bie Berträge binbe, nicht zu 
zerreißen: daſſelbe fei in Wien ziemlich feft, in Berlin 
Iofer. Dan miüfle an beiden Stellen dahin wirken, daß es bis zur 
Konferenz vorhalte. 

19. Kebruar. England lehnt das Hülfsgejuh Dänemarks ab, da 
es nur in Gemeinfchaft mit Franfreih und Rußland handeln wolle. — 
Uebrigens hätten Defterreih und Preußen erklärt, daß fie die Jute⸗ 
grität ber däniſchen Monarchie nicht antaften wollen. 


24. Februar. Herr von Bidmard erflärt dem englischen Bot- 
Ihafter die Bereitwilligkeit Preußens zur Beichidung einer 
Konferenz aber ohne Waffenftillftand. 

26. Februar. Dänemark bittet um Aufſchub der Konferenz, 
da die Stimmung bed däniichen Volkes eö vorläufig ber 
Regierung unmöglich made, auf Unterhandlungen einzugehen. 

28. Februar. Frankreich lehnt die Konferenz ab. 

71. März. Einrüden der öfterreihiich=preußifchen Truppen in 
Sütland. 

7. März. Defterreih und Preußen notifiziren ben übrigen 
Bertragdmächten den Einmarſch in Iütland und gleichzeitig 
ihre DBereitwilligkeit zu Konferenzen mit Waffen: 
ftillftand. 

Die .... Regierung hatte gehofft, daß das däniſche Gouvernement 


verföhnlichere Sefinnungen an den Tag legen werde. In bdiefem Fall 
würden die beiden deutſchen Großmächte ſich beeilt haben, ihre militärijche 
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Aion zu unterbredden und auf Berhandlungen einzugehen. Wir müffen 
idoh mit Bedauern feftftellen, daß unfere Erwartung getäufcht wurde. 
Die geltung des Kopenhagener Hof, feine Weigerung, an den 
von England vorgejchlagenen Conferenzen theilzunehmen, legt uns bie 
Pfliht auf, in den Zwangsmaßregeln zu beharren, zu denen wir unfere 
Zufluht genommen. Wichtige Rrategifde Erwägungen haben die 
Ermähtigung begründet, welche dem Obercommandanten der öfterreichtich- 
preußifchen Eruppen gegeben murde, in Jütland einzurüden, um die 
Stellung feiner Truppen zu fichern und die in Fridericia zufammen- 
gezogenen Dänen im Schach zu halten, indem er fie verhindert, die Flanken 
der Armee zu bedrohen, oder alle ihre Kräfte der Vertheidigung der 
Düppeler Linie zu weihen. Die beiden Mächte haben um fo weniger ges 
zögert, diefe ftrategifche Bewegung zu erlauben, da fie berechtigt waren, 
Repreffalien gegen die Anordnung der dänifchen Regierung zu ergreifen, 
melde die Wegnahme der auf dem teer befindlichen Schiffe, nicht allein 
der friegführenden, fondern auch anderer Staaten des deutfhen Bundes 
befiehlt. Die hiermit den militairiſchen Operationen gegebene Ausdehnung 
ändert übrigens nichtd an den früheren Erklärungen der ... Regierung 
bezüglich ihrer Stellung zu dem gegenwärtigen Zerwürfniß. Um noch mehr 
zu beweifen, daß ihre verföhnlichen Gefinnungen aufrichtig find, und daß 
ihre Abſichten ſich nicht geändert haben, erklärt fi) die... Regierung 
bereit, mit Dänemark einen Waffenftillftand abzufchliegen, fei e8 nun 
auf der Bafis der gegenfeitigen Räumung der Stellungen zu Düppel und 
auf Alfen durch die dänifchen Truppen und der öfterreichifch- preußiichen 
Armee in Jütland oder des militärifchen uti-possidetis. In einem mie 
in dem andern Fall ftellt aber die... Regierung die Bedingung in den 
Waffenſtillſtand die Einftellung der Yeindfeligfeiten auf dem Meer miteins 
zujhließen, die von beiden Seiten gemachten Prifen herauszugeben und 
dos Über die in den Häfen befindlichen Schiffe verhängte Embargo auf- 
jndeben. Ebenfo erflärt ſich die... Regierung bereit, mit den betheiligten 

ähten in Sonferenz über die Mittel zu treten, die geeignet ' 
wären, den Frieden wiederherzuftellen.“ 


12. März. Am Bundedtage ftelt Bayern den Antrag auf An⸗ 
erfermung ded Prinzen von Auguftenburg ald Herzog von 
Holftein und auf Zulafjung jeined Bevollmächtigten zur 
Führung der Stimme für Holftein. Defterreih und Preußen 
erklären fi) Dagegen und beantragen Verweiſung des An- 
traged an den Ausſchuß. Lebtered wird mit 9 gegen 
7 Stimmen abgelehnt; der Antrag Bayerns bleibt, ohne 
Beftimmung einer Abitimmungsfrift, beftehen. 

17. März. Dänemarks Erklärung auf Annahme der vorge 
Ichlagenen Konferenz, aber auf Grundlage ded Londoner 
Vertrages. 
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Depeſche an ben dãniſchen Gefanbten in London: 

.. . Indem bie Fnigl. Regierung die Eonferenz annimmt, fie von 
der Werausfehung aus, baß die Unterpandlungen von 1851 i6 1852 im unpmei« 
ventiger ZWeife bie Grunblage ber Berhanblungen Bifben werben unb gibt fih ber 
Weffnung hin, baf, inbem fie ipren Beitritt von biefer Bebingung ab mad, 
ihre Anfichten au feinem Einwand Anlaß geben werben... Zür uns und für der 
Crfolg, eventueller Unterhanblungen ift e6 unbebingt unerfähfich, bafı jeder Plea 
eines Wblommens, ber mittelbar ober unmittelbar irgenb melden Einfluß ven 
Seite des deutſchen Bunbestags auf @ebiete, bie nicht zum deutſchen Bunde gehören, 
in fich zu begreifen ſcheinen Lönnte, von vornherein befeitigt wird... .“ 


19. März. Preußen und Defterreich lehnen die Forberumgen 
Dänemarks, die Vereinbarungen von 1851/52 zur Grund⸗ 
lage ber Konferenz zu machen, ab. 


Depeſche des engliſchen Geſandten in Berlin: 
ES) Hatte heute früh mit Hrn. v. Bismard wiederholt eine Uuterrebumg. 
Se. Ereellenz begann fie mit ber Bemerlung, baß er bie Befehle des Königs 
über bie Angelegenheit entgegengenommen habe, baß es nad) Auficht Ex. Raie 
Rät und ber. Regierung für Preußen unmöglich fei, an einer Conferenz auf ber 
Srunblage von 1851 —52 theilzunehmen, unb baf bie äfterreichiiche Regierung, 
der ein dahin lautenber Vorſchiag acht worben fei, fofort nach Berlm tele 
graphirt habe, daß fie biefen Boriclag fir unzuäffig Halte. Cr fagte: Dän- 
mark habe ſich 12 Jahre lang gemeigert, bie Berpfüchtungen von 1851 —52 pa 
erfüllen, unter bem Borgeben, daß eẽ mı lich jei, und jet, wo I. Maj. Re 
gierung eine freie Eonferenz vorſchlage unb Deflerreih und Preußen bereit feien, 
diefelbe zu beſchicken, erhebe bie daniſche Regierung ben Anſpruch, bie Bebin- 
ingen für ben Zufammentritt ber Conferenz vorzuicreiben, und ſchlage al 
—— für ipre Berathungen Abmachungen vor, auf Gaund deren eine Schlichtung 
ber Suiffgfeiten wißchen Deutfehlanb und Dänemart herbeizuführen fich 12 Jehre lang 
als unmöglid erwiejen habe. Ich antwortete: ber Vorſchlag Dänemarks fei zidet- 
beftoweniger eine logiſche Folge ber von Preußen und Defterreih am 31. Janzar 
abgegebenen Erklärungen Über den Zwed ihres Einmarſches in Schleswig. Sie 
ten damals gejagt: fie ſtänden im Begriff, in das Herzogthum einzuräden, 
um ben Abmadungen von 1851 —52 Geltung zu verichaflen, und ba Däuemurt 
finde, daß es dem von ihnen zu biefem Zweck ansgeübten Drud nicht länger 
wiberfiehen Lönne, fo erfläre es fich —E mit ihnen an einer Gonferenz 
teilzunehmen, um einen leich auf mblage jenes Ablonmens zu Stande 
bringen. Hr. v. Bismard bemerkte: die daniſche Re mäffe dech ein- 
Fer, daß bie Abmachungen von 185152 burdh den Gnft 8 geworben 
fein, und bürfe nicht erwarten, im Jahr 1864 dieſelben Fri i » 
erlangen, bie ihr Sei Beendigung des Kriegs von 1848 bewilligt eien. 
Ich erwieberte, daß es mir nicht um irgendwelche beftimmte riebensbebingung: 
su tun fe“ 


20. März. Sranfreih will für ben Ball eines wirklichen Zu 
ſtandekommens ber Gonferenz, den Vorſchlag machen, den 
Wunſch der Benölferungen“ einer neuen Löfung der beutjd- 
daͤniſchen Streitfrage zu Grunde zu legen. 

Depeſche Drouyn be 1’ Huysan ben franz. Botſchafter in Louden: 


—L die der Uı „ welde wzüber- 
agide Sinbernfie 1 jan Brbts —— 


225 
1864. . 
gegentwärtigen Krieg berührten Intereſſen zu prüfen, ohne fich ausſchließlich von 
dem Buchſtaben des Bertrags beflimmen zn lafjen. 

„Der Segeuftand und ber wirkliche Charakter biejes Streites ift offenbar 
tie Rivalität der Vollsſtämme, welche die däniſche Monarchie bilden. Es tritt 
bei jedem berfelben fein Nationalgefühl an den Tag, deſſen Stärke nit in 
Zweifel gezogen werben kann. Was kann deshalb natürlicher erſcheinen, ale daß 
man, in Ermangelung einer allgemein anerfannten Regel, den Wunſch ber 
Benöllerungen zur Grundlage nimmt? Diefes Mittel, welches mit ben 
wahrbaften Interefien beider Theile übereinftimmt, ſcheint uns am geeignetften, 
ein billiges und die Gewähr ber Dauer bietendes Ablommen herbeiguführen, 
Indem wir die Anwendung eines Örundprinzipe unferes öffent- 
liden Rechtes verlangen, und indem wir fomwohl für Dänemark als für 
Deutihland ben Vortheil diefes Principe in Anſpruch nehmen, glauben wir bie 
gerehtefte und leichteſte Löſung biefer Frage vorzufchlagen, welde in ganz Europa 
eine fo lebhafte Unruhe hervorruft.“ 


21. März. England will die von Dänemark geftellte Bedingung 
für die Betheiligung an der Konferenz nicht als eine ab- 
folute, jondern nur als eine von Dänemark zunächſt neben 
möglichen anderen vorgefchlagene betrachten. 

21. März. Aus der däniſchen Thronrede zum Schluß bed 
Reichstages: 

„Noch ſtehen wir allein! Wir wiſſen nicht, wie lange Europa ein müßiger 
Zuſchauer der Gewaltthat, die man gegen Uns und Unſer Volk übt, ſein will. 
Wir wiederholen dem Reichstag Unſere Zuſage. Wir ſind willig, alles zu thun, 
um einen Frieden zn erreichen, mit welchem dem Vaterlande gedient fein kann; 
aber das müſſen Unſere Feinde wiſſen, daß die Zeit noch ſehr fern liegt, wo Wir 
ober Unſer Volk dazu gensthigt werben könnten, Uns einem für Dänemark be- 
mätbigenden Frieden zu unterwerfen. Eures Königs letztes Wort an Euch unb 
bie, welche Euch gewählt haben, fei Ausdauer! Gott jet mit Euch!” 

Defterreih und Preußen nehmen den engliihen Bor» 
ſchlag einer Konferenz ohne Waffenftillitand und 
ohne beftimmte Baſis an. 

23. März. England fündigt Konferenzen an, ald deren Bafis 
Schlechthin anzunehmen: daß Mittel geſucht werden, 
um dem Norden Europa’8 die Segnungen des 
Friedens wiederzugeben. 

29. März. Preußiſche Depeſche über die Konferenzen. 

Herr v. Bismard an die Vertreter bei den Deutichen 
Höfen: 

„Die königlich großbritanifche Regierung hat, indem fte die von Däne⸗ 
mark een FB afıs fallen lieh in — 2*— Würdigung der Ver⸗ 
bältniffe gehandelt. Wir fomohl als das Wiener Cabinet hatten derfelben 


auf daß beftimmtefte erklären müſſen, daß wir diefen Vorſchiag Dänemarks 
weder als Bafis no als Ausgangspunkt einer Conferenz annehmen 
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könnten, ohne in Widerſpruch mit uns jelbft zu gerathen. In der That 
baben wir fofort bei Eintreten der Triegerifchen Maßnahmen, und wieder 
bolt in dem Verlaufe derfelben, die auch Ew.... bekannte Erklärung 
abgegeben, daß wir jene Berabredungen nunmehr als hinfällig betrachteten, 
und Daß, nad) den Opfern, welche das Widerftreben Dänemarks uns auf 
erlegt, auf diefelben nicht mehr zurüdgegangen werden könne. Durch eine 
einfache und vollfländige Erfüllung feiner Trüberen Verpflichtungen hätte 
Dänemark die nothwendig gewordenen Schritte abwenden können, und «6 
hätte dann vielleiht nur einer VBerftändigung über die Bürgfchaften ber 
durft, welche wir auch in diefem alle, nach der Erfahrung der ver 
gangenen zwölf Jahre, für die zukünftige Erfüllung zu fordern berechtigt 
gewejen wären. Jetzt bat ‘Dänemark jelbft auf das Unzweideutigſte dar- 
—5— daß es nur durch Zwang und Anwendung von Gewalt zu der 
üllung von Pflichten würde angehalten werden können, die es that 
—5 ——* verlegt hatte. Wir können es weder mit den 
flihten gegen das eigne Land, noch mit denen gegen Deutid- 
land vereinbar eradten, einen Zuftand berzuftellen, der fig 
als unhaltbar erwiefen hat, und defien Aufrechterhaltung uns jeden 
Augenblid von Neuem in die Lage verjegen könnte, diefelben nnd ſchwerere 
Oper zu bringen, ohne für diefelben irgend eine Compenfation zu erhalten. 
Es liegt im Intereſſe des europäifhen Friedens felbft, an die 
Stelle eines ſolchen unbaltbaren Zuftandes, an welden mir 
uns früher gebunden erachten mußten, von welhem aber Däne- 
marf ſelbſt uns jegt entbunden bat, einen anderen, haltbaren 
und naturgemäßen au fegen, welder die Bürgfchaften feines 
Beſtehens ın jich felber trage. Die Mittel und Wege zu einem folden 
politiſchen Syſtem zu finden, und dadurch einen dauerbarten Frieden zu 
begründen, kann allein die Aufgabe der von England vorgefchlagenen 
Eonferenz fein, und nur zu diefem Zwed und mit diefer Abficht können 
wir diefelbe annehmen. Der Deutſche Bund befindet fi in diefer Be 
ziebung in derjelben Lage, wie wir und Defterreih. Zwar hat derſelbe 
an den auf dem internationalen Rechte in Betreff Schleswigs bafirten Maß—⸗ 
regeln der beiden Mächte bis jegt noch nicht theilgenommen; aber ſchon 
die bloße Durchführung feiner bundesredhtlihen Kompetenz in Betreff 
Se bat ihm Opfer auferlegt und er Tann jeden Augenblid in ten 
all kommen, auch feine internationalen Anſprüche auf dem Wege des 
Bmwanges geltend machen zu müflen. Auch in feinem nterefle liegt eb 
daher, die Befahren zu entfernen, welche aus einer Fortdauer der bıt- 


berigen Zuflände immer von Neuem entfpringen müffen, und nicht minder .. 


entfpricht e8 feinem nterefie, dag die neu zu gründenden Berhält⸗ 
niffe und die dafür zu gewinnenden Bürgfchaften eine völler— 
rehtlihe Sanction erhalten, wie fie durch die vorgefchlagene 
Eouferenz bezwedt wird.“ 


28. März. Reſolutionen des 36. Ausſchuſſes als Grundlage 


für Beichlüffe der demokratiſchen Verfammlungen. 


„1) Die Herzogthümer Schleswig - Holftein haben das Recht, eng mit ar -⸗ 
anter verbunden, von Dänemark vellfländig getrennt unter ihrem eigenen -: 


> 
“ 


‘“ 
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Fürſten zu leben. 2) Jede Entieheibung, bie wider ben Willen bes Volks über 
fin Schicſal getroffen wird, jede Uebereinkunft mit fremden Mädten, 
vie da8 Recht ber Herzogthümer preisgibt, if null und nichtig, iſt 
eine rechtloſe Gewaltthat und zugleih ein Berrath an den Inter- 
ejien unb ber Ehre Deutihlanbe. Der nähfte Moment wird fie 
jerreißen unb vernichten. 3) Noch immer fehlt uns eine georbnete Ber- 

der Nation, ein beutiches Parlament! Deshalb erhebt das Boll un- 
mitte feine Stimme. Wir laffen nicht ab, bie nationalen Forderungen be- 
barrlich auszusprechen, die Inhaber der Gewalt zu mahnen und zu warnen. Ver⸗ 
halt jede Mahnung erfolglos, jo mögen bie Shuldigen dem verdienten 
Geſchick anheim fallen.” 


30. Maͤrz. „Null und nichtig.“ 
Aus der „Provinzial- Eorrespondenz.“ 


„sn ganz Deutihlanb haben am Oftermontage demokratiſche Verſammlungen 
Rattgefunben,, in welchen bie Thaten ber beiden beutihen Grofftaaten in Bezug 
auf Schleswig - Holftein im voraus für „null und nichtig” erklärt worden finb. 

Die Worte „null und nichtig“ haben in unferem dffentlichen Leben jeit 
Jahr und Tag eine traurige Berühmtheit erlangt, indem bie Fortfchrittspartei 
gewiffe ihr nicht angenehme Dinge, bie fie thatjächlich nicht zu befeitigen und zu 
überwinden im Stande war, kurzweg buch bie Erklärung aus der Welt zu ſchaffen 
Inhte, dieſe Dinge feien eben null und nichtig. Unterbeß aber gehen die That⸗ 
iachen, von welchen jene Partei nichts wiſſen will, ungeflört ihren Gang und es 
erweiſt ſich, daß nur die Thaten und Befchlüffe der Demokratie „null und nichtig“ 
find, während die Regierung ihre Aufgaben für das Wohl bes Landes ruhig, ge- 
wiſſenhaft und erfolgreich erfüllt. 

Das ganze preußiiche und deutſche Vaterland freut fich der rubmoollen und, 
ſo Gott will, heilbringenden Thaten unferer Truppen in Schleewig: nur bie 
anverbefferlichen PBarteimänner figen im Schmollwinkel und behaupten, daß doch 
ki der ganzen Kriegführnng Alles „null und nichtig“ ſei. 

„Null und nichtig“ ift nach dem Urtheil des „richtigen“ Kortfchrittsmannes 
die reorganifirte Armee, burch welche e8 möglich war, in Überrafchenb kurzer Zeit 
kiegsfertig in Schleswig zu flehen, — „null und nichtig“ bie Hälfte ber Regi⸗ 
menter, welche Preußens Kriegsruhm vor Düppel und Fridericia kräftig erneuern. 
Die neuen Regimenter von Linie und Garde lönnen im Verein mit den älteren 
duch ihre Tapferkeit wohl den Dänen zu fchaffen machen, — aber für den Fort» 
rittsmann find fie „null und nichtig“, weil die Reorganifation, durch welche 
ke ins Leben gerufen find, ſich ber gufimmung von Walded und Senoffen nicht 
u erfreuen bat. Dies wird jedoch bie braven Truppen nicht hindern, im rühm- 
iben Wetteifer mit ben alten Regimentern ben Bahnen, bie ihnen ber Kriegs- 
derr vor wenigen Jahren verliehen, Ehre zu machen. 

„Null und nichtig“ find aber ferner die Selber, durch welche die Truppen 
unterhalten werben. Mit Freuden hört das preußiiche Boll, daß bie Einrichtungen 
fär die Berforgung und Verpflegung unferer Truppen auf ganz muſterhafte Weiſe 
gerrbnet find: von allen Seiten werben Zeugniffe laut für bie Bortrefflichleit 
aller getzoffenen Beranftaltungen. Freilich hat fich die Regierung in Bezug auf 
te Gelbmittel dabei helfen müffen, wie fie eben konnte; denn das Abgeorbneten- 
sus bat ja für ben Krieg, obgleich es benfelben für unvermetblich hielt, dennoch 
die Mittel nicht bewilligt, weil der König fich nicht ohne Weiteres dem Willen 
ta Kortfchrittspartei in Bezug auf die letzten Ziele bes Krieges fügen wollte. 
der Minifter » Bräfident von Bismord fagte deshalb: die Regierung werde unter 
'skhen Umfländen bie Mittel zu ber nothwenbigen Kriegführung nehmen müfjen, 
=: fie diefelben finde. Glücklicher Weife ift Preußens Finanzverwaltung auch in 
der fogenannten bubgetiofen Zeit jo vorſorglich und fparfam, daß bie Regierung 
tut fo ohne Weiteres in wirkliche Geldverlegenheit gerathen faun. Gerabe in 

15* 
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ben letzten Jahren fcheint fo vortrefflich getwirthichaftet zu fein, daß zunädi 
wohl an Gelb fein Mangel war. Freilich wäre es gi wenn biefes Gelb 
zu anberen wichtigen Sweden, zu wünſchenswerthen Berbefferungen auf manden 
Gebieten der Berwaltung verwendet werden Fönnte, nnd deshalb hatte die Regie- 
rung für ben jetigen Krieg von vornherein die Bewilligung bejonberer Mittel 
- beantragt. Da dies aber abgelehnt worden, fo wirthichaftet die Regierung fürerl, 
fo gut fie eben kann, aus den vorhandenen Weberfhäffen. — Run lommen aber 
die Fortjchrittsmänner und fagen: es gebe feine Ueberfchüffe, weil es gar keinen 
(vom Abgeordnetenhauſe genehmigten) Staatshaushalt gebe. Täglich beweiſen 
fie in ihren Zeitungen, daß bie Regierung gar fein Geld haben könne. Die Re 
ierung aber geht guten Bewußtjeins und freubigen Muthes ihren Weg; bi: 
Erup n befinden ſich bei der Verpflegung aus ben „null und nichtigen” SKaflen 
fehr wohl, und obgleich auch die Munition aus folden „null und nichtigen” Gel- 
dern beſchafft if, fo treffen Doch die Schüffe aus unferen Zündnabelgewehren unt 
gezogenen Geſchützen darum nicht um ein Haar fchlechter. 

Eben fo wird es hoffentlich auch mit den ſchließlichen Erfolgen ber Krieg 
führung geben. Während bie Heere Preußens und Defterreich® mit fräftiger The: 
für die gefränften Rechte Schleswigs und Holfteins eintreten, erbreiften ſich bie 
Schwäter, beim Glaſe Bier die Thaten der Großmächte zum voraus für „null 
und nichtig“ und als eine „machtloſe Gewalttbat” zu erllären. Wohl verfudt 
bier und da eine vereinzelte Stimme aus ber ortichrittspartei, das Thoͤrichte 
und Wiberfinnige ſolchen Beginnens zu belämpfen: die Worte ber Vernunft usb 
ber Befonnenbeit verhallen in dem Taumel ber Barteileibenfchait. 

Doch die Macht der That ift eben gewaltiger, als das Wortgepränge ver- 
wirrter PBarteirebner. 

Den Abgeorbnetenhauje hat Nichts fo jehr gejchabet, als daß es fort umr 
fort Thaten der Regierung für „null und nichtig“ erklärte, bie e8 doch im Eruſte 
weber beieitigen konnte noch wollte, daß es Bngegen feinerfeits Beſchlüfſe faßte, 
he Fo es felber wußte, daß fie in Wirklichkeit „null unb nichtig” bleiben 
mußten. 

Ebenſo wird bie Yortichrittspartei gegen die Macht der Thatſachen ver 

eblich anlämpfen: fchon jett geſtehen felbft Die liberalen Blätter offen ein, daß 
de das deutſche Bolt von biefem Zreiben mit Worten unb Refolutionen ab 
wende, weil e8 baffelbe als völlig eitel, al8 wahrhaft „null und nichtig“ erfennt. 

Das Borgeben der Großmächte aber wirb ebenfo, wie es thatkäitig iR. 
auberäifie auch von gejegnetem Erfolge fein für die Sache ber Herzogthlimer um 
für die Macht und Ehre Deutichlande.” 


18. April. Erſtürmung der Büppeler Schanzen. 


Der Sieg und jeine Folgen. 
Aus der „Provinzial- Korrespondenz.“ 


„Der 18. April, ein Tag der Ehren und uuvergänglicen Rubmes für 
Breußen, bat mit Hecht Überall die Zuverſicht erhöht, daß der Zweck, für melden 
unfere braven Krieger hinauegegogen find, bie Befreiung unjerer beutichen Brüder 
in Schleswig unb Holftein vom däniſchen Ioche, warbaftig nud vollſtändig erreicht 
werben muß. 

(Rah einem Rüdblid auf die bisherige Entwidelnng der Sache heißt es 
banıı weiter:) 

Die Dänen haben uns durch Übermüthigen Troy von ber PBfanbuehsm 
zum offenen Kriege geführt, in einem beichwerlichen Winterfeldzuge haben te 
allürten Armeen alle Mühjeligleiten und Laften bes Krieges zu tragen gehabt, 
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und das nunmehr vor Miffunde, Deverfee und zuletzt vor Düppel dergoifene 
tbeuere Blut fchreit zum Himmel, baß ber Tyrannei und der Tüde ber Dänen 
in deutſchen Gauen ein für alle Mal ein Ende gemacht werbe. 

Die Sieger von Düppel werben den Boden, auf welchem fo viele ihrer 
Kameraden ihr Herzblut für die Freiheit der Herzogthümer vergofien haben, nicht 
verlaſſen, bevor fie ihn für immer befreit und mit Deutſchland vereinigt 
wiſſen. 

König Wilhelm, ber Befreier Schleswigs vom däniſchen Joche, im Bunde 
mit dem Kaiſer Franz Joſeph, hat den Herzogthümern perſönlich die Bürgſchaft 
gegeben, daß er ihre heilige Sache zu einem guten Ende führen wolle. Mögen 
die Schleswig⸗ Holſteiner, möge ganz Deutſchland vertrauen, daß die „heilige 
Sache“ in guten Händen iſt!“ 


Erfies Hervortreten des Aunerionsgedankens. 


Mat. Adreffe in den Herzogthümern verbreitet: 


. .. Ew. k. Mai. Feinde find unfere Feinde! Sie find unferes Larıbes 
ſchonungsloſe, rückſichtsloſe Ausfanger und Unterbrider geweien. . . . Wir wagen 
es, in biejem feierlichen Augenblid auszuſprechen, was die Bruſt vieler Taufenbe 
bewegt und die laute freude unfere® Herzens noch mit einem Wöllchen bangen 
Schweigens verfchleiert: ter Sieg ber Preußen würde fih in unjer Aller ent- 
ſetzlichſtes Unglüd, in ben vollflänbigften Ruin unferer Familien verwandeln, er 
würde Zaufende von uns auf immer von bem Boden ihres Geburtslandes ver» 
bannen, wenn Ew. Maj. nah dem, was ſich jett unter uns zugetragen, Ihre 
ſchützende Hand von uns abzögen und uns unter irgend einer Form wieberum 
dem däniſchen Regimente Überließen. Königlihe Majeſtät! Ein gemeinfames 
Band des Schutzes und Trutes gegen Dänemark und jeden andern äußern Yeind 
umfhlinge unfer Land bis zur Königsau mit Preußen! Schleswige Söhne find 
bereit, ihre Seetlchtigleit auf ber preußiſch⸗deutſchen Kriegsmarine zu bewähren 
and mit Preußen und Deutfchlanb gegen ganz Europa einzuftehen für bes 
preußifch » deutſchen Reiches Grenze an ber Königsau und für der Herzogthümer 
Selbftregierungsreht und innere provinziale und locale Freiheit und Selbflän- 
digkeit. Die Integrität des preufifch - deutichen Reiches deutſcher Nation ˖bis zur 
Königean und bie innere Selbftändigleit der Herzogthlimer, das fei unfer, jet 
Prengens und ganz Deutſchlands oberftes Princip, Feldgeſchrei und Loſung! 
Möge ber Gott der Heerſchaaren und Schlachten, der auch der Gott des Völker⸗ 
glüäds und der Wohlfahrt des Einzelnen ift, Ew. Majeftät Herz Ienten, daß es 
in diefer für unfere, für Preußen und Deutſchlands Zukunft vielleicht auf Jahr⸗ 
hunderte entſcheidenden Zeit, unbellimmert um ber Engländer, Ruſſen, Franzoſen 
Dreinzeden, fich entichließe und handle, wie Ew. Majeftät großer Ahnherr, wie 
6 Bricbrig folder Lage und Aufgabe gegeniiber fich entſchloſſen unb gehandelt 

würde.” 


11. Mai. Adrefje des Grafen von Arnim-Boipenburg 
und Genofjen an den König von Preußen. 

— — „Zwei Säte ergeben fi Mar und unwiberleglich für eben, ber 

ein Berfländniß hat für preußifche Ehre und für das Schidfal deutſcher Stammes⸗ 

genonen 


„Sinmal: Wenn dur den hartnädigen Trotz bes Gegners bie verbün- 
beten Armeen ber deutihen Großmächte gerechte Forderungen mit blutigen Opfern 
erlämpfen mußten, wenn Preußen Tauſende feiner Lanbesfinder am großen Tage 
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ber Entſcheidung auf dem Kampfplatze biuten ſah unb betrauert, jo muß für 
folden Preis ein würbiger Lohn gewonnen werben. 

Zweitens: Wenn bie däniſche Regierung jchon vor biefem Kampfe ein un- 
erträgliches Joch auf die Schultern der deutſchen Herzogthümer legte, fo hat ihr 
Berfahren während des Kampfes fie vollenbs unfähig gemacht, ferner über die 
jelben zu herrſchen. Die nationale Erbitterung, welche fie bort zwiſchen der dent 
ſchen und bänifhen Bevölkerung gefhürt und zur höchſten Höhe gefleigert hat, 
hehe —— und erträgliche Exiſtenz ber erſteren unter — ** Herr⸗ 

unm 

Wir halten die Trennung des deutſchen Schleswigs und Holſteint von 
Dänemark, und ihre Bereinigung zu einem Ganzen, — ſei es uuter einem ei⸗ 
genen Landesherrn und dem wirkſamen Schuge eines mächtigen beutichen Staated, 
ſei e8 ale ein Theil dieſes letzteren, — für bie einzige Löfung, welche die Opfer 
lohnt, bie wir gebracht, welche Dauer bes Friedens und Wohlbefindens für bie 
Betheiligten verſpricht. — Allergnäbigfter König und Herr! Das preußikhe Voll, 
deß find wir gewiß, wirb feine Opfer fcheuen, um Eure Königliche Majeflät in 
den Stand zu fegen, biefe Löiung mit aller Kraft zu verfolgen. Wir betrachten 
es als eine heilige Pflicht gegen das Baterland, wie gegen unſere gefallenen 
Brüber: einzufteben dafür, daß ihr Blut nicht umfonft efloflen ft, — ne 
eine Frucht trage, für welche Preußen in allen ferneren Seiten feiner beivenud- 
thigen Opfer in Dankbarkeit gebenten kann.“ 


23. Mai. Antwort Sr. M. des Königs. 


„sh habe gern die Adrefie entgegengenommen, in welder Ex 
Mir Zeugniß geben von der Bereitmilligleit des Preußiichen Volks, 
Mich bei einer Löſung der ſchleswig⸗holſteiniſchen Frage zu unters 

« lügen, die für den Preis de8 Mir theuren Blutes 1, vieler 
Tandesfinder einen würdigen Lohn gewähre. Diefen Lohn werden 
wir in der Erreichung der Ziele finden, für welche Ich im Bunde 
mit dem Kaiſer von Oeſterreich die Waffen ergriffen habe. Ju 
Gemeinſchaft mit Deinem erhabenen Berbündeten werde Ich, fo 
weit Gott es in Unfere Macht geftellt bat, dafür Sorge tragen, 
daß Unfern Landsleuten in den Serzogthümern volle Sicherheit 
gegen die Wiederkehr der Bedrüdung durch dänifche Herrichaft ges 
währt werde, und daß Wir wirkfame und dauernde Bürgfchaften 
gegen die Gefahren fernerer Störungen des Friedens an der beut- 
jhen Nordgrenze gewinnen. 

Für diefes Ziel haben die verbündeten Mächte auf dem 
Schlachtfelde gefämpft, und auf der Konferenz erftreben Bir eb 
gegenwärtig mit der vollftändigen Freiheit ber Entihlichung, d 
welcher Wir durch das Berhalten Dänemarks und durch die Er- 
eigniſſe beredhtigt find. Welche Form Wir der Löfung unferer 
Aufgabe zu geben gedenfen, darüber werden Sie, während bie 
Berbandlungen ſchweben, feine Yeußerung von Mir erwarten. 
Aber, wie Sie die Gewißheit haben müſſen, daß Ich Preußens 
Ehre unter allen Berhältnijien wahren werde, fo wollen Sie auch 
mit Mir an dem Vertrauen fefthalten, daß die Opfer, welche Vir 
ber deutfchen Sache gebracht haben, auch für die Iutereflen unſeres 
engeren Baterlande8 fruchtbringend fein werden. 

Diefes Vertrauen wird in Mir durch die Worte gefräftigt, 
welche Sie an Mich gerichtet haben, und für welche Ich Ihnen 
von Herzen danke, indem Ich denjelben einen neuen Beweis der 
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warmen umd einmütbigen Gingebung entnehme, auf melde Ich 
bei dem preußifchen Bolle in allen Fällen rechnen darf, wo es 
fih um die Größe und die Wohlfahrt des gemeinfamen Vaters 
landes handelt.“ 


Sosfagung Preußens von dem Sondoner Bertrage. 


15. Mai. Depeſche Bismards an den preußiihen Gefandten 
in 2ondon. 


„Da in dem bevorfiehenden Sigungen der Gonferenz vorausfichtlich 
die Frage über die Stellung ber beiden deutſchen Mächte zu dem Londoner 
Bertrage von 1852 zur Erörterung fommen wird, finde ich mich darüber 
zu folgenden Bemerkungen veranlaft: Bis zum Tode des Königs 
Friedrich VII. konnten die deutfchen Mächte erwarten, daß die Krone 
Dänemart den gegen fie übernommenen Verpflichtungen nachlommen, und 
dag dadurch und durch eine, bis dahin immer unterbliebene Vorlage des 
Thronfolgegefege® an die Stände der Herzogthümer die im Londoner 
Zractat ım’3 Auge gefaßte Thronfolge»- Ordnung zu vollem rechtlichen Be- 
ande gelangen würde, ehe der vorgeſehene Fall der un 
wirklich einträte. Mit dem Tode ded Königs wurde Diele Ermartung 
nicht allein Hinfällig, ſondern der Nachfolger defjelben auf dem bdänifchen 
Thron bekundete durch den Act vom 18. November fofort die Abficht, 
jenen Berflihtungen nicht nachzulommen. Die königliche Regierung hat 
aranf fofort auf die Connexität diefer Verpflichtungen mit der beabfichtigten 
Thronfolge Dehnung aufmerffam gemacht — worüber ich unter Anderem 
nur auf meinen Erlaß vom 23. November vor. J. zu verweilen brauche 
— umd wiederholt erklärt, daß fie ſich hiernach für berechtigt erachten 
mäfle, den Tractat von 1852 ald nidyt mehr bindend für fie anzufehen. 
Denn fie nicht ſogleich ihren Rücktritt von demfelben ausſpreche, fo 
thue fie dies nur aus Nüdfiht auf die übrigen Mächte nnd in 
der Hoffnung, daß eine Nachgiebigkeit Dänemarks durch Zurüdnahme 
des offnen Bruchs feiner Verpflichtungen, die Borbedingungen noch 
wieder herftellen und die Möglichkeit der Erhaltung des Friedens dar⸗ 
bieten könne. 

„Setbft ala diefe — getäuſcht war, als mit dem 1. Januar 
die vertragswidrige Conſtitution für Schleswig nicht allein nicht zurück⸗ 
enommen, ſondern in’8 Leben getreten war, haben die beiden deutſchen 

&chte noch Feinen unmittelbaren Gebrauch von ihrem Rechte machen 
wollen. Sie haben noch in dem Yugenblide, wo Dänemark fie zu 
kriegeriſchen Maßregeln genäthigt — durch die Depeſche vom 31. Januar 
dB, J. erklãärt, daß fie nicht beabfichtigen, das Princip der Integrität der 
diniihen Monarchie anzufechten. Aber fie haben gleichzeitig ausdrudlich 

tt, daß ein fernered Beharren Dänemarks auf dem eingeichlagenen 
Wege fie zu Opfern nöthigen würde, welche es ihnen zur Pflicht machen 
fönnten, die Combinationen von 1852 aufzugeben, und fiber eine andermeite 
Ordiumg eine Berftändigung mit den Unterzeichnern des Londoner Trac 
its zu ſuchen. Diefer Fall iſt vollitändig eingetreten. Die dänifche 
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Regierung bat ihr Beharren auf der Weigerung bis auf's 
getrieben und den bewaffneten Widerftand bis zuletzt fortgejegt. 

„Nah allen dieſen Borgängen tann die Regierung fid in 
feiner Weife mehr an die Berpflihtungen gebunden eradten, 
welde fie am 8. Mai 1852 unter anderen Borausfegungen ein- 

egangen war. Diefer Vertrag ift von ihr mit Dänemark und nit mit 
Ben anderen Mächten abgejchlofien, und nur zwiſchen Kopenhagen und Berlin 
find die Natificationen ausgewechſelt, uicht zwiſchen Berlin und London 
oder St. Petersburg. Selbft wenn, was wir nicht zugeben, der Londoner 
Bertrag zwiſchen uns und den Neutralen Verpflichtungen zu fchaffen bes 
flimmt geweſen wäre, jo würden folche mit dem Bertrage ſelbſt hinfällig 
fein, fobald letterer e8 wegen Nichterfüllung feiner Vorbedingungen wäre. 
Die königliche Regierung erachtet fi danach, in Uebereinftimmung mit 
der Erklärung vom 31. Januar, als volllommen frei von allen Ber: 
pflihtungen, die aus dem Londoner Tractate von 1852 gefolgert 
werden könnten und beredtigt, jede andermeite Combination, 
ganz unabhängig von diefem Zractat, zu erörtern, 

„Daß die Löfung einer Frage, deren europäifche Tragweite die künigl 
Regierung niemald vorlannt bat, in Gemeinſchaft mit den übrigen Groß—⸗ 
mädhten verfucht werde, folgt aus der Natur der politifchen Beziehungen, 
und die Föniglihe Regierung bat in dem Schlußjag der Exflärung vom 
31. Januar nur diefes natürliche Verhältniß anerlannt. ‘Durch die An 
nahme der englifchen Einladung zur Conferenz bat fie auch ‚durch bie 
That ihre Bereitwilligleit gezeigt, die Mittel dazu gemeinfom aufzufuchen 
und zu berathen; und die und nichts Anderes Tann die Aufgabe der 
Eonferenz fein.“ 


Zur Annerion Schledwig-Holfteind an Preußen 
16. Mai. Brief Bismarcks (an einen Ungenannten). 


Ich begreife Ihre Bedenken gegen die Adreſſe, die aber dennoch, 
meiner Anfiht nad, gegenwärtig mit nüglichen Drude iu die diploma- 
tifhe Lage eingreift. Ich kann mid darin allerdings täufchen; denn je 
länger id in der Politil arbeite, defto geringer wird mein Glaube an 
menſchliches Rechnen, und wenn Gie ein inneres Widerftreben fühlen, 
fo rede ich um fo weniger zu, als ich gerne mit gutem Gewiſſen möchte 
behaupten können, daß es feine von der Regierung gemachte Stimmung 
ift, die fi darin wiederſpiegelt. Die augenblidtiche age ift aber fo ge 
artet, daß es mir zweddienlich fcheint, gegen das Dänenthum 
anf der Eonferenz alle Hunde loszulaſſen, welche beflen wollen 
(verzeihen Sie dieſen ‘Sägervergleih); das gejammte Geläut der Meute 
wirft dahin zufammen, daß die Unterwerfung der Herzogthämer 
unter Dänemark den Ausländern unmöglid erfheiut und daß 
legtere genöthigt werden, Programme ın Betracht zu ziehen, 
welche die preußifce Negierung ihnen nicht bringen fann. Ih 
rechne in der legteren Beziehung zu diefen Ansländern auch die Holfteiner 
felbft, nebft dem Auguftenburger und allen ewig lUngebeelten bis 
Konigsau. Die Herzogthlimer haben fich biöher an die Wolle des 
burtStagslindes in der deutfchen Familie und an den Gedanken gemöhnt, 
dag wir und auf dem Altare ihrer Particularinterefien willig zu opfern 
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und für jeden einzelnen Deutſchen im Norden von Schleswig die Eriftenz 
Preußens einzufegen haben. Diefem Schwindel namentlih wird "die 
Areffe entgegen wirken; einen fo ftarken Effect, daß er ung Berlegenheit 
bereitet, befürchte ich nicht. Würde bei uns die Nation fo flarf von 
preußiſchem Ehrgeiz erfaßt, daß die Regierung nicht mehr belebend, 
fondern mäßigend fich dazu zu ftellen hätte, fo würde ich diefen Zuftand 
durchaus nicht beklagen. 

Sie fehen daraus, wie ich nah Menſchenwitz die Sache auffafle; im 
übrigen fleigert fich bei mir das Gefühl des Dankes für Gottes bishe⸗ 
rigen Beiftand zu dem Bertrauen, daß der HErr au unfere Irr⸗ 
thümer zu unferem Beften zu wenden weiß; das erfahre ich 
täglich zu heilfamer Demüthigung. — Zur Beleuchtung der Situas 
tion bemerkte ich noch jchließlih, daß mir die preußifhe Annerion 
niht der oberfte und nothwendige Zwed ift, mohl aber daß ans 
genehmfte Reſultat.“ 


Bie Aondoner Konferenzen und der Waſfenſtillſtand. 


20. April. England verſucht die Sonferenz zu eröffnen, ohne die 
Ankunft des DVertreterd des deutſchen Bundes abzuwarten. 
Deiterreih und Preußen nehmen feinen Theil daran und 
zwingen die Conferenz, ſich auf den 25. zu vertagen. 

9. Mai. Bereinbarung eined Waffenftillftands auf folgenden 
Grundlagen: 

Die Zeindfeligleiten zu Waller und zu Lande follen vom 
12. Mai auf vier Wochen ruhn, — 

Gleichzeitig hebt Dänemark die Blofade auf, — 

Preußen und Defterreich verpflichten fich, während des 
Waffenſtillſtandes in den befegten Theilen Juͤtlands den 
Berfehr und den regelmäßigen Lauf der Verwaltung nicht 
zu bindern und feine Steuern zu erheben zc. zc. 

Die Friegführenden Theile behalten ihre militärifche Stel» 
lungen zu Land und zu Meer und wollen diejelbe während 
des Waffenſtillſtandes nicht verftärken, ꝛc. 

12. Mai. Preußen und Oeſterreich erklären, vor Eintritt in 
die weiteren Berathungen, daß ſie das Gebiet der Erörterung 
für völlig frei von jeder Beſchraͤnkung erachten, welche aus 
den vor dem Kriege beftandenen Verpflichtungen zwiſchen 
ihren Regierungen und Daͤnemark hergeleitet werben fünne. — 
Sndem fie für fi) volle Freiheit der Discuſſion und das 


234 


Hecht in Anſpruch nehmen, die Vorjchläge zu machen, welde 
fie für die Sicherung einer feiten und dauerhaften Frieden! 
ftiftung für geeignet halten, wollen fie feine andere Kom- 
bination, welche zu demjelben Ziel führen kann, ausichliehen. 

15. Mai. (Preußiſche Depefche wegen Losſagung vom Londoner 
Bertrage, — |. oben). 

17. Mai. — — Preußen und Defterreich ſprechen fich näher 
darüber aus, was fie unter einer feiten und dauernden 
Sriedengftiftung verftehen: nämlich ein Frieden, welcher den 
Herzogthbümern abfolute Bürgichaften gegen die 
Miederfehr fremder Unterdrüdung gewährt, und 
welder durch die Befeitigung jedes Anlaſſes zum Streite 
zur Revolution und zum Krieg Deutſchland die Sicher: 
beit im Norden wiedergiebt, deren es bedarf, um nicht 
immer wieder in ähnliche Krifen wie die jepige zu ver 
fallen. Dieſe Bürgſchaften feien nur zu finden, in 
der vollftändigen Unabhängigkeit der durch gemeinjame 
Juſtitutionen eng vereinigten Herzogthümer. 

Die däniſchen Bevollmächtigten erklären dieſen Bor: 
Ihlag für abjolut unannehbmbar und lehnen es ab, 
ihn auch nur ad referendum zu nehmen. 


28. Mai. Defterreih und Preußen erflären: „Nachdem bie 
Vorſchläge in der vorigen Sipung von den Dänifchen als 
abjolut unzuläffig erklärt worden, ſelbſt für den all, daß 
ber deutſche Bund die Erbfolgerechte des Königs von Daͤne⸗ 
mark anerkennt, find die Bevollmächtigten der deutfchen 
Mächte angewielen, in Uebereinſtimmung mit dem Bevoll- 
mächtigten des deutſchen Bundes die vollftändige Trennung 
der Herzogthümer Schleswig und Holftein von Dänemarf 
und ihre Bereinigung zu einem Staate unter der Gen 
veränität des Erbprinzen von Schleswig⸗Holſtein⸗Sonder 
burg-Angnftenburg zu verlangen, welcher nicht bloß in ben 
Augen Deutihlandd die größten Erbfolgerechte geltend zu 
machen hat und deilen Anerkennung Seitens des deutſchen 
Bundes gefichert ift, ſondern welder auch unzweifelhaft bie 
Stimme der ungeheueren Mehrheit der Bevoͤlkerung auf 
fi) vereinigt. 
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England fchlägt, indem ed ſeinerſeits den Londoner 
Bertrag fallen läßt, eine Theilung Schleswigs und 
zwar mit der Schlei ald Gränze vor. 

Die deutſchen Bevollmädtigten erflären, dab ihre Ne= 
gierungen fich der ernften Erwägung dieſes Bermittelungd« 
vorſchlages nicht entziehen werben, daß aber die beantragte 
Grenzlinie nicht annehmbar erjcheine, weil bei derjelben die 
Gründe der Erregung und Agitation nicht dauernd befeitigt 
werden würden. 

Der daͤniſche Bevollmächtigte weilt den deutichen Vor⸗ 
ſchlag entichieden zurüd, — auch den engliichen vermag er 
zunaͤchſt aud im Prinzip micht zuzugeftehen, will ihn aber 
zur Kenntniß feiner Regierung bringen. 


2. Juni. Dänemark erklärt den Vorſchlag Englands im 
Prinzip und ald äußerfte Conceſſion anzunehmen, aber nur 
mit einer Grenzlinie, welche alle militärijchen und Handels- 
intereffen Dänemarks fichert. 

Auh Rußland läßt den Londoner Vertrag fallen, und 
erklärt mit Bezug auf die weitere Erwägung der Erbbe⸗ 
techtigten feine Anſprüche auf Holſtein an Oldenburg ab» 
treten zu wollen. 

Preußen Ichlägt zur weiteren Berftändigung eine Ver: 
längerung ded Waffenitillftands vor. 

6. Sun. Die Verlängerung des Waffenftillftands auf 
14 Tage wird beichloffen. Preußen willigt in diefe kurze 
Frift nur mit der auddrüdlichen Erklärung, eine Verlängerung 
nah Ablauf derjelben nur zugeftehen zu wollen, wenn 
bis dahin eine Berftändigung gelihert erſcheint. 

18. Juni. England fchlägt vor, die Zeftiegung der Theilungs- 
linie einem Schiedörichter zu übertragen. 

22. Zuni. Defterreih und Preußen nehmen dem engliichen 
Vorſchlag mit einigen Modificationen an, Dänemark lehnt 
ihn unbedingt ab. 


25. Juni. Die Londoner Conferenz geht ohne erreihtes 
Reſultat auseinander. 
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Bei der Wiederaufnahme der Feindieligkeiten. 


23. Sum. Preußiſche Depeſche (und gleichlautend eine öfter» 
reichiſche) an die Höfe von London, Paris, Peteröburg 
und Stodholm. 


„ALS die Regierung des Königs (Kaiſers) Theil an den Eonferenzen 
in London nahm, war fie von dem eifrigen Verlangen befeelt, durch einen 
dauernden und feften Frieden dem blutigen Conflict ein Ziel zu ſetzen, 
welcher zmwifchen den beiden deutfchen Großmächten einerfeit8 und Dänemark 
andererfeitg ausgebrochen war. Feſt entfchloffen, Deutfchland die gerechte 
Genugthuung zu verfchaffen, welche feine Ehre und feine —* zu 
fordern das Recht hatten, ſuchten wir doch zu gleicher Zeit eine für das 
Gleichgewicht des europäifhen Nordens ungefährlihe Löfung Wir 
bielten feft daran, daß das Blut unferer braven Soldaten nicht vergebens 
gefloffen fein dürfe; aber wir wollten zu gleicher Zeit den Kampf nicht 
verlängern über den Punkt Hinauß, den wir von Anfang an jefl- 
geftellt hatten. Unfere Haltung in den Conferenzen ift immer dieſen 
Sägen gemäß geweſen. Wir würden geneigt gemejen fein, eine Gom- 
bination anzunehmen, welche den Herzogthümern eine bejondere politifche 
Eriftenz fichernd, doch ein dynaſtiſches Band zwifchen ihnen und dem 
eigentlichen Dänemark hätte beftehen laſſen. Da ein Arrangement bieler 
Art weder bei der dänifchen Negierung, noch bei den neutralen Mächten 
Anklang fand, fo mußten wir nach einer andern Baſis fuchen. 

Als wir darauf verlangten, daß die Herzogthümer zu einem unab- 
bängigen Staate unter einem befonderen Souverän erhoben würden, 
waren wir geneigt, Dänemark einen Theil Schleswigs abzutreten, obwohl 
die Bereinigung des ganzen Herzogthums mit Holftein mit ftets gleichem 
Eifer durch diefe Lande felbft, fowie durch ganz Deutſchland angeftrebt 
wurde. Wir würden eine reale und wichtige Conceſſion gemacht haben, 
indem wir zuließen, daß ein Theil Schleswigd in Dänemark incorperirt 
wurde, da es gerade diefe Incorporationsverſuche find, die gegen über⸗ 
nommene Berbindlichleiten gemacht, den Streit zwifchen Deutjchland und 
Dänemark vergiftet und den gegenwärtigen Streit hervorgerufen haben. 
Als endlich die Unmöglichkeit ſich zeigte, über eine geredite arcationd« 
linie einig zu werden, und als England vorfchlug, die guten Dienfte einer 
befreundeten Macht in Anſpruch zu nehmen, haben wir erflärt, dag wır 
diefen ——ã— um jo mehr annähmen, als derſelbe den Beſtimmungen 
des Pariſer Vertrages gemäß ſei. Es waren die dänifchen Bevoll⸗ 
mädhtigten, welche in der Sigung vom 22. v. Mts. durd eine kategoriſche 
Zurüdweifung diefen legten Berfuh zur Verföhnung zum Scheitern 
brachten; es waren ebenjo die dänifchen Bevollmächtigten, welche in ber 
jelben Sigung ſich weigerten, auf die Berlängerung des Waffenftillftandes 
einzugehen, welche die Bevollmächtigten Preußens und Oeſterreichs ver 

naten. 

: Wir müflen dieſe ne feierlich feftftellen; denn fie beweiſen, 
daß, wenn die Londoner Eonferenzen nicht zum gemünfchten Refultate ge⸗ 
führt haben, daran lediglich das Kopenhagener Cabinet die Schuld trägt. 

Wenn das Friedenswerk unterbroden und die Wiederaufnahme der 
Feindſeligkeiten nahe bevorſtehend ift, jo kann eine Veranwortlichkeit 





237 
1864. 


dafür nicht auf die deutfchen Mächte fallen. Die Berantwortlichkeit 
laftet ganz und gar auf Dänemark, welches das legte Bermittlungs- 
onerbieten abgelehnt und jede Verlängerung des Waffenftillftandes ver 
weigert bat. Unſere Bevollmächtigten find beauftragt, eine Erflärung in 
diefem Sinne bei Eröffnung der Sigung am 25. abzugeben... .” 


22. u. 23. Juni. Zuſammenkunft des Königs von Preußen, 
begleitet von Herrn v. Bismarck mit dem Kaiſer von 
Defterreich begleitet von dem Minifter v. Rechberg in 
Karlsbad. 

Punktationen über die nächſten Zielpunkte des gemein- 
ſamen weitern Vorgehens und über die Art und Weiſe des 
neuen Feldzuges in Schleswig und Jütland. 


Der weitere Krieg und Sriedenefchluß,. 


29. Juni. Der Vebergang nad Alfen. 
8. Zuli. Miniftermechjel in Dänemarf. 
12. Juli. Dänemark bittet um Frieden. 


Depeiche des däniſchen Minifterd Bluhme an bie Ge- 
jandten in Wien und Berlin. 


„Da der König, mein allergnäbigfter Herr, beſchloſſen bat, Mittel und 
De zu fuchen, um eine Ausgleihung der beftebenben betrübenben Differenzen 
herbeizuführen, und zu gleicher Zeit fi mit neuen Rathgebern umgeben bat, fo 
liegt e8 dem Unterzeichneten ob, ohne Zaubern bei den Regierungen Sr. Maj. 
bes Königs von Preußen unb Sr. Maj. des Kaifers von Defterreich bie nöthigen 
Schritte zu thun, um biefen Zwed zu erreichen. Inbem der Unterzeichnete bier- 
durch diefe Pflicht erfüllt, gibt er fich ber Ueberzeugung bin, baf der König, fein 
Herr, nicht vergebens in das hochherzige Wohlwollen und den erhabenen Gerech⸗ 
tigleitsfiun Sr. Mai. des Königs von Preußen (Kaiſers von Defterreih) unbe- 
dingtes Bertrauen gejett hat, unb glaub! daher einfach fih darauf befchränten 
zu innen, die wohlwollende Vermittlung Sr. Erc. des Hrn. v. Bismard- Schön- 
baufen (Rechberg) in Anſpruch zu nehmen, bamit die Vorbereitungen zum Ab- 
ſchluß eines Waffenftillftands und zur Einleitung ber Friedensunterhanblungen 
durch einen gegenfeitigen ohne Verzögerung erlaffenen Befehl zur Einftellung 
der Feinbfeligleiten, fowohl zu Land als zu Waſſer, getroffen werben können.“ 


15. Suli. Einftweilige Waffenruhe bis Ende Sul. 
Welches find annehmbare Friedensbedingungen? 
Aus der „Provinzial Korrespondenz” vom 20. Juli. 


— — „Seine anderen, als bie gänzliche Abtretung der drei Herzog: 
thüämer Schledwig, Holftein und Lauenburg Seitens der Krone Däne- 
marle. Jede andere Löfung der Frage ift feit bem Wiederaus- 
bruch der Feindjeligleiten unmöglich geworben. 


238 
1864. 


Die fogenannte Berfonal- Union, d. h. die Verbindung ber Herz 
nit Dänemark durch bie Perſon bes Herrichers, aber mit fonft ganz fe adigen 
Staatseinrichtungen, iſt ſeit dem Augenblicke befeitigt, wo Preußen das Londoner 
Brotofoll von 1852 als zerriffen erklärte. Die Errichtung eines eigenen ſchlet⸗ 
wig -holfteinifhen Staats unter beſonderer Herrſchaft war feitvem auch auf ber 
Konferenz in London als eine Nothwendigkeit anerkannt. 

Um biefes Ziel möglicher Weife ohne neues Blutvergießen zu erreichen, 
hatten Preußen und Defterreich fih in Lonbon auf Unterhanblungen über eine 
Grenzlinie in Schleswig eingelaffen, buch welche ein Theil Schleewige, in 
welchem fich eine Überwiegenb bänifche Bevölkerung befindet, won ber Abtretung 
ansgefchloffen werben follte. Dabei war vorausgefeßt, daß bie Ueberlaffung biefes 
Theils von Schleswig an Dänemark zugleich als Ansgleihung für bie nothiven- 
dige Abtretung des deutſchen Herzogthums Lauenburg gelten follte, befien Ber- 
bleiben bei Dänemark nicht möglich fchien. Als ände 6 Zugeflänbnig in Be 
treff jener Geenzſcheide wollte fih Preußen zu einer Linie von Apenrade nah 
Tonbern verfteben. 

Bon allen ſolchen Zugeſtändniſſen aber kann jett nit mehr 
bie Rede fein; biefelben follten ja nur eben bewilligt werden, um neuen 
Kampf und neue Opfer zu erjparen. Dänemark bat bies nicht gewollt, durch fein 
Berihufben if von Neuem theures Blut gefloffen, Breußen und Defterreich haben 
neue große Bortheile errungen und bie däniſche Monarchie in ihren Grund⸗ 
veften erfchättert. Wenn fie jet mitten im Giegeslauf bie Hand zum Frieden 
bieten, fo kann es nur geſchehen, indem fie biejenige Gorberung unverfärzt auf- 
recht erhalten, welche fie in der Hauptſache ſchon in London geftellt hatten unb 
obne deren Bewilligung eine wirkliche, volle und dauernde Löfung ber ſchwebenden 
Frage nicht möglich if. Ganz Schleswig-Holflein und mit ihnen bass 
beutihe Lauenburg müſſen endlich und ein für alle Mal ber bä- 
nifhen Herrihaft entzogen werben: nur fo können Friede und 
drtzndſcaft mit Dänemark wiederhergeſtellt werden und Dauer 

aben. 

Man darf zuverſichtlich annehmen, daß Preußen ſchon, indem es ſich zur 
vorläufigen Waffenruhe bereit erklärte, dieſe Korberung als die einzig mdgfide 
Grundlage für riebensverbandlungen bezeichnet haben wird, und baß bie 
Waffenruhe am 31 d.M. nit um einen Zag verlängert werben 
bürfte, wenn diefe Grundlage des Friedens bis dahin nicht 
Seitens Dänemarks angenommen if. An dem vollen Einverſtänduiß 
Deflerreiche mit Preußen auch in biefer Beziehung ift nicht im Geringflen zu 
zweifeln. 

Was die weiteren Bebingungen bes Kriebensichluffes betrifft, fo werben 
bie Verhandlungen und der Abſchluß nur zwilchen ben beutichen Großmädten 
und Dänemark fattfinden. Preußen und Oeſterreich, welche allein bie beutihe 
Sache gegen Dänemark geführt haben, werben fie auch Dänemark gegenüber allein 
zum Austrag bringen. Zu Händen Breußens und Defterreihs mäflen 
bie Herzogthümer von Dänemark abgetreten werben, vorbehaftlih 
ber weiteren Erledigung den Erbberechtigten und dem beutichen Bunbe gegenüber. 

Keiner der Erbberehtigten ſteht Dänemark? als Kriegführenner und 
als Sieger gegenüber; Feiner hat überdies unzweifelhafte Anfpräde, 
jumalauf pie Geſammtheit der Herzogthümer. Ebenſowenig hat ber 
beutfche Bund etwa als friegführende Macht Dänemark gegenüber einen & 
auf Weberlaffung ber Herzogthlimer errungen. Auch eine Entſcheidung über be 
Erbfolge in ganz Schleswig - Holftein fteht dem Bunde nicht in; feine VBeredti- 
gung erfiredt ſich einzig und allein auf bie Anerfennung bes fänftigen Gerridere 
von Golfein; nicht zugleich auf Schleswig, ba biefes bisher nicht deutiches Bur- 
desland war. 

Der Bund hat jegt den Herzog von Auguflenburg eben fo wie ben Gef: 
berzog von Oldenburg aufgefordert, ihre Erbaniprüche näher zu begründen. Dus 
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Urtheil des Bundes Über bie Erbbereitigung in Holftein wird gewiß bei ber 
ſchließlichen Geſammtentſcheidung bebeutenb ins Gewicht fallen, aber baffelbe kann 
nicht allein entfcheibend fein. 

Preußen und Deflerreih, deren Obhnt die befreiten Herzog- 
tbümer zunächſt zu Überlaffen find, werden aledann die weitere 
schtlihe und politifche Entjheibung über dieſelben im Einver- 
nehmen mit bem beutfhen Bunde in die Wege zu leiten haben.“ 


26. Juli. Beginn der vorläufigen Friedendverhandlungen. 
1. Auguft. Triedenspräliminarien und dreimonatliher Waffen: 
ſtillſtand: 

Der König von Dänemark verzichtet auf alle 
feine Rechte an die Herzogthümer Schleswig, 
Holftein und Lauenburg zu Gunften des Königs 
von Preußen und ded Kaiferd von Defterreid 
und verpflichtet jih die VBerfügnng, welde die— 
felben über die Hergogthümer treffen werben, an= 
zuerfennen. — 


Schriftwechſel zwifhen Preußen und England 
über den Frieden mit Dänemark. 


9. Auguft. Depeſche Bismards an den Botichafter in London. 


— — „Em. Ercellenz wollen Lord Ruſſell die Hoffnung aus» 
drüden, daß die engliiche Negierung die Mäßigung und Verſoöhnlichkeit 
anertennen werde, welche die deutichen Mächte bewährt haben. — Während 
wir genöthigt waren, auf die gänzliche Abtretung der drei Herzogthümer 
zu beſtehen als eine unerläßlice —— ohne welche weder —** 
tionale Gefühl befriedigt noch die Opfer gerechtfertigt ſein würden, zu 
welchen die Hartnäckigkeit der däniſchen Regierung uns genöthigt hat, — 
find wir in jeder anderen Beziehung fo entgegenkommend wie möglich ge⸗ 
weien. Wir haben auch jegt noch nur die Forderungen feftgehalten, bie 
wir auf der Londoner Conferenz aufgeftellt, nachdem die Dinen felbft 
Perfonalumion für unzuläffig erflärt hatten. Daß jest nicht mehr blos 
von der Abtretung eines Theil von Schleswig die Nebe fein konnte, 
it von Dänemark felbft nicht bezweifelt worden. Ueber unfere frühere 
Sorderung aber find wir nicht hinausgegangen. Wir haben feinen Theil 
des Königreichs Dänemark felbft gefordert, obwohl wir eine große Provinz 
deſſelben völlig in unferer Hand hatten. — — Wir wollten die alte, 
ehrwürdige däniſche Monarchie nicht zertheilen, wir wollten ihr feine 
unbeilbaren Wunden ſchlagen. Bon der dänifchen Regierung und dem 
däniihen Volle hängt es jegt ab, ob die natürlichen und friedlichen Be⸗ 
iehungen mit dem füdlichen Nachbar wieder angelnüpft und zu einer 

uelle des Segens fiir beide Seiten werden follen x. ꝛc. — 
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20. Auguſt. Antwort Lord Ruſſells, — Depeſche an ben 
Gelchäftsträger in Berlin. 


— — „Die Regierung Ihrer Majeſtät würde ein gänzliches Stillfchweigen 
lieber geliehen haben, ale ben Verſuch, die Friebensbebingungen zn rechtfertigen. 
— — Die englifde Regierung bat den Angriff Defterreih® und Prenßens gegen 
Dänemark von vorn herein für ungerecht gehalten, — und beflagt tief, bei der 
Erfolg ber Kriegflihrung dazu benugt werben folle, eine Theilung Dänemarks 
berbeizufübren, welche der Vertrag von 1852 verbüten follte. Wenn auf bie Be- 
friebigung nationaler Gefühle Bezug genommen wirb, fo muß bie Regierung 
Ihrer Majeſtät darauf Bezug nehmen, daß 2 bis 300,000 däniſche Untertbanen 
einem deutſchen Staate überwieſen werben follen, und es ift zu beforgen, daß ven 
früheren Klagen ber beutfchen Untertbanen Dänemarks jebt bie Klagen ber dä⸗ 
nifhen Unterthanen eines deutſchen Fürſten folgen werben. Die Regierung batte 
gehofft, daß wenigſtens der nördliche Diſtriet Schleswigs bei Dänemart belafien 
w . — — — — 

Bon Billigkeit und Mäßigung kann nach Lage der Sache nicht bie Rede 
ſein. — Die Regierung Ihrer Majeſtät blickt mit Sorge auf das Geſchick der 
Herzogthümer. Sie wünſcht die Forderungen ber Bevöllerung bei ber Wahl bei 
fünftigen Herrichers berüdfichtigt und frete Eonftitutionelle Einrichtungen für tie 
Herzogthümer bewilligt zu feben. Nur auf biefem Wege kann fie hoffen, bie 
Ruhe Europas wie das Wohl der Herzogthümer gefichert zu feben.“ 


25. Auguft. Depeſche Bismardd an den Geichäftsträger in London. 


„Ew. p. p. überjende ich anliegend Abfchrift einer von dem Königl 
— Geſchäftsträger in Berlin mitgetheilten Depeſche des 
afen Rufſell vom 20. d. Mts., welche die Auffaſſung des engliſchen 
Cabinets über die Friedens⸗Präliminarien ausſpricht. 
Es würde zu nichts führen, ihren Inhalt dem letzteren gegenüber zu 
dißcutiven. Ich will nur bemerken, daß wir das Vorhandenſein von 
Rechten de Königs Chriftian IX an und für fich niemals in Zweifel 
ezogen haben und baß die Abtretung von folden ohne irgend ein 
— *— von und gefordert werden konnte; ferner, daß wir die darin 
außgedrüdte Beſorgniß, ald könnten nun in Betreff der däniſchen Natie⸗ 
nalität nnd Sprade in Nordichleswig ähnliche Mißverhältuiffe, nur im 
umgelehrten Sinne, wie früher in Betreff der deutfchen, entfliehen, als 
jedes des entbehrend abmeifen müflen; endlich, daß auch das eng- 
lifhe Eabinet es wohl faum für möglich erachtet haben kann, 
daß wir nad den zwiſchen liegenden Ereignifjen, die im Kauf 
ber Eonferenzen gemadten Gonceffiouen in Betreff einer 
Theilung Schleswigs nod feſthalten und auf etwas Anderes, 
al8 unjere Forderung vom 28. Mai, die gänzlidhe Trennung 
ber Herzogthümer enthaltend, zurüdiommen fönnten. 
Üebrigens erfehen wir aus der Depeide nicht ohne Genugthuung, 
daß die k. großbritanifche Regierung jegt die Wunſche der Bevölkerung ber 
Eernogthümer felbft mehr zu beachten geneigt ift, als fie dies der 
nfexenz zu fein ſchien, und daß wenigſtens in diefen Punkte eime 
g der Auffafiungen beider Cabinette conftatirt werden Tann. 
w. p. p. wollen Sich gelegentlich im Sinne vorſtehender Bemerkungen 
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Zurüdziehung der Bundestruppen aus Holftein. 


29. Rovember. Preußen verlangt von Sachſen und Hannover, 
ihre Bunded-Erecutiond-Truppen aus Holftein und Lauen⸗ 
burg zurüdzuzieben. 

— — Durd den am 16. November durch Auswechlelung der Rati- 
feationen rechtskräftig gewordenen Friedensvertrag mit Dänemark jei die 
Erecution gegenftandslos geworden. Preußen ftelle ſich bei der For⸗ 
derung der Burüdziehung der Truppen zunächſt auf den bundesrecht⸗ 
Iihen Standpunlt. Aus dem Friedensvertrage aber ſtehen ihm auch 
Anſprüche zu, die e8 berechtigen, daß Erfuchen auch im eigenen Namen 
zu ftellen. Durch die Ceſſion des Königs von Dänemark fei das Recht 
und der vorläufige Befisftand defielben auf Preußen und Defterreich über- 
gegangen. Diefer vorläufige Befigftand könne, jo lange die Ans 
ſprüche anderer Prätendenten nicht zur Anerkennung gelangt —* weder 
am Bunde, noch von einer anderen Regierung angefochten werden. Die 
beiden Mächte allein ſeien daher zur Berwaltung und militäriſchen Be⸗ 
fegung berechtigt. " 


Hannover ift zur Räumung bereit, Sachjen lehnt die 
Forderung ab und ruft die Beurlaubten zu den Fahnen. 


29. November. Außerordentlihe Sipung der Bundesver— 
Sammlung. 


Delterreih und Preußen legen den Friedensvertrag vor. 


Sadjen beantragt eine Beichlußnahme des Bundes, ob 
die Execution erledigt ſei. 


1. Dezember. Defterreih und Preußen legen den gemeinjchaft- 
lihen Antrag vor, die Erecution als erledigt zu er- 
flären und Sachſen und Hannover zur jchleunigen Ab- 
berufung der Komilfion und Crecutiondtruppen aufzufordern. 

Defterreih erklärt, daß auf Grund bed Friedendver- 
trageö über eine den Bundedrechten und Bundesintereſſen 
entiprehende Loͤſung Verhandlungen mit Preußen ftatt- 
fänden, von denen ein gimftigeö Ergebniß zu hoffen fei. 

Preußen fügt hinzu: durch dem Friedendvertrag ſei bie 
Möglichkeit gegeben, durdy Verhandlungen der beiden Mächte 
unter einander und mit den Prätendenten die definitive 
Loöſung der ftreitigen Frage herbeizuführen; Preußen müffe 
es aber ablehnen, der desfalls eingeleiteten Verhandlung 
Folge zu geben, fo lange nicht der unberedhtigten Dauer 

Furſt Biomard. 16 
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der Grecution ein Ziel gejebt ſei. Es müſſe die ſchleunige 
Erledigung ded Antraged beanſpruchen. 

Ein Antrag Bayerns, die Sache erft zur Berathung 
der Ausſchüſſe zu verweilen, erhält nicht die Mehrheit, 
vielmehr wird beichlofjen, über den Antrag Oeſterreichs und 
Preußens demnächſt abzuftimmen. 

5. Dezember. Die Bundedverfammlung nimmt den öfter: 
reihifch=preußifchen Antrag mit 9 gegen 6 Stimmen, 
(Bayern, Württemberg, Sachſen, Helen Darmitadt, 
ſaächſiſche Herzogthümer, Naffau und Braunfchweig) an. 

5. Dezember. Der DOberbefehlöhaber der verbündeten (öfter: 
reihifch=preußifchen) Armee in den Herzogthümern kündigt 
dad Aufhören der Bundesexecution an. Die oberfte Ber: 
waltung der drei Herzogthümer geht anf die ermannte 
Civilkommiſſion über. 

6. Dezember. Sachſen ruft feine Truppen zurüd. 

Warnung an Bayern und Sadjen. 


13. Dezember. Depeiche ded Hrn. v. Bismard. 


„ .... Der Bund bat nur genau die Rechte, welche die Bertröce 
ihm beilegen, und wir kennen feinen Artilel der legtern, nad welchem 
der Bund ein Land, deflen Erbfolge hreitig ift, zu fequeftriren oder zu be⸗ 
ſetzen babe. Wäre diefe Verſchiedenheit der Auffaflung nur rein tbeore: 
tifder Natur, fo könnten wir uns damit begnügen, unfere Anſicht con- 
ftatirt zu haben. Wir dürfen aber nicht verhehlen, daß wir in derfelben 
eine große practifche Gefahr erbliden, auf welche aufmerffam zu machen 
wir für unfere Pflicht erachten müffen. Es liegt in dem ud, an die 
Stelle der Execution die Occupation und Sequeftration der Herzogthümer 
zu fegen und der Bundesverfammlung die Seiehung und Verwaltung 
derfelben bis zu dem Wugenblid der definitiven Entſcheidung über ihre 
Zukunft zu vindiciren, eine Tendenz zur Ausdehnung der Eompe: 
ten; der Bundesverſammlung, melde in den Ferträgen feinen 
Boden findet, und wir daher als gefährli für das VBeflehen des 
Bundes felbft zu bezeichnen nicht umhin können. Der Beſtand des 
Bundes iſt auf der Achtung aller Bundesglieder vor den ſehr vorfichtig 
gegogenen Grenzen diefer Competenz begründet; jeder Verſuch willfürlicher 

iterung derfelben berührt umd erjchüttert die Grundlagen des Bundes 
ſelbſt. Ein Regiment von Majoritäten, welches an die Stelle jener Ad 
tung ein Princip des eigenen Beliebens fegen würde und den Auſpruch 
moden wollte, auf unfere Politik über die Beflimmungen der Bundet- 
verträge hinaus leitend einzuwirken, lönnte von uns nicht ertragen werden. 
Bir fm nur desjenigen Bundes Mitglieder, deflen Grundgeſetze fi a 
den Bundesverträgen niedergelegt finden; das Maß der Befugnifle, weide 
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der Gefammtheit dem einzelnen ariitgtiede egenüber beimohnen, ift durch 
diefe Verträge bemefien, und die Ueberjchreitung der damit gegebenen 
Gompetenz fällt mit dem Bruch des Bundes zufammen. Jede Regie 
rung, welche Werth auf die Vortheile und die Sicergeit legt, die ihr 
das Fortbeſtehen des Bundes gewährt, follte daher vor Competenz⸗Ueber⸗ 
Ihreitungen, durch welche das gemeinfame Band zerriflen werden kann, 
forgfältig auf der Huth fein. Wir find nicht gewillt, unfere politifche 
Selbftändigfeit über da8 Maß unſerer nahmeisbaren Bundeöpflichten 
binauß beeinträchtigen zu laffen; der Verſuch dazu aber würde zur That⸗ 
fache geworden fein, wenn den 6 Stimmen der Minorität vom 5. d. M. 
noch 2 andere hinzugetreten wären. Wir würden dann in den all ges 
tommen fein, dem zu Unrecht gefaßten Befchlufie gegenüber, von der uns 
ons der Verlegung der Berträge erwachſenden Freiheit des Handel zur 
Wahrung unferer Rechte den vollen Gebrauh zu machen. Wir können 
nm münchen, daß der königlichen Regierung über diefen unfern Entichluß 
für ähnliche Fälle kein Zweifel bleibe, und darum habe ich e8 nicht für 
überfläflig erachtet, auch nachdem der augenblidliche Fall durch die Ab⸗ 
fimmmg vom 5. d. M. entichieden ift, auf die dabei in Frage geftellten 
Principien zurückzukommen.“ 


Ber Friede mit Dänemark und Siegesfeier. 


30. Oktober. Der Friedensvertrag von Wien. 


Art.1. Es fol in Zukunft und für befländig Friede und Freundſchaft 
zwiihen Ihren Majeftäten dem Kaifer von Defterreih und bem König von Preußen 
einerfeits und dem König von Dänemark anbererjeits, fowte zwifchen beren Erben 
und Nachfolgern unb beren gegenfeitigen Staaten unb Unterthanen herrſchen. 

Art.2. Alle zwiſchen den hohen vertragichließenden Theilen vor bem Kriege 
abgeihloffenen Verträge und Uebereinkünfte werben, infoferne biefelben nicht durch 
ben Inhalt des gegenwärtigen Vertrags abgeſchafft ober abgeänbert werben, hiemit 
nenerdings in Kraft geſetzt. 

Art.3. Se. Maj. der König von Dänemark verzichtet auf alle 
jeine Rechte anf die Herzogthümer Schleswig, Holftein nnd 
Lanenburg zu Gunſten Ihrer Majeftäten des Katfers von Defter- 
reih und des Königs von Preußen, unb verpflichtet fi, Die Ber- 
fägungen, welde Ihre genannten Majeftäten binfihtlidh dieſer 
Herzogthbümer treffen werden, anzuerlennen. 

Art. 4. Die Abtretung bes Herzogthbums Schleswig begreift 
in fih alle zu biefem Herzogthum gehörigen Infeln, Ponte das 
auf dem Feflland gelegene Territorium — Um die Wbgrenzung zu 
vereinfadhen und den Unzulömmlichkeiten ein Enbe zu machen, weldye ans ber 
toge der im ſchleswigiſchem Gebiet enclavirten jütlänbifchen Gebietstheile ent- 
Ipringen, tritt Se. Maj. der König von Dänemark an Ihre Majefläten ben Kaifer 
von Oeſterreich und den König von Preußen jene jütlänbiichen Befigungen ab, 
welche im Süden ber jüblichen Gränzlinie bes Diſtriets Ripe gelegen find, als: 
die jütlänbifche Lanbesftrede Mögeltondern, die Infel Amrum, die jütläinbifchen 
Theile ber Inſeln Foehr, Sylt und Romoe un. ſ. w. Dagegen willigen Ihre 
Mojefläten der Kaifer von Defterreih und der König von Preußen ein, baß ein 
ãquivalenter Theil von Schleswig, der außer ber Infel Arcoe ſolche Gebietstheile 
begreift, welche dazu bienen, den Zuſammenhang bes obenerwähnten Diſtricts 
16* 
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Nipe wit bem übrigen Jütland herzuftellen, unb die Gränzlinie zwiſchen Jtland 
und Schleswig auf ber Seite von Kolbing zu verbefiem, vom Herzogthum 
Schleswig Toßgetrennt und dem Königreih Dänemark einverleibt werbe. 

Art. 5. In Folge diefer neuen Abgränzung werben von einer und ber 
andern Seite alle gemifchten Anfprüde und Rechte ſowohl weltlicher als geif- 
liher Urt, welche bisher in den Enclaven, auf den Infeln und in ben gemilhten 
Kirchſpielen beftanden haben, als erloſchen erllärt. In Folge deſſen foll die neue 
ſouveräne Macht in jedem ber durch die neue Gränze getrennten Gebiete ihre 
dießfälligen Rechte in vollem Umfange genießen. 

Art.6. Eine aus Vertretern der hoben vertragichließenden Theile zufanmen- 

eſetzte internationale Eommiffion foll beauftragt werden, nnmittelbar mad bem 
— der Ratificationen des gegenwärtigen Bertrags, an Ort und Stelle 
Ye neue Sränzlinie, den Beſtimmungen bes vorftehenden Artikels gemäß, ber- 
zuftellen. 

Art. 8. Um eine billige Vertheilung ber Staatsihulb der däniſchen Me- 
narchie im PVerbältniffe zu der bezüglichen Vollszahl bes Königreihe und der 
Herzogthümer zu erzielen, nm zu gleicher Zeit den unüberfleigihen Schwierig. 
fetten vorzubeugen, welche eine betaillirte Liquidation der gegenfeitigen Rechte 
unb Anſprüche barbieten würde, baben bie hoben vertragichliegenben Theile Die 
Duote der Staatsihulb der Monardie, welche den Herzogthümern zur Laft fallen 
ſoll, u die runde Summe von neun und zwanzig Millionen (däniſcher) Thaler 
feftgeftellt. 

g Art. 9. Jener Theil der Staatsfchulb der däniſchen Monardjie, welden in 
Gemäßheit des vorhergehenden Artikels die Herzogthümer zu tragen haben, fell 
unter Garantie Ihrer Majefläten bes Kaifere von Defterreih und des Küniat 
von’ Preußen, als Schulb ber drei obenbenannten Herzogthümer an bas König- 
reich Dänemarl, innerhalb eines Jahres, oder wo möglich früher, von der befim 
tiven Organiftrung ber Herzogthümer an gerechnet, beglichen werben. 

Art. 12. Die Regierungen von Defterreih und Preufien werben fidh von 
ben Herzogthlimern Die Kriegskoſten zurüderftatten lafſen. 

Art. 17. Die neue Regierung ber Herzogthümer tritt in alle Rechte und 
Berbinblichleiten ein, die and Berträgen entfpringen, welche durch bie Verwaltung 
Sr. Maj. des Könige von Dänemark in Bezug auf Gegenſtände bes öffentlichen 
Interefie, bie insbejonbere bie cedirten Lande betreffen, in regelmäßiger Werie 
abgeichlofien worden find. Es ift jedoch hiebei ſelbſtverſtändlich, daß alle Ber- 
pflihtungen, welde ſich aus folchen Verträgen ergeben, die von ber bänıiden 
Regierung in Bezug auf den Krieg unb bie Bunbeserecution eingegangen worden 
find, in ber vorhergehenden Beſtimmung nicht inbegriffen wurden. Die neu 
Kegierung in ben Herzogthümern wird jebes durch Individuen ober morakid« 
Berionen bdafelbft erworbene Hecht achten. In einem Streitfalle werben Über berla 
Angelegenheiten die Gerichte zu erlennen haben. 

Art. 18. Die aus den abgetretenen Landen gebürtigen Untertbanen, welche 
ber bänifchen Armee ober Marine angehören, werben das Recht haben, ſofort ve 
Militairdienft beurlaubt zu werden unb nah Haufe zurückzukehren. Es iſt jeded 
dabei jelbfiverfiändlih, daß diejenigen unter ihnen, welche im Dienft Er. Wi: 
bes Könige von Dänemark verbleiben, deßhalb weber ihrer Perſon noch ihrem 
Eigentbume nach bie mindeſte Beläftigung erfahren follen. Diefelben Rechte un: 
Bürgihaften find von ber einen und andern Seite den aus Dänemark oder ten 
Serzogthümern berfiammenben Civilbeamten zugeficyert, welche bie Abficht bezeugen 
werben, bie amtliche Stellung zu verlaffen, welche fie tm däniſchen Dienft oder 
in jenem ber Herzogthümer einnehmen oder bie vorziehen follten, in dieſen Oe 
dienſtungen zu verbleiben. 

Art. 19. Jeneu Untertbanen, welche auf den durch ben gegenwärtigen Brr 
trag abgetretenen Gebieten ihren Wohnfig haben, foll vom Tag ab, au welchen 
die Ratıflcationen ausgewechielt werden, während der Dauer von fech® Jabren. 
unb gegen eine an bie competente Behörbe im vornhiuein abzugebende Erfiäruns. 
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die volle und unbeſchränkte Befugniß zuftehen, ihre beweglichen Güter zollfrei in 
die Staaten Sr. Maj. des Königs von Dänemark auszuführen und fich jelbft mit 
ihren Familien dahin zurüdzuzieben, für welchen Ball ihnen bie Eigenſchaft dä⸗ 
niſcher Unterthanen aufrechterhalten bleibt. Es ſteht ihnen frei, ihre in den abge⸗ 
tretenen Gebieten gelegenen unbeweglichen Güter zu behalten. Derſelben Befugniß 
erfreuen fi) auch wechielfeitig bie däniſchen Untertbanen unb jene Inbivibuen, 
weile von ben abgetretenen Gebieten herſtammen und fi in den Staaten Sr. 
Mas. des Königs von Dänemark angeftedelt haben. Jene Unterthanen, weiche ber 
gegenwärtigen Beftimmungen tbeilhaftig werben wollen, bürfen auf Grundlage 
ihrer freien Wahl von keiner Seite weder an ihrer Perſon noch in ihren in ben 
beiderfeitigen Staaten gelegenen Befigungen beunruhigt werben. 

Art. 21. Der Haubel und bie Schifffahrt Dänemarks und ber abgetretenen 
derzogthümer wird gegenfeitig in ben beiden Ländern bie Rechte und Vorrechte 
der meifibeglinftigten Nation genießen, bis dieſer Gegenſtand burch befonbere Ver⸗ 
träge geregelt werben wird. Die Durchfuhrzollbefreiungen und Erleichterungen, 
bie kraft des Art.2 des Vertrags vom 14. März 1857 den auf den Straßen 
und Canälen, welche die Nordſee mit der Oftfee verbinden, ober verbinden werben, 
paifirenden Waaren zugeftanden worden find, werben auf bie das Königreich und 
bie Herzogthlimer, auf was für immer einem Weg, durchziehenden Waaren An- 
wendung finden. 

Art. 22. Die Räumung Yütlands von ben verbünbeten Truppen wird in 
möglihtt kurzer Frift, ſpäteſtens aber innerhalb breier Wochen nad ber Aus- 
wehslung ber Ratificationen des gegenwärtigen Vertrags bewerfitelligt werben. 
Die befonberen Beftimmungen, welche auf biefe Räumung Bezug haben, find in 
einem Protokoll feftgeftellt, welches einen Anhang des gegenwärtigen Vertrags bilvet. 

Art. 23. Um mit allen ihren Kräften zur ‚Beruhigung ber Gemütber bei- 
zutragen, erklären unb verfprechen bie vertragichließenden Mächte: daß kein an« 
laßlich der letzten Greigniffe compromittirtes Individuum, welcher Claſſe und 
welchem Stande es immer angehöre, wegen ſeines Verhaltens oder feiner poli- 
tiichen Anfichten verfolgt, beunruhigt ober in feiner Perfon oder feinem Eigenthum 
beanftandet werben wird. 

Ein Protofoll von bemfelben Tage beftimmt die Räumung Jütlands von 
Date der alliirten Truppen binnen längftens drei Wochen und beren nähere Mo- 
dalitäten. . 

Ein zweites Protololl ebenfalls vom gleichen Tage beftinnmt, daß „Se. Maj. 
der König von Dänemark unmittelbar nad Auswechslung ber Ratificationen bes 
oben bejagten Vertrags Proclamationen an die Bendllerungen ber abgetretenen 
Lande richten wird, um ihnen bie Veränderung anzuzeigen, die in ihrer Stellung 
flattgefunden bat und fie ihres Eides ber Treue zu entheben. 


7. und 17. Dezember. Siegedeinzug in Berlin. 
T. Dezember. Anſprache ded Könige an Die Decorirten vor der 
Statue Friedrich's ded Großen: 


„Es ift ein erhebender Augenblid für Mich, in welchen Ich einen 
Theil Meiner Armee, die Ih zum Kriege aufbieten mußte, mit Ruhm 
und Ehren gekrönt, in die Heimath zurüdtehren und in Meine Nefidenz 
einziehen fehe. Alle haben mit Hingebung und heldenmüthiger Tapferkeit 
efochten; Biele fehe Ich bier um Mich verfammelt, die Ich auszeichnen 
nnte als Anerkenntniß berporragender Thaten. Uns zur Seite haben 
die Truppen Meines hoben Allüirten, des Kaiſers von Defterreih, in 
Zapferkeit gewetteifert. Den biutigen Kämpfen iſt ſtets der Sieg gefolgt, 
und ein ebrenvoller Friede ift der Lohn jo großer Anftrengungen. Der 
Vorſehung, die Ihr in mancher entjcheidenden Stunde angerufen, gebührt 
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unſer Dank, daß fie unfer gerechte Unternehmen fichtlich gefegnet bat. 
Euch allen aber wiederhole und erneuere Jh Meinen Königlichen Dant, 
den Ich in den umvergeklihen Stunden bei Düppel ausſprach und den 
heute das Baterland vereint mit Mir Euch darbringt, daß Ihr Preußens 
Ruhm, Anſehen und Macht erhöht und befeftigt habt. Wenn der König 
Euch wieder ruft, fo erinnert Euch des Spruchs, den Ihr Alle tragt, 
und berenit ihn auf Kind und Kindesfinder: Mit Gott für König und 
aterland!” 


T. Dezember. Armeebefehl des Königs. 


„Der glorreiche Frieg gegen Dänemark iſt beendigt. Ein ehrenvoller 
Friede ift ihm gefolgt. Seit faft einem halben Jahrhundert haben mit 
kurzer. aber ehrenvoller Unterbredung Preußend Waffen gerubt. hr, 
Soldaten Meines Heeres, die Ihr bevorzugt waret, die Thaten des legten 
Krieges zu vollbringen, habt den preubifchen Waffenruhm erneuet. Die 
Tage von Düppel und Aljen find durch Euren Heldenmuth auf emige 
Zeiten in der KriegSgejchichte verzeichnet. Meine neu begründete Flotte 
bat fi) den Landtruppen würdigſt angeichloffen und zählte in ihrem Erſt⸗ 
fampfe nicht die Zahl der feindlichen Schiffe. Bereint mit den tapferen 
Truppen Meines erhabenen Verbündeten, des Kaiſers von Defterreih 
Majeftät, habt Ihr den Feind liberal befiegt. Der Segen der Bor: 
fehung hat auf Euch gerubt, weil Ihr gottesfürchtig, pflichtgetreu, ge: 
borfam und tapfer waret. Aber auch die anderen Theile Meines Heeres 
baben fih Deine Zufriedenheit erworben. Bedeutende Streitkräfte des- 
jelben haben in fchwerem Dienft die öftlihen Grenzen des Staates gegen 
en andringenden Aufruhr Fl ; die übrigen Abtheilungen haben 
unverdroffene Hebung den Ruf unferer Kriegäbereitichaft aufrecht erhalten. 
Somit bat fi die neue Organijation, welche Ich der Armee gegeben 
habe, glänzend bewährt. In Stolg und Freude blide Ih auf Weine 
Fa efammte Kriegsmacht. In Meinem, in des Baterlandes 
Namen reihe Ich Euch Allen Meine Anerkennung, Deinen Königlichen 
Dank aus. Gott walte ferner gnädig über Preußen! 
Wilhelm.“ 


28. Bie Erneuerung des deutſchen Jollvereins. 


Ueberſicht über die Verhandlungen. 
Aus der „Provinzial⸗Correspondenz.“ 
Um 25. Mai. 


„Der dentſche Zollverein, eine ber jegensreihften Schöpfungen Könız 

Ariebrih Wilhelms III., geht feiner Re enalhung entgegen. Der gegenwärtige 

rtragszeitraum läuft nun mit bem Jahre 1 ab, und e8 handelt füch jekt 

darum, feftzuftellen, ob von 1866 ab alle bisherigen Glieder bes Zollvereins uni 
fernere 12 Jahre bei bemfelben verbleiben wollen. 

Preußen bat nun im Namen unb im Auftrage bes Bollvereins am 

2. Huguf 1862 einen Hanbelsvertrag mit Frankreich abgefchloffen, weicher für 
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den Gewerbebetrieb und ben Handel Deutſchlands von allergrößeftem Bortheile 
und für das weitere Gedeihen bes Zollvereins ſchlechterdings unentbehrlich if. 

Mehrere Staaten aber haben hinterher gegen jenen Handelövertrag allerlei 
Ausftellungen gemacht und fich fchfieflich geweigert, bemjelben ihre Zuftimmung 
zu ertbeilen. Ste verlangen, daß ber Zollverein wor Allem in eine enge Ber- 
bindung mit Defterreich trete, und daß der Bertrag mit Frankreich nur infoweit 
in Geltung komme, ale bies mit jener VBorbedingung vereinbar fei. Preußen 
jeboh, welches obnedies Frankreich gegenliber an ven Bertrag rechtlich gebunden 
iſt, kann benfelben nicht aufgeben, ohne dem Gewerbe unb Verkehr bes eigenen 
Landes den allergrößeften Schaden zuzufügen; weit leichter wiirde bem Zollverein 
in feiner bisherigen Zufammenjegung zu entfagen, als jener Vertrag aufzugeben 
fein, welder Breußen und Deutichland mit dem allgemeinen Weltmarkte in die 
Iebbaftefte Verbindung bringt. So fehr auch von Geiten Preußens eine engere 
Handelsverbindung mit Defterreih gewünſcht wird, fo kann und wird biefelbe 
doch nicht mit Aufopferung ber Vortheile des franzöfifhen Bertrages erfauft, 
vielmehr fol mit Defterreich erft näher verhandelt werben, wern ber Beftanb bes 
a im Zufammenbange mit dem franzöftichen Handelsvertrage neu feft- 
geſtellt ift. 

Nachdem nun mit ven Gegnern des Hanbelsvertrages lange vergeblich hin 
und ber berathen war, lub unfere Regierung fämmtliche oBitgtieber bes Zoll⸗ 
verein® zu einer Konferenz nad Berlin ein, damit man bier endlich darüber ins 
Klare komme, welche Regierungen ben Handelövertrag anzunehmen und alfo im 
Zollvereine zu bleiben gedenken und welche nicht. 

Die Konferenz trat am 5. Dezember v. 3. zum erflen Dale zufammen unb 
ihre Berathungen gaben anfangs Grund zur Hoffnung auf eine fchließliche 
Einigung. Als aber die Berfammlung nad den Ofterfefte d. 3. wieder eröffnet 
werben follte, verfuchte die bayerifche Regierung durch wiederholte Ausflüchte und 
Verzögerungen die Verhandlungen gänzliih ins Stoden zu bringen, bis die 
preußiihe Regierung, um jeber ferneren Berfchleppung vorzubeugen, bie Wieber- 
eröffnung der Konferenz beftinnmt auf ben 2. d. M. feftiehte. 

Dei dem Zufammentritt der Berfammlung an dem genannten Tage fehlten 
nun die Abgefandten von Bayern, Württemberg, Naffau, Darmflabt unb 
Sannover und find feitbem auch nicht wieder erfchienen. Diefe Staaten fcheinen 
demnach entjchloffen zu fein, an einem Bollvereine, welchem ber Handelsvertrag 
ju Grunde liegt, nicht theilgunehmen. 

Die preußifche Regierung hat demzufolge mit denjenigen beutichen Staaten, 
welche fi bem Handesvertrage geneigt gezeigt haben, unmittelbare Berhanblungen 
angefnüpft, um mit ihnen bie Bebingungen feftzufegen, unter welchen fie dem 
künftigen ollvereine angehören wollen. Dieſe Verhandlungen find mit bem 
Königreihe Sachſen und mit Baden bereits zu einem befriedigenden Abfjchluffe 
gedieben, mit mehreren anderen Staaten fteht biefer Abſchluß nahe bevor. Für 
die andern beutichen Regierungen bleibt der nachträgliche Beitritt offen gehalten. 

Inzwiſchen fcheint die bayerifhe Regierung zu verfuchen, in Berbinbung 
wit Defterreih, einen bejonderen Zollverein zu Stande zu bringen. Infofern 
dies den Intereffen ber betreffenden beutichen Länder entipräche, wäre dagegen 
niht das Mindeſte zu erinnern. So viel ift aber gewiß, baß mwenigftens in 
Rheinbayern, ganz befonbers aber in ben andern bei ber berliner Konferenz nicht 
mehr vertretenen Ländern, bie Bevölkerungen ben Beitritt zum Handelsvertrage 
und das Berbleiben im bisherigen Zollverbande laut und einftunmig wünſchen. 
Deshalb darf man die Hoffnung nicht aufgeben, baß bei ben wiberftrebenden 
Regierungen eine veiflice Erwägung der Wohlfahrt ihrer eigenen Länder ſchließlich 
Über die pofitiichen Gefihtspunfte und Neigungen figen unb der Zollverein auf 
feinen neuen Grundlagen, zugleich aber in feinem bisherigen Umfange werbe er- 
halten bleiben. Preußen bat für biefen Zweck bisher große Mühe, Anftrengungen 
und Opfer nicht gejcheut und ſtets gegen bie Zollvereinsgenofjen alle denkbaren 
Rücſichten auf das gewiffenhaftefte walten laffen; das Wohl bes eigenen Landes 
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geht aber am Ende allem Andern vor, und bei allen Einſichtigen befießt fein 
Zweifel darüber, baß ber von unferer Regierung in der Zoll- und Hanbelsfrage 
von Anfang au eingefchlagene und unerſchütterlich fetgehaltene Weg zu einem 
für Preußen wie für Geſammtdeutſchland erwünfchten Ziele führen werbe.“ 


Am 13. Juli. 


„Die Ausdauer und Feſtigleit der preußiichen Politik hat einen neuen Er⸗ 
folg errungen, der für das Gebeihen bes Handels und ber Imbuftrie Dentih- 
lands von der höchſten Bebeutung if. Nachdem bereits am 28. Juni Preußen, 
Sachſen, Baden, Kurhefien, bie Thüringiſchen Staaten, Braunſchweig und bıe 
freie Stabt Frankfurt fi Über die Fortdauer bes Zollvereins auf nd des 
preußifch-franzöfifchen Handelsvertrags geeinigt hatten, find foeben auch Hannover 
und Oldenburg bem neuen Zollbünbniß beigetreten. 

Damit ıft die Bewegung, melde von Süddentſchland, namentlich ven 
Bayern aus gegen ben Zollverein und den franzöfiichen Sanbelsvertrag angeregt 
worden, im Wefentlichen vereitelt. Die Gegner Preußens hofften auf Sieg, in 
ber Boransfegung, baß Preußen, durch die Einfchnitte, weiche Kurhefſen und 
Hannover in fein Gebiet madten, ohne ben Autritt biefer beiben Staaten ten 
franzöfifhen Hanbelsvertrag nicht auszuführen wagen und fi baber, um nur 
ben alten Zollverein zu erhalten, zur Einigung mit Oeſterreich entſchließen würde. 
Die preußifche Regierung aber ging unbelümmert vorwärts; auf bem feit dem 
Mat wieder eröffneten Konferenzen ſah fie einen feften und zuverläffigen ern 
von ‚Bereinsgenofjen um fih verfammelt und war entfdhloffen, mit biefen ten 
Berein neu zu begründen, in ber feften Zuverfiht, daß bie Übrigen Staaten, 
durch ihr eigenes Intereſſe getrieben, Ipäter binzutreten würben. 

Zunft am 11. Mai ſchloß Sadfen mit Preußen ab, und bie andern ız 
Berlin vertretenen Regierungen zeigten fi bald gemwillt, dieſem Beiſpiel zu 
folgen. Dieſe Beftigfeit trug ihre Früchte. Nach kurzer Zeit fand fi and 
Kurheſſen ein, obgleich es Ad an ben mittlerweile in München eröffneten Geger- 
verhandfungen betbeiligt hatte. Durch den Zutritt Kurbeffens war bie Zuxerfict 
auf den Aufammenhang zwifchen ber öftlihen und weftlicden Bälfte des preufı- 
ſchen Staats hergeflellt und damit die weitere Abrundung des neuen Vereins 
möglich gemacht. Bor etwa acht Tagen eröffnete benn auch Hannover bie Unter 
banblungen über feinen Beitritt, der jet, wie gefagt, zugleich mit Dibenkurg 
erfolgt iſt. Beiden Staaten ift, wie früher, ein fogenanntes PBräcipuum (d. b. 
ein Zuſchlag von den Zolleinnahmen), jedoch nur ungefähr halb fo groß wie das 
bisher gerofen, zugefichert. 

er Zollverein ift jomit neu Eonftituirt; feinen noch zögernden ehemaligen 
Mitgliedern bleibt ber Beitritt bis zum erfien Oftober offen. Später kommente 
Fönnen gewiffer Vortheile der andern Mitglieder erft burch befondere Bereinbarung 
tbeilbaftig werben. Es unterliegt kaum einem Aweifel, daß früher ober ipäter 
auch Bayern und feine bisherigen Genofien, gebrängt durch' ihr eigenes wohlver- 
flanbenes Intereffe, fich dem neu befeftigten Zollverein, welchem durch ben An⸗ 
ſchluß an Brantreid ein großes Hanbelögebiet neu eröffnet wird, wieber zumenter 
werben. Nachdem ber Berein aber auf feinen neuen Orundlagen wieder fe gr- 
fihert if, wird Preußen ficherlich gern die Hand dazu bieten, auch mit 
in eine möglichft enge und erfpriebfiche Hanbelsverbinbung zu treten.” 


An 28. September. 


„Die preußiiche Hanbelspolitil hat einen weiteren großen Sieg errungen: tu 
Staaten, welche bisher den Wieberbeitritt zum Zollverein verweigert hatten, find 
bereits zu bemfelben zurüdgelehrt ober fliehen im Begriff, es zu thun. 

Der 1. Oltober war als ber lette Termin zum Beitritt befiimmt worden; 
bo ſchien e& bis vor Kurzem, als würden Bayern, Württem Rafflan uud 
Darmftabt in ihrem Wiberflanb gegen bie preußiſche Bolitit verharren und «6 
daranf ankommen laffen, daß jener Xermin zum MWiederaufhluß umgenug 
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vorübergebe. Diefelben hatten fich untereinander, jo wie Defterreih gegenüber, 
verbindlich gemacht, dem Zollverein (auf feinen durch ben Hanbelsvertrag mit 
Frankreich veränderten Grundlagen) nicht früher wieder beizutreten, als bis eine 
engere Zolleinigung mit Defterreih in befimmte Ausficht genommen und hierzu 
eine Aenberung bes Bertrags mit Frankreich in einem ber wictigften Punkte be» 
wirkt ſchien. 

Die preußifche Regierung hielt diefem Verlangen gegeniiber unerſchütterlich 
an ber von vorn herein eingenomnenen Stellung feft: ber Hanbelsvertrag mit 
Frankreich war und blieb ihr die erfte und unabänberlihe Bedingung ber 
Wiederaufrichtung des Zollvereins. Gleichzeitig aber bewährte fie Defterreich 
gegenüber bie volle bunbesfreundliche Bereitwilligleit, in fofortige Berhandlungen 
wegen Gewährung jebes mit jenen Grundlagen und Vorbedingungen irgenb ver- 
träglichen Entgegenlommens einzutreten. Die gegenwärtig in Drag ftattfindenben 
vorläufigen Berathungen zwiſchen einem preußifchen und einem öfterreichiichen 
Kommiſſarius fcheinen dahin zu fllhren, daß, wenn auch bei ben von Defterreich 
ſeither feftgehaltenen Grunbfägen ber Hanbelspolitit eine wirkliche Zolleinigung 
noch in eine ungewiſſe Zukunft gefellt bleiben muß, doch mannigfacdhe ſehr er» 
bebliche Erleichterungen des gegenfeitigen Verkehrs zwijchen Oefterreich und bem 
Zollverein ſchon in nahe Ausficht genommen werben koͤnnen. 

Inzwiſchen hatte jedoch die preußifche Regierung bafür gejorgt, daß in ben 
noch wiberftrebenben Zollvereins- Regierungen nicht etwa Die Täufchung auflommen 
Ennte, als ob durch jenes Entgegenkommen gegen Oeſterreich irgenb eine 
Aenderung in der Stellung und in dem Verhalten zu ben Mitgliedern bes Zoll» 
verein® eingetreten fei: vielmehr wurbe ber erwähnte Termin zum Wiebereintritt 
einfah aufrecht erhalten, die Stellung fonftiger Bedingungen aber ausgefchloflen. 

Ze näher nun jener Termin beranrüdte, deſto beſorgter wurde bie Be⸗ 
völlerung ber fübbeutichen Länder, daß möglicher Weile ihre Verbindung mit dem 
Zollverein, welcher ihr Handel einen großen Aufſchwung verbankte, aufhören 
könnte, und immer bringender trat das Berlangen an bie Regierungen beran, 
bie Berbandblungen mit Preußen noch zur rechten Zeit wieder aufzunehmen. So 
hier es den Staatsmännern, namentlih in Bayern und Württemberg, werben 
mochte, ihren bisher jo bartnädig bebaupteten Wiberfpruch aufzugeben, 10 konnten 
fie doch, wie e8 ſcheint. die Berantwortung bes wirklichen Bruchs mit dem Zoll- 
verein ihren eigenen Ländern gegenüber nicht auf fi nehmen, — und fo mußten 
fie ih denn entſchließen, durch die bis zum 1. Oktober noch offen gehaltene Thür 
zum Bollgerein, wo möglich in ber zwölften Stunde, wieder einzugeben. 

Es erwies ſich hierbei, baß Preußens offenes Entgegenkommen gegen 
Oeſterreich innerhalb der Grenzen bes Möglichen dazu beitrug, jenen Staaten 
die Rückkehr zu erleichtern. Obwohl die Berhandlungen in Prag ber Natur ber 
Sache nach fofortige Ergebniffe für eine engere Verbindung Defterreih® mit dem 
Zollverein, wie gefagt, nicht haben konnten, jo wurbe doch ſchon die Thatfache 
ſelbſt, daß Preußen ſich mit Defterreich in Verhandlungen gelebt hatte, zunächft 
von ber Kegierung in Darmftabt als ein willlommener Anlaß benußt, ben bis⸗ 
berigen Widerftand aufzugeben unb bie Zulaffung zu ben fo eben beginnenden 
neuen SZollvereins » Berathungen in Berlin zu beantragen. Durch diefen Schritt 
Darmſtadte wurde auch bie Regierung von Naſſau ſchwankend und zum Rildtritt 
in den Sollverein bereit. So wären benn Bayern und Württemberg in ihrem 
Biderſtreben allein übrig geblieben. Die Regierung in Württemberg gerieth 
ihrerſeits durch bie unmittelbar drohende Sefahr bes Draußenbleibens aus dem 
Zollverein in eine folche Verwirrung, daß ein Theil ber Minifter zurlidtrat; das 
une Minifterium aber fette fi) alsbald mit Bayern und Naffau in Ver⸗ 
Kinbun ‚um ben unvermeiblichen Wiebereintritt in den Zollverein gemeinfam zu 

werffielligen. 

So haben denn fo eben in Münden neue Beratbungen der Regierungen 
von Bayern, Württemberg und Raffau ftattgefunden, welche fehr bald dazu ges 
führt zu haben ſcheinen, daß biefelben ihren zwei Jahre lang fortgefekten Wiber- 
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Rand gegen die preußifce Politit aufzugeben unb im ben Zollverein, wie berieke 
auf Grund des framzöfiihen Hanbelövertrages ſich —X muß, wieder einm ⸗ 
treten entichfoffen find. 
Wenn fi biefe Erwartung beflätigt, fo wir ber Gieg ber preufiihen 
Hanbelspolitit ein vollflänbiger fein, und bie von mander Geite jüngft kund- 
gegebene Beforguiß, daß die angelnüpften Verhandlungen mit Deflerreich ein Auf 
geben der bisherigen Stellung zur Folge haben Minuten, werben burd den e- 
Treufüchften Erfolg in entgegengefegter Richtung twiberlegt fein. Mud) hierin mic 
fih) zeigen, daß hreunbfheftligen und loyalen Beziehungen zwiſchen Preußen 
nt Defterreich bazır beitragen, bie beiberfeitige naturgemäße Stellung in Dautid- 
land zu Mären und zu erleichtern. 
Wenn dann bie Hanbelspofitit Preußens auf ihren nothwendigen und un 
eriöpfichen Grundlagen von Neuem beätigt und gefidert iR, fann unfere Re- 
gierang um fo unbefangener bazn mitwirken, bie bunbeöfreundfichen Beziehungen 
ju Deerreid) aud) in biefer Richtung möglich fructbringenb zu geftalten. 
Das preufiifche Volk aber wirb gerviß der Regierung Dant wiffen, welde 
das wichtige Werk ber Wieberaufrihtung bes Zolloereins mit folder Energie und 
imficht glädtich Hinansgeführt hat.” 


12. Oftober. Vertrag über den Beitritt von Bayern, Württem⸗ 
berg, Heffen-Darmftadt und Naffau zu ben Zollvereind 
verträgen vom 28. Juni und 11. Juli. 

1. Dezember. Beginn der Verhandlungen mit Frankreich wegen 
ber Mobification des Handelsvertrages. 

14. Dezember. Abſchluß des Protocol8 mit Frankreich über bie 
Mobification ded Handelvertrages. 


1865. 14. Januar. Aus der Thronrede bei ber Gröffnung 
des Landtags. 


— — & ift Meiner Regierung gelungen, die Hinderniffe, melde 
die Fortdauer des deutſchen Zollvereind mad Ablauf der Vertragsperiode 
u gefährben brohten, zu beſeitigen. Die mit der Regierung Seiner 
Srojetät des Kaiferd der Srangofen abgefchloffenen Verträge die 
Buftimmung der fänmtlihen Bereinsregierungen erhalten, und die Zoll 
vereinsverträge find mit einigen, durch die Erfahrung geredhtfertigten 
Abönderungen erneuert worden. Diefe Verträge, fowie ein nachträglid 
mit Frankreich getroffenes Abkommen in Betreff der von umferen Zoll 
verhündeten geltend gemachten Wünfche, werden Behufs Ihrer Zu 
fiunnung vorgelegt werden. Die in_wolge jener Verträge in Gemein- 
haft mit den Regierungen von Bayern und Sachſen eingeleiteten 
ehanbtangen mit Defterreih zur Erl eidterung und Beförderung der 
beiderfeitigen Verlehrsbeziehungen laſſen ein baldiges Ergebniß ge 
mörtigen. 
8 Wert, weldes duch die Verträge mit Frankreich im Auguß 
1363 eingeleitet und deſſen Durchführung Hilden von Meiner Regierung 
ie von der Sr. Majeftät des Kaiſers der Franzoſen mit gleicher ” 
ficgfeit, gefördert wurde, nähert ſich fomit einem Abſchluſſe, welder 
in meiten Gebieten dem — eine freiere Bewegung geſtatten umb 
In freundſchaftlichen Beziehungen benachbarter Nationen durch die Ge 
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meinfamkeit der Entwidelung ihrer Wohlfahrt eine neue Bürgichaft ver- 
leihen wird. 


Zwei Fahre auswärtiger Politik. 
„Provinzial Eorresponbenz“ vom 19. Dftober. 


„As Herr von Bismard das Minifterium der auswärtigen Angelegen- 
heiten übernahm, da wurbe vielfach verkündet, derſelbe wolle bie inneren Streit- 
fragen dadurch befeitigen, daß er Preußen in einen auswärtigen Krieg verwidele. 
Man ſchrieb ihm zu ſolchem Zwecke die abenteuerlichſten Pläne zu. 

Bei dem Allen lag das eine Richtige zu Grunde, daß der Minifter mit 
dem feſten Entſchluſſe in’s Amt trat, das Anſehen der preußifchen Krone auch 
noch außen zu dem alten Glanze zu erheben. An biejen Entihluß durfte fich 
natärlih auch bie Softnung knüpfen, baß eine kräftige und erfolgreiche Politik 
nah außen dazu beifen müßte, ben Patriotismus bes preußiichen Volles und 
dadurch mit der Zeit auch bie Eintracht im Innern zu ſtärken unb zu beleben. 

Fern war es bem Maren, praltiihen Sinn bes Minifters, nach, Gelegen- 
beiten zu Kriegstbaten zu fuchen und dieſelben gleihfam bei ben Haaren berbei- 
zujieben, — wohl aber lag es ihm vom erften Angenblide am Herzen, den na⸗ 
turgemãßen Einfluß Preußens Überall mit erhöhter Kraft zur Geltung zu bringen 
and in Deutfchland wie in Europa das Bemwußtfein zu erweden, baß Preußen in 
den deutihen wie in ben europäifchen Dingen bie ihm geblihrende Machtftellung 
im vollfien Maße wieder in Anfprud nehme. 

Ein Borfpiel gewiffermaßen zu ber einflußreichen Wirkſamkeit bes Minifte- 
riınms Bismard war bie ebenjo raſche, wie nachdrückliche Erledigung bes alten 
Streites mit Kurbefien. Eine ber trübften Erinnerungen für bie preußiſche Po⸗ 
Iitil war es feit 1850, baß biefelbe ihre damaligen Abſichten für die Beilegun 
des Verfaffungsftreites in Kurheſſen nicht hatte durchſetzen können, ſondern — 
die Lage der politiſchen Verhältniſſe genöthigt geweſen war, in Betreff Kurheſſens 
ebenſo wie in Betreff Schleswig⸗Holſteins ſich zu einem Abkommen mit Defter- 
reich zu verſtehen. Kurheſſen und Schleswig⸗-Holſtein waren ſeitdem als ewig 
mahnende Vorwürfe gegen die preußiſche Regierung immer wieder aufgefriſcht 
nud ausgebeutet worden. Der Energie bes Herrn von Bismard war es vor⸗ 
behalten, zuvörderſt in Kurbeffen das preußiiche Anſehen wieber geltend zu machen. 
Preußens Ratbichläge zur Beilegung der immer wieberlehrenden Wirren waren 
rüdfichtsios abgewiejen worden. Da fchidte Herr von Bismard flatt eines Ge⸗ 
fanbten ben berühmt gewordenen Felbjäger nach Kaffel, um in einer Depefche 
Preußens Yorderungen kurz und bündig funb zu thun; brei Tage Darauf waren 
diefe Forderungen erfüllt und damit bem langjährigen Streit ein befriebigenbes 
Ende gemacht. 

Bald follte die Entfchloffenheit des Minifters fih in Angelegenheiten von 
größerer Wichtigkeit bewähren. Als ber Aufftand in Polen entbrannte, fchloß 
Preußen ein Ablommen mit Rußland, welches barauf berechnet war, bie preu⸗ 
ßiſch⸗ polnischen Grenzlande vor jeber Hineinziehung in die Wirren der Revolu- 
tion zu wahren. Die militäriihen Anorbnungen, welche dazu mit Rußland ver- 
ernbart wurben, erregten ben heftigſten Wiberfpruch der Yortichrittspartei: bie 
getroffenen Maßregeln wurben als unnöthig und als eine Laſt für Die eigene Be- 
völlerung erflärt, — zugleich wurbe behauptet, daß ein Krieg aller Übrigen Mächte 
zu Gunften Polens bevorftehe und das größte Unheil für Preußen bringen werbe. 
England, Frankreich und Oeſterreich hatten fich allerdings vereinigt, um gemein» 
ſchaftlich für die Sache Bolens aufzutreten; auch verfuchten biefeiben Alles, um 
Preußen zu fi hinüber zu ziehen. Die preußiiche Regierung aber behauptete ihre 
Stellung dem Auslande gegenüber eben fo feft wie gegen bie Angriffe und Schmä- 
bungen im Innern, — und ber Verlauf der Dinge hat ihr Verhalten glänzend 
gerechtfertigt. Alle Beftrebungen ber übrigen Mächte find thatenlos und eıfolglos 
zu Nichte geworben unb haben nur dazu gedient, bie Polen durch trägertiche 
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Hoffnungen immer tiefer ind Verderben zu flürzen. Die preußiſche Bohtit iR 
dagegen ſchließlich als die einzig richtige, als die einzig erfolgreiche, als bie einzig 
ehrliche und wohlmeinende erkannt worben. Das mutbige Feſthalten an ber- 
felben gegenüber den Drohungen ber gefammten europäilchen Hevolutionspartei 
und ber vereinten Politik der Großmächte hat nicht wenig Dazu beigetragen, bie 
Achtung vor dem Willen und den Entihlüffen Preußens in Europa zu füärfen. 

As kurz darauf der Kaifer von Deflerreich den Verſuch machte, ohne vor- 
berige Berfländigung mit Preußen die Fürften Deutichlands zu einer Aenderung 
der deutſchen Bundesverfaffung zu vereinigen, ba fcheiterte das übereilte Unter- 
nehmen an Preußens feftem und ruhigem Wiberfland. Der König wies bie 
Theilnahme an dem ohne fein Wiffen eingeleiteten Werke zurüd. Unter ben in 
Frankfurt verfammelten Fürſten aber wurde bald das Bewußtſein Sebenbig, ba 
al ihr Rathen und Tbun vergeblich fei, wenn fie nicht Preußens Regierung für 
ihren Plan gewinnen könnten, und fie entfanbten ben ehrwürdigen König vor 
Sadfen an unjeren König, um diejen wo möglich noch zur Theilnahme an bem 
Kongreß zu bewegen. Die preußiiche Segierung erllärte jedoch bie Pläne Deſter⸗ 
reih8 für unvereinbar mit ber berechtigten Stellung Preußens, wie wit ben 
wirklichen Intereffen und Wünfchen bes beutfchen Volle, und verbarrte bei ihrer 
Weigerung. Die Folge war, daß das mit jo großen Hoffnungen und mit jo 
blendendem Glanz unternommene Werk kraftlos in fich ſelbſt zerfiel. Es trat von 
Neuem Har an's Licht, daß ohne Preußen und vollends gegen Preußen Nichts für 
Deutichland durchgeführt werben kann. 

So hatte ſich die Selbſtſtändigkeit ber preußiſchen Politik in ber polniſchen 
und in ber beutichen Sache zunähft in ber Kraft bes Widerftanbes bewährt; doc 
es kam die Zeit, wo fie zu eigenen folgenreihen Thaten fchreiten follte. 

Der däniſche Krieg wird in feiner Führung und in feinem Erfolge einf- 
mals als eine der ruhmvollſten Thaten Preußens baftehen; wenn erfl der Etreit 
ber Parteien, welcher jet den reinen Genuß bes herrlichen Erfolgs vertünmert, 
verflungen fein wird, bann wirb bie unbefangene Geſchichte ficherlich Die Tbat 
kraft und zugleich die politifhe Klugheit rühmend anerkennen, welche dieſen &r- 
folg ermöglicht haben. Durch die gänzliche Befreiung der drei Herzogthümer 
Shleswig, Holftein und Lauenburg von jeber Verbindung mit Dänemark if einer 
ber heifieften Wünfche bes deutichen Volkes, ein Wunſch, der feit 18 Jahren bie 
Herzen der Patrioten bewegte und oft zu fieberhafter Ungebuld und Leidenkhaft 
erregte, weit über die fühnften Erwartungen hinaus t worden. Zwar jagen 
die Gegner der Regierung: das Minifterium ſelbſt habe fo Großes nicht von An 
fang an gewollt, ſondern erft burch den Lauf der Ereigniffe fei daſſelbe zu ſelch 
durchgreifender Bolitit gebracht worden. Dies iſt num durchaus irrig; aber wenn 
es jelbft fo wäre, müßte man nicht aud dann anerlennen, baf die Regieranz 
das Süd der eigenen Thaten und bie Gunft der Umflänbe fo trefflich zu de⸗ 
nugen verftand, um fchließlih den nationalen Wünfchen volle Befriedigung w 
verihaffen? Müßte nicht vor fo Überrafhend glänzenden Erfolgen aller Snet 
mit leibigem Wenn und Aber verfiummen und nur bie patriotiiche zum 
Ausbrud kommen, daß e8 Preußen im Verein mit Defterreich gelungen ift, für 
Deutihland einen Zuwachs an Land, Macht und Einfluß zu gewinnen, wie er 
fett Jabrhunderten nicht geicheben war? 

Während aber Preußen biefes große Werk in Gemeinfchaft mit Defterres 
vollbrachte, wußte bie Regierung bog auch dem Bunbesgenoffen gegenüber ibre 
Freiheit und Selbſtſtändigkeit jo volllommen zu wahren, daß fie in derjeiben Zeit 
eine ſchwierige Aufgabe preußiicher Hanbelspolitil im Gegenjag gegen vie Bere 
bungen Deſterreichs flegreich durchführte. Der Handelsvertrag mit Frankreid. 
welchen die Handelswelt und bie Gewerbtreibenben in Preußen und Deutjchland 
als einen höchft erfreulichen ortichritt begrüßten, war vor dem Eintritt bes ZRı- 
niſterinms Bismard abgeſchloſſen worden; dieſem aber fiel die große Aufgabe ın. 
den neuen Bertrag womöglich unter Aufredterhaltung bes alten Zollvereins in 
feiner bisherigen Ausdehnung unb gegen ben Wiberflanb ber zu ich bun- 
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neigenden fübbeutfchen Regierungen zur Geltung und Durchführung zu bringen. 
Niemand wird verlennen, welch großes Geſchick und welche Feſtigleit hierzu ge- 
börte, zumal da ber preußifchen Regierung fo viel daran liegen mußte, für bie 
Durchführung der fchleswig - holſteiniſchen Sache, fo wie für eine weitere beilfame 
Entwidelung der beutihen Angelegenheiten, bie jo glücklich angebahnte innige Ge- 
meinfhaft mit Defterreih aufrecht zu erhalten. Dank ber ftarlen Hand, melde 
tie preußifche Politik leitet, ift auch dieſes ſchwierige Werk in vollſtem Maße ge- 
Inngen: das aufrichtige Einverfländniß aber, welches zwiſchen Preußen und Defter- 
reich ungeachtet jener Schwierigkeiten gewahrt ift, wirb nunmehr auch Die Wege 
nen lafien, eine immer größere Annäherung in ben Hanbelsbeziehungen vor- 
zubereiten. 

Die zwei Jahre auswärtiger Politik, deren weſentlichſte Erfolge bier nur kurz 
angedeutet werben konnten, laſſen fi dahin zufammenfaflen, daß von Allem, 
was Preußen unternommen bat, Nichts mißlungen, — was aber 
gegen Preußen unternommen worden, Alles mißlungen ifl. Diefe 
Erjolge haben bazu geführt, daß Preußen im Rathe der Fürſten und Staaten jetzt 
wieder böher ftebt, als jemals feit den Zeiten Friedrichs des Großen und ber Be- 
freiungsfriege. Wenn ber Regierung ber Dank bafür Seitens ber Parteien in Breußen 
ſelbſt noch vielfach verkünmmert und gejchmälert wird, fo flimmt doch das Ausland 
in der Anerlennung bes großen Aufihwungs der preußifchen Politik überein. 

Auch für unfere inneren Berhältnifje aber Tann dieſer Aufismung nicht 
ohne gute Früchte bleiben. Der Regierung liegt es fern, den Sieg unferer Waffen, 
wie bie Gegner vorgeben, dazu benuben zu wollen, um bie innere Freiheit zu 
ſchmälern; wohl aber darf fie hoffen, daß bie a und Erhebung, welde 
ber patriotiihe Sinn des Volles in jenen Erfolgen findet, fi auch darin be- 
währen werbe, ihr bie Schwierigfeiten löſen zu helfen, welche ſeit Jahren bie 
Entwidelung unſeres Berfaflungsiebens und dadurch ben inneren Frieden und 
ben friſchen Aufſchwung des Vollksgeiſtes lähmen. 

Wir feiern von Neuem den 18. Oktober, einen Erinnerungstag deutſcher 
Biedergeburt; wir bürfen ihn diesmal gehobenen Herzens feiern, benn fo eben 
erbält ın Wien wiederum ein Wert beutihen Waffenruhms und beuticher Be⸗ 
freiung feine Beftätigung. Möchte die Erinnerung an bie frühere patriotifche 
Einmüthigfeit und die Freude fiber die neuen nationalen Erfolge alle preußifchen 
Herzen in dem Willen vereinigen, bem leidigen Parteiftreit zu entjagen und in 
rechter Einigkeit zwifchen Fürſt und Volk das gemeine Befte des Vaterlandes för- 
bern zu helfen.“ 


29. Bur weiteren Regelung der Schleswig-Holfeinfchen Frage. 


Zuli. Das Verhalten des Prinzen von Auguftenburg. 
„Provinzial⸗ Eorrespondenz“ vom 8. Juli. 


„Der Prinz Friebrih von Anguftenburg ift bei einem Beſuche in Berlin 
1—3 Juni von Sr. Majeflät dem Könige, wie auch von unferem Kron prinzen 
wiederholt empfangen worden und hat eine längere Beſprechung mit dem Präfi- 
tenten bes Staats - Minifteriums, Herrn von Bismard, gehabt. 

Nachdem in Folge der Aufhebung bes Londoner Vertrages bie verſchiedenen 
Erbanfprüche an die Herzogthümer, namentlich auch bie des Auguftenburgifchen 
Haufes in näheren Betracht gelommen find, mußte es flir ben Prinzen felbft, fo 
wie für die preußifche Regierung von Erheblichkeit fein, ſich über die Geſichts⸗ 
punkte, unter welchen bie Förderung feiner Sache mit den Interefien Deutſchlands 
unb Preußens zufammenträfe, vorläufig zu verfländigen. 

Es ſcheint jedoch, daß der Prinz für bie Nothwenbdigfeiteines 
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folden Sinverfändniffes nicht fo zugänglich if, wie es nad ber 
Lage ter Dinge wohl erwartet werden durfte. 

Shen jeit dem Beginu ber jetigen Berwidelung war in dem erhalten 
des Friesen zu beflagen, daß er, um fein vermeintlich allein maßgebenbes Recht 
jur Get za bringen, jede andere Rüdficht, jowohl Preußen und Deferreid, 
wie auch Deutſchland gegenüber bei Seite jettte. Als die beutichen Großmächt 
bei ihrem Vorgehen gegen Dänemark zunörberft die unbeftreitbaren Forderungen 
Deutihlands, nicht auch fofort die beftrittene Erbfrage in den Vordergrund ftellten, 
da gab ſich ber Prinz gänzlich derjenigen Partei hin, welche ber Bolitil Preußens 
und Oeſterreichs Schritt für Schritt bie ſchlimmſten Berbädtigungen und bie 

öften Schwierigkeiten entgegenfette,; ja er vwerirrte fidh fo weit, daß er in ber 
Erage, welche das deutiche Rationalintereffe jo tief berührt, bie Hülfe eines ans- 
wärtigen Fürſten anrief. 

Wenn man zu feiner Entiatbigung annehmen mochte, daß ihn dahin zur 
der Zweifel an der Hülfe der deutſchen Mächte für feine Sache geführt hatte, jo 
müßte doch jet, wo Preußen und Defterreich fich feinen Anfprüden mehr zuge- 
wandt haben, fein beuticher Sinn fih um jo mehr darin bewähren, baß er auf 
den Hoffnungen, welche Deutichland an bie innige Verbindung mit ben Herzog 
thümern nüpft, von vornherein die vollftäudigfte Erfüllung in Ausſicht ſtellte. 

Das Intereſſe Deutichlanbs findet nicht fen darin feine Befriedigung, baß der 
deutſche Bunb einen Zuwachs an Land erhalte und daß die Zahl ber beutichen 
Fürften fih noch um einen vermehre, fondern nur darin, baß das ueue Fürften- 
tbum auch dazu beitrage, bie Bedingungen deutſcher Macht und beut- 
(hen Anſehens nad außenzu fördern. Dentichlands Eutwidelung würde 
auf das Schwerfte —— werben, wenn dem gegenüber bie Kleinftaaterei 
mit allen ihren engherzigen Gefichtspunfkten eine neue Stüte erhalten follte. 

Deutihland und vor Allem Preußen, welches mit Defterreid 
fein Theuerfles, das Herzblut feiner Söhne, an bie Befreiung 
Schleswig⸗Holſteins gefegt hat, muß verlangen, daß bort an ber 
deutſchen Nordgrenze zwifhen ber Of- unb ber Nordſee nicht 
etwa blos ein Ihwählihes Herzogthum erftebe, ſondern zugleid 
eine wahre Nordmark zu Shut und Zruß für Deutſchland zu Lande 
und zur See, im engen Zufammenbange mit ben beutihen und 
preußifhen Wehreinrihtungen und zumal im Hinblid anf bie 
nothbwenbige Entwidelung der deutſchen Seemadt. 

Der Prinz von Anguſtenburg ſcheint bie Berechtigung biefer Yorberungen 
fürerft nicht genügend erlannt und gewürbigt zur haben: ex if, wie man 
jever ausdrüdlichen Erklärung darüber ausgewichen. Wir wollen hoffen, daß bies 
nur ein Anzeichen vorläufiger Unklarheit und Unficherheit in Bezug auf feine po- 
litiſche Stellung iſt. 

Die preußiſche Regierung aber wird jedenfalls weiter mit ſich 
u Rathe gehen müſſen, inwieweit fie für bie Anſprüche bes 
Sreingen ferner mit eintreten kann, ohne die weſentlichſten dent⸗ 
{hen und preußifhen Aufgaben zu verlegen, deren Wahrung für 
fie jeber anderen Rüdfiht vorangeht.“ 


Zuli. Die Erbanfprüde und die fonftigen Momente 
der Entſcheidung. 


„Breußen und Oeſterreich haben fih, nachbem jeder Gebanle an eine fäuftige 
Berbinbung ber Herzogthlimer mit Dänemark aufgegeben war, zunächſt dahin er- 
Hört, baß fie für die Einfeßung bes Prinzen von Auguftenburg wirlen wollen, 
Falls ſich deſſen Exrbanfprüche bei näherer Prüfung bewähren. 

Inzwiſchen hat einer ber anderen Erbbereihtigten, ber Großherzog von Dfben- 
burg, feine Anſprüche beim deutſchen Bunde als foldhe geltend gemacht, welche 
benen des Prinzen von Auguftenburg vorangeben. 
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Jedenfalls werden die Oldenburgſchen Anfprüche gegenüber denen des 
Herzoge von Auguftenburg ernft und forgfältig zu prüfen fein. Weber bie einen, 
noch die anderen bürften fi Übrigens, zumal für bie Herrſchaft in ganz 
Schleswig⸗ Holſtein, als fo zweifellos herausftellen, daß bei ber jchließlihen Ent» 
(deivung nicht uoch andere Erwägungen und Rüdfihten in Betracht kommen 
mäßten. Preußen namentlich wirb, wenn bie Rechtöfrage vollends zweifelhaft ift, 
vor Allem die wirklichen Intereffen Deutfhlandbs und des eigenen 
Staates bei feiner Entſchließung über bie Erbfolge zu Rathe zu ziehen haben. 

Der Prinz von Auguftenburg ſcheint bemüht, den bedenklichen Einbrud, 
weihen feine Anmwejenheit in Berlin binterlaffen hat, jo viel als möglich zu ver- 
wiſchen. Seine Freunde und Vertheidiger gingen im folcher Abficht fo weit, 
Als, was von jeinem Auftreten gelagt worben, als unbegründet zu bezeichnen. 
Dem gegenüber ift aber jett völlig glaubwürdig mitgetheilt, daß ber Prinz fogar 
bie unbegreifliche Aenßerung getban: „Kür ihn und für feine Sade wäre 
es beffer gewejen, wenn Preußen fih gar nicht in bie fchleswig- 
heikeinfche Angelegenheit gemiſcht hätte.” Diele nicht zu bezweifelnden 
Worte befunden allerdings eine merkwürdige Auffaffung Seitens bes Prinzen 
und find nicht geeignet, große Erwartungen von feiner etwaigen künftigen 
Stellung als Landesherr zu erregen. 

In den Herzogthümern jelbft macht fih Übrigens täglich entichiebener und 
lauter die Ueberzeugung geltend, daß Schleswig-Holftein bei aller Selbfiftänbigkeit 
doch fein Heil nur im innigen Anfchluffe an Preußen zu fuchen bat.” 


25. Suli. Reſo lution en der Delegirtenverjammlung der Schled- 
wig= Holfteinfchen Bereine in Nendöburg. 
Anträge des Ausſchuſſes: 


— — „Nachdem die letzten glorreichen Waffenthaten der deutſchen Groß⸗ 
mädte die völlige Niederlage Dänemarks zur vollendeten Thatſache gemacht haben, 
ſpricht die Delegirtenverfammlung der fchleswig - holfteinfchen Vereine das drin. 
ende Berlangen ber Bevölkerung aus, daß durch [hleunigfte befinitive Con- 
—— des ſchleswig-holſteinſchen Staats unter ſeinem recht— 
mäßigen Fürſten Herzog Friedrich VIII. den mit ben ſchwerſten Nach⸗ 
theilen verbundenen provijoriichen Zuftänden in kürzeſter Friſt ein Ende gemacht 
werde. In unferem Gewiſſen gebunden durch das Herzog Friedrich VIII. gelei- 
ftete Gelöbniß der Treue, weilen wir mit Entrüftung den Berfuch eines beutichen 
Fürſten zurück gegen unfern und bes ganzen deutſchen Volks Willen und gegen 
unjere Rectsüberzeugung ſich uns ale Landesherrn aufzubrängen. 

[Durchdrungen von der Ueberzeugung, daß nur eine enge Verbindung mit 
dem preußiſchen Staat bie deutſche Zukunft unſeres Landes für alle Zeiten fichert, 
erflären wir, baß wir eine Gemeinſamkeit der biplomatifhen, militä- 
tifden und maritimen Einridgtungen mit Freuden begrüßen würben, 
dag wir aber an ber von unjerm Herzog beichworenen Berfaffung mit derfelben 
Treue fefthalten wie an ihm felber.]“ 


Annahme der Nefolutionen, ohne ben lepten (einge 
Hammerten Sa), — ftatt defjelben: 


„Da nicht die Delegirtenverfammlung ber ſchleswig-⸗ holfteinichen Bereine, 
fonbern einzig unb allein Herzog Friedrich in Verbindung mit der Lanbesvertre- 
tung competent ift, das Aequivalent zu beflimmen, welches Defterreih und Preußen 
für bie dem Lande gebrachten großen Opfer gebührt, jo wirb bie ſchleunige Ein⸗ 
\ehung unfere® Herzogs in bie Regierung Schleewig-Holfteins das ficherfte Mittel 
fein, die Rechte unferes Landes mit den Imterefien jener Mächte in vollen Ein- 
Hang zu bringen, indem Fürſt und Boll ihre Verpflichtung anerlennen, Opfer 
bringen zn müffen.“ 
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8. Anguft. Erflärung einer Verſammlung der Prälaten und 
Nitterihaft für den engen Anſchluß an Preußen. 


„... Während Prälaten und Nitterfhaft ber Herzogthümer Schleswig. 
Holſtein fih der Ueberzeugung bingeben, daß bie Erbfolgefrage bem Recht bes 
Landes entſprechend erledigt werben wird, glauben fie fi, den Mächten gegen- 
über, welche bei ber Regelung ber ſtaats⸗ und völlerrechtlichen Verhältniſſe ihres 
Baterlands das Hauptgemwicht in die Wagichaale legen werben, über zwei Punkte 
ausſprechen zu müflen, beren Feftftellung ihnen für das Wohl des Baterlands 
vou großer Bedeutung erſcheint. Der erfte berfelben betrifft eine ohne weitern 
Aufſchub fofort berbeizuführende Wieberberfiellung einer gemeinfamen 
einheitfihen Regierung für beide Herzogthämer. e Bereinigung 
berfeiben wird geboten durch Das uralte anerlannte Recht, die uralte Gemohnbeit 
unb Liebe des Zuſammenſeins, endlich duch den großen Ruben, ben fie ſtets ge- 
bracht. Prälaten und Nitterichaft find zu feft davon überzeugt, daß bie Ber 
einigung beider Länder Hauptbebingung ihres Wohle und Gedeihens ift, um 
nit den lebhaften Wunſch auszufpredhen, baß biefelbe bald, ja fobalb die Um⸗ 
fände folches irgend geftatten, möchte ins Leben gerufen werben. Der zweite 
Punkt, defien Prälaten und Ritterfchaft zu erwähnen fich erlauben, berührt in 
anberer, aber ebenfalls ſehr wejentliher Weile das Wohl ihres Vaterlands. 
Prälaten und Ritterſchaft glauben ausſprechen zu müſſen, daß ihrer Anflcht zu- 
folge ein enger Anſchluß des Staats Shleswig-Holflein an einen 
määtigen beutfhen Staat im höchſten Grade ben Intereffen und zugleich 
den Wünfchen bes Landes gemäß ift, unb finb der Anficht, daß obne eine folde 
Anlehnung an eine kräftige Stütze Schleswig - Holftein ſchweren unb gefahrvollen 
Berwidlungen entgegengeben könnte; fie wunſchen dieſen Anfchluß um fo mehr, 
als fte überzeugt find, daß derſelbe auch den Intereffen bes gemeinjamen beutichen 
Vaterlands entipriht. Diefen zu dienen werben bie befreiten Herzogthümer flets 
freudig bereit fein. Präfaten und Ritterfchaft werben deßhalb bie Herbeiführung 
einer Gemeinſamkeit ber biplomatifhen, militärifhen unb mari- 
timen Berbältniffe ihres Baterlandes mit dem preußiſchen Staat 
als ein für alle Theile heilverſprechendes Ereigniß begrüßen.” 


23. Oktober. Die Lauenburgiſche Ritter: und Landſchaft 
erflärt fi für den Anſchluß an Preußen und beſchließt 
„den Wunſch auszufprechen, daß unter Wahrung der 
Selbſtändigkeit des Landes als eined eigenen beutjchen 
Herzogtums und unter Gewährleijtung feiner Lan— 
desverfaljung das Herzogthbum an Preußen fommen 
möge, falls eine Einigung über die Anſchlußmodalitäten, 
worüber Unterhandlungen an betreffender Stelle angefnüpft 
werben jollen, herbeigeführt wird." ine Deputation joll 
den Munich nad Berlin überbringen und über die Bes 
dingungen reſp. Modalitäten unterhandeln. 


31. Oktober. General-Berfammlung des National-Vereins 
zu Eilenad). 
Beſchlüſſe: 


J. In der deutſchen Frage: „Der Nationalverein, durchdrungen von 
ber gleihmäßigen Nothwendigkeit eines deutſchen Parlamente und einer einbeit- 
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fihen Centralgewalt, hält fett an feinem Beſchluſſe vom 6. Oct. 1862, durch 
welchen bie Reichöverfaffung fammt Wahlgeſetz und Grunbrechten als der Rechts⸗ 
boben ber Nation anerkannt wurbe. Ueber die Träger ber Centralgewalt 
bat bie im Parlament vertretene gefammte Nation zu entſcheiden. 
Diefer höhften Enticheibung haben fi alle Parteien, Stämme, und Staaten zu 
unterwerfen. So lange bie freibeitsfeindfihe und undeutſche Rich— 
tung ber Regierungen in den Einzelftaaten, namentlihin Preußen, 
fortbanert, if die Durchführung ber Reihsverfaffung unmöglich. 
Ohne das böchfte Ziel ber nationalen Bewegung auch nur einen Moment aus 
den Augen zu verlieren, ift es baber eine bringende Aufgabe des Bereins uud 
bie Pflicht der Vereinsgenoffen, die freibeitliche Entwidlung in ben Einzelftnaten 
mit tbatträftiger Benutung aller verfafjungsmäßigen Mittel zu erkämpfen und 
bie in den particulariftiihen Tendenzen der Regierungen und ber Geſetzgebung 
in ben Einzelftaaten begründeten Hinderniſſe einer nationalen Entwicklung weg- 
zuräumen. Hier ift das Feld, auf welchem bie gemeinfame Arbeit an bem großen 
nationalen Wert angegriffen werben muß und mit fiherer Ausfiht auf Erfolg 
durchgeführt werben lann.“ 

II. In der ſchleswig-holſteiniſchen Frage: „Der Nationalverein 
erflärt es für bie Pflicht des beutichen Boltes, zu wachen über das Selbftbeftim- 
mungsrecht der durch deutſche Tapferkeit befreiten Herzogthümer. Nur bie In- 
tereffien Deutſchlands Dürfen es beichränten. Es ift Daher die Aufgabe ber Ver⸗ 
einsgenoffen, den Herzogthlümern in dem Kampfe gegen jebe Bergewaltigung zur 
Seite zu ſtehen und mitzuwirken, daß endlich ihnen das bisher mißachtete echt 
zurüdgegeben werbe durch Einberufung der Landesverſammlung auf Grunb bes 
Staatögrundgeiehe vom 15. Sept. 1 und bie Anerlennung und Einſetzung 
bes vom Lande berufenen Herzogs Friebrih VIII. Der Nationalverein ver- 
wirft auf das entfhiebenfte bie Annerion der Herzogthümer an 
Breußen als eine [hwere Gefährdung ber bundesftaatlihen Eini- 
gung der Nation. Die veutfhen Intereffen, die Bertheibigung deutſcher Küften, 
teutiher Handel und beutiche Induftrie verlangen bagegen die Einverleibung 
Schleswigs in den deutſchen Bund, den Eintritt Schleswig - Holfteins in ben Zoll- 
verein, und jo lange eine deutſche Flotte nicht vorhanden ift, den maritimen An- 
ſchluß der Herzogthümer an Preußen. Die undeutfche und freiheitsfeindliche Hal- 
tung des Minifteriums Bismard barf die unverzügliche Berwerthung der maritimen 
Kräfte der Herzogthilmer für das Gefammtvaterland nicht verhindern. Die vom 
Ausſchuß eingeleitete Vereinigung mit ben Patrioten anderer politijchen Gefinnung 
zur Rettung der nationalen und politifchen Unabhängigkeit ber Herzogthümer iſt 
bis zur vollfländigen Durchführung des ganzen Rechtes berfelben fortzujegen.” 


13. November. Rundihreiben des 36er Ausſchuſſes an 
ſämmtliche Schleswig Holjteinische Vereine in Folge des 
Miener Friedens. 


— — „... Der hohe Gewinn, welcher in ber nunmehr befiegelten That- 
ſache der Befreiung Schleswig - Holfteins von ber Fremdherrſchaft Tiegt, iſt von 
uns ſchon früher jattfam gewürdigt worben. Aber bei aller Genugthuung über 
biefes Ergebniß dürfen wir die Augen nicht verihließen gegen das tief verleßenbe 
Berfahren, gegen bie Eigenmadt und die gänzlihe Mißachtung des nationalen 
Rechts und der Selbftbeftinnmung des Volfes, womit die beiden Großmächte wie 
bisher, jo auch bei Abſchluß biefes Friedensvertrages zu Werke gegangen find. 
Nach dem Inhalt desſelben zu urtheilen, wäre der Krieg mit Dänemark nichts 
Anderes gewejen als ein Eroberungstrieg, beffen Ausgang zu ber Abtretung 
treier, bisher der bäniihen Krone gehöriger Provinzen an Oeſterreich und Preußen 
geführt hat. Indem der König von Dänemark feinen angeblichen Rechten auf 
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biefe Provinzen entfagt, wirb dadurch der Londoner Vertrag mittelbar als rechts 
giltig anerkannt. 

Nur das Recht der Gewalt ift es, welches feine Geltung aufpebt, un 
das Recht der Gewalt kann fie eben fo gut wieberherftellen. Die Eigenfchaft ver 
beiten Großmächte ats Glieder bes deutſchen Bundes, die Rechte des Bunter 
auf Holftein und Lauenburg, die alten verbrieften Rechte Echleswig - Holſteine. 
das Recht eines deutfhen Fürften zur Thronfolge in den Herzogthümern, Alle 
dieß if in dem ganzen langen Altenftüd nicht mit einer Silbe angedeutet. Mu 
gteicher Rüdfichtslofigleit wird das Selbſtbeſtimmungsrecht des fchleswig - beliten 
hen Landes und Volles, fein Recht, über die Friedensabmadhungen gehört zr 
werben, in dem Bertrag bei Seite geichoben. 

Ein ſolches Verfahren, welches die Willlür und VBergemaltigung 
Dänemarks nur befeitigt zu haben fheint, um die Willkür und 
Gewalt unferer Großmächte an bie Stelle zu feßen, Dari ein ebr- 
liebendes Boll nimmermehr mit Stillfhweigen hinnehmen. 

Bor allem gilt es, auf bie unverzüglidhe Einberufung der ſchles 
wig-bolfteinfhen LYandesverfammlung zu bringen, deren Zuflimmung 
zu dem Friedensvertrag eingeholt werben muß, fell terfelbe nicht mit dem Mate! 
der Nichtigkeit behaftet fein. Weiterhin haben wir gegen bie in Art. 3 des Ver 
trags enthaltene Anerkennung eines dänischen Rechts auf Echleswig - Holftein und 
die etwaigen Folgerungen daraus für jegt und alle Zukunft Verwahrung eir- 
zulegen. Da der König von Dänemark ein Recht auf bie Herzeg 
tbümer nicht bejejjen bat, fo founte er ein ſolches aud nicht au’ 
Defterreih und Preußen Übertragen. Weber aus diejem noch aus irgent 
einem anderen Titel kann die Nation ein Verfügungsrecht der beiden Mächte über 
Edyieswig - Holftein und feine Zukunft anerkennen; jede ohne ten Willen ter 
Landes zu treffende Anordnung in deſſen ftaatsredhtlichen Angelegenheiten wırt 
fie als ungiltig und unverbindlich betrachten. Sie muß vielmehr, nachdem 
jeder Borwand zur ferneren Hinhaltung des inneren Abſchluſſes jetzt vellende 
entfallen ift, mit verftärktem Nachdruck darauf beſtehen, vaß Das nationa!e 
Programm zur fofortigen und unverlürzten Durhführung komme, ohne jete 
Einmifhung Dritter und lediglihd nah Maßgabe des Rechté un 
ber Selbftbeftimmung des ſchleswig-holſteinſchen Volkes. Bir 
überzeugt, daß die geehrten Comités uud Vereine mit biefer unferer Auffaffung We 
in vollem Einverfläubniß befinden und im Sinne berfetben ihre Wirkſamkeit tör 
bie Sache Schleswig. Holfteins unermüdlich fortfegen werden. Nur der fiandhuiten. 
Ausdauer ift Der endliche Sieg beſchieden, nur fie wird die Politik, welche tut 
berechnete Verſchleppung das deutſche Volk zu ermübden hofft, zuveriälfig jr 
Schanden machen.” 


22. Dezember. Adreſſe des Freiherrn von Scheel-Pleſſen um 
Genoſſen an die Monarchen Preußens und Oejterreice. 


— — „Sollte die unparteiiihe rechtliche Unterfuhung ber GErbanirrü!: 
zu dem Ergebniß führen, daß ein beftimmter Fürſt ein unbeftreitbare® Recht cı’ 
bie Erbfolge in beiden Herzogthümern und allen Theilen beijelben bat, \: 
dürfen wir von der Gerechtigkeitsliebe Eurer Diajeftäten erwarten, daß Allerbit‘ 
diefelben diefem Fürften die Regierung ber Herzogthümer übertragen weider 
Anſprüche auf Theile innen kein Recht auf das untheilbare Ganze begrünten. 
Solche Anſprüche werden gegen die Rüdficht auf die Wohlfahrt ver Lande jurud 
treten müffen. Dieje erfordert möglichfte Sicherung durch genügende Mactrer 
bättniffe, welche Eure Majeftäten ben Herzogthümern nicht werben vorentbalte: 
wollen. Sie kann ihnen aber nach unjerer innigften Ueberzeugung nicht beite. 
gewährt werben, als durch ben engften Anichluß an eine der deutſchen Grc® 
mäcdte, und zwar an die preußiihe Monarchie als bie nächſtbe legene berieiter. 
Dabei gehen wir mit voller Zuverſicht von ber Erwartung aus, daß dem Herzey 
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thümern unter allen Umfländen eine ven Eigenthümlichkeiten berfelben ent- 
Iprehende Selbfiftändigfeit in Zerichung auf die inneren Angelegenheiten werbe 
erhalten werden. Wir bitten Eure Majeſtäten, Sich bei Allerhöchſtdero Ent- 
ſchliefungen zum Wohle der Herzogthümer von dieſen Geſichtspunkten leiten und 
eintretenden Falles eine Borlage au bie vereinigte Ständeverfammlung ber 
Herzogthümer Schleswig» Holftein gelangen zu laffen. Eure Majefläten werben 
dann dem Friedenswerke bie Krone aufjegen und Sich die in ihrem einheitlichen 
Dafein auf die Dauer gefiherten Herzogthümer zu ewigem Danke verpflichten.” 


1865. 11. Sanuar. Antwort Bismarcks Namens ded Königs. 


„Ich erfülle eine angenehme Pflicht, indem ich im Allerhöchſten Auf- 
trage Sie benachrichtige, daß Se. Majeftät die Adreffe gern entgegenge- 
nommen bat. — Indem Allerhöchftderjelbe überzeugt ift, daß die darin 
ausgedrüdten Wünſche aus einem wahren Patriotismus hervorgegangen 
find, erfennt Se. Majeftät mit Befriedigung darin den Ausdrud eines 
rihtigen Berftändnifjes der Verhältniſſe, einer ernften und veblichen 
Adtung vor dem Recht und einer eingehenden Würdigung der Bedlirf- 
nifie der Herzogthümer, welche, die Nordmarken Deutfchlands bildend und 
dich eine lange und ehrenvolle Geſchichte zu reicher Blüthe entmwidelt, 
ebenfo ehr ur einen vollen und ausreichenden Schug nad) außen, wie 
anf eine Beachtung ihrer inneren Eigenthümlichleiten Anſpruch haben. 
In allen diefen Beziehungen iſt e8 das Beitreben des Königs, den Herzog- 
thümern eine ihrer Wohlfahrt, wie dem Recht entſprechende Stellung zu 
fihern, und indem Xhre Adreſſe Ihn in der Gewißheit beſtärkt, daß 
Se. Majeftät dabei auf ein vertrauensvolle Entgegenfommen im Lande 
rechnen darf, kann der König mit um fo größerer Buverfücht das Gelingen 
dieſes Beſtrebens erwarten, als Allerhöchitderfelbe Sih mit Seinem 
hohen Berbiindeten und gegenwärtigen Deitinhaber der höchften Gewalt in 
ven Herzothümern in der warmen und herzlihen Theilnahme für dieſelben 
egegnet.” 


17* 
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1865. 14. Sanuar. Aus der Thronrede des Könige. 


„Ein ereignißreiches Jahr liegt hinter uns. In demfelben ift e8 Mir 
jelungen, im Bunde mit Sr. Majeftät dem Kaifer von Oeſterreich eine 
—— Deutſchlands, deren Mahnungen wiederholt und unter tiefer 
Erregung des nationalen Gefuhls an das geſammte Vaterland herauge · 
treten waren, durch die ſLegreiche Tapferleit der vereinten re Der: 
mittelft eine ehrenvollen Friedens einzuldien. Gehoben d die & 
nugthuung, mit welcher ımfer Volt auf diefen Preußens wirrdigen Erfola 
urüdblidt, wenden wir unſere Segen in Demuth zu Gott, durch defien 
gen e8 mir vergönnt ift, Meiner Kriegsmacht im Namen des Baterlandes 
fie Thaten zu danken, die ſich der ruhmreichen Kriegsgeſchichte Preußens 
ebenbürtig anreihen. 

Nach einer halbhundertjährigen, nur durch ehrenvolle Kriegszüge 
von Hürzerer Dauer unterbrodenen Friedensperiode haben ſich die Aus- 
bildung und Mannszucht Deines Heeres, die Zwedmäßigteit feiner Ber 
faflung und feiner Außrüftung in dem vorjährigen durch Ungunft der 
Witterung umd durch den tapferen Widerſtand des Feindes dentwürdigen 
Kriege glänzend bemährt. Es ift der jegigen Organifation des Heeres zu 
verdanken, daß der Krieg geführt werben fonnte, ohne die Erwerbs» und 
Fcmilienverhältniffe der Bevölkerung durch Yufbietung der Landwebr zu 
beeinträdtigen. Nach folhen Erfahrungen ift e8 um fo mehr Mar: 
Landesherrliche Pflicht, die beftehenden Einrichtungen aufrecht zu erbalten 
und auf der gegebenen Grundlage zu höherer Bolltommenbeit auszubilden. 
Ih darf erwarten, daß beide Häufer des Sanbtages Mid in der 
Erfülung diefer Pflicht durch ihre verfaffungsmäßige Mitwirkung umer - 
ftügen werden. 

Beſondere Pflege erfordert die Entwidelung der Marine Ir 
hat im Kriege —8 ihre Leiſtungen ſich einen gerechten Anſpruch a’ 
Anerkennung erworben und ihre hohe Bedeutung für daB Vand dar- 

ethan. Sol Preußen der ihm durch feine Yage und politiihe Ere: 

Em zugemiefenen Yufgabe genügen, fo muß für eine entſprecende 
Ausbildung der Seemacht Sorge getragen und dürfen bedeutende Trier 
file diefelbe nicht geſcheut werden. Im dieſer Ueberzeugung wird Ihner 
Meine Regierung einen Plan zur Erweiterung der Flotie vorlegen. 

Die Aufftellung der Truppen an der polnifhen Grenze hat nos 
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dem Erlöichen der Infurrection im Nachbarlande wieder aufgehoben werden 
können. Durch die gemäßigte, aber fefte Haltung Meiner Regierung 
wurde Preußen gegen Uebergriffe des Uufitandes ficher geftelt, während 
gegen einzelne Theilnehmer an Beftrebungen, welche die Losreißung eines 
Theile der Dlonarchie zum Endziele hatten, von den zuftändigen Gerichten 
auf Strafe erkannt worden if. 

Daß die günftige Finanzlage des Staates es geftattet hat, den 
däniihen Krieg ohne Anleihe durchzuführen, muß eine große Genugthuung 
gnähren. Es iſt dies mit Hülfe einer fparfamen und umſichtigen 

erwaltung, vornehmlich durch die beträchtlichen Ueberſchüſſe der Staats- 
einnahmen in den beiden leiten Jahren, möglich geworden. Ueber die 
durch den Krieg veranlaßten Koften und die zu ihrer Beftreitung 
verwendeten Celdmittel wird Ihnen nah dem Finalabſchluß für das 
verfloffene Jahr meine Regierung vollftändige Vorlagen mahen. — — 

Ich babe der Thaten Meines Kriegsheeres nicht gedenken können, 
ohne darin die gleiche Treudige und herzliche Anerkennung für das öfter- 
reichiiche Heer mit einzubegreifen. Wie die Krieger beider Heere in Waffen- 
brüderjchaft den Lorbeer getheilt haben, jo hat die beiden Höfe den ein- 
getretenen Berwidelungen gegenüber ein enges Bündniß verknüpft, welches 
jeine fefte und dauernde Grundlage in Meinen und Meines erhabenen 
Berbimdeten deutſchen Gefinnungen fand. In diefen Gefinnungen und in 
der Treue gegen die Verträge liegt die Bürgfchaft für die Erhaltung des 
Bandes, welches die deutichen Staaten umjchlingt und ihnen den Schuß 
ded Bundes ſichert. 

Der Friede mit Dänemark hat Deutichland jeine beitrittenen 
Nordmarken und diejen die Möglichkeit der lebendigen Betheiligung an 
unjerem nationalen Leben zurüdgegeben. Es wird die Aufgabe Meiner 
Politit jein, diefe Errungenichaft durch Einrichtungen ficher zu ftellen, 
welche und die Ehrenpflicht des Schuges jener Grenzen erleichtern und 
die Herzogthümer in den Stand jegen, ihre reihen Kräfte für die Ent» 
widelung der Land⸗ und Seemacht wie der materiellen Intereſſen des ge⸗ 
meinjamen Vaterlandes wirkſam zu verwerthen. Unter Aufrechthaltung 
viefer berechtigten Forderungen werde Sch die Erfüllung derjelben mit 
allen begründeten Anſprüchen, jo des Landes wie der Yürften, in Ein- 
fang zu bringen ſuchen. Ich habe daher, um einen fidheren Anhalt für 
Deine Beurtheilung der ftreitigen Nechtöfragen zu gewinnen, die Syn⸗ 
dici Meiner Krone, ihrem Berufe entiprechend, zu einem Rechtsgutachten 
aufgefordert. Meine rechtliche Ueberzeugung und die Pflichten gegen 
Mein Land werden Mich leiten bei dem Beitreben, Mich mit Deinem 
hohen Verbündeten zu verftändigen, mit weldem Ich inzwiſchen den 
Defig und die Sorge für eine geordnete Verwaltung der Herzog⸗ 
thümer theile. 

Es gereiht Mir zur lebhaften Befriedigung, daß die kriegeriſchen 
Berwidelungen auf den engiten Kreis befchränft geblieben und die nahe⸗ 
liegenden Gejahren, welche daraus für den europäiſchen Frieden hervor⸗ 
gehen konnten, abgemendet worden find. Die Wiederherftellung ber 
diplomatijchen Verbindung mit Dänemark ijt eingeleitet und es werden fich, 
wie Ich feſt vertraue, die freundlichen und gegenjeitig fürdernden Ver⸗ 
hältniſſe ausbilden, welche fo ſehr dem natürlichen Intereſſe beider Yänder 
entiprechen. Meine Beziehungen zu allen übrigen Mächten find in feiner 
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Weile geftört worden und fahren fort, die glüdlichften und erfreulichften 


u fein. 
4 Meine Herren! Es iſt Mein dringender Wunſch, daß der Gegenſatz, 
weldyer in den legten Fahren zwifchen Meiner Regierung umd dem Haufe 
der Abgeordneten obgewaltet hat, feine Ausgleichung finde. Die be: 
deutungsvollen Ereigniffe der jüngflen Vergangenheit werden dazu bei 
getragen haben, die Meinungen über das Bebürfniß der —— Er: 
anijatton des Heeres, die fich in einem fiegreich geführten Kriege bewährt 
I aufzullären. Die Nechte, welche der Yandesvertretung durch die Ber- 
aſſungs⸗Urkunde eingeräumt worden find, bin Ich auch ferner zu achten 
und zu wahren entichloffen. Soll aber Preußen feine Selbitftändigfeit 
und die ihm unter den europäilhen Staaten gebührende Machtftellung 
behaupten, fo muß feine Regierung eine fefte und ftarfe fein, und kaun 
fie das Einverftändniß mit der Landesvertretung nicht anders als unter 
Aufrehthaltung der Heeredeinrichtungen erftreben, welche die Wehrbaftig- 
feit und damit die Sicherheit des Baterlandes verbürgen. 

Der Wohlfahrt Preußens und feiner Ehre ift Mein ganzes Streben, 
Mein Leben gewidmet. Mit dem gleichen Ziel vor Augen, werden Sie, 
wie ich nicht zweifle, den Weg zur vollen Verfländigung mit Meiner 
Negierung zu * wiſſen, und werden Ihre Arbeiten dem Vaterlande 
zum Segen gereichen.“ 


Der Weg zur Verſtändigung und zum inneren 
Frieden. 


Aus den Amtöblättern. 


„Es ift mein dringender Wunſch, daß ber Gegenſatz, welcher in ber 
fetten Jahren zwiſchen Meiner Regierung und bem Haufe ber Abgecrt- 
neten obgewaltet bat, feine Ausgleichung Anbe.“ 

So bat der König bei Eröffnung des Landtags vom Throne herab se 
ſprochen; er ſchloß dann mit der dringenden Mahnung, daß die Abgeordneten in 
gleihem Streben für die Wohlfahrt und die Ehre des Yanbes ben Weg zur velle: 
Berftäubigung finden möchten. 

Den Weg zur vollen Berfländigung zu finden, — das ifl die Aufgabe der 
neu beginnenden Landtageſitzung, wenn dieſelbe dem Lande Eegen bringen 'el. 

Der König bat ſich jedoch nicht darauf beſchränkt, diefe Aufgabe bloe zu 
bezeihnen, — Fondern er bat zugleich in Kürze angebeutet, wie ber Weg zum 
Frieden wohl zu finden fein möchte. 

„Die bedeutungsvollen Ereigniſſe der jüngften VBergangenbeit, fagte er, 
werben dazu beigetragen haben, bie Meinungen über das Bedürfuiß der 
verbefferten Organijation des Heeres, die ſich in einem fiegreich geführen 
Kriege bewährt bat, aufzuklären. 

Die Rechte, welche der Landesvertretung durch die Berfaffungsurkunt 
eingeräumt worden find, bin Ich auch ferner zu achten und zu wadter 
entſchloſſen. 

Sol aber Preußen feine Selbſtſtändigkeit und tie ihm unter der 
europäifchen Staaten gebührenbe Machtſtellung behaupten, jo muß fe 
Regierung eine feſte und ftarke fein, und kann fie das Ginverfländaiß mm: 
der Fanbesvertretung nicht anbers als unter Aufrechtbaltung ber Hermi 
einrichtungen erftteben, welche bie Wehrhaitigleit und damit bie Sicherder 
des Baterlandes verbürgen.” 

Nicht anders als unter Aufrechterbaltung ber verbefferten Heereseinrichtunges 
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kann alfo das Einverſtändniß erfolgen, — bavon muß Jeder ausgehen, ber den 
Beg zum Frieden wirklich finden will. Jeder Verſuch zur Verftänbigung, welcher 
die neue Organifation bes Heeres erichüättern wollte, müßte unfehlbar fcheitern, 
weil die Regierung nach ihrer tiefften Uebergeugung dieſe Einrichtungen nicht auf- 
** kann, ohne die Wehrhaftigkeit und bie Sicherheit des Vaterlandes preis- 
jugeben. 

Die Hoffnung des Königs aber, daß der Weg bes Friedens ſich wirkfich 
werde finden laffen, beruht auf zwei Gründen: erftens auf der thatfächlichen Be- 
währung der neuen Heereseinrichtungen, zweitens auf dem guten Gewiffen ber 
Regierung in Betreff der Achtung und Wahrung der verfaffungsmäßigen Rechte 
des Landtages. 

Der innere Zwift, deſſen Ausgleihung zu erfireben ift, betrifft ja eben 
zweierlei: zuerft und bis zum Jahre 1862 handelte es fih nur um die neue 
Einrichtung des Heeres, welche das Abgeordnetenhaus zwar im Jahre 1861 vor- 
läufig genehmigt hatte, zu welcher e8 aber feine fefte Zuftimmung noch verjagte, 
theils aus Bedenken gegen bie Zweckmäßigkeit, theils wegen bes Zweifels, ob das 
Land die Koften der neuen Einrichtungen würde tragen können; — dann aber, 
als das Abgeordnetenhaus im Jahre 1862 unerwartet die gejammten Koften für 
die neuen Regimenter ſtrich, bie Regierung jedoch die neuen Einrichtungen un- 
möglich aufgeben Tonnte, ſondern diejelben auch ohne Die dauernde Bewilligung 
des Abgeordnetenhauſes aufrecht erhalten mußte, ba entftanb hieraus ber weitere 
und neue Streit wegen ber angeblich verletzten Rechte der Landesvertretung. Drei 
Jahre hindurch dauert nun dev zwiefache Widerſpruch, und je länger er währte, 
befto fchwieriger wurbe es, den Weg zur Löſung zu finden, denn bie Einen 
meinten, erft müffe der Streit um bie Berfaffung gelöft fein, eher dürfe man für 
tie neue Heereseinrichtung nichts bewilligen, während von der anderen Seite barauf 
bingewiefen wurbe, daß es zuerft darauf anlomme, bie Militairfrage zu Iöfen, 
dann werde fi die Staatshaushalts- und Verfaflungsfrage von felbit erledigen. 

Zegt hat nun die Hand Gottes gewiffermaßen den Weg gezeigt, auf welchem 
der Friede in Preußen wieberzugewinnen if. Nach den mwunberbar berrlichen 
Thaten und Erfolgen des Heeres in feiner jetigen Geſtalt und Einrichtung ift 
8 vollends zur Unmöglichkeit geworden, von Neuem an bemjelben zu rütteln; 
die Freude des ganzen preußifchen Volkes über dieſes fein Heer bat bie Herzen 
für die endliche Löſung des langen Zwiftes bereitet. 

„Es ift der jegigen Organifation des Heeres zu verdanken, fagt der König, 
daß ter Krieg geführt werben fonnte, ohne bie Erwerbs» und Familien⸗ 
verhältniffe ber Bevölkerung durch Aufbietung der Landwehr zu beeinträdh- 
tigen. Nach folhen Erfahrungen ift es um jo mehr Meine lanbesherrliche 
Pflicht, die beftebenden Einrichtungen aufrecht zu erhalten und auf ber 
gegebenen Grundlage zu höherer Vollkommenheit auszubilden. Ich darf 
erwarten, daß beide Häujer des Landtages Mich in der Erfüllung diefer 
Pflicht durch ihre verfafjungsmäßige Mitwirkung unterftügen werden.“ 

As Erfüllung einer Pflicht hat der König vom erften Augenblide, wo er 
die Leitung der Regierungsgeſchäfte Übernahm, die neue Einrichtung des Heeres 
betrachtet: als eine ernfte landesherriiche Pflicht filr Die Wehrhaftigleit des Landes, 
fowie für bie Erleichterung ber Älteren Landwehrmänner. 

Ein Theil der Abgeordneten hat gewiß gleichfalls eine Pflicht zu erfüllen 
gemeint, wenn fie die Mittel zu den neuen Einrichtungen verfagten, jo lange fie 
an den Vorzügen verfelben zweifelten oder bie Finanzen des Staates nicht für 
ausreichend hielten, den erheblichen Mehraufwand zu tragen. 

Jetzt aber find die Vorzüge der Reorganiſation des Heeres dur bie That 
erwiefen: denn während ber bänifche Krieg etwa mit dem fechften Theil der Armee 
unter beifpiello8 raſcher Zurüftung und Aufftellung geführt werden konute, obne 
die älteren Jahrgänge der Landwehr heranzuziehen, ftand bie übrige Armee eben- 
falle obne Aufgebot der Landwehr in adtunggebietenber Stärke jeden Augenblid 
bereit, etwaige Angriffe anderer Mächte zurückzuweiſen. Diefem Umftande ift es 
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gewiß nächſt dem Bündniß mit Defterreich vorzugsweiſe mit zu danken, daß jebe 
Einmiſchung frember Mächte unterbiieb. 

Während fih fo bie Vortrefflichleit der jetzigen Heereseinrichtung glänzend 
bewährt bat, ift ferner auch bie Beſorgniß wegen bes Geltpunftes inzwilden 
völlig widerlegt. Ungeachtet der thatfächlichen Durchführung der neuen Einrich 
tungen feit nunmehr vier Jahren bat ſich ber blühende Zuſtand unferer Binanzen 
nicht blos erhalten, fontern noch gefteigert. Ein koſtſpieliger Krieg konnte ge 
führt werten, ohne aufßerordentlihe Mittel dazu aufzunehmen, und nad Been- 
digung defjelben fann bie Regierung anlündigen, daß die Mittel vorhanden Fnt, 
nit allein das völlige Gleichgewicht ber Einnahmen und Ausgaben auch jchen 
in dem Voranfchlag wieberberzuftellen, fonbern auch beträdtlihe Summen jur 
Befriebigung neuer Bebürfniffe in allen Zmeigen ber Verwaltung zu bewilligen. 

So find tenn die beiden Grünte, welche zuerft gegen bie Reorganijatien 
zu fprechen fchienen, jetzt durch unmiberlegliche Thatſachen entlräftet. 

Wenn aber ferner die Beforgniß laut geworben ift, daß bie Regierung auch 
in Zukunft neue erhebliche Vermebhrungen bes Heeres ohne Mitwirkung ber Lan- 
besvertretung ins Werk ſetzen werde, jo wird die Regierung gewiß gern bie Hard 
dazu bieten, ſolch unbegründete Beſorgniß zu beruhigen. 

Gelingt es auf dieſe Weife, bie Einwände in ber Miftlairfrage zu befeitigen 
und bie enblidhe Feſtſtellung derſelben durch die verfaffungsmäßige Mitwirkung 
ber Landesvertretung zu erreichen, fo wirb bann weiter aud die Verfaffungsfrage 
ohne Schwierigkeit thatſächlich erledigt werben. 

Die Rechte, welche der Lanbesvertreiung burch die Verfaffungeurfunde ein⸗ 
geräumt worden find, ift ber König, wie in der Thronrebe von Neuem feierlich 
ausgeſprochen ift, auch ferner zu achten und zu wahren entfchloffen. 

„Auch ferner” darf der König mit rubigem Gewiffen jagen, benn wenn 
biefe Rechte, in Bezug auf den Staatshaushalt, in den legten Jahren theilwei'e 
nicht zur vollen Wirkſamkeit gelangt find, fo zeigt body ein unbefangener Blid 
auf die Entwidelung ter Staatshaushaltefrage, Daß es nicht durch die Schu'd 
ter Regierung fo gelommen ift, daß die Regierung in ihrer pflihtmäßigen Für- 
forge für bie Wohlfahrt des Landes nicht anders handeln konnte, als fie gehandelt 
bat, und daß biefelte, obwohl fie ohne geſetzlich feftgeftellten Staatsbauehalt die 
Geſchäfte weiter führen mußte, doch auch hierbei (abgejehen von der Militairfrage, 
wo e8 eben nicht möglid war) bie Beſchlüſſe tes Landtages in Betreff aller neuen 
Ausgaben fireng beobachtet hat. 

Nur notbgedrungen und nur fcheinbar find die Rechte, welche ber Lanter- 
vertretung durch die Berfaffung wirklich eingeräumt find, vorübergebenb zura 
Stillftand gelommen. Wil das Abgeorbnnetenhaus dieſe feine wirklichen Reche 
wieder zur vollen Wirkjamleit bringen, fo wirb es ben Weg zur Verfläntigune 
und zum inneren Frieden betreten, auf welchen bie Thronrede hingewieſen bat. 

Dann werben die Arbeiten ber neuen Situng, wie ber König hofft, tem 
Baterlande zum Segen gereidhen. 


Ber Berfalfungskonflikt und der Geil der Berfaffung. 


24. Januar. Rede Bis marcks bei der Adreßdebatte des Herren 
hauſes. — (Der Geift des Verfaſſungslebens; — Tas 
Bündniß mit Defterreich.) 

Ich babe den Herren Antragftellern und den Rebnern, welde die 
Adreſſe vertreten haben, meinen Dank für die wohlmollende Beurtheilung 
F Ana welche die Thätigkeit der Königlichen Regierung bei ihnen ge⸗ 

nden bat. 
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Ih erlaube mir in Uebereinftiimmung mit derjenigen Auffaflung, 
welhe die Majorität des Haufe von dem inneren Konflift bat, einige 
Sätze Hinzuzufügen, welche zwar nichts Neues jagen, aber den Entftellungen 
gegenüber, durch welche fie verdunfelt werden, nicht oft genug wiederholt 
werden können. 

Die Bafis des konftitutionellen Lebensprozeſſes ift überall 
der Kompromiß. Auf dieſe Baſis weiſt die preußifche PVerfaflun 
um fo nothwendiger hin, als fie, von vielen anderen abweichend, * 
in Bezug auf das Budget die Uebereinſtimmung der drei Factoren der 
Öeiesgebung verlangt. Diefelben find in Betreff des Budgets zwar nicht 
abfolut glei, aber gleich abfolut berechtigte Gewalten, die neben 
einander geftellt find. Reiner von ihnen legt die Berfafjung die Ver⸗ 
pflidtung auf, fi den beiden anderen oder einer der beiden anderen 
unterzuordnen. Eben fo wenig legt die Berfaflung einer der drei Gewalten 
das Hecht bei, ein sic volo, sic jubeo zu fprechen, dem die anderen fich zu 
beugen hätten. 

Das leichte Auskunftsmittel, den Konflilt zwiſchen beiden Körper⸗ 
Ihaften des Landtages dadurch zu bejeitigen, daß die Regierung die 
Verpflichtung übernimmt, jedesmal, wo das Herrenhaus mit dem Ab- 
geordnetenhaufe nicht übereinftimmt, das Herrenhaus durch Ernennung 
von Mitgliedern in Uebereinftimmung mit dem Abgeorbnetenhaufe zu 
bringen, halte ich für verfaffungswidrig, weil e8 den Geifte der Ver⸗ 
faflung widerfpridt. Es führt zu dem Ein» Kammerfyftem, welches 
prinzipiell ein Oberhaus verlangt, deſſen Nichtübereinftinimung mit dem 
Unterhaufe gar nicht gedacht werden kann. Es untergräbt vollitändig das 
Inftitut eines Herrenhaufes, einer Erften Kammer, eined Oberhaufes, 
wie man es nennen mag, welches gerade der Träger einer Politik jein 
fol, die nicht den Tagesmeinungen mit Leichtigkeit folgt, fondern den 
Regulator und Ballaft im Landtagsſchiffe abgiebt. Dafjelbe Experiment, 
welches ein Miniſterium machen könnte, um ein widerfprechendes Herren- 
haus durch Ernennung von Mitgliedern in Uebereinftimmung mit einem 
liberalen Abgeordnetenhauſe zu —* daſſelbe Erperiment müßte dem⸗ 
nächſt wiederum von einem konſervativen Miniſterium einem konſervativen 
Abgeordnetenhauſe zu Liebe gemacht werden — und die Möglichkeit iſt 
doch nicht ausgeſchloſſen, daß wir einmal ein konſervatives Abgeordneten⸗ 
haus haben können — und wenn wir dann eine liberale Majorität in 
dem Herrenhaufe hätten, jo müßte man bafjelbe wieder im entgegenge- 
jegten Einne vervollftändigen, wodurch die Zahl der Mitglieder bald eine 
übermäßige werden und das Herrenhaus nur ein Schatten des Abgeord⸗ 
netenhauje8 fein würde, was dem Geiſt der Verfaſſung widerjpridt. 

Die Berfaffung weiſt — ich wiederhole e8 — auf den Weg des 
Kompromifjes in ſolchem Zwiefpalt mit Nothmendigkeit bin. :Diejer 
Weg wurde verlaffen durch den Beſchluß, welchen das Abgeordnetenhaus 
am 22. September 1862 faßte, ein Beichluß, deſſen Ausführung ſchlechthin 
unmöglich war. 

Ih will nit alle Schritte vertreten, melde die damalige Regierung 
im Jahre 1860 in diefer Angelegenheit gethan bat; nur fo viel ift gewiß, 
daß, als die jegige Regierung eintrat, fie den Streit in einer ſolchen 
Yage vorfand, daß fie gütlich denjelben nur fchlichten konnte, indem fie 
einen unmöglichen Beſchluß ausführte, nicht blos deshalb unmöglich, weil 
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das Budget von 1862, das in feinem weſentlichen Beftandtbeile ver 
morfen wurde, bereit3 verbraucht war, fondern auch deshalb unmöglich, 
weil er der Regierung zummthete, die Armee aufzulöfen. 

Diefe Unmöglichfeit dauert auch jeßt noch Et, wie die Thronrede 
hervorgehoben hat. 

Befonder8 dankbar bin ih den Herren Antragftellern für bie 
fhonende Weife, mit welcher fie die auswärtige Politik berührt 
haben. Feder praktiſche Gejchäftsmann kennt die Bedenken, welche den 
Beröffentlihungen über ſchwebende Verhandlungen entgegenftehen, Ber: 
öffentlichungen, welche entweder da8 eigene Ziel voreilig und ohne Zu: 
flimmung des anderen Theils feftlegen oder ein falfches Licht auf dieſes 
Ziel in den Augen der anderen verhandelnden Macht werfen. Die Herren 
mollen fi verfichert halten, daß in den ſchwebenden Verhandlungen die 
dieffeitigen Intereſſen mit Yeftigfeit vertreten werden, und Darf ich bie 
Gewißheit ausfprechen, daß preußifches Blut nicht umfonft geflofien ſein 
wird. Bon der liberalen Seite ift uns bei der Kritik der auswärtigen 
Politit der Vorwurf gemacht worden — wird und auch ın dem anderen 
Haufe gemacht werden — daß mir die zukünftige Geftaltung der Herzog: 
thlimer uns dadurd) erjchwert haben, daß wir mit Defterreich gegangen find. 

Ih glaube, meine Herren, daß die Nützlichkeit diefes Bündniſſes 
während der vergangenen Phaſe von der Zukunft in ein belleres Licht 
geftellt werden wird, als die bisherigen Ereigniffe, fo weit fie zu Tage 
liegen, e8 gethan haben und ala ich ſelbſt in dieſem Augenbfide im 
Stande bin, e8 zu thun. 

Einftweilen erlaube id mir, zu bemerken, daß, wenn wir den Weg, 
den mir gegangen find, nicht gehen wollten, uns fein anderer regel: 
mäßiger Weg blieb, als der des Bundeskrieges. Es iſt derielbe 
auch mit mehr oder weniger Variationen in Bezug auf die Art, wie er 
einzuleiten fei, empfohlen und in der That vergeblich verfucht worden. 

Nun liegt e8 auf der Hand, daß bei einem Bundeskrieg Oeſterreich 
nicht blos als einfacher Bundesgenoffe, fondern als Präjidialmadt mit: 
gewirkt haben würde, und daß neben Defterreih, und viel entfcheidender, 
die Majorität des Bundestages nicht blos auf die Kriegführung, fondern 
namentlid; auf die jchlieglihe Geftaltung der Herzogthümer eingewirft 
haben würde. 

Daß mir von diefer Meajorität eine wohlwollendere Berüdfichtigung 
der preußifchen Intereilen zu erwarten gehabt hätten, als von dem be 
freundeten und verbündeten Defterreich, da3, glaube ich, werden ſelbſt dıe 
Herren, die uns diejen Vorwurf machen, nicht behaupten. Ich glaube, 
fie machen ihre Vorwürfe uns in der Art, daß fie die Konſequenz der: 
felben nicht bis ans Ende ziehen, und daß fie nicht fehen, mas dir 
nothwendigen Refultate gemefen wären, wenn wir ihren Vorjchlägen ge: 
folgt wären. 

Der Gedanke, daß der Krieg, ben wir gejührt haben, unter Zw 
rüdmeijung der öfterreihifchen Alltanz tjolirt von Preußen zu führen ge 
weſen fei, führt uns auf das Feld der Konjekturalpolitik, das ıb, 
im Hinblid auf meine amtliche Stellung, zu betreten mir verfagen muf- 

Nur fo viel ift gewiß, dag wir zu einem foldhen Kriege ohne Defer- 
reich die Zuftimmung der deutjchen Bundesregierungen nicht erlangt baten 
würden, daß wir uns alſo außerhalb der preußifchen Armee mur härten 
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auf Elemente ftügen können, die entweder im Widerfpruch oder jedenfalls 
ohne Bewilligung ihrer Regierung fih und angefchlofien hätten; regels 
mäßige Truppen wären es nicht gemejen. enn ich mich auf diefe 
wenigen Andeutungen in Bezug auf ein Thema, welches alle Gemüther 
in diefem Augenblide wefentlich intereffirt, beichränte, fo wollen Sie 
darin nicht einen Mangel an Bertrauen zu Ihrer Mebereinfliimmung mit 
der Regierung jehen, fondern die Beobachtung der nothmendigen Rückſicht, 
welche die Deffentlichkeit mir auferlegt. 


24. Sanuar. Der Berfaffungsfonflift und die Militär- 
frage. 

Aus der Nede des Minifterd ded Innern Grafen zu 

Eulenburg bei der Adreßdebatte ded Abgeorönetenhaufes. 


— — IJIch bitte, meine Herren, vergegenwärtigen Sie ſich einen Augen- 
bil den Gegenftand der Militairfrage. Denken Sie fih einen Monardhen, der 
durh und durch Solbat, die Bedeutung feines Heeres für fih und fein Vater⸗ 
land in tieffter Tiefe erfaßt hat, deſſen Nachbenken und Sehnen e8 von frübefter 
Jugend an geweſen ift, diefem Inftitute eine Einrichtung zu geben, weiche deſſen 
bisberige Kraft und Sicherheit gewährleiftet und es einer Ausbildung entgegen- 
führt, Die e8 auf der Stufe einer erfien Armee Europa’s erhält; denken Sie fi 
einen Monarchen, der endlich dieſes Mittel gefunden zu haben glaubt, der, unter 
vorläufiger Genehmigung der Landesvertretung, proviforifh biefen Zuſtand her⸗ 
beiführt, und der denſelben für jo wichtig, feine Durchführung für fo nothwendig 
bält, daß er feibft die Gefahr nicht ſcheut, das Land einem budgetlofen Zuftand 
entgegenzuführen. 

Denken Sie fih einen barauf folgenden Krieg, einen flegreich geführten 
Krieg, einen Krieg, den das Heer mitgemadt hat unter ber Serriheft diefer 
Organifation, und die fehr natürlich fih daran knüpfenden Schlußfolgerungen, 
daß man vielleicht auch ohne diejelbe hätte fiegreich fein können, daß man aber 
nicht fo ficher, fo energifh, nicht, wenn ich jagen barf, fo elegant gefiegt hätte, 
als unter ben Formen, welche in diefem Kriege ihre Bewährung und Berechti⸗ 
gung gefunden und bethätigt haben. Denken Sie ſich daneben, daß die Gefahren, 
weihe man an einen budgetlojen Zuftand gefnüpft glaubte, fich nicht als vor- 
banden erwiefen haben. 

Und einem folhen Monarchen muthen Sie zu, von diefem feinem Werke, 
zu beffen Gunften alle Thatſachen fprechen, zurldzutreten und zu fagen: „Ich 
und meine Regierung wollen die BVerftändigung auf dem Punkte und in ber 
Weiſe fuchen, daß ih einen Theil desjenigen Werkes zerftöre, welches Preußen 
groß gemacht hat!” Das ift unmöglich, meine Herren, ganz unmöglich. 

Weder der jebige Monarch Preußens, noch irgenb ein König Preußens, fo 
lange wir leben, wird von den Prinzipien diejer Armee» Reorganifation und von 
ben gefetlichen Beftimmungen, von denen er glaubt, daß fie nothwendige Korre- 
late derfeiben find, auch nur ein Tippelchen bingeben, und bie Könige Preußens 
werden länger beſtehen, als die dreijährig gewählten Kammern. 

Meine Herren, wenn Sie mir zugeben, daß ich aufridhtig und wahr, unb 
wie es vor Aller Augen liegt, ſpreche, fo daß Sie fich felbft der Ueberzeugung 
nicht verfchließen Fönnen, daß die Regierung in dieſem Punkte nicht zum Nach⸗ 
gebeu bewogen werben fan, dann, denke ich, thun Sie am beften, wenn Sie bie 
Militairfrage nicht zum PBrobirftein ber Bubgetfrage machen; denn darin liegt die 
Frage. Sie haben gelämpft für und wiber die Zwedmäßigleit dieſer Organifation, 
für eine kürzere oder längere Dienftzeit; aber alle bieje ragen Fönnten für 
Eie jo wichtig nicht fein, daß Sie mit befonderer Hartnädıgkeit daran hängen, 
wenn Sie nicht zugleich glaubten, daß mit ber Vertheidigung diefer Yragen bie 
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8 bes von Ihnen in Anfprud genommenen Bubgetrechtes zuſam⸗ 
menbinge. 

Meine Herren! Geben Sie die Idee, Ihr Bubgeizect an ber Militair- 
frage zu probiren, auf; fuchen Sie irgenb ein anderes Thema, irgenb einen an- 
deren Punkt, woran Sie glauben, Ihr Recht geltend machen zu müflen! Ich 
laube aber, Sie werben keinen finden, denn Sie werben die Regierung bereit 
—* da, wo nicht thatſächliche Zuſtände es unmöglich machen, bie Auslegung 
der geleglihen Paragraphen anzunehmen, auf ber Sie beftehen. 

Laffen Sie dies Yactum fi aus unferen Augen entziehen, aus ber Belt 
verſchwinden, dann wird es uns als eine Lehre dienen für künftige Zeiten, und 
dann wird ber ganze Kampf, ben wir feit zwei Jahren fämpien, unb ber, wenn 
Sie in diefem Punkte nicht nachgeben, unabjehbar fortgelämpft wirb, doch zum 
Heile des Baterlandes dienen unb mehr zur Entwidelung bes Berfaffungsiebens, 
al8 Sie glauben. 

Meine Herren! Ueberlaffen Sie die Bethätigung biefes Patriotisumus nicht 
Ihren Nachfolgern, legen Sie jo ſchnell als möglih Hand ans Werk, um Preupen 
einig zu maden unb dadurch fo groß und ſtark, als es verdient.” 


31. Berhandlungen über die Errichtung eines ſelbſtſtündigen 
Scleswig- Holſteinſchen Staatswefens. 


Allgemeine Ueberjiht über die Verhandlungen. 

Aud der Denfihrift, den Krieg gegen Düne: 
marf betreffend, dem Abgeordnetenhauje vorgelegt am 
9. Mai 1865. 


Am 30. October 1864 wurde der Wiener Friede unterzeichnet. Inden 
die beiden deutjchen Mächte laut dieſes Vertrags nur Jütland zurädgaben, 
verblieben ihnen eo ipso die Herzogthümer fraft Rechtes der Eroberung; 
denn wo die Wiederherjtellung des durch den Krieg veränderten Beſitzſtandes 
nicht ausgeſprochen ift, verbleibt e3 bei dem Neuen. Außerdem cedirte im 
Artifel III. der König von Dänemark alle feine Rechte auf die drei Herzog 
thümer Ihren Majeftäten dem Könige von Preußen und dem Kaiſer von 
Oeſterreich. 

Bei dem Bemühen beider Mächte, eine definitive Ordnung der Ding 
herbeizuführen, hatte die Staats⸗Regierung zunädjt die Zwecke jeft un 
Auge zu behalten, die fie mit den Waffen und in den Londoner Ber 
bandlungen verfolgt hatte: Beſeſtigung des Friedens durch einen gerechten 
und haltbaren Zuftand, dauernden Schug der Herzogthümer gegen eine 
Wiederkehr fremder Bedrüdung und Sicherung Deutichlands in fernen 
Nordmarken. Die Regierung hatte aber zweitens die Pflicht, dad Preußuche 
Intereffe zu wahren in feinem ganzen Umjange, ſoweit e8 mit dem 
deutfchen zujammenjällt, und ſofern es durch die individuellen Verhältnine 
des Breufifchen Staate8 und durch unjere Eigenichaft als friegführender 
Theil beftimmt wird. Die Gerechtigkeit gegen alle Prätendenten und gegen 
Breußen, welches Blut und Schäge geopfert hatte, gebot eine gründlich 
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Prüfung der Auguftenburgifchen, der oldenburgifchen und der brandenburgi- 
ſchen Erbrechte. 

Die Aufgabe ift noch ungelöft. Das Proviforium dauert fort, mit 
ihm die Deccupation, dadurch entfteht ein meiterer Koftenaufmand für das 
Land, und für die Regierung die Verflihtung, dem Yandtage die Gründe 
darzulegen, weldye eine definitive Regelung bisher verhindert haben. 

Eine rein legiftiiche Entſcheidung ift unmöglich, jede denkbare Löſung 
muß darin beftehen, die Rechtsfrage und das politiihe Bedürfniß auszu« 
gleihen. Denn jeder der in dem älteren Recht beruhenden Anſprüche er: 
ftredt fi) nach der Rechtsanficht, welche die Königliche Regierung fich bisher 
bat bilden können, nur auf Stüde, die Ceſſion Chriſtians IX. geht auf das 
Ganze, aber berechtigt Defterreih und Preußen zu gleichen Antheilen, und 
doch ftände eine Zerftüdelung oder Trennung der Sande fo fehr im Wider: 
ſpruch mit ihren eigenen und den deutfchen Intereſſen, und mit den Wins 
(hen und Bedürfniffen der Bevölkerung, daß fie als unmöglich bezeichnet 
werden darf. 

Aus diefen Vorausfegungen, tiber welche die beiden Mächte einver- 
fanden, zog die Kaiſerlich öfterreichiiche Regierung den Schluß, daß feine 
andere, ala eine politifche Löſung möglich fer, und ſchlug in diefem Sinne 
unterm 12. November vorigen Jahres vor, die auß Artikel III. des Wiener 
Friedens erworbenen Rechte meiter an den Erbprinzen von Auguftenburg 
5 —— vorbehaltlich einer Auſträgal⸗Inſtanz für den Großherzog von 

nburg. 

Die Königlihe Regierung ift diefem Vorfchlage prinzipiell in ſoweit 
nicht entgegengetreten, al3 fie in ihrer Antwort vom 13, December erflärte, 
daß fie weder die Auguftenburger, noch die Oldenburger Candidatur auß« 
ihließe; aber fie müfje darauf halten, daß die Entfcheidung für den einen 
Bewerber nicht dem anderen und feinen Freunden in und außer Deutfch- 
land den Eindrud der Willkürlichleit made. Sie würde fi, fobald fie 
eine Schädigung der Preußiichen Intereſſen zu befürchten hätte, der Ver⸗ 
pflihtung nicht entziehen können, aud die Prüfung der Brandenburgifchen 
Anfprüce zu verlangen, denn, während Oeſterreich auf diefen Befiß, der 
geographijchen Verhältniffe wegen, feinen Werth lege, feien die gefammten 
ftaatlihen und wirthichaftlichen Interefien Preußens an der künftigen Ge- 
faltung der Herzogihümer mefentlich betheiligt, fhulde die Preußiiche Re— 
ierung es dem eigenen Lande, Vürgfchaften dafiir zu gewinnen, daß die 

ejriedigung und Achtung diejer Intereſſen nicht von dem zweifelhaften 
guten Willen des Landesherrn, von der Stimmung der Stände, von dem 
Epiel der Parteien abhängig bleibe. Solche Bürgſchaften würden darin 
zu finden fein, daß die Diilitair- Organifation der Herzogthiimer in ein 
teftes Verhältniß zu der Preußifchen gejegt, die maritimen Wehrträfte für 
die Preußische Marine nugbar gemacht, die natürliche, dem Vortheile beider 
Zheile zufagende Entmidelung von Schifffahrt und Handel gegen fünftliche 
Hemmungen geſchützt werde. ‘Die Regierung habe die erforderlichen Schritte 
gethan, um eine gründlichere mifjenfchaftlihe Prüfung der Rechtsfrage und 
über die anderen bezeichneten Punkte ein beftimmtere® Programm vor- 
zubereiten. 

Am 21. December erfolgte eine Rüdäußerung von Wien. Das Kaifer- 
lihe Cabinet erflärte fich bereit, die Frage durch Berftändigung mit Preußen 
abzufchließen, allein der Gefammtheit des Bundes ſtehe es zu, darüber zu 
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wachen, daß der politiihe Zuftand eines Bundeslandes den Grundgeſetzen 
des Bundes entipreche, und daß nicht in dem Verein der Souveraine 
Dentichlands ein unfelbftftändiges Mitglied eingeführt werde. Was die 
vorgefchlagene Ceifion betreffe, fo fei diefelbe nur als eine Verfügung 
über die aus Artifel III. erworbenen Rechte, nicht als eine Entfcheidung 
der Nechtöfrage gemeint, wobei allerdings zu erwägen fein werde, ob dab 
Verfügungsrecht Chriftiang IX. fih nur auf ſolche Yandestheile beziehe, 
die dem Könige, abgefehen von dem Thronfolgegefege, angefallen ſein 
würden, oder nicht vielmehr auf das Ganze erftrede. 

Die diejjeitige Ermiderung von 26. Januar diefed Jahres empfiehlt 
die angeregte Frage nad) der Dispofitiond-Befugnig Chriftians IX. einer 
forgfältigen Unterfuchung. Die Staats» Regierung erwarte auch darüber 
dad Gutachten ihrer Kronjuriften und würde es dankbar erkennen, wenn 
die öfterreichifcehe Regierung auf analoge, in ihren Inſtitutionen gegebene 
Weiſe die jachverftändige Prüfung aufnehmen wollte. Die Brandenburger 
Aniprüche zu erwähnen habe Preußen fick nur da berufen geiunden, mo 
e3 ſich um die rechtliche Seite der Frage gehandelt, nicht in London, wo 
e3 darauf angelommen jei, die Loſstrennung der Herzogthümer ohne Ber 
rößerung der Kriegsgefahr durch eine politifche Transaction zu erreichen. 
Die Königliche Regierung wünſche — klar geſtellt zu ſehen, wie weit 
das Recht des Erbprinzen von Auguſtenburg reiche, wie groß darüber 
hinaus alſo das Geſchenk fein würde, welches fie gemeinſchaftlich mit 
Oeſterreich ihm zu machen hätte, wenn ſie ſeiner Einſetzung zuſtimme. 

Am 22. Februar war die Königliche Regierung in der Lage, dem 
Wiener Cabinet die Grundſätze mittheilen zu können, von welchen ſie bei 
den Verhandlungen mit Oeſterreich über die ſelbſtſtändige Conſtituirung 
Schlesmwij:Holfteins auszugehen beabſichtigte, und bei deren Annahme 
fie leßtere mit den Preußifchen Intereſſen jür vereinbar halten würde. 

Die betreffende Depefche ift diefer Denkſchrift beigefügt. 

Die Erklärung darüber erfolgte in einer Depefche des Grafen v. Ment- 
dorff vom 5. März. Die Kaijerlihe Regierung hielt dafür, daß ein unter 
ſolchen Bedingungen eingefeger Fürſt nicht als gleichberechtigtes und ſtimm⸗ 
fähiges Mitglied in den Kreis der Souveräne des deutſchen Buudes einge: 
führt werden könne. Die Bedingungen gingen nur auf den individuellen 
Gewinn Preußens, während Defterreih und der Bund Anjprud auf das 
hätten, was die Herzogthümer an Wehrfraft zu Lande und zu See leiften 
tönnten. Die Kaijerliche Regierung jet bereit zu bewilligen, daß Rendsburg 
ur Bundesjeftung erhoben werde, daß Preußen den Sieler Hafen für 
Pine Marine, eine Canalverbindung zwiſchen beiden Meeren und den 
Eintritt deö neuen Staates in den Greußifchen Bollverein verlange. In⸗ 
deſſen fei, jo lange die Yrage der Souverainetät in der Schwebe bleibe, 
für Detailverhandlungen kein Boden. Defterreich lehne das mitgetbeilte 
Programm ab und jdließe eine Phafe der Verhandlungen, in der definitive 
Bereinbarungen iiberhaupt nicht möglich. 

Die Königlihe Regierung glaubt zu willen, daß der Bang, dem fie 
enommen, und die Richtung der öffentlichen Meinung des Yandes parallel 
aufen. Ein enger Anſchluß der Herzogthümer an Preußen wird allfeitig 
efordert und erwartet, die wirkliche Einverleibung lebhaft gewünjdt. 
Die Königliche Regierung ift der Ueberzeugung, daß bie legtere Yojung 
an fich die zwedmäßigfte wäre, nicht nur für Hreußen, fondern aud für 
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Deutihland und die Herzogthümer felbft; aber fie verfennt nicht, daß fie 
für Preußen mit großen Rnangiellen Opfern in Betreff der Kriegstoften 
und der Staatsſchulden verbunden fein würde, und fie hält diefelbe Hr 
in dem Maße duch das Staatsintereffe für geboten, daß ihre Durdy 
führung unter allen Umftänden und ohne Nüdfiht auf die Erhaltung des 
griedend erfirebt werden müſſe. Dagegen glaubt fie an denjenigen Ber 
dingungen unter allen Umftänden feithalten zu follen, zu deren Aufs 
ftellung Preußen aus der Pflicht zum militäriihen Schuge der Herzog» 
thümer wie des eigenen Yandes und zur Entwidelung der deutjchen 
Wehrkraft zur See die Berechtigung ſchöpft. So lange, bis die auf 
diefem Gebiete für Preußen nothwendigen Einrihtungen zweifellos ficher- 
gejtellt find, muß das Proviforium und mit ihm die Occupation fortdauern 
und die Regierung ijt der Zujtimmung des Landes gewiß, wenn fie ihren 
Beſitz in den Herzogthümern bis dahin aufrecht erhält. Sie wartet die 
Prüfung und Klärung der Rechtöfrage ab, fie ift zu Verftändigungen be- 
reit, welche, dieje Frage mit dem politifchen Bedürfnig verfühnend, dem 
Intereſſe Preußens, der Herzogthümer und Deutjchland® genügen, und 
wird in den Wünſchen und Ueberzeugungen der Bevölkerung der Herzog- 
thümer, fobald es ihr gelungen fein wird, dieſelben durch eine geeignete 
Vertretung zum Ausdrud zu bringen, ein wejentlihes Moment für ihre 
eigene Entſchließung finden. 





22. Februar. Die Yebruarbedingungen. 
Depeſche Bismards an den Preußischen Gejandten 
Freiherrn von Werther in Wien. 


Eurer Ercellenz bin ih nunmehr in der Lage, in näherer Yormuli- 
rung die Bedingungen anzugeben, unter welchen wir die Bildung eines 
neuen Staates Schleswig. Holftein nicht als eine Gefahr für die Intereſſen 
Preußens und Deutſchlands anfehen dürften, und deren gejicherte Berbür- 
gung das Königlihe Staatsminifteriun daher berechtigen würde, Seiner 
Majeſtät dem Könige die Uebertragung Seiner dur den Friedensſchluß 
vom 30. October erworbenen oder Jonft Ihm zuftehenden Rechte auf einen 
Anderen vorzujclagen. 

Sie finden diefelben in der Anlage zufanmengeftellt. 

Zur Begründung und Erläuterung füge ich Folgendes hinzu: 

Daß Breußen bei der Conftituirung des neuen Staates an denjelben 
die Forderung eines feften und unauflöslihen Bündniffes ftellen muß, 
ift ſelbſtverſtändlich; es Tann fih nicht einen eventuellen Gegner felbft 
haften wollen. Eben fo fehr und noch mehr bedarf der neue Staat felbft 
eines jolhen Bündniffes zu feiner eigenen Sicherheit, welche zugleich bie 
Sicherung Deutſchlands gegen Norden in fich begreift. Die allgemeinen 
Verhältniſſe find in diejer Beziehung jo Har, daß e3 bier Feiner weiteren 
Ausführung bedarf. 

Die Herzogthümer bilden einerfeit3 vermöge ihrer geographilchen Lage 
und der politiihen Verhältniſſe einen fehr erponirten Angrifige und Vers 
theidigungspunft für das geſammte Norddeutichland und für Preußen ind» 
befondere; andererjeit3 würden fie in einer iſolirten militatrijchen Stellung 
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nicht im Stande fein, ſich felbft zu fchügen. Preußen wird daher immer 
ihren Schu und ihre Vertheidigung übernehmen müffen, und wenn es jo 
weitgehende Verpflichtungen und die dafür erforderlichen Opfer auf fih 
nehmen joll, fo muß e8 auch die Mittel erhalten, diefe Verpflichtungen in 
wirffamer Weiſe jederzeit erfüllen zu Können. 

‚Daß die Herzogthümer nicht im Stande find, dem erften, mit nad: 
haltiger Kraft geführten Stoße einer fremden Macht zu widerftchen, 
haben die Erfahrungen zu Anfang des Jahres 1848 und 1850 gezeigt. 
In ähnlicher Weife wird für Schleswig- Holftein, wenn es nur auf jeine 
eigenen Kräfte angemiefen ift, immer die Gefahr beftehen, daß da3 
Dergogthum Schleswig im erften Anlauf verloren gehe. Die Folge davon 
würde fein, daß der Feind dort fofort eine fefte und fehr gefährliche 
Operationsbaſis gewönne, und daß Preußen genöthigt wäre, das Lant 
mit großen Opfern wieder zu erobern, wie dies ım Jahre 1848, namentlih 
aber im vorigen Jahre geiheben ift. Diefer Gefahr, der wir uns nidt 
ausſetzen dürfen, kann nur vorgebeugt werden, wenn die in Schleswig 
vorhandenen Streitkräfte und militärifhen Einrichtungen in einem organ: 
[hen Zuſammenhang mit den Preußijchen fi befinden; wenn dieje 
Herzogthum, in militärifcher ‚Pegiehung, einen integrirenden Theil umterez 
eigenen Bertheidigungsfuftens bildet und wir daher in der Lage fin, 
einem eriten Angriff jchon dort nachhaltig zu widerftehen und ein Feitfegen 
bes Feindes daſelbſt zu verhindern. 

Der deutfche Bund kann feinen Schug nit auf das Herzogthum 
Schleswig ausdehnen, welches nicht zu ihm gehört. Aud bier Tönnen 
wir uns auf die Erfahrung berufen, welche gezeigt bat, wie der Ehup 
des Bundes auf Holftein nur in fo weit Anwendung fand, als er au 
unfere und Oeſterreichs Reſerven geftügt war, an der Eider aber gan; 
aufhoͤrte. 

u Bon der Sicherheit Schleswig! hängt die Sicherheit Holfteins ak. 

Letzteres ift Bundesland, und der neue Eouverän muß in den Etant 
efegt werden, feine Verpflichtungen gegen den Bund in militärifcher wie 
in jeder anderen Hinficht zu erfüllen. Bun 

Holftein aber eine andere Militair-Organijatton zu geben ali 
Schleswig, würde zu einer neuen Schwächung des ftaatlihen Sufommen- 
banges führen und dad Einfchreiten Preußens in Kriegszeiten lähmen. 

Es muß alſo ein Modus gefunden werden, um dem neuen Staat ein⸗ 
einheitliche Diilitair- Organijation umd zugleid die unumgängliche Berkin 
dung mit dem Preußiſchen Militairſyſtem zu geben. 

An Betreff des Bundeslandes Holftein bietet hierzu der Artikel VIII. 
der Grundzüge ber Bundes » Kriegs - Berfaffung dad Mittel dar. Deriek 

ıtet: 
in „Bei der Organifation der Kriegsmacht de8 Bundes ift auf die 
„aus befonderen Berhältniffen der einzelnen Staaten bervorx 
„benden Sntereflen derjelben in ſoweit Rüdjicht zu nehmen, als es 
„mit den allgemeinen Zmeden vereinbar anerfannt wird.“ 

Der allgemeine Zmwed ift die Wehrhaftigleit im Kriege. Dieje er- 
ordert, daß die holfteinjche Wehrkraft bene wie die ſchleswigſche ca 

ifchen Zuſammenhang mit der Preußiſchen gejegt und ihre Ausbil: 
organifc 1g | PRATER A . 
ping in derfelben Tüchtigkeit und Vollzähligfeit wie die der reußiſcher 

Armee ſichergeſtellt werde. Um nicht ohne Noth eine Aenderung der Bunder- 
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Kriegs-Berfaffung zu beantragen, find wir bemüht, die erftrebten Garan- 
teen in Uebereinftimmung mit derjelben in's Leben zu führen. 

Art. 5 der Bundes» Kriegs-BVerfaflung beftimmt: 

„Kein Bundesftaat, deffen Contingent ein oder mehrere Armeecorps 
„für fi allein bildet, darf Contingente anderer Bundesftaaten nit 
„dem feinigen in eine Abtbeilung vereinigen.“ 

Das holſteinſche Bundescontingent fol daher nicht mit dem Preußi- 
ſchen Bundescontingent in eine Abtheilung verbunden werden, fondern 
fortfahren, einen Theil des 10. Bundes⸗-Armeecorps zu bilden. 

Für die Kriegsmarine der beiden Herzogthümer wird diejelbe orga- 
niſche Verſchmelzung mit der Preußiſchen beabfichtigt. Da feine Marine des 
deutichen Bundes eriftirt und die Streitkräfte Holfteind zur See für eine 
jolde aljo vertragsmäßig nicht in Anfpruch genommen find, jo findet auf 
diefem Gebiete keine Berührung mit der Bundes Friegs-Berfafiung ftatt. 
Die Bildung einer jelbftftändigen Marine Schleswig. Holfteins würde nach 
ben Kräften diefes Staates ſchwer zu verwirklichen und unzulänglid) bleiben, 
um die Kräfte, welche die Herzogthümer auf diefem Gebiete darbieten, für 
Deutſchlands Wehrkraft zur —* thätig zu machen. 

Das find die Grundſätze, welche uns bei der Entwerfung der anlie⸗ 
genden Formulirung geleitet haben, vollftändige Wehrhaftmachung und Vers 
theidigung des neuen Staated und Erfüllung der Pflichten Soffleing gegen 
den deutichen Bund. 

Ich erwähne nur flüchtig der in dem Entwurf ebenfalld ausgeſprochenen 
Zerritorial» Abtretungen. Sie find nah dem dringendften Bedürfniß 
für die Befeftigungen des Landes und die Erforderniffe der Preußifchen 
Marine möglihft eng abgemefjen und enthalten feinen erheblichen Gebiets⸗ 
zuwachs für Preußen. &r fünnen nicht einmal als ein Wequivalent für 
die von Preußen durch die Anlegung und Unterhaltung der erforderlichen 
Befeftigungen, welche wejentlich der Sicherheit der Herzogthümer jelbft zu 
Gute fommen, zu übernehmenden Laften angejehen werden, fondern nur 
als die mothwendige Vorbedingung für die wirkſame Bertheidigung bed 
Landes; fie find daher von Seiten des neuen Staated weniger ein Opfer, 
ald eine in feinem eigenen Intereſſe liegende Zweckmäßigkeits⸗Maßregel. 

Die Berechtigung zu folcher Abtretung ift für Holftein ebenfo wie fiir 
Schleswig außer Zweifel, da nad Art. 6 der Wiener Schlußacte die Ab» 
tretung der auf einem Bundesgebiet haftenden Souverainetätsrechte zu 
Gunſten eine Mitverbündeten nicht einmal der befonderen Zuftimmung 
des Bundes bedarf. Selbftverftändlich tritt Preußen, injofern dadurch bie 
matricularmäßige Stellung Holfteins berührt werden jollte, in die betreffen- 
den Verpflichtungen ein. 

Für die übrigen, außerhalb der militairifchen le liegenden 
Dedin ungen babe ih nur wenige Bemerkungen zu machen. 

' Die ildung eines neuen ifolirten Zollgebietes zwiſchen Nord⸗Deutſch⸗ 
land und dem ſtandinaviſchen Norden würde unnatürlih fein, auf alle 
materiellen Intereſſen lähmend einwirken und die bisherigen Verkehrsbe⸗ 
ziebungen Preußens zu Dänemark und Schweden mejentlich verjchlechtern. 

Die innere Selbftftändigfeit des neuen Staates und feiner Verwal⸗ 
tung bleibt unbejchräntt. Nur fo weit die Einrichtungen für die Aushe⸗ 
bung des Militairs u. |. w. dabei in Betracht kommen, werben die inneren 
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Berhältnifie den Preußiihen Einrichtungen angepaßt und den Preußiſchen 
Militair- Behörden die erforderlihe Mitwirkung gefichert. 

Außerdem muß die Königlihe Regierung ſich in zwei Punkten einen 
beftimmenden Einfluß vorbehalten. 

Der eine betrifft den Nord» DOftjee-Canal, über welchen, da er die 
Berbindungslinie fr die Preußiſche Marine in der Nord» und Dftfee bilder, 
Breußen ein Oberaufſichtsrecht nad) den in dem Entwurf entwidelten Grund⸗ 
fügen in Anſpruch nimmt. 

Der zweite bezieht fi) auf das Poft- und Telegraphenweſen in den 
Herzogthüntern. 

ie Gejamnitheit diefer Yorderungen, wie fie in der Anlage ent: 
mwidelt find, ftehen auch für Holftein mit den Bundes-Berträgen laut Art. 6 
der Wiener Schlußacte nicht in Widerſpruch. 

Ohne eine vorgängige umd bindende Regelung der Berhältnifie zu 
Preußen nad) diefen Grundfägen würden wir in der Bildung eines neuen 
Staates — wie ih im Eingang bereits angedeutet — eine pofitive Gefahr 
ilir Breußen erfennen. Wir müfjen wenigftens in diefer Beziehung ſicher⸗ 
geftellt jein, wenn wir auf die von einem großen Theil des Preußifchen 
Bolfes gehegten weitergehenden Wünfche und auf die Vortheile verzichten 
follen, welche der Miitbefig der Herzogthümer für und enthält, ja welde 
in demfelben für beide Mächte und dadurch für Deutfchland liegen. Sollen 
die Herzogthlimer aus dem jegt über ihnen maltenden Schuß Preußens 
und Oeſterreichs entlaflen werden, fo müſſen fie in eine Lage gebradt 
werden, melde dieſen Schug für fich felbft, für Deutſchland und für ums 
erjegt. Nur unter diefer VBorausfegung können wir auc größeren Bor: 
tbeilen, zu welchen ung die gebrachten Opfer berechtigen würden, entjagen 
und Rechte aufgeben, welche wir nach allen völterrechtlihen Grundjägen 
durch den Krieg erworben haben, und welche dadurd, daß wir fie mit 
Defterreich theilen, nicht minder werthvoll für uns find. 

Ehe daher dieje Berhältniffe nicht vollftändig und in bindender Weite 
geregelt find, können wir zu feiner Veränderung de3 status quo und na: 
mentlich zu Feiner Einfegung eines der Prätendenten ala Regenten eines 
neuen jelbitftändigen Staates unfere Einwilligung geben. 

Unter der Vorausſetzung der geeigneten Bürgidaften für die Erfüllung 
diefer Bedingungen wird die Berlon des eventuell einzujegenden Soum: 
raind Begenftand meiterer Berftändigung mit dem Kaiferlichen Hofe jem. 
Es würde den Gefinnungen Seiner Majeftät des Königs, unferes Aller- 
gnädigften Herrn, nicht entiprechen, hierüber eine Entſcheidung zu treffen, 
ehe er die auf gründlicher Prüfung beruhende Anſicht Seiner juriſtiſchen 

üthe, der Kronſyndici, welche Er zu einem Gutachten über die Rechts⸗ 
frage aufgefordert hat, gehört haben wird. Die materiellen Bedingungen 
bleiben aber diefelben, wie diefe Entfcheidung auch ausfallen möge, indem 
die Tebensbedingungen des eventuellen Staates und feine Beziehungen zu 
Preußen von der Berfon feines Regenten unabhängig find. Sie beruben 
auf der Natur der Dinge und auf den Pflichten, welche Preußen zu über 
nehmen haben wird. 

Es ift daher auch felbftverftändlih, daß die gegenwärtige Belekun; 
der Herzogthümer fortdauert, bis die neuen Einrichtungen in allen weſen:⸗ 
lihen Stüden ausgeführt worden find, da wir die Erfüllung unferer orte 
rungen nicht von der Willfür oder von zufälligen Hindernifien, auf welche 
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fie nachträglich ftoßen Könnten, abhängig machen können. Eine jpätere Nicht- 
erfülung würde alle unjere Rechte, welche wir nur unter diejev Bedingung 
und mit dem beftimmten Vorbehalt des Rückfalles aufgeben können, wieder 
ind Leben treten laſſen. 


Em. Excellenz erfuche ich ergebenft, unfere Borfchläge dem Herrn 
Grafen Mensdorff vorzulegen, und ermäcdtige Sie au, demfelben den 
gegenwärtigen Erlaß vollitändig mitzutheilen. 

Sollten unſere Vorſchläge auf Schwierigkeiten ftoßen, fo müſſen wir 
und weitere Entſchließung vorbehalten.“ 


5. März. Ablehnung der Kebruarbedingungen ald Ganzes 
Seitend Oeſterreichs. 


Ein unter dieſen Bebingungen eingefetster Fürſt fei nicht ein gleichberedh- 
tigtes und ſtimmfähiges Mitglied des deutihen Bundes. Die Bedingungen gingen 
nur auf einen indivibuellen Gewinn, während Defterreih unb der Bund An- 
ſpruch auf Das hätten, was bie Dergogtblimer an Wehrkraft zu Land und zur 
Eee Teiften Könnten. Die öſterreichiſche Regierung fei bereit, zu bewilligen, baß 
Rendsburg zur Bundesfeftung erhoben werde, daß Preußen den Kieler Hafen 
für feine Marine, eine Canalverbindung zwifchen beiden Meeren und den Ein- 
tritt des neuen Staates in ben preußiichen Zollverein erlange. So lange aber 
bie Souveränetätsfrage in ber Schwebe bleibe, ſei für Detailverhaublungen fein 
Boden. Defterreich lehne das mitgetheilte Promemoria ab und ſchließe eine Phaſe 
der Berhandlungen, in der eine definitive Vereinbarung überhaupt nicht möglich 


icheine. 


24. März. Berlegung der preußiſchen Slottenftation nad) 
Kiel durh Allerhöchſte Drdre. 


26. März. Verſtändigung zwilchen dem engeren Ausſchuſſe der 
Schleswig-Holſteinſchen Vereine und den preußi— 
ſchen Abgeordneten zu folgender Erklärung: 


1) Unantaſtbar iſt das Recht ber Herzogthümer Schleswig⸗-Holſtein, ſich zu 
conſtituiren als ſelbſtändiger und untheilbarer Staat mit dem Erbrecht des Mannes⸗ 
ſtammes, alſo unter Herzog Friedrich VIII als Landesherrn, und mit dem Rechte, 
alle inneren Angelegenheiten unabhängig zu ordnen, gleich jedem andern deutſchen 
Bundesſtaat. 2) Eine rechtsbeſtändige Verfügung über das Schickſal der Herzog⸗ 
thümer ift nur möglich unter Zuftimmung des jchleswig-holfteinihen Volks ober 
ietner nach dem Staatsgrundgefeg von 1848 berufenen Vertretung. Das mit 
dem Intereffe wie mit dem Hlechte bes Landes unverträglide Proviforium muß 
ſchleunigſt ein Ende nehmen. 3) Die Rechtsiphäre der Herzogthümer ift begrenzt 
dur Das Wohl und das Intereffe Deutſchlands; daher verwahren ſich die Mit- 
glieber bes engeren Ausichuffes auf das Entjchiedenfte gegen die Anſchuldigung 
eines vermeintlichen PBartilularismus: fte find vielmehr überzeugt, daß Herzog 
unb Landesvertretung bereit fein werben, an Deutichland, und weil diejes zur 
Zeit in feinem Norden einen anberweiten binlänglich mächtigen Repräfentanten 
feiner Intereffen nicht hat, an Preußen die zur Sicherheit Deutichlands und zur 
Hörberung feines materiellen Geſammtwohls erforberliden Zugefländnifie zn 
machen. Als folchergeftalt im Interefje Deutichlands nütliche und mit Preußen 
zu vwereinbarende Einrichtungen bezeichnen fie: 1a) Die gleichartige Formirung, 
Ausbildung und Bewaffnung bes fchleswig «holfteinfchen Heeres mit ber preußi- 
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{hen Armee, etwa auch unter Vorbehalt einer wirkſamen Inſpection Eeitens 
Preußens; 1b) die Verfügung Preußens Über die militäriigen Kräfte Schleswig 
Holfteins im Kriegefalle; Ic) die Anlegung ber zur Sicherung ber beutiden 
Grenzen etwa nöthigen Feſtungen, befeftigten Kriegshäfen zc. in Schleswig. Hal 
fein durch Preußen. 2) Verfügung Preußens über bie ſeedienſtpflichtige Mann 
fchaft der Herzogthümer nad) den bisherigen gejeglihen Beſtimmungen und Ye 
fung eines verhältnigmäßigen Selbbeitrage Seitens der Herzogthlimer zur Un- 
terbaltung ber preuß. Marine bis zur Gründung einer deutſchen Flotte. 3) Ein 
tritt Schleswigs in den beutihen Bund und ber Herzogthlimer in ven —— 
fo wie Einräumung der in Bezug auf Anlage und Benutzung eines Rorboftie: 
canals erforderlihen Rechte an Preußen. Dagegen erachtet ber engere Ausſchukß 
als durchaus unverträglich mit der Selbftänbigfeit der Hergogthümer: 1) Ableı- 
fung bes Fahneneibs an ben König von Preußen; 2) Aushebung der Mann 
idhaften für das Landheer Seitens Preußens und einfeitige Webertragung ter 
preuß. Armeeorganijation, Militärgefeßgebung und Gerichtsbarkeit auf Schleemwiy- 
Holftein ohne Mitwirkung ber ſchleswig- holſteinſchen Staatsgewalten; 3) Ber- 
waltung des Zoll-, Poft- und Zelegraphenweiens durch andere als die eigenen 
Landesbehörden. Der engere Ausſchuß erllärt ſchließlich, daß die Benöfkerung 
Schleswig Holfteins jeder Vergewaltigung ben zäheſten Widerſtand ent 
gegenfeten wird und im Kampfe gegen foldhe von bem Redts- unt 
Ehrgefühl der gefammten beutfhen Nation Shug unb Beihilfe 
erwartet.” 


27. März. Borgänge am Bunde. 
Bayern, Sachſen und Heffen-Darmitadt ftellen den Antrag: 


„Hohe Bunbesverfammlung wolle unter Vorbehalt weiterer VBeichlußfaffung 
bie vertrauensvolle Erwartung ausfprechen, es werde ben höchſten Regierungen 
von Defterreih und Preußen gefallen, dem Erbprinzen von Schleswig - Holftan 
Sonberburg - Auguftenburg das Herzogthbum Holftein in eigene Verwaltung nun 
mehr zu übergeben, bezüglich der wegen bes Herzogthums Lauenburg aber unter 
ihnen getroffenen Vereinbarungen der Bunbesverfammlung Eröffnung zugebe: 
zu laſſen.“ 


Defterreich trägt darauf an, den Antrag am 6. April 
zur Abftimmung zu bringen. Preußen verlangt dagegen 
die Ueberweiſung defjelben an den Ausſchuß: 


„Der vorliegende Antrag involvirt eine Beichlugnahme der Bundes: 
verfammlung über diejenige Stellung, welche die hohe Berfammlung zu 
der freitigen und am Bunde jelbit noch gar nicht zur wirklichen Be. 
handlung gelommenen Erbfolgefrage annehmen joll. “Der Antrag behandelt 
dabei da8 Erbrecht des Erbprinzen von Auguftenburg al3 ein nadar- 
wiefenes, während die FE. Aegierung im Einverſtändniß mit andern 
Bundesregierungen es entjchieden beftreitet, daß ein folher Nachweis br- 
reits geführt fer. Hiernach fcheint die Faſſung eines derartigen Beſchlufſes 
ohne vorgängige gründlihe Prüfung im Ausſchuß als übereilt, enthält 
einen Mangel an Rüdficht für die Anfprüche deutſcher Bundesfürften und 
muß der Sade jelbft infofern ſchaden, als fie einer im allfeitigen Intereffe 
wünfjchenswerthen Verftändigung den Raum verfagt.“ 


Der Antrag Defterreih& wird mit 9 Stimmen zum 
Beſchluß erhoben, derjenige Preußens bleibt mit 6 Stimmen 
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in der Minderheit (Preußen, Hannover, Kurheffen, Medlen- 
- burg, 15. und 17. Curie). 
Erklärung Preußens: 


„Der Gefandte muß in dem fo eben gefaßten Beſchluß mit Be- 
dauern eine Meberflürzung drkennen, welcher der Sache nicht förderlich 
ſein wird. Zugleich ıft er ſchon jegt zu erklären beauftragt, daß die 
k Regierung, da fie die Anfprüche des Erbprinzen von Auguftenburg als 
nachgemiefen nicht erachten kann, ihr Botum gegen den vorliegenden An- 
trag abgeben wird, und daß fie fih im Voraus gegen einen bejchluß- 
mäßigen Ausſpruch der Bundesverjammlung über beftrittene ragen ver- 
mwahrt. Die tgl. Regierung darf vielmehr von der Bundesverſammlung 
und von jeder deutfchen Negierung insbejondere erwarten und verlangen, 
daß: bevor bei einem Bundesbefchluß eine Yormulirung der Anfichten 
feftgeftellt wird, diefelben eine Prüfung nicht nur der Auguftenburgifchen, 
jondern aller concurrirenden Aniprüche vornehmen werden, namentlich der 
Seiten? des Großherzog von Oldenburg erhobenen und derjenigen 
Rechte, welche Preußen felbft fomohl aus der Ceſſion des Königs 
Ehriftian IX. al8 aus den alten Anjprüchen des brandenburgifchen Haujes 
beruleiten bat. Wenn die gl. Regierung diefe eigenen echte bisher 
nicht zur Sprache gebracht hat, fo geſchah es in der Hoffnung, die bes 
rehtigten Intereffen Preußen? auf den Wege der Berftändigung ficher- 
fellen zu können. Wie nun aber diefe Hoffnung mit Annahme des vor: 
liegenden Antrages ſchwindet, fo beabfichtigt die gl. Regierung, die 
Geltendmachung der Preußen zuftehenden Anſprüche nicht länger zu ver- 
tagen. Die rechtliche Begründung derfelben behält fich der Gejandte vor, 
bat aber ſchon jetzt Namens feiner Allerhöchſten Regierung die Erwartung 
auszuſprechen, daß hohe Bundesverfammlung für alle erhobenen Anſprüche 
um rechtliche Prüfung und gleichmäßige Formale Behandlung eintreten 
laſſen werde.” 


31. März. Der Erbprinz von Auguftenburg und die 
Sebruarbedingungen. 


I. 


Schreiben ded Prinzen an feinen Bevollmädtigten von 
Ablefeldt. 


„Der Ihnen durch die Geneigtbeit des preußiſchen Hrn. Minifterpräfibenten 
am 20.d. M. gewährten Kenntnißnahme ber von ber preuß. Regierung an Oeſter⸗ 
teih geftellten Forderung it der Antrag Bayerus, Sachſens und Helfen - Darın- 
ſtadts unmittelbar gefolgt. 

„Der Hr. Minifterpräftdent bat freilih, als er Ihnen die Mittheilung der 
preußiſchen Forderungen in Ausficht ftellte, nicht zugleich den Wunſch ausgefprochen, 
mit Ihnen nunmehr in befinitive Verhandlungen über das Verhältniß, welches 
jwilhen ben Herzogthümern und Preußen begründet werben fol, zu treten, in« 
beflen liegt mir daran gerade unter ben jegigen Umftänden aufs neue feftzuftellen, 
daß meinerjeits feine Schwierigfeiten obwalten, um über die obſchwebenden Fragen 
eine enbliche Berflänbigung im Intereffe Deutichlands und ber Herzogthlimer ber- 
beizuführen. Der jetst fchwebende Antrag am Bunde legt mir biefen Wunfch 
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nabe. Denn obwohl ich benfelben in keiner Weije beeinflußt babe, fo wäre «6 
doch mögliih, daß fih in Berlin die Anficht bilde, als ob ich anf diefen Antrag 
rechnete, um, wenn berielbe zum Beichluß erhoben werben follte, den Wünſchen 
Breußens entgegenzutreten. Sie wilfen zu gut, daß ich von jeher, und fon zu 
einer Zeit, als Preußen noch an bem Tondoner Vertrag fefthielt, der Weberzeugung 
eweien bin, baß eine glüdlihe Beilegung der fchleswig - hoffteinichen Angelegen- 
beit nur mit bem guten Willen der königlich preußiſchen Regierung erfolgen kann, 
und daß ich dieſer Ueberzeugung Ausbrud gegeben habe. — Somohl Se. Mai. 
der König als der Hr. Minifterpräfident haben es im früheren Verlauf biefer An- 
elegenheit wiederholt anerfannt, daß ich e8 weder an Entgegenfommen, noch an 
Bereitwilfigleit babe fehlen faffen, um zu der glüdtichen Löſung beizutragen, von 
welcher die Zukunft der ſchwer geprüften Herzogthümer und vielleicht der Friede 
Deutſchlands abhängt. Und fo wünſche ich auch jetzt, und noch bevor eine Ent⸗ 
fheibung über den am Bunde geftellten Antrag erfolgt ift, dem Hrn. Miniſter⸗ 
präfidenten biefelbe Bereitwilligleit zu erfennen zu geben, und erſuche ich Eie 
daher, dies in fürmlicher und unzweibeutiger Weiſe zu thun. 

— — „Sollte der Hr. Minifterpräfident darauf Werth legen, bie Borfchläge, 
welde von Preußen jebt an der kaiſerl. öfterr. Regierung gerichtet worden find, 
zum Ausgangspunkt der Erörterung zu nehm:n, fo würden Sie ihrerfeits bieruni 
einzugeben haben. Für dieſen Fall will ich nicht unterlaffen, Ihnen mitzutbeilen, 
wie ih die Borichläge auffaffe. 

„Ih muß mich biebei in erfter Finie von dem Wunſch leiten laffen, daß 
ein Berbältniß zwifchen Preußen und ben Herzogthümern geichaffen werbe, welchet 
im beiberjeitigen Intereffe liegt, und bei welchem beide Theile fich wohl befinben. 
Denn nur ein folches Verhältniß würbe Ausfiht auf dauerhaften Beſtand unt 
auf günftige Entwidiung haben. Ich muß mir alfo die Frage vorlegen: inwie⸗ 
weit das Land, wenn fpäter die frage an uns berantritt, Die zugeftandenen 
Leiftungen an Preußen bereitwillig übernehmen wirb, oder wie meit es biefelben 
wenigftens ohne Gefährdung feiner ftaatlichen Eriftenz würde acceptiren können 
Bon diefem Gefichtepunkt ausgehend, bin id der Anficht, daß bie unter Bundet 
feftung, Zerritoriafabtretungen, Norboftfeecanal und Zutritt zum Zollverein, 
aufgeftellten Forderungen feinen Bedenken unterliegen. Ueber einzelne Reben 
punkte würde, bevor ein erichöpfendes Urtheil darüber möglich if, noch eine näbere 
Aufklärung wünſchenswerth fein. Ich bemerkte in biefer Hinficht vorläufig nur, 
daß 3. B. in Betreff der Zerritorialverhältniffe Rendsburgs eine mit den ge 
ſchichtlichen und rechtlichen Berbältniffen ber Stadt, fowie mit der früber von 
FA feibft vertretenen Auffaffung im Widerſpruch ſtehende Anſicht acceptirt zu 
fein ſcheint. 

„Wenn ferner verlangt wird, daß ber Staat Schleswig - Holflein zunäct 
dem Zollverein, zugleich aber für immer dem preußifchen „Zolliyftem” beitrete. 
fo ift mir dabei die Bedeutung bes Wortes „Zollſyſtem“ nicht ganz Mar. 

„Die unter Berlehrsweien, aufgeftellten Forderungen verfolgen offenbar 
ben Zwed, die mögfichfte Erleichterung des Berlebrs herbeizuführen, fo daß bie 
flaatlihen Grenzen demfelben in feiner Weile ein Hemmniß werben, ferner bie 
möglichſte Konformität ber Betrieböverbältniffe zu bewirken. Ich follte meinen, 
daß dies ohne die völlige Verſchmelzung zu erreichen ift, unb daß ſich in biefem 
relativ weniger wichtigen Punkt ohne große Schwierigkeiten ein für beibe Tbeile 
äufriedenftellendes Arrangement wird treffen laffen. 

„Der Schwerpuntt der ganzen Angelegenheit liegt offenbar in den ın 
Bezug auf Bündniß, Heer und Flotte gemachten Vorſchlägen. Ich bin dell 
fommen bamit einverfianden, Daß ein unauflösliches Shut- und Zrup- 
bündniß zwiſchen Preußen und Schleswig - Holftein bie Bajis der künftiger 
militäriichen Beziebungen beider Länder zu einander wirb bilben müffen. Hierder 
werben die Berbältuiffe im Einzelnen nad dem Geſichtspunkt geregelt werten 
müffen, daß es darauf anlommt, die preußiſche Wehrkraft durch Die ſchleswig 
holſteinſche zu verflärten, und alle Hemmniſſe zu bejeitigen, welche einer einbeit- 
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lichen militärifhen Action in ben Weg treten Tünnten. Was für biefen Zweck 
nothwendig ift, wirb bereitwillig vom Lande zugeftanden werden. Was aber bar- 
über hinausgehend geforbert wird, wiürbe dem Land als ein brüdenbes 
Verhaltniß erfcheinen. 

„Bas nun zunähft die Geftaltung des Heerwefens betrifft, fo würbe 
ih der Meinung fein, daß ein nah Analogie ber coburgihen Eonven- 
tion zu begründendes Verhältniß bem angegebenenen Zweck volllommen genügen 
wirde. Auch würbe, wenn bie Korberungen fi auf biefes Maß beichränten, 
eine Einigung aller Betbeiligten gewiß viel leichter zu erreichen fein. Nicht allein, 
daß bei Defterreih ohne Zweifel ber Hauptgrund bes Wiberfpruchs in ben das 
Heerwejen betreffenden Korderungen liegt, auch bie Bevölkerung der Herzogthümer 
würde für eine bi8 auf das Maß ber aufgeftellten Forderungen ausgedehnte Ver- 
ſchmelzung nicht zu gewinnen fein. Bor Allem find es drei Punkte, mit wel- 
hen das Land fih nicht zu verjühnen vermag, nämlich der Sr. Mai. 
dem König von Preußen zu leiftende Fahneneid der Soldaten, die Berle- 
aung ber Truppen außerhalb des Landes in Friebenszeiten und bie 
Nichteriftenz des Begriffs einer jhleswig-holfteinfhen Armee, an welde 
fh noch aus dem lebten Krieg bie theuerften Erinnerungen Inüpfen. Dadurch, 
daß man das Princip der coburgihen Convention zu Grunde legt, wären felbft- 
verftänblich etwaige durch bie bejonderen Verhältniſſe motivirte Abweichungen nicht 
ausgeichloffen. 

„Gegen ben bie Marine betreffenden Theil der preußiſchen Vorſchläge finde 
ih durchaus nichts einzumenden. Jeder Einfichtige begreift, daß die wirkliche 
Serihmelzung der maritimen Kräfte Preußens und Schleswig - Holfteins noth- 
wendig ift. Die etwa gegen ein preußiiches Ausbebungsrecht ſich erhebenden Ein- 
wendungen würden, wie ich glaube, leicht zu vermeiben fein. Das Aushebungs- 
weſen fteht bier unter bejonberen Beamten. In jebem Aushebungsdiſtrikt fungirt 
ein Aushebungschef, ber die Lageregifter führt, die jährliche Aushebung leitet 
und dem bei der Aushebung Dificiere der einzelnen Waffen beigeorbiiet werben. 
Wenn diefen Aushebungschefs aud ferner unter Beiordnung preußifcher Marines 
offictere die Aushebung des für die preußifhe Marine beftimmten Contingents 
überlaffen bliebe, jo würbe ohne Verlegung der Form Preußen alle erforderliche 
materielle Gewähr erhalten. Ferner laſſen es die biefigen ſeemänniſchen Ge⸗ 
wohnheiten und Berhältniffe für beide Theile wünſchenswerth ericheinen, daß 
die preußifche Marine-Recrutirungsgeietgebung erft nach und nach eingeführt wird. 

„Schlieklih darf ich nicht unterlaffen, auch auf die finanzielle Seite ber 
Frage wenigftens kurz binzudeuten, und ich erſuche Sie auf die hiebei in Be- 
tracht kommenden Geſichtspunkte, wo fich die Gelegenheit dazu bietet, die Auf- 
merffamfeit des Herrn Minifterpräfidenten binzulenlen. Ich darf dabei von ber 
Borausfegung ausgehen, daß es nicht die Abjicht fein kann, ben künftigen jchles- 
wig⸗ holſteinſchen Staat auf eine finanziell unhaltbare Bafis zu ftellen, oder die 
ehnebin ſchwierigen finanziellen Verhältniſſe der Herzogthümer durch bie an 
Preußen zu gewährenden Einräumungen noch mehr zu erichweren. Ich glaube 
daher auf bie AZuftimmung des Herrn Minifterpräfidenten rechnen zu bürfen, 
wenn ich, ſowohl in Betreff des Zollvereins als des Verlehrsweſens, den Grund» 
ag al® geltend annehme, daß die Herzogthümer dadurch nicht geradezu finan- 
zielle Einbußen erleiden dürfen, daß daber ihr Eintritt in ben Zollverein 
niht ohne ein Präcipuum ftattfinden kann. Und ebenſo wird es doch wohl 
feinem Zweifel unterliegen, daß, wenn Preußen aus dem Krieg eine Verſtärkung 
ſeiner militäriſchen Macht und ſelbſt eine Ausdehnung feines Gebietes gewinnt, 
die den Herzogthlimern zur Laft fallenden Kriegskoften fih in dem Maße ver- 
mindern werden, als jener Gewinn anzuſchlagen ift. 

„Wenn ich Die Ueberzeugung ausgeiprochen habe, baß die Bevölkerung ber 
Herzogthümer einem auf Grundlage der obigen Bemerkungen getroffenen Arran- 
gement zuflimmen werbe, jo betrachte ich e8 dabei als eine felbftverftändliche Vor⸗ 
ausſetzung, daß zugleich die ganze Angelegenheit definitiv geregelt und aljo na» 


280 
1865. J 


mentfich and) die Exbfolgefrage durch meine Regierungsübernahme erlebigt merke. 
Denn feiner Landesvertretung wird eine Zuftimmung zu folhen Bebingunen 
jugemuthet werben können, wenn bamit doch nur eine neue Phafe bes Prowis- 
rinm6 eingeleitet werben follte. Wenn enblich bie preußifche Regierung für die 
Sicherftellung ihrer Interefien in den Herzogtblimern befonbere Garantien in 
Anfpruch nehmen wi, fo zweifle ich nicht, daß ſich biefelben werben finben Iaflen, 
de ich mit voller Aufrichtigleit bie zur Erlebigung ber Angelegenheit führente 
Einigung mit Preußen durdguführen bereit bin.“ 


Io. 
Aeuferung der „Provinzial Correöpondenz.* 


Die Freunde bes Erbprinzen von Auguſtenburg haben in Iegter Zeit viel 
Aufhebens von einer angeblihen Dentſchrift gemacht, in welder veriefbe, wie fie 
behaupteten, feine Bereitwilligfeit zur Annabme ber wefentlihften von Freuen 
gefteliten Forderungen in Betreff tes künftigen ſchleewig — bolfieinfden Ztuart- 
weien® bereits vor einiger Zeit erflärt haben follte. Namentlich hieß es, bafı ter- 
felte fih in Betieff der Forberungen für die Marine, ferner in Betrefi der 
militairiihen BVerbintung ber Herzogtbümer mit Preußen, endlich in Bezun aui 
ben Anfhluß an ben Zollverein burhaus zuftimmend geäußert babe. Die Ter- 
theibiger des Bringen rühmten fein „Entgegenlommen“ und fanben e8 beftemtlic, 
daß bie preußiſche Regierung biefes Entgegenkommen nicht anerfenne und ermite:e. 

Gegenwärtig iR nun jene vermeintliche Denfferitt in ihrem Wortlaut ın 
bie Deffentlichfeit gelangt und Angefihts berfeißen wirb fÄmerlib neh irgert 
Iemand bie Behauptung wagen, baß im beifelben eine Annahme ber prenfülcen 
Forderungen in ibren weientligen und unerläßfihen Punkten enthalten fei. 

Das Eriftftüd ift ein Echreiben bes Prinzen an feinen vertrauten Mgenter, 
Seren von Ahlefeld, in welhem er bemfelben Behufs „Werbanbiung“ mit dem 
preußifchen Dinifer feine Auffaffungen in Betreff ber breuß ſchen Forberungen 
mitteilt. Schon in ber Art md Weife, in welder ber Prinz von feinen „Be: 
banbfungen“ mit Preußen fpricht, tritt von vorn herein eine bollſtändige Berten- 
mung feines beredtigten Stanbpunftes hervor. Dies if nit minder in dem 
Inhalt feiner vermeintlichen Anerbietungen ber gt Iu keinem einzigen Bunh:, 
vor Alem nicht in militairifper Beziehung, eıfennt ber Prinz die Veredtisung 
und bie Nothivenbigfeit der preufiichen Beringungen unummunben unb rädbalt- 
108 an. An Etelle der wirkligen Bereinigung der Wehrkraft der Gerzegtbämer 
mit dem preußifhen Heere will er nur ven einer Mifitair- Convention wıffen, 
wie Preußen fie mit anderen beutihen Staaten abaeichloffen hat, wie fie aber 
mit Beyug auf bie naturgemäfen erpflihtungen Preußens zum Schuge der 
Hergegthümer in biefem Falle nit im Dundeſten anwendbar in 

Abgejehen aber von ber Erörterung ber einzelnen preufifchen Forderungen 
entzieht fi) ber Prinz ber Vorbedingung jebes etwaigen Weberein- 
tommens, der Bedingung, daß Alles, was Preußen im eigenen 
und in Deutfglands Intereffe fordern zu müffen glaubt, vor ber 
Erledigung der Frage Über bie fünftige Gerrigaft vollfäntig 
eficgert fei. Für den Bringen ift jeine Sinfegung bas Erfle, alles Antere 
[ol dagegen exfi ber weiteren MWerfläutigung mit ber fehlestwig « beffeinicen 
Pandesvertretung unterliegen: für Preußen bagegen find bie nationalen Aerte 
rungen bas Erſte und nur auf Grund ter abfolnten Eicherftelung berfelten 
fann über die weitere Organifation ber Herzogtblimer verpanbelt werben. 

Die öffentliche Meinung in Deutfhland, welche die Freunde des Erhprinier 
von Auguftenburg burd bie Veröffentlichung ber „Denfihrift” irreguführen ae- 
hofft haben mögen, hat bie Unmöglihteit von Berfandiungen auf folder Grunt- 
lage ohne Weiteres erkannt. Ein bedeutendes liberales Blatt fügt dem Abtrnd 
des Auguftenburgifchen Schreibens hinzu: man müffe jagen, daß e6 leichter ie. 

einen Wal beim Schwanz zu faffen, als ben Yuguftenburger bei feinem Berte. 
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Er lönnte eigentlich ohne Weiteres Alles bewilligen, da bie Vorausfegung immer 
iei, daß die ſchleswig⸗ holfteinfche Landesvertretung in ihrer hoben Weisheit Alles 
zu genehmigen geruben werbe. Eine Militair- Konvention heute geihloffen, um 
morgen gefündigt zu werben! Und bafür Entſchädigungen an Schleswig-Holftein 
n.|.w. Die Berliner haben bie Redensart: „So hießen bie Preußen nicht.” 

Sp das rheinifche Blatt und ähnlich urtheilen faft alle Übrigen Stimmen. 

Die Freunde bes Prinzen von Auguftenburg aber können ihm und feiner 
Sache nicht befier und nicht anders dienen, als wenn fie ihn dringend mahnen, 
iih über das Maß feines Rechte und feiner. Hoffnungen feinen 
Zäufhungen hinzugeben. 

Die Zeit ift längft vorüber, in welcher das vermeintliche Auguftenburgifche 
Erbrecht ohne Prüfung und ohne Widerſpruch als allein maßgebend für bie 
Yung der Schleswig - Holfteinfhen Frage betrachtet wurde. Inzwiſchen fcheint 
die ruhige und unbefangene Prüfung der Rechtsfrage immer entichiebener dahin 
‚u führen, Daß Auguftenburgifche Anfprücde überhaupt nur in Bezug 
auf einen Theil der Herzogtbümer beftanden haben, daß aber 
vollends von irgend einem Erbredt des Bringen Friedrich zur Zeit 
niht mehr die Rede fein fann, — daß dagegen das Befitredt be 
jebigen Königs von Dänemark an Schleswig-Holftein, mithin die 
Abtretung der Herzogthümer an Preußen und Defterreih bie ein» 
jige rehtlihe Grundlage der weiteren Entſcheidungen bilbe. 

Ge mehr diefe Auffaflung zur Geltung gelangt, befto weniger kann das 
Auftreten bes Prinzen von Auguftenburg gerechtfertigt erjcheinen. Die Uebertra- 
gung der Regierung in ben Herzogthümern auf ihn würbe danach lediglich als 
ein Geſchenk Preußens und Oeſterreichs, nicht als die Erfüllung rechtliher An⸗ 
ſprüche zu betrachten fein. Wie follte es dem Prinzen bei foldher Lage der Dinge 
geftattet fein, feinerfeits die Bedingungen für eine ſolche Schenkung feftzuftellen ? 

Wenn er überhaupt die Möglichkeit offen halten will, bei ber ſchließlichen 
Entſcheidung irgend welche Berüdfihtigung zu finden, jo wird er vor Allem gut 
daran thun, ſich ehe es zu jpätwird, offen und rückhaltlos denjenigen 
Bedingungen und Anforderungen zu fügen, welde Preußen als 
bie unerläßlihe Borausjegung jeder Töfung der Schleswig-Hol- 
fteinfhen $rage verfündet hat. 

Der Brinz und feine Freunde ſcheinen durch augenblidlihe Stimmungen 
und Neigungen der äfterreichiihen Regierung und mehr noch durch bie —** 
rungen der oͤſterreichiſchen Blätter von Neuem irre geleitet zu ſein. Die nächſte 
Zeit wird ihnen, ſowie allen Betheiligten die erneuerte Gewißheit 
geben, daß Preußen an den Forderungen, die es nad reiflicher 
Erwägung besnationalen Interefjes aufgeftellt und in der Depeſche 
vom 22. Februar d. 3. verkündet bat, unbedingt und in allen Be- 
ziehbungen feſthält und eine Erledigungder Schleswig-Holſteinſchen 
Angelegenheit ohne vorgängige abjolute Anerkeunung und Sidhe- 
tung diefer Bedingungen nicht zugeben wird. 


Bie Biele und die Erfolge in der Scleswig-Holfleinfcyen Sache. 


Aus der „PBrovinzial- Korrespondenz.“ 


„So oft im Berlauf der Schleswig - Holfteinjchen Angelegenheit ein Augen» 
bi eintritt, wo es vorübergehend fcheint, als fei das gute Verhältniß zwiſchen 
Preußen und Defterreich geftört, fo oft erheben bie demokratiſchen Gegner ber 
Regierung mit neuer Zuverficht ihre Stimme und behaupten: nun zeige es fidh, 
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wie unrecht die Regierung durch ihre Verbindung mit Defterreich gehaubelt babe, 
wie durch biefe Verbindung alle die Früchte für Preußen verloren geben, welche 
aus dem glücklich geführten Kriege hätten gewonnen werben können, wenn Preußen 
ihn nit im Bunde mit Defterreih, jondern nah bem Rath und Willen der 
Sortichrittspartei im Bunde mit ben Übrigen deutſchen Staaten geführt hätte. 

Nun wiflen freilich jene Leute jehr gut, daß ber Krieg ben glänzenden ımt 
ungeftörten Verlauf gar nicht gehabt hätte, wenn wir ihn nicht gemeinſchaftlich 
mit Defterreich geführt hätten, unb zwar beshalb, weil die fremben Mächte ver- 
zugsweiſe durch die Gemeinfchaft Preußens und Defterreichs von jeder Einmiſchung 
fern gebalten wurden. 

Aber ift denn ferner bie Behauptung wahr, daß durch biefe Bunbetge- 
noſſenſchaft jetst die Erfolge bed Sieges bedroht feien, welde wir auf anderem 
Wege für Preußen erreicht hätten, — ift e8 wahr, was demokratiſche Stimmen 
Tag für Tag verfünden, daß durch Oeſterreichs Mitbefig von Schleswig · Holſtein 
Preußens gerechte Forderungen vereitelt werben ? 

Nein, — das abjolute Gegentheil geht aus ben Thatſachen Mar hervor. 

In Wahrheit ſteht es jo, daß von ben Forberungen, welche Preußen ia 
feinem und in Deutichlande Intereffe jet ftellt und ohne deren Erfüllung in 
einer oder der anderen Form bie Löſung der Schleswig - Holfteinfchen Frage gar 
nicht mehr möglih ift, daß von biefen Forderungen überhaupt gar keine Rede 
wäre, wenn unfere Regierung im vorigen Jahre nah dem Wunſch und Willen 
ber Fortichrittspartei und des Abgeorbnnetenhaufes gehandelt hätte. 

Was follte denn, wenn ed nach der Kortichrittspartei und nad den Be— 
ugen bes Abgeordnetenhauſes gegangen wäre, für Schleswig - Holftein errungen 
werben 

Auf jener Seite wollte man, daß vor Allem und ſchon vor der Befreiung 
Schleswig: Holfteins der Erbprinz von Auguftenburg als rechtmäßiger, fouverainer 
und völlig jelbftfländiger Herrſcher dort anerkannt und eingefegt würte. Ben 
irgend welchen Bedingungen, von Rechten und Korderungen Preußens und Deutid 
lands war dabei nicht im Deindelten die Rebe. 

Nun denn: nachdem Preußen jetzt im Bunde mit Defterreih bie Befremny 
nicht blos von Schleswig- Holflein, jondern auch von Lauenburg fo vollftändig 
durchgefegt bat, wie es vor Jahr und Zag kaum Jemand zu hoffen wagte, — 
was bliebe nun noch zu tbun, um die worjährigen böchften und kühnſten Wüniche 
der Fortſchrittsleute zu erfüllen? 

Offenbar nichts Anderes, als einfach den Prinzen von Auguftenburg 212 
Herzog von Schleswig - Holftein einzufegen. 

Wenn bie preußiiche Regierung fi) an biefem Ziele der angeblichen den: 
ſchen Batrioten genügen laffen wollte, wenn fie mit Beifeitjegung aller recht 
lihen Bedenlen und ohne Rüdfiht auf das Interefle Preußens und ganz Deurid 
lands die Erfolge des Krieges auf jenen kümmerlichen Ausgang herabdrüde: 
lafien wollte, — dann brauchte fie, nur heute oder morgen, ober wenn es ibr 
beliebte, ihre Zuftimmung zu einer jolhen Löſung zu geben und bie Hoffnungen 
ber Fortſchrittsleute würden dann vermutblich fehr leicht erfüllt. 

Preußen aber bat bie glorreiche Befreiungsthut und bie Opfer, welche unier 
Staat und Volk für diejelbe gebracht hat, nicht fo gering angefchlagen, um u! 
Frucht berielben die Gründung eines neuen ſchwächlichen Kleinſtaats an Deub 
lands Norbmarlen binzunehmen, — die Regierung bat vielmehr von Dem Augen 
blide an, mo fie die Befreiung der Herzogthümer zu ihrer Aufgabe machte, and 
als ihre Pflicht anerkannt, bafür zu forgen, daß bie befreiten Herzogthümer ır 
einer möglihft innigen Berbindung mit Preußen eine dauernde Gewähr ıbrei 
Freiheit und eine Entwidelung ihrer Kräfte in ber Gemeinfchaft deutſchen Yebcas 
und zur Förderung deuticher Macht finden mögen. 

Die in folder Abſicht geftellten Borbebingungen jeder künftigen Gefalnn; 
der Herzogthümer find Gegenftand der Verhandlung mit Oefterreih, und te 
fefte Entſchluß Preußens, ohne die Erfüllung derſelben keine Löſung der ſchre ˖ 
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bendenben Frage a fo wie bie bisherigen, trotz mancher unvermeiblichen 
Widerſprüche doch unerſchütterten, freundfchaftlihen Beziehungen zu Oeſterreich 
geben die Gewähr, daß ben nationalen Sorberungen Preußens bie endliche Be⸗ 
friebigung in einer ober der andern Form zu Xheil werden wird. 

Diefe Zuverficht wird auch dadurch gehoben, daß die Berechtigung und bie 
Nothwendigkeit jener Forderungen fowohl im preußifchen und im deutſchen Volke, 
wie auch in den Herzogthlimern felbft von Tage zu Tage allfeitiger auch unter 
denjenigen erkannt wirb, melde früher von nichts Anderem, als blos von bem 
Rechte des Erbprinzen von Auguftenburg hören wollten. 

Als durch den Tod des legten Könige von Dänemark der Kampf um 
Schleswig - Holflein von Neuem entbrannte, da war ja fir die Hoflfleiner unb 
für die meiften ihrer Freunde in Deutſchland das Erbrecht des Auguftenburgers 
zunächſt das Banner und Feldgefchrei, unter welchem fie bie Befreiung vom bä- 
niihen Joche zu erreihen hofiten, und in folder Hoffnung haben viele in den 
Serzogthümern dem vermeintlich erbberechtigten Herzoge im Voraus ihre Aner- 
fennung gewidmet. Nachdem inzwifchen Preußen nnd Defterreid allein die Be⸗ 
freinngsthat vollbracht haben, ift durch den ungeahnten unb gewaltigen Gang 
der Ereigniffe auch die Stellung der Benölferung zur Sache allmälig verändert 
worden. Auch diejenigen, welde an bem Recht und der Anerkennung des Auguften- 
burgers fefthalten, erfennen doch, baf die Anſprüche deffelben nicht mehr allein 
entiheidend fein können für bie weitere Geftaltung ber Schleswig - Holfteinichen 
Berhältniffe, daß vielmehr vor Allem die Sicherheit und dus Wohl der Herzog- 
tbümer und das mächtige Intereffe ganz Deutſchlands an ihrer Geftaltung und 
Entwidelung den Ausfchlag bei der fchließlihen Entſcheidung geben müffen. 

So geht denn unter den Schleswig - Holfteinern und unter ihren aufrich« 
tigften Freunden immer entfchiedener und mächtiger eine Wanbelung zu Gunften 
derjenigen Forderungen vor, welche Preußen eben als die Vorbebingungen jeder 
Young bingeftelt bat. Hervorragende Männer, deren Namen in ben Herzog- 
thümern und in Deutichland bie größte Geltung haben und bie vor Jahr und 
Tag lediglich bie fofortige Einfeung des Auguftenburgers verlangten, treten jetzt 
mit ber größten Entſchiedenheit für die vorgängige Erfüllung jener Forderungen 
ein, von welden damals nicht die Rebe war, die aber unfere Regierung in Folge 
des im Bunde mit Defterreich fiegreich und glücklich durchgeführten Kampfes auf- 
geftellt bat und im bundesfreundlichen Einvernehmen mit Defterreich zu verwirk⸗ 
Iihen boffen darf. 

Wie kann man bei folder Lage der Sache behaupten: ber Weg, ben unjere 
Regierung gegangen fei, habe uns um die Erfolge bes Sieges gebraht? Dasjenige, 
was bie Gegner ber Regierung vor Jahr und Tag als das höchſte Ziel hin- 
ftellten und für mweldes allein fie bie Mittel des Landes bewilligen wollten, 
würbe jegt der niedrigfte und ein geradezu undentbarer Aus- 
gang jein. 

Jeder Punkt dagegen, den unfere Regierung von ihren jegigen 
Sorderungen durchſetzt, ift ein Erfolg über jenes Ziel hinaus, 
weldhes bie FKortjhrittspartei für das höchſte gehalten hatte, und 
welhes auf dem von ihr empfohlenen Wege zu erreihen geweſen 
wäre.“ 


17. April. Preußen regt die Einberufung der Schles— 
wig-Holſteinſchen Stände an. 
Depeſche Bis marcks an den Gelandten in Wien. 


„... Wir erfennen jattfam, daß in der Regelung von Berhältniffen 
welde die Lebensbedingungen des neuen Staats jo wejentlich berühren, 
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die Stimme der Bevölkerung felbft in ihren geſetzlichen Organen 
einen Anfprud darauf hat, gehört zu werden, und wir , 
daß, wenn mir einerfeit3 gewiſſe Punkte ald für uns unerläßlich binftellen 
miüilen, die Ausführung derfelben im einzelnen und die dem Lande jelbit 
dequemſte und vortheilhafteſte Modulirung am leichteften und ficherften 
durch die Mitwirkung der Vertreter des Landes wird vorbereitet werden. 
Es wird dabei, anftatt der politifchen, wejentlich die practifche Seite und 
das wahre Bedürfniß in den Vordergrund der Erörterung treten, und 
wir find überzeugt, daß gerade dadurch manches Vorurtheil gegen unjere 
Auffaffung und unfere Abfichten in den Herzogthümern, in Deutfchland 
und vielleicht bei Defterreich jelbft fchminden werde. In einer vorber: 
ehenden Berftändigung mit den Bertretern der ſchleswig-holſteinſchen 
Bevölferung, wenn fie auch Lediglich einen berathenden Character trägt, 
würden mir zugleich die Bürgfchaft für die wirkliche Ausführung von 
Berabredungen Reben, deren Inhalt, foweit er die inneren Verhaͤltniſſe 
berührt und der Zuftimmung der Legislative in den Herzogthümern be 
darf, nachher dann ohne Zweifel durch Acte der Gefetsgebung würde 
fanctionirt werden. Es würde uns daher als ein höchft förderlicher Schritt 
ur Beichleunigung einer definitiven Löſung erjcheinen, wenn die Stände 
er beiden Herzogthümer Holftein und Schleswig berufen und 
zu einer DBerfammlung vereinigt würden, welder die Gelegenheit 
gegeben würde, über die Zukunft des Landes ſich auszuſprechen und fid 
zunächſt unter einander Über die, im einzelnen wohl auseinander gehenden, 
im ganzen und großen aber kaum zweifelhaften Wünſche und Anjichten 
8 verſtändigen, welche die Bevölkerung ſelbſt in Betreff der engeren 

eziehungen zu Preußen in einzelnen Stücken und der inneren Selbſt⸗ 
ftändigkeit im Uebrigen best. Aus dem Ergebniß diefer Erörterungen 
und der Stimmung, die fd in diefer Verfammlung fund gäbe, würden 
wir erlennen können, ob wir auf dem von Wien ber angedeuteten 
Weg einer directen Berftändigung mit dem neuen Staat zu 
einem für und annebmbaren Ziel gelangen können. Wenn auf 
diefe Weile durch das Yand jelbit ſowohl, als durch den eventueller 
fünftigen Landesherrn und annehmbare Bedingungen entgegengebradit 
würden, jo würden auch unfere Verhandlungen mit Wien dadurch wieder 
in Fluß kommen, und wir glauben, daß e8 dadurch auch der Faiferlichen 
Regierung felbft erleichtert werden könnte, den durch die geographijche 
Lage und die Natur der Verhältniffe gegebenen Intereſſen Preußens 
Nechnung zu tragen, ohne ihre eigene Stellung aufzugeben. Wir wünjden 
daher, uns mit dem kaiſerlichen Cabinet über die Berufung eines ſchles⸗ 
wig⸗ holſteinſchen Landtags und eine Verhandlung mit demjelben in ve⸗ 
treff der Zukunft des Landes zu verfländigen. Es entfteht alsdann aller: 
dings fofort die Frage: was für eine Berjammlung als die gejegmäß:g 
Bertretung und der wirkliche Außdrud des Landes würde anzujehen je. 
Daß die im gegenwärtigen Augenblid vorhandenen Ab: 
eordneten nah dem inzwilchen eingetretenen Wechſel der 
Bandesherricaft nicht mehr als wirklich zur Bertretung be 
rufen gelten können, jcheint uns faum zweifelhaft. Auch wird 
dem Lande daran gelegen fein, daß es diejenigen, welche es als ſein 
Bertreter in die Verſammlung jchidt, mit ausdrüdliher Nüädiid! 
auf die ihnen geftellte Aufgabe wählen könne. Nach welchen 
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Bahlgefeg aber foll eine neue Berfammlung berufen werden? Nach dem 
von 1854 oder dem von 18487 Für erjteres läßt ſich fagen, daß e8 bie 
jegt factiſch in Giltigkeit befteht, und für letteres, daß es fchon auf der 
Vereinigung der beiden Herzogthümer zu einem Staat beruht, und daß 
menigitend der eine der Prätendenten an die Berfafiung von 1848 ge- 
bunden iſt und nur auf diefem Wege verfaffungsmäßige und ihn felbft 
bindende Berpflihtungen wird übernehmen zu können glauben. Es wird 
dabei nicht die Einführung der Berfajfung von 1848, fondern nur die 
einmalige Berufung der Stände nad dem damaligen Wahlgefeg zu einem 
beftimmten Zwed vorausgeſetzt; diefer Zwed ift aber nur der, den Inter⸗ 
eſſen, Wünfchen und Nechtsauffafiungen des Landes einen geordneten und 
regelmäßigen Ausdrud zu gewähren, und es fteht zu erwägen, in melder 
von den beiden Formen diefer Ausdrud am ficherften und mit der größten 
Autorität fr das Land felbft erfannt werden dürfe.“ 


29. April. Defterreich geht auf den Vorſchlag Preußens ein, 
und trägt darauf an, zunädjft die Stände der beiden Her- 
zogthümer nad) dem Wahlgeſetz von 1854 zu berufen, um 
fi mit denjelben über die Anwendung des Wahlgeſetzes 
von 1848 zu verjtändigen. 


32. Die Schleswig-Holfleinfhe Srage im Abgeordnetenhaufe. 


Aus der Denkſchrift zur Norlage über die Kriegs: 
£often. 


— „Bei dem Bemühen, ein edefinitive Ordnung herbeizuführen, hatte 
die Staats⸗Regierung zunächft die Zwecke feft im Auge zu behalten, die fie 
mit den Waffen und in den Londoner Verhandlungen verfolgt hatte: Be⸗ 
feftigung des Friedens durch einen gerechten und haltbaren Zu— 
Hand, dauernden Schug der Herzogthümer gegen eine Wieder: 
ehr fremder Bedrüdung und Sicherung Deutſchlands in feinen 
Nordmarken. Die Regierung batte aber zweitens die Pfliht, das 
preußifche Intereffe zu wahren in feinem ganzen Umfange, fomeit es 
mit dem deutſchen zujammenfällt, und fofern es durch die individuellen 
Verhältniſſe des preußiichen Staates und durch unfere Eigenſchaft als 
kriegführender Theil beftimmt wird. Die Gerechtigkeit gegen alle Präten- 
denten und gegen Preußen, welches Blut und Schäge geopfert hatte, gebot 
eine gründliche Prüfung der auguftenburgifchen, der oldenburgijcyen und der 
brandenburgtichen Erbredte. 

Die Aufgabe ift noch ungelöfl. Das Proviforiun danert fort, 
mit ihm die Okkupation, dadurch entfteht ein weiterer Koftenaufwand 
für das Land, umd für die Regierung die Berpflihtung, dem Landtage 
Ver bahen darzulegen, welche eine definitive Negelung biöher verhin- 

en. 
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Eine rein legiftifche Entſcheidung ift unmöglich, jede deufbare Yölung 
muß darin beftehen, die Rechtsfrage und das politifche Bedurfniß auszu⸗ 
gleihen. Denn jeder der in dem älteren Recht beruhenden Aniprüde 
erftredt ſich nad der Nechtsanficht, melde die Königliche Regierung fid 
bisher hat bilden können, nur auf Stüde, die Ceſſion Ehriftians IX. gebt 
auf das Ganze, aber berechtigt Defterreih und Preußen zu gleichen 
theilen, und doch ftände eine Zerftüdelung oder Trennung der Lande io 
jehr im Widerfpruch mit ihren eigenen und den deutfchen Untereffen, und 
mit den Wunſchen und Bedürfniifen der Bevölkerung, daß fie ald un 
möglich bezeichnet werden darf. 

Aus diefen Vorausfegungen, über welche die beiden Mächte einver- 
fanden, zog die Kaiferlih öſterreichiſche Regierung den Schluß, daß 
feine andere, als eine politiiche Löſung möglich ſei, und ſchlug in diefem 
Sinne unterm 12. Noveniber vorigen Fahre vor, die aus Artikel III. des 
Wiener Friedens erworbenen Rechte weiter an den Erbprinzen von Au 
guftenburg zu cediren, vorbehaltlid) einer Auſträgal⸗Inſtanz für den Groß 
herzog von ——— 

Die Königliche Regierung iſt dieſem Vorſchlage principiell in ſowen 
nicht entgegengetreten, als fie in ihrer Antwort vom 13. Dezember erllarte, 
daß fie weder die Auguftenburger, noch die Didenburger Kandidatur aud- 
fchließe; aber ſie müſſe darauf halten, daß die Entjcheidung für den einen 
Bewerber nicht dem anderen und feinen Freunden in und außer Deutid: 
land den Eindrud der Willlürlichleit mahe. Sie würde fidh, fobald je 
eine Schädigung der preußifchen Intereſſen zn befürchten hätte, der Ber- 
pflihtung nicht entziehen können, auch die Prüfung der Brandenburgiſchen 
Anfprüche zu verlangen, denn, während Oeſterreich auf diefen Beſitz, der 
geographifchen Berhältnijfe wegen, keinen Werth lege, feien die gefammten 
ſtaatlichen und wirthſchaftlichen Intereffen Preußens an der künftigen Ge 
ftaltung der Herzogthümer weſentlich betheiligt, ſchulde die preußiſche Re 

terung es dem eigenen Lande, Bürgfchaften dafür zu gewinnen, daß die 

efriedigung und Achtung diefer Interefien nicht von dem zweifelhaften 
guten Willen des Tandesheren, von der Stimmung der Stände, von dem 
Spiel der Parteien abhängig bleibe. Sole Bürgichaften würden darın 
zu finden fein, daß die Deilitair-Drganifation der Herzogthümer im em 
jeſtes Verhältniß zu der preußifchen gefegt, die maritimen Wehrfräfte für 
die preußiiche Marine nugbar gemacht, die natürliche, dem Vortheile beiter 
Theile zufagende Entwidelung von Schifffahrt und Handel gegen künſtliche 
Hemmungen geſchützt werde. Die Megierung habe die erforderligen Schrute 
gethan, um eine gründlichere wifjentchaftliche Prüfung der Rechtsfrage vnt 
aber die anderen bezeichneten Punkte ein beftimmtered Programım vorzi 
ereiten. 

Am 21. Dezember erfolgte eine Rüdäußerung von Wien. Das Karker- 
liche Kabinet erflärte fich bereit die Frage durch Beritändigung mit Preußen 
abzujchliegen, allein der Geſammtheit des Bundes ftehe es zu, Darüber je 
wachen, daß der politiiche Zuftand eines Bundeslandes den Grundgeſeten 
des Bundes entjpreche, und daß nicht in den Verein der Souveräne Deutid- 
lands ein unfelbftftändiges Mitglied eingeführt werde. Was die vorge 
ſchlagene Ceſſion betreffe, fo fei diejelbe nur als eine Verfügung über die auf 
Artilel III. erworbenen Rechte, nicht ald eine Enticheidung der Rechtsfrage 
gemeint, wobei allerdings zu erwägen fein werde, ob das Berfügungsrebt 
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Chriſtians IX. fi nur auf ſolche Landestheile beziehe, die dem Könige, 
abgejehen von den Thronfolgegejege, angefallen fein würden, oder nicht 
vielmehr auf das Ganze erftrede. 

Die diefleitige Erwiederung vom 26. Januar diefes Jahres empfiehlt 
die angeregte Frage nach der Dispofitions »Befugnig Chriftians IX. einer 
jorgfältigen Unterfuhung. Die StaatS-Negierung erwarte auch darliber 
das Gutachten ihrer Kronjuriften und würde es dankbar erlennen, wenn 
die öfterreichiiche Regierung auf analoge, in ihren Ynftitutionen gegebene 
Weiſe die fachverftändige Prüfung aufnehmen wollte. Die Brandenburger 
Anfprüche zu erwähnen habe Preußen fih nur da berufen gefunden, wo 
es fih um die rechtliche Seite der Frage gehandelt, nicht in Yondon, wo 
es daranf angelommen fei, die Loſstrennung der Herzogthümer ohne Ber: 
größerung der Kriegsgefahr durch eine politiiche Transaktion zu erreichen. 
Die Königliche Regierung wünſche zunächſt klar geftellt zu ſehen, wie weit 
das Hecht des Erbprinzen von Auguftenburg reiche, wie groß darüber 
hinaus alfo das Geſchenk fein würde, welches fie gemeinfchaftlich mit 
Oeſterreich ihm zu machen hätte, menn fie feiner Einfegung zuftimme. 

Am 22. Februar war die Königliche Regierung in der Rage, dem 
Biener Kabinet die Grundfäge mittheilen zu können, von melden fie bei 
den Verhandlungen mit Defterreih über die felbitftändige Konftituirung 
Schleswig- Holfteind auszugehen beabfichtigte, und bei deren Annahme fie 
feßtere mit den preußifchen Intereſſen für vereinbar halten würde. 

Die betreffende Depefche ift diefer Denkichrift beigefügt. 

Die Erklärung darüber erfolgte in einer Depeihe des Grafen 
v. Mensdorff vom 5. März Die Kaiferliche Regierung bielt dafür, 
daß ein unter folchen Bedingungen eingefegter Fürft nicht als gleich- 
berehtigted und ftimmfähiges Mitglied in den Kreis der Souveraine des 
deutfhen Bundes eingeführt werden könne. Die Bedingungen gingen nur 
auf den individuellen Gewinn Preußens, während Vefterreih und der 
Bund Anfprud auf das hätten, was die gerzogthlnner an Wehrkraft zu 
Lande und zu See leiften könnten. Die Kaiſerliche Regierung fer bereit, 
zu bewilligen, daß Rendsburg zur Bundesfeftung erhoben merde, daß 
Preußen den Kieler Hafen für feine Marine, eine Kanalverbindung 
zwiihen beiden Meeren und den Eintritt des neuen Staates in den 
preußifchen Zollverein verlange. Indeſſen jet, To lange die Frage der 
Souverainetät in der Schwebe bleibe, für Detailverhandlungen fein 
Boden. Defterreich lehne dag mitgetheilte Programm ab und fchließe eine 
Phaſe der Berhandlungen, in der definitive Vereinbarungen überhaupt 
nicht möglid). 

Die Königliche Regierung glaubt zu willen, daß der Gang, den fie 
genommen, und die Richtung der öffentlichen Meinung des Landes parallel 
laufen. Ein enger Anſchluß der Herzogthümer an Preußen wird allfeitig 
glordert und ermartet, die wirkliche Einverleibung lebhaft gewunſcht. 

ie Stöniglihe Regierung ift der Ueberzeugung, daß die legtere Löſung 
an fih die zmedmäßigfte wäre, nicht nur fir Preußen, jondern auch für 
Deutſchland und die Herzogthüümer felbft; aber fie verfennt nicht, daß fie 
für Preußen mit großen finanziellen Opfern in Betreff der Kriegetoften 
und der Staatsfchulden verbunden fein würde, und fie hält diefelbe nicht 
in dem Maße dur das Staatöinterefje für geboten, daß ihre Durch⸗ 
führung ımter allen Umftänden und ohne Rüdfiht auf die Erhaltung 
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des Friedens erfirebt werden müſſe. Dagegen glaubt fie an denjenigen 
Bedingimgen unter allen Umftänden feithalten zu follen, zu deren Auf: 
ftelung Preußen aus der Pflicht zum militärifchen Schuge der Herzog⸗ 
thümer wie des eigenen Landes und zur Entmidlung der deutſchen 
Wehrkraft zur See die Berechtigung ſchöpft. So lange, bis die auf 
diefem Gebiete für Preußen nothwendigen Einrichtungen zweifellos ficher: 
geftellt find, muß das Proviforium und mit ihm die Okkupation fort: 
dauern und die Regierung ift der Zuftimmung des Landes gewiß, wenn 
fie ihren Beſitz in den Öerzogthlimern bi8 dahin aufrecht erhält. Sie 
wartet die Prüfung und Klärung der Rechtsfrage ab, fie ift zu Ber: 
ftändigungen bereit, welche, dieje Frage mit dem politifchen Bedüriniß 
verföhnend, dem Intereſſe Preußens, der Herzogthümer und Deutſchlands 
genügen, und wird in den Wünfchen und Ueberzeugungen der Bevölkerung 
er Dergogthlimer, jobald es ihr gelungen fein wird, diefelben durch eine 
eeignete Vertretung zum Ausdrud zu bringen, ein weſentliches Moment 
ür ihre eigene Entſchließung finden.“ 


1. Juni. Die Schledwig- Holfteinfhe Frage und die 
Marine. 
Rede Bismarcks bei Berathung der Marinevorlage. 
(Die Fortichrittöpartei und die Marine; — die ſchles⸗ 
wig=bolfteinihe Frage und die Erfolge der Regierung; — 
Forderungen des Abgeordnetenhauſes in Bezug auf das 
Budgetredht und die Verfaſſung überhaupt.) 


Ich bin nicht im Stande, auf alle Gebiete, die der Herr VBorredner”! 
betreten bat, bier einzugehen. Nah dem Gefammteindrud feiner Rede 
und der der Herren Vorredner, die feine politifhen Freunde find, kann 
ih nur bedauern, daß bei fo vielen vorhandenen Punkten des Einver⸗ 
ftändniffes doc eine Verftändigung fiber die ausmärtige Politik zwiſchen 
und ftetd mißlingt. Ich bin fait dazu gedrängt, einen ziemlich äußerlichen 
Grund dafür aufzuftellen: e8 ift die unbefriedigte Neugierde. 

Könnten wir und rechtzeitig Mar im Voraus über alle Pläne der 
Zukunft Ihnen gegenüber nußipredhen, ich glaube, Sie würden mehr davon 
billigen, als Ste bisher zu thun fich getrauten. Ließen ſich Ihnen die 
Gründe, die zur Abſchließung der ruſſiſchen Konvention ung beftinmt 
haben, volftändig Mar legen, ohne Berlegung der auswärtigen Be 
ziehungen, ich glaube, die Meiften von Ihnen würden fie billigen. Ih 
fann nur erwähnen, daß die Konvention uns in der ganzen däniſchen 
Frage nichts geichadet hat, und daß es zweifelhaft ift, ob ohne dielen 
Borgang dad Verhältniß Rußlands zu uns für alle vergangenen und 
Geraden Fheſen dieſer Frage fo freundſchaftlich fein würde, wie es m 

irklichkeit iſt. 

Hätten wir Ihnen vor ein und einem halben Jahre hier offen dar⸗ 
legen können, welchen Zielen wir zuſtreben, ich glaube, meine Herren, 
Ste würden fo viel nicht dagegen eingewendet haben. Sie find ber 
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Meinung, wir hätten unfere Ziele und unfere Beftrebungen, vom Strome 
getrieben, geändert. E83 giebt Protololle anderer, eben fo amt- 
liher Sigungen wie dieſe, aus denen Ihnen in Zukunft be- 
weisbar fein wird, daß wir feit dem Dezember 1863 unfere 
Biele niht gewechſelt haben. 

Könnten wir auch jet Ihnen die Wahrfcheinlichkeiten, die wir haben, 
unjere Bolitit in den Herzogthümern durchzuführen, die Wege, auf denen 
wir dies zu erreichen gedenken, mit derjenigen Klarheit außeinanderfegen, 
mit der ih Sr. Majeftät dem Könige gegenüber im Stande bin, fie zu 
entwideln; ich glaube, Sie würden in der SHeftigfeit Ihrer Oppofition 
gegen dad, was wir treiben, einigermaßen nachlaſſen. 

Aber wenn Sie in die Tenif der diplomatifchen Gefchäfte einges 
mweihter wären, Sie würden uns nicht einmal dadurch drängen, daß Gie 
Arußerungen außfprechen, durch welhe Sie dag Miniſterium in die Der» 
legenheit ſetzen, entweder durch Stillfchweigen die Nichtigkeit anfcheinend 
zuzugeben oder im Widerlegen Meinungen zu äußern, die aus politifchen 
Gründen beſſer unausgefprochen bleiben. 

Der Herr Borredner hat unferer Politit den Vorwurf gemadt, fie 
rede zu viel, fie ziele zu lange, fie handle zu wenig und fchieße zu jpät. 
Ich bin durch diefen eur? in der That überrafcht worden; ich glaubte, 
er würde uns den Borwurf machen, mir redeten zu wenig über das, was 
mir thun wollten, und ein Gefühl der Kränkung werde dadurch hervor- 
gerufen, daß Sie nicht in jedem Augenblid überzeugt werden fünnen, 
wohin die beabfichtigte Politik geht und melche Mittel fie anwendet. 

Es bat wohl feine Frage die öffentliche Meinung in Deutfchland in 
den legten zwanzig Jahren fo einftinmig Äntereffit, wie gerade die Flotten⸗ 
frage. Wir haben gefehen, daß die Vereine, die Preffe, die Landtage, 
Ihren Sympathieen Ausdrud gaben, diefe Sympathieen haben fi in 
Sammlımg von verhältnigmäßig vecht bedeutenden Beträgen bethätigt. 
Den Negierungen, der konſervativen Partei wurden Vorwürfe gemacht 
über die Yangjamkeit und über die Kargheit, mit der in diefer Richtung 
vorgegangen wurde; es waren beſonders die liberalen Barteien, die dabei 
thätig waren. 

Wir glaubten deshalb, Ihnen eine rechte Freude mit diefer Vorlage 
zu machen. 

Das Interefie daran, das muß ich auß den Yeußerungen des Herrn 
Borrednerd abnehmen, ift aber einigermaßen abgeftumpft. Er ift der 
Meinung, daß Preußen zu ſchwach fe, um diefe Laſt zu tragen, daß fie 
nur ertragen werden könne, wenn man andere deutſche Staaten in Mit⸗ 
leidenſchaſt zieht. So lange, bis uns die gelungen wäre, jchien er nicht 
nur den deutjchen Handel der anderen Staaten, jondern auch den preit- 
ßiſchen Handel in der verhältnißmäßigen Schuglofigkeit belafjen zu wollen, 
im der er fich jest befindet. Wenn die Regierung das mollte, e8 wäre 
leihter — ich meine das Unterlafien des Schuges — als nach der Her- 
ftellung einer preußifchen Flotte zu ftreben. 

Sehr ſchwierig aber ift es, ein freimilliges Ablommen mit Jemanden 
zu treffen, das ihm Laften zumuthet, wenn man diefen Jemand nicht 
zwingen, ihm keine Gewalt anthun darf. Letztere wird von der Politik 
der Derren, die und gegenüiberftehen, auf das Schärffte verdammt. Wir 
jolen aljo nur gutmlütbhige Ueberredung anwenden, die gemeinfamen Ins 
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terefien außeinanderfegen, damit die Leute zahlen und mehr leiften, ala 
fie bisher thun. 

Es fteht dem entgegen, daß im Allgemeinen in Deutſchland parti- 
kulare —*— ſtärker ſind, als der —— Der Satz iſt in 
mehreren Formen hier ſchon ausgeſprochen. Es ſteht dem entgegen, daß 
im Allgemeinen die Exiſtenz auf der Baſis der Phäaken bequemer 
ift, als auf der Bafis der Spartauer. Man läßt fi gern ſchützer, 
aber zahlt nicht gern, und am allerwenigiten giebt man das geringfägigite 
Hoheiisrecht zum Beſten der allgemeinen Intereſſen auf. 

Ich glaube, der Herr Vorredner jtellte und da eine Zumuthung, 
wenn wir auf richtigem — dieſe Ziele erreichen ſollen, die ſelbſt das 
geſchickteſte und geſcheidteſte Miniſterium, wie es ſeinem Ideale vorſchwebt, 
und wie er ſelbſt es ohne Zweifel leiten würde, nicht zu verwirklichen im 
Stande fein würde, ohne Gewalt anzumenden. 

Ich hatte nicht geglaubt, daß der maritime Ehrgeiz der preußiſchen 
liberalen Partei inſoweit reduzirt ſei, wie ich es aus dem Munde des 
Herrn Vorredners gehört habe, und daß mir in dem Maße der Unter: 
ftügung der übrigen deutſchen Staaten bebürften, um nur mit ihrer 

ülfe unfern eigenen Handel fchügen zu können. Ich ſah daher mit einiger 

pannung dem Berichte entgegen, den und die Kommiſſion eines Haufes, 
in welchem die Zendenzen der deutichen YortichrittSpartei überwiegen, er- 
ſtatten würde. Ich glaubte, wir würden nicht genug gefordert haben, Sie 
würden das Bedürfniß haben, noch beftimmter und jchneller die maritimen 
Unternehmungen zu fördern; ich war nicht darauf gefaßt, in dem Beridt 
Ihrer Kommiſſion eine indirekte Apologie Hannibal Fiſchers zu finden, der 
die deutjche Flotte unter den Hammer brachte. Auch dieje deutfche Flort: 
fcheiterte daran, daß in den deutjchen Gebieten, ebenjo in den höheren 
regierenden Kreijen, wie in den niederen, die Parteileidenfchaft mächtiger 
war als der Gemeinfinn. Sch Hoffe, daß der unjrigen nicht daſſelbe de— 
ſchieden fein wird. 

Ih war einigermaßen überrajcht ferner darliber, dag dem Gebiere 
der Technik ein fo großer Raum in dem Berichte angewiejen war. J& 
zweifle nicht daran, daß es viele unter Ihnen giebt, die vom Seeweſen 
mehr verftehen als ih, und mehr zur See gemejen jind, als ih; dre 
Mehrzahl unter Ihnen, meine Herren, ift es aber nicht, und doch mus 
ih fagen, ih würde mich nicht getrauen, über technijche Details der 
Marine ein Urtheil zu fällen, welches meine Abftimmung motiniren, weldes 
mir Motive zur Dererfung. einer DMarinevorlage geben könnte. Ich lann 
mich deshalb auch mit der Widerlegung dieſes Theiles Ihrer Einwendungen 
nicht beſchäftigen. 

Näher liegen mir Ihre Zweifel, ob es mir gelingen wird, Kiel 
zu erwerben. 

Wir beſitzen in den Herzogthümern mehr, als Kiel; wir beſitzen die 
volle Souveraimetät in den Herzogthümern in Gemeinfchaft mit Oeſterreid. 
und ich wüßte nicht, wer uns dieſes Pfand, das dem von ung erfirebte: 
Objekt an Werth fo viel überlegen ift, nehmen könnte anders als durd 
einen für Preußen unglüdlichen Krieg. Yaflen wir aber diefe Eventuala:: 
ins Auge, jo können wir jeden in unferem Befig befindlichen Hafen eben 
jo gut verlieren. Unſer Befig ift ein gemeinjamer — das iſt wahr — 
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mit Defterreich. Nichtsdeſtoweniger ift er ein Beſitz, für deſſen Aufgebung 
wir beredhtigt fein würden, unjere Bedingungen zu ftellen. 

Eine diefer Bedingungen, und zwar eine der ganz unerläßlichen, ohne 
deren Erfüllung wir dieſen Befig nicht aufgeben wollen, ift das Fünftige 
alleinige Eigenthum des fieler Hafens für Preußen. Etwas 
Anderes bat, fo viel ich meiß, der Herr Kriegs» Miinifter bei der Bor 
loge, von der die Rede war, auch nicht gejagt. Er hat von dem Stand» 
punkte aus geſprochen, auf welchem die Fönieliche Staats - Regierung noch 
heute fteht. Die Ehre Preußens ift nah der Erklärung des —* 
Kriegsminiſters nicht weiter engagirt, als ſie vollſtändig von uns gedeckt 
werden wird. 

Die Bedingungen, welche wir zu ſtellen beabſichtigen, find jo ge 
mäßigt, daß wir wohl die —— hegen dürfen, ſie auf friedlichem 
Wege verwirklicht zu ſehen. Die Bedingungen ſind bekannt. Wir fordern 
nichts als die Möglichkeit, Deutſchland zur See wehrhaft zu 
machen in dem Umfange, in dem uns dies mit den Mitteln der Herzog⸗ 
thümer erlaubt ſein wird, und gegen die Wahrſcheinlichkeit, Diinpel in 
nicht gar zu langer Zeit noch einmal belagern und ſtürmen zu müſſen, 
diejenige Garantie zu gewinnen, die bie Hülfsquellen der Herzogthümer 
geben können. 

Angeſichts der Rechte, die fih in unferen Händen und in denen 
Defterreich8 befinden, und die unantaftbar find, jo lange nicht einem der 
Herren Prätendenten es gelingt, zu unferer Ueberzeugung ein beſſeres 
Recht, als daS auf uns übergegangene des Königs Chriſtian IX. von 
Dänemark, nachzumweifen, Angeſichts der Nechte, welche in voller Sous 
veränetät von und umd Defterreich beſeſſen werden, ſehe ich nicht ein, 
wie una die ſchließliche Erfüllung unjerer Bedingungen entgehen ſollte, 
jobald wir nur nicht die Geduld verlieren, jondern ruhig abwarten, ob 
ih Jemand findet, der e3 unternimmt, Düppel zu belagern, 
wenn die Preußen darin find. 

Sie haben und darauf vermiefen, wir follten uns über die Erfüllung 
diejer Bedingungen mit den Herzogtbümern verftändigen. Schon der Herr 
Vorredner an meiner Seite hat gejagt, daß es nicht Mar jei, mer „die 
Herzogthümer“ feien, wer jie vertritt; fie ſeien nicht Eonftituirt. 

Herzog von Schleswig-Holftein und Lauenburg jind 
Sr. Majeſtät der König und Se. Majeftät der Kaijer von 
Defterreih auf Grund der Berechtigung, die ich mir erlaubt babe an- 
zuführen. Die Landesherren beabfichtigen, die Stände ihrer Herzogthlimer 
demnächſt zu berufen, um mit ihnen zu unterhbandeln. Wir wollen fie 
nicht vergewaltigen, aber auch und nicht vergemwaltigen laflen; wir wollen 
mit ihnen unterhandeln. Kommen wir und Defterreih mit ihnen zu 
friedlicher Verftändigung in der Sache, jo wird dies ein allerfeitS und 
auch für Preußen ermünfchtes Ergebnig fein; gelingt es nicht, fo werden 
feine Bejchlüffe, feine Proflamationen der Stände, kein einjeitige® Vor⸗ 
gehen im Stande jein, Preußen aus den Herzogthümern herauszumaßregeln. 

Bweifeln Sie dennoh an der Möglichkeit, unjere Abfichten zu ver- 
wirtlihen, jo babe ih jhon in der Kommilfion em Auskunftsmittel 
empfohlen; limitiren Sie die Anleihe dahin, daß die erforderlichen Be⸗ 
träge nur dann zahlbar jind, wenn wir wirklich Kiel befigen, und jagen 
Sie: „Kein Kiel, fein Geld!“ 

19* 
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Ich glaube, daß Sie andern Miniftern, ald denen, die jet bie 
Ehre haben, ſich des Vertrauend Sr. Majeftät des Königs zu erfreuen, 
eine ſoiche Bedingung nicht abjchlagen würden. 

Sie zweifeln an unferer Befähigung und an unferem Beruf, Stoate- 
geichäfte zu treiben. Ich bin nicht unbefcheiden genug, daß mir nicht 

mitunter ſolche Zweifel beilämen; ich bin überzeugt, daß jeder der 

die diefe Phraſe unterfchrieben haben, die Sache an meiner Etelle 

beifer gemacht haben würde, aber den Beweis davon haben Sie noch 
nicht gegeben. Die Fälle, wo Sie glauben, diplomatifche Erfolge gemonnen 
gu haben, m in welche Sie ſich an einer anderen Stelle des Berichtes 

n, paflen nicht. 

che "hreiben es der liberalen Strömung, dem Einfluß diefes Haufe 
zu, daß der Zollverein rechtzeitig wieder bergeftellt fei. Ich erinnere Sie 
an die Thatfache, daß der erfte Staat, der aus der Eoalition unferer 
Seaner ausſchied, der die Breſche legte, vermöge deren die Stellung der 
übrigen unhaltbar wurde, der beide Yandeötheile Preußens verbindet, fo 
daß er eine Barriere zwijchen den Nordfeeftaaten und den Binnenftaaten 
ſchafft, daß dies —* war. Nun glaube ich wohl, meine Herren, 
daß Sie einen großen Einfluß auf manche Regierungen Deutſchlands 
ausüben mögen, aber auf Kurheſſen nicht. 

fonıme dabei zurüd darauf, daß der Herr Borrebner uns 
empfahl, wir hätten die Zollvereinskriſis ſtärker ausnügen follen, mm 
politifhe Bortheile zu Gunſten einer bundedftaatlichen Vereinigung daraus 
zu gewinnen, wenn auch nur bie Anfänge davon. Ich habe Diefelbe Idee 
gehabt bei der vorigen Zollvereinskriſis vor 12 Jahren. Ich mar damals 
noch neu in den Geſchäften. Wenn man längere Zeit darin gemefen ift, 
danın überzeugt man fich, daß das Bedürfniß der Rekonftituirung des 
Overeind nicht ftark genug ift, um daflir eine Souperänetätsperminderung 
den Fürften annehmbar zu mahen. Die Möglichkeit, einen Drud in 
diejer Richtung zu üben, hätte nur dann vorgelegen, wenn wir im Hinblid 
auf das jegige Syſtem ber Bollverträge die Sicherheit gehabt hätten, 
daß Frankreich mit den außerhalb des Zollvereind bleibenden Staaten 
einen Hanbeißvertrag auf der Bafi8 des mit uns geichloflenen nicht 
abfchliegen würde. Die Sicherheit hatten wir nicht. Schloß Frankreich 
ſolche Verträge mit ihnen, jo mar dadurch, vermöge der freien Berlehrs⸗ 
wege, welche jegt Mitteleuropa zu Einem Handeldgebiete verbinden, eine 
rößere Leichtigkeit gegeben, einen gejonderten Zollverein neben Preußen 
Derzuftellen. 

Ein anderer politiſcher Erfolg dieſes Haufes, den der Kommilfion:- 
bericht demfelben zufpricht, hat mich noch mehr überrajcht. Sie find der 
Meinung, „auch in der ſchleswigſchen Frage habe die Regierung, was fie 
erreicht, nur der Richtung des öffentlichen Geiftes und der Zuftummung 
des Landtages für die Foslöfung der Herzogthümer zu danken.“ Ich 
fonftatire, daß Sie und damit die Tendenz, die Herzogthümer loszuloͤſen. 
uerlennen; von Ihrer Zuftimmung zu etwas, was die Regierung gethan 
arte, ift mir nichts erinnerlih. Haben Sie mit der Verweigerung 
der Anleihe, die wir damals von Ihnen verlangten, Düppel 
erobert und Alfen? Dann, meine Herren, habe ich aud die Hoffnung, 
dag aus Ihrer Verweigerung ber jegigen Anleihe auch eine preußtidx 
Flotte heroorgehen werde. 
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Wir hätten vielleicht, wenn Sie und mit der Entichloffenheit beige- 
fanden hätten, die ih von Ihrem preußifchen Patriotismus, jobald Sie 
die Richtung erfannten, in der wir gingen, erwartete, vielleicht mehr er- 
reicht; es iſt möglich. Aber Sie haben Ihren Beiftand vermeigert. 
Jedenfalls ıft das, mas damals Ihr Fdeal war, jest für die 
preußifhe Regierung das Minimum des Erreihbaren Wir 
können das, was Sie vor 1 Jahren als Höchſtes erfirebten, 
in jeder Biertelftunde ind Wert fegen: einen unabhängigen 
ihleswig-bolfteinfhen Staat fogar mit einigen mäßigen, ung 
aber nit genügenden Bortheilen für Preußen — e8 bedarf 
nur einer in einer Biertelflunde aufzufegenden Erklärung 
der Königlihen Regierung, und der Staat wäre gefchaffen. 

Aus den Nefolutionen und aus einer anderen Stelle des Berichtes 
entnehme ich noch andere und vielleiht die hauptſächlichſten Motive, 
warum Sie glauben, dieje Anleihe ablehnen zu miüfien, Motive, die nur 
injofern etwas Tröftliches haben, als ich erſehe, daß Sie Scheu tragen, 
fie offen außzufprechen. Ich ziehe daraus den Schluß, daß Ihr Vertrauen 
zur Macht diefer Gründe doch nicht fo ſtark ift, wie es vielleicht jonft 
war. Es iſt in einem Paſſus des Berichtes gefagt: Brächten ‚wir die 
Frage der Herzogthlimer hinwieder in Verbindung mit unjeren inneren 
Zuftänden, namentlich mit unjerem Budgetftreit, fo werde es außfeben, 
al3 wollten wir jene Frage nur als einen Haken zur Wiedergewinnung 
unferes BudgetrechtS benugen. Ya, meine Herren, ed würde nicht nur fo 
ausfehen, fondern es fieht wirklich fo aus. 

Was verftehen Sie unter Ihrem Budgetreht? Die Frage 
müflen wir uns klar machen. Ich will dazu beitragen, jo viel ich kann, 
indem ich Ihnen meine Auffaflung davon entwidele. 

Sie verlangen eine Aenderung mehrerer Artikel der Verfaffung. 

Wenn das Budgetrecht fo vermirklicht werden foll, wie Sie e8 ver- 
ttehen, jo müßte der Artikel 62 der Berfaffung geändert werden in feinem 
Paſſus, der da lautet: „Die Uebereinftiimmung des Königs und beider 
Kammern ift zu jedem Geſetz erforderlih.“ Es müßte von diefer allge 
meinen Beftimmung das jährlih zu Stande zu bringende Bud etgefet 
ausdrücklich ausgenommen jein, e8 müßte gejagt werden: „Die Entfcheidung 
über das Budgetgefeg fteht allein bei dem Haufe der Abgeordneten. 
Seine Entfcheidung iſt maßgebend. Die beiden anderen Yaltoren müfjen 
fich ihr fügen, fobald die Entfcheidung feftfteht.“ 

Nach dem fonftigen Ausdrud der Beſchwerden, welche Sie gegen die 
Regierung haben, glaube ich, daß die Verfaſſung mit diefer Aenderung 
allen Ihnen nicht genügen wird. Es ift ein anderer Artikel, ich gan 
Artikel 65, worin e8 heißt: „Dem Könige fteht die vollziehende Gewalt 
zu; er ernennt und entläßt die Miniſter.“ Hier würden Sie des Zujages 
beditrien: „Die vollziehende Gewalt fteht ihm zu; er darf fie aber nicht 
im Widerfprud mit den Wunſchen und Anfihten des Haufes der Ab- 
geordneten ausüben; er darf ſich auch nur folche Minifter halten, die das 
Vertrauen des Abgeordnetenhaufes haben. Befigen fie die nicht, fo kann 
ihnen das Vertrauen des Königs nichts nutzen. Er muß fie entlaffen.“ 

glaube, Sie würden auch mit diefer Verfaffungsänderung noch 
nicht auskommen. E8 exiftirt ein anderer Artikel, ich glaube 84, in dem 
gejagt ift, die richterlichen Behörden find unabhängig und Feiner anderen 
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Autorität unterworfen. &8 müßte, um Ihnen zu genügen, eine Ber 
vollftändigung binzugefegt werden: „Sie ımterliegen der Cenſur und der 
Kritit des Haufes der Abgeordneten.” 

Meine Herren, es find vielleicht noch mehrere Uenderungen in der 
Verfaſſung, die Sie erftreben. Sie können Ihre Ziele mit der preußiſchen 
Verfaſſung, wie fie in ihren Artikeln vor uns liegt, nicht erreichen. 

Sie verfuhen diefe Aenderungen dadurd zu erzwingen, daß Sie zu 
Bmeden, deren Nüslichleit Sie an und für fih nicht beftreiten können — 
ih will nicht an die Banffrage erinnern, ich will in die Details überhaupt 
nicht eingehen — Ihre Mitwirkung verfagen, die Staatsmajchtne, fo viel 
an Ihnen liegt, zum Stillftand bringen, ja in Sachen der außsmärtigen 
Politit — ih kann nicht umhin, e8 zu fagen — da8 Gemeinmejen 
Ihädigen, jo weit Sie e8 innerhalb Ihrer Befugniffe vermögen durd 
Bermweigerung Ihrer Mitwirkung. 

Das Alles, um eine Preffion auf die Krone auszuüben, daß fie ihre 
Minifter entlaffe, daß fie Ihre Auffaflung des Budgetrechts annehme. 
Meine Herren, Sie kommen dadurd genau in Die Lage der falfchen 
Mutter im Urtbeil Salomonis, die lieber mill, daß dad 
Kind zu Grunde gebe, als daß damit anders al8 nad ihrem 
Willen geſchehe. 

Wie Sie ſich mit Ihren Wählern darüber abfinden, das tft Ihre Sache; 
ih glaube, daß das fo ſchwer nicht ift, dad Gemähltwerden. Wenn man 
beripreden tann, fo fann man auch gemählt werden. In allen 
Schichten unferer Bevölkerung liegt eine gemilfe Trägheit zur Erfüllung der 
Pflichten, ohne deren Erfüllung ein großer Staat eben nicht beftehen Tann; 
in allen Schichten dient man nicht gern fo lange ald man muß; fann 
man fi dem entziehen, giebt es Behörden, die ein Auge dabei zudrüden, 
fo fuht man es loszuwerden. Gejchmuggelt wird in faft allen Ständen, 
befonders vom weiblichen Theil der Bevölkerung; ich ſchließe daraus, daß 
Steuern nit aus Patriotismus, fondern aus Zwang gezahlt werden. 
Die meiften Wähler werden ſich felbft faum ein Urtheil darüber bei 
legen, ob eine Armee mit einem Dienjtjahre weniger beftehen kann oder 
nicht, ob der Staat mit etwas meniger oder mehr Steuern auskommen 
fann oder nicht; jedenfalls aber würden fie e8 gern jehen, wenn das 
möglich wäre. 

Stellt ihnen das als Wahlkandidat ein gebildeter, ihnen an Einjidt 
überlegener Herr vor, und gar ein Königliher Beamter, der ihnen jagt: 
man täuſcht Euch abſcheulich darüber, es ift eine vortrefflihe Armee mit 
zweijähriger Dienſtzeit möglich, der Staat könnte mit fehr viel weniger 
Steuern beftehen, Ihr ſeid überbürdet, fo leuchtet das den Leuten em, 
fie jagen, der Herr fpricht gut, unjere Wahlftimme foftet ung nichts, 
wir wollen e8 damit verfuchen. Schafft er, was er jagt, fo ift es gut, 
kann er e3 nicht anjchaffen, jo wird er wieder fommen und fagen, «8 
ift noch nicht gelungen, aber zweijährige Dienftzeit müßt Ihr haben. 

Das Vertrauen der Bevölkerung zur Weisheit des Königs iſt groß 
genug, daß fie ſich fagen, follte daS Land dabei zu Grunde gehen, oder 
wirklih in Schaden kommen, fo wird e3 ja der ang nicht leiden. Die 
Leute unterfchägen eben die Bedeutung der Verfaſſung in Folge der früheren 
Traditionen. 

Ich bin übezeugt, daß ihr in die Weisheit des Königs gejegtes Ver⸗ 
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trauen fie nicht täufchen wird; aber ich kann doch nicht leugnen, daß e8 
mir einen peinlihen Eindrud macht, wenn ich fehe, daß Angefichts einer 
groben nationalen Frage, die feit zwanzig Jahren die öffentliche Meinung 
eihäftigt bat, diejenige Verfammlung, die in Europa für die Son» 
zentration der Intelligenz und des Partriotismus in Preußen gilt, zu 
feiner anderen Haltung als zu der einer impotenten Negation fi er- 
beben Tann. 

Es ift dies, meine Herren, nicht die Waffe, mit der Sie dem 
Königthum da8 Scepter aus der Hand winden werden. Es ift 
auh nicht das Mittel, durch das e8 Ihnen gelingen wird, 
unferen Fonftitutionellen Einrichtungen diejenige Feftigfeit und 
weitere Ausbildung zu geben, deren fie bedürfen. 


2. Juni. Aeuberungen ded Berichterftatterd Abg. Dr. Virchow. 


Bas wir von ber Regierung verlangen, ift Klarheit unb Beſtimmtheit der 
Politik. Diefe Klarheit und Beftimmtheit, meine Herren, kann man allerdings 
and nachträglich aus ber feften Führung bes Staatsruders erjehen, welche in 
einer befimmten Hand flattgefunden bat, und wenn es bem Herrn Minifter- 
Präfidenten wirklich gelingen Lönnte, das Land und biefes Haus zu Überzeugen, 
daß feine Hand dieſes Steuer feft nach einem beftimmten Ziele mit Bemwußtjein 
geleitet hat, banın werde ih mich in der That vor ihm beugen. Ich babe mit 
tem ernfthafteften Bemühen zu ermitteln gefucht: war feine Politik eine überlegte 
ober bewußte, oder war fte eine nad Einfällen bes Augenblids, nach Epifoden 
immerfort wechſelnde, mehr ober weniger alfo von äußern Einflüffen unb von 
tiefen und jenen Berfönlichleiten beftimmte? und dba muß ich dem Herrn Mi- 
nifter- Bräfibenten bei aller Hochachtung vor feinen Talenten und mit ber Bitte, 
daß er das, was ich fage, nidht in irgend einer Weiſe als einen perfönlichen 
Vorwurf anſehen möge, doch erflären, bat ih aus dem Stubium ber Dokumente 
bie Ueberzeugung gewonnen babe, daß felten in einer großen Krifis ein 
leitender Staatsmann folde Sprünge gemadt bat, wie er, unb 
bag, wenn es ihm gelungen ift, durch die Krifis hindurch ein gewiß 
großes und anerlennenswertbes Reſultat zu erreihen, ih nicht im 
Etandbe bin, es als fein Berdienft anzuerlennen, ſondern daß ic 
e3 für einen Zufall halte. 

Diefe Schwankungen und Wandelungen erflären fi leicht. So mie bie 
äußeren Berhältniffe etwas andere wurben, fo machte auch die Staats » Regierung 
ibre neuen Schwenfungen. Das Staatsſchiff ging nicht Durch alle dieſe Wanbe- 
Imgen geraden Weges hindurch, fondern wie ber Wind verjhieben blies, 
ging auch das Schiff nad verfhiedener Richtung. 

Nun hatten aber die Dänen fonberbarer Weile die Hartnädigkeit, allen 
dieſen verſchiedenen Wandelungen gegenüber auf ihrem unglüdfeligen Gedanken 
zu beftehen, Schleswig zu unterwerfen. Und biefe Hartnädigkeit hat es benn 
dahin gebracht, daß der Krieg immer wieder von Neuem aufgenommen werben 
mußte, und daß man endlich dahin kam, bie großen Erfolge zu erlangen. 

Meine Herren! Ich babe bei früherer Gelegenheit ſchon gejagt: alle Ehre 
jür die Armee für Alles, was fie geduldet und geleiftet hat, aber daß Sie (zur 
Minifterbant deutend) die Abfiht gehabt haben, den Krieg zu tragen bis nad 
Düppel und Alfen und nod weiter, al® Sie ihn begannen, bavon werben Sie 
einen Anbern überzeugen. „Credat Judaeus Apella.“ Site haben in jebem 
Stadium Haft machen wollen; in jedem Stabium waren Sie zufrieden zuerft 
mit etwas Geringem, bann mit etwas mehr und wieder mit etwas mehr, und 
immer mehr. Es wuchs Ihr Appetit mit dem Effen und e8 war ganz natürlich, 
daß Sie am Ende fo großen Appetit befamen, daß Sie das ganze Land ver- 
ſpeiſen wollten. 
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Meine Herren! Ich bin nicht der Meinung, daß Sie mit dem Gebanten 
ber Annerion ausgezogen find, ſicherlich nicht! am wenigften bin ich der Ueber: 
zjeugung, baß das eine von Sr. Majeftät dem Könige fanktionirte Politik se 
weien ift; und doch werben Sie nicht ableugnen Finnen, daß es Stabien geg 
bat, wo Ihre Bolitit gerabezu anneriftifh war. Wenn fie jet nicht mehr 
anneriftifh ift, fo werben Sie uns nicht einreben wollen, daß das etwa bavon 
berläme, daß Sie zu keiner Zeit anneriftiich gewelen wäre. Es iſt doch ganz 
fiher, daß zu einer gewiffen Zeit Sie bie Annerion vollzogen haben würden, 
em Sie nicht das fjonderbare Glück gehabt hätten, den condominus mitzu⸗ 
nehmen. 

Aber Sie werden Alles preifen als Verbienft Ihrer Politik; in jebem 
Stabium vergeffen Sie bie Fehler und rühmen eben bas Gute. Wir, meine 
Herren, ſehen in jedem Stabium ben Fehler und zwar den Fehler eines 
feften Brogrammes, ber fi durch bie Zeit des Oeſterreichiſchen Bünbnifles 
hindurchzieht, ber zu feiner Zeit ganz aufgehört bat. Ich will diefe Dinge nicht 
weiter bisfutiren. Ob Sie durch das Oeſterreichiſche Bündniß Europäiſche Kom- 
plifationen vermieben haben, das iſt ein Gegenftand, der fpäter zur Verhandlung 
fommen fann. Hier liegt mir nur baran, zu zeigen, welche Wechſel, welche 
Schwankungen, welche Unficherheit bie Preußiſche Politik gehabt hat und wie 
wenig Sie Bertrauen verlangen können, wenn wir auf bie Stabien zurüdbliden, 
wo Sie bald diefe bald jene Zuficherung gemacht haben. Gegenwärtig können 
wir nicht umbin zu jagen: wir haben nicht blos allgemeines Miftrauen 
gegen dieſes budgetlofe Minifterium, fonden ein ſpezielles Mißtrauen. 
Diefe Berfonen halten wir nad ihren Leiftungen nicht für bered- 
tigt, Bertrauen in Anfprud zu nehmen. 


2. Juni. Enviderung Bismarcks. 


Es Liegt nicht in meiner Abfiht, auf die Sache von Neuem einzu: 
eben. Aber der Herr Referent hat einen großen Theil feiner langen 
Nede der Kritik meines perfönlichen Verfahrens gewidmet. Ich will ihm 
auf dieſes Gebiet nicht in feiner ganzen Breite folgen. Ich bin der 
Anerkennung in jehr geringem Maße bedürftig und gegen Kritik 
ziemlich unempfindlid. Nehmen Sie immerhin an, daß Alles, 
was geſchehen ift, rein zufällig geſchah, daR die Preußifcde 
Regierung daran volljtändig unfhuldig ijt, daß wir der Spiel«- 
ball fremder Intriguen und äußerer Einflüfje geweſen jind, 
deren Wellenfhlag und zu unferer eigenen Ueberrafhung an 
der Küfte von Kiel and Yand geworfen hat. Nehmen Sie das 
immerhin an, mir genigt e8, daß wir da find, und ob Sie und dabei ein 
Verdienſt zufchreiben oder nicht, dag ift mir vollftändig gleihgältig. 

Die Kritik des Herren Vorredners über den —* unſeres Ver⸗ 
fahrens kritiſire ich lediglich mit einer einzigen Phraſe, die er ſelbſt ge⸗ 
braucht hat. Er bat und vorgeworfen, wir hätten, je nachdem der Wind 
ewechjelt hätte, auch daß Steuerruder gedreht. Nun frage ih, was 
* man denn, wenn man zu Schiffe fährt, Andres thun, als 
das Ruder nach dem Winde drehen, wenn man nicht etwa ſelbſt 
Wind machen will. Das überlaſſen wir Anderen. 

Ich habe das Wort aber nicht deshalb ergriffen, ſondern um einen 
Ausfall gegen meine Perſon von ganz ſpezifiſchem Charakter zu beantworten. 
Der —2 bemerkt, wenn ich den Bericht wirklich gelefen hätte, ſo 
wife er nicht, waß er von meiner Wahrbeitsliebe denken folle. ‘Der Hat 
Referent hat lange genug in der Welt gelebt, um zu willen, daß er fid 
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damit der technifchen und fpecialen Wendung gegen mich bedient hat, vermöge 
deren man einen Streit auf dad rein perfün ide Gebiet zu werfen pflegt, um 
denjenigen, gegen den man den Zweifel an feiner Wahrheitsliebe gerichtet hat, 
zu zwingen, daß er fich perfönliche Genugthuung fordert. Ich frage Sie, 
meine Herren, wohin fol man mit diefem Tone kommen? wollen Sie den 
politiichen Streit zeigen und auf dem Wege der Horatier und Ku- 
riatier erledigen 

Es Tieße fih davon reden, wenn ed Ihnen erwinjdt if. 

Wenn das aber nicht, meine Herren, was bleibt mir dann Anderes 
übrig, als gegen einen foldhen ftarlen Ausdrud meinerfeit3 einen noch 
flärlern wieder zu gebrangen? Es ift dies, da wir Sie nicht verklagen 
fönnen, der einzige Weg, auf dem wir ung —A—— verſchaffen können, 
ih wünſchte aber nicht, daß Sie uns in die Nothwendigkeit verſetzen, ihn 
zu betreten. Und wie weiſt der Herr Berichterftatter mir den Mangel 
an Wahrheit nah? Wenn ich mich nad) der langen Rede recht erinnere, 
fo warf er mir als nicht übereinftimmend mit dem Berichte diejenige 
meiner Yeußerungen vor, durch die ich die liberale Partei bejchuldigte, 
ihre Sympathien für die Flotte hätten fich vermindert. Um zu beweiten, 
daß dies unrichtig war, lieſt er mir alle die fehönen Worte vor, die bie 
Kommilfion in dem Berichte für die Flotte gemacht hat, während doch) 
der Schluß lautet, Geld geben Sie nidt. Ya, meine Herren, wenn 
Worte' Geld wären, dann hätten wir der Freigebigkeit, mit der Sie die 
Regierung behandeln, nur unfere dankbare Bewunderung zu zollen. 


13. Juni. Die Stellung des Abgeordnetenhaujes zur Schles⸗ 
wig- Holfteinfchen Frage und das Vorgehen der Re⸗ 
gierung. 

Rede Bismarcks bei der Berathung der Kriegskoſten⸗ 
Borlage. (Nad) dem Abg. Walded.) 

(Die früheren Beihlüffe des Abgeordnetenhauſes in der 
Schleswig-Holſteinſchen Frage; — die biöherigen Crfolge 
der Regierung; — die Pflicht zur Unterftügung derjelben; 
— weitere Beftrebungen und Ausfihten; — die Frage 
der Annerion.) 

. Wenn ich mir den Inhalt Ihres Berichts vergegenmwärtige, jo werde 
ich zweifelhaft, ob meine Erinnerung von den Verhandlungen, die vor 
anderthalb Jahren hier über die Bewilligung einer Anleihe ftattfanden, 
ganz genau war. Ich hatte von diejen Verhandlungen den Eindrud be- 
halten, daß das Haus der Abgeordneten damals bereit gewejen fein würde, 
die Koften des dänischen Krieges in Geftalt der Anleihe zu bemilligen, 
ſalls die Königliche Staatsregierung ſich diejenigen Ziele der auswärtigen 
Bolitif, welche dag Abgeordnetenhaus ihr ftellte, aneignete. Diefe Ziele 
find in zwei Aktenſtücken der damaligen Verhandlungen, die zugleich die 
Meinung des geſammten Haufe ausjprechen, näher bezeichnet, ohne daß 
ich ne bätte, fie aus den zum Theil längeren hervorragenden Reben 
auszuziehen. 
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Es find in der Nefolution, melde Sie bei Ablehnung der Anleihe 
faßten, negativ einige dieſer Ziele der preußifchen Politik dahin bezeichnet: 
„daß diefer Gang in der preußiich-öfterreichiichen Politik fein anderes 
Ergebnig haben Tann als das: die Herzogthlimer zum zweiten Mal an 
Dänemark zu überliefern,” — diefe Befürchtung ift nicht eingetroffen; — 
„daß die Königliche StaatEregierung, indem fie diefe rein deutfche Sache 
als eine europäifche behandelt, die Einmijchung des Auslandes berbei- 
ieht,“ — auch dies hat fich nicht bemahrbeitet; — „daß die angedrohte 

ergewaltigung den berechtigten Widerftand der übrigen deutſchen Staaten 
und damit den Bürgerkrieg in Deutfchland herausfordert.“ 

Das waren die Befürchtungen, die das Haus hegte, die Klippen, 
deren Vermeidung der Regierung empfohlen wurde, die Klippen, welde 
von ihr vermieden find. 

Pofitiv bezeichnete da8 Haus feine Ziele in einer an Seine Majeftät 
den König gerichteten Adreffe mit den Worten: „Preußen und Deutfchland 
find berechtigt und damit auch verpflichtet, da8 Erbrecht Friedrichs VII. 
anzuerfennen, das deutſche Bundesgebiet von der Anmefenheit däniſcher 
Zruppen zu befreien und die BZufammengehörigkeit und Unabhängigfeit 
der Herzogthümer herzuftellen.” 

Meine Herren, dies Programm ift von der Königlichen Staatäre: 

ierung entweder erfüllt oder feine Erfüllung, fo weit fie rüdftändig iſt, 

r weit fie die Einjegung Herzogs Friedrich VIII. betrifft, ſteht in unferer 
Gewalt. Ich babe das neulich fchon herporgehoben: Wir find zur 
Ausführung aud diefes Theils Ihres Programms vollftändig 
jeden Tag im Stande, jobald und das Erbrecht des Herzogd von 
Auguftenburg nachgewieſen fein würde, was es nicht iſt, oder jobald mr 
die Sicherheit hätten, daß die im Intereſſe Preußens und ded gefammten 
Deutjchlands an die Herzogthümer zu ftellenden Forderungen durd den 
Herzog ausgeführt werden würden. 

Ungeadhtet dieſer Lebereinftimmung der erreichten Nefultate mit ben 
von Ihnen damals aufgeftellten Zielen lehnen Sie die Koften des Krieges 
auch jetzt miederholt ab. Sie motiviren diefe Ablehnung durch eine 
retrofpeftive Beurtheilung theils des Verfahrens der Regierung, theils der 
Motive, welche Sie veranlaßten, die Anleihe vor anderthalb Jahren zu 
verweigern. 

Sie werfen dabei dem Berfahren der Regierung vor, daß die Ziele, 
welche die Regierung verfolgt habe, ſich nicht immer gleich geblieben wären, 
fondern gewechſelt hätten. ds ift [don von einem Korredner der Rechten 
auseinandergejegt worden, daß meniger die Ziele, als die Mittel zur 
Berfolgung der Ziele wechſelten. 

Es wird als unfer jegigeß Ziel bezeichnet die völlige Trennung der 
Herzogthümer von Dänemark, welche durch den Frieden vom 30. U'ktober 
1864 definitiv erreicht ift, und ein enger Anſchluß derfelben an Preußen 
in militairifcher und maritimer Beziehung. Daneben fei ausdrücklich gelaat 
in unferer Vorlage, daß anfänglie nur der Entichluß maßgebend gemeier 
fei, „zu Gunften der deutſchen Sache das Aeußerſte zu erlangen, wat 
nad) der politifchen Gefammtlage erreichbar ſchien,“ und ich glaube, beide: 
widerfpricht fi nicht. Das, was wir jegt erftreben und zum Theil 
erreiht haben, mag eben dieſes Aeußerfte fein. Ein Drittes, „die ın 
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London abgegebene Erklärung, zur Herftellung eines gerechten und balts 
baren Zuftandes in Schleswig olftein durch Bürgfchaften gegen Wieder- 
fehr dänischer Unterdrüdung den Derzeglhlimern den Frieden in Wahrheit 
zu fihern" — nun, aud mit diefer Bezeichnung ftimmt das, was mir 
jest als unfer Ziel Hinftellen, vollftändig überein. Die „Bürgfchaften 
gegen Wiederkehr dänifcher Unterdrüdung“ beftehen in gewiſſen Bedin- 
gungen, die wir ftellen, die zunächſt nur dagegen uns fchügen follen, daß 
wie nicht in kürzefter Zeit vielleicht genöthigt And, einen foftfpieligen Feld⸗ 
zug zur nochmaligen Befreiung der Herzogthümer zu führen. 

Der Kommiffionsbericht hebt ferner al8 Motiv der damaligen Abs 
lehmung der Anleihe hervor, es habe dem Haufe dag dazu nöthige Ver⸗ 
trauen zu den Perfonen gefehlt, welche die Politit leiten. Meine Herren, 
ich glaube, Sie würden dieſes Bertrauen gehabt haben, wenn Sie ſich 
deutlich vergegenmärtigt hätten, daß Diele Berfon, welche die außmärtige 
Politif des preußifhen Staates leitet, Seine Majeftät der König if, 
jowohl verfaſſungsmäßig als auch thatſächlich. Die Minifter führen die 
Politik des preußtfchen Staates nach den beftimmten, genauen und jpeziellen 
Anmerfungen Seiner Majeftät des Königs. Hätten Sie ſich dies klar 
gemadıt, fo fage ih, würden Sie das Vertrauen gehabt haben, und dieſes 

ertrauen würde Sie nicht getäufcht Haben. Denn die Refultate, die 
Sie wünſchen, find erreicht, nur niht auf den Wegen, die 
Sie eingefhlagen zu ſehen wünſchten. Daß ift der Hauptvorwurf, 
den ich in diefer retrojpeltiven Kritik und gemacht finde. 

Sie fagen, auch auf Ihrem Wege hätte einer Störung des euro- 
päifhen Friedens im Großen vorgebeugt werden können; es hätte ihr 
vorgebeugt werden können, auch wenn wir, ftatt mit Defterreich, mit dem 
deutichen Bunde gegangen wären. Das iſt möglich; aber es erſchien 
der Königlichen Staatöregierung nicht in dem Grade wahrjcheinlih, wie 
die Vermeidung des Krieges auf dem Wege, den wir gingen. ‘Jedenfalls 
babe ich den Erfolg anzuführen, daß er auf unferm Wege vermieden 
worden tft. 

Sie werfen diefem Wege ferner vor, daß er un einen Mitbefiger 
gegeben in Schleemwig-Holftein. Aber der von Ihnen empfohlene hätte ung 
32 Mitbefiger gegeben und an der Spitze diefer 32 denfelben, den wir jeßt 
baben, und zwar nicht mit derjelben Gleichberechtigung, fondern mit der 
Ueberlegenheit der Präfidialmaht und als Führer der Bundesmajorität 
gegen Preußen; der ganze Schwerpunkt läge nicht zwifchen Berlin und Wien 
und Kiel, jondern er läge in Frankfurt, und die Herzogthümer befänden 
fi wahrfcheinlich in diefem Augenblid unter der Verwaltung der Herren von 
Könnerig und Niepert. 

Es ift von einem Vorredner ausgeführt worden, daß wir eine 
Gelegenheit verfäumt hätten, uns an die Spige der mittleren und 
Heineren Staaten Deutfchlands zu ftellen Wenn der Herr Referent, 

lei mir, acht Jahre hindurch deuticher Bundestagsgejandter in Frank⸗ 

geweſen wäre, jo würde er diefe Möglichkeit nicht ala eine fo leicht 
erreichbare hingeftellt haben. Er würde, gleich) mir, überzeugt fein, daß die 
Majorität der Mittel- und Kleinftaaten fich nicht freimillig und bereitwillig 
einer preußiichen Führung, einer preußifchen Aktion untergeordnet haben 
würde, ohne fie zu geniren und zu hemmen, ohne Preußen in der Ziehung 
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der Konfequenzen aus bdiefer Aktion zu beeinträchtigen. Das Verhältniß 
wäre das umgelehrte von dem angedeuteten geweſen; Preußen hätte unter der 
Leitung der Bundesmajorität und der Bundesbeichlüffe fi) an diefem ganzen 
Feldzug betheiligt. 

Wenn mir der Inhalt des Berichtes diefe wenigen Aeußerungen ab: 
genöthigt hat, fo halte ich es doch für unfruchtbar, über die Vergangenheit 
weiter zu fonjefturiven und zu kritiſiren. 

Die Frage, über die ich hier einen Ausſpruch des Hauſes noch mehr ala 
über die finanzielle erwartet hätte, ift die politiiche, die Frage der Gegen» 
wart und der Zufunft. Dieſe Frage nun, diejenige, die ſeit 20 Jahren in 
dem Vordergrunde des deutjchen politijchen Ontereiteß geftanden hat, diele 
Frage harrt gegenwärtig der Löſung. 

Sie, meine Herren, find durdy die Vorlage der Regierung in die Tage 
geſetzt, fich zu äußern; Sie haben die Gelegenheit zu fprechen — ich möchte 
jagen, Sie find en demeure gefegt, zu reden. Das Land Hat ein 
Recht, zu erfahren, was die Meinung feiner Randesvertretung 
über die Sache fei. Sie haben Gelegenheit zu fprechen; diplomatiſche 
Bedenken ftehen Ihnen nicht im Wege, und Sie haben ſich auch jonft kei 
anderen Gelegenheiten nicht viel daran gekehrt. 

Wenn Sie num dennod bei diefer dringenden Aufforderung zu reden 
darüber fehmweigen, fo fteht es mir nicht zu, Ihre Motive darliher meiner 
Kritit zu unterziehen. Wenn ich die Stimmung des ganzen Haufes nad 
den Yeußerungen des Abgeordneten Walde beurtheilen * jo mühte 
ih annehmen, daß Sie entweder fürchten, mit der öffentlichen Meinung in 
MWiderfprud zu treten, wenn Sie fi) äußern, wie es Ihnen ums Herz if, 
oder daß, wenn Sie mit diefer öffentlichen Meinung nicht in Wideriprud 
treten, Sie eine Regierung ftärken, die Sie nicht mögen, die Ihrer Partei 
nicht angehört. Ich kann mir nicht denfen, daß das die Meinung der 
Mehrzahl unter Ihnen iſt. Denn Sie können fich darüber nicht täujchen, 
daß Sie, auf dem Gebiete der auswärtigen Politif am allerwenigften, daß 
Sie die vom Könige eingejegte Regierung von der Politit Preupens im 
Auslande nicht zu trennen vermögen; Ste haben weder die Macht noch 
das Necht dazu. 

Es giebt thatſächlich Feine andere preußifche Politik als diejemge, 
welche die vom Könige eingefegte Regierung betreibt. Bekämpfen Sie 
diefe Politik, jo bekämpfen Sie die Politik Ihres eigenen 
Baterlandes im Bunde mit dem dem VBaterlande gegemüber- 
ftehbenden Auslande. ‘ch wiederhole es, daß ich diefe Meinung micht 
als die bewußte Anjiht der Majorität dieſes Hauſes vorausjege. Ich 
würde die Yeußerung nicht gethban haben, wenn ich nicht zu derjelben 
durch die des Herrn Vorrednerd berechtigt wäre. 

Der Herr Vorredner fagt ausdrüdlih: was gehen uns die Ber: 
legenheiten der preußifchen Regierung an? Was follen wir fte flärfen 
etwa durch irgend ein Votum? Was jollen wir uns hergeben, diplomatiid 
außsgenugt zu werden von diefer Regierung, die unfer Budgetrecht ver- 
tennt? Kurz, wenn Sie diefem Rathe des Herrn Vorredners folgen, io 
benugen Sie Ihre Berechtigung, Anleihen zu verweigern, um auf anderen 
Gebieten Konzeifionen von der Regierung zu erpreflen. — Ich glaube. 
es ift fein Zweifel, daß dies die Meinung des Vorredners war, — di 
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es nicht die Anficht Aller unter Ihnen ift, beweift der Antrag des Herrn 
Abgeordneten Michaelis und feiner Genofien*). 

Ich babe gegen den Inhalt diefes Antrages fo viel nicht einzus 
wenden, obgleich ich ihn präzijer gewünſcht hätte; ihn trifft der Vorwurf 
nicht ausreichender ni nicht ganz mit Unrecht. 

Wir haben unfer Programm vollftändig und Mar in der Depefche 
vom 22. Februar c. vorgelegt, und ich glaube, meine Herren, wenn Sie 
nicht wirklich in der Werfe, wie ed einer der Herren Vorredner angebentet 
bat, auf dem Gebiete der auswärtigen Politik abdiziren wollen, fo bat 
die Königlihe Staatöregierung das Recht, einen Ausfprud 
von Ihnen darüber zu erwarten: wollen Sie für diefes Pro— 
gramm der Wegierung einftehen, wollen Sie die NRegierun 
unterftügen, mwollen Sie, daß die Regierung auf dem — 
dieſes Programm bezeichneten Wege vorgehe auf jede Gefahr 
hin, oder wünſchen Sie das Programm abgeändert, wünſchen 
Sie es abgemindert, wünſchen Sie es verſtärkt? Darüber iſt die 
Regierung, iſt das Land im Rechte, einen Ausſpruch von Ihnen zu vers 
langen! 

Ich bedenfe noch mit einem Worte da8 andere von dem Herren 
Abgeordneten Wagener und feinen Genofjen geftellte Amendement**), 
Wir hatten in der Vorlage ung ſchon darüber ausgeſprochen, daß, wenn 
nur die Frage der Zweckmäßigkeit entjcheidend wäre, diefed Programm 
jehr viel für fich hätte, namentlih im Intereſſe der Herzogthümer felbft. 

Ich halte e3 für die Herzogthümer allerdings außer» 
ordentlih viel vortheilbafter, Mitglied der großen preußi— 
ihen Genoffenfhaft zu werden, als einen neuen Kleinftaat 
mit faft unerfhwinglidhen Taften zu errichten. Aber wenn diefes 
Programm, diejer Antrag verwirklicht werden follte, fo würden eben auch 
dieje felben Laſten auf den preußifchen Staatsjchag übernommen werden 
müſſen. Wir würden nicht die Herzogthüimer in den preußiichen Staats» 
verband unter irgend einer Form aufnehmen fünnen und ihnen dennoch 
die preußifchen Kriegskoſten abverlangen, oder fie die öſterreichiſchen Kriegs» 
foften bezahlen laffen, oder fie auch nur in der Ungleichheit der Schulden 
beſtehen 4 welche doppelt fo viel auf einen Kopf in Schleswig» Hol« 
fein austragen, wie in Preußen. Wir mwirrden fie mit allen preußiichen 
Staatsbürgern gleichftelen müffen. Die Regierung kann ſich für die 
Uebernahme fo bedeutender Laſten nicht ausſprechen, wenn fie die Abneigung 
der Landesvertretung fieht, diefelben zu übernehmen. 

Eine Politik in der Richtung könnte von der Regierung nur dann 
mit Ernft erwogen werden, wenn fe gewiß wäre, daß die Yandesvertretung 
bereitwillig die Laſten übernehmen würde, mit denen fie verbunden wäre. 


.7) Der Antrag Michaelis befagte: „Tas Intereffe Preußens und Deutſchlands fordert, daß 
fie tefinitive Regelung ber Berhältniffe Schleswig - Holiteins ſchleunigſt perbeigeftibrt werbe, daß 
jedoch eine ſtaatliche Konflituirung der Elbherzogtblimer nur unter ſolchen Mafgaben ftattfinde, welche 
eine unlösliche Verbindung zwiſchen denſelben und Preußen rethellen, bie den Schub der Norbgrenzen 
Zeutihlandg und vie Entiwidlung einer Achtung gebietenden Marine unter ber dem Verhältniß ber 
beiterfeitigen Kräfte entfprechenden Mitwirkung der Elbherzogthilmer in Preußens Hände Iegt und 
ve A dieſem Zwecke nöthigen territorialen, finanziellen und militäriſchen Vorbedingungen gewähr⸗ 


„) Der Antrag Wagener ging dahin: nn. 
„die Erwartung auszuſprechen, daß die Königliche Staatsregierung anftreben werde, nöthigenfalle 
Du anbung etwa bererhtigter Erbprätendenten vie Elbherzogihllmer ver preußiſchen Monarchie 
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Wir können nicht eine foldhe Politik anfangen und nachher an der Kippe 
einer Geldverweigerung, wie fie der Herr Abgeordnete Dr. Walded mit 
vollftändiger Siderheit in Ausficht geftellt bat, fcheitern. 

Jedenfalls aber hat der Gedanke der Annerion, wie man fie land: 
läufig nennt, auch dann, wenn er nicht zur Ausführung fommt, jein Gutes 
ehabt. Die Bereitwilligleit des Erbprinzen von Auguftenburg und der 
Bepölterung der Serzogthlimer, ſolche Bedingungen, wie Preußen fie glaubt 
fordern zu müffen, zu bemilligen, war meiner Erfahrung nad) nicht und 
bisher niemald in dem Maße vorhanden, wie der Herr Referent fie 
glaubte fchildern zu fünnen. 


Ich erinnere mich namentlih, daß ich im vorigen Sommer die Ehre 
hatte, mit dem Erbprinzen von Auguftenburg perjönlic zu ſprechen, und 
Se. Durhlaudt von den mäßigiten und billigften Bedingungen jo meit 
entfernt war, daß er, als ich jie entwidelte, mir antwortete: „Warım 
find Ste denn überhaupt nach den Herzogthümern gelommen; wir haben 
Sie nicht geruien; die Sache wäre ohne Preußen vielleicht beſſer für mid 
ausgefallen.” Diefe Abneigung zur Bewilligung folher Bedingungen, die 
der Bevölkerung Lajten, namentlih in der Heeresfolge, auferlegen können, 
fehe ih nicht an ald das Produkt irgend einer Gereiztheit über gewine 
Zeitungsartikel oder über die Politif der Königlihen Staatsregierung 
im Allgemeinen, jondern als den natürlichen Ausflug jener bequemen, 
allen Leiftungen abgeneigten Zrägheit, die auch der Herr Neferent als 
das Erbtheil Heinftaatlicher Verhältniſſe bezeichnete, und die ich mir neulich 
als das Staat3prinzip „auf der Bafis der Bhäalen ſtehend“ zu bezeichnen 
erlaubte, die eilen und trinfen und geſchützt fein wollen. 

Diefe Abneigung, irgend welde Yaften zu übernehmen, war ım 
bödften Grade vorhanden, fie hat jich vermindert in demjelben Maße, 
in dem die dee der Annerion auftauchte; lediglich unter dem Druce 
diefer Idee und unter der Furcht vor Gemaltthat iſt ſie gejchmunden. 
Man hat fih unjeren Wünfchen angenähert, man ift aber noch nidt To 
weit gefommen, daß man darauf abjchliegen könnte. 

Daß mit der Weigerung, Preußen billige, ja im Jn- 
terefje Deutſchlands fogar ganz nothwendige Zugeitändmiiie 
zu machen, die Idee der Annerion immer wieder aujtaudt und 
an Ausjicht gewinnt, liegt in der Natur der Dinge. Denn 
weigert man uns die billigen Bedingungen, die wir fordern, 
hindert man dadurch den Abjchluß, jo ift allerdings jhwer 
abzufehen, zu melden Komplilationen eine jolde Weigerung 
auf die Dauer und bei geänderten europäiſchen Berhältnijien 
führen kann. 


Aus der Ermwiderung des Abgeordneten Dr. Waldeck. 


Nah den Grundſätzen, die der Herr Minifter - Präfident uns fo oft ver- 
geführt bat, ift die auswärtige Politik gar wicht unjer Beruf. Der Herr Mi 
nifter fängt Krieg an, ohne und zu fragen, jchließt Frieden, ohne uns zu fragen, 
und nachdem er vielleicht in eine biplomatiihe Berlegenheit gelommen ik, ' 
wünicht er, daß wir nun irgend einen günjtigen Ausſpruch thun jollen für dit 
Zulunftspofitif. 

Die Bergangenbeitspolitit wird ihn nicht fümmern, das glaube ih, Lat 
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kann man ſchon aus dem Sanzen abnehmen, und im Grunde, meine Herren, 
lann ih ihm darin nicht fo jehr Unrecht geben. 

Was vergangen ift, ift vergangen, laffen wir den Strom des Meeres bar» 
über binfließen. Sie wiffen, wir waren ja nidht alle berfelben Meinung im 
vorigen Jahre über Das, was gerade, und wie es zu erringen fei. Das Reſultat 
if allerdings errungen worben, die Herzogthilmer find von Dänemark getrennt 
worden, Das müſſen wir zugeben, und ich ſehe gar nicht ein, was es nützen 
inte, bier bie diplomatiſchen Noten und die diplomatifhen Verhandlungen 
* aufzuwärmen und zu ſagen: das und das iſt recht geweſen, das und das 
verlehrt. 

Das führt zu keinem Ziele, in dieſe Dinge wollen wir uns gar nicht 
miſchen; von der Zukunftspolitik wäre allein die Rede. Nun frage ich mich, wie 
lommen wir dazu, Zukunftspolitik zu treiben, während das ganze 
Zerrain, auf dem eiu Abgeorbuetenhaus Politik treibt, beftritten 
wird. Betrachten Sie body die ganze Lage, in der wir uns befinden, betrachten 
Sie doch die Tage, in ber diefe Preußiſche Nation fich befindet, gegenilber einen 
Miniſterium, das ihre Rechte in jeder Hinfiht verfennt. Diefem Miniftertum 
gegenüber follen wir gewiſſe Grunbfäge, gewifle Zielpunkte der Politik ausjprechen, 
einer Politik, die uns in ein vollftändiges Myſterium gehüllt if. Wir können 
nicht wiſſen, wie man etwa in biplomatifhen Verhandlungen oder fonft viele 
unfere Ausſprüche benugen könnte, in welche Berlegenheiten ber Staat dadurch 
verwidelt werben könnte, während wir doch der Anficht find, daß eine ganz 
andere Regierung, als bie gegenwärtige, ba fein müßte, um eine 
auswärtige Politil von einem großen liberalen, eigentlih Preu— 
ßiſchen Geſichtspunkte zu treiben, daß eine Regierung, die ſolche große 
Ziele anftrebt, aud ihrer würdig feiu müſſe. Es muß das, was fie 
den, Deutfhland zu eroberuden Stämmen bringen will, Gutes und Richtiges 
jein. Iſt es dies nicht, jo Lönnen wir uns die Vergrößerung gefallen 
laſſen; — warum nit? — aber daß wir dazu beifen jollen, kann 
fein Menjh von uns verlangen. Nun, meine Herren, dieje Frage 
ift auch peknniär gefährlich und liegt doch keineswegs fo, daß man 
jih troß biefes, wie ih auerkenne, zu erftrebenben Zieles noch 
bineinbegeben follte in Europäifhe VBerwidelungen, die zu einem 
allgemeinen Kriege führen könnten. 


Aus der Rebe des Abgeorbneten Dunder. 


Meine Herren! Man kann von bedeutenden Fähigkeiten fein, man kann 
glänzende Rednergabe befiken, man kann inftruirt fein in den Geichäften und 
ber Gefchichte des Landes, man kann große diplomatiſche Gewandtheit befiten, 
man kann auch in fchwierigen Fällen Energie an ben Tag legen — meine 
Herren, ein Staatsmann im modernen Sinne ift man darum nod 
nit. Zu einem Staatsmann im mobernen Sinne, ba gehört die Macht ber 
Begeifterung, welde die Gemüther leitet, welche jelbft eine wiberwillige Volks⸗ 
vertretung fih unterthänig macht, jo daß fie gezwungen ift, dieſer Regierung zu 
folgen, biefer Leitung zu gehorchen. 

Meine Herren! Wenn Sie von Staatsbilbung ſprechen im heutigen Zeitalter, 
jo geht fie unter ſolchen Staatsmännern vor fi. Ich weile Ste einfach hin auf 
Stalien! Wie haben fich denn dort nad) einem an ſich ganz unglnftigen Frieden, dem 
von Zürich, der für Italien nur das jämmerliche Verhältniß eines Deutichen Bundes⸗ 
Raates ſchaffen wollte, über das Napoleon feine Hand als Proteltor halten wollte, 
— id jage, wie haben ſich unter den Einwirkungen, unter den Folgen einer weiſen 
Staatslenkung Seitens eines Mannes wie Cavour, wie haben fih da bie Dinge 
gemacht? Gerade aus dem ungänftigen Frieden hat fich der glänzendfte Zuftand für 
Italien entwidelt, weil diefer Staatsmann e8 verftanden hatte, nicht nur in die Seele 
des eigenen Bolfsftanımes, fondern auch der benachbarten Volksſtämme den Keim ber 
Begeifterung zu werfen, ber e8 möglich machte, Daß im gegebenen Momente aus dieſer 
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Begeifterung auch die Geftaltungskraft hervorging, die den neuen Staat fhuf. Und, 
meine Herren, ehe fi nicht unfere Staatsmänner ähnliche Eigenfchaften anſchaffen, 
eher werben wir in Deutichlanb nicht vorwärts kommen. Deine Herren! Es if 
im Duntel der Zukunft, und ih will nicht propbezeiben, ob Deutfchlanb bem 
Bunbesftaate oder dem Einheitsſtaate zuftrebt. Ich bleibe bei der Anficht, daß 
es feiner ganzen Miſſion nach mehr für den WBunbesftaat beftimmt ift. Aber jet 
bem, wie ihm wolle, weder Bunbesftaat noch Einbeitsftaat werben 
je Männer fhaffen, denen bie Eigenfhaft fehlt, die ich zuerft be- 
zeihnet babe. Sie, meine Herren, haben fo oft uns vorgeworfen, wir jeien 
ganz trefflihe Muſikanten, aber Eins fehlte uns: das Vertrauen Seiner Maiefät 
des Königs, um wirklich im Staate eine Einwirkung Üben zu können. Meine 
Herren, wir baben gr nicht ben großen Ebrgeiz in dem Sinne wie e8 ber Hert 
Abgeorbnete jagte, Geſchichte machen zu wollen; wir wollen nur, daß ohne une 
feine Gefchichte gemacht wird, das heißt, wir wollen nur, daß ohne die freie Ju- 
fiimmung bes Bolles, die Geſchicke des Vaterlandes nicht geleitet werben, und, 
meine Herren, wenn uns jenes Vertrauen fehlt, jo feblt eben dieſen Män- 
nern das Vertrauen des Volles, es fehlt ihnen die Macht, in 
die Gemüther der Nation jene vorwärts treibenden Gedanken 
zu werfen, die biejen Staat zu dem gemacht haben, was er 
beute ift! 

Die heutige Periode wirb vielleicht ungefähr fo in der Geſchichte werzeichnet 
ftehen: Ia, e8 war eine Zeit ber Zerfeßung, die Miffion des Minifter- 
Präfidenten war wohlvorzugsmweife, die Unhaltbarkeit der Deut- 
ſchen Berhältniſſe in dem glänzendfien und ſchneidendſten fidte 
zu zeigen. Aber ih glaube nidt, daß bie künftige Geſchichte 
ibn, den heutigen Miniſter-Präſidenten, unter die wahrhaften 
Gründer und Förderer des Preußiſchen Staates in der fort- 
fhreitenden Entwidelung jeiner wirklichen hiftorifhen Miſſion 
einzeihnen wirb. Dazu gehen ihm jene Eigenjhaften ab, welde 
ih mir vorhin zu [bildern erlaubt babe. 


Aus der Rede des Abgeorbneten Dr. Löwe. 


Ich babe eben gefagt, daß es mir fehr leid gethban bat, baß ber Her 
Minifter - Bräfident für die auswärtige Politik die Autorität des Königs als bie 
enticheibenide gegen uns angezogen bat, wie e8 eben ber Herr Kriegs» Minifter 
in militärifhen Sachen zu thun gewohnt ift. Ich habe befonders beklagt, daß e⸗ 
geſchehen ift, nachdem bier eben eine Kritik biefer auswärtigen Politik vollzogen 
war, ja fogar, nachdem gerade von der Unterftütung diefer Politik gewiffe Mängel 
indireft zugeftanben waren, ich babe e8 beklagt, daß er es gerabe da angemefjen 
gefunben bat ben Namen bes Könige ale Schuß vor ſich binzuftellen. 

Denn alfo ein Vertrauen beanfprucdt wird, jo wird e8 immer beanfprudt 
von den Miniftern, bie bie Geſchäfte jett führen, unb nicht für den König felkft 
für diefe Politik, 

Bas nun bies Vertrauen anbetrifft, jo kann ich mir denken, daß es Per- 
fonen giebt, die ba fagen: im Hintergrunde liegen Ziele, die mir zufagen. Diele 
Ziele will ich erreicht fehen und es ift mir gleichgültig, wie diefe Ziele erlangt 
werden. Ich überlafje denjenigen, die die Sache betreiben, die Berantwortlichfeit 
bafür. Ich, meine Herren, kann mich dem nicht anichließen, felbft Die Voraus⸗ 
fegung zugeftanden. Ih muß fagen, daß man doch immer die Mittel zum Zwed 
berechnen muß, und wenn id nun fehe, was biefes Minifterium, welches ſich 
bes Vertrauens bes Königs in einem ausgezeichneten Maaße erfreut, für bae der 
König in ber That mehr getban und mehr eingefettt bat, als irgenb ein König, 
ſoweit ich denken kann, jemals für ein vorlibergehenbes Miniſterium eingeſetzt bat, 
daß dieſes Minifterium bis jetzt noch Fein großes Reſultat in ber Äußeren und 
inneren Politik hat zu Stande bringen können, ja, daß felbft bie innere frage, 
die dem König jo fehr am Herzen liegt, heut noch troß dieſer Königlichen Unter- 
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Rügung immer noch nicht abgeichloffen if. Da alfo dieſes Miniflerium noch 
Kite zu Stande gebracht bat... . fo behaupte ich, daß die Schwierigkeiten, 
die der Herr Minifter- Präfident fih durch feine innere Politik wie bure feine 
äußere Politik geichaffen hat, fo groß find, baß mit benfelben Mitteln daſſelbe 
Ziel von einem andern Minifter leichter und beffer erkangt werben könnte. Ich 
glaube, daß für bie Befriedigung der Iegitimen Forberungen unſeres Staates 
dadurch, daß gerade diejes Minifterium bie Geſchäfte führt, ganz abgefehen von 
dem Bertrauen, was wir in biefer fpeziellen Frage zu ihm haben, biefe Schwie- 
rigleiten größer find, als fie für irgend ein anderes Minifterium fein würden. 

Benn dann ber Herr Minifter- Präfinent zu uns fagt, e8 wäre Sache 
unſeres Patriotismus, jebes Parteibebenken, jedes Bedenken gegen bie innere Po⸗ 
ſitil, jedes Bedenken wegen ber Erhaltung unferer verfafjungsmäßigen Rechte, 
und überhaupt jebes weitere Bedenklen bei Seite zu ſetzen unb im gemeinfamen 
Patriotismus auch biefem Minifterium, das uns biefe Bedenken einflößt, unfer 
Bertrauen zu gewähren, bamit wir die Schleswig. Holfteinfhe Sache zu Enbe 
bringen, dann muß ich erflären, e8 find nicht biefe Bedenken allein, ſondern es 
iſt das Intereffe an bem guten Gelingen in der Sache felbft, das uns den Wunfch 
geben muß, Daß anbere Hände, die nicht das getban haben, was biefes 
Minifterium in ber innern wie in ber Äußern Politik getban bat, daß 
andere Hände dieſes Geſchäft zu Ende führen. 

Wenn es fih um einen Alt bes Patriofismus banbelt, fo ift es nicht an 
ung, die wir beftimmte Pflichten gegen das Land zu erfüllen haben, benen bie 
Aufrehterhaltung ber Verfaſſung vor allen Dingen obliegt; es ift nit an ung, 
nun auch noch das Opfer unferer Ueberzeugungen, ja unferer Bflichterfüllung 
zu bringen, fonbern es ift an dem PBatriotismus ber Miniſter, biefe 
Schwierigkeiten durch fi felbft aus dem Wege zu räumen. 


Schlußäußerung Bismarcks. 


Der Herr Referent hat in Betreff der von mir heute angezogenen 
Unterredung mit den Erbprinzen von Auguſtenburg einige Ans 
deutungen gemacht, die von den meinigen abwichen, oder doc darliber 
binaußgingen. Ich erwidere darauf, daß Seine Durchlaucht nicht in der 
tage war, mit mir über die Theilung oder Abgrenzung von Schleswig 
zu verhandeln, weil da8 von dem Herrn Erbprinzen nicht abhing. Es 
war das allerdings in der Beit, wo wir noch nicht mit Beſtimmtheit 
borausjehen fonnten, daß wir ganz Schleswig befommen würden. Mit 
Rückſicht auf diefe Unklarbeit der Verhältniſſe ftellte der Herr Erbprinz 
für den Fall, daß wir da8 ganze befämen, weiter gehende Zuficherungen 
in Ausficht, als für den Fall, dag wir von Schleöwig etwas in Däne⸗ 
marf3 Händen zurüdlafien müßten. In beiden Fällen aber, wiederhole 
ih, waren die Zufiherungen völlig unzulänglih und blieben hinter dem 
zurüd, was uns jet fogar von Defterreich gewährt werben würde. 


Wenn der Herr Referent im Anfchluß an eine Yeußerung des Herrn 
Abgeordneten Löwe angedeutet hat, da8 Minifterium -beabjichtige, für 
Fehler, die e8 in der Politit begangen habe, die Verantwortung auf 
Seine Majeftät den König abzumälzen, jo begreife ich nicht, welche meiner 
Heußerungen zu dieſem Mipverftändnig Anlaß gegeben dene könnte, 
Die Thatjache, daß Se. Majeftät der König die Politit Preußens, wie 
es fein verfaflungsmäßiges Recht ift, felbft betreibt, meine Herren, die 
exiſtirt! Soll ich Ihnen denn darüber die Unmahrheit jagen? Ich halte 
Cr. Majeftät dem Könige Vortrag umd Se. Majeftät befehlen auf ben 
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Bortrag, was gefhehen fol. Würde etwas befohlen werden, was ih 
nach meiner Ueberzeugung mit dem wahren Wohl des Landes unverträglih 
fände, fo würde ih meinen Abſchied nehmen. Mein Bermeilen auf 
meinem Poften zeigt Ihnen aljo, daß ich allerdings die von Sr. Maojeflät 
dem Könige befohlene Bolitit dem Wohl des Landes für zurräglich halte 
und derjelben mit Bereitwilligfeit diene; aber die Thatſache bleibt immer 
beftehen, daß die Könige von Preußen ihre Politif nach felbfleigenem 
Willen betreiben, und ich freue mich, daß dem fo ift! 

Aber nicht für unjere Fehler habe ich die Verantwortung ablehnen 
wollen, fondern ich habe das Verdienft einer tapferen und konſe— 
quenten Politit — ich würde nicht fo ruhmredig davon fpredyen, wenn 
es meine eigene Politik wäre — dieſes Verdienſt und Ihr Ber: 
trauen habe ih Sr. Majeftät dem Könige vindiziren wollen. 
Ob das heißt, unfere Fehler auf die Krone abmwälzen, fidh hinter den 
Thron fteden, um damit die eigene Verantwortung zu deden, das überlafe 
ich Ihnen jelbft zu beurtbeilen. Wenn Fehler gemacht werden und id 
fie mitmadhe, dann erwarten Ste, daß ich fage: quand möme, und doech 
dafür einftehe! Sollte e8 aber einmal dazu fonımen, die Folgen tolder 
Fehler zu tragen, fo Tann ich dem Herrn Abgeordneten Löwe verfichern, 
dag er mih auch im fhlimmiten Falle vor dem Throne finden 
wird; ob ih dann ihn davor finden werde, ift mir zweifelhaft. 


Schlußwort des Berichterftattere Tweften. 


— Ich halte e8 im Intereffe Preußens, daß das Abgeordnetenhaus eine fifke 
Anfit in dieſer Sache ausſpreche, unbelümmert um die augenblidlihe Popu - 
rität, allein in ber Rüdficht, daß wir dasjenige ausfprechen, was im Inter.!e 
bes Preußiſchen Staates Tiegt, was den Preußiſchen Staatszweden entipridt, — 
unbefümmert um die Perjonen der Königlihen Staats - Regierung! 

Nur als einen folhen Ausfpruch faffe ih den Antrag ber Herren Michae!:e 
und Genoffen auf, — als eine jolde Kundgebung im Intereffe des Preußiik:: 
Staates; und wer immer biefe Konftituirung ber Deriogtbiimer im Sinne diee? 
Antrages für das Intereffe des Preußiſchen Staates hält, der, meine ich, mene 
Herren, bat auch feine Beranlaffung, jet gegen biefen Antrag zu ſtimmen. Terr. 
allerdings, es kommt ja nicht blos auf das fachlich Richtige an, es kommt u 
Darauf an, ob es opportun erfcheint, in einem gegebenen Augenbfid das Richnge 
auszufprehen. Ih meine aber, das Haus bat Beranlafjung, nıc 
langem Schweigen einen Ausſpruch in diefer Sade zu tbun, un: 
in diefer Ueberzeugung empfehle ih Ihnen — nicht beredtigt e: 
im Namen ber Kommiffion zu tbun — aber für meine Berjon bi: 
Annahme des Antrages. 


(Bei der Abftimmnng bleiben ſämmtliche Anträge in 
der Minderheit, — das Haus bat fi daher uber 
irgend eine Anfiht zur Schleswig: Holfteiniden 
Angelegenheit nicht geeinigt.) 
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33. Weitere Konflikte und Schluß der Seffion. 


Die Militärfrage und der Staatskonflikt. 


Dei der Berathung des Vorberihts über dad Mili- 
tärbudget. 


20.— 23. März. Aus den Reden ded Krieggminifterd v. Roon. 


— — Meine Herren, Macht giebt Macht, fowie Bermögen Vermögen er- 
zeugt. Wer feine Macht wachſen fehen will, muß nicht dem Glauben Raum 
laffen, daß fie auf ſchwachen Beinen ſtehe, daß fie hinfällig fei, fo wie ber Kauf- 
mann fein Bermögen nicht vervielfältigen kann, wenn man nicht daran glaubt, 
um befien Krebit e8 ſchwach fteht. Mad beruht eben auf Anſehen unb Aner- 
lennung, namentlich Anerlennung ihrer foliden Grundlage. Preußen tft befanntlich 
ber Meinfte und ſchwächſte unter den europätichen Grofiftaaten; meine Herren, 
wüniden Sie, daß es um beswillen auch die kleinlichſten und Ichwächlichften 
Machtanſprüche machen fol? Ich bin überzeugt, darauf nur eine einflimmige 
Antwort, ein kurzes und beftimmtes „Nein“ zu hören, und zwar nicht blos in 
diefem Haufe, fondern im ganzen Lande. 

Wenn wir die Natur unferes VBaterlandes, die Natur der Kriegstbeater, auf 
denen unfere vaterlänbifchen Heere möglicherweife kämpfen könnten, in Betracht 
jieben, fo wird dadurch ein welentlicher Sattor bezeichnet, ber das Produkt, d. i. 
bie Stärle unferer Armee mitbeflimmt. Wir haben die längften, zum Areal un- 
verbältnigmäßig langen Grenzen; nirgends, ober faft nirgends, hat die Natur 
etwas zu ihrer Bertbeibigung gethan; das Land ift zerriffen in zwei verſchiedene 
Hälften; es grenzt mit übermächtigen Nachbarn im Often, im Weften, im Süden; 
überall in dieſen Berhältniffen legt die Mahnung, daß man nichts verfäumen 
dürfe, um auch dem feinbfeligen Nachbar mit ber Ausſicht auf Erfolg entgegen- 
treten zu fünnen. — — 

Nun wird aber die Stärke des Kriegsheeres, welches ins Feld rückt, wejentlich 
beftimmt durch die Stärke bes Friedensheeres. Das Friebensheer ift eben nad) 
unferer Webrverfafiung die große Waffenfchule der ganzen Nation, und das Geſetz 
von 1814 fagt in biefer Beziehung: „das ſtehende Heer ift die Hauptbildungs- 
ihule der ganzen Nation für ben Krieg.” Diefe Hauptbildungsjchule muß das 
Heer aber auch bleiben, auch bei gewachſener Bevölkerung. Das war einer ber 
Hauptgedanken, der ber fogenannten Reorganifation zum Grunde liegt. 

Um bie ganze Nation wehrhaft zu machen, bebürfen wir eben eines aus⸗ 
reihenden flehenden Heeres, einer ausreichenden Bildungsichule, um 60-—-70,000 
Bebrpflihtige in jedem Jahre in biefe Schule zu rufen und dadurch in einer ge- 
wiffen Reihe von Jahren die Stärke zu fchaffen, deren wir bedürfen, um bem 
Feinde fiegreich auf dem Schlachtfelbe begegnen zu können. 

Wenn nun bie Nothwendigkeit der Vervielfältigung unferer Waffenſchule 
eine größere Zahl von Kadres bedingt, wenn jeder einzelne Kadre eine gewiſſe 
Minimalſtärke haben muß, um wirkſam zu ſein, — wo liegen da die Motive zur 
Berringerung bes Friedensheeres? wo liegt da die Möglichkeit zu einer Verrin⸗ 
gerung ber Ausgaben? Meine Herren, eine tüchtige Armee muß Preußen baben, 
wenn es feine Rolle in der Welt fpielen fol, wenn ben patriotiihen Gefühlen, 
dem Preußiſchen Selbſtbewußtſein ein Genüge geſchehen foll; eine tlichtige Armee, 
nict ein bloßes Objekt feinblicher Ueberlegenheit, fondern eine Armee, die im 
Stande if, des Landes Ehre und Wohlfahrt zu ſchützen. 

Wenn das meine eigene innige, wenn das bie leberzeugung ber Regierung 
it, fo kaun fie nicht zurücktreten von Anforderungen und Anſprüchen, die fie an 
die Opferfähigleit bes Landes machen muß; fie wirb bafür einftehen mit ihrer 
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ganzen Verantwortlichkeit, fie Tann bafür einftehen mit bem feften Vertrauen im 
derjen, baß fie nur bas Rechte verlangt, baß fie nur ein Minimum verlangt. 
Die gefetliche Anordnung : „das ſtehende Heer ıft ſtets bereit, ins Feld zu rüden,“ 
unb „bie Landwehr bient zur Unterflütung bes ftehenden Heeres im In- und 
Auslande,” — diefe Beftimmungen bes Geſetzes vom Sabre 1814 fellen unt 
werben aufrecht erhalten. Das ift vet eigentlich ber Sinn der Neorganijatien, 
pie Sie in ſolchem Maße perhorresziren. Cine angemeflene Berflärkung tes 
ſtehenden Heeres zur Löfung feiner Aufgabe, im Frieben als Waffenſchule für tie 
ganze Nation für den Krieg, im Kriege als einziger Borlämpfer für das hinter 
ihm ſtehende gerüftete Boll, — das ift bie Aufgabe, welche bie Preußiſche Kriegt · 
verfaffung zu loͤſen bat, und bie Die Regierung mit ber neuen Einrichtung de 
Heeres zu löfen benlt.z 

Berweigern Sie bie erwähnte Berflärfung, fo maden Sie 
Preußens trefflide Wehrverfaffung zu einem lofen Budfaten, 
fo zerſtören Sie bie Grundlagen unferer jegigen und künftigen 
Mact; jo nehmen Sie Preußen die Möglichkeit, als ſtarker Hort, 
als Schirmherr Deutihlands feine Aufgabe zu Iöfen. Dann bleibt 
num, wenn Preußen auf ſolche Weiſe nicht blos in bie Unmöglichkeit geſetzt wirt, 
feine Europäiſche und feine Deutihe Aufgabe zu löſen, bann bleibt aller- 
dings nur eine fihere Ausfiht, das iſt bie Aueſicht auf das Ente. 

Meine Herren, bleibt dieſe Sache noch ferner in der bisherigen Unvel 
enbetheit, wäre bie Regierung genöthigt, das, was fie geichaffen, aus den bier lar 
eftend gemachten NRüdfichten wieder zu ruiniren: bann bleibt wirklich nich 
derig — denken Sie es fih einmal durch — als die Ausfiht auf das Ente. 
Benn Preußen die Reorganifation abjchafft in biefem Augenbfid, um dem tbeo- 
retifch ganz wohl begründeten Berlangen nad bem Budgetrecht zu entſprechen. 
jo frage ih, ob das unjer Anfehen und unfere Macht in Europa ſtählt, närk 
und vermehrt. Ich halte e8 für ganz unmöglich, daß irgend Jemand biefe Meinunz 
baden kann. Das ift alfo die Ueberzeugung, die mid tief durchdringt; Sıe x 
greifen aber, baß ber Trieb der Selbfterhaltung für Staaten, wie für 
Inbividuen nicht blos ein ftarler, jondern aud ein geredhtiertigter ifl. 


— — Der Konflilt ift gewachſen, bie Kluft ift erweitert und verhe* 
worben. Nachdem urſprünglich gewiffermaßen nur über eine techniſche frage 
Weinungsverichiedenbeiten waren, bat das Abgeordnetenhaus feit den Remrat'ei 
von 1862 neue Urſachen bervorgejuht, um ben Konflikt eben zu flabififiren, und 
das iſt der Grund, warum ich die Bemerkung Überhaupt made. Das, war bır 
Abgeorbnietenhaus heute beichäftigt, die Frage über die Anträge bes Vorberich. 
beweift am beften, daß der Klimar, dieſer verberbliche Klimar, möglicherweiie bie 
ins Unendliche gefteigert und fortgefeßt werden wirb; er beweift, daß der Arm 
des Hebels, mit bem die Kortichrittspartei ober ihre Führer ben gefetlichen Recht⸗ 
ufand, beu verfaffungsmäßigen Rechtszuſtand im Yande zu verändern trachtes. 
immer länger wirb. ch fürchte, meine Herren, noch fo lang, bis er bridt. Bea: 
es dahin fommen jollte, daß bie Anträge angenommen würben, fo bat die Re 
terung offenbar darin ein Zeichen, und zwar ein nicht zu verfennenbes, ein jeh: 
beutungsvolles Zeichen, wohin die Majorität diefes Haufes zielt, und das if eber 
nichts Anderes, als Machterweiterung für das Haus, Berringerung ber ver- 
faffungsmäßigen Rechte des Königs und feiner Regierung. — — 

Die Regierung kennt fehr wohl und ſchätzt fehr wohl die VBebeutung ter 
Bartei- Organıfation, deren fi die Majorität dieſes Haufes erfreut. Die Re 
gterung weiß jo viel von biefen Einrichtungen, um zu ermeflen, daß ber ber 
gegenwärtigen Lage ber Geſetzgebung ber Kampf gegen dieſe Partei - Orgamilstie: 
nur zweifelhafte Ausficht darbietet. 

Ob das Gefeß nicht Mittel finden wird, um flörenb in dieſe Bartei-K:s: 
nifation einzugreifen, das wirb bie Folge lehren. 

Die Frage ift jebenfalls berechtigt: „Soll die Regierung nach einem near 
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Rezept fuchen, um den Wahlen benjenigen Charakter zu geben, welcher den In⸗ 
terefien des Landes nad, ihrer innigften Ueberzeugung mehr entipricht, als ber 
bisherige Ausbrud diefer Wahlen?” 

Nein, meine Herren, das hat bie Regierung eben nicht gewollt uud will 
es auch heute nicht; vielmehr bat fie gemeint, es fei ihre Pflicht, Ihnen noch 
einmal ans Herz zu legen, daß eine Verſtändigung, eine Ausgleichung über dieſen 
leidigen Konflikt herbeigeführt werde, wozu ich, nach den Erfahrungen in dieſem 
Hauſe, allerdings wenig Hoffnung habe. Allein die Regierung hat es verſucht 
und geglaubt, es noch einmal verſuchen zu müſſen, und darauf die ablehnende 
Antwort durch den Vorbericht bekommen. 

Unter dieſen Umſtänden ſtehen wir allerdings in einer ſehr bedenklichen 
Alternative: Sie ſpielen le tont pour le tout. Sie verſuchen es, wie weit mit 
ben erweiterten Anfprüchen zu gelangen, verfuchen es, weldhe Konzeifionen bie 
Regierung, im Hinblid auf bie Bedeutung bes beſtehenden Konflikts, etwa machen 
lönnte und machen würde. 

Die Regierung will fih an bie Berfaffung halten; bie Regierung hat fogar 
bisher noch niemals ein Wort gejprochen, daß fie den berechtigten Poftulaten ber 
Berfaflung nicht Rechnung tragen wollte. Das waren Borausfegungen, bie man 
und imputirte. Die Regierung fteht bis zu biefem Augenblid in ber entichie- 
denften Intention, den Abfichten Seiner Majeftät gemäß, den verfafjungsmäßigen 
Zuſtand zu retabliren, foweit er alterirt ift. 

Dazu müſſen Sie die Hand bieten, aber nicht Borfchläge machen, welche 
zu dem geraben Gegentbeil führen. Deine Herren! Wenn Sie das verfchmähen, 
jo fteht allerdings bie Frage auf einem ganz anderen Boden. Es handelt ſich 
dann niht mehr um eine Rechtsfrage, fonbern es hanbelt fih um eine 
Eriftenzfrage. Wählen Sie! 


Aus einer Rede des Abgeordneten Dr. Virchow. 


Der Herr Kriegs - Minifter bat in feiner erften Rebe, vie er hier gehalten 
bat, ausgejagt, Die gegenwärtige Senierung könne wicht zurildtreten, ohne einzu- 
geſtehen, daß fie gegenwärtig etwas Unverantwortliches thue. Ia, meine Herren, 
ich weiß nicht, ob fie jemals in die Lage kommen wird, in einem Augenblid zu⸗ 
rädzutreten, wo fie beweiſen Tann, daß fie etwas Berantwortliches thut; ich muß 
fagen, wann fie auch zurüdtreten wird, ob heute, ob morgen, ob über ein Jahr, 
fie wird immer mit der Ueberzeugung zurüdtreten müſſen, daß fie 
etwas Unverantwortlidhes gethban bat, und zwar, meine Herren, bas 
Unverantwortliche, daß fie um die perfünlichen Ueberzeugungen eines Technikers 
gegen die Tonftituirten Gewalten bes Landes, gegen die beſtehenden Geſetze bes 
Landes burchzuführen, fich nicht geicheut bat, nicht bloß das Berfaffungsleben zu 
unterbrechen, wie die bubgetloje Regierung es thut, ſondern daß fie ſich ſogar ſchon 
mit dem Gedanken vertraut macht, einen gewaltfjamen Bruch eintreten zu laffen. 
Meine Herren, wir werben und durch Drohungen nie ſchrecken laffen, wir 
werden e8 abwarten, ob bie Regierung einen ſolchen Bruch herbeiführt. Der 
Bruch würde gewiß noch ein beträchtliches Stüd unverantwortlider Handlungen 
zu dent binzufligen, was bie Herren ſchon gegenwärtig gethan habeı. 

Meine Herren! Wenn ich Sie daran erinnere, bat es in ber Geſchichte auch 
eine Nemeſis giebt, fo werben Sie mir zutrauen, baß ich es nicht thue in einem 
myſtiſchen Sinne. Sie, die Sie Ihre Verantwortlichleit an einer andern Stelle, 
zum Theil wenigftens erft im Himmel fuchen, Sie, meine Herren, follten ſich auch 
den myſtiſchen Gedanken der Nemefis wohl in der Erinnerung halten. Aber ich 
lann Sie nur darauf hinweiſen, daß in dem Herzen bes Volles ein Prozeß fort- 
laufender Entwicklung ftattfindet, der e8 mit Nothwendigkeit mit fi) bringt, Daß 
endlich die Sünden gejlihnt werben, welche eine frühere Zeit begangen bat. 

Und, meine Herren! irgend eine Form der Sühnung wird ge- 
Ideen müſſen, wenn Sie zu einem Brude treiben. E86 wird ein 
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Geſchlecht kommen, weldes von Ihnen nicht bloß diejenigen Nedte 
zurädforbert, bie Sie ibm gegenwärtig in firäflidem Webermutb 
freitig maden, fondern e8 wird ein Geſchlecht kommen, bas un- 
zweifelhaft höhere Sarantieen, andere Bürgichaften verfafjunge 
mäßigen Lebens von Ihnen fordern wird. 


Wie Sie vor dem kommenden Geſchlecht befteben werben mit Ihren Tbeo- 
rien von ben Prärogativen, das werben wir ruhigen Gewiſſens abwarten; jeien 
Sie überzeugt, daß wir uns nicht fchreden laffen werben durch bie Drohungen 
des Bruces, daß wir feft bleiben werden wie in unferm Herzen, fo auch aui 
unferm Poflen und daß Sie zu allen Zeiten uns wiederfinden werben, wo er 
ſich darum banbelt, das verfafjungsmäßige Recht bes Landes zu vertbeidigen! 


Aus einer Rede bes Abgeordneten Dr. Simfon. 


— — „Ich weiß nicht, in Folge welcher Gedaufenverbindbung ich hier, wern 
Sie es mir geftatten, das Berlangen empfinbe, mein Bedauern darüber aus;u- 
drüden, daß die Echleswig - Holfteinfche Frage, bis dahin von Seiten bes Hauier, 
mit Befcheidenheit und Mäßigung unangerährt gelaffen, bei viejer Gelegent::: 
mit in das Spiel gezogen ift; unzweifelhaft in ber beften Abfidht nur von einem 
Namen, ver ſehr dazu geeignet war, an bie fhönen Erfolge in ben Elb⸗Herzog 
thümern zu erinnern; aber doch mit einem leifen Anklang, der denn aub wi: 
anberer Seite zu meinem Schrecken ermwibert ift, mit einem Anklang ven 
Annerion. Ich will bei biefer Gelegenheit, um bamit mein Gewiſſen zu ſalviren. 
dba ich nicht weiß, ob ich noch einmal bazu kommen werbe, das Wort in die: 
Frage zu nehmen, bemerken, das ift eine Politik, die ih aus der Tiere 
meiner Seele verabſcheue. 

Wer ohne oder wider den Willen ber verfaffungsmäßigen Vertreter tes 
Schleswig - Holfteinfchen Bolles es unter die Preußiſche oder irgend eine andere 
Gewalt beugen will, der verfündigt fih an dem Genius unferer Ratıcu. 


Es iſt mir ganz gleich, ob dabei ein liberales, ober ein reaftionairce 
Preußen durch jeine Iemeilige Regierung vertreten wird: ob bie Trauben, mi: 
das verehrte Mitglied für Saarbrüd fagte, füR ober fauer find; es find nc> 
meinen Gedanken überhaupt gar feine Trauben; e8 finb Giftbeeren, zu ker: 
Verſchluckung man uns dabei verflihren möchte. 

Den Grundirrthum, meine Herren, in bem bie Regierung uns gegenük: 
ſteht, finde ich in einer faft unglaublichen Ueberſchätzung — nicht ihrer Einſict 
fonbern ihrer Aufgabe! Die Herren nehmen an — ich will einmal zugeben, mi: 
voller Wahrheit, — fie haben in Anfehung der Militair - Reorganifation muf:t 
den Stein der Weifen gefunden. Sie wiffen von mir, daß ih vom erften Aure:.- 
blick an und beute no, trotz alledem und allebem auf dem Boten flebe, de 
Grundzüge diefer Militair - Organifation für durchaus richtig und beillam :. 
balten, und es tief zu beklagen, daß ihre verfaffungsmäßige Durchjührung niz: 
längſt gelungen ift. Aber, meine Herren, gefet, der Stein der Weiſen, von tz 
ih vebe, wäre in ber That gefunden, jo macht die Regierung nur daraus de: 
Schluß: ergo babe fie auch die Aufgabe, dieſen Stein der Weilen nun aud feier: 
wenn ich jo jagen darf, und unbedingt ins Leben zu rufen, und darauf antırer:. 
ih: daran ift nicht zu benfen. Ihr ib dabei dur die Berfaffung an Die A: 
fiimmung des Hauſes gebunden, und wenn beffen Penetration nicht fo weit ı.:. 
um einzufeben, wie mufterhaft Eure Gedanken find, fo habt Ihr demungest:: 
rechtlich nicht die Macht und darum unter feinen Umftänben tie Pflicht, geger 
ben Willen mitberedhtigter Faktoren auch die befte Welt ins Yeben zu rufen. — — 

Meine Herren, das ift nicht der Weg, zum Frieden, zum Ziele zu komme. 
und wenn ber Herr Kriegs- Minifter gefagt hat, ein Hebel könne am Enke : 
weit verlängert werben, baß er bricht, jo fage ich ihm: ich babe auch in meincza 
Leben noch feinen Krug länger zum Waffer gehen feben, als bis er gebrochen wu:! 
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5. Mat. Bei der Berathung des Militärgefepes. 
Aeußerung des Berichterftatters Dr. Gneiſt. 


Der Herr Kriegs-Minifter ift nicht blos ein politiiher Mann, fonbern 
der Herr Kriegs - Minifter ift auch ein religidfer Mann, und darum wird er mir 
glauben, was ich fage: dieſe Reorganifation — mit dem Kainszeichen 
des Eidbruches an der Stirn, — die reorganifirte Armee auf dem 
Boben des Berfaffungsbruhes, meine Herren, wäre doch fidher 
eine Armee, die nun und nimmermehr eine bauernde Inflitution 
dieſes Landes werben kann, fo lange eine göttlihe Gerechtigkeit 
über biefem Lande waltet! 

Meine Herren! Was ich Ihnen wieberhole, das ift bie rechtliche Wahr⸗ 
beit, bie fittlihe Wahrheit, die religidfe Wahrheit, bie Sie fich felbft fagen 
müßten, wenn das religidie Belenntniß unter uns eine Wahrheit ift. 


Ermwiderung des Kriegs -Miniftere von Roon. 


Ih babe nicht bie Abficht, den Referenten zu widerlegen, fo weit ich kann; 
ih babe nicht bie Abſicht, Über die Materie zu fprechen. Wenn aber ber Herr 
Referent fih erlaubt bat, gegen mich perfünlich zu werben in einer Weife, vie 
wohl bisher in der parlamentarifchen Geſchichte aller Völker unerhört ift, fo bin 
ih genöthigt, fchon jet meine perjönliche Auffaffung über biefe ganz unmotivirten 
Berfönlichkeiten auszujprechen. 

Der Herr nannte mich einen politiihen Mann, und darin bat er vielleicht 
Unrecht gehabt. 

Er bat mid auch einen religiöfen Mann genannt. Ich Tönnte ihm dafür 
danken; benn es ift allerdings feit längerer Zeit mein Beftreben, biefen Namen 
zu verdienen. Wenn er nun aber baran die Frage Inüpft: „Wie kann diefer 
religiöfe Mann fih zu einem Werke belennen, welches das „Rainszeichen bes 
Eidbruches an ber Stirn trägt?” — wenn er da8 gejagt bat in Bezug auf 
mih, den religiöfen Mann, jo muß ich mich allerdings wundern, daß er nicht 
deswegen von dem Herrn Präfidenten zur Ordnung verwiefen if. 

Da das nicht geſchah, jo bin ich meinerfeits in Der unangenehmen Lage, 
ihm zu erklären, baf feine Aeußerung jebenfalls an der Stirn trägt den Stempel 
ber Ueberbebung und der Unverfhämtbeit. 


Schluß der Landtagsfeffion. 


8. Suni. Erneute Abjegung der Koften für die Armee-Reor— 
ganijation. 
Erklärung des Kriegd-Minifterd von Roon Namend 
ded Staatd- Minijteriumd vor der Abftimmung. 


Wenn ih den Abftimmungen gegenüber, die ftattgefunden haben, 
bisher ftumm geblieben bin, jo, glaube ih, wird Niemand dadurd in 
Berwunderung gejegt fein. Es konnte nicht die Abficht der Königlichen 
Regierung fein, aus Anlaß diefer Berhandlungen von Neuem die foges 
nannte Milttairfrage zu diskutiren. „Der Worte”, glaube ih, „find 
genug gewechſelt.“ Die ablehnenden Anträge der Kommilfion in Bezug 
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auf das Budget find nur die Wiederholungen der lediglich anders forun- 
litten Ablehnungen in Bezug auf die Militairfrage. Der Zufammenhang 
beider wird ja von Niemand beftritten werden. Illuſionen binfichtlich des 
Reſultats der hier heute flattfindenden Verhandlungen find dabei ganz 


unmöglich. 
ann indeß auch die Regierung dieſes Reſultat durch ihren Ein 
ſpruch nicht ändern, fo muß fie dennoch vor dem Lande auf das Unzweis 
beutigfte audfprechen, 
cu aß die vorausſichtlichen Befhlüffe dieſes Haufes, ausge: 
ührt, 
erſtens den Beſtand und den Organismus der Armee anf 
das Tieffte zerrütten würden; 
zweitens, daß damit, wie überhaupt, zumal aber im gegen: 
wärtigen Augenblid, die wefentlihften Intereſſen des 
Throne und des VBaterlandes preisgegeben werden 
würden. Denn die Desorganifation der neuerlich mit 
neuen Siegesehren gefhmüdten Armee ift gleibeden: 
tend mit der politifden Degradation Preußens und 
mit der Verzichtleiſtung auf feine politifde Miifion; 
drittens, daß die Königlide Staaßregierung fi in der 
Unmöglichkeit befindet, den beantragten Berftämme: 
lungen des Militair-Budget3, die gleihbebeutend mit 
der Berftümmelung der Armee find, zuzuftimmen. 

Wenn Niemand im Haufe fi zu der Abficht befennen dürfte, durch 
maßgebende Beichlüffe das Gewicht des preußiichen Namens zu verringern, 
die Zandesvertheidigung zu ſchädigen, die politifche Unabhängigkeit und 
damit zugleich die erworbenen Güter und das materielle Wohljein unferes 
Boltes de gefährden, fo ift der Schluß folgerichtig, daß Site den von 
Ihrer Kommiffion beantragten Beichlüffen die eben erwähnten fchweren 
Nachtheile nicht beimeflen. Wäre dieſer immerhin verderbliche Irrthum 
das alleinige Motiv für Ihre Abſtimmung, fo würde der aus oft ent- 
widelten fachlichen Gründen erhobene Widerfpruch des Kriegsminiſters, 
noch mehr aber die Stimme des erften und erfabrenften Soldaten der 
Armee — die Stimme ihres erhabenen Oberbefehlähabers, der die bean» 
ftandeten Einrichtungen ausdrüdlic für fein eigenftes Werl erklärt hat — 
gebührend berüdfichtigt worden fein. 

Fehlt aber Ihren Beichlüflen diefe Rückſichtnahme, ſetzen Sie dieſe 
vielmehr in Widerſpruch mit Allem, was Erfahrung und Sachkunde an 
die Hand giebt, gefährden und ſchädigen Sie dadurch ſogar die theuerfien 
Intereſſen des Vaterlandes, fo iſt der weitere Schluß unvermeidlich, daß 
— mie es auch von hervorragenden Mitgliedern der ſogenannten dort⸗ 
Lorintepartei laut und offen eingeftanden worden — hr ablehnendes 

erhalten durch andere, nicht fachliche Beweggründe, durch Beweggründe 
hen ieh, welche, der Parteitaftif entnommen, Parteizielen foͤrderlich 
fein follen. 

Schutzen Sie finanzielle Bedenken vor, wie das in der That ge 
ſchehen ift, fo ift ja dargethban aus ftatiftiichem Material in, mie ıch 
faube, überzeugender Beile daß die Reorganifation der Armee dem mut 

ottes Hütte erblühten Yande und jedem Einzelnen verhäftnigmähg 
weniger koſtet, als beifpielsweile die Armee von 1820 dem durd) deindet- 
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drud außgefogenen und erſchöpften Lande; daß Preußend Armee abjolut 
und relativ erheblich weniger koſtet, als die irgend einer andern euro- 
piſchen Großmacht. 

Betonen Sie aber die fogenannten volkswirthſchaftlichen Nachtheile 
der verflärkten Armee, fo iſt ebenſo unwiderleglich erwieſen, daß dieſe 
Berftärkung im Vergleich mit der des Jahres 1858 nur ein Mehr von 
10 Köpfen auf die Duadratmeile, d. h. auf durchfchnittlich je 3900 Staats» 
einwohner, beträgt, daß fie im Vergleich mit den Jahren nad dem Pa⸗ 
rifer Srieden aber nur 2% auf das Zaufend der Bevölkerung hinter der 
damaligen relativen Heeresftärte zuridbleibt; daß auch biete damalige 
verhältnigmäßig höhere Armeeftärte den volfswirtbfchaftlichen Aufſchwung 
des Landes deflenungeachtet nicht verhindert hat. Behaupten Sie endlich, 
die jegige Heeresformation fei mit den Landesgefegen unvereinbar, fo ift 
einerfeit3 dafür der Beweis nicht erbracht, andererſeits fegen Sie fich 
dadurch in Widerjprucd mit dem Botum des Abgeordnnetenhaufes vom 
31. Mai 1861, durch welches ausdrücklich anerkannt wurde, daß die ge 
fhehene Berwendung des außerordentlichen Kredits, bewilligt zur einft- 
weiligen Aufrechterhaltung und Vervollftändigung derjenigen agnahmen, 
welche fiir die fernere 1egäbereiticheft und erhöhte Streitbarteit des 
Heereß erforderlih und auf den biöherigen gefeglichen Grundlagen thunlich 
jeten, den Geſetzen nicht widerfpreche. 

Diefe Anerkennung bezieht ſich aber direkt auf die Geſetzlichkeit der 
fontroverfen Neuformation des Heeres; denn eben zu diefer — und zu 
nichts Anderm — hatte gene Berwendung ftattgefunden. 

Drängt fih nad allem diefem der Wegierung die Ueberzeugung auf, 
daß die geltend gemadten technifchen, finanziellen, voltswirthichaftlichen 
und geſetzlichen Bedenken nur die Vorwände bilden für politifche Beſtre⸗ 
bungen, denen die Negierung mit allen verfügbaren Mitteln und Kräften 
entgegenzutreten nicht nur das Recht, fondern auch die unabweisbare 
Pflicht Hat, fo darf die Regierung auch nicht anftehen, diefen Sachverhalt 
zu Tonftatiren und dem Abgeordnetenhaufe die Berantwortlid- 
feit für alle gemeinfhädliden Folgen, die aus einem die 
lebensträftige Eriftenz der Urmee weſentlich beeinträdti- 
en unausführbaren Botum erwachſen, lediglih zuzu— 
weifen. 

um Schluß, meine Herren, fonftatire ih, daß ich dieſe Erklärung 
größtentheil3 abgelefen babe, wie ich fie mir, in Uebereinftiimmung mit 
meinen Herren Kollegen, formulirt habe, 


14. Zuni. Die Redefreiheit der Landtags- Mitglieder. 
Borläufige Aeußerung Bismarcks im Herrenhaufe. 


ch will mir nur wenige Worte über die Stellung des Miniftes 
riums zur Frage erlauben. 

Die Königlihe Regierung ift der Anfiht, daß ein Privilegium zu 
beleidigen und zu verleumden m Preußen nicht beftehen follte, oder doch 
nur jo lange geduldet werden könnte, als das Sittengeſetz fich ſtark genug 
erweift, um die Ausübung eines folchen Privilegiums zu hindern. 

Sie bat den Eindrud, daß diefe Prämifje nicht mehr zutrifft und 
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daß fie deshalb der Frage: Beſteht ein ſolches Privilegium oder nicht, 
näber treten muß. 

Wenn es beitände und benutt wird, jo brauche ich das nicht nad; 
eat e8 der Gerechtigkeit, der Vernunft, der Würde des Landes 
widerſpricht. 

Ich gebe gern zu, daß die Verſuche, erfahrungsmäßig zu ermitteln, 
ob die Gerichte das Beſtehen eines ſolchen Privilegiums anerkennen, 
bisher nicht erfchöpfend genug ausgefallen find. 

Nah dem vom Herrn von Waldam geftellten Amendement wird die 
gejetliche Eriitenz des Uebelftandes bezweifelt und der Regierung anheim⸗ 

egeben, die Frage, ob die Gerichte die Berfaffung fo auslegen, das voll 
traflofigkeit befteht für Injnrien und Verbrechen, melde durch das Wort 
auf der Tribüne begangen werden können, genauer und ficherer als biäher 
zu ergründen. 
ie Königliche Regierung ift bereit, diefen Weg zu betreten; follte 
fi) dabei herausftellen, daß dennoch nad den Erfenntnifien Königlicher 
Gerichte das angedeutete privilegium odiosum beftehe, fo wird die Regie: 
rung beftrebt fein, dem auf gejegmäßigem Wege entgegen zu treten, ſeine 
Abfhaffung anzubahnen, und hofft fie alsdann bei diefen Bemühungen 
auf die Unterftügung dieſes Haufe. 


17. Suni. Schluß der Sejlion. 
Rede des Minilter- Präfidenten von Bismard. 


In der abgelaufenen Situngsperiode verdankt da8 Rand dem Zu 
fammenwirfen des Yandtages mit der Regierung die Erneuerung des 
deutichen Zollvereind, den Abſchluß der Zollverträge mit Frankreich und 
Defterreih, mit England und Belgien, das neue Berggefeh, die Regulı: 
rung der jchlefiichen Zehntverfaflung, die befjere Verſorgung der Militair- 
invaliden, die Eifenbahnanlagen an der Fade, in der —* und in Thü— 
ringen, jo wie eine Anzahl anderer nüglicher und heilſamer Geſetze. 

Aber zu vollen und durchgreifenden Rejultaten hätte das Zujammen- 
wirken der Vollövertretung mit der Negierung nur dann führen können, 
wenn, auch den politiichen Dleinungsfämpfen gegenüber, das Wohl des 
Baterlandes oberftes Gejeg und höchſte Richtſchnur für alle Parteien ge 
blieben wäre. So ift es nicht gemefen. Die deutlich außgejprodene 
Abfiht der Mehrheit des Abgeordnetenhaufjes, den gegen: 
wärtigen Rathgebern der Krone Schwierigleiten zu bereiten, 
bat zur Verwerfung der Wegeordnung, des Bankgeſetzes, der Cifenbahn- 
anlagen in Oftpreußen uud dadurch zur Schädigung des materieler 
Wohls des Yandes geführt. 

Durch die Berwerfung des Militairgefeges hat die unter ber 
Mitwirkung früherer Yandtage in das Reben gerufene und durdy die kriege: 
riſchen Ereigniſſe des vorigen Jahres bewährte neue Heereseinrichtung. 
unter Gefährdung der äußeren Sicherheit des Landes, auf's Neue ın 
Frage geftellt werden follen. Das Haus der Abgeordneten verfagt der 
Regierung die Mittel zur Herftellung einer den gegenwärtigen Berhält: 
nifjen und Bedürfniffen entiprechenden Rriegsflotte: es verjagt ibr 
den von ihm verlangten Beiſtand zur Gewinnung der Früchte der mit ſo 
vielem, theuren Blute errungenen Siege des perfloffenen Jahres. Ja, es 
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bat jih von den glänzenden Thaten und Erfolgen der Armee 
losgeſagt, indem es, wie früher die geforderte Anleihe, jo jett bie 
nohhträglihe Genehmigung der verausgabten Kriegskoſten verweigert hat. 

Das Staatshaushaltögefeg, deilen —— — nach Art. 
62 und 99 der Verfaſſungs-Urkunde von dem Zuſammenwirken aller bei 
der Geiebgebung betbeiligten Faktoren erwartet wird, tft auch in diefem 
Sabre an der Weigerung des Abgeordnetenhaufes, die zur Auf: 
rehtbaltung des Heerweſens unerläßlihen Mittel zu bewilligen, geſcheitert. 

Das Mbgeordnetenhbauß hat Forderungen verweigert, 
welde die Staat8-Regierung ftellen mußte; e8 hat Beſchlüſſe 
gefaßt, welche die Regierung nicht ausführen fann. Statt 
mit der erfehnten Berftändigung fließt die Sigung aber» 
mals unter dem Eindrud gegenfeitiger Entfremdung der zum 
Zufammenmwirten berufenen Kräfte. 

Str. Majeſtät Regierung hat nur ein Ziel im Auge: die Wahrung 
der Rechte und der Ehre des Königs und des Landes, fo wie fie vers 
brieft find, fo wie fie neben einander befteben können und müflen. Dem 
Lande ift nicht gedient, wenn feine gewählten Vertreter die Hand nad 
Rechten außftreden, die ihre geſetzliche Stellung im Berfafjungsleben ihnen 
verfagt.. Nur wenn fie diefe Stellung dazu benußgen, mitzuarbeiten an 
dem von unferen Fürſten begonnenen und bisher durchgeführten Werke, 
Preußen, unter ftarten Königen, groß und glüdli zu machen, nur dann 
Sande fie da8 Mandat erfüllen, welche des Königs Unterthanen in ihre 

ände legen. 

Die Re ierung Seiner Majeftät ift beftrebt, das in gleihem Sinne 
ihr ertheilte Drandat ihres Königlichen Herrn nah Kräften auszuführen, 
Sie wird unbeirrt durch feindfeligen und maßloſen Widerftand in Rede 
und Schrift, ftark un Bemußtfein ihres guten Rechts und guten Willens, den 
geordneten Bang der öffentlichen Angelegenheiten aufrecht erhalten und 
die Intereſſen des Landes nad) Außen wie nad Innen Fräftigft vertreten. 
Sie lebt der Zuverfiht, daß der Weg, den fie bisher inne gehalten, ein 
erechter und heilſamer gewefen ift, und daß der Tag nicht mehr fern 
fein fann, an weldem die Nation, wie bereit3 durch Tauſende aus 
freier Bewegung fund gewordener Stimmen geichehen, jo auch durch den 
Mund ihrer geordneten Berfreter ihrem Königlichen Herrn Dank und An⸗ 
erfennung ausſprechen werde. 

Dem Herrenhauje habe ih im Namen Seiner Majeftät Allerhöchſt⸗ 
deſſen Dank fir die auch in diefer Seſſion bewiefene Treue und Hin» 


gebung zu fagen. 











34 Die Uebereinkunft von Gnflein, 


1865. 21. Suni. Bißmard mit dem König nad Karlöbat. 


11. Zuli. Eine Depeſche Bismarcks an Oeſterreich aus Karl 
bad jchildert die Lage der Herzogthümer und erhebt lebhafte 
Anklagen gegen die dortige Preſſe, Vereine, Beamte, Uni 
verfität. Bei Verweigerung öfterreichifher Mithilfe zur 
Beleitigung folder Zuftände werde ein einfeitiged Vorgehen 
Preußens ſich nicht umgehen laſſen. 

Defterreich ſpricht die Beſorgniß aus, daß die in Aus: 
fiht genommenen einjeitigen Maßregeln die eingeleitet: 
Verſtändigung vereiteln würden und erflärt eine gemilien: 
bafte Handhabung der Gejepe in Schleöwig- Holftein geger 
jeden Uebergriff als ſelbſtverſtändlich. 


21. Juli. Kabinetskonſeil in Regensburg auf der Turd- 
teile ded Könige nad) Gaſtein, unter Theilnahme der Ge 
jandten in Paris und Wien. + 


Bemerkungen ver „Provinzial» Correspontenz.“ 


— — — Die neueren Verhandlungen mit Oeſterreich haben zum lebhafter. 
Bedauern unferer Regierung Grundlagen für eine enblihe Berfländigumg übt 
die Löſung der Hergogthümerfrage noch nicht ergeben. 

Inzwiſchen haben die Berhältniffe in Schleswig. Holflein durch bas wcı 
ber Landesregierung gebuldete Auftreten bes Erbprinzen von Auguftenburg ua 
feiner Partei mehr und mehr eine Entwidelung genommen, welche weber mit v2 
ungweifelhaften Hoheitsrechten Preußens und Defterreiche auf Grund bes Biene: 
Friedens, noch mit den zu Recht beftebenbeu geſetzlichen Borfchriften in den Het ˖ 
zogthümern ſelbſt vereinbar ifl. 

Die preußifche Regierung hält e8 baber für nothwendig, daß vor ale 
Dingen und vor jeder weiteren Erwägung über bie Fünftige Löfung ber redt- 
lihe und gejeglihe Zuſtand in ben Herzogthlimern in jeder Beziehung wide: 
bergeftellt werbe. 

Man darf annehmen, daß bie weiteren Mittel unb Wege dazu im Katbe 
des Könige zu Regensburg feftgeftellt fein werben. 
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23. Zuli. Unterreduing Bismarcks mit dem bayerſchen Minifter 
v.d. Pfordten in Salzburg. 


Ueber das Refultat diefer Zufammentunft wurde aus anjcheinend authen- 
tiihen Duellen fpäter folgende Entbillung gemadt: „Hr. v. Bismard eröffnete 
die Unterrebung mit ber Erklärung, daß feiner feften Weberzeugung nad) ber 
Krieg zwifchen Preußen und Defterreih fehr wahrſcheinlich und unmittelbar be- 
vorftebend ſei, und er halte es demnach durch das dringendſte Intereffe ber 
Mittelftaaten geboten, jetzt ſchon für eine ſolche Eventualität ihrerjeits Stellung 
zu nehmen. Es handle fih, bemerkte er weiter, wie er die Sache auffaffe, um 
ein Duell zwifchen Defterreih und Preußen allein, unb e8 mwerbe eine verhältniß- 
mäßig geringe Intereffenfumme in Mitleidenſchaft gezogen werben, wenn das 
übrige Deutfhland den paſſiven Zuſchauer dieſes Duelld abgebe. Das könne es 
mit voller Beruhigung: Preußen babe niemals daran gedacht, und denke auch 
noch jeßt nicht daran, fein Machtgebiet über die Mainlinie hinaus zu erftreden. 
Large werbe übrigens die Eutfcheidung nicht auf fi) warten laffen. Oeſterreich 
ſei weber gerüftet, noch habe es bie Mittel, fich zu rüften. Ein einziger Stoß, eine 
Hauptſchlacht — und Preußen werde in ber Tage fein, bie Bebin- 
gungen zu bictiren.... Hr. v. d. Pforbten machte auf biefe Auslaffungen bin 
ben Einwurf, daß ihm die Achtung der Neutralität denn doch nicht unter allen Um⸗ 
fänben gefichert ericheine, und baß beifpielsweife Preußen fich leicht veranlaßt finben 
könnte, jene eine Hauptichlacht auf ſächſiſchem Boden zu fchlagen. Hr. v. Bismard 
erffärte fofort, daß eine Localifirung bes Krieges, und zwar durch einen Stoß von 
Schleſten ber, nicht blos beichloffen, ſondern auch möglich fei, nicht bloß nad 
feinem Urtbeil, dem Urtheil eines bloßen Laien, ſondern nach dem bereits einge- 
jogenen unb auf reiflichfler Erwägung beruhenden Gutachten der competenteften 
militärifchen Autoritäten. Den Mittelftaaten jei zudem in ber Proclamirung ihrer 
bewaffneten Neutralität noch ein Mittel mehr zur Sicherung jener Rocalıfirung 
gegeben. Bayern aber jpeciell werde wohl zu erwägen haben, daß e8 ber natür- 
lie Erbe ber Stellung DVefterreihs in Süddeutſchland ſei. Hr. v. d. Bforbten 
erflärte: zur Zeit nicht in Der Tage zu fein, Namens feiner Regierung auf ben 
Inhalt der jenfeitigen Eröfinungen weiter einzugehen und lehnte es auch ab, feine 
Brivatanficht darüber zu äußern.“ 


25. Zuli. Die Angelegenheit de Redacteurd May. 


Der NRedacteur der Schlesmig-Holfteinfchen Zeitung und Mit- 
glied des engeren Ausſchuſſes der fchlesmwig-holfteinfchen Ver⸗ 
eine, May, ein geborner Preuße, wird in Altona von preus 
ßiſchem Militär in feiner Wohnung gemaltfam aufgehoben und 
auf die Zeitung Rendsburg abgeführt. 

- Die Randesregierung und die Sommunalbehörden von Altona 
proteftiren gegen dieſen Schritt. 

Der öfterreidhifche Civilcommiſſär Herr von Halbhuber, erhebt 
feinerfeit8 Proteft. 


27. Zuli. Antrag Bayernd, Sachſens und Hellen- Darmitadtd 
am Bunde: 

„Hohe Bundesverſammlung wolle beſchließen: 1) an bie höchſten Regie- 
rungen von Deflerreich und Preußen bie Anfrage zu richten, welche Schritte fie 
gethan haben ober zu thun beabfichtigen, um eine befinitive Zöjung der bezüglich 
der Elbherzogthümer noch ſchwebenden Fragen herbeizuführen; ob biefelden ins⸗ 
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befonvere gefonnen find, eine aus freien Wahlen hervorgehende allgemeine Ber- 
tretung bes Herzogthums Holftein in Gemeinſchaft mit einer gleichen Vertretung 
bes Herzogthums leswig zur Mitwirkung bei jener Löfung zu berufen, und 
für welchen Zeitpunkt dieſe Einberufung, deren Beichleunigung fi aus ben an- 
geführten Gründen als in hohem Grabe wilnfchenswerth barftellt, in Ausfiht 
enommen werben kann; 2) an biefelben höchſten Regierungen das Anfucden zu 
Heilen, daß fie auf die Aufnahme des Herzogthums Schleewig in den bemtichen 
Bund hinwirken.“ 


Der Antrag wird an den Holſteinſchen Ausſchuß gewieſen. 
Anfang Auguſt. Sendung ded Grafen Blome, öfterreichiichen 
Geſandten in Münden, nach Gaftein Behufs Verhandlungen 
über die Schleswig-Holſteinſche Frage. 
Vergebliche Verhandlungen. 
6. Auguſt. Dringende Anträge Preußens in Wien zur 
Enſcheidung über die Schleswig-Holſteinſche Angelegenheit. 
14. Auguſt. Uebereinkunft von Gaſtein. 


„Ihre Majeſtäten der König von Preußen und der Kaiſer von Defter- 
reich haben Sich überzeugt, daß das bisher beftandene Condominium in den 
von Dänemark durch den Friedensvertrag vom 30. October 1864 abgetre⸗ 
tenen Ländern zu Unzukömmlichkeiten führt, welche gleichzeitig das gute 
Einvernehmen zwijchen Ihren Regierungen und die Intereilen der Herzog: 
thümer gefährden. Ihre Majeftäten find deshalb zu dem Entfchluffe gelangt, 
die Ihnen aus dem Artikel III. des erwähnten Tractats zufliegenden Rechte 
fortan nicht mehr gemeinfam auszuüben, jondern bis auf weitere Bereinba: 
rung die Ausübung derjelben geographifch zu theilen. 

Zu diejem Zmede haben: 

Se. Majeſtät der König von Preußen Allerhöhft Ihren Bräft 
denten des Staats Minifteriumg und Minifter der auswärtigen 
Angelegenheiten Otto von Bismard-Schönhaufen, Ritter des 
Schwarzen Adlerordens, Großfreuz des St. Stephan: Lebens x; 

Se. Majeftät der Kaijer von Oeſterreich Allerhöchſt Ihren 
Wirkliden Kämmerer, außerordentlihen Gejandten und bevol! 

mäctigten Miniſter am Königlich baterifhen Hofe Quftan Grafen 
von Blome, Ehrenritter des jouveränen Johanniter» Ordens x.; 
u Ihren Bepollmädhtigten ernannt, welche, nad) Auswechſelung ihrer in ge 
Bäriger Form befundenen Bollmadıten, über die nachfolgenden Artifel über» 
eingelommen find. 

Artilel 1: Die Ausitbung der von den hohen vertragichließenden 
Theilen durch den Art. III. des Wiener Friedenstraltates vom 30. October 
1864 gemeinfam erworbenen Rechte wird, unbefchadet der Fortdauer diejer 
Rechte beider Mächte an der Gejammtheit beider Herzogthümer, in Bezug 
auf da8 Herzogthbum Schleswig auf Seine Majeftät den König von 
Preußen, in $ ug auf das Herzogthum Holftein auf Seine Majeſtaͤt 
den Kaiſer von Defterreich übergeben. 

Artilel 2: Die hohen Contrahenten wollen am Bunde die Herſtel 
lung einer deutfhen Flotte in Antrag bringen, und für biefelbe 
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den Kieler Hafen als Bundeshafen beftimmen. Bis zur Ausführung 
der desfallfigen Bundesbeichlüffe benugen die Kriegsfchiffe beider Mächte 
diefen Hafen, und wird da8 Kommando und die Wolige über denſelben 
von Preußen ausgeübt. Preußen ift berechtigt, —8 zur Vertheidi⸗ 
gung der Einfahrt Friedrichſsort gegenüber die nötbigen efeftigungen an⸗ 
zulegen, als auch auf dem holſteinſchen Ufer der Bucht die dem Zwecke 
des Kriegshafens entiprehenden Marine-Etabliſſements einzurichten. 
Dieſe Befeſtigungen und Etabliſſements ſtehen gleichfalls unter Preußiſchem 
Kommando, und die zu ihrer Beſatzung und Bewachung erforderlichen 
Preußiihen Marinetruppen und Mannfchaften können in Kiel und Um⸗ 
gegend einquartirt werden. 

Artilel 3: Die hohen contrahirenden Theile werden in Frankfurt be⸗ 
antragen, Rendsburg zur deutfhen Bundesfeftung zu erheben. 

18 zur bundesgehäßen Regelung der Beſatzungsverhältniſſe dieſer 
Feſtung wird deren Sarnifon aus Königl. Preußiſchen und Kaiferl. dfter- 
reihifgen Zruppen beftehen, mit jährlih am 1. Juli alternirendem Kom- 
mando. 

Artikel 4: Während der Dauer der durch Art. 1 der gegenwärtigen 
Uebereinkunft verabredeten Theilung wird die Königl. Preußiſche Regie⸗ 
rung zwei Militairſtraßen durch Holſtein, die eine von Lübeck auf Kiel, 
die andere von Hamburg auf Rendsburg behalten. 

Die näheren Beſtimmungen über die Etappenplätze der Truppen, 
ſo wie über den Transport und Unterhalt der Truppen werden eheſtens 
durch eine beſondere Convention geregelt werden. Bis dies geſchehen, 
gelten die für die Preußiſchen Etappenftraßen durch Hannover beitehenden 

eitimmungen. 

Artikel 5: Die Königl, Preußifche Negierung behält die Verfügung 
über einen Telegraphendraht zur Verbindung mit Kiel und Rendsburg, 
und dag Recht, Preußiiche Poftwagen nut ihren eigenen Beamten auf 
beiden Tinten durch dad Herzogthum Holftein gehen zu Laffen. 

Inſoweit der Bau einer directen Eifenbahn von Lübeck über Kiel 
zur jchleswigjchen Grenze noch nicht gefichert ift, wird die Conceſſion dazır 
auf Berlangen Preußen? für das holſteinſche Gebiet unter den üblichen 
Bedingungen ertheilt werden, ohne daß ein Anfpruch auf Hoheitsrechte in 
* der Bahn von Preußen gemacht werden wird. 

rtikel 6: Es iſt die übereinſtimmende Abſicht der hohen Contrahenten, 
daß die Herzogthümer dem Zollverein beitreten werden. Bis zum Ein⸗ 
tritt in den Zollverein, reſp. bis zu anderweiter Verabredung, beſteht das 
bisherige, beide Derzegthümer umfaflende Zollſyſtem unter gleicher Theilun 
der Revenüen deſſelben fort. In dem alle, daß es der Königlich 
Preußiſchen Regierung angezeigt ericheint, noch während der Dauer der 
im Art. 1. der gegenwärtigen Webereintunft verabredeten Theilung Unter: 
bandlungen behufs des Beitritt8 der Herzogthümer zum Zollvereine zu 
eröffnen, ift Se. Majeftät der Kaiſer von Vefterreich bereit, einen Ber: 
treten des Herzogthums Holftein zur Theilnahme an ſolchen Verhandlungen 
zu bevollmädhtigen. 

Artikel 7: Preußen ift beregtigt, den anzulegenden Nord⸗Oſt ſee⸗ 
Canal, je nah dem Ergebniß der von der Königlichen Regierung ein- 
eleiteten techniſchen Ermittelungen, durch das holfteinfche Gebiet zu führen. 
An jo weit die der Fall fein wird, fol Preußen das Recht aufteben, die 
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Richtung und die Dimenfionen des Canals zu beflimmen, die zum Anlage 
erforderlichen Grundftüde im Wege der Erpropriation, ge ai: des 
Werthes, zu erwerben, den Bau zu leiten, die Aufficht ber den 
und deſſen Inftandhaltung zu führen, und das Zuftimmungsrecht zu allen 
denfelben betreffenden reglementarifchen Beftimmungen zu üben. 

Artikel 9: Seine Majeftät der Kaifer von DVefterreich überläßt die 
im mehrerwähnten Wiener Friedensvertrage erworbenen Rechte anf das 

erzogthbum Lauenburg Geiner Majefläöt dem Könige von 

reußen, wogegen die Königlich Preußifche Regierung fich verpflichtet, 
der Kaiſerlich öfterreichifchen Regierung die Summe von zwei Millionen 
und fünfhbunderttaufend dänifchen Thalern zu entrichten, in Berlin 
zahlbar in Preußiſchem Silbergelde vier Wochen nad) Betätigung gegen- 
wärtiger Uebereinkunft durch Ihre Meajefläten den König von Greifen 
und den Kaifer von Defterreich. 

Artikel 10: Die Ausführung der vorftehend verabredeien Theilung 
des Condominiums wird baldındglichft nad) Genehmigung diefes Abkommens 
duch Ihre Majeftäten den König von Preußen und den Saifer von 
Defterreich beginnen und fpäteftens bis zum 15. September beendet fen. 

Das bis jet beflehende gemeinidaftlide Ober - Kommando wird 
nad vollendeter Räumung Holſteins durch die Königlich Preußiichen, 
Schleswig durd die Kaiſerlich öfterreichifchen Truppen, fpäteftens am 
15. September, aufgelöft werden. 

So gefhehen: Gaſtein, den 14. Auguft Eintaufend Achthundert 
Fünf und Sechszig. 

(L. S.) gez. d. Bismarck. 
(L. S.) gez. Blome. 


19.— 21. Auguft. Zuſammenkunft deö Königs mit dem Kai'et 
von Defterreich, ded Herm v. Bismard mit dem Graien 
Mensdorff in Salzburg und Iſchl. 


Die nächſten Wirkungen des Bafleiner Bertrages. 


24. Auguft. Borlegung des Gaſteiner Bertrages am Bunde. 
Gemeinfame Erklärung Defterreih8 und Preußens. 


„Die hohen Regierungen von Bayern, Königreich Sachſen und Gros 
herzogthum Heflen haben in der Sigung vom 27. Juli d. J. im einem 
—28 geſtellten Antrage den Wunſch ausgeſprochen, daß die Regierungen 
von Defterreih und Preußen über die Schritte, welche fie zur Herbe 
führung einer definitiven Löſung der bezüglich der Eibhergogth une: u) 
ſchwebenden Fragen gethan oder zu thun beabfichtigten, eine Mittheilung an 
den Bund gelangen laflen möchten, und haben dabei zugleich amdermeiten 
Wünfchen Ausdrud gegeben, welche auf dieje Angelegenheit Bezug habez. 

Die Regierungen von Defterreich und Preußen haben inzwiſchen e 
für die nächfte Aufgabe erachten müflen, die Schwierigkeiten zu heſeiigen 
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welche ſich aus der bisherigen nicht amedentiprehenden Form der Aus⸗ 
übung der Durch den Art. III. des Wiener Friedens vom 30. October 
1864 erworbenen Rechte ergeben hatten, um dadurch Raum fir die 
weiteren Berhandlumgen über eine definitive Löfung zu gewinnen. Es 
gereicht den beiden Regierungen zur Befriedigung, hoher Bundesverfammlung 
nunmehr mittheilen zu fönnen, daß e8 ihren Bemühungen gelungen ift, 
über eine jene Schwierigkeiten befeitigende Organifation der Bermaltung 
der derzogthlimer fih zu verftändigen, und die Geſandten find beauftragt, 
bober Bundesverfammlung von dem in diefer Beziehung am 14, Yu 

d. 3. verabredeten und am 20. deflelben Monats von den beiden Monarchen 
genehmigten Uebereinfommen durch die Ueberreihung der anliegenden 
eglaubigten Abfchriften deſſelben Mitteilung zu machen. Hohe Bundes- 
verfammlung wird hieraus die Hebergengung gewinnen, daß die Regierungen 
von Defterreih und Preußen ernftli bemüht find, die Frage der Elb⸗ 
berzogthlimer einer definitiven Löſung zuzuführen und die derfelben noch 
entgegenftehenden Schwierigkeiten zu befeitigen. Die einzelnen in dem 
Antrage der hohen Regierungen von Bayern, Königreih Sachſen und 
Großherzogthum Heſſen erwähnten Punkte find gegenwärtig Gegenftand 
der weiteren Verhandlung zwilchen Defterreich und Breußen, Die beiden 
Regierungen hegen die Zuverfiht, daß diefe Verhandlungen zu einem 
allſeitig befriedigenden Orgebniß führen werden, und erfuchen die hohe 
——— cite diefem Ergebniß mit Vertrauen entgegenzufeben, 
indem fie ſich weitere Mittbeilungen vorbehalten.” 

Der preußiiche Gefandte fügt diefer Erklärung noch die Bemerkung 
bei, daß feine allerhöchfte Regierung nicht verfehlen werde, hoher Bundes⸗ 
verfammlung über den bevorftehenden Regierungsantritt Se. Maj. des 
Königs in Lauenburg und die Vertretung dieſes Herzogthums am Bunde 
feiner Zeit geeignete Anzeige zu machen, 


31. Auguft. Vorläufige Beſchlüſſe am Bunde. 


Der holſteinſche Ausſchuß beichließt mit 5 (Oeſterreich, 
Preußen, Hannover, Württemberg und Mecklenburg) gegen 
2 Stimmen (Bayern und Sachſen) über den von Bayern, 
Sachſen und Helfen Darmftadt eingebrachten Antrag vom 
27. Zuli bezüglidd Schleswig: Holftein vorerft feinen An⸗ 
trag zu bringen, fondern die angefündigten weiteren Mit- 
theilungen Oefterreih8 nnd Preußend zu gemwärtigen. 

Die Bundeöverfammlung bejchließt hierauf mit 13 gegen 
3 Stimmen (Bayern, Sachſen und Heflen-Darmftadt) bis 
zum 26. October Serien zu machen. 


29. Auguft. Frankreichs Stellung zum Gafteiner Vertrag. 


Eireularbepefhe Drouyn be l'Huys: 
„... Die Blätter haben uns den Tert der Convention von Gaflein gebradht. 
Ich beabſichtige nicht, die Stipulationen berfelben im Einzelnen zu prüfen; ba- 
gegen ift es nicht ohne Intereſſe nachzuforſchen, welches bie Motive find, bie in 
diefen Unterhandlungen die beiden beutichen Großmächte geleitet haben. Waren 
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fie gemeint, das alte Recht der Verträge zu beflätigen? Offenbar nicht: bie Wiener 
Vertrige batten die Eriftenzbebingungen ber bänifhen Monardie geregelt. Dieke 
Veringungen find über den Haufen geworfen. Der Londoner Bertrag war ein 
need Pfand der Sorge Europa’s für die Dauer ber Integrität dieſer Monarchie: 
er if zerriffen burdy zwei Mächte, die ihn unterzeichnet hatten. Ober baten fi 
Defterreih und Preußen verfländigt zum Schutze eines mißachteten Erbfolgerechts ’ 
Statt dem meiftberedhtigten Prätendenten das ftreitige Erbe zu überantwerter, 
baben fie e8 unter fich getheilt. Befragen fie vielleicht das Intereffe Deutichlauts” 
Ihre Berbünteten haben ja die Abmachungen von Gaſtein erft aus ben Zeitungen 
erfahren. Deutſchland verlangte nach einem untheilbaren Staat Schleswig⸗Hel⸗ 
fein, getrennt von Dänemark und unter einem eigenen Fürſten, für den es Part 
genommen hatte. Diefer populäre Candidat ift heute bei Eeite gejegt und tie 
Herzogthümer, ftatt vereinigt vielmehr auseinantergeriffen, werben verfchiebenen 
Herrn unterfiellt. If es das Intereffe ber Herzegthlimer felbft, das bie beiten 
Mächte fihern wollten? Die unauflösliche Vereinigung derſelben war ja, wie ge- 
fagt wurte, bie wejentlihe Bedingung ihrer Profperität. Hat die Theilung 
wenigftens den Zweck, zwei rivalifirende Nationen auseinander zu balten und 
dem inneren Haber ein Ende zu machen, intem jeber berfelben ein geſondertets 
Felb der Eriftenz angewiefen wird? Auch bas ift nicht ber Fall, benn wir feben, 
daß die Scheibungelinie ohne alle Rüdficht auf die Nationalitäten Deutfche un: 
Dänen untereinanter gemijcht läßt. Wollte man allein den Wünſchen ber Be 
wölferungen entſprechen? Sie wurden gar nicht gefragt und es ift micht einmal 
bie Rebe davon, die Stände von Echleswig - Holftein einzuberufen. Auf welchem 
Principe beruht denn bie öfterreichifch « preußifche Combination? Wir bebauerz, 
in berjelben feine anbere Örundlage zu finden als bie Gewalt, feine 
anbere Rechtfertigung, als bie gegenjeitige Convenienz ber beiten 
Theilungsmächte. Es iſt das eine Praris, ber das heutige Europa entwätnt 
war und für welche man nur in den traurigften Zeiten ber Geſchichte Präceten; 
fälle findet. Gewaltthat und Eroberung verderben den Rechtsſinn und das Ce 
wiflen ber Völler. An bie Stelle ber Grundſätze geiettt, welche das Leben ter 
modernen Staaten regeln, find fie ein Element ber Unordnung und ber Auflciun. 
und nur geeignet, die alte Ordnung der Dinge umzuſtürzen, ohne eine ren: 
Ordnung feft zu begründen. Das find bie Betrachtungen, welde bie Ereigrife. 
deren Schauplatz gegenwärtig Deutichland ift, der Regierung des Kaifers einflc*:r. 
Indem ih Ihnen tiefe Eindrüde mittbeile, iſt e8 nicht meine Abſicht, Sie aut 
zuforbern, bießfällige Bemerkungen an ten Hof, bei dem Eie beglaubigt ſind, ;a 
richten, fonbern lediglich Ihnen die Sprache anzubeuten, die Sie beobachten möger. 
wenn ſich eine Gelegenheit barbieten follte, Ihre Anfiht fund zu geben.“ 


23. September. Eine weitere Erklärung Frankreichs in Berlin fagt, daß tie 
in der Kircularbepefche vom 29. Auguft ausgeſprochenen Anfidhten te: 
franzöfifgen Regierung durchaus keinen mehr binbenden Charakter 
hätten, als bie Convention felbft, durch welche biefeiben hervorgernie 
worben feien; das ZTuileriencabinet nehme gerne Act von den €: 
Märungen ber preußiichen Regierung, daß bie Convention nu- 
den Character eines Broviforiums babe. 


14. September. Englands Stellung zum Gafteiner Vertrag. 
Circularbepefhe Lorb Ruffells: 


w... Als die Regierung Ihrer Majeftät die erſte Mittbeitung vom be ı= 
Wien unterzeichneten Yriedenspräliminarien erhielt, habe ich in Wien und Be! 
bie Anfichten unferer Regierung über dieſe Präliminarien zur Kenntmiß gebradt. 
Die gegenwärtige Convention hat nur dazu gedient, das Bebauern, welches Ihre: 
Mojeftät Regierung zu jener Zeit ausbrüdte, noch zu erhöhen. Die Bertrize 
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von 1815 haben bem König von Dänemark als Herzog von Holftein einen Sit 
im bentihen Bunbestag verliehen. Der Vertrag von 1852 hat das Erbfolgerecht 
für den bänifhen Geſammtſtaat anerkannt, welches ber verftorbene König ber 
Berfon des gegenwärtigen Königs zuerkannt hatte. Xroß ber in ben Depefchen 
vom 31. Januar 1864 gegebenen Verſicherungen ift biefer Bertrag von Defterreich 
und Preußen, zweien ber Mächte, bie ihn unterzeichnet hatten, vollſtändig bei 
Seite gefetst worden. Man hatte das Recht, zu erwarten, baf nach einer ſolchen 
Aufhebung der Berträge man zum minbeften an ihrer Statt die Volksſtimmung 
Deutihlande, die Wünſche ber Bewohner der Herzogtblimer und bie in ben 
Sigungen der Lonboner Eonferenz von Defterreih und Preußen fo ausdrücklich 
formulirte Anficht der Mehrheit des Bundestages anerlanıt haben würde. Auf 
dieje Weiſe hätten auch nach Umftoß einer Rechtsorbnung andere aus ber Zu⸗ 
kimmung ber Bewohner abgeleitete Rechtstitel an bie Stelle gejetst werben können, 
und dieſe mit Achtung aufgenommenen Rechtstitel hätten Ausfihten auf Dauer 
gehabt. Aber alle Rechte, alte ſowohl wie neue, gleichviel ob ſie ſich 
auf eine feierlihe Uebereintunft zwifhen Herrihern ober auf den 
Haren Ausdprud des Volkswillens fügen modten, ſind durch die 
Uebereintunft von Gaſtein mißachtet worden, und die Autorität 
ber Gewalt ift bie einzige Macht, welche man zu Rath gezogen und 
anerfannt bat. Gewaltthat unb Eroberung, bas find die einzigen Grundſätze, 
auf weiche bie in ben Beſitz fich theilenden Mächte ihre Uebereinkunft gegrünbet 
baden. Die Regierung Ihrer Majeftät bellagt lebhaft die auf ſolche Weife kund⸗ 
gegebene Mißachtung bes öffentlichen Rechts und bes berechtigten Anſpruchs, weichen 
an Bolt erheben Tann, wo es fih um fein Geſchick handelt. Dieje Inftruction 
ermädtigt Sie nicht, vem Hof, bei weldem Sie accrebitirt find, Bemerkungen 
über diefen Gegenſtand zu machen, fonbern bat bloß den Zwed, Sie wiſſen 
zu laffen, in weldem Siun Ste zu ſprechen haben, wenn bie Ge- 
legenheit ſich bietet. 


35. Schbergreifung von Sauenburg. 


13. September. Das Königliche Belitergreifungs- Patent. 


„Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
thun hiermit Jedermann fund und zu willen: 

Nachdem Se. Majeftät der König Ehriftian IX. von Dänemark 
in dem zu Wien am 30. Oktober 1864 abgefchloffenen Friedens⸗ 
traltat Seine Rechte an das SHerzogthum Lauenburg an Uns und 
Se. Majeftät den Kaiſer von Oefterreih gemeinfchaftlih abgetreten: 
und nachdem Se. Majeftät der Kaifer Franz Joſeph I. von Defter- 
reich Seinen Antheil an diefen Rechten u die am 14. Yuguft d. J. 
zu Gaſtein verabredete und am 20. defjelben Monats zu Salzburg 
zwifchen Uns abgeſchloſſene Bereinbarung Uns überlafen hat: fo 
nehmen Wir, in Erfüllung de8 von der lauenburgifhen Landesver- 
tretung ausgeſprochenen Wunfches, dieſes Herzogthum in Sraft des 
egenwärtigen Patent? mit allen Rechten der Landeshoheit und Ober- 
—— in Beſitz, fügen Unſeren Titeln den eines Herzogs von 
auenburg bei, und wollen, daß das Herzogthum Lauenburg in 
Unſerem Königlichen Hauſe nach den für die Erbfolge in der Krone 
Preußens beſtehenden Grundſätzen vererben ſoll. Wir entbieten allen 
Einwohnern des Herzogthums Unſeren landespäterliden Gruß, und 

21* 
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gebieten ihnen, Uns fortan als ihren rechtmäßigen Landesherrn an- 
zuerfennen, Uns und Unjeren Nachfolgern den Eid der Treue zu leiften 
und Unferen Gejegen und Anordnungen nachzuleben, wogegen Bir 
fie Unſeres landesherrlichen Schutzes verfihern und verfprecdhen, daß 
Wir fie gerecht regieren, das Land und feine Bewohner bei ihren 
wohlerworbenen Rechten fchüten und Unſere landesväterliche Fürforge 
auf die Wohlfahrt derjelben richten wollen. 

Zu Unſerm Minifter für Lauenburg haben Wir Unferen 
Minifterpräfidenten und Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten, 
von Bismard-Schönhaufen, ernannt und demfelben befoblen, die 
Regierung nah Maßgabe der im Herzogthum beftehenden Geſetze und 
Sandedordnungen zu führen, wollen aud alle Beante des Herzog 
thums, nachdem Ans diejelben den Eid der Treue geleiftet haben 
werden, in ihren Anftellungen beftätigen und belaffen. 

Wir beauftragen Unteren Staatsminifter Grafen von Arnim: 
Boytenburg, von dem en Zauenburg hiernach in Unſerem 
Namen und Auftrag Beliß zu ergreifen, die oberften Behörden des 
Landes in Eid und Pflicht für Uns zu nehmen und ihnen den Auftrag 
ur Vereidigung der übrigen Beamten zu ertheilen, indem Wir die Erb: 
—** des Landes bis zu dem Zeitpunkte vorbehalten, wo es Uns 
möglich fein wird, dieſelbe in eigener Terfon entgegen zu nehmen. 

So geſchehen Berlin, den 13. September 1865. 

Wilhelm Rex. 
von Dismard.® 


15. September. Feierliche Befigergreifung durd den Staat 
Minifter Grafen von Arnim: Bongenburg. 


16. September. Erhebung ded Minifter- Präfidenten von Bir- 
mard-Schönhaufen in den Grafenftand. 


26. September. Die Erbhuldigung in Lauenburg. 
Aus dem amtlichen Bericht. 


Gleich nach erfolgter Beſitzergreifung wandte ſich die Ritter- unb Landieait 
mit ber Bitte an ben König, daß Derjelbe bald auch perſönlich bie Huldi dee 
Lanbes entgegen nehmen möge. Se. Majeftät hat biefem Gejuche huſdreich gewilliebrr. 

Am 25. September begab fih Se. Majeftät zur Erbhuldigung nach bee 
Herzogthum Lauenburg. 

An der Grenze bes Tanbes, in Büchen, wurbe ber König von einer De 
putation der Stänbe empfangen, beren Führer folgende herzliche Worte 2 
Se. Majeftät richtete: 

„Majeſtät! Willlommen im Lande Lauenburg! Lauenburg fehmt fh 
nad einem Herrſcher: es wünſchte längſt in den ruhigen Hafen eimu 
laufen. Die Lauenburger find biedere treue Untertbanen, bie im guter 
und böfen Tagen zu ihrem Herricher halten. Wir banten Bott und freuer 
uns, daß ein deutſcher Fürft unfer Herricher ifl. Wir danken Gott und freue: 
uns, baß der König von Preußen unfer Herzog if, denn Preußen 
iſt der Hort Deutihlands; feine geregelte Macht ſchützt unfer bemrichrt 
Recht und beutiches Wefen bis wert Über bie eigenen Grenzen binaue. 
Wir banken Gott und freuen uns, daß König — unfer allergnädigfirt 
Herzog und Herr fein will. Wir haben . Majekät Königewert, uns 
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gerecht nach Lanbesfitte und Lanbesrecht regieren zu wollen; das genügt 
uns; wir halten e8 heilig, wir vertrauen feſt darauf. Majeftät, jo danken 
wir Gott und fo freuen wir und. Wir bitten aber auch den lebendigen 
Gott, er wolle gnäbigft Ew. — Majeſtät ſchirmen und ſegnen das 
anze Königliche Baus: er wolle Preußen, von einem eblen Bolfe bewohnt, 
Panen und das nunmehr feft mit ihm durch den Landesvater verbundene 
Lanenburg. Preußens Glüd ift Lauenburgs Gläd, Preußens Wehe Lauen- 
burgs Wehe. So fegne Gott Ew. Majeftät beim Eintritt in Lauenburg. 
Se. Majeftät König Wilhelm I. von Preußen lebe hoch! ⁊c.“ 


Se. Majeftät der König erwiberte darauf Folgendes: 


„Ich freue mich, nachdem ungewöhnliche Verhältniffe uns zu- 
fommengeführt, mic) zum erften Male in Ihrer Mitte zu befinden, 
und zwar —5 als ich es erwarten konnte, ſeitdem Ihre Vertreter 
mir den Wunſch danach ausgeſprochen hatten. Ich komme mit vollem 
Vertrauen Ihnen entgegen und freue mich der Worte, aus denen ich 
vernommen, daß and Sie Vertrauen in mic) und meine Regierung 
jegen! Das veripriht Glück für die Zukunft, und es tft mir eime 
ute Sorbebeutung, dag die Vereinigung Ihres ſchönen Yandes mit 
Breußen in daſſelbe Jahr fällt, wo vier Provinzen mir gedantt, daß 
die Berheißungen, welche meine glorreihen Vorfahren ihnen zur Zeit 
ihrer Gereintnung mit unjerem, jest gemeinfchaftlichen Vaterlande ges 
geben, jo vollftändig erfüllt worden find. Die Blüthe, Wohlhabenheit 
und Zufriedenheit dieſer Provingen läßt mich mit um ſo größerer 
Zuverſicht zu Ihnen kommen, als ich Ihnen den beſten Willen für 
Ihr Wohl entgegentrage, Möge dieß auch eine gute VBorbedeutung 
für Sie jein.“ 


Die feierlihe Erbhulbigung fand am 26. September in der St. Petri⸗ 
firhe zu Ratzeburg ftatt. 

Se. Majeftät der König und Se. Königliche Hoheit ber Kronprinz, begleitet 
von dem Minifter für Lauenburg, Grafen Bismard, und zahfreichem glänzenden 
Gefolge, wurben am Eingange der Kirche unter dem Geläute aller Gloden von 
dem erften Geiftlichen des Landes, dem Superintenbenten Brömel empfangen unb 
zu bem gegenüber dem Altar errichteten Throne geführt. Neben dem Throne 
rechts nahm ber Kronprinz, linls der Graf Bismard Plat, weiterhin auf beiden 
Seiten die Ritter- und Landſchaft, die Generäle, hoben Beamten und Würben- 
träger. 

Der Gefang bes Liebes: „Allein Gott in ber Höh' ſei Chr,” leitete bie 
Seierlichleit ein, worauf ber Superintenbent bie Feſtrede ilber ben Tert 1. Petri 
2, 13—16 hielt: „Seid untertban aller menſchlichen Ordnung, um bes Herrn 
willen, e8 jei dem Könige, al® dem Oberften, ober ben Hauptleuten als den Ge⸗ 
iandten von ihm zur Vergeltung über die Uebelthäter und zum Lobe der Frommen.“ 

Nah dem Gefang zweier Berfe des Tiebes: „Komm heil'ger Geiſt“ nahm 
ber Minifter für Lauenburg, Graf Bismard, Namens Sr. Majeftät bes Könige 
die Erbhuldigung ber Nitter- und Landſchaft entgegen. Die Eibesformel, welche 
der Minifter verlas, lautete wie folgt: 


„Ihr ſollt ſchwören zu Gott dem Allmächtigen und Allwiffenden 
einen leiblichen Eid und thun eine rechte Erbhuldigung dem Aller: 
durchlaudtigften Großmädhtigften Fürſten und Herrn, Seren Wilhelm, 
Könige von Preußen und Herzoge von Lauenburg, Eurem Aller⸗ 
gnädigften Herzoge als Eurem rechtmäßigen Landesherrn und Erb⸗ 
berzoge und dem geſammten Königliden Haufe in der beftunmten 
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Succeffiond- Ordnung zu allen Zeiten treu, gehorfam, gewärtig und 
untertbänig zu fein, Höchſtdero Beſtes nach Bermögen zu fürdern, 
Schaden und Nachtheil aber abzumenden, und Euch überhaupt fo zu 
verhalten, wie e8 treuen Untertbanen gegen ihren rechtmäßigen Landes- 
berrn überall eignet und. gebühret.“ 


Nachdem ber Miniſter die anwefenben Deitglicber der Ritter» und Landſchaft 
gefragt, ob fie gejonnen wären, biefe „rechte Erbhuldigung“ zu thun, trat zuerk 
der Erblanpmarfhall von Bülow vor den Thron und leiftete mit erhobene 
Stimme und zum Schwur ausgeftredten Fingern, nach Berlefung bes volllänbigen 
Titels der Könige von Preußen, in feinem Namen und Namens bes Iauenburgi- 
ſchen Landes den Eid, worauf alle einzelnen zur Eidesleiſtung VBerufenen nad 
einander ebenfalld vor ben Thron traten unb die verpflichtende Enbformel bet 
Eides fo Tange wiederholten, bis Alle perſönlich geſchworen hatten. Se. Majefit 
ber König nahm diefe Hulbigung auf dem Thron ftebend an. 

Mit dem Schlußverfe des Liebes: „Komm heil’ger Geiſt“, mit Gebet nnd 
Gegen enbete die feier. 


Dftober. Allmälige Wandelung der öffentlihen Meinung. 


Aus der „Provinzial« Eorrespondenz.“ („Was fich die Demokratie 
erzählt.“) 

„Wenn ein Unternebmen verunglückt, dann kommt es wohl vor, daß ſich die 
Theilnehmer unter einander die Schuld des Mißlingens zuſchieben und bei den 
gegenſeitigen Anklagen die Schwächen ber gemeinſamen Sache, welche fle bis dabis 
vorſichtig verbargen, offen aufdecken. 

So geht es jetzt in ber Fortſchrittspartei in Folge bes ſogenannten Ab- 
geordnetentages in Be berielbe hat einen fo kläglichen Berlauf genommen. 
daß bie bisherigen Parteigenoffen jetst auf einander Iosjahren, um fich gegenſeitig 
für das Mißlingen verantwortlich zu machen. 

In der Leidenſchaft des häuslichen Streites kommt denn manches Geſtändriß 
in die Oeffentlichleit, durch welches offenbar wird, wie bie Kortichrittsiente jelkk 
im Grunde ihres Herzens über die Lage unb bie Hoffnungen ihrer Partei denken 

Der Zwieſpalt ift darüber eutftanden, daß eine Verſammlung demokratiſche: 
Abgeordneten in Berlin beichloß, nicht zum Abgeorbnietentag zu geben. Der der- 
finer Correſpondent einer bemofratifhen Zeitung am Rhein (Elberfelder Zeitung: 
meldete dies mit ausführlicher Angabe der Gründe. 


„Bir find der feierlihen Proteſte nun nachgerade fattge- 
worden, fagte er, und etwas Anderes darf man von ber Frankfurtet 
Verſammlung nicht erwarten. In dem liberalen Preußen baden fi in 
Bezug auf Schleswig - Holflein feit dem Frankjurter Abgeordnetentag von 
1863 die VBerhältniffe pofitio geändert. ine VBegeifterung für den ver 
meintlih „rechtmäßigen Herzog Friedrich“ giebt es in Preußen nicht mehr. 
„Ich glaube, ſagte der Correſpondent, e8 giebt im Abgeordnetenhauſe zur 
wenige Mitglieder, die noch heute einem derartigen Beſchluß (tie der te- 
malige) ihre Stimme geben würden.“ 


Diefe Abfertigung von Seiten früherer eifriger Bertheibiger bes Abgeord 
netentage® und ber Auguftenburgifchen Partei war allerdings fehr empfiabfid. 
Die „Eiberfelder Zeitung“ felber nahm den Fehbehanbihuh mit großem Gier 
auf. Sie rächte ben Frankfurter Ausfhuß, indem fie ſich ihrerfeits fchonungsiee 
über das Verhalten bes preußifchen Abgeorbnetenhaufes äußerte. 

Die Zeitung verlangte zu wiffen, wer denn die „Inhaber negativer Tarfer- 
feit und Weisheit” feien, bie jenen Beſchluß gefaßt. 

„Auf feinen Fall, fagte fie, waren es bie Führer ber liberalen Bartei; benz 
es giebt keine ſolche Führer. Trägheit unb Feigheit mögen freilich gar fehr cms 
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pfeblen, fi) dem fo bequemen Berliner Beſchluß anzuſchließen. Was geichehen 
würde, wenn Preußen in Frankfurt ſchwach oder gar nicht vertreten wäre, kann 
man leicht vorausfehen. Die Öffentlihe Meinung in Europa würde fi vollends 
an bie Borftellung gewöhnen, daß Preußens politifcher Repräfentant nach außen 
Niemand fonft als Herr von Bismard iſt.“ 

. „Die fchon eingeleitete Abdanlung der preußiſchen Liberalen von 
aller Betheiligung, ja allem Sinn und Verſtändniß für die aus— 
wärtige Politik würbe als vollzogen und damit zugleich ihre Unfähigkeit auch 
für einen ihnen felbft entjpringenden Erfolg im Innern als befiegelt gelten. — 
Die Nation ift nicht Tüftern nach neuen Beweiſen von Schwäche, Unfähigkeit 
und Zerfabrenheit, ſondern nah Zeichen von Ermannung.” 


Nicht glimpfliher wurben bie preußijchen Abgeordneten von einem anderen 
rheiniſchen Fortſchrittsblatt behanbelt. 

Die „Rheinische Zeitung“ verlangte dringend, daß bie Preußen ſich an ber 
Verſammlung in Frankfurt betbeiligten. Sie ließ fi, wie folgt, vernehmen: 

„Will man die troftloje Zerfahrenbeit in der deutſchen Nationalpartei, welche 
erabe durch bie Schleswig - Holfteiniche Sache herbeigeführt wurbe, einfach als 

batfade hinnehmen? — Das Abgeordnetenhaus ift in feiner letzten Seffion 
mühſam genug nur zu einem rein verneinenden Beichluffe gelangt. In ben’ 
Streitigkeiten über die Februarforberungen bat es feine Stellung zu nehmen ver- 
iucht, fo oft auch die Mahnung an es berantrat. — — 

„Man weiß aber au), daß es nicht der Mangel an Einficht war, ber ber 
Entſchiedenheit der Mehrheit Abbruch that, ſondern baß fich vielmehr innerhalb 
der Mehrheit eine Spaltung kundgab, die von ben bedenklichſten Folgen für ihr 
ferneres Zufammenbhalten werben konnte.“ 

Die Mehrheit müſſe fih vor Allem über die Stimmung in Dentichland 
unterrichten und danach forichen, wie e8 komme, daß die Bffentliche Meinung 
nichts mehr gelte. " 

„Eine öffentliche Meinung, bie in fich zerfahren ift, daß fie kaum noch ben 
Namen verdient, ift allerdings keiner Beachtung werty. — — Die Ohnmacht 
it vorhanden, und es hilft nichts, fie künſtlich verhehlen zu wollen.“ 

Der größte Theil der gemäßigt liberalen Preffe ſprach fich gegen die Bethei- 
ligung ber prenßifchen Abgeordneten aus. Die Gründe aber, weldye dagegen ange- 
führt wurden, klangen auch nicht gerabe ihmeidhelhaft für das Abgeorbnnetenhaus. 

Ein großes Norbbeutiches Blatt (die „Weiler - Zeitung”) erklärte es für eine 
unerläßlihe Anftanbspflicht und für ein Gebot der Klugheit, daß die preußijchen 
Abgeorbueten von der Berfammlung in Frankfurt, die nur im Anguftenburgifchen 
Interefie berufen werde, fern blieben. 

„Die Fehler bes Abgeorbnetenhaufes treten mit immer größerer Deutlichkeit 
beroor, rächen fich immer fchwerer. Die Stellung ber Mehrheit wird eine immer 
baltiofere, ſowohl dem Minifterium Bismard, als dem Volle gegenüber. Eine 
Zeitung wird nicht mübe, bie Führerlofigleit der Mehrheit als die Quelle alles 
Uebels zu bezeichnen. Die Sache ift richtig, aber das ift ein fehr höflicher Aus- 
drud für eine recht häßliche Sache. Der Mangel an Führern bat feinen Grund 
doch recht eigentlich in dem Mangel an politiichen Talenten. Die vollſtändige 
Plan⸗ und Kopflofigleit, welde die Partei in der Schleswig- 
Holfleinfhen Frage an ven Tag gelegt bat, hat fie dahin geführt, 
2 gie ſteht. Ohne eigenen Willen, ohne eigene Anfichten ſteht 
ie da.” 

Mehrere preußiiche Abgeordnete hatten fich über die Gründe, aus welchen 
fie von bem Abgeorbnetentage fern blieben, öffentlich ausgeſprochen. Einer der- 
jelden (dev Abgeordnete Tweften) äußerte babei: „er könne e8 nicht angemeffen 
finden, wenn eine große Verſammlung ber Mitglieber deutſcher Landesvertretungen 
—— um die ſich vollendenden Thatſachen mit ohnmächtigen Reſolutionen 
zu begleiten.“ 
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Darauf antwortet ein Berliner demokratiſches Blatt (die „Reform“): 


„Aber was ift denn Anberes feit brei Jahren das Schidfal bes prenfi- 
fen Abgeorbnietenhaufes geweien, was ift denn in ber nächſten Seiften 
vorausſichtlich Anderes feine Aufgabe?” 

Daſſelbe Blatt fagt: 

„Schweigen ift das Einzige, Über das ein Theil der Führer fih zu 
einigen vermochte. — — Eine tiefe Eutmuthigung ift es, die aus bielem 
Schweigen fpricht, die aus dem ftolzen, heftigen, übermüthigen Zone jener 
Schreiben herausklingt. Eine tiefe Entmutbigung — deshalb if in ihnen 
auch fo viel von Muth die Rede. Wie heftig, auch die Bewegungen ihrer 
Feder find, fie täufchen ung nicht Über bie Müdigkeit ihrer Hand.“ 

Der Abgeordnete Tweften batte in feinem Schreiben ferner behaupte: 
feine Partei babe bei Befürwortung der Anſprüche bes Erbprinzen von Augufen- 
burg „eine Unterordnung unter Preußen in militairifcher und maritimer Bezie- 
bung vorausgeſetzt.“ 

Darauf erwibert bie „Reform:” 


„Aber dieſe Borausfegung ift erft ſehr ſpät hintennach gebinkt. Cin 
volles Jahr fpäter erft, als auf Düppel und Alfen bereits ber Frieden zu 
Bien gefolgt war, al Preußen feine belannten forderungen aufftelltie, — 
ba erft ift jene Unterorbnung zur Sprache gelommen.“ 

„aber jelbft jene Vorausſetzungen, melden Werth haben fie denn jekt 
noch? Die preußifchen Kebruarforderungen gingen bereits über fie hinauf, 
und beute wieberum, wie weit liegen jene Forderun en binter dem Ziele 
bt bat die Bismardihe Politik ziemlich —*8 ſich jetzt aufge 
ſteckt hat!“ 

„Zu al dieſer Entwickelung haben die Führer ber Fortichrjttepertri 
geſchwiegen.“ 

Nachdem nun ber Abgeordnetentag, trotz der Abſage faſt aller Preußen, 
dennoch ſtattgefunden, iſt faſt die geſammte preußiſche Preſſe von der Ohnmacht 
der dort gefaßten Beſchlüſſe völlig durchdrungen. 

Ein entſchieden demokratiſches Blatt in Schleſien (die „Breslauer Zeitung” 
beginnt einen Aufſatz über ben Wbgeorbnetentag mit ben verächtlichen Worter 

„Lohnt's der Mühe, über bie Frankfurter Verſammlung einen ganzen 
Artikel aufzumenden ? 

Die Rederei und Refolutionsfaflerei — heißt es fpäter — bewegt ın 
ganz Deutichland auch nicht ein dürres Blättchen. 

Es find große Worte gefallen, die ohne Folgen bleiben werben usd 
böchftens den Zerfall bes Abgeordnetenhauſes herbeiführen.“ 


Die Zeitung meint, das wäre anders gelommen, wenn die preußifchen Ab⸗ 
georbneten bingegangen wären. Doch: 

„Der Fehler ift nicht wieder gut zu machen. Aber eine Lehre wurd 
wenigften® unfer Abgeordnetenhaus aus den Frankfurter Vorgängen ziehen: 
es muß bie blos verneinende Stellung verlaffen und ein feftes Programm 
in der ſchleswig⸗ holfteinfchen Frage aufftellen.“ 


Die. „Eiberfelder Zeitung”, welche fi, wie erwähnt, fehr entſchieden ’Er 
bie Frankfurter Berſammlung ausgeiprechen batte, ſchildert jetzt bas Auftreten 
gewiffer Reber in Frankfurt in folgendem Bilde: 


„Die Bhrajendrechsfer, weiche in ber Regel noch nicht wiffen, met 
fie fagen werden, wenn fie dröhnenden Schrittes die geliebte Rebnerbäb::: 
befteigen, beren ganzes Abſehen ift, aus einem urtbeilslofen Publ 
möglichft viele Bravos berauszuloden, und welche an bie Gallerie appellirer. 
—*— es einmal mit einer Zuhsrerſchaft von denklenden Männern ;z 
thbun haben.” — — — 
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Das rheinifche Blatt beklagt nach dem Ausgange bes Frankfurter Tages 
aufs Reue, daß bie preußiſche liberale Partei „Leine Führer im wahren Sinne 
des Wortes“ habe. 

„Nachdem das Abgeordnetenhaus leider gezeigt hat, daß es in ber 
Unfertigkeit feiner berrihenden Partei, was die nationale Tagesfrage be- 
trifft, überhaupt feiner Meinung und feines Willens fähig if, ift e& etwas 
zu viel verlangt, daß bie beutihen Liberalen ihre Führung dem preußi⸗ 
ſchen Abgeorbnetenhaufe überlaffen ſollen.“ 

„Rem man vertrauensvoll folgen fol, von dem muß man boch vor 
Allem wiffen, wohin er eigentlich marfchirt.“ 

Es wäre überfläffig, dieſen Selbftbelenntniffen ein Wort hinzuzufügen.“ 


Der NationalsBerein und die preußiſche Politik. 
„Ein preußifches Wort.” 
Aus einem Artilel der „Brovinzial- Eorresponbenz”. 


„— — Der Nationalverein will einen deutichen Bundesſtaat mit Preußen 
an ber Spitee, aber nur auf ber Grundlage einer rein bemofratifchen beutfchen 
Reihsverfaffung. Wenn Preußen auf dieſe Bedingung bin bie Iogenannte Führung 
Deutichlancs übernehmen wollte, fo müßte e8 zuvörderſt Die Grundlagen feiner 
ganzen bisherigen Macdhtftellung, vor Allem fein kräftiges Königthum und alle 
die Einrichtungen, auf welchen die glorreihe Entwidelung unjeres Landes beruht, 
unter den Willen eines teutfchen NReicheparlaments beugen, in welchem aller 
Reid und alle Eiferfucht gegen Preußen fi mit den revolutionairen Leidenfchaften 
in ganz Deutſchland vereinigen würben, um ber fogenannten „preußifchen Spitze” 
jede wirkliche „Führung“ unmöglich zu machen. Die Idee des Nationalvereins kann 
nur in Erfüllung geben, wenn das preußifche Königthum fich der demokratiſchen 
Bollsfouverainetät unterwirft. Preußen müßte erft aufhören, Preußen zu fein. 

Jenem Ziele aber entipriht auch die Art und Weife, wie der National- 
verein Breußen jeber Zeit bebanbelt bat. Wäre es demſelben Ernft damit, Breußen 
an die Spite Deutihlands zu bringen, jo könnte fein Beſtreben nicht darauf 
gerichtet fein, Preußen fort und fort durch Schmähung und Verleumdung herab- 
zuzieben, wie es in Wahrheit gefchieht. Seit Jahren find alle Schritte ber preu- 
Biihen Politik in den Beichlüffen des Rationalvereins auf bie gehäffigfte Weile 
mißbeuter, geihmäht uud werläftert worden. Davon giebt jeber Bid auf die 
aunbgebungen bes Nationalvereins Zeugniß. In einem von dem Ausſchuß des 
Bereins erlaffenen Rundſchreiben bie es fogar: „Wenn Diejenigen, bie jett an 
ter Spite des preußifchen Staates am Ruin der preußiſchen Staatsmacht arbeiten, 
vollends mach der Feitung Deutichlands greifen wollten, fo würben fie in der erften 
Reihe der Kämpfer gegen eine jolche Vermeſſenheit vem Rationalverein begegnen.“ 

Das ift die Art, wie ber Nationalverein feine Liebe zu Preußen feit Jahren ftets 
aufs Reue bekundet, die Art, wie er Breußen zur Führung Deutjchlands empfohlen hat. 

Es wäre denn Doch eine gar zu große Demuth und zugleich eine feltfame 
Berirrung, wenn bie preußifche Regierung ihre Hoffnungen auf ſolche Gunft und 
Freundſchaft ſetzen wollte. 

Glücklicher Weiſe haben die Hoffnungen Preußens andere und 
beffere Grundlagen, und gerabe bie jeige Regierung bat diefelben neu belebt, 
indem fie auf den rechten Grund berjelben, auf bie Schwerkraft des eigenen Staates 
und auf die Wiederbelebung bes Bewußtſeins berfelben, zurüdgegangen ift. 

„Preußen beginnt fich wieberzufinden”, fo lautete der Eingang einer trefi- 
lichen Schrift, weile vor Jahr und Tag mit Fräftigen, eindringlichen Worten 
auf die bebeutfame Wendung der gefammten preußifhen Politit Hinwies*). Die- 


*) Ein preußiſches Wort (Berlin 1864). 
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jelbe bob als bie drei hochwichtigen Anzeichen biefer Wenbung: vie Darlegung 
einer unerſchütterten Regierungsgewalt, die Bewährung ber Armee unb bie 
Thatkraft der preußifchen Politik nah außen — hervor. An das Gefühl ber be⸗ 
wiejenen Thatlraft, an bie Uebergeugung von ber eigenen Macht knüpfe fi in 
allen Schichten des Staates das erwachende Bewußtſein, daß uur durch bie 
wirflihe Kräftigung des eigenen Staates zur Verfolgung derjenigen Ziele ge 
fchritten werben dürfe, mit denen unter dem dunkeln Namen „bentichnationaler 
Aufgaben“ fo viel Mißbrauch getrieben werde. Die Erinnerung werde im pren- 
Bilden Volke wieder lebendig, daR Ichon fein großer Friebrih an bie Stelle bes 
beutihen Reiche - Sammelfuriums biefen preußkifhen Staat deutſcher Nation zu 
jegen begonnen habe. Diejes wieder lebendiger werdende preußiiche Bewußtſein 
bezeichne einen enticheidenden Wendepunkt für Preußens und für Deutfchlands 
Zukunft. Statt einer Monbjcheinpofitil, welche auf die Erwerbung bloßer „Sm 
pathieen” ein großes Deutichland zu gründen vermeinte, in Wahrheit aber nur 
ein verweſendes Preußen fchaffen Könnte, — fei das wirkliche Machtgewicht PBreu- 
ßens geltend zu machen und die deutſchen Staaten barauf hinzuweiſen, baß fie 
unfere Sympatbien zu erwerben haben. Wenn Preußen nicht mehr Untreue an 
fih jelbft übe, dann würden auch die Männer bes fogenannten deutichen ort. 
ſchritts in und außerhalb unferer Grenzen Preußen nicht mehr zu verleugnen 
wagen. 

Diejes „preußiihe Wort” hat im Laufe bes letzten Jahres bereis vieljache 
Beftätigung und Erfüllung gefunden, und bas preußifche Volt in allen feinen 
Schichten hat immer mehr das Bertrauen gewonnen, daß bie Regierung ben 
Willen und bie Kraft befitt, das Schwergewicht Preußens für feine eigene nad 
für Deutſchlands Machtentwidelung erfolgreich geltend zu machen.“ 


September. Graf Bismarck in Parid und Biarig. 


Aus den Briefen vom Jahre 1865. 


Carlsbad, 12. Juli 65. 
„— — 3 ſchäme mich, daß ih Dir zu Deinem Geburtstage nicht 
eichrieben habe; aber es ift foviel Müffen in meinem Leben, daß ih 
—* um Wollen komme. Das Tretrad geht Tag für Tag feinen Weg, 
und ih komme mir vor wie der mlübde Sa darauf, der e8 unter ſich 
fortfchiebt, ohne von der Stelle zu gelangen. Einen um den andern Tag 
kommt ein eldjäger, einen um den andern geht einer, dazwiſchen zu⸗ 

Tägliche von Wien, München, Rom; die Papierlaft mehrt fi, die Mini 
—* periprengt, und ih muß von diefem Centrum aus an jeden einzeln 

reiben.“ 


Abends jpät, ben 13. 
„Den ganzen Tag über babe ich gefchrieben, dictirt, geleſen, bez 
Berg berunter und wieder erftiegen wegen Bortrag beim König. 
fließt der Eourierfad und ich den Br Der König geht den 19, von 
ier, in 5 Tagen nad Gaſtein, wo der Kaijer hinlommen will. Seine 
b bei Tag und Naht. Mit dem Frieden fieht es faul aus: im 
Saftein muß es ſich entjcheiden.“ 
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Ga ftein, 4. Auguft 65. 
„Ih fange an die Zage zu zählen, die ich in diefer Nebellammer 
abzufigen babe. Wie die Sonne ausfieht, davon haben wir nur noch 
dunfle Erinnerungen aus einer beileren Vergangenheit. Wie Leute ohne 
Gefchäfte es bier aushalten, verftehe ich nicht. Mir bleibt mit Baden, 
Arbeiten, Diner, Bortrag und Thee bei Sr. Majeftät kaum Zeit, mir bie 
Scheuklichleiten der Situation Mar zu machen.“ 
Gaftein, 14. Auguft 65. 
„Sch habe einige Tage lang nicht Muße gefunden, um Dir Nachricht 
geben. Graf Blome ıft wieder bier, und wir arbeiten eifrig an Er- 
haltung bes Friedens und Verklebung der Riſſe im Bau. Mit der Ges 
jundhert geht es gut, und fühle ich mich viel kräftiger. Wir reifen am 19., 
alfo Sonnabend, nad Salzburg; dort wird wohl der Kaifer feinen 
Befuh machen, und 1 bi8 2 Tage, nebft Iſchl, hingehen. Dann gebt 
der König nach Hohenſchwangau, ih nah München, und in Baden ftoße 
ih wieder zu Sr. Majeftät. Was dann meiter wird, bängt von der 
Politik ab.“ 
Baden, 1. September 65. 
„sh kam vorgeftern früh bier her, fchlief bis ’,1, dann viel Arbeit, 
Diner beim Könige, langer Bortrag. Viel Firftlichkeiten hier. Der König 
will um 5 von hier reifen, noch unbeftimmt, welchen Weg, Coburg oder 
Eoblenz, wegen der Königin Victoria, der er begegnen will. Ich hoffe 
jedenfalls über Frankfurt zu kommen, am 5. oder 6., ob umd wie lange 
ih in Homburg fein Tann, wird fich exit aufllären, länger ala 1 Tag 
feinenfalls, da ich mit dem Könige in Berlin fein muß.“ 


Baden, Sonntag. 
„Damit Du fiehft, was für einen Mann Du baft, ſchicke ih Dir 
die Anlage. Wir fahren morgen früh 6 Uhr nah Coburg! zur Königin 
von England; ih muß mit, und leider geht mir Spa damit in die 
Brüche, aber 's geht nicht anders!“ 


Bismardd firhlihe Stellung — Die Lucca— 
phutograpbie. 
An Andre auf Roman. 
Berlin, den 26. Dezember 1865. 

„Lieber Andre. Wenn auch meine Zeit knapp bemefien ift, fo vermag 

ih doch nicht, mir die Beantwortung einer nterpellation zu verfagen, 
die mir in Berufung auf Chriſti Namen aus ehrlihem Herzen geitellt 
wird. Es ift mir herzlich leid, wenn ich gläubigen Chriften Aergerniß 
gebe, aber gewiß bin ich, daß das in meinem Beruf nicht ausbleiben 
Tann; ich will nicht davon reden, daß e8 in den Lagern, welche mir mit 
Nothwendigkeit politifch gegenüberftehen, ohne Zweifel zahlreiche Ehriften 
gtebt, die mir auf dem Wege des Heils weit voraus find, und mit denen 
ich doch vermöge deilen, was beiderfeits irdifch ift, im Kampf zu leben 
babe; ich will mich nur darauf berufen, daß Sie felbft jagen: „Berborgen 
bleibt vom Thun und Laſſen in weiten Kreiſen nichts.“ Wo ift der 
Mann, der in folcher Lage nicht Aergernig geben follte, gevechtes oder 
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umngerechtes? Ich gebe Ihnen mehr zu, denn Ihre Aeußerung vom Ber 
borgenbleiben ift nicht richtig. Wollte Gott, au ih außer dem, was ber 
Welt befannt wird, nicht andere Sünden auf meiner Seele hätte, für 
die ich nur im Vertrauen auf Ehrifti Blut Vergebung hoffe! Als Staats 
mann bin ich nicht einmal hinreichend rückſichtslos, meinem Gefühl nad, 
eher feig, und das, weil es nicht leicht ift, in den Fragen, bie an und 
treten, immer die Klarheit zu gewinnen, auf deren Boden das Gotwer⸗ 
trauen wächſt. Wer mich einen gemwifjenlofen Politiker fdilt, 
thut mir Unrecht; er foll fein Gewiffen auf diefem Kampfpiat 
erft felbft einmal verfuhen. Was die Virchow'ſche Sache anbelangt, 
fo bin ich über die Jahre hinaus, wo man in dergleichen von Fleiſch und 
Blut Rath annimmt; wenn ich mein Reben an eine Sache ſetze, fo tbhwe 
ih es in demjenigen Glauben, den ich mir im langem und Ionen 
Kampfe, aber in ehrlihem und demüthigem Gebet vor Gott geflärkt Habe, 
und den mir Menfchenwort, auch das eined Freundes im Herrn und 
eines Dieners feiner Kirche nicht umftößt. 

Mas Kirchenbeſuch anbelangt, fo ift es unrichtig, daß ich niemals 
ein Gotteshaus beſuche. Ich bin feit faft 7 Monaten entweder abweſend 
oder frank; wer alſo hat die Beobachtung gemacht? Ich gebe bereitwillig 
zu, daß es öfter gefchehen könnte, aber es ift nicht jo jehr aus Zeit 
mangel, als Rüdficht auf meine Geſundheit, daß e8 unterbleibt, namentlid 
im Winter, und denen, die ſich in diefer Beziehung zum Richter an mir 
berufen fühlen, will ich gern genauer Auskunft darüber geben; Sie felbit 
werden e8 mir ohne medicinijche Details glauben. 

Ueber die Ruccaphotographie würden auch Sie vermuthlich weniger 
ftreng urtheilen, wenn Sie wüßten, welchen Zufälligkeiten fie ihre Ew- 
ſtehung verdankt hat*). Außerdem ift Die-jegige Frau von Rahden, wenn 
auch Sängerin, vo eine Dame, der man ebenfowenig, wie mir jelbft, 
jemal® unerlaubte Beziehungen nachgefagt hat. Defienungeacdhtet würde 
ih, wenn ich in dem ruhigen Yugenblid das Aergerniß erwogen hätte, 
welches viele und treue Freunde an diefem Scherz genommen haben, anb 
dem Bereih des auf und gerichteten Glaſes zurüdgetreten jein. Sie 
Ken aus der Umftändlichkeit, mit der ich Ihnen Auskunft gebe, dag ich 
Ihr Schreiben als ein mwohlgemeintes. auffafle und mich in feiner Weile 
des Urtheils derer, die mit mir denfelben Glauben befennen, zu überheben 
ftrebe. Bon Ihrer Freundfchaft aber und von Ihrer eigenen chriftlichen 
Erkenntniß erwarte ih, daß Sie den Urtheilenden Vorſicht und Milde 
bei künftigen Gelegenheiten empfehlen; wir bedürfen deren alle. Wenn 
ih unter der Bollzahl der Sünder, die des Ruhmes an Gott mangeln, 

offe, daß feine Gnade au mir in den Gefahren und Zweifeln meines 
erufs den Stab demüthigen Glaubens nicht nehmen werde, an dem üb 
meinen Weg zu finden juche, fo ſoll mich dieſes Vertrauen weder hart- 
börig gegen tadelnde Freundesworte, noch zornig gegen lieblofes und 
boffärtigeß Urtheil machen. In Eile Ihr 
v. Bismard* 


*) Tie Entflefung ter Photographie wurde fo erzählt. Als Herr v. Dismard von Dam 
Gafleiner Konferenzen nad si tom, traf er bei einem Photograpben mit ber Yucca 
welde mit den Werten an ihn berantrat: „(Ercellenz, Ionferenzeln wir e biſſel.“ Der 
erbat und erhielt die Erlaubniß, die Beiden in einem Bilde ehmen, welches mit ber 
ſchrift durch die Welt ging: Ernſt ift das Leben, heiter ift die Kunfl.“ 





Don Gnflein bis zum Kriege mit Oeſterreich. 


36. Bur Borbereitung der Entfcheidung über Schleswig-Holftein. 


1865. Gutachten ded Kroniyndifats über die Rechts— 
fragen in Betreff der Herzogthümer Schleswig, 
Holftein und Lauenburg. 


Nach dem Ausfpruh des Kronfyndicats ift die rechtliche Stellung 
von Preußen und Oeſterreich in Gemäßheit des Friedens ſchluſſes 
vom 30. Dctober 1864 von durchgreifender und entfcheidender 
Bedeutung gegenüber allen anderen Fragen. 

Das Gutachten kommt zu dem Schluffe: 

daß das Thronfolgegefeg für die dänijche Monarchie vom 
31. Juli 1853, nach welchem die Thronfolge in der Gefammtheit 
ber unter dem Scepter ded Königs vereinigten Länder dem da⸗ 
maligen Prinzen Chriſtian von Schleswig - Holftein-Sonderburg- 
Glucksburg, dem jegigen König Chriftian IX. von Dänemark über- 
tragen wurde, — die Erbfolge den drei Yanden gegenüber in 
recht3gültiger Weiſe geregelt hat, — 

daß ferner durch den Frieden vom 30. October 1864 König 
Ehriftian IX. die ihm gebührenden Rechte an den drei Herzogthümern 
auf die Kronen Preußens und Oeſterreichs übertragen Ei — und 

daß die beiden verbündeten Mächte bei der Verfügung über 
die Herzogthümer nicht verpflichtet find, anderweitige Er anfprüche 
anzuerfennen. 

In Betreff der Auguftenburgifhen Anfprücde fpricht ſich das 
Kronſyndikat dahin aus, 

dag der Herzog Chriftian Auguft von Auguftenburg (der 
Bar durch den zwiſchen der dänifchen Krone und ihm („für ſich 
und ſeine Erben“) geſchloſſenen Berzichtleiftungs- Vertrag vom 
30. December 1852 binfichtlich der Nachfolge in die beiden Herzog- 
tbümer hinter König Chriftian IX. und defien männliche Nach⸗ 
tommen zurüdgetreten ift, — 

daß ber Erbprinz Friedrich von Auguftenburg jelbftverftändlich 
da8 ruhende Erbrecht feines Vaters nicht an deffen Statt aus⸗ 
üben Tann, — 

daß derfelbe endlich auch nach dem Ableben feines Vaters 
ein bevorzugte8 Succeſſionsrecht in die Herzogthümer nicht in 
Anſpruch zu nehmen hat. 
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Aus den Ausführungen des Kronſyndikatse. 


Die Rehte Preußens und Defterreihs auf 
Grund des Friedensſchluſſes mit Dänemark. 


Der Triedensvertrag vom 30. October 1864 erflärt im Artikel 3: 
„Seine Majeftät der König von Dänemark entjagt allen feinen Rechten 
auf die Herzogthlimer Schleswig, Holftein und Lanenburg zu Gunfen 
Hörer Majefläten des Königs von Preufen und Kaifere von Oeſterreich 
und verpflichtet fi, die Verfügungen anzuerfennen, welche die genannten 
Majeftäten in Bezug auf dieſe Herzogthümer treffen werben.“ 

Diefe Beſtimmung befagt eine vollftändige Ceifion ber brei Herzeg 
tbümer an die Herrfcher Preußens und Oeſterreichs; — in fpäteren Artilein 
bes Bertrags wirb auch ſchlechthin won den abgetretenen Landen geſprochen. 
Nirgends dagegen ift erfichtlich, daß bie Abficht der drei friedenjchließenden Mächte 
dahin gegangen fei, den Herrſchern Preußens und Defterreichs bei ihren weiteren 
Verfügungen irgend welche Beichränfungen over Rückſichtnahmen 3.8. zu Gunften 
vermeintlicder Erbberechtigter aufzulegen. 

Gegen dieſe Annahme einer völlig freien Berfügung über bie Herzogthämer 
ift num geltend gemacht worden, daß der König Chrifttan IX. von Dänemark fe 
nicht berechtigt geweien fei, über bie Herzogthiimer zu verfügen, weil fein Beſth 
fi auf das zweifelbafte und zumal Schleswig - Holftein gegeniiber unverbinblide 
Thronfolgegeie von 1853 flüge. Das Recht der Eroberung könne von Preußen 
unb Defterreih nur bem befiegten Dänemark gegenüber, nicht aber gegen ti 
Herzogtbümer und gegen begründete Erbaniprüche geltend gemacht werben. Die 
halb müſſe vor Allem die Frage entſchieden werben: 

ob ver König Chriſtian IX. von Dänemark ſelbſt rehtmäßige 
Anſprüche an Schleswig-Holftein hatte? 

Das Kroniyndicat hat das Beſitzrecht des Königs aus folgenben Enmi- 
gungen entichieden bejaht: 

Auf Grund ber Verhandlungen und Vereinbarungen, welche über bie füni- 
tige Thronfolge in Dänemark im Jahre 1851 zwiſchen Dänemark und Nußlant 
in Warſchau flattgefunden hatten, wurde am 8. Mai 1852 zu London ein Bertrza 
zwiſchen Oeſterreich, Frankreih, Preußen, Rußland, Schweden und Dänemar 
geichloffen, durch welchen fich bie Theilnehmer verpflichteten, nach bem Tode tet 
damaligen Königs von Dänemark, den Prinzen EChriftian von Schlesmtg- 
Holflein-Sonderburg-Glüdsburg (den jekigen König Ebhri- 
ſtian IX.) als beredtigten Herrfher in allen damals zur bänı- 
hen Krone gehörigen Ländern anzuerlennen. 

Im Anſchluſſe an dieſen Vertrag vollgog ber König von Dänemark am 
31. Zuli 1853 ein Thronfolgegeje, worin mit Bezug auf bie Berzichte der dem 
Thron zunächft ftebenden Berwandten ber Prinz Chriftian zum Nachfolger ız 
allen unter dem Scepter des Königs vereinigten Ländern berufen wurbe. 

Diefes Gefe iſt in allen Landen des Königs fofort verfündet worden. 

Es wird nun behauptet: dieſe Berfünbigung fei ohne i der 
ſchleswig⸗ holſteinſchen Stände nicht gültig und verbindlich geweſen. Das Kren⸗ 
ſyndicat weiſt jedoch dieſen Einwand mit Rücſſicht auf bie ‚gelecliche Etellung der 
Stände und auf den thathſächlichen Verlauf der Dinge zurüd. 

Nach bereits erfolgter Verkündigung des Thronfolgegeſetzes wurde ben 
ſchleswigſchen und ben holfteinfhen Ständen im October 1853 eine Közighee 
Verordnung, betreffend bie beiondere Berfaffung ber Herzogthümer, vorgelegt. 
Im erften Paragraph diefer Verorbnung war bie Beflimmung über die Ehre 
folge in Gemäßheit des erwähnten allgemeinen Thronfolgejeges vora ; 
er Paragraph aber mit mehreren anderen blieb „als unerſchütterliche Gruat- 
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lage“ von der Begutadhtung ber Stände ausgeichlofien. In ber ſchleswigſchen 
Ständeverfamumlung mwurben zwar Anträge geftellt, welche ben 8. 1 erſt von ber 
Rändiihen Berathung abhängig machen wollten, doch murben biefe Anträge von 
der Berfammlung ſelbſt abgelehnt. Die bolfteinihen Stände legten ihrerfeits Be- 
benlen wegen ber ftaatlihen Stellung des Herzogthums ein, aber im Eingang 
biefer Bedenlen heißt es ausdrücklich: 

von einer richtigen Ordnung ber ſtaatlichen Der hättmiffe berjenigen Lande, 

welche gegenwärtig unter bem Scepter Ew. Königlichen Majeſtät vereinigt find 
und nad einer mit Zuftimmung ber europäifhen Großmächte 
feftgeftellten Thronfolgeorbnung aud in Zukunft, fo lange 
Gottes Fügung es zuläßt, vereinigt bleiben follen, wirb das 
Wohl und Wehe des Landes abbangen. 

Hiernah kann man keineswegs behaupten, daß die beiden Ständeverfamm- 
fungen ober eine derſelben gegen das Thronfolgegeſetz Widerſpruch erhoben habe. 
Eine ausdrückliche Zuftimmung dazu ift allerbings auch nicht gegeben, aber aud 
von ber Regierung nicht erfordert, vielmehr ein Beſchluß darüber geradezu aus- 
geichloflen worden. 

Das Kroniyndicat flellt jedoch noch bie Frage auf, ob es zur Gültigkeit 
bes Thronfolgegeſetzes nicht eben einer ausprüdlichen Annahme feitens ber Stände 
bedurft hätte. 

Das Gutachten fagt hierüber: 

„Es ift im Allgemeinen als richtig zugegeben, daß ein Fürſt über feine 
Herrſcherrechte, Land und Leute nicht verfügen kann, wie ein Eigenthümer über 
feine Privatbefigungen, bafern nicht auch bierzu das Landesrecht eine Befugniß 
ertheilt, es ift ferner richtig, daß er über bereits beftehenbe Erbfolgerechte will- 
fürfich nicht zu verfügen vermag. 

Dennoch aber, wenn ein Fr, geleitet befjonbers durch Rückſichten auf das 
Landeswohl zur Erhaltung bes Länderbeftanbes für den Fall feines Abganges, 
eine Anordnung wegen ber Regierungsfolge trifft, bie zumal im Bereiche ber 
bisher dazu Berechtigten bleibt, auch von anderen näher Berechtigten bewilligt 
wird, fo läßt fih nicht fagen, daß dem Lande damit ein Unrecht geichehe. Biel- 
mebr hat die geſetzlich verlündete Anordnung bes Fürſten auch in biefer Beziehung 
die Kraft eines Gejeges für das Land, wenn biefem nicht verfaffungsmäßig das 
Recht zuftand, über eine ſolche Aenberung ber Thronfolge gehört zu werden. Es 
kann bdabingeftellt bleiben, ob die Stände in Schleswig Holftein in älterer Zeit 
ein ſolches Necht gehabt haben; eine Fortdauer der älteren Stänbeverfaffung ift 
aber ſchon zufolge Bunbesbefchluffes von 1823 Leinenfalls anzunehmen geweien. 
Den durch die neueren Gelee von 1831 und 1834 geſchaffenen Provinzialftänden 
von Schleswig und Holftein ift eine Har beftimmte Befugniß jener Art nicht 
übertragen worden.” 

Das rechtliche Outachten des Kronfyubicats geht demnach dahin: 

baß das Thronfolgegeleg von 1853 die Erbfolge ben Herzog- 

tbümern gegenüber in rechtsgültiger Weife geregelt bat, 
und ferner 

daß durch ben Frieden vom 30. October 1864 König Chri— 

fian IX. die ihm gebührenden Rechte an den Herzogthümern 

auf die Kronen Preußens und Defterreihs übertragen hat. 


Ebenſo entichieben wie ven Herzogtblimern gegenüber nimmt das Kronſyn⸗ 
dicat das Recht der freien Verfügung für Preußen und Defterreich auch gegen- 
über bisherigen Erbberedtigten an. 

Es fteht fe, jagt das Gutachten, daß nach dem Tode bes vorigen Königs 
von Dänemark der beftimmte Nachfolger als König Chriftian IX. den Thron 
beſtieg, — daß berfelbe in den Beſitz aller von feinen Borfahren vegierten Lande 
eingetreten ift und bie Regierung barin, namentlich in den Herzogthlimern über- 
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nommen bat. Protefte, Bewegungen unb Eibesveriweigerungen, bergleichen in 
Holftein vorlamen, konnten dem tbatfächlichen Beſitzſtande bes Könige leinen Ein- 
trag thun; ebenjowenig bie Proclamation des Erbprinzen von Auguftenburg aus 
loß Dolzig. Diefe Einſprüche konnten das Beſitzrecht bes Könige zu einem 
ftreitigen machen, den Beſitz felbft hoben fie nit auf. Der König war unt 
blieb alfo der Repräfentant und Inhaber der däniſchen Monardie. 
Bölferrehtlih war dieſe Stellung im Boraus durch Anerfennung 
derjenigen Mächte gefihert, welche den Londoner Bertrag unter: 
zeichnet hatten oder demſelben nachträglich beigetreten waren. 

Wenn Artilel 3 des Londoner Vertrags erllärt, dag bie auf dem beutichen 
Bundesrecht beruhenden Berbinblichleiten bes Königs von Dänemark gegen ben 
beutfhen Bund in Betreff der Herzogthümer Holftein und Lauenburg burd ben 
Bertrag keine Aenderung erlitten, fo follten bamit biefe Verbindlichkeiten allerdings 
auch unter ber neuen Herrichaft gefichert werben, und es fam darauf an, fie unter 
biefer von Seiten bes Bundes zur Geltung zu bringen. Daß es im Angenbiid 
ber Thronbefteigung des jetigen Könige noch nicht dazu geviehen war, made 
ben Bertrag nicht binfällig. Die Verhandlungen barüber fhwebten am Bunte 
Diefer hatte das Recht und bie Mittel, ben Beſchwerden im Wege ber Execution 
abzubelfen. Diejes letzte Mittel war noch nicht verfucht und ſomit bie Berlehung 
der Bundespflichten des Könige noch nicht außer Zweifel geftellt. Erf dann aba 
hätten bie Unterzeichner des Londoner Bertrags fi zum Rücktritt von bemielben 
befugt halten Dürfen. 

Defterreih und Preußen haben biefen Stanbpunlt gewahrt. Sie haben fs 
lange, als noch Ausfiht blieb, die Einwenbungen in Betreff der Herzogtbiimer 
zu befeitigen, an dem Bertrage von 1852 hen Erf als dieſe Aus⸗ 
fit verfhlojjen ward, haben fie die Hand an das Schwert gelegt 
und fih demnächſt bei der Londoner Konferenz, dem letzten Ber- 
ſuche einer gütlihen Beilegung, für volllommen frei von aller 
Berpflidtungen, bie aus bem Londoner Bertrage gefolgert werben 
tönnten, unb für beredtigt erklärt, jebe andere Feſtſetzung ir 
Betracht zu ziehen. 

Dagegen ift leineswegs von den beiben verbünbeten Mädıes 
ober auch von einem anderen Mitunterzeihner des Londoner Ber- 
trag® der Auffaffung Raum gegeben, ale wäre der Bertrag ver 
Anfang an nichtig oder das Thronfolgegejeg von 1853 an und für 
jih ungültig gewejen. 

Somit ftehbt der Eintritt König Chriftians IX. in den ganzen Bes der 
Monarchie außer Zweifel. Der gegen ihn unternommene Krieg aber iR burde 
ebrlihen Friebensichluß beendigt worben: dieſer Friedeneſchluß if nur- 
mebr maßgebend nicht blos zwiſchen ihm und ben beiden verbün 
deten Mächten, fondern aud gegen Dritte. 

Jeder Krieg unter europäifchen Mächten iſt eine welthiftorifche Begebender: 
mit vielfachen Rückwirkungen aud auf Andere als die Kriegführenden. Lepgterr 
ſetzen dabei fich felbft, ihren Beſitz, ja ihr eigenes Dafein in bie Wagſchale Des 
Kriegöglüdes, deſſen Verlauf Riemand zuvor berediuen kann. Jedes Rechttrer 
bältniß unter den Kriegemächten und zwiſchen ihren ändern wird bis zur Wieder 
herſtellung des Friedens gelöſt. Der Krievensichluß allein wirb für ben weiter 
Befitftand maßgebend und if gegen Jedermann gültig. Beeinträchtigt oder ge 
führbet ein Krieg die Rechte Dritter, fo mögen fie dazwiſchen treten, Si er 
fordern ober auch hinterher nach dem Friedensſchluſſe auf völlerrechtlichem Bege 
die Anerkennung ihrer Rechte durchzuſetzen ſuchen. Bon ſelbſt aber verſteht Fu 
die Anerlennung der Rechte Dritter für ben Eroberer eines feindlichen Lünder 
beſitzes leineswegs, — auf keinen Fall auch die Fortbauer bisheriger Erbrechee 
Noch Niemandem ift baber bie jetzt eingefallen, zu einem Friedensſchluß uk ;= 
den bamit erfolgenben Abtretungen bie Zuſtimmung felbft ber bereite 1 = 
Regterungsnachfolger zu verlangen. Der Souverain allein fchließt den Hracter 
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ale Vertreter des Staates; ber Friede ift das Nothgeſetz, um ans ben Gefahren, 
Zufälligleiten und VBeichwerben bes Kriegeftandes herauszulommen, und jeber an 
dem Staate Betheiligte bat ſich ihm zu unterwerfen. Dies gilt auch von den 
Friedensverträgen eines Souverains, deſſen Recht befiritten wird; denn er iſt der 
jeweilige Träger und Vertreter bes Staates. 

Dielen Anſchauungen entipricht das allgemeine Herlommen unter ben euro» 
pälden Staaten. 

Darnach ift von dem Kronfundicat angenommen worben: 

baß Preußen und Defterreih bei der Berfügung Über die 

Herzogthümer nicht verpflichtet find, anderweitige Erban- 

fprüde anzuerlennen.“ 


Die Erbanjprüde des Prinzen Friedrid von 
Auguftenburg. 


„Das Preußifche Kronſyndicat hat bie Erbanfprüche bes Prinzen von 
Auguftenburg beflimmt verneint. 

Es bat die Herleitung eines bevorzugten Anſpruchs ber Auguftenburgifchen 
Einie auf das Ganze ber Herzogthümer aus dem Erftgeburtsrechte für unbegründet 
erflärt. Bei der Erörterung biejer und ber bamit zufammenbängenden ragen 
handelt es fich jedoch um fo ſchwierige und werwidelte Rechtsverhältniſſe, daß es 
ohne eine gelehrte Rechtslenntniß kaum möglich ift, der Unterſuchung im Einzelnen 
genau zu folgen. 

Für Die gegenwärtige thatfächlihe und rechtliche Lage ber Angelegenheit aber 
it ein Punkt von hervorragender Bebeutung, welder zugleich dem allgemeinen 
Verſtändniß näher liegen bürfte, — nämlich bie im Jahre 1852 unter Preußifcher 
Bermittlung erfolgte Vereinbarung zwiſchen ber bänifhen Regierung unb bem 
Herzog Chriſtian Auguft von Auguftenburg, Vater des Erbprinzen Friedrich. 

Am 30. December 1852 wurde zu —** a. M. eine Acte unterzeichnet, 
in welcher der Herzog von Auguſtenburg Folgendes erklärte: 


1. er cedire und übertrage für ſich, ſeine Erben und Nachkommen ſämmtliche 
ibm zuftebende Gerechtiame an den Auguftenburger Gütern und Beftgungen 
auf Alfen unb auf dem Feſtlande Schleswigs an den König von Dänemarf; 

2. er verpflichte ſich für feine Perſon und Familie, insfünftig feinen Aufs 
enthalt außerhalb ber Königlichen Reiche und Lande zu nehmen, worin er 
und feine Nachkommen felbftverftänblih fein Grundeigenthum erwerben 
dürfen und follen; 

3. er gelobe und verfprehe außerbem für fih und feine Familie 
bei Fürſtlichen Worten und Ehren, Nihts, woburd bie Ruhe 
in des Königs Reihen und Landen geftört oder gefährdet 
werbeu könnte, vornehmen, ingleihen den von Seiner Ma- 
jetät in Bezug auf die Ordnung ber Erbfolge für alle unter 
Deijen Scepter gegenwärtig vereinten Lande oder bie Ein- 
rihtungen ber Mouarchie gefaßten ober künftig zu faſſenden 
Beihlüfjen in keiner Weile entgegentreten zu wollen. 

Dagegen ertbeilte der König von Dänemark für fih und feine Erbnachfolger 
die nachfolgenden Verſprechungen und Zuficherungen: 
eine Zahlung von 1,500,000 Speciestbalern als Fideicommiß, zahlbar 
nt 4 Procent Zinfen in bafbjährigen Raten von 75,000 Speciesthalern, 
jo daß das Ganze zu Johannis 1865 abgezahlt jet; 


bie Uebernahme gewilfer Schulden, Benflonen x. 

Um Sciuffe heißt es: 

„Wir geloben und verfprehen demnach hiermit für Uns, Unfere Erben 
und Nachkommen in bündigfter Weife, daß Wir Unferer Seits alles das⸗ 


Für Biamarck 22 


ferner 


338 
1865. 


jenige, was in obiger Vereinbarung feflgeftellt ift, getreulich erfüllen und 
nie geftatten wollen, daß von ben Unfrigen aufeinige Weile 
bamwider gehandelt oder etwas vorgenommen werbe. 


Chr. Auguft, Hey. zu S. Holſtein.“ 


Unter weiterer Vermittlung ber Preußiichen Regierung kam es noch zu 
einer Zufatvereinbarung. 

Der Herzog wünſchte nämlich jenes Abfindungs- Kapital zum Anlauf eines 
Güter-Compferes in Preußen anzuwenden und biefen zum Fideicommiß zu machen. 
Er legte zu dem Enbe dem Breußifhen Bundestags⸗Geſandten die Entwürfe einer 
von ihm auszuftellenden Erflärung und zugleich einer zuſtimmenden Erklärung 
feiner beiven Söhne, des Erbprinzen Friebrih und beffen Bruders, vor. 

Der König von Dänemark gab auf Grund dieſer Erklärungen unterm 
13. Januar 1853 feine Zuftimmung unter der ausdrücklichen Anführung, daß 
auch die Herren Söhne bes Herzogs ihre Zuſtimmung ertbeilt hätten. 

Erſt 6 Jahre fpäter, am 15. Januar 1859, richtete der Erbprinz Friedrich 
ein Schreiben an ten König von Dänemark, worin er auf Grund bes bamals 
den bolfteinihen Ständen vorgelegten Berfaffungegejeges, fein und feines Hanfes 
Erbrecht zu wahren verfuchte, indem, wie er fagte, fein Vater durch die gegen 
den König eingegangenen Verpflichtungen zum Stillihweigen genöthigt ſei. 

Unterm 16. November und 25. December 1863 aber erließ Herzog Chriftian 
Auguft Erklärungen, in welchen er auf das Erbfolgereht an den Herzogthümern 
zu Gunften feines Sohnes, bes Erbprinzen Friedrich, verzichtete. 

Es fragt fih nun, ob der Erbprinz Angefichts der erwähnten, 
von feinem Bater im 3.1852 eingegangenen Berpflihtungen nod 
ein Erbredt auf bie Herzogthümer gegenüber Preußen und Defter- 
reih, als Rechtsnachfolgern des Königs von Dänemark, geltend 
maden kann. 

Borerfi, fagt das Gutachten bes Kronſyndicats, wird es feinem Zweifel 
unterliegen, baß der Herzog im Jahre 1852 eine volllommen gültige Berbind- 
fichfeit übernommen batte, den vom Könige von Dänemark in Bezug auf bie 
Erbfolge für alle dazumal unter feinem Scepter vereinte Lande ober auf bie 
Einrigtungen feines Reiches gefahten oder noch zu faffenden Beichlüffe in keiner 
Weile entgegentreten zu wollen. Wenn barin aud fein ausbrüädlicher Verzicht 
auf das ihm felbft etwa zuftehende Kıbfolgerecht lag, fo entjagte ber Herzog doch 
damit jeder Geltenbmahung eines ſolchen echtes gegenüber der vom Könige 
demnächſt getroffenen Verfügungen über bie Erbfolge, — ed war eine austrüd- 
fihe Erflärung der Zufiimmung zu jenen Berfügungen. Die Form des eigent- 
fihen Verzicht wurbe nicht gewählt, weil der Auguftenburger Linie Seitens Der 
däniſchen Regierung ein Erbrecht überhaupt gar nicht zugeflanben wurde, weeba!b 
ein Berzicht weber nöthig, noch zuläffig erichien *); Dagegen wurde durch jenen 
Vertrag Borkehr gegen jete tbatfächliche Beeinträchtigung der Anordnungen bes 
Königs getroffen. 

Herzog Ehriftian Auguft konnte demzufolge aud fein Erb- 
recht niht dem Sohne Übertragen, um es gegen bie vom Könige 
von Dänemark getroffenen Berfügungen wegen ber Erbfolge gel- 
tenb zu machen; infoweit Dies durd den im Sabre 1863 erfolgten 
Verzicht zu Gunſten des Sohnes dennoch beabfihtigt war, lag 
barin eine Verletzung bes feierlih geſchloſſenen Vertrages ven 


®) Der damalige bäniiche Minifter erflärte am 21. März 1853 im Reicht rath austrädiub: 
die däniſche Regierung babe die Erbanprüche der Auguftenburger niemals anerkannt, — fie bee 
es deshalb auch unter ihrer Würde gehalten, einen fürmlichen Verzicht von ſolchen nicht ancrlarnten 
Rechten zu verlangen; fie babe bei dem Bertrage in Betreff der Auguftenburgifchen Vefigungen c® 
nur eben fir niüglich gehalten, in denfelben eine Berpflichtung für ten Herzog und feine gemilie 
—— die es ihnen unmöglich mache, den Anordnungen bes Könige wegen ver Erbiolge cat⸗ 
gegenzutreten. 
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Preußen und Oeſterreich aber haben feine anderen Erbrechte anzuerkennen, 
al diejenigen, welde ber Krone Dänemark gegenüber geltend gemadt werben 
Ionnten. gen biefe aber fonnte Herzog Ehriftian Auguſt keinerlei Anfprüche 
anf die Herzogthlimer erheben; er hat fich ſchlechthin ber feftzuftellenden Exbfolge- 
ordnung unterworfen. 

Be nun den Erbprinzen Kriedri anbelangt, fo ift es felbfiverfänblich, 
daß er nicht etwa das ruhende Erbrecht jeines Baters an beffen Statt ausüben 
kann, ba dieſer e8 felbft nicht ausüben darf. Es fragt fih nur, ob ihm ein 
eigenes Erbrecht für feine Perion gegenwärtig zuftehe. 

Das Kronjyndicat beftreitet Die Fortdauer eines eigenen Erb- 
rechts des Prinzen Friedrich. 

Die Frage, ob nicht der Prinz durch die von jenem Vater üübernommene 
Berpflihtung ſchlechthin gebunden fei, hält das Kronſyndicat nad dem in Schles- 
wig- Holftein geltenden Recht nicht für zweifellos. 

Ein entjcheidendes Gewicht aber wurde nachfolgenden Erwägungen beigelegt: 

Herzog Chriftian war bis zu jenem Bertrage von 1852 in Folge feines 
Verhaltens und in Folge ber Ereignifje thatfächlih völlig aus dem Beſitze feiner 
ganzen im Reiche der däniſchen Monarchie befindlichen Habe gefetst und gegen- 
über der bänifchen Regierung jedes Rechtsanſpruchs beraubt geweſen. Lediglich 
durch Bermittelung der preutiichen Regierung, alfo auf völferrechtlichem Wege, 
bat er erlangt, daß ihm gegen bie Abtretung aller Geredhtfame an ben früher 
Anguftenburgifchen Gütern, gegen das Verſprechen, feinen Aufenthalt außerhalb 
des däniſchen Reiches zu nehmen und bariı fein Grunbeigenthbum zu erwerben, 
enblih auch gegen die Zujage unbebingter Unterwerfung unter bie Feſtſetzung in 
Betreff der Erbfolge, — eine Geldabfindung gewährt worden if. Alle bieje Ber- 
findlichleiten aber, weldhe ein Ganzes bilden unb wobei fidh bie flaatsrechtliche 
Seite nicht von ber privatrechtlichen trennen läßt, hat ber Herzog nicht blos für 
fh, foudern aud für feine Erben und Nachkommen oder für feine Perſon unb 
feine Kamilie übernommen. Sie waren die Bedingungen ber Wiebereinjegung 
der Herzoglichen Familie in ihre Privat-Vermögensredhte. Bei Ordnung folder 
Berhältniffe muß ſchon der Wille des Familienhauptes genügen. Für ben Erb» 
vrinzen Friedrich aber find zubem bie perſönlichen Verpflichtungen feines Waters 
für fiıh und feine Familie um fo verbindlicher, als er, ber Erbprinz, laut bes 
oben Mitgetheilten, durch eine ausdrückliche Erklärung die Zuftimmung zu ber 
von ſeinem Bater beabfichtigten Anlage des Abfindungskapitals ertheilt hat, was 
nicht geſcheben fonnte, ohne die auf dieſem Stapital haftenden, für die Er- 
langung beffelben übernommenen Yamilienverpflihtungen anzuerkennen. 

Demzufolge geht die gutachtlihe Entſcheidung des Kronſyndicats dahin, 
daß ber Erbprinz von Auguftenburg weder gegenwärtig an Stelle 
ſeines Baters, noch auch nad dem Ableben feines Vaters ein be- 
porzugte® Erbrecht auf die Herzogtbümer in Anfpruh zu nehmen 
abe.“ 


Aue Agitationn in Holen und am Kunde. 


5. September. Verkündigung des Gafteiner Vertrags in den 
Herzogthümern. 

6. September. Eingabe Schleswig: Holiteinfcher Ständemitglieder 
an die Bundesverfammlung. 


.... Die unterzeichneten Abgeordneten haben es für ihre Pflicht gehalten, 
femjenigen, was in dieſem Augenblid bie Herzen ber Benöflerung leswig - 
22 * 
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Holfteins in einer an Einftimmigleit grenzenden Mehrzahl bewegt, einen Austrud 
zu geben. Sie find ber feften Ueberzeugung, daß das gefchieht, wenn fie Namens 
des Landes Proteft einlegen gegen bie dem Lanbesrechte aumwiberlanfente 
Trennung ber Herzogthlimer Schleswig - Holflein; wenn fie mit Entidyichenbeit 
forbern, baß das Land in feiner Vertretung über feine eigenen Angelegenheiten 
gehört werde, unb babet erklären, daß fie jede Abmachung, welche ohne Mir 
wirkung der Landesvertretung getroffen würbe, ale nicht zu Recht beftebent 
anfeben; und wenn fie noch einmal laut und feierlich es ansjpreden, 
baß fie nur in bem Herzog Friedrich von Schleswig-Holftein beu 
beredtigten Lanbesherrn erlennen. Unter Hinweifung auf das Gefagte 
fielen bie Unterzeichneten ben ebrerbietigften Antrag: Eine hohe Bunbesverfamm- 
lung wolle dahin wirten, daß das Recht unſeres Lanbes ohne weiteren Verzug 
feine Anerkennung finde. 


8. u. 13. September. Beitritt der Delegirten der Schleswig⸗Hol⸗ 
fteinschen DBereine und des zu Neumünfter abgehalten 
Stäbtetaged zu der Eingabe der Ständemitglieder. 


General von Manteuffel zum Gouverneur von Ele: 
wig, Feldmarjchalls Lieutenant von Gablenz zum Gtatt: 
halter von Holftein ernannt. 


1. Dftober. Abgeordnetentag in Frankfurt a. M. 


Refolutionen der Verſammlung. 


I. Die Berfammlung beichließt unter Aufrechthaltung ber einſtimmigen Er- 
Härung vom 21. Dezember 1863: 1) Das Selbfibeftimmungsredht bes ſchleewig 
bolfteinichen Volkes ſchließt jebe Vergewaltigung beffelben und jebe Gnticheibung 
über fein Schidfal ohne freie Zuſtimmung der Vertretung bes Landes ans. Der 
Gaſteiner Vertrag verlegt auf bas Tieffte alle Rehtsorkunn; 
uub Rechtsſicherheit in Deutſchland und brobt ber in jeder Form ver 
berbfihen und unter allen Umſtänden abzuwehrenden Einmiſchung bes Auslandet 
in rein beutihen Fragen einen Vorwand zu geben. Er wird als Recdtebrzd 
von der Nation verworfen und ift namentlich für die Herzogthümer in kize 
Weiſe vechtsverbinblih und giltig. 2) Das Selbſtbeſtimmungsrecht ber Herzoz 
thümer ift nur beſchränkt durch bie höheren Intereffen Deutichlandse. 3) Die vom 
engeren Ausschuß der Schleswig - Holftein » Vereine vom 26. März b. 9. in Berlir 
zu Qunften Prenßens gebotenen und in ber Delegirten - Berfammlung vom 19. Bra. 
beftätigten Zugeftändniffe fowie bie in der Eingabe ber holſteinſchen Etäntemt 
glieder an den deutſchen Bunb vom 6. Sept. I. I. ausgefprodhene Geneigtbeit ı2 
Eonceffionen an Preußen find ein unbeſtreitbares Zeugniß der Opferwilhgle: 
ber Herzogthlimer. II. Gegenüber dem bisherigen Borgeben ber Regierungen ver 
Defterreih unb Preußen erklärt die Verſammlung es als heilige Pflicht ber dex:- 
{hen Volksvertretungen, insbefonbere des preugifcen Abgeorbnetenbaufes, Für 
die verlegten Rechte der Herzogtbümer, für die Berufung ibrer 
Bertretung unb für bie jofortige ſtaatliche Conftituirung Edies- 
wig-Holfleins entihieden und ohne Berzug einzutreten umb um 
ihre eigenen verfaffungsmäßigen echte zu wahren. Die VBerfammiung vertram 
auf ben bewährten Rechtsfiun der Bevölkerung ber Herzogthlimer, be ke ri 
und muthig ausharre. Sie erwartet und fordert, daß das ganze beutid: 
Boll den bebrängten Schleswig-Holfleinern treu und kräftig zur 
Seite ſtehe und alle Begenfäge der Parteien unb Meinungen ſchweigen laße. 
welche die Kraft ber nationalen Kundbgebungen nur lähmen, bie Gade ber Leer 
zogthlimer gefährben und flatt zur Kräftigung bes gemeinfamen Beaterlande® zur 
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zu deſſen Zwietracht und Zerriffenheit führen werben. III. Die Verſammlung 
erklärt es für Pflicht ber beutichen Bollsvertretungen: Anlehen oder Steuern, 
weihe die bisherige Politik der Vergewaltigung fördern Könnten, ſind keiner 
Regierung zu verwilligen. 


6.0. 8. Dftober. Identiſche Mahnungen Defterreih8 und 
Preußens an den Senat zu Frankfurt. 


Preußiſche Depeihe an den Geſandten in Frankfurt. 


„Wir batten bis zum letzten Augenblide gehofft, daß der Senat, 
im Bewußtfein feiner Verpflichtungen gegen feine deutfchen Berblndeten 
und eingeben? früherer von uns und & erreich gemachten Borftellungen, 
die am 1. d. Mts. dort abgehaltene Abgeordneten- Berfammlung 
verhindern würde. Leider haben wir uns getäufcht. Wir haben ung von 
Neuem überzeugen müſſen, daß der Senat nichts dagegen bat, wenn das 
Territorium der Stadt Frankfurt zum Ausgangspunkt für unverftändige, 
ja gemeinfchädliche politifche Projekte benützt wird. Solche Nachſicht 
gegen fubverfivde Beftrebungen können wir nicht ferner geftatten. 
ir lönnen es nicht dulden, daß vorzugsweiſe am Sig des Bundes⸗ 
taged auf die Untergrabung beſtehender Autoritäten in den erften Bundes» 
ſtaaten bingearbeitet wird, daß von dort aus Preßerzeugnifle in die Welt 
aisidt werden, welche ſich durch Rohheit vor allen übrigen bervorthun. 
Berlauf des Abgeordnetentaged hat gezeigt, daß die Phrafe in dem 
gebildeten Theile der Bevölkerung immer weniger Anklang findet. Aber 
die Nachficht des Senats bleibt de&halb nicht minder tadelnswerth. Wir 
begegnen uns mit der kaiſerlich Öfterreichiichen Regierung in der Auffaflung, 
ver die Zeieberhalung eines folchen öffentlichen Aergernifies, felbft in der 
Geftalt refultatlojer Belleitäten, nicht geftattet werden darf. ‘Der kaiferlich 
öfterreichifche Vertreter hat den Auftrag, dem dortigen Senate in diefem 
Sinne Borftelungen zu machen. Em. Hochwohlgeboren erfuche ich ergebenft, 
nn Einvernehmen mit Ihrem öfterreichifchen Eollegen, dem älteren Herrn 
VBürgermeifter darliber feinen Zweifel zu laſſen, daß wir und in diefer 
Beziehung im vollftändigen Einverftändniffe mit der Baiferlichen Regierung 
befinden. Ich gebe mich der zuperfichtlihen Hoffnung bin, dag man 
dranffurter Seit? die beiden deutſchen Großmächte nicht in die Lage 
bringen wird, durch eigenes Eingreifen weiteren Folgen unzuläffiger —* 
ſicht vorzubeugen.“ 


16. Oktober. Feſtlicher Empfang des Erbprinzen von Auguſten— 
burg in Eckernfoörde. 

18. Oktober. Schreiben des Generald von Manteuffel an den 
Erbprinzen von Auguftenburg. 


„... Eurer Durchlaucht Fahrt durch Eckernförbe und Aufenthalt in Borbye 
bat ben Charakter einer politiihen Demonftration angenommen. Dergleichen 
ſtören den Frieden des Landes, gefährden die Eriftenzen einzelner Perſönlichleiten 
und verfloßen gegen bie geſetzliche Ordnung bes Herzogthums, für deren Aufrecht- 
haltung ich verantwortlich bin. Ich habe Daher die gemeffenfter Befehle gegeben, 
daß bei ähnlichen Wiedervorlommniſſen mit allen zur Aufrechthaltung ber Öffent- - 
lichen Ordnung und zur Bermeibung weiterer Störung geeigneten geſetzlichen 
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Kiel und nötbigenfalle mit Verhaftung eingefchritten wird. Se. Maj. der 
un. mein allergnäbigfter Herr, haben von alter&ber fo viel Gnade für Eure 
Sundlaußt, Ihres Herrn Vater und beffen ganzes Haus gebabt, daß es mir 
newerttich fein würde, wenn Eurer Durchlaucht Berfon in Verwicklung mit der 
Rolgei des Herzogthums Schleswig geriethen, und ich fühle mich daher gebrungen, 
Sure Durchlaucht von den getroffenen Anorbnnungen in Kenntniß zu jeßen unt 
Sie unterthänigft zu bitten, mich rechtzeitig zu benachrichtigen, wenn Eure Durd- 
taucht Beſuche im Herzogthum Schleswig beabfichtigen, bamit ich bie wätbigen 
Anordnungen treffen Tann, Eure Durchlaucht vor allen perfönliden Unannebu 
lichkeiten möglihft zu wahren. Den Statthalter des Herzogthums Holflein, Feld 
marfhall- Lieutenant Baron Gablenz, babe ich von dem Berialle in Edemiörte 
und Vorbye, wo Eure Durchlaucht die private Stellung, welde Eie im Herzog 
tbum Holftein gegenwärtig einnehmen, beibehalten haben, in Kenntniß gejegt.“ 


25. Dftober. Erklärung ded preußiſchen Staatsanzeigers. 


„Die an die Anmefenbeit deö Prinzen von Auguftenburg in Eden: 
förde fi Inipfenden Vorgänge haben felbftverftändlich da8 Gouvernement 
in Schleswig zu einer ernflen Unterfuhung gegen die Theilnehmer ver 
anlaßt. Durch die Entgegennahme der ihm als Landesherrn dargebradten 
Dpationen hat fi) der Prinz einen landesherrliden Charakter angemaft 
im Widerfpruh mit den gegenmwärigen Autoritäten der Herzogthümer. 
Der Gouverneur machte in einem Schreiben vom 18. October den 
Prinzen auf die Folgen aufmerkſam, welche eine Wiederholung folder 
Borfälle für ihn perfönlih haben müßte. Es ift zu hoffen, daß dar 
ernfte, vom Könige durchaus gebilligte Einfchreiten de8 Gouverneur die 
MWiederlehr von Ujurpationsverfuchen einer unberechtigten Autoriet 
verhindern werde. Sollte der Prinz nochmals ohne Erlaubnik des Königs 
den fchleswig’schen Boden betreten und Anlaß zu neuen Demonftrationen 
darbieten, jo wird feine Berhaftung zu gemwärtigen fein.“ 


29. Oktober. Antwort des Erbprinzen von Auguftenburg an ten 
General von Manteuffel. 


„....Es wirb wohl auf das evibentefte fich berausgeftellt haben, was kr 
bem rein privaten Zweck meiner Reife felbftverftänblich ift, daß bie loyale &r- 
grüßung Seitens der Stadt Eckernförde ohne jebwebe Anregung von weiren 
Seite und im natürlichen Ausdrud lang zuridgebrängter Gefühle erfolgt iR. € 
mag fein, daß bie Aeußerungen folcher Gefühle unterbrüdt werden fonner, — 
bas Gefühl der Anhänglichkeit an das einheimiſche Fürſtenhaus und bie Tem: 
egen bas Recht bes Landes werben fortbeftehen. Um dem Lande biefen unse 
Feöbaren Kampf zu erfparen, gibt e8 ein Mittel, auf welches die Wevällerue: 
Schleswig - Holfteins ein unangefochhtenes Recht befitt, unb deſſen Ergreifung ı€ 
jeberzeit befürwortet habe. Ew. Ercellenz würbe fi die Dankbarkeit aller Eoles 
wig- Holfteiner erwerben, wenn Sie Ihre bevorzugte Stellung bazu Ieuuyer 
wollten, um Se. Majeftät den König, Ihren allergnäbigfien Herrn, zn bewegen. 
bie Berufung einer freigemäblten Landesvertretung herbeizuführen, und derelbe 
zu ihrem Theil die Entideidung über das Geſchick dieſes vielgeprüften Lunter 
anbeimzuftellen.“ 


Replik Manteuff'els. 


„Ich kann auf den Inhalt Ihres Briefes nicht näher eingeben: berie.t: 
enthält einen Rathſchlag. Ich bin nicht in dem Verbältniß, folden von Ex 
Durchlaucht entgegenzunehmen. Ihr Brief enthält ferner den Beweis, deß Er 
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Durchlaucht Über bie VBebentung vorbereiteter Demonftrationen einzelner Partei- 
gänger wie über die eigentlihe Stimmung ber Bevölkerung Schleswige unvoll- 
fommen unterrichtet find. Hierüber wird allein bie Zufunft Ew. Durchlaucht 
uffiären. Wenn Em. Durchlaucht meine Anſchauungen über bie Edernförber 
Sorgänge als nicht richtig bezeichnen, jo muß ich ausfprechen, daß ich Ihnen nicht 
die Berechtigung zuerkenne, mir in biefer. Ausdrucksweiſe zu fchreiben, und baf 
ich dieſen Ausprud auf das Beſtimmteſte zurückweiſe.“ 


Reſolutionen am Bunde. 


4. November. Erneuter Antrag Bayerns, Sachſens und Heſſen⸗ 
Darmſtadts. 

„Hohe Bundesverſammlung wolle beſchließen: an die höchſten Regierungen 
von Oeſterreich und Preußen das Erſuchen zu richten: 1) daß ſie balbigft eine 
aus freien Wahlen bervorgebende allgemeine Vertretung bes Herzogthums Holftein 
berufen, um zur definitiven Löſung ber bezüglich der Eibherzogthlimer noch ſchwe⸗ 
benden Fragen mitzuwirken; 2) baß fie auf die Aufnahme bes Herzogthums 
Schleswig in ben beutihen Bund hinwirken. Zugleich beantragen bie genannten 
Regierungen, baß über diejen ihren Antrag in einer ber nächften Sitzungen ber 
heben Bundesverjammlung abgeftimmt werbe.” 


(Die Bundeöverjammlung lehnt die fofortige Ab» 
ftimmung ab, und bejchließt auf Antrag Preußend und 
Defterreih8, in 14 Tagen über die Behandlung des An- 
traged weiter Beſchluß zu fallen.) 


18. November. Beſchlußnahme über den Antrag Bayerns ır. 
Erklärung Defterreih8 und Preußens: 


„Bereits früher haben die Regierungen von Oefterreih und Preußen 
die Abfiht ausgeiprohen, auf eine Berufung der Ständeverfammlung 
des Herzogthums Holftein Bedacht nehmen zu wollen. Es ift in dieſen 
Intentionen auch jegt eine Aenderung nicht eingetreten, nachdem die Aus- 
übung der Souveränetätsrechte im Herzogtum SHolftein auf Se. Maj. 
den Kaiſer von Defterreich übergegangen iſt, jedoch muß die Wahl des 
Zeitpunttes für die Berufung der Stände nod weiterer Erwägung vor- 
behalten bleiben und kann der gegenwärtige Augenblid als dazu nicht 
geeignet erjcheinen. Seiner Zeit werden die beiden allerhöchſten Regierungen 
gern bereit jein, der hohen Bundesverfammlung, jobald die Sade fo weit 
ediehen fein wird, weitere Mittheilungen zufommen zu laffen. Auf die unter 
Suntt 2. des Antrags geftellte Anjrage wegen Aufnahme des Herzogthums 
Schleswig in ben deutfihen Bund find die beiden Regierungen nur in 
der Page zu ermwidern, daß fie in eine eingehende Erörterung dieſer Frage 
für jegt einzutreten auß maßgebenden Gründen ſich nicht veranlaßt ſehen 
lönnen. Wenn auch nah dem Daflichalten der beiden allerhöchſten Re⸗ 
gterungen der vorbezeichnete Antrag mit diefer Erklärung im Wefentlichen 
ſchon feine Erledigung finden dürtte, fo find gleihwohl die Gefandten, 
mit Rüdfiht auf den Umftand, daR eventuell im Ausſchuſſe ſich die Ge⸗ 
legenbeit weiterer Yeußerung und Erörterung ergeben dürfte, beauftragt, 
die Bermweifung des Antrags nebft diefer von ihnen abgegebenen Erflärung 
be den Ausſchuß für die holſtein⸗lauenburgiſche Berfaftungsangelegeheit zu 

ürworten.“ 
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Bei der Abftimnmmg wird nad) dem Verlangen der 
beiden Großmächte mit 8 gegen 7 Stimmen bie fofortige 
Beihlubfaffung verworfen und die Verweifung an den 
Ausſchuß beichloffen. _ 

Erklärung Bayerns, Sachſens und Heffen- Darm: 
ſtadts nad der Abftimmung. Nach einem biftorifcher 
Rückblick auf die Stellung und Beichlüffe der Bunde 
verfammlung, jchließt die Erklärung: 


„— — Die Regierungen von Bayern, Königreih Sachſen und Großbenxy- 
thum Hefſen verzichten darauf, in eine nähere Darlegung Deffen einzugeben, was 
Seitens ber hoben Regierungen von Defterreih unb Preußen inmittelft geichehen 
if. Es erfcheint ihnen mäßig, daran zu erinnern, daß Schritte geicheben fab, 
welche mehr unb mehr darauf abzielen, die nationale Frage von Schleswig - Hel- 
fein einem tbatfählihen Abſchluſſe zuzuführen, ohne bie Stimme eine 
erbberechtigten Fürſten, ber Herzogthümer jelbft und bes deutſchen Bundes zu börer 
und zur Geltung fommen zu laffen. Wenn bie Mehrheit hoher Bunbesverjamm- 
lung, wie e8 den Anjchein gewinnt, gemeint ift, fich dieſem Berlauf gegenüber, 
wenn nicht ausdrücklich billigend, doch ſtillſchweigend zu verhalten, fo haben tie 

enannten brei Regierungen biefen Mebrbeitsbeichluß, fo tief fie denſelben ibrer 
nnetften Ueberzeugung nach beklagen müſſen, dennoch zu achten, und es flebt wicht 
in ihrer Macht, ihren VBeftrebungen für eine anbere Haltung bes Bundes ten 
gewünſchten Erfolg zu verichaffen. Wohl aber glauben fie, nachdem fie alle ihnen 
nach ber Bundesverfaffung zu Gebot ſtehenden Mittel erfchäpft haben, ſich fe 
ſchuldig zu fein, zu erllären, daß fo ferne und fo lange nicht bem Bunte 33 
einer von der Grundlage bes Rechts ausgehenden Berathung und Beſchlußfaffung 
Ausficht geboten wird, fie ihre Aufgabe und Thätigleit in biefer Angelegenbei: 
innerhalb der Bunbesverfammlung als abgeſchloſſen betrachten und auf eine 
laute und entjhiedene Verwahrung gegen jede diefer Grundlage 
fremde Abmadhung beichränten werben.” 


November und Dezember. Fortgefepte Agitationen m Schlek« 
wig= Holjtein. 

31. Dezember. Rundſchreiben bed engeren Ausjchuffes der 
Schledwig » Holfteinfchen Vereine. 


„Bei der Theilung der Verwaltung, welche der Vertrag von Gaſtein ber- 
beigeführt bat, ift Schleswig leider das traurige Loos zu Theil geworden, tra 
preuß. Gouvernement völlig unterftellt zu werben. Eine ganze Reihe von Mıb- 
regeln, welche ſeitdem in Schleswig ergangen ift, hat bie ſchwere Bedeutung diee: 
Wendung einleuchtenb gemacht. Während Holftein, wenn es and noch immer 
einer verfaffungsmäßigen Regierungsweiſe entbehrt, boch zum wenigften eine 
wohlwollenden Regimentes ſich erfreut, bat das preußiihe Gonvernement In 
Schleswig es fih zur Aufgabe gemacht, wenn nicht das Rechtsbewußtſein des 
Volles, jo doch mindeſtens jede Manifeftation deffelben mit Gewalt zu erfiden. — — 
So hat die kurze Zeit von kaum 3 Monaten bereits zur Genlige be 
in welder Weiſe das preuß. Gouvernement die Regierung in einem Lante 2 
führen gebeuft, deſſen Rechte zu ſchützen nach ber PBroclamation des Gemmun- 
direnden ber allüirten Armee ber einzige Zwed fein follte, zu welchem bie Orch 
mãchte die Waffen ergriffen. Wie ſchwer inbeffen auch dieſe Maßnahmes det 
Herjogthum Schleswig treffen, wie tief wir es auch beklagen mögen, daß ber Be- 
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völlerung Schleswigs nach fo harten Prüfungen flatt ber verheißenen Freiheit 
nur neue Bebrüdungen zu Theil werben, und wie bitter wir es namentlich em⸗ 
pfinden möüffen, daß das Anjehen Deutſchlands in fchwerfter Weiſe geihäbigt wirb 
durch ſolche unwürdige Berfehrung des Zmeds, für welchen unter begeifterter 
Zuſtimmung ber ganzen beutfhen Nation ber Krieg gegen Dänemark begonnen 
worden, fo mwirb es doch immerhin als ein Gewinn erachtet werben müflen, baß 
nunmehr zum wminbeften über die Zwede wie iiber bie Mittel ber preuß. Politik 
irgend welche Täuſchung nicht mehr obwalten fann. — Wenn dennoch nicht bie 
wenigften preuß. Preßorgane, und unter ihnen ſelbſt folche, welche im Uebrigen 
ber Sache ber Freiheit und bes Rechts zu dienen behaupten, fich alles Bflicht- 
gefühls bereits joweit entichlagen zu haben fcheinen, daß fie die beregten Alte bes 
preuß. Gouvernements hinnehmen, ohne fi auch nur gemüffigt zu finden, bie 
Ehre des preuß. Volls gegen jede Mitverantwortlichleit nachdruücklich zu wahren, 
fo dürfen wir uns um fo mehr ber Hoffnung getröflen, daß bie demnächſt wieder 
zufammentretende preuß. Vollsvertretung an ihrer Stelle einer Aufgabe fich nicht 
entziehen wird, die nunmehr mit größter Dringlichkeit an fie herantritt, und daß 
gleichzeitig im übrigen Deutſchland man fih nit am einer bloßen Verur⸗ 
tbeilung ber preuß. Politik genügen laffen, ſondern auch die Nothwendigkeit ex» 
fennen wird, uns nad Kräften zu unterfüben in dem Sampfe gegen 
eine Gewalt, deren freibeitsfeinblider Charakter bereits jegt fo 
offen au Tage tritt. Es kann nicht fehlen, daß die Bevölkerung Holfteins 
fi der Pflicht immer bewußter wirb, im Kampfe für das Recht nicht allein mit 
aller Zähigkeit auszubarren, fonbern auch durch erhöhte Anftrengungen zu erſetzen, 
was durch die Unterdrüdung Schleswigs jet ber Landesſache an thätiger För⸗ 
berung entzogen werden mag. Mangelt es auch Holftein zur Zeit noch immer 
an ber Gelegenheit, durch feine geſetzmäßigen Organe ber Stimme und ben be» 
rechtigten Forderungen bes Lanbes in nachdrücklichſter Form Ausdruck zu geben, 
jo ift doch bei ber gegenwärtigen Lage bie Nothwendigkeit der Berufung einer 
Lanbesvertretung eine fo bringliche, daß, fie noch ferner hinauszuſchieben, felbft 
der weiteft gehenden Bedenklichkeit als eine Unmöglichkeit wirb ericheinen müffen. 
Ihrerfeits wird die Bevölkerung Schleswigs, wie fie dies fhon einmal in 
ſchwerer Zeit befuntet bat, weit entfernt, fi vor ber Gewalt zu beugen ober 
ihren Rechtefinn breden zu laffen, um fo treuer ausharren, als ihr ja gegenwärtig 
fein Zweifel mebr bleiben lann iiber die Zukunft, die fie fich Durch eine Unter- 
werfung unter das bermalige Regiment bereiten würbe. Zahlreiche Zengnifle, die 
uns fortbauerndb aus Schleswig zugehen, laffen Über die patriotifhe Gefinnung 
und den guten Muth der Schleewiger auch feinen Zweifel auflommen. — Iſt 
ber Zweck, zu welchem bie Vereine gegrüubet worden, zur Zeit noch nicht erreicht, 
io bat uns das vergangene Jahr doch bargetban, daß eine Politik, welde 
in bünlelhaftem Uebermutbe die Wege bes Rechts und ber Ehre 
verſchmäht, doch beiallem Machtgepränge nur immer ibre Obnmadt 
blosfegt, und daß ein feftes mannhaftes Nehtsgefühl auf die 
Dauer eine Macht wird, bie früher oder ſpäter aud ben thatſäch— 
liden Erfolg verbäürgt.“ 


37. Bie lebte Konfliktefeffion. 


1866. 15. Sanuar. Eröffnungsrede des Minifter-Präfidenten 
von Bismard. 


Se. Majeftät der König haben mir den Auftrag zu ertheilen ges 


Fr den Landtag der Monarchie in Allerhöcftihbrem Namen zu er⸗ 
nen. 
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In der legten Sigungsperiode ift wie in den Vorjahren in Ermange- 
[ung der nothwendigen Uebereinftimmung der Häufer des Landtages unter 
einander und mit der Krone das in Artikel 99 der Berfafjungs Urkunde 
vorgefehene Etatögefe nicht zu Stande gelommen. Es hat daher audı 
im abgelaufenen Jahre die Staatöverwaltung ohne ein foldhes Geſetz ge: 
führt werden müſſen. 

Die Nahmeifung der Einnahmen und Ausgaben, welche der Finanz: 
verwaltung des verflofienen Jahres als Richtſchnur gedient hat, iſt amtlich 
zur öffentlihen Kenntniß gebracht worden. 

Der Staatshaushalt3-Etat für das laufende Jahr wird dem Lant- 
tage unvermweilt vorgelegt werden. Aus demfelben werden Sie die Ueber- 
an, daß unfere Finanzen ſich fortdauernd in günftiger 

age befinden. 

Die Tage der Finanzen geftattet es, den Gerichtäkoften- Zufchlag all- 
— ermäßigeu, um ihn nad Verlauf weniger Jahre ganz wegjallen 

u laffen. 

Die wirthfchaftlihen Zuftände des Landes find im Allgemeinen ala 
befriedigend zu bezeichnen. 

Durch die erorbmmg vom 10. November v. J. if die Königlice 
Anordnung, durch melde die Bildung der Erflen Kammer zu erfolgen 
hatte, zum Abſchluß gebradt, und find dem Herrenhauſe die feiner 
Stellung im Staatdorganismus entfprechenden feiten und nicht anders 
ala durch Geſetz abzuändernden Grundlagen gegeben worden. 

Nach mehrjährigen fruchtlo8 gebliebenen Verhandlungen über Geſetzes⸗ 

vorjchläge, welche eine Erleichterung und Abkürzung der Dienjtzeit in der 
—* ſowie eine gerechtere Vertheilung der — — über⸗ 
haupt bezweckten, kann die Regierung Sr. Majeſtät des Königs von der 
Wiederholung ſolcher Vorſchläge für jetzt ein erſprießliches Reſultat nicht 
erwarten. Sie wird es daher bei den geltenden geſetzlichen Beſtimmungen 
über die Verpflichtung zum Kriegsdienſt einſtweilen belaſſen müſſen. ‘a: 
dem die Regierung dieſe ihr abgedrungene Entſchließung bedauert, bleibt 
fie von der Nothwendigkeit durchdrungen, die jetzige, unter Mitwirkung 
der früheren Landeövertretung ind Leben gerufene, feitvem praktiſch be 
währte und nad) den beftehenden Gejegen zuläffige Einrichtung des Heer: 
—— aufrecht zu erhalten und die dazu nöthigen Geldmittel auch ferner 
u fordern. 
— Wie im Vorjahre, jo hält auch jetzt die Regierung Sr. Majeflät 
des Königs an dem DBeftreben jeft, die ſchnelle und kräftige Entwidelun; 
der preußifchen Seemacht zu fördern. Yür die Gründung angemefjener 
Hafen» Etabliffements, für die Beichaffung von Sailfen und deren Be: 
waffnung bleibt die Verwendung außerordentliher Mittel unerläßlic. 
Ein desfallfiger Gejegentwurf wird daher dem Landtage von Neucm 
vorgelegt werden, zumal durch die inzwilchen erfolgte Regelung der Be⸗ 
figverhältniffe von Kiel die mefentlichjten der im vorigen Fahre der Bor: 
lage entgegengeftellten Bedenken ihre Erledigung gefunden haben. 

Die Beziehungen Preußens zu allen auswärtigen Staaten find br 
Triebigenber und freundfchaftlicher Natur. 

achdem dur den in Bajtein und Salzburg abgefchlofienen Ber: 
trag Se. Majeftät der Kaiſer von Oeſterreich Seinen Theil an den 
Souverainetätsrechten über das Herzogthum Lauenburg an Se. Majeflät 
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den Köonih abgetreten hat, ift daffelbe mit der Krone Preußen vereinigt 
worden, und e8 ift der Wille Sr. Majeftät, dieſes geraogthum alle 
Vortheile des Schutzes und der Pflege, welche diefe Vereinigung ihm 
bietet, unter —— feiner Eigenthümlichkeit genießen zu laffen. 

Die fchlieglicde Enticheidung über die Zukunft der anderen beiden 
otbperzogtbüner ift in demfelben Bertrage einer weiteren Verftändigung 
vorbehalten; Preußen aber hat in dem Beſitz Schleswigs und der in 

(fein gewonnenen Stellung ein ausreichendes Pfand dafür erhalten, 
dag diefe Entjcheidung nur in einer den deutichen National» $ntereffen 
ui den berechtigten Anfprüchen Preußens entiprechenden Weife erfolgen 
werde. 

Geftügt auf die eigene, durch da8 Gutachten der Kronſyndici be- 
ſtärkte rechtliche Weberzeugung ift Se. Majeftät der König entfchloffen, 
dieſes Pfand bis zur Erreihung des angedeuieten Zieles unter allen 
Umftänden feftzuhalten, und weiß Sich in dieſem Entſchluſſe von der 
Zuftimmung Seines Volfes getragen, 

Um die Ausführung des Kanals vorzubereiten, welcher die Oſtſee 
mit der Nordfee verbinden foll, beabfichtigt die Staatöregierung durch 
eine befondere Vorlage die Mimwirung der Landesvertretung in Anfprud 
zu nehmen. Die Bedeutung, melde dieſes Werk und mit ıhm die Ent- 
widelung der vaterländifhen Seemacht für die Stellung Preußens und 
für deren Verwerthung im Geſammt⸗Intereſſe Deutfchlands hat, verleiht 
der Regierung Sr. Majeſtät des Königs von Neuem die Zuverficht, daß 
bei Erwägung der betreffenden Vorlagen die Meinungeverfchiedenheiten 
über innere Fragen und die Barteiftellungen fi der licht gegen das 
gemeinfame Vaterland unterordnen, und daß beide Häufer des Yandtages 
der Krone einmüthig und rechtzeitig die Hand bieten werden, um die 
fung der nationalen Aufgaben fördern zu helfen, welche dem preußis 
ſchen Staate vermöge feiner Beziehungen zu den Elbherzogthümern in 
verftärftem Maße obliegen. 

Durd die den Hafen von Kiel betreffenden Beftimmungen de8 Ga- 
fteiner Vertrages ift der Fünftigen deutichen Flotte der bisher mangelnde 
Hafen gefichert, umd wird e8 die Aufgabe der preußifchen Landesvertretung 
fein, die Staat3regierung in die Tage zu verfegen, Berhandlungen mit 
ihren Bundesgenofien auf einer Preußens würdigen Unterlage eröffnen zu 
lönnen. 

Im Laufe des verfloffenen Jahres haben Se. Majeftät der König 
in vier Provinzen die erneute Huldigung der Bewohner folder Landes⸗ 
tbeile entgegengenommen, welche vor einem halben Jahrhundert mit der 
preußifchen Monarchie neu bereinigt oder ihr wieder gewonnen wurden. 

Der Geift, in welchem fiberall diefe Jubelfeier begangen worden ift, 
bat Zeugniß gegeben von dem erhebenden Bewußtſein unſeres Vollkes, 
wie — Gott an dem preußiſchen Staate gethan, wie viel fortſchrei⸗ 
tende Entwidelung, wie viel Segen und Gedeiben auf allen Gebieten der 
öffentlihen Wohlfahrt unferem Vaterlande in jenem Zeitraume bejchieden 
war. Mit Begeifterung hat die Bevölkerung jener Provinzen ihre Dank⸗ 
barkeit für das treue, landesväterliche Walten unferer Fürften bekundet 
und von Neuem gelobt, auch ihrerfeit3 die Treue zu halten. In Dank 
gegen Gott und mit dem Gelbbniß, die glüdlichen Auftände aller Landes⸗ 
tbeile auch fernerbin fördern zu wollen, haben Se. Majeftät die erneute 
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welt Funerficht ausgeſprochen, dag ein Band des Vertrauens Gürft und 
Weit für jet und für alle Zukunft umfchließen, und daß über Preußen 
Genes fegnende Hand auc ferner walten werde. 

Die Regierung Sr. Majeflät trägt das Bewußtjein in fih, daß ihr 
der Wille nicht fehlt, ihrem Königlichen Herrn nad diefem Seinem Sinne 
m dienen. Sie lebt der Ueberzeugung, daß bei einer unbefangenen, 
eidenſchaftsloſen und rein fachlichen Prüfung defien, was ihr zu erreichen 
— geweſen, wie deſſen, was fie mit Hülfe der Landesvertretung 
noch erftrebt, genug der Zwecke und Biele gefunden werden müßten, in 
denen alle Parteien fich eins wiſſen. 

Werden Sie, meine Herren, von dem Wunfche getragen, diefe Eini- 
gungöpuntie zu fuchen und feftzuhalten, jo wird Ihren VBerathungen 

egen und Erfolg nicht fehlen. 


4. Februar. Die Lauenburgiſche Angelegenbeit. 


Nede ded Grafen von Bismard bei Berathung des 
Virchowſchen Antraged: die Vereinigung des Herzogthume 
Lauenburg mit der Krone Preußen für rehtsungültig 
zu erklären. 


(Keine „Laften” für den Staat; — Lauenburg fein 
„fremdes Reich“; — die Perjonalunion.) 


Bei Lefung des Kommiſſionsberichts“) habe ich mic zunächſt gefragt, 
warum eigentlih die Herren Untragfteller denfelben Antrag nit im 
vorigen Jahre fon und mit NRüdficht auf den Wiener Friedensvertrag 
eftellt haben, der von der Kategorie der diplomatifchen und militairifchen 
rpflichtungen, wie fie ln find in dem Kommiffionsbericht, ganz 
andere Laſten auf den preußiichen Staat legt, als die Ermwerbung des 
öfterreihiichen Antheil an Lauenburg. Wir haben mit den Rechten des 
Königs Chriftian an Schleswig zugleich die landesherrlichen Pflichten in 
Bezug auf Schleswig übernommen. 
enn es Ihnen gelänge, die Erwerbung Lauenburgs rädgängig zu 
machen, fo würden Sie dadurch den preußifchen Staat von feiner einzigen 
Laft befreien. Die — Lauenburg zu ſchützen, bliebe uns als Bundes⸗ 
pflicht eben ſo obliegend, wie es vor dieſem Arrangement der Fall ge⸗ 
weſen iſt. Dagegen würde ſich Ihnen in dem Beſtreben, den preußiſchen 
Staat von Saften zu befreien, ein viel weitere8 und fruchtbareres Feld 
eröffnen, wenn der Wiener Friede von Ihnen in Frage geftellt wärde. 
Dann würden Sie in der That unfere Diplomatie von erheblichen Ber 
bindlichteiten, unfer Militair von erhebliden Leiftungen befreien. Sie 
würden eine ernfte und ſchwierige Frage einer leichten Löſung entgegenführem. 
—8 Dänemart „is „ieber Im A 8 ee i 
an den ogthümern bejände, würde es wohl ohne wierigkeit 
mit Oeflerradh verfländigen, und uns blieben ja noch die Lorbeeren der 
Armee, vielleicht auch die Kriegstoften, aber aller Laſten wären wir ledig 


*) Die Rrmmiffion empfahl die Annahme des Birchowicden Antroges in folgender 
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Ich will damit nicht fagen, daß diefe durch den Wiener Frieden 
bedingten Laften der Regierung die Verpflichtung auferlegt hätten, den 
damaligen Bertrag dem Landtage zur Genehmigung vorzulegen. Ich bin 
der Anficht, daß die Laften, deren Art. 48 der Verfaſſung gedenkt, nicht 
folhe find, die vielleicht einmal mittelbar aus den durch einen Vertrag 
geichaffenen Berhältniffen entftehen könnten, deren Uebernahme aber im 
tonfreten Falle ftet8 noch von der freien Entſchließung der Negierung 
abhängen würden, jondern folche, welche durch einen Vertrag unmittelbar 
und expressis verbis dem preußifchen Staate auferlegt würden. Solche 
Laften bat meines Erachtens der Art. 48 im Sinn in den Worten: 
„wenn dadurch“ — alfo durch den Vertrag — „dem Staate Taften aufs 
erlegt werden“. 

Ich erfläre hiermit, daß dem preußifhen Staate Laſten durch 
diefen Vertrag nicht auferlegt worden find. Sollte die Regierung 
dem Staate zummtben, auf rund diejes Vertrages Laften zu übernehmen, 
etwa die zwei Millionen zu zahlen, dann, meine Herren, feien Sie vers 
fihert, daß die Regierung e8 für ihre Pflicht halten wird, Ihnen in ge« 
nauer Uebereinftimmung mit dem Art. 48 der Berfaflung den Bertrag 
vorzulegen und Ihre Zuftimmung nachzuſuchen. Bis dahin aber wird es 
fih, praftifch wenigſtens, nur darum handeln, ob der Vertrag für die 
Kontrahenten, für Seine Majeftät den König und den Kaifer von Defter- 
reich, und für das Herzogthum Lauenburg in voller Rechtsgültigkeit be> 
ſteht. Darüber ift bisher feinem diefer drei Faktoren ein Zweifel beige- 
tommen. Oeſterreich bat die ftipulirte Zahlung erhalten, wir find im 
Defig der öſterreichiſchen Quittung, bad Herzogthum Lauenburg bat 
Seiner Majeftät dem Könige gehuldigt und wird im Namen des Königs 
regiert; Laſten find dabei für Preußen nicht erwachſen. 

Nehmen wir einmal an, Zeit und Umftände hätten es geftattet, 
Ihnen den in Gaſtein gefchloffenen Vertrag vor feiner Ausführung, in 
Betreff Lauenburgs vor der Zahlung vorzulegen, Sie hätten die Ueber⸗ 
nahme der 2 Millionen entweder, wie wir da8 bei Negierungsporlagen 
gewöhnt find, abgelehnt, oder Sie hätten fie an Bedingungen geknüpft, 
die Seine Majeſtät der König Anftand genommen hätte, den Lauen⸗ 
burgern wider ihren Willen auf ujreingent. In dieſer Lage hätte 
Seine Majeftät der König ſich ent offen, um den Vertrag nicht rück⸗ 
gängig werden a laffen, lieber diefe 2 Millionen aus eigenen Mitteln 
zu zahlen; würde dadurch der Bertrag ungültig geworden fein? Ich 
glaube keineswegs. 

Defterreich gegenüber ift der preußifche Staat durch Seine Majeftät 
den König gededt und vertreten, und die Saiferlich öfterreichiiche Regie⸗ 
rung hat weder ein faltiiches, noch ein rechtliches Intereſſe, fi) danach 
zu erkundigen, wo Seine Majeftät der König die Zahlungsmittel, mit 
denen der öfterreichiiche Anjpruch befriedigt worden, bergenommen hat. 
Diefes Rechtsverhältniß ift aber ganz daftelbe, ob die StaatSmittel um 
deshalb außer Spiel geblieben find, weil ihre Bewilligung vom Landtage 
abgelehnt worden ift, oder um deshalb, weil die Regierung fie nicht in 
Anipruch genommen bat. Es bleibt immer die Thatſache beftehen, 
daß dem Staate Feine Laften auferlegt find und der Fall des 
$. 48 nicht zutrifft. 

Einen zweiten Einwand, ſchon nicht gegen die Rechtsgültigkeit des 
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Safleiner Vertrages — denn er ift in feinem ganzen Umfange ange 
fochten in dem Kommiſſionsgutachten —, fondern gegen die Einrichtungen, 
welche Seine Majeftät auf der Baſis biefe Vertrages getroffen bat, ent. 
nehmen Sie aus dem Art. 55 der Berfafiung, indem Sie behaupten, 
Fauenburg fei ein „fremdes Hei.” Sie werden ſelbſt fühlen, weine 
Herren, dag, um dieſe Behauptuug aufzuftelen, Sie ſich gegen den als 
emeinen und gegen Ihren eigenen Spracdhgebrauh auflehnen müſſen. 
Fiemand von Ihnen wird jemald von einem Lippe'ſchen oder Walded': 
ſchen Reich geſprochen haben, geläufig wird aber Jedem von uns der 
Ausdrud fein: das britifche Reich, das ruffifche Neich, das franzöflice 
Reich, fogar das ungariihe, das türkiſche Heich, kurz, wir wiflen ganz 
genau, wie weit wir in der Anwendung diejes Ausdrucks gehen. 


Es ift dies ein fprachlicher Streit; erlauben Sie mir eine jprad- 
liche Antorität anzuführen, die auch Sie anerfennen werden: Schlegel, 
der Ueberjeger des Shalejpeare, war gewiß ein genauer Kenner und vor- 
fihtiger Benuger der einzelnen Worte, ih made Sie auf eine Stell 
aufmerkſam in Heinrich VI. III Theil., 2. Alt, 1. Scene, wo in dem 
Geſpräch der beiden Brüder Eduard und Richard die Begriffe Reich und 
Herzogthum als ganz entidhiedene Gegenfäge und einander ausſchließend 
gegenüber geftellt werden. Wenn Sie die Autorität von Schlegel ver: 
werfen, fo will ih Ihnen nachher noch eine amtlichere anführen. 

Es ift nun die Behauptung aufgemorfen, es ſei gar nicht zu er 
meflen, wo der Begriff „Reich“ anfängt, wie groß ein Staat fein mäfie, 
ebe man ihn „Reich“ nennen könne. ch glaube, e8 iſt ſchon in der 
Kommiffiond-Sigung erwähnt worden, daß dies an gewiſſe Spißfindig 
feiten erinnert, die fi) an die Yrage fnüpfen, wie viel dazu gehören, um 
einen Haufen zu bilden, Spißfindigfeiten, die älter find, als die Eco 
laftifer. Es gab ſchon im Haffifhen Alterthum eine philofophifche Schule 
der Soriten, Cicero nannte ihren Standpunft einen lubricum et pericu- 
losum locum. Ich kann dies auch noch heute ald zutreffend zugeben. 
Durch folde ſprachliche Epielereien wird zulegt bewieſen, daß ein reis 
ein Kind, und ein Kind ein Greiß fei, weil die Grenze der verfchiedenen 
Lebensalter fich nicht feftftellen läßt. 


Ih will Ihnen nun noch eine ernfthaftere Autorität anführen: ich 
meine die deutſche Neichöverfaffung. Dieſes Aktenftüd ift redigirt von 
Leuten, die fich gewiß des Werthes eines jeden deutichen Wortes voll 
tommen bewußt gemeien fein werden. Es ift in der deutihen Reichsder⸗ 
faflung der Unterjchied zwiſchen Rei und Staat, und zwiſchen Reich und 
Land fehr genau und prägnant durdpgeführt, ohne daß man geglaubt hat. 
daß Jemand fiber die fpracdhliche Bedeutung eines jeden dieſer Begriffe 
in Bmeifel fein könnte, daß fie einer Erklärung bedürften. 

Bergegenwärtigen wir und die Epodye, in welcher der heutige Wort: 
laut des Art. 55 entftanden it. Es war die Zeit, wo die lebendigfie 
deutfche Bewegung bier wie in allen deutichen Yändern herrſchte, wo ein 
gemeinſames deutiche® Parlament in Frankfurt tage, wo Alles, was 
deutjch war, fo wenig fremd erfchien, daß preußiſche Militairpflichtige ibre 
Dienftpflicht auf der deutjchen Flotte abjolviren konnten. In diejer Zeit 
der allgemeinen Begeifterung für das in in der Bildung begrifiene deutiche 
Neich wollen Ste nun bebaupten, daß die preußiſchen Geſetzgeber das 
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Bort „fremd“ ala identijch mit „deutſch“ behandelt hätten, da8 Wort 
„Reich“ als identiſch mit einem Ländchen wie Lauenburg! 

Meine Herren, einem anderen Miniſterium gegenüber würden Sie 
das ſelbſt nicht glauben. 

No jegt in dem amtlichen Kirchengebete wird für unjer deutfches 
Vaterland gebetet. Solhen Thatfachen gegenüber können Site mir ein 
deutſches Land nit ala ein fremdes hinſtellen. Mit diefer Auslegung 
verfündigen Sie fi an der deutſchen Sprade, an unferer eigenen deut- 
ihen Nationalität, und die Negierung will fi) der Mitſchuld an dieſer 
Sünde nicht theilhaftig machen. 

Im Uebrigen berriht Seine Majeftät in diefem „fremden Reiche“ 
Lauenburg bereit8 feit dem Wiener Frieden. König Ehriftian, deſſen 
Tispofitionsbefugniß über Lauenburg Sie jegt ſelbſt nicht mehr anfechten, 
hat jeine Rechte an Lauenburg damald Seiner Majeftät abgetreten; es 
iſt jegt nur die Erwerbung der öfterreichifchen ideellen Hälfte dieſer Rechte 
binzugetreten, — die andere befaßen wir jchon. 

Freilich beftreiten Sie Seiner Majeftät den Könige auch den Beſitz 
diejer fogenannten preußifchen Hälfte, indem Sie die Behauptung aufs 
ftellen, fie gehöre nicht dem Könige, fondern dem Staate. “Der Fehler 
diejer Behauptung liegt eben in der Zrennung von König und Staat, die 
in Preußen rechtlich, faktiſch und politifch in feiner Weife durchführbar ift. 

Sie verwechſeln auch in diefem Yalle, wie Ihnen das leider fo 
Häufig paffirt, die belgifche mit der preußifchen Berfaffung. Die preußifche 
Berfaflung hat ziemlich forgfältig die belgifche nadhgedrudt, auch in dem 
Artikel mit den „anderen Staaten“; aber fie hat den Art 78 nicht aufs 
genommen. Der Art 78 der belgischen Berfaffung lautet: „Der König 
hat feine andere Gewalt als diejenige, welche ihm dieje Verfaffung oder 
ein auf Grund diejer Verfaſſung zu Stande gelommenes Gefeg fürmli 
beilegt.“ Diefer Artikel fehlt in der preußifchen Berfaffung, und deshal 
hat Seine Majeſtät der König bei und alle diejenigen früheren Rechte 
der Krone, welche nicht dur den ausdrüdlichen Inhalt der Berfaflung 
oder duch ein auf Grund der Berfaflung zu Stande gefommenes Geſetz 
auf andere Faktoren übertragen worden find. Zu diefen Nechten gehört 
zweifello8 dasjenige, über Eroberungen der Königlichen Kriegsmacht zu 


verfügen. 

Son diejem Rechte hat Seine Majeftät der König in Betreff Lauen⸗ 
burgs Gebrauch gemadt. Die Art, wie dies geichehen ift, hat Ihren 
Befall nit. Sie verwerfen die Perjonalunion; Sie mürden nad) 
einigen Andeutungen des Berichtes fich mit einer Realunion einverflanden 
erflären. Nun liegt das Verhältniß in Lauenburg genau umgekehrt. 

Sollen wir deshalb die Bewohner dieſes Landes, die zuerjt die 
Initiative ergriffen haben, ſich unjeren König als Yandesherrn zu er- 
bitten, vergewaltigen? Meine Herren, da3 kann Ihren eigenen Principien 
nicht entfprechen, und ich weiß nicht, wie Sie aus der Löſung diefes Kon⸗ 
flikts herausfommen mollen; ich gebe Ihnen amtlich) die Verficherung, daß 
die lauenburger kompetenten Yandesvertreter nicht nur, jondern daß ſämmt⸗ 
liche Tauenburger, die mit mir darüber geredet haben, ohne Ausnahme 
mit Sorge einer Inkorporation in Preußen entgegengeblidt haben. - &3 
widerfpricht ohne Zweifel Ihren eigenen Prinzipien, dieſen Gefühlen, 
diefen vielleicht berechtigten Gefühlen Gewalt anzutbun; ich wenigſtens 
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wärde meinen Rath und meine Hand nicht dazu bieten. Wenn es fih 
um das „Db“ noch handelte, dann vielleicht; in Betreff deB „Wie“ aber 
glaube ich, ift es billig, den Lauenburgern freie Hand zu laſſen. 

Vielleicht befinnen fich die Lauenburger fpäter einmal eines Anderen 
— vielleiht wenn einmal in Preußen ein fehr gutes Miniſterium am 
Auder ift, vielleicht werden fie dann dem Drange ihres Herzens nicht 
widerftehen, und dann läßt ſich ja mit ihnen davon reden. 

Was über den „Privatbefig“ und die „Privatdomaine“ im Bericht 
gejagt if, die Seine Majeftät der König in Lauenburg erworben hätte, 
it mir ebenfo unverftändlich geblieben, als wenn mir ein Lauenburger 
davon ſprechen wollte, daß fein Herzog noch nebenher einen Privatbeiig 
in Preuke als König habe. Eines trifft jo wenig zu wie das Andere. 
Seine Majeftät der König ift nicht Privatbefiger, fondern voller Eom 
verain und Landesherr dieſes deutfhen Herzogthums. 

Daß die Perfonalunion dem preußiihen Staate Nachtheil bringe, 
babe ich nicht behaupten hören; ich glaube im Gegentheil, fie bringt ihm 
neh: Bortheile, als ihm die Anwendung des Programms der Februar⸗ 
Bedingungen beifpielömeife in Lauenburg gebracht haben würde, und ih 
glaube, Sie zollten diefem Programme theilweife Ihre Anerkennung. 

Wäre ed nicht, wenn es gelänge, Schleöwig-Holftein zu einer Per⸗ 
fonalunion mit Preußen zu bringen, ein ſehr viel erheblicherer Vortheil, 
als wenn wir blos die Februar Bedingungen dort durchführten? Wäre 
e8 nicht ein Bortheil, der bedeutende Opfer, der einiger Staatslaften 
fogar werth wäre? 

Wenn Ahnen aber, meine Herren, das Syſtem der Perjonalunisn 
nicht gefällt, warum haben Sie e8 nicht früher gejagt? Ich habe ja 
im vorigen Jahre von diefer Stelle die dringendfte Trage, ich Kann wohl 
fagen die Bitte an Sie gerichtet: Aeußern Sie doch Ihre Anficht über 
die Zukunft der Herzogthümer! Ich habe Sie gefragt: Sind Sie mit 
dem Programm der yebruars Bedingungen einverftanden? Wuünſchen Sie, 
daß es abgemindert, daß etwas hinzugejegt werde, ftreben Sie z. B. noch 
der Berfonalunion? Ihre Antwort war ein Schweigen, weldes id 
kaum beredt nennen fann. Sie konnten fich nicht einmal entichliehen, 
darauf zu fagen: Wir beharren bei unjerem Ausſpruch von vor zwei 
Jahren, wir wünſchen nod heut, daß der Prinz von Auguſtenburg im 
die Souverainetät von Schleswig. Holitein eingeſetzt wird. 

Meine Herren! Ich wiederhole diefe Frage heut und in dieſem Jahre 
an Sie. Noch ift es Zeit, zwar nicht über Yauenburg, da ift es zu ipät, 
wohl aber in Betreff Schleswig» Holfteind, da jind Sie noch heut in ber 
Lage, Ihrer Meinung und der des Volles, welches Sie vertreten, Geltung 
a verfhaffen: fo [preden Sie do im Namen des Volles, mat 
Öhre Anſicht über Schleswig-Holfteind Zulunft iſt! 

Intereſſirt Sie diefe Frage gar nit? Sie interpelliven uns ber 
über, Sie legen ung bei jeder Gelegenheit, bei jedem Schritte, den we 
thun, Schwierigfeiten in den Weg; aber Sie verheimlichen Ihre eigen 
Meinung über die Frage jorgfältig. 

Nun, meine Herren, wenn Sie auch in dieſem Jahre barüber 
ſchweigen, dann beflagen Sie fi aud nachher nicht, wenn wir auf Du 
von Ihnen verfchwiegene Meinung feine Rückficht nehmen können. Ja 
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Drange der Verhandlungen, im Drange der Ereigniffe ift nicht immer 
Bet, den Landtag zu berufen und responsa prudentum von Ihnen ein⸗ 
zubolen, und wenn der preußifche Monarch, auf den Sie fi) berufen, der 
große Kurfürft, bei den Zraftaten von Wehlau, Labiau und anderen 
jedesmal vorher, ehe er eine Klauſel unterfchrieb, feine Stände hätte be- 
rufen wollen, dann weiß ich nicht, unter welcher Herrfchaft vielleicht heute 
die Provinz flände, von der unfer Vaterland den Namen trägt. 


Meitere Yeußerungen ded Grafen Bismard im Verlauf 
der Berathung über Lauenburg. 


Meine Seren, Sie willen, ich habe ſchon vorher darauf hingedeutet, 
ih bin kein Redner — ein Borzug, den ich dem Herrn Borredner*) bes 
reitwillig einräume. Ich vermag nicht, mit Worten fpielend auf hr 
Gefühl zu wirken, um damit Thatfachen zu verdunfeln. Meine Rebe tjt 
einfoh und Har, und ih will mich darauf bejchränten, zwei Momente, 
die mir aufgefallen find, als unrichtig hervorzuheben. 

Der Herr Vorredner hat gejagt, wir hätten diefen Krieg mit dem 
Aufmwande des Blutes des preußifhen Volkes und feines 
Geldes geführt. Das beftreite ich nicht; aber nit für Lauen— 
burg, fondern für Schleswig-Holſtein. 

Meine Herren, ich appellire an Ihre eigenen Erklärungen, mit denen 
Sie die Regierung vor zwei Jahren feierlich beſchworen haben: wir haben 
preußifches Blut nicht eingejegt um Gewinne, um Croberungen, fondern 
für die Sache Deutjchlands in Sneanig-Dolftein, und dieſen Krieg 
haben wir glorreich durchgeführt. it den Urſachen des Krieges war 
Lauenburg in keiner Berührung, als daß es zufälligermeife demjelben 
Monarhen wie Schleswig» Holftein gehörte. 

Wir haben nicht um Lauenburg Krieg geführt, und es ift Entftellung 
der Thatfachen, wenn es bier fo dargelegt wird, als fei für Lauenburg 
da8 Blut des preußifchen Volkes gerto en. Das ift einfach unmahr. 

Uebrigen habe ich aus der Rede des Herrn Vorredners nichts 
entnehmen können, als daß er mit einem jehr fcharfen und bitteren 
Accent, ald wenn er dad Härtefte jagt, mas gejagt werden könnte, der 
Regierung vorwarf, Seine Majeftät der König habe aus Seiner Cha- 
toulle Geld gezahlt, um eine vertra ne Pflicht zu erledigen. Worin 
da das Vergeben legt, inwiefern diete einfache Zhatjache den Herrn Redner 
beredtigt, in einem Zone zu fprechen und Yeußerungen zu thun, als wenn 
er über ganz unglaublide, unerhörte Dinge ſpräche, meine Deren, dag 
verftehe ich wirklich nicht. Es gehört eine außerordentliche Gunſt dazu, 
deren der Herr Borredner fih in diefer Derfammlung erfreut, daß Sie 
diefen gar nicht zur Sache gehörigen Bemerkungen Ihren Beifall ſchenken. 

€3 fragt fi) bier nur, ift die Regierung nad) den Artikeln 55 und 
48 der Berfaflung verpflichtet, Ihnen diefen Vertrag vorzulegen? Diefe 
Berpflihtung bat der Herr Redner meines Erachtens richt nachgewieſen; 
er bat geſpottelt über Chatoullezahlungen, über kleine Fürſten; er bat 
geſagt, wir wären am Wendepunkt der deutſchen Sache. Wie weit wir 
damit find, weiß ich beſſer als ber Herr Vorredner, aber was die Cha⸗ 
toullezahlung damit zu thun bat, ift mir vollftändig unklar. 


*) Abgeordneter Gneiſt. 
durſt Bismard. 23 
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Der Herr Vorredner hat gefagt, es hätte im Intereſſe der Regie: 
rung gelegen, die Borlage zu machen. Ya, meine Herren, wenn wir ge- 
wärtigen könnten, daß, fall wir Ihnen eine Vorlage machen, Sie ſie 
mit befounener Würdigung der Intereſſen des Landes, ohne Nebenrüd: 
fihten beurtheilen und erwägen, mit anderen Worten, wenn wir mit 
Ihnen eine glüdlichere Ehe in diefen drei Jahren geführt hätten, dann 
wilrden wir onen auch diefe Vorlage wahrſcheinlich gemacht haben — 
ohne dazu verpflichtet zu fein —; aber wir würden dann auch unjerers 
feit3 die Nüdfichten genommen haben, die wir bei Ihnen vermifien. 

Wenn Sie jede Vorlage nur dazu benugen, um neue Elemente zu 
einer Sceidungsflage diefer Ehe zu fuchen, warum follen wir Yhnen 
Dinge vorlegen, zu deren Vorlegung wir nad) dem Buchflaben der Ver— 
faffung nicht verpflichtet find? Zu diefer find wir nicht verpflichtet, und 
deshalb machen wir fie nicht. Gefälligleiten haben Sie von und mid: 
zu erwarten, — und wir au von Ahnen nicht; alſo wie können Sie 
verlangen, daß wir über unfere ftrifte Verpflichtung hinausgehen? 

Wozu der Farm? möchte ich fragen. Wenn wir von Ihnen eine 
unparteiiiäe, nur das Intereſſe des Landes erwägende Würdigung zu er: 
warten hätten, jo würde ich auch fein Bedenken gehabt haben, die Sadır 
in den Kommilfionen zu vertreten. Was hilft e8 aber, daß ich in bie 
Kommiffionen tomme? Ich habe fein anderes Refultat davon, als daß 
nachher auf der Tribüne bier jeder Satz damit anfängt: der Herr Dir 
nifter= Präfident bat gefagt — und dann kommt Ewas, was ich nicht 
immer glaube gejagt zu haben, oder wenigſtens ift e8 fo aus dem Ju 
ſammenhange geriſſen und entftellt, daß ftundenlange Reden dazu nötk:y 
wären, wenn ich Alles durchgehen und berichtigen wollte, und dazu, 
meine Herren, ift mir meine Zeit und meine Runge zu lieb. Der Her 
Borredner war der Anficht, es fei — ich weiß nicht, ob für die preußijche 
Krone oder für das Land Preußen — nicht nüglich, mit Schleswig: Hel 
ftein in eine Perfonalunion zu treten. Ich konftatire nur, daß die Re: 
ierung dieſe Auffaſſung in dieſem Jahre jo wenig, wie im vorigen theut. 
Die önigliche Regierung ift vielmehr der Meinung, dag bir 
Perfonalunion nit nur für Schleömwig-Holftein, fondern 
auch für Preußens Krone oder Land nüsliher fein würde, 
als die Februar-Bedingungen. 


(Der Kommilfiondantrag wurde mit 251 gegen 44 Stimmen 
angenommen.) 


10. Februar. Die ſchrankenloſe Redefreiheit der Mitglieder des 
Landtages. 


Nede des Grafen von Bis marck bei der Peratbun; 
der Anträge gegen die bezüglichen Enticheidungen des Ober 
Tribunals. 

Meine Herren! Es iſt ſchon vom Herrn Juſtizminiſter darauf bım 
ewieſen, daß nach Art. 86 die Richter unabhängig und keiner anderen 


utorität als der des Geſetzes unterworfen ſein ſollen. Was aber. 
meine Herren, ift dieſer Antrag, den wir diskutiren, anders, als der 
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Verſuch, das höchfte Gericht des Landes der Autorität diefes Haufes zu 
unterwerfen, in vollem direkten Widerfpruch mit diefem Artikel der Ber- 
jaffjung. Hat diefer Antrag ein Biel, fo kann e8 nur dasjenige fein, 
daß das Gericht Ihrem Ausipruche ſich demnächſt fügen, daß es ſich 
danach reformiren folle. 

Wenn ed Ihnen gelänge, diefen Weg mit Erfolg zu betreten, fo ift 
gar fein Grund abzujehen, warum Ste auf irgend einem Punkte Halt 
machen follten. Eben fo gut, wie diefes Erfenntniß des Obertribunals, 
mo Sie in eigener Sache urtheilen, find Sie bereditigt, jedes andere 
preußiiche gerichtliche Erkenntniß vor Ihr Forum zu ziehen, durch Ihre 
Protefte anzufechten. Sie würden auf diefe Weife faktiſch das Haus der 
Abgeordneten als ein Gericht vierter Inſtanz einjegen, und wir hätten 
zwar feine Kabinets⸗, aber doch eine Kammerjuftiz. 

Wenn Ihr Antrag eine rechtliche Begründung hätte, fo wären die 
Mitglieder beider Häujer des Landtages im Beſitze eines Vorrechts vor 
ihren Mitbürgern, wie fie die junterhaftefte Phantafie eines anmaßenden 
Patriziers in feinem civilifirten Lande jemals ſich hat träumen Laflen. 

3 müßte dann Art. 2 der Berfaffung einfach lauten: „Alle Preußen 
find vor dem Gejege gleich, doch haben Mitglieder beider Häufer des 
Yandtags das Recht, ihre Mitbürger zu beleidigen und zu verleumden, 
auch diejenigen Berbrechen zu begehen, die mit Worten begangen werden 
fönnen, ohne daß fie dafür anders ald im Wege der Kammerbisciplin 
zur Verantwortung gezogen werden können.” 

Die rohefte Beleidigung, hier öffentlich ausgeſprochen, wird höchſtens 
für eine unparlamentartsche erklärt. BVergleihen Sie damit die Strafen, 
die auf ähnliche Mohheiten, öffentlich begangen, das Strafgeſetzbuch ſetzt, 
und Sie werden dad Mißverhältniß finden, in dem ſich Ihre Mitbürger 
mit Ihnen befinden. 

Ich babe vergeblih in allen Gefeggebungen nad) einer Analogie 
einer ſolchen Beſtimmung gefucht, wie Sie fie bier praktiſch in Anſpruch 
nehmen — in den deutichen jedenfalls — ich habe fie nicht erjchöpfen 
innen. Mir ift nur eine eingefallen, die Ste hoffentlich nicht werden 
anziehen wollen, die preußifche Gefinde- Ordnung, wenigſtens wie fie 
früher lautete. Ich weiß nicht, ob fie gegenwärtig anders lautet. Da 
heißt e8: „Reizt das Gefinde durch ungebührliches Betragen feine Herrichaft 
zum Born, jo fann es ſich über Injurien, die e8 von der Herrichaft er- 
fährt, befchweren.“ (Huf links: pfui! pfut!) 

Präfident (die Glode gebraudend): Meine Herren! Ich bitte, laſſen 
Sie den Herrn Minifter- Präfidenten doch vollftändig ausſprechen, und 
tehren Sie fi nicht an den Vergleich, der mwahrfcheinlich bevorfteht. 

Graf von Bismard: Der Vergleich liegt mir ganz außerordentlich 
fern, denn Niemand ift weniger geneigt als ich, diefem Haufe ein volles 
Herrenrecht einzuräumen. Sch babe mich nım auf die Thatſache berufen, 
daß ich Feine andere parallele Beftimmung habe finden können, und gan 
ewig find meine Mitbürger eben fo menig wie ich bereit, ihnen dieſes 

enrecht einzuräumen, und noch weniger werden Sie in ihrer großen 
Mehrheit der Meinung fein, daß die Verfafiung es Ihnen beilegt. 

Beſtände ein ſolches Hecht in der Gefeßgebung, dann, meine Herren, 
wäre es eine Schmach für die Geſetzgebung eined civilifirten Landes. 
Dieje Schmach kann nur dadurch vergrößert werden, wenn ein folches 

23% 
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Wecht außgebeutet wird, wenn man daraus fi einen Wall fchafft, um 
ungeftraft Berleumdungen und Beleidigungen in die Welt zu ſchleudern 
gegen Leute, die fih hier zum Theil nicht vertheibigen können. 

Solde Schäden der Geſetzgebung können vergeflen bleiben, jo lange 
gute Sitte fie det. Hierüber, meine Herren, liegt die für dieſes Haus 
— ich darf wohl einen Ausdrud gebrauchen, dem der Abgeordnete Jung 
am vorigen Sonnabend das parlamentarijche Bürgerrecht verliehen hat 
— fo wenig ehrenvolle Thatjache vor, dag, wenn die Beleidigungen von 
Bartigenfe außgingen, dieſelben Beifall fanden, der Beleidigte aber 

ugloß blieb. 
ie — dem Ton, wie er im vorigen Jahre geherrſcht hat, wie er 
geſtern und heute geherrſcht hat, iſt mir unbekannt, daß in irgend einer 
he parlamentarifhen Berfammlung irgend etwaß Aehnliches 
dageweſen i 

s Der Art. 27 der Berfaflung giebt daflelbe Net, das Ste bier m 
Anfpruch nehmen, Ihre Meinung frei zu äußern, jedem Preußen. 
das Necht eines jeden Preußen weniger heilig, als das Recht der Heren 
Abgeordneten hier? Ste werden das vielleicht bejahen; ich verneine es. 

Wenn nun von einem Manne ohne Dibung in jeder Lage bei 
Lebens, in jedem Affekt verlangt wird, daß er ſich die Schranken s 
wärtig halte, die die Ehre feines Nächften fchügen, daß er feine —* 
im Zaume halte und wohl überlege, auch das, was er im Zorn ig: 
dann wollen Sie behaupten, daß der bochgebietende Geſetzgeber, der 
berrfcher des Wortes und feiner Gedanken, der kühne Schiffer auf den 
Sewäflern der Rede, wie wir fie hier haben, außer Stande fei, die 
Klippen zu vermeiden, die das Strafgeſetzbuch bietet? Wenn man dem 
Gebildeten zutraut, die Klippen zu vermeiden, glauben Sie, daß er 
unfähig jet, Feine Meinung zu fagen, daß die Freiheit des Landes unter: 
graben fei, wenn er nicht Ichimpfen und beleidigen kann? Glauben Cu 
das felbft, wollen Sie da8 dem Publikum weiß machen? 

Meine Herren! Iſt das der Zuſtand, der in Dentfchland berridt, 
der in einem feiner Ränder berrfcht, auf deren Berfafiungen Site ſich be 
rufen, in denen aber gejagt ift, daß die Abgeordneten das Recht mid 
gaben, fondern daß fie belangt werden können, wenn fie beleidigen, ver: 
eumden, Verbrechen begehen, die mit Worten begangen werden können? 

Eine Jnjurie, die unter vier Augen gefagt wird, wenn fie bemieier 
werden kann, ift ftrafbar, umd bier Tollen Berleumdungen, wie wir ft 
eftern noch gehört haben, von der Tribüne in die Oeffentlichkeit ge 
* durch den ck in Hunderttauſenden von Eremplaren vermel- 
ältigt werden können, ohne daß fie ftraffällig find, und bemerken <u 
wohl: das ift eine Eigenthümlichleit, die und von England unterfcheide: 
und die der Herr Profeſſor Gneift geftern nicht —* In England 
iſt nicht die Erlaubniß und die Strafloſigkeit, zu drucken, was in dem 
Parlament geſprochen worden iſt, ſobald es nur woͤrtlich übereinflumt. 
im Gegentheil, es beſteht im Grunde das Verbot, jedes Wort zu druder: 
wird es aber dennoch gedrudt, jo kann man dort jede gedruckte Par 
lamentsrede wie jedes Drudwerk behandeln, und kann der Beleidigte vor 
dem Nichter feiner Ehre Geltung verfchaffen. 

Das kann man bei uns nicht, und darum gerade iſt das Recht, bei 
Sie in Aniprud nehmen, bei uns um fo gehäf als in England, wo 
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der Mißbrauch von Aeußerungen noch durch die Sitte im Zaume ge 
holten wird. 

Ih möchte Sie auffordern: danlen Sie mit mir dem Ober-Tribunal, 
daß es und von der Yiltion befreit hat, als ob unſere preußiiche Geſetz⸗ 
gehung mit einem jo erniedrigenden Makel behaftet wäre. 

ie grage, ob fie wirklih damit behaftet war, will ich den Se 
Juriſten überlaflen, zu unterfuchen, ich fege voraus, der Herr Juſtiz⸗ 
minifter bat ſchon darauf aufmerffam gemacht, daß das Geſetz vom 
Juni 1848, deſſen Stelle der $. 84 entnommen, urſprünglich anders 
lautete. Es bieß dort, daß feine Verfolgung ftattfinden könne für die 
von den Abgeordneten gefprochenen Worte und Meinımgen, Diefe Yaflung 
dedte Sie vollftändig, fie deckte & en die Beftrebungen eines jeden der 
zahlreihen Berbredhen, die zum Geil mit harten Strafen bedroht find 
um Strafgefegbuh und die mit Worten diberhaupt begangen werden 
tönnten, von Berrath und Majeftätäbeleivigung herunter biß zu den ge« 
wöhnlichen Injurien. 

Dieſe Faſſung iſt geändert; bei der Aenderung muß man eine Ab⸗ 
ſicht gehabt haben: die „ausgeſprochenen Worte“ find fortgelaſſen, die 
Deckung gegen diejenigen frofbaren Handlungen, die durch Worte be- 
gangen werden lönnen, fällt fort. Ihre Meinung können Ste auch heut 
zu Zage noch mit vollftändiger Freiheit außfprechen, auch wenn e8 volle 
Rechtspraxis in Preußen werden follte, was das Ober⸗Tribunal erkannt 
haben mag, und was Sie und ich noch nicht kenne, was wir Alle aber 
gleichmäßig vermutben. 

Ihre Meinungen können Sie außfprehen, aber Berleum» 
dungen, Beleidigungen find Verbrechen, find feine Meinungen, 
find Handlungen, die im Strafgefeg mit Strafen vorgefehen 
iind, Handlungen von allen drei Kategorien, in die die mit 
Strafe bedrohten Handlungen eingetheilt find, Berbreden, 
Vergehungen und Uebertretungen, und gegen bie golgen diejer 
Handlungen ſchützt Sie das preußifche Geſetz meines Eradtens 
nit, oder follte Sie nit ſchützen. 

Noch eine Yrage nah den Erfolg, den Sie fi von diefem Antrage 
überhaupt verjpredien: eine rechtliche Fönnen Sie unmöglich davon er- 
warten; follte bei dem Einen oder Andern die Abficht zu Grunde liegen, 
mit Hülfe der Gemalt-Agitationen in der Preſſe die preußifchen Gerichte 
einzujchlichtern, dann bin ich ficher, daß diefer Verſuch an dem ehrlichen 
Rechtsſinn unferer Richter ſcheitern muß. 


18. Februar. Zurückweiſung der Refolutionen des Abgeorbneten- 
hauſes. 
Schreiben des Minifter- Präfidenten Grafen v. Bismarck 
an den Präfidenten des Abgeordnetenhaujed, 
„Nachdem das Königliche Staatd-Minifterium von Em. Hochwohl⸗ 
geboren gefälligen Schreiben vom 3.*), dem 10.**) und dem 16. dieſes 


e Betreff Lauenburgs. 
8 In Bench des Oberiribunale « Befcjluffes. 
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Monats *) durch mich Kenntniß erhalten, bat dafjelbe befchloflen, die 
Annahme diefer Schriftftüde abzulehnen, weil die darin mitgetheilten 
Beichlüffe in der dem Haufe der Abgeordneten durch die Berfaflung 
beigelegten Kompetenz nicht nur eine Begründung finden, fondern ver: 
fchiedene Artikel der Berfaffung ausdrücklich verlegen. Das Haus der 
Abgeordneten ift weder berechtigt, einen von Seiner Majeftät dem 
Könige gefchlofienen Staatövertrag für rechtsungültig zu erflären, moch 
richterlihe Urtheilfprüche anzufechten, no den Beamten der Erxehr 
tingewalt Vorſchriften zu ertheilen. Der Beichluß des Haufe vom 
3. dieſes Monats verlegt den Artikel 48, der vom 10. diefe® Monats 
den Artifel 86, der vom 16. diefes Monats den Artikel 45 der Berfaflung. 

Die Königliche Regierung vermag über rechtswidrig gefaßte Beſchlüſſe 
feine amtliche Mittheilung von dem Präfidium des Haufes entgegen zu 
nehmen, und beehre ich mich daher Em. Hochwohlgeboren die überreichten 
Ausfertigungen der Bejchlüffe, betreffend da8 Herzogthum Lauenburg, den 
Antrag des Freiherrn von Hoverbed und die Petition des Herrn 
Claſſen-Kappelmann, wieder zuzuftellen. 


22. Sebruar. Heftige Debatte über das Schreiben des Minifter⸗ 
Präfidenten. 
Allerhöchſte Verordnungen, betreffend die Schliefung und 
vorgängige Bertagung bed Landtags, mitgetheilt durch den 
Miniiter- Präfidenten Grafen von Bis marck. 


I. 


„Bir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2c., haben 
auf Grund des Artilel® 77 der Berfaffungs- Urkunde den Präfidenten 
Unferes Staat3-Minifteriums Grafen von Bigmard-Schönhaufen beauftragt, 
die gegenwärtige Sigung der beiden Häujer des Tandtages Unjerer Mon⸗ 
archie am 23. diefe8 Monats in Unferem Namen zu ſchließen. Wir for: 
dern demnach beide Häufer des Landtags bierdurch auf, zu diefem Zwecke 
an dem gedachten Tage um 1 Uhr Nachmittags in Unjerem Königlichen 
Schloſſe zu Berlin zufammen zu treten.“ 


I. 
„Wir Wilhelm, von Gotte8 Gnaden König von Preußen ıc. 


8. 1. Beide Häufer des Landtages werden hierdurch biß zum Schlufle 
der gegenwärtigen Seffion vertagt. 


$. 2. Unfer Staat8-Minifterium ift mit Ausführung diefer Verord⸗ 
nung beauftragt.“ 
23. Februar. Schluß der Seifion. 
Rede ded Minifter» Präfidenten Grafen von Bismard. 
Die Regierung Seiner Majeftät des Königs hatte den diesjährigen 
Landtag nicht in der Erwartung einer unmittelbaren Löſung des ſchwe⸗ 


*) In Betreff des Kölner Abgeorbnetenfeftes. 
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benden Berfajlungsftreites, aber doch in der Hoffnung eröffnet, daß 
dad im preußifchen Volle lebende Verlangen nad einer Ausgleichung 
auch im der Landesvertretung binreichenden Wiederhall finden werde, 
um das Zuſammenwirken der Staatögewalten zur Herftellung nüß- 
licher Gefege zu ermöglichen und durch gemeinfame Xhätigleit im 
Dienſte des Vaterlandes die Schroffheit des Gegenjages zu mildern, 
in welchen da8 Haus der Abgeordneten zur Krone und zum Herrenhaufe 
gerathen war. 

In diefer Hoffnung hat die Staatsregierung den Yandtag nach dem 
Villen Seiner Majeſtät des Königs eröffnet, ohne ihrerjeits dein Zerwürfniß 
neue Nahrung zu geben, oder die Örundlagen fünftiger Berfländigung zu bes 
einträchtigen. 

Die erfte Kundgebung, welche darauf aus dem Haufe der Abgeord- 
neten erfolgte, war eine Rede feines Präfidenten, in welcher derielbe der 
feindfeligen Stimmung der Mehrheit des Haufes durch grundlofe und 
beraußfordernde Vorwürfe gegen die Regierung Seiner Majeftät des Königs 
Ausdrud gab. 

Diefem Vorgange entſprach die fernere Thätigfeit des Hauſes; fie 
war nicht dem Frieden, fondern dem Streite zugewandt, nidht den Ge- 
ſetzes⸗ Vorlagen, fondern dem Beftreben gewidmet, zu Angriffen auf die 
Regierung den Anlaß auf folchen Gebieten zu fuchen, welde die Landes⸗ 
verfaffung dem Wirkungskreiſe der Vollövertretung nicht überwieſen hat, 
und auf welden die Thätigleit der Abgeordneten deshalb eine unfruchtbare 
bleiben mußte. In diefem Sinne wurde die vom ganzen Lande mit Freuden 
begrüßte Bereinigung des Herzogthums Lauenburg mit der preußiſchen 
Krone und dadurd das verfafjungsmäßige Recht des Königs angefochten: 
Staatsverträge zu fchließen, welche dem Staate Teine Laſten auferlegen. 
In diefem Sinne erfolgte, durch den Beſchluß vom 10. Februar, ein ver- 
faſſungswidriger Angriff auf die durch Artikel 86 der Berfalfungs- Urkunde 
verbürgte Unabhängigkeit der Gerichte, in Verbindung mit dem Berjuche, 
das mohlbegründete Anjehen preußijcher Rechtspflege im Volle zu er: 
ſchüttern und die Ehre eines Richterſtandes öffentlich auzutaften, deſſen 
Unparteilichfeit noch heut wie feit Jahrhunderten unjerem Baterlande zum 
Ruhme gereiht. Durch einen weiteren Beichluß hat das Haus der Ab» 
geordneten den Artikel 45 der Verfaſſungs-Urkunde verlegt und fich die 
Seiner Majeftät dem Könige allein zuftehenden Befugniffe der vollziehenden 
Gewalt beigelegt, indem es den Beamten derjelben Borjchriften in Betreff 
ihrer dienftlichen Pflichten zu exrtheilen unternahm. 

Angeſichts dieſer Uebergriffe mußte die Staatsregierung fich die Frage 
vorlegen, ob von der Fortiegung der Verhandlungen des Tandtaged ges 
deihlihe Ergebniffe für die Wohlfahrt und den inneren Frieden des Landes 
überhaupt zu erwarten ftänden. Seine Majeſtät der König hat die Deant» 
wortung diefe Frage ausgefegt willen mollen, bis die Berathungen des 
Haufes der Abgeordneten über einen Antrag erfolgt fein würden, in welchem 
die vermittelnden Beftrebungen einer Minderheit ihren Ausdrud ges 
funden hatten. 

Der Berlauf diefer Berathungen hat bei der Staatäregierung die 
Beſorgniß nicht zu heben vermodt, dag auf dem vom Haufe der Abs 
geordneten eingejchlagenen Wege das Land ernfteren Zerwürfniſſen entgegen 
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zrüdet amd die Ausgleichung der beftehenden auch für die Zukunft erſchwert 
anriem mürde. 

Um dieß zu verhüten, haben Seine Majeſtät der König befohlen, 
die Sipungen de8 am 15. Januar eröffneten Landtages zu fchliegen. 
In Alerhöhften Auftrage erkläre ich den Landtag der Monarchie für ger 
jloſſen.“ 


38. Verſtimmungen und Verwickelungen mit Vcferreic. 


Januar. Neue Agitationen in Holftein. 


Maffenverfammlung der Auguftenburgifchen Partei 
in Altona. 


23. Januar. Annerions-Adreffe von neunzehn Mitglietem 
der Shleswig-Holfteinfhen Nitterfhaft am ten 
Grafen von Bidmard. 


„Ew. Ere. find — wir begen barüber keinen Zweifel — nicht weniger ::3 
wir von den unberedhenbaren Nachtbeilen durchdrungen, welche bie gegenmärt'se 
Uebergangsperiode, im völligen Gegenfag zu ben wohlmeinenden Abfichten der 
boben Mächte, welche bie Gaſteiner Convention abgeſchloſſen haben, für bie Her- 
zogthümer Schleswig-Holftein nach fich zieht. Wenn dieſelbe Über gewiſſe Srenzen 
hinaus fortbauern follte, fo könnte fie die ganze Zukunft unfers Vaterlands ge- 
fährden. Sie ift in Holftein von Umftänben begleitet, Die mit einem geficherten 
und georbneten Zufland der Dinge unvereinbar find, und beren längeres Fo:t- 
beftehen das Land nad und nad vollftändig demoralifiren wiürbe. 


Wir brauchen dieſe Umftände nicht näher zu entwideln. Sie find En. 
Exc. genugfam belannt. Hochdieſelben werden bie Bedeutung und die Tragwe:e 
von Agitationen volllommen ermefjen, beren ausgeiprechener Zweck als eine ': 
wohl rechtliche wie moralifche Unmöglichkeit erfcheint, die aber in Wirklichkeit and 
andern Zweden ale den angegebenen nicht fremd find, und bie jedenfalls taia 
beitragen, den gefunden Sinn der Bevöllerung und ihr Urtheil über ibre beiligke: 
Intereſſen zu verwirren. 


Wir haben es den augenblicklichen Verhältniſſen nicht angemeſſen finte: 
können, in zahlreicher Verſammlung bie hier augebeuteten Uebelſtände zur Errade 
zu bringen und eine öffentlihe Kundgebung im Sinne ber wabrbaften dechten 
Intereffen der Herzogthümer zu veranlaffen. Wir Endesunterjchriebenen beba 
aber im Bertrauen auf Ew. Erc. bemährtes tiefes Verſtändniß der wahıen 2: 
bürfniffe der Länter und Völler, auf deren Schickſal einen hoben Einfluß auair- 
üben Sie berufen find, beichloffen, Hochdero gütige Vermittlung ganz geberism? 
in Anſpruch zu nehmen, um ben ehrerbietigen Ausbrud unjerer Gefühle ;ı: 
Kenntniß Seiner Majeftät bes Königs zu bringen. 


Wir ſprechen es unumwunden aus, baß wir das Wohl und das Hei: 
unferes Baterlandes nur in deſſen Bereinigung mit der Preuft- 
hen Monarchie erbliden Finnen, und vertrauen ganz ber Weißbeit Seu er 
Majeftät des Könige, daß Allerhöchſidieſelben die dahin führenden Edritte € 
erwählen wiffen, wie auch den bemnächft unter feinem Ecepter verbundenen Landen 
ihre eigentbümlichen Einrichtungen, foweit biefe fi mit dem Gemeinwohl ver 
einigen laflen, erhalten werben. Möge biefes erfehnte Ziel bald — ſebald du 
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Umflände e8 irgend zulaſſen — erreicht werben! Das ift unfer innigfter Wunſch, 
anf daß ber jekige Zuftand ber Ungewißheit und Schwankung bem Lande nicht 
immer tiefere Wunden fchlage!“ 


2. März. Antwort des Minifter- Präfidenten Grafen v. Biömard 
auf die ritterjchaftliche Adreffe vom 23. Sanuar (an den 
Grafen von Reventlow.) 


„Ew. — und den Herren, melde mit Ihnen das Schreiben vom 
23. Januar d. J. an mich gerichtet haben, danke ich im Auftrage des 
Königs, meines Allergnädigften Herrn, für das Vertrauen, welches Sie 
Alerböhfdemfelben durch den von Ihnen gethanen Echritt bewiefen haben. 


Seine Majeftät beflagt mit Ihnen, daß die Uebelftände, welche der 
egenwärtige Uebergangs⸗Zuſtand mit fich bringt, durch Die aufregende 
ätigkeit einer Partei gefteigert werden, deren Anſprüche im Rechte nicht 
negrinbet und mit den Derträgen von Wien und Gaftein nicht vereinbar 
find. Die Königlihe Regierung hat ſich bemüht, durch Verhandlungen 
mit der Kaiferlich öfterreihiichen den durch jene Verbindung gefchaffenen 
Rehtszuftand fiher zu ſtellen und jeder Beeinträhtigung des inneren 
Friedens der Herzogthümer, jeder Gefährdung ihrer Zukunft vorzubeugen. 
Ich hoffe, dag die Erreichung diefes Zweckes ber Weisheit der beiden 
Monarden gelingen werde, in deren Hände der Wiener Friede die Ent: 
ſcheidung über die Zukunft Schleswig» Holfteind gelegt hat. 

Ich babe ſchon früher Gelegenheit gehabt, mich öffentlih darüber 
auszufprechen, daß unter den verjchiedenen Formen, in welchen die Rechte 
Preußen? und die Intereſſen Deutſchlands in den Herzogthlimern ge» 
wahrt werden können, die Bereinigung mit der Dren iſchen 
Monarchie die für Schleswig-Holſtein ſelbſt vortheilhafteſte 
ſei. Das Anſehen, deſſen die Namen der Herren Unterzeichner in Ihrer 
Heimath genießen, giebt der Thatſache, daß Sie mit mir dieſe Ueber⸗ 
zeugung —* ein erhöhtes Gewicht und ermuthigt die Königliche Res 
derung zu neuen Beftrebungen, die Zuſtimmung Oeſterreichs zu diefer 
öjung der fehwebenden Yrage zu gewinnen und fo die Breußifhen von 
der Königlihen Regierung unter allen Umftänden feftzubaltenden An- 
Iprüiche unter Bedingungen zu befriedigen, welche gleichzeitig die Wieder: 
berftellung einheitlicher Verwaltung der Herzogthiimer herbeiführen und 
ihre Wohlfahrt ebenjo wie ihre Sicherheit verbürgen würden... .“ 


20. Zanuar. Preußiſche Borjtellungen in Wien. 


Depeſche des Grafen von Bismard an ben Gefandten 
in Wien Frh. v. Werther. 


„Ew. Ercellenz überfende ich anliegend Abjchrift eines ausführlichen 
Schreibens, welches der Gouverneur von Schleswig, Generals Lieutenant 
Freiherr von Deanteuffel unter dem 14. d. M. an mich gerichtet hat, um 
die Thatfache und die wahre Bedeutung des äfterreichiichen Verfahrens 
in Holftein ins Nicht zu ftellen. 

Die darin zufammenfaflend gegebene Darftellung beftätigt nur meine 
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Auffaflung von der Gefammtlage der Dinge, wie fie mir aus allen einzelnen 
Nachrichten aus den Herzogthümern, über melde ich Em. Ercellenz wieder 
holt Mittheilungen gemacht habe, entgegengetreten ift. Sie ift jo ernfter 
Natur, das ich Em. Ercellenz ergebenft erfuchen muß, diefelbe zum Gegen- 
ftand einer eingehenden Beſprechung mit dem Herrn Grafen von Mens⸗ 
dorff zu machen. Em. Ercellenz werden ihn dabei unbedenklich von dem 
anliegenden Schriftftüd in feinem ganzen Umfange Einfiht nehmen laffen 
tönnen. Bei der Achtung und dem Vertrauen, welche die Perfünlichkeit des 
Generals Lieutenant von Manteuffel mit Recht in Wien genießt, wird die 
Sprache, zu welcher derjelbe ſich genöthigt fieht, nicht verfehlen können, 
einigen Eindrud zu machen. Es iſt aber in der That dringend nothiwendig, 
daß das Wiener Cabinet fidy über die Wirkung nicht täufche, welche fein 
Auftreten in Holftein hervorbringen müſſe. 

Em. Ercellenz wiſſen, welche Hoffnungen erfreulider und wachſend 
annähernder Beziehungen wir an die Convention von Gaftein geknüpft 
hatten. Die erften Früchte des neubelebten Vertrauens zeigten ſich aud 
in der Leichtigkeit, mit der über manche Bunlte, wie die Beſaßungsverhält⸗ 
nilfe von Rendsburg, das Telegraphenweſen und bergl. eine erftändi ung 
erreicht wurde. Wir erwarteten ein ruhiges Fortſchreiten auf dieſem Wege. 
Wie wir jelbit in Schleswig die Berhältniffe zu conjolidiren tradhteten, 
fo glaubten wir, daß auch Defterreih in dem viel mehr als Schleswig 
von Partei-Agitationen durchwühlten Lande Holftein ein feſtes und confer- 
vatives Regiment einführen werde. Es war felbfiverftändlich, daß ein jeder 
Theil in dem feiner bejonderen Verwaltung übergebenen Lande fich nad 
feiner Weife einrichte, aber unter voller Achtung der gemeinfan gebliebenen 
Souveränetätörechte, deren Depofitar ein jeder von beiden für den anderen 
war. Die nothwendige Folge diejes Verhältniſſes war die Abmeifung aller 
egen das gemeinfame Hecht der beiden Souperäne auftretenden Präten- 
ionen der Landeshoheit; — die nothwendige Vorausfegung für ein freund- 
liches Einvernehmen war die Vermeidung jeder Feindfeligkeit des Einen 
gegen den Andern. 

Wir find diefen Grundjägen in Schleswig volllommen treu geblieben. 
Das Regiment des Gouverneurs wird im Rande felbft als ein unparteiifches, 
allen Yractionen der Bevölkerung gegenüber gerechte8 empfunden. Es 
wird den Kaiſerlichen Cabinet nicht möglich fein, irgend einen Act, 
irgend ein Wort des Gouverneurd oder auch nur die Bulaffung irgend 
eines Artikels oder einer Demonftration anzuführen, welche gegen das 
Recht Seiner Majeftät des Kaijerd von Oeſterreich verſtieße. Eben fo 
wenig wird man in Schleswig auf irgend eine zu Tage tretende Yeind- 
jeligleit gegen Defterreich hinweiſen können. 

Wie fteht e8 aber in allen diefen Beziehungen in Holftein? 

Um mit dem legterwähnten Umjtande zu beginnen: Em. Excellenz 
haben ein reiche® Material in der Hand, um dem Herrn Grafen 
von Mensdorff zu zeigen, wie die holſteinſche Preſſe unter voller Duldung 
der Regierung von Shmähungen und Feindfeligleiten gegen 
Preußen überfließt. Dies Liegt fo offen zu Tage, daß es nicht der 
Mühe lohnt, da8 Material, was leicht wäre, noch zu vermehren. 

Diefelbe Preſſe behandelt fortwährend den Prinzen von Auguften- 
burg als legitimen, ja als regierenden Landesherrn. ‘Die immer noch ge 
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duldeten Bereine fegen Demonftrationen und Opationen für den Prinzen 
und die Glieder feiner Yamilie in Scene, melde auf das deutlichfte den 
Charakter der Souverainetät ausfprechen. Durch die Verbindung aller 
diefer Umftände wird die bloße Anmwejenheit und die Hofbaltung des 
Prinzen in Kiel von felbft zu einem fortgefegten Proteft gegen die Bes 
rechtigung der beiden Souveraine. Die Kaiſerliche Regierung aber ſcheint 
u vergeifen, daß diefer Proteft eben fo ſehr gegen das echt Geiner 

ajeftät des Kaiſers von Deiterreich wie gegen das Recht Semer Ma- 
jeftät des Königs von Preußen gerichtet if. daß jede dargebotene und 
angenommene landesherrlihe Ovation eine Berlegung und Beleidigung 
eben fo ſehr gegen den erfteren mie gegen den legteren ift. Sie hat, in 
Anerlennung des Prinzips, dem Prinzen wiederholt fagen lafjen, daß er 
fih nur als Privatmann in Holftein aufhalten könne, aber fie fieht nicht, 
oder will nicht fehen, daß er nicht die Rolle eines Privatmannes, fondern 
die Rolle nicht nur eines Prätendenten, fondern eines fchon legitime 
Hnldigungen annehmenden Landesheren fpielt. Ihre Toleranz für die 
Ausfhreitungen der Prefle und der Vereine ſucht fie unter Vorwänden 
u entfchuldigen, deren Abfichtlichleitt der Freiherr von Manteuffel in 
ine Bericht deutlich zu Tage legt. Wir haben ung in der That niemals 
darüber täufchen können, daß die vorgefchligte Unanmwendbarfeit der foge- 
nannten däniſchen Gefeggebung nicht ernſtlich gemeint fei, da ja ſonſt der 
anze, von Defterreih immer anerkannte Kedtszuftand des Landes, Die 
Berroffung von 1854 und die auf ihr bafirenden Stände, in der Luft 
ſchweben würden. Gilt jene Gefeßgebung nicht mehr, fo gilt überhaupt 
keine, und es bliebe nur ein abfolutes und autofratifches Regiment übrig 
— welches dann freilich der Kaiferlichen Regierung noch weniger Hinder: 
niffe in Betreff des Einfchreitend bereiten würde. 

Wir find auch nad der Gaſteiner Convention darauf gefaßt geweſen, 
daß die Kaiſerliche Regierung ihr eigenes Recht in vollitem Maße ver- 
werthe und zur Geltung bringe, und wir haben bei allen unfern Plänen 
und Borfchlägen für die Zukunft der Herzogthümer diefes Recht als einen 
vollberechtigten Factor mit in Anjchlag gebracht und die Nothwendigfeit 
feftgehalten, und mit demfelben außeinanderzufegen. Aber wir waren nicht 
darauf gefaßt — und mir find berechtigt dagegen zu proteſtiren — daß 
Defterreih unjer und fein gemeinfames Recht ungeſcheut ver- 
legen laſſe, und dafjelbe in der Weife illuforifh made, wie es in 
Holftein gefhieht. Der Aufenthalt des Prinzen im Lande in dem feitge- 
baltenen und zur Schau getragenen Charakter eines Prätendenten iſt eine 
Verlegung Diele gemeinfamen Rechts; und Seine Majeftät der König 
find berechtigt zu fordern, daß hierin Abhilfe getroffen werde, umd 
zwar, wenn die Kaiferliche Regierung fich wirklich nicht in der Lage 
erachtet, die Demonftrationen zu verhindern, durch die Entfernung des 
Brinzen jelbft. 

Es kommt noch ein anderer Punkt hinzu. Ich habe ſchon oben ange> 
deutet, wie wir von dem öfterreichifchen Regiment in Holftern eine Conto- 
lidirung der confervativen Intereſſen gegenüber der allzulange gebuldeten 
Unterwühlung des Landes durch eine wett verbreitete demokratiſche Agitation 
erwarteten, welche unter dem Schatten» Regiment eine machtloſen, von 
ihr abhängigen Souveräns die Verwirklichung ihrer Pläne hofft, und 
ihon jest bemüht ift, duch alle Mittel der Einwirkung auf das Boll 
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und namentlih auf die Jugend ihren Einfluß zu befeftigen. Leider find 
auch in diefer Beziehung unfere Erwartungen getäufht. Die mit dem 
Haß gegen das confervative Preußen m m Hand gehende demokratiſche 
Agitation fteht in Vereinen und Preſſe in vollem Flor. Die Kaiſerlich 
öfterreichifche Regierung mag diefe Demoralifirung und Corruption der 
Bevölkerung mit verhältnigmäßiger Gleichgültigkeit anſehen. Wir können 
es nicht. Wie auch die zukünftige Entjcheidung über die Herzogthümer 
ausfallen möge, ihr Zuftand wird immer von großer Bedeutung für 
Preußen fein; und wenn dort ein Herd demofratifcher und revolutionärer 
Tendenzen gejchaffen wird, wie es das Beſtreben der Partei ift, jo wird 
ulegt immer Preußen die Aufgabe zufallen, dort Orduung zu fchaffen. 
In es der Kaiferlihen Regierung würdig, und diefe Aufgabe für die 
Zukunſt, weil fie ſelber weniger davon berührt wird, zu erſchweren? oder 
auch einen für uns werthvollen Gegenftand möglichen Beliged, darum 
weil fie felbft den Beſitz nicht fefthalten kann, gering zu achten und ohne 
viel Bedenken fchädigen zu Lafien? Sie würde dann vergeffen, daß fie 
diefe8 Object dadurd) auch für den Yall, wo e8 zu einer Entjchädigung 
und Ausgleihung dienen Tann, für und im Werthe berabjegen würde! 

In dem ganzen Berhalten Defterreih8 und auch in den Aeußerungen 
feiner Vertreter tritt offen die Abficht hervor, an dem einftweiligen Beſitz 
Holfteins feitzuhalten al8 an einem Pfande, welches unter Uniſtänden 
verwertbet werden ſolle. Wir halten diefe Abficht fir eine durchaus 
legitime, und ich jelbft habe fie wiederholt als den für Defterreich natür- 
Iihen Weg bezeichnet. Aber ich kann e8 weder für weiſe noch für gerecht 
erlennen, wenn Vefterreich diefe Abficht dadurch gu fördern glaubt, daß 
e3 ein Prätendententhum, welches wir niemals anerkennen werden, jcheinbar 
oder wirklich begünftigt, und daß e8 die Schwierigleiten, welche fich den 
vorausgeſetzten Breufifihen Plänen entgegenjtellen, zu vermehren ſucht. 
Das Wiener Cabinet möge nicht vergeffen, daß, je größer diefe Schwierig. 
feiten werden, um jo geringer auch die Anfprüche würden, welche man an 
Preußen in Betreff der Entihädigung machen fann; — ja, daß am Ende 
durch ein zu weites Fortſchreiten auf diefem Wege das Object felbft aus 
der Hand jchlüpfen kann. 

Wir unfererfeitS haben immer die Hoffnung auf eine Berftändigung 
in friedlihem Wege feitgehalten, und bi8 dahin da8 Proviforium im 
Sinne herzlichen Einvernehmensd durchzuführen beabfihtigt. Uber das 
Kaijerlide Cabinet wird fih nit darüber täuſchen dürfen, 
daß die Art, wie es die Safteiner Convention in einem gegen 
Preußen geradezu feindjeligen Sinne audzubeuten ruht, 
nicht dazu geeignet ift, weder jene Hoffnung zn beleben, nod) 
dies Einvernehmen während des Proviſoriums möglich zu 
machen. Es wird fi) daher auch nicht wundern fünnen, wenn biele 
Rückſichten auf unfer Verhalten in den Herzogthümern einen Einfluß aus⸗ 
üben, wenn wir unfere, durch die Convention gegebenen Rechte in ftrengfter 
Weiſe zur Ausübung bringen, und in diefen Beziehungen nicht mehr die: 
jelbe Leichtigkeit des Entgegenlommens beweifen, wie bei den Verhandlungen 
über Rendsburg u. |. w. ım erften Beginn der neuen Einrichtungen. 

Ih erfuhe Em. Ercellenz, fih in diefem Sinne gegen den Herm 
Grafen von Mensdorff —— und ermächtige Sie auch zur Vor⸗ 
lefung dieſes Erlaſſes. 
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Seine Majeftät der König haben mir nah Kenntnißnahme von 
diefem Erlaſſe befohlen, Em. Ercelenz mitzutheilen, daß Allerhöchſtdie⸗ 
felben mit dem Inhalt volllommen einverftanden feien und Sich Selbft 
Perjönlich im Sinne diefer Eröffnung gegen Graf Karolyi ausgeſprochen 
baben.“ 


26. Januar. Weitere dringende Depeſche ded Grafen 
von Bidmard. 


(Auf Anlah der Maſſenverſammlung der Auguftenbur- 
giihen Partei in Altona.) | 


„In meinem Erlaß vom 20. d. M. babe ich die Tage der “Dinge in 
Holftein, zu deren Kenntniß Ew. 2c. in meinen anderweitigen Mitthei⸗ 
lungen ein reiches Material zu Gebote ftand, zufammenfaflend, beſprochen 
und Sie erfucht, dem Herrn Grafen Mensbort über die Rückwirkung der 
Borgänge in Holftein auf den Geſammtcharakter unferer Beziehungen zu 
Defterreich feinen Zweifel zu laſſen. Die neuerlichen Nadridten aus 
Altona nöthigen mich, darauf zurüdzulommen. Dan wird auch in Wien 
fühlen, daß die dort ftattgefundene Verſammlung ſchleswig⸗holſteinſcher 
Kampfgenofien und Bereine nicht mehr blos ein einzelnes Glied in der 
Kette jcheinbar unbedeutender Vorkommniſſe bildet, fiber welche wir ung 
feit Zangem zu befchweren gehabt, fondern daß fie eine entjcheidende 
Wendung begeiihnet, bei welcher fich berausftellen muß, welchen Charakter 
das Wiener Babinet feinen Beziehungen zu ung geben will. 

Diefe Berfanmlung ift in der That eine Erfcheinung, auf deren Zus 
laffung auf dem @ebiet des öfterreichifhen Regiments in SHolftein wir 
jelbft nad den bisherigen Vorgängen nicht gefaßt fein fonnten. Eine 
Maffendemonftration, beftimmt zur Agitation theils fir Zwecke, welde 
bie Zandesregierung kurz vorher in ausdrüdlichem Auftrage des Statt⸗ 
halters abgelehnt hatte, theils ausdrücklich und direct gegen Preußen; 
diefe Demonftration, zuerft polizeilich beanftandet, dann von der Landes⸗ 
regierung nad Berftändigung mit dem Borftande in einer Weile zuge- 
lajien, daß, wenn nur feine Nefolutionen gefaßt wurden, den aufregend- 
ftien Reden der meitefte Spielraum gegönnt wurde; endlich die Verſamm⸗ 
lung von leitenden Demokraten aus andern deutjchen Ländern befucht, 
ganz in derfelben Weife wie die Verſammlungen in Frankfurt und zu 
demielben Zwecke. 

Der Plan zu diefer Verfammlung zeigt, wie man im Lande die Er- 
Hörungen der Zandesregierung und des Statthalters über die Agitation 
megen Berufung der Stände aufgefaßt und verftanden hatte; und die Zus 
fan derfelben hat leider bewiefen, daß dies ein richtiges Verſtänd⸗ 
niß war. 

Es erfcheint faft umbegreiflich, daß es zu diefem Punkte hat fommen 
lönnen, wenn wir auf die Zage von Gaftein und Salzburg zurückblicken. 
IH durfte damals annehmen, daß Seine Majeflät der Sailer von Oeſter⸗ 
reich und Seine Minifter eben fo klar wie wir über den gemeinfamen 
Feind beider Mächte, die Revolution, jähen; und wir glaubten, 
über die Nothwendigkeit und den Plan des Kampfes gegen 
dDiefelbe einig zu fein. Auf diefe Ueberzeugung geftütt, machten wir 
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in Wien den Vorſchlag des Borgebend in Frankfurt, auf welden bes 
Kaiferlihe Cabinet einging, dem es aber bald die Spige abzubreden 
fuchte und defien Wirkung dadurch in Nichts verlaufen ift. Diejes Ber: 
halten war wohl geeignet, und bedenklich zu machen, indeſſen konnten wir 
doch diefe Lauheit und Zurückhaltung nod) einer gewiflen Paffivität und 
der Nachwirkung früherer Traditionen zufchreiben. Wir durften daher, 
wenn ung auch diefe Erfahrung für die Zukunft zur VBorficht mahnte, 
und doch enthalten, bejorglichere Folgerungen daraus zn ziehen. 

Das gegenwärtige Verhalten der Kaiſerlichen Regierung 
in Holftein trägt einen anderen Charakter. Wir müſſen es 
geradezu als ein aggrejjined bezeichnen und die Kaiſerliche Re 
gierung fteht nicht an, genau diefelben Mittel der Agitation gegen uns 
ins Feld zu führen, welche fie mit und gemeinfam in Frankfurt batte be 
fämpfen wollen. Worin unterfceidet fich jene, durch den Zuzug von 
Führern der Demokratie aus Helen, Frankfurt, Baiern illuftrirte Moſſen⸗ 
verfammlung von denjenigen Berfammlungen, über deren Zulafjung 
Defterreich felbit mit und in Frankfurt Behhmerbe geführt bat? Höch⸗ 
ſtens dadurch, daß der Kaiſerlichen Statthalterihaft in den holſteinſchen 
Gefegen wirfjamere Gegenmittel zu Gebote geftanden, als dem Frank⸗ 
furter Senate, daß die Wühlerer in Holftein einen beftimmteren und 

eifbareren Gegenftand hat und noch unmittelbarer und feindlicher gegen 
Breußen gerichtet if. Durd den Gafteiner Bertrag ift jedes der beiden 
Herzogthümer gleihjam als ein anvertrautes Pfand der Treue und &- 
wiftenbaftigfeit de8 einen der beiden Mitbefiger übergeben; wir hatten 
die Hoffnung, von da auß zu einer weiteren Verſtändigung zu gelangen, 
und wir haben da8 Recht, zu fordern, daß bis zu dem Emtritt dieier 
Berftändigung jenes Pfand telber unverlegt erhalten werde. Eine BVe— 
ſchädigung deflelben, wie fie durch dieje Umtriebe bewirkt wird, können 
und wollen wir uns nicht gefallen laſſen. Das Preisgeben aller Auto 
rität, die Zulafjung offenbarer Mißachtung und Berhöhnung felbftge 
gebener Beftinnmungen, die grundfägliche Nichtanwendung beftehender Ge⸗ 
jege unter Anfechtung der Gültigkeit derjelben Seitens der Kaiſerlichen 
Regierung find erheblihe Beichädigungen der monardifchen Grundlagen, 
weiche in den durch einen opferpollen Krieg unferer Fürſorge anheim⸗ 
gegebenen Ländern aufrecht zu erhalten wir uns verpflichtet erachten. 

Es bedarj feiner befonderen Auseinanderfegung, welchen Eindrat 
ein folhes Verfahren ſeines Bundesgenofien im Kriege, jetzt im Frieden 
auf Seine Majeftät den König, unfern Allergnädigften Herrn, machen, 
wie ſchmerzlich es ihn berühren müſſe, revolutionäre und jedem Thron 
feindlihe Beftrebungen unter dem Schutze des öfterreichiichen Doppel: 
adlers entfaltet zu jehen, und wie ſolche Eindrüde dahin führen mäfien, 
dad von Seiner Majeftät lange und liebevoll gehegte Gefühl der Zu⸗ 
a der beiden deutihen Mächte zu erichüttern umd za 
ſchwächen! 

’ Die Regierung Seiner Majeftät des Königs bittet demnach dab 
Kaiferlide Cabinet im Namen der beiderjeitigen Interefien, den Scho⸗ 
digungen, welde die monardifhen Örundjäge, der Siun für 
öffentlihe Ordnung und die Einigkeit beider Mächte durch 
das jest in Holftein gehbandhabte Verfahren leiden, eim Ziel 
zu fegen; fie hält e& für ein Leichtes, wenn bie Geſetze des Yandes, an 
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deren Befteben fein ernfter Zweifel obmalten fann, zur Anwendung ge= 
bracht werden, den unmwürdigen Schmäbungen in Öreife und Vereinen 
gegen feinen Bundesgenofien und Mitbeſitzer ein Ende zu machen und 
die Einwirlung des fogenannten Kieler Hofes auf das Land, welche einen 
fortmährenden Widerfpruch und Angriff gegen fein wie gegen unfer Recht 
enthält, für die Zukunft unmöglich zu machen. Wir verlangen kein nachgie- 
biges Zugeftändniß, kein Aufgeben irgend eines öfterreichiichen Rechts in den 
Herzogthümern, fondern nur die Erhaltung des gemeinfamen Rechts; 
nichts Anderes, als mas Defterreih eben fo ſehr feiner eigenen wie 
unferer Stellung fchuldig tft; auch nichts Anderes, als was die Kaijer- 
Iihe Regierung jeden Augenblid ohne irgend ein Opfer oder eine Schä- 
gan, ihrer Intereſſen auszuführen in der Lage if. Mag died gemein 
ſame Recht für Defterreich von geringem Werthe fein, für Preußen tft die 
Befftellung und Durdhführung deffelbeneine von ihrer Ge— 
jammtpolitif untrennbare Lebensfrage der jegigen Regie» 
rung Seiner Majeftät des Königs. 

Eine verneinende oder außmeichende Antwort auf unjere Bitte würde 
uns die Meberzeugung geben, daß die Kaiferliche Regierung nicht den Willen 
babe, auf die Dauer gemeinjame Wege mit uns zu gehen, fondern 
daß die Preußen abgeneigten Tendenzen, daß ein, wie wir hofften, 
übermwundener traditioneller Antagonismus gegen Prenben, 
welcher ſich jegt daß Gebiet der Herzogthlimer zum Telde feiner Wirk⸗ 
ſamkeit außerfehen hat, in ihr mächtiger ift, ala das Gefühl der Zu- 
jommengehörigfeit und der gemeinfamen Intereſſen! Es mürde dies für 
die Königliche Negierung, ed würde vor Allem für Seine Majeftät den 
Kömg jelbft eine fchmerzliche Enttäufchung fein, welche wir wünjchen und 
boffen uns eripart zu eben. Aber es ift ein nnabmweisbares Be— 
dürfniß für uns, Klarheit in unfere Berbältniffe zu bringen. 
Bir müffen, wenn die von uns aufrichtig angeftrebte intime Gemeinfam- 
feit der Gejfammtpolitit beider Mächte ſich nicht verwirklichen läßt, für 
unfere ganze Politik volle Freiheit gewinnen und von derjelben 
F Gebrauch machen, welchen wir den Imereſſen Preußens entſprechend 
alten. 

Ich bitte Em. ꝛc. hierüber dem Herrn Grafen von Mensdorff keine 
Zweifel zu laffen. Der Augenblid ift zu ernft und die neueften Vorgänge, 
weiche auch in Wien nicht mehr ignorirt werden können und deren Auf- 
faffung und Behandlung auf die Baltung und die Abfichten des Kaiſer⸗ 
lihen Cabinets ein für uns entfcheidendes Licht werfen muß, haben die 
Verhältniffe zu fehr auf die Spige getrieben, als daß eine weniger offene 
Sprache an der Zeit wäre.“ 


Deiterreih8 Antwort. 


T. Sebruar. Depefche des Grafen Mensdorff an den Gejandten 
in Berlin Grafen Karolyi. 


„Dur meine verfchiebenen Mittheilungen, ſowie durch die unlängft zu 
Bien mit mir gepflogenen Hnterrebungen, fennen Ew. ꝛc. vollfländig die An- 
ſichten, melde der Kaiferlibe Hof in Bezug auf die Gaſteiner Konvention und 
Me aus derſelben herrorgegangene Sachlage fefthält. 

Der proviforifchen Eigenſchaft diefes Uebereinkommens eingedenk, werben 
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wir ficher nicht vergeffen, daß zu Gaflein weber ein Succeifionsftreit entichieben, 
noch der öſterreichiſchen Monardie eine Provinz einverleibt, noch und bas Recht 
eingeräumt worden ift, über bie politifche Zukunft des Herzogthums Holſtein ein- 
feittg und ohne AZuflimmung Preußens zu verfügen. Gin ſoiches Recht ſteht uns 
fo wenig zu, wie Preußen ein Recht zu einfeitiger Verfügung über das Herzog⸗ 
thum Schleswig erworben bat. Nicht die Subflanz, fondern nur ben 
einftweiligen Beſitz der Errungenfhaften des Wiener Friedens- 
vertrages haben die beiden Mächte unter fi getheilt. Sie haben 
bie definitive Löfung der Soupverainetätsfrage einem künftigen 
Einverfländniffe vorbehalten. Em. x. willen, daß ber Kaiferliche Hof 
im vollften Umfange bie bindende Kraft diefes Vorbehaltes anerlennt. Waren 
es auch nicht Anfprüche Preußens, fondern echte bes deutſchen Bundes und 
Rechte der Herzogthlimer, welche das Motiv zum Kriege gegen Dänemark bilbeten, 
fo erſchien e8 doch ſtets dem Kaifer, unferm Allergnäbigften Herrn, als ber 
Stellung ber beiden deutſchen Großmächte angemeflen, bie neuen politifchen Ge⸗ 
Reltungen, die aus bem Kriege hervorgehen mußten, an die Bebingung einer 
freien Bereinbarung zwifchen den Höfen von Wien und Berlin zu Inüpfen. Nie 
mals bat Kaifer Kranz Joſeph verkannt, daß eine folde Bereinbarung bem 
Staateintereffe Preußens eine gerechte Befriedigung gewähren müſſe. Aus un- 
verwerflichen Beweiſen Teuchtet der Wunfch Seiner Diajeflät hervor, buch jedes 
mögliche Zugeſtändniß bie enbliche Löfung zu erleichtern. Gel von jeder Ber: 
antwortlichleit daflir, daß das Ziel bie jet unerreicht geblieben ift, ſteht Defter- 
reih noch immer der Regierung Seiner Majeſtät des Könige von Preußen bafür 
ein, daß e8 nichts zulaffen werde, was ber vorbehaltenen Berfländigung zwiſchen 
ben beiden Mächten präjubiciren würbe. In ber einftweiligen Verwaltung Holfteine 
iſt jeboch die Kaiferlihe Regierung nach der Webereintunft von Gaftein feiner 
Eontrole unterworfen. Sie ift nicht die alleinige Eigenthümerin ber bolfteiniden 
Souverainetätsrechte, aber bie Art ber Ausübung berielben ift ihrem eigenen freien 
Ermeffen überlafien. Wie überall, fo vertritt fie auch im Norden Deutfchlants 
hohe conjervative Intereffen, und ift ihre ernſte Sorge, daß ihre ganze Action in 
Holflein den Anforderungen biefer Pflicht entſpreche. Allein ihr Verfahren in 
Holftein hängt nur von ihren eigenen Eingebungen ab, und fie betrachtet jede 
einzelne Frage, welche im Bereiche ihrer dortigen Abntiniftration auftaudden mag, 
als ausſchließlich zwiichen ihr und ihrem Statthalter ſchwebend, jeber andern Ein- 
wirfung aber entzogen. Dieſelbe Unabhängigkeit räumt fie in Schleswig ber 
Königlich Preußiſchen Regierung ein. 

Dieſe unſere Auffaſſung der Lage iſt im klaren Wortlaute der Gaſteiner 
Beſtimmungen begründet. Sie iſt gerecht gegen Preußen, wie gegen uns ſelbſt. 
Sie entſpricht dem Gefühle unſerer Würde, ſie iſt von der nothwendigen Sorge 
für unſere Intereſſen gefordert. Das Berliner Cabinet, welchem wir dies Alles 
wiederholt dargelegt haben, bat daher bie bier abſchriftlich beiliegende Depeicht 
wohl faum in ber Grwartung abfaffen können, daß wir von ber uns fo beftimmt 
und deutlich worgezeichneten Linie des Verhaltens abweichen würben. — — 


Dur den Gafteiner Vertrag — fo bemerlt das Cabinet von Berlin — 
ift jedes ber beiden Herzogthümer gleihfam als ein anvertrautes Pfand ber 
Loyalität des einen ber beiben Mitbefiter übergeben. Jeder berfelben bat tas 
Recht zu fordern, baf bis zum Eintritte der künftigen Verſtändigung das Object 
derfelben in statu quo erhalten werde. Dem ift in ber That nicht andere. 
Aber dieſes Recht bezieht ſich augenfcheinlih auf bie ungefchmälerte Erhaltung ber 
Subſtanz. Wäre feine Bebeutung bie einer Eontrole der einzelnen Berwaltung®- 
bandiungen, fo hätte ebenfogut die ungetheilte Regierungsgemeinfchaft beibehalten 
werden können, welche bis zur Gafteiner Uebereinkunft befand. Und wenn bie 
Klage gegen uns bahin lautet, daß durch unfere Lauheit und Paffivität Das mo- 
narchiſche Princip in Holflein geſchädigt, der conſervative Sinn, ber ben ſchleswig ⸗ 
holſteinſchen Volkaſtamm ausgezeichnet babe, umgemanbelt und das Object ber 
künftigen Verſtändigung betertorirt werbe, jo wirb bas Gemwiffen bes gefammten 
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Europa mit un dieſe Anklage verwerfen, denn das gefammte Europa weiß, daß 
bie Beftrebungen, bie beute in Holftein vorherrſchen, biefelben find, die zur Zeit 
der Gafteiner Convention und längft vor biefer Epoche befanden, unb aus welchen 
ter Wiberftand der Herzogthümer gegen Dänemark feine Kraft ſchöpfte. 

Der Kaifer, unfer Allergnädigfter Herr, beklagt diefe ganze Polemik. Schwer 
wirb Seine Majefät ie entihließen, zu glauben, daß König Wil- 
beim den Maßftab für den Werth, welchen der Kaifer auf Seine 
Beziehungen zu Preußen legt, von Defterreihs Einwilligung ober 
Nihteinwilligung in ben Wunfdh ber Annerion ber Herzogtbümer 
an Preußen werben entnehmen wollen. Ein fo einfeitiger Anfpruch flieht 
ben Gedanken des Könige ficher ferne. Dennoch fpricht bie Königliche Regierung 
zu uns, als ob unfere fo natürliche Weigerung, dieſe Annerion ſich vollziehen zu 
Iıffen, nicht anders als durch eine Rückkehr zu einer Bolitil verberblicher Eifer- 
ſucht und Rivalität erflärt werben könne. Ja fie ſpricht, als ob fie von Oeſter⸗ 
reih im Kampfe gegen den gemeinfamen Feind, bie Revolution, verlaffen und 
dadurch an der Ausführung ihres Willens gehindert fei, auf die Dauer mit uns 
gemeinfame Wege zu geben. — Möge bie Königliche Regierung einen unbefangenen 
Bid auf die jüngfte Vergangenheit werfen. Betrachtet fie Deutſchlands Zuflände, 
fo tritt ihr bie Thatſache entgegen, daß wir, weit entfernt, eine Coalition gegen 
Brenßen bilden zu wollen, unfere Verhältniſſe zu ben ‘Mittelftaaten der Allianz 
mit Preußen entichieden nachgelettt, ja fo ernftlich benachtheiligt haben, wie Dies 
bie dur die Anerkennung des Königreichs Italien gelibte Vergeltung bekundet. — 
Birft fie die Augen auf bie Verhäftniffe zwifchen den europäiſchen Cabinetten, 
fo wird fie befennen müſſen, daß wir überall als beutfche Macht und als Bunbes- 
genoffe Preußens gehandelt, niemals durch auswärtigen Drud auf Preußen zu 
wirfen gefucht haben, und felbft bie in Berlin fo viel geihmähte Wirkfamtleit 
unſeres Botfchafter® in Paris bat ſtets nur ben Zweck gehabt, Frankreich in feiner 
Politik der Enthaltung in der ſchleswig-holſteinſchen Frage zu beftärlen. — Eine 
Enttäufhung bat fomit die Handlungsweiſe des Kaiſers, die fich unveränberlich 
nah den oberflen Intereffen des Friedens und ber Orbnung in Oefterreich wie 
in Deutſchland unb Europa regelt, dem Könige von Preußen nicht bereiten können, 
und mit fefter Ueberzeugung lehne ih vom Kaiferlihen Hofe den Vorwurf ab, 
tag in feinen Gefinnungen und Hanblungen ber Grund Tiege, wenn bie von 
Preußen nach ben Schlußworten des Herrn Grafen v. Bismarck anfridhtig ange: 
firebte intime Gemeinfamleit ber Gefammtpolitit beider Mächte ſich nicht verwirk⸗ 
lichen Tieße. 

Es ift dieſe Verwahrung ber einzige Zwed meiner Bemerkungen unb ich 
wärbe gegen ben hoben Sinn des Kaifers verftoßen, wenn ich mich von fo manden 
Bahrnehmungen von geftern und heute verleiten ließe, da8 Verhalten des Ber⸗ 
finer Hofes in Eontraft mit dem unfrigen zu ſetzen.“ 


28. Februar. Confeild-Sipung unter Zuziehung des Gouver- 
neurs von Schleswig, des Chef3 des Generalſtabs, des 
Geſandten in Paris. 


Eine ſpätere Depeſche an die Württembergiſche Regierung ſagt: 

„daß in jenem Miniſterrathe allerdings bie Frage zur Allerhöchſten Ent- 
ſcheidung vorgelegen hat, ob Preußen nad Lage ber Dinge genöthigt fei, ſich auf 
eine kriegeriſche Entwidelung verjelben vorzubereiten; daß aber dieſe Frage nad 
lorgfältiger Prüfung verneint worben ift und Se. Majeftät durch bie gerabe in 
dieſer Conſeilsſitzung gefaßten Entfehließungen das Streben nad frieblider Ent- 
widelung ber Krifis ausbrüdlich gebilligt hat.“ 

Das Berl des Beneralfiabes über ben Krieg von 1866 jagt: 

„Am 28. Februar fand unter Borfig Seiner Majeftät bes Königs eine Con⸗ 
jeils- Sigung zu Berlin fatt, zu welcher unter andern auch ber Gouverneur von 
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Sehleswig And ber Chef bes Generalftabes ber Armee hinzugezogen wurben, ba 
bei der Möglichkeit eines Bruce auch die militairifchen Eonfequenzen ins Auge 
gefaßt werden mußten. 

Es ſoll bier vollftänbige Uebereinſtimmung darüber geherrſcht haben, daß 
ein Zurückweichen in ber Elbberzogthümerfrage nicht ohne Verletzung ber Gefüble 
des ganzen Volles und nicht ohne Kränkung ber Ehre des Landes möglich ſei, 
baß man daher auf tem bisher verfolgten Wege, felbft auf bie Gefahr eines 
Krieges Hin, vorſchreiten müſſe. — Irgend welche kriegeriſche Vorbereitung tourte 
indeffen nicht angeorbnet, denn bie im Weſentlichen bereits turchgeführte Heeres⸗ 
organifation ficherte zu jeder Zeit bie rechtzeitige Entfaltung ber Waffenmacht, 
wenn fie zur Vertheidigung des Vaterlandes gefordert wurte, und ein Angriffs 
frieg lag der Gefinuung des Königs fern.“ 


Diplomatifhe Gerüchte über die Conjeildfigung. 
1. März. Benedetti an den Minijter der auswärtigen Ange: 
legenheiten Drouin de Lhuys (Privatichreiben). 


„Graf Goltz ift heute morgen zu mir gelommen und bat mir alsbalb mit- 
getheilt, daß er geftern einem Kabinetsfonfeil beim Könige beigewohnt babe, aber 
daß er wie alle Minifter und bie anmejenten Generale ſich habe verpflichten 
müffen, unter feinem Borwande Etwas barüber mitzutheilen. — Ich war nachber 
beim Grafen Bismard, und, ohne in Details einzugeben, war er body me- 
niger zurüdhaltend ale Goltz. Er bat mir mitgetheilt, daß feine Maßregel zu 
fofartiger, praftifcher Ausführung beichloffen worben fei, aber daß feine Politik 
zur Geltung gelangt und vom General v. Manteuffel energiich vertbeidigt 
worten fei. Er war befriedigt Über die Sprache, welche Herr v. Golt führte und 
welche alle Anweſenden von der Herzlichleit ber Geflunungen ber Regierung tes 
Kaifers überzeugte. — — Was ih aus fiherer Quelle weiß, was Hr. v. Bis; 
mard mir felbjt verfichert hat und was nach meiner Auffaffung eine Thatſache 
von großer Bebeutung ifl, — das ift, daß General v. Mantenffel, früher vie 
fefte Stüße des unbedingten Bünbniffes zwiſchen den beiden großen dentſchen 
Höfen, und ber Einzige, welcher im Stande gewefen wäre, ben Einfluß des Mi⸗ 
nifter » Präfitenten auf ben König aufzuwiegen, laut verfichert, Daß die Ehre, wie 
das entichiedenfte Intereſſe Preußens gebieteriich fordern, Defterreich zur Abtretung 
ber Herzogthümer zu drängen. Der Kriegs - Minifter v. Roon und bie übrigen 
Generale find berfelben Meinung unb führen dieſelbe Sprache.” — — — 


10. März. Marfhalldrath in Wien unter Zuziehung bed 
Seldzeugmeiltere Benedek. 

Die eriten Friegerifchen Vorbereitungen in Böhmen. 

Zur Spannung zwiſchen Preußen und Defterreid. 


‚Aus ber „Provinzial» Korrespondenz.“ 


„In ber Bevölkerung macht ſich feit einiger Zeit bie Ueberzgeugung geltent, 
baß bie Gemeinichaft, melde zwifchen Preußen und Oefterreich bisher beſtanden 
bat, entweber bereits aufgegeben ober doch in ber Löfung begriffen ſei. 

Handlungen ber Preußiſchen Regierung, welche geeignet wären, eine foldhe 
Ueberzeugung bervorzurufen, Tiegen nicht vor. Worauf ftiltst fich dieſelbe alſo ? 
Weſentlich wohl auf das Verhalten der öſterreichiſchen Verwaltung in Holſtein. 

Die Preußifhe Regierung hat das Bündniß mit Defterreich unter beit 
ſchwierigſten Verhältnifſen, im Gegenjate gegen eine heftige Strömung ber öffent⸗ 
Iihen Meinung, mit Zuverfiht angelnüpft, weil fie in ber Einigkeit mit Oeſter⸗ 
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reich nicht 6108 bie ſicherſte Bürgſchaft für die Durchführung deutſchen Rechtes in 
Schleswig-Holftein, jondern zugleih eine Bürgſchaft für bie kräftige Wieberauf- 
rihtung beuticher Macht und deutichen Einfluffes Überhaupt erblidte. 

r unmittelbare Erfolg bat bie Auffafjung der Regierung vollfländig be- 
ftätigt. Der Berlauf der bänifchen Angelegenheit hat gezeigt, daß das Zuſammen⸗ 
gehen ber beiben beutichen Großmächte hinreicht, um jede Einmiſchung frember 
Staaten in die beutichen Angelegenheiten fern zu halten: nur durch Preußens 
und Oeſterreichs Waffengemeinichaft konnte die Befreiung der Herzogthümer von 
der däniſchen Herrichaft fo rajch und fo vollftänbig, ohne jebe Wirkung frember 
Einreden durchgeführt werden. Alle Angriffe auf die preußifche Politit wegen 
des Bünbniffes mit Defterreich finb in Bezug auf ben nächſten und eigentlichen 
Zweck deffelben durch jenen thatſächlichen und vollen Erfolg entlräftet, — felbft 
diejenigen, welche bie Regierung noch immer beichulbigen, nicht ben vom Ab- 
geordnetenhauſe bezeichneten Weg gegangen zu fein, müßten bei einiger Ehrlich» 
teit eingefteben, daß auf dem wirklich eingefchlagenen Wege fir Dentihland ſchon 
jegt weıt Höheres errungen und gefichert ift, al® was von jener Seite irgend in 
Ausfiht genommen war. 

Nach jenen großen unb ehrenvollen Erfolgen ber gemeinfamen Politik burfte 
fih unfere Regierung aber um fo mehr ber Zuverſicht Bingeben, daß auch auf 
Sfterreichifcher Seite das Bewußtfein gehoben und erftarkt jei, wie bebeutfjam und 
wirtungsreih bie Einmüthigleit ber beiden Regierungen für bie Machtftellung 
beider Staaten fowie für das Wohl und Gebeihen von ganz Deutichland if. In 
der That machten fich ungeachtet des mannigfachen Wiberftreites einzelner Inter» 
effen doch bei mehrfachen wichtigen Enticheibungen auch auf Seiten Defterreichs 
das Anerlenntniß und bie Meberzeugung geltend, welch hoher Werth auf eine echte 
Bundesfreundfchaft mit Preußen und auf die Gemeinfchaft einer nationalen und 
zugleich wahrhaft confervativen Politik in allen deuticher Angelegenheiten zu legen 
ji. Schon ber frühere Minifter Graf Rechberg und ebenfo ber jetzige Leiter ber 
auswärtigen Angelegenheiten, Graf Mensborff, jchienen hierüber mit ber Preußi- 
ihen Regierung im Welentlichen einverftanden zu fein. Die innigen Beziehungen 
ber beiden Monarchen gaben jener Uebereinftimmung ber leitenden Gefichtspuntte 
wiederholt eine höhere Weihe und Betätigung. 

Es burfte daher bie Preußifche Regierung von bem Vertrauen auf ben 
Ernft und die Feſtigkeit jener gegenfeitig gewonnenen Weberzeugung ausgeben, 
als fie nach den vielfadhen Schwierigkeiten unb Unzuträglichleiten der früheren 
gemiichten Verwaltung in Schleswig - Holftein fih in Gaſtein und Salzburg mit 
Tefterreih über eine neue vorläufige Regierungs- Einrichtung in den Her» 
zogthümern verfländigte und bie fpätere Einigung Über eine endgültige Löſung 
vorbebielt. 

Nach allen Anzeihen und Berfiherungen gleichmäßiger Anerlennung und 
Bürdigung eines vollen bundesfreundlichen Einverſtändniſſes konnte Niemand 
erwarten, daß bie von Defterreich einzuießenbe geſonderte Verwaltung in Hol⸗ 
fein mehr unb mehr dahin gelangen würbe, ben Gegenfatz gegen Preußen unb 
gegen feine Anhänger in ben Herzogtblimern zu ihrem leitenden Gefichtspunfte 
zu machen und in folcher Abficht die Umtriebe einer völlig unberedhtigten Partei 
im Wiberſpruche mit allen jonft von Defterreich vertretenen politifchen Grund⸗ 
fügen zu fördern. Kann e8 Wunder nehmen, wenn ber unbefangene Beobachter 
jeine Begriffe von Bunbesgenoffenjhaft mit ſolchem Vorgehen nicht zu vereis 
nigen weiß, und an dem fortbeftehen ber Bunbesgenofjenjchaft zu zweifeln an⸗ 
jängt ? 
’ Noch jetst darf bie Hoffnung nicht aufgegeben werben, daß bie Kaiferliche 
Regierung felbft in Wiederbelebung jener tieferen Gemeinſamkeit fich entichließen 
werbe, dem verbängnißvollen Gegenfate in Holftein ein Ziel zu fegen unb ben 
unerläßlichen Forberungen der Preußiſchen Ehre und ber Preußiſch⸗ deutſchen 
Intereffen enblih volle Anerkennung und Unterfläguug zu Theil werben zu 
laffen. 


24* 
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Es wäre kaum zu erklären unb jebenfalle tief zu beklagen, wenn un: 
geachtet bes Haren und überwiegenden Intereffes beider Staaten und ganz Deutid- 
lands an einer echten Bunbesgemeinfhhaft zwiſchen Preußen und Defterreih unt 
ungeachtet der beſſeren Weberzeugungen, welde in ber Kaiferlichen Regierung 
Boden gewonnen zu haben ſchienen, dennoch die alte Eiferſucht ſchließlich die 
Oberhand bebalten und die Preußifche Regierung nöthigen follte, bei ihren wei- 
teren etatieſungen fortan nur die Rückſicht auf das eigene Interefſe zu Ratke 
zu ziehen.“ 


39. Biplomatifche und militärifhe Vorbereitungen. 


Geheime Schritte Defterreih& bei den deutſchen 
Regierungen. 


Depeſche bes Grafen Mensporff an die Bertreter Oeſterreicht kei 
den beutiden Regierungen, 16. Mär) 1866 *). 


„Die Kaiferlihe Regierung begt bie Abficht, falls Preußen einen offenen 
Bruch berbeiführte, das Einſchreiten des Bundes auf Grund bes Art. 11 ta 
Bunbesacte und des Art. 19 der Wiener Schlußacte in Anſpruch zu nehmen, 
und zugleih dem Bunde alle weiteren Entſchließungen zur Regelung ber ſchlet 
wig-holfteinichen Angelegenheit anheim zu ftelen. Die Reglerung Seiner Ra 
jeftät des Kaifers glaubt unter den von Preußen getroffenen Vorbereitungen zum 
Kriege ihre Verantwortlichkeit nicht mehr anders ale durch eine birecte Anfrex 
in Berlin deden zu können, unb fie beauftragt baber den Grafen Karofyi, der 
Preußiſchen Minifter- Präfidenten um pofitiven Aufichluß darüber anzugeben: ot 
ber Berliner Hof fich wirklih mit dem Gedanken trage, bie Gafteiner Conventier 
mit gewaltfamer Hanb zu zerreißen unb ben grundgefeglich verbürgten Friede: 
zwiſchen deutichen Bunbesflaaten zu unterbreden. 

Graf Karolyi wirb hinzufügen, daß die Kaiferliche Regierung durch tier 
Anfrage nicht etwa provocirend aufzutreten beabfichtige, ſondern nur Die hoffent!id 
irrig gebeuteten Intentionen ber Königlich Preußiſchen Regierung ins Klare ;u 
ziehen wünſche. Erfolgte auf biefe unauffchieblich geworbene Interpellation eine 
unbefriedigende ober ausweichende Antwort, bann wäre für den Katferlichen Hei 
der Augenblid erfchienen, wo er feine Bemühungen um ein Einverſtändniß mi 
Preußen definitiv als gefcheitert anlehen und am beutichen Bunde tie Initiatwe 
behufs der zur Wahrung des gefährbeten Bunbesfriedens unb Verhütung oter 
Zurüdweifung jeber Gewaltanwendung erforderlichen Maßregeln ergreifen müßte. 
Defterreidh müßte dann in Frankfurt ohne allen Berzug eine Erklärung folgenden 
Inbalts abgeben laſſen: „Den hoben Bunbesgenoffen Seiner Majeflät tes Kar 
fers ſei befannt, welchen entfchiebenen Werth der Kaiferfiche Hof Daranf gelez 
babe, in den Verhandlungen über bie politifche Zulunft ber Elbherzogthümer tar 
Einverfländniß mit Seiner Majeftät dem König von Preußen feftzubalten. Ru 
Beharrlichkeit und im verföhnlichen Geifte habe der Kaifer ſich befirebt, gemen 
ſchaftlich mit Preußen bie Mittel zur endlichen Löſung ber ſchleswig · holßeimicer 
Berwidelung zu finden. Stets werde Seine Majeflät als Souverain Oefterradt 
wie als beuticher Bunbesfürft die böchfte Beruhigung aus bem Bewußtſein fchörfer. 
fein billiges Zugeſtändniß verjagt und jebe mögliche Probe verföhnliher Gefinuur; 
abgelegt zu haben, um zwiſchen Oeſterreich und Preußen jene Eintracht zu erhalten, 
weiche bie wejentlichfte Bürgjchaft für ben inneren Frieden wie für die Außen 


®) Die nachſtehende Depeſche iſt von der Öflerreichifchen Negierungtpreffe als eim im der Guszt- 
ale Yärdaer —— on ” 
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Siherbeit und Geltung des dentſchen Vaterlanbs bilbe. Zum tiefften Bebauern 
des Kaiſerlichen Hofs feien jedoch die bisherigen Verhandlungen mit Preußen obne 
den gewünfchten Erfolg geblieben. Die Königlich Preußifche Regierung habe ge- 
glaubt, Korberungen aufitellen zu müſſen, deren Gewährung mit den Interefjen 
und der Machtſtellung ber Öfterreichiichen Monarchie eben fo wenig wie mit dem 
beutihen Nationalinterefie unb ber Berfaffung bes beutichen Bundes vereinbar 
jei. Der Präfivialgefanbte ſei daher beauftragt, ber Bunbesverfammlung die An- 
zeige zu erftatten, daß bie Kaiferliche Regierung ihre Bemühungen, eine definitive 
Löſung ber Herzogthümerfrage im Einvernehmen mit Preußen vorzubereiten, als 
vereitelt betrachten und ſonach alles Weitere ven verfaffungsmäßigen Beichlüffen 
bes Bundes, welchem ihre Anerkennung ſtets gefichert fei, anbeimftellen müfle. 
Auf dieſe Erflärung dürfte fich jeboch die Kaiſerliche Regierung nicht befchränken. 
Sowohl durch die Sprache bes Preußifchen Cabinets als durch Nachrichten über 
militairifche Vorbereitungen in Preußen fei in weiten Kreifen bie Beforgniß einer 
Gefährdung des Friedens in Deutſchland mwachgerufen worden. Die Kaiferliche 
Regierung hege zwar bie Hoffnung, baß bie Kenntniß der wahren Intentionen 
Preußens binreihen werde, um biefe Beforgniß vollftänbig zu zerfireuen. Allein 
da es ihr nicht gelungen jei, vom Berliner Cabinet befriedigende Aufklärungen 
zu erhalten, jo befinbe fie fih in dem Kal, in dem Kreife ihrer Bunbesgenofjen 
ih anf bie durch Art. 11 der Bundesacte und Art. 19 der Wiener Schlußacte 
feierlich von allen Mitglievern des Bundes eingegangenen Verpflidhtungen zu be- 
rufen. Der Geſammtheit des Bunbes liege e8 ob, Sorge dafür zu tragen, daß 
Streitigleiten zwiſchen Bunbesgliebern nicht mit Gewalt verfolgt werben, unb bie 
Kaiſerliche Regierung erfülle daher uur eine Pflicht, wenn fie ber Bundesver⸗ 
ſammlung rechtzeitig anheimftelle, auf Wahrung bes Bundesfriedens ihr Augen- 
mer? zu richten. Zunächft werde die Bundesverfammlung ſich darüber, daß Ge⸗ 
fahr der Selbſthülfe nicht vorhanden fei, jene vollfländige Beruhigung zu ver- 
ihaffen haben, welche eine an Recht und Vertrag fefthaltende Regierung wie bie- 
jenige Seiner Maj. des Könige von Preußen ihren Bunbesgenofien ſicher nicht 
werde vorenthalten wollen. Borftehenbes würde ber Inhalt der erften Kaiferlichen 
Erklärung am Bunde fein, und bie Kaiferliche Regierung erwartet, daß bie... 
....... Regierung ihren Bundestagsgejandten in Frankfurt im 
Boraus mit ber Inftruction verfehen werbe, unmittelbar nad ber 
öterreihifchen Erklärung für eine Aufforderung oder ein Erſuchen 
an Breußen, fih über feine Abfihten auszuſprechen, zu ffimmen. 
Sollte der Widerſpruch einzelner Gelandten eine Berathbung und Schlußziehung 
in berjelben Sikung, wie die Geſchäftsordnung dies ermöglicht, verhindern, fo 
wäre wenigftens in einer unmittelbar nachjolgenden Sigung die jachgemäße Er- 
Öffnung an Preußen zu beichließen. Gleichzeitig oder erft nad Eingang ber Preu- 
ßiſchen Erklärung bürfte dem bolftein - lauenburgifchen Ausſchuſſe der Gegenftand 
juzumeifen, unb auch die dem Art. 11 der Bundesacte entipredhende Bermittelungs- 
aufgabe bemfelben Ausjhuffe zu übertragen fein. Würde übrigens bie Gefahr 
eines Friedensbruches noch dringender, ergäben ſich pofitive Anzeichen für beab⸗ 
fihtigte Sewaltftreiche, oder würte in Preußen die Mobilifirungs- Orbre wirklich 
erlaſſen, dann könnte jelbftrebenb bem Drang der Situation nicht burch Die bloßen 
Bermittlungsbemühungen eines Ausichuffes abgeholfen werben, fondern Die Noth- 
wendigkeit würbe vorhanden fein, raſch und entjhieden bie Mafßregeln 
ju ergreifen, durch welde, um mit bem Art.19 ber Schlußacte zu 
reden, jeder Selbſthülfe vorzubeugen und ber bereis unternom« 
menen Einhalt zu thbun wäre. Einem brobenben Angriff Preußens 
gegenüber könnten dieſe Mafregeln nur in der Kriegsbereitſchaft 
des 7., 8., 9. und 10. Bundescorps und in ber Aufftellung ber- 
jelben im Berbande mit der dfterreihifhen Armee befteben und 
die Kaiferlihe Regierung muß daher hoffen, daß fie im gege- 
benen Augenblid die....... Regierung bereit finden würde, für 
einen folden Befhluß in Frankfurt zu fimmen.” 
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Oeſterreichs NRüftungen. 
J. 
. Aus dem Werke bes preußiſchen Generalſtabs. 


— — Schon unter dem 16. März erließ das Wiener Eabinet an mehrere 
beutiche Höfe eine geheime, zunähft zwar in Abrebe geftellte, aber ſchließlich doch 
befannt geworbene Rote, welche die eventuelle Regelung ber fchleswig - holſteinſchen 
Angelegenheit durch ben Bund in Ausficht fiellt, Dagegen aber die Kriegsbereit⸗ 
madhung bes 7., 8., 9. und 10. Bundes- Corps und ihre Aufftellung im Ber- 
bande mit der öfterreichifchen Armee erwartet. Dies Alles freilich für den Kal, 
„daß Breußen einen offenen Bruch herbeiführe“ und im Hinweis auf bie von 
Preußen „getroffenen Vorbereitungen zum Kriege.” 

Die öſterreichiſche Negierung fette ſich babei über bie Stipulationen bes 
Wiener und bes Gafteiner Vertrags, wie über bie Normen ber Bundes» Ber- 
faffung hinweg, unter Boransjegung von kriegeriſchen Vorbereitungen, bie in 
Preußen notorifch nicht flattgefunden hatten, während wielmehr zu jener Zeit in 
Defterreich bereits Reſerven einberufen, Truppen aus Mähren, Galizien und 
Ungarn nah Böhmen transportirt und SHerftellungsarbeiten an ben Yeftungen 
näch ber Preußiihen Grenze ausgeführt wurden. 

Die Dislocation der öfterreidhifhen Truppen war belaunt. — — 

Es war die Truppenftärle in Böhmen um 10 Bataillone und 10 Escatrous 
vermehrt worden. 

Außerdem befanden ſich noch 20 Escadrons in Anmarſch von Ungarn und 
Siebenbürgen her nach Böhmen, 2 andere Cavallerie- Regimenter aus Galizien 
batten bereits Mähren erreicht. 

Alle diefe Maßregeln ließen fi faum noch als eine bloße Friebens - Die- 
location bezeichnen. Amar waren einige ber nach Bühnen berangezogenen Re- 
gimenter dadurch in die Nähe ihrer Werbebezirte gelangt, aber dafiir wurden bie- 
jenigen, welche ihre Werbebezirle auswärts hatten, nicht aus Böhmen zurüdgezogen. 
Ebenfo wenig boten bie Judenhetzen eine genügende Beranlaffung, denn bie 
Truppen wurben meiſt nabe ber Preußiiden Grenze in Gegenben gelegt, we 
dergleichen Erceffe gar nicht ftattgefunden hatten. Die öfterreichifche Preſſe war 
angeiviefen worben, über Truppenbewegungen nichts zu veröffentlichen und gerabe 
diefe Heimlichkeit und das officielle Ableugnen von Kriegöworbereitungen fteigerten 
das Mißtrauen. 


II. 
Aus, der „Provinzial- Correspondenz“ vom 21. März 1866. 


Sn den legten Tagen find aus Defterreih Nachrichten eingegangen, welde 
von allfeitigen Rüftungen in ven Kaiferlihen Staaten fpreden, und nad ba 
Andeutungen der bortigen Zeitungen muß man glauben, daß die Rüftungen gegen 
Preußen gerichtet jeien. 

Dieje Kunde ift infofern einigermaßen Überrafhhend, als bie Preußiiche Re 
gierung weber durch ihre biplomatiihen Verhandlungen mit Oefterreich, noch 
durch bieffeitige militairifhe Mafregeln einen Anlaß zu bedrohlichen Schritten 
Seitens Oefterreich8 gegeben hat. — — 

— — Rie kommt Oefterreih dazu, mit einem Male gegen Preußen zu 
— Welchen Grund oder Vorwand kann die öſterreichiſche Regierung dazu 

aben 

Man wird doch nicht annehmen dürfen, daß ſchon die ſtillſchweigende Ab⸗ 
wendung von Oeſterreich und die freie Bewegung ber Preußiſchen Volitik nad 
anderen Seiten bin als ein Kriegsgrund für Defterreich gelten follte, daß man 
in Wien etwa gemeint wäre, Preußen in ein Verhältniß ber Abhängigkeit von 
ber Kaiferlihen Politik drängen zu wollen, welches mit ber Selbftftändigfeit, ber 
Machtftelung und Würde Preußens ficherlich nicht vereinbar wäre. 
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Und doch verkündet die Sfterreichtiche Preſſe faft einmüthig: man rüſte dort 
und man rüftle gegen Preufen. Aus Wien, aus Böhmen, aus Galizien und 
Ungarn kommen gleichzeitig Nachrichten von Bervollftänbigung ber Regimenter, 
von Zruppenjenbungen u. ſ. w., die Richtung ber Bewegung aber geht durchweg 
nah Norden auf die Preußifche Grenze zu. 

Alle dieſe Nachrichten, welche fich täglich und ſtündlich mehren, find, wie 
es Iheint, durchaus glaubwürbig, und bie öſterreichiſche Regierung bat biefelben 
weder in ben amtlichen Zeitungen, noch auf anderem Wege in Abrede zu ftellen 
ober benjelben eine andere Erklärung zu geben gefucht. . 

Es kommt dazu, daß im Königreih Sachſen, beffen Regierung befanntlich 
während bes ganzen Berlaufs der ſchleswig⸗ bolfteinfchen Frage keine Gelegenheit 
verſäumt bat, ihren Gegenjat gegen bie Preußiicen Auffaffungen und Abfichten 
geltend zu machen, gleichfalls eine Bermehrung der militairifhen Kräfte, wenn 
auch mit einer gewifjen vorforglihen Heimlichkeit ſtattfindet: ja man fol dort in 
Kriegegebanken ſchon jo weit gegangen fein, bie Schäge des Reichs auf der Veſte 
Königftein in Sicherheit zu bringen. 

Nun denn: wenn Defterreih und feine vermeintlihen Freunde 
gegen Breußen rüften, fo legen fie unferer Regierung bie Ber- 
pflihtung auf, bafür Sorge zu tragen, baß Preußen durch friege- 
riihe Ereignifje nicht Überrajht werben könne. 

Dank ber jegigen Organifation unferes Heeres kann bie Re— 
gierung der Ruhe des Landes und ben gewerbliden VBerbältniffen 
volle Rückſicht bis zum Augenblide des wirklichen Bedürfniſſes zu 
Theil werden laſſen. 

Man wird aber unſerer Regierung zutrauen, daß ſie es nicht 
dahin kommen laſſen werde, wie es im Jahre 1850 geſchah, daß 
eine öſterreichiſche Armee zum Angriff bereit an unſerer Greuze 
ffand, ohne daß wirinber tage waren, derſelben bie entfprehenden 
Kräfte entgegen zu ftellen. Die damalige Verſäumniß und ihre 
lange empfundenen Folgen werden fih gewiß nicht wiederholen.“ 


Preußens erſte Rüftungen. 
I. 
(„Brovinzial- Korrespondenz” vom 28. März 1866.) 


„Bon allen Punkten der Preußiſch⸗ öfterreihifhen Grenze kommen zuver⸗ 
Liffige amtliche Mittbeilungen von Zruppenmärfchen und Aufftellungen fo erheb- 
(her Art, daß fchon jettt bie Anſammlung beveutender Heeresmaſſen in den 
Grenzprovinzen Mähren und Böhmen außer Zweifel fleht. Auf allen öfter- 
reihiihen Bahnen folgen die Sendungen italieniſcher, ungarifcher uud galiziſcher 
Truppen, fo wie Transporte von Geihüten und Kriegsmaterial. Im Wider- 
ſpruche mit der Verſicherung, daß Beurlaubte nicht einberufen jeien, wimmelt es 
auf allen Stationen von Beurlaubten, bie zu ihren Regimentern eilen. Die 
Bferdeanfäufe, das ficherfte Anzeigen einer ernſten Mobilmahung, find überall 
im lebhafteften Gange. 

Diefen Thatfachen, welche, wie gejagt, aus unbedingt zuverläffigen Ouellen 
entnommen find, hat die preußifche Regierung ihre Augen nicht verfchließen können. 

Welcher Staat könnte e8 ruhig geſchehen laffen, daß ein Nachbarſtaat ohne 
erfihtlihen Grund bedeutende Truppenmaffen in brohender Art unmittelbar an 
Der Grenze vereinigte. in 

Die Bedenklichkeit dieſes Vorgehens ift noch gefteigert durch die Heimlichkeit, 
unter beren Schuß daffelbe ausgeführt worden ift, durch bie Ableugnung und bie 
Ausflüchte der Hfterreidhifchen Organe. 

Breußen konnte fih an feinem Theile aller militairifhen Maßregeln lange 
Zeit hindurch enthalten, weil unfere Regierung einerfeits an einen grunblofen 
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Angriff von Seiten Defterreich® nicht glauben mochte, weil anbererfeits bie jekigen 
Einrichtungen unferes Heerweſens bie Zuverſicht gewähren, baß bie einzelnen 
Heeresabtheilungen bem Rufe bes Königs, fo bald e8 Noth thut, in kürzefler Zeit 
entiprechen können. Dan erinnert fi, daß vor zwei Jahren eine Garde - ir: 
fion acht und vierzig Stunden nad erhaltenem Befehl bereits auf dem Kriegk- 
ſchauplatze ſtand. 

So gerechtfertigt jedoch Preußens Zuverſicht auf feine gute Sache unb auf 
bie Schlagfertigleit bes Heeres ift, jo muß doch bie Regierung darüber 
wachen, daß die Grenzen bes Landes auch nicht einen Augenblid 
unvertbeidigt bleiben. Wenn es DOeferreih möglih gemadt 
würde, überwiegende Truppenmaſſen dit an unferer Grenze zu 
vereinigen, ohne baß Preußen das erforberlihe Gegengemidt 
fofort in Bereitihaft hätte, jo könnte eine plötlicdhe weitere Ber- 
widelung der Dinge möglider Weife wenigfiene anugenblidlide 
Gefahren für die zunächſt ausgeſetzteun Landestheile bereiten. 

Dieje Berantwortung darf die Regierung nit auf ſich nehmen. 

Es dürften in biefem Augenblide bereits bie Befehle zu dex- 
jenigen militairifhen Mafßregelnergangen fein, welche unerläßlid 
find, um ber Gefahr eines etwaigen Angriffe fofort und nad- 
brüdlid vorzubeugen.” 


II. 
Aus dem Werke bes Generalftabs. 


„In Berlin fand am 28. März ein Conſeil ftatt, in welchem vorzugemeiie 
die militairifche Lage zur Sprache gebracht wurde. 

Abgejehen von den noch im Marfch begriffenen Truppen fanden bama.3 
in ben zunähft an Schlefien grenzenden üfterreichiihen Landestheilen 71 Bata:: 
Ione, 44 Escadrons und 33 Batterien. Die Cavallerie war völlig kriegstern:, 
bie Artillerie zählte 240 befpannte Geſchütze und es beburfte nur der Einke- 
berung und bes ſehr leicht zu bewirkenden Transports ber Infanterie - Referer, 
um binnen wenigen Tagen ein Heer von 80,000 Mann zu formiren. 

In Schleſien hingegen ftanden 38 Bataillone, 29 Escabrons, 18 Batten:r. 
ca. 25,000 Mann in ben gewöhnlichen Friebens« Garnifonen vertheilt. Urlander 
und Rejerven waren nirgends eingezogen, ber Pferbebeftanb ter Kavallerie ax: 
Artillerie war nach dem Friedensfuß bemeifen. 

Hätte Preußen einen Bruch mit Oeſterreich beabfichtigt, fo wäre der Vorwoad 
bazu gegeben gewefen. Der König beichränfte fi aber, weiter gebende Antreg: 
verwerfend, auf einige rein befenfive VBorfichtemaßregeln. 

Da Defterreich ſchon im Frieden *,, jeiner Geſchütze beipannt hält, Preuie: 
hingegen damals nur %,, fo wurbe unter dem 29. und 31. März Nachſtebender 
angeorbnet: 

Es follte fi das Garbe-, 3., 4. und 6. Feld - Artillerie - Regiment und der 
5. die 1. und tie reitende Abtbeilung dur Einziehung ber jüngften Yabrgänst 
bes Beurlaubtenftandes auf die Kriegsftärle augmentiren und ibre Grjag-At- 
tbeilungen formiren. Die erforderlihen Pferde waren freibändig anzufanfen. 

Ferner fjollten in ben unmittelbar bedrohten Landestheilen, alſo bei te 
12., 11., 9., 5., und 7. Divifion, dann bei den 4 neuen Garte - Regimentern E2: 
dem in Torgau garnifonirenden Regiment Nr. 72 bie Bataillone auf \: 
Barbe- friedensflärte von 686 Mann gejetst werben. 

Die vom 6. Armee- Corps in den Elbherzogthümern ftehente Infanz:t 
und Artillerie wurde in gleicher Weife augmentirt, 3 Munition - Colonnen de: 
Eifenbahn dorthin geſchafft und bafeibft keipannt. 

Die Feſtungen Cofel, Neiffe, Glatz, Zorgau und Wittenberg erhielten ku 
volle Kriegsbeſatzung an Artillerie und Bionieren, fowie bie an ber Armtrun 
noch fehlenden Geſchütze, Glogau, Spandau und Magdeburg bie für eine ri: 
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Augmentation feſtgeſetzte Mannſchaft obiger Kategorie. In Cofel, Neiffe und 
Glatz wurden bie Ausfall - Batterien beipannt. 

Die ganz befenfine Tragweite ber getroffenen Anorbnungen war bei 
ber Durchfichtigleit der Preußifchen Heeresorganifation und bei ber vollen Freiheit 
ber Preußischen Preffe leicht zu gewahren. Auch nicht ein einziger Truppentheil 
war wirklich mobil geworben, bie Bataillone Tonnten aus ben Feſtungen nicht 
abrücken, weil feine Erfat- und Landwehr - Bataillone zu ihrer Ablöjung zur 
Berfügung flanden, und man war burch alles bisher Angeorbnete noch nicht im 
Stande, nur eine einzige Divifion zum Schu der Grenze aufzuftellen. — Da⸗ 
gegen blieb es ſchwer erfennbar,, was in Oeſterreich vorging. Wahr iſt es, 
bat die Nachrichten Über die bortigen Rüftungen vielfach übertrieben geweien 
find, aber e8 gab fein Mittel, fie zu controliren. Alle Angaben ſtimmten jedoch 
darin Überein, daß Urlauber eingezogen würden, daß zahlreihe Militair- Trans- 
porte nach dem Norben abgingen und daß mwenigftens bie 4. Bataillone auf volle 
Kıiegsftärle gebracht feien.“ 


Gegenjhritte Preußens bei den deutſchen Höfen: 
Ausſicht auf Bundesreform. 


Depeiche tes Grafen Bismard an ben Bertreter Preußens hei 
ten deutſchen Regierungen, 24. Mär; 1866. 


„AB im Auguft v. J. die Gaſteiner Uebereinkunft gefchloffen worden 
war, durften wir hoffen, eine Baſis gewonnen ji aben, auf welcher bie 
Löſung der ſchleswig⸗holſteinſchen Frage ohne Nachtheil für das freund- 
Ihaftlihe Einvernehmen beider Mächte abgewartet werden könne. Aber 
ihon bi8 zum Januar d. %. waren durd) das Verhalten Oeſterreichs 
in Holftein die Dinge fo weit gediehen, daß wir uns in Depeſchen an den 
Königlihen Geiandten, melde da8 Datum des 20. und 26. Januar 
trugen, mit ernften Beſchwerden an die Kaijerlich öfterreichifche Regierung 
wenden mußten. 

Wir hatten und darüber zu beklagen, daß Defterreich fortfuhr, fih 
in directen Widerfpruch zu fegen mit den Bajen, ‘auf welchen der Wiener 
Frieden und demnächit die Gafteiner Convention beruhten. Denn während 
Defterreich in diefem Frieden die Abtretung der Herzogthümer vom Köni 
Ehriftian IX., welcher auf Grund der im Jahre 1853 eingeführten un 
von Dejterreich anerfannten Thronfolge im Beſitz derjelben war, mit uns 
gemeinfchaftlich angenommen hatte, war jett die Thätigkeit der öfterreichi- 
Ihen Bermaltung in Holftein darauf gerichtet, diefe8 dem Könige, unſerm 
allergnädigften Seren, in Gemeinfcaft mit Seiner Majeftät dem Kaiſer 
von Defterreich gehörige Land ohne Preußens Einwilligung dem Prinzen 
von Auguftenburg thatſächlich zu überantworten, welcher fein Recht auf 
daffelbe hat, und deilen Anfprüche früher von Oeſterreich jelbft entjchieden 
beftritten worden waren. Wir trugen dieſe Beſchwerden der Kaiferlichen 
Regierung in einer eben jo freundichaftlichen als Haren Sprache vor, und 
baten fie im Intereſſe unferer intimen Beziehungen um Abftellung derjelben 
und um ungefährdete Erhaltung des in Wien und Gaftein ftipulirten 
status quo. Wir fügten hinzu, daß, wenn unfere Bitte erfolglos bleibe, 
wir darin mit Bedauern ein Symptom der Gefinnung Oefterreichs egen 
und fehen müßten, welches und da8 Bertrauen auf die Zuverläfte eit 
unjerer Allianz nehmen würde. In diefem unermwänfchten Falle würden 
wir die Phaje der jeit zwei Jahren beftandenen intimen Beziehungen als 
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abgefchlofien betrachten und gegen die ferneren Wirkungen des aus diefen 
und anderen Symptomen fi ergebenden Uebelmollens des öfterreichifchen 
Gabinet3 gegen Preußen anderweite Sicherheiten zu gewinnen fudyen. 

Auf dieje, von den verfühnlichten Gefinnungen eingegebene und in ber 
Form freundfchaftliche Deittheilung erhielten wir von Wien — in einer 
Depeihe vom 7. Februar — eine ablehnende Antwort. 

Wir haben e8 nicht für angemeffen gehalten, nad} derfelben die Eorre- 
fpondenz fortzufegen. Ueber die Bedeutung, aber, die wir der Antwort 

efterreich8 beilegten, habe ich mich dem Grafen Karolyi gegenüber auf 
fein Befragen bei der erſten Unterredung nah Empfang der che 
vom 7. Februar dahin ausgeſprochen, daß unſere Beziehungen zu Oeſter⸗ 
reich nunmehr anftatt des intimen Charakters, den fie während der leßten 
Fahre angenommen, auf denjelben Standpunkt zurüdgeführt worden feien, 
auf dem fie vor dem dänifchen Kriege gemefen — nicht befier, aber 
auch nicht ſchlimmer, als zu jeder fremden Macht. Vom Kriege ift dabei 
fein Wort gefallen, und jede Drohung mit Krieg lag uns damals eben 
jo fern wie jeßt. 

Seit diefer Zeit, feit der Mittheilung der Depeſche vom 7. Februar, 
haben beide Mächte gegen einander gejchwiegen. Bon unferer Seite ift 
nicht8 gejchehen, um die Situation zn verändern, und dennoch fehen wir 
mit Eritaunen Defterreich plöglic zu einem großen Kriege Vorbereitungen 
treffen und uns gleichzeitig den Vorwurf machen, als ob wir e8 feien, die 
den Frieden zu ftören beabfichtigen. Zahlreiche Mannſchaften nebſt Artillerie 
und anderem Kriegämaterial werden aus den öftlihen und füdlıcdhen 
Provinzen Defterreihs nah Norden und Weſten gegen unjere Grenze 
birigiet, die Negimenter in Kriegsbereitſchaft gefet, und bald wird eine 
ftarfe Heeresmacht an unferer vollfommen von allen Gegenmaßregeln ent- 
blößten Grenze ftehen. 

In der Anlage finden Eure ... nähere Angaben über diefe Ma 
regeln. Was bezwedt Defterreih mit dieſen Rüftungen? Will es uns 
mit Gewalt zwingen, fein intimer Bundesgenoffe zu bleiben, oder unjer 
Schweigen durch entgegenkommende Eröffnungen zu breden? Ju beiden 
Beziehungen werden wir unfere Freiheit zu wahren berechtigt fein, und 
wir können in der drohenden Haltung, welche Oeſterreich plöglih gegen 
und annimmt, nur einen neuen und überzeugenden Beweis einer Geſinnung 

egen uns erbliden, welche nur auf einen günftigen Augenblid wartet, um 
ihren Ausdrud in Thaten zu finden. Bisher haben wir auch nit Der 
entfernteften Anfang zu Oegenrüftungen gemadht, feinen Mann eingezogen, 
feine Truppen dislocirt, feine Vorbereitungen getroffen. Aber wir werder 
Angefihts der öfterreihifhen Aufitelungen nun auch unfererfeitd nıd: 
länger zögern dürfen, damit die Situation von 1850 ſich nicht wiederbole, 
mo eine fchlagfertige öfterreichiiche Armee drohend an unferer Grenze ſtand. 
bevor wir gerüftet waren. Die Behauptung, daß Oeſterreichs jeige Rüftung 
nur der ‘Defenfive gelte, fann uns über ihren drohenden Charakter unit 
beruhigen, da von uns feine einzige Maßregel ergriffen war, welche Liefer 
reich hätte veranlafjen können, an jeine Bertheidigung zu denten. Wu 
befürchten, da8 die Sprache Defterreih8 fich ändern würde, fobald eu 
entjcheidender Vorſprung in den Rüftungen ihm eine Ueberlegenheit gäbe. 
Wenn wir daher nunmehr auch Rüftungen anordnen mlüijen, fo werden wir 
mit mehr Recht als Defterreich behaupten können, daß fie einen rei ı defen- 
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fiven Eharafter tragen und nur durch Defterreich8 unerflärte Rüftungen 
hervorgerufen find. Wenn durch dieſes Gegenüberftehen von Kriegsheeren 
die Sttuation geipannter und die Gefahr eines Conflicts größer wird, fo 
werden nicht wir es fein, welche deshalb ein Vormurf treffen kann. Denn 
wir können nicht zugeben, daß Schlefien von Krakau bis zur ſächſiſchen 
Grenze mit Eriegöbereiten Truppen umftellt werde, ohne dag wir Maß- 
regeln zum Schutze des Landes treffen. 

Em. ... babe ich in dem gegenwärtigen Augenblid nicht unterlafien 
dürfen, diefe Erläuterungen zu geben, und ich erjuche Sie ergebenft, Sic) 
in demfelben Sinne gegen die Negierung, bei welcher Sie beglaubigt zu 
fein die Ehre haben, außzufprechen, damit die Vorbereitungen, zu denen 
nun auch wir zu fchreiten genöthigt fein werden, in richtigem Lichte auf 
gefaßt werben. 

Über Maßregeln F unſerer augenblicklichen Sicherung ſind nicht 
das Einzige, was die Situation von uns gebieteriſch fordert. Die Er- 
fahrung, welche wir wiederum über die Buverläffigkeit eines öſterreichiſchen 
Bündniffes und über die wahren Gefinnungen bed Wiener Cabinets gegen 
uns gemacht haben, nöthigen uns, aud die Zufunft ind Auge zu faflen 
und und nad Garantien umzufehen, welche uns die Sicyerheit gewähren 
lönnen, die wir in dem Bunde mit der andern deutfchen Großmacht nicht 
nur vergebens gefucht haben, fondern fogar durch diefelbe bedroht fehen. 
Preußen ift dur feine Stellung, feinen deutſchen Charakter und durch 
die deutſche Gefinnung feiner Fürften vor Allem zunächft darauf ange- 
miefen, diefe Garantien in Deutſchland felbft zu fuchen. Auf dem 
Boden der deutſchen Nationalität und in einer Kräftigung der Bande, 
welche und mit den übrigen deutjchen Staaten verbinden, ürlen mir hoffen 
und werden wir immer zuerſt verfuchen, die Sicherheit der nationalen Uns» 
abhängigkeit zu finden. 

Aber fo oft wir diefen Gedanken ind Auge fallen, drängt fi von 
Nenem die Erkenntniß auf, daß der Bund in feiner gegenwärtigen Ge— 
ſtalt für jenen Zweck und für die active Politik, melde grobe Krifen 
jeden Augenblid fordern können, nicht ausreichend iſt. Seine Einrichtungen 
waren darauf berechnet, daß die beiden deutſchen Großmächte ftet3 einig 
feien; fie haben beftehen können, fo lange diefer Zuftand durch eine fort: 
geſetzte Nachgiebigkeit Preußens gegen Oeſterreich erhalten wurde, einen 
ernfthaften Antagonigmus der beiden Mächte können fie nicht ertragen, 
einen drobenden Bruh und Eonflict nicht verhiten oder überwinden. 
Ya, wir haben die Erfahrung machen müſſen, daß felbft da, wo die beiden 
Mächte einig waren, die Bundesinftitutionen nicht außreichten, um Deutjch- 
land an einer activen, nationalen und erfolgreihen Politif Theil nehmen 
zu laffen. Daß auch das Bundes» Militairwefen nicht in einer, ber 
Sicherheit Deutſchlands genügenden Weije geordnet ift, haben wir wieder- 
holt gegen unfere Genofjen im Bunde außgefprochen und uns vergeblich 
bemüht, es innerhalb der alten Bundesverhältniffe auf neuen, angemeſſenen 
Grundlagen zu verbeſſern. Wir vermögen in der jegigen Tage ber Dinge 
und das Bertrauen auf eine wirkſame Hülfe des Bundes, im Falle wir 
angegriffen würden, nicht zu bewahren. Bei jedem Angriffe, ſei e8 von 
Deiterreih, fer ed von andern Mächten, werden wir immer zunächft auf 
unfere eigenen Kräfte angewiejen fein, wenn nicht ein beſonders guter 
Wille einzelner deutſcher —* zu unſerer Unterſtützung Mittel in 
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Bewegung feste, welche auf dem gewöhnlichen bundesmäßigen Wege wel 
zu fpät flüffig werden würden, um noch von Werth flir ung zu fein. Wir find 
gegenwärtig, gegenüber den drohenden Rüftungen Oeſterreichs in der Lage, 
an unfere enoffen im Bunde die Frage zu richten, ob und in welchem Maße 
wir auf diejen guten Willen zählen dürfen? aber auch der vielleicht bei einigen 
unferer Bundesgenoſſen augenblidlid vorhandene gute Wille giebt uns 
tommenbe Gefahren feine Beruhigung, weil bei der gegenwärtigen Tage des 
Bundes und dem Stande der Bunded-Militairverhältniffe die rechtliche oder 
thatſächliche Möglichkeit, ihn zu bethätigen, vielfach mangeln wird. 

Diefe Erwägung und die abnorme Rage, in welde Preußen durd 
die feindjelige Haltung der andern im Bunde befindlichen Großmacht ge: 
bracht ift, drängt uns die Nothwendigfeit auf, eine den realen Ver⸗ 
ältniffen Rechnung tragende Reform des Bundes in Anregung zu bringen. 

a8 Bedürfniß derfelben wird fich für und um fo dringlicher fühlbar 
machen, je weniger wir auf die eben geftellte Frage hinſichtlich des Ber 
ftandes, den wir zu gewärtigen haben, eine befriedigende Auskunft er: 
langen; abweijen aber können wir es in feinem Yalle, und wir 
in der That, daß wir dabei nicht nur in unjerem eigenen Intereſſe 
handeln. Schon durch die geographiiche Lage wird daB Intereſſe Preußens 
und Deutſchlands identiſch — Died gilt zu unfern, wie zu Deutichlands 
Sunften. Wenn wir Deutfchlands nicht fiher find, tft unfere Stellung 
gerade wegen unjerer geographijchen Lage ‚eläbrbeter, al8 die der meisten 
jal Preußen® aber wird das 
Schickſal Deutſchlands nah fih ziehen, und wir zweifeln wicht, daß 


der europätichen Nationen nur nod) palfin betbeiligt bleiben würde. Dies 
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3. April. Erſte Anknüpfung mit Italien: Sendung 
Govones. | 
Depeſche Lamarmora’3 wegen Abſchluß eined Allianz⸗ 
vertrages. 


„Der General Govone, der Ihnen dieſes Schreiben Uberbringt ift beauf- 
tragt, bei der preußifchen Regierung eine Miffion von befonderer Wichtigkeit zu 
erfüllen. Er befitst das volle Vertrauen bes Königs und feiner Regierung und 
ih bitte Sie, Herr Minifter, ihn in biefer eigenfonk Sr. Excellenz dem Grafen 
von Bismard unb nah Umfländen aud Sr. Majeſtät dem Könige Wilbelm 
vorzuftellen. Der General Govone kennt die Abfichten der Königlichen Regierung 
über bie gegenfeitige Tage von Preußen und Deflerreih. Sie wiffen, Herr Miniſter, 
unfere Entihlüffe hängen ab von den Entihlüfien Preußens, von ben Engage 
ments, Die es geneigt ift einzugeben, und endlich von ber Trageweite bes Zieles, 
das es fich geftellt Hat. Wenn Preußen bereitift, entiheidungsvoll und 
gründlich in eine Politik einzugeben, bie feine Größe in Deutfd- 
land figert, wenn bei ber Bebarrlichleit Oeſterreichs, eine feind- 
jelige Bolitil gegen Preußen und Italien zu verfolgen, ber Krieg 
ein von ber preußifhen Regierung wirklich acceptirtes Ereigniß 
if, wenn man enblih in Berlin geneigt ift, mit Italien fi in 
Borausfiht eines beſtimmten Zieles fiber gu vereinbaren, glauben 
wir, baß der Augenblid gelommen ift, wo Preußen nit länger 
jögern darf, fih unsgegenüber Iren ändern, unb wir find bereit, 
mit ibm in einen Austaufh von Mittbeilungen einzugeben, der 
ibm beweifen wird, wie ernfllihd gemeint unſere Borfchläge find. 
Die Miffion des Generale Govone hat ben Zmed, fi) ber militäriihen Maß—⸗ 
regeln, welche die Regierung Sr. Majeftät bes Königs von Preußen in Folge ber 
gegenwärtigen Lage im Einverftänbniffe mit uns zu unferer gegenfeitigen Ber: 
tbeibigung eingehen würde, zu verfihern. Die Mitglieber des Cabinets in Berlin 
eder die Perfonen bes Hofes, die von Sr. Majeftät dem Könige ober von Gr. 
Ercellenz dem Minifterpräfinenten berufen jein follten, mit dem General Govone 
in Berbindung zu treten, fünnen fih (und wir bitten Sie, ihnen die Verficherung 
bavon zu geben) ihm gegenüber ausipredden mit ber Klarheit ber Präcifion, bie 
der Gegenſtand dieſer Diiffion erfordert, und mit ber Berfiherung Der beſonderen 
Bidtigleit, bie wir dem beilegen, was uns burdh feine Vermittlung zugeben wirb. 
Die bervorragenden Eigenſchaften des General® Govone und bie Miffionen, 
die er ſchon erfüllt hat, find mir eine befondere Garantie, daß biefe Miſſion 
ihren d erfülle, der, wie ich oben fagte, barin befteht, mit Klarheit die gegen- 
feitige age von Italien und Preußen in Hinficht auf bie fich für Europa ankündenden 
Berwidlungen zu beflimmen. 

Die Regierung bes Königs ermädtigt Ew.... und den General Govone, mit 
ber Regierung St. Majeftät bes Königs von Preußen ein Uebereinlommen (accordo) 
auf folgenden Grundlagen abzufchließen: Die beiden Souveräne, von dem 
Wunſche bejeelt, bie Bürgfchaften des allgemeinen Friedens zu befeftigen, indem 
fie den Bedürfniſſen und gerechten Beftrebungen ihrer Nation Rechnung tragen, 
wärden ein Bündniß abſchließen, bas zum Zweck hätte: 1. entftehenden Falles 
turh Waffengewalt bie Vorſchläge aufrecht zu erhalten, welche von Sr. preußifchen 
Majeſtät bezliglich der Reform ber Bundesverfaffung in einem ben Bebürfniffen 
der Nation entſprechenden Sinne gemacht worden find; 2. Die Eeflion ber Defter- 
eich unterworfenen italienifchen Gebiete an das Königreich zu erwirken. Piemont 
begann 1859 das Werk der Befreiung der italienifchen Erde mit dem eblen Bei- 
ſtande Frankreichs. Wir wünſchen, daß biefes Werk in nicht zu ferner Zukunft 
von alien vollendet werbe, vielleicht in einem Unabhängigleitsfriege, ber an ber 
Seite derjenigen Macht gelämpft würde, welche bie Zukunft des beutichen Volles 
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vertritt, im Namen eines ibentifchen Nationafitätsprincips. Unter ben Löfungen, welche 
zumal in biefen fetten Zeiten filr bie venetianifche Frage vorgefchlagen wurden, 
würte dieſe beffer als jede andere uns geftatten, in ber Logik unferer politiſchen 
und internationalen Situation zu verbleiben und unfere natlirlichen Allianzen, 
auch bie entfernteften, zu wahren. Wir werben überbies erfreut fein, Preußen um 
Widerſtande gegen bie Pläne bes öſterreichiſchen Kaiferthumes zu unterftägen, 
indem baffelbe fich entſchieden an bie Spike ber deutſchen Nationalpartei Reit, 
iene® Parlament einberuft, das feit fo vielen Jahren Gegenſtand der Wünkde 
der Nation war und für Deutichlanb, fo wie e8 in Italien geſchah, ben Fert⸗ 
ſchritt ber freifinnigen Inſtitutionen mittels Ausſchließung Oeſterreichs fidert.“ 


8. April. Der Abſchluß einer vorläufigen Uebereinkunft 
auf drei Monate, im Wejentlihen nad) den Borfchlägen 
Lamarmora's, jevoh ohne ausdrüdliche Beſtimmung in 
Betreff der „Ewirkung der Ceſſion der Defterreich unter 
worfenen italienifchen Zerritorien.” 


Zur Stellung Frankreichs. 
3. März. Drouin de Lhuys an VBenedetti. 


— — „Bir find fort und fort in unferer bisherigen Stellung: wir erfennen 
volllommen bie Vebeutung ver Krifis, welcher wir beimohnen, aber wir febeı 
in dem Streite, wie er fich bisher darftellt, feinen ausreichenden Grund, uniere 
neutrale Stellung aufzugeben. Wir haben uns barliber offen gegen Preußen 
ausgeiprodhen. Als wir Seitens des Wiener Cabinets gefragt wurben, baten 
wir ihm gleichfall8 erklärt, baß wir neutral bleiben wollen, obwohl man uns ven 
dort zu verfteben gab, daß unfere Neutralität für Preußen günftiger fei, als für 
Dsfterrih. Wir werden baber den Streit mit Waffen, Balls er 
ausbrehen foll, in unferer bisherigen Stellung erwarten. Te 
König felbft hat mit Ihnen anerkannt, daß bie augenblidlichen Umftände nicht 
die Grundlage für eine Verfländigung bieten, welche Se. Majeftät wünſcht. Der 
Gang ber Ereigniffe wirb uns die Natur und Tragweite der auf dem Spiel 
ſtehenden Intereffen beftimmmter erfennen laffen, unb die Ausdehnung, welde 
ber Krieg gewinnen wirb, fowie bie Fragen, welde er anregen 
wird, werben die Elemente einer Berfländigung zwiſchen PBrengca 
und uns ergeben.“ 


Zur Stellung Rußland. 


10. April. Benedetti an Drouin de Lhnye. 


— — ‚Da ih von Rußland fprecdhe, Taffen Sie mich bemerken, baß id fa: 
langer Zeit nicht ohne Verwunderung beobachtet habe, mit welcher Gleichgültigken 
das Kabinet in St. Petersburg von Anfang an die Anſprüche Preußens und die 
Möglichkeit eines Konflikts zwifchen ben beiden deutſchen Mächten anflebt; aut 
daß mir nicht weniger bie forttauernde Zuverſicht anfgefallen if, in wmelder wb 
Herrn von Bismard in Bezug auf bie Haltung und bie Abfichten bes nordüche⸗ 
Kaiferreiche gefunden habe.” 
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40. Bie Berwicelung mit Veferreich und die deutfche 
Bundesreſorm. 
Die Kriſis in Schleswig-Holſtein und die Bundesver- 


haͤltniſſe. 
Notiz der „Provinzial⸗Correspondenz“ vom 14. März. 


„se mehr die Tage ber fchleswig-holfteinichen Angelegenheit zu einer Ent: 
ſcheidnng zu brängen fcyeint, defto mehr macht ſich in Deutichland bas Bewußt⸗ 
fein geltend, baß, falls es nicht gelingen follte, biefe Entſcheidung lebigfich auf 
bem Wege des feitherigen bunbesfreundlichen Einverftändnifies zwilchen Preußen 
und Oefterreich herbeizuführen, auch die Verhältniffe des beutfchen Bundes und 
deren nothwendige Entwidelung vorausfichtlich von Neuem in Frage kommen müßten. 

Befanntlih hatte Defterreih im Jahre 1863 duch ben Fürften- Kongreß 
zu Frankfurt a. M. eine Umbildung ber beutichen Berbältniffe angeftrebt, deren 
Plan in ber dort vereinbarten „Reform-Acte” niedergelegt war. Die Breußifche 
Regierung, welde die Theilnahbme an dem Kongreß abgelehnt hatte, wies auch 
ben ihr mitgetheilten Reformplan zurüd, weil fie in bemfelben die Bürgſchaften 
nit fand, daß bei der beabfichtigten neuen Einrichtung des Bundes bie wahren 
Bedürfniffe und Intereffen der dentſchen Nation zur Geltung gelangen könnten. 
In einer Denlichrift vom 15. September 1863 legte das Preufifche Staatsmi- 
niſterium bie Grundfäge bar, von welchen nach feiner Anficht eine eriprießfiche 
Reform des Bundes ausgehen müßte. Oefterreich wies in einer Ermwiderung von 
3. October 1863 bie Auffaffung Preußens zurüd. Die Hoffnung ber öfterreichi- 
ſchen Regierung aber, daß die Frankfurter Vereinbarungen auch ohne den Bei- 
tritt Preußens nicht ohne praltiſches Nefultat bleiben würden, ging nicht in Er- 
füllung; vielmehr geriet die Frankfurter „Neformacte” feit dem Eintritt ter 
ſchleswig⸗ holfteinfchen Angelegenheit zunächſt in Vergeſſenheit. 

Die Preußiſche Regierung würbe, falls jetst bie Nothwendigkeit bervorträte, 
die Umbildbung der Bundesverhältniffe wieder ins Auge zu faffen, vermuthlich an 
ihre Borfchläge in der erwähnten Denkichrift wieder anknüpfen.“ 


Antrag auf Bundesreform. 


9. April. Erklärung des preußiſchen Gefandten am 
Bundestage. 


Der Geſandte iſt von feiner Allerhöchſten Regierung beauftragt, 
einen der Reform des deutſchen Bundes betreffenden dringlichen Antrag 
zu befchleunigter Erwägung und Beichlußfaffung zu unterbreiten. 

Eine Reform der Bundesverfaffung ift feit langer Zeit und fchon 
von der Kriſis des Jahres 1848 von der Königl. Regierung als ein 
unabweißbares Bedürfnig anerfannt worden. In diefer Ueberzeugung 
aber ftimmte fie jo vollfommen mit ber gungen Nation und insbefondere 
auch mit der von den Übrigen deutfchen Regierungen außgeiprocjenen und 
durch mehrfache Verſuche praktifcher Löſung bethätigten Anjicht überein: 
daß fie glaubt, ſich der Verpflichtung entheben zu können, im Allgemeinen 
diejenigen Gründe noch näher zu entwideln, welche im Intereſſe der Ges 
ſammtheit und nach Maßgabe der realen Berhältnifje die gegenwärtig be- 
itehende Bundedverfaffung ald ungenügend erjcheinen laſſen. 

Die Königlihe Regierung wıll nur noch an die aus diefem Bebürf- 
niß berporgegangene Berufung des Fürftentages nach Frankfurt a. M. 
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im Jahre 1863 erinnern. Defterreich hat damals erflärt, dag weder es 
felbft, noch Preußen „fih mit irgend einem Grade von PBertramen auf 
den Bund in feinem jegigen Zuftande ftüten könne,“ und es hat die 
Hoffnung, „daß die morſchen Wände den nächſten Sturm nody aushalten 
möchten,“ als einen bloßen Wunſch bezeichnet, der dem Gebäude dir 
nöthige Feftigfeit nicht wiedergeben könne. Wenngleich Preußen an den 
damaligen zur Abhülfe dieſes Zuftandes eingeleiteten Schritten nicht hat 
Theil nehmen können, jo bat es doch außdrüdlih auch feinerfeits kei 
diefer Gelegenheit Veranlaffung genommen, das Bedürfniß der Reform 
anzuerkennen, und in feiner Eröffnung an die deutfchen Regierungen vom 
22. September 1863 fich darüber Far außgefprochen. 

Geit jener Zeit find wichtige Ereignilfe eingetreten, welche bie 
Schäden der beftehenden Bundesverhältnifje in ein noch helleres Licht ge⸗ 

elt haben, und die gegenwärtige politifche Kriſis ift geeignet, die 
chmweren Gefahren vor Aller Augen barzulegen, welche auß einer längeren 
Fortdauer des unhaltbaren Zuftandes für die Wohlfahrt und den Frieden 
des Paterlandes erwachſen müſſen. 

Bunädft bat der dänifche Krieg gezeigt, daß der Bund im feiner 
gegenwärtigen Geftalt für die Sicherheit der nationalen Unabhängigkeit 
und für die Erforderniſſe einer activen Politik, wie folche in großen poli 
tiſchen Kriſen jeden Augenblid hervortreten können, aud unter den gün- 
ftigften Berhältniffen nicht ausreichend ift. Denn felbft hier, wo die beiden 
deutfchen Großmädte in voller Einigkeit der Nation vorangingen, hat es aui 
Grund der Bundesinftitutionen nicht gelingen wollen, Deutſchland an einer 
activen, nationalen und erfolgreihen Politik Theil nehmen zu laffen. 

Insbeſondere ift in dieler Epoche auch erwiefen morden, daß Br 
Bundesmilitaireinrihtungen nicht in der für die Sicherheit Deutjchlands 
unbedingt nothwendigen Weife geordnet find: eine Erfahrung, welche die 
Königliche Regierung vorausgejehen und der fie ihrerſeits durch die erniteften, 
leider jedoch vergeblichen Bemühungen für eine rechtzeitige und wirkſame 
Neform dieſes Theils der Buudesinftitutionen vorzubeugen geſucht hatte. 

Sodann aber hat die gegenwärtige Phafe der politiihen Sitnation 
der Königlichen Regierung die Ueberzeugung geben müflen, daß der Bund 
in feiner jegigen Berfafjung felbft die inneren Gefahren zu Biberwinden 
nicht in der Lage ift. 

Die Bundesverfaſſung beruht überhaupt auf der Vorausſetzung, def 
Defterreih und Preußen in ihrer Politik ſich einig willen und einig amf- 
treten; und wenn die Bundeseinrichtungen noch immer haben fortbeftcher 
können, fo ift dies vorzugsmeife der im Geſammtintereſſe fortgefegt be⸗ 
wiejenen Nachgiebigkeit Preußens gegen Defterreich zu danken. 

Einen ernfthaften Antagoniemus aber zwiſchen 
Preußen können die Bundesverhältniſſe nicht ertragen, und die gegen 
wärtige gejpannte Situation zwiſchen beiden Mächten hebt u 
Wahrheit gerade die Borausfegungen auf, welche allein die volle 
führung der Bundesverfaflung möglich machen. 

Bon diefem Geſichtspunkte aus fah ſich die Königliche Regieruns 
veranlaßt, an die einzelnen deutſchen Bundesregierungen fi zu wender 
und an fie eine Anfrage über die von ihnen zu erwartende Un 
im alle eines Angriffe gegen Preußen zu richten. 

Die hierauf erhaltenen Erwiderungen können indeß der Königlichen 
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Segierung in feiner Weife zu einer Beruhigung dienen, welche fie iiber 
die Unzulänglichkeit der Bundesverfafiung felbft hinwegſehen Tiefe. 

Im Angefiht drohender öfterreichifcher Ruſtungen ift die Königliche 
Regierung von den übrigen deutjchen Regierungen auf den Artikel XI. 
ber Bundesacte verwiefen worden, d. h. auf einen in der Bundesver- 
fommlung zu ftellenden Antrag, während defien Prüfung und Berathung 
die Rüftungen und Sriegsvorbereitungen ihren Fortgang gehabt haben 
würden und vorausſichtlich lange vor der Faſſung eines Bundesbeſchluſſes 
auf einem Punkt gediehen jein dürften, wo ſich der Krieg unmittelbar 
aus denſelben entwidelt hätte. Ein folder Hinweis auf Artikel XL kann 
daher nur bedeuten, daß Preußen in dem bezeichneten Falle ganz allein 
auf fih und feine eigene Kraft angemwiefen fein und ihm die Hülfe des 
Bundes in jedem Falle zu ſpät kommen würde. 

In verftärktem Mate aber wird dieſe Berfpätung bei jeder europäi⸗ 
hen Somplication oder jeder Bedrohung durd eine auswärtige Macht 
eintreten und mit Preußen auch das übrige Deutfchland einem auswär⸗ 
tigen Angriffe unvorbereitet gegenüber ftellen. 

Bei der jegigen Organijation der Militairmacht in allen großen 
Staaten entwideln ſich Kriege rafcher, als die Bundesbefchlüffe unter den 
bisherigen Formen. Soll Preußen aber in den großen europäiſchen 
Kriien auf feine eigenen Kräfte angewiefen bleiben, fo verlieren die 
Bundeseinrihtungen nicht allein ihren Werth fiir daflelbe, fondern fie 
werden ihm zu Dinderniffen und Hemmungen in der Entfaltung feiner 
Kräfte und der Faſſung feiner Entichlüffe: ein Verhältnig, bei welchem 
jede8 naturgemäße und richtige Maß von Leiftungen und Gegenleiftungen feblt. 

Wenn die Königlihe Regierung in erfter Linie die politifche und 
militairiſche Meangelbaftigkeit der YBundesinftitutionen hervorheben zu 
muſſen geglaubt hat, jo iſt e8 kaum nöthig, noch bejonderd darauf hinzu- 
weifen, wie viele daß Intereſſe der Nation in ihrer inneren Entwidelung 
nahe berührende Fragen auf anderen Gebieten durch eine entjprechende 
Mangelhaftigfeit des Bundes unerledigt geblieben find. 

er Bollverein hat nah einer Seite bin dem Bedürfniffe, welches 
der Bund nicht befriedigen konnte, abgeholfen, aber e8. bleiben noch geuug 
andere Bedürfnifie des Volkes übrig, um auch mit Rüdficht auf dieſe 
da8 Berlangen nach einer Reform zu begrlnden. 

Bon allen Seiten her drängt fi demnach die Nothwendigkeit auf, 
die große Trage nicht länger zu verjchieben. Eine hervorragende deutſche 
Regterung hat in ihrer nach Berlin und Wien gerichteten — 
Mittheilung den Gedanken ausgeſprochen, daß die gegenwärtige zwiſchen 
Preußen und Oeſterreich drohende Kriegsgefahr der Ausdruck des Miß⸗ 
behagens über die mangelhafte Geſtaltung der Bundesverhältniſſe ſei, 
und es iſt hieran der Ausdruck der Bereitwilligkeit geknüpft worden, 
ihrerſeits auf Verhandlungen über eine Umgeſtaltung der Bundesverhält⸗ 
niſſe einzugehen. Die Königliche Regierung ſelbſt kann um fo weniger 
an einer gleichen Bereitwilligkeit aller ihrer hohen Mitverbündeten zweifeln, 
als ſolche eben jo jehr durch das Intereſſe jedes einzelnen deutſchen 
Staates wie des gejammten Baterlandes geboten ift. 

Denn wenn Deutfchland in derjenigen Berfaflung, in welcher es fi 
gegenwärtig befindet, großen europätjchen Kriſen entgegengehen follte, fo 
wird e3 entweder der Hevolution oder der Fremdherrſchaft verfallen. 

Für Biemard. 28 
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Zu ber Frage nun von ber Neugeflaltung der Bunbesverfaffung 
felbft kann fi die Königliche Regierung, was ihren eigenen Staudpuntt 
betrifft, im Wefentlihen auf die am die deutichen Regierungen unter dem 
22. Sept. 1863 gerichtete Eroffnung einfach zurückbeziehen. 

Sie glaubt indeß ſchon di darauf bedacht fein zu follen, daß neuen 
Verhandlungen ein beflerer Erfolg ald bisher gefichert werde, und daß 
die Bundesverfammlung —— die Mittel und Wege in 
Erwägung ziehe, welche den Regierungen wie der Nation in dieſer Hinficht 
eine beruhigende Zuverficht für die weitere Entwidlung der Angelegenheit 
gewähren fönnen. | 

Die Geichichte der mannigfachen in den letzten Sahrgehnten unter 
nommenen Reformverſuche hat erfahrungsmäßig gelehrt, daß weder die 
einfeitigen Verhandlungen unter den Regierungen, nody die Debatten und 
Beichlüffe einer gewählten Berfammlung allein im Stande waren, eine 
Neugeftaltung des nationalen Berfaflungswerkeß zu fchaffen. 

Wenn erftere immer bei dem Austauſch verichiedenartigfter Mei 
nungen und der Anfammlung eines endlofen Materials ftehen geblieben 
find, fo gefchah dies, weil es an der ausgleihenden und treibenden 
Kraft des nationalen Geiftes bei dien Verhandlungen fehlte und 
die partitulariftiichen Gegenfäge zu fchroff und einfeitig dabei feſtge⸗ 
balten wurden. 

Ein foldyer, zu höherer Einigung der Segenfäge führender Factor iſt nur 
in einer aus allen Theilen Deutfhlands gewählten Berfamminng 
zu finden. Wollten dagegen die Regierungen einer ſolchen Berfammiung 
allein die Snitiative bezüglich der Yeconftruction der Bundesverjafiung 
überlaffen, wie dies im Fabre 1848 geſchah, fo würden diefelben Ge⸗ 
fahren der Ueberhebung und der Fichtactung des in deutjcher Eigenthüm- 
lichkeit wirflich Begründeten wieder erwachen und damit auch die Hoffnungen 
des deutichen Volles einer neuen Täuſchung entgegengeführt werden. 

Nur dur ein Zuſammenwirken beider Yactoren kann daher, nad 
der feften Weberzeugung der Königlichen Regierung, das Ziel erreicht 
werden, daß auf dem Grunde und innerhalb des Rahmens des alten 
Bundes eine neue lebensfähige Schöpfung erftehe. 

Diefe ung iſt e8, weldye die Königliche Wegierung zu dem 
Borichlage an ihre hohen Mitverbündeten beſtimmt, die Reform des 
Bundes jofort damit in Angriff zu nehmen, daß zur Mitwirkung für die 
Neugeftaltung der Berfafjung durch Bundesbefchluß eine allgemeine deutſche 
Berfammlung von gewählten Vertretern berufen merbe. 

Die Königliche Regierung hat bereit3 in ihrer oben erwähnten Der 
legung vom 22. September 1863 entwidelt, in welcher Weiſe eine Ber 
fammlung, wie fie bier in® Auge gefaßt iſt, am medentfpredjenbften ger 
bildet werden könne. Sie muß auch jekt an damals vertretenen 
Anficht Ba dag für eine Verſammlung, berufen, um insbefondere 
das Intereſſe der Geſammtheit und das einheitliche Princip als ſolches 
zur Geltung zu bringen, der Grundfag der directen Bollswehl 
ım Gegenfage zur Delegation der Einzeln⸗Kammern allein annehmber 

int. 
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Das allgemeine Stimmredt aber muß für den im Auge gehabten 
Bwed und bei der Nothwendigteit, die verfchiedenften partifularen Ber 
bältniffe einem Maßſtab dienftbar zu machen, als das allein Möglute 
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bezeichnet werden, und nimmt die Königliche Regierung um fo weniger 
Anftand, diefe Form der Wahl in Vorſchlag zu bringen, als fie diefelbe 
für das confernative Princip fürderlicher erachtet, wie irgend einen anderen 
auf fünftlihen Kombinationen beruhenden Wahlmodus. 

Die näheren Beftimmungen für Ausführung der Wahl werden ps 
an fein, nachdem erit das allgemeine Brincip der Wahlen fe 
geftellt ift. 

Es ift bereit3 entmwidelt worden, daß die Königliche Regierung es 
für rathſam erachten muß, wenn die Regierungen nicht der gewählten 
Verſammlung die Initiative der Reform allein überlaſſen, und fie beab- 
fihtigt daher auch, fofort mit ihren hohen Bundesgenoſſen in die Ber- 
handlung über das Materielle der Frage jelbft einzutreten. 

Um foldhe zu einen erfolgreichen Abſchluß zu —** muß ſich aber 
die Beſchränkung dieſer Verhandlung auf den weſentlichſten Punkten von 
entſchieden praktiſcher Bedeutung empfehlen. 

Wenn die Verhandlungen nun auf ſolche Weiſe dem wahrhaft 
dringenden Intereſſe der Nation und dem erfahrungsmäßigen Nothwendigen 
ugewendet werden, ſo wird die Zeit zwiſchen der Berufung und dem 
—— — des Parlaments unzweifelhaft hinreichen, um die Grund⸗ 
üge einer Boriage feftzuftellen, welche im Namen der Geſammtheit der 

egierungen der Berfammlung zur Prüfung vorzulegen find. 

Die Beſtimmung eines feiten Termins für die Berufung des Parla⸗ 
mentes wird aber der Nation zugleich die große Gewähr bieten, wi die 
Verhandlungen zwiſchen den Regierungen über die zu machenden Reform» 
vorſchläge nicht vollftändig ind Ungewiſſe ſich Hinausziehen können. 

Indem die Königliche Regierung alles Weitere den Verhandlungen 
mit ihren hoben Bundesgenofjen vertrauensooll vorbehält, ftellt fie jetzt 
den Antrag: 

Hohe Bundesverfammlung wolle beſchließen: 

eine aus directen Wahlen und allgemeinem Stimmredt der ganzen 
Nation beroorgehende Berfammlung für einen noch näher zu be⸗ 
flimmenden Tag einzuberufen, um die Vorlagen der deutfchen Re⸗ 
gierungen über eine Reform der Bundesverfaflung entgegenzunehmen 
und zu berathen; in der Zwiſchenzeit aber, 518 zum Zuſammen⸗ 
tritt derfelben, durch Verſtändigung der Regierungen unter einander 
diefe Vorlage feftzuftellen.“ 


Die Bedeutung des Schrittes der preußifchen 
Regierung. 
Aus der „Provinzial Eorrespondenz.“ 


„Unfere Regierung hat mit ihrem Antrage für die Bundes- Reform ein 
Bert von ber höchſten Bebeutung in die Hand genommen. 

Der Charakter ver jetigen Regierung bürgt bafür, daß fie es in dem vollen 
Bewußtfein der damit übernommenen jchweren Verantwortung und mit dem 
Willen entſchiedener kräftiger Durchführung begonnen bat. 

Sie rechnet dabei auf bie wolle Hingebung des preußifchen Volles an jeinen 
großen nationalen Beruf, fowie auf den Ernft nationaler Begeifterung in ganz 
Dentſchland. 

Die deutſchen Regierungen werden ſich nicht verhehlen können, welche Ver⸗ 
antwortung in Bezug auf das Gelingen der wichtigen Aufgaben zunächſt auf 

25* 
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ihnen rubt, und wie fie fi ben Pflichten für biefelbe nicht ohne jchwere Folgen 
entziehen Könnten. 

Es ift begründete Ausfiht worhanben, daß mehrere der bebeutenbfien beut- 
(hen Regierungen bereit find, Preußen auf bem betretenen Wege mit Entichieben- 
beit zu folgen. 

Die ernft patriotiſchen Männer im beutichen Volle aber mögen alle Be- 
benfen und allen Haber bes Parteimejens in hochberzigem Entichluffe bei Seite 
jegen und mit lebendiger Zuverficht Die Gelegenheit ergreifen, um im Verein mit 
der Preußiihen und mit gleichgefinnten Regierungen das alte Sehnen bes deut⸗ 
fen Bolles nach kräftiger Einigung erfüllen zu helfen. 

Das walte Gott!” 


27. April. Mittheilung an die deutſchen Regierungen 
über den Reformantrag. 


Depeſche ded Grafen von Bismarck an die Bertreter 
bei den deutjchen Regierungen. 


„Der NeunersAusfhuß, welcher unferen Antrag vom 9. April d. J. 
auf Einleitung der Bundesreform durch Berufung eines Parlaments, der 
Bundesverfammlung zur Beihlußfaffung zu unterbreiten bat, ift am 
26. April gewählt worden, und es handelt fich nunmehr um Bejchleunigung 
der Entfdeidung diefer Vorfrage. Während das Reformbedürfniß von 
allen Seiten längft anerkannt in. und während die Nothwendigkeit der 
parlamentarifhen Mitwirkung an der Bundesreform faum noch ernfllid 
beftritten werden fann, tritt ung in den Erklärungen verfchiedener Re⸗ 
gierungen in der Bundestagsfigung vom 21. April und auf anderen 

egen die Auffafjung entgegen, daß vor der Beichlußnahme über die 
Parlamentsberufung erft über die materielle Seite der Reformfrage zmifchen 
den Regierungen eine Einigung zu erzielen fe. Man erwartet von und 
die Einbringung unferes vollftändigen Neformplanes in den Ausſchuß 
und eine Regierung geht fomweit, jogar den Beginn der Thätigkeit deſſelben 
von einer foldhen Mittheilung abhängig machen zu wollen. Diefer Auf- 
faffung gegenüber, deren Verwirklichung die Bejeitigung jedes ernfthaften 
Neformverjuhs wäre, müſſen wir darauf aufmerkſam machen, daß nad 
unjerem Antrage und dem Bundesbeſchluſſe vom 21. April die Aufgabe 
des Neuner-Ausjchuffes nicht die Derpanblung über die dem Parlamente 
zu machenden Reformvorlagen, fondern die Berichterftattung darüber ift, 
ob von Bundeswegen die Einberufung einer aus directen Wahlen hervor: 
gehenden Solfönertvetung zur Berathung der Bundesreform zu bejchliegen 
jei oder nit. Unfere Borfchläge für die Reformvorlagen werden 
wir unferen Bundesgenojfen erft dann vorlegen, wenn der 
Zufammentritt des Parlaments zu einem beftimmten Termine 
gefihert ıfl. Wir werden bei den Ausichußberathungen die Gebiete 
des Staatslebens bezeichnen können, auf welche unfere Vorſchläge fich er- 
ftreden werden. Es find größtentheit Fragen, welche ſich auf die Sicher 
ftellung der höchſten Zwecke des Bundes beziehen, die bereits Gegenftand 
der eingehendften Verhandlungen gemejen find und deshalb eine Ber: 
fländigung zu einem beftimmten Zermin möglich machen. Wir werden 
uns, um dies Biel zu erreichen, gern befcheiden, nur die allernothiwendigften 
ragen anzuregen, da und dadurch der Erfolg des Neformverjuhs am 
meiften gefördert erfcheint. An eine Berftändigung der Regierungen über 
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den Inhalt und ZTert der Borfchläge aber glauben wir nicht, wenn für 
diejelbe nicht ein Präckufiotermin mit der Ausficht auf die fördernde Mit⸗ 
wirkung des in der Vollvertretung liegenden einheitlichen und nationalen 
Factors geftellt wird. Nach den mit den Neformverfuchen in den letzten 
Jahrzehnten gemachten Erfahrungen halten wir es für ganz zweifellos, 
da ohne die jelbft auferlegte Nöthigung, welche in der vorherigen Feſt⸗ 
fegung des Termins für die Parlaments - Eröffnung liegt, an eine Ber: 
Rändigung der Regierungen auch nur über die allernothwendigften Reformen 
gar nicht zu denken iſt. Wir ſtehen mit diefer ıleberzeugumg, für welche 
die eclatanteften Thatſachen fprechen, gewiß nicht allein. Sind doch die 
Gefahren, weldhe den Bunde von außen drobten, nicht ausreichende 
Motive geweien, um für die dringend nothwendige Reform der Bundes⸗ 
kriegsverfaſſung auch nur die erften Schritte zu Wege zu bringen, zu 
welder Preußen feit 4 Jahrzehnten wiederholt in energiicher Weife den 
Anftoß gegeben hat. Und hat doch noch im legten Jahrzehnt, Angefichts 
des flet3 drohenden dänifchen Krieges, die Verhandlung über die Küften- 
dertheidigungs⸗ und Ylotillenfrage, wo e8 fich bei Preußens Opfermillig- 
fit nur um gan geringfügige Leiftungen Seitens der Bundesgenoflen 
bandelte, trotz aller unferer Bemühungen am Bunde und bei den Re— 
gierungen, feit 1859 biß jetzt ausſichtslos geſchwebt. Die Beftimmung 
des Termins der Parlament2-Eröffnung vor Beginn der Re— 
gierungsverhandlungen über die Reformvorlagen ift der Kern 
unfere8 Antrages vom 9. April. Mit der Ablehnung diefer 
drage wäre die ernftliche Behandlung der Bunbesreform 
überhaupt thatfächlich abgelehnt.“ 


11. Mat. Nähere Andeutungen über die Bundesreform. 


Bei der Eonftituirung der Bundesreform-Eonmilfion ſtizzirt der 
Preußiſche las die Neformvorfchläge wie folgt: 

p Einführung einer periodifch einzuberufenden Nationalvertretung in 
den Bundesorganismus. Durch Beichlußfaffung der Nationalvertretung 
wird auf fpeciell bezeichneten Gebieten der künftigen Bundesgejeßgebung 
die erforderlihde Stimmeneinheit der Bundesglieder erfett. 

b) Zu den Gebieten der Bundesgefeggebung, auf die fi) die Com⸗ 
petenz des neugeftalteten Bundesorgans zu erireden bat, gehören im 
Allgemeinen die in Art. 64 der Wiener Schlußacte unter dem Namen, 
„gemeinnügige Anordnungen“ guiommengefaßten Meaterien. 

c) Als neu tritt die im Artikel 19 der Bundesacte ind Auge gefaßte 
Regulirung des Verkehrsweſens hinzu. 

d) Entwidlung des Art. 18 der Bundesacte, namentlich Freizügigkeit, 
allgemeine8 deutfches Heimathsrecht. 

6) Allgemeine Zoll» und Handelögefeggebung, unter dem Geſichts⸗ 
punkte einer regelmäßigen gemeinfamen Yortentwidlung. 

f) Die Deganifation eines gemeinfamen Schußes des deutfchen Handels 
im Auslande, Regulirung der Eonfularvertretung Geſammt⸗Deutſchlands, 
gemeinfchaftlicher Schuß der deutihen Schifffahrt und Seeflagge. 

g) Grundung einer deutſchen Krieggmarine und der erforderlichen 
Kriegshäfen zur Küftenvertheidigung. 

h) Revifion der Bundestriegöverfafiung zum Zwecke der Eonfolibirung 
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der vorhandenen militatrifchen Kräfte in der Richtung unb aus dem Ge⸗ 
fehtt pen. daß durch beſſere Zufammenfaffung der deutſchen Wehrkräfte 
die Gelammtleiftung erhöht, die Wirkung gefteigert, die Leiftung des 
Ginzelnen moͤglichſt erleichtert wäre. 

Vezüglih der Berufung des Parlamente ad hoc foll für das active 
Wehlrent das Princip directer Wahlen und des allgemeinen Stimmrechts 
maßgebend fein; ein Wahlbezirt von 80» bis 100,000 Seelen hätte einen 
Deputirten zu wählen. Bezüglich des paffiven WahlrechtS erwartet 
die Borfchläge des Ausicuffes, bezeichnet aber ſchon jegt die bezfiglichen Be 
—— es Reichswahlgeſetzes vom Jahre 1849 für ſich als annehmbar. 

n dieſem Sinne wäre ſofort ein Wahlgeſetz ad hoc zu vereinbaren. 


27. Mai. Circulardepeſche des Grafen Bismarck an de 
Bertreter bei den deutichen Regierungen. 


„Ueber Breußens Stellung zur Bundesreform und die Abfichten, von 
denen Seine Majeftät der König bei der jüngften Wiederaufnahme derjelben er» 
füllt find, finden Em. :c. in Folgendem einige Betrachtungen allgemeiner Kater, 
deren geeignete Berwerthung bei fi darbietendem Anlaß fich eınpfeblen dikrite. 

enn wir in der jeigen Geftaltung des Bundes einer großen Krifid 
entgegengehen ſollten, fo ift eine vollfländige revolutionäre Serrättung in 
Deutſchland bei der Daltiefigkeit der gegenwärtigen Zuftände die wahr 
ſcheinlichſte Folge. Einer folden Kataftrophe kann man lediglich durch 
eine rechtzeitige Reform von oben ber vorbeugen, 

Es ıft nicht die Maſſe der unberechtigten Forderungen, welche den 
repolutionären Bewegungen Kraft verleiht, fondern gewöhnlich iſt e8 der 
geringe Antheil der berechtigten Forderungen, welder die wirkſamſten 

orwände gr Nevolution bietet und den Bewegungen nachhaltige umd 
gefährliche Kraft gewährt. 

Unbeftreitbar iſt eine Anzahl beredtigter Bebürfnifie des bentichen 
Bolles nicht in dem Maße fichergeftellt, wie es jede große Natiou bean- 
fprudt. Die Befeiebigung berjelben im geordneten Wege der Berftändigung 
berbeizuführen, ift die Aufgabe der Bundesreform. Die letztere iſt red 
eigentlich im Intereſſe des monarchiſchen Prinzips in Deutjchland noth 
wendig. Sie foll durch die Initiative der Regierungen den Webelfländen 
abhelfen, welche in bewegten Zeiten die Duelle und der Borwand für 
waltjame Selbfthülfe werden können. In diefer Richtung bewe 
die Reformvorſchläge der Preußiichen Regierung. Ste werden auf 
das Allernothwendigfte befchränfen und den YBundesgenofien auf das De 
reitwilligfte mit den ihnen erwünfchten Deodificationen entgegentommen. 

Das Biel verlangt allerdings Opfer, aber nicht von (Einzelmn, 
fondern von Allen ln as 

Was Seine Majeftät den König perjönlich anbetrifft, fo Liegt Aller 

Schftdemjelben nichts ferner, als Seine Bundesgenofien, die deutſche⸗ 
ürften, beeinträchtigen oder unterdrüden zu wollen. Allerhöchſtderſelbe 
will mit ihnen als Einer Ihresgleichen gemeinfam für die gemeinfame 
Sicherheit nah innen und außen forgen, aber befier als biöher. Ber 
diefen ernften Willen und das längft auf dies Biel gerichtete Beſtreber 
Seiner Majeftät als Ergebniß perjönlichen — — 18* ber entſtelt 
die Thatſachen, welche von Ällerhöchſtdeſſen Handiungs⸗ und Sinnetweiſ 
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offenes Zeugniß ablegen. Seine Majeftät der König find ſtets weit davon 
entfernt geweſen, einen Ehrgeiz zu begen, ber auf Koften der Nachbarn 
und Bundesgenoflen Befriedigung gefucht hätte, wenn Allerhöctdiefelben 
au nah mannichfahen Erfahrungen darauf verzichten müſſen, die Ver⸗ 
leumdungen zum Schweigen zu bringen. Seine Majeftät beabfichtigen 
auch jegt mit der Bundesreform nicht, den beutfchen Fürſten Opfer anzu⸗ 
finnen, welche Preußen nicht ebenfo im Intereſſe der Geſammtheit zu 
bringen bereit wäre. 

Die Berweigerung der in den Reformporfchlägen der Königlichen 
Regierung aufgeftellten, verhältnigmäßig geringen und von allen Theile 
nehmern — Preußen nit ausgeſchloſſen — gleihmäßig de machenden 
Zugeftändniffe würde unferer Anficht nach eine ſchwere Verantwortung 
für die Zukunft involviren. 

Wir haben zunächſt mit einzelnen Regierungen über unfere Vorfchläge 
eine Borverftändigung verfucht, fodann im Neuner⸗Ausſchuß in Frank⸗ 
furt a. DR. diefe Borfchläge näher, wie folgt, bezeichnet. 

(Hier folgt die Angabe der einzelnen Punkte wie oben; dann fährt 
die Depefche fort:) 

Auf dieſe bejcheidenen Forderungen haben wir uns beichränfen zu 
Innen geglaubt, und zugleich die Verficherung gegeben, daß wir, um im 
friedlichen Wege zu einer Berjtändigung darüber zu gelangen, gern unjeren 
Bundesgenofien in Modalitäten entgegentonmen würden, 

Erft wenn Preußen auf dem Wege der Berftänbigung am Bunde 
und mit den Regierungen alle Mittel vergebens erfchöpft haben wird, um 
auch nur die nothdürftigften Zugeftändnifle zu erlangen, werden wir unfer 
enges Programm erweitern. 

Em. :c. wollen bei gelegentlichen Erörterungen vorftehende Andeutungen 
nicht unbenußt Laffen.* 


41. Bepeſchenwechſel über die Rüſtungen. 


31. März. Oeſterreichiſche Note. 
Der Botichafter Graf Karolyi an ben Grafen Bismard. 


„Es ift zur Kenutniß bes öſterreichiſchen Cabinets gelommen, baf bie Re- 
gierung Seiner Majeftät des Königs von Preußen, um bie Verantwortlichkeit für 
die entftandenen Beforgniffe einer Gefährdung des Friedens von ſich abzulehnen, 
dem Kaiſerlichen Hofe feinpfelige Abfichten beigemeflen, ja fogar auf bie Even- 
tualität einer Bebrohung ber Breußifchen Monarchie durch eine Offenfive Defter- 
reiche hingewieſen babe. Wiewohl bie Grundlofigleit einer ſolchen Unterftellung 
in Europa allgemein befannt ift, jo muß die Regierung des Kaiſers bemungeachtet 
Werth barauf legen, gegenüber dem Königlichen Cabinet fih ausdrücklich gegen 
eine mit ber Klarheit ber Thatſachen fo volllommen umnvereinbare Beichuldigung 
zu verwahren. Der Unterzeichnete hat bemgemäß ben Auftrag erhalten, dem 
Strafen Bismard in aller Form zu erklären, daß ben Abfichten des Katfers nicht® 
ferner liege, als ein offenfives Auftreten gegen Preußen. 

Nicht nur fchließen die fo vielfach Durch Wort und That erwielenen freund- 
ſchaftlichen Gefinnungen bes Kaiſers für die Perfon bes Königs fowohl, wie für 
den Preußiſchen Staat jede ſolche Abſicht entfchieden aus, ſondern ber Kaifer er» 
innert ſich auch ber Pflichten, welche Defterreich ſowohl, ale Preußen feierlich durch 
den dentſchen Bunbesvertrag übernommen haben. Der Kaifer ift feſt entichloffen, 
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feinerfeits ſich nicht in Widerſpruch mit ben Veftimmungen bes Artikels 11 ber 
Bunbesacte zu fegen, welche es ben Mitgliedern bes Bundes verbieten, ihre 
Streitigkeiten mit Gewalt zu verfolgen. Anbem ber Unterzeichnete ben Herm 
Minifterpräfidenten Grafen Bismard erfucht, dem Könige, feinem erbabenen 
Herrn, die gegenwärtige Note zu unterbreiten, hat er den Ausbrud der Hoffuung 
Dinzuzufügen, daß das Königliche Cabinet fich bewogen finben werde, ebenfo be⸗ 
flimmt und ungmeideutig, wie er Solches Namens feiner Allerhöchften Regierung 
getban, den Verdacht eines beabfichtigten Friebensbruches zurüdzumweifen, und da 
durch jenes allgemeine Vertrauen auf bie Erhaltung bes inneren Friedens Deutid- 
lande, welches Niemals follte geftört werben können, wieberberzuftellen.” — — 


6. April. Preußiſche Antwort. 


Der Geſandte in Wien Freiherr von Werther an den 
öfterreichiichen Minifter Grafen Mensdorff. 


n =... Die Beſorgniſſe einer Gefährdung des Yriedens find aus⸗ 
Schließlich der Thatſache entfprungen, daß Defterreih, ohne erkennbaren 
Anloß, feit dem 13. vorigen Monats begonnen bat, beträchtliche Streit- 
kräfte in drobender Belle gegen die Preußifhe Grenze vorzuſchieben. 
Irgend welche Aufflärung über die Motive diefes befremdlichen erfahrens 
bat die Kaiſerliche Regierung nicht gegeben; denn der Behauptung, daß 
die Judenkrawalle dieje Nüftungen nöthig gemacht hätten, fteht der Umfang 
der legteren ebenjo entgegen, wie die Lokalität der Aufftellung der herbei⸗ 
gegogenen Berftärkungen an der fächfifchen und Preußiſchen Grenze, wo 
die Sicherheit der Juden niemals gefährdet war. Hätte Oeſterreich ſich 
von Preußen bedroht geglaubt, fo durfte, nad) den in der Note des Grafen 
Karolyi ausgeſprochenen Sefinnungen, um jo ficherer erwartet werden, 
dag das Wiener Cabinet die bedrohlich erfcheinenden Thatſachen mit Bezug 
auf Art. 11 der Bundesacte dem deutjchen Bunde angezeigt, oder dod) 
mwenigftens zur Kenntniß der Königlichen Regierung gebracht haben würde. 
Statt defien vermiſſen wir noch heute jeden Berfuch, den angeblich defen- 
fiven Character der öfterreichifhen Hüftungen durch Angabe irgend welcden 
Anzeichens einer Gefahr, gegen welche die Bertheidigung fich richten follte, 
zu rechtfertigen. Das Geheimnig, mit welchen die Rüftungen Defterreihs 
umgeben werden, und das Beftreben, ihren der Königlichen Regierung 
wohlbelannten Umfang geringer erjcheinen zu lafjen, als er ift, haben den 
an fi natürliden Eindrud nur verftärken können, daß die feit zwei 
Wochen täglich vermehrten Kaiferlichen Truppen an der Nordgrenze Oeſter⸗ 
—* p einer offenſiven feindlichen Unternehmung gegen Preußen be 

immt ſeien. 

Dennod hat die Königlihe Regierung vierzehn Tage lang bis zum 
28. v. M. mit der Anordnung von Vertheidigungsmaßregeln gezögert, weil 
der König, des linterzeichneten allergnädigiter Betr, voraus jah, daß die 
Anbäufung —— Streitkräfte den Frieden ernſter gefährden 
werde, als es bis dahin durch diplomatischen Schriftwechſel hatte geſchehen 
können. Erſt als, vermöge der Zahl und der Stellung der öſterreichiſchen 
Truppen an der böhmiſchen Grenze, die Sicherheit Preußiſcher Landestheile 
von den Entſchließungen des Wiener Cabinets abhängig zu werden drohte, 
bat Seine Majeſiät Maßregeln zum Schutze des Landes angeordnet, und 
gleichzeitig Act davon genommen, daß e3 die Kaiferlich öfterreichifche Re- 
gierung war, weldye aus bisher unaufgellärten Beweggründen durch milt- 
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tairilche Bedrohung der Preußiſchen Grenze einen Zuftand der Spannung 
Ihuf, von dem bis dahin in der Bolitif und in dem Verkehrsleben Europas 
jedes Anzeichen gefehlt hatte, und fir welchen die Königliche Regierung die 
Berantwortung durchaus von fich weifen muß. Hatte die Kaiſerliche Regie⸗ 
rung wirklich nicht Die Abficht, Preußen anzugreifen, fo vermag die König» 
—— — nicht einzuſehen, weshalb Oeſterreich jene kriegeriſchen —* 
regeln ergriff. 

Wie der Unterzeichnete den jedes Grundes entbehrenden Verdacht 
einer don Preußen beabſichtigten —— in der bisherigen Lage 
beſtimmt zurückweiſt, ſo iſt derſelbe angewieſen, Seiner Excellenz dem Herrn 
Grafen von Mensdorff in aller Form zu erklären, daß den Abſichten 
Seiner Majeſtät des Königs nichts ferner liegt, als ein An— 
griffskrieg gegen Oeſterreich. 

An den perſönlichen Geſinnungen Seiner Majeftät des Kaiſers bat der 
König, des Unterzeichneten allergnädigfter Herr, um fo weniger zweifeln 
können, als Allerhöchſtderſelbe dieje Gefinnungen durchaus erwidert und die 
eigenen freundjchaftlichen Gefühle für feine Majeftät von den politiichen Ber: 
hältniffen unberührt zu erhalten wiffen wird. Den wohlwollenden Ge- 
finnungen, welde Seine Majeftät den Kaifer für den Preußifchen 
Staat befeelen, durch Handlungen Ausdrud zu geben, dürfte 
eö der Kaiferlihen Regierung nicht an Gelegenheit fehlen.“ 


T. April. Weitere öfterreihifche Depeſche. 
Graf Mensdorff an Graf Karolyi. 


„Ih überfende Ew. in Anfchluffe eine Abfchrift der Note, mittels welcher 
der Königlich Preußiſche Geſandte Freiherr v. Werther im Auftrage feines Hofes 
die von ihnen am 31. v. Mts. an den Herrn Grafen von Bismard gerichtete 
Rote beantwortet hat. 

Wenn das Kabinet von Berlin in jener Note dabei beharrt, die angeb- 
lichen Rüftungen Defterreich® als bie Urfadhe der entflandenen Kriegsbeforgniffe 
darzuftellen, jo zweifeln wir in ber That, ob ber Eharalter der Würde, welder 
von einer Berhandlung zwilden zwei großen Mächten unzertrennlich fein foll, 
uns erlaube, dieſe Behauptung nochmals ausprüdlich zu widerlegen. Wir berufen 
ung ruhig auf das Urtheil der Welt Über ben Verſuch, Oeſterreich offenfiver Ab» 
fihten zu beichulbigen. Wäre die Note des Freiberen von Werther im Rechte, fo 
müßte Europa während ber letzten Monate im ſchweren Traume befangen ge- 
weien fein. Daß man in Preußen laut davon fprach, die Annerion der Herzog- 
tbümer müffe mit Güte oder mit Gewalt vollzogen werben, — daß am 26. Ja⸗ 
nuar eine Depeiche des Grafen Bismard nah Wien abging, welde in allen 
Preußifhen Regierungs- Organen gefliffentlich als ber Vorbote bes Bruches be- 
zeichnet wurbe, — daß nach unſerer ablehnenden Antwort außerorbentliche Staats» 
berathungen unter Zuziehung hoher Milttairs in Berlin ftatt fanden, — baß 
Mafregein zur Borbereitung einer Mobilifirungs -Orbre getroffen wurben, — 
daß Preußens erſter Minifier bie Unvermeiblichleit eine® Krieges betonte, — daß 
er am 16. März die offene Frage Ew., ob Preußen bie Gafleiner Convention 
gewaltſam zu löſen beabfichtige, mit einem Nein beantwortete, welches er felbft 
für werthlos und nichtig erflärte, — daß Preußen mit dem Florentiner Hofe 
über die Eventualität eines Krieges gegen Defterreich unterhandelte — dieſes alles 
müßte eitel Sinnentäufhung geweſen fein, und ber Wirklichleit müßten nur jene 
drohenden öſterreichiſchen Heeresmaflen angehören, welche fich jeit dem 13. März 
— es ift Daß Preußiſche Cabinet jelbft, welches biefes Datum anführt, — gegen 
die Breußifche Grenze bewegt haben follen! 
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Aber die Dinge finb vor Aller Augen anders verlaufen, und fie fiehen 
noch heute anberd. 

Auf ausbrüdlichen Befehl Seiner Majeflät des Kaifers wiederhole ich hiermit 
die beftinmnte Erklärung, daß in Defterreih nod bis zum heutigen Tage 
feine ber Verfügungen getroffen worben if, welche mad unferer 
Geeresorgenifatton bie Eröffnung eines großen Krieges vorke- 
reiten müffen. Es ift insbeionbere feine irgend erhebliche Truppen - Eomcs- 
tration, gefchweige eine Aufftellung an der Grenze angeorbnet worben, laz 
ungewöhnlicher Anlauf von Pferden, keine Einberufung von Urlaubern in nennest- 
werthem Umfange bat ftatt gefunden. Ia, der Katfer, unfer allergnäbigfter Her, 
iſt in feiner Zuverfiht fo weit gegangen, daß Seine Majeftät mich ermädtist 
bat, von benjenigen Dislocationen, welche in Wahrheit vorgenommen werben 
find, dem Königlih Preußiſchen Geſandten ohne Rückhalt Mittbeilung zu machen 
Mit der vollfien Autorität hat baber Yreiberr von Werther gegründete Rod 
richten über bie bieffeitigen militairifhen Maßregeln nach Berlin melden föune 
Die Übrigen, ans welden man den Alarmruf der Anſammlung einer Armee ar 
ber Norbgrenze Oefterreichs gemacht bat, muß ich mit größter Gntfchiedenkeit, 
wie ich es bereits wieberhoft münblich gegenüber bem Freiherrn von Werther x 
tban, für wahrheitswibrig erflären. Jede Discuffion Über bie Priorität milte:- 
riicher Vorkehrungen in Defterreich ober in Preußen ift endlich volllommen über 
flüffig_ gemacht worben durch das Wort bes Kaifers, welches dafür, dag Deer 
reich feinen Angriff im Sinne babe, mittel® der Note vom 31. März Mar un 
bündig verpfändet worden ift. 

Eine analoge Berfiherung, ebenjo Mar und bündig im Namen Seiner 
Majeftät des Könige Wilhelm ertheilt, bedingt von felbft bie beiberfeitige Kir- 
ftellung jeder weiteren Maßregel von kriegerifcher Bebeutung. 

Eine ſolche Verfiherung baben wir beshalb zu erhalten gewänfdt; u 
heute liegt wirktidh, in Erwiberung auf bie erwähnte Rote, dem Kailerlichen Hei: 
bie förmliche Erklärung vor, daß den Abfichten Seiner Majeflät bes Könige nichts 
ferner Tiege, als ein Angriffsfrieg gegen Defterreich. 

Der Kaifer, unjer allergnäbigfier Herr, bat auf dieſe Er 
Märung gebofft. Seine Majeflät nimmt biefelbe mit Bertrauen ar. 

Ein Grund zu weiteren Rüftungen liegt ſonach nidt mehr 
vor, und ba in Defterreih, wie ich im Vorftebenden erbhärtet habe, keine Kriegt 
vorbereitungen im Gange find, jo müßten wir nunmehr ber — in ke: 
Note des Königlich Preußifhen Geſandten mit Bedauern von nat 
vermißten Nahricht entgegenfeben, baf die in Preußen am re. 
Mts. erlajfene Mobilifirungsordre unausgeführt bleiben werte. 
Um eine beruhigende Mittheilung bierliber wollen Ew. unverweilt, ba bas Kat- 
ferfihe Cabinet nad dem flattgehabten Notenaustauſche nicht ohne ſchwere Berazt 
wortlichleit gegen eine längere Fortſetzung der Rüftungen Preußens gieihgät 
bleiben könnte, den Königlihen Herrn Miniſter⸗Präſidenten, welchem Sie die 

enwärtige Depeiche in Händen laffen wollen, erjuden und uns von bem ©: 
—*— Ihres Schrittes durch den Telegraphen Anzeige erftatten.“ 


15. April. Preußiſche Erwiderung. 
Graf Bismard an Freiherrn von Werther. 


— — — ,Ih will über die Form, in welcher die (öſterreichiſche 
Eröffnung (vom 7. April) gehalten ift, mit der kurzen Bemerkung bimweg- 
gehen, daß diefelbe jchwer einen Schluß auf conciliante Abfihten te 

aiferl. Cabinets zuläßt. 

Wenn aber die Depeiche den Zweck verfolgt, die Beſorgniſſe cer 
einer Störung des Friedens auf das Verhalten Frenßens — 
fo darf ich wohl behaupten, daß ſelten fo folgenſchwere politiſche Act 
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auf ein künſtlicheres Zufammenfügen von VBorausfegungen und Gerlichten 
begründet worden find. Ich unterlaffe es, über diefe Motive etwas zu 
jagen. Aber ich kann nicht umhin, mein Bedauern darüber auszuſprechen, 
daß die öſterreichiſche Depeſche in den Kreis fachlicher Erwägungen auch 
perfönliche Aeußerungen gezogen hat, die ich mündlich gethan haben foll, 
und deren bei der Wiederholung von Mund zu Mund wachſende Unges 
Ben ſich conftatiren läßt. Und wenn mir jogar das an fid) tie 

abren äugeieprieben wird, daß ich eine von mir eben gegebene amtliche 
Antwort gleichzeitig felbft als nichtig und werthlos erklärt hätte, fo hat 
mid ein jo unerwartete8 Mißverftändnig um jo mehr befremden müſſen, 
ald mir bekannt gewordene Aeußerungen Öfterreichifcher Agenten im 
Gegentbeil den befriedigenden Charakter jener meiner Antwort hervorge⸗ 
hoben haben. 

Wozu aber fol diefe Zufammenftellung von Bermuthungen, Aus 
legungen, Gerichten, Erzählungen dienen? Ste Tann feinen anderen Grund 
haben, als das Bedürfmß, die Vorbereitungen Oeſterreichs zu fehr ernften 
Zweden zu motioiren. 

Indeß diefelbe Depefche erklärt, daß „feine der Verfügungen getroffen 
jeien, welche nach der üfterreichifchen Heeres» Organifation die Eröffnung 
eined großen Krieges vorbereiten müßten.“ 

Das Urtheil darüber, was unter Vorbereitungen zu eimem großen 
Kriege zu verſtehen ift, kann nach individueller Auffaffung fehr verfchieden 
fein; und ich muß daher lebhaft bedauern, daß die Depeiche von dei 
wirklich getroffenen Vorbereitungen nur in Ausdrüden redet, welche 
elaſtiſcher Natur und nicht geeignet find, ung ein präciie Bild von 
dem wirklichen Thatbeftande zu geben. „Seine irgend erhebliche Truppen- 
concentration — feine Aufftellung an der Grenze — fein ungewöhnlicher 
Ankauf von Pferden — feine Einberufung von Urlaubern in nennens⸗ 
werthem Umfange —“ da8 find alle Ausdrüde von unbeftimmter Trag- 
weite und welche die Frage hervorrufen: was denn erheblid, was 
nennensſswerth ſei? Uns näher darüber zu informiren aber fehlen uns 
die Mittel, nachdem fogar den erreidifigen Blättern die Mittheilung 
militairiſcher Nachrichten unterfagt worden if. Diefer Geheimhaltung 
gegenüber will ich mich nur auf die, nach der Depeſche jelbft „in Wahr- 
beit vorgenommenen Dislocationen“ und auf den von dem Herrn Grafen 
d. Mensdorff Ihnen wiederholt zugeftandenen Charakter derjelben beziehen, 
welher in der Bewegung chtternter Truppenkörper nad der 
nordweftliden Grenze und in einer Berlegung anderer in 
diejenigen unferer Grenze nahen Bezirke beftebt, in welchen 
jie ihre Berftärfungsmittel, von denen fie bisher entfernt ge» 
mefen, vorfinden. Dieſe zugeftandenen Thatſachen Tann ber Raiferl. 
Herr Minifter nicht, um feinen Ausdrud zu wiederholen, in daß Gebiet 
der „Sinnestäufhungen“ verweilen. Wir haben Angeſichts derſelben 
vierzehn Tage gewartet, ehe wir unfere nur partielle und rein defenfive 
Mapregeln ihnen gegenüberftellten. Bon einer Zurüdnahme der öſter⸗ 
reichiſchen Maßregeln, von einer Nichtausführung der die Kriegsbereitichaft 
egen und fördernden Dislocationen ift tro der denjelben beigelegten 

erheblichkeit in der Del nicht die Rede. 

Es muß aljo der Kaiſerliche Minifter der auswärtigen Angelegen- 
beiten diefe Zurücknahme für überfläffig halten, nachdem das Wort 
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Seiner Majeſtät des Kaiſers dafür verpfänbet fei, daß Oefterreich keinen 
Angriff im Sinne babe. Daraus wird folgern, dag Graf Mensdorff 
die in mehr oder weniger erheblidem oder nennenswerthen 
Grade getroffenen ungewöhnliden militairifden Maßregeln 
aufrecht erhalten will. Bon Preußen aber verlangt man, daß neben 
dem eben fo Flaren und bindig gegebenen Worte Seiner Majeflät des 
Königs die Anordnungen zurüdgezogen und nicht außgeführt werben, 
welche allein durch die bis jetzt in nicht8 veränderten Maßregeln Oeſter⸗ 
reich8 hervorgerufen worden find. Eine Mobilmahungs-Drdre für 
die Königlichen Truppen ift überall nicht erlaffen worden, me 
ein Blid auf die mit voller Deffentlichleit getroffenen Anorduungen zeist; 
diejenigen partiellen Borfihtsmaßregeln aber, durch welde wir 
nur den dÖfterreihijhen Vorbereitungen glei zu fommen 
juden, Fönnen nit aufgehoben werden, fo lange der Anlaß 
dazu nicht befeitigt ifl. An der Kaiſerl. Regierung ift es alfo, bi 
Inttiative zu ergreifen, um ihrerfeit8 die Dislocationen und verwandten 
Maßregeln, mit denen fie zugeflandener Maßen vor irgend einer An: 
deutung Preußifcher Nüftungen begonnen, rüdgängig zu machen, alfo ben 
status quo ante berzuftellen, wenn fie die Gegenfeitigfeit in den abge: 
gebenen Erklärungen auch auf die thatjächlichen Berbältniffe angewenk 
zu ſehen wünſcht. Es geſchieht auf Befehl Seiner Majeftät des Könige, 
unſeres allergnädigften Herrn, daß ih Em. ıc. hiermit ergebenft erfudk, 
dem Herrn Grafen Mensdorff auf das in der Depeſche vom 7.9. R. 
geftellte Verlangen diefe Antwort zu ertheilen.“ 


18. April. Vorſchlag zur beiderjeitigen Abrüftung. 
Deiterreihiihe Depeihe vom 18. April. 
Graf Mensdorff an Graf Karofyi. 


— — „Wie dem Königl. Cabinet nicht entgangen fein wird, bat uufier 
Aeußerung vom 7. ihre weientlichfte Bebeutung von ber Schlußfelgerung entlebat. 
baß nad ber von ben beiben hoben Souverainen wechielleitig ertbeilten Ka 
fiherung, keine Offenfive zu beabfichtigen, jeber Grund für militairiſche Ver 
bereitungs « Maßregeln weggefallen und jebe Erörterung über bie Priorität der etwa 
bereit8 vorgenommenen Rüftungen müßig geworben fei. Die Rüdänfßerung te 
Herrn Grafen v. Bismard fett bemungeadhtet diefe Erörterung fort. Seine WR: 
jeftät der Kaifer, unjer allergnädigfter Herr, vermögen hierin nicht Das ru: 
Mittel zu erbliden, zu ber jo nothwendigen Klärung ber Sachlage zu gelamgen. 
und Allerhöchſtdieſelben haben mich daher ermächtigt, den nachſtehenden Beriälas 
den Entihließungen ber Regierung Seiner Majeſtät des Könige von Prexic 
anbeimzuftellen. 

Doß in Deflerreih einzelne Xiruppen- Dielocationen flattgefunten zz 
mehrere Xruppenförper fi) nach unferer nordweſtlichen Grenze bewegt haben. 
ift der König! Regierung durch die ihr von mir ſelbſt offen unb birect 
Mittheilungen befannt. Seine Majeftätber Raifererflären Sid hierm:: 
bereit, durch einen am 25.1. Mts. zu erlaffenden Befehl diefe, wıe 
bie Königl. Regierung glaubt, eine Kriegsbereitihaft gezen 
Preußen fördernden Dislocationen rüdgängig zu maden, Terı: 
die barauf bezüglihen Maßregeln einzuflellen, wenn Seine Rs- 
jefät von bem Berliner Hofe die beffimmte Zufage erhalten, des 
an demfelben ober bob am nahfolgenden Tage eine Königi. Ordre 
ben fräberen, regelmäßigen Friedensſtand berjeuigen Heeret- 
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thbeile wieder herfiellen werbe, welde feit dem 27.0. Mts. einen 
erhöhten Stand angenommen haben. 

Durch biejes Anerbieten glaubt die Kaiſerl. Regierung Alles, was von ihrem 
Willen abhängt, zu thun, um dem flattgehabten Austaufche frieblier Erffärungen 
die demſelben entſprechende thatfächliche Sole zu verſchaffen. Ew. ꝛc. wollen ſich 
unverweilt in dieſem Sinne gegen den Königl. Herrn Miniſter⸗-Präſidenten aus⸗ 
ſprechen, und das Auskunftsmittel, welches die gegenwärtige Depeſche darbietet, 
bei Mittheilung derſelben jener ernſtlichſten Würdigung anempfehlen, auf welche 
wir für dieſen neuen Beweis der Friedensliebe Oeſterreichs den zweifelloſeſten 
Anſpruch erheben dürfen.“ 


Annahme der beiderſeitigen Abrüſtung. 
Preußiſche Depeſche vom 21. April. 
Graf Bismarck an Freiherrn von Werther. 


„.... Die von Seiner Majeſtät dem Könige angeordneten militäriſchen 

Mapregeln hatten, wie Ew. Exc. dieß dem Raterlicen Cabinet wiederholt 
zu erflären in der Lage geweſen find, Lediglich den Zweck, das Bleichge- 
wicht in der Kriegsbereitſchaft wiederberzuftellen, welches nach Anficht der 
Königlichen Regierung dadurch geftört worden war, daß eine große Anzahl 
der in den verihiedenen Provinzen des Kaijerftaates vertheilten Truppen» 
förper ſolche Bewegungen vornahm, durch weldye die von ihnen im Kriegs- 
falle bis zur Preußifchen Grenze urfaufegenden Entfernungen vermindert 
wurden, zum Theil ſehr erheblih. Dieſer den Preußiſchen Nüftungen 
ausſchließlich zu Grunde liegende Beweggrund bringt es von ſelbſt mit 
ſich, daß Seine Majeſtät der König bereitwil iß die Hand dazu 
bieten wird, die getroffenen Vorſichtsmaßregeln ſobald und in 
dem Maße einzuſtellen, als von der Kaiſerlichen Regierung 
die Urſachen, durch welche ſie hervorgerufen wurden, beſeitigt 
werden. In dieſem Sinne ermächtige ich Ew. Exc. auf Befehl Seiner 
Majeſtät des Königs, dem Kaiſerlichen Miniſter der auswärtigen Ange⸗ 
legenheiten zu erklären, daß die Königliche Regierung den in der 
Depeihe des Grafen Mensdorff vom 18. April enthaltenen 
Vorſchlag mit Öenugthuung entgegennimmt. 

Dem entjprechend wird, fobald der Königlichen Regierung die authen- 
tiihe Mittheilung zugeht, daß Seine Majeftät der Kaiſer befohlen bat, 
die eine Sriegäbereitichaft gegen Preußen fördernden Dislocationen rüd- 
gängig zu machen, fowie die darauf bezüglichen Miaßregeln einzuftellen, 
Seine Majeſtät der König auch diesfeits die Reduction derjenigen Heeres- 
tbeile unvnerzügli anordnen, welce feit dem 27. v. M. einen erhöhten 
Stand angenommen haben. Die Ausführung diefer Anordnung wird 
Seine Majeflät alddann in demfelben Maße und in denjelben 
Zeiträumen bewirken laffen, in melden die entſprechende Ber- 
minderung der Kriegsbereitſchaft der Kaijerlich öfterreihifchen 
Armee thatfächlich vor fich gehen wird. Ueber dad Maß und die 
Friſten, in welchen letzteres gejchieht, fieht alfo die Kg Regierung 
ben näheren Mittbeilungen des Kaiferlichen Cabinets feiner Zeit entgegen, 
um demnädft in ihren eigenen Abrüftungen mit denen Oeſterreichs gleichen 
Schritt halten zu können. 

Die Königliche Regierung fest dabei voraus, daß auch die von 
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anderen deutſchen Regierungen begonnenen militatirifchen Bar- 
bereitungen wieder abgeftellt, und ihr durch Fortfegung oder Er 
nenerung derfelben nicht andermweite Beranlaffung zu militairifchen Vor⸗ 
—— gegeben werde. Sie wird ſich in dieſem Sinne den einzelnen 
Höfen gegenüber ausſprechen, und erwartet, daß die Kaiſerliche Regie⸗ 
rung im Snterefi des Friedens ihren Einfluß in gleiher Richtung ver- 
wenden werde“ 


42. Neue Berwickelungen und Rüflungen. 


26. April. Vorſchlag Defterreich& zur Löfung der Shles— 
wig-Holſteinſchen Frage. 
Depeſche des Grafen Menedorff an Graf Karolyi, vom 
26. April 1866. 


„Je größere Wichtigkeit die Kaiferlihe Regierung auf gegenfeitige Erllä- 
rungen legt, durch welche in ben letzten Tagen augenblicklich die Gefahr eines 
Conflicts zwifchen den deutſchen Großmächten glüdlih überwunden worden, bei 
lebhafter wünſcht Seine Majeftät ber Kaifer, daß die Wiederfehr biefer Gefahr. 
an beren Dafein glauben zu müffen, für Seine Majeflät peinlih geweien, fü: 
immer verhindert werben möge. Dazu aber ift es erforberlih, daß ſich an bus 
Einverflänbniß der Kabinete von Wien und Berlin über beiverjeitige Entwafluuns 
alsbald auch Einverfländniß über gründliche Befeitigung ber Urfache ber eingr- 
tretenen Spannung knüpfe. — — 

Im Art. 3 des Wiener Friedensvertrages haben Defterreih unb Breuter 
ſicher fih nicht etwa einfach die Herzogthlimer zu voller Souverainetät abtresen 
laffen, fondern König Chriſtian IX. bat zu ihren Gunften auf feine Rechte ver 
zichtet und zugleich verfprochen, Die Verfügungen anzuerkennen, welche beibe Mäder 
in Bezug auf bie Herzogthlimer treffen werten. Es war ſonach Abficht Der Mächte. 
daß auf jene Ceſſion weitere Berfügungen gegründet werben follen. Gbenfo be! 
bie Gafteiner Convention die Ausübung ber erwähnten Rechte zwifchen 
und Preußen nur bis auf weitere Vereinbarung getheilt. Es buntelt fich bem- 
gemäß barum, welche Folge dem zu Wien wie Saftein ausgedrückten Borbehabe 
anderweiter Vereinbarung und Verfügung gegeben werben ſoll. Der Kaiſertiche 
Hof ſeinerſeits bat fich zu wiederholten Malen bereit erklärt, dieſe Droge im Eiure 
derjenigen Erklärungen zu erledigen, welche Defterreih und Preußen im Ginver- 
flänbniffe mit ben Bevollmächtigten bes beutichen Bundes am 28. Mai 1864 ı2 
der Londoner Conferenz abgegeben haben. Preußen bagegen bat bis jegt Beınc 
beftimmte Anficht Über bie Loͤſung ber Souverainetätsfrage ausgeſprochen. Rur 
bat neuerbings mehrfach verlautet, daß bie Königliche Regierung bas von iur 
Majorität der Preußiſchen Kronjuriften erflattete Gutachten ale maßgebend für 
ihre Anffaffung bes Rechtspunktes betrachte. Wir kennen dieſes Gutachten mic 
officiell, aber man weiß, daß nach bemielben ber völferrechtliche Titel, weichen die 
Monarden von Defterreih und Preußen durch den Wiener Friedensvertrag e:- 
worben, allen Übrigen Anfprücden, der oldenburgifchen fowohl, al® der amguflen- 
burgiichen, vorgehen fol. Die Souverainetät über Schleswig - Holflein foll Befimt:r 
auf bie beiden Mächte übergegangen fein. 

Die Kaiferlihe Regierung, welde von dem Lonboner Bertrage miema!s 
formell zurüdgetreten ift, ſondern nur das Recht bes Siegers zu üben gedadıte, 
als fie gemeinihaftlich mit Preußen die Trennung der Herzogthümer von Bine 
mark zu Gunften des Auguftenburgiihen Haufes forberte, fühlt ſich nicht berafez 
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gen den Ausſpruch der Kronjuriften theoretifhe Sinwenbungen zu erbeben. 

ſoll dieſer Ausſpruch gelten unb ber vorbehaltenen befinitiven Vereinbarung 
ia Grunde gelegt werben, bei welcher praltifchen Folgerung wären bann beide 
Mächte angelangt? Wäre neben dem Rechte Defterreih® und Preußens jeder 
andere Brätenbent ausgeſchloſſen, ſo mäßte die auf ben Gafteiner Vertrag erfolgte 
proviforifhe Xheilung in eine befinitine verwanbelt werben. Der König von 
Preußen muß feinen Titeln ben eines Herzogs von Schleswig hinzufügen, Holftein 
ein Lanb der Öfterreichiichen Kaiſerkrone werben und unfere nächſte Sorge muß 
ein, die Beziehungen dieſes Landes zum beutihen Bunde auf einen normalen 
Fuß zu flellen. 

Da dies nun aber nicht das Ziel fein bürfte, nach welchem die Wünfche 
ber beiden Mächte gerichtet finb, To folgt, daß wohl nicht in dem Gutachten ber 
Kronjuriften allein der Schlüffel zu ber endgiltigen Löfung gefunden werben könne. 
Bielmehr dürfte es beiden Höfen durch vielfache wichtige Erwägungen nabe gelegt 
fein, auf den Vorbehalt des Art. 3 des Wiener Friedensvertrages und zwar im 
eipsängligen natürlihfien Sinne biefes Borbebaltes, im Sinne 
ber Berfügung Über die Herzogthümer zu Gunften eines Dritten, 
jurädyugreifen. 

Es ift für ben Kaifer eine Gerwiffensfadhe, einen ſolchen Entichluß unter 
ben ernften, aber eine Wenbung zum Guten noch heute nicht ausſchließenden Ver⸗ 
hältniſſen der Gegenwart dem Könige von Preußen dringend and Herz zu legen. 
Der Kaifer war der Bunbesgenoffe bes Königs gegen Dänemarl. Noch if es 
Zeit, dafür zu forgen, baß nicht aus ber im Namen Deutichlands gemeinfam 
unternommenen That eine Frucht ber verberblichften Zwietracht inmitten verhäng⸗ 
nißooller Ereigniſſe hervorgehe. Auch vermag der Kaifer kaum zu glauben, daß 
es bem Gebanlten bes Königs von Preußen völlig fern ftehen follte, in biefer 
deutſchen Sache bem Bunde zulett zu geben, was bes Bundes ift, 
und mas ſelbſt bie ben Preußifchen Abgeorbneten am 27. Dec. 1868 ertheilte 
Königliche Antwort als dem Bunde zufändig anerlannt bat. Die Succefflong- 
frage follte, Diefer Antwort zufolge, durch den beutfchen Bunb unter Preußens 
Mitwirkung geprüft werden, Preußen follte diefer Prüfung nicht vorgreifen. In 
demielden Sinne haben Defterreih und Preußen ſich während ber Londoner 
Konferenzen geäußert, und bie europäiſchen Mächte, felbft das an ber Erbfolge: 
trage betheiligte Rußland, haben wiederholt ihre Achtung vor ben Beichlüfien 
bezeugt, durch welche ber deutſche Bund bie Frage, wer als rechtmäßiger Souverain 
des Bundeslandes Holftein anzuerlennen fei, zur Enticheibung bringe. 

Eingebent alles deſſen ſchlagen wir bem Preußiſchen Hofe hiermit vor, ſich 
mit uns zu einer Erklärung in Frankfurt zu vereinigen, bes weientlichen Inhalts, 
daß DOefterreih und Preußen befchloffen hätten, die durch ben Wiener 
Briedensvertrag erworbenen Rechte auf denjenigen Brätendenten 
meiter zu übertragen, welchem ber deutſche Bunb die überwiegende 
Berechtigung zur Erbfolge im Herzogtbum Holflein zuerltennen 
wärbe. Bietet bie Königliche Regierung hiezu bie Hand, fo machen wir uns 
dagegen anheifchig, Überall, wo dieſes nöthig, dazu mitzuwirken, daß dem Breußi- 
iden Staate biejenigen fpeciellen Bortheile bleibend gefichert 
werben, mit deren Gewährung wir uns im Taufe ber gepflogenen 
Verhandlungen einverftanden gezeigt haben unb über melde, was Hol- 
flein betrifft, bereits in ben Art. 2—6 der Gafleiner Convention proviforifche 
näbere Feftftellungen enthalten find. Preußen wirb hierdurch befinitiv die mili- 
teiriihen Stellungen von Kiel, Rendsburg und Sonberburg erwerben. Kiel wirb 
jwar Bnndeshafen, Rendeburg Bundesfeftung werben, aber die Königliche 
Regierung wirb uns bereit finden, in ben desfalls nach Art. 2 und 8 der Gafteiner 
Convention im Einverſtändniſſe mit ihr in Frankfurt zu ftellenden Anträgen 
jedem ihrer billigen Wünfche entgegenzulommen. 

Nicht weniger bereit find wir, die von Preußen behufs Befefligung von 
Düppel und Alfen gewünjchte Territorialabtretung gemeinſchaftlich mit der König⸗ 
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lichen Regierung, fall bies verlangt wirb, gegenüber dem künftigen Lanbesher: 
auszubebingen. Ebenſo werben die Leiftungen, welche bie Serzogthlimer bi8 
zur allgemeinen Regelung ber Marine» Yrage am Bunbe für bie Preußische Flotte 
zu übernehmen haben, ohne Schwierigfeit durch Konvention zwiſchen Preußen und 
Schleswig. Holftein vegeln laſſen, und daſſelbe gilt von den Beftimmungen, welde 
die Gafteiner Convention zu Gunſten Preußens in den Artileln 4, 5, 6, 7 bin- 
fihtlih der Communication durch Holftein, bes Zintrittes der Herzogtblimer in 
den Zollverein und ber Anlage eines Kanals zwiſchen Nord⸗ und Oftfee fie 
bat. Erwägt man, daß außer biefen vielfachen unb wichtigen Bortheilen Preußen 
bereits das Herzogthbum Lauenburg erworben, während Oefterreich für fich nichts 
Anberes begehrt, als bie bereits im friebensvertrag ausbebungene Erſtattung ber 
Kriegsloften, jo wird man ficherlich den Antheil Preußens an den Errungenjchafter 
bes Feldzuges, dem es nicht allein, jonbern im Bunde mit Defterreich unternonmnen 
bat, nit zu Mein, man wirb diefen Antbeil nicht unwerth ber gebrachten Opfer, 
man wird Defterreich nicht eigennüßig, man wird es nicht ben Pflichten eımes 
aufrichtigen Bunbesgenoffen untreu finden. Es wirb hierüber nur Eine Meinung 
bei allen Unparteiiihen walten Binnen. Entziebt fi beffen ungeadtei 
Preußen noch immer unferen fo geredten, ehrenvollen Vorſchlägen. 
fo wirb uns keine anbere Entſchließung mehr übrig bleiben, ala dem 
deutſchen Bunde den ganzen Stand der Angelegenheit offen bar- 
zulegen und gemeinfamer Erwägung unferer Bundesgenctier 
anheim zu geben, welde Wege in Ermangelung bes Einverfänt 
niffes zwiſchen Deflerreih und Breußen einzufhlagen feien, um zut 
bundesgemäßen Regelung ber holfteinfhen Angelegenbeit zu ge 
langen. Auch wird dann bie Stimme bes Landes Holftein ſelbſt, die 
ohne Zweifel vernommen zu werben verbient, um fo weniger noch fänger ung 
hört bleiben Fonnen, als ohnehin die holſteinſchen Stände nach ber geltenven Ber- 
faffung im Laufe biefes Jahres einberufen werben müflen. Wir baben biermt 
in einem ernften Augenblide bie Anfichten bes Kaifers nochmals im Zufammeı 
bange dargelegt. Der Weisheit unb dem Geredtigkeitsfinne Seiner Majeflät tet 
Königs ift es vorbehalten, fie zu würdigen und eine Wahl zu treffen zwifchen der 
Fortdauer des Zwieſpaltes, defjen Folgen fich in ber gegenwärtigen Weltlage jede: 
Berechnung entziehen, und ber Löſung, welche den Streit Über das Schichal te: 
für Deutſchland erworbenen Herzogthümer unter allgemeiner Anerkennung m: 
unverfennbarem Gewinne für Preußens Machtftellung unb mit nicht geringer Er 
höhung feiner hiftorifchen Ehren abſchließen würde.“ 


7. Mai. Antwort Preußend auf den Vorſchlag in Be— 
treff Schleswig-Holſteins. 


Depeiche des Grafen Biömard an Frb. v. Wertber. 


„Die Depeche, welche der Kaiſerliche Herr Minifter der auswärtigen 
Angelegenheiten unter dem 26. v. Mts. an den Grafen Karolgi g- 
richtet hat, um die Gedanken des Wiener Cabinets über die definitm 
Löſung der Frage der Elbherzogthlimer darzulegen, habe ich Em. Excellen 
bereit8 unter dem 1. d. Mts. mitgetbeilt; m iit feitdem auch, und zwar 
von Wiener Blättern zuerft, veröffentlicht worden. Obgleich die Hoffnungen. 
welche der Herr Graf v. Mensdorff im Eingang der Depejche ausdrüdt un! 
durch welche er die Anregung diefer Frage motivirt, ſich bis jetzt micht er 
füllt haben, fo will id doch nicht länger aögern, Em. Ercellenz von der 
Auffafjung der öfterreichifchen Vorſchläge in Kenntniß zu fegen, zu welder 
eine reifliche Erwägung derjelben Seine Majeftät den König umnfere 
Allergnädigften Herrn geführt hat. Da e8 und in dem gegenwärtigen 








401 
1866. 


ernften Augenblick nicht um einen Austaufh von Schriftftüden zu thun ift, 
welche beftimmt - find, vor der öffentlihen Meinung die gegemjeitigen 
Standpunkte zu firiren oder zu rechtfertigen, fondern um die Anbahnuug 
einer wirklich ernft gemeinten Berftändigung, welche nur auf dem Wege 
vertraulicher Verhandlungen zu erreichen möglich ift, jo fehe ich von einer 
formalen Ermiderung auf die Depeſche vom 26. April ab, und wähle die 
Form eines vertraulichen, nicht zur Mittheilung an den Kaiferlihen Herrn 
Minifter bejtimmten Erlafjes an Em. ıc. Ich Babe ſchon in meiner Mit- 
tbeilung vom 1. d. M. angedeutet, daß nad unferer Auffaffung fich die 
Depeſche des Herrn Grafen v. Mensdorff auf einem Boden bemegt, auf 
melden wir nicht folgen fünnen. Es ift nicht der Boden der Verträge 
von Wien und Gaſtein, welche die Berechtigung des Königs Chriftian IX. 
gi vollen Ceſſion der Herzogthümer, und folglich die unbedingte Erwer- 
ung derfelben dur die beiden deutſchen Mächte vorausjeßen. Wie 

bierneben nodh eine Entjheidung des Bundes über den redt- 
mäßigen Befig des Herzogthums Holitein Play finden folle, 
vermögen wir nicht einzufehen. Wir halten unfererjeits an 
dieien Berträgen feft; und wir würden e8 als eine Verlegung 
derjelben betrachten, wenn die Kaiferlihe Regierung einen in 
Betreff unferer gemeinjamen Rechte an den Herzogthüimern 
gegen unfern Willen gefapten Bundesbeſchluß als maßgebend be- 
bandein wollte. Wir können keine Competenz de8 Bundes zur 
Entjheidung in diefer Frage anerkennen, nachdem wir unfere 
eigene rechtliche Ueberzeugung feftgeftellt und durd völferredt- 
lihe Verträge eine fihere Bafid gewonnen haben; und wenn wir 
die eigenen Aeußerungen des Wiener Cabinets, namentlich den Erlaß 
an den Kaijerlihen Gejandten zu Minden d. d. Wien, vom 10. Januar 
1864 in Betradht ziehen, fo können wir nicht glauben, daß die Saifer- 
liche Regierung fich ſelbſt jegt in einen fo entfchiedenen Widerjpruch mit 
ihren früheren Auffajfungen über die Gompetenz des Bundes fegen wolle. 
Ebenfo wenig wie wir die Entfcheidung über die Frage dem Bunde 

und der jemeiligen Majorität von deutjchen Regierungen überlaflen können, 
begen wir die Abfiht, unfern Antheil an den von uns durch Krieg und 
Vertrag erworbenen Rechten einem “Dritten zu übertragen, welder uns 
feine Bürgſchaft eined Aequivalent3 für die Opfer bietet, mit welchen wir 
ben Erwerb jener Rechte haben erkaufen müſſen. Wenn die Kaiferliche 
Regierung dagegen über ihre Rechte an der gemeinjamen Er- 
rungenſchaft eine andermeite Berfügung treffen will, jo wird 
fie uns fofort zur Verhandlung darüber bereit finden. Eine 
jolhe Berhandlung mit Wien würde ſich auf der Bafis des beftehenden 
Rechts bewegen, da die Derträge die Dispofition über die Her ogthümer 
beiden Mächten gemeinſam geben, und daher eine ſolche —28— nur 
unter gegenſeitiger Zuſtimmung ftattfinden kann, welche auch in dem 
Gaſteiner Vertrage noch vorbehalten iſt. Wir verlangen unſererſeits nichts 
über unſer klares und beſtimmtes Recht hinaus, welches uns den gleichen 
Antheil mit Oeſterreich an der Ceſſion König Chriſtians gewährt, wir 
gründen keine Anjpriihe auf die von ung gebrachten, nach der Natur der 
Dinge größeren Opfer, aber unfer ein Recht an unjerem 
Antheile können wir und auch durch Bundesbejchlüffe nicht verkummern 
laffen. Ueber die Löſung oder Fortbildung unjere® Mitbefig-Berhältniffes 
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fann nur mit Defterreih von uns verhandelt werden. Erleidtert, reip. 
modificirt könnten dieſe Verhandlungen werden, wenn e8 gelänge, gleich⸗ 
eitig über die von uns angebahnte Reform der Bunded-Ber: 
Bar fung eine Berftändigung mit dem Kaiferlihen Cabinet zu erzielen. 
Sobald Em. ıc. daher aus Ihren Beſprechungen mit dent Herrn Grafen 
v. Mensdorff die Ueberzeugung gewinnen, daß das Kaiferliche Cabinet 
bereit märe, zu einer foldyen Verftändigung die Hand zu bieten, wollen 
Em. ꝛ⁊c. die entiprechende Bereitwilligfeit unſererſeits in Ausſicht ſtellen. 
Ich wiederhole meine im Eingang gemachte Bemerkung, daß diefe Depeſche, 
welche Em. :c. die GefichtSpunfte, von denen aus wir eine Verſtändigung 
für möglich halten, darbieten fol, nicht zur Mittheilung beftimmt if. Zu 
einer vertraulichen Borlefung und Erläuterung derfelben wollen Ew. x. 
Sih ermädtigt halten.“ 


26. April. Neue Rüftungen in Defterreih, — gegen Stalien. 
Depeiche bes Grafen Mensporff an Graf Karolpyi. 


„... Der Kaiſer empfängt mit aufricgtiger Befriedigung die Mitibeilung, 
daß Preußen den Vorſchlag zur gleichzeitigen Entwaffuung beider Mächte annehme. 
Seine K. K. Majeftät hatte von ben vwerfühnlichen Gefühlen des Könige Bilheln 
nicht8 Geringeres erwartet. 

Der Kaifer ift jet volllommen bereit, Befehl zu ertbeilen, baß bie zur 
Berftärtung der Garniſonen nah Böhmen beorterten Truppen abberufen werben, 
um in das Innere bes Kaiferreiches zurkdzulehren, und fomit ſelbſt dem An- 
heine einer Truppen» Koncentration gegen Preußen ein Ende zu maden. Rer 
befinden wir uns jett jeboch in einer Tage, welche uns nötbigt, unfere Bertke: 
bigungsmittel nach einer anderen Richtung bin zu verſtärken, unb wir glauben 
uns verfichert balten zu dürfen, daß biejer letztere Umſtand die Preußiſche Re 
gierung nicht verhindern wird, auf Die Entfernung unferer Truppen an ber kit- 
miſchen Grenze mit der Retuction ber mobil gemadten Preußiiden Zruppenceirt 
zu antworten. 

In der That beweifen die letsten Nachrichten aus Italien augenideintie. 
baf bie Armee des Könige Victor Emanuel fi) bereit macht, zu einem Angrfit 
gegen Benetien zu jchreiten. Defterreich ift daher gezwungen, feine itafienifche Armee 
auf Kriegefuß zu fegen und für den hinreichenden Schub feiner Grenze nicht mar 
am Po, fonbern auch ſeines Küftengebietes Sorge ju tragen, was nicht cbr: 
beträchtliche Truppenbewegungen im Innern der Monarchie geicheben Kann. 

Wir halten es für notbmenbig, das Cabinet des Königs davon zu benad⸗ 
richtigen, um nicht den falfchen Deutungen, welche aus ben obwaltenben Um- 
ſtänden entfteben könnten, ausgeſetzt zu fein, baß wir, während wir in Bötmr 
bie Zruppenbislocationen rüdgängig machen, in anderen Tbeilen ber Menarde 
militatrifhe Vorbereitungen treffen. 

Ich erſuche Sie daher, der Regierung Seiner Majeflät des Königs zn e- 
Hören, baß dieſe Vorbereitungen nur Angefihte ber Eventualität eines Kamrkı 
gegen bie Italiener getroffen werten, und daß wir unverzüglich zur Ausführen 
des Borfchlages der gegenfeitigen Abrüftung zu fchreiten beginnen werben, ſedar 
wir bie Berfiherung erhalten haben, daß die Regierung Seiner Majeflät rrt 
Königs die Dabrcgeln welche wir zu ergreifen gezwungen find, um einen 4: 
griff unferer Nachbarn im Süden abzuwehren, keinen Eiufluß auf tie Wiche 
berfiellung des vorigen Standes ber Beziehungen zwiichen Defterreih und Freue. 
ausüben laffen wird. 

Ich eriuhe Sie, fih Über diefen Punkt unverzüglich mit dem Prãſibdenx 
des Minifter-Eonjeils® zu benehmen unb mir feine Antwort mitzutbeilen.” — — — 
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30. April. Preußiſche Aeußerung über die erneuten 
Rüftungen in Defterreid). 


Depeſche des Grafen Biömard an Frh. v. Werther. 


„sh kann Em. zc. zu meinem Bedauern nicht verhbehlen, daß wir 
in Erwiderung auf unfere Eröffnung von 24. d. M. eine Kundgebung 
anderer Art erwartet hatten. Wir hatten, wie ich e8 damals auf Befehl 
Seiner Majeftät des Königs ausſprach, einer näheren Mittheilung über 
da8 Maß und die Friſten, in welchen die Verminderung der Kriegsbereit⸗ 
ihaft der Kaiferlich öfterreichiichen Armee thatſächlich vor fich gehen werde, 
entgegengejehen, um demnächſt in unferen eigenen Abrüftungen mit denen 
Oeſterreichs gleihen Schritt halten zu können, und wir waren dabei von 
der Borausfegung ausgegangen, daß das Saiferliche Cabinet eben fo fehr 
wie wir eine volftändige Rückkehr zum riedensftande im Auge habe. 
Das Kaiſerliche Cabinet fcheint fi zwar überzeugt zu haben, daß die 
Befürchtungen vor offenfiven Maßregeln Preußens, welche als Motive 
der Rüftungen Oeſterreichs dienten, grundlo8 waren; um fo unermarteter 
aber muß es für uns fein, wenn nunmehr das Sarferliche Cabinet feine 
am 18. d. M. gemachten und von Seiner Majeftät dem Könige ange 
nommenen Entwaffnungsvorfchläge nicht aufrecht Halten zu können er- 
Hört, diefelben vielmehr nach mehreren Seiten bin weſentlich abändert. 
Zunähft hatte Graf Mensdorff in feiner Depeſche vom 18. in Ausficht 
geftellt, daß Defterreih in den Küftungen fo auch in der Entwaffnung 
die Initiative ergreifen werde. Dieſes Zugeftändniß jcheint durch den 
Wortlaut der Depefhe vom 26., welche die gleichzeitige Abrüftung 
verlangt, wieder in Frage geftellt zu werden. Demnächſt waren wir dem 
Vorſchlage der Kaiferlichen Regierung, nad) dem eigenen Wortlaute des⸗ 
ielben, dahin beigetreten, daß Seine Majeftät der Kaijer zunächft befehlen 
wollen, die eine $riegsbereitichaft gegen Preußen fördernden Dislocationen 
rüdgängig zu machen, jo wie die darauf bezüglichen Maßregeln einzuftellen. 

Die Dislocationen hatten fich, wie e8 von der Kaiferlichen Negierung 
jelbft anerkannt worden ift, in Geftalt einer Annäherung von Truppen 
fürpern an die nordweſtliche Grenze Oeſterreichs über den größeren Xheil 
de3 Kaiferftaates erftredt, und durften wir nach dem Borjchlage der 
Kaiſerlichen Regierung mit Recht annehmen, daß die beabfichtigte Herftellung 
de3 normalen Status quo ante fi) auf die Geſammtheit jener die Kriegs⸗ 
bereitfchaft fördernden Bewegungen erjtreden werde. Statt deflen ſchränkt 
die neuefte Erklärung der Kaijerlihen Regierung die von derjelben in 
Ausfiht geftellte Abrüftung ausschließlich auf die Zurüdziehung der nad 
Böhmen zur Berftärtung der dortigen Garnifonen verlegten Truppentheile 
ein, welche, nach Angabe der Saijerlichen Regierung, zehn Bataillone 
Infanterie betragen. Bezüglich der übrigen $eronländer erwähnt die 
Depeiche nicht einmal Scilefiens, Mährens und Weit-Galiziens, welche 
an Preußen grenzen, und in melden notorijch namentlich eine bedeutende 
Anzahl Savallerieregimenter, aus entfernten Zandestheilen herbeigezogen, 
aufgeftellt find. Während in der nır Böhmen betreffenden Maßregel bie 
Kaiſerliche Regierung ein volles Aequivalent für die Rückkehr Preußens 
zum Friedensftand zu gewähren meint, fpricht fie num unummunden die 
Abfiht aus, in den übrigen Theilen des Katjerftaates diejenigen bedeutenden 
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Truppenbewegungen und Einberufungen von Beurlaubten „eintreten zu 
laſſen, melche —— ſein werden, um die italieniſche Armee Seiner 
Majeſtät des Kaiſers auf den Kriegsfuß zu ſetzen.“ Daß zu leztzterem 
Zwede in der ganzen Monarchie Bierdeanfäufe in ausgedehntem Umfange 
erfolgen, geht aus den ficheriten Nachrichten hervor. Welche Stärke die 
Kaiferlihe Regierung biernady der, in den andern Theilen der Monarchie, 
mit Ausnahme aljo Böhmens, oder auch etwa der Übrigen an Preußen 
grenzenden Kronländer, aufzuftellenden Friegßbereiten Armee zu geben 
beablichtigt, wird natürlich allein von dem Urtheile der Kaiſerlichen Re: 
ierung und von der Bedeutung abhängen, welche fie der Gefahr des 
nariffs beimißt, von welcher fie fi) bedroht glaubt. Die öſterreichiſche 
Depeſche enthält hiernah die Forderung, daß Preußen jeine 
jeit dem 28. März unverändert gebliebenen, an fich befcheidenen 
Defenfiv-Rüftungen abftellen folle, während Defterreih mar 
feine Garnifonsverftärfungen aus Böhmen zurüdzieht, im 
Uebrigen aber feine Rüftungen behufs Herftellung einer kriegt: 
bereiten Armee ausdehnt und beſchleunigt. Sch kann Em. x. mt: 
verhehlen, daß wir auf dieſe Forderung nach dem Austauſche der beider 
feitigen Erklärungen vom 18. und 21., welche von uns und von Europa 
ala eine Bürgjchaft des Friedens begrüßt worden, nicht vorbereitet waren. 

Die Kaiſerliche Regierung führt zur Nechtfertigung der veränderter 
Haltung, welche fie mit der Depefche vom 26. annimmt, die Nachrichten 
an, melde ihr aus Italien zugegangen find. Nach denfelben foll dw 
Armee des Könige Victor Emanue fd in Bereitichaft gefetst haben, um 
zu einem Angriff auf Venetien überzugehen. Die Nachrichten, welde uns 
aus Italien direct und durch Varmituung anderer Höfe zugeben, lautcı 
übereinftimmend dahin, dag in Ftalien Rüftungen von bedrohlider 
Charakter gegen Deiterreih nicht flattgefunden haben, und be— 
feftigen uns in der Ueberzeugung, daß ein unpropocirter Angriff auf der 
öfterreihifhen Kaiferftaat den Intentionen des Florentiner Cabinets tem 
liege. Sollten in der Zwifchenzeit und in den jüngften Tagen militairich 
Vorbereitungen in Italien begonnen haben, jo würden dieſelben watt 
icheinlich eben fo wie unfere am 28. März ergriffenen Maßregeln ale 
eine Yolge der von Defterreich ausgegangenen Aüftungen angejehen werder 
dürfen. Wir find überzeugt, daß die italienifchen Rüſtungen eben io be 
reitwillig als die diefleitigen abgeftellt werden würden, ſobald die Urjacer. 
durch welche fie veranlaßt wurden, fortfielen. 

Im Intereſſe der Erhaltung des Friedens und der Aufhebung der 
Spannung, melde auf den Beziehungen der Politik und des Berker: 
gegenwärtig laftet, erfuchen wir daher die Kaijerliche Regierung nodyme::. 
daß fie unbeirrt an dem Programme fefthalten wolle, welches fie ic“ 
in ihrer Depeiche vom 18. aufgeftellt hat, und welches Seine Majek:: 
der König in verjöhnlichftem Sinne und in Bethätigung feines perſönude 
Bertrauend zu Seiner Majeftät dem Kaiſer unverzüglid angenommr: 
hatte. Wir müflen in Ausführung defjelben erwarten, daß zunädit ei. 
feit Mitte März nah Böhmen, Mähren, Krakau und Deiterreib:'! 
Schleſien gezogenen Truppen nicht nur in ihre früheren Garauear: 
zurüdtebren, fondern auch alle in jenen Yändern ftehen bleibenden Trupmr 
förper wieder auf den früheren Friedensfuß verfegt werden ch. 
die Ausführung der Maßregeln, alſo die Herſtellung des Stasus q 
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ante, ſehen wir einer baldigen authentifchen Benachrichtigung entgegen, 
da der von der Kaiferlihen Hegierung zur Burüdführung der gegen 
unfere Örenzen verjammelten Truppen in den Yriedenszuftand feibft auf 
den 25. April feftgefegte Termin längft verftrichen ift. 

Bir hoffen, daß die Kaiferliche Regierung demnächſt durch nähere 
Ermittlungen die Ueberzeugung gewinnen werde, daß ihre Nachrichten 
über die aggrejfiven Abfichten Sraliens unbegründet waren und daß fie 
alddann zur effectiven Herftellung des Friedensfußes in der 
glanmten Kaiferliden Armee ſchreiten und uns dadurch zur 

enugthuung Seiner Majeftät daffelbe Berfahren ermöglichen werde. 
So lange diefer unſeres Erachtens allein richtige und, wie wir glauben 
durften, beiderfeit8 angenommene Weg nicht eingeichlagen wird, tft es für 
die Königliche Regierung nicht thunlich, der nächften Zukunft, in welcher 
ihr wichtige und folgenfchwere Berhandlungen mit der Kaiferlichen Re⸗ 
gierung bevorftehen, anders, als unter Feftftellung des Gleich— 
gewichts in der Kriegsbereitichaft beider Mächte entgegen zu 
geben. Bon Verhandlungen, melde von einer Seite bewaffnet, von der 
andern in voller Entwaffnun geführt würden, kann fich die Königliche 
Negierung einen gedeihlihen Erfolg nicht verfprechen. 

In diefem Sinne bedauert fie e8 lebhaft, daß die Kaiferliche Re⸗ 
gierung auf den dieſſeitigen Sorelag, nicht hat eingehen wollen, auch die 
übrigen Bundes» Regierungen um Einftellung ihrer militärifchen Vor⸗ 
tebrungen zu erjuchen, deren thatſächliches Borhandenfein von den be» 
treffenden Wegierungen jelbft nicht in Abrede geftellt wird. Sie hat fi 
ihrerfeit8 dadurch nicht abhalten laſſen, an die Königlich ſächſiſche Re— 
gierung, deren Rüftungen am weiteften vorgejchritten find, die entfprechende 
Aufforderung zu richten; fie würde aber den Erfolg derjelben und damit 
die Intereſſen des Friedens als geficherter angefeben haben, wenn die 
Kaiſerlich öſterreichiſche Regierung fi zu dem gleichen Verfahren hätte 
entihließen können.“ 


Preußen und Stalien; erjte Rüftungen in Stalien. 
Aus der Schrift des Beneralftabes: „Der Feldzug von 1866.” 


„Hält man die beiden Mensporffihen Depefhen vom 26. April zufammen, 
fo follten, während Preußen abrüftete, unter dem Vorſitze Defterreiche die, von 
ter demolratifhen Strömung für den Erbprinzen von Auguftenburg beberrichten 
Mittelftasten über Preußens Rechte auf die Herzogthlimer verfügen und bebielt 
Defterreich Zeit und Muße, einen beliebig großen Theil feiner Armee ungeftört 
auf Kriegsfuß zu ſetzen. Gleichviel, ob bie wie bisher in Böhmen, nun in Un- 
garn ober in Illyrien gefhah, jedenfalls konnte in kurzer Frift ein ſtarkes Heer, 
wie am unteren Bo, jo auch an ber oberen Elbe wieber verfammelt werben. Die 
Preußiſche Armee hatte im letteren Fall, um ſich zu concentriren, nicht nur den 
Anmarſch, fondern zuvor noch die ganze Mobilmachung durchzumachen und mußte 
alfo nothwendig zu ſpät kommen. 

Schwerlich konnte man in Wien ernſtlich glauben, daß das Preußiihe Ca⸗ 
binet auf ſolche Vorſchläge eingehen werde. Sie erregten in Berlin ein tiefes und 
allgemeines Mißtrauen in die Abfichten ber Nachbarmacht, und umjomehr, als 
man ſehr genau wußte, daß damals Ztalien noch nichts für einen Krieg vorbe- 
reitet hatte. 

Ze weniger Preußen im beutfchen Bunbe eine Sicherheit finden konnte, um 
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fo nöthiger war es gewefen, fi auswärts nach einem Bungesgenoffen ummufehen. 
Sin folher war Italien mit und ohne ausbrüdlihen Vertrag. 

Der Krieg zwiihen ben beiden deutſchen Mächten bot nämlich bem Kong 
Bictor Emanuel die Gelegenheit, welche er nicht ungenutt vorübergehen laflen 
tonnte, wenn er jemals feine Anfprüche auf Benetien zur Geltung bringen wollte. 
Nun mußte zwar Preußen wünſchen, baf eintretenden Kalle Italien anch mil- 
tairifch zum Kampf gegen einen jo mächtigen Feind wie —* vorbereitet fei, 
aber es konnte ihm nicht zumutben, für eine bloße Eventualität zu rüſten. Das 
Florentiner Cabinet ſeinerſeits mußte zu eigener Sicherheit fordern, baß bie Heere 
beider Staaten gleichzeitig kriegsbereit aufgeftellt würden, wofür wieder Preußen 
den Termin nicht anzugeben vermochte, weil ein Angriff auf Oefterreih nicht in 
feiner Abſicht lag. Aus biefen Verhältniſſen erklärt e8 fi, daß mit dem nad 
Berlin entjenbeten italieniichen General Govone vorerft nur fehr allgemeine Ber- 
abrebungen hatten getroffen werben können. Die Depeſchen vom 26. April gabe 
nun dieſen Berbandlungen, in welchen übrigens bie beutichen Intereſſen voll 
flänbig gewahrt wurben, eine feftere Geſtalt, und wie Deſterreich zuerſt bie 
Breußtichen Rüſtungen veranlaßt hatte, fo rief es jetzt auch die italienifchen int 

eben.” 


4. Mai. Ablehnung der Abrüftung Seitens Defterreid2. 


Depeiche des Grafen Mensborff an Graf Karolyi. 


„Die Regierung Seiner Majeftät bes Könige von Preußen glaubt, te: 
für Deflerreih feine Veranlaſſung vorliege, fi) auf die Abwehr eines Angrifie 
auf feinen italienifhen Beſitzſtand vorzubereiten. Sie erflärt, daß, wenn Defter- 
reih demungeachtet nicht für angemeffen halte, zur effektiven Herſtellung dee 
Friebensfußes ber geſammten Kaijerlichen Armee zu fchreiten, e8 auch für Breußen 
nicht thunlich fei, den bevorftehenden wichtigen und folgenjchweren Verbandiungen 
mit der Kaiferfichen Regierung anders als unter Feſthaltung des Gleichgewichts 
in der Kriegäbereitichaft beider Mächte entgegenzugeben. Ew. x. begreifen, ba 
wir Angefihts biefer Erffärung Die Berbandlung Über eine gleichzeitiaz 
zu nahme der von Preußen gegenüber Defterreih unb vor 

eſterreich gegeninen Breußen angeordneten militairifhen Ber- 
bereitungen für erfhöpft halten müffen. Durd die von uns in Berfia 
wie in Frankfurt ertbeilten feierlichen Verſicherungen ſteht fe, daß Preußen ver 
uns feine Offenfive, Deutihland keinen Bruch des Bunbesfriebene zu belorgen 
babe. Ebenfowenig beabfichtigt Oeſterreich Italien anzugreifen, wiewohl bie Lot 
reißung eines Theile bes öfterreihiichen Staatsgebiets das bei jeber Gelegenbeit 
offen ausgeſprochene Programm der Florentiner Regierung bildet. Dagegen ri 
es unſere Pflicht. für die Vertheibigung der Monarchie zu forgen, und mern tx 
Regierung Preußens in unferen Defenfliomaßregeln gegen Italien ein Motiv er 
blidt, ihre eigene Kriegsbereitichaft aufrecht zu erhalten, fo bleibt uns nur übriz. 
biefer Pflicht, die keine fremde Controle zuläßt, Genüge zu thun, obne uns iz 
fernere Erörterungen über die Priorität unb den Umfang einzelner militairiſchet 
Borlehrungen einzulaffen. Daß wir Übrigens nicht blos bie Integrität unfered 
Reiches, fontern auch das Gebiet des deutſchen Bundes gegen eine Dffenkw 
Italiens fiher zu fielen haben, wirb man fih in Berlin nicht verbehlen Bauen, 
und wir bürfen unb müfjen im Intereffe Deutſchlands die ernfte Frage fielen. 
wie Preußen das Verlangen, daß wir die beutfchen Grenzen unbewacht laffer 
follen, mit ben Pflichten einer beutfchen Macht vereinbar finden könne Benz 
endlih Herr Graf von VBismard uns mittheilt, daß Preußen die Königlich fad- 
ſiſche Regierung aufgeforbert habe, ihre Rüftungen einzuftellen, fo müflen wır bie, 
Ueberzgeugung auesiprechen, daß der König von Sachſen, ebenfo wie ber Haile. 
unfer allergnäbigfter Herr, nur an nothgebrungene Selbftvertheibigung dent, K- 
fügt auf die Bundesverträge, welche die Abwehr jebes Friedensbruches zu eimer 
gemeinjfamen Verpflichtung ſämmtlicher Mitglieder bes Bundes machen.” 
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Die preußiihen Rüftungen und deren Aus— 
dehnung. 
Aus der Schrift bes Generalſtabes: „Der Feldzug von 1866.“ 


„Der entichiebenen Abneigung des Könige, einen Krieg anders, als für bie 
Ehre und Sicherheit Preußens zu führen, ift es zuzufchreiben, baf feit ven im 
März getroffenen irgend welche weitere militairiihe Schuß » Mafßregeln bis An- 
fang Mai nicht erfolgt waren. 

Dagegen hatten in biefer Zeit bie öſterreichiſchen Rüſtungen ihren ununter- 
brochenen Fortgang gehabt. 

Die in Böhmen, Mähren und Weſt⸗Galizien befindlichen Infanterie⸗Re⸗ 
gimenter, fo wie der größte Theil der 4. Batatllone waren auf Kriegeflärke aug- 
mentirt, die Fahrzeuge der erfleren beipannt, bie Depot-Divifionen in ber Stärle 
von 200 Dann formirt worben. 

Zwei Hufaren » Regimenter waren aus Galizien, brei Ulanen » Regimenter 
aus Ungarn und Siebenbürgen in Böhmen und Mähren eingetroffen. Die Ar- 
tillerie⸗ Regimenter hatten ihre Munitionswagen beipannt. Thereſienſtadt und 
Joſephſtadt waren armirt worden; es wurbe mit augeftrengter Thätigleit an der 
Berftärlung von Kralau und ber Wieberberftellung von Königgrät gearbeitet. In 
Berh, Wien und Laybach fanden Truppen» Berfammlungen flat. Die Comple⸗ 
tirung der Grenz Regimenter auf den Kriegsfuß ftellte eine fchlagfertige Reſerve 
von 40 Bataillonen bereit. 

Die Einziehung der Urlauber aller Waffen, aud die bes Fuhrweſen⸗Corps, 
fieß bie öfterreichifhen Nüftungen Anfangs Mai ale nahezu vollendet erfcheinen, 
fie hatten bereits einen Vorfprung von 5 Wochen gewonnen. Ihnen gegenüber 
lagen Schlefien und die Marten offen und ſchutzlos da. Dies war die militai- 
ride Rage, als bie beiden ſchon erwähnten Depeichen vom 26. April in Berlin 
eingingen. 

Die Räthe ber Krone ſprachen nunmehr bie Ueberzeugung aus, daß unver- 
zäglich die umfaffenpften Anorbnnungen zu treffen feien, um Preußens Ehre, Sicher» 
beit und Selbſtſtändigkeit zu wahren. . 

Die Mobilmahung der Preußifchen Armee if eine in alle militärifchen 
und bürgerlichen Verhältniſſe eingreifende Maßregel, welche im öffentlichen unb 
im häuslichen Leben, im Palaft wie in der Hütte tief empfunden wird. Aber fie 
iſt ſchön im Frieden fo vollſtändig und bis in das letzte Detail vorbereitet, daß 
es nur bes Befehls von oben bebarf, um in einer ganz beftimmten Zeitfrift völlig 
geregelt zu verlaufen. 

Ungleich complicirter und fchwieriger für bie ausführenden Behörden ift 
eine partielle ober jucceifive Mobilmahung; fie macht Special» Beflimmungen 
nöthig, welche von den einmal vorgefehenen allgemeinen abweichen. 

Eine Allerhöchſte Eabinetsorbre vom 3. Mai befahl zwar die Kriegsbereit- 
ſchaft der gefammten Linien» Kavallerie und Artillerie ber Armee, bagegen aber 
nur in den unmittelbar bebrobten Lanbestheilen, alfo beim 6., 5., 3. und 4. 
Armee» Corps, jo wie beim Garde⸗Corps die Augmentation der Infanterie, 
Jäger⸗ und PBionier- Bataillone zur vollen Kriegsftärke und die Yormation ihrer 
Eat » Abtheilungen. Bon der Landwehr wurben vorerft nur im 5. unb 6. Corps» 
Bezirk die zur planmäßigen Beſatzung ber Feltungen nöthigen Bataillone in 
ſchwacher Kopfzahl einberufen. 

Es ift bei früheren Veranlaffungen bie Preußiſche Armee ſchlagfertig auf- 
geftellt worden, ohne bemnächft zur kriegerifchen Wirkſamkeit zu gelangen. Diefer 
Hall dürfte fich in Zukunft ſchwerlich wieder ereignen. Diesmal wenigftene war 
man überzeugt, daß die MWehrkraft des Landes, wurde fie überhaupt aufgerufen, 
nicht ohne Kampf entlaffen werden könne. Die Mobilmahung ber Armee war 
aljo der Krieg, und eben deshalb zögerte man noch, das entſcheidende Wort aus⸗ 
zuſprechen, denn noch im Mai hatte man bie Hoffnung nicht aufgegeben, ber 
Ausbruch von Feindjeligleiten werbe fi) mit Ehren vermeiden lafleı. 
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Man darf nicht bezweifeln, baß bie fo beftimmt abgegebenen Erklärungen 
fowohl des Kaifers Franz Iofeph wie bes Könige Wilhelm, volllommen aufrichtig 
gemeint waren. Aber Defterreih mechte wohl die Hoffnung begen, burd feine 
politifche und militäriſche Macht ˖ Entfaltung Breußen, wie 1850, zur Radhgiebigleit 
drängen zu können. Die Ueberweilung ber Herzogthümer- Frage an ben Bund ge» 
wann bie, von der Demokratie geleitete, Bolleftimmung in den Mittel- und Klein⸗ 
ftaaten, unb bie Fürften, welche eine Schmälerung ihrer Machtvollkommenheit von 
Berlin ber beforgten, hielten zu Wien. Keines ter Bundesglieder hatte ſich bisher 
für Preußen ausgefprochen ; daffelbe ftand in Deutſchland völlig ifolirt, mitten unter 
abgeneigten ober fi pafliv verhaltenden Nachbarn. Auch die inneren Verbältnifie 
ſchienen der Preußifchen Regierung große Schwierigkeiten zu bereiten. Die Armee - 
Neorganifation war unter dem Wiberfpiuch der Majorität bes Abgeoıbnetenhaujes 
vollzogen worden, welde aud bie finanziellen Mittel zur Führung eines Krieges 
verweigerte. Vertreter des Preußiihen Volls führten in öffentlihen Reben tie 
Sache bes Auguftenburgiihen Prätenbenten. Vollsverſammlungen faßten re- 
gierungefeinb!iche Reiolutionen, und Petitionen gingen aus verſchiedenen Theilen 

er Monarchie ein, weldhe den König, jehr unnöthiger Weile, um Erhaltung bes 
Friebens baten. 

Aber Defterreich täufchte fi Über bie militäriſche Kraft Preußens, wäalche 
ſich nachmals allen Feinden gewachſen zeigte. Es täufchte ſich Über bie wahre 
Stimmung bes Preußiihen Volks, welde ihren Ausbrud nicht in ben Partei - 
Neben gefunden hatte. Reſerven und Wehrmänner ftellten fi) — zwar ohne Be⸗ 
geifterung für einen Kıieg, beffen Anlaß fie nicht überfaben, — aber gehorſam 
und mit rubiger Enticploffenheit. Soviel war mwenigftens durch das Vorangeben 
ber öſterreichiſchen Rüftungen felbft in das Bewußtiein der Menge gebrungen, daß 
bieffeitige Maßregeln unabweislich feien; und die Perföntichleit bes Königs bürgte 
bafür, daß dem Lande die Laften eines Krieges nicht ohne zwingende Noihwen ˖ 
digfeit auferlegt werben würden. Oeſterreich täufchte fich endlich Über bie Feſtigken 
des Könige und feiner Räthe, welche weber durch Bedrohung noch auf wirkte 
Kriegsgefahr hin Preußen jemals hätten in tie frühere Stellung zurüdträngen 
laffen, wo es in Deutichland die zweite, unb in Europa feine Rolle ſpielte. 

Mochte aber auch der Angriffstrieg urfprünglih weter von Preußen cd 
von Defterreich beabfichtigt fein, jo nöthigten bie Rüftungen des einen bie des 
anbern zu immer neuer Steigerung, bis beibe eine Höhe erreichten, welche unans- 
bleiblih zum Bruch führen mußte. 

Der Allerböchften Cabinets - Orbre vom 3. Mai Tofgten ſchnell aufeinandet 
die vom 5., 7., 8., 10. und 12. Mai, deren Geſammt⸗Reſultat die Anfbietuns 
ber ganzen Feld - Arınee war. 

Sämmtliche Zruppentheile wurben aus ben jüngften Iahrgängen auf ie 
volle Kriegsſtärke gebracht, tie Erjatz- Bataillone, ⸗Eecadrons und -Abehe- 
lungen formirt und jo weit nöthig durch Rekruten ergängt. 

Au die in die Elbherzegihümer und zu Feftungs- Bejagungen nach dem 
Rhein abcommanbirten Regimenter wınben mobil, dabei fand jedoch nirgends ein 
Ueberſchreiten der vertragsmäßigen Stärke der Befatungen in ben Bunbesieflungen 
ftatt,, indem entweber tort die Zahl der Bataillone entiprechend verminbert oder 
die Augmentations - Mannfchaft noch zurüdbehulten wurde. 

Bon der Landwehr waren in Schlefien und Pojen Anfangs nur Catızs 
von 300 Mann einberufen geweien. Dieje 24 Bataillone wurden auf 806 Rau 
verſtärkt und außerdem zum Schut ber bedrohten Grenze 4 Landwehr⸗Cavallerie - 
Regimenter mobil gemacht. 

Da in dem größten Theil ber Feſtungen aber nır ber friebens - Garnilen- 
bienft zu verjehen war, fo ſchien es zuläffig, einen Theil ber Landwehr auch 
außerhalb zu verwenden. Es wurden baber 24 Bataillone auf bie Gıärle von 
806 Mann gebracht, mobil gemadht unb mit Zundnadel⸗Gewehren bewaffse: 
ferner 32 Landwehr » Escadrons mobil gemadht. 

Alle Übrigen, zur planmäßigen Beſatzung ber Feftungen beſtimmten Lant- 
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wehr » Bataillone wurben in ber Stärle von nur 500 Mann formirt unb blieben 
mit Minis» Gewehren bewaffnet. 

Es war fonadh die volle Wehrkraft bes Landes, namentlich 
an Cavallerie, noch nit aufgeboten. 

Außer den Feftungen Cofel, Heiffe, Glatz, Torgau und Wittenberg wurben 
jest auch Magdeburg und Spandau gegen ben gewaltfamen Angriff armirt und 
mit ber vollen Beſatzung an Artilleriften und Pionieren verfehen. Die Ausfall: 
Batterien mwurben beipannt und bie Befagungs- Canallerie » Detahements formirt. 

Sodann erhielten außer Glogau auch no Coblenz, Cöln, Wefel, Stettin 
und Danzig bie erſte Augmentation an Feftungs - Artilleriften und Pionieren, 
ebenfo Sonderburg. Slogan wurde fpäter gleichfall® gegen ben gewaltfamen An⸗ 
ei armirt. Auch die giottenfation im Kieler Hafen wurde vrrſtärkt und das 

ee» Bataillon auf ben Kriegs- Etat gebracht.” 


9.0.19. Mai. Abrüftungsanträge am Bunde und Preußens 
Srllärungen. 


I. 
Antrag Sachſens: | 
Die Preußiihe Regierung darum anzugehen, daß durch 
geeignete Erflärung dem Bunde mit Rückſicht auf Art. 11 
der Bundedacte volle Beruhigung gewährt werde. — — 


Erklärung des Preußiichen Gejandten in der Sigung 
vom 9. Mai 1866: 


„In Mitten des Friedens und ohne daß von Seiten Preußens irgend 
welche für feine Nachbarn bedrohliche Bortehrungen getroffen wären, hat 
die Kaiſerlich Königlich öfterreichiiche Regierung Rüftungen gegen Preußen 
begonnen und die Königlich ſächſiſche fich denfelben bald darauf mit den 
erden Einleitungen der ihrigen angefchloffen. Wenn die Königliche Regie: 
rung auch die Hahfifchen Nüftungen unabhängig von den öſterreichiſchen 
als bedrohlich nicht hätte auffaflen dürfen, fo mußte fie doch ihre Auf- 
merkfamkeit verdoppeln, fobald zwei ihrer Bundesgenofien, deren Gebiets» 
zufammenbang die Sphäre ihrer gemeinfamen militairifhen Action bis 
nahe an die Hauptftadt von Preußen reichen läßt, gleichzeitig und in offen- 
barem Zufammenhange militairiiche Vorbereitungen treffen. Die König: 
lihe Regierung hätte voraußfegen dürfen, daß Defterreich ſowohl als 
Sadfen, wenn fie fi wirklich von Preußen bedroht glaubten, nad den 
von ihnen felbft bekannten Auffaffungen vor jedem anderen Schritte ſich 
an den Bund behufs Sicherftellung des Bundesfriedens gewendet haben 
mürden. Statt deflen haben beide Megierungen es vorgezogen, ſich in 
Berfaffung zu etwaiger Selbfthilfe zu jegen. Die Breudilähe Regierung 
hatte inzwiſchen durd ihre Eirkulardepefche vom 24. März d. 3. die That- 
ſachen und die Beforgniffe, welche fie an diejelben knüpfte, zur Kenntniß 
ihrer Bundesgenoſſen gebracht. Die Antworten, welche fie erhielt, haben ihr 
die Ausficht auf rechtzeitige Unterftügung, im alle fie angegriffen wiirde, 
nicht gewährt. Sie hat fich erft dadurd) genöthigt gejehen, zur Sicherung 
ihres Gebietes eigene Vorkehrungen zu treffen, und felbft diefe am Ende 
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des Monats März nur in fehr geringem und beichränftem Maß ein 
eleitet. In der Zwiſchenzeit haben die Nüftungen fich nicht vermindert, 
Fondern erheblich vermehrt. “Die Königliche Regierung ift bemüht geweſen, 
die Abftellung derfelben durch Austauſch von erflärungen zwiſchen ihr 
und Defterreich herbeizuführen, welche ohne Erfolg geblieben find, weil 
die fortdauernde und zulegt von Defterreich offen anerkannte Ausdehnung 
feiner KriegSvorbereitungen die Frage auf dem thatfächlichen Gebiete in 
wachſender Spannung erhielt. Eben fo erfolglos ift ihr Beftreben der 
Königlich ſächſiſchen Regierung gegenitber geweien. Die Spannung bat fid 
vielmehr auch den ftärkeren Bundesregierungen mitgetheilt; und nach den 
Nachrichten über Rüſtungen, die der Königlichen Regierung von allen 
Seiten zugehn, muß fie vorausfehen, daß das Gebiet des deutſchen Bundes 
bald einem bewaffneten Rager gleichen werde, deſſen friegerifche Richtung 
nicht etwa befenfiv gegen das Ausland gekehrt ift, fondern dem inneren 
Frieden mit den fchwerften Gefahren bedroht. Die Königliche Regierung 
kann fich leider nicht darüber täufchen, daß auch hier an manchen Stellen 
Tendenzen zu Örunde liegen, welche ebenjomohl gegen Preußen gerichtet 
find, wie gegen jedes erufte Beftreben, auch nur den befcheidenften An- 
ſprüchen der deutſchen Nation gerecht zu werden. Die Kaiferlich Königlich 
Öfterreichifche Regierung hat in ihrer neueften Mittheilung vom 4. d. M. 
die Berbandlung über eine gleichzeitige Zurüdnahme der von Preußen 
gegenüber Defterreih und Oeſterreich gegenüber Preußen angeordneten 
militairifchen Vorbereitungen für erſchöpft erklärt. Die Königlich ſächſiſche 
Regierung hat auf das Erfuhen un Aufllärung über ihre Nüftungen, 
weile am 27.0. M. an fie gerichtet wurde, unter dem 29. ejusd. eine 
Ermwiderung gegeben, welche in feiner Weiſe eine Beruhigung gewähren 
fonnte. Beide Actenftüde liegen hoher Bundesverfanmlung vor, und der 
Geſandte bat fchon in der Sigung vom 5. d. M. Veranlaffung genommen, 
den Character derjelben zu präcifiren und hervorzuheben, wie in den 
Aeußerungen feiner Regierung nicht der mindefte Anlaß gegeben fei, um 
Beforgniffe der Art, wie fie Sachſen zu feinem Antrage veranlaßt haben, 
zu motiviren. Weder die von Sachſen geforderten Erklärungen, nod die 
dabei in Ausjicht geftellten Oegenmaßregeln bezwedten etwas Anderes, als 
die vollftändige Sicherftellung des preußifcen ÜBebietes, Da aljo biernad 
dieje Maßregeln, injoweit fie in das Leben getreten find, einen enticdieden 
defenfiven Character an ſich tragen, fo fieht fich des Gejandten allerhöcfte 
Regierung nicht in dem Falle, folde zurüdzunehmen, bevor der Anlag 
befeitigt ıft, welcher fie hervorgerufen, und biß die Regierungen, welde 
mit den Rüſtungen begonnen haben, auch mit der gewünſchten Abrüftung 
porangegangen fein werden. In diefem Sinne ift e8 die Preußifche Regie 
rung, welche mit Befremden in dem Königlich ſächſiſchen Antrage die Ber 
bältniffe umgekehrt fieht, und welche daher vielmehr ihrerſeits von der 
Bundesperfammlung erwarten darf, daß fie die hohen Regierungen von 
Sachen und Defterreih veranlaflen werde, ihre eingeflandenermaßen 
Preußen gegenüber getroffenen Rüftungen baldmöglichſt einzuftellen. Sollte 
hohe Bundesverfammlung diefes zu thun Anftand nehmen, oder dem Bande 
felbft in feiner gegenwärtigen Verfaſſung dies in möglich kurzer Friſt za 
bewirken die Kraft abgehen, fo würde fih Preußen allerdings gezwungen 
eben, da8 Bedürfniß der eigenen Sicherheit und der Erhaltung 
einer europäifhen Stellung in erfter Linie für fih als mal 
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—38 zu betrachten und fein Verhältniß zu einem Staaten⸗ 
unde, der im Widerjprud mit feinem oberften Brundgefege 
die Sicherheit feiner Mitglieder nicht vermehrt, fondern ges 
fährdet, den gebieterifchen Forderungen der GSelbfterhaltung 
unterzuordnnen.“ 


Das Ergebniß der Abftimmung war, daß der fächfifche Antrag von 
der Bundesverfammlung mit 10 gegen 5 Stimmen angenommen wurde. 

Nach der Beihlupfaffung ergriff der Preußiſche Sefandte noch einmal 
das Wort, wies auf feine obige Erklärung ausdrüdlich zuriid und hob 
namentlich hervor, daß Seitens Dr Regierung die Borgängigfeit ber 
Rüſtungen Defterreihd und Sachſens thatſächlich feitgeftellt fer und daß 
der Charakter derjelben die Preußifche Regierung genöthigt habe, zur 
Wahrung der Sicherheit des eigenen Landes, alſo lediglich zur Verthei⸗ 
digung, militairiſche Maßnahmen zu ergreifen. Unter diefen Umftänden 
mäffe der Bundesverfammlung die Verpflichtung zugemiefen werden, ihre ents 
Ihiedene Einwirkung auf diejenigen Regierungen geltend zu machen, melde 
durch ihr Vorgehen, ohne berechtigte Beranlaſſung, den gegenwärtigen 
ernften Stand der vaterländifchen Angelegenheiten herbeigeführt haben. 


II. 
Weiterer Antrag von Sadhjen, Bayern, Würtem- 
berg, Baden, Heſſen-Darmſtadt u. ſ. w. vom 19. Mai. 


„Hohe Berjammlung wolle an alle diejenigen Bundesglieder, welche 
militairifche über den Yriedensftand hinausgehende Maßnahmen 
oder Rüftungen vorgenommen haben, das Erfuchen richten, in 
der nächſten Sigung der Bundesverfammlung zu erflären, ob und 
unter welchen Borausfeungen fie bereit feien, gleichzeitig und zwar 
von einem in der Bundesverjammlung zu vereinbarenden Tage 
an, die Zurüdführung ihrer Streitkräfte auf den Friedensſtand 
anzuordnen.“ 


Bei der Berathung über diefen Antrag am 24. Mai er- 
Härte der Preupiiche Bundestags: Gejandte Folgendes: 


„Die Königlich Preußiſche Regierung würde 10 an dem vorliegenden 
Antrage bereitwillig betheiligt haben, wenn derſelbe vechtzeitig zu ihrer 
Kenntniß gelangt wäre. Sie ſtimmt demjelben zu und wird ihren 
Bundesgenofjen in der nädhften Sigung gern erflären, unter 
welchen Borausfegungen fie ihre Truppen auf den Friedens» 
Rand zurüdzuführen vermag. 

Die Königlihe Regierung, in voller Würdigung der Leiden, welche 
die bedrohlihe Haltung einiger Bundesglieder fchon jet in Geſtalt 
der Stodung des Verkehrs und der Ermwerbsquellen über Deutſchland 
beraufbejchworen, hat ihrerfeitß rechtzeitig den Weg eingefchlagen, auf 
welchem dem Sriege vorgebeugt und fichere Bürgfchaften gegen die Wiederfehr 
des unnatürlichen Berbältniiee gewonnen mwerden können, daß Deutſche 
gegen Deutſche unter Waffen ftehen. Sie hat am 9. April die Berufung 
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des deutſchen Parlamente beantragt, in der Gewißbeit, daß das Par- 
lament den Frieden fihern wird. In dem einträdtigen Zuſam i 
der Regierungen und des Volles fiir die Befriedigung gerechter Forderungen 
der Nation würde der drohende Zwieſpalt fi löſen nnd die ficherſten 
Bürgfchaften des künftigen Bundesfriedens gefunden werden. Es bat fih 
offenkundig gezeigt, daß die Stämme des deutichen Volkes die Ausgleihung 
ihrer Intereſſen und Eigenthümlichkeiten auf friedlichem Wege erftreben 
und die Berfolgung der fie künftlich trennenden Sonder» nterefien anf 
dem Wege kriegeriſcher Cabinetspolitik nicht gutheißen. Die ſchleuni ge 
Derufung des deutfhen Parlaments wird daher das befle, 
vielleiht das einzige Mittel fein, den Krieg innerhalb des 
Bundes mit allen daran fich Inlipfenden, für die Wohlfahrt 
ber die Sicherheit Deutfhlands verhängnißvollen Folgen zu 
verhüten. 

Die Königliche Regierung benutzt deshalb auch dieſen Anlaß zu ers 
neuerter dringender und ernfter Mahnung en ihre Bundesgenoffen, dem 
deutfchen Volle das Elend eines inneren Kriges zu erfparen, indem fie zu 
fchleuniger Beihlußnahme über die am 9. April von Preußen beantragte 
Berufung der deutfhen Bollsvertretung fchreiten.“ 


— — — 


20. Mai. Stalien und Defterreid. 


Depeiche des italienijchen Minifterd La Marmora an 
den Königlichen Gefandten in Berlin, die feindjelige Haltung 
Oeſterreichs gegen Preußen und Stalten und die Dagegen 
zu treffenden Maßregeln betreffend. 


Florenz, 20. Mai 1866. 

„Herr Minifter! Indem Se. Majeftät den Major von Burg, Kriegs-Attade 
ber Preußiſchen Geſandtſchaft, in einer Abfchiebsaudienz empfingen, geruhten Eie, 
ihm die Hochſchätzung feiner perſönlichen Eigenſchaften fpeciell zu erlennen zn geben. 
Der Major von Lucadou, welher ihm folgt, wird eine jo günſtige Aufnabme 
finden, wie fie unfere freunbichaftlihen Verhältniſſe zu Preußen unb bie Hod- 
achtung des Königs und Seiner Regierung für das Heer Sr. Majeflät des Köntizt 
Wil helm geftatten. Es ift der Wunſch Sr. Majeftät bes Königs, daß fih dieje 
Berhältniffe bei den ernſten Ereignifien, welche zu nahen fdheinen, noch mehr ie- 
feftigen mögen, und daß die von ber Vorfehung feiner Dynaftie und derjenigen 
Sr. Majeftät des Königs Wilhelm ertbeilte Miſſion ſowohl in Deutſchlaud mu 
in Italien erfüllt werbe. Oefterreih, indem es durch feine brobenden Bewegungen 
die Regierung Sr. Majeftät des Königs von Preußen unb bie bes Könige Üker 
bie Grenzen der Mäßigung hinauszubrängen ſuchte, bewirkte baburd nur, dat 
diefe fih zu unabweisbar gewordenen Nüftungen entfchließen mußten. Das Her 
bes Könige wurbe auf den Kriegsfuß geſetzt, jo daß es ſowohl bereit iR, einen 
Defterreihiihen Angriff zurückzuweiſen, als auch nöthigenfalle mit bem Premfiichen 
Heere zu combinirten Operationen gegen ben gemeinfamen Feind vorzugehen. 
Nachdem Defterreih einen Angriff gegen Preußen und Italien bat vorausijeben 
laſſen, ſcheint es heute Die Dauer einer von ihm geichaffenen fchwierigen Extms- 
tion verlängern zu wollen. Es erbeucelt eine defenfive Geltung gegauäber ven 
Aüftungen, deren Urfache es if. Was die Italieniſchen Streitkräfte betrifft, fe 
nahmen fie im Bo-Thale lediglich defenfive Stellungen ein. Wenn jebod Preußes 
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und Stafien genöthigt werben follten, zufammtn ben Kampf gegen Oefterreich auf⸗ 
zunehmen, fo wirb das Italienische Heer auf das Pflihtgemäßefte Die Bewegungen 
bes tapferen und getreuen Heeres Sr. Preußiſchen Majeftät unterſtützen, deſſen 
vollendete Organifation und trefflichen Geift ber General Govone zu würdigen 
Gelegenheit hatte. Se. Majeftät der König Wilhelm gerubten vor Kurzem bie 
Veberzeugung auszufpreden, baß nichts bie Bande löſen könnte, welche Italien 
und Frankreich vereinigen. Es freut uns, bieje Annahme im ausgebehnteften 
Maße beflätigen zu Fünnen. Ich bege das vollſte Vertrauen, daß die Freundſchaft 
Frankreichs von Preußen ſtets ale ein anderweites Unterpfand ber Wirkſamkeit 
unferer Allianz betradhtet werben wird. Genehmigen x. 


43. Serufung an das Bolk und Bolksfimmung. 


9. Mai. Auflöfung des Abgeordnetenhauſes. 


Aud dem Beriht des Staatd: Miniftertumd an 
den König. 


„Zn den auswärtigen Beziehungen des Landes ift in Folge der be: 
drohlichen Haltung, welche mehrere Nachbar Regierungen gegen Preußen 
angenommen haben, eine Spannung eingetreten, weldhe Ew. Königliche 
Majeftät, nad den forgfältigften und ausdauerndften Bemühungen zu 
ihrer Befeitigung, in die Nothmwendigfeit verjegt bat, umfaffende Vor⸗ 
fehrungen zur Sicherheit des Landes anzuordnen. Das ehrfurchtspoll 
unterzeichnete Staat3-Minifterium glaubt unter diefen Umftänden, daß 
Em. Königlide Majeftät den Augenblid gelommen halten werden, die 
Volfövertretung in Geftalt des Allgemeinen TYandtages der Monardie um 
den Thron zu verjanmeln, um die der Lage des Landes entjprechenden 
Beihlüffe zu faſſen und der Einmüthigkeit, welche das preußiiche Volk 
bejeelt, wenn es der Erhaltung der Unabhängigkeit und der Ehre des 
Yandes gilt, den gejegmäßigen Außdrud zu geben. 

Das jeige Haus der Abgeordneten, wern auch feine Mehrheit An⸗ 
gefichts der Gefahren, welche das Baterland bedrohen, ihre Hingebung 
tür daſſelbe gewiß bereitwillig bethätigen würde, ift Do unter dem Ein- 
fluffe anderer Berhältniffe gemählt worden, als diejenigen find, weldye 
beute beftimmend auf die Wähler wirken müfjen. 

Em. Königliche Dlajeftät werden das Bedürfniß fühlen, die Stimmung 
zu fennen und zum Ausdrud gebracht zu jehen, melde das preußijche 
Bolt im jetigen Augenblid und mit Rüdfiht auf die gegenwärtige Lage 
der Dinge —* — — 


7. Mai. Attentat auf Bismarck. 


Aus dem „Staats-Anzeiger.“ 
Berlin, den 8. Mai 1866. 


Ueber den geitern, den 7. d., gegen den Herrn Miniſter⸗Präſidenten 
Grafen von Bismard unternommenen Mordverjuch theilt der Bericht 
des Polizei⸗Präſidiums Folgendes mit: Als der Herr Miniſter⸗Präſident 
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Graf von Bismard heute Nachmittag na 5 Uhr vom Bortrage bei 
Sr. Majeftät dem Könige zurüdtehrend, zu Fuß die Linden» Promenade 
entlang ging, wurde er von einem ihm unbelannten Menſchen im ber 
Gegend der Schabomftraße angegriffen. Nachdem das betreffende Iudivi- 
duum zwei Schüffe aus einem Gläufigen Tafchenrenolver gegen den Rüden 
des Herrn Minifter-Präftdenten abgegeben, ohne ihn getroffen zu haben, 
drehte ſich Legterer um und ergriff den Thäter, welder aber wieder auf 
ihn zielte und während des Ringens Gelegenheit fand, noch drei Schäffe 
abzufeuern. Obgleich diefe in unmittelbarer Nähe abgegeben wurden und 
den Herrn Minifter träfidenten auf die Bruft trafen, tft derfelbe wunder 
barermweife dennoch unverlegt. Eine der Kugeln bat alle Belleidungäftüde 
durchbohrt und ift bis auf das feidene Unterhemde gebrungen. Der Ber- 
brecder nennt ſich „Blind“, ift 22 Jahre alt, will aus London und 
erft fjeit 3 Tagen in Berlin jein. Er räumt jein Verbrechen unum 
wunden ein. 


Ertrablatt der Norddeutichen Allgemeinen Zeitung. 


Berlin, den 7. Mai 1866, Abends 7 Ur. 

ALS der Minifterpräfident Graf Bismard heut Nachmittag 5". Uhr, 
von dem Bortrage bei Sr. Majeftät dem Könige zurüdtehrend, in der 
Mitte der TindensAllee entlang ging, hörte er, in der Nähe des ruffifchen 
Geſandtſchaftshotels angelommen, zweimal hinter ſich ſchießen. Er jah 
ſich um und erblidte vor fich einen Heinen etwa vierundzwanzig Jabr 
alten Menſchen ftehend, welcher zum dritten Deal einen Revolver auf ibn 
anlegte. 

"Der Minifters Präfident iprang auf den Verbrecher los, der zum 
dritten Mal ſchoß und abermals fehlte. Als er fich aber von dem Graien 
gleichzeitig an Bruft und amı rechten Fauſtgelenk gefaßt fah, gelang es 
ihm, den Revolver in die linfe Hand zu nehmen und noch zwei Schu 
auf den Grafen Bismard abzufeuern. Der Paletot, den der Graf über 
jeinem Anzug trug, ſchwächte die Kraft der Kugeln, jo daß der Graf 
nur contufionirt ift, der ſich nad feinem Hotel zurüdbegab, nachdem er 
den Verbrecher einigen Soldaten de3 gerade am Schauplak der That 
vorüber marjchirenden 1. Bataillon des 2. Garde Regiments überliefert. 

Gott der Herr hat fichtlich über das Neben des Grafen Bismard 
gewacht. Seine Berlegungen find nur unbedeutend, obgleid, der Paletot 
vom Bulver der Schüſſe verjengt und von den Kugeln durchlächert if. 

Gleich nachdem die That befannt geworden, erſchien Se. Mojeftät 
der König im Minifterhotel, um fi nad dem Befinden des Minifter- 
präfidenten ge erkundigen. Ebenfo Se. kgl. Hoh. der Prinz Karl, deld⸗ 
Tr Wrangel, und eine große Zahl hochſtehender Perjönlichkeiten, 
die ſich mit jedem Augenblid mehren. 

Der Thäter heißt Blind und foll der Sohn des befannten republi- 
kaniſchen Flüchtlings Blind in Baden fein, der aus Hohenheim zum 
Zwed bierhergelommen war, den Minifter zu erjchießen. 


Dankſchreiben Bismards (im „Staatd= Anzeiger”). 


„Nachdem ih am 7. d. M. durh die Gnade Gottes im ſchweret 
Lebensgefahr bewahrt geblieben bin, find mir fowohl auß der Stadt durch 
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perfönlichen Beſuch, als aus allen Theilen des Landes telegraphiich und 
brieflich zahlreiche Glückwünſche und erhebende Beweiſe der Theilnahme 
und des Wohlmollend zugegangen. 

Ih hatte gehofft, meinen Dank den Einzelnen unmittelbar ausdrüden 
zu können, muß mich aber überzeugen, daß ich in dem Drange der mir 
obliegenden Gejchäfte died zu meinem lebhaften Bedauern nicht durch⸗ 
führen Tann. 

Ich beebre mich daher, allen Denen, welche mich durch Zeichen ihrer 
Theilnahme erfreut haben, und denen ich bisher nicht habe antworten 
können, durch diefe öffentliche Erklärung meinen aufrichtigen und herzlichen 
Dank zu fagen.“ 

Berlin, den 10. Mai 1866. 

Graf von Bismard-Schönhaufen. 


Kundgebungen der öffentlihen Stimmung in 
Bezug auf den drohenden Krieg. 


Mai. Erklärung der Berliner Unvählerverfammlungen. 


Berlammlungen in allen vier Wahlbezirken ſprechen ſich 
gegen den Krieg aus, am ſtärkſten im zweiten mit fol 
genden Rejolutionen: 


„i. Jeder Krieg, der Anderes bezweckt, als die Vertheidigung bes Bater- 
landes, ift unberechtigt und unfittlih. 2. Preußen und Defterreih haben durch 
bie gemeinfam vollführte Befreiung Schleswig - Holfteins weber ein Eigenthums- 
recht auf Schleswig-Holftein erworben, noch das Recht, einfeitig Über die politifche 
Zukunft des Landes zu enticheiden. Kein Zugeſtändniß Oeſterreichs, fei es frei- 
willig gewährt ober durch Waffengewalt erzmungen, kann dem Preußifchen Staate 
ein ſolches Anrecht ertheilen. 3. Ein Krieg Preußens gegen Defterreich unter den 
gegenwärtigen Berhältniffen wäre ber Wohlfahrt Deutichlands eben fo fehr, wie 
dem Rechte zuwider. 4. Die Einigung des Deutichen Vaterlandes, welche zu- 
gleih die Löfung der Schleswig-Holfteinihen Frage in ſich ſchließt, ift auf feinem 
anderen Wege als dem ber freiheit zu erzielen. Bis die Preußiſche Regierung 
ihren Deutſchen Reformplan vorgelegt und durch bie That bewielen, daß es ihr 
um Deutſchlands Freiheit zu thun ift, hat bie Volkspartei nach wie vor ihre 
ganze Thätigkeit dem inneren Berfaffungstampfe zuzuwenden.“ 


13. Mai. Erklärung einer Volksverſammlung in Köln. 


„Die heute auf dem Gürzenich verfammelten Bürger aller Parteien Kölns 
erflären: Angefichts der jammervollen Lage unferes Landes und Volles, Angefichts 
ber durch den drohenden Bürgerkrieg beworftehenden entfetlichen Zukunft, Ange⸗ 
fihts der Möglichkeit, daß in Folge eines ſolchen Krieges bie Deutſchen Rhein— 
lande gewaltfjam vom Deutſchen Baterlande losgerijjen werben 
fönnten: proteftiven wir wieberholt gegen einen Deutjchen Bruberkrieg, ber nach 
Lage der Berbältniffe nur durch einen fchleunigen und gründlichen Wechjel des 
Regierungsſyſtems in Preußen vermieden werben fann. Möchte der Nothichrei der 
jest ſchon unglüdlihen Familien und der noch bedrohten Eriftenzen den Weg zum 
Ohre bes Königs finden I“ 
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14. Mat. Der Ausſchuß ded Nationalvereind beichließt in 
Berlin folgende Anfprade: 


„Eine eigenmädhtige Cabinetspolitik droht den unzweifelbaften Willen unferes 
Volles zu Übermwältigen, das Wohl und Wehe Deutichlands ben Wechielfällen 
eines Krieges preiszugeben, der nur durch die böchften Interefien der Nation als 
äuferftes Mittel der Noth gerechtfertigt werben könnte. Die Heere ber beiden 
Großſtaaten ftehen in voller Rüftung einander gegenüber und die nächſte Stunde 
kann den Ausbruch eines Krieges bringen, beffen Beweggründe und Enbziele in 
Dunkel gehüllt werden und deſſen Verlauf unfägliches Unheil mit fich bringen 
wird, ja fogar bie Integrität Deutfchlands gefährden fanı. Das Wort und 
die Hand des deutſchen Volkes hat ſich bis jetzt zu ſchwach erwiefen, 
ben erhobenen Arm der Machthaber aufzuhalten; das Rechtébe— 
wußtſein der Nation aber proteſtirt bis zum letzten Augenblide 
gegen bie Willkür, weldhe mit dem Schickſale Deutfhlands ein 
unverantwortlidhes Spiel treibt. Treu feinem patriotiichen Beruf, erhebt 
ber Nationalverein nochmals feine Stimme gegen einen Bruch bes beutfchen 
Landfriedens, defien Schuld wie ein Fluch auf das Haupt feiner Ur- 
heber zurüdfallen wird. Noch indeffen ift nicht jede Ausficht auf ein Einlenken 
der Cabinetspolitif in die Bahnen des nationalen Rechtes und der nationalen 
Intereffen abgeſchnitten. Der erfte in biefer Richtung zu machende Schritt ift bie 
enblihe Löfung der jchleswig - holfteinfchen Frage. Das wirliamfte Mittel zum 
Zweck wäre ohne Zweifel bie unverweilte Einberufung bes deutſchen Parlaments, 
als oberfien Schiedsrichter der ftreitigen politifchen und Recdtsanfprüde. Der am 
9. Aprit bei dem Bundestage eingebrachte preußifche Antrag jedoch ift bei ber 
Unbeftimmtbeit feines Inhalts und in Betracht des Syſtems ber Regierung, von 
welcher er ausgeht, nicht geeignet, das Vertrauen des beutfchen Volles und bie- 
jenige warme Theilnahme beffelben zu gewinnen, ohne welche bie natürlichen 
Schwierigkeiten der Aufgabe und insbejondere der unausbleibliche Widerflanb ber 
mittelftaatlihen Kabinette nimmermebr überwunden werben fünnen. Soll de? 
deutiche Volk für Parlament und Bunbesreform mit Ernft und Nachdruck ein- 
treten, jo müfjen ihm biefelben in ber beftimmten Geftalt geboten werben, melde 
ihnen die Gejchichte der Jahre 1848 und 49 gegeben bat, fo miß vor allen 
Dingen Die Regierung, weldhe die Gefammtverfaffung der Nation umgeſtalten 
will, ganz andere Beweife von conftitutioneller Gefinnung und Berfaffungstreue 
gegeben haben, als e8 von Seiten ber preußiſchen Regierung bisher gejcheben ift. 
So lange die preußiſche Verfaſſung ein todter Buchftabe ift, wird unjere Nation 
niemals an eine beutjche Berfaffung glauben, melde ihr von Preußen iu Aus- 
fiht geftellt wird, geſchweige denn ſich durch folche Ausficht in eine tiefgehende 
Bewegung ſetzen laffen. In Uebereinftimmung mit fich felbft uud feiner Ber: 
gangenheit, hält der Nationalverein in ber deutſchen Berfaffungsfade jet an 
feinem Progranım und an jeinen Beſchlüſſen. Er verlangt nad wie vor die Bes 
rufung einer nah ben Grundjägen des Reichswahlgeſetzes gewählten National- 
verfammlung, in welcher allein Deutjchland bie fihere Gewähr finden wird gegen 
Bürgerkrieg und Landbesverrath, bie fefte Bürgfchaft für die nationale Freiheit, 
Einheit und Macht. Der Ausihuß erwartet von den Vereinsmitgliedern hinge⸗ 
bende und ausdauernde Thätigfeit in dieſem Sinne unb zur Erreichung biefes 
Zieles patriotiiche Unterordnung unter ben Willen der Geſammtheit. Sobald bie 
Berbältnifje es erfordern, wird der Ausſchuß nicht fäumen, die Entſcheidung der 
Generalverfammlung des Bereind anzurufen. Bis dahin möge jeber Einzelne 
feine Mühe ſcheuen und Feine Gelegenheit verfäumen, in größern unb Meinern 
Kreifen dur Wort und That zu wehren gegen ben Bürgerkrieg unt 
zu arbeiten für unverzüglide Schaffung einer wahren Rational 


vertretung, für ſchleunigſte Einberufung bes deutſchen Parla- 
mente.“ 
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20. Mai. Abgeordnetentag. 


Berjammlung de8 Abgeordnetentages in Frankfurt. 


Antrag des Ausichuffes: „Der Sieg ber Waffen hat uns unſere Nord⸗ 
marlen zurüdgegeben. Ein folder Sieg wilde in jebem wohlgeorbneten Reiche 
zux Erhöhung des Rationalgefühle gedient baben. In Deutichlanb führte er 
durch bie Mißachtung bes Rechtes der wiebergewonnenen Länder, durch das 
Streben der Preußiſchen Regierung nach gemwaltiamer Annerion und in folge 
ber unbeilvollen Eiferſucht ber beiden Großmächte zu einem Zwieſpalt, deſſen 
Dimenfionen weit über ben urfprünglichen Gegenfland bes Streites hinausreichen. 
Bir verdammen den drohenden Krieg als einen nur bynaftiihen 
Zweden dienenden Eabinetsfrieg Er iſt einer civilifirten Nation 
unwürbig, gefäbrbet alle Güter, welde wir in 50 Jahren bes 
griedens errungen haben, unb nährt bie Gelüfte bes Auslandes. 
Fürſten und Miniſter, welche diefen unnatürlichen Krieg verichulden ober aus 
Sonderintereffen die Gefahren befjelben erweitern, machen ſich eines ſchweren 
Berbrehens an der Nation ſchuldig. Mit ihrem Fluche und ber 
Strafe Des Landesverrathes wird die Nation biejenigen treffen, 
welde in Berhbandlungen mit auswärtigen Mächten Deutſches Ge- 
biet preisgeben. Sollte e8 nicht gelingen, ben Krieg jelbft durch den ein- 
müthig ausgeſprochenen Willen des Volles noch in ber letten Stunbe zu ver- 
hindern, fo ift wenigftens dahin zu tradhten, Daß er nicht ganz Deutfchland in 
zwei große Lager theile, fonbern auf den engſten Raum beſchränkt werde. Wir 
erbliden hierin das wirkſamſte Mittel, um bie Wieberherfiellung bes Friedens zu 
beihleunigen, die Einmiſchung des Auslandes abzuhalten, durch die Heeresmacht 
ber nichtbetheiligten Staaten die Grenzen zu beden unb, im alle ber Krieg einen 
europäifhen Character annehmen follte, mit noch friihen Kräften bem äußeren 
Feind entgegenzutreten. Wie ein Deutiches Parlament allein bie Behörde ift, 
welche über die Deutjchen Intereffen in Schleswig-Holftein zu enticheiden vermag, 
fo it auch die Erledigung der Deutſchen Verfaſſungsfrage durch eine freigewählte 
Deutſche Bolfävertretung allein im Stande, ber Wiederkehr ſolcher unbeiloollen 
Zuflände wirffam zu begegnen. Die jchleunige Einberufung eines nad bem 
Neihswahlgefege vom 12. April 1849 gewählten Parlamente muß baber von 
allen Lanbesvertretungen und von ber ganzen Nation gefordert werben.” 


Friedensadreſſen von Magiftrat und Stadtverord⸗ 
netenverfammlung an den König. 


Adreije von Königsberg: „x. Erfüllen Em. Königl. Majeflät unfere 
ehrfurchtswolle Bitte,» buch einen gründlihen Wechſel des Syſtems und 
ber Berfonen ber Regierung, burh Berufung von Männern, bie das Ber- 
trauen des Volles befitten, ben inneren Frieden wieberherzuftellen und die drohende 
Gefahr eines Deutfhen Bundeskrieges abzuwenden.” 


Adreſſe von Stettin: „ec. Verlafien von den Sympathien der Deutjchen 
Bevölkerungen und Regierungen, mit Schabenfreube beobachtet vom babgierigen 
Anslande, ohne Vegeifterung, ja, mißmuthig und zwieträchtig im Innern, ver- 
mag Preußen dieſen Kampf nimmer zu einem Erfolge zu führen, welcher bas 
Land befriedigen unb bie bargebrachten Opfer vergeſſen laſſen könnte.“ 

Adreffe von Köslin: „ac. Gerade deshalb aber können wir e8 nicht 
verheblen, daß zwifchen damals (1813—15) und jett eine gewaltige Kluft herrſcht, 
daß nämlich damals wirklich die Ehre und die Noth des Vaterlandes riefen, 
während jetzt die Motive eines Kampfes für das Volk in völligem Dunkel ruhen, 
und daß damals zwiichen Volt und Regierung bie volllommenfte Einmüthigfeit 
berrichte, während jetzt zwifchen ihnen die ſchwerſten Eonflicte vorliegen.“ 


Furft Biemarck. 27 
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Siebzehn Handelskamm ern von Rheinland und Weſtphalen 
richten eine Gollectin= Petition gegen den Krieg an den König: 


Diefelbe ſchildert die unfäglichen Leiden, welche bie Kriegsgefahr über bie 
anze commercielle und inbuftrielle Benöfferung theils ſchon gebracht habe, theile 
bei längerer Dauer noch in erhöhtem Grabe heraufbeihmören werde, und ſchließt 
wie folgt: „Majeftät wollen uns geftatten, mit Freimuth es auszufprechen, daß 
das ganze Land dem brobenben Deutfchen Bruderkriege entgegen ift, vor ber Zu⸗ 
kunft bangt, nicht blos aus Sorge für das eigene Wohlbefinden, fonbern mehr 
noch aus Sorge für die Gefahren, welche daraus für das Preußiſche Vaterland 
entipringen innen. Wir bürfen es uns nicht verbehlen und fühlen uns ge 
drungen, als unabhängige Männer es offen auszuſprechen, baß bei aller Opfer- 
willigkeit des Preußifchen Volkes, filr bie höchſten Güter des Vaterlandes einzu 
fieben, ihm die Vegeifterung fehlt, beren ein Kampf für die wahren Deuticen 
Intereffen fchwerlicy entbehren kann. Ew. Majeftät wagen wir bemnad ehr⸗ 
furchtsvoll zu bitten: allergnäbigft dem Vaterlande ben Frieden zu erhalten.“ 


Patriotiſche Adrejje der Breslauer ſtädtiſchen Be: 
hörden. 


„Allergnädigſter König und Herr! In dieſer ernſten Zeit, im welcher 
Breußen und Deutichland von ſchweren Kriegsgefahren bedroht find, fei es ten 
ſtädtiſchen Behörben Breslau's, als der Hauptftabt derjenigen Provinz, bie zuerft 
und zunächſt dem Kriege mit feinen Wechſelfällen ausgejett ift, geftattet, dem 
Throne Ew. Majeſtät mit einer ehrfurdhtsvollen Borftellung zu nahen. Ew. Mo- 
jeftät haben die Mobilmahung der gefammten Armee befoblen. Wir wiffen, baß 
Em. Majeftät Sih mit ſchwerem Herzen dazu entichloffen haben. Ew. Majefüt 
fennen die Leiden, welde die in langen Friedensjahren fo reich entwidelte Er- 
werbsthätigfeit des preußiſchen Volkes bereits getroffen und im Falle des Au 
bruchs des Krieges in noch weit höherem Grabe treffen werben; es müſſen alio 
ſchwer mwiegende Gründe fein, die Em. Majeftät zu dem ernften Entſchluſſe be 
ftimmt haben. Wir glauben an allerhächfter Stelle die Verſicherung abgeben zu 
dürfen, daß Breslau an Opferwilligfeit, wie im Jahre 1813, fo auch jetzt keine: 
andern Stadt Preußens nachftehen wird. Wir führen geneinjam mit Ew. Mu- 
jeftät die Drangfale des Krieges; wir unterſchätzen nicht bie Yaften, melde bae 
Preußiſche Volk zu tragen haben wird; wir lennen Die Opfer, welche ber Krieg 
fordert. Demungeachtet fprechen wir e8 aus und glauben bierin der Zuſtimmung 
unferer Mitbrüder fidher zu fein, daß wir, wenn e8 die Macht und hie 
Ehre Preußens, feine Stellung in Deutfhlandb und bie mit diefer 
Stellung in nothbwendigem Zuſammenhange ſtehende Einheit un- 
fere8 gemeinfamen Baterlandes gilt, den Öefahren und Nöthen 
bes Krieges mit berjelben Opferwilligkeit und Hingebung ent- 
gegen geben, wie bie ſchleſiſchen Männer ed unter der Führung 
von Ew. Majeftät hochſeligem Bater getban. Können jene hädhften 
Büter Preußens und Deutſchlands erhalten werben im Frieben, 
fo begrüßen wir biejelben freudigen Herzens; follten aber bie 
Begner Preußens und Deutſchlands, wie es im Jahre 1850 ge- 
heben, wieder eine Minderung ber Madtftellung Preußens, mir- 
berum eine Demüthigung Preußens erftreben, jo wird Sgqleſien 
fieber alle Laften und Leiden bes Krieges auf fih nehmen, als 
die Löſung ber biftorifhen Aufgabe Preußens, die Kinigung 
Deutihlands, wieder auf Jahrzehnte hHinausrüden Taffen. Aker 
wir Sinnen Ew. Majeftät in dem Gefühle, daß es in ber für das ganze Bater- 
land jo ſchweren Zeit unfere erfte Pflicht it, unferer aufrichtigen unb innerfen 
Ueberzeugung offenen Ausbrud zu geben, nicht verbehlen, wie in diefem Augen 
bit Die Grundlage einer allgemeinen Begeifterung noch fehlt. Der Einklang 
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zwiſchen Regierung und Boll, der in jener für Preußen und Deutſchland fo 
ruhmreichen Zeit ben unvergefienen Thaten Sieg verlieh, ift nicht vorhanden; 
ber Berfaffungslampf ift nicht beendet. Die Weisheit Em. Majeftät wirb bie 
Mittel und Wege finden, den inneren Conflict, ber fo ſchwer auf dem Lande 
laftet, zu bejeitigen und das Vertrauen zwiſchen der Staats - Regierung und bem 
Volle berzuftellen, welches erforderlich if, um bie für einen ſolchen Kampf noth- 
mwenbige nationale Vegeifterung wach zu rufen. Im tieffter Ehrfurcht verharren 
wir Ew. Königlihen Majeftät allerunterthänigfte, treugehorfamfte der Magiftrat, 
die Stadtverorbneten - Verfammlung ber Haupt» und Refidenzflabt Breslau.“ 


19. Mai. Antwort ded König. 


„Die Worte, welche Magiftrat und Stadtverordnete der Stadt 
Breslau in der Borftellung vom 15. d. M. an Mich richten, habe 
Ich gern vernommen. Ich erkenne in ihnen den Ausflug defielben 
Seiftes, welcher im Jahre 1813 die Väter der heutigen Bewohner 
Breslau's befeelte, e8 bat Mir wohlgethan, daß die Vertreter der 
Stadt diejem Geifte mit Ernft und Wärme Ausdrud gegeben haben. 
Niemand kann die Schwere der Opfer, welche der Krieg dem Bater- 
lande auferlegen witrde, ſchmerzlicher empfinden, als Ich, Niemand 
das Beduürfniß Iebhafter fühlen, daß diefelben von Herricher und 
Bolt in ungetrübter Eintracht getragen werden. Möge Mein 
Wort der Stadt Breslau als Burgſchaft dienen, daß 
fein ehrgeiziges Streben, felbft nicht dasjenige, weldes 
im Interefte des großen gemeinfamen Baterlandes be- 
rehtigt genannt werden fönnte, ſondern nur die Pflicht, 
Preußen und feine heiligften Güter zu vertheidigen, 
Mih Mein Bolkhat zuden Waifenrufenlajfen. Mögen 
die Einwohner der Stadt überzeugt fein, daß die Ber- 
ftändigung über die zwiſchen Meiner Regierung und 
dem Nandtage flreitigen Yragen das Ziel Meiner 
Wünfhe und Meines eifrigen Strebens ift. In der 
Hoffnung, diefem Ziele näher zu treten, in der Hoffnung, daß 
Angefihts der Gefahren, welche Preußen bedrohen, die einander 
widerftreitenden Rehtsanfichten und Stimmungen ihre Bermittelung 
in der gemeinfamen Hingebung für das Vaterland finden werden, 
werde Ich den Landtag der Monarchie einberufen. — Durch An» 
ordnung von Neumahlen ift den Wählern und den Gemählten die 
Möglichkeit gewährt, frei von den Beziehungen, welche in der Ver⸗ 
angenbeit wurgeln, die Öefinnung vum Ausdrud zu bringen, welche 
ein Bolt in der gegenwärtigen bedrohten Rage des Landes erfüllt. 
In diefem Sinne boffe Ich auf dem bevorftehenden Landtage Meine ge- 
treue Stadt Breslau vertreten und durch ihre Abgeordneten zur Pen 
führung der von Mir erftrebten Berftändigung mitwirken zu ſehen.“ 


— — nn — — 


22. Mai. Die erſte Schuld an den Rüſtungen. 
Graf Bismarck an den Geſandten in Stuttgart. 


„Die Königlich milcttembergifhe Regierung erfcheint, neben Defterrei 
und Sachſen, in erften Linie derjenigen Regierungen, welche dur 
27* 
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unerwartete und in ihren Beweggründen unanfgeflärte Rüſtungen den 
Anſtoß zu der gegenwärtigen Spannung gegeben haben. Die behanpizr 
Geringfügigkeit diefer milttärifchen Vorbereitungen benimmt ihnen nicht 
den Chara ter eines Anzeichens feindlicher Abficht, zumal in ihrer Anleh 
nung an die öfterreichifch-jächfifchen Aüftungen, denn zwiſchen dem uner: 
Freutichften Depeſchenwechſel und den erften und geringfügigften Anordnungen 
zu militärifchen Schritten liegt immer noch eine bedeutjame Kluft. Graf 
Linden eriwiderte hierauf, daß die bedrohliche Gefammtfituation Deutfchlands 
Würtemberg zu diefen Borbereitungen genöthigt habe, mährehd die bis 
zum Beginn der erften mwürtembergifchen Maßregeln nur von Oeſterreich 
und Sachſen vorgenommenen Ruſſtungen gegen Würtemberg, nad ber 
eignen Anficht des Herrn Gefandten, eine Drohung nicht inpoloirten. 
Graf Linden vechtfertigte nun zwar die öfterreichifch» fächfifchen Rüſtungen, 
welche bekanntlich in der erften Hälfte des Monats März begonnen, aus 
der im Allgemeinen bedenklichen Lage, in melde Deutſchland durd die 
politifhe Haltung Preußens gerathen ſei. Als beweifende Thatſache für 
diefe unfere Haltung, fomweit fie dem den öfterreichifchen Rüftungen vorar- 
gehenden Zeitraume angehörte, hat mir Graf Linden ausſchließlich die am 
28. Februar von Seiner Majeftät dem Könige abgehaltene Eonfeilsfigung 
unter Zuziehung mehrerer Generale angeführt. Ich habe mein Erftaunen 
darüber, daß eine fo einfadhe und fo häufig vorkommende Thatſache, wie 
ein Minifterrath unter Borfig Seiner Majeftät des Königs, für den be 
rechtigten Vorwand zu friegerifchen Rüftungen angejehen werden künze, 
dem Grafen Linden ebenfo wenig verheblt, wie früher bei Beſprechun 
defielben Thema’8 dem Grafen Karolyi. Wie wenig es rathſam iſt, d 
die drohenden Rüſtungen den Frieden zwiſchen Nachbarn zu gefährber, 
auf fo gewagte Sonjecturen hin, wie fie über das Conſeil vom 28. Februat 
gemacht zu jein feheinen, wird die Königl. würtembergiſche Regierung jelbt 
ermeflen, wenn Em. zc. dem Freiherrn v. Barnbühler mittbeilen, dag in 
jenem Minifterratbe allerdings die Frage zur allerb. Ent 
ſcheidung vorgelegen hat, ob Preußen nah Maßgabe der 
Situation gendthigt jei, fi auf eine kriegeriſche —*8 
lung derſelben vorzubereiten, daß aber dieſe Frage nach ſorgfältiger 
Prüfung verneint worden iſt und Seine Majeſtät durch die gerade in 
diefer omfeilefisung efaßten Entjchliegungen das Streben nach friedlicher 
Entwidelung der Kriſis ausdrücklich fancttonirt hat. 

Daß itber dieſe Entjchliegungen damals Stillſchweigen beobachtet werden 
mußte, lag in der Natur der jchwebenden diplomatifchen Berhandiungen. 

Ich babe indeflen eine Anfrage des Grafen Karolyi bald nad dem 
28. Februar unbedenklih in dem Sinne beantwortet, daß ich zwar 
unjer bißherige8 intimes Verhältniß mit Defterreich, wie ed fi 
auf der Baſis eines gemeinfamen Krieges gebildet habe, als gelöft anfck«, 
daß aber meined Erachtens daraus nichts anderes folge, als die Rüdlekr 
unferer Beziehungen auf den Fuß vor dem Ddänifchen Rriege, indem umket 
Berhältnig dasjenige zweier europäifcher Großmächte werde, die ſich geger- 
feitig feiner erceptionellen Intimität erfreuten. 

Freiherr v. VBarnbühler wird Em. zc. zugeben, daß von einer folden 
zwifchen den Großmächten im Allgemeinen die Regel bildenden Beziehen; 
zur kriegeriſchen Bedrohung der einen durch die andern ein weiter ar) 
gewagter Schritt ift, und daß derjenige, welcher ihn aus folder ?a:: 
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heraus ef unternimmt, eine große Veranwortlichkeit auf fich ladet. 
Bir haben daher auch nicht ohne vollftändige Ueberraſchung gegen Mitte 
Mir, zuerft Kenntnig von den öfterreichifchen und bald darauf Vächfiichen 
Rüftungen gegen und, fomwie von der Thatſache erhalten, daß Defterreich 
durh eine Circular⸗Depeſche vom 16. März die Bundesregierung zur 
ſofortigen Mobilifirung ihrer Eontingente in Ausficht auf bumdesmäßiges 
Einihreiten gegen kn erichtet habe. Wir haben ung nicht fogleich 
entſchließen Tönnen, diejer Nachricht Glauben zu ſchenken; nachdem fie 
und aber zur Gewißheit geworden und wir in Erfahrung brachten, daß 
bei einigen, insbeſondere auch bei der Küng: wäürttembergifchen Regierung 
die Öfterreichifche Aufforderung vom 16. März auf feinen unfrucdtbaren 
Ooden gefallen war, haben wir und zu Ende des Monat? März zu 
nen Rüſtungen entſchließen müfjen. Der weitere Verlauf der Dinge 
efannt...“ — — 


— — —— — — 


44. Kongreßvorſchlag Frankreichs und Bereitelung. 


Ende April. Erſte Anregung einer Conferenz der neutralen 
Mächte Seitens Frankreichs bei England, um den Aus—⸗ 
bruch eines Krieged in Deutſchland zu verhindern. 

England erklärt fi) zu irgend einem vermittelnben 
Schritte geneigt, wäre auch bereit, an einem Congreß oder 
einer Conferenz Theil zu nehmen, meint aber 


„Eine Unterhandlung über die wichtigſten Punkte, von benen ber Friebe 
abhängt, würde auf einem Congreß, ber nicht die Macht hätte, fie mit Gewalt 
zur Geltung zu bringen, unfehlbar ſcheitern; und I. Maj. Regierung würde ebenfo 
übgeneigt wie ber Kaijer fein, fih an einem Congreß zu betheiligen, der Angefichts 
Europa’8 feine Ohnmacht, den Frieden zu erhalten, darthäte.“ 


3. Mat. Debatte im geſetzgebenden Körper Franfreiche. 
Rede Thiers': 


Bon jeher fei e8 das größte politiiche PBrincip Europa’s, daß Deutichland 
aus unabhängigen, durch ein einfaches Föderativband mit einander verbundenen 
Staaten beſtehe. Die Deutichen hätten volllommen das Recht, ihren Bunbestag 
mit den Ideen der Neuzeit in Einklang zu bringen und bdenfelben im Sinne ber 
Einheit umzugeftalten: allein fie follten nicht wergefien, baß fie fich gegen Europa 
und gegen bie großen Principien bes europäifchen Völkerrechtes vergehen würden, 
wenn fie ein Deutichland bilden wollten, in welchen bie Einzelfiaaten als getrennte 
unabhängige Eriftenzen aufgingent Preußen ſei nun ber Staat, der derartige 
Bläne im Schilde führe. Es möchte durch einen glücklichen Krieg zwar gerade 
noch nicht die 50 Mill. Deutfche in feinen 14 Millionen aufgehen laffen — das 
gehe nicht auf einmal; — aber e8 möchte fich einiger nörbfiher Staaten bemäch⸗ 
ngen unb bie andern in einem Bundestag unter feinem Einfluſſe unterbringen. 
Es wäre bann ein Theil Deutſchlands unter feiner birecten, ein anderer unter 
ſeiner indirecten Autorität. Der fo geftalteten Staatenbilbung würde das einheit- 
ide Italien unvermeiblich die Hanb bieten. 

„Kann es una zulommen, in irgend weldem Grade eine jolde 
Politik zu begünſtigen? Trotz bes Interefjes, das Italien einigen Franzoſen 
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einflöhen kann, bat Frankreich zu viel gelunben Sinn, ale daß eine ſolche Bot 
a en werden könnte, und felbft wenn fie uns eine Gebietsvergrößerunz 


chaffen Tönnte, wäre fie nur um fo fohimpflicher, denn mau würde ſich eine 
Lohn bezahlen laffen, um in einer nahen Zukunft die Größe Frankreichs in en. 
wärbigende Gefahr zu bringen. Diefes gefährliche Beſtreben, dem fich zu wike- 
fepen Sie im Namen der Deutichen felber, bie man barin, wie im ber Herzog 
tbämerfrage, hintere Licht Führt, das Recht haben, dieſes Beftreben if ein Attentn 
nicht allein gegen bie Unabhängigkeit Deutfchlands und Europa's, fonbern gegen 


die deutſche Freiheit felber, und Frankreich muß fih bemfelben wiber- 


feßen. Wie aber? Bon Seite Defterreichs ift der Krieg nicht zu befürchten, ie 
wenig feine tapferen Heere ben Krieg fürchten, wie fie felbfi in ihren Ri 

Gerät haben. Breußeniftes, das den europäiſchen Frieben bebrokt, 
und es handelt fih jett darum, das Mittel ausfindig zn maden, 


‚ um es barau zu hindern.“ 


Thiers fchlägt verſchiedene Mittel vor. Zunächſt Die „harte“ Form, bie bariz 
befteht, daß man zu Preußen fagt: „Du bebrohft das europäifche Gleichgewich 
und den Weltfrieben, und zwar bu und nicht Defterreih. Wohlan! wir leiten 
es uicht.” Doch möchte Hr. Thiers felbft nicht zu biefer harten Form rather, 
obgleich Niemand in Europa ihre Anwendung tabeln würbe. Darum greift Tixer 
zu einer gelinberen. Dan könnte nämlich folgendermaßen mit Preußen reden 
„Dein Ehrgeiz ift befannt. Er ift an und für fich kein Verbrechen, allein es ih 
ebenfo wenig ein Verbrechen, dir zu wiffen zu thun, daß dieſer Ehrgeiz ber Bel: 
Gefahren bereitet. Du willft ein neues germaniiches Reich in Berlin gräntes 
und dich mit Italien verbünben. Das ift gefährlig für ganz Europa unk der 
Politik Frankreichs, die darauf in keinem Kal fich einlaffen kann, zumiter.” 
Endlich gibt e8 noch die Form des Schweigens, wobei jedoch Preußen bie Heffaus: 
auf eine Allianz mit Italien und demnach auf die inbirecte Unterſtützung Arazf- 
reih8 benommen werben müßte. Frankreich babe das Recht, einem Alliirten, tk: 
den es 50,000 Soldaten und 600 Dill. geopfert, eine den franzöfifchen Imtereffe: 
zumwiberlaufende Bolitit geradezu zu verbieten. 


Der Rede Thierd’ folgt ein Beifalldfturm faft der ganzer 
Kammer, der Majorität wie der Oppofition. 

Minifter Rouher bittet, die Erörterung nicht fortzutegen 
und theilt ein Telegramm aus Italien mit, wonad dide 
ſich offiziell verpflichtet habe, Defterreich nicht anzugreiien 

Die Discuſſion wird geſchloſſen. 

6. Mai. Heußerung ded Kaiferd Napoleon in Aurerre 
„Ih jehe mit Befriedigung, daß die Erinnerungen an das erk 
Koiferreih in Ihrem Gedächtniß nicht erlofchen find. — Sie begreifen, 
wie die Mehrheit des franzöfiichen Volles, daß ich jene VBerträgt 


pon 1815 verabfcheue, die man heute zur einzigen Erundlage 
unferer auswärtigen Politik machen will“ 


Friedensbemühungen der Großmächte. 
„Provinzial⸗Correspondenz“ vom 23. Mai. 


„Seitdem bie Gefahr eines Krieges zwiſchen Oeſterreich einerfeite, Preaier 
und Stafien andrerfeits näher gerüdt ift, haben ſich mehrere ber eurepirder 
Mächte bemüht, eine Vermittelung herbeizuführen. Namentlich bat ber Kader mE 
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Rußland im aufrichtiger Friedensliebe bie dringendſten Borftellungen in Wien 
und in Berlin zu Gunſten bes Friedens gemacht, ohne jeboch eine Einmiſchung 
in bie flreitigen Angelegenheiten zu verſuchen ober in Ausficht zu ftellen. Nachbem 
diefe Bemühungen einzelner Mächte vornehmlich an ber immer ſchrofferen Hal- 
tung Oeſterreichs gejcheitert waren, haben fi Rußland und England mit ber 
franzöfifden Regierung in Berbinbung gejett, um wo möglich gemeinfchaftlich 
eine Bermittelung durch allgemeine Friebensverhanblungen zu Stande zu bringen. 

Der Kaiſer ber Franzoſen hatte bereitd vor drei Jahren einen allgemeinen 
europäifchen Kongreß zur Schlichtung aller ftreitigen Fragen in Vorſchlag per 
bracht. Preußen hatte jchon damals feine Bereitwilligleit dazu erklärt; der Plan 
ſcheiterte jedoch an dem Widerſtreben Englands und an ber Weigerung Rußlanbs, 
Me polnifche Frage zum Gegenfland einer Einmiſchung ber fremben Mächte maden 
zu laffen. Gegenwärtig liegt dieſe Schwierigleit nicht mehr vor, und Rußland, 
ebenfo wie England, find jet auf den Vorſchlag Frankreichs zurückgekommen. 

Die drei Mächte haben ſich zuodrberft unter einander über die Grunb- 
fügen ber einzuleitenden Friedensverhandlungen zu verſtändigen geſucht, und in- 
zwiihen nur vorläufige Anfragen an Preußen, Defterreich und Italien in Betreff 
ter Geneigtbeit berfelben zu ſolchen Verhandlungen gerichtet. 

Preußen und Italien haben eine Betheiligung im Allgemeinen nicht abge» 
Iehnt, wenn fie auch bei bem gegenwärtigen Stande ber Dinge wenig Vertrauen 
zu einem Erfolge des Congreſſes begen können, zumal ba Oeſterreich von vorn- 
berein das größte Wiberftreben gegen bie beabfichtigten Verhandlungen zu erfennen 
gab. Eine ber Hanptfragen des Eongrefjes müßte nämlich die venetianifche An- 
gelegenheit fein, Defterreich aber fträubt fich entjchieben, auf Verhandlungen wegen 
einer Abtretung Benetiens einzugeben. 

Es wirb überhaupt jehr ſchwierig fein, Grundlagen für die Verhandlungen 
feftzuftellen, welche eine Ausficht auf Gelingen ewähren; — obne eine ſolche fehr 
beſtimmte Ausfiht aber wird es kaum möglich fein, bie betheiligten Mächte zu 
einer Einftellung ihrer mit den größten Anftrengungen unternommenen Rüftungen 
gu beftimmen, während es anbererjeits eben jo unmöglich ift, dieſe Rüftungen 
längere Zeit hindurch aufs Ungewifle hin aufrecht zu erhalten. 

In diefer Erkenntniß fcheinen ſich die vermittelnden Mächte mit ihrer vor⸗ 
gängigen VBerfländigung und mit ihren Vorfchlägen an bie betheiligten Regierungen 
beeilen zu wollen und bürften in den nächſten Tagen beftimmtere Aufforberungen 
zu dem Congreß zu erwarten fein. 

Die Preußische Regierung wird das Werk bed Friedens und einer allge- 
meinen Berfländigung, jo viel an ihr ift, gewiß zu fördern ſuchen, injoweit bie 
Intereffen und die Ehre Preußens, fo wie die Fürſorge für Deutfchlande Macht- 
ſtellung und Selbftflänbigkeit e8 irgend geftatten.“ 


28. Mai. Aufforderung Seitens Franfreihd, Englands 
und Rußland zu Friedend-Conferenzen in Paris. 


„Der unterzeichnete Gefandte bei... ift von feiner allerhöchften Regierung 
st worben, nachfolgende Mittheilung zur Kenntniß des... gelangen zu 
en. 


Der Streit, welcher zwiſchen Defterreih und Preußen gelegentlich ber 
ſchleswig⸗ holſteinſchen Angelegenheit ausgebrochen ift, nimmt von Tag zu Ta 
eine drobenbere Ausbehnung an und wird ein Gegenftand fchwerer Belorgnit 
für Europa. Die öffentliche Meinung beunruhigt fich bei der Eventualität eines 
Krieges, bei welchem fo viele verjchiedene Intereffen betheiligt fein würden. 

Die brei neutralen Mächte ſelbſt konnten nicht gleichgiltig bie Möglichkeit 
eines Kampfes betrachten, in melden Staaten gerathen wiltben, gegen bie fie 
gleih freundſchaftliche Geflihle hegen. Die gewidtigften Erwägungen beftimmten 


424 

1866. 

fie, auf Mittel zu denken, dieſe Gefahr zu beſchwören. Rußland, Frankreich und 
England find fich diefer Beranlaffung in einem unb demſelben friebliden und 
verſöhnlichen Gedanken begegnet, und nachdem fie gegenfeitig ihre Ideen antge⸗ 
tanſcht, darin Übereingelommen, die Regierungen, welche in den Streit verwidelt 
find ober werben könnten, nämlich Oefterreih, Preußen, Italien und ben beut- 
ſchen Bund zu einer gemeinichaftlichen Berathung einzuladen. 

Der Gegenftanb biejer Berathung ift ſelbſtverſtändlich. Es handelt fih im 
Intereſſe des Friedens darum, auf diplomatiſchem Wege bie Elbherzogthümerfrage. 
bie des italienischen Streites und enbli bie der Bunbesreform zu Löfen, jo weit 
fie nämlich das europäifche Gleichgewicht berühren lönnten. 

Wenn ... ſich dazız entichlöffe, biefer Aufforderung Folge zu Seiften, wie 
e8 die brei neutralen Mächte hoffen, jo würde fein Bevollmächtigter fich in Paris 
mit denen Rußlands, Frankreichs und Englands zu vereinigen haben. 

Was den Zeitpunkt der Zuſammenkunft anlangt, jo wäre es wänfchensweh, 
wenn berjelbe fobalb als möglich fein könnte. Man würde nicht zu bald die durd 
bie gegenwärtige Kriſis bervorgerufenen Beflirchtungen zerftreuen und bem beun⸗ 
rubigten Europa ein Pfanb ber Sicherheit geben. 

Die Berhandlungen werben um fo mehr Ausfiht auf Erfolg baten, alt 
fie nicht durch das Geräufh der Waffen und bie Empfindlichkeiten bes miltam- 
then Ehrenpunttes geftlört werben. Die brei neutralen Mächte begen das Ber- 
trauen, daß, wenn man ihrem Borichlag beipflichtet, die Mächte, welche gegen 
wärtig fi mit Vorbereitungen zum Kriege beichäftigen, fich geneigt jeigen, bie, 
felben zu juspenbdiren, jofern fie nämlich Bedenken tragen, ihre Streitiräfte auf 
den Friedensfuß zu ſetzen.“ 


29. Mat. Preußens Antwort auf die Einladung zu den 
Gonferenzen. 


Graf Bis marck an die Königl. Botichafter (rejp. Ge 
landten) in Paris, London und Petersburg. 


„Die Herren Vertreter Frankreichs, Englands und Rußlands find 
geitern bei mir erfchienen, um mir gleichlautende Zufchriften mitzuteilen, 
urch welche ihre betreffenden Höfe die Königliche Regierung zur Theil 
nahme an Berathungen einladen, die ihren Abfichten gemäß demmnädt 
in Barid zu dem Zwede ftattfinden jollen, damit die verfchiedenen Fragen, 
die in dielem Augenblide den Frieden Europas bedrohen, erledigt würden. 

Ich babe mich beeilt, diefe Mittheilung dem Könige, meinem er— 
babenen Souverain, vorzulegen und Seine Majeftät haben, indem Tier 
jelben fih vollftändig den Gefühlen anfchließen, die den drei Höfen 
iejen Schritt eingaben, mich zu beauftragen geruht, zu melden, daß 
Diefelben jehr gern den Antrag, der Denfelben gemacht worden, annehmen, 
und daß Seine Bevollmächtigten in Paris ſich mit denjenigen der anderen 
Mächte vereinigen follen. 

Die Königliche Regierung glaubt bei diefer Mittheilung eine Be 
merkung machen zu follen, die ſich ihr durch die Abfaflung der Einladung 
aufdrängt. Sie würde nicht zugeben können, daß die Angelegenheit 
wegen ber Elbherzogthumer es fei, was den Frieden Europas bebroßt; 
die Königliche Regierung menigftend hat niemals die Abſicht gehegt, die 
Frage mit bemaffneter Sand löjen zu wollen. Im Gegentbeil, He betrachtet 
die drohende Stellung und die Sriegö» Vorbereitungen Defterreichs und 
anderer deutſcher Dtegierumgen ald den wahren Ausgangspunft ber Be: 
widelungen, die feitdem die beunrubigendften Verhältniſſe angenommen 
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ben. In der Abficht jedoch, fo viel e8 an ihr biegt, alle Urſachen der 

her bie auf Europa ruht, zu befeitigen, gebt fie gern darauf 
ein, dieſe Frage, ſowie die zwei anderen in der Mittheilung der drei Höfe 
erwähnten (die italieniſche und die Bundeöreform« Frage) gemeinfamen 
Erörterungen zu unterwerfen. Die Königliche Regierung theilt übrigens 
die Anficht der drei Negierungen, daß der Zufammentritt der Eonferenz 
jo bald wie möglich erfolgen müſſe, und zwar in der Ueberzeugung, daß 
jede Berzögerung die Ausfichten des Erfolges nur gefährden Tünne.“ 


1. Juni. Defterreih8 Antwort auf die Einladung zu den 
Sriedendconferenzen. 


„Gern laflen wir die Gefinnung, bie zu dem Schritte ber drei Mächte 
Anlaß gegeben hat, unjere Anerlennung wiberfahren. Oeſterreich namentlich Tegt 
zu großen Werth auf bie Wohltbaten bes Ariebens, um nicht mit Befriedigung 
auf die Bemühungen zu bliden, mit denen man bie Calamitäten des Krieges 
von Europa abzuwenden verfudt. Troß den an unfere Stellung Angefichts der 
gegenwärtigen Sonjuncturen ſich knüpfenden Schwierigleiten, troß ber ſehr natlir- 
hohen Einwendungen, bie der Gedanke einer Zufammentretung, welche berufen 
fein würbe, ragen, bie für die faiferfiche Regierung von fehr beifler (delicate) 
Ratur find, zu discutiren, in uns wach rufen Tönnte, lehnen wir es gleichwohl 
nicht ab, an jenen Bemühungen Theil zu nehmen. Wir wollen damit einen 
nenen Beweis für die verſöhnlichen und uneigennüßigen Abſichten geben, von 
denen unfere Politik fortwährend geleitet wird. Nur wünfcht die kaiferliche Re⸗ 
gierung früher bie Zuficherung zu erhalten, daß alle Mächte, welche an ber pro» 
jektirten Zufammentretung Theil nehmen follen, gleich ihr bereit jeien, bort fein 
Sonberintereffe zum Nachtbeil der allgemeinen Ruhe zu verfolgen. Zum Ge- 
lingen bes von den Eabinetten im Auge gehaltenen Friedenewerkes 
erſcheint es uns unerläßlich, im vornhinein feftzuftellen, daß von 
ben Berathungen jede Combination ausgefhlofien bleiben werde, 
bie barauf abzielen würde, einem ber jegt zur Zufammentretung 
eingelabenen Staaten eine territorigle Vergrößerung oder einen 
Machtzuwachs zu verihaffen. Ohne diefe vorläufige Bürgſchaft, 
durch welche ehrgeizige Anſprüche bejeitigt werben und welde nur 
gleihmäßigen für alle billigen Bereinbarungen Raum läßt, 
müßte es und unmöglich erjheinen, auf einen glüdliden Aus- 
sang ber vorgefhlagenen Beratbungen zu zählen. .“ 


4. Suni. Verzicht der Großmächte auf die Gonferenzen. 


Depeſche des franzöſiſchen Miniftere der auswärtigen Angelegen- 
beiten nad Wien, Berlin ꝛc., 


„Brinz Metternih bat mir erft geftern bie Antwort des Wiener Cabinets 
anf bie Mittheilung der drei nichtbeutfchen Höfe übergeben. — Der Wiener Hof 
verlangt, daß im Voraus von den Berathungen ber Konferenz jeber Plan einer 
Gebietserweiterung oder eines Machtzumachfes für eine der betheiligten Mächte 
ausgefchfoffen werde. Auch ift bie Anficht ausgeiprochen, daß es unerläßlich er- 
feine, den heiligen Bater zu Conferenzen zuzuzieben, auf welchen man fich 
mit den Angelegenheiten Italiens beſchäftigen will. 

Aus den mir von London und Petersburg zugegangenen Mittheilungen er- 
giebt fi), daß gegenüber biefen Vorbehalten Oeſterreichs jede Erörterung nutzlos 
wird und ein ee Ergebniß nicht mehr in Ausficht zu nehmen if. Durch 
feine Depeche vom 1. Juni macht Defterreich, indem e8 jede Territorialverände- 
rung ansfchließt, die Verhandlung Über bie itafienifche Se unmöglich. Ande⸗ 
rerſeits hat Defterreich fo eben bie ſchleswig⸗ holfteinjche Frage an den Bundestag 
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gebradit, und dadurch der Konferenz entzogen. Wir können ben Gabinetten von 
ondon und Petersburg in Bezug auf bie Nutzloſigkeit von Conferenzen 
unter folhen Bedingungen nur zuflimmen. Wir hatten von dem gemein 
famen, fo uneigennügigen Schritte der brei Mächte einen befferen Erfolg erwarte 
und ſehen mit tiefem Bebauern bie daran gefnüpften Hoffnungen vereitelt. Mau 
wird, deß finb wir gewiß, wenigftens ber Aufrichtigleit der Beurlihungen Gercd- 
tigkeit zollen, aus denen bie Verſöhnung ber fich jetzt in Waffen gegenüberfiehenbes 
Höfe hervorgehen follte.” 


Nah dem Scheitern des Conferenzprojefts. 
4. Juni. Bened etti an Drouin be Lhuys. 


— „Ih war bei Hrn. v. Bismard im Augenblicke, wo man ihm bie De 
peihe von Goltz (Über das Scheitern der Eonferenzen) brachte. Nachdem er fie ge ˖ 
lefen, rief er: Vive le Roi!“ 


4. Juni. Privatfchreiben Benedettis an Drouin be Lhuys. 


— — — — „Obwohl Hr. v. Bismard niemals bezweifelt, vielmehr ge- 
bofft Hat, daß bie Eonferenzen unter keinen Umftänben ben Frieden fichern Fonuien, 
wirb er doch bebauern, daß fie ihm nicht bie Gelegenheit geboten haben, eines 
kurzen Aufenthalt in Paris zu nehmen. Er hätte gewünfcht fih mit Ihnen uxt 
dem Kaifer zu vernehmen. Er fagte mir geftern, mit dem Ausbrud einiger Un- 
rube über unfere Abficht, daß er vor Ausbruch bes Krieges gern Ihre Auffaffung 
kennen möchte, beſonders für den Fall, daß Preußen, wie er zuverfichtiich anzu 
nehmen fcheint, große Erfolge davon trüge. Aus feinen Andeutungen entnehm 
ich, daß der König fort und fort die Möglichkeit von fih weift, dahin 
zu flommen, baß er einen Theil des jegigen preußifhen Gebietsah- 
treten könnte. Nah ber Anficht des Königs würben, wie wenigflens Ht. 
v. Bismard fagt, ben Kompenfationen, welche man etwa veranlaßt fein könnte. 
Frankreich anzubieten, in denjenigen Gebieten an feiner Grenze gewählt werten, we 
franzöfifch geiproden wird. Der Minifter- Präfident hätte feinerjeits bem Känig ie 
merkt, daß um über biefe Gebiete zu verfügen, man ſie erft erobern mäßte Cs 
find dem Diinifter-Präfidenten jedoch die Worte entfahren, baß „wenn Frankreid 
Cdln, Bonn oder Mainz verlangen wollte, er lieber von ber polı- 
tifhen Bühne aurüdtreten, als barein willigen würde.” Ohre be} 
ich ihn zu weiteren Erklärungen drängte, beutete er an, er bielte es nicht für 
unmöglich, den König dahin zu bringen, uns bie Ufer ber oberen Moſel (wohl ben 
Regierungsbezirk Trier, den er jeboch nicht bezeichnete) zu überlaffen, mas mu 
Luremburg, wo bie Bereinigung mit Frankreich günftig aufgenommen werben wärt:, 
unjere Grenze auf eine für uns befriebigenbe Weife regeln würde. — — — 3% 
weiß nicht, ob Hr. v. Bismarck, indem er fi barüter ohne Anlaß gegen ud 
äußerte, meine Anficht Darüber bören ober durch meine Bermittelung Ihnen tıe 
Conceſſionen bezeichnen mollte, die er machen könnte, und zugleich Diejenigen, de 
wir zu verlangen uns enthalten müßten. — — — —“ 


(Fürft Bismard hat dieje legteren Behauptungen und Abulıhe 
von Seiten fa Marmora's in feiner Rede vom 16. Yannar 1874 
im Abgeordnetenhaufe als durchaus unwahr bezeichnet). 


11. Juni. Stellung Frankreichs zur ausbrechenden Krifik. 
Schreiben des Kaiſers Napoleon an den franzdfiihen Miniſter ter 
auswärtigen Angelegenheiten Dronin be Lhuye vom 11. Juni. 


„Im Augenblide, wo bie lettten Friedens - Hoffnungen zu ſchwinden ſcheines. 
welde man noch auf die Eonferenz fette, ift es erforderlich, den bipiematdcen 
Agenten im Ausland durch ein Circular bie Ideen mitzutheilen, welche meine 
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Regierung geltend machen mwollte, unb das Berfahren, welches fir ben kommenden 
Ereigniffen gegenüber beobachten wirb. Dieje Mittheilung wird unjere Politik in 
ihr wahres Licht fiellen. 

Wenn bie Eonferenz ftattgefunben hätte, fo würben Sie eine beutliche Sprache 
geführt haben; Sie würben in meinem Namen erklärt haben, baß ich jeden Ge⸗ 
banken an Gebietönergrößerung zurückweiſe, jo lange das Gleichgewicht Europa’s 
nit gebrodden wird. 

In der That Lönnten wir nur an eine Ausdehnung unferer 
®renzen denten, wenn bie Karte von Europa zum ausſchließlichen 
Vortheil einer Großmacht verändert würde und wenn Grenzgebiete 
durch ihren frei ausgebrüdten Wunfch die Annerion an Frankreich fordern. Unter 
andern Umftänben halte ich e8 unjerm Lande würbiger, jeder Gebiets - Erweiterung 
den unſchätzbaren Bortbeil, in guter Eintracht mit unjern Nachbarn zu leben, 
vorzuziehen, indem wir ihre Unabhängigkeit und ihre Nationalität achten. 

Bon diefen Gefühlen beftimmt und nur bie Erhaltung des Friedens im 
Auge babend, hatte ih mid an England und Rußland gewendet, um gemein- 
Ihaftlihe Worte der Verſöhnung an bie betbeiligten Regierungen zu richten. 

Das Einvernehmen ber drei neutralen Mächte bleibt ein Pfand der Sicher- 
beit für Europa. Sie haben ihre Unparteilichleit gezeigt, indem fie den Entichluß 
faßten, bie Discuffion der Konferenz auf bie brennenden Fragen zu beichränfen. 
Um fie zu fohlihten, mußte man offen an fie berantreten, ben biplomatiichen 
Schleier, ver fie bebedte, wegziehen und bie legitimen Wünfche der Fürften und 
Böfker ernftlih in Betracht ziehen. Der Conflict bat drei Urfaden: bie fchlecht 
begrenzte geographifche Lage Preußens — den Wunfh Deutſchlands nad einer 
politiigen Berfaffung, die mehr feinem Bedürfniß entfpriht — die Nothwendig- 
feit für Italien, feine nationale Unabhängigkeit ficher zu ftellen. 

Die neutralen Mächte konnten nicht ben ichtigen fih in Die inneren An⸗ 
gelegenheiten fremder Länder einzumiichen. Nichtsdeftomweniger hatten bie Höfe, 
welche an ber Conftituirungsacte bes deutihen Bundes Theil genommen haben, 
bas Recht zu prüfen, ob bie verlangten Aenberungen bie in Europa befteheude 
Ordnung nicht flören würden. 

Was uns betrifft, fo hatten wir für die zum beutfhen Bunde ge- 
börigen Staaten zweiten Rangesein engeres Aneinanderſchließen, 
eine fräftigere Organijation, eine wichtigere Rolle gewünſcht; 
für Preußen mebr Abrundung (homog6neäite) und Kraft im 
Norden; für Defterreih die Erhaltung feiner großen Stellung in 
Deutſchland. 

Wir würden außerdem gewünſcht haben, daß Oeſterreich gegen eine ver⸗ 
hã Itnißmãßige Entſchädigung Venetien an Italien cebirt hätte; denn wenn es, 
ohne ſich um den Vertrag von 1852 zu kümmern, mit Preußen einen Krieg gegen 
Dänemark im Namen der deutſchen Nationalität geführt bat, fo fdhien es mir 
gerecht, daß es in Italien ben gleichen Grundſatz anerkennen werde, indem es bie 
Unabhängigkeit der Halbinfel vervollſtändigt. 

Diefes find bie Gedanken, welche wir im Intereffe der Ruhe Europa’s zur 
®eltung zu bringen verfucht haben würben. Heute ſteht zu befürchten, daß das 
Scidjal der Waffen allein darüber entſcheiden wirb. 

Welches ift die Haltung, welche Augefichts dieſer Eventualitäten Frankreich 
zulömmt? Sollen wir unjer Mißvergnügen kundgeben, weil Deutſchland die Ber- 
träge von 1815 ohnmächtig findet zur Befriedigung feiner nationalen Zwede, und 
zur Aufrechterhaltung feiner Ruhe? In dem Kriege, welcher auszubrechen auf 
bem Punkte ſteht, haben wir nur zwei Interefien: bie Bewahrung bes 
europäifhen Gleichgewichts und die Erhaltung deſſen, was wir 
in Italien aufgebaut haben. 

Reicht aber die moralifche Kraft Frankreichs nicht bin, dieſe beiden Interefien 
zu beihligen? Wird e8 uöthig haben, zum Schwert zu greifen, bamit feine Worte 
gehört werden? Ich denke, nein. Wenn ungeachtet unferer Bemühungen bie 
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Frievenshoffnungen ſich nicht verwirklichen, fo finb wir gleichwohl durch Erf: 
rungen ber in bem Conflict betbeiligten Höfe gefichert, daß, welches auch ber Ant- 
gang des Krieges fein möge, feine ber uns berührenden Fragen ohne bie Zu- 
fimmung Frankreichs gelöft wird. 

Bleiben wir daher in einer aufmerffamen Neutralität und 
art durch unfere Uneigennüßigleit, bliden wir vertrauensvroll 
auf unfer Recht und unfere Kraft.“ 


45. Anrufung des deutfchen Bundes Seitens Vcherreide, 


1. Zuni. Erklärung Defterreih8 in der Sitzung der BYımddk 
verjammlung. 


„Die hoben Negierungen des beutfhen Bundes finb im Beſitze vielſacher 
Beweiſe für bie ausdauernde Friebensliebe, welche ber Kaiſerlich oöͤſterreichiſche 
Hof in feinen Verhandlungen mit Preußen über die Zufunft der Eibherzogthämer 
an ben Tag gelegt bat. Defterreich blickt auf feine langmütbigen, trotz mande: 
Berlennung bebarrlich fortgefegten Beſtrebungen, ein Einverſtändniß mit Preußen 
zu Stande zu bringen, mit um fo rubigerem Bemwußtfein zurüd, je tiefer um 
allgemeiner in ber Nähe ber Gefahr die Schwere bes Unglüds gefühlt mit, 
welches ein Bruch zwiſchen beiden beutfhen Großmächten und ein innerer Krirg 
über Deutichland heraufbeſchwören würbe. 

Seine Majeftät der Kaifer Franz Joſeph ift in feinen Zugeflänbniffen an 
Preußen jo weit gegangen, als es Oeſterreichs Würde und angeflammte Steliunz 
in Deutihland, als es des beutichen Bundes Recht und Berfaflung nur irgent 
geftatteten. Allein der Berliner Hof bat nicht nur unberechtigte Forberungen ami- 
geftellt, jondern auch unglüdlicher Weife in flets fich fleigerndem Maße die Ka- 
gung betbätigt, biefe forderungen mit Hintanfegung aller anderen Rüdfchten 
und jett jelbft mit gewaltfamen Mitteln durchzuſetzen. — So wie Preußen iden 
kurz nach dem Abfchluffe des Wiener Friedensvertrages die Räumung Holſteint 
durch die Truppen Sachſens und Hannovers mit Eigenmacht zu erzwingen &- 
droht Hatte, fo behandelte e8 auch gegenüber Defterreich,, feinem Bunbesgenefler, 
in dem im Namen beutjchen echtes gegen Dänemark unternommenen Krieg, 
bie ſchließliche Löfung der Bermwidelung als eine bloße Frage der Macht, und trat 
felbft nicht vor dem beflagenswertben Entſchluſſe zurüd, fih auf die Hülle ame- 
wärtiger Gegner bes Kaiferftaates zu flüßen. Schon zur Zeit der Gafleiner Cer 
vention hatte die Königlich Preußiſche Regierung ſich der Allianz des Flerextiar: 
Hofes gegen Defterreich zu verfichern getrachtet, und fie erneuerte dieſes Beftreber. 
als jpäter das Kaiferliche Cabinet die unbillige Forderung, Holftein nah dea 
Dictaten der Preußiſchen Annerionspolitif zu verwalten, ablehnte, unb man in 
Berlin anfing, über kriegerifhe Eventualitäten Rath zu halten. 

Bon zwei Seiten gefährdet, ungewiß, ob der eıfte Angriff im Süten eder 
im Norden erfolgen werte, hat Defterreich ſich in Vertheidigungsſtand gejeht, zın 
das Seinige zu behaupten, und bie treuen Böller der Monardie, eing in ke. 
bes guten Rechte fih bewußt, nach bauerbaftem Frieden verlangenb, tragen wikı 
und entichloffen bie neuen ſchweren Opfer, welde der Ruf bes bebrobten Rate: 
fanbes von ihnen forbert. 

Solches war die Beranlaffung der Rüftungen Oeſterreichs; ans ter Ba- 
anlaflung ergeben ſich von ſelbſt die Boransjegungen, unter welchen die Kaijerlde 
Regierung bie Rüdtehr zum Friedensſtande beſchließen könnte. 

Was jedoch die militairifchen Vorkehrungen gegen Italien Betrifft, fo ſind 
fie nicht Gegenſtand dieſer Erflärung, nachdem bie hohen antragftellenden Kegit 
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rungen mit Hecht ihre Abficht auf bie im ber Richtung gegen Bunbesgenoffen 
vorgenommenen Räftungen eingefchräntt haben. Der Kaiferlihe Hof bat dieſer 
Begrenzung bed Antrages um fo ficherer gewärtig fein dürfen, als er buch 
bie Bertheibigung feiner italienifhen Beſitzungen zugleich tie Pflicht erfüllt, ben 
Territorialbeftand bes deutſchen Bundes zu ſchützen. Es handelt fi ſonach nur 
um bie Heeresaufftellung gegen Preußen. Was diefe betrifft, fo würbe der Kai⸗ 
ferlide Hof bereit fein, fie rüdgängig zu machen, fobalb Defterreich weder auf 
eigenem Gebiete, noch in Holftein, noch auf dem Gebiete feiner Bunbesgenoflen 
einen Angriff von Seiten Preußens zu beforgen hätte unb ihm gegen bie Wieder⸗ 
tebr der entſtandenen Kriegsgefahr genügende Sicherheit geboten wäre. 

Der gejammte beutiche Bunb bedarf nicht weniger wie Defterreich biefer 
Sicherheit. Sie hängt im Allgemeinen davon ab, daß in Deutſchland nicht eine 
Bolitit der Gewalt, fondern Recht und Vertrag regiere, unb daß auch Preußen, 
miewohl europätfhe Macht, den grunbfätlich verbürgten Frieden des Bundes, wie 
befien verfaffungsmäßige Beichlüffe achte. Sie ift insbefonbere dadurch bedingt, 
daß tie ſchleswig⸗ holſteinſche Frage, aus welcher ber gegenwärtige Conflict ber- 
vorgegangen ift, nicht nach den einfeitigen Anſprüchen Preußens, ſondern nad 
Recht und Geſetz bes deutſchen Bundes, und im Einklange mit dem Lanbesrechte 
der Herzogthlümer ihre Löſung erhalte. Der Kaiferliche Präfidialgefandte ift dem⸗ 
nach beauftragt, der hohen Bundesverſammlung unter Bezugnahme auf bie Er- 
Härung Oefterreih8 und Preußens in ter Sigung vom 24. Auguft d. 3. die An- 
zeige zu erftatten, daß die Kaiferliche Regierung ihre Bemühungen, 
einen definitiven bundesgemäßen Abſchluß ber Herzogthümer- 
Frage durch ein Einverſtändniß mit Breußen vorzubereiten, für 
jegt als vereitelt betradhte, und daß fie in biefer gemeinfamen 


. deutfhen Angelegenheit alles Weitere den Entjihließungen bes 


Bundes anheimftelle, welchen von Seiten Oeſterreichs die bereit» 
willigfte Anerlennung geligert if. 

Der Gefandte bat fchließlich mit der vorfiebenden Erklärung die weitere 
Anzeige zu verbinden, daß bem Kaijerlihen Statthalter in Holftein jo eben bie 
erforterlihe Specialvollmacht zur Einberufung der holſteinſchen Stände— 
verfammiung überſendet worden ift, Damit die geſetzliche Vertretung bes Landes, 
um beffen Scidfal es fi handelt, und deſſen Wünſche und Rechtsanichauungen 
cinen ber berechtigten Factoren ber Entſcheidung bilden, nicht länger der Ge⸗ 
legenheit entbehre, ihre Anfichten auszuſprechen.“ 


1. Juni. Erklärung Preußens in derjelben Sitzung der 
Bundeöverfamminng. 


„Die Königliche Regierung bat wiederholt erflärt, daß die Mobil- 
machung ihrer Streitfräfte lediglih durch die vorangegangenen 
Rüftungen Defterreihs, denen ſich alsbald die — 
anſchloſſen, hervorgerufen ſei. Sie ſah ihre Grenzen, ja bei der nahen 
Entfernung ihre Hauptſtadt bedroht. Die lediglich zu ihrer eigenen 
Sicherheit angeordneten Maßregeln können wegfallen, ſobald die Urſache 
derſelben fortfällt. Die Königliche Regierung hat dies bereits in ihrer 
nach Wien gerichteten Depeſche vom 21. v. m ausgejprochen und ihre 
volle Bereitwilligfeit zur Abrüftung zu erfennen gegeben, ſobald dieſe 
Bedingung erfüllt fein würde. Sie glaubte damals noch einer entiprechenden 
Sefinnung auf öfterreichiicher Seite fo ficher zu fein, daß die Vorbereitungen 
zu ferneren Rüftungen eingeftellt wurden. Ihre Hoffnungen find getäufcht 
worden; und die —— zunehmenden Rüſtungen Oeſterreichs, vers 
bunden mit der in keiner Weiſe beruhigenden Aeußerung der Königlich 
ſächſiſchen Regierung vom 29. April, haben fie genöthigt, ihren eigenen 
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Nüftungen eine größere Ausdehnung zu geben. Aber der nur auf Ber 
theidigung gerichtete Charakter ber letzteren ift damit nicht verändern 
worden. Ste fpricht dieſe Bereitwilligfeit auch beute der Bundesver⸗ 
fammlung aus, und erklärt, daß fie auf den Friedensfuß zurückkehren 
werde, wenn der Bund die Regierungen von Defterreih und Sachſen zur 
Abftellung ihrer den Frieden bedrohenden Rüftungen bewogen und der 
Königlihen Regierung Bürgfchaften gegen die Wiederkehr Derartiger 
Beeinträhtigungen des Bundesfriedens gewährt haben wird. 

Wenn der Bund zur Gewährung folder Burgſchaften nicht 
Stande ift, und wenn feine Ditglieder m die Einführung der Reformen 
verfagen, durch welde die Wiederfehr der bedauerlichen Zuftände der 
Gegenwart verhütet werden könnte, fo wird die Königliche Negierung 
daraus den Schluß ziehen müffen, daß der Bund im jeiner 
egenmwärtigen Geftalt jeiner Aufgabe nit gewadfen jet und 
feine oberiten Zwede nicht erfülle, und fie wird ihren weiteren 
Entſchließungen dieſe rechtliche ueberzergun zu Grunde zu legen haben.“ 

Bezug auf die unerwartete Erklärung Oeſterreichs im Xetreii 
Schleswig⸗Holſteins fonnte der Preußiſche Gejandte, da er hierüber femme 
Aufträge befaß, zunächſt nur entjchiedene und förmliche Verwahrung ein 
legen. Er fagte: 

Die Königliche Regierung bat bis zur Stunde auf dem von ihr m 
der fchlegmwig=holfteinfchen Frage eingenommenen Standpunft feft verharri 
und die Anſprüche und die berechtigten Intereſſen end nur in 
Maßgabe der vertragsmäßig von ihr erworbenen Rechte erſtrebt. 
babei aber niemals eine gewaltfame Durdführung ihrer 
verfolgt, und muß nachdrücklich wiederholen, daß nicht die fchleswig- 
bolfteinfche Frage den Anlaß zu der gegenwärtigen Berwidiung 
gegeben, fondern lediglih die an der Preußiſchen Grenze von 

efterreih und Sagfen unternommenen, ebenjo ungeredt- 
fertigten wie bedrohlichen Rüftungen. 


3. Suni. Preußens Verwahrung gegen dad Verfahren Deiterreiks 
in der ſchleswig⸗-holſteinſchen Angelegenheit. 
Depeihe ded Grafen Bismarck an Frhr. von Werther 
vom 3. Juni 1866. 


„Die Erflärung, welche der Kaiferlich öfterreichiiche Bundestags-Be- 
fandte in der Sigung der Bundesverfammlung vom 1. d. M. 
bat, ift Em. ꝛc. belfannt. Ihre Form und Saffung find neu in der Ge 
fchichte der Verhandlungen am Bunde; ich enthalte mid) aber jeder weiteren 
Bemerkung darliber, als daß wir felbft bei der gegenwärtigen Spaunmz 
zwifchen ben beiden Cabinetten eine ſolche Sprache nicht erwartet hatten 
und von einer Regierung nicht erwarten konnten, weldye noch geioaser 
wäre, das Bundesverhältniß mit uns fortzufegen. Auch auf den Jahal: 
der Erklärung, injofern er die Rüftungen Oeſterreichs durch die mb 
untergeichobene Abficht, eine Annerionspolitit in Bezug auf bie SEE 
thumer mit Gewalt durchfegen zu wollen, zu motiviren jucht, gehe ich 
nur fo weit ein, um diefe Infinuation für wahrheitswidrig zu erflären 
und die fhon von dem Königlichen Bundestage-Befandten außyeiprogene 
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Thatfache ausdrädlich zu betonen, daß uns jeder Gedanke an einen 
anderen Erwerb der Serzogthümer als auf dem Wege friedlicher Ber- 
bandlung mit unferm Mitbefiger fern gelegen, und daR wir weder dur) 
Worte noch durch Handlungen dem Kaijerlihen Hofe, defien Souveränetäts⸗ 
rechte in beiden Herzogthlimern wir fireng geachtet, zu den militärischen 
Vorkehrungen Beranlafjung gegeben haben, aus welchen die gegenwärtige 
Krife hervorging. Die Kaiferliche Regierung aber hat an diejen retro» 
ipectiven Berlud eigener Rechtfertigung durch Anklage gegen und einen 
Act geknüpft, zu welchem fie nach dem mit und in Ballen gefchloffenen 
Bertrage nicht berechtigt war, und durch welchen fie unfere vertrags- 
mäßigen Rechte an den Herzogthümern antaftet, indem fie den Beftand 
derjelben einfeitig und eigenmächtig von den Beichlüffen des Bundes 
abhängig macht. Ste erflärt die in Gaſtein vorbehaltenen Verhandlungen 
behuf8 einer Auagleihung mit und als abgefchloffen, und ftellt in der 
Herzogthüümerfrage alles Weitere den Entjchließungen des deutfchen Bundes 
anheim, welchen fie im voraus ihre Anerfenntniß zufichert; fie zeigt zugleich 
an, daß dem Saiferlichen Statthalter in Holftein die erforderliche Special- 
vollmacht zur Einberufung der holſteinſchen Stände ertheilt worden jei. 
Die Königlihe Regierung kann in diefer Erklärung des Wiener Hofes 
niht8 Anderes als die ausdrüdliche LYosfagung von dem Gafteiner Ber: 
trage erfennen, durch welche die in demfelben getroffenen Berabredungen 
binfällig werden. Wir ftehen fomit wiederum auf dem einfachen Boden 
des Wiener Friedens vom 30. October 1864 und Seine Majeftät der 
König wird den General von Manteuffel mit der Wahrung der Preußen 
aus diefem Bertrage zuftehenden Souveränetätsrechte an Solftein beauf⸗ 
tragen. Im Princip mit der Berufung der Stände einverſtanden, müſſen 
wir doch der Kaiſerlichen Regierung das Recht, fie nach ihrer Losſagung 
vom Gafteiner Vertrage noch einjeitig vorzunehmen, abjprechen. Damit 
diefelbe gejetliche Wirkung habe, ift unfere Zujtimmung und eine nicht 
von Defterreich allein, fondern von beiden Eouveränen ertbeilte Vollmacht 
erforderlih,; und die Regierung Seiner Majeflät des Königs, unſeres 
Allergnädigiten Herrn, muß gegen jeden Verſuch diefer Art, die Souve⸗ 
ränetät nunmehr noch einfeitig auszuüben, Vermehrung einlegen, mozu 
Em. ꝛc. hierdurh den Auftrag erhalten, und zu dem Ende dem Herr 
Grafen von Mensdorff, nachdem Sie ihm dieſe Depefche vorgelefen haben 
werden, Abfchrift derfelben zurüdlaflen, zugleich ihm auch bemerken wollen, 
dag wir uns alle meiteren geeigneten Schritte ſowohl am Bunde, wie in 
den Herzogthümern vorbehalten.“ 


4. Juni. Preußiſche Circular-Depeſche über Oeſterreichs 
Vorgehen. 
Graf Bismarck an die Vertreter Preußens an den 
fremden Höfen, am 4. Juni 1866. 
„Ich habe Ew. Excellenz ſchon bei früherer Gelegenheit die Depeſche 
mitgetheilt, welche ich am 7. des letzten Monats dem Königlichen Gefandten 
in Wien in Betreff der Note des Grafen Mensdorff vom 28. April be⸗ 


züglich der Frage der Elb⸗-Herzogthümer übermittelt habe. Abſichtlich 
wahlte ich für dieſe Mittheilung die Form einer vertraulichen Darlegung, 
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die nicht in Abjchrift übergeben werden jollte, weil die Erfahrung mic 
gelehrt hatte, daß ein wirkliches Verftändniß nicht durch den Austauſch von 
Documenten gefördert wird, welche gewöhnlich unmittelbar Veröffentlichung 
u erhalten pflegen, und weil es der vornehmlichfte Wunfch der Königlichen 
gierung war, dem Wiener Cabinete die Möglichkeit einer A g 
darzubieten oder offen zu laffen. Wir hatten alfo zuerfi Urſache, an 
nehmen, daß diefer unfer Schritt in Wien feine Wirdigung finden werde 

Graf Mensdorff jchien, nach feinen Bemerkungen an Baron v. Werther 
u urtheilen, in demjelben eine folche Möglichkeit wahrgenommen zu haben. 
* Wahrheit, die Haltung unſerer Mittheilung, wo fie immer bekanm 
wurde, ift als ein Symptom berzlicher Gefühle und wachjender Hoffnungen 
auf die Erhaltung des Friedens angejehen worden. 

Vergebens haben wir auf eine Entgeguung oder felbft nur auf em 
bloße Auslafjung des Raiferlihen Geſandten über dieſen Gegenftand gewartet 

Im Gegentheil find wir gezwungen, bie Erflärung der öfterreichiichen 
Regierung beim Bundestage zu —* rt a. M. am 1. Juni als die Aur 
wort ur unſere verjöhnlichen Eröffnungen Er betrachten. In diefer Er- 
klärung übergiebt Oeſterreich, nach einer rüdblidenden Darlegung, die mit 
ben Töatfuchen nicht übereinftinumt und gegen Preußen Beleidigend iſt, dem 
Bundestage die Entſcheidung über die ſchleswig-holſteinſche Frage, und gieb: 
use Kenntniß von einem Acte der Souveränetät in Holftein — nänlıd 

ie Einberufung der Stände —, welche e3 für fich allein zu unternehmen 

von dem Augenblide an nicht beredtigt iſt, wo es fich felbft durch dir 
Bereifung auf den Bundestag vom Gafteiner Vertrage entbindet umd da 
durch an Stelle der jüngften geographijchen Theilung das alte Berhältuif 
des Mitbefiges feßt. 

Wir haben ſchon in Wien gegen biefen nicht zu vechtfertigender 
und einfeitigen Act, fo wie auch gegen die ebenfo nicht zu rechtfertigen 
Verfügung über unfere Rechte durch die Uebertragung derjelben an deu 
Bundestag proteftirt und behalten und vor, weitere Schritte zu thum. 

Doch vorab kann ih mi nicht enthalten, zu erklären, daß wir mid: 
im Stande find, in diefem Verfahren ber öfterreichifchen Regierung etwa: 
Anderes wahrzunehmen, als die Abficht einer directen Provocation und de: 
Wunſch, mit Gewalt einen Bruch und Krieg herbeizuführen. 

Alle unfere Erkundigungen geitchen zu, daß der Entſchluß. 
gegen Preußen Krieg zu führen, in Wien feft gefaßt if. 

Ich kann Em. Ercellenz auf den Wunſch Sr. Majeität vertraulid 
mittbeilen, daß zu derfelben Zeit, als wir bie oben erwähnte perjoöͤnliche 
Mittbeilung dem Hofe zu Wien machten, der König, angetrieben vom ber 
Pfliht, den Frieden fo lange wie möglich zu erhalten, bereitwillis 
einen Vorſchlag zur directen Berfländigung von einer unpar 
teiifhen Seite in Wien entgegennahm und Seiner Majeſtät dem 
Kaijer von Defterreih, ohne Betheiligung des Minifterinmd, 
mittbeilte, um fich zu vergemwifjern, ob Se. Majeftät nod ver 
dem Wunſche, den Frieden zuerhalten, angetrieben werde. Der 
Vorſchlag war, die Fragen über Schleswig- Holftein und die Bundesreierz 
gemeinfchaftlich zu verhaudeln und durch diefe Verbindung die Pölung beider 
zu erleichtern. 

Die Verhandlungen, auf Seiten der Vermittler auf die friedlihftes 
Wünfche geftügt, haben, wie Se. Majeflät mir mitteilt, nur ermiele m. 
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daß ein entfprehendes Gefühl in Wien nicht mehr vorhanden ift. 
Sie haben, ungeachtet der theoretiſchen Friedensliebe des Kaiſers, das 
Berlangen nad) Krieg dargelegt, welches jede andere Erwägung in feinem 
ganzen Rathe beherricht, —* unter Jenen, welche nach unſerem Wiſſen 
Aufangs gegen den Krieg und ſelbſt gegen die Vorbereitungen und 
Küftungen ſtimmten, und daß dieſes Verlangen jegt auch entjcheidenben 
Einfluß über den Kaifer ſelbſt gewonnen bat. Nicht allein wurde dort 
der gänzlihe Mangel aller und jeder Bereitwilligkeit bekundet, in felbft 
vertrauliche Berhandlungen einzutreten und die Möglichkeit einer Ver⸗ 
fändigung zu dißcutiren, fondern Auslaffungen eintlußreicer öfter- 
reichiſcher Staatsmänner und Nathgeber des Kaiſers find dem 
Könige aus einer antpentifhen Quelle mitgetheilt worden, 
melde feinen Zweifel Laffen, dag die Kaiferlihen Minifter 
Krieg um jeden Preis wünfhen, theil® in der Hoffnung auf Erfolg 
im Felde, theils um über innere Schwierigkeiten hinweg zu fommen — 
ja, felbt mit der ausgefprochenen Abficht, den ö erreidiiläien Finanzen 
duch Preußifche Eontributionen oder durch einen „ehrenvollen“ Bankerott 
Hülfe zu verjchaffen. 

Die Handlungen der Biterreichiichen Regierung flimmen mit diefer Ab» 
fit nur zu genau überein. 

Ich habe oben erwähnt, daß wir gezwungen find, in der bem Bundes⸗ 
tage abgebenen Erklärung eine directe Provocation zu erkennen. 

Sie hat nur einen Sinn, wenn das Wiener Cabinet ihr unmittelbar 
den ausgeſprochenen Bruch folgen zu laffen beabfichtigt, denn es kann nicht 
erwartet haben, daß wir und gutmüthig diefem Angriffe auf unfere Rechte 
unterwerfen follten. In einer anderen Angelegenheit, der Zmangs » Anleihe, 
die in Italien angeordnet worden und melde den Umftänden einen 
Stachel erhöhter Bitterleit aufdrüdt, zeigt fi, daß Defterreich auch gegen 
Falten nur von den ertremften Mitteln Gebrauh machen will. “Damit 
fimmen die Vorbehalte überein, mit denen nad hier erhaltenen Benad- 
rihtigungen e8 feine Antwort auf die Einladung zur Conferenz begleitete, 
und welche, wie wir hören, von allen drei Mächten einer Weigerung gleich 
verftanden werden. 

Nachdem die Form der Einladung durch Verhandlungen zwifchen den 
einladenden Mächten eigens jo abgeraßt worden war, daß Oeſterreich 
anzunehmen im Stande jein jollte, ohne ſich jelbft irgend etwas im voraus 
zu vergeben und ohne gezwungen zu fein, Vorbehalte zu machen, jo ift 
es beftimmt da8 Wiener Cabinet, welches alle diefe Mühen fruchtlos macht. 

Dahinter können wir nur bie entjchiedene Abſicht Seitens Deiter- 
reih8 ſehen, Krieg mit Preußen zu erzwingen und bei dem Eingehen in 
Berhandlungen über den Congreß höchſtens durch Aufjchub Zeit für feine 
eigenen, noch nicht gänzlich vollendeten Anordnungen, beſonders aber für 
die feiner Verbündeten, zu gewinnen, Der Krieg ift ein abgemadter 
Beſchluß in Wien; der einzig nächſte Punkt ift der, ben günftigen 
Angenblid zu wählen, ihn zu beginnen. 

Diefe Ueberzeugung ift uns mit gebieterifcher Nothwendigkeit durch 
die meiften iüngfen Thatjachen aufgezwungen worden, und wir find ber 
Meinung, daß nur eine abfichtlie, vorurtheilsvolle Anfiht zu einem 
entgegengejegten Schlufle fommen Tann. Die Thatſachen ſprechen zu laut, 
als daß leeres Gerede Über bie Kriegsgelüſte Preußens, welches einzig 

28 


Für Dismard. 





al 


434 

1866. 

auf Eonjecturen, Combinationen, falſch außgelegten Darftellungen und 
leeren Gerüchten fußt, bei einem Vergleiche nicht im Nichts zerflichen 
ſollte. Vielleicht wird man uns zulegt glauben, wenn wir feierlich gegen 
jeden Gedanken an den Wunſch, unfere Anfprüde an die Herzogthämer 
durh Gewalt und mit Mißachtung gegen die Rechte des Dritbefikers 
geltend zu machen, proteftiren. Jetzt wird es auch wahrſcheinlich nicht 
ſchwer fein, die wirklichen Beweggründe zu den Rüftungen zu begreifen, 
durch welche Defterreih bie gegenwärtige Krifiß herbeigeführt umd deren 
Befeitigung auf dem Wege des Congrefje unmöglich zu machen es fih 
weiter durch feine angenommene Haltung bemüht bat. 

Wir vermögen mit ruhigem Gewiſſen an das Urtheil aller unparteiiſchen 
StaatSmänner zu appelliren, welder Theil bis zu dem legten Augenblide 
Berföhnung und Friedensliebe entfaltet hat. 

Ich erfuhe Em. Excellenz hochachtungsvoll, Sih im Sinne diefer 
Depefche gegen den Minifter des Auswärtigen des Hofes, an dem Ex 
beglaubigt find, auszuſprechen.“ 


5. Zuni. Eine amtlihe Mittheilung im „Staatd=- Anzeiger‘ 
fonftatirt, daß Defterreich durch feinen Schritt am Bunde 
vom 1. d. M. nicht nur die Sajteiner Convention, fondern 
auch die (geheime) am 16. Sanuar 1864 zu Berlin ge 
troffene Vereinbarung gebrochen habe, deren Artikel 5 
alio laute: 

„Für den Tall, daß es zu Yeindfeligkeiten in Schleswig käme und 
alfo die zwiſchen den deutfchen Mächten und Dänemark beftehenden Ber- 
tragsverhältniffe hinfällig würden, behalten die Höfe von Preußen und 
Setterreich fih vor, die künftigen Verbältnifie der Herzogthümer nur m 

egenfeitigen Einverftändniß feftzuftellen. Zur Erzielung diefes Eimer 
ändniffes würden fie eintretenden Falls die fachgemäßen weiteren Abreden 
treffen. Sie werben jedenfalls die Frage über bie Erbfolge in ben 
Herzogthümern nicht anders, als im gemeinfamen Einverfländuifie ent- 


ſcheiden.“ 
Zur Haltung der deutſchen Staaten. 

1. Juni. Die auf einer Konferenz der Mittelftaaten zu Bamkarz 
am 14. Mat gefaßten Beichlüffe find von allen betheiligten 
Staaten ratifizirt. 

4. Juni. Die Sächſiſche Kammer bewilligt einftimmig den 
von der Regierung geforderten Kredit zu außerordentlichen 
militäriihen Maßnahmen. 

8. Juni. Die Württembergijhe Kammer bewilligt der Regie 
rung das erfte und zweite Aufgebot der Landwehr, unter 
der Bedingung, dab von Seiten der Staatörrgierung jefert 
Alles aufgeboten werde, um von den jämmtlidyen Staufen. 
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mit welden Württemberg Hand in Hand zu gehen im 
Begriff fteht, eine fefte Gewähr dafür zu erlangen, daß das 
Ziel ded drohenden Kampfed nur in dem Rechte Deutjch- 
lands beftehen dürfe und zwar, 1. in der Herftellung des 
Selbſtbeſtimmungsrechts der Herzogthümer Schleöwig-Hol- 
jtein, und 2. in der Einigung des ganzen deutſchen Volkes 
in ein freigewähltes Parlament ꝛc. ꝛc. 


9. Juni. Aus der Adreffe der Zweiten Bayerſchen Kammer. 


„Berhängnißvolle Ereigniffe, Gefahren, deren Annäherung ſchon namenlofes 
Ungfüd über Europa verbreitet, haben ber Krone und ber Bollsvertretung 
Bayerns zur Zeit eine andere unb fchwerere Aufgabe geflellt. Daß die Regie 
rungen ber beiden mächtigften Bunbesftaaten entzweit find, daß jene trefflichen 
Heere, beren Tapferkeit die Schutzwehr Deutſchlands fein follte, fich feinblich gegen- 
überfteben, ift bie letzte Folge in der Entwidelungsreibe jener unheilvollen That» 
laden, welche bie erfte Abweichung von dem Rechtsboden in der Sache Schleswig - 
Holſteins erzeugt hat x. 

. Mag der Krieg zwiſchen Bunbesgliebern ausbrechen ober ein ausmwärtiger 
Feind deuiſches Bundesgebiet angreifen, fein beutfcher Staat darf fih vom Kampfe 
fernhalten. Wer für das Recht nicht mitlämpfen will, begünftigt bas Unrecht und 
verlegt die heiligſten Pflichten gegen ben Bund und das Vaterland. Unter bem 
unzuverläffigen Deckmantel ber Neutralität können ſolche Staaten Schuß ſuchen, 
die, an ihrer Lebensfähigkeit verzweifelnd, fi) barein ergeben, bas Recht zum 
Mitipreden beim Friedensſchluſſe zu verfcherzen. Bayern im Bewußtfein bes 
Bertbes feiner Selbfterhaltung, ift entichloffen zur That. Unter der Führung 
Em. Königlichen Majeftät wird e8 getreu bem Gebote der Pflicht und ber Ehre 
auf der Seite bes Rechtes ſtehen, bereit, loyale Bundesbeſchlüſſe mitzuvollziehen 
und unter allen Umftänden ben heiligen Boden des Baterlandes, die Rechte ber 
teutihen Nation, die eigene Selbftfländigleit und jene pflichttreuer Bunbesgenoffen 
mannbaft zu ſchirmen.“ 


14. Juni. Abſchluß einer Militär-Convention zwildhen Defter- 
reih und Bayern. 


1. Die Königlich Bayerifhe Armee in ber Stärle von 40,000 bis 50,000 
Mann bleibt fortwährend felbfiftändig unter ihrem eigenen Oberbefehlshaber, dem 
Feldmarſchall Prinzen Karl von Bayern, Kgl. Hoheit. 2. Unter dem bayerifchen 
Oberbefehls haber ftehen auch die Contingente des Königreichs Württemberg, ber 
Großherzogthümer Baden und Heffen und bes Herzogthums Naſſau in Gemäß- 
beit ber von den Regierungen diefer Staaten mit der bayeriichen Regierung ge- 
troffenen Bereinbarungen. 3. Der bayerijche Oberbefehlshaber wird die Operationen 
der unter ihm ftehenden vereinigten Armeen nad einem gemeinicaftlihen und 
einheitlichen Operationspfan, ſowie nach den bierauf gegründeten Directiven an- 
erben und leiten, welche ihm bieflir von dem k. k. öfterreichifchen Ober - Commando 
mitgetheilt werben. Bei ber Feſtſtellung dieſes Operations - Planes wird in gleicher 
Reife darauf Rüdficht zu nehmen fein, daß bie Operationen ftets int Einklange 
mit den Landesintereſſen ber Staaten der vereinigten Armeen bleiben unb daß 
ebenfo auf Dedung der eigenen Gebiete ihrer Kriegsherren Rüdficht genommen 
werte, als auf Erreihung ber Hauptzwede bes Krieges durch möglichfte Vereini⸗ 
gung ber Gtreitfräfte. 4. Um bie gegenjeitigen Beziehungen noch zu vermehren 
und den Vollzug der Operationen zu erleichtern, wirb ein Öfterreidhiicher General 
oder Oberft das bayerifche Hauptquartier ſtets begleiten, fowie zu demſelben Zwede 
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ein bayerifcher General ober Oberft dem öſterreichiſchen Hauptquartier bei 
5. Die Löniglich bayerifche Armee wird bis zum 15. Juni LI. in Franken un) 
in ber Nähe von Eifenbahnen eine Aufftellung genommen baben, von welder 
aus es ihr möglich wird, je nach den Berhältniffen ihre Be ngen dem verab- 
rebeten Kriegsplane entfprechend einzurichten. 6. Da die militärifhen Operationen 
auf Grund des Bundecrechts flattfinben, wird auch der Friebensichluß in Bundes 
emäßer Weiſe erfolgen, unb bie k. k. öſterreichiſche Regierung verpflichtet fi ind ⸗ 

fondere, feine einfeitigen Friebensverhandlungen mit Preußen zu führen, viel- 
mebr folhe Verhandlungen nur unter Theilnahme eines Bevollmächti ber 
Föniglich bayerischen Regierung einzuleiten und im Einverfläubniffe mit biefer ab⸗ 
zufchließen. 7. Für den Fall, daß die nicht vorberzufehenben Wechjelfälle bes 
Krieges es unvermeibli machen follten, daß bei dem Friedensſchlufſe Territorial⸗ 
veränderungen in Frage lämen, verpflichtet ſich bie E. k. öfterreidhifche Regierung, 
aus allen Kräften dahin zu wirken, daß Bayern von Berluften bewahrt werte, 
jebenfalls aber mit ſolchen nur im gleihen Verhältniſſe zu allen verbänbeten 
Staaten belaflet und flir etiwaige Abtretungen bemgemäß entſchädigt werbe.“ 


Zur Stellung Hannovers. 


Ende März. Vorbereitende militäriiche Anordnungen in Hannover. 
Nichtentlaffung der Rejerven. 


1. April. Depeihe Bismarcks an den Gejandten in Hannover 
Prinzen Yjenburg: 


„Die Anordnungen ftehen in Widerſpruch mit der Haltung, melde 
die hannoverſche Regierung bisher eingenommen und nerratben eine 
Tendenz, welde geeignet ift, uns über die Abfichten derſelben erufk 

weifel und Bedenken zu erregen. Die Nüftungen haben nur eimen 
wed, wenn fie ein event. Eintreten Hannovers in die Action vorbereiten 
follen. Welche Bürgfchaft haben wir, daß dies nicht in einem uns feind 
lihen Sinne geſchehen werbe? ine bewaffnete Neutralität Hannovers 
ft mit Nüdfiht auf die geographifche Tage des Königreichs um Ber: 
haltniß zu den verſchiedenen Theilen der Monarchie eine Unmöglichkeit.” 
er preußilche Geſandte wurde angewielen, diefe Erwägungen dem 
Grafen Platen in freundfchaftlichftier Weife mit den: Hinweis anlze 
fprehen, „daß der bedrohlihen Haltung Defterreich® gegenüber, die Eicher: 
eit der Monarchie für das preußifche Kabinet die alleinige und gebieteriiche 
icht bilde. Ein erhöhter Stand der hannoverſchen Armee, nachden 
für Preußen die Ausfiht auf eine Verwendung derfelben zu feinen Gunflea 
abgeichnitten fei, würde für den Grafen von Bismard die Beranlaffung 
bilden, die Ausdehnung der bisher in Preußen angeordneten Sicherheitt 
maßregeln auch auf das Weftfäliihe Armee⸗Corps bei Sr. Majeftät dem 
Konige anzuregen.” 


5. Mai. Einberufung der Beurlaubten in Hannover. 


9. Mai. Depelhe Bismards an Graf Yenburg: 


„Dein geftriges Telegramm bat Em. ıc. fon den von St. Majeſtä: 
dem Könige gefaßten Beſchluß der Mobilmadhung des VIL (WeRiälifches 
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Armee⸗Corps) angelindigt und Ihnen zugleich mitgetheilt, daß das Motiv 
dazu in der Fein fefigfet Hannovers best, welche die neuefte Maßregel 
durchblicken läßt, und melde uns nöthigt, auf unfere Sicherheit auch an 
einer Seite Bedacht zu nehmen, von welcher wir bisher hoffen durften, 
und nicht für bedroht erachten zu müſſen. 

Durch diefe neuefte Haltung Hannovers hat ſich die Situation 
weientlich verändert. 

Wir hatten, wie Em. ıc. befannt ift, die Abficht, uns mit Hannover 
über die Bewahrung der Neutralität zu verftändigen. Es würde fid 
daran die Ausficht auf eine befriedigende Geftaltung der Verhältniſſe 

ifhen und und Hannover für alle Eventualitäten, welche die Zukunft 
ringen konnte, gelnüpft haben. Uber e8 mar dabei vorausgefegt — wie 
ih auch bie Ew. zc. ſchon früher ausgeſprochen — daß dieſe Neutralität 
feine bewaffnete fei, und daß die Haltung Hannovers ung die Bürgfchaft 
naflr geben würde, daß wir Hannover nicht unter unfern Gegnern jehen 
oͤnnten. 

Die friedliche Neutralität konnte uns genügen; die bewaffnete Neu⸗ 
tealität ift, bei der geographiichen Page Hannovers, für und eine Bes 
drobung, gegen die wir ung im Berfoflung fegen müſſen. 

Wir Teben eine Anzahl deuticher Regierungen, welche fonft gewohnt 
find, faum ihren Bundespflichten in militärifcher Bereitfchaft zu genügen, 
jobald es fih um die Möglichkeit einer Aktion gegen Preußen handelt, 
ihre Armee verftärten und di zur aktiven Theilnahme am Kriege rüften, 
während fie zugleich noch immer daran feithalten, daß der Art. XI. der 
Bundes» Akte eine hinreichende Schugwehr gegen den Krieg bdarbiete. 
Sadjen hat fogar mitten in feinen NRüftungen, gegen welche wir jelber 
ung defenfiv zu verhalten erklärten, eine Intervention des Bundes ange- 
rufen. Alle dieſe Sriegsporbereitungen gefchaben im Anſchluß an die 
Öfterreichifcehen Rüftungen, und find gewiffermaßen die Ausführung der 
bon Oeſterreich in der Depefche vom 16. März, were angeblich zuerft 
feinen Anklang gefunden, beantragten Maßregeln. Wir würden daher 
viel eher in der Lage fein, beruhigende Erklärungen am Bunde zu vers 
langen, als zu geben; aber wir müſſen leider, wenn bie in dieſen über⸗ 
einflimmenden Rüftungen fi) unverholen fundgebende feindfelige Tendenz 
das Uebergewicht erhält, zu der Ueberzeugung gelangen, daß der Bund 
keinen Schuß, fondern nur Gefahren für Preußen bietet. 

Entfcheidend für die Frage, ob unfer Berhältniß zum Bunde wirklich 
diejen Charakter annimmt, ift die Stellung Hannoverd. Wir können die 
Rüftungen der übrigen beutfchen Stagten, felbft die bes benachbarten 
Sachſens, ertragen und eine, wenn auch vorfichtige und unfere Sicherheit 
im Auge bebaltende, doch abmwartende Stellung dazu einnehmen, weil auch 
Sachſen nody außerhalb unferer nächften militäriichen Linie liegt. Anders 
ft e8 mit Hannover. Es ift unndöthig, ein Wort weiter darüber 
zu verlieren, wie fih die Situation in militärifcher inſiqt 
geſtaltet, wenn wir Hannover unter die Zahl unſerer Gegner 
rechnen müſſen. 

Ich will nur auf die politiſchen Folgen dieſer Situation hinweiſen. 

Em. ꝛ⁊c. kennen die Geſinnungen Sr. Majeſtät des Königs zu gut, 
als dag ich Em. ıc. nochmals zu verfihern brauchte, daß Allerböd- 
derfelbe niemals die Abſicht gehabt hat, die Souperainetät 
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der deutfhen Fürften anzutaften oder zu gefährden. Aud kei 
der gegenwärtig beabjichtigten Reform der Bundesverfafjung war Se. Ma; 
jeftät von dentelben Rüdfichten geleitet, und die vertrauliche Aeußerung 
über unfere Zwede und Biele bei derfelben, welche wir unfern Bundes 
enofien fon im Voraus zufommen zu laflen feinen Anftand genommen 
aben würden, hatte fie überzeugen inüſſen, wie geneigt wir waren, bie 
orfchläge zu einer Reform auf das befcheidenfte Maß zu beichräufen, 
welches das Bedürfniß der allgemeinen beutfchen Intereſſen, in der 
Wehrhaftigkeit nah außen und der Entwidelung der Wohlfahrt nad 
innen, zu einer gebieterifchen Nothwendigkeit machten. 

Wenn wir aber jeßt auch bei denjenigen Regierungen, welde dee 
Natur der Dinge und das Verhältniß der gengraphitiien age zu unieren 
natürlichen Bundesgenofien, eben fo fehr in ihrem eigenen wie ın unferem 
Intereſſe, machen Bnllten, einer feindjeligen Tendenz begegnen, die unfere 
eigene Sicherheit gefährdet, fo kann es nicht außbleiben, daß wir jede 
andere Rüdjiht dem Bedürfniß der Selbfterhaltung unter: 
ordnen. Se. Majeftät der König darf und wird alsdann keiner 
anderen Deweggrund anerlennen, als die Pflichten gegen fein 
Sand; und felbit die Rüdficht auf einen ihm fo nahe flehenden 
Monarhen, wie der König von Hannover, wird dagegen 

urüdtreten. Es hätte in der gm der bannoverfchen Regierung ge: 
egen, duch einen entichiedenen Anfchluß an und oder wenigftens durch 
eine wirkliche und loyale Neutralität und die Möglichkeit zu geben, feine 
Intereflen mit den unfrigen zu vereinigen. Wenn fie ftatt deſſen vorzieht. 
durch ihre Haltung dem legten und entjcheidenden Drud auf uns au» 
wüben, und und dadurch zu zwingen, nur noch unfere Sicherheit zu 
—* zu ziehen und auch auf dem Gebiete deutſcher Reformbeſtrebungen 
jede Rückſicht auf bisher gemeinſame Prinzipien fallen zu laflen, fe 
müſſen wir ihr die ganze Verantwortlichleit für die unanus: 
bleibliden Folgen zufhreiben. Der König Georg wird fi fagen 
miüflen, daß e8 gerade die unerwarteten Entfhließungen Hannovers jeiz 
werden, welche die deutfche Reformbewegung aus den beicheidenen Bahner 
werfen, die fie nach den Intentionen des Könige, u.a. H., inne 
ſollte, und die fie verlaffen muß, wenn Preußen fi ihrer als Ber: 
theidigungswaffe gegen drohende Vergewaltigung durch feine Bundesge 
nofien zu bedienen gezwungen wird. Ich muß e8 im Intereſſe umferer 
gegenfeitigen Beziehungen beflagen, daß die Haltung Hannovers uns ge: 
nötbigt eat, gegen unfere urjprüngliche Abficht die ganze Armee mokt 
zu machen; je ernfter aber die Eomplicationen werden, umjomweniger wert 
e3 noch in unſerer Macht liegen, die weiteren Folgen zu verhindern. 

babe Em. ıc. ergebenft zu erjuhen, Sih im Sinne dreſer 

Depeſche mit aller Entjcdiedenheit gegen den Grafen von Platen um?, 
wenn Ihnen die Gelegenheit geboten werben follte, auch gegen Se. Majeftä: 
den König von Hannover auszufprechen, und über die Alternative, zwiſcher 
denen die hannoverjche Regierung vielleicht jegt noch im legten Augembind 
zu wählen hat, feine Zweifel zu laſſen. 

. x. wollen dabei die Zurüdnahme der angeordneten 
ausdrüdlid verlangen, und an den Herrn Miniſter die Anfrage richten, 
ob die Königlich hanndverſche Regierung bereit fei, mit und einen 
trag über Bewahrung der Neutralität abzujchließen? 
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Wenn wir fiir dieſes billige und duch die Natur der Berhäftnifie 
gebotene Anerbieten einer Weigerung begegnen, jo müflen wir dadurch 
diejenige Stellung, welche wir bisher unfern Benofien im Bunde gegenüber 
bewahrt haben, als fernerhin unhaltbar geworden anfehen. Wir können 
dann in dem Bundesverbältniß nicht mehr die Erfüllung feines erften und 
eigentlichen Zweckes, nämlich des Schuges für die Sicherheit der Bundes» 
ftaaten, fondern nur eine Bedrohung und Gefährdung der legteren er: 
fennen; es fallen dann felbftverftändlich mit den Zweden des Bundes 
für ung auch alle daraus bervorgehende Berpflichtungen weg, und wir 
werden unfere Stellung nur noch als europäiſche Macht nehmen und 
unfere Action darnach abmefjen dürfen.“ 


Verhandlungen über einen Neutralitätönertrag 
zwilchen Preußen und Hannover. 


14. Mai. Depeſche des Minifterd Grafen von Platen an den 
Gefandten in Berlin. 


„Durch die Güte des Prinzen Yſenburg ift mir münblid eine Mittheilung 
gemacht worben, welde bie Haltung Hannoverd in dem gegenwärtigen Streite 
Oeſterreichs und Preußens und die Stellung betrifft, bie Preußen dieſerhalb 
nehmen werbe. 

Die Königfihe Regierung hat bis jet bem Gedanken nicht Raum gegeben, 
daß zwiſchen Defterreih und Preußen, in welchen fie bie weſentlichſten Stüßen 
deutiher Wohlfahrt und deutſchen Friedens erkannt bat, in Wirklichkeit ein Krieg 
ausbrechen koͤnne. Sie bat ber Weisheit unb der Mäßigung ber Beberrfcher jener 
Reiche zuverfichtlich vertraut, daß fie einen frieblihen Weg finden würden, auf 
welchem aus ben augenblidlich vorwaltenden Zerwürfniſſen berauszutreten fei. 
Sie hat daher, weil fie den Eintritt eines Krieges für nahezu unmöglich erachtete, 
ihrerſeits auch noch keine Maßregeln getroffen, welche auf den Fall eines Krieges 
berechnet wären. 

Wird ihr aber jetzt bie Frage geftellt, wie fie ſich alsdann, wenu das trau- 
rige Schickſal eines Krieges zwifchen Defterreih und Preußen gegen alle ihre Er- 
wertung doch einträte, verhalten wolle, jo kann fie darauf nur bie Antwort er- 
tbeilen, Daß fle für biefen Fall, wo die Grundſätze des deutihen Bundesrechts 
ihre thatfächliche Geltung nicht mehr finden würden, neutral bleiben will, ba 
Reutralität in einem foihen Falle den Verhältniffen und Intereffen des Landes 
am beflen entipricht, während fie anbrerjeits hofft, daß ihre Neutralität fireng 
geachtet wird. Sie ift daher gern bereit, über die Bewahrung ber Neutralität 
mit ber Königlich preußifhen Regierung fofort in bie angebotenen Unterhand⸗ 
lungen zu treten. - 

Ew. x. wollten dem Grafen Bismard biefe Depeſche vorlefen und ihm Ab- 
ſchrift hinterlaſſen, Kalle er es wünſcht.“ 


20. Mai. Depeſche Bismarcks an Prinz Yſenburg. 


„Auf die in dem gefälligen Berichte Em. ıc. vom 18. d. M. dar- 
gelegten, die Wünfche des Grafen Platen in Betreff des Neutralitäts- 
Vertrages enthaltenen vier Punkte beeile ich mich, Folgendes zu erwidern. 

1. Wir find damit eimverftanden, daß der fragliche Vertrag über: 
baupt nur für den Fall abgefchlofien werde, daß e8 zum inneren Kriege in 
Deutjchland und damit zum Berfalle des Bundes komme; wir theilen die 
angegebene Auffaflung, daß das Aufhören des Bundes mit dem Ausbruch 
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des Krieges zufammenfalle Es ift aber nothmendig, daß dieſe Auffefjung 
in dem Bertrage un weibeutig außgefprochen fei, und die Yaflung nicht 
eine Auslegung aulafte, als ob der Krieg und das Aufhören des Bundes 
weierlei jet, und ber Vertrag erft dann im Kraft trete, wenn beide Um 
Rande, die etwa auch getrennt fein könnten, zufammenträfen. Eine Ber 
Haufulirung, durch welche aud bei ausbrechendem Kriege Hannover ih 
noch binter das Bundes-PVerhältnig als eriftirendes zurüdziehen käne, 
würden wir nicht annehmen können. 
2. Daß Hannover bis zum andbrechenden Kriege den Bundesſtand⸗ 
punft wahre, finden wir natürlih. Wir können aber und gegenüber ben 
undesftandpunft nicht gewahrt finden, wenn e8 einem, durch eine 
uns feindliche Majorität gegen uns oder ohne unfere Zuflimmung gefaßten 
angeblihen Bundesbefhluß auf Mobilmahung aud —— And 
führung gäbe. Ein ſolcher ohne uns gefaßter Beſchluß kann nur gegen uns 
geriet * wir würden denſelben als den Anfang des Krieges 
er mobilifirenden Bundesglieder gegen uns anjehen und be- 
bandeln, und es würde damit der Bund felbft gelöfet fein. Wir würden 
einen folhen Beichluß der Mobilmahung der Bundesftreitfräfte gegen ein 
Bundesglied, welches feinerjeitd den Bundesfrieden nicht gebrochen bat. nicht 
als einen Bundesbeſchluß anerkennen können. Wir halten daher auch keine 
Bundesregierung bundesrechtlich für verpflichtet oder berechtigt, demſelben 
Solge zu leiften, und den Anfchluß an denfelben mit der Neutralität nicht 
für verträglih. Die Gefahr würde für uns eine viel größere fein, wenn 
Hannover in Folge eines ſolchen Beſchluſſes, alfo im Zufammenhang mit 
den Streitkräften der übrigen YBundesglieder, gegen uns rüftete, als be 
bei feiner ifolirten Rüftung; und wir werden baber, falls ein folder Br: 
ſchluß gegen uns und unfer Botum ergeht, enöthigt fein, feine Ausführung 
fattifh mit allen uns zu Gebote heben en Mitteln, fomet! 
unfere Kräfte reihen, zu verhindern und damit wäre der Kriegb- 
fall eingetreten. Gewiß wird Graf Platen zugeben, daß der Berfud, 
die Bundesinftitutionen zur Organifirung kriegerifchen Ueberfalles eimes 
Bundesgliedes zu mißbrauchen, jederzeit außerhalb des Bundesrechtes ſtehen 
würde. Letzteres kennt die Anwendung von Gewalt gegen Bundesglieder nur 
im Wege der Execution; zu einer folchen liegt Preußen gegenüber fein Met 
vor. Die Rüftung zu dem durch das Bundesrecht ſelbſt verbotenen Krieg 
gegen ein Bundeöglied wäre die Vorbereitung einer bundesbrüchigen Ge⸗ 
waltthat und könnte daher bundesrechtlich nicht befchloffen werden. 
3 Daß die einmal angeordnete verfrühte Ererzierzeit ruhig andy: 
haften werde, find wir bereit, zuzugeben. Wie lange läuft fie? 
4. Daß wir endlich der Souverainetät Seiner Majeftät des Körig 
von Hannover nit I nabe zu treten beabfichtigen, haben wir fchon m 
Härt, und uns auch bereit gezeigt, barüber ein vertragsmäßiges Ablommer 
mit Hannover zu treffen. 
Em. xc. wollen seräbigft dem Grafen Platen wiederholt die Bert 
willigleit ausſprechen, fobald Hannover für die Zukunft eine Giger 
ellung wünſcht, welche das jegige Bundeßverhältnig im alle few 
djung zu überdauern beftimmt wäre, ſchon jet über eine Conventios. 
welde die Unabhängigkeit des Königreih Hannover in eineH 
neuen Bundesverhältniß gemährleiftet, in Berbandiung j° 
treten. . 
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Em. :c. erfuche ich, dem Herrn Grafen von Platen diefe Rüdäußerung auf 
feine Forderungen vorzulegen und mir das Ergebniß möglichft fchleunig 
mitzutheilen, worauf io Ihnen die Vollmacht fofort zufenden werde. Eine 
Beihleunigung des Abjchluffes müflen wir dringend wünjchen, da von 
dem Ausfall unferer Verhandlungen mit Hannover unfere Stellung zu 
anderweiten Verhandlungen abhängt, in denen wir gedrängt werden, und 
zu entſcheiden.“ 


(Sn einem zweiten Crlaß von demjelben Tage erhielt 
der Geſandte vom preußiſchen Kabinet den Auftrag, die 
hannoverſche Regierung dringend zu warnen, nicht auf die 
Niederlage Preußens zu ſpekuliren, indem Hannover in 
diefem Falle doch leicht zu Kompenſationen benupt werden 
könnte. Der Ausbrud eined Kriege, welches auch der 
Ausgang deffelben fein möge, würde ſchließlich in nach⸗ 
theiliger Weile auf diejenigen kleineren Staaten, welche zu 
den Gegnern Preußens gehörten, zurückwirken.) 

20.—26. Mai. Million des öfterreihiichen Generald Prinz zu 
Solmd-Braunfeld in Hannover. Anerbieten Defterreichd 
in Bezug auf Garantie des Beftanded und eventueller Ver- 
größerung Hannoverd. 


23. Mai. Depeihe Bismarcks an Prinz Venburg. 


„Nachdem wir in Folge der Em. zc. befannten Depefche des Königlich 
hannoverſchen Minifters der auswärtigen Angelegenheiten an den Herrn 
von Stodhaufen vom 14. d. M. mit Sicherheit hatten erwarten dürfen, 
bag die Königlich hannoverfche Regierung ungefäumt in Verhandlungen 
über einen Neutralitäts-DVertrag eintreten würde, muß ich, und zwar, 
wie Em. zc. leicht begreifen werden, nicht ohne Befremden aus Ihren 
Berihten vom 21. d. M. entnehmen, daß neue Zögerungen und Be 
denfen ſich dem Abſchluß, ja der Eröffnung von Verhandlungen entgegen 
geftellt haben. Die Einwirkungen, welchen diefe Wendung zuzufchreiben 
it, find für und unverkennbar; denn von Pflichten gegen den Bund fann 
nit mehr die Rede fein, wenn der Fall eintritt, fir welchen die Neus 
tralität von und gefordert wird, nämlich, daß durch einen Krieg der 
Bundesglieder unter einander der Bund aufgelöft werde. Einem angeblichen 
Bundesbefhlug auf Mobilmahung gegen Bundesglieder zu gehorchen, 
kann für fein Bundesglied eine Verpflichtung fein; die Bundesverfaflung 
lennt gegen Mitglieder des Bundes nur das in allen Formen geregelte 
Erecutionsverfahren. 

Der hannoverſche Herr Miniſter ga Em. :c. noch feine beftimmte 
Erffärung über die Abfichten feiner egierung gegeben. Wir haben 
feineswegs die Abfiht, auf den Abſchluß des Vertrages zu 
drängen; möge die Königlich hannoverſche Regierung jelber 
erwägen und ſich entjcheiden, was fie am Zuträglichſten für 
ihre Intereſſen Hält. Wir wünfhen nur fiher zu mwiffen, 
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welcher Art unfere Beziehungen zu Hannover find nnd ir 
Zukunft fein werden. 


Em. zc. erfuche ich daher ergebenft, an den Königlich hannoverſchen 
Herrn Minifter mündlih und amtlich, und wenn Ihnen hierauf feine be 
ftimmte und entfcheidende Antwort gegeben wird, fchriftlich in einer Note 
die einfache Frage zu ftellen, ob Hannover nod) gefonnen fei, einen Ber- 
trag der Art, wie er biöher ind Auge gefaßt worden, mit und zu 
ſchließen? 

Fällt die Antwort bejahend aus, fo erwarten wir ohne weitere 
Zögerung den Abſchluß über den fehr einfachen Inhalt. Fällt fie ver 
neinend aus, fo find wir natürlich aller bisher in Kir auf die Zukunft 
gegebenen Zuſagen entbunden und behalten uns die Freiheit ber 

ntfhliegung nach den Umftänden vor. Em. xx. wollen dies im 
Halle einer verneinenden Antwort dem Herrn Grafen von Platen aus: 
fprechen. 

Einem Berichte über das Ergebniß Ihrer Anfrage fehe ich ergebenft 
entgegen.“ 


24. Mai. Bericht ded Prinzen Yenburg an Graf Biömard. 


„Im Aunſchluſſe an meinen vertraulichen Bericht vom 21. d. M. bechre 
ih mich Ew. Ercellenz gehorſamſt zu melben, daß endlich gefiern unter bes Königet 
Georg Vorſitze Conſeil in Herrenbaufen Statt gefunden, wortn zunächk bie mehr 
beregten Grundzüge zum betreffenden Neutralitäts-Bertrage batten zur Diskuffer 
ſtehen follen. Es bat nunmehr auf all’ meine, in Gemäßheit Ew. Excellen; 
hoben Erlaffe vom 17. und vom 20. d. M. dem Grafen Platen feiner Zeit ge- 
machten vertraulichen Mittheilungen, der genannte haunoverſche Minifter mir 
eben nur mitgetheilt: „baß, mit Bezug hierauf wie mit Bezug auf ben in 
ber legten Bunbestags - Situng geftellten Antrag und deſſen Folgen, er in Ge- 
mäßheit bes am geftrigen Tage gefaßten Berestuffes des biefigen Gefammt- 
Minifterii mir vorläufig niht8 Anderes zu erwiebern vermöge, ale daß 
bie Königlih hannoverſche Regierung fe entihloffen fei, ibren 
Bunbespflidten treu zu bleiben und allen Bunbesbeidläfien, 
welhe inuerbalb ber Kompetenz des Bundes von ber Bundesver- 
fammlung getroffen würben, Folge zu geben.“ 

Als ich hierauf dem Grafen Blaten bemerkte, daß biefe feine Grwiederuns 
ja wohl auch zugleich den Hinweis abgeben zu follen fcheine, daß die hanzoveriäe 
Regierung, und zwar ganz entgegen dem Wortlaute ihrer an Herren von Std: 
haufen gerichteten Depeiche vom 14. d. M. nunmehr ihrerfeits vorläufig bavon ab 
fehben wolle, über die Bewahrung ber Neutralität mit ber Königlich preußiſches 
Regierung in Unterbandlung zu treten; und als ich ferner, und zwar in @- 
mäßheit Em. Ercellenz hohen Erlaſſes vom geftrigen Tage, nun ben Grafen 
Platen geradezu fragte, „ob Hannover benn überhaupt noch gefonnen fei, eimez 
Bertrag ber Art, wie er bisher ins Auge gefaßt worben, mit Breußen zu fliehen,” 
fo erwieberte er mir, „daß in Bezug auf bie Verhandlungen über ben Reutrali- 
täte- Vertrag die biefige Regierung erfi den Verlauf der in der legten 
Bundestags-Situng gefellten Anträge, unb aud ben Verlauf, weiber 
bie in jelbiger Sitzung eingebrachte Erflärung über bie beregten Neuttalität 
Verhandlungen nehmen werde, abwarten zu müffen glaube,“ und baß er mr je 
mit für den Augenblid noch keinerlei beffimmtere Antwort, aud wen: 
ich dieſerhalb eine Note an ihn richten wollte, zu geben vermöchte.“ 
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Meldungen aus Hannover berichten, daß dort verleum- 
derilche Gerüchte über die Politif Preußens verbreitet werden. 
Daſſelbe habe einen geheimen Vertrag mit Frankreich ab- 
geichloffen, wonady eventuell das linfe Rheinufer an diefen 
Staat überlaffen und Preußen mit Hannover und Sachſen 
entihädigt werden follte. 


28. Mai. Eine Depeſche Bismarcks an Graf Dienburg erklärt: 


„Bon welcher Seite diefe Behauptung auch aufgeftellt werden mag, 
jo ftehe ich nicht an, fie einfach als eine Lüge zu bezeichnen. Ich bitte 
Em. zc. dies auf das Beftimmtefte außzufprehen, wo Ihnen irgend Ge⸗ 
legenheit dazır geboten wird. Nichts liegt den Gedanken und Intentionen 
Sr. Majeftät des Königs ferner, als ein folcher Abſchluß zum Nachtheile 
Deutfhlande. Wir waren bereit, Hannovers Gelbftftändigkeit 
für alle Eventualität fiher zu ftellen, und Hannover bat e8 
gleihzeitig in der Hand, den Bruch mit Preußen zu erzwingen, 
Bir müffen annehmen, daß Hannover dazu entſchloſſen ift, 
daß die und durch den Baron von Stodhaufen gemachten amtlichen Er⸗ 
Härungen zurüdgezogen find und daß Hannover im Vertrauen auf den 
Sieg der öfterreichiichen Waffen bereit ift, die Zahl unferer Gegner zu 
vermehren. Wir können darin nichts ändern und milffen die Chancen 
dieſes Wechſels in der Politit Hannovers annehmen. Sie wollen fi in 
diefem Sinne der dortigen Regierung gegenüber ausfprechen.“ 


— — 0. — — 


Die thatſächliche Entſcheidung in Schleswig-Holſtein. 
Aus der „Provinzial⸗Correspondenz.“ 


„Raſcher als es irgend erwartet werden konnte, ſind die Dinge in Holſtein 
einer Entſcheidung entgegengeführt worden. 

Die preußiſche Regierung ertheilte dem Gouverneur von Schleswig, Ge⸗ 
neral von Manteuffel, die erforderlichen Befehle, um die von Oeſterreich verletzten 
Sonberainetätßrehte bed Königs von Preußen in Holftein wieder zur Geltung 
zu bringen. 

Am Abende des 6. Juni erhielt ber öſterreichiſche Statthalter von Holftein, 
General v. Gablenz, von dem General v. Manteuffel ein Schreiben, in welchem 
diefer ihm eröffnete, daß nach ber Anficht der Preußifchen Regierung durch bie 
õſterreichiſche Erklärung der Bruch der Gaſteiner Convention erfolgt fei; in Folge 
davon träten nun bie wor ber Gaſteiner Konvention gültigen Zuftände wieder in 
Kraft. Er, der Gouverneur, werbe auf ben Befehl feiner Regierung am folgenden 
Zage mit feinen Truppen in Holftein einrliden, werbe jedoch an ſolche Orte, 
weihe von äfterreichifhen Truppen bejett feien, nicht einmarſchiren, bamit ber 
durchaus friedliche Charakter dieſer Maßnahme nicht geftört werde; denn er habe 
auf Königlichen Befehl jeder feindlichen Begegnung nah Möglichkeit vorzubeugen. 
Er hoffe, Frhr. v. Gablenz werbe fih mit ihm leicht über die neuen Verhältniſſe 
emmigen; wie er benn auch nach wie vor an ber Hoffnung fefthalte, daß e8 ben 
beiberfeitigen Souverainen gelingen werbe, dem drohenden Kriege durch eine Ber- 
ſtändigung auf friebfihen Wege zuvorzulommen. 

ruh am nächſten Morgen (7. Juni) verfammejte der Gouverneur v. Man- 
teuffel in Schleswig die fänmtlihen Amtmänner bes Herzogthums um fih und 
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tbeilte ihnen ben bevorftehenden Einmarſch in Holftein mit. Er ſprach babei bie 
Hoffnung aus, daß es in Holftein nicht zum Blutvergießen kommen werbe, twie 
das Bertrauen, baß ber geſetzliche Sinn ber Bevölkerung Schleewigs und feiner 
Beamten ſich in biefer Zett, wo faft alles Militair aus bem Lande gezogen werbe, 
glänzend bewähren und Zeugniß ablegen werde von dem wahren Verhältniß bes 
egiments unb ber Bevölkerung. 
bes ne öffentliche Belanntmahung in gleihem Sinne erfhien noch im Laufe 
ages. 

n demſelben Morgen überſchritt eine Preußiſche Truppen⸗Abtheilung unter 
General v. Flies die Eiber und rückte in Holſtein vor. Auch ber Gouverneur 
v. Manteuffel traf mit feinem Stabe noch Bormittags in Renbsburg ein und 
nahm bier einftweilen fein Hauptquartier. 

Auch die Öfterreichifchen Truppen waren aller Orten von frübeflem Morgen 
an in Bewegung: fie verließen ihre Stanbquartiere und zogen ſich im füblicer 
Richtung zurüd. Bon Seiten bes Statthaltere v. Gablenz erſchien eine dffent- 
liche Bekanntmachung, in welcher e8 hieß: 

„Nachdem mir vom Preußiichen Gouvernement für Schleswig bie Mitthei⸗ 
fung gemacht worden, daß Preußiſche Truppen heute in Holftein einrüden, fo 
habe ich weitere Entichliegungen meinem hoben Cabinette vorbehalten, biergegen 
Broteft erhoben und fühle mich veranlaft, den Sit der Statthalterichaft und ber 
Lanbes - Regierung bis auf Weiteres nach Altona zu verlegen.” 

Um bie Dlittagszeit verließ der Statthalter mit jeinem Stabe unb ben 
Mitgliedern der Landesregierung Kiel, um fi nad Altona zu begeben. 

Der Erbprinz Friedrih von Auguftenburg hatte fon am Morgen m 
böchfter Eile Kiel verlaffen. Nur wenige Perfonen gaben ihm das @eleite. Die 
öfterreihiihen Zruppen (Brigade Kalik) jammelten fi in und um Altona, die 
Preußiſchen rüdten in weiteren Abtheilungen vor und bezogen überall friedlich 
die Garnifonen. 

Der Gouverneur dv. Manteuffel ließ darauf an ben Statthalter v. Gablen; 
bie Aufforderung ergehen, Namens ihrer beiberfeitigen Souveraine eine gemein 
fame Regierung für Schleswig - Holftein einzufegen, die einfeitige Berufung ber 
bolfteinfhen Stände aber zurüdzunebmen. Beide Forberungen wurben abgelehnt. 
In Folge deffen erließ Freiherr v. Manteuffel am Sonntage 10. die nachfiehente 
öffentliche Belanntmadung: 

„Einwohner bes Herzogtums Holſtein! Die Kaiferlih Königlich öſterrei⸗ 
chiſche Regierung bat fi durch bie in der deutſchen Bundesverſammlung am 
1.d. abgegebene Erklärung thatfächlih von dem Gaſteiner Vertrage losgefagt. Die 
Seiner Majeftät dem König von Preußen nad dem Wiener Frieden zuftehenben 
Souverainetätsrehhte am Herzogthum Holftein find durch bie einjeitig erfolgte 
Einberufung der Stände verlegt. Mit Wahrung diefer Rechte bat feine Majeflät 
ber König mich zu beauftragen gerubt. Ich habe das Gerzogtbum Holftein daher 
wieber, wie vor bem Gafteiner Bertrage, mit Preußiſchen Truppen bejegt. Die 
Hoffnung, daß die Kaiſerlich Königlich öſterreichiſche Regierung auf eıngelegten 
Proteft gegen die Einberufung der Stände biefe Maßregel rildgängig machen 
werbe, ift nicht erfüllt worden. Ich bin dadurch genötbigt, zur Wahrung ber be 
brobten Rechte Seiner Majeflät des Königs bie oberſte Regierungegewalt and 
im Herzogthum Holſtein in. die Hand zu nehmen und thue biefes hierburd mit 
der Aufforberung an Alle, infonberbeit Behörten und Beamte, meinen Anord- 
nungen überall unweigerli Folge zu feiften. Ich erkenne das ruhige und be- 
fonnene Berbalten, welches die Einwohner Holfteins ausnahmslos beim Ein⸗ 
marſche ber Preußiihen Zruppen dieſen gegenüber beobachtet haben, gern an. 
Daſſelbe ift mir ein neuer Beweis, baß bie preußenfeindliche Haltung eines 
Theile ber Preſſe unb ber politiihen Vereine ber wahren Stimmung der Be- 
völferung keineswegs entipricht und ich erwarte, daß auch das feruere Berhalten 
mid) nirgenbs & Ausnahmemaßregeln nöthigen wird. Die durch Bekanntmachung 
bes Kaijerlich Königlihen Herrn Statthalter vom 15. September 1865 eingefeßtt 
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holkeinfche Landesregierung in Kiel ift aufgelöſt; die Mitglieder berielben find 
ihrer Thätigleit enthoben. Eine Belanntmachung Über die anderweite Einrichtung 
der oberften Regierungsbehörbe bleibt vorbehalten. Der Baron Carl v. Scheel- 
Pleſſen übernimmt auf allerhöchſten Befehl, zugleich als Oberpräfibent für beibe 
Serzogtbümer, die Leitung ſämmtlicher Geichäfte der Eivilverwaltung unter der 
Autorität der höchſten Militairgewalt, und wird feinen Wohnfig in Kiel haben. 
— Einwohner des Herzogthums Holftein! Seine Majeftät der König beabfichtigt, 
dem Grundſatze der Zufammengehörigleit entjprechenb, eine Geſammtvertretung 
der Herzogthümer Schleswig- Holſtein ins Leben zu rufen. Um ſolche auf geſetz⸗ 
lichem Wege anzubahnen, follen die Stände jebes ber beiben Herzogthümer ein- 
berufen werben, unb bie bazu nöthigen Einleitungen find bereits getroffen.” 

Am Montag den 11. follte nun ber Beftimmung bes Statthalters gemäß 
die holſteinſche Stänbeverfammlung in Itzehoe eröffnet werben. Um einen chen 
vertragswibrigen Vorgang unter allen Umſtänden zu hindern, hatte Freiherr 
v. Manteuffel ſchon vorber die Stabt mit Preußiſchen Truppen befeten laffen, 
am Sonntag Radhmittag traf er jelber in Igehoe ein. Die von ihm getroffenen 
Maßregeln eriviefen fi als volllommen ausreichend, um jeben Berjuc eines Zu- 
jammeutrittes ber Berfammlung von vornherein zu vereiteln. — — —“ 


PVöllige Räumung Holjteind Seitens der Defterreidher. 


Die öflerreichiiche Brigabe, welche Holftein bisher befet gehalten, bat auch 
bie Stellung in und bei Altona, auf welde fie fih nach dem Einmarfch der Preußen 
zurüdgezogen, nicht feftgehalten. Diefelbe ſchickte fich vielmehr alsbald au, Holflein 
überhaupt zu verlaffen. Schon in der Nacht vom 11. zum 12. Juni rüdten die Oeſter⸗ 
reiher nach Hamburg und von ba Über die Eibe nah Harburg in Hannover. 

Der bisherige öſterreichiſche Statthalter General v. Gablenz erließ beim 
Scheiben noch eine Kundmadung an bie Holfteiner. Er erklärte, daß er durch 
bie Preußiſchen Maßregeln zum Aufgeben feiner Stellung genöthigt jet. 

„Breußifhe Truppen, fagte er, — find im Anmarſch auf Altona. Die 
mir zu Gebote ftehenden Streitkräfte waren nicht darauf berechnet, einem feind⸗ 
fihen Angriff ber bisher verbünbeten deutſchen Macht Widerſtand zu leiften; ich 
bin außer Stande, mit meiner Heinen Schaar der verübten Gewalt wirffam ent⸗ 
gegen zu treten und bas Recht zu fehlten. Um die Truppen nicht nutzlos zu 
opfern, weiche ich, einem Allerböchften Befehl Seiner Majeftät bes Kaiſers folgend, 
der Uebermacht unb verlaffe mit ihnen das Land.” 

Die hannoverſche Regierung hat ben Öfterreichiihen Truppen ben Durchzug 
unter Benutung ber Eifenbahnen geftattet. 

Bon Harburg ſoll fi die Brigade zunächſt nad Kaffel begeben. Es wird 
vermuthet, daß Defterreich verſuchen wolle, bieje feine Zruppen mit einer anderen 
deutichen Heeresabtheilung zu feinbfeligem Auftreten gegen Preußen in Mittel- 
dentſchland zu vereinigen.“ 


— a —— —— 


9. Zuni. Erklärung Preußensin der Bundedsverfammlung 
über die Anrufung ded Bundes in der ſchleswig-holſteinſchen 
Angelegenheit. 

„Der Geſandte ift angemwiejen, die Inſinuation der Kaiferlich öfter- 


reichiſchen Regierung, als ob Preußen die Annerion der Elbherzogthümer 
mit Gewalt Yabe durchführen wollen, wiederholt als wahrheitswidrig 


srrüdpmeilen. 
r Gefandte hat in Bezug auf die Eröffnung, durch welche Defter- 
reich die ganze ſchleswig⸗holſteinſche Angelegenheit den Entichliegungen des 
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Bundes anheimftellt und diejen von Seiten Oefterreich8 die bereitwilligfie 
Anerkennung zugefichert hat, die Erklärung abzugeben, daß feine Regierung 
diejen Act des Baiferlichen Hofe weder mit den zwiſchen dem beiden 
Mächten beftebenden Verträgen, no mit der Sompetenz des 
Bundes in Einklang bringen kann. 

Die Beziehungen Preußens und Oeſterreichs zu einander in ber 
ſchleswig⸗ holſteinſchen Angelegenheit find von Anbeginn derfelben durd 
beftimmte Vereinbarungen geregelt worden. 

As im Januar 1864 die beiden Mächte in die Lage kamen, die 
Wahrung der Rechte der Herzogthüner felbftftändig in die Hand zu 
nehmen, wurde am 16. des gedachten Monats eine Convention zwilden 
denfelben gejchloffen, welche zunächft in tranfitorifchen Beftimmungen die 
unmittelbar zu treffenden Maßregeln ordnet, zugleich) aber auch den gell 
ind Auge faßt, daß die Entwidlung der Ereigniffe die beiden deutſchen 
Mächte von früheren Verträgen löſen jollte. In diefer Beziehung enthält 
die Convention im $. 5 den folgenden Haren und unzmweideutigen Paffıs, 
welcher die vertraggmäßige Grundlage aller jpätern Beziehungen zwiſchen 
Preußen und Defterreich geblieben it: 

„Für den Fall, daß es zu Feindſeligkeiten in Schleswig käme und 
alfo die zmifchen den deutſchen Mächten und Dänemark beftehenden Ber- 
trags⸗Verhältniſſe hinfällig würden, behalten die Höfe von Preußen und 
Oelterreich fi vor, die fünftigen Berhältniffe der Herzogthlimer nur ım 
egenfeitigen Einverftändnig feitzuftellen. Zur Erzielung dieſes Einver: 
ändnifjes würden fie eintretenden Falles die Jachgemäßen weiteren Abreden 
treffen. Sie werden jedenfalls die Frage über die Erbfolge in den Herzog. 
thumern nicht anders, als im gemeinfamen Einverftändnifie entjcheiden.“ 

Entſprechend diefer von den beiden Mächten eingenommenen Stellung 
wurden im Wiener Frieden vom 30. October deflelben Jahres die Rechte 
des von ihnen anerfannten Königs Chriftian IX. an Preußen und Oeſter⸗ 
reich abgetreten und das gemeinjame Berfügungsrecht beider Mächte über 
die Derzogthlimer anerkannt. 

Ein Ausflug diefes Verfügungsrecht3 war die in Gaftein am 14. Auguft 
v. J. abgefchlofjene Konvention, worin die Ausübung Der durch jemen 
Frieden erworbenen Rechte geographiich getheilt, die Souverainetätsredte 
aber für beide Herzogthümer beiden Monarchen gemeinjchaftlich vorbehalten 
und dadurch dem Drineip, daß über diefelben nur durch gemeinfames 
Einverftändniß entichieden und verfügt werden fünne, eine nene Sanction 
ertbeilt wurde. 

Diefen Bereinbarungen widerfpricht die Kaiſerlich öfterreichiiche Re 
ierung, indem fie, ohne vorher fi) des Einverſtändniſſes Preußens ver: 
dert zu haben, mit der ausdrücklichen Erklärung, daß fie auf dieſes Ein 

verſtändniß verzichte, die ganze Angelegenheit zur Verfügung des deutichen 
Bundes ftellt und fich der Enticheidung defielben zu unterwerfen verfpricht. 

Die Königliche Regierung ſucht vergebens nach Argumenten, durd 
welche diefer Bruch der von Anbeginn der friegerifchen Bermwidelungen 
ftipulirten und in der Safteiner Convention feftgehaltenen vertragsmäfiger 
Berpflichtungen Defterreich8 gerechtfertigt werden könnte. 

Sie kann nicht annehmen, daß das Motiv hierzu in der Ucberzenanie 
ber Kaiferlich Öfterreichiichen Regierung von einem uriprünglichen Wed 
des bdeutichen Bundes zur alleinigen ntfejeidung diefer Angelegenhen 
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liege, Abgeſehen davon, daß jedes Recht des Bundes fi) doch immer 
nr auf das Bundesland Holftein beziehen und das Herzogthum Schleswig 
niht berühren würde, fo wird die Kaiferliche Regierung felbft nicht in 
Abrede ftellen, daß die Begründung refp. Begrenzung ber Competenz des 
Bundes noch nicht feſtgeſtellt worden iſt. Das Kaiſerliche Cabinet hat 
dieſe Begründung in Gemeinſchaft mit Preußen in dem am 11. Februar 
1864 abgegebenen Separat-Botum gefordert und feinen eigenen Zweifeln 
und Bedenfen gegen die Ausdehnung der Competenz des Bundes in einer 
der Deffentlichteit übergebenen Depelie vom 10. Januar deflelben Jahres 
an den Kaiferlihen Gejandten in München einen jo beftimmten Ausdrud 
gegeben, daß der Geſandte fich jeder weiteren Ausführung überhoben 
en, darf, da die Sachlage ſeitdem Teine weſentliche Veränderung er» 
ren bat. 

Die Königliche Regierung nimmt feinen Anftand zu erklären, daß fie 
weit davon entfernt ift, die Angelegenheit ber Herzogthümer, welche auch 
fie vermöge der Berbindung Holſteins mit Schleswig als eine nationale 
betrachtet, ander8 als im Sinne diefer ihrer Auffaflung löſen zu wollen. 
Sie hat e8 ſchon in einer nach Wien gerichteten Depeſche vom 7. v. Mts., 
weile der Gejandte ebenfalls der boden Bundesverfammlung vorzulegen 
die Ehre hat, ausgeſprochen, daß fie die ſchleswig⸗holſteinſche Angelegenheit 
in Verbindung mit der Bundesreform zu behandeln bereit ift und gerade 
in diefer Verbindung eine Erleichterung der friedlichen Löſung fieht. Sie 
erwartet auch jegt nur den Augenblid, wo fie diefe Frage mit einer 
Bundesgemalt verhandeln und erledigen kann, in welcher bie Mitwirkung 
der nationalen Bertretung dem Einfluſſe partitularer Intereſſen das 
Gegengewicht hält, und die Bürgfchaft gewährt, daß die von Preußen ge⸗ 
bradten Opfer jchlieglih dem gefammten Baterlande und nicht der 
dynaſtiſchen Begehrlichkeit zu Gute kommen. Unter den gegenwärtigen 
Umftänden aber und bei der pofitiven Begrenzung, welcher die Competenz 
der Bundesverfammlung durch die beftehende Verfaflung unterliegt, muß 
fie Einfpruch dagegen erheben, daß über eigene, durch blutige Kämpfe 
und durch internationale Berträge erworbene Rechte ohne ihre —— 
Verfügung getroffen werde. 

* Bere der von der Kaiferlichen Regierung mit ihrer Erflärung 
verbundenen Anzeige, daß dem Freiherrn v. Gablenz Special-Bollmadt 
ur Einberufung des holfteinfhen Landtags ertheilt worden jet, 
Bat der Gefandte zu bemerken, daß feine Regierung die Einberufung der 
Stände als ein Souverainetätsrecht anfteht, welches unter den beftehenden 
Vertrags⸗Verhältniſſen und namentlich, nachdem die Beitimmungen ber 
Gaſteiner Uebereinkunft hinfällig geworden, von den beiden Souverainen 
gemeinschaftlich hätte ausgeübt werden müſſen.“ 


— — — — — 


10. Juni. Bundesreform. 
Preußiſcher Entwurf zur Bundesreform. 


Art. I. Das Bundesgebiet beſteht aus denjenigen Staaten, welche 
bisher dem Bunde angehört haben, mit Ausnahme der öfterreichiichen und 
niederländifchen Landestheile. (Für diefe ift der Austritt aus dem Bunde 
jhon vor Kurzem beantragt worden.) 
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Art. II. Die gejeßgebende Gewalt des Bundes wird von dem Bundes- 
tage in Gemeinſchaft mit einer in regelmäßigen Zeiträumen zu berufenden 
National= Bertretung ausgelibt. Zur Gültigkeit der Beidläfe iſt die 
Uebereinftimmung ber Mehrheit des Bundestages mit der Mehrhen der 
Volksvertretung erforderlich und ausreichend. 

Urt. III. Die Umgeftaltung des Bundestages ift unter den Yundei- 
regierungen und mit dem zu berufenden Parlamente zu vereinbaren. 

Art. IV. Die National» Vertretung geht aus directen Wahlen hervor, 
welche nach den Beitimmungen des Reichswahlgeſetzes vom 12. April 1849 
vorzunehmen find. 

Art. V. Die Bundesftaaten bilden ein gemeinfameß und einheitliches 
Zoll⸗ und Handelsgebiet, in welchem die Errichtung von Freihäfen ver- 
behalten bleibt. 

Art. VI Der Gefeggebung und Oberauffiht der Bundesgewalt 
unterliegen die nachftehenden Angelegenheiten: 

N Die Zoll» und andeiögefeggebung, 

2) Die Ordnung des Maß⸗ Münz- und Gewichts⸗Syſtems, nebfl 
Beltftellung der Grundjäge über die Emiſſion von fundirtem und 
unfundirtem Papiergelde. 

3) Die allgemeinen Beitimmungen über das Bankweſen. 

4) Die Erfndungs- Patente. 

5) Der Schuß des geiftigen Eigenthums. 

6) Die Beftimmungen über Freizügigkeit, Heimaths⸗ und Anfiede: 
Iungs »Berbältntfie, den Gewerbebetrieb, die Colonifation und 
Auswanderung nach außerdeutfchen Rändern. 

7) Organiſation eines gemeinjamen Schutzes des deutfchen Handels 
im Auslande, der deutihen Schifffahrt und ihrer zu 
See und Anordnung gemeinfamer konſulariſcher Vertretung, 
welche vom Bunde ausgeftattet wird. 

8) Das geſammte deutſche Sifenbehnmelen im Intereſſe der Landei- 
vertheidigung und des allgemeinen Verkehrs. 

9) Der Sciffiahrtöbetrieb auf den mehreren Staaten gemeinfamer 
Waſſerſtraßen, fowie die Fluß⸗ und fonfligen Wafjerzölk. 

10) Das Poft- und Xelegraphenweien. 

11) Die gemeinfame Civilproceß- Ordnung und das gemeinjame 
Concurs» Verfahren. 

Art. VII. Die Bundesgewalt hat das Hecht, Krieg zu erllären m 
Frieden fowie Bündniffe und Berträge zu jchließen, in völkerrechtliche 
Vertretung des Bundes Geſandte zu ernennen und zu empfaugen. 

Die Kriegsertlärung hat bei feindlicher Invafion des Yundesgebieteh 
oder bei kriegeriſchem Angriff auf feine Küften unter allen Umfländen zu 
erfolgen, in den Übrigen Fällen ift zur Kriegserklärung die Zuflinumum 
der Souveräne von mindeftens 2 Dritttheilen der Benölterung de Bunde 
gebietes erforderlich. 

Art. VIU. Die Kriegg- Marine des Bundes mit den erforderliche 
rar und Scifffahrts- Anlagen wird nad folgenden Grundjägen er 

ichtet: 


Die Kriegs» Marine der Nord⸗ und Oftfee ift eine einheitliche auer 
Preußiihen Oberbefehl. Bei Ernennung der Dfficiere umd Beamten cam 
curriren die Küiften» Staaten auf Grund befonderer Vereinbarungen. 
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Der Kieler und der Yahde- Hafen werden Bundes » Sriegshäfen. 

Als Maßſtab der Beiträge zur Gründung und Erhaltung der Kriegs⸗ 
Marine und der damit zufammenhängenden Anftalten dient im Allgemeinen 
die Bevöllerung unter Yeftftellung einer- Mebrbelaftung der Uferftonten 
und Hanjeftädte, 

in Bundes» Marine » Budget wird nach diefen Grundfägen vereinbart. 

Das Anwerben der Matroſen und Mannſchaften für die Bundes⸗ 
Kriege - Marine wird durch ein Geſetz geregelt. 

Art. IX. Die Landmacht des Bundes wird in 2 Bundesheere ein- 
getbeilt, die Nordarmee und die Südarmee. 

In Krieg und Frieden ift Seine Majeftät der König von Preußen 
Bunded» Obertelbherr ber Nordarmee, Seine Majeftät der König von 
Vayern Bundes Oberfeldherr der Südarmee. 

Jeder der beiden Bundes-Oberfeldherren hat da8 Recht und die 
Pflicht, dafür Sorge zu tragen, daß innerhalb der von ihm befehligten 
Armee die bundesbefhlugmäßigen Truppen vollzählig und kriegstüchtig 
vorhanden find und daß die nothwendige Einheit in der Einrichtung, in 
Bewaffnung und Commando, in der Ausbildung der Mannfchaften, fo wie 
in den Anforderungen an die Officiere hergeftellt wird. 

Das Net, bis zur Grenze der eigenen Truppenzahl die Officiere 
zu ernennen, fteht jeder Negierung zu; Diejenigen Commandos, unter 
welchen mehr als ein Gontingent ftebt, befegt der Oberfeldberr. 

Der Oberfeldherr hat das Recht, in den nach feiner Ueberzeugung 
dringenden Fällen, die kriegsbereite Aufftellung jedes Theiles der von ihm 
befehligten Bundesarmee innerhalb des Gebietes der letzteren, vorbehaltlich 
Ipäterer Genehmigung durch Bundesbeihluß, anzuordnen. 

Für jedes der Bundesheere wird ein gemeinfchaftliches, mit ber 
National- Vertretung zu vereinbarendes Militärbudget für Feldarmee und 
Feſtungsweſen aus Beiträgen der En dem betreffenden Heere ihre Truppen 
ftellenden Regierungen gebildet. Die Höhe der Beiträge richtet ſich nad) 
ber Bevölkerung der betreffenden Staaten. 

Art. X. Die Beziehungen des Bundes zu den deutfchen Randestheilen 
des Öfterreichifchen Kaiſerſtaates werden nad erfolgter Vereinbarung über 
diefelben mit dem zumächft einzuberufenden Parlamente durch bejondere 
Verträge geregelt werden. 


Preußiſche CircularsDepeihe vom 10. Juni 1866 zur 
Mittheilung vorftehenden Entwurfes. 


„Unfer Antrag am Bunde vom 9. April d. %. auf Berufung 
eine8 Parlaments zum Zmed der Bundesreform hat trog der Mahnung, 
welde im Ernft der Berbältniffe lag, den von und im Intereſſe des 
Friedens dringend gewünſchten Erfolg nicht gehabt. Der bisherige Gang 
der Verhandlungen läßt vielmehr kaum hoffen, daß im Neunerausfchufie, 
in welchem wir den Inhalt unferer Reformvorſchläge angedeutet haben, 
der Antrag noch eine rechtzeitige Erledigung finden werde. 

Wir wenden uns daher nunmehr unmittelbar an unfere Bundes» 
genofien und legen ihnen die Grundzlige zu einer neuen Bundesverfaflun 
mit der Bitte vor, fie einer forgfältigen Erwägung unterziehen und ie 
zugleich über die Frage ſchlüſſig machen zu wollen, ob fie eventuell, wenn 
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in der Zwiſchenzeit bei der drohenden Kriegsgefahr die biäherigen Bundes⸗ 
verhältniffe fich löfen follten, einem auf der Baſis diefer Modificationen des 
alten Bundesvertrageß neu zu errichtenden Bunde beizutreten geneigt fein 
würden. 

Em.... erfuche ich ergebenft,. der Regierung, bei welcher Sie bes 
laubigt zu fein die Ehre haben, ein Eremplar der Grundzüge nebft Ab⸗ 
Nie —* Depeſche gefälligſt mittheilen zu wollen.“ 


46. Ber Untergang des deutſchen Bundes. 


11. Juni. Defterreih8 Antrag auf Mobilifirung des 
Bundesheere®. 


Der Präfibial- Gefandte ift von feiner allerhöcften Regierung beauftragt 
worben, ber hoben Bunbesverfammlung folgende Mittheilung zu machen: 

Der Königlich) Preußiſche Gouterneur im Herzogthum Schleswig, General- 
Lieutenant Freiberr von Manteuffel, hat bem Kaiferlihen Statthalter für das 
Herzogthum Hofftein, PBelbmarjchall - Lieutenant Freiherrn von Gablenz, amtlid 
angezeigt, daß er von feiner Regierung befehligt fei, zur Wahrung der Condo⸗ 
minatsrechte Preußens die nicht von Bfterreihiichen Truppen beſetzten Theile Hol- 
fteins zu befeten. 

Der Kaiferliche Statthalter hat gegen dieſes Vorhaben Proteft erhoben unt 
bie ihm unterftehenden Kaiferlihen Truppen bei Altona concentrirt. 

Ungeachtet dieſer feierlichen Einfprache und ungeachtet die Gaſteiner Convention 
bie Ausübung aller Souveränetätsrechte, die Verwaltung und militärifche Beſetzung 
Holſteins, mit Ausnahme einiger nambaft gemachten Bunte, in die Hände Seiner 
Majeftät des Kaifers von Defterreich gelegt bat, haben die Preußiſchen Truppen 
die Grenze Holfteins überſchritten und fich Über das ganze Yand verbreitet. 

Der Präfidial- Gefandte ift beauftragt morben, der hoben Bunbesverfamn- 
lung von dieſem Vorgehen Anzeige zu erftatten. Die Kaiferlihe Regierung muß 
bafjelbe als einen Bruch der Gafteiner Uebereinkunft bezeichnen, welche einen 
proviforischen Zuſtand vertragsmäßig feftgeletst hatte, den bis zur definitiven Ent- 
ſcheidung des Bundes über Holftein fortbauern zu laffen Defterreidy bereit war. 

Freiherr von Manteuffel hat feitvem erflärt: er jet genöthigt, bie Regierungs- 

ewalt auch in Holftein an fi zu nehmen; hierin liegt eine Verletzung des 
iener Friedensvertrages. 

Seine Majeftät der Kaifer bat durch Allerböchftieinen Gefanbten in Berlin 
am 31. März erklären laffen, daß Er Sich nicht in Widerſpruch mit den Beltim- 
mungen der Bunbesacte jeten werde. Der Präſidial-Geſandte bat im Allerhöchſten 
Auftrage dieſelbe Erklärung im Kreife diefer hoben Berfammlung abgegeben. 

Diefer Aufiherung ift Seine Majeftät ber Kaiſer treu geblieben. 

Preußen aber hat zum Schutze vermeintlich verletter Sechte den Weg ber 
Selbſthülfe betreten. 

Es liegt demnach ber im Artikel 19 der Wiener Schlußacte vorgeſehene 
Hal vor und bie Bundesverfammlung ift berufen, ber unternommenen Selbfthälie 
Einhalt zu thun. 

Nah diefem gewaltthätigen Vorgehen, bei welchem Preußen umfangreide 
Rüſtungen zur Seite ftehen, Tann nur in Aufbietung aller Übrigen verfügbaren 
militäriihen Kräfte bes Bundes eine Gewähr des Schubes für die innere Sicher⸗ 
beit Deutfchlands und die bedrohten Rechte feiner Bunbesglieber gefunben werten. 

Die Katjerlihe Regierung eradtet bie jhleunige Mobilmadhung 
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fämmtlider nit zur Preufifhen Armee gebdrigen Armeecorpe 
des Bunbesheeres für nothwendig. 

Bebürfte dieſe Maßregel noch weiterer Begrünbung, fo findet fie biejelbe 
in der Haltung der Königlich Preußifchen Regierung gegenüber den Beichlüffen, 
weiche in fetter Zeit und bei ſiets fleigenber Gefahr von der Bunbesverfammlung 
zur Wahrung bes Bundesfriebens gefaßt worden find. 

Dem aus Anlaß der Bedrohung Sachſens gefaßten Beichluffe vom 9. Mat: 
„bie Königlich Preußiſche Regierung anzugeben, daß burd geeignete Erklärung 
dem Bunde mit Rüdficht auf Art. 11 der Bunbesacte volle Beruhigung gewährt 
werbe,“ bat die Königlich Preußiſche Regierung nicht entfprochen. 

Die Antwort Preußens auf ben Beſchluß vom 24. Mai kann nicht für be- 
friebigenb ertannt werben, ba es bie in jenem Beſchluſſe in Ausficht genommene 
gleichzeitige Abrüſtung abgelehut hat. 

Bei beiden Anläffen bat die Königlich Preußiſche Regierung, ſich zum Richter 
über den deutſchen Bund aufwerfend, ihr Verhältniß zu biefem Staatenbunde 
und ihre weitern Entſchließungen davon abhängig erllärt, daß berielbe Preußens 
Forderungen erfüllen wolle und könne. 

Aus allen dieſen Gründen erjcheint der Kaiferlicden Regierung für bie hohe 
Bundesverfammlung bie unvermeidliche rothivenbigteit beranzutreten, biejenigen 
dringfihen Maßregeln zu ergreifen, welche fie in die Tage jegen, die ihr obliegenden 
Berpflihtungen zu erfllllen, und beantragt baber: 

Hohe Bundesverjammlung wolle vorbehaltlih weiterer Entichließungen ben 
Beihluß faflen: 

1) Die Mobilmadung bes I., II, III, VOL, VIIL, IX. und X. Bundes» 
armeecorp8 anzuorbnen und an die betreffenden höchften und hohen Regierungen 
dos Erfuchen zu fielen, ihre Bunbes - Sontingente nad der angenommenen Kriegs- 
formation in ber Stärke bes Haupt» und Reſerve⸗Contingents ungefäumt auf 
den Kriegsſtand zu fehen und felbe in den innehabenben ober einzunehmenben 
Etandquartieren binnen 14 Tagen berart marſch⸗ und ſchlagfertig aufzuftellen, 
daß e8 auf ergebende Aufforderung innerhalb 24 Stunden mit allem Kriegebebarf 
abmarſchiren könne. 

2) Diefeiben höchſten und hohen Regierungen ferner zu erfuchen, auf bie 
Bildung der Erfag- Eontingente Bedacht zu nehmen. 

3) Diefelben höchften und hohen Regierungen zu erfuchen, in mögfichft kurzer 
Fri, jedenfalls innerhalb der nächften 14 Tage, bei ver Bunbesverfammlung den 
Vollzug diefer Anordnung anzuzeigen. - 

4) Dieſelben höchften und hoben Regierungen zu erſuchen, bie nöthigen 
Einleitungen zu treffen, damit bie Bunbesverfammlung im Sinne bes $. 46 
der Bundes - Kriegsverfaffung balbigft wegen bes Oberbefehls Beſchluß faffen könne 
und weiter bie im 7., 8., 9. und 10. Abjchnitte der Bundes - Kriegsverfaffung 
vorgejehenen Ernennungen und Aufftellungen zu bewirken refp. zu vereinbaren. 

5) Den Ausſchuß für Militär» Angelegenheiten anzuweiſen, ſich mit ber 
Militär- Commiffion wegen Durhführung dieſes Beichluffes ins Einvernehmen 
zu ſetzen. 
Der Präfivial- Gejanbte ift zugleich angemwielen, auf Abflimmung in einer 
balbigft anzuberaumenben Sitzung anzutragen. 


Ueber den Antrag Defterreihs auf Mobilifirung 
des Bundesheeres. 
Bemerkungen ber „Provinzial⸗Correſpondenz“ vom 13. Juni 1866. 


Das Auftreten Oeſterreichs, ſowie das vorläufige Verhalten ber Bunbes- 
verfammlung flefen im Widerſpruch mit dem Bundesrechte: letzteres kennt ein 
Einfchreiten, wie e8 bier unter nichtigem Vorwande gegen Preußen verfucht werben 
fol, überhaupt nicht. Glaubt der Bund ein Recht zur Herftellung ber bundes- 
mäßigen Orbnung in Holftein zu haben, jo kann bies nur auf dem Wege ber 
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Bunbeserecution geſchehen, für welche aber ganz beftimmte Kormen und Vorbe 
—ã fefgefegt find, ohne deren Beobachtung ein Erecutionsverfabren nick 
fa en lann. 

Dagegen zu einer Mobilmachung bes Bunbesheeres zu ſchreiten, liegt wicht 
der mindefte Anlaß und Grund aus dem Bundesrecht vor, da eine Mobilmachnunz 
nur zum Zwecke eines Bundeskrieges angeorbnet werden barf, ein Bunbestrieg 
gegen Mitglieder des Bundes aber ausdrücklich unterfagt if. 

Der Antrag Oeſterreichs ift daher von vornherein eine Verhöhnung bei 
Bundesrechts. Derfelbe hätte von der Bunbesverfammlung gar nicht im Betrech 
genommen werden bürfen: er hätte vorweg und ohne jebe Berathung abgewieien 
werben müffen. Indem bie Verſammlung den Antrag überhaupt yulich, beibeiligte 
fie fi) bereits an dem Verſuch zum Bruch der Bunbesverträge. 

Bollenbs würbe die Annahme bes öfterreihiichen Antrages nicht Bios als 
ein Act offener Feindieligleit gegen Preußen, ſondern auch als ein entidhietenn 
Bunbesbrud aufzufaflen und zu bebaubeln fein. 

Die Beichlüffe der nächſten Bundestags. Sigung dürften baber ven ber 
böchften, mögfichermweile verbängnißvollften Bedeutung werben. Die Staaten, welche 
einen Beihluß im Sinne Defterreich8 zu faffen im Begriff fliehen, werben fib 
bie Folgen und die Verantwortung befjelben klar zu maden haben. 


12. Suni. Abbruch der diplomatifhen Beziehungen. 
Der öſterreichiſche Geſandte in Berlin Graf Karolyi an ben Grafer 
Bismard. 


„Die gewaltfame unb ben Berträgen zuwiberlaufenbe Beſetzung Hohſent 
durch die preußiihen Truppen zwingt den Kaifer von Oeſterreich, bie biplomat:- 
ſchen Beziehungen mit Preußen abzubrechen. Der Baron von Wertber bat diejer 
Morgen die Weifung erhalten, daß feine Päſſe zu feiner Verfügung find. der 
Unterzeichnete erjudht den Grafen VBismard, ihm bie jeinigen zuzufenben. 

Karolyı“ 


14. Juni. Bundesbeſchluß über Defterreih8 Antra:. 
Preußens Austritt ans dem deutfchen Bunde. 


(Berathung der Bundeöverfammlung über den Antrs: 
Defterreih8 auf Mobilifirung des Bundesheeres gezen 
Preußen.) 

Vorgängige Erklärung ded Preußiſchen Bundestags⸗ Hr 
Sandten: 

„Der Königlich Preußiſche Gefandte muß gegen jede gefchäftlicde 
Behandlung des Antrages, als nah Form und Inhalt bundes 


widrig, Himmen, und legt dagegen Namens feiner allerhöchſten 
Regierung hiemit ausdrücklich Proteft ein.“ 


(Bei der Abftimmung wurden die öfterreidhiichen Anträ:. 
in der Hauptſache von der Mehrheit angenommen. Tr’: 
Mehrheit wurde gebildet dur folgende 9 Stimmen: 
Defterreih, Bayern, Sachſen, Württemberg, Hamerer 
Großherzogthum Hefjen, Kurhefjen, Naſſau und die 16. Ker: 
(Lichtenftein, Reuß u. |. w.) 
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Gegen Defterreich ftimmten 6 Stimmen: Sachſen⸗Weimar 
und die thüringiſchen SHerzogthümer (außer Meiningen), 
Oldenburg- Anhalt: Schwarzburg, Medlenburg, die freien 
Städte (außer Frankfurt), Luremburg und Baden. Preußen 
gab gar feine Stimme ab, da es die ganze Verhandlung 
für bundeswidrig erflärt hatte.) 


Erklärung ded Preußiſchen Gejandten nach der Abſtimmung. 


„Nachdem die hohe Bundesverjammlung ungeachtet des vom Geſandten 
im Namen feiner allerhöchften Regierung gegen jede gefchäftliche Behand- 
lung des öfterreidhifchen Antrages eingelegten Proteſtes zu einer dem ent- 
gegenftehenden Beſchlußfaſſung gefchritten ift, Hat der Gejandte nunmehr 
die ernfte Pflicht zu erfüllen, der hohen nerlammiung diejenigen Ent⸗ 
Ihliegungen fundzugeben, zu welchen, gegenüber der foeben erfolgten Bes 
ſchlußfaſſung des Gefandten allerhöcfte Regierung in Wahrung der Rechte 
und Intereſſen der Preußiſchen Monarchie und ihrer Stellung in Deutſch⸗ 
land zu fchreiten für geboten erachtet. Der Act der Einbringung des von 
der Kaiſerlich Königlich öfterreichiichen Regierung geftellten Antrages an fich 
felbft fteht nach der feften Ueberzeugung des Königlichen Gouvernements 
zweifello8 mit ber Bundesverfaffung im offenen Widerjpruh und muß 
daher von Preußen als ein Bruch des Bundes angefehen werden. 

Das Bundesrecht kennt Bundesgliedern gegenüber nur ein Erecutions- 
verfahren, fir melches beftimmte Formen und Borausfegungen vorge⸗ 
ſchrieben ſind. Die Aufſtellung eines Bundesheeres gegen ein Bundesglied 
auf Grund der Bundeskriegsverfaſſung iſt dieſer eben fremd, wie jedes 
Einſchreiten der ———— gegen eine Bundesregierung außerhalb 
der Normen des Executionsverfahrens. 

Insbeſondere aber ſteht die Stellung Oeſterreichs in Holſtein nicht 
unter dem Schutz der Bundesverträge, und Se. Majeſtät der Kaiſer von 
Vefterreih kann nicht ald Mitglied des Bundes für das Herzogthum 
Holftein betrachtet werden. 

Aus diefen Gründen bat die Königliche Regierung davon Abftand 
genommen, irgendivie auf die materielle Motivirung ded Antrages einzu⸗ 
geben, für welchen Fall es ihr eine leichte Aufgabe geweſen fein witrde, 
den gegen Preußen gerichteten Vorwurf des Friedensbruches zurückzuweiſen 
und denſelben gegen Defterreich zu richten; dem Königlichen Cabinet 
erſchien vielmehr als das allein vechtlich gebotene und huläffige Berfahren, 
daß der Antrag wegen feines widerrechtlihen Charakters von vornherein 
Seitens der Bundesverfammlung abgemiejen werden müßte. 

‚. Daß diefem ihrem beftimmten Verlangen von ihren Bundeögenoffen 
nicht entfprochen worden ift, Tann die Königliche Regierung im Hinblid 
auf das bisherige Bundesverhältnig nur auf's Tieffte beklagen. 

Nachdem das Vertrauen Preußens auf den Schuß, melden der Bund 
jedem feiner Mitglieder verbürgt bat, durch den Umſtand tief erichlittert 
worden mar, daß das mächtigfte Glied des Bundes jeit drei Monaten im 
Widerſpruch mit den Bundesgrundgejegen zum Behufe der Selbfthülfe 
gegen Preußen gerüftet hat, die Berufungen der Königlihen Regierung 
aber an die Wirkfamleit des Bundes und feiner Mitglieder zum Schutze 
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Preußens willfürlichen Angriff Oefterreih8 nur Nüflungen anderer 
—— ohne Aufflärung über den Zweck derfelben zur Folge gehabt 

mußte die Königliche Regierung die äußere und innere Sicherheit, 
welche nach Artikel 2 der Bundesacte Hauptzwed des Bundes ift, bereits 
als in hohem Grade gefährdet erkennen. Dieſe ihre Auffafjung bat der 
vertragsmwidrige Antrag Oeſterreichs und die eingehende, ohne Zweifel au 
Berabredung beruhende Aufnahme deſſelben durch einen Theil ihrer 
bisherigen Bundesgenofjen nur noch beftätigen ımd erhöhen können. 

Dur die nad dem Bundesrechte unmögliche Kriegserflärung gegen 
ein Bundedglied, welche durch den Antrag Oeſterreichs und das Botım 
derjenigen Regierungen, welche ihm beigetreten find, bedingt ift, fieht das 
Königlihe Cabinet den Bundesbruh als vollzogen an. 

m Namen und auf Allerhöchften Befehl Sr. Mojeftät bes Königs, 
ſeines Allergnädigften Herrn, erllärt der Gefandte daher biermit, dar 
Vreufen den bisherigen Bundesvertrag für gebrocden nud deshalb 
wicht mehr verbindlich anfieht, denjelben vielmehr als erloſchen be 
trachten und behandeln wird. . 

Yudeh will Se. Majeftät der König mit dem Erlöſchen a 
bisherigen Bundes nicht zugleich die nationalen Grundlagen, ai 
denen der Bund auferbaut geweien, als zerftört betraditen. 

Preußen hält vielmehr au diejen Grundlagen und an der über 
die vorübergehenden Formen erhabenen Einheit der dentſchen Nation 
feft und fieht e8 als eine unabweisliche Pflicht der dentſchen Etaaten 
an, für die letteren den angemeflenen Ausdrud zu finden. 

Die Königliche Regierung legt de die Grundzũge eine 
nenen, den Zeitverhältuifien entſprechenden Einigung hiermit und 
vor uud erklärt fi) bereit, auf den alten, durd eine ſolche Reform 
modificirten Grundlagen einen nenen Buud mit denjenigen dentiden 
Negierungen zn Ihliehen, welche ihr dazn die Hand reichen wolle. 

Der Gefandte vollzieht die Befehle —* allerhöchſten Negierunz 
indem er feine bisherige Thätigkeit hiermit nunmehr für beendet erllärt 

Schließlich hat der Gejandte feiner allerhöchften Regierung, in barı 
Namen und Auftrag, alle derjelben aus dem bisherigen Bundesverhälmf 
zuftehenden und jonft noch daraus entipringenden Rechte und Anfprüd: 
jeder Art auf das Eigenthum und alle Zuftändigleiten de Bundes ror 
zubehalten und zu wahren; inöbejondere ift er noch angewielen, gegea 
jede Berwendung bemwilligter Bundesgelder reſp. gegen jede Träpofitws 
arüber, welche ohne ihre befondere Zuftimmung etwa erfolgen follte, ars 
drüdlich Proteft einzulegen.“ 


Erflärung ded „Preußiſchen Staats-Anzeigere‘ 


Die Regierung Sr. Majeftät des Königs ift durch das bunbesmir: 
Berfahren einer Mehrzahl ihrer bisherigen deutfchen Bundesgenofien ı= 
einem Schritte gezwungen worden, durch welchen das beſtehende europäridk 
Bertragsredt wetentlich alterirt wird. 

Oeſterreich, deflen Heeres» Maflen unfere Grenzen bebroben, hatt 
im fchroffften Widerjpruhd mit dem Geift und Wortlaut der Buuber- 
Ace am 11. Juni d. J. die Mobilifirung des geſammten außerpreußiſches 
Bundesheeres in Antrag gebracht und zwar wegen angeblicher Gejährdun: 
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feines Beſitzſtandes in Holftein durch preußifcherfeits gebrauchte Selbft- 
bülfe, unter Berufung auf Artikel 19 der Wiener Schlußacte. 

Diefer Artikel bildet aber nach dem bisherigen Bundesrechte feinen 
Anhalt für Friegerifche Vorkehrungen des Bundes. Er ift vielmehr nur 
der Ausgangspunkt für das durch die folgenden Artikel der Wiener 
Schlußacte vorgejchriebene rechtliche Berfahren. Mittelſt des letzteren 
jolten ſolche Streitigkeiten zwiſchen Bundesgliedern beigelegt werden, 
welche in die verfaſſungsmäßige Sompetenz des Bundes fallen und für 
dieſes 32 Verfahren enthält ſchließlich die Erecutions⸗Ordnung die 
weiteren Vorſchriften. 

Eine Mobiliſirung oder Aufſtellung des Bundesheeres auf Grund 
der Bundestriegs- Berfaffung gegen ein Bundesglied kennen die Bundes» 
verträge nicht. Eine ſolche fteht im directen Gegenſatz zu dem Artikel 2 
und dem Artikel 11, Alinea 4, der Bundesacte, welche Artikel ala 
Artilel 54 und 63 der Wiener Congreßacte vom 9. Juni 1815 auch einen 
Deftandtheil des europäifchen Rechtes bildeten. 

Beides, das Bundesrecht. wie das europäifche Recht, mußte hiernach 
dur den öfterreichiichen Antrag verlegt werden. Als derſelbe trog des 
von Seiten Preußens dagegen erhobenen Proteftes in ber Tunbeötags- 
figıng vom 14. Juni dennod zur Derpanblung gelangt und von der 
Bundesverſammlung mit einfaher Majorität zum Beichluß erhoben worden, 
bat der Königliche Bundestagsgefandte Namens Sr. Majeftät des Königs 
den dadurch vollzogenen Bruch des Bundes conftatirt und unter Wahrung 
aller aus dem bisherigen Yundesverhältniß Preußen noch zuftehenden oder 
entipringenden Rechte die Bundesverfammlung verlaffen. 


Der Untergang ded alten, Grundlegung eines 
neuen deutſchen Bundes. 
„Provinzial- Eorreipondenz.” 


„Der 14. Juni ift in der Geſchichte Deutſchlands fortan ein Tag von 
banernder Bedeutung: am 14. Juni 1866 ift ber deutſche Bund in feiner bie— 
berigen Geftalt vernichtet worben. , 

Defterreich gebachte den Bund gegen Preußen ins Feld zu führen: daran 
ft er zu Grunde gegangen. — — — — 

Durch Oefterreih und feine Genoſſen ift der bisherige Bund ber beutfchen 

Staaten zertrümmert. 
. Preußen aber bat in demfelben Augenblide, wo e8 gegen bie Drohung und 
Gewaltthat dieſer Staaten bie Waffen ergreift, zugleich verkündet, daß es auf ven 
Trümmern bes alten Bundes einen neuen kräftigen Bau für Deutſchlands Ehre, 
Macht und Größe errichten will. 

Unfere Regierung hatte ſchon am 9. April die nothwendigen Schritte zum 
Zwed einer Bundesreform in Frankfurt beantragt, und fpäter ihre Borfchläge 
u diefer Reform näher dargelegt. Der Gang der Berbanblungen am Bunde 
gab jeboch Feine Hoffnung zu baldiger Förderung der Sache. Vergeblich hatte 
Preußen wiederholt darauf hingewiefen, daß möglicherweije ber Frieden in Deutfch- 
land dadurch erhalten werben könne. 

Selbſt ber dringende Wunſch der deutſchen Stämme für bie Erhaltung bes 
Friedens vermochte dem Preußiſchen Reform» Antrage bei Defterreih unb ber 
Mehrzahl der Mittel» und Kleinftaaten feinen Eingang zu verichaffen. Oeſter⸗ 
reich vor Allen hielt feft am Wiberflande gegen eine wirkliche Befeſtigung ber 
deutſchen Verhältniſſe. 
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Da wandte fi Preußen unmittelbar an bie beutichen Regierungen und 

legte ihnen unter dem 10. Juni bie Grundzlige einer neuen Bundesverfaflung 
vor, mit ber Bitte, biefelben „einer forgfältigen Erwägung zu unterziehen un 
fih zu entfchließen, ob fie, wenn in der Zwiſchenzeit bei der drohenden Kriege 
gefahr die alten Berhältniffe fih löſen follten, einem auf folder Grundlage nen 
zu errichtenben Bunde beitreten wollten.“ 

Statt des alten machtloſen Bundes joll eine nene Berbin- 
dung beutfher Fürſten und Völker auf ben Grundlagen mwahreı 
Macht und ehter Freiheit errichtet werben. Preußen foll in dieſen 
Bunde die Stellung einnehmen, welde ibm nad feiner wirt. 
lichen Bebeutung und nad feinen Leiftungen für Deutfhland ge 
bührt. 

Die Selbſtſtändigleit der einzelnen Staaten wird fo viel als möglich g 
font: nur biejenigen Opfer werben ihnen zugemutbet, weile für bie grefz 
gemeinfame Sade, für bie Aufrihtung einer kräftigen deutſchen Gefanmtmact 
unbedingt erforderlich find. 

Nur jo kann der neue Bund eine Duelle friſchen Lebens und erſprießliche: 
Kraft, ein feſter Grund der Wohlfahrt unb ber Größe bes geſammien Bater- 
landes werben.” 


15. Juni. Preußiſche Circular-Depeſche an die Staaten, 
welche die Wiener Congrebacte unterzeichnet haben. 


„Ew. :c. babe ih von einem Ereigniffe Deittheilung zu machen, 
duch welches das beftehende Europäifche Recht weſentlich alterirt 
wird. 

Die Bundeöverfammlung in Frankfurt a. M. bat in ihrer geftrigen 
Situng (14. Juni) mit 9 Stimmen unter 16 die Mobilifirung des ge⸗ 
fammten außerpreußifchen Bundesheeres befchloffen, nachdem Vefterreud, 
welches die diplomatiſchen Beziehungen zu uns bereit3 abgebrochen hat, 
und deſſen Heeres-Maflen unfere Grenzen feit 3 Monaten bedrohen, am 
11. Juni diefe Maßregel mit Berufung auf Artikel 19 der Wiener Chluf- 
alte vom 8. Juni 1820 wegen angebliher Störung feines Befſitzſtandes 
in Holftein veranlagt hatte. Der zur Begriündung diefes feindlichen Acis 
berangezogene Artikel 19 der Wiener Schlußacte bildet befanntlid mr 
den Ausgangspunkt für das, durch die folgenden Artikel vorgeſchriebene 
rechtliche Verfahren, durch welches Streitigkeiten zwiichen Bundesglieders 
beigelegt werden follen, wenn fie in die verfafiungsmäßige Kompetenz tes 
Bundes fallen und für welches fchliegliy die Erecutions» Ordnung de 
weiteren Borfchriften enthält. Die Aufftellung eines Bundesheeres gegen 
ein Bundesglied auf Grund der Bundeskriegs-Verfaſſung, wie fie nad 
Oeſterreichs Antrag beichloffen worden ift, widerfpricht dem Zwede und 
Geiſte des Bundes und dem Wortlaute der Bundesacte, namentlich deren 
Artikel 2 und Artikel 11 (letter Alinea), welche den Artikel 54 und Ar: 
titel 63 der Wiener Eongreßacte vom 9. Juni 1815 bilden und dort mr 
folgt lauten: 

Article 54. Le but de cette Conföderation est le maintien de 
süret6 exterieure et intörieure de l’Allemagne, de l’indöpendance #! 
de l’inviolabilit6 des états conföderes. 

Article 63. (alinea 3): Les stats confédérés s’engagent de men? 
à ne se faire la guerre sous aucun prötexte, et à ne point poursmıre 
leurs diff6rences par la force des armes, mais à les soumettre & la dıete. 
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Celle-ci essaiera, moyennant une commission, la voie de la möditation. 
Si elle ne reussit pas, et qu'uno sentence juridique devient nöcessaire, 
il y sera pourvu par un jugement Auströgal (Austrägal- Instanz) bien 
organise, auquel les parties litigeantes se soumettront sans appel. 

Nachdem der bundeswidrige Defterreichifche Antrag nicht nur gegen 
Preußend Proteft zur Verhandlung gelangt, jondern auch durch Die 
Vundes⸗Verſammlung mittelft der erwähnten einfachen Majorität zum 
Beſchluß erhoben worden war, hat der Königliche Bundestagsgejandte 
Namens Sr. Majeftät des Königs den Bruch des Bundesvertrages mittelft 
jeierlider Erklärung in der Bundes⸗Verſammlung conftatirt, und dieſe 
Berfammlung, in welcher die Mehrzahl der Gefandten Staaten reprä- 
fentirt, welche ſich ſchon vorher zu feindlichen Schritten gegen Preußen 
vereinigt hatten, nach diefem Act fort verlafien. 

Der Königlihen Regierung liegt nunmehr die Pfliht ob, den Bruch 
des Bundesvertrages, deren Beftimmungen jede Haltung verloren haben, 
zunächft auch vor denjenigen Mächten in förmlicher Weiſe zu konftatiren, 
weiche durch Unterzeichnung der Wiener Congrefacte vom 8. Juni 1815 
oder durch Beitritt zu deriefben Mitbegründer dieſes Vertrages gemwefen 
find, wenn fie auch keine Garantie für deſſen Aufrechterhaltung über⸗ 
nommen haben. ch beehre mich daher, Em. zc. zu beauftragen, den In⸗ 
halt dieſer Depefche mittelft Note zur Kenntniß der .... Regierung zu 
bringen und davon, daß. dies geicheben, mich ſchleunigſt zu benachrichtigen. 
Der Tert unferer Erklärung in der Bundestagsfigung vom 14. Juni d. J. 
ift hier in doppelten Eremplaren für Em. zc. angefchloffen, um ihn der 
Note beifügen zu können. 

von Bismarck. 


Der deuhſche Erin, | 


47. Ber Ausbrud) des Kritges. 


1866. 15. Juni. Preußiſche Sommationen. 
I. 
Sommation an Sadjen. 


Der Preußiſche Geſandte in Dresden an den ſächſiſchen Miniſtet 
Freiherrn von Beuft. 


„Die Königlich fächfifche Regierung bet am 14. d. M. dafiir geftimmt, 
daß die hohe Bundesverjammlung die Mobilmachung fänmtlicher Bundes 
armeecorp& mit Ausflug der Preußifhen anordne. Die Königlich 
Preußifhe Regierung kann darin neben der Verlegung des Bundesver- 
hältniſſes nur einen directen Act der Feindſeligkeit gegen Hi felbft erkenner, 
und ſchon die geographijche Lage des Königreichs Sachſen in Beziehung 
auf die ihm benachbarten Preußifchen Landestheile macht ihr e8 unmöglich, 
über die feindfelige Stellung binmwegzufehen, welche die Königlich ſächfiſche 
Regierung hierdurch ihr gegenüber eingenommen hat. 

Der unterzeichnete Königlich Breußiiche außerordentliche Geſandte un? 
bevollmächtigte Minifter bat infolge deflen den Auftrag erhalten, dee 
Königlich) fächfifche Regierung um eine Erklärung darüber zu erſuchen, ob 
Seine Majeftät der König von Sachen ein Bündniß mit Preußen ſchließen 
will unter der Bedingung, daß 

1) die Königlich fähficen Zruppen jofort auf den Friedensftand vom 
1. März d. 3: guelidgefübrt werden, 
2) Sadıen der Berufung des deutichen Parlaments zuftimmt und 
die Wahlen dazu ausjchreibt, ſobald e8 von Preußen geſchieht, 
3) Preußen dem Rönige fein Gebiet und feine Souverainetätsredte 
nah Maßgabe der Reformvorſchläge vom 14. d. gewährleiftet. 

Sollte die Königlich fächfifche Regierung fich nicht entfchließen können, 
ein ſolches Bundniß zu ſchließen, fo würde Seine Majeftät der Kömg 
u feinem lebhaften Bedauern fi in die Nothwendigkeit verfegt finden, 
dns Königreih Sachſen als im Kriegszuſtand gegen Preußen befinbixh 
zu betrachten und diefem Verhältniß entipredhend zu handeln. 

Indem der Unterzeichnete noch die Ehre bat zu bemerfen, dab cr 
angewiefen ift, eine Antwort im Laufe diefes Tages zu erbitten, und def 
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eine Berzögerung derjelben über diefen Termin hinaus ebenfo wohl wie 
eine ausweichende Antwort als eine Ablehnung angefehen werden würde, 
benußgt er auch diefe Gelegenheit ıc.“ 


II. 


Sommation an Hannover. 


Der preußifche Geſandte in Hannover an den hannoverſchen Mi- 
nifter Grafen von PBlaten. 


„Der in der Sitzung des Bundestags vom 11. d. M. geftellte Antrag 
auf Mobilmahung eined Bundesheeres gegen Preußen in Verbindung 
mit der Haltung, welche eine Anzahl von Bundesregierungen in Anlehnung 
an die bundeswidrigen und drohenden Nichtungen Defterreich8 gegen uns 
en bat den Bruch des bisherigen Bundeäverhältniffes berbeis 
gerührt. 

Diefe Borgänge legen Seiner Majeftät dem Könige, des unter- 
zeichneten Allergnädigften Herrn, die Pflicht auf, die zum Schuge Preußens 
gegen den beabjichtigten Angriff geeigneten und durch das Bedürfniß der 
Selbfterhaltung gebotenen Mittel zur Anwendung zu bringen. 

Die geographifche Lage des Königreich Hannover macht daſſelbe zu 
einem wichtigen Moment in dem Syſtem dieſer Bertheidigung. “Die 
Königlihd hannoverſche Regierung wird es daher erechtfertigt finden, 
wenn in der Spannung der gegenmärtigen Situation Deutſchlands, welche 
dur den bundesmwidrigen Antrag Oeſterreichs vom 11. c. gefennzeichnet 
wird, Preußen von ihr beftimmte Erklärungen und Bürafhaften iiber die 
zufünftige gegenfeitige Stellung zu erbitten ſich genöthigt fieht. 

Diefe Bürafchaiten fönnen nach der Lage der Dinge und dem Ber: 
halten Hannovers feit der Mittheilung des Herrn von Stodhaufen vom 
14,9. M. nur in dem Abfchluffe eines Bündniffes zwiſchen Preußen und 
Hannover auf folgende Bedingungen gefunden werden, daf 

1) die Königlichen Truppen fofort auf den Friedensftand vom 1. März c. 
urüdgeführt werben; 

2) Eannover der Berufung des deutfchen Parlaments zuftimmt und 
die Wahlen dazu ausfchreibt, fobald es von Preußen gefchieht; 

3) Preußen dem Rönige fein Gebiet und feine Souverainetätsrechte 
nad Maßgabe der Reformvorfchläge vom 14. c. gemährleiftet. 

Der Unterzeichnete ift beauftragt worden, eine Erklärung darüber 
nachzuſuchen, ob Seine Majeltät der König von Hannover Willens ift, 
da8 erwähnte Bündniß zu ſchließen. 

Im Falle der Auftimmung Seiner Majettät bed König ift Der 
Unterzeichnete ermächtigt, im Namen Seiner Majeftät des Königs, feines 
Allergnädigften Herrn, die Zufiherung zu ertheilen, daß Allerhöchftderjelbe 
dag öntareid vertbeidigen und die echte und Intereſſen Seined nun⸗ 
mehrigen Bundesgenofjen mit Seinen eigenen wahrnehmen werde. 

ollte wider Erwarten eine ablehnende oder außweichende Antwort 
erfolgen, fo würde Seine Majeftät der König Sich zu Seinem lebhaften 
Bedauern in die Nothwendigkeit verfegt finden, das Königreich als im 
—— gegen Preußen befindlich zu betrachten und demgemäß in 
Seinen Beziehungen zu demſelben nur noch die Rückſichten auf den Schutz 


460 
1866. 


— genen Landes und das militärifche Erforderniß maßgebend fein 
zu laſſen. 

Indem der Unterzeichnete noch zu bemerken fich beehrt, daß er eine 
Antwort im Laufe des Tages zu erbitten angemwiefen ift, benutzt er x.“ 


II. 


Faft gieiötautend ift die von dem Preußiſchen Geſandten in Kaflel, 
d. Roeder, am 15. d. M. ber kurheſſiſchen Megierung überreichte 
te bis auf folgende Stelle: 

„Die geographifche Tage des Kurfürftentfums macht die Stellung 
deffelben zu einem wichtigen Moment in dem Syſtem ber Preußen durh 
die Situation gebotenen Bertheidigung und die Königliche Regierung iam 
daher um fo weniger die durch die Abftimmung der Kurfürftlichen Re 
ierung befundete Teitnahme an dem gegen Preußen gerichteten Act der 

;indfeligleit mit —A betrachten. Der Ünterzeichnete iſt daher 
beauftragt, von der Kurfürftlihen Regierung eine Erklärung über die 
Stellung, melde fie nad der Auflöfung des alten Bundesverhältwiſſes 
einzunehmen gefonnen ift, zu erbitten, und die Anfrage an fie zu richten, 
ob Seine Königliche Hoheit der Kurfürſt mit Preußen ein Bünduiß unter 
folgenden Bebingungen einzugehen bereit ift, daß 2c.“ 


16. Juni. Ablehnung ber Sommationen. 


IL 
Antwort des fächflfhen Miniſters Freiherrn v. Beuſt: 

„Der Unterzeichnete hat die Note, welche unter Heutigem an ihm zw ridten 
dem Königlich Preufifhen auferorbentfien Gelanbten und bevollmädhtigten Ri- 
nifter Herrn von ber Schulenburg- Priemern gefällig war, zu empiangen bie Ehre 
gehabt und nicht gefäumt, ſoiche Seiner Majeftät bem Könige, feinem Adergni- 
bigfen Herrn, zu unterbreiten. Im folge beffen iſt berfelbe beanftragt, made 
henbe ergebenfte Erwiberung zu extbeilen. 

Die Königlich fähfifche Regierung kann bie Auffaflung, welde in ber geehrter 
Note dem geftrigen Bunbesbeichluffe gegeben wird, nur aufrichtig bedauern, Ar 
vermag aber bie Anficht keineswegs zu theilen, daß das Bundesverhältniß dam 
gelöft werbe. Die Seinpgefege bes Bundes fliegen befanntlich die Auflößbarket 
defielben aus. Der Bund dagegen handelt unbeftritten innerhalb feiner Com- 
petenz, wen er bie vollfänbige ober theilmeife Mobilmacung des Bunbesherrrt 
beigpließt, unb ba hierauf bezüglich Befepläffe gruntgefeglich nicht au Ginfimmmigter: 
getunben find, fo if ein biesjallfiger Majoritätsbefhluß ein verfaffungemits 
gültiger. 

Die Königlich fähfifge Regierung würte demnad) dem unter 1 am bielelbe 
gefellten Antrage nit Folge geben Können, ohne ihrer Bunbespflict volkommes 
unfren zu werben. 

Was den Antrag unter 2 betrifft, fo iR die ſächſiſche Regierung gement, 
auf bie baldige Einberufung bes beutihen Parlaments mit allem Racbrud bis- 
zuirken; fle wird aber foldjes, ben Anträgen ihrer Kammern gemäß, in be 
Weife thun, baß ein Parlament für ganz Deutieplanb gewäbit werde, und fe 

jeht davon aus, daß die Ausichreibung ber Wahlen nicht von einer einyelnc 
Regierung zu erfolgen habe. 

Sollte unter biefen Umflänben bie Regierung Seiner Majeflät bes Kämigt 
von Preußen in ber Ablehnung bes vorgeihlagenen Vilnbniffes wirklich eines 
Grund erfennen, das Rönigreih Sachſen im Kriegszuftand gegen Preußen te 
finbtih zu betrachten und biefem Verhältniß entſprechend zu hanbeln, jo küche 
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der Königlichen Regierung nichts übrig, als gegen ein ſolches Vorgehen mit Be⸗ 
zugnahme auf die Grundgeſetze bes Bundes laut und entichieben zu proteftiren, 
und bie Abwehr bes Bundes anzurufen. 

Inden ber Unterzeichnete den Herrn Gefandten erfucht, vorftehende Erwi⸗ 
berung zur Kenntniß feiner böchften Regierung bringen zufwollen, benußt er auch) 
biefen Anlaß zur erneuten Verficherung feiner ausgezeichneten Hochachtung.“ 


II. 
Aus der Antwort des hannoverſchen Miniftere Grafen Platen: 


Dieſelbe enthält im Wefentlichen biefelben Ausführungen, wie obige 
Antwort Sachſens. In Betreff der zweiten und dritten Forderung 
Preußens beißt es: 


„Die zweite Bedingung verlangt, daß Hannover ber Berufung bes beutichen 
Parlaments zuftimme und die Wahlen dazu ausfchreibe, ſobald e8 von Preußen 
geihieht. Der Unterzeichnete beebrt fich, in Betreff dieſes Punktes darauf hinzu⸗ 
weilen, daß die VBorfchläge zur Berufung eines deutſchen Parlaments der Bunbes- 
verſammlung zur Beihlußfaffung vorliegen, und daß die Königlich hannoverſche 
Regierung, eingedenk ihrer Bunbespflict, eine vom Bunde abgejonderte Behand- 
Iung biefer für die ganze deutſche Nation jo hochwichtigen und folgenjchweren 
Angelegenheit nicht für zuläfftg erachten fann. Wenn drittens Preußen dagegen 
Seiner Majeftät dem Könige von Hannover Sein Gebiet und Seine Souverai- 
netätsrechte nad) Maßgabe der Neformvorichläge vom 14. d. Mts. gewährleiften 
will, jo kann der Unterzeichnete in ber That in den erwähnten Reformvorichlägen 
eine Garantie für die Souverainetätsrechte des Königs, feines Allergnäbigften 
Herm, nicht erbliden. Die Reformoorjchläge vom 14. d. Mts. greifen fo tief un fo 
weientlich in bie Souverainetätsrechte ein, daß fie einen ber Miediatifirung gleichen 
Erfolg beforgen laffen. Wenn hiernach ber Unterzeichnete ſich in der Lage erklären 
muß, die von Seiner Durdlaudt dem Prinzen zu Yſenburg Nanıens der Kö⸗ 
niglih Preußiſchen Regierung ihm mitgetheilten Bertragsbedingungen abzulehnen, 
fo fann er dabei nur auf das Entſchiedenſte wiederholen, daß die Königlich han⸗ 
noverſche Regierung ſich bewußt ift, auf dem Boden des unanfechtbaren völfer- 
rechtlich garantirten Bunbesrechts zu fleben, und daß das Feſthalten an biefem 
Rechte nach ihrer Anficht der Königlich Preußiſchen Regierung feine Beranlaffung 
bieten Fönne, das Königreich Hannover ale im Kriegszuftend mit Preußen be- 
findlich zu betrachten.“ 


(Aehnlich lautet die Erwiderung Kurheſſens.) 


16. Zuni. Grflärung ded „Preußiſchen Staats-Anzeigers“ 
über die Ablehnung der Sommationen. 


„Nachdem durch Beſchluß vom 14. Juni der Bund gebrochen unb Preußen 
mit Krieg bebrobt worden, erheifchte das Gebot der Selbfterhaltung, das Land 
gegen die Nachbarſtaaten zu fihern. Preußen bat deshalb am 15. Juni Sachſen, 
Hannover und Kurheſſen ein Bündniß auf Grund unbewaffneter Neutralität an⸗ 
geboten, mit ber Bedingung ber Berufung des beutichen Parlaments behufs 
Eicherftellung des Friedens. Gleichzeitig bat Preußen jenen Staaten bie Gewähr- 
leitung ihres Beſitzſtandes und ihrer Souverainetät zugefagt. 

Die gebachten drei Staaten haben biefes Anerbieten abgelehnt. 

Da die geograpbifche Lage Preußens nicht geftattet, bort offene 
oder verbedte Feindſchaft bei anderweitem Kriege zu ertragen, fo 
baben die Königlihden Truppen heut Morgen in allen brei Rid- 
tungen die Grenze Überjhritten, um zu verhindern, baß man uns von 
dort im Rüden angreift, währenb wir uns gegen Oeſterreich vertheibigten.“ 
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Der „Staats« Anzeiger” meldet weiter: Die Regierungen von Kurheſſen 
und Hannover haben bem Vernehmen nad die Eifenbahnverbinbungen burd ihre 
Staaten ebenſo wie die Telegraphenlinien durch biefelben unterbrechen laffen. 
Auf dem in biefer Nacht durch Hannover gelommenen Schnellzuge bat fi em 
Pionier - Detacdement befunven, augeblih um den Befehl zur Zerſtörung der 
bannoverfchen Bahn an der braunfchweigiichen Grenze zur Ausführung zu bringen, 

Diefe Thatfachen zeugen deutlicher als jede aubere, wie unmöglich es für 
Preußen war, in dem Wugenblide, wo e8 von Defterreih mit Krieg bebroht iR, 
diefe Ränber, welche beide Theile der Monarchie trennen, al® zweifelhafte und 
auf den von Preußens Gegnern bictirten Bundesbeſchluß bin rüftenbe Racbara 
in feinem Rüden zu behalten. 

Nachdem die hannoverjche Regierung fih in ihrer Note vom 14. Mai d. J. 
erboten hatte, einen von Preußen gewünſchten Neutralitäts- Vertrag abzufchliehen, 
nachdem Preußen dieſes Anerbieten eben fo amtlich angenommen, Hannover aber 
feine Zufage nicht gehalten und ſich durch feine Abftimmung für die Mobilmadeung 
ber Contingente der beutihen Staaten gegen Preußen ausgeiprochen hatte, mar 
e8 für Preußen unmöglich, anders zu handeln, als geicheben if. 

Die hannoverfche Regierung wird ihrem Lande gegenüber bie Berantiwortung 
zu tragen baben, daß fie das ' freundlich bargebotene Auskunftemittel eines 
Neutralitäts Vertrages mit Preußen, bei welchem gleichzeitig Hannovers Big 
und Souverainetät verbürgt worben wäre, von ber Hand gewielen unb bie öfler- 
reichifche Bundesgenofſenſchaft vorgezogen hat. 


16. Sımi. Preußens Erklärung an die fremden Mädte 


Depeiche ded Grafen Bis marck an die Vertreter Preußen! 
im Auslande. 


„Wir hatten es voraußgefehen, daß die unvermutheten und nicht zu 
rechtfertigenden Rüftungen Defterreich8 eine verhängnißvolle Kriſis herier 
führen würden. Diefe Krifis iſt jegt ausgebrochen. 

Die drei neutralen Mächte haben die Gefahren der Situation zu 
beſchwören gefucht, indem fie die Fragen, welche den Frieden Europas 
bedrohten, gemeinjchaftlihen Berathungen zu unterziehen verſuchten; aber 
ihre Bemühungen find an dem Widerftreben Defterreich3 gefcheitert. 

Die Löfung der Elbberzogthümer- Frage war durch die Verträge 
einer gemeinfamen Berftändigung zwifchen den beiden fouverainen Möditrs 
vorbehalten worden. Da DOefterreich fih von feinen Verpflichtungen Iok 
— um jene Löſung außerhalb der von ihm unterzeichneten Verträge ze 
uchen, bat der König, unfer erhabener Herr, ſich genöthigt gejehen, je 
Truppen in Holftein eimrüden zu laffen, ohne indefien damıt Defterreh 
das N ftreitig zu machen, feine Truppen nad) Schleswig rüden za 
lofien. Der Bruch des Gafteiner Vertrages berechtigte Seine Maxfä: 
zu diefer Maßregel; die Pflicht, feine Rechte gu vertheidigen, gebot fie ihe. 

Defterreih bat e8 vorgezogen, feine Truppen aus dem 
abgiehen u laffen, und indem es beim deutjchen Bunde eine willfärlidk 
Klage auf Friedensbruch erhob, machte e8 dem Bundestage in Frankfur 
eine Borlage, deren bloße Zulafjung zur Berathung ſchon einen offen 
tundigen Bruch des Bundesvertrages bildete. 

Der von Defterreih in der Sitzung des 11. Juni geftellte Antraz 
bezwedte nichts weniger, als die Decretirung des Bundeskrieges gegen 
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eines der Bumbdesglieder, eine mit dem Buchftaben und Geifte der Verträge 
und dem Grundzwecke derfelben durchaus unvereinbare Maßnahme. 

Diefer Antrag wurde, ftatt ohne Weitere befeitigt zu werden, in der 
Sitzung vom 14. d. Mts. mit Stinnmenmehrheit angenommen. 

Diefe Verlegung des Bundesvertrages ſchließt nothwendig die Zer⸗ 
reißung des Bandes, welches die Mitglieder des deutſchen Bundes ver- 
einte, in fih. Der Gefandte des Königs war beauftragt, dies am Bundes» 
tage in derjelben Sigung Ein erflären. Diefe Vorgänge haben die Regierung 
Seiner Majeſtät von allen Verpflichtungen befreit, welche da8 Bundes» 
verbältnig ihr bisher auferlegte, wie auch andererfeitd die bisherigen 
Yundesmitglieder keinen Anſpruch mehr haben, Gerechtfame auszuüben, 
die ihnen nur in Gemeinfchaft mit Preußen zuftanden, oder ohne Dreußen 
noch als Bertreter des Bundes aufzutreten. 

So fehen wir Bande zerriffen, welche Preußen während der Dauer 
zweier Generationen um den Preiß mancher Opfer aufrecht zu erhalten 
beftrebt war, wenngleich e8 erfennen mußte, daß diefelben nur h r unvoll» 
fommen den Anforderungen der Zeit entiprachen. Aber Angefichts der 
offenen Yeindfeligkeit, welche der Bundesbeſchluß, die Bundesmacht gegen 
Preußen zu mobilifiren, befundete, jah fi Seine Mojeftät in die Noth 
wendigleit verjegt, auch feinerfeit8 jene Maßregeln zu treffen, welche die 
Eorge für die eigene Bertheidigung und die Pflichten gegen fein Volt ge 
bieterifch von ihm forderten. 

Die Negierung des Königs hat zu dem Ende den norbdeutichen 
Staaten, die an Preußen angrenzen, ein neues Bündniß angetragen, deſſen 
Annahme die Gefahren befeitigen würde, die wir von der geographifchen 
Lage diefer Staaten mitten zwifchen Theilen des Preußifchen Gebiet zu 
fürchten hatten. Sie hat fich bereit erflärt, mit diefen Regierungen und mit 
einem deutfchen Parlamente in Verhandlungen zu treten, um die Haupt⸗ 
punkte dieſes Bündniffes feftzuftellen. Aber in Erwägung des Standes 
der Krife, in welcher wir und befinden, bat fie diefelben erjuchen müſſen 
vor Allem ihre Truppen auf den Friedensfuß zurüd zu verjegen oder 
auch fie mit den unjrigen zur Belämpfung der gemeinfamen Gefahr zu 
vereinigen und ihre Zuftimmung zur Berufung eines deutfchen Parlaments 
zu erflären. Die Regierung des Königs ift fich bewußt, bei Yormulirung 
diefer Forderungen ſich in fo enge Grenzen geichloffen zu haben, als die 
Eorge für ihre eigene Bertheidigung es ihr geftattete. Wenn fo mäßige 
Borftellungen nicht angenommen werden, jo wird fie fich genöthigt feben, 
fich auf ihre eigene Macht zu ſtützen und gegen die Regierungen, bie ſich 
als ihre entjchtedenen Gegner erkennen laffen, alle Mittel, über die fie 
zu verfügen hat, zur Anmendung zu bringen. Die Verantwortlichfeit für 
die daraus entftehenden Folgen wird in vollem Maße auf diejenigen zus 
rüdfallen, die durch ihre feindlichen Umtriebe diefe Situation —* — 
und im letzten Augenblicke die Hand, die Preußen ihnen geboten, zurück⸗ 
geſtoßen haben werden. 

Ich erſuche Sie, Herr .., in dieſem Sinne, Sich gegen die Regie⸗ 
rung, bei der Sie beglaubigt ſind, auszuſprechen, und ich ermächtige Sie, 
von dieſer Depeſche Abſchrift zu geben. 

Empfangen Sie ıc. 
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18. Juni. Preußiſche Proclamation „An das deutide 
Bolt.“ 


„Nachdem der deutiche Bund ein halbes Jahrhundert lang nicht die 
Einheit, fondern die Zerriffenheit Deutſchlands dargeftellt und gefürden, 
dadurch Längft das BVertrauen der Nation verloren hatte und dem Aus 
lande als die Bürgfchaft der Fortdauer deutfcher Schwäche und Ohnmacht 
gel, bat er in den legten Tagen dazu gemißbraucdht werden follen, 

eutjchland gegen ein Bundesglied in die Waffen zu rufen, weldes 
durch den Vorfchlag der Derufung eines deutichen Parlaments den erften 
und entjcheidenden Schritt zur Befriedigung der nationalen Yorderun 
ethan hatte. Für den von Defterreich erfirebten Krieg gegen P 
ehlte jeder Anhalt in der Bundesverfaflung, wie jeder d oder and 
nur joheinbare Vorwand. . 

Mit dem Beihluß vom 14. Juni, durch weldyen die Mehrheit der 
Bundesglieder befchloß, fi) zum Kriege gegen Preußen zu rüften, ift der 
Bundesbruch vollzogen und das alte Bundesperhältniß zerrifſen. 

Nur die Grundlage des Bundes, die lebendige Einheit der dentſchen 
Nation, ift geblieben; und es ift bie Pflicht der Wegierumgen m 
Pd Volles, für diefe Einheit einen neuen lebensträftigen Wusdrud ze 

en. 

Für Preußen verbindet ſich damit die Pflicht zur Vertheidigung feiner 
durch jenen Befchluß und durch die Rüſtungen feiner Gegner bedrohten 
Unabhängigkeit. Indem dag preußifche Boll zur Erfüllung diefer Piiät 
feine Selammtkratt aufbietet, bekundet es zugleich den Entfchluß, für die 
im Intereſſe Einzelner bisher gewaltſam gehemmte nationale Entwidelnng 
Deutichlands den Kampf aufzunehmen. 

In diefem Sinne hat Freupen fofort nad) Auflöfung des Bundes 
den Regierungen ein neues Bündniß auf die einfachen Bedingungen de 
gegenfeitigen Schutzes und der Theilnahme an den nationalen Beftrebunge 
angeboten. Es verlangte nichts als Sicherung des Friedens, md pa 
dielem Behufe fofortige Berufung des Parlaments. 

Seine Hoffnung auf Erfüllung diejes gerechten und mäßigen Ber: 
langens ift getäufcht worden. Das Anerbieten Preußens ift abgelche. 
und letzteres damit genöthigt worden, nach der Pflicht der Selbfterhaltun: 
a verfahren. Feinde oder zweifelhafte Freunde kann Preußen an ferne 
— und zwiſchen feinen Grenzen in einem ſolchen Augenblid ud 

en. 
Indem die preußifchen Truppen die Grenze überfchreiten, fommer 
fie niht als Feinde der Bevölkerung, deren Unabhängigte: 
Preußen achtet, und mit deren Vertretern e8 in der deutichen Rationsi 
Berjammlung gemeinfam die künftigen Geſchicke des deutichen Vaterlandes 
zu berathen hofft. 

Möge das deutſche Volk, im Hinblid auf diefes hohe Ziel. 
Preußen mit Vertrauen entgegenlommen, und die friedlide 
Entwidelung des gemeinfamen Baterlandes fördern net 
fihern helfen!“ 
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17. Juni. Kriegd-Manifeft des Kaiferd von Defterreid. 


„An meine Bölleri Mitten in dem Werke des Friedens, das Ich unter- 
nommen, um bie Örunblagen zu einer Berfaffungsform zu legen, welche die Ein- 
heit und Machtſtellung des Geſammtreichs feftigen, den einzelnen ändern und 
Böllern aber ihre freie innere Entwidlung ſichern foll, hat meine Regentenpflicht 
Mir geboten, Mein ganzes Heer unter bie Waffen zu rufen. 

An den Grenzen bes Reiche, im Süben und Norden, fteben bie Armeen 
zweier verbündeter Feinde, in ber Abficht, Defterreih in feinem enropäiſchen 
Mahtbeftande zu erihlttern. Keinem berjelben ift von Meiner Seite ein Anlaß 
zum Kriege gegeben worden. Die Segnungen bes Friebens Meinen Völkern zu 
erhalten, babe Ych, deſſen ift Gott der Allwiffende Mein Zeuge, immer für eine 
—*— erſten und heiligſten Regentenpflichten angeſehen, und getren ſie zu erfüllen 
getrachtet. 

Allein bie eine ber beiden feindlichen Mächte bedarf keines Vorwands; 
lüfern auf den Raub von Theilen Deines Reiches, ift ber günftige Zeitpunkt 
für fie der Anlaß zum Krieg. Verbündet mit ben Preußifchen Truppen, die uns 
als Feinde nunmehr gegenüberfteben, zog vor zwei Jahren ein Theil Meines 
treuen und tapfern Heeres an bie Geftade ber Nordfee. Ich bin biefe Waffen- 
genofienfhaft mit Preußen eingegangen, um vertragsmäßige Rechte zu wahren, 
einen bebrohten deutſchen Vollsſtamm zu ſchützen, das Unheil eines unvermeib- 
fihen Krieges auf feine engften Grenzen einzuſchränken, und in ber innigen Ber- 
bindung ber zwei mitteleuropäifhen Großmächte — denen vorzugsweife bie Auf- 

abe der Erhaltung bes europäiichen Friedens zu Theil geworben — zum Wohle 
Meines Reiche, Deutichlande und Europa’s eine ſolche dauernde Friedensgarantie 
zu gewinnen. Eroberungen babe Ich nicht geſucht; uneigennütig beim Abjchluffe 
des Bünbdniffes mit Preußen, babe Ich auch im Wiener Friedensvertrag feine 
Bortheile für Mich angeftrebt. 

Oeſterreich trägt leine Schuld an ber trüben Reihe unfeliger Berwidlungen, 
weiche bei gleicher uneigennütiger Abficht Preußens nie hätten entftehen können, 
bei gleicher bunbestreuer Gefinnung augenblidlih zu begleihen waren. — — — 

Die neueſten Ereigniffe beweilen e8 unmwiberleglich, daß Preußen nun offen 
Gewalt an bie Stelle des Rechts fett. In dem Recht und ber Ehre Defterreiche, 
in bem Recht und ber Ehre ber gefammten deutſchen Nation erblidte Preußen 
nicht länger eine Schranke für feinen verhängnißvoll geftigerten Ehrgeiz. Preu- 
Biihe Truppen rüdten in Holftein ein, die von dem Kaiſerlichen Statthalter ein- 
berufene Stänbeverfammlung wurbe gemwaltfam gejprengt, die Regierungsgewalt 
in Kolftein, welche ber Wiener riedensvertrag gemeinſchaftlich auf Defterreich 
und Preußen libertragen hatte, ausichlieglich für Preußen in Anfprud genommen 
unb bie öſterreichiſche Beſatzung genötbigt, zehnfacher Uebermacht zu weichen. 

So iſt ber unbeilvollfte, ein Krieg Deutſcher gegen Deutſche unvermeiblich 
geworben! Zur Verantwortung all des Unglüds, das er über Einzelne, Familien, 
Gegenden und Länder bringen wirb, rufe Ich Diejenigen, welche ihn herbeigeführt, 
vor den Richterſtuhl der Geſchichte und des ewigen allmächtigen Gottes. 

Ich fchreite zum Kampf mit dem Vertrauen, bas bie gerechte Sache gibt, 
im Gefühle der Macht, die in einem großen Reich liegt, wo Firm und Volk nur 
von einem Gebanfen — dem guten Recht Defterreihs — durchdrungen find, mit 

friſchem vollem Muth beim Anbli Meines tapfern, fampfgerüfteten Heeres, bdas 
den Wall bildet, an welchem bie Kraft ber Feinde Oeſterreichs ſich brechen wird, 
im Hinblick auf Deine treuen Völker, die einig, entichloffen, opferwillig zu Mir 
emporfdanen. 

Wir werben in biefem Kampfe nicht allein fleben. 

Deutſchlands Fürften und Völler kennen die Gefahr, bie ihrer freiheit und 
Unabhängigkeit von einer Macht droht, deren Hanblungsweife durch felbftjlichtige 
Pläne einer rüdfihtslofen Vergrößerungsſucht allein geleitet wird; fie wiſſen, 
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welchen Hort für biefe ihre höchften Güter, welche Stütze für bie Macht und In⸗ 
tegrität des geſammten deutſchen Baterlanbes fie an Defterreich finden. 

Wie wir für bie heiligften Güter, welche Völler zu vertheibigen haben, in 
Waffen fteben, fo auch unfere deutſchen Bundesbrüder. 

Man bat die Waffen uns in bie Hand gezwungen. Wohlan! jekt, wo 
wir fie ergriffen, bürfen und wollen wir fie nicht früher niederlegen, ale bis 
Meinem Reiche fo wie den verblindeten deutſchen Staaten bie freie innere Ent- 
widelung gefihert und deren Machtftelung in Europa neuerdings befeftiget if. 

Auf unferer Einigkeit, unferer Kraft rube aber nicht allein 
unfer Vertrauen, unfere Hoffnung; Ich fee fie zugleih noch auf 
einen Höheren, den allmädtigen gerehten Gott, bem Mein Haus 
von feinem Urfprunge an gedient, Der bie nicht verläßt, bie in 
Gerechtigkeit auf Ihn vertrauen. 

Zu Ihm will Ih um Beiftand und Sieg flehen, und forbere 
Meine Völker auf, es mit Mir zu thun.“ 


18. Suni. Aufruf ded Könige von Preußen. 
„An Mein Bolt.“ 


In dem Augenblide, wo Preußens Heer zu einem entjcheidenden 
Kampfe auszieht, drängt es Mich, zu Meinem Bolke, zu den Söhnen 
und Enfeln der tapferen Väter zu reden, zu denen vor einem halben 
Fahrhundert Mein in Gott ruhender Vater unvergeffene Worte ſprach. 

„Das Baterland ift in Gefahr“ 

W eig und ein großer Theil Deutfchlands fteht gegen daffelbe in 
affen! 

Nur wenige Jahre find es ber, feit Ich aus freiem Entſchluſſe und 
ohne früherer Unbill zu gedenten, dem Kaifer von Defterreich die Bundes- 
hand reichte, als es galt, ein deutjches Land von fremder Herrfchaft zu bes 
freien. Aus dem gemeinfchaftlich vergoſſenen Blute hoffte Sch, würde eine 
Waffenbrüderfchaft erblühen, die zu fefter, auf gegenjeitiger Achtung umd 
Anerkennung berubender Bundesgenofienfchaft und mit ihr zu al dem 
emeinfamen Wirken führen würde, aus welchem Deutfchlands innere Wohl: 
Fahrt und äußere Bedeutung als Frucht hervorgehen follte. Aber Deine 

offnung ift getäufcht worden. Defterreich will nicht vergefien, daß feine 

ürften einft Deutfchland beherrichten; in dem jüngeren, aber Träftig fi) 
entwidelnden Preußen will e3 feinen natürlichen Bundesgenofien, jondern 
nur einen feindlichen Nebenbuhler erfennen. Preußen — fo meint es — 
muß in allen feinen Beftrebungen befämpft werden, weil, wa8 Preußen 
frommt, Defterreich ſchade. Die alte unfelige Eiferſucht iſt in hellen 
Flammen wieder aufgelobert: Preußen fol —— vernichtet, entehrt 
werden. Ihm gegenüber gelten keine Verträge mehr, gegen Preußen werden 
deutſche Bundesfürſten nicht bloß aufgerufen, ſondern zum Bundesbruch 
verleitet. Wohin wir in Deutſchland hauen, find wir von Feinden um» 
geben, deren Kampfgeſchrei ift: „Erniedrigung Preußens!“ 

Aber in meinem Volle lebt der Geift von 1813. Wer wird uns 
einen Fuß breit Preußiſchen Bodens rauben, wenn wir ernftlich entfchlojien 
find, die Errungenjchaften unferer Väter zu wahren, wenn König und 
Bolf durch die Gefahren des Baterlandes, fefter als je geeint, an bie 
Ehre dejjelben Gut und Blut zu fegen, für ihre höchfte und heiligfte Auf⸗ 
gabe halten. In forgliher Vorausficht deſſen, was nun eingetreten ifl, 
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habe Ich feit Jahren es für die erfte Pflicht Deines Königlichen Amtes 
eriennen müflen, Preußens ftreitbares Volk für eine ftarfe Machtentwicklung 
vorzubereiten. Befriedigt und zuverſichtlich wird mit Mir jeder Preuße 
auf die Waffenmacht blicken, die unſere Grenzen deckt. Mit ſeinem Könige 
an der Spitze wird ſich Preußens Volk ein wahres Volk in Waffen fühlen! 
Unſere Gegner täuſchen ſich, wenn ſie wähnen, Preußen ſei durch innere 
Streitigkeiten gelähmt. Dem Feinde gegenüber iſt es einig und ſtark; dem 
Feinde gegenüber gleicht ſich aus, was ſich entgegenſtand, um demnächſt 
im Glück und Unglüd vereint zu bleiben. 

Ih babe Alles getban, um Preußen die Laften und Opfer eine 
Krieges zu eriparen, das weiß Mein Volt, dad weiß Gott, der die Herzen 
prüft. Bis zum legen Augenblide habe Ich, in Gemeinſchaft mit Frankreich, 
England und Rußland die Wege für eine gütliche Ausgleichung geſucht 
und offen gehalten. Oeſterreich hat nicht gewollt und andere deutſche 
Staaten haben ſich offen auf ſeine Seite geſtellt. So ſei es denn! Nicht 
Mein iſt die Schuld, wenn Mein Bolt ſchweren Kampf kämpfen und 
vielleicht harte Bedrängnig wird erdulden müſſen: aber e8 ift ung keine 
Wohl mehr geblieben! Wir müffen fechten um unfere Eriftenz, wir müffen 
in einen Kampf auf Leben und Tod gehen gegen diejenigen, die daß 
Preußen des großen Kurfürften, des großen Friedrich, das Preußen, wie 
es aus den Fa bervorgegangen ift, von der Stufe herabftoßen 
wollen, auf die feiner Ylrften Seit und Kraft, feines Volles Tapferkeit, 
Hingebung und Gefittung es emporgehoben haben. 

Flehen wir den Allmäcdhtigen, den Lenker der Geſchicke der Völker, den 
Lenker der Schlachten an, das er unfere Waffen jegne! 

Berleiht una Gott den Sieg, dann werden wir aud) ftart 
genng fein, das loſe Band, welches die deutſchen Lande mehr 
dem Namen als der That nad zujammenbielt, und welches jegt 
dur diejenigen zerriſſen tft, die das Recht und die Macht des 
nationalen Geiftes fürdten, in anderer Geftalt fefter und heil- 
voller zu erneuen. 

Gott mit ung! Wilhelm, 


Bie kriegerifche Entwicktlung in NRorddeutſchland. 


16. Juni. Die preußiihe Elbarmee unter General Herwarth 
von Bittenfeld rüdt in Sachſen, — 
die Vorhut der Armee ded Prinzen Friedrich Karl 
m der ſächſiſchen Lauſitz ein. 
Die ſächſiſche Armee rüdt nad Böhmen ab. 
16. Suni. General Bogel von Faldenftein rüdt von Minden, 
General v. Manteuffel von Holftein aus in Hannover ein. 
Der König von Hannover rüdt mit jeiner Armee 


{üblich ab. 
30 %* 
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16. Imi. General von Beyer rüdt von Weplar aus in Kur: 
heſſen ein. Die kurheſſiſchen Truppen ftoßen zur Bundet⸗ 
armee bei Frankfurt. 

1%. u. 18. Suni. Die Preußen im Befig der Hauptftäbte Han- 
nover, Dredden, Kaſſel. 

19. Suni. Gruß des öfterreichiichen Oberbefehlähabers Benedel 
an die jähfifche Armee aus dem Hauptquartier Olmük. 

20. Suni. General von Faldenftein übernimmt dur Pre 
clamation die Verwaltung ded Königreih8 Hannover. 


21. Juni. König Georg bridyt mit der Armee von Göttingen 
auf, um über Langenſalza nad) Gotha zu gehen und fich 
womöglich mit den Bayern zu vereinigen. 

General v. Beyer nimmt Beſitz von der Verwaltung 
des Kurfürſtenthums Heflen. 

Der Kurfürft von Heſſen wird kriegsgefangen nach Stettin 
abgeführt. 


27. Zuni. Gefecht bei Langenjalza. 
29. Juni. Kapitulation der Hannoverjhen Armee. 
Bemerkung ded „Staatd= Anzeigerd": 
— „Das Schidjal der hannoverſchen Truppen, beren ruhmreiche Vergange⸗ 

beit eng verwoben iſt mit ben fchönften Kriegsthaten unferes eigenen Geeres, m 
jebes Soldatenherz mit aufrichtiger Theilnahme erfüllen. Man durfte diefe Franz 
Zruppen bebauern, als fie während bes Feldzuges gegen Dänemark durch eix 
unglüdliche Politik ihrer Regierung zur Unthätigkeit werurtbeilt wurben; heut fa: 
fie zu beklagen, weil neue, traurige Berirrungen ihrer Regierung fie einer m2 
glücklichen Kataftrophe entgegengeführt haben. Die hohe Selbftverleuguung abe. 
mit welcher die hannoverſche Armee, treu dem geleifteten Eide, ihr hartes Yo 
getragen, muß ihr bie Achtung ber Preußifchen Armee fihern.“ 


18. Juni. Kriegderklärung Italiens an Defterreid. 
17. Juni. Vorſchläge Behufs fräaftiger Cooperation te: 
italienifhen und der preußiſchen Armee. 

Note ded preußiihen Gelandten Grafen Ujedom an ba 
General Kamarmora. 


Der unterzeichnete außerordentliche Gefandte und Bevollmoͤchtigt 
Sr. Majeftät des Königs von Prenfen bat die Ehre, Sr. Excellenz der 
MiniftersPräfidenten und Minifter des Auswärtigen, General Lamarmerı. 
folgende Bemerkungen vorzutragen: 
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In wenigen Tagen werden Stalien und Preußen in ihrer gemein- 
ſchaftlichen Sache gegen Defterreih zu den Waffen greifen. Die Regie⸗ 
rung des Königs, meines allerhöchften Heren, fiebt es demnach als 
durchaus dringlih an, jet ſchon das ftrengfte einer ftändniß und das 
kräftige Zuſammenwirken in den beiderfeitigen militäriichen Bewegungen 
— 5 Wenn ihnen von Anbeginn an durch die Entfernung eine 
gemeinſchaftliche Action auf dem ſelben Kriegsſchauplatze nicht geſtattet 
iſt, ſo muß man dies durch gleichzeitig geführte Schläge zu erſetzen 
ſuchen. In diefer Weife angegriffen, wird Oeſterreich von vornherein 
feine Streitkräfte theilen müſſen und diefelben Neferven niemals bald 
nah der einen, bald nad der anderen Seite bin verwenden können. 
Endlih werden die geführten Schläge nicht auf dem Schladhtfelde allein, 
fondern auch weithin fühlbar werden. 

Zunächſt ift die Königliche Megierung überzeugt, daß der Eröffnung 
der Feindſeligkeiten in Deutſchland fofort die italieniſche Kriegserklärung 
folgen werde. Preußen Tennt die loyale Gefinnung der Regierung des 
Könige Victor Emanuel zu genau, um daran zu zweifeln. Allein diefe 
Solidarität und diefe gleichmäßige Action müſſen, nad der Anſicht der 
preußiichen Regierung, während des ganzen Verlaufs des Feldzuges 
fändig fi) fund geben; als gute Alliirte müſſen die beiden Mächte ihren 
“ betreffenden Operationen ein fortwährendes und gegenfeitiges Intereſſe 
widmen. Dieſes Beftreben wird, wie Preußen e8 gern vorausfegen will, 
von Seiten der italienifchen Regierung gebilligt und getheilt werden. 

Das Kriegsfyften, welches Preußen für den nächſten Feldzug Italien 
vorfchlägt, ift Das eineß gründlichen Krieges (guerre à fond). Sollte 
den beiden Alliirten von Anbeginn an das Waffenloo8 günftig fein, fo 
würden fie ſich nicht durch dazmijchenliegende Ereigniffe aufhalten laſſen, 
fondern vielmehr fuchen, ihren Gegner bis in feine legten Verſchanzungen 
und in feine legten Hülfsmittel zu drängen. 

Sie würden fih, nah einem Siege, nicht damit begnügen, dieſes 
oder jene Gebiet zu befegen, welches fie in Folge eines günftigen Friedens 
würden behalten Tönnen. Im Gegentheil und ohne Rüdficht auf die zu⸗ 
fünftige Geftaltung der Xerritorien werden fie vor Allem den Sieg 
endgültig entjcheidend, vollftändig und unmiderruflih zu machen juchen. 
Eine ſolche, durch vereinte Anftrengung dem Gegner beigebrachte Nieder- 
lage würde einem jeden Alliirten, je in feiner Sphäre, einen moralifchen 
und politifchen Einfluß, der weit über den gleichfalls etwa daraus ſich 
ergebenden materiellen Gewinnſt fich erftredte, verleihen. 

Sp wird Preußen fih um die Hinderniffe, welche die Kunft oder 
die Natur ihm von Linz bis Krakau entgegenftellen, nicht kümmern dürfen: 
es wird feinen etwaigen Erfolg entfehloffen bis gegen Wien verfolgen. 
Was die gleichen Operationen der italienifchen Streitkräfte anbetrifft, jo 
würde man fich nicht mit einer Belagerung des Vierecks abgeben, fondern 
man witrde dieſes lieber durchjchneiden oder umgeben, um den Feind im 
offenen Felde zu ſchlagen. Es befteht nur ein geringer Zweifel darüber, 
daß, namentlich in Anbetracht der numerifchen Ueberlegenheit, die italienische 
Armee fih in kurzer Zeit im Befige des venetianiſchen Landes befinden 
werde, Benedig, Verona und Mantua ausgenommen, deren Garniſonen 
allerdings durch Beobachtungscorps von beträdtlicher Stärke in Schadh 
gehalten werden müßten. 
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Jedenfalls werden die italienifchen ®enerale die beften Richter über 
die fraglichen Operationen fein. Um jedoch durchweg gleichmäßig mit 
Preußen voran & gehen, darf fich Italien nicht damit begnügen, bis an 
die nördlichen Grenzen Venetien? vorzudringen; es uk fih bis zur 
Donau Bahn breden; es muß fih mit Preußen an dem Mittelpunkte 
der Taiferlihen Monarchie felbft begegnen; kurz, es muß auf Wien 
marfchiren. Um fi den dauernden veſitz Venetiens zu ſichern, muß 
es vorerſt die öſterreichiſche Macht in's Herz getroffen haben. 

Welches würden die Folgen ſein, wenn Italien in Udine oder 
Belluno feine militäriſche Action abgrenzen und ſich alsdann mit der Be 
lagerung der feften Plätze befchäftigen wollte? Es würde unvermeidlich 
den ganzen Feldzug aufhalten, denn es würde der öfterreidhifchen Armee 

eftatten, fich ruhig nach dem Norden zurüdzuziehen, um die kaiſerlichen 
affen gegen Preußen zu verftärken. Vielleicht mit Hülfe Baterns Könnten 
diefe vereinigten Streitkräfte der preußifchen Offenfive Halt gebieten und 
fie auf eine gegmungene Defenfive zurüdführen. So würde man nad 
Einbuße der Ergebniffe der vorher errungenen Erfolge vielleicht einen 
Frieden fchließen, der, eben fo für Preußen, wie fir Ftalien, keineswegt 
den urjprünglichen Ideen, nad) den unermeßlichen Opfern, die man fih 
auferlegt, entſprechen mwürde. Um dieſe traurige Eventualität fern zu 
halten, welches früher oder fpäter die Alliierten ihr Wert wieder : 
nehmen nöthigen würde, glaubt Preußen nicht flart genug auf 
Nothwendigleit beftehen zu können, von beiden Seiten die Dffenfire 
bis auf? YAeußerfte, d.h. bis unter die Mauern der Hauptftad: 
u treiben. 
’ Nehme man für einen Augenblid die entgegengeleste Möglichkeit an 
und fafle man insbejondere die Tage Preußens in's Auge, fo hätte dieſen 
in der That die Mitwirkung Italiens mehr gefchadet, als deflen abfolnt 
Neutralität. Die Neutralität hätte wenigſtens eine ganze öſterreichiſche 
Armee in dem Biered zurüdgebalten und zum Vortheile Preußens lahn 
elegt. “Die fiegreiche, aber übel verftandene und in ihrem Laufe aufge 
altene Mitwirkung würde dieſe nämlihe Armee gegen Preußen bin 
urüddrängen, und dieſes hätte weniger Ausſichten mit als ohne few 
ianz mit Stalien. Allein die Regierung des Königs, meines allerhöchiten 
Sem, verläßt ſich mit vollfiem PBertrauen auf die Loyalität ihres 
lliirten um jede Möglichkeit einer ſolchen Eventualität auszuſchließen 
Immerhin aber Tönnte, in ftrategifcher Beziehung, der Marſch der 
italieniſchen Armee auf Wien gefährlich erfcheinen. Die Operationslim 
dürfte zu lang geitredt, die Hülfsquellen dürften zu weit entfernt er 
feinen. Allein in dem Maße man fi der preußifchen Armee nähe, 
en die Gefahr, und der fchließliche Sieg wird immer wahr 
nlicher. 

Uebrigens giebt es nod ein unfehlbaresg Mittel, um den beider 
Armeen das thatfräftige Zufammenmwirken auf einem gemeinfamen Gebiet 
zu fihern: dieſes Gebiet ift Ungarn. 

Die preußifche Regierung hat kürzlich die ungariſche Frage forgfälng 
fludiren laflen. Sie hat die Ueberzeugung erlangt, daß, gleich ſehr wen 
Stalien und Preußen unterftügt, diejes Land ihnen dafür als Ber 
glied und als ſtrategiſcher Stügpunkt dienen kann. Man entſende 3 
nad der Dftküfte des Adriatifchen Meeres eine ſtarke Expedition, weide 
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in Richt das Hauptheer ſchwächen würde, weil man fie zum größten 
Theile aus den Reihen der Freiwilligen bilden und unter die Befehle 
des Generals Garibaldi ftellen würde. Nach allen Mittheilungen, die der 
preufifchen Negierung geworden find, würde eine ſolche Expedition eine 
überaus Berglice Aufnahme bei den Slaven und bei den Ungarn finden. 
Sie würde die Flanke der gegen Wien vorrüdenden Armee deden und 
ihr die Mitwirkung und die Hülfömittel jener weiten Landſtriche eröffnen. 
Dagegen werden die croatifchen und ungarifchen Regimenter der öfter 
reihiichen Armee fehr bald gegen Deere * zu ſchlagen weigern, die in 
ihren eigenen Ländern als Freunde aufgenommen worden ſind. Von 
Norden Über die Grenzen des preußiſchen Schleſiens könnte ein, fo weit 
wie möglich, aus nationalen Elementen gebildetes fliegendes Corps in 
Ungarn eindringen und fich mit ben italienifchen Truppen, jo wie den 
jofort ſich organıfirenden nationalen Streitträften vereinigen. Defterreich 
nürde in dem Maße verlieren, in dem wir gewinnen, und die Schläge, 
die alddann auf es niederfielen, würden nicht mehr feine einzelnen Glieder, 
jondern fein Herz treffen. 

Aus allen diejen Gründen legt die preußifdhe Regierung einen fo 
boben Werth auf die ungarifche Trage und auf die mit dem italienifchen 
Berbündeten auf diefem Boden combinirte Action. Sie fchlägt bem 
Tlorentiner Cabinet vor, gemeinſchaftlich die Koften zu tragen, welche zur 
Borbereitung des Empfanges der angegebenen Erpedition und der ge⸗ 
ſicherten Mitwirkung jener Länder felbft nothwendig find. 

Dies ift die allgemeine dee des Yeldzugsplanes, die der Unter⸗ 
zeichnete, den Weifungen feiner Regierung gemäß, dem italienifchen Cabinet 
vorzulegen fich beebrt. Je mehr diefer Plan auf allgemeine Intereſſen 
Anwendung findet, je mehr er das gegenfeitige Nähern beider Armeen 
Behufs einer gemeinfamen Action fichert, defto mehr ſchmeichelt fich die 
Regierung des Unterzeichneten, daß er bei der italienischen Megierung 
eine ſympathiſche Aufnahme finden und mächtig zum Erfolge des großen 
Unternehmens beitragen werde. 

Indem der Unterzeichnete Se. Ercellenz den Herrn General Lamarmora 
bittet, ihn baldmöglichft mit einer Antwort han zu wollen, fühlt er 
fih gedrungen, ihn feiner vollfommenften Hochachtung zu verſichern.“ 


Uſedom. 


Nah dem Bekannwerden vorſtehender Note im Sommer 
1868 brachte der „Preußiſche Stantd= Anzeiger" folgende 
beiden Erklärungen: 


31. Juli, „Die „Norddeutſche Allgemerne Zeitung“ bringt die Nach- 
tiht, daß die vom K. Gejandten Grafen von Uſedom unterm 17. Juli 
1866 an den General Lamarmora gerichtete Note von Seiten der 
K. Regierung weder autorifirt, noch genehmigt, fondern erft 
ehn Zage nad ihrer Mebergabe in Berlin befannt geworden 
8 Dies iſt richtig, und ergiebt ſich hieraus, daß der Zert der Note 
feine fidere Unterlage für Schlußfolgerungen über die poli- 
tiſchen Intentionen der K. Regierung zu gewähren vermag.“ 
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11. Auguſt. „Aus der Erflärung des „Staatsanzeigers“ vom 31. d. M. 
bat da8 italienifche Journal „Opinione“ eine irrthümliche Zolgerung ge 
ogen. Diefes Blatt erblidt in jener Erklärung „eine jolenne, dem General 
Nammarmora gewährte Satisfaction“. Es iſt wohl kaum nöthig, zu be 
merfen, daß der Nedaction des „Staatsanzeigers“ nichts ferner gelegen 
bat, als der Gedanke, das Berfahren des General Yamarmora bi 
oder beichönigen zu wollen. Das Verhalten dieſes Staatsmanns I 
in allen amtlichen und guteremtliger Kreiſen Preußens derſelben ⸗ 
theilung wie in der öoffentlichen Meinung Italiens. Die erwähnte Er⸗ 
klärung hatte nur den Zwed, die Berantmwortlichleit für den „Tert“ 
der Note des Grafen Ujedom von der K. Regierung abzulehnen, 
weil einige in diefem Altenflüde enthaltene Redewendungen 
nah Form und Inhalt mit den Auffafjungen der K. Regierung 
nit übereinflimmten. Der Feldzugsplan, welden jene Not: 
empfiehlt, war von dem Augenblide an, wo der Ausbruch bi 
Krieges wahrſcheinlich wurde, bereit8 Gegenſtand der Be 
Spredun en von Preußifhen und Stalienifhen Militärs K 
wefen und konnte zur Zeit der Uebergabe der Note für feinen der 
theiligten etwag Neues fein.“ 


23. Juni. Die italieniihe Armee geht über den Mincio. 


24. Zuni. Schlacht bei Cuſtozza. 
Sieg der Defterreicher über die Staliener. 


48. Ber Krieg in Söhmen. 


23.— 29. Juni. Die erften Erfolge. 


23. Juni. Einmarſch der Armeen ded Prinzen Friedrich Karl 
und General v. Herwarth in Böhmen. 


26. Juni. Turnau. Podol. 
Einmarſch der Armee des Kronprinzen in Böhme. 
27. Juni. Nachod. 
28. Juni. Trautenau. Skalitz. 
29. Juni. Gitſchin. Schweinſchaͤdel. 
30. Juni. Abreiſe des Königs, mit ihm des Grafen v. Bismard 
zur Armee in Böhmen. 
2. Juli. Hauptquartier in Gitſchin. 
Naͤchtlicher Kriegsrath. 
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Briefe Bismarck's. 
Bismard an feine Gemahlin. 
Sichrow, 1. Juli 66. 
„Wir find heut von Neichenberg aufgebrochen, eben. hier eingetroffen, 
no ungewiß, ob wir bier oder in Zurnau bleiben. Die ganze Reiſe war 
eine gefährliche. Die Defterreicher konnten geftern, wenn fie Capallerie 
von Leitmerig geſchickt hätten, den König und ung alle aufheben. Wir be- 
egnen überall Gefangenen, es follen ſchon über 15,000 fein nad) den 
bir vorliegenden Angaben. Jitſchin ift gejtern von ung mit dem Bajonett 
enommen, Yrankfurter Divifion. Hite furdtbar. Zufuhr von Proviant 
* unſere Truppen leiden vor Mattigkeit und Hunger. Im Lande 
bis hier nicht viel Spuren des Krieges, außer zertretenen Kornfeldern. 
Die Leute fürchten ſich nicht vor den Soldaten, ſtehen mit Frau und Kind 
im Sonntagsſtaat vor den Thüren und wundern ſich. In Trautenau 
haben die Einwohner 20 wehrlofe Hautboiften von uns ermordet, die nad) 
dem Durchmarfch ihrer Negimenter dort hinter der Front geblieben. Die 
Thäter in Glogau vor Kriegsrecht. Bei Münchengräg hat ein Brauerei- 
beſitzer 26 unterer Soldaten in den Spiritusleller gelodt, betrunken 
gemacht, angezündet. Die Brennerei gehörte einem Klofter. Außer der 
leihen erfahren wir hier weniger als in Berlin; die Schloß, beiher jehr 
Katie, gehört Fürft Rohan, den ich in Gaftein jährlich fah.“ 


Jitſchin, nit Gitſchin, 2. Juli 66. 

„Eben von Sichrow her angelommen; auf dem Schlachtfelde hierher 

lag e8 noch voll von Leichen, Bierben. Waffen. Unfere Siege find viel 
ößer, als wir glaubten; es fcheint, daß wir jett ſchon über 15,000 Ge⸗ 
Fangen haben, und an Todten und Berwundeten wird der öfterreichifche 
Berluft noch höher, gegen 20,000 Dann, angegeben. Zwei ihrer Corps 
find ganz geriprengt, einige Regimenter biß zum letten Dann vernichtet, 
abe bisher mehr öſterreichiſche Gefangene als preufiice Soldaten 

zu jehen befommen. Scide mir dur den Courier immer Cigarren, zu 
1000 Stüd jedesmal, wenn e8 geht, Preis 20 Thlr., für die Ya aretie 
Alle Berwundeten fprechen mih darım an. Dann laß dur) Vereine, 
oder aus eigenen Mitteln, auf einige Dutzend Sreuzzeitungsercemplare 
für die Lazarethe abonniren, 3. B. Hr das in Neichenberg, die andern 
Ortsnamen ſuche vom Kriegsminiſterium zu erfahren. Was macht Eler- 
monts TZonnere? kommt er nıht? Mir fehlt bisher Poſtnachricht. Schide 
mir doch einen Revolver von grobem Kaliber, Sattelpiftol. Carl B. ift 
fehr zu loben, dies thätige Princip unferer reifenden Häuslichkeit. Grüße 
id. Schide mir einen Roman zum Lefen, aber nur einen auf einmal. 
Gott behüte Dich!“ 


3. Suli. Königgrätz. 
Straf Bis marck mit dem König auf dem Schlachtfelde. 
Aus dem Schreiben ded Königs an die Königin: 


„So avancırte die Infanterie bis en Thalrande der Elbe, wo jen- 
ſeits dieſes Flußes noch fehr heftiges Granatenfeuer erfolgte, in das ich 
auch gerieth, aus dem mich Bismarck ernitlich entfernte.“ 


474 
1866. 


4. Zuli. Hauptquartier nad) Horicz. 

6. Suli. Hauptquartier nah Pardubitz. 

6. Zuli. Der öſterreichiſche Feldmarfchall » Lieutenant v. Gableng 
überbringt Waffenſtillſtandsantraͤge. 

8. Juli. Ablehnung des Waffenftillftands. 

Beſetzung Prags. 

9. Juli. Hauptquartier nach Hohenmauth. 

10. Juli. Hauptquartier nach Zwittau. 

12. Juli. Einzug in Brünn. 

15. Juli. Tobitſchau. 

18. Juli. Hauptquartier nah Nikolsburg. 


Briefe Bismarck's. 
(Aus Hohenmauth, Zwittau und Prag.) 
Hohbenmauth, Montag 9. Juli 66. 

„Weißt du noch, mein Herz, wie wir vor 19 Jahren auf der Bahn 

von Prag nah Wien bier durchfuhren? Kein Spiegel zeigte die Zukunft, 
auch nicht, als ich 1852 mit dem guten Lynar diefe &ifenbahn paffirte. 
Uns gebt es gut; wenn wir nicht übertrieben in unferen An- 
fprüden find und nicht glauben, die Welt erobert zu haben, 
fo werden wir aud einen Frieden erlangen, der der Mübe 
wertb ift. Aber wir find ebenfo ſchnell berauſcht wie verzagt, 
und ich habe die undantbare Aufgabe, Waffer in den braun: 
fenden Wein zu gießen und geltend zu maden, daß wir nidt 
alleinin Europa leben, fondern mit noch drei Nachbarn. Tr 
Defterreicher ftehen in Mähren, und wir find fchon fo fühn, daß fur morgen 
unfer Hauptquartier da angejagt wird, wo fie heute noch fiehen. Gefangen 
afftren noch immer ein, und Kanonen feit dem 3., bi8 heut 180. Helen 
ie ihre Südarmee hervor, fo werden wir fie mit Gottes tn Ber 
ftande auch fchlagen! das Vertrauen ift allgemein. Unfere Feute d zum 
Küffen, jeder jo todesmuthig, ruhig, folgfam, gefittet, mit leerem Magen, 
noffen Kleidern, naſſem Lager, wenig Schlaf, abfallenden Stiefelfohlen, 
freundlich gegen alle, kein Plündern und Sengen, bezahlen waß fie fönnen, 
und eſſen verjchimmeltes Brod. Es muß — ein tiefer Fond von Gottes⸗ 
furdt im gemeinen Dann bei uns figen, fonft könnte das alle& nicht ſein 
Nachrichten über Belannte find fchwer zu haben, man liegt meilenmwei 
auseinander, keiner neiß wo der andere, und niemand zu fchiden, Menſcher 
wohl, aber feine Pferde. Seit 4 Lagen laffe ih nad Philipp*) fuchen, 


*), Bismarde Neffe. 
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der durch einen Lanzenftih am Kopfe leicht verwundet ift, wie G. mir 
fhrieb, aber ich kann nicht entdeden, wo er liegt, und jet find wir fchon 
8 Meilen weiter. Der König exponirte fi am 3. allerdings fehr, und 
es war fehr gut, daß ich mit war, denn alle Mahnungen Anderer 
frudteten nicht, und Niemand bätte gemagt, fo zu reden, mie ich e8 
mir beim lettten Male, welches half, erlaubte, nachdem ein Knäuel von 
10 Küraffieren und 15 Pferden vom 6. Küraffier- Regiment neben uns 
fi) biutend wälzte, und die Granaten den Herrn in unangenehmfter Nähe 
unſchwirrten. Die fchlimmfte fprang zum Glüde nicht. ift mir aber 
doch lieber fo, als wenn er die Borliht üibertriebe. Er war enthuſiasmirt 
über feine Truppen und mit Recht, jo daß er das Saufen und Einfchlagen 
neben ſich gar nicht zu merken ſchien, ruhig und behaglich wie am Kreuz⸗ 
berg, und fand immer wieder Bataillone, denen er danken und guten 
Abend jagen mußte, bis wir denn richtig wieder ins Feuer hineingerathen 
waren. Er bat aber fo viel darliber hören müfjen, daß er es Tünftig 
laffen wird, und Du kannſt beruhigt fein: ich glaube auch kaum noch an 
eine wirkliche Schlacht. 

Denn Ihr von jemand feine Nachricht habt, fo Könnt Ihr unbedingt 
annehmen, daß er lebt und geſund ift, denn alle Bermundungen von 
Bekannten erfährt man in längftens 24 Stunden. Mit Herwartb und 
Steinmeg find wir noch gar nicht in Berlihrung gekommen, ich Her alio 
auch Sch. nicht gefehn, weiß aber, daß beide gehumd find. ©. führt ruhig 
feine Schwadron mit dem Arm in der Binde. Leb wohl, ih muß in 


Dienft. 
Dein trenefter v. B.“ 


Zwittau in Mähren, 11. Juli 66. 


„Mir fehlt ein Zintenfaß, da alle beſetzt, fonft geht es mir gut, nach⸗ 
dem ich auf Feldbett und Nuftmatrage gut gefchlafen und dur Brief 
von Dir um 8 gewedt. Ich mar um 11 zu Bett gegangen. Bei König» 
gräg ritt ich den großen Fuchs, 13 Stunden im Sattel ohne Futter. Er 
bielt fehr gut aus, ſchrak weder vor Schüſſen noch vor Leichen, fraß 
Achren und Pflaumblätter mit Vorliebe in den ſchwierigſten Momenten 
und ging flott bi8 ans Ende, wo ich müder fchien als das Pferd. Mein 
erftes Lager für die Nacht war aber auf dem Straßenpflafter von Dark, 
ohne Stroh, mit Hilfe eines Wagenkiſſens. Es lag alles voll Verwundeter; 
der Großherzog von Medienburg entdedte mich und theilte fein Zimmer dann 
mit mir, R. und 2 Adjutanten, was mir des Regens wegen jehr erwünfcht 
tım. Was König und Granaten anbelangt, fehrieb ich Dir fehon. Die 
Generäle hatten alle den Aberglauben, He als Soldaten dürften dem 
Könige von Gefahr nicht reden, und ſchickten mich, der ich auch Major 
bin, jedesmal an ihn ab. Xeb wohl, mein Herz, ih muß zu ©. 


Dein treuefter v. B.“ 
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Zriedensbemühungen. 


4.—5. Juli. Oeſterreich erbittet Frankreich Friedensvermittelung 
unter dem Anerbieten ber Abtretung Venetiens an Franfreid). 


5. Juli. Kaifer Napoleon zeigt died dem König von Italien 
an: Ein weiteres Blutvergießen werbe unnüg. Italien könne 
fein Ziel durch Derftändigung mit Frankreich erreichen. 
Deutſchland ſolle zunächſt ein Waffenftilftand vorgeſchlagen 
werben. 


Der italienische Minifter des Auswärtigen Bisconti-Benoke 
an ben Gefanbten in Paris: 


„Der König von Italien dankte dem Kaifer für das Intereſſe an ber ite- 
lieniſchen Sache, und behielt fi} vor, die Gefinnungen des Könige von Preußen, 
feines Berbünbeten, bezüglich des hochwichtigen Vorſchlags kennen zn lernen. Den 
Baffenftiliftand ober die EinfteNung ber Feinbfeligleiten betr., Kann bie Regierung 
des Königs einer boppelten Pflicht nicht untren werben: gegen Preußen, welder, 
da e6 und feine Meceptation tm vorfiegenben Falle nicht angezeigt hat, das 
hat, Er erwarten, baß wir unfere militairifhen Operationen verfolgen, — gegen 
bie Defterreich unterworfenen, in ber adminiſtrativen Begrenzung Venetiens nicht 
einbegriffenen italienifchen Bevöllerungen, deren Befreiung Gegenftanb aller umferer 
Anftrengungen fein muß.“ 


Bisconti-Benofla an ben Gefanbten in Berlin. 


„Unfere Ehrenhaftigkeit und ber einftimmige Wunſch ber italieniſchen Ra 
tion fihern ber preufifhen Regierung die Gortfegung unferer Mithilfe (coopera- 
zione) zu, fo weit diefelbe es von uns erheifcen kann. Im jeber Weile wänfhen 
wir uns ohne Zögerung mit ihr Über bie zwiſchen Italien und Preußen gemeiniam 
feßzufegenben Bedingungen zu verfländigen, um im Gtanbe zu fein, aui ben 
Borfhlag des Kaifers ber Franzofen zu antworten.” 


Preußens Stellung zu ben Sriedensbemühungen. 
Provinzial+ Corresponbenz vom 11. Juli. 


— — — „Der Mailer Napoleon weiß, daß bie Befreiung Benetieas 
nicht ein Ergebniß bes guten Willens von Vefterreih, fondern eine The 
Breußens ift: Preußens Waffen haben Venetien befreit. Je meh 
Berth Napoleon nach feiner bieerigen Politit_ auf biefen Erfolg Iegt, deie 
mehr ji „Die Buserfißt berechtigt, daß er benfelden auf, Preußen ggeike 
volauf würbige. 

Bor Ale aber wiffen Frankreich und fein Fürft die Bedeutung uat vw 
folgen fo wichtiger Thatfachen, wie fie ſich feit dem Echeitern ber Conferenxa 
in —E entwidelt haben, richtig zu ſchäten. 

Bei allen Erwägungen und Berhanblungen muß es jdme: 
ins Gewiät fallen, daß Preußen heute anf Grund feiner mit 
dem Binte bes Preußiſchen Volkes errungenen Siege zwei Rlnig- 
reihe und ein Kurfürftenthum in Norbbeutfgland, ſowie zwei 
Provinzen Oeſterreichs in feiner Gewalt hat. 

Indem Preußen Aberzengt fein darf, daß der Kaifer Napoleon bie Beden- 
tung unb das Gewicht biefer Thatſachen vollfommen anerkennt, hat uniere Rr- 
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gierung feine Bermittelung zur Herbeiführung von Friebensunterhanblungen an 
und für fih nicht von der Hand gewiefen. 

Bevor jedoch ein Waffenftillftand abgeichloffen werben kann, muß Preußen 
verlangen, daß befriebigende Grunblagen für ben Abſchluß eines wirklichen Frie⸗ 
dens in ſichere Ausficht genommen jeien, — weil fonft der Waffenſtillſtand bie 
größten militairifhen Nachtheile für Preußen im Gefolge haben Eönnte. 

Unter allen Umfländen darf das Preußifche Boll mit ebenfo ruhiger Zu⸗ 
verficht auf den weiteren Gang der politifhen Verhandlungen, wie mit freubiger 
Genugthunng auf den Verlauf des Krieges biiden. Preußen wirb die fiegreichen 
Waffen nicht aus der Hand legen, bis bie hoben Interefien bes engeren und 
bes weiteren Baterlanbes, für welche unfere Regierung ben gewaltigen Kampf 
aufgenommen hat, in jeder Beziehung Befriebigung erhalten haben.“ 


Staats - Anzeiger vom 12. Juli. 


„Um die in ber Preffe hervortretenden Irrthümer in ber Beurtbeiluug ber 
gegenwärtigen politiihen Lage aufzullären und bie dadurch in ben Gemilthern 
bervorgerufene Ungewißheit und Unruhe zu bejeitigen, find wir zu ber folgenden 
Erklärung ermächtigt: 

Die zwilhen Preußen und Italien beftehenben vertrag mäßigen Berpflich- 
tungen machen es unmöglich, ohne gegenfeitige Zuſtimmung beiber Staaten, einen 
Waffenſtillſtand ober Frieden mit Defterreih abzufchließen. Diefe Verpflichtungen 
haben auch Italien verhindern müſſen, auf ben einfeitigen, nur borthin gerichteten 
Friedenswunſch Defterreich® durch Annahme Benetiens als Geſchenk einzugeben, 
und ben eigenen Antheil am Kriege zu beenben. 

Europa weiß, daß nicht niedrige Eroberungsfucht bie Triebfeder Preußens 
in dem großen Kampfe ift, zu welchem es durch Defterreih und feine Bunbesge- 
nofjen gezwungen worden. Was Preußen erobern will, dient den höchſten natio- 
nalen Helen, betrifft die ebeiften nationalen Güter. Wir verlangen für uns. nur 
Sarantieen für bie territoriale Sicherheit unferer Zufunft. Für Deutfchland aber 
die Herftellung einer flaatlichen Einheit, wenigftens unter ber Mehrzahl beutjcher 
Stämme und Staaten, um den unwürdigen Zuflänben innerhalb feiner Grenzen 
ein Ende zu machen, welche Das Anfehen und bie Machtfiellung der Nation fo 
lange berabgevrüdt und erniedrigt haben. 

Bei Erfüllung biefer nationalen Miffton ſteht bie Mehrzahl der patrioti- 
ſchen beutichen Fürſten an Preußens Seite. Unfer Boll aber opfert Gut und 
Blut dieſer hohen Aufgabe, und unfere Söhne der Armee, unter ber Führung 
ihres Königlichen Priegeberi, find erfüllt von ber Heiligkeit .des großen Kampfes, 
wie unfere Bäter von 1813. 

Ueberall, wo ſie in Feindesland auftreten, Iegen fie ein leuchtendes Zeugniß 
davon ab, wie fie als Träger europäifcher Gefittung von dem Bewußtjein durch⸗ 
drungen find, daß fie nicht ven Völlern den Krieg machen, fondern nur ben Re- 
gierungen, welche jene vergebens zu blindem Haſſe gegen Preußen aufzuſtacheln 
verfucht haben. Ueberall, wo unfere Fahnen eine Zeit lang wehen, weicht biefer 
Haß ebleren Gefühlen gegen uns. Unfere Armeen aber, begleitet von den Sym- 
pathien der Nation, getragen von bem Bemußtfein ihrer hoben Aufgabe, werben 
für die Löſung berjelben zu fiegen und zu fterben wiſſen.“ 


8.—20. Zuli. Weitere Kriegdoperationen der italienifchen 
Armee und Flotte. 


15. Suli. Italien wünfdt, daß Preußen auch die Erwerbung ded 
Trentin für Stalien ald Bedingung des Waffenftillitandes 
aufnehme. 
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20. Suli. Seeſchlacht bei Lilfa. Sieg der Defterreicher. 


Siegreiched Gefecht der Preußen bei Blumenan. 


4.—26. Zuli. Siegreicher Feldzug der Main Armee. 
16. Juli. Einzug in Frankfurt. 


49, Bie Waſſenſtillſtands und Sriedensverhandlungen 
u Rikolsburg. 


Ueberſicht aus dem Werke des preußiſchen General» 
ſtabes: „Der Feldzug von 1866.“ 


„Unmittelbar nach der Schlacht bei Königgrätz hatte der Kaiſer von 
Defterreih dem Kaifer Napoleon Benetien abgetreten und ſich bereit er⸗ 
flärt, feine Bermittelung anzunehmen, um dem Kriege in Deutichland und 
Stalien ein Ziel 5 gen. Dies theilte Kaifer Napoleon dem Kömg 
Wilhelm in einem Telegramme mit, welches in der Nacht vom 4. zum 5. 
im Hauptquartier Horig eintraf. Der Kaiſer fagte darın, das durch bie 
In großen und fchleunigen Erfolge der preußifchen Waffen herbeigeführte 

gebniß nöthige ihn, aus feiner Rolle vollftändiger Enthaltung herans 
zutreten, er kenne aber zu gut die hochherzigen Gefinnungen des Koönigt, 
um nicht zu glauben, daß diefer, nachdem die Ehre der preußifchen Armee 
fo body gehoben, nunmehr die Bemühungen, welche er felbft geneigt ſei. 
ur Herftellung des Friedens aufzumwenden, mit Genugthuung aufnehmen und 
Ba ein Waffeniitillftand den Weg zu Sriedensverhandlungen eröffnen werde. 
Die politiiche Lage war hiermit in eine neue und bedentjame Phaſe 
etreten. 
3 Branfreich hatte, ſeit der Verſuch, die ſchwebende Grage zuwider 
Preußen und Defterreih auf einem Kongreß zum friedlichen trag zu 
bringen, an der Abneigung Defterreich& gefcheitert war, fich jeder Theu⸗ 
nahme an den Begebenheiten enthalten und die Stellung eines beobad- 
tenden Zufchauers bewahrt. Yet hatte Defterreich Frankreichs Bermrittelung 
angerufen; der Kaifer Napoleon bot fie Preußen und Italien an. 

Es lag in der Natur der Dinge wie in der Friedensliebe des Körigh, 
daß die dargebotene Bermittelung nicht ohne Weitere von der Hand ge 
mielen werden konnte. Die Rückwirkung einer Ablehnung auf die feruere 
90 tung Frankreichs war um fo jchwieriger zu berechnen, als 

erhandlungen und diplomatijche Korrejpondenzen mit den Ereigwilen 
nicht Schritt zu halten vermochten, und als die ® itervention i 
Iofort cine ale erhalten — welche ihren Erfolg umter de 
ntrole der fran en Nation ftellte. 

Leicht war Mr möglich, daß Frankreich der wohlwollende Sreund bei 

jenigen Xheile8 wurde, welcher bie Bermittelung angerufen und im jene 
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Hand das Opfer niedergelegt hatte, wozu der Mißerfolg des Krieges ihn 
genöthigt. Nachdem der Moniteur vom 4. Abends die fo plöglich einge 
tretene Phaſe einmal verfündigt hatte, wurden in Frankreich jelbft zahl- 
reihe und bedeutende Stimmen laut, welche eindringlich forderten, daß 
der Kaifer Napoleon die Bermittler-Rolle übernehmen folle. Die Gefahr 
abzuwenden, welche in ber Öffentlihen Dieinung eines großen Theiled der 
franzöfiichen Nation lag, und die Weisheit der Kaiferlichen Regierung in 
der ruhigen Beurtheilung der Verhältniffe zu unterftügen, war Aufgabe 
der preutifchen Bolitik. 

Einen Stilftand der Operationen freilich fchloffen ſowohl die mili- 
töriihe Situation, wie die gegen Italien übernommene Verpflichtung ab» 
folut aus. Preußen und Stalien hatten ſich gegenfeitig zugefichert, nach 
ausgebrochenem Kriege meder auf Frieden noch Waffenftillftand ohne die 
Zuftimmung des anderen Theils eingeben zu wollen. 

Die Entiheidung Sr. Majeftät des Königs fiel dahin aus, daß die 
Bermittelung Frankreichs im Princip angenommen, die erforderliche Ver⸗ 
fHändigung mit Italien gejucht, die militärifchen Operationen aber mit 
allem Nachdruck fortgefegt werden follten. 

Noch am 5. wurde von Horig aus an den Kailer der Franzofen 
telegraphirt, daß man feinen Borfchlag annehme und bereit fei, fich über 
die Mittel zur Herftellung des Friedens zu verfländigen. Der Königliche 
Botihafter in Paris wurde augleic angemiejen, dem Kaiſer die Bedin⸗ 
gungen darzulegen, unter mwelchen die Verpflichtungen gegen Jtalien und 
if militärische Situation einen Waffenftillftand möglich machen würden. 
Die italieniſche Regierung wurde durch den Königlichen Gefandten in 
Florenz und durch ihren eigenen Militärs Benollmädtigten im Haupt» 
Quartier, Grafen d'Avet, von der Sachlage unterrichtet. Die Armee jegte 
ihre Bewegungen fort, und während des kriegeriſchen Handelns hatte die 
Politik ihre Aufgabe zu Iöfen. 

Am 7. Juli wurde von Pardubig aus der ehemalige Gefandte in 
Münden, Brinz Heinrih VII, Neuß, mit einem eigenhändigen Briefe 
Seiner Majeſtät an den Sailer Napoleon und mit Inftructionen für den 
Königlihen Botfchafter nad) Paris gefandt. Es wurde darin von Neuem 
die Dereitwilligteit des Königs, aber auch die nalen der Zu⸗ 
fimmung Italiens, ausgefprodhen, zugleich darauf hingewieſen, daß die 
militärifche Situation nicht erlaube, einen Waffenftilftand ohne Bürgfchaften 
für den eventuellen Inhalt eines künftigen Friedens zu fchlieken. 

Was den Frieden jelbft betraf, fo war Se. Majeftät dabei, wie bei 
feiner ganzen bisherigen Politik, von der Uebereinftimmung der preußiſchen 
umd deutſchen Intereſſen ausgegangen. Letztere forderten eine Entwidelung 
auf Grund und im Sinne der nationalen Fdee, deren volle und reine 
Entfaltung im alten Bunde hauptſächlich durch den Drud verhindert war, 
welchen ein in weſentlichen Beftandtheilen fremdartiger Körper, wie Defter- 
reich, ausüben mußte. Das preußifche Intereſſe erheifchte eine Konfolidirung 
und Kräftigung Preußens innerhalb feiner natürlichen Machtiphäre in 
Norddeutichland, d. h. alfo eine unmittelbare und reale Verbindung zwifchen 
den bisher getrennten Theilen feiner Monarchie und eine auf engem 
Bundesverhältnig beruhende Führung der übrigen norddeutichen Staaten. 

Diefe beiden in ſich weſentlich zuſammenhängenden Geſichtspunkte 
wurden dem Königlichen Botſchafter in Paris als maßgebend für Be⸗ 
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Ipredjungen mit der Kaiſerlichen Regierung über die eventuelle Baſis der 
ermittlung bingegeben. 

In der Nacht vom 11. zum 12. Juli traf der franzöftiche Botſchafter 
Herr Benedetti im Hauptquartier Sr. Majeftät de8 Königs ein. Sein 
Auftrag war, zunächft einen Waffenftillftand zu vermitteln. 

Es wurde ihm, in Uebereinftimmung mit der Inſtruction des König 
lichen Botfchafters in Paris, erwidert, daß ein Waffenftillftand ohne Zu⸗ 
ftimmung Italiens und ohne Bürgichaften für den Inhalt des Friedens 
nicht selhloffen werden könne. Zu amtlichen Heußerungen über den 
legteren Punkt hatte Herr DBenederti Feine Inſtruction; die Zuflimmung 
Italiens glaubte Frankreich in Ausficht ftellen zu Lönnen, weil der Kaifer, 
im Befig Benetiend, in der Lage war, Italien das eigentliche Ziel feiner 
Kriegführung zuzufihern. Aber diefe Ausficht konnte die direkt auszn- 
fpredende Zuftimmung nicht erjegen. Der italieniihe Militär» Bevoll- 
mädtigte war ohne Inſtruction und Da; eine Zeit lang ſchien e8, 
als ob man in Soreng nicht geneigt fei, Benetien als Geſchenk anzu: 
nehmen. Unter diefen Umftänden war ein Waffenftillftand nicht möglich; 
da aber die tbeilmeifen und haufig wiederfehrenden Störungen ber 
telegraphifchen Verbindungen und die Umwege, auf welchen in Folge defien 
die Sommunicationen ftattfinden mußten, Zeit erforderten, fo erllärte der 
König, daß feine Truppen drei Tage lang die öfterreichifchen Streitkräfte 
nicht angreifen würden, wenn leßtere den Abichnitt nördlich von der 
Thaya räumten. 

Mit diefem Vorſchlag fendete der franzöſiſche Botſchafter feinen 
Gecretair am 12. Juli vom Hauptquartier Czernahora aus in das öfter: 
reichiſche Hauptquartier. 

In Brünn traf am 14. Juli als Ermwiderung ein öſterreichiſcher 
Gegenvorjhlag ein, welcher an die gedachte Waffenruhe Bedingungen 
Inüpfte, durch welche während derfelben eine Verſtärkung der öfterreichiichen 
Armee von Süden ber und dadurch eine gänzlich veränderte wilitärijde 
Situation herbeigeführt worden märe. 

Die Dokumente, welche die fonach gefcheiterte Verhandlung betrafen, 
wırden nad Paris mitgetheilt. 

Inzwiſchen hatte Kaifer Napoleon fein Programm für eine eventuehe 
Briedensgrundlage aufge und daſſelbe ſowohl an Oeſterreich wie ax 
Preußen mitgetheilt. Es traf in Brünn auf telegraphiihem Wege em 
16. Juli ein und enthielt die folgenden Puntlte: 

„Erhaltung der Integrität Defterreichd, aber Ausfcheiden defielben 
aus dem neu zu geftaltenden Deutihland; Bildung einer Nordbeutiäen 
Union unter Preußens militärifcher Führung; Berechtigung der jüddeutices 
Staaten zu einer völterrectlich unabhängigen Union, aber Erhaltung dei 
durch freie, gemeinfames Einverftändnig der deutſchen Staaten # 
regelnden nationalen Bandes zwiſchen Nord» und Süddeutfchland.“ 

Died mar die Grundlage, von deren Annahme in Wien und Grin 
jede weitere Berbandlung und die Möglichkeit einer ſchleunigen Beendigung 
des Krieges abhing. 

Defterreich mußte fich enticheiden, ob e8 die bei einer Yortiegum 
bes Krieges boransficttih gefährdete Integrität der Monarchie reiten 
wollte durch den Verzicht der Betheiligung an der Nengeftaltung Deutfd 
lands und die Anerlennung der fortan zweifellofen Führung Preupeni 


481 
1866. 


in Deutfchland. Es mar allerdings eine ernfte Forderung, die an das 
öfterreichifche Kaiſerhaus herantrat. 

Aber auch im preußiichen Hauptquartier bedurfte die vorläufige An- 
nahme dieſer Baſis einer ernften Erwägung. Es entftand die Frage, ob 
die beiden in der oben erwähnten Jnftruction an den Königlichen Botſchafter 
angedeuteten Geſichtspunkte, nationale Entwidelung Deutſchlands und 
Konjelibirung einer würdigen Machtſtellung Preußens binlänglich gewahrt 
würden. 

Das von Paris dargebotene Programm, obgleich es wichtige Bürg- 
ihaften für die Fernhaltung fremder Einmiſchung in die nationale Ent- 
widelung Deutfchlands enthielt, war doch unvolftändi in demjenigen, 
was es Preußen bot, — nad foldhen Erfolgen und im Öenenfag zu dem, 
was für Preußen auf dem Spiele geftanden und was die Gegner, wenn 
die Dinge eine andere Wendung genommen, von ihm gefordert hätten. 

Es mußte daher in Paris als ein Beweis von der großen Friebens- 
liebe anertannt werden, als Se. Majeftät der König am 18. von Brünn 
aus auf telegraphiihem Wege nad) Paris erwidern ließ: 

Als Batıs für den definitiven Frieden könne er das Programm nicht 
als ausreichend anerkennen, da ein beftimmter Machtzuwachs Preußens 
durch territoriale Vergrößerung auf Koften der feindlichen Staaten in 
Norddeutfchland durch die Krie sereigniffe und die Stimmung der Nation 
zur Nothmwendigkeit geworden * ohl aber genüge dies Programm, 
um, unter Vorausſetzung der Zuſtimmung Italiens, einen Waffenſtillſtand 
zum Zweck definitiver Friedens⸗Unterhandlungen zu ſchließen, wenn Oeſter⸗ 
reich es annehme. Um deſſen Abſicht feſtſtellen zu können, ſei der König 
bereit, fünf Tage lang Waffenruhe zu geftatten. Nehme Oeſterreich vor 
Ablauf diefer Frift da8 Programm an, fo werde der Waffenftillftand ge- 
fchloffen werden und die Friedens-Unterhandlungen beginnen können, jobald 
Italien zuftimme Die Verhandlung fei mur zwiſchen Preußen und 
Defterreich zu führen, die übrigen frtegführenden Staaten werden felbft- 
Ständig zu verhandeln haben. Nehme Defterreich nicht binnen der gegebenen 
Friſt an, fo werde der Krieg fortgehen. 

Der Austaufch der Anfichten mit Paris bot große Schwierigkeiten 
dar. Ungeachtet der Leiftungen der preußiſchen Direction war der 
telegrapbifihe Berfehr, durch heimliche Beſchädigungen der Dräthe, bald 
verzögert, bald gänzlich unterbrochen, und wichtige Telegramme langten 
erft nad mehreren Tagen oder au gar nit an. Soviel ließ fich er- 
fennen, daß eine Einverleibung aller im Kriege gegen Preußen begriffenen 
Länder in Norddeutichland nicht ohne die alle weiterer Berwidelungen 
ausführbar fei, daß aber neben anderen weftlihen Gebieten entweder die 
Erwerbung eined Theile8 von Sachſen gegen Berzichtleiftung auf einen 
entfprechenden Theil von Hannover, oder der Erwerb des ganzen König⸗ 
reichs Hannover möglich fei, ohne die Einmifhung Frankreichs zur Yolge 
u haben. 

3 a Erleihterung der Berjtändigung und zur Benugung der unge: 
ftörten Telegraphen-Linie zwifchen Barıs und Wien begab fich Herr 
Benedetti dorthin. 

Der Königlich italieniſche Gefandte in Berlin, Graf Barral, war 
inzwiſchen angelommen und dadurd die Möglichkeit gegeben, die Unter- 
Handlungen im Einverftändnig mit Stalien zu führen. 


Fũurſt Bismard, a 


482 
1866. 

Am 18, wurde das Hauptquartier Sr. Majeftät des Königs nah 
Nicoldburg verlegt, während die Armee ihre Bewegung gegen die Doman 
und Wien fortjegte. 

Am 19. früh traf Herr Benedetti von dort wieder ein. Er wer 
in den Stand gejegt, mündlich mitzutheilen, daß Oeſterreich die von 
Frankreich vorgeſchlagene Baſis im Prinzip annehme und zu einem 
Waffenftillftand bereit fei, damit die Friedens» Präliminarien verhandelt 
werden könnten. Nachdem dies durch eine amtliche Mittheilung des 
franzöſiſchen Botjchafter8 in Wien, des Herzogd von Örammont, vom 
20. Juli betätigt war, erfolgte von preußijcher Seite die Erflärung, daß 
man bereit fei, fih fünf Tage lang der Feindſeligkeiten zu enthalten. 

Die in Eibesbrunn zufammengetvetenen Generale ſchloſſen darauf die 
Convention, melde das Aufhören der Feindſeligkeiten auf der ganzen 
Linie bezwedte. 

Noh am Abende des 21. kamen als öfterreihiiche Bevollmächtigte 
behufs Verhandlung von Friedens» Präliminarien nah Nicolsburg: ber 
ehemalige öſterreichiſche Geſandte in Berlin, Graf Karolyi, der frühere 
Kriegsminifter, Feldzeugmeifter Graf Degenfeld und der frühere öfter 
reihiiche Gejandte Baron Brenner. Die Unterhbandlungen begannen 
fofort am folgenden Tage und wurden preußifcher Seits durch den 
Diinifter- Präfidenten Grafen Bismard mit dem Grafen Karolyi und 
dem Baron Brenner geführt, während der General Freiherr v. Molıte 
gieichneig mit dem öfterreichifchen Feldzeugmeifter Grafen Degenjeld 
die Militär⸗Convention über den Baftenttilftend entwarf. Bon Breußen 
war die Zuziehung Jtaliend zu diefen Verhandlnngen beabfichtigt, nad 
der italienische Gelandte, Graf Barral, mwelder dem Hauptquartier nad 
Nicolsburg gefolgt war, wurde aufgefordert, an denjelben {heil zu nehmen; 
er erklärte aber, dazu nicht mit Inſtruction und Vollmacht verjehen zu 
fein. Es wurde daher verabredet, daß der preußiſche Unterhändler ihm 
Mittheilung über die Verhandlungen made, welche ihn in den Stand 
fegen, feine Regierung fortlaufend von dem Stande der ‘Dinge in Kenntnig 
u halten und ihr die erforderlien Yeußerungen möglid zu maden. 
Die Zuftimmung Italiens zu dem eventuellen Ergebniß der Verhandlungen 
war übrigens im Voraus gegeben, da Italien ſich verpflichtet hatte, jewe 
Zuftimmung zum Friedensſchluß nicht zu verfagen, wenn der 
Benetiend ıhm gefichert war. 

Die Verhandlungen füllten die Tage vom 23. bis 26. aus. 

Obgleich diefelben unter Bermittelung Frankreichs zu Stande ge 
fommen waren, fo beabfidhtigte der Kaijer Napoleon doch nicht, die förm- 
liche Stellung einer Friedensvermittelung einzunehmen, und jein Botjchafter 
nahm daher an den Beſprechungen nicht Theil. 

Die von Paris beiden Theilen empfohlene Friedensbafis mußte dakeı 
u Grunde gelegt werden. Sie gab die großen Grundzüge: bie jelbf- 

ändige nationale Entwidelung Deutſchlands ohne Vetheiligung Oeſter 
reichs; das Anerkenntniß des engeren Bundes in Norddentichland; de 
Berechtigung der füddeutichen Staaten, zu einem felbftftändigen Bus 
ulammenautreien und die Erhaltung nationaler Bande für das gejamske 

eutfchland. Auch die Erhaltung der Integrität der öfterreichiichen Mon 
archie, mit Ausſchluß von Venetien, war damit im Prinzip außgejprocden. 
Nächſt diefem mar es ein zweiter Punkt, auf welchem die öſterreichiſchen 
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Bevollmächtigten unbedingt zu beharren angewiejen waren: die Erhaltung 
der territorialen Integrität Sachſens, desjenigen unter den Verbündeten, 
welcher mit Defterreich auf denfelben Schlachtfeldern gefämpfe hatte. In 
beiden Richtungen konnte Preußen den öfterreihifchen Wunſchen entgegen- 
fommen, jobald es im Norden und im Weften, wo feine Eicherheit durch 
die territorialen Verhältniffe am ftärkften in Frage geftellt war, genügende 
Bürgfchaft für die Zukunft erhielt. Frankreich, deſſen Stellung zu den 
GSebietö- Beränderungen überhaupt oben bezeichnet worden, hatte m die 
öfterreichiihen Wunſche in Betreff Sachſens weſentlich angeeignet, weil 
ihm an einer rafchen Beendigung des Krieges gelegen war und es für 
Defterreih den Abſchluß des Friedens zu erleichtern dringend wünſchte. 
Dazu kam, daß daS in feiner Integrität erhaltene Saden im Nords 
deutſchen Bunde für Preußen einen zuverläffigen und treuen Verbündeten 
bot, deſſen Werth von Sr. Majeftät den Könige tief empfunden wurde. 

Wie meit der direkte territoriale Gewinn, defien Umfang durch das 
reale Bedürfniß Preußens bedingt wurde, fich erftveden wiirde, brauchte 
im gegenwärtigen Yrieden nicht feftgeftellt zu werden, und konnte es kaum. 

ie jänmtlichen übrigen deutfchen Staaten, Sachſen nicht ausge⸗ 
nommen, hatten feinen Theil an den Verhandlungen; e8 mußte ihnen 
jelbft vorbehalten bleiben, auf welche Bedingungen hin fie mit Preußen 
Frieden ſchließen mochten. Zu vergeben hatte Oeſterreich natürlich nichts 
von ihren Territorien, e8 konnte nur im Voraus die Veränderungen an« 
erkennen, welche Preußen vornehmen möchte, und während letzteres verhieß, 
diefe Beränderungen nicht auf Sachen auszudehnen, verſprach Defterreich 
jein Anerkenntniß aller übrigen. 

Mindere Schwierigkeiten boten andere Punkte, wie die jett felbft- 
verftändlich gewordene Uebertragung des öſterreichiſchen Anrechts an 
Schleswig-Holitein auf Preußen, die Feſtſtellung der die Kriegskoſten ers 
jegenden Summe u. |. m. 

So fam der Entwurf der Präliminarien zu Stande. 

Es war eine ernfte und wichtige Entjceidung, welche damit an Se. 
Majeſtät den König herantrat, ähnlich der über den Beginn des Krieges. 

Sollte diefer fortgefegt werden in der Hoffnung auf noch größere 
Refultate? Die Armee ftand vor Wien, Preßburg war ſchon nahezu in 
der Hand der preußiichen Streitkräfte gemejen. Auf den Ausfall einer 

weiten Schladt, wenn fie erforderlich werden follte, blidte man nl 
Befor niß, und möglich war der Einzug in Wien ohne allzu große Opfer. 

ie militäriichen Bedingungen aljo waren für den Augenblid günftig, 
und von diefem Standpunkte aus die Wünſche rs ZA den Steg bis 
an die Außerfte Grenze zu verfolgen und der bewährten Kraft des preußi⸗ 
ſchen Heeres volle Entfaltung zu geftatten. Ein Biel, welches der erfte 
Napoleon fih nie verfagt hatte — die Hauptfladt des Gegners — lag in 
verlodender Nähe, ihre Thürme waren den Bliden der Vorpoſten fichtbar. 

Andererfeit3 aber blieb wohl zu erwägen, daß Defterreich, felbit nad) 
dem Berluft von Wien, nicht genöthigt war, Frieden zu fließen. Sein 
Heer konnte auf Ungarn ausweichen und die Complicationen europätjcher 
Bolitit abwarten. 

Kam auf der vom Kaifer Napoleon vorgefchlagenen und dem Wefen 
nach Öffentlich bekannten Baſis ein Friede nicht zu Stande, jo verlegte 
dies die Intereſſen nicht minder wie die Würde Frankreichs. 

81* 
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"Ein großes Ziel war erreicht, follte mar, um ein größere zu ger 
minnen, neue Opfer und äußerfte Anftrengungen dem preufifchen Boll 
auferlegen, das Errungene nochmals in Frage ftellen? Eine weile Politit 
bemißt ihre Ziele nicht nach dem Begehrenswerthen, jondern nad dem 
Nothwendigen. Deutichlands nationale Entwidelung unter Preußens 
Führung war durch dem dargebotenen Frieden gefichert, weiter gehende 
Brojefte der Eroberung, wie man fie Preußen zuzufchreiben germ geneigt 
iR, lagen nicht in dem Willen feiner Regierung. 

Monarch und Volk durften fi jagen, daß fie der Pflicht Genüge 
ethan, welche ein hoher Beruf dem Staate wie dem Einzelnen auferlegt; 
de mußten anerkennen, daß ein weiteres zwingendes Bedurfniß für die 
Sicherheit und die Entfaltung des nationalen Lebens Preußens und 
Deutfchlands nicht vorlag. Was Preußen jet zu gewinnen im Begri 
ftand an territorialem und an Macht⸗Zuwachs, daß durfte es hoffen, 
bald und vollftändig zu einem gemeinfamen Organismus mit dem bit 
berigen Beftande des Staates verwachſen zu ſehen. 

Die von Vefterreich dargebotenen Bedingungen fchloflen ferner bie 
Möglichkeit künftiger Wiederherftellung eines freundfchaftlichen Berhältwifiet 
u den früheren Bundesgenofien nit aus. Weder der Ehre noch der 
Madit Oeſterreichs war eine Wunde geichlagen, welche eine 
Seindichaft zwiſchen beiden Staaten nothmwendig im Gefolge hatte. Benz 
man mehr Sorderte, wenn eine glüdliche Fortſetzung des Krieges mehr 
zu erzwingen erlaubte, fo mußte ein Stachel zurüdbleiben, den feine Zen 
entfernt hätte. Den Bruch zwifchen Prenßen und Defterreich zu verewigen, 
konnte nicht im Intereſſe Deutfchlands und Preußens liegen. 

Die Erwägungen, welde in jenen entfcheidenden Tagen in Rilols 
burg im Rathe Sr. Majeftät des Königs auf die große Frage über Krieg 
und Frieden beſtimmend einmwirkten, haben hier nur flüchtig und im ihren 
allgemeinften Umriffen angedeutet werden können. Ihre rüdhaltlofe Dar: 
legung muß der künftigen Geſchichtsſchreibung vorbehalten bleiben. 

ie Entſcheidung Sr. Majeſtät fiel für den Frieden aus. 

Die Präliminarien wurden am 26. Juli unterzeichnet und die Rat 
ficationen am 28. ausgetauſcht. 

Der Entihluß des Königs wurde freudig begrüßt von einer Armee 
und einem Bolte, welche mitten im Lauf eines glüdlichen und ruhmrei 
Krieges nicht verlernt hatten, die Segnungen des Friedens zu ſchäten 


Keine Forderung öſterreichiſcher Gebietsab— 
tretungen. 
Staats » Anzeiger vom 23. Juli 1866. 


„Im der Preffe wirb wiederholentlidh das Gerücht verbreitet, daß Preukee 
als Bedingung bes Friedensſchluſſes mit Oefterreich die Abtretung Böhmens zur 
Mährens verlange. 

Diefe Nachricht ift durchaus unbegründet. 

Ein Blid auf die geographiiche Lage ber Preußiſchen Staatstheile und Iem: 
öfterreidhiichen Gebiete läßt fofort ertennen, daß ber Beſitz biejer Länder zit 
eine Verſtärkung, fondern eine Schwähung ber Preußiihen Macht fein wäre 
Schon aus biefem Grunde if Seitens des Preußiſchen Cabinets bie Ermertans 
Böhmens und Mährens oder anderer öſterreichiſcher Provinzen ale Friebensit 
bingung gar nicht in Betracht gezogen worben. 
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Aber auch die nationalen Intereffen, welche Preußen im Auge bat, laffen 
. bie Erwerbung jener Gebiete nicht wünſchenswerth erfcheinen. 

Das Ziel der Preußiſchen Politik ift auf bie Gründung eines neuen Bundes 
und bie Berufung eines deutſchen Parlaments gerichtet. Die Verbindung Preu⸗ 
Bens mit Öfterreichiichen Ländern, deren Bevöllerung nur zum Theil der beutfchen 
Rationalität angehört, würde dem Zuftandelommen eines beutichen Parlaments 
nur Hindernifſe bereiten.” 


Frankreichs Antheil au den Friedensverhaudlungen. 
Aus dem franzöſiſchen Gelbbuche. 


5. Juli: Moniteur- Note, betreffenb das Anrufen ver franzöflichen Vermittelung 
Seitens Oeſterreichs. 


„Eine wichtige Thatſache iſt eingetreten. Nachdem der Kaiſer von Oeſterreich 
bie Ehre feiner Waffen in Italien geiahr bat, tritt derjelbe, in Uebereinftimmung 
mit den Auffaffungen, welche ber Kaifer Napoleon in feinem Briefe an den Mi- 
nifter der auswärtigen Angelegenheiten vom 11. Juni ausgeſprochen bat, Ve⸗ 
netien an ben Kaifer ber Franzoſen ab und nimmt bie Vermittelung beffelben 
zur Herbeiführung bes Friedens zwilchen den kriegführenden Parteien an. 

Der Kaifer Napoleon hat ſich beeilt, diefer Aufforderung zu entfpredhen und 
bat fi) unverweilt an bie Könige von Preußen und Italien gewandt, um einen 
Waffenſtillſtand herbeizuführen.“ 

6. Juli: Telegramm bes franzöſiſchen Miniſters der auswärtigen Angelegen⸗ 
beiten an den Botſchafter in Wien, betreffend Preußens Annahme 
ber franzöfiihen Bermittelung. 


„Ih beeile mich, Ihnen mitzutheilen, daß der König von Preufen bie Ber- 
mittelung des Kaiferd annimmt. Derfelbe wird uns durch ben Grafen Goltz un- 
verweilt wiffen lafien, unter welchen Bebingungen er einen Waffenftillftand an- 
nehmen will.” 


71. Juli: Der Minifter der auswärtigen Angelegenheiten an ben Botichafter in 
Berlin. 


„Wie ich Ihnen telegraphiſch mitgetheilt, nimmt der König von Preußen 
die Bermittelung des Kaiſers an, indem er bemfelben ein herzliches Vertrauen 
bezeigt. Was den Waffenftillftand betrifft, fo ſoll Graf Bolt uns die Bedingungen 
beflelben bald mittheilen. Nach den Andeutungen im Briefe des Königs müßte 
das Ablommen auf ben bergebradhten Grundlagen getroffen werben, jo daß bie 
Stellung ber Feiegführenben Theile während ber Verhandlungen nicht werändert 
werben könnte. Man müßte Überdies die bisher gewonnenen Kriegsrefultate als 
Ausgangspunkt für die weitere Berfländigung betrachten. — Bor jeder beftimmten 
Beſchlußnahme hält der König für nöthig, fich mit feinen Verbündeten, den König 
Bictor Emanuel, zu benehmen. 

Wir wiffen, daß der König von Italien feinerfeits einem Waffenſtillſtande 
nicht zuſtimmen zu dürfen glaubt, fo lange der König von Preußen nicht feine 
Einwilligung gegeben bat, und er ift geneigt, einftweilen feine militairischen Ope⸗ 
rationen in Venetien fortzufegen. 

Wir würdigen volllommen bie hochherzige Gefinnung des Königs Wilhelm, 
der fi nicht entſchließen will, ohne fi mit dem König von Italien verftändigt 
zn haben, und wir ehren an König Victor Emanuel biefelbe ehrenhafte Treue 

egen bie übernommenen Verpflichtungen. Aber abgeſehen von biefen beiderjeitigen 

erbindlichkeiten ſehen wir für Stalien keinen Grund, die Annahme bes darge⸗ 
botenen Waffenftilltanbes zu verzögern. Der Kaijer von Defterreich verzichtet auf 
feine Befigungen in Italien. Der Kaifer Napoleon nimmt biefelben nur an, 
um fie an Italien abzutreten. Der Hof von Ylorenz erhält mithin Alles, was 
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für ihn das Ziel des Krieges war und es bleibt ihm kein Bortheil weiter zu 
erlangen. 

Preußen aber bat Erfolge errungen, bie ihm Nichte zu wünfchen übriz 
laſſen. Nachdem es gezeigt hat, was es mit den Waffen in der Hand zus 
wird es, wie wir zuverfichtlich hoffen, einen nicht minder glänzenden 
feiner Mäßigung geben, indem es einen Waffenftilifiand annimmt, ben ber Kaiſer 
vorjhlägt und für ben fich bie einmüthigen Wünſche Europas ausiprecdhen.” 


9. Zufi: Der franzöfiihe Botfchafter in Wien an ben franzöfiihen Miniſſer 
ber auswärtigen Angelegenheiten, das Vorrücken ber Preußen gegen 
Wien betreffend. 

„Die Preußen ftehen bei Iglau, bie Benedelſche Armee, tie bei Olmäg 
neu gebilbet werben foll, ift, wie es fcheint, nicht im Stande, ihren Marſch auf 
zubalten, und wenn der Waffenftillftiand nicht zu Stanbe fommt, jo Finnen fie 
in wenigen Tagen in Wien fein.“ 


10. Juli: Der franzöſiſche Votfchafter in Wien an ben franzöfifchen Miniſter 
ber ausmärtigen Angelegenheiten, bie Bedrohung Wiens betreffend. 


„Die Umflände find der Art, und bie Einnahme Wiens durch die Preußen 
ift jo drohend, daß Die Zeit zu wirklichen Berbanblungen fehlt; bie dſterreichiſcht 
Regierung denkt in biefem Augenblide nur Darauf, Das Reich von einer morali 
{hen und materiellen Niederlage zu retten, beren Folgen unberedhenbar fein 
würden. Seit zwei Tagen Khafft man alles Gelb ans ber Bank fort, um es 
auf der Donau nad Komorn zu bringen. Man bereitet fih auf eine Räummm 
der Hauptftabt vor.” 

12. Juli: Der franzöfiihe Minifter der auswärtigen Angelegenheiten an ben 
Botſchafter in Wien, die Preußiſchen Waffenkillftianbsbebingungen ke 
treffend. 


„Preußen macht ben Abichluß eines Waffenſtillſtandes von ber vorberigen 
Annahme gewilfer Friebenspräliminarien abhängig. Wir kennen biefelben ned 
nicht im Einzelnen, aber wir haben Grund anzunehmen, daß ber Hanptpuak dar 
Ausſcheiden Oeſterreichs aus dem beutfchen Bunde if; alle® Uebrige iR ven ge 
ringerer Wichtigleit unb würde der Erörterung uuterliegen können. Der Sailer 
it der Anficht, daß bie Fortfegung bes Kampfes ben Ruin bes öſterreichiſcher 
Staates herbeiführen würde.” 


13. Juli: Der franzöftiche Botfchafter in Wien an ben Minifter ber auswir- 
tigen Angelegenheiten, die Waffenſtillſtandsbedingungen betreſſend. 

„Bevor Defterreich in ben Austritt aus bem deutihen Bunde willigt, mel 

der Kailer bie eorigen Bedingungen kennen. Wenn barınter unannehmbare feiz 

follten, wie 3. B. Gebietsabtretungen, fo würde Defterreich Tieber das Gäd ber 

Waffen nochmals verſuchen, und mit Ehren untergehen, als um ſolchen Prew 

feine Rettung erlaufen. — — — — — Oeſterreich kann das Opfer (Anamtı 

ans Deutihland) nur gegen die Gewißheit bes Waffenftilltaubes und Frieden⸗ 

bringen; dieſe Gewißheit bat e8 aber bis jetzt nit; man kann ihm fpäter Un 

mögliches auferlegen. Sowie Kailer Franz Joſeph die näheren Bedingungen er 
fahren haben wird, wirb er eine Tategorifche Antwort geben.“ 


14. Juli: Zelegramm des franzöfiihen Botſchafters am Preußiſchen Hofe au den 

franzöfifchen Minifterd. auswärtigen Angelegenheiten, — aus G jernagera 

„3b bin vergangene Naht im Preufifchen Hauptquartier eingetreffen. 

Meinem Dringen auf fchleunigen Abichluß bes Friedens erwiberte mar, deß 

Preußen nur mit Zufimmung Italiens unb unter ber Bedingung, daß Fraet 

reich e6 Über fi nimmt, Deflerreich zur Annahme ber yriebensprälimimarien jR 
beſtimmen, darauf eingeben kann.“ 
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14. Juli: Der franzöſiſche Minifter an den VBotfchafter in Wien und Berlin, 
Vorſchlag der Friebenspräliminarien betreffend. 


(Im Wefentlihen bie fpäteren Nicolsburger Präliminarien, aber obne 
Anbentung von Gebietserweiterungen für Preußen.) 


15. Inli: Depeſche des franzöſiſchen Botſchafters Benebetti an ben franzöfi- 
{hen Btinifter, — aus Brünn. 


„Blei in unferen erften Unterbaltungen bat Herr v. Bismard mir mit 
der größten Entidhiebenheit die Bedingungen angebeutet, von welchen ber preu- 
ßiſche Botſchafter in Paris die Zuftimmung zu einem Waffenftilftand abhängig 
machen follte und ich brauche nicht zu Tagen, daß er mir bie Annerion von 
Sachſen, Kurheffen und Hannover als ein durch die von Preußen gebrachten 
Opfer und errungenen Siege durchaus gerechtfertigte Forderung barftellt. Sch 
babe mir erlaubt, eine ſolche Prätention von vorn Berein nicht al® ernft gemeint 
anzufeben, und habe ihm bermeift, daß Europa nicht mehr in der Zeit Friedrichs 
des Großen lebe, wo man das, was man genommen hatte auch ohne Weiteres 
Behalten konnte. Ungeachtet der Entichiebenheit, mit welcher er mir Deigubringen 
fuchte, daß keine Macht Preußen daraus einen Vorwurf machen könnie, fagte ich, 
daß fie im Gegentbeil durch ein folches Vorgehen ſämmtlich gleichmäßig verletzt 
fein würden.” — — — — 


16. Juli: Der franzöfiide Botichafter in Berlin an den franzöſiſchen Diinifter, 
— aus Brünn. 


„Ih halte die Berwerfung der Präliminarien Seitens des Berliner Eabi- 
net® für fiher, wenn Oeſterreich ſich nicht dazu verfteht, eine Beſtimmung binzu- 
zufügen, durch weiche Preußen gewiſſe Gebietserweiterungen behufs Henftellung 
des Zuſammenhanges feiner Länder gefichert werben.” 


19. Juli: Der franzöfifhe Minifter an den Botſchafter am Preußiſchen Hofe, 
— Unweifung zur Förderung ber Verhandlungen. 


„Der Entwurf der Präliminarien if vom Kaifer dem öfterreichtfchen Hofe 
Dringend empfohlen worten und Oeſterreich ift bereit, biejelben anzunehmen, wenn 
die Breußifde Regierung fie gleichfalls annimmt. 

Unfere Aufgabe ift Dabei lediglich die der freundſchaftlichen Vermittelung 
und beſchränkt fih darauf, allen unfern Einfluß anzuwenden, um die beiden frieg- 
führenden Parteien zur Vereinigung zu bringen. Wir find nicht Schieberichter, 
welche ven Parteien eine Löſung auferlegen Können, auch nicht Unterhändler, bie 
einen unmittelbaren Antheil an den herbeizuführenden Arrangements haben. Wir 
haben daher aud die Präliminarien nicht mit zu unterzeichnen; aber unter ſolchem 
Borbehalt dürfen wir doch Nichts verfäumen, um die Annahme der von uns 
vorgefchlagenen Löfung zu fihern und zu beichleunigen.” — — — 


19. Iuli: Telegramm des franzöftiihen Minifters an den Botfchafter in Wien, 
Preußens Geneigtheit zum Eintritt vorläufiger Waffenruhe betreffend. 


„Das Berliner Kabinet findet in den Präliminarien hinreichende Garan⸗ 
tien, um auf den fofortigen Abfchluß eines Waffenftillftandes einzugehen und ver- 
pflichtet fi), unter ber cbingung ber Gegenſeitigkeit Defterreiche, fich jedes Actes 
der Feinbjeligleit während fünf Tage zu enthalten, innerhalb welcder Zeit ber 
Wiener Hof die Annahme ber Präliminarien feinerfeits zur Kenntniß zu bringen 


23. Juli: Der franzöfiiche Botſchafter am Preußischen Hofe an den franzöfifchen 
Minifter, aus Nicoleburg. | 

„— Mit feiner praltiſchen Auffaffung der Dinge und feiner gewohnten 

Entihloffenheit bat Graf Bismard ſich gieih in ber erflen Unterredung mit 

den Öfterreihiichen Unterhändlern zu verfichern gefucht, daß fie alle Bebingungen 
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in Bezug auf die Fünftige Organifation Deutſchlands annähmen, unb bag Deſter⸗ 
reich aufrichtig barauf verzichte, daran Theil zu nehmen. So bald biefer Punk 
feftgeftellt war, bat er zum SHauptgegenftand ber Konferenzen biejenigen ragen 
gemadt, welche in unferen Präliminarien nicht genau präcifirt oder gar nidt 
erührt waren. Schließlich ſchlug er vor, flatt Über den Waffenftillftaub fich gleich 
über Yriedensbedingungen zu verfländigen und wußte bie öfterreichifchen Umter- 
händler dazu zu beitimmen, über bie Kriegeloften unb über die Gebiets⸗Erwei⸗ 
terungen für Preußen zu unterbandeln. 

Er Hat den Bevollmächtigten alsbalb erflärt, daß ber König als erſte Ve⸗ 
dingung für ben Friedensſchluß eine Vergrößerung Preußens im Norden Deutſch⸗ 
lands verlange. Ich höre, daß der Minifter- Bräfident fich in biefer Beziehung 
feft entfchloffen gezeigt hat, die Verhandlungen abzubrechen, falls er nicht ie Zu- 
fiherung der Einwi igung Oeſterreichs erbalte. Seinerfeits hat Graf Bismard 
mir mitgetheilt, daß bie öfterretchifchen Unterhändler ſich darauf beſchränkt haben, 
für die Erhaltung Sachſens in feinem bisherigen Gebiete einzutreten. Ich glanbe, 
daß man fich Über biefe Grage einigen wird; indem Preußen ſich verbindlich madıt, 
Sachſen in feinen jegigen Grenzen zu erhalten, wirb Defterreich fich anheüch;g 
maden, den Veränderungen in Bezug auf Hannover, Heffen ober andere Kiein- 
ſtaaten kein Hinderniß zu bereiten.“ 


25. Juli: Telegramm des franzöflihen Minifters an den Botſchafter am Breu- 
ßiſchen Hofe. 

„Srbitten Sie eine Verlängerung der Waffenrube. Der Prinz Mettermd 

theilt mir ein Wiener Telegramm mit, in weldem erklärt wird, baß bie Erbal- 

tung ber Integrität Defterreihs und Sachſens unerläßliche Bedingungen jeien.“ 


2D. Sur: Der Botichafter am Preußiſchen Hofe an den franzöſiſchen Miniſter. 
„Man bat fi über bie Kriegskoften verſtändigt; biefelben bleiben ai 
20 Millionen Thaler feſtgeſetzt. Preußen verpflichtet fih, Sachſen in jeiner 
Grenzen zn erhalten. Defterreich weripricht, fi ber Erweiterung Preußens ur 
Norden nicht zu wiberfegen. Die übrigen Punkte find nach unſeren Vorſchläger 
geregelt. Die öfterreihiichen Bevollmächtigten wünſchen jedoch noch nah Wien 
zu berichten, Wenn fie bei Zeiten Bollmadt erhalten, kann morgen abgefchleflen 
werben.“ 


26. Zuli. Der Friedens -Präliminarien- Vertrag von Nicolsbutz 
zwifchen Preußen und Oeſterreich. 


Art. I. Der ZXerritorialbeftand der öſterreichiſhhen Monardie, mt 
Ausnahme des lombardifchvenetianifchen Königreichs, bleibt unverändert. 
Seine Majeftät der König von Preußen verpflichtet fich, jeine Tyupper 
aus den biöher von denfelben occupirten öfterreichifchen Territorien zurädze 
ei jobald der Friede abgejchloffen fein wird, vorbehaltlich der m 

efinitiven Zriedensfchluffe zu treffenden Maßregeln wegen einer Garaatit 
der Zahlung der Krie sent hädigung. 

Art. I. Seine Majeftät der Kaifer von Defterreich erkennt die Arf- 
löfung des bisherigen deutſchen Bundes an und giebt feine Zuftiuneunz 
zu ewmer neuen Geftaltung Deutſchlands ohne Betheiligung des öfter 
reichiſchen Kaiſerſtaates. Ebenfo verſpricht Seine Majeltät das engert 
Bundesverhältniß anzuerkennen, welches Seine Majeftät der König vos 
Preußen nördlich von der Linie des Mains begründen wird, und erflärt 
fih damit einverftanden, daß die füdlich von diefer Linie gelegenen 
Staaten in einen Berein zufammentreten, beffen nationale Verbimdung 
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mit dem norddeutfchen Bunde der näheren Verftändigung zwifchen beiden 
borbenalten bleibt. 

rt. III. Seine Majeftät der Kaifer von Defterreich überträgt auf 
Seine Majeftät den König von Preußen alle feine im Wiener Frieden 
vom 30. October 1864 erworbenen Rechte auf die Herzogthümer Holftein 
und Schleswig, mit der ‘Maßgabe, daß die VBendlferungen der nördlichen 
Diftricte von Schleswig, wenn fie durch freie Abftimmung den Wunfc zu 
erfennen geben, mit Dänemark vereinigt zu werden, an Dänemarf abgetreten 
werden jollen. 

Art. IV. Seine Majeftät der Kaifer von Defterreich verpflichtet fich, 
behufs Dedung eines Theiles der für Preußen aus dem Kriege ermachjenen 
Koften, an Seine Majeftät den König von Preußen die Summe vou 
40 Millionen Thalern zu zahlen. Bon diefer Summe foll jedoch der 
Betrag der Kriegskoſten, welche Seine Majeftät der Kaifer von Oeſterreich 
laut Art. 12 des gedachten Wiener Friedens vom 30. October 1864 noch 
an bie Herzogthümer Schleswig und Holftein zu fordern hat, mit 
15 Millionen Thalern, und als Wequivalent der freien Verpflegung, welche 
die preußifche Armee bis zum Friedensſchluſſe in den von Ip occupirten 
öfterreichiichen Tandestheilen haben wird, mit 5 Millionen in Abzug gebracht 
werben, jo daß nur 20 Millionen baar zu zahlen bleiben. 

Art. V. Auf den Wunfh Seiner Majeftät des Kaiſers von Defter- 
reich erflärt Seine Majeftät der König von Preußen fich bereit, bei den 
bevorftehenden Veränderungen in Deutſchland den gegenwärtigen Territorial- 
beftand des Konigreichs Sachſen in jeinem bisherigen Umfange be- 
ftehen zu lafjen, indem er fich dagegen vorbehält, den Beitrag Sachſens 
zu den Kriegskoſten und die Fünftige Stellung des Königreichs Sachſen 
innerhalb des norddeutjchen Bundes durh einen mit Seiner Majeltät 
dem König von Sachſen abzufchliegenden befonderen Friedensvertrag näher 
zu regeln. Dagegen verfpricht Seine Dlajeftät der Kaifer von Defterreich, 
die von Seiner Majeftät dem König von Preußen in Norddeutfchland her⸗ 
zuftellenden neuen Einrichtungen, einjchließlich der Xerritorialveränderungen, 
anzuerkennen. 

Art. VI. Seine Majeftät der König von Preußen macht ſich anbeifchig, 
die Zuftimmung Seined Verbündeten, Seiner Majeftät des Königs von 
Stalien, zu den Yriedenspräliminarien und zu dem auf diejelben au be- 
gründenden Waffenftillftande zu bejchaffen, fobald das venetianifche Königs 
reich durch Erklärung Sr. Majeftät des Kaiferd der Franzofen zur Dis⸗ 
pofition Seiner Majeſtät des Königs von Italien geftellt * wird. 

Art. VII. Die Ratificationen der gegenwärtigen Uebereinkunft werden 
binnen längſtens 2 Tagen in Nicolsburg ausgetauſcht werden. 

Art. VIII. Gleih nad erfolgter und außgetaufchter Ratification der 
gegenwärtigen Uebereinkunft werden Ihre beiden Majeſtäten Bevollmächtigte 
ernennen, um an einem noch näher zu beflimmenden Orte zufammenzus 
fommen und auf der Baſis des gegenwärtigen Präliminarvertrages den 
Frieden abzufhliegen und über die Detailbedingungen defjelben gu verhandeln, 

Art. IX. Zu diefem Zwecke werden die contrahirenden Staaten, We 
Feſtſtellung diefer Präliminarien, einen Waffenftiliftand für die Kaiferli 
Öfterreihifhen und Königlich ſächſiſchen Streitkräfte einerfeit® und die 
Königlih Preußifhen anderſeits abſchließen, defjen nähere Bedingungen 
in militärifcher Einſicht jofort geregelt werden follen. Diefer Waffen- 
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ſtillſtand wird am 2. Auguft beginnen und die im Augenblide beftehende 
Waffenruhe bis dahin verlängert. Der Waffenftillitand wird —— 
mit Bayern bier abgejhloffen und der General Freiherr v. Montenffe 
beauftragt werden, mit Württemberg, Baden und Heflen-Darmftadt einen 
am 2. Auguft beginnenden Waffenftillftand auf der Grundlage des mili- 
tärtichen efigftandes abzufchließen, fobald die genannten Staaten es be 
anfragen. 


(unterz.) Karolyi. v. Bismard. Brenner. 


- Die Friedens⸗Präliminarien und Oeſterreichs Berbiudete 
in Nord» und Süddeutſchlaud. 


Aus der „Provinzial- Eorresponbenz“ vom 26. Juli. 


— — — ‚Was die Befigveränderungen betrifft, jo handelt es ſich 
dabei um bie Verfügungen, welche Preußen über bie militairiſch in Befitz genom⸗ 
menen Länder treffen wird. Es finb bies in Norbbeutichland befanntlih (außer 
Sachſen) das Königreih Hannover, das Kurfürftenthum Heſſen, der bieffeits bes 
Maine gelegene Theil des Großherzogthums Heſſen (Oberhefſen), das Herzogthum 
Nafſau und bie freie Reichsſtadt Frankfurt a. M. 

Kraft des Kriegsrechtes ift der König von Preußen berechtigt, alle dieſe Länder 
bleibend zu behalten, ohne darüber in irgend welche Berhanblungen mit ben frä- 
beren Befitzern eintreten zu müffen. Die Wiebereiniegung irgend eines berjelben 
würde ein Act der Gnade von Seiten der Preußiichen ne fein; bie Wieber- 
einfegung in einzelne Theile ihrer früheren Staaten und bie bamit verbundene 
Zerfplitterung berjeiben würde aber vermuthlich von der Bevöllerung ſelbſt ſchwmerz⸗ 
lih empfunden und politifch von bedenklichen Folgen fein. Es wird baber als 
wünſchenswerth und wahrjcheinlich angejehen, daß bie erwähnten Länder dauernd 
mit Preußen vereinigt werben. 

Ausdrückliche Beftimmungen hierüber find jeboch in ben Friedens» Präli- 
minarten mit Defterreich nicht enthalten, vielmehr nur bie freie Verfügung bar- 
über für Preußen gewahrt und Seitens Defterreihs anerkannt. 

Defterreichs bisherige Verbündete in Süddeutſchland find in ben vorläufigen 
Friedensſchluß zwifchen Breußen und Oefterreih nicht ohne Weiteres eingeſchloſſen 
worden. Der bayerſche Minifter von der Pfordten war ſchon vor dem Abſch 
der Präliminarien im Preußiſchen Hauptquartier erfchienen, um die Betheiligung 
jener Bundesgenoffen an dem Waffenftillftande zu erwirfen; Preußen aber katte 
dies zunächſt abgelehnt und die Bewilligung eines Waffenftillftandes an bie füh- 
deutſchen Staaten von befonderen Verhandlungen abhängig gemacht. Erſt nad 
dem Abſchluß der preußiich- öſterreichiſchen Präfiminarien fam ein Waffenſtillſtaud 
zwifchen Preußen unb Bayern, gleichfalls vom 2. Auguft ab, zu Stande. Ber 

eblih hatte der Miniſter von der Pforbten beanſprucht, gleichſam Namens des 
rüheren beutfchen Bundes auch für die Übrigen ſüddeutſchen Staaten zu verban- 
deln. Preußen erfennt feit dem 14. Juni den alten deutſchen Bund nicht mehr 
an und verlangt daher, baß jeder ber feinblihen Staaten in befonberen Ber- 
banblungen ben Frieden erbitte. Da durch den Friedensſchluß Defterreihe und 
Bayerns bie bisherige Verbindung vollends jeden Halt verloren hatte und da 
Breußen inzwifchen erfolgreich nach dem Süben vorgebrungen war, fo blieb jenen 
Staaten nichts übrig, als jeber für fih um Frieden zu bitten. 

Der Herzog von.Meiningen hatte fih ſchon zuvor won dem Preußenfind- 
lichen Bunbe losgefagt und feinen in Mainz ſtehenden Truppen befohlen, dieſe 
Feftung zu verlaflen. Da die bayerjchen Befehlshaber fie mit Waffen nicht ent- 
lafſen wollten, fo waren fie mit Zurüdiaffung der Obergewehre aus ber Feng 
ausgezogen. 

Auch der König von Württemberg, der Großherzog von Darmftabt mußten 
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fi bequemen, ihre Minifter ins Preußifche Hauptquartier zu entfenden, um un- 
fern König um Yrieden zu bitten. Der Großherzog von Baben, welcher nur mit 
Widerſtreben dem Bunde gegen Preußen beigetreten war, entließ nunmehr fein 
bisherige® Preußenfeindliches Minifterium und berief Männer von befonnenerer 
Haltung in feinen Rath. 

So ift denn ber pisherige ſüddeutſche Bunb gegen Preußen vollſtändig zer- 
fprengt. Die nunmehr fohwebenden Verhandlungen werben unzweifelhaft dazu 
benust werben, Beziehungen geiisen bem fünftigen norbbeutichen Bunde und 
den fülddeutichen Staaten zur Geltung zu bringen, wie fie bem Intereſſe unb ber 
Größe des beutihen Gejammtonterlanbes entiprechen.” 


Die Bräliminarien und das nationale Band 
zwiihen Nord» und Süddeutſchland. 


Staats» Anzeiger vom 5. Auguft 1866. 


„Um ben nachtbeiligen Tendenzen entgegenzutreten, welche burch faliche Deu- 
tung ber Yriedenspräliminarien vom 26. San d. 3. und Entftellung ihrer Ziele 
in Betreff der Neugeftaltung Deutſchlands in einem Theile der Preſſe bervor- 
treten, find wir zur VBeröffentlihung bes Artilel8 2 dieſer Präliminarien er- 
Derielbe lautet: 
Art. 2. 

„Seine Majeſtät der Kaifer von Defterreich erkennt die Auflöfung 
bes bisherigen deutihen Bundes an und giebt Seine Zuftimmung zu 
einer neuen Geftaltung Deutſchlands ohne Betheiligung bes öſterreichiſchen 
Kaijerftaates. Ebenſo verfpriht Seine Majeſtät, das engere Bundesver⸗ 
hältniß anzuerfennen, welches Seine Majeftät ber König von Preußen 
nördlich von der Linie bes Maine begründen wird, und erflärt fi) damit 
einverftanden, daß bie ſüdlich von dieſer Linie gelegenen deutihen Staaten 
in einen Verein zufammentreten, beffen nationale Verbindung mit dem 
norbbeutihen Bunde ber näheren Verftändigung zwiſchen beiden vorbe- 
balten bleibt.” 

Diefer Artifel entipricht genau ben von Franfreih in Wien bereits am 
14. Zuli befürworteten VBermittelungs -Borjchlägen, weldye Defterreich fchon da⸗ 
mals angenommen bat. Letztere lauteten: 

„L’Autriche reconnaitra la dissolution de l’ancienne Confede- 
ration germanique et ne 8’opposera pas à une nouvelle organi- 
sation de l’Allemagne dont elle ne fera pas partie. 


La Prusse constituera une Union de l’Allemagne du Nord 
comprenant tous les Etats situ&s au Nord de la ligne du Main. 
Elle sera investie du commandement des forces militsires de ces 

tats. 

Les Etats Allemands situés au Sud du Main seront libres de 
former entre eux une Union de l’Allemagne du Sud qui jouira 
d’une existence internationale ind&pendante. 

Les liens nationaux & conserver entre l’Union du Nord et 
celle du Sud seront librement réglés par une entente commune,“ 

Durch vorftebende Beſtimmungen wirb conftatirt, baß Defterreich einge. 
willigt bat, die Neugeftaltung Deutichlands ungehindert und obne eigene Bethei- 
Tigung vollziehen zu laffen, und daß bie Infinuation: der Kaiferflaat werde dem 
fübbentfchen Berbande angehören, eben jo unbegrünbet ift, ale diejenige, daß durch 
Die Mainlinie das natürliche nationale Band zwiſchen Norb- und Südbeutichland 
zerriffen werde. 
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Anfang Auguft. Sendung des Generals von Mantentfiel 
nah St. Peteröburg. 


Provinzial» Eorresponbenz vom 8. Augufl. 


„Der Seneral v. Manteuffel, General- Adjubant Er. Maj. des Kinist 
ift in befonderer Sendung an ben Kaiferliden Hof in Petersburg gegangen. Ruf 
land nimmt fomohl als europäiſche Großmacht, wie auch wegen ber vielfaden 
verwanbtichaftlichen Beziehungen ber Kaiferlihen Familie mit beutichen Fürfen- 
bäuptern einen lebhaften Antheil an ben Veränderungen in Deutfchlant. Tie 
freundfchaftlichen Beziehungen, welche zwiſchen ber preüßiſchen unb der ruffikbeı 
Regierung befteben, mochten e8 angemefjen und wilnfchenswerth erſcheinen laffen. 
ber letteren in Betreff der nothwendigen Gefichtspunfte und Schritte Preußent 
in jener Beziehung nähere vertrauliche Dittheilungen zu machen. Die wegen der 
vermeintlihen Stellung Rußlands zu ber in Rebe ftehenben frage bier und ten 
verbreitete Beforgniß dürfte fi) bald als unbegründet erweiſen.“ 


Die Gejihtöpunfte Preußens bei den Ber: 
hbandlungen mit Süddeutſchland. 


I. 
Staats » Anzeiger vom 29. Juli 1866. 


„ir find zu ber Erklärung veranlafit, Daß derjenige Theil ber vaterlänbiices 
Breffe, welcher dafür agitirt, daß Preußen die mit feinen Verbündeten beabfihtige 
bundesftaatlihe Einrichtung auch auf bie ſüddeutſchen Staaten ausdehnen ſele. 
nachtheilig auf die ſchwebenden Friedens -Berhantlungen einwirkt und biejelber 
ernftlich gefährben kann. Letztere müffen in erfter Linie darauf gerichtet fein, bie 
von Preußen mit bem Blute feiner Söhne und ungeheuren Opfern erlamtt: 
Territorial- Einheit in Nord- und Mittel - Deutfchland für immer ficdyer zu ſtelca 
und damit endlich zu erlangen, was unjere Väter im Jahre 1815 nad) den großes 
Freiheitskriegen nicht zu erringen vermodten. Sodann wird es ſich darum bante.z 
mit unferen Verbündeten in Nord- und Mittel» Deutihlanb den Buntesflsz 
zu gründen. Die Regelung der Berhältniffe mit den Staaten ſüdlich bes Barst. 
mit welchen fi Preußen im Kriege befindet, kann ohne Gefährbung mweienttice 
Sntereffen der Yolgezeit vorbehalten bleiben.“ 


II. 
Provinzial» Corresponbenz vom 22. Anguft 1866. 


„Die Preußifche Regierung bat ſich bei den gefammten Friedens - Berhurl- 
[ungen lebiglich von großen politiſchen Gefichtspunkten, nicht von VBewegaräute: 
Heinlicher Vergeltung oder bloßer Länderſucht leiten laflen. Ihre Hauptaufgabe 
war bie Schöpfung eines fräftigen norbdeutihen Bundes und in bemfelben cine! 
ftarfen und feft zuſammenhängenden Preußiihen Kerns. Deshalb mußten ız 
Norbbeutichland alle anberweitigen Rüdficgten zurüdtreten. Was ESübpeutkbie® 
betrifft, fo ging bie Regierung davon aus, daß dort bie Erwerbung eines größerer 
ober geringeren Landſtrichs nicht ins Gewicht fallen kann gegenüher beim 
nationalen Intereffe der fofortigen Aubahnung günftiger Beziehungen zwrcher 
Preußen und dem deutſchen Süden. 

Diefer Gefihtepunkt und die darauf begründete milbere Bebaublung der 
fübdentfhen Staaten haben auf Seiten berfelben die vollſte Würbigung gefunden. 
und es iſt zunerfichtlich anzunehmen, baß bie Friedensverhandlungen dazu getwes 
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baden, hoffnungsvolle Anktnüpfungen zwiſchen dem Norden und Süben Deutfch- 
nde zu begründen, unb dadurch ein neues Unterpfand für eine heilfame nationale 
Entwidelung Gefammtbeutfchlands zu gewähren“ *). 


Frankreichs Antheil an den Berbandlungen 
mit Süddeutſchland. 


Aus dem franzöfiſchen Gelbbuche. 
2. Auguft: Der franzöfifche Gefandte in München an ben franzöſiſchen Miniſter: 


„Wie Sie wohl ohne Zweifel ſchon wiſſen, verlangt Preußen von Bayern 
die Zahlung von 20 Millionen Thalern als Kriegsentihäbigung und bie Abtretung 
einer Bebietsftrede mit wenigftens 500,000 Seelen im Norden ber Rheinpfalz 
und in Ober» und Niederfranten. In gerechter Aufregung über feine Lage bat 
der Minifterrath bes Könige beichloffen, unfere Intervention anzurufen, (A in- 
voquer notre intervention) und Herr von Wendland bat Befehl erhalten, in 
diefem Sinne Schritte bei Ew: Excellenz zu thun.“ 


14. Auguft: Der franzöfifche Diinifter der auswärtigen Angelegenheiten an ben 
Botſchafter in Berlin: 


„Die Eabinete Sübbeutfchlands, mit Ausnahme besjenigen von Karlsruhe, 
haben fi an die Kaiferliche Regierung gewandt, um deren Unterftügung in ben 
zu Berlin eröffneten Unterhbandlungen zu erhalten. Sie kennen bie Öefinnungen, 
bie wir für diefe Staaten begen. Das Berliner Cabinet bat uns feinerfeite 
wiederholt feines Wunfches verfichert, biefe Staaten neben dem Norbbund eine 
wirflich lebenskräftige (vraiment serieuse) Eriftenz einnehmen zu fehen. Wir 
nehmen keinen Anſtand zu deuten, baß Preußen fih in ben auf die Wiederher⸗ 
ftellung des Friedens mit biefen Staaten bezüglichen ragen verſöhnlich und ge- 
mäßigt zeigen werde. Sie haben nicht direct in Unterbandlungen einzufchreiten ; 
Sie werden aber dem Herrn Grafen Bismard nicht vorenthalten, welches bie 
perſönlichen Gefühle des Kaifers für jene Höfe find, die fih an fein freunb- 
ſchaftliches Wohlwollen gewandt haben.“ 

23. Auguft: Der franzöfiihe Minifter an, den franzöfifhen Geſandten in 
Münden: 

„Aus den Mittbeilungen, die mir aus Berlin zugehen, babe ich entnommen, 
daß unfere erfien Bemühungen nicht erfolglos geblieben find. Ich bin erfreut, 
daß unfere letzten Scritte gleichfalls nicht ohne Einfluß auf das enbgültige Re⸗ 
jultat einer Unterhandlung geblieben find, die ſich in befriedigenderer Weiſe ab⸗ 
ſchließt, als das Münchener Cabinet Anfangs gehofft hatte.“ 


Die Sriedens- Verträge. 
I. 
23. Auguft. Sriedendvertrag von Prag zwilhen Preußen und 
Oeſterreich. 


Im Namen der Allerheiligſten und Untheilbaren Dreieinigleit. 


Seine Majeſtät der König von Preußen und Seine Majeſtät der Kaiſer 
son Defterreich, beſeelt von dem Wunſche, Ihren Ländern bie Wohlthaten des 


®) Die Trap» u. Schutzbundniſſe mit ven flbbeutfchen Staaten wurden Damals noch geheim gehalten. 
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Friedens wieberzugeben, haben beichloffen, die zu Nicolsburg am 26. Juli 1866 
unterzeichneten Bräliminarien in einen befinitiven Friedens⸗Vertrag umzugeflelten. 

Zu diefem Ende haben Ihre Majeftäten zu Ihren Bevollmächtigten ernannt, 
und zwar Seine Majeflät der König von Preußen: Ihren Kammerberm, Bir: 
lichen Geheimen Rath und Berollmädtigten, Karl Freiberen von Werther x, 
und Seine Majeftät ber Kaifer von Defterreih: Ihren wirflihen Geheimen Kath 
und Kämmerer, außerorbentlichen Gejanbten und bevollmächtigten Minifter, Adolpb 
Maria Freiherrn von Brenner⸗Felſach u. ſ. w., welde in Prag zu eine 
Conferenz zufammengetreten find, und nad Auswechſelung ihrer in guter um 
richtiger Form befundenen Vollmachten über nachftehende Artikel fich vereinigt 
aben 


Art. I. Es fol in Zukunft und für befländig Friede und Freundſchan 
zwiſchen Seiner Majeflät dem Könige von Preußen und Seiner WMajelät dem 
Kaifer von Defterreich ſowie zwiichen Deren Erben und Nachkommen und ven 
beiderfeitigen Staaten und Untertbanen berrichen. 

Art. II. Behufs Ausführung des Artifels VI. der in Nicoleburg, am 
26. Juli dieſes Jahres, abgefchloffenen Friedens» Präliminarien, unb nocdben 
Seine Majeftät der Kaifer ber Kranzofen durch Seinen bei Seiner Majeſtät dem 
Könige von Preußen beglaubigten Botichafter amtlich zu Nicolsburg, am 239. Juk 
ejusdem, bat erklären lafien: „Qu’en ce qui concerne le Gouvernement de 
l’Empereur, la Vénétie est acquise & l’Italie pour lui ötre remise & la 
paix,* — tritt Seine Majeftät der Kaiſer von DOefterreich dieſer Erklärung und 
Seiner Seite bei und giebt Seine Zufimmung zu der Vereinigung bes 
lombardo-venetianifhen Königreihe mit dem Königreich Italien. 

Art. III. Die Kriegsgefangenen werben beiberjeits fofort freigegeben werber. 

Art. IV. Seine Majeſtät der Kaifer von Deflerreih erfennt die AufiMum 
‚bes bisherigen deutichen Bundes an und giebt feine Zuflimmung zu einer nenen 
Seftaltung Deutjhlands ohne VBerheiligung des öſterreichiſcher 
Kaiferftaates. Ebenſo verjpriht Seine Majeftät, das engere Bunbeerer- 
hältniß anzuerlennen, welches Seine Majeftät der König von Preußen nört- 
fi von ber Linie des Maine begründen wird, und erflärt ſich bamit ein- 
verftanden, daß die füdlich von der Linie gelegenen deutſchen Staater 
in einen Berein zufammentreten, beflen nationale Verbindung mit dem 
norbbeutfhen Bunde ber näheren Berflänbigung zwiſchen beiden 
vorbehalten bleibt und ber eine internationale unabbängige Eprı- 
ſtenz haben wird. 

Art. V. Seine Majeſtät ber Kaiſer von Defterreich überträgt auf Eee 
Majeſtät den König von Preußen alle Seine im Wiener Frieden vom 30. October 
1864 erworbenen Rechte auf die Herzogthümer Holflein und Schleemis 
mit ber Maßgabe, daß vie Benölkerungen ber nörbliden Diftriete ver 
Schleswig, wenn fie durch freie Abftimmung den Wunſch zu erfennen geben, 
mit Dänemark vereinigt zu werben, an Dänemark abgetreten werden follen. 

Art. VI. Auf den Wunfh Seiner Majeftät des Kaifere von Oeſterreich er- 
Märt Seine Majeftät der König von Preußen Sich bereit, bei ben bevorfehente: 
Veränderungen in Deutihland den gegenwärtigen Territorialbeſtand 
des Königreichs Sachſen in feinem bisherigen Umfange befebea 
au laffen, indem Er ſich dagegen vorbehält, den Beitrag Sachſens zu den Kriege 
often und die künftige Stellung des Königreichs Sachſen innerhalb des nerdder 
ihen Bundes durch einen mit Seiner Majeftät dem Könige von Sachſen abja- 
ichließenben befonderen Friedensvertrag näher zu regeln. 

Dagegen verfpriht Seine Majeflät der Kaifer von Oeſterreich, die ver 
Seiner ajefät dem Könige von Preußen in Rorbdentjglert 
berzuftellenden neuen Einrihtungen, einfhließlih der Tertit⸗ 
rial-Beränderungen, anzuerlennen. 

Art. VII. Behufs Auseinanberfegung über das bisherige Bundes-@igen- 
thum wirb binnen längftens ſechs Wochen nach Ratification bes gegenmärtigen 
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Bertroges eine Commiffion zu Frankfurt a. M. zufammentreten, bei welcher ſaͤmmt⸗ 
fihe Korberungen und Anfprücde an ben beutfchen Bund anzumelben unb binnen 
ichs Monaten zu liquibiren find. Preußen und Oefterreich werben fi in biefer 
Eommilfion vertreten laffen und es fteht allen Übrigen bisherigen Bunbes - Re- 
gierungen zu, ein Gleiches zu thun. 

Art. VIII. Oefterreich bleibt berechtigt, aus ten Bundesfeftungen bas Kai- 
ſerſiche Eigenthum und von bem beweglichen Bunbeseigenthum ben matrifular- 
mäßigen Antheil Oeſterreichs fortzuführen ober fonft dariiber zu werfügen; baffelbe 
gilt von dem gefammten beweglichen Vermögen bes Bundes. 

Art. IX. Den etatsmäßigen Beamten, Dienern unb Penfloniften bes Bundes 
werden bie ihnen gebührenden beziehungsweife bereits bewilligten Penftonen pro 
rata der Matrifel zugeſichert; jeboch übernimmt die Königlich Preußiſche Re⸗ 
gierung bie bisher aus der Bunbes- Matrikular - Kaffe beftrittenen Benfionen und 
Unterflügnngen für Officiere der vormaligen fchleswig - holfleinichen Armee und 
deren Hinterlaffene. 


Art. X. Der Bezug ber von der Kaiſerlich öſterreichiſchen Statthalterfchaft 
in Holftein zugeficherten Penſionen bleibt den Intereſſenten bewilligt. — Kein 
Angehöriger der Herzogthlimer Holftein und Schleswig, und fein Untertban Ihrer 
Majeftäten des Königs von Preußen und bes Kaifers von Defterreich wirb wegen 
feines politiichen Berbaltens während der letten Ereigniffe und bes Krieges ver- 
folgt, beunruhigt ober in feiner Berjon oder feinem Eigenthum beanftantet werben. 


Art. XL Seine Majeftät ber Kaifer won Defterreich verpflichtet Sich, behufs 
Dedung eines Xheiles ber für Preußen aus dem Kriege erwachlenen Koften, an 
Seine Majeftät den König von Preußen die Summe von Bierzig Millionen 
Preußiſcher Thaler zu zahlen. Von biefer Summe foll jeboch ber Betrag 
der Kriegskoſten, welche Seine Majeflät der Kaifer von Oefterreih, laut Ar- 
tief XII. des gebachten Wiener Friedens vom 30. October 1864, noch an bie 
Herzogthümer Schleswig und Holftein zu fordern hat, mit Fünfzehn Mil- 
lionen Preußiſcher Thafer und als Aequivalent der freien Berpflegung, welde 
die Breußifche Armee bis zum Friedensſchluſſe in den von ihr occupirten , öfter» 
reichiſchen Landestheilen haben wirb, mit Fünf Millionen Preußiſcher Thaler 
in Abzug gebradt werben, fo daß nur Zwanzig Millionen Preußiſcher 
Thaler baar zu zahlen bleiben. — Die Hälfte dieſer Summe wird gleich- 
zeitig mit dem Austaufche der Ratificationen des gegenwärtigen Vertrages, bie 
jweite Hälfte drei Wochen fpäter zu Oppeln baar berichtigt werben. 

Art. XI. Die Räumung der von den Königlih Preußiihen Truppen be- 
ſetzten öfterreichiihen Territorien wird innerhalb drei Wochen nad dem Austaufche 
der Ratificationen des Friebensvertrages vollzogen fein. 

Art. XIII. Alle zwiihen den hohen vertragicließenden Theilen vor bem 
Kriege abgeichloffenen Verträge und Uebereinkünfte werden, infofern biefelben nicht 
ihrer Natur nah durch die Auflöfung des bentichen Bundesverhältniſſes ihre 
Wirkung verlieren müffen, hiermit neuerdings in Kraft gelegt. Insbefondere wird 
die allgemeine Kartell» Convention zwiſchen den deutichen Bundesſtaaten vom 
10. Februar 1831 fammt den bazu gehörigen Nachtragsbeftimmungen ihre Gül⸗ 
tigleit zwifchen Preußen und Defterreich behalten. 

Jedoch erklärt die Kaiferlich Öfterreichifche Regierung, baß ber am 24. Ianuar 
1857 abgejhloffene Münzvertrag durch die Auflöjung des deutſchen Bundes - 
a le feinen weſentlichſten Werth für Tefterreich verliere, und bie König» 
ih Preußiſche Regierung erflärt ſich bereit, in Verhandlungen wegen Aufhebung 
diefes Vertrages mit Oefterreih und den übrigen Theilnehmern an demſelben 
einzutreten. Desgleichen behalten die hoben Contrahenten Si vor, über eine 
Revifion des Handels- und Zollvertrage® vom 11. April 1865, im Sinne 
einer größeren Erleichterung bes gegenfeitigen Verlehrs, ſobald als möglich in 
Verhandlung zu treten. Einftweilen foll der gedachte Vertrag mit der Maßgabe 
wieder in Kraft treten, baß jebem ber hohen Gontrabenten vorbehalten bleibt, 


496 
1866. 


en nach einer Anfünbigung von ſechs Monaten außer Wirffamteit treten 
zu lafien. 
Art. XIV, Die Ratificationen bes gegenwärtigen Vertrages follen zu Prag 
binnen einer Friſt von acht Tagen, oder, wenn möglich, früher ausgewechiel 
werben. 

Urkund deffen haben bie betreffenden Bevollmächtigten gegenwärtigen Bertraz 
unterzeichnet und mit dem Inſiegel ihrer Wappen verjeben. 

So gefcheben in Prag am 23. Tage des Monats Auguft im Jahre bes 
Heils Achtzehn Hundert jechszig und ſechs. 


gez. Werther. 96. Örenner. 


Dabei ein Protokoll, 
betreffend die Auslieferung der Kriegegefangenen und bie Räumung tes 
Kaiſerlich Königlich öſterreichiſchen Territoriums durch die Königlich —* 
Bilden Truppen, — — 

fowie eine Erklärung, betreffend die Bermehrung ber Gifenbabu- 
Verbindungen zwifchen ben beiberfeitigen Gebieten. 


IL 


13. Auguft. Friedensvertrag von Berlin zwijchen Preußen und 
Württemberg. 


Zwifchen dem König von Württemberg und bem König von Preußen, beren 
Erben und Nacfolgern, deren Staaten und Untertbanen, jol fortan Friede an! 
Freundſchaft auf ewige Zeiten beftehen. 

Der König von Württemberg verpflichtet Sich, behufs Dedung eines Thrls 
der für Preußen aus den Krieg erwachſenen Koften, an Se. Majeftät ben Rica 
von Preußen die Summe von — Adht Millionen Gulden — bimen jet 
Monaten zu bezahlen. 

Unmittelbar nach geleifteter Garantie ober nach erfolgter Zahlung ter 
Kriegsentihädiguug, wird der König won Preußen feine Truppen aus bem mürtten 
bergifchen Gebiet zurüdziehen. — 

Die Auseinanberjegung ber durch den frühern deutſchen Bund begräntez 
Eigenthumsverhältniffe bleibt befonderer Vereinbarung vorbehalten. 

Die Eontrabenten werden unmittelbar nad Abſchluß des Friedens wege 
Regelung der Zollvereins-Berbältniffe in Verhandlung treten. Cirt 
weilen follen der Zollvereinigungs- Vertrag vom 16. Mai 1865 und bie wit a 
in Verbindung ftebenden Vereinbarungen, welche burch den Ausbruch bes Kriext 
außer Wirkfamleit geſetzt find, vom Tage des Austaufches ber Natificationen dee 
gegenwärtigen Vertrags an, mit ber Maßgabe wieder in Kraft treten, daß mie 
der hoben Kontrahenten vorbehalten bleibt, diefelben nach einer Ankündigung &” 
ſechs Monaten außer Wirkſamkeit treten zu laffen. 

Die hoben Eontrabenten werben unmittelbar nach Herflellung des Yret:r’ 
in Deutſchland den Zuſammentritt von Commiffarien zu dem Zwed veraui:f’- 
um Normen zu vereinbaren, welde geeignet find, ben Perfonen- nnd Giere 
kehr auf den Gifenbahnen möglichft zu fördern, namentlich Die Concarrenz- fe 
bältniffe in angemeflener Weile zu regeln, unb den allgemeinen Berkehrs - Ja 
effen nachtheifigen Beftrebungen ber einzelnen Berwaltungen entgegemstrzz 
Indem die hohen Eontrahenten barliber einverftanden find, baß bie Herkelse: 
jeber im allgemeinen Intereffe begründeten neuen Eifenbahn - Verbindung sit 
Iaffen und fo viel als thunlich zu fördern ift, werben Sie Durch die vorbejeubsr-- 
Commiſſarien auch in dieſer Beziehung bie durch die allgemeinen Berlehrt- I= 
tereffen gebotenen Grundſätze aufftellen lafien. | 

Der König von Bürttemberg erkennt bie Beſtimmungen bes zwiſder 
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Preußen und Defterreih zu Nicoleburg am 26. Juli 1866 abge- 
ſchloſſenen —— Bertrages an und tritt denſelben, fo weit fie bie 


Ankunft Deutichlands betreffen, auch nerieits bei. 
Barnbäler. v. Bismard. 
Hardegg. Savigny. 
III. 
17. Auguft. Sriedendvertrag von Berlin zwiſchen Preußen umb 


Baden. 


Im Weſentlichen und faft wörtlich dieſelben Beſtimmungen wie im Vertrage 
mit Württemberg, — nur an Kriegsboften: 6 Millionen Gulden. 

Ferner: Die hohen Contrahenten werben vom 1. Januar 1867 ab bie 
Erhebung der Schifffahbrts-Abgaben auf dem Rhein, und zwar ſowohl 
der Schiffegebühr als auch des Zolles von ber Labung völlig einftellen, fofern 
die Übrigen beutfchen Uferfiaaten bes Rheins gleichzeitig bie gleiche Maßregel 
tre 


n. 
Berlin, den 17. Anguft 1866. 


von Freydorf. von Bismard. 
IV. 
22. Auguft. Friedensvertrag von Berlin zwiſchen Preußen und 
Bayern. 


Diejelben Beſtimmungen wie oben, nur: Dreißig Millionen Gulden 
an Kriegsloften. Ferner: 

Die in dem Königlich bayriſchen Archive zu Bamberg befindlichen, im Wege 
commiffariicher Verhandlung zu bezeichnenden Urkunden und fonftigen Archivalien, 
welche eine bejonbere und ausſchließliche Beziehung auf die ehemaligen Burggrafen 
von Nürnberg und die Markgrafen von Brandenburg fräntifcher Linie haben, 
werben an Preußen ausgeliefert. 

Da von Seite Preußens Eigenthums⸗Anſprüche an bie früher in Düffelborf 
befinblih gewejene, jpäter nah München gebrachte Gemälbe - Gallerie erhoben 
worden find, fo wollen bie hohen Eontrabenten die Enticheibung über biefe An- 
ſprüche einen Schiedsgerichte unterwerfen. Zu biefem Behufe wird Bayern brei 
deutſche Apellationsgerichte nambaft machen, unter welden Preußen Dasjenige 
bezeichnet, weiches den Schiebsipruch zu fällen hat. 

Nachdem zur Wahrung frategiicher und Verkehrs⸗Interefſen eine Grenz⸗ 
regulirung als erforderlich befunden worben ift, tritt Seine Majeflät der König 
von Bayern das Bezirksamt Gersfeld und einen Bezirk um Orb nah an- 
liegender Grenzbeſchreibung, fowie die zwiſchen Saalfeld und dem Preußiſchen 
Peg Siegeneäl gelegene Enclave Caulsdorf an Seine Majeftät den König 
son Brenfen ab. — — 

Berlin, ben 22. Auguft eintaufend achhundert ſechs und fechzig. 

rhr. v. d. Pforbten. v. Bismarck. 
af v. Bray⸗Steinburg. Savigny. 


V. 
3. September. Friedensvertrag von Berlin zwiſchen Preußen und 
dem Großherzogthum Heſſen. 


Dieſelben Beſtimmungen wie oben, nur: Drei Millionen Gulden 
an Kriegskoſten. Ferner: 
Gift Biemarck. 32 
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Die Großherzoglich heiftide Regierung erflärt fih im Boraus mit bem 
Abreden einverftanden, welches Preußen nit dem Yürftlihen Haufe Taxis wegen 
Befeitigung bes Zhurn- und Zaris’Ihen Poſtweſens trifft. In Folge 
beffen 8 das gefammte Poſtweſen im fherzogthum Hefſen an Preußen 

geben. 

Die Großberzoglich heſſiſche Regierung verpflichtet fih, in Mainz keine 
anbere als eine Preußiſche Telegraphben- Station zu geflatten. In gleicher 
Weiſe räumt die Großberzogliche Kegierung ber Preußiſchen auch in bem übrigen 
Gebietstheilen des Großherzogthums das Hecht zur unbeichränkten Aniegung und 
Benugung von Zelegraphenlinien und Zelegraphen- Stationen ein. 

Die Großherzogliche Regierung wirb die Erhebung der Schifffahrtsabgaben 
auf dem Rhein unb zwar ſowohl der Schifffabrtsgebühr, als auch bes Jollet 
von der Labung von dem Tage ab völlig einftellen, an welchem in ben übrigen 
beutfchen Uferftaaten bes Rheins die gleiche Mafregel zur Ausführung gebradt 
werben wird. Die bohen Eontrahenten übernehmen biefelbe Verpflichtung be 
züglich der noch beſtehenden Schiffiahrtsabgaben auf dem Maine. 

Der Großherzog von Heflen und bei Rhein x. tritt an ben König von 
Preußen mit allen Souverainetätd- und Domanialrechten ab: 

I. Die Landgrafihaft Hefien- Homburg, einfchließlich de Dberamtetezirts 
Meifenheim, jeboch ausſchließlich der beiden, in der Königlich Preußiſchen Provinz 
Sachſen belegenen heſſen⸗vomburgiſchen Domanialgüter Hötensleben und Debistelbe; 

* —8 Folgende bisher zur Provinz Oberheſſen gehörende Gebietsibeik, 
nämlich: 


1) den Kreis Biebenfopf; 

2) den Kreis Böhl, einfchliehlich der Enclaven Eimelrod und Höriughaufen: 

3) den norbmweftlichen Theil bes Kreifes Gießen, welcher bie Orte Kranken: 
bach, Krumbach, Königsberg, Fellingshaufen, Bieber, Haina, Robbeim, 
Waldgirmes, Raunheim und Hermannftein mit ihren Gemartungen umfaßt; 

4) den Ortsbezirf Rödelheim; 

5) den unter Großherzoglich heſſiſcher Souverainetät ſtehenden Theil xt 
Ortsbezirks Nieder - Urfel. 

Mit Seinen fämmtlihen nörblih des Maine liegenden Gebietstheilen ru: 
Seine Königliche Hoheit ber Großherzog von Heffen und bei Rhein x. auf ber 
Bafis der in den Reformvorfchlägen vom 10. Juni d. 3. anfgeflellten Gruntläge 
in den norbbeutfhen Bund ein, inbem Er Sich verpflichtet, die geeigaez 
Einleitung für die Parlamentswahlen, dem Bevölkerungs⸗Verhältnifſe entiprecent. 
zu treffen. Das in Folge deſſen auszufonderude, zum Norbbeutihen Bunte gr 
börige Großherzoglich heſſiſche Contingent tritt unter Oberbefehl des Könige 
von Preußen nah Maßgabe der auf ber Bafis ber Bundesreform - Vorjchlast 
vom 10. Juni d. I. zu vereinbarenden Beftimmungen. 

Seine Majeftät ber König von Preußen tritt an Seine Konigliche Heber 
ben @roßberzog von Heffen und bei Rhein 2c. behnfs Herftellung territenale 
Einheit in der Provinz Oberbeffen folgende Gebietstheile mit allen Souverainesi:t- 
und Domanialrechten ab: 

1) ben vormals furbeifiihen Diftrict Katenberg mit den Ortſchaften Chat, 
Bodenrode, Rubllirchen, Seibelsporf; 

2) das vormals kurheſſiſche Amt Nauheim, mit den fänmtlichen tandet- 
berrlihen Eigenthumsrechten und den in Nauheim befinblidden Bere-Ir- 
falten und Salinen, fowie den Ortihaften Dorbeim, Raunheim, Eden: 
beim und Röoödchen; 

3) das öſtlich davon befegene vormals naffauifhe Amt Reichelsheim, mıt te 
DOrtichaften Reicheisheim und Dornaffenheim; 

4) die vormals kurheſſiſche Enclave Zrais an ber Lumda; 

5) den vormals kurheſſiſchen zwifchen den Großberzoglich beffiichen Ortihertr: 
Altenftadt und Bönftadt belegenen Domanialwalddiſtrict; 

6) die vormals Frankfurtſchen Ortsbezirfe Dortelweil und Nieder-Eriendet: 
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7) den vormals kurheſſiſchen Ortebezir! Maffenheim; 

8) ben vormals naffauiihen Ortsbezirk Haarheim; 

9) den vormals Zurheffiihen, etwa 1700 Morgen umfaffenden Gebietstheil 
bes Ortsbezirte Mittel-Grünban. 

Diefe Gebietstbeile (zu 1—9) treten in die Provinz Oberbeflen und in bie 
für biefelbe geltenden ftaatsrechtlichen Verbättniffe ein. Nächſtdem wird ber anf 
dem linlen Diainufer gelegene, vormals kurheſffiſche Gebietstheil mit bem Orte 
Aumpenbeim ebenfalls an Seine Königliche Hoheit mit allen Sonverainetäte- unb 
Domanialrechten abgetreten. 

v. Dalwigk. Bismard. 
Hofmann. Savigny. 


VI 


21. October. Friedensvertrag zwiſchen Preußen und Sachſen. 


Der König von Sachſen, indem er die Beſtimmungen des zwiſchen Preußen 
und Oeſterreich zu Nicolsburg am 26. Juli 1866 abgeſchloſſenen Präliminar⸗ 
Vertrages, jo weit fie ſich auf die Zukunft Deutſchlands und insbeſondere Sachjens 
beziehen, anerfennt und acceptirt, tritt für fi, feine Erben und Nachfolger, für 
das Königreich Sachſen den Artileln I. bis VI. des am 18. Auguft d. I. zu 
Berlin zwifchen dem Könige von Preußen einerfeits und Seiner Königlichen 
Hoheit dem Großherzoge von Sadfen- Weimar und anderen norddentſchen 
Regierungen geſchloſſenen Bündniffes bei unb erklärt biefelben für 
fih, feine Erben und Nachfolger, für das Königreich Sachſen verbindlich, fo wie 
Seine Majeftät der König von Preußen die darin gegebenen Zufagen ebenfalls 
anf das Königreid Sachſen ausbehnt. 

Die biernah nöthige Reorganifation ber ſächſiſchen Truppen, welde 
einen integrirenden Theil der norbbeutfhen Bunbes- Armee zu bilden und als 
foihe unter den Oberbefehl des Königs von Preußen zu treten haben 
werben, erfolgt, fobald die für den norbdeutfhen Bund zu treffenden allgemeinen 
Befimmungen auf der Bafis ber Bunbesreform - Vorfchläge vom 10. Juni b. J. 
feftgeftellt fein werben. 

Inzwiſchen treten in Beziehung auf die Befagungsverhältnifie ber Feſtung 
Königftein, die NRüdlehr der ſächſiſchen Xruppen nah Sachſen, die nöthige 
Beurlaubung der Mannfcaften unb die vorläufige Garnifonirung der auf ben 
Friedensftand zurüdverfegten ſächſiſchen Xruppen, die gleichzeitig mit bem 
oiäkuffe bes gegenwärtigen Vertrages getroffenen bejonberen Beftimmungen 
in Kraft. 

Auch in Beziehung auf die völkerrechtliche Vertretung Sachſens 
erflärt die Königlich ſächſiſche Regierung fich bereit, biefelbe ihrerjeits nach den 
Grundfägen zu regeln, welche für ben norbbeutihen Bund im Allgemeinen 
maßgebend fein werben. 

Der König von Sachen verpflichtet Sich, behufs Dedung eines Theiles 
der für Preußen aus dem Kriege erwachſenen Koften und in Erledigung des im 
Artikel 5 des Nicolsburger Präliminar »- Vertrages vom 26. Juli 1866 gemachten 
Borbehalts, an Seine Majefät den König von Preußen bie Summe von — Zehn 
Millionen Thalern — in drei gleihen Raten zu bezahlen. — — 

Borbehaltlich der, auf der Baſis der Bundesreform-VBorfchläge vom 10. Yuni 
d. 3. in der Berfaffung des norbdeutfchen Bundes zu treffenden Beftimmungen 
über Zoll» und Handelsverbältniffe, follen einftweilen der Zollvereins- 
Bertrag vom 16. Mai 1865 unb die mit ihm in Verbindung ſtehenden Berein- 
barungen, welche durch den Ausbruch bes Krieges außer Wirkſamkeit geſetzt find, 
unter ben hoben Contrabenten, vom Tage des Austaufches der Ratificationen bes 
gegenwärtigen Vertrages an, mit ber Maßgabe wieber in Kraft treten, daß jebem 
der hoben Eontrahenten vorbehalten bleibt, biefelben nad einer Aufkündigung 
von ſechs Monaten außer Wirkſamkeit treten zu laſſen. 

32* 


500 
1866. 


Alle übrigen zwiſchen ben hohen vertragſchließenden Theilen vor bem Kriege 
abgeichloffenen Verträge und Uebereinkünfte werben hiermit wieber in Kraft ge- 
fett, ſoweit fie nicht buch die im Artikel 2 erwähnten Beſtimmungen und ben 
Zutritt zum norddentſchen Bunde berührt werden. 

Die hohen Eontrahenten verpflichten ſich gegenjeitig, bie Herſtellung einer 
unmittelbar von Leipzig ausgehenden nnb bort im birecten Schienen Aulhtak 
mit der tbäringifchen unb ber Berlin-anhaltifhen Bahn ſtehenden Eiſenbahn — 

eeigneten Falles unter firedenweifer Mitbenuung einer ber beiben genannten 
abnen — Über Pegau nach Zei zu geftatten und zu förbern. 

Die hoben Kontrahenten find übereingelommen, daß das Cigenthun ber 
Königlich ſächſiſchen Regierung an ber auf Preußifchem Gebiete belegenen Strect 
ber Görlitz⸗ Dresdener Eifenbahn, einſchließlich des antheiligen Eigenthumsrechtt 
an dem Bahnbofe in Görlitz mit der NRatification bes gegenwärtigen Vertrages 
auf die Königlih Preußiſche Regierung übergehen fol. — 

Um der Königlich ſächſiſchen Regierung bie in dem Staatsvertrage ven 
24. Juli 1843 für ben Sal ber fpäteren Abtretung ihres Eigenthums an de: 
Eifenbahnftrede von der Landesgrenze bis Görlitz und ihres Diiteigenthums a2 
dem Bahnhofe in Görlig in Ausſicht genommene Entſchädigung zu gewährte, 
wollen Seine Majeftät ber König von Preußen von ber im Artilel 6 des geger- 
wärtigen Vertrages feflgejegten Kriegskoften - Entichäbigung ben Betrag ver 
Einer Million Thaleru als eine Eompenjation für die von Seiner Kujdı 
dem Könige von Sachſen im Artilel 14 des gegenwärtigen Vertrages zugeflantexer 
Cigentbume- Mbretungen in Abrechnung bringen laffen. 

Da nad Artikel 6 unter 10 ber — ge vom 10. Juni d. 3. da⸗ 
Poſtweſen zu denjenigen Angelegenheiten gehört, welche der Geſetzgebung zıt 
Oberaufſicht der Bundesgewalt unterliegen, num aber Seine Majefät der Kin: 
von Sachſen auf Grund dieſer Vorſchläge dem norbbeutichen Bunde Beitritt, ‘ 
verjpricht Derfelbe, auch ſchon von jet an weder den Abſchluß von Verträgen er: 
andern Staaten, noch fonft etwa vornehmen zu laffen, wodurch ber definitiven Ortanz! 
des Poſtweſens im norddeutſchen Bunde irgendwie vorgegriffen werben fenzte. 

Die Königlich fähfiiche Regierung überträgt ber Königlich Preußiſchen Re 
gierung das Recht zur Ausübung bes Zelegrapbenwefens innerhalk te 
Königreiche Sadfen in demſelben Umfauge, in welchem dieſes Recht zur Jr 
ber Königlich ſächſiſchen Regierung zufteht. 

Seine Majeſtät der enig von Sachſen erflärt Ei damit einverflante: 
daß Das in Sachſen, wie in der Mebrzahl der übrigen bisherigen Zellvereut 
ftaaten beftebende Salzmonopol aufgehoben wird, fobald tie Aufhebung = 
Preußen erfolgt, und daß von dem Zeitpunkte biefer Aufhebung ab die Beftenerar: 
bes Salzee fir gemeinichaftlihe Rechnung fänmtlicher betheiligten Etaaten de 
wirft wirb. 

Seine Majeflät der König von Sachen erfennt bas unbefchräntte jus re 
formandi Seiner Majeftät des Königs von Preußen in Betreff der Strite: 
Merjeburg, Raumburg und Zeit an, willigt in die Aufhebung ber kutz 
ber Univerfität Leipzig zugeftandenen Berechtigungen auf gewiffe Canonicae = 
biefen Stiftern und verzichtet auf alle Rechte und Anſprüche, welche der Kir..22 
ſächſiſchen Regierung oder der Univerfität Leipgig aus ben Statuten ver Eat: 
ober aus früheren Berträgen und Conventionen, deren etwa entgegenfiekex 
Befimmungen hiermit ausdrücklich aufgehoben werben, zuſtehen möchten. 2 
Entihäbigung ber Univerfität Leipzig für die gänzliche Beſeitigung ihrer Ar 
hungen zu den Stiftern, fo wie ber jetigen Inhaber ad dies muneris äle 
nimmt die Königlich ſächſiſche Regierung unb macht ſich anbeifeig, Me Ars. 
Preußiſche Regierung gegen alle Entihäbigungs- Anfprüde ter Univerktät Se 
einzelner Facultäten und Profefforen an berfelben zu vertreten. — — 

Berlin, 21. October 1866. 

Savigny. Selen 
obentbat. 
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Gleichzeitig mit dem vorfiehenden Friebenevertrage iſt bas nachfolgende 
Protokoll unterzeichnet worben. 

Verhandelt Berlin, ben 21. October 1866. — Bei ber heutigen linter- 
zeichnung bes zwifhen Preußen und Sachſen abgefchlofienen Briebenöbertrages 
oben Königlich ſächſiſchen Bevollmächtigten unter Bezugnahme auf Artikel 5 

olgenbes : 


Die Königlich ſächſiſche Regierung, von dem lebhaften Wuufche bejeelt, bie 
vollklommene Webereinftimmung zu bethätigen, welche zwiichen ihr unb ber Kb. 
niglich Preußiſchen Regierung bezüglich ber von jet an gemeinfam zu verfol- 
genden politiihen Richtung befteht, ift bereit: 

a) fofort und bis zu dem Zeitpunfte, wo die Frage wegen ber internatio- 
nalen Repräfentation des norbbeutihen Bunbes in befinitiver BBeife georbnet jein 
wird, ihre eigene völkerrechtliche Bertretung bezüglich derjenigen Höfe und Regie 
rungen, bei welchen biejelbe gegenwärtig biplomatifche Agenten nicht unterhält, 
auf die Preußiſchen Miſſionen zu übertragen und 

b) daffelbe Verhältniß denjenigen Höfen und Regierungen gegenüber, bei 
welchen bermalen fächfiihe Miffionen befteben, in allen Fällen temporärer Ba- 
canz, auf deren Dauer eintreten zu laffen, 

c) auch in biefem Sinne bie Königlich fächfifchen Vertreter im: Auslande 
mit entiprechenber Inftruction zu verſehen, fo daß ſich Sachſen, im Geifte bes 
mit Preußen abgeihloffenen Bünbniffes, fchon jest in internationaler Beziehung 
der Preußiſchen Politik feft anjchlieft. 

Der Königlich Preußiſche Bevollmächtigte erflärt feinerjeits, daß feine Re⸗ 
gierung bereit ift, bie in Rebe ſtehende Vertretung zu übernehmen unb hierbei 
die Interefien, ſowohl ber Königlich ſächſiſchen Regierung, als auch bie der Kö⸗ 
„a ſächſiſchen Staatsangehörigen, gleih wie ihre eigenen allentbalben zu 
wahren. 

Schließlich waren die beiberfeitigen Bevollmächtigten dahin einig, daß durch 
vorſtehende interimiftifche Beſtimmungen das Recht Seiner Majeftät des Könige 
von Sachſen, in einzelnen Fällen außerordentliche Bevollmächtigte zu fenden, in 
feiner Weife alterirt werben jolle. 


Geheime Bündnif- Verträge zwifchen Preußen und Bayern 
(und im Wefentlihen gleihlautend zwiſchen Preußen und 
Württemberg, Preußen und Baden, Preußen und dem 
Großherzogthum Heſſen), abgeichloffen an demfelben Tage 
wie die obigen Friedendverträge mit den einzelnen Staaten”). 


„Seine Majeftät der König von Preußen und Seine Majeflät ber König 
von Bayern, befeelt von bem Wunſche, das künftige Verhältniß der Souveraine 
und Ihrer Staaten möglihft innig zu geftalten, haben zu Bekräftigung bes zwi⸗ 
hen Ihnen abgeſchloſſenen Friedens - Vertrages vom 22. Auguft 1866 beichloffen, 
weitere Verhandlungen zu pflegen, unb haben mit biefer beauftragt, und zwar: 
Seine Majeftät der König von Preußen ben x. Grafen v. Bismard-Schön- 
baufen und ben 2c. Herrn v. Savigny; Seine Majeftät der König von Bayern 
den u. f. w. Freiherrn v. d. Pfordten unb ben u. ſ. w. Grafen Bray-Stein- 
burg; biefeiben haben ihre Bollmachten ausgetaufcht und haben ſich, nachdem 
diefe in guter Ordnung befunden worben waren, über nachfolgende Bertragsbe- 
ſtimmungen geeinigt: 

Art. 1. Zwiſchen Seiner Majeftät bem Könige von Preußen unb Seiner 
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Majeftät dem Könige von Bayern wirb biermit ein Schutz⸗ und Trutzbündniß 
geſchloſſen. Es garantiren fich die hoben Kontrahenten gegenfeitig bie Iutegrität 
bes Gebietes ihrer bezüglichen Länder, und verpflichten fi, im Falle eines Krieges 
ihre volle Kriegsmacht zu biefem Zwecke einander zur Verfügung zu flellen. 
Art. 2. Seine Majeflät der König von Bayern überträgt für biefen Fall 
ben Oberbefehl über feine Truppen Sr. Majeftät dem Könige von Preußen. 


Art. 3. Die hohen Eontrabhenten verpflichten ſich, dieſen Vertrag vorerſt ge- 
beim zu alten. 

Art. 4. Die Ratification des vorſtehenden Vertrags erfolgt gleichzeitig mit 
der Ratification des unter dem heutigen Tage abgefchloffenen Yriebenswertrages, 
alfo bis fpäteftene zum 3. k. Mts. 

Zu Urkund beffen haben bie Eingangs genannten Bevollmädtigten biefen 
Bertrag in boppelter Ausfertigung am heutigen Tage mit ihrer Ramensunter- 
jchrift und ihrem Siegel verfehen.“ 

So geſchehen Berlin, 22. Auguft 1866. 


Was Preußen errungen hat. 
Provinzial» Correpondenz; vom 29. Auguft 1866. 


„Der jüngfte rubmvolle Krieg wirb fo eben durch einen erfolgreichen Frieden 
abgeichloffen: Preußens Heer fehrt in die Heimath zurüd mit dem erbhebenben 
Bewußtfein, Größeres für unſer Vaterland errungen zu baben, als es jemals 
einem fieggefrönten Kriegsheere auch in den glänzendſten Zeiten ber Preußifden 
Gefchichte vergönnt war. 

Dreierlei große unb wichtige Erfolge bat Preußen bavongetragen: 

Preußen für fi allein bat eine Ausdehnung und Abrunbung erhalten, 
bie es ihm geftatten, feine Stellung als Großmacht in jeder Beziehung 
leiter und nachdrucksvoller als bisher geltend zu machen; 

Preußen vereinigt ganz Norbbeutichland bis an den Main burdh einen 
engen militairifchen und politiſchen Bund zu einer thatkräftigen deutſchen 

acht; 

Preußen ift bie alleinige leitende Großmacht in Deutſchland geworden; 
ganz Deutfchlandb, infoweit es an ber nationalen Macht und Gntwide- 
lung Theil nehmen will, ift auf die Verbindung mit Preußen und mit 
dem norddeutſchen Bunde bingewielen. 

Preußens eigene und unmittelbare Erweiterung (bie heute zunächſt in Be 
tracht zu zieben tft) ift für ſich allein fchon fo erheblich, wie eine folche in ber 
wunderbar glüdlihen Gefchichte Preußens noch niemals mit einem Schlage burd- 
geführt worden ift. 

Durch die Einverleibung von Schleswig -Holftein, Hannover, Kurheſſen, 
Naffau, Frankfurt a. M. u. f. w. erlangt Preußen, welches jeither eine Austeb- 
nung von etwa 5100 DOnabratmeilen mit einer Bevölkerung von etiva 19,300,000 
Seelen befafi, einen Zuwachs von nahezu 1300 Quadratmeilen mit etwa 4,500,000 
Einwohnern, alfo mit einem Dale beinahe ben vierten Theil feines gefammten 
bisherigen Beſitzſtandes: das eigene Preußiiche Gebiet fteigt auf 6400 Quadrat 
meilen, die Bevöllerung auf 23,800,000 Seelen. 

Vergleicht man biefen Erfolg unferer fiegreihen Kriegführung mit ben Er- 
gebniffen früherer Kriege, fo tritt fchon hierbei hervor, daß bie gegenmärtigen 
politiiden Errungenichaften hinter dem Glanze ber Friegeriihen Thaten nicht zu⸗ 
rüdgeblieben find. 

Um an bie drei größten und ruhmreichſten Zeiten ver Preußiſchen Geſchichte 
zu erinnern: ber große Kurfürft hat in einer acht und vierzigjährigen Regi 
in welcher ber breißigjährige Krieg und bie Jülich⸗Cleveſche Erbſchaftsfrage zu 
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— -;nbe geführt, ber ſchwediſch⸗ polniſche Krieg und mehrfach erneute Kriege gegen 
—_. Aankreich und Schweden burdhgelämpft worden, theil® durch Erbſchaft, theils 
__.uh das Waflenglüd den brandbenburgiiden Stast um etwa 550 Quadrat⸗ 
"I -ıeilen und um eine balde Million Einwohner vermehrt, — Friedrich ber Große 
= at durch die beiden jchlefiihen und den fiebenjährigen Krieg bie Provinz Schlefien 
">71 688 Quadratmeilen und etwa einer Million Cinwohnern erworben, — bie 
= 7: greiheitsfriege brachten Preußen ungeachtet feiner gewaltigen Anftrengungen und 
= 2” pfer nicht einmal den ganzen Länberbeftanb, den es im Frieden zu Tilſit ver⸗ 
sren, fonbern 561 Ouadratmeilen weniger wieber, als es früher beſeſſen hatte. 
5—Die jetzigen Erwerbungen aber gehen nicht blos an Größe, und in Bezug 
--..mf die Zahl ber Venöllerung weit über alle früheren Eroberungen ber größten 
geiten Preußens binaus, der Werth und bie Bedeutung berfelben werben durch 
-_ Je Lage und Beichaffenheit der erworbenen Länder noch unvergleichlich erhöht. 
"Mes, was ber Neib und bie Eiferfucht der Übrigen Staaten vor funfjig Jahren 
m Preußen gefündigt hatte, ift durch bie jetzigen Eroberungen gut gemacht. Um 
Breußens Stellung zu erichweren, hatte man ihm auf dem Wiener Eongreß ein 
Hebiet in zwei getrennten Theilen ohne jeden unmittelbaren Zuſammenhang an- 
ewiejen, mitten bazwijchen liegend Hannover, Kurbefien u. ſ. w. — jest bat Preußen 
.» bieſe Länder, weldhe den Zuſammenhang feiner öftlihen und weftlichen Provinzen 
—  Rörten, in fi aufgenommen unb bildet nunmehr ein beſtimmt abgerundetes, feft 
=" gerbunbenes Ländergebiet, wie alle Übrigen europäiſchen Großftaaten. — Um 
- Breußen ferner an ber längft erfirebten Entwidelung als Seemacht zu binbern, 
-: hatten bie Mächte auf dem Wiener Congreß bas vom Friedrich dem Großen er- 
:.worbene ſchöne Oftfriesiand an der Nordſee mit Hannover vereinigt und ftatt 
-. defien Preußen mit Binnenlanb entſchädigt: jett bat Preußen nicht blos das alte 
Rand an der NRordjeelüfte, ſondern faft das ganze norddeutſche Küftenlandb von 
... Schleswig -Holftein bis nah Holland hin erworben. 
”_ Auch darin endlich iſt ber neugewonnene ausgebehnte Beſitz ausgezeichnet 
vor allen früheren Erwerbungen, daß die jo reich und mannigfaltig ausgeftattete 
--_ Benöllerung, welde zu Preußen binzulommt, in beutfcher Sitte und Bildung 
"gleichartig und einig unb durch die wichtigften geiftigen und äußeren Lebensbe- 
-" jiebungen bereits mit Preußen nahe verbunden ift, jo baß die Verichmelzung 
= derſelben mit den älteren Landestheilen verhältnißmäßig kurze Zeit erforbern wird. 
So hat denn ber Preufiiche Staat, fo lange er befteht, noch niemals eine 
"fo bebeutenbe und in jeder Beziehung wichtige Vergrößerung erhalten, wie durch 
:.- ben legten Feldzug. Während Preußen feine durch Friedrich den Großen de 
ſchaffene Stellung ale Großmacht bisher nur durch bie äußerfte Anfpannung aller 
Boilskräfte aufrecht erhalten konnte, bat es jetst durch die Ausfüllung und Ab- 
rundung feines Länbergebiets in Norb- unb Mitteldeutichland erft die wahrhaft 
- naturgemäße Grundlage einer Großmacht an Land und Leuten gewonnen und 
wird nunmehr mit gehobener Zuverfiht dem Gange ber Ereigniffe ringsum folgen 
und nöthigen Kalle das Gewicht feiner verftärkten Macht in die Wagichale der 
Eutſcheidung werfen können. 
So groß und gewaltig aber ſchon dieſer Erfolg für Preußens unmittelbare 
Macht iſt, fo if er Doch nicht das einzige, ja nicht einmal das bebeutendfie Er⸗ 
gebnig des wunderbar glüdlichen Krieges: größer uub wichtiger noch ale bie 
Ausdehnung und Erweiterung des Preußiſchen Staates jelber ift bie Befeftigun 
und Erhöhung der Preußiſchen Machtftellung in Deutichland und bamit —— 
der nationalen Macht des deutſchen Vaterlandes.“ 


Was Preußen für Deutſchland errungen hat. 


Provinzial⸗Correspondenz vom 5. September 1866. 


„Wenn ſchon die Abrundung und Kräftigung des Preußiihen Staates an 
und für fi von größter Wichtigkeit für die Machtftellung Gefammt - Deutichlande 
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if, fo "hat überdies das fiegreiche Schwert Preußens unmittelbar für bie nationale 
Entwidelung bes gemeinfamen deutſchen Baterlanbes freie Bahn gemacht. 

Als aus den Berwidelungen über Schleswig - Hofftein, aus ber von Reuem 
bervortretenden Abneigung und Eiferſucht Defterreich® gegen bie naturgemäße 
Entfaltung ber Preußiſchen Macht in Rorbbeutichland, aus ben bebrohlien 
Rüſtungen und heimlichen Verhandlungen Defterreich® bie Rothwenbigleit einer 
blutigen Entfeibung immer unabweislicher an Preußen berantrat, ba war 
unfere Regierung von vornherein entſchloſſen, einen fo bebauerfihen Krieg nicht 
zur Eroberung einer Provinz, ſondern um eines höheren Zieles willen zu führen: 
zur Löfung der beutfchen Frage im nationalen Geift und Sinn. In demfelben 
Augenblide, wo Preußen fih zu bem drohenden Kriege zu rüften begann, trat 
e8 auch mit feinen Vorfchlägen zur Umgeftaltung ber beutichen Bundesverhältniffe 
hervor und ließ Leinen Zweifel barliber, daß der Kampf, falls er entbrennen 
foflte, ein Entfeheibungsfampf über die Geſchicke Deutſchlands fein müßte. 

Der deutiche Krieg, aus welchen Preußen jo rei an Siegen und Ehren 
bervorgeben follte, hat zu Gunſten ber Preufiichen Pläne entſchieden. Der alte 
obnmächtige deutſche Bund ift vernichtet und auf ben Trümmern veflelben ift 
zunähft ein norbbeutfiher Bund unter Preußens milttäriicher und politiſcher 
Fuhrung gegründet. 

Alle deutſchen Fänber bis an ben Main werben fortan einen fehlen einheit- 
fihen Bund bilden, als beffen Haupt Preußen unbedingt anerfannt ifl. Zu dem 
unmittelbar Preußiſchen Kern von 6400 Duabratmeilen und 23,800,000 Ein- 
wohnern treten dann alle Übrigen norbbeutihen Staaten: Sachſen, die beiben 
Medienburg, Oldenburg, Weimar, Coburg- Gotha, Altenburg, Meiningen, Reuß, 
Lippe, Walded, Anhalt, Schwarzburg, bie Hanfeftäbte und bie darmſtädtiſche 
Provinz Oberheflen mit zufammen mebr als 1100 Ouabratmeilen und mehr als 
5%, Millionen Einwohnern Hinzu. 

In wenigen Monaten kann bei allfeitigem Entgegentommen ber neue 
Bundesftaat für ben größten Theil von Deutſchlaud feft begründet fein. 

Während eine wahrhaft einheitliche Verbindung ſchon jett für Norddeutſch⸗ 
land begrünbet wird, tft auch ein nationales Band für ganz Deutichland in 
Ausfiht genommen, weldes fefter und fruchtbringender fein kann und hoffentlich 
fein wird, als die bisherige loje Bundesgemeinſchaft. 

Das Hinderniß, welches alle deutſche Entwidelung gelähmt hatte, Oeſter⸗ 
reichs Machtftellung in Deutihland und fein Widerftreben gegen Preußens Ein- 
fluß, ift endlich auf den Schlachtfeldern in Böhmen überwunden worben. Oeſter⸗ 
reich legte auf jene feine Stellung im beutihen Bunbe ben böchften Werth: es 
ſuchte darin eine Fortſetzung feiner vormaligen deutſchen Kaiferwürbe und es 
würde niemals freiwillig auf feinen Einfluß in Deutichland verzichtet haben. 
Nur die gewaltigen Niederlagen Defterreichs haben bafjelbe dazu nöthigen können, 
in die Auflöfung bes beutfhen Bundes zu willigen und Preußens aufftrebenter 
Kraft freien Spielraum in Deutichland zu überlaffen. 


Mit Hecht erkennen baher erleuchtete beutiche Patrioten vom national- 
beutichen, wie vom Preußiſchen Standpunkte in dem Artitel bes Friebensvertraged, 
durch welchen eine neue Geftaltung Deutichlands ohne Betheiligung bes öfter: 
reichiſchen Kaiſerſtaates anerkannt ift, bie höchſte Errungenfchaft, ben edelſten 
Siegespreis der Preußiſchen Waffen. 

Preußen und Deutſchland treten durch die großen Ergebnifſe des nummeht 
beendigten deutſchen Krieges in eine neue Zeit ſelbſibewußter ſicherer Kraft ein. 
Sie werben dieſe neugewonnene Kraft, fo viel an ihnen iſt, dazu benugen, um 
eine friebliche und fegensreiche Entwidelung aller Keime und Grundlagen wahren 
Böllerglüdes zu fichern.“ 
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50. Srankreihs Kompenfationspolitik. 


Anerbietungen und Anſprüche Frankreichs feit 
dem däniſchen Kriege. 
I 


Aus der telegraphiichen Mittheilung des Grafen v. Bis⸗ 
mard an den Botichafter in Kondon, vom 28. Zuli 1870 
(in Folge des damals zuerft in der „Times“ erwähnten 
Benedetti'ſchen Vertragdentwurfd über Belgien.) 


„Ew. Ercellenz wollen an Lord Granville, vorbehaltlich fchriftlicher 
Darlegung, Folgendes mittheilen. Das Aktenſtück, welches die „Times“ 
veröffentlicht hat, enthält einen der verjchiedenen Vorfchläge, welche uns 
jeit Beginn des däniſchen Streited bis vor Kurzem durch amtliche und 
außeramtliche franzöfifche Agenten gemacht worden find, um zwiſchen 
Preußen und Frankreich ein Bundniß zum Zweck beiderfeitiger Vergrößerung 
herbeizuführen. Ich werde Em. ıc noch den Text eine3 andern vom Yrüb- 
jahr 1866 ſchicken, ebenfalls das Anerbieten einer Dffenfiv- und Defenfiv- 
Altanz enthaltend, vermöge welcher Frankreich 300,000 Dann gegen 
Oeſterreich und ſechs bis acht Millionen Dergrößerung fir Preußen vers 
Ip, gegen Abtretung eines Landftriches zwiſchen Rhein und Moſel. 

ie Unmöglichkeit für mi, auf dergleichen einzugehen, mar gewiß Jeder⸗ 
mann, nur nicht der franzöfiihen Diplomatie Mar. Nachdem wir im Juni 
1866 dieſe und andere Vorſchläge abgelehnt, begann damals die franzöfifche 
Negierung, auf unfere Niederlage und deren Ausbeutung zu rechnen und 
dietelbe diplomatifch vorzubereiten. Nach Eintritt der patriotiichen Be⸗ 
Hemmungen des Miniſters Rouher bat Franfreih nicht aufgehört, uns 
durch Anerbietungen auf Koften Deutſchlands und Belgiens in Verſuchung 
zu führen. Im Änterefie des Friedens bewahrte ich das Geheimniß über 
diefe Zumuthungen und behandelte fie dilatorifh." — — 


II. 


Aus dem Rundichreiben ded Grafen von Bismard ar 
die diplomatiichen Vertreter des Norddeutſchen Bundes vom 
29. Zuli 1870. 


„Der von Lord Öranville und Mr. Sladftone im Parlamente 
außgeiprochenen Erwartung, daß über den Bertrags-Entwurf des Grafen 
Benedetti von den beiden betbeiligten Mächten nähere Mittheilungen 
erfolgen würden, bin ich vorläufig durch einen an den Grafen Bern- 
ſtorff gerichteten telegraphifchen Erlaß vom 27. d. M. nachgekommen. 
Die telegraphifche Form geftattete nur eine kurze Darftellung, welche ich 
nunmehr auf ſchriftlichem Wege vernollftändige. — Das von der „Times“ 
veröffentlichte Schriftjtüd enthält keineswegs den einzigen Vorſchlag, der 
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uns in diefem Sinne von franzöfifher Seite gemacht worden if. Schon 
por dem dänifchen Kriege ift durch amtliche und außeramtliche franzöfifche 
Agenten mir gegenüber verfucht worden, zwiſchen Preußen und Frankreich 
ein Bündniß zum Zweck beiderfeitiger Sergrößerung herbeizuführen. — 
Ich habe kaum nöthig, Ew.... darauf aufmerkfam zu machen, daß der 
Glaube der franzöfiihen Regierung an die Möglichkeit einer derarti 
Transaktion mit einem deutichen Miniſter, deſſen Stellung durch fee 
Uebereinftimmung mit dem deutſchen Nationalgefühl bedingt ift, feine Er⸗ 
Härung nur in der Unbelanntfchaft der franzöfiihen Staatsmänner mit 
den Orundbedingungen der Eriftenz anderer Völker finde. Wenn die 
Agenten des Barifer Cabinets für die Beobachtung deutfcher Berhältwifie 
beräbigt gewejen wären, fo bätte man fih in Paris der Illuſion, daR 
Preußen fi darauf einlaffen könnte, die deutfchen Angelegenheiten mit 
ulfe Frankreich ordnen zu wollen, niemals bingegeben. En, ... 

reilih von der Unbekanntſchaft der Franzoſen mit Deutſchland ebenfo 
unterrichtet wie ih. — Die Beftrebungen des franzöfiihen Goupernements, 
jeine begehricen Abfichten auf Belgien und die Kheingrengen mit preufßi- 
ihem Beiftande durchzuführen, find ſchon vor 1862, aljo vor meiner 
Uebernahme ded Auswärtigen Amtes an mich berangetreten. Ih kanz 
es nicht als meine Aufgabe anjeben, ſolche Mittheilungen, die rein per 
jönliher Natur waren, in das Gebiet der internationalen Berhaudlungen 
zu übertragen, und glaube die interefjanten Beiträge, weldye ih auf Grund 
von Privatgeiprächen und Privatbriefen zur Beleuchtung diefer Angelegenheit 
geben tönnte, zurüdhalten zu follen. Durch äußerlihe Einwirtung auf 
te europäifche Politik machten fi die erwähnten Tendenzen der Tram 
zöfifchen Regierung zunächſt in der Haltung erfennbar, melde Frankreich 
in dem deutſch-däniſchen Streite zu unſern Gunften beobadtet hat. Die 
darauf folgende Berftimmung Frankreichs gegen uns über den Bertrag 
von Gaftein hing mit der Beſorgniß zuſammen, daß eine dauernde Ber 
feftigung des preußifch=öfterreihiihen Bündniffes das Pariſer Cabinet 
um die elite diefer feiner Haltung bringen könnte. — Frankreich hatte 
ſchon 1865 auf den Ausbruch des Krieges zwiſchen uns und Oefſterreich 
gerechnet, und näberte fi) ung bereitwillig wieder, fobald unfere Bey: 
bungen zu Wien fih zu trüben begannen. — Bor Ausbruch des öfter 
reichiichen Krieges 1866 find mir theild durch Verwandte St. Majeftät 
des Kaiferd der Franzoſen, theils durch vertrauliche Agenten Borfchläge 
gemacht worden, welde jederzeit dahin gingen, Kleinere oder größere 
Transaktionen zum Behuf beiderfeitiger Bergrößerung zu Stande zu 
bringen; e8 handelte fi) bald um Quremburg, oder um die Grenze vos 
1814 mit Sandau und Saarlouis, bald um größere Objekte, von bemen 
die franzöſiſche Schweiz und die Frage, wo die Spracdgrenze in Pirmmat 
zu ziehen fei, nicht auögeichloflen blieben. — Im Mai 1866 nahmen 
diefe Zumuthungen die Geftalt des VBorfchlages eines Dffenfio- um» 
Defenfiv-Biindniife8 an, von deilen Grundzügen folgender Auszug in 
meinen Händen blieb: 

1) En cas de congrös poursuivre d’accord la cession de la Vinctu 
à l'Italie et l’annexion des duch6s à la Prusse. 

2) Si le congrös n'aboutit pas, alliance offensive et defensive. 

3) Le Roi de Prusse commencera les hostilit6s dans les 10 jows 
aprös la söparation du congrös. 
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4) Si le congrös ne se röunit pas, la Prusse attaquera dans 
30 jours aprös la signature du prösent traits. 

5) L’Empereur des Francais döclarera la guerre à l’Autriche, dès 
que les hostilit6s seront commencdes entre l’Autriche et la Prusse 
(en 30 jours 300,000). 

6) On ne fera pas de paix söparde avec 1’Autriche. 

7) La paix se fera sous les conditions suivantes: La Vöndtie & 
’Italie. A la Prusse les territoires allemands ci-dessous (7 & 8 millions 
d’ämes au choix) plus la röforme föderale dans le sens prussien. — 
Pour la France le territoire entre Moselle et Rhin sans Coblence ni 
Mayence: comprenant: 500,000 ämes de Prusse, la Bavidre rive gauche 
du Rhin; Birkenfeld, Homburg, Darmstadt 213,000 ämes. 

8) Convention militaire et maritime entre la France et la Prusse 
des la signature. 

9) Adhösion du Roi d’Italie. 

Die Stärke des Heeres, mit welchem der Kaifer nad) Art. 5 ung bei- 
fiehen wollte, wurde in fohriftlichen Erläuterungen auf 300,000 Dann 
angegeben; die Seelenzahl der Dergrößerungen, welche Frankreich er⸗ 
ſtrebte, nach franzbſiſchen, mit der Wirklichkeit nicht übereinſtimmenden 
Berehnungen, auf 1,800,000 Seelen. — Ein ‘Jeder, welcher mit der 
intimeren bdiplomatifhen umd militärifhen Gefchichte des Jahres 1866 
vertraut ıft, wird durch diefe Elaufeln die Politik hindurchſchimmern ſehen, 
welche Frankreich gleichzeitig gegenüber Stalien, mit dem es ebenfalls vers 
bandelte, umd fpäter gegenüber Preußen und Italien befolgt. Nachdem 
wir im Juni 1866 ungeachtet mehrfacher, faſt drohender Mahnungen zur 
Annahme obiges Allianzprojeft abgelehnt hatten, vechnete die Franpöfit e 
Regierung nur noch auf den Sieg Oeſterreichs über uns und auf unſere 
Ausbeutung für franzöſiſchen Beiſtand nach unſerer eventuellen Niederlage, 
mit deren iplomatifgper Anbahnung die franzöfifhe Politik fi nunmehr 
nah Kräften beſchäftigte. — Dat der in dem vorftehenden Allianz» 
Entwurf gedachte und fpäter nod einmal vorgejchlagene Eongreß die 
Wirkung gehabt haben würde, unjer nur auf drei Monate gejchloffenes 
Bündniß mit Italien ungenußt zum Ablauf zu bringen, und wie Frankreich 
durch die weiteren Cuſtozza betreffenden VBerabredungen bemüht war, 
unfere Tage zu benachtheiligen, und wo möglich unjere Niederlage herbeis 
zuführen, iſt Ew.... befannt. Die „patriotifhen Bellemmungen“ 
—* Miniſters Rouher liefern einen Commentar über den weiteren 

erlauf. 

Bon der Zeit an hat Frankreich nicht aufgehört, ung durch Aner⸗ 
bietungen auf Koften Deutſchlands und Belgiens in Berfuhung zu führen. 
Die Unmöglichkeit, auf irgend welche Unerbietungen der Art einzugehen, 
war für mich niemals ‚meifelbaft: wohl aber hielt ich e8 im Intereſſe 
des Friedens für nüglid, den franzöfiiden StaatSmännern 
die ihnen eigenthümlichen Jllufionen fo lange zu belajfen, als 
diefes, ohne ihnen irgendwelde aud nur mündliche Zufage zu 
madhen, möglich fein würde. Ich vermuthete, dag die Bernichtung 
jeder franzöfiihen Hoffnung den Frieden, den zu erhalten Deutſchlands 
md Europas Interefie war, gefährden würde. 

Ich war nicht der Meinung derjenigen Politiker, welche dazu riethen, 
den Kriege mit Frankreich deshalb nicht nach Kräften vorzubeugen, weil 
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er doch unvermeiblih fe. So fiher durchſchaut Niemand die Ab- 
fihten göttlicher Vorſehung bezüglidh der Zulunft, md ih 
betrachte auch einen fiegreichen Krieg an fich immer als ein Uebel, welcheß 
die Staatskunſt den Völkern zu erfparen bemüht fein muß. Ich durfte nicht 
obne die Möglichkeit rechnen, daß in Frankreichs Berfaffung und Politil 
Beränderungen eintreten könnten, welche beide große Nachbarvöller über de 
Nothwendigteit eines Krieges binmweggeführt hätten — eine Hoffnung, 
welcher jeder Auffchub des Bruches zu Gute kam. Aus diefem Grunde 
ſchwieg ich über die gemachten Zumuthungen und verhandelte dilatoriſch 
über diefelben, ohne meinerfeitß jemals aud nur ein Ber: 
jpreden zu maden. 


III. 
Frankreichs Forderungen im Auguft 1866. 
Staats - Anzeiger vom 10. Auguft 1870. 


Im Archiv des Auswärtigen Amtes befindet fich folgendes Schreiben 
des Grafen Benedetti an den Präfidenten des Staats- Minifter 
Grafen Bismard vom 6. Auguft 1866 mit dazu gebörigem — 
Entwurf, beides von Anfang bis zu Ende von der Haud des 
Benedetti. 

Particulidre. 
Mon cher Prösident! 


En röponse aux communications que j'ai transmises de Nikoi- 
bourg & Paris & la suite de Notre entretien du 26 du mois demier, 
je regois de Vichy le projet de convention secröte que Vous trou- 
verez ci-joint en copie. Je m’empresse de Vous en donner counais- 
sance afin que Vous puissiez l’examiner & Votre loisir. Je suis du 
reste à Votre disposition pour en conförer avec Vous quand Vous en 
jugerez le moment venu. 

Tout à Vous 
Dimanche 5 Aott 1866. signdö Bonedetti. 


(Mein lieber Präfident! 

In Beantwortung der Mittheilungen, die ich in Yolge unferer Unter 
baltung vom 26. v. Mts. von Nilolsburg nah Paris gerichtet habe. 
empfange ich aus Vichy den Entwurf zu einer geheimen Convention, ver 
dem Ste anliegend Abjchrift finden. Ich beeile mich, denfelben zu Fre 
Kenntniß zu bringen, damit Sie ihn mit Muße prüfen können. ch ſehe 
übrigen® zur Befprechung befielben zu Ihrer Verfügung, wenn Ex bes 
Moment —* für gekommen erachten. 

Ganz der Ihrige 
Sonntag, den 5. Auguſt 1866.) (gez.) Benebetti 


8. M. etc. et S. M. etc. 


Article I. 


L'Empire frangais rentre en possession des portions de twritirt 
qui, appartenant aujourdh’ui & la Prusse, avaient été comprises dans 
la delimitation de la France en 1814. 
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Article II, 

La Prusse s’engage à obtenir du Roi de Baviöre et du Grand 
Duc de Hesse, sauf à fourmir à ces Princes des d&dommagements, la 
cession des portions de territoire qu’ils possödent sur la rive gauche 
du Rhin et & en transförer la possession à la France. 

Article III. 

Sont annuldes toutes les dispositions rattachant à la conföde- 
ration Germanique les territoires placds sous la souverainet6 du Roi 
des Pays-Bas, ainsi que celles relatives au droit de garnison dans la 
forteresse de Luxembourg. 

Artikel I. 


Das franzöfliche Kaiſerreich tritt wieder in den Befiß der Gebiets⸗ 
theile, die, heut zu Preußen gehörend, 1814 in die Begrenzung Frank⸗ 
reichs eingefchloffen worden waren. 

° Artikel I. 

Preußen verpflichtet fih, von dem Könige von Bayern und dem 
Öroßherzoge von Hefien, vorbehaltlich einer dieſen Fürften zu gewährenden 
Entigädigung, die Abtretung der Gebietötheile x erlangen, welche fie 
auf dem linken Aheinufer befigen, und deren Befig an Frankreich zu 
übertragen. 

Artifel III. 

Es find aufgehoben die Beftimmungen, welche die unter der Sou⸗ 
verainetät des Könige von Holland ftehenden Gebiete an den deutfchen 
Bund knüpfen, ebenfo die, welche fih auf das Befagungsreht in der 
Feſtung Luremburg beziehen.) 


Aus dem Rundichreiben des Herrn von Thile im Auf. 
trage de8 Grafen von Bismard vom 10. Auguft 1870. 


— — „In den Akten des auswärtigen Amtes befindet fich das in 
Abſchrift anliegende Schreiben de8 Grafen Benedetti an mich vom 
5. Auguft 1866 und ein mittelft defielben überfandter Vertragsentwurf. 
Die Sriginalien, von der Hand des Grafen Benedetti, lege ich) den Ber- 
tretern der neutralen Mächte zur Einfiht vor; ein photographifches 
Facfimile derfelben werde ih Eurer .... zu überfenden mic beehren. 

erlaube mir, daran zu erinnern, daß nach Ausweis des „Moniteur“ 
der Kaifer Napoleon die Tage vom 28. Juli bi8 7. Auguft 1866 in Vichy 
ugebracht hat. In der amtlichen Unterredung, welche ich mit dem Grafen 

enedetti in Yolge dieſes Schreibens hatte, unterftüßte berfelbe die in 
legterem enthaltenen Forderungen durch die Drohung des Krieges für 
den Fall der Ablehnung. Der gleichwohl meinerſeits außsgefprochenen 
Ablehnung folgte dad Verlangen nah Luremburg und dem Mißlingen 
dieſes Bejchäftes der größere, Belgien umfaflende Vorſchlag.“ 


Aeußerung Bismarcks in der Rede über Elſaß— 
Lothringen vom 2. Mai 1871: 


— — — „Es ift befannt, daß 2 noh am 6. Auguft 1866 in 
dem Fall gewefen bin, den franzöfifchen Botichafter bei mix eintreten zu 
jeben, um mir mit kurzen Worten das Ultimatum zu ftellen, Mainz an 
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Frankreich abzutreten, oder die fofortige Kriegserklärung zu 
gewärtigen. Ich bin natürlich nicht eine Sekunde zweifelhaft geweſen 
über die Antwort. Ich antwortete ihm: Gut, dann ift Krieg! Er 
reifte mit diefer Antwort nach Paris; in Paris befann man fich einige 
Tage nachher anders, und man gab mir zu verftehen, die erfle In⸗ 
ſtruktion jei dem Kaiſer Napoleon während einer Krankheit entrifien 
worden.“ — 


Aus einem Bericht des franzöfiichen Botichafterd Grafen 
Benedetti an den franzöfiihen Miniſter ded Auswärtigen 
— vom 5. Auguft 1866: (aus den während des Krieges 
auf dem Landſitze des franzöfiihen Minifterd gefundenen 
Aktenſtücken): 


„Herr Miniſter! Bei meiner Ankunft in Berlin fand ich eine telegraphijſche 
Depeſche, in der Sie mir von bem Text des geheimen Uebereintommens 
Kenntniß geben, welches Sie mid ber preußiſchen Regierung zur Annahme vor 
zulegen heißen. Ew. Ercellenz kann verfichert fein, daß ich Alles aufbieten werte, 
um bie unveränberte Annahme ber Dispofitionen herbeizuführen, möge ber 
Wiberftand, dem ich gewiß bin zu begegnen, auch noch jo hartnädig fein. Weber 
zeugt, daß die Kaiferlihe Regierung fih nur in den Schranten ber 
Billigkeit hält, indem fie fih darauf befhränft, gegenüber ben 
von Preußen bereits erworbenen Gebietsvergrößerungen, jene 
in ihrer Borlage aufgezeihneten Garantien zu verlangen, werde 
ich mich ſchwerlich dazu verftehen, Aenberungen von irgend welcher Wichtigkeit 
einzuräumen. Ich erachte in diefer Angelegenheit eftigleit als das geeigneifte 
Mittel, ja offen geſtanden, als das einzige Argument, welches angewandt werben 
muß, und ich werde daher ganz entichieben jeden Vorſchlag, ber einer Beräd- 
fihtigung nicht geeignet ſcheint, ablehnen, indem ich ſtets bemüht fein werde, zu 
beweifen, was mir ein Leichtes fein wird, daß Preußen verfennen wärbe, 
was die Gerechtigkeit und die Borfiht gebieten, unb daß es unt 
zugleih einen Beweis feiner Unbanktbarleit geben würde, wenn 
ed uns die Garantien verfagte, welde die Ausdehnung feiner 
Örenzen uns nöthigt zu verlangen. Um jeboch mit Klugheit zu Werke 
zu geben, balte ich dafür, daß mit Rückſicht auf den Charakter des 
Bundesfanzlers e8 vermieden werben muß, dem erfien Gintrad 
beizuwohnen, welden die Nachricht anf ihn hervorrufen wird, 
daß wir die Rheinufer und die Feſtung Mainz wieberverlangen. Zu biefem 
Zwecke babe ih ihm an diefem Morgen eine Abfichrift Ihrer Borlage in einen 
Privat» Schreiben eingeſandt, von dem Sie anbei eine Kopie finden werben. Ib 
werbe bemüht fein, ibn morgen zu feben, um Sie über die Stimmung, in bet 
ih ihn getroffen, zu benachrichtigen.“ 


Meitere Mittheilung aud dem „Preußiihen Staat: 
Anzeiger": 


„Diefer fchriftlihen Mittheilung folgte demnächſt eine mündliche 
Unterredung, in welcher Benedetti felbft die franzdfifche Forderung mit 
Entfchiedenheit und Wärme empfahl. Auf die Bemerkung des Miniſter⸗ 
Bräfidenten, daß diefe Forderung der Krieg fei und daß ref 
Benedetti wohlthun merde, fich felbft nad Paris zu begeben, um dieſen 
Krieg zu verhüten, erwiederte er damals, daß er nach Paris gehen werde, 
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daß er aber nicht umbin könne, dem Kaifer aus eigener Ueberzeugung bie 
Aufrehtbaltung feiner Forderung zu empfehlen, weil er felbft glaube, 
daß die Erifenz der Dynaftie in Gefahr fei, wenn die öffent— 
lide Meinung ın Frankreich nit durd eine derartige Kon- 
zeflion Deutfchlands beruhigt werde. — 

Die legte Yeußerung des preußifchen Miniſter⸗Präfidenten, welche ex 
nah Paris mitnahm, lautete ungefähr dahin: Machen Sie Se. Majeftät 
den Katfer darauf aufmerffam, daß ein ſolcher Krieg unter gewiffen 
Eventualitäten ein Krieg mit revolutionären Witteln werden 
Lönnte, und daß Angeſichts revolutinonärer Gefahren die deutſche 
Dynaftie doch woßL eine größere Yeftigkeit bewähren würde 
als die des Kaiſers Napoleon. 

Auf diefe Unterredung folgte der einlentende Brief des Kaiſers 
Napoleon vom 12. Auguft le, unten). Erſt nachdem durch ihn der Bors 
hang über die Mainzer Frage gefallen war, begann — ſchon am 16. Auguft 
— die Eröffnung des zweiten Altes, Belgien betreffend. 

— Hier theilt nun der ‚Reichs⸗Anzeiger“ den Hauptinhalt eines Briefes 
vom 16. Auguft 1866 mit, der dem raten Benedetti durch Herrn Chauvy 
aus Bari überbradht wurde und „den möglichit kurzen und genauen In⸗ 
gt der ihm von dort ertheilten Anmeifungen enthielt. Diejelben lauten 
wie folgt: 

1) Die Verhandlung fol einen freundfhaftlihen Character haben. 

2) Sie foll wefentlich vertraulich fein. 

2 Te nad den Ausfichten, die fi Ihnen bieten werben, werben 
Ihre Anliegen drei Phafen durchlaufen. In erfter Stelle werden Sie, 
indem Sie die Örenzfragen von 1814 und die Annerion Belgiens in Eins 
ufammenfaflen, durch ein öffentliches Abkommen die Abtretung Yandaus, 
— Saarbrückens und des Herzogthums Luxemburg verlangen, 
ſowie die Vollmacht, durch einen offenſiven und defenſiven Allianzvertrag, 
der geheim gehalten werden wird, Belgien endgiltig zu annectiren. 

In zweiter Stelle, wenn es Ihnen nicht möglich erſcheint, dieſe Baſen 
bewilligt zu erhalten, ſo werden Sie auf Saarlouis und Saarbrücken 
Verzicht leiſten, ſelbſt auf Landau, einen alten ſchlecht befeſtigten 
Platz, deſſen Beſitznahme das deutſche Gefühl gegen uns aufhetzen würde, 
und Sie werden Ihre öffentlichen Vereinbarungen auf das Dergogthum 
Luremburg bejchränfen, Ihre geheimen Vereinbarungen aber auf die Wieder- 
vereinigung Belgiens zu Yrankveich. 

In dritter Reihe. Wenn die reine und einfache Bereinigung Belgiens 
mit Frankreich auf au große Hinderniffe ftoßen jollte, fo begnügen Sie 
fi) mit einem Artikel, in welchem man übereinfäme, aus Antwerpen 
eine Freiftadt zu machen, was den Widerftand Englands wohl ab» 
ſchwächen würde. 

Alſo: erſtlich einen offenkundigen Vertrag, der uns mindeſtens Luxem⸗ 
burg zuſpricht: dann einen geheimen Vertrag, der ein Schutz⸗ und Trutz⸗ 
bündniß feſtſetzt, der Frankreich ferner die Befugniß einräumt, ſich Belgien 
in einem ihm günftig ſcheinenden Augenblide einzuverleiben, und dann noch 
das Berfprehen der Beihilfe, jelbft durch Waffengemalt von Seiten 
Preußens. Das find die Grundzüge des Vertrages bezüglich unferer Ein- 
miſchung. 
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Auf diefe Inſtruktion aus Paris vom 16. Auguft hat Graf Benebetti 
am 23. Auguft aus Berlin in einem dem auswärtigen Amte vorliegenden, 
ganz von Feiner eigenen Hand gejchriebenen Briefe geantwortet, mittelſt 
deflen er den Bertragsentwurf, mit dem er beauftragt worden, einreidt. 
Der Eingang des Briefes des Grafen Benebetti vom 23. Auguft 
lautet: | 


„Ich babe Ihren Brief erhalten und nach beften Kräften den Ab- 
fihten, welche er tundgiebt, zu genüigen gefucht. Ich fchide Ihnen beiliegend 
die Nedaction im Entwurf. Ich brauche Ihnen nicht zu jagen, warum 
darin Landau und Saarbrüden nicht erwähnt find. Ich babe mich über: 
zeugt, daß wir, falls wir darauf beftehen, ung in unüberwindliche Schwierig⸗ 
* verwickeln würden, und ich babe mich an Luxemburg und Belgien 
gehalten.“ 


Auf diefen Brief des Herren Benedetti liegt — ebenfalls auf officiellem 
Papier — der Entwurf der Antwort vor, welche bemeift, daß der Ein 
drud des Benedettiſchen Entwurfs ein günftiger war, aber einige Zeit zum 
Meberlegen der Sache in Ausfiht nimmt. Es ift die Rede davon, daß der 
König der Niederlande für Luxemburg eine Entihädigung von preußiſchem 
Gebiet haben müffe, und die Geldo —* welche der get fordern könne, 
werden erwogen, gleichzeitig die Anſicht aufgeitellt, daß die nad der 
früheren Bundesverfaflung gültig gemefenen Beſatzungsrechte in den Bundes⸗ 
feftungen erlofchen jeien und daß ihre Aufrechterhaltung in Süddeutfchland 
mit der Unabhängigkeit der ſüddeutſchen Staaten unverträglich fein werde. 

Wieberholt wird die Erwerbung Turemburgs als daß unmittelbare, 
die Belgiens als das eventuelle Ziel der Konvention feftgeftellt und 
letzteres, ſowie die Offenfiv- und Defenfio- Allianz, follen geheim bleiben. 

Graf Benedetti hat diefen Parifer Brief unter dem 29. Auguft be- 
antmwortet. In feiner Antwort fpricht der franzöfifche Botſchafter zum erften 
Male Zweifel aus, ob man auf Preußens Aufrichtigfeit in der Sache 
werden rechnen fönnen; er bemerkt, daß ihm ein geiitfes Mißtrauen des 
Grafen Bismard darüber entgegentrete, ob der Kaiſer Napoleon nidt 
ſolche Verhandlungen benugen werde, um zwifchen Preußen und England 
Mißtrauen zu erregen. Er äußert darüber: „Welchen Grad des Ber: 
trauen? können wir unfererjeit3 Unterhändlern bemwilligen, welche folder 
Berechnun zuginglic find?“ Er erwähnt der Miſſion, welche der General 
v. —* in St. Petersburg erfülle, und fürchtet: „daß man anderswo 
Zuſicherungen erhalten hat, welche e8 unnöthig machen, auf und zu rechnen. 
Preußen bedarf, wie Herr v. Bismard dem König gejagt haben will, der 
Alliance einer großen Macht; wenn man die Frankreichs ablehnt, fo ge 
ſchieht es deshalb, weil man ſich fchon anderweitig geſichert hat, oder weil 
man auf dem Punkt fteht, e8 zu thun.“ — Um bierüber eine Aufklärung 
abzuwarten, hält Graf Benedetti den Augenblid gelommen, auf 14 Tage 
nah Karlsbad zu gehen. 

Während feiner Abmwefenheit ift auch der Miinifter- Bräfident abgereiſt 
und erft im “Dezember deffelben Jahres nach Berlin zurückgekehrt. Die 
geheimen Verhandlungen haben aljo hier nothwendig einen Ruhepunkt von 
einigen Monaten gehabt, was fie nicht verhindert hat, fpäter zu verjchiedenen 
Zeiten wieder aufgenommen zu werden.“ 
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12. Auguft. Augenblidlihes Aufgeben einer Kompen— 
jationdforderung. 


Schreiben des Kaifers Napoleon an ben ftellvertretenben Mi⸗ 
nifter de Ta Balette. 


„Mein lieber Herr La Balette. Ich richte Ihre ernſte Aufmerkſamkeit auf 
folgende Thatſachen. Im Laufe von Beſprechungen zwiſchen Benebetti unb 
Herrn v. Bismard hat Herr Drouin de Lhuyse bie Idee gehabt, ein Ber- 
tragöproject in Betreff von Compenſationsanſprüchen, bie wir haben könnten, nad) 
Berlin zu fchiden. Diefer Bertrag bätte nad meiner Abficht geheim gehalten 
werden müffen, aber man bat davon nach außen Lärm gemacht, und bie Blätter 
gehen foweit zu fagen, daß uns die Rheinprovinz verweigert worben ſei. 

Aus meiner Beiprehung mit Benedetti geht hervor, daß wir für einen 
ſehr Heinen Gewinn ganz Deutſchland gegen uns haben würden. Es iſt wichtig, 
die öffentliche Meinung über biefen Punkt nicht exft irre geben zu laſſen. Wider- 
ipreden Sie ſolchen Gerlichten ſehr energiih. Ich habe in dieſem Sinne an 
Heren Drouin de Lhuys gefchrieben. Das wirkliche Intereffe Frankreichs ift 
nit, daß wir eine unbebeutendbe Gebietserweiterung erhalten, ſondern baf wir 
Deutfhland helfen, fi auf eine unferen Intereffen und ben In— 
tereffen Europas möglihft entſprechende Weife zu lonftituiren ac. x.” 


26. Auguft. Erneute Kompenjationdvorichläge. 


Schreiben des Kaifers an den Minifter NRouber. 


„Ih Ihide Ihnen den Vertragsentwurf mit meinen Ranbbemerlungen. Man 
müßte geſprächsweiſe hinzufügen, daß nad dem Aufhören bes deutſchen Bundes 
die früberen gegen Frankreich errichteten Bunbesfeftungen nicht mehr der deutichen 
Konföberation, ſondern den einzelnen Staaten, in beren Gebiet fie liegen, gehören 
jollen: alfo Zuremburg zu Frankreich, Mainz zu Preußen, Saarlouis ebenfo, 
Landau zu Bayern, Raftadt zu Baben, Ulm zu Württemberg. 

Was einen anderen Punkt betrifft, fo fcheint mir, daß Preußen viel Chi⸗ 
kane gegen Sachſen übte. Wäre es nicht beffer, daß Preußen Sachſen, 
ein proteftantifhes Land anneltirte und den König von Sadien 
auf bem linten Rheinufer, einem katholiſchen Gebiete entjhä- 

igte.. 

Doch muß das Alles nur vertraulicher Weile angedeutet werben. Der Ver⸗ 
trag muß geheim bleiben. Die Luremburger Frage wird von ſelbſt ans 
Acht treten, fobald die Verhandlungen barüber angelnüpft fein werben: fie tft 
die dringlichſte 2c. 2c.” 


2. September. Rücktritt ded franzöfiihen Minifterd Drouin 
de Lhuys in Zolge des Scheiternd der Kompenſationspolitik. 


16. September. Rundſchreiben des franzöfiichen (ftellvertretenden 
audwärtigen) Minifterd La Valette über die Verände- 
rungen in Deutichland. 


„Die Regierung bes Kaifers kann es nicht länger hinausfchieben, ihrer 
Anficht Über die in Deutichland eingetretenen Ereigniſſe Ausdrud zu geben. Da 
Herr de ln noch einige Zeit abweienb bleiben muß, jo hat Seine Majeftät 
mir den Befehl ertheilt, Seinen biplomatifchen Agenten die Beweggründe Seiner 
Politik auseinander zu feten. 


Fur Bismard. 83 
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Auf diefe Inftruftion aus Paris vom 16. Auguft hat Graf Benedetti 
am 23. Auguft aus Berlin in einem dem auswärtigen Amte vorliegenden, 
ganz von feiner eigenen Hand gefchriebenen Briefe geantwortet, mittelf 

efien er den Bertragdentwurf, mit dem er beauftragt worden, einreicht. 


Der Eingang des Briefes des Grafen Benebetti vom 23. Augıft 
lautet: 


„Ich babe Ihren Brief erhalten und nach beften Kräften den Ab⸗ 
fihten, welche er fundgiebt, zu gentigen u ch ſchicke Ihnen beiliegend 
die Redaction im Entwurf. Ich brauche Ihnen nicht zu ſagen, warum 
darin Landau und Saarbrücken nicht erwähnt find. Ich habe mich Aber 
zeugt, daß wir, fall8 wir darauf beftehen, und in unüberwindliche Schwierig: 
* verwickeln würden, und ich habe mich an Luxemburg und Belgien 
gehalten.“ 


Auf dieſen Brief des Herrn Benedetti liegt — ebenfalls auf officiellem 
Papier — der Entwurf der Antwort vor, welche beweift, daß der Eir- 
drud des Benedettiichen Entwurf ein günſtiger war, aber einige Zeit zum 
Veberlegen der Sache in Ausfiht nimmt. Es ift die Rede Davon, daß der 
König der Niederlande für Luremburg eine Entihädigung von preußiſchen 
Gebiet haben müfje, und die Geldopfer, melde der —* fordern könne, 
werden erwogen, gleichzeitig die Anficht aufgeitellt, daß die nad der 
früheren —— gültig geweſenen Beſatzungsrechte in den Bunde 
feftungen erlofchen jeien und daß ihre Aufrechterhaltung in Südbdeutfchlant 
mit der Unabhängigkeit der füddeutichen Staaten unverträglicy fein werde 

Wiederholt wird die Erwerbung Turemburgs als das unmittelbar, 
die Belgien als das eventuelle Ziel der Konvention feftgeftelt und 
letzteres, ſowie die Offenfio- und Defenfiv- Allianz, follen geheim bleiben. 

Graf Benedetti dat diefen Barifer Brief unter dem 29. Auguft be 
antwortet. In feiner Antwort ſpricht der franzöfifche Botfchafter zum erſter 
Male Zweifel auß, ob man auf Preußens Aufrichtigleit in der Sad 
werden rechnen können; er bemerkt, daß ihm ein —* Mißtrauen Kt 
Grafen Bismarck darüber entgegentrete, ob der Kaiſer Napoleon mid: 
folhe Verhandlungen benugen werde, um zwiſchen Preußen und Englart 
Mißtrauen zu erregen. Er äußert darüber: „Melden Grad des Krr- 
trauend können wir unfererfeit8 Unterhändlern bewilligen, welche jolder 
Berechnun zugänglich find?“ Er erwähnt der Wiffion, weldye der General 
v. ** in St. Petersburg erfülle, und fürchtet: „daß man anders 
Zufierungen erhalten bat, welche e8 unnöthig machen, auf uns zu rechnen 
Preußen bedarf, wie Herr v. Bismard dem König gefagt haben will, te: 
Alliance einer großen Macht; wenn man die Frankreich ablehnt, fe x 
fhieht e& deshalb, weil man ſich fehon anderweitig geſichert hat, ober mei. 
man auf dem Punkt fteht, e8 zu tun.“ — Um hierüber eine Aufllärus 
abzuwarten, hält Graf Benedetti den Augenblid gelommen, auf 14 Tax 
nad Karlsbad zu gehen. 


Während feiner Abweſenheit ift aud der Minifter» Bräfident abgerr 
und erft im ‘Dezember defielben Jahres nad Berlin zurüdgefehrt Ti: 
geheimen Verhandlungen haben aljo hier nothwendig einen er 
einigen Monaten gehabt, was fie nicht verhindert hat, fpäter zu verſchiedener 
Zeiten wieder aufgenommen zu werden.“ 
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12. Auguft. Augenblidlihes Aufgeben einer Kompen— 
fationsforderung. 


Schreiben des Kaifers Napoleon an ben flellvertretenben Mi⸗ 
nifter de La Valette. 


„Mein fieber Herr Ya Balette. Ich richte Ihre ernſte Aufmerkfamleit auf 
folgende Thatſachen. Im Laufe von Beiprehungen zwiſchen Benebetti und 
Herm v. Bismard bat Herr Drouin de Lhuys bie Idee gehabt, ein Ver⸗ 
tragsproject in Betreff von Compenſationsanſprüchen, bie wir haben könnten, nad) 
Berlin zu ſchicken. Diefer Bertrag hätte nad meiner Abficht geheim gehalten 
werben müffen, aber man hat Davon nad außen Lärm gemacht, und bie Blätter 
geben foweit zu fagen, daß uns bie Rheinprovinz verweigert worben fei. 

Aus meiner Beiprehung mit Benedetti geht hervor, daß wir für einen 
ſehr Heinen Gewinn ganz Deutichland gegen uns baden würden. Es iſt wichtig, 
die öffentlihe Meinung über biefen Punkt nicht erft irre geben zu laſſen. Wiber- 
fpreden Sie folden Gerüchten ſehr energiih. Ich habe in diefem Sinne an 
Herrn Drouin de Lhuys geichrieben. Das wirkliche Intereffe Frankreichs ift 
nit, daß wir eine unbebentende Gebietserweiterung erhalten, fonderg baß wir 
Deutfhland helfen, fih auf eine unjeren Intereffen und den In» 
tereijjen Europas möglichſt entfprehende Weife zu lonftituniren ac. ⁊c.“ 


26. Auguft. Erneute Kompenjationdvorfdhläge. 


Schreiben des Kaijers an ben Minifler Rouder. 


„Ich ſchicke Ihnen den VBertragsentwurf mit meinen Ranbbemerlungen. Dan 
müßte gejprächsmweife hinzufügen, daß nach dem Aufhören bes beutichen Bundes 
die früberen gegen Frankreich errichteten Bunbesfeftungen nicht mehr ber beutfchen 
Konfsberation, jonbern den einzelnen Staaten, in beren Gebiet fie liegen, gehören 
follen: alfo Quremburg zu Frankreich, Mainz zu Preußen, Saarlouis ebenfo, 
Landau zu Bayern, Raftadt zu Baden, Ulm zu Württemberg. 

Was einen anderen Punkt betrifft, fo feheint mir, daß Preußen viel Chi« 
kane gegen Sachſen übte. Wäre es nicht beffer, daß Preußen Sachſen, 
ein proteftantifhes Land anneltirte und den König von Sadfen 
auf dem linten Rheinufer, einem katholiſchen Gebiete entſchä— 
Digte. 

Doch muß das Alles nur vertraulier Weife angebeutet werben. Der Ver- 
trag muß geheim bleiben. Die Luremburger Frage wird von ſelbſt ans 
Licht treten, fobalb die Berbanblungen barüber angelnüpft fein werben: fie tft 
die dringlichſte ac. ac.“ 


2. September. Rüdtritt des franzöfiihen Minifterd Drouin 
de Lhuys in Folge des Scheiternd der Kompenſationspolitik. 


16. September. Rundſchreiben des franzöfiichen (ftellvertretenden 
audwärtigen) Minifterd La Valette über die Verände⸗ 
rungen in Deutichland. 


„Die Regierung bes Kaiſers kann es nicht länger hbinausichieben, ihrer 
Anfidht über bie in Deutichlanb eingetretenen Greigniffe Ausdrud zu geben. Da 
Herr de —Aã noch einige Zeit abweſend bleiben muß, ſo hat Seine Majeſtät 
mir den Befehl ertheilt, Seinen diplomatiſchen Agenten die Beweggründe Seiner 
Politik auseinander zu ſetzen. 


giurſt Bismard. 33 
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Der Krieg, der in ber Mitte und im Süden Europas ausgebroden, hat 
den beutihen Bund zerflört und bie italienifche Nationalität befinitiv conflitwirt. 
Preußen, deffen Grenzen durch den Sieg erweitert worben, bominirt anf bem 
rechten Main⸗Ufer. Oefterreih bat Benetien verloren; es iſt von Deutichland 
abgejchieden. Diefen erheblichen Aenberungen gegenüber fammeln alle Staaten 
fih im Gefühle ihrer Berantwortlichfeit; fie fragen fih, welche Zragmeite 
ber jüngft abgefchloffene Friede bat und melden Einfluß er auf bie eurm- 
pätihe Ordnung und auf bie internationale Stellung jeder einzelnen Mach 
haben wird. 

Die öffentlihde Meinung in Frankreich ift erregt. Sie ſchwankt 
unfider zwiſchen ber Freude, bie Berträge von 1815 vernidtet zu 
fehen, und zwiſchen ber Furcht, daß bie Macht Preußens über- 
mäßige Berhältniffe annehmen könne; zwifhen dem Wunſche, ba% 
der Friede erhalten bleibe, und zwilhen der Hoffnung, dark 
Krieg eine Gebietserweiterung zu erlangen. Sie begrüßt mit Beifall 
die vollſtändige Befreiung Italiens, aber fie will auch über bie Gefahren, die 
den heiligen Bater bedrohen Fönnen, beruhigt fein. Die Unfchlüffigfeit der Ge⸗ 
mäüther in Frankreich, Die auch aufs Ausland zurückwirlt, legt ber Regierung die 
Bfliht auf, Mar und deutlich ihre Anficht auszuſprechen. 

Fraykreich kann keine zweideutige Politik haben. Wenn es in feinen Inter⸗ 
eſſen und in feiner Macht durch die wichtigen Veränderungen, bie ſich in Deutik- 
fand vollziehen, berührt wird, fo muß es bies offen gefteben unb bie zu feiner 
Siüerung nothwendigen Mafregeln ergreifen. Verliert e8 dagegen nichts bei ter 
Umwandlung, bie ba vor fi gebt, fo muß es dies aufrichtig erflären und ver 
übertriebenen Befürchtungen, ben bitigen Urtbeilen entgegentreten, weldye tıe 
internationale Ciferfucht erregen und Frankreich aus der Bahn beranszieben 
möchten, die e8 verfolgen muß. Um bie Unficberheit zu befeitigen und die Weber 
zeugungen zu befefligen, muß man bie Vergangenheit, fo wie fie gewefen, unr 
bie Zukunft, fo wie fie fih darftellt, in ihrem Zuſammenhange betrachten. 

Was fehen wir in ber Vergangenheit? Nach 1815 vereinigte Die beilis: 
Allianz alle Völker vom Ural bis zum Rheine gegen Frankreich. Der beutite 
Bund umfaßte mit Preußen und Oefterreih 80 Millionen Einwohner; er & 
ſtreckte fi) von Quremburg bis Trieft, von ber Dftfee bis Trient unb umgfichle* 
uns mit einem Eifenbande von fünf Bunbesfeftungen; unfere ſtrategiſche Poſinoa 
war durch bie gefchidteften Gebietsgruppirungen eingelettet. Die geringfte Schwieria 
feit, Die und mit Holland oder mit Preußen an ber Mojel, mit Deutichlank am 
Rheine, mit Oefterreih in Tyrol ober Friaul entflehen mochte, lieh fämmtiid« 
vereinigte Kräfte des Bundes fich gegen uns wenden. Das öſterreichiſche Deustid- 
land, das an ber Etſch nicht zu erflürmen war, ftonnte im gegebenen Momer:e 
bis an bie Alpen vorgehen. Das Preußifche Deutſchland hatte zur Vorbat am 
Rheine alle jene Staaten zweiten Ranges, welche burh den Wunſch nad 
politiider Ummandlung unaufhörlich bewegt wurden und ſtets bereit waren. 
Frankreich als den Feind ihrer Exiſtenz und ihres Strebens anzujeben. Rebanez 
wir Spanien aus, jo hatten wir auf bem ganzen Kontinent feine Möglich. 
eine Allianz zu ſchließen. Italien war zerftüdelt und machtlos; es zählte uk: 
als Nation. Preußen war nicht zufammenhangend, nicht unabhängig genug, sm 
fih von feinen Traditionen Iosfagen zu können. Oeſterreich batte zu wel m: 
der Bewachung feiner Beſitzungen in Stalten zu thun, ale daß es ſich mit zxe 
hätte innig verfländigen können. 

Gewiß Hat der fange aufrecht erhaltene Friede die Gefahren dieſer Gebrer⸗ 
vertheilung und dieſer Allianzen vergeffen laflen; denm fie erichienen erſt funhrb. 
als der Krieg ausbrach. Aber dieſe zweifelhafte Sicherheit hat yranlreich zumwe.em 
mit dem Auslöſchen feiner Weltrolle erlauft. Es ift nicht zu befireiten, daß cr 
während beinahe vierzig Jahre die Koalition ber drei nordiſchen Döie gegen fra 
gehabt hat, die durch die Erinnerung an gemeinfame Niederlagen unt Sies 
durch gleiche Hegierungsgrunbfäge, durch feierliche Verträge und durch tv. 
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Mißtrauen gegen unfer Tiberales und civtlifatorifches Wirken an einander ge 
Inüpft waren. 

offen wir jet die Zukunft bes umgeftalteten Europa’s ins Auge: welche 
Vürgſchaft bietet fie Frantreih und dem Frieden ber Welt? Die Eoalition 
ber drei norbifhen Höfe ift gerbroden. Das neue Prinzip, bas 
Europa regiert, ift bie Freiheit der Allianzen. Alle Großmächte find, 
die eine wie bie andere, wieber in ber ganzen Fülle ihrer Unabhängigkeit und 
fönnen ihr Schickſal orbnungsmäßig weiterweben. Das vergrößerte, von 
jeder Solidarität fortan erlöſte Breußen fihert die Unabhängigkeit 
Deutfhlande. Frankreich braudt darin feinen Schatten für fid 
zu fehen. Stolz auf feine beuunbernswerthe Einheit und unzerſtörbare Natio- 
nalität, kann e8 das Affimilationewert, das bort vor fih gebt, nicht befämpfen 
sder mißbilligen und nicht eiferfüchtigen Stimmungen bie Rationalitäts- Prinzipien 
unterorpnen, bie es in Bezug auf bie Völker vertritt und befennt. If das 
deutſche Nationalgefübt befriedigt, fo legt ji feine Unrube, fo 
erlöſchen feine Feindſchaften. Frankreich nachahmend, thut e8 einen Schritt, 
ber es uns näher bringt, nicht aber von uns entfernt. Im Süben if Italien, 
befien lange Knechtſchaft nicht den Patriotiemus hat verlöfchen können, in ben 
Befig aller Elemente zur nationalen Größe gelangt. Seine Eriftenz bringt eine 
tiefe Aenderung in bie politiihen Werhältniffe Europas; aber, unbedachtſamer 
Empfindlichfeiten und vorlibergehender Ungerechtigleiten ungeachtet, nähert es ſich 
in Ideen, Prinzipien und Interefien —* ber Nation, die ihr Blut en 
hat, um ihm feine Unabhängigkeit erobern zu helfen. Die Interefien bes päpftlichen 
Thrones find durch die Convention vom 15. September gefihert. Diefe Eon» 
vention wird Ioyal ausgeführt werben. Während der Kaifer feine Truppen von 
Rom zurlidziebt, läßt er als Garantie der Sicherheit für den heiligen Bater bie 
Protection Frankreichs darin. In der Oftfee wie im Mittelmeere entftehen Kleinere 
Kriegsflotten, welche der Freiheit ber Meere günftig find. Wenn Deflerreich, von 
feinen italieniſchen und deutſchen Befangenheiten befreit, feine Kräfte nicht mehr 
in unfruchtbarer Eiferſucht abnutzt, ſondern fie im Often Europas concentrirt, fo 
ftellt e8 no immer eine Macht von 35 Millionen Seelen dar, die feine Feind⸗ 
feligkeit, Bein Interefje von Frankreich ſcheidet. Durch welche fonberbare Rüd- 
wirtung ber Vergangenheit auf die Zulunft follte die Sffentliche Meinung nicht 
Berbiindete, ſondern Feinde Frankreichs in jenen Nationen erbliden, bie, von 
aner uns feindlichen Vergangenheit befreit, zu einem neuen Leben berufen, 
durch Grundſätze, bie auch die unfrigen find, geleitet unb von ben Yortichritte- 
gedanken|, in denen die ganze moberne Geſellſchaft fich friedlich zuſammen findet, 
befeelt find ? 

Europa, ftärfer conftitwirt, Durch beſtimmtere Ländereintheilung gleichartiger 
gemacht, ift eine Bürgſchaft für den Frieden des Continents und ift weber eine 
Gefahr noch ein Schaden für unfere Nation. Diefe, mit Algerien, wirb bald 
mehr als 40 Millionen Einwohner zählen; Deutihland 37 Mill. wonon 29 im 
nörblihen und 8 Mill. im ſüdlichen Bunde; Oefterreich 35, Stalien 26, Spanien 
18 Mid. Was ift in dieſer Vertheilung ber europäifchen Kräfte, das uns beunrubigen 
finnte? Eine unwiberfleblide Macht drängt die Völker bazu, fi 
in großen Aujfammenballungen zu vereinigen und Dabei Die 
Heineren Staaten verfhwinden zu laffen. 

Die Bolitit muß fi über bie engen und kleinlichen Vorurtheile eines 
früheren eitalters erheben. Der Kaiſer glaubt nicht, daß bie Größe eines Landes 
von der Schwädung ber Völker abhange, bie es ummohnen, und er flieht fein 
wahres Gleichgewicht, als in den befriepigten Wünſchen der euro» 
päifhen Nationen. 

Wenn diefe Betrahtungen gereht nnd wahr find, fo hat ber 
Raifer Recht gehabt, dieſe Rolle des Vermittler anzunehmen, die 
nit ohne Ruhm geweſen ift, unnüges und ſchmerzliches Blutver- 
gießen zu hemmen, ben Sieger zu mäßigen, burd fein freund» 
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fKaftlihes Einfchreiten die Folgen der Rieberloge zu mildern, 
die Herftellung des Friedens zu verfolgen trod aller Hinderniſſe 
Im Gegentheil, er würbe feine hohe Verantwortlichkeit verkannt haben, wenn er, 
die verfprochene und verkündete Neutralität brechend, fich unverſehens in bie Zu- 
fälligleiten eines großen Krieges geftürzt hätte, eines Krieges, welcher ben Hab 
der Racen ermwedt und in welchem ganze Nationen auf einanber floßen. Bas 
würbe in ber That der Zweck bes freiwillig gen Preußen, nothwendig gegen 
Italien begonnenen Kampfes geweſen fein: eine Eroberung, eine Bebietserweiterung. 
Aber bie Kaiferlide Regierung bat ja ſchon feit lange ihre Prinzipien in Veyng 
auf Gebtetserweiterungen zur Anwendung gebradt. Sie verfteht und fie Bat ver- 
fanden, baf bie Annerionen, welche durch eine unbebingte Nothwendigkeit geboten 
find, mit dem Baterlande Bevöllerungen verbinden, welde nur gleiche Sitten 
unb ben gleichen Nationalgeift befigen, und fie hat von Savoyens und Rizzae 
freier Zuftimmung bie Herftellung unjerer natürlichen Grenzen gefordert. Franf⸗ 
reih kann nur folde Gebietsvergrößerungen wünfden, welde 
feinen ftarden inneren Zufammenbang nit ändern, es muß aber 
immer an feiner moralifhen oder politiſchen Bergrößerung arbeiten, 
indem es feinen Einfluß ben großen Intereffen der Kivilifation bienfibar meht 

Indeß Tiegt in der Aufregung, welche fi) des Landes bemädhtigt bat, ein 
legitimes Gefühl, welches man anerkennen und richtig lenklen muß. Die {ge bei 
lebten Krieges enthalten eine ernfte Lehre, welche unferer Waffenehre nichts ge 
koſtet bat; fie zeigen uns die Nothwendigkeit, unfere militäriſche Lr- 
ganifation unverzüglih zu vervolllommmen zur Bertheibigun« 
unferes Gebietes. Die Nation wirb fich dieſer Pflicht nicht entziehen, welche 
für Niemanden eine Drohung fein kann; fie bat geredhten Stolz auf die Tapker- 
teit ihrer Armee. Die Empfindlichkeit, gewedt durch bie Eri an ihr 
militäriſchen Großthaten, dur den Namen unb bie Theten bes Serricet 
welcher fie regiert, it nur ber Ausbrud ihres energiihen Willens, ihren Raus 
und ihren Einfluß in der Welt ohne Verminderung zu behaupten. 

Im Ganzen erfcheint, von bem hohen Standpunkte aus betrachtet, vor 
welchen aus bie Katferliche Regierung bie Geichide Curopa's auffaßt, ber Hergent 
von drohenden Eventualitäten befreit, gefährliche Probleme, welche geldſt werbes 
mußten, weil man fie nicht befeitigen Tann, lafteten auf ben Geſchicken te 
Bölker; fie hätten fich im fchwierigeren Zeiten aufbrängen können; fie haben ihm 
uatürlihe Loſung gefunden ohne zu gewaltfame Erſchütterungen und ohne be 
gefährliche Mitwirkung ber revolutionären Leidenfchaften. 

Ein Friebe, der auf ſolchen Bafen ruht, wird ein dauerhafter Friede fen. 

Was Frankreich betrifft, wohin es auch feine Blicke wenbe, erblickt es mies. 
was feinen Gang hemmen oder fein Wohlergeben ftören könnte. In freunbixer 
Beziehungen zu allen Mächten, geleitet durch eine Politik, welche ihre Kraft benb 
ihre Srofmuth und Mäßigung bewährt, geftiitt auf feine impofante Einheit, m 
feinem Genie, welches überall ftrablt, mit feinen Schäßen unb feinem Erst. 
welche Europa befruchten, mit feinen entwidelten militärifchen Kräften und frowr- 
hin von unabhängigen Nationen umgeben, ſcheint es nicht weniger groß, wirt &# 
nicht minder geachtet bleiben. 

So ift die Sprache, welde Sie führen müſſen in ihren Beziehungen ar 
ber Regierung, bei welder Sie accrebitixt find.” 





Vom Prager Srieden bis zum firiege 
mit Frankreich. 


1866 — 1870, 


dl, Die Micherherftellung des inneren Friedens, 


1866. Neuwahlen und Eröffnung des Landtages. 
Auflöjung des Abgeordnetenhauje®. 
9. Mai. Beriht ded Staatd-Minifteriumd an Seine Majeftät 
den König. 


„zn den auswärtigen Beziehungen des Landes ift in Folge der bes 
droblichen Haltung, welche mehrere Nachbar Regierungen gegen Preußen 
angenommen haben, eine Spannung eingetreten, welche Em. Königliche 
Majeftät, nad) den forgfältigften und ausdauerndften Bemühungen zu ihrer 
Beleitigung, in die Nothmwendigkeit verjegt hat, umfaſſende Borkerungen 
zur Sicherheit ded Landes anzuordnen. ˖ Das ehrfurchtsvoll unterzeichnete 
Staat3-Minifterium glaubt unter diefen Umftänden, daß Em. Königliche 
Majeftät den Augenblid gelommen halten werden, die Volksvertretung in 
Geftalt des Allgemeinen Landtages der Monarchie um den Thron zu ver» 
fammeln, um die der Lage des Landes entjprechenden Beichlüffe zu fafien 
und der Einmüthigfeit, welche das Preußifche Volk befeelt, wenn es der 
Erbaltung der Unabhängigkeit und der Ehre des Landes gilt, den legalen 
Ausdrud zu geben. 

Das jeßige Haus der Abgeordneten, wenn auch feine Mehrheit Ange- 
fiht3 der Gefahren, welche das Baterland bedrohen, ihre Hingebung für 
daffelbe gewiß bereitwillig bethätigen würde, ift doch unter dem Einfluffe 
anderer Berhältniffe gewählt worden, als diejenigen find, welche heute bes 
fimmend auf die Wähler wirkten müffen. 

Em. Königlihe Majeftät werden das Bedürfnig fühlen, die Stim⸗ 
mung zu kennen und zum Ausdrud gebracht zu fehen, welche das Preußifche 
Boll im jegigen Augenblid und mit Rückſicht auf die gegenwärtige Tage 
der Dinge befeelt. 

Wir glauben deshalb Em. Königlichen Majeftät ehrfurchtsvoll rathen 
zu follen, auf Grund des Artikel 51 der Verfafjungs-Urkunde vom 
31. Januar 1850 das Abgeordnetenhaus aufzulöfen, damit unverzüglich 
Neumahlen angeordnet werden künnen. 

Em. Königliche Majeftät bitten wir daher, die im Entmurfe beigefügte 
Berordnung wegen Auflöfung des Haufes der Abgeordneten Allergnädigft 
vollziehen zu mollen.“ 

Berlin, den 9. Mai 1866. 

Das Staats: Minifterium. 
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Die Vaterlanddliebe und die Wahlen. 
Provinzial- Eorrespondenz vom 30. Mai 1866. 


„Unfer König hat es jüngft als den Zweck und bie Aufgabe ber bevorfle- 
fiehenden Neuwahlen bezeichnet, baß bie Gefinnung, welche das PBreußifche Boll 
in ber bebrohten Lage des Landes erfüllt, frei von ben Beziehungen, welde ix 
ber Bergangenheit wurzeln, zum Ausbrude gelange. 

Demokratiſche Wortführer verfünbigen bagegen: ber oberfte Grundſat bei 
ben Neuwahlen miffe fein, daß ber Regierung ungeachtet bes brobenben Krieges 
nicht ein Dfennig bewilligt werbe, fo lange bie Forderungen der Fortfcdhrittspartei 
nicht unbedingt bewilligt feien. 

Ber follte nicht erkennen, baß bie® bie Gefinnung bes Preußiſchen Volkes 
nicht fein kann; denn jene Korberung fagt mit anberen Worten: wir laffen den 
Preußifhen Staat zerftören und vernichten, wenn uns die Regierung nicht zuvor 
unfern Willen thut. 

Der Regierung die Mittel zur Vertheidigung und Kriegführung verjagen, 
das hieße den Preußiichen Staat, ſoweit es vom Lanbtage abhängt, „wehrlos ur.» 
damit ehrlos“ machen. 

In dem Augenblide, wo der Feind heransforbernb und brobend an un- 
feren Grenzen ſteht, wo alle Stimmen aus Oeſterreich geraden bie Zerträmme- 
rung bes Preußifhen Staates verlangen, in ſolchem Augenblide die Hanb ber 
Regierung lähmen, das wäre Verrath am Waterlande, ein Selbfimorb bes Pren- 
ßiſchen Volles. Könnte eine ſolche Gefinnung auch nur kurze Zeit zur wirkliches 
Geltung und Herrichaft gelangen, fo wäre unfer Land dem Feinde ohne Beger- 
wehr preisgegeben: unfere Fluren würden ohne Schu verwüftet und das Schidial 
Preußens Pinge von ber Gnade derer ab, welche nur danach trachten, dafſelbe aus 
der Reihe der Großſtaaten auszuftoßen. 

Der König hat bie Verftändigung mit dem Lanbtage von Neuem ale des 
Ziel Seiner Wünſche und Seines eifrigen Strebens bezeichnet unb bie Ho 
ausgefprodhen, daß Angefichte der Gefahren, welche Preußen bedrohen, die ein- 
ander wiberfireitenden Rechtsanfihten und Stimmungen ihre Bermittelung in 
ber gemeinfamen Hingebung für das Vaterland finden werben. 

Ein Landtag, welcher vor Allem dieſe Hingebung für das Vaterland rüd- 
haltlos bewährt, wird die Regierung des Königs unzweifelhaft willig finden, rıe 
Ausgleihung der inneren Gegenfäge durd das offenfte Entgegenlommen zum fer- 
dern: eine volle Hingebung für das Vaterland würde mit den äußeren Gejabrez 
auch den inneren Zwieſpalt thatfähhlid und ficher überwinden. Es ift gar zick 
denkbar, baß ein Landtag, welcher ber Regierung in ihren großen Aufgaben na& 
außen thatlräftig zur Seite ftände, nicht Über bie inneren Streitfragen leicht zur 
vollen und dauernden Verftänbigung mit ihr gelangen jollte. 

So liegt e8 in ber Hand der Wähler, nicht blos ber gegenwärtigen Gefeb: 
Abhilfe zu gewähren, ſondern bie Zukunft bes Yandes nad —8 und nach inzex 
neu zu ſichern und zu befeſtigen. 

Wenn fie nach des Könige Hoffnung die Hingebung an das gemeimjame 
Baterland freudig und rüdhaltlos bewähren, fo werben fie Preußens Größe ur: 
mb unfer inneres Berfaffungsleben zum wahren Segen bes Landes tr- 
dern n.“ 


Die neuen Wahlen. 
Provinzial» Correspondenz vom 4. Juli 1866. 


„Die Wahlen zum Abgeorbnetenhaufe haben am 3. Iult fiattgefuntem. 

Die bisher befannt gewordenen Ergebniffe laſſen eine hoch erfrenficde Wen 
bung in ber öffentlihen Stimmung erfennen. 

Die feitherige Alleinberrichaft for he en Parteiweſens ift gebrochen: dee 
Fortſchrittspartei hat eine große Zahl ihrer Sitze im Übgeorbnetenbaufe az 
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Männer von gemäßigterer, theil® conferwativer, teils Tiberaler Auffaffung und 
von entichieben patriotifcher Geſinnung abtreten müffen. 

In den öflihen Provinzen, zumal in Brandenburg, Schlefien, Pommern 
und tbeilmeife in Sachen, if der Bann des Parteiweſens gelöft und befonnener 
Preußiſcher Sinn wieber mehr zur Herrſchaft gelangt. In einzelnen Regierungs- 
bezirlen, welche bisher faft nur fortichrittliche Abgeorbuete gewählt hatten, finb 
jet fat nur conferwative ober gemäßigte Liberale gewählt, welche die unbebingte 
Unterftägung ber Regierung unter ben jetsigen Berhältniffen offen ale ihre Pflicht 
erlannt haben. Nicht 5108 anf bem Lande, fondern auch in mehreren rein 
ſtädtiſchen Wahlbezirten hat das conferwative Element die Oberhand gewonnen. 

Auch die Männer, welche feit Jahren im Kampfe mit ber Regierung ger 
fanden haben, find nicht dazu von Reuem gewählt worden, um in biefem Augen 
biide jenen Kampf fortzufeßen, fonbern faft überall in ber ausbrüdlichen Voraus⸗ 
ſetzung, daß fie das ihnen geſchenkte Vertrauen burch unbefangene Würbigung 
ber gegenwärtigen Bebürfniffe des Vaterlandes und durch patriotiiche® Zufammen- 
wirken mit ber Regierung für Preußens Ehre, Ruhm und Größe bewähren werben. 

Die Abfichten erneuter fchroffer Oppofition, welche noch vor wenigen Wochen 
often ausgeiprocdhen wurden, find Angefichte ber neueften mächtigen Ereignifſe 
befieren Regungen gewichen; überall ift der Patriotismus erwacht und bie Lie 
zum Baterlande hat bie Regungen bes bloßen Parteiweſens zum Schweigen ge- 
bradt. Im Volle felber zumal ift bie Freude Über ben thatkräftigen Gang ber 
Preußiſchen Politik in fo reiner Begeiſterung bervorgetreten, daß bie verneinenbe 
Haltung, bie man vorher beſchloſſen hatte, keinen Boben mehr fand. 

Auch die wiedergewählten Abgeorbnieten ber liberalen Partei werben das 
in fie gejettte Vertrauen jetst nicht anders rechtfertigen können, als inbem auch 
he  alden Einmüthigleit Ausprud geben, welche das ganze Preußifche 

o eelt. 

Vielfach iſt in den Wahlverſammlungen die Hoffnung ausgeſprochen worden, 
daß dieſe Einmüthigkeit auch dazu helfen werde, den innern Frieden neu und 
dauernd zu begründen, und daß die Regierung hierzu die Hand bieten werde. 
Diefe Hoffnung findet auch darin Unterſtützung, daß ein erneuter Streit über bie 
Nilitärfrage in biefem Augenblid grabezu unmöglich wäre, daß mit diefem Streite 
auch der vermeintliche Bubget- und Berfaffungsftreit thatfächlich fchwinden würde. 

Gewiß bat es feit Beginn bes inneren Streites feinen Augen» 
blid gegeben, welder für bie Wiederherflellung vollen Friedens 
jo günſtig war, wie bie jetige Zeit gemeinjfamen patriotiſchen 
Auffhwunges Die Regierung wird es gewiß nidht daran fehlen 
laffen, igrerfeits den Geiſt des Friedens und voller Berföhnung 
zu bewähren. Bott gebe, daß fie babei ein alljeitig williges und 
aufrihtige® Entgegenkommen finbe!“ 


Preußens Siege und der innere Friede. 
Provinzial» Eorresponbenz vom 11. Juli 1866. 


„Früher als man es noch vor Kurzem hoffen konnte, ſcheint ber Wunfch des 
Könige und aller wahren Patrioten, „daß die Gegenſätze und Kämpfe ber letzten 
Jahre endlich ihre volle Verföhnung und Ausgleihung finden,“ in Erfüllung zu 
geben: die Siege Preußens werben uns, jo Gott will, den inneren 
Grieben bringen. 

Das Abgeorbnetenhaus, welches unter dem mächtigen Einbrude der jüngſten 
Ereigniffe aus den neuen Wahlen hervorgegangen iſt, wirb bie Regierung nicht 
blos durch bereitwillige Gewährung der Mittel zur Fortführung ihrer großen 
Pläne unterftügen, — fondern wie mit Zuverfiht anzunehmen ift, auch die Hand 
dazır bieten, das Preußifche Heer, dem wir fo Großes zu banlen haben, auf feinen 
neu bewährten Grundlagen dauernd zu befeftigen. 
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Die Mehrheit des neuen Abgeorbnetenhaufes befteht aus Männern ber con⸗ 
fervativen unb ber gemäßigt liberalen Parteien, weldye bie Borzlge der jekigen 
Heereseinrichtungen von jeber anerlannt haben. Aber wäre bies auch nicht ber 
Fall, wäre die Fortichrittspartei im Beſitze der Mehrheit und ber enticheibenben 
Macht in ber Tanbeevertzetung aeblichen — es wäre jet unmöglid, daß fe 
ihren Wiberjpruch gegen bie Organijation unferes Heeres fortzufeßen verfucke. 

Die neueften glorreihen Thaten und Erfolge ber Breußi- 
hen Armee haben die Militairfrage bem Bereiche bes ZJweifels 
und bes Streites enträdt und alle Herzen in Preußen in ber be- 
geifterten Anerlennung der Vortrefflichleit unferes Heerweſent 
vereinigt. 

„Die Armee, jo wie fie ift, bat bie Kriegeprobe, auf welche fie geellt 
worben ift, jo glänzend, fo ruhmvoll beftanden, daß es ein freventficher Lei 
wäre, an ihren bewährten Einrichtungen auf Grund bloßer Parteimeinungen von 
Neuem rütteln zu wollen. — — Bon den Einrichtungen, bie wir haben, willen 
wir durch eine ruhmvolle Erprobung, daß fie vortrefflih find, — anbere, bie mau 
an ihre Stelle fegen möchte, können möglicherweife ſehr gut fein, aber es iſt chen 
nur möglich, es ift nicht erwiefen. Wenn nun bie Regierung das erprobte Gate 
fefthalten und nicht gegen Ungewifles und Zweifelhaftes daran geben will, is 
wird ihr darin das Preußifche Boll, welches mit Freude und Stolz auf jean 
treffliche, von ganz Europa bewunberte Armee blidt, zur Seite fieben.” 

„IR nicht zu erwarten, daß Die Vertreter des Preußifchen Volkes den dl- 
emeinen Gefühlen des Dankes uub der Freude über Preußens Heer tabard 
usdruck geben, daß fie zur Erhaltung biefes Heeres in feiner ruhmreich erproben 

Geftaltung endlich ihre Zuftimmung ertbeilen und dadurch ben inneren Frieden. 
nach welchem des Könige Herz ſich ſehnt, wieberberftellen beifen!“ 

Diefe Zuverficht, die ſchon nad dem bänifchen Kriege vollauf berechtigt war, 
ift durch die neueften Thaten bes Heeres vollends zu einer unwiderſtehlichen Kret 
unb ®eltung erhoben worden. 

Das Preußifche Heer hat fih in dem neuen gewaltigen Kampfe, zu weiden 
ber König baffelbe aufrufen mußte, in dem Kampfe gegen eine ber erflen ur 
triegstüchtigftien Armeen Europa's, in allen feinen Xheilen und Waffen, ſowie ie 
allen feinen Einrichtungen jo herrlich bewährt, wie es die fühnflen Erwartunger 
faum zu ahnen wagten. 

Bon dem erften Rufe des Königs zur vorläufigen und nut 
thbeilweifen Kriegsbereitihaft bis zur mädhtigen Aufftellung ter 
gefammten mobilen Armee an der Örenze Schlefiens und Sadient 
it Alles in dem umfangreichen, gewaltigen Räberwerf jo einfud. 
fo glatt, fo pünktlich und genau vor fih gegangen, daß alle mı- 
Iirairifhen Anordnungen und demgemäß aud alle davon abbär- 
gigen politifden Schritte flets auf Tag und Stunde vorber kt 
rehnet werden fonnten. Bei dem wunderbaren Schaufpiel, welches Prenfest 
fo überrafhendes und glüctiches Vorgehen nah allen Eeiten hin in ben legte 
Wochen bargeboten hat, war e8 unbebingt erforderlich, daß bie Regierung ht 
in jeber Beziehung auf die Teiftungsfähigleit und das fichere Ineinanbergra'es 
aller unferer militairifhen Einrichtungen abjolut verlafien fonnte. Wie reift 
fi Hierbei Alles bewährt bat, Davon giebt unter Anderem ber raſche Erfolg, =: 
welchem bie geringen für Norddeutſchland verwendbaren Kräfte allen Auferte 
ee Schleswig bis nach Bayern und Frankfurt hin genügten, fchlagentet 

eugniß. 

ß Und ebenſo wie die äußeren Einrichtungen hat ſich ber Geiſt und die innen 
Tüchtigkeit, die militairifhe Ausbildung und bie heldenmüthige Tapferkeit, fowu 
die ernfle Disciplin und @efittung unferes Heeres überall aufs Ehrenvollſte I- 
währt. Nur mit Truppen von fo mufterhafter Haltung und Tüchtigkeit lencz 
von dem Einrüden in Holflein bis zur glorreihen Schlucht von Königgrän Art 
fo ficher, fo erfolgreich, fo überwältigend Durchgeführt werben, nur mit einer teldes 
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Armee konnte ber Kronprinz ben Uebergeng aus Schiefien nah Böhmen durch 
bie ſchwierigen Engpäffe hindurch gegenüber bem in ftarker Stelluug lauernden 
Feinde unternehmen, nur mit foldhen Truppen konnte bie Bereinigung unferer 
brei vorher getrennten Armeen von Sadfen, von ber Laufitz, von chleſien ber 
im Angefiht bes mächtigen üfterreichiichen Heeres mit fo wunderbarer Sicherheit 
vor fi geben, nur eine ſolche Armee konnte in fleben Tagen bie acht ſiegreichen 
— ſchlagen, von welchen die Kriegsgeſchichte einſt mit Bewunderung er⸗ 
3 wird. 

Die Preußiſche Armee, fo wie ſie iſt, hat ſich den erſten mili- 
tairiſchen Mächten ebenbürtig erwieſen. 

Welcher Preuße wollte fo vermeſſen fein, um vorgefaßter po- 
htifder Meinungen willen an biefer Armee zu rütteln? 

Durch das gefammte Bolt geht jet der Auf: Preußeu bürfe fich bie Früchte 
feines Ruhmes und Sieges nicht verfümmern laflen. Wer in Preußen möchte ba 
bie Verantwortung Übernehmen, das Werkzeug und ben Zräger des Sieges, bie 
Preußische Armee, zu erſchüttern und zu verftämmeln! 

Das Preußiſche Voll hat fi Mar ausgeſprochen und entfchieben: bie Wahlen, 
jo wie fie ausgefallen find, haben die Bedeutung einer freubigen und begeifterten 
Unterffägung der Regierung und bes Heeres auf ihren ehren- und ruhmreichen 
Degen und zugleich bie VBebeutung der endlichen vollen Verflänbigung mit ber 
Regierung über die Erhaltung und Vefefligung des Heeres auf feinen trefflich be 
währten jetzigen Grundlagen. 

Wenn fomit ber langjährige Streit Über die Militairfrage 
endlich befeitigt unb begraben wird, bann wird es fich bald zeigen, 
daß der Streit Über Bupdgetreht und Berfaffung in Wahrheit 
einen tbatfählihen Grund hat. Das Wort des Königs wird in 
Erfüllung geben: 

„Sobald jenes Ziel erreicht ift, wird ber Friebe im Lande 
neu und dauernd begründet und die Ausführung Meiner 
Abfichten für bie weitere gedeihliche Entwidelung der Ge- 
feßgebung auf bem Boden der Berfaffung gejidhert fein.” 


5. Auguft. Thronrede Seiner Majeftät des Königs bei 
Eröffnung ded Landtag. 


Erlauchte, edle und liebe Herren von beiden Häufern des Landtages! 


Indem Sch die Vertretung de8 Landes um mich verfammelt febe, 
drängt Mi Mein Gefühl vor Allem auch von diefer Stelle Deinen und 
Meines Volkes Dank für Gottes Gnade auszufprechen, welche Preußen 
ebolfen hat, unter fchweren, aber erfolgreichen Opfern nicht nur die Ges 
Habren feindliher Angriffe von unjeren Grenzen abzuwenden, fondern in 
raſchem Siegeslauf des vaterländifchen Heeres dem ererbten Ruhme neue 
Lorbeeren hinzuzufügen und der nationalen Entwidelung Deutfchlands die 
Bahn zu ebenen. 

Unter dem fichtbaren Segen Gottes folgte die waffenfähige Nation 
mit Begeifterung dem Rufe in den heiligen Kampf für die Unabhängigkeit 
des Baterlandes, und fchritt unfer beldenmüthiges Heer, unterjtügt von 
wenigen aber treuen Bundesgenoffen, von Erfolg zu Erfolg, von Sieg zu 
Sieg, im DOften wie im Weften. Biel theures Blut ift gefloflen, viele 
Zapfere betrauert das Vaterland, die fiegesfrob den Heldentod ftarben, 
bi8 unfere Fahnen fih in einer Linie von den Karpathen zum heine 
entfalteten. In einträhtigem Zufanmenwirten werden Wegterung und 
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Bollsvertretung die Früchte zur Reife zu bringen haben, Die aus der 
blutigen Saat, fol fie nicht umfonft fein, erwachſen mülffen. 
Liebe Herren von beiden Häufern des Landtages! 


Auf die Finanzlage des Staates kann Meine Regierung den Blid 
mit Befriedigung wenden. Sorgliche Vorſicht und gewifienhafte Sparfamleit 
haben fie in den Stand gefegt, bie großen finanziellen Schwierigfeiten zu 
überwinden, welche die gegenwärtigen Zeitverhältniffe in naturgemäßem & 
folge haben. 

Obwohl ſchon in den legten Jahren, durch den Krieg mit Dänemarl, 
der Staatstaſſe beträchtliche Opfer auferlegt worden find, ift e8 doch ge 
lungen, die biöher erwachlenen Koften des gegenwärtigen Krieges aus den 
Staats-Einnahmen und vorhandenen Beftänden, ohne andere Belaftung 
des Landes, als die durch die gejeglichen Natural⸗Leiſtungen für Kriegs⸗ 
guec® erwachfenden bereit zu ftellen. Um fo zuverfichtlicher hoffe Ich, daß 

ie Mittel, welche zur erfolgreichen Beendigung des Krieges und zur Be: 

zahlung der Natural»Leiftungen, bei Aufrechterhaltung der Ordnung und 
Si erbeit in den Yinanzen, erforderlih find, von Ihnen bereitwillig 
werden gewährt werden. 

Meber die Yeftftellung des Staatshaushalts-Etats hat eine 
Bereinbarung mit der Landesvertretung in den legten Jahren 
nit herbeigeführt werden können. Die Staats-Ausgaben, 
welche in diefer Zeit geleiftet find, entbehren Daher der geſetz⸗ 
tihen Grundlage, welde der Staat3haushalt, wie Ich wieder: 
holt anertenne, nur dur) da8 nad Artikel 99 der Berfafiungs: 
Urkunde alljährlih zwifhen Meiner Regierung und den beiden 
Häufern des Landtages zu vereinbarende Bejeg erhält. 


Denn Meine Regierung gleihmwohl den Staatshaußhalt 
ohne diefe gefegliche Grundlage mehrere Jahre geführt hat, jo if 
dies nad gewilfenhafter Prüfung in der pflidtmäßigen Ueber: 
zeugung geſchehen, daß die Fortführung einer geregelten Ber: 
maltung, die Erfüllung der geießligen Berpilihtungen gegen 
die Gläubiger und die Beamten des Staates, die Erhaltung 
bes Heeres und der Staats⸗Inſtitute, Eriltenzfragen des 
Staates waren, und daß daher jenes Berfahren eine der un- 
abmeisbaren Nothwendigfeiten wurde, denen fich eine Regierung 
im Intereffe des Landes nicht entziehen kann und darf. Id 
hege da8 Vertrauen, daß die jüngften Ereigniffe dazu beitragen 
werden, die unerläßliche Berftändigung in fo weit zu erzielen, 
daß Meiner Regierung in Bezug aufbie ohne Staatshaushalts⸗ 
Geſetz geführte Bermaltung die Indemnität, um welde die 
Landesvertretung angegangen werben foll, bereitwillig ertbeilt, 
und damit der bisherige Komflict für alle Zeit um fo ficherer 
zum Ubfchluß gebracht merden wird, als erwartet werden darf, 
daß die yolitifäe Lage des Baterlandes eine Erweiterung der 
Grenzen des Staates und die Einrichtung eines einheitlichen 
Bundesheeres unter Preußens Führung gelatten werde, defien 
Laſten von allen Genoffen des Bundes gleihmäßig werden ge- 
tragen werden. 


Die Vorlagen, welche in diefer Beziehung behufs Einberufung einer 
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Bollvertretung der Bundesftaaten erforderlich find, werden dem Landtage 
moenuguic zugehen. 

eine Herren! Mit Mir fühlen Sie, fühlt das ganze Vaterland die 
große Wichtigkeit des Augenblickes, der Mich in die geima urückführt. 
Möge die Vorſehung eben ſo gnadenreich Preußens Zukunft egnen, wie 
fie —* die jüungſte Vergangenheit ſegnete. Das walte Gott! 


Die erſten Aeußerungen in beiden Häuſern 
des Landtags. 
J. 


Im Herrenhauſe. 


Anſprache des Präſidenten Grafen Eberhard zu Stolberg- 
Wernigerobe. 


„IH kann das hohe Haus im Hinblid auf alles das, was feit unferem 
letzten Zufammentritt gejchehen ift, nur mit den Worten eröffnen: Herr Gott, 
‚ did loben wir! Herr Gott, dir danken wir! Ich glaube, Sie Alle 
werden mit mir berer gebenfen, bie durch den Tod auf dem bfutigen Schladht- 
felde und auf dem ſchmerzhaften Krantenlager ihre Treue dem Könige und dem 
Baterlaude befiegelt haben. Und nun, meine Herren, laffen Sie uns an unjere 
neue Aufgaben friih und fröhlich berantreten; laſſen Sie uns berantreten mit 
einem iubelnben Hurrah und Hoch auf unfern Königlichen Kriegsherrn, mit einem 
jubelnden Hoc auf bie Königliche Yamilie und da® ganze Königliche Haus, mit 
einem jubelnben Hoch auf bie treue und tapfere Armee: Gott fegne, Gott fchlite 
unfern König und Heren und mit Ihm und buch Ihn unſer herrliches Vater⸗ 
land! Seine Majeftät der König, Er lebe hoch! — und nochmals hoch! — und 
immer hoch!“ 


II. 
Sm Abgeordnetenhaufe. 
Anſprache des Alterspräfidenten Stavenbagen. 


„Ih kann unmöglich fo kurzweg in diefem Augenblide zu den Geſchäften 
übergeben, ohne von biejer Stelle aus es geltend zu machen, in welchem unenblich 
wichtigen Wenbepuntte für bie Geichichte unferes Preußiihen und dentſchen 
Baterlanbes dieſe unjere Sitgungsperiode beginnt. Das hohe Ziel, die Deutiche 
Einheit unter Preußens ftarlem Schutze, das Ziel fo vieler unferer Wünfche und 
Beftrebungen, das vor ganz kurzer Zeit noch faft wie ein Nebel in unerfichtlicher 
Kerne vor uns ſchwebte, e8 wirb ja jett mit Gottes Hülfe durch unſeres Königs 
Kraft und Weisheit erreicht, und an uns ift es, nach unferen beften Kräften 
dazu mitzuwirken. Ich glaube auch, daß ich in Ihrer Aller Namen bier aus⸗ 
ſprechen darf, daß wir dazu von ganzer Seele bereit find, auf baß bie Größe 
und die Freiheit unferes PBreußifchen, deutſchen Vaterlandes für alle Zukunft 
Dauernb gefichert werde. Und wie ift denn biefe fchnelle und überraſchende 
Wandlung geſchehen? Als am 14. Juni ber verhängnißvolle Beſchluß in Frank⸗ 
furt "erfolgte, da bat wohl Mancher bange Zweifel gehegt, ob denn bie Preußiſche 
Kraft wohl ausreichen werbe, ben uns drohenden ſchweren Sturm zu befteben, 
und man wird es wohl gerabe nicht als Kleinmuth bezeichnen können, wenn 
man wenigftens auf einen lange dauernden Kampf mit wechſelndem Erfolge ge- 
füßt war; aber Dank der großartigen Entſchloſſenheit und Energie 
unferer Regierung, Dank der mufterhaften Leitung ber militäri- 
Shen Operationen, Dank ber unübertreffliden Tapferkeit unſeres 
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Heeres, des Volks in Waffen, haben wenige Wochen genügt, allen 
Widerſtand niederzufhlagen und unfere Fahuen unter feibR- 
eigener Führung unferes fieggelrönten Könige bie an bie There 
ber feindliden Hauptfladtzutragen. Meine Herren! ein Siegeszug, 
fo großartig, wieernurjemalsin ber Geſchichte des erſten Napoleon 
vorgelommen ift! 

Ich habe Gott von ganzem Herzen gedankt, daß er mich biefe neue Glorie 
noch bat erleben laffen, und ich meine, jedes Preußifche Herz fchlägt böber beim 
Hinblick auf diefe großen Thaten unferer Brüder und Söhne. eine Herren! 
Laſſen Sie uns dieſem Gefühle den Ausbrud geben, wie wir es bier vermögen, 
ben Ausbrud des Dankes, der bewunbernden Anerlennung für ben Helbenmurb, 
für die todesmuthige Hingebung unferes Heeres vom oberften Führer bie zum 
einfachften Kämpfer herab. In unferem Namen unb im Namen des Landes, 
deſſen Bertreter wir bier find, geben Sie dem Ausbrud dadurch, daß Sie fid 
von Ihren Siten erheben. (Das ganze Haus erhebt fi.) Nun, meine Herren, 
wollen wir an unfere Gefchäfte gehen mit dem heute doppelt begeifterten Weihe 
rufe: „Es lebe Seine Majeftät der König body!“ 


13. Auguft. Adreſſe des Herrenhauſes. 


Allerdurchlauchtigſter, Großmächtigſter König, 
Allergnädigſter König und Herr! 

„Euer Königlichen Majeſtät Throne nahet ſich heute das Herrenhaus mit 
den tiefſten Dankgefühlen gegen den allmächtigen Gott. Er ift es, der bem von 
Euer Königlihen Majeſtät Selbft in den Kampf geführten Preußiſchen Heere 
eine in ber Weltgejchichte faft beijpiellofe Reihe unaufhaltfam vafcher, glänzenber 
Siege gnädig verlieben hat. — Ihm fei die Ehre! Seiner Hülfe wollen wı, 
will ganz Preußen in zuverfichtlichem Glauben vertrauen, welches aud bie Ge⸗ 
fahren und Kämpfe fein mögen, die feine allweifen Fügungen über Europa zur 
- über unfer Baterlanb künftig noch verhängen. 

Eure Königlihe Majeftät haben Allerhöchſt Selbſt beftimmt ansgeiprocdken, 
daß ber Krieg gegen Defterreih nur nad der reiflichften Prüfung und ım ker 
dadurch gewonnenen feften Ueberzeugung von ber unbebingten Nothwenbigfeit der 
Abwehr eines von Preußen weber hervorgerufenen, nod von ihm verſchuldeten 
Angriffs unternommen worben ift. 

Diefes Königliche Wort hebt das ſchmerzliche Bebauern, welches wir fenk, 
wie Ew. Majeftät Selbft, über ben Krieg mit einer Macht empfinden würden, 
deren Fahnen mit den preußiiden Bannern vereint in einer ewig benfwärkigen 
Zeit, jo wie noch vor wenig Jahren, gemeinfchaftlichen Feinden gegenübergeRantez 
haben. Wir haben aufrichtig beklagt, daß auch anbere, fonft Preußen nab vwer- 
bündete beutiche Staaten, mit Oefterreich ben Preußiſchen Heeren feinbfidh gegenüber 
traten, und daß in den heißen Kämpfen ber jüngfivergangenen Zeiten auf beider 
Seiten deutſches Blut gefloffen ift. 

Allein wenn das Zerwürfniß mit Oeſterreich weſentlich aus ſolchen Migwer- 
hältnifien entiprang, weiche aus ber Verfaſſung bes beutichen Bundes entſtaudes. 
jo dürfen wir mit Zuverſicht hoffen, daß von dem jegt nahen Yriebensfchiuffe am. 
mit bem Ausjcheiben bes Kaiferftantes aus dem Bunde, ungetrübte Beziehumgen 
zwifchen ben Regierungen Preußens unb Oefterreichs beginneu unb im beiber- 
feitigen Intereffe ber mächtigen Monarchien ſicher fortbefteben werden. Die Men- 

eftaltung Deutſchlands unter Euer Königliden Majeflät YAufpicien wird cı 
Einftiger Zeit blutige Eonflicte unter den deutſchen Staaten von ſelbſt ansichlieher. 

Der glorreiche Verlauf des Krieges legt ein neues, unmwiberlegliches Zasyik 
ab von ben wunderbar glüdiichen Erfolgen der von Euer Königlichen Mapeit 
mit fefter Hand Allerhöchſt Selbſt angebahnten unb geleiteten Heeresorgauifatiez, 
ſowie von der Nothwendigleit ihrer confequenten Durchführung. Das Preiueike 
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Boll in Waffen bat bie Probe beftanden, zu welder Sein König unb Herr 
baffelbe berufen bat. Europa weiß nun, baß Preußen auch ohne ben Beiftanb 
mächtiger Bunbesgenofien jeden ihm durch ungerechtfertigte Zumuthungen ge- 
botenen Kampf mit vollem Selbftvertrauen annehmen kann unb mit neuem Ruhm 
befteben wird. 

Wir danken Euer Königlihen Majeftät Weisheit und Beftigfeit die Er⸗ 
reihung folcher großen Erfolge in ben Friebenspräliminarien, bei beren Ver⸗ 
mittelung durch eine auswärtige Macht, deren Uneigennütigfeit und richtige 
Würdigung ber Verhältniffe wir gern anerkennen. 

So ſchwer die Opfer des Krieges wiegen, fo theuer das Blut ift, welches 
das fiegreiche Preußiiche Heer und die mit ihm kämpfenden deutſchen Krieger 
vergofien haben, diefe Opfer und das gefloffene edle Blut find Saaten, deren reiche 
Früchte das Baterland in naher, wie in ferner Zukunft unfehlbar ernten wirb. 

Euer Königlihe Majeftät landesväterliche Fürſorge wirb Vergeltung für bie 
Opfer zu fchaffen wiffen, welche auch ber glücklichſte Krieg dem ganzen Lande 
und einzelnen Klaffen der Untertbanen auferlegt. Die Krieger, deren Wunden 
Zeugniß von ihrer tobesmuthigen Hingebung ablegen, die Wittwen unb Waifen 
der Zapfern, die ihre Treue mit bem Tode befiegelt haben, harren ficherlich nicht 
vergeblih auf Linderung ihres Gejhides durch Königliche Milde. Hierzu mitzu- 
wirken, wird der Landesvertretung eine willlommene Aufgabe fein. 

Euer Königlihen Majeftät hoben Weisheit, Allerhöchftihrer ficheren eigenen 
Erlenntniß deſſen, was bem Preußifhen Vaterlande Noth thut, glauben wir in 
feiner Weiſe vorgreifen zu Dürfen. Auf der Höhe des Ruhmes und des Sieges 
haben Em. Königliche Majeftät bochherzige Mäßigung geübt. Allerhöchftveren 
Veisheit wird, darauf vertrauen wir, darauf vertraut das ganze Land, bie bieher 
getsennten Theile der Monarchie fo zu vereinigen wiflen, daß Preußen in feiner 

nftigen Abgrenzung die Bürgjchaft für feine eigene Sicherheit und für Diejenige 
Machtſtellung erlange, welche unerläßlich if, Damit ber Friede Deutſchlands und 
Europa’s unter allen Umftänden ungefährbet und bie Möglichkeit ausgejchloffen 
bleibe, daß eine feindliche Armee fich noch einmal in ber Mitte ber Breußifchen 
Staaten kriegsgerüſtet aufftelle. 

In diefer wie in jeder andern Beziehung erwarten wir ebrfurdtsvoll 
Ener Königlihen Majeftät Beichlüffe Über die weitere Regelung der politifchen 
Berhältniffe bes Vaterlandes und find gewiß, daß Preußen unter dem glorreichen 
Scepter feines Königshaufes zur Erfüllung feines beutihen Berufes auf ber 
Bahn wachſender, äußerer Macht unb innerer Wohlfahrt unwanbelbar fort» 


{reiten werbe. 
Zn tieffter Ehrfurcht erfterben wir 
Eurer Königlihen Majeftät 
allerunterthänigfte treugehorſamſte 
Das Herrenhaus.” 


Adreßverhandlungen im Abgeordnetenhaufe. 


17. Auguft. Yeußerungen ded Grafen von Bismarck in der 
Adreßkommiſſion. 


„Ueber die in der deutſchen Politik zu erſtrebenden Ziele ift wenig 
Meinungdverfchiedenheit, weder zwiſchen den einzelnen Antragftellern der 
Adrefien, noch zwiſchen der Regierung und der Yandeöpertretung. Es fragt 
jih nur, auf welchem Wege und mit welchen Mitteln diefe Ziele ſich er- 
reihen laflen. Die k. Regierung hat ſich die Grenze des Möglichen ftellen 
müffen d. 5. deſſen, was fich erringen läßt ohne zu große, unverhältniß- 
mäßige Opfer und ohne die Zukunft zu compromittiren. Das bätten wir 
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aber gethan, wenn wir über die unferer Politik jet geftellte Linie hinaus 
gegangen wären. Die Zufage aber, welche wir in diefer Beziehung gegeben, 
müfjfen wir halten und jo vor Allem den Glauben an unfer Wort befrhigen. 
Wir glauben aber auch nicht, dag es nützlich geweſen wäre, jegt weiter 
u geben. 
j Wir haben aud in der preußiſchen Regierung fo viel Ehr: 
geiz, daß er eher der Mäßigung als der Stimulirung bedar!. 
ach den Friedenspräliminarien ift die Regelung der nationalen Beziehungen 
des fitbdeutichen Bundes zu dem norddeutfchen vorbehalten. Sie ift alic 
nicht ausgefchloffen und die Art derfelben wird weſentlich davon abhängen, 
ob da8 Bedürfniß dazu von Süddeutſchland fowohl in feinen 
Völkerſchaften lebhafter empfunden wird, als wie dieſes gegen: 
wärtig der Yal ift, wo wir fehen, daß preußifche Militärs, die ic 
jenjeit3 der Demarcationglinie zeigen, den Ausbrüchen der Vollswuth ans 
efegt find. Zunähft kam es uns darauf an, dem neuen Bunde fee 
rundlagen zu geben. ch glaube, daß fie um fo weniger feft ausfallen 
würden, je außgebehnter derfelbe wäre; wir könnten unmöglich einem 
Staate, wie Bayern, ſolche Zumuthungen ftellen, wie wir fie ım Rorda 
jegt erheben müfjen. Die erfte diejer feflen Grundlagen ſuchen wir in eines 
ftarfen Preußen, fo zu fagen in einer ſtarken Hausmacht des Leitender 
Staates, den wir deßhalb in feinem direlten Befig erheblid 
verftärft haben. Das Band des engeren Bundes, durch das wir auperbem 
Norddentichland verfnitpfen wollen, wird dagegen fo feft wie die Einer: 
leibung nicht ausfallen. Indeß gab es, um der Wiederkehr folder Ting 
vorzubeugen, daß befreundete und verwandte Vollsſtämme, durch ihre Re 
gierungen genöthigt, und im Rüden unferer Heere entgegentreten fonuter. 
nur zwei oder eigentlich drei Methoden. Die eine iſt eben die Eimer 
leibung und die volllommene Verſchmelzung mit Preußen felbft bei wider⸗ 
ftrebender Bevölferung, namentlich widerftrebendem Beamten- und Inner: 
ftande, die ſich durch ihre Treue an die früheren Regierum en gebunden 
fühlen. Die Regierung denkt die Schwierigkeiten derfelben auf deutice & 
u überwinden, dur) Schonung der Eigenthüntlichkeiten und allmählik 
ingemwöhnung, nicht, wie es bei romaniſchen Völlern üblich iſt, mit ewer 
Schlage. Die zweite Deihode ift die Theilung der Hoheitsrechte, fo des 
e3 gemwiffermaßen einen Militärherrfcher und einen Civilherrſcher gett. 
uns die Umftände gendthigt, werden wir diefe Methode in Sachen wt 
Inden müſſen. Früher patte ich eine lebhafte Neigung für dieſes Syſten 
ah den Eindrüden aber, die mir bei Gele enbeit der Aufftellung fe 
Gebrnarbedingungen gegenüber von — geworden, befürdt: 
ih, daß ein fo 2 yſtem eine dauernde Quelle von i 
bilden wird, eine Quelle, die länger fließen dürfte, als die Abneigung gezer 
den neuen Herricher bei wirklich annectirten Rändern. Bei jener Gelexe 
heit hielt man mir das einfchneidende Wort entgegen: „wir wollen nf 
Preußen zweiter Klaſſe fein!“ Aber ganz abgefehen von folden En 
pfindungen, bat dieſes Syſtem den Nachtheil, daß der eine der Mk: 
Herricher, der Militärherrfcher, der fremde, immer nur mit Anforbderanse 
fommt, während alle mohlthätigen Einflüffe der Civilvermaltung is des 
Händen des alten Pandesheren bleiben. Ich bedaure, daß wir, wie geiazt 
enöthigt fein werden, dieſes Experiment in Sachſen zu machen. Die tritt 
ethode endlich wäre die Zerreißung des bisher beftandenen Bemeinwehnt. 
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da8 haben wir verſchmäht, ein fehr verkleinertes Hannover, Sachen, Kur⸗ 
al u. ſ. w. Mit diefem Syſtem haben wir 1815 in Sachſen trübe 

abrungen gemadt. Zwar find die an Preußen gelommenen Theile 
säig mit dieſem Staate verwachfen, aber in dem felbitändig gebliebenen 
Theile hat fi von da ab eine entfchiedene Abneigung gegen Preußen er- 
halten; deshalb haben wir dieſes Syſtem, da8 ung furppeditirt wurde, diesmal 
völlig ne wir haben das Intereſſe der Negierten iiber das der 
Dynaſtien geitellt. Es ift wahr, e8 macht dieſes vielleicht den Eindrud der 
Ungeredtigleit, aber die Politik hat nicht die Aufgabe der Nemeſis, die 
Rache ift nicht unfer, fondern wir haben zu thun, was für den preußifchen 
Staat eine Nothwendigkeit ift, und beshalb haben wir un® durch Fein 
dynaſtiſches Mitgefühl leiten IMfien. Und deshalb haben wir aus dieſen 
Ländern felbft ſchon Anerkennung gefunden. Hannoveraner Fe fih mir 
gegenüber jo ausgeſprochen: "erbalten Sie uns unjere Dynaftie; wenn dag 
aber nicht möglich ift, dann zerreißen fie mwenigftend nicht unſer Land, 
fondern nehmen uns ganz.” Was unfere Aundeögenoffen betrifft, jo haben 
wir nur deren wenige und fchwache gehabt, aber es ift nicht bloß eine 
Pflicht, fondern ebene gebietet es die Klugheit, auch dem kleinſten unfer 
Wort zu halten. Ye rüdhaltlofer Preußen zeigt, daß e8 feine Feinde von 
der Landlarte wegfegen kann, um fo pünktlicher muß es feinen Freunden 
Wort halten. Grade in Süddeutſchland wird diefer Glaube an unfere 
politifhe Redlichkeit von großem Gewicht fein.“ 


Die Trage ded Budgetrehtd und der Reichsver— 
fallung wird in dem von Walded und Virchow ein- 
gebrachten, von der Kommilfion angenommenen Entwurf 
ber Adreſſe in folgenden Sägen erwähnt: 


Abfa IV: „Gegenüber ver Thatſache, daß feit einer Reihe von Jahren 
tie Staatsansgaben ohne einen zur gefeßlichen Feſtſtellung gelangten Staatshaus- 
haltsetat und theilweiſe im Widerſpruch mit ben Beichlüffen bes Abgeorbneten- 
hauſes geleiftet worben find, gereicht e8 bem letzteren zur großen Genugthuung, 
daß Ew. Maj. feierlich auszuſprechen geruht haben, daß bie in jener Zeit geleifteten 
Geldausgaben der gejetliden Grundlage entbehren, weil biefelbe nur durch das 
nah Art. 99 der Berf.- Urt. alljäprlih zu Stande zu bringenbe Etatsgeſetz er- 
langt werden fann. Im Hinblid auf bies k. Wort, welches die Nothwendigkeit 
eines nur unter Zuſtimmung bes Abg.- Haufes ins Leben tretenben jährlichen 
Staatshanshalts - Geiehes, fowie demgemãß bie Nothwendigkeit einer für bie Ver⸗ 
gangenheit zu erwirlenden Indemntitäts- Erklärung der beiden Häufer des Land⸗ 
tags anerkennt, ift bas Vertrauen der Landesvertretung gerechtfertigt, daß künftighin 
durch die rechtzeitige Feftftellung des Staatshaushalts - Gefees vor Beginn bes 
Etatsjahres jeder Conflikt verhütet werbe. Dann werben Ausgaben, welche das 
Abg.- Hans im Staatshaushalts - Etat abgefett hat, nicht dennod aus Rüdfichten 
auf das Gtaatswohl eintreten können.” 

Abſatz VII: „Das zu vollbringende Wert der bunbesflaatlichen Einigung 
Deutſchlands wirb fi am Sicherften ber Unterftütung der Nation erfreuen, wenn 
Die fohwierige Arbeit auf der Grundlage der Reichsverfaſſung v. 1848 begonnen 
unb biefe ber neuen Lage ber Dinge entfprechenb geftaltet wird. Preußen wirb 
dann kräftig genug fein, um als ftarle Schirmmacht bie beutichen Grenzen un- 
verehrt zu erhalten und jebe Einmiſchung des Ausiandes bei der Ordnung un⸗ 
feres neuen Staatsweſens abzuwehren.“ 


Für Bisnard. 34 
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Aus der Rede ded Berichterftatterd Virch ow bei ber 
Beratbung der Adreffe am 23. Auguft. 


„Die Erei nife ber letzten Zeit find uns Allen in frifcher Erinnerung, 
meine Herren. oße Ziele, welche in der Landesvertretung in früheren Seiten 
häufig bezeichnet worden find, find gegenwärtig in ihrer Berwirfiihung begriffen. 
Außerorbentlihe Erfolge find — wir lönnen e8 gefteben — für Freund uzt 
Feind unerwartet, in beifpiellos kurzer Zeit erreicht worben. Die Gewalt ber 
vollendeten Thatfahen zwingt aud Die widerfirebenden Elemente, 
fi$ dem Fluſſe der Ereignifje zu fügen. Unter biefen Berbättnifien 
innen wir e& mit Freuden begrüßen, baß eine ber fchweren ragen, melde 
unfere Vergangenheit betvegt bat, im Augenbfide aus unferer Diskuſfion entierm 
ift, ih meine bie Frage Über bie Größe Bes Friedensheeres. Wir Ak 
haben es mit Freuden begrüßt, daß Seine Majeftät der König ſelbſt in der 
Thronrede andeuten Eounte, daß gegenwärtig der Zeitpunkt gekommen if, wo dw 
Laften, welche das Preußiſche Bolt bie babin allein zu tragen gehabt hatte, 
nunmehr auf einen größeren Kreis Deutfcher Bevölkerung vertbeilt werden Fönnen, 
und wo das Deutihe Parlament zunähft die Aufgabe Übernehmen wirt, bie 
Frage zu löfen, an der wir bisher zu einer Löſung nicht gelangt find. 

Meine Herren! Daß wir an diefem Punkt angelommen And, baß wir ein 
Deutiches Parlament — wenngleich zunähft in beichränkter Form — ale en 
nahes Ereigniß vor uns fehen, wir verdanken es zunächſt, und — jagen wir «6 
— daß es jett Wirklichkeit geworben ift, ganz allein ven Thaten unfrer 
Heeres. Meine Herren! Es fchien deshalb der Abreß-Kommifflon, daB vei 
Allem an die Spite ber Aoreffe, welde an Seine Majeftät zu richten if, and 
biefe Anerlennung in voller offener Weiſe ausgefprochen werbe. Die Arrer- 
Kommilfton hat aus ben ihr vorliegenden Entwürfen bierfür jenen Bafjus ge- 
wählt, der ihr dem Ausbrud und dem Inhalt nach ber wärmſte zu fein ſchir. 
Sie ſchlägt Ihnen vor, zunähft ven Dank des Landes auszuſprechen an tie 
Zaufende von Tapfern, welche ihr Leben dahingegeben haben in treuer urd 
freubiger Pflichterfüllung; Söhne aller Provinzen, Angehörige aller Stände, Abe 
gleich tobesmutbig vom General bis zum gemeinen Wehrmann. Sie fhlägt Ihnen 
vor, den Dank audzufprehen an die jämmtlichen Überlebenden Streiter dee 
ſtehenden Heeres, alfo an die waffenfähige Jugend des Landes, die, zum The. 
ganz friih in bie Armee getreten, fofort in ten ſchwerſten Feldſchlachten alter 
und friegserfahrenen Truppen entgegengetreten ift und mit ihnen gewetteifert b:: 
in dem Ungeftim bes Angriffe, in der Kaltblütigfeit des Ansharrens, ın ter 
Schnelligkeit und ber Daner der Märſche, in ber Ertragung ber fchwerften Ext- 
behrungen, und dabei unlibertroffen geweſen ift in firenger Manngszucht, in mabır: 
Menſchlichkeit und Herzlichleit gegen Berwundete und Wehrlofe, ein Borktir 
an Kraft, Intelligenz und Sittlichkeit, wie vielleiht nieme:t 
früher ein ſtehendes Heer es geboten hat. 

Die Kommiffion fchlägt Ihnen vor, hinzuzufügen ben Dank az di. 
Landwehr, die reife Mannſchaft des Landes, weiche zum Theil die geäker:” 
perfönlichen Opfer zu tragen gehabt hat, melde felbft da, mo fie mit Bite 
willigkeit in ben Krieg gezogen ıft, dem fie Haus und Familie, bürgerliche Erfer; 
und ganze Lebensftellung zum Opfer bringen mußte, body in dem Angenblide. ıw: 
es fi um die Entſcheidung handelte, überall mit Frendigkeit eingetretra rt 
Ja, meine Herren, wir bürien e8 wohl fagen, gerade dieſe Diannichaft iR et ae 
weien, welche dahin nebrängt hat, ben Krieg jo fchnell ale möglich zu Gabe ı= 
führen, gerave biefe Leute waren es, weldhe es am fchnellfien mwünfdten, tea 
Feind zu fchlagen. 

Aber, meine Serren, daß biefes möglich war, wir verbanfen e# vor Abe 
den Führern, wir verbanfen es den Führern, welche im Kriegeratie und ar’ 
dem Schlachtfelde überall die Erfolge der Truppen vorbereiteten, welche im enr. 
muthigen Angriff überall als leuchtende Vorbilder ben Truppen verangingen. 
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Meine Herren, wir verbanten e8 vor Allem Seiner Majeflät bem Könige 
ſe 1Ibſt, der nad der Weife feiner Väter bie Mühſeligkeiten des Lagers, bie Ge⸗ 
fahren ber Schlacht mit Seinen Truppen theilen tool, Seiner Majefät, dem 
es in gleiher Weile beichieden war, fowohl bie begeifternden Augenblide bes 
Sieges, wie das Elend der Wahlftatt und ber Kriegsjpitäler zu ſehen. (Bravo!) 

Diefen Allen fei unſer Dank ange rait voll unb warm, ohne Rüdhalt. 
Sagen wir es offen, daß alle Mannſchaft und alle Führer die 
kühnſten Hoffnungen bes Baterlandes weit Übertroffen haben. 

Aber, meine Herren, mit eben fo ungetheilter Anerlennung lönnen wir 
gegenwärtig ausiprechen, daß auch Die Erfolge, welche bis jetzt errungen find, 
nicht zurüdgeblieben find hinter den Anſprüchen, welche wir zunächſt 
zu machen hatten, ja daß die Außsfichten, welche für bie Zukunft gewonnen find 
durch das, was unmittelbar feftgeftellt ift, jo groß und jo ausgedehnt find, 
daß wir uns der zuverfidhtlihen Hoffnung hingeben können, es werde auch 
das Größere gewonnen werden, was gegenwärtig zurüdgeftellt 
werden muß. 

Die Adref-Kommilfion bat ale bie Punkte, die gegenwärtig ſchon gewonnen 
find, dieſe bezeichnet: Die Aufldfung der Bunbesverfaffung, die Auseinanderfegung 
mit Oefterreih, bie Erweiterung ber Grenzen und bes Machtgebietes unferes 
Staates. Meine Herren, fie bat Ihnen alle dieſe Punkte einzeln bezeichnen zu 
müffen geglaubt, um jebem Einwande begegnen zu können, baß fie etwa an 
diefem oder jenem Punkte zu mäleln babe. 

Aber, meine Herren, auf ber andern Seite hat die Adreß-Kommiffion ge- 
laubt, daß es ſich empfehle, gegenüber dieſen Erfolgen nit von Neuem in 
—* zu ziehen, ob der Weg, auf dem man zu dem Kriege ge- 
tommen ift, die Billigung Aller findet. Meine Herren, wir wiſſen es 
ja, es ift das ein wunber led; aber es kann zu gar feiner unmittelbaren Be⸗ 
dentung führen, wenn wir biefen Punkt etwa bier zu einer weiteren Grörterung 
bringen wollten. Hüten wir uns, ben Göbtzzendienſt bes Erfolges zu treiben, 
aber hüten wir uns auf ber andern Seite auch, die vollendeten Thatjachen nicht 
als vollendete anjeben zu wollen. 

Weberlaffen wir es ber Geſchichtsſchreibung, ihr Urtheil über die Gefchichte 
Diefes Krieges und feiner Urſachen zu fällen, aber erichöpfen wir nicht gegenwärtig 
unfere Thätigleit, bie, wie ich fchon fagte, der Gegenwart und der Zukunft be⸗ 
fimmt fein fol, in einer Diskuſſion Über die Gründe der Vergangenheit. 
Wenden wir vielmehr, wie die Thronrebe e8 empfiehlt, uns dahin, in einträchtigem 
Zufammenwirlen zwifgen Regierung und Bollsvertretung die Früchte einzn- 
famımeln, welche gegenwärtig einzufammeln möglich if.” — — — 


Schließlich gelingt e8 den Bemühungen ded Abgeordneten 
v. Forkenbeck den folgenden vom Abgeordneten Staven- 
bagen vorgelegten Entwurf faft zur einftimmigen An- 
nahme zu bringen. 


23. Auguft. Adrefie des Abgeordnetenhanfe®. 


Allerdurchlauchtigſter, Großmächtigſter König! 
Allergnädigſter König und Herr! 

Ener Königliche Majeſtät haben in einem großen Augenblicke von weltge⸗ 
fchichtlicher Bedeutung uns um Ihren erhabenen Thron verfammelt. Unfer Bolt 
preift in Demuth bie Gnade Gottes, welche Ener Majeftät tbeures Leben be⸗ 
fchirmte und fo Großes zu vollbringen zuließ. 

34 * 
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Die großen Thaten, welche unfer tapferes Heer in wenigen Wochen von 
Laub zu Land, von Steg zu Sieg, bort bis Über den Main, bier an bie There 
der Hauptſtadt Oeſterreichs führten, haben unfer Herz mit frendigem Sefbkgefühl 
und mit lebhaften Dank erfüllt. Wir fprechen den Dank des Volles aus an bie 
Taufende, welche das Grab bebedt, an bie ſämmtlichen überlebenben Streiter 
des ſtehenden Heeres und ber in großer Zeit geichaffenen Landwehr, an bie eiz- 
fihtigen Führer, vor Allen an Eure Majeftät felbft, die Sie, in ber enticheibenten 
Schlacht die Leitung Übernehmend, Roth und Gefahr mit beu Kämpfern getheilt 
und bem Kriege durch raſche Führung ein Ziel gejett haben. 

Bon hoher Bedeutung find ſchon jekt bie errungenen Erfolge: bie Aut 
föfung der Bunbesverfaffung, bie Auseinanberfeyung mit Oeſterreich, bie Er 
weiterung ber Grenzen unb bes Machtgebietes unferes Staates, unb die babırd 
gegebene Ausfiht, daß im nicht ferner Zeit ein politifch geeintes Deutidlant 
unter Führung bes größten beutihen Staates fih entwideln könne. 

iefe Früchte, davon finb wir mit Zuerer Majeflät überzeugt, werben zur 
in einträchtigem Zufammenwirfen zwiſchen Regierung unb Bollönertretung zu: 
Reife gebeiben. 

Ohne die Sicherung und Ausbilbung ber verfaffungsmäßigen Rechte dee 
Volles werben wir nicht zählen bürfen auf bie Hulbigung der Geifter und Herzer 
in Deutfchland, welche allein ver Macht Haltbarkeit und Daner verleiht. 

Gegenüber ber Thatfache, daß feit einer Reihe von Jahren bie Staattaus- 
gaben ohne einen zur gefeßlichen Feſtſtellung gelangten Staatehaushatte . Eix: 
und theilweife im Widerſpruch mit den Beſchlüſſen des Abgeorbnietenhanies ge- 
leiftet worden find, gereicht e8 bem Lebteren zur großen Genugthuung, daß Euer 
Majeſtät feierlich auszufprechen gerubt haben, daß bie in jener Zeit geleißete 
Gelbausgaben der gefetlichen Grundlage entbehren, weil biejelbe nur durch tee 
nad Art. 99 ber Berfaffungs - Urkunde alljährlich zu Stande zu bringende Eins 
geiet erlangt werben fann. Im Hinblid auf dies Königliche Wort, weldes tw 

otbiwenbigkeit eine® nur unter Zuſtimmung bes Abgeorbnetenhaufes ine Leber 
tretenden jährlichen Staatshaushalts⸗Geſetzes, ſowie bemgemäß die Notkwenbigter. 
einer für die Vergangenheit zu erwirlenden Indemnitäts- Erfiärung ber beider 
Häufer des Landtages anerkennt, iſt das Vertrauen ber Lanbesvertretung gereix 
fertigt, daß künftighin durch bie rechtzeitige Feſtſtellung bes Etaatehamehalıt - 
Geſetzes vor Beginn bes Etatsjahres jeder Eonflict verhütet werbe. 

Die ben Berathungen des Landtages unterbreiteten Vorlagen über du 
Indemnitätsertheilung und bie Finanzen werben wir mit pflichtmäßiger Eergi2- 
in Erwägung nehmen. . 

Mit derfeiben Sorgfalt werden wir bie freudig und dankbar begrükte 
Vorlagen über bie Einverleibung der mit Preußen zu vereinigenben beutide: 
Lande und über bie Einberufung einer, Bollsvertretung ber norddeutſchen Yuzdet 
ftaaten prüfen, vertrauen jedoch, daß, wenn Rechte des Preußiſchen Welkes er 
Landtages zu Gunften eines Fünftigen Parlaments aufgegeben werten jele: 
dieſem Parlamente auch die volle Ausübung biefer echte gefihert fein wird. 

Durchdrungen von der großen Wichtigleit ber gegenwärtigen Cpoche = 
das ganze dentſche Baterlanb bieten wir aus vollem Herzen unſere Mümirtas: 
zur einheitlichen und freiheitliden Entwidelung veffelben, welche bie Borlekzr; 
in Euerer Majeſtät Hänbe gelegt hat. Wir Können uns der Erlkenntniß nice re 
ließen, daß derſelben noch große Schwierigkeiten entgegenfteben, und baf c- 
der Sonftituieung bes norbdeutihen Bundes nicht bis zur Beleitigung berietz 
gewartet werben kann. Aber feſt überzeugt von ber Nothwendigleit eines natiena' 
Bandes zwifchen dem Norden und Süben bes beutfden VBaterlandes, hoffen m 
zuverfichtlih, daß baffelbe in nicht allzuferner Zukunft geichaffen werben m. 
namentliih dann, wenn die deutſchen Stämme im Süden tie ſchon jegt iz wrık: 
Kreifen daſelbſt empfuntene Gefahr einer Zerreifung Deutſchlande erfeunse ze 
dem Bebilrfniffe nad) einer nationalen feften Bereinigung mit bem Rorten aus 
aufrichtigen und ungzweidentigen Ausbrud geben. 
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In allen großen Zagen unferer Preußiſchen Gefchichte fanden zu bem 
Geifte und der Kraft feiner Fürſten fih die bes Volles in Aufopferung und 
Hingebung geſellt. So ſoll es auch ferner unter uns bleiben, und wer möchte 
dann wiber uns fein? — 


In tieffter Ehrfurcht verharren wir 
Eurer Majeftät 
treu gehorfamfte 
das Haus ber Abgeorbneten. 


Bie Indemnitat. 


13. Auguft. Die Indemnitätd-Borlage der Regierung. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen zc., vers 
el mit Zuftimmung beider Häufer des Landtages der Monarchie, 
was jolgt: 

Artikel 1. Der Staatsregierung wird in Bezug auf die jeit 
dem Beginn des Jahres 1862 ohne gefetlich feftgeftellten Staats» 
haushalts⸗Etat geführte Verwaltung, vorbehaltlih der Beſchluß⸗ 
fafjung des Landtages über die Entlaftung der Staatsregierung 
nad oriegung der Jahres» Rechnungen, Indemnität ertheilt. 

Artikel 2. Die Staatdregierung wird für das Sale 1866 zu 
den Ausgaben der laufenden Verwaltung bis zur Hö 
bundertvierundfünfzig Millionen Thalern ermächtigt. 

Urkundlich zc. 


e von Eins 


Motive: 


„Die Verhandlungen über den Staatshaushalts-Etat feit bem Jahre 1862 
haben, wie belannt, eine Vereinbarung nicht zum Erfolge gehabt. Die feitbem 
getroffenen Verfligungen über bie Staatsmittel entbehren daher ber gefetjlichen 
Grundlage, welde nah Art. 99 der Verfaffungsurtunde allein in dem jährlich 
feſtzuſtellenden Geſetz über den Staatshaushalt zu finden if. 

Das Geſetz Über den Staatshaushalts - Etat, wenn e8 zu Stande gekommen 
wäre, würbe ber Staatsregierung zu allen in Gemäßheit befjelben vorgenommenen 
Berwaltungshandlungen im Voraus die Ermächtigung gewährt haben. Eine foldhe 
Ermädtigung für Verwaltungshandlungen, welde in ber Vergangenheit Niegen, 
faun ber Natur der Sade nah zur Seit nicht mehr ertheilt werden. Um ber 
Fübrung des Staatshaushalts für die Zeit feit dem Beginn bes Jahres 1862 
eine geſetzliche Grundlage zu ſchaffen, bebarf e8 daher eines anberweitigen Aus⸗ 
fpruch® der Geſetzgebung, welcher nur auf Ertbeilung ber Inbemnität, d. b. auf 
Enthebung der Staatöregierung von ber Verantwortung dafür, baß Überhaupt 
der Staatshaushalt während der gedachten Zeit ohne gejetlihe Feſtſtellung eines 
Etats geführt worben ift, gerichtet fein kann. 

dem die Staatsregierung das Zeugniß für fi in Anſpruch nehmen 
darf, daß fie bei ber von ihr den Staatsmitteln gegebenen Verwendung nur für 
ven Fortbeſtand einer geregelten Verwaltung, für Erfüllung der auf ber Staats⸗ 
caffe rubenden Verpflichtungen und für Erhaftung ber beſtehenden Einrichtungen 
gewifſenhaft Sorge getragen habe, glaubt fie ber Zuftimmung bes Tanbtages zu 
vem bie Ertbheilung ber Indemnität ausſprechenden Art. 1 bes Gejeh- Entwurfs 
fi verſichert halten zu bärfen. 
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Für das Taufenbe Jahr hat die Staatsregierung von ber wiederholten Bor- 
legung eines Staatshaushalts- Etats abgefehen. 

Nachdem die Verwaltung bereits Über fieben Monate ohne geſetzlich fehge- 
ſtellten Staatshaushalts- Etat geführt worben if, würbe ein Boranſchlag im 
eigentlichen Sinne nur noch für einen geringen Theil des Jahres anfgefell 
werben Tünnen. Eine derartige Borlage aber würbe weber dem Wortlaut bes 
Artikels 99 der Berfaffungs - Urkunde, wonach bie Beranichlagung der Einnahmen 
und Ausgaben des Staates für jedes Jahr erfolgen foll, 0% den beftehenben 
Grundſätzen über die Etatsaufftellung und bie Rechnungslegung, nach welden be 
jährliche Etatsperiobe als ein untheilbares Ganze zu betrachten ift, entipreden. 
Die Borlegung eines, das gelanımte laufende Jahr umfaffenben Etats dagegen 
würde in ein zeitraubenbes Detail ber Berathungen führen, welde in bem Br- 
tradht, Daß Über den größeren Theil ber Jahreseinnahmen bereits durch Veraut- 
gabung verfügt ift, im Wefentlichen nicht erſt vorzunehmenbe, fonbern bereits 
geſchehene Verwendungen zum Gegenſtande haben und demnach nur bie Eröre- 
rungen anticipiren würben, mit welchen fich bie künftige Rechnungsabnahme zu 
beicpäftigen haben wird. 

Für das Fahr 1867 wirb bie Staatsregierung es fi) angelegen fein laflen, 
den Staatshaushalts-Etat dergeftalt zeitig vorzulegen, daß bie Feſtſtellung deſſelben 
noch vor Eintritt der Etatsperiode gewärtigt werben kann. Für das laufente 
Jahr dagegen würbe fie, um für bie Berwenbung ber Staatsmittel eine geſetzliche 
Grundlage zu gewinnen, ben geeignetfien Weg in einer Grebitgewährung erbiiden. 
Demgemäß ift im Art. 2 der Borlage der Vorſchlag formulirt worven, bie Staau 
regieruug zu den Ausgaben ber laufenden Verwaltung, b. b. zu den fortbanermben, 
fowie zu einmaligen und außerorbentlihen Ausgaben, abgefeben von ben bank 
die Kriegführung veranlaßten außerorbentlihen Aufwenbungen, beren Deduns 
zufolge beſonders eingebrachten Gefeßentwurfs durch eine Anleihe in Ausfict gr- 
nommen ift, bi zur Höhe von 154 Millionen Thalern zu ermädtigen.” 


Die Bedeutung ded Indemnitätd-Antrageb. 
Provinzial» Eorresponden; vom 8. Auguft 1866. 


„Unfere Regierung burfte ber biesmaligen Landtagsfeiftion von vornheren 
mit ber erfreulichen Zuverficht entgegen geben, daß der Streit Über die Mikteir- 
frage, über das Budget und über bie Verfaffung thatſächlich fein Ende finder 
und nad vier Jahren vergeblicher Berathungen wieder ein Geſetz Über deu Staatt 
haushalt zu Stande kommen werbe. 

Der mächtige Eindrud der neueflen Siege und Erfolge Preußens, bie er 
hebende Einmüthigleit des Preußiichen Volkes in biefer gewaltigen Zeit, ſowie die 
Seftunungen, welche bei ben Wahlen bes neuen Abgeordnetenhauſes zur Geltunz 
gelangt find, laffen an ber erfehnten Ausgleihung des langjährigen Streites mid 
mehr zweifeln. 

Regierung und Landtag werben zuſammenwirken, um eine regelmäßige uxt 
rechtzeitige Feſtſtellung bes jährlichen Staatshaushaltögefeges wieber zu ſichern. 

Indem ſomit der „Berfaffungs- Conflict“ für die Zukunft befeirigt wit. 
erſcheint es an ber Zeit, zugleich auch alle Zweifel unb Bedenlen über das Ca 
ten® ber Regierung bisher beobachtete Verfahren der VBerfüffung gegenüber thar- 
ſächlich zu erledigen. 

Die Regierung bat, indem fie die Staatsverwaltung in ben letzten wer 
Jahren ohne die Grundlage eines Staatshaushaltsgefe fortführte, miemnt 
angenommen unb behauptet, daß fie dies auf Grund einer verfaffungsmälgen 
Berechtigung thue: fie hat vielmehr ihre Ermächtiguug dazu jederzeit umr um 
ihrer Pfligt und Verantwortung gegen den Staat hergeleitet, aus ber Pilidhe, due 
ine Wohlfahrt unter allen Umſtänden nad beſtem Wilfen und Köxuer 18 


Nachdem bie Fefftellung des Budgets in ber Landtags - Geffion 1863 ge- 
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icheitert war, fagte ber Minifter - PBräfident von Bismard in ber Schlußrebe 
vom 13. October 1862: die Regierung ſehe fi in bie Nothwendigkeit verſetzt, 
den en ha obne bie in ber Berfaffung vorausgefegte Unterlage führen 
zu en. 

„Sie ift fih, fuhr er fort, der Berantwortlichleit in vollem Maße bewußt, 
die für fie aus dieſem beflagenswertben Zuftande erwächſt; fle ift aber ebenfo 
der Pflichten eiugebent, welde ihr gegen das Land obfiegen, und finbet barin 
die Ermächtigung, bis zur gefeglichen Feſtſtellung bes Etats bie Ausgaben zu 
beftreiten, welche zur Erhaltung ber beſtehenden Staatseinrichtungen unb zur 
Förderung ber Landeswohlfahrt nothwendig find, inbem fie die Zuverficht begt, 
daß biefelben feiner Zeit bie nachträgliche Genehmigung des Landtages erhalten 
werben.” 

- Ueber die Bebeutung biefer „nachträglichen Genehmigung“ ſprach ſich ber 
damalige Finanz» Minifter v. Bobelihwingh in der Situng des Abgeorbneten- 
baufes vom 28. Januar 1863 näher aus. 

Er wifje fein anderes Mittel, die ungelöft gebliebene Differenz auszugleichen, 
als durch die nachträgliche Genehmigung bes Landtages, — und bie Regierung 
fei ernften Willens, dieje herbeizuführen. Es handele ſich babei nicht um diejenige 
nachträgliche Genehmigung, welche Artifel 104 der Berfaffung für Etatsüberfchrei- 
tungen forbere: von folcher könne keine Rebe fein, weil ja kein Etat vorhanden 
ſei. „Alfo auf jenen Artikel fi zu beziehen, fuhr der Minifter fort, kommt ber 
Regierung nit in ben Sinn.” 

„Ste ift fih bewußt, daß bie Ausgaben, eben weil fie der geſetzlichen Grund- 
lage entbehren, der nachträglichen gejetzlihen Sanctionirung bedürfen. Daß bas 
Geſchehene nicht dadurch gerechtfertigt werben fan, baf die Regierung die Aus- 
gaben gemadt bat und nur etwa fagt, fie find erfolgt und daran iſt nichts mehr 
zn ändern, fonbern daß bie Regierung vor den Landtag treten muß und fagen: 
Wir haben dies gethan mit dem vollen Bewußtiein der Verantwortiichleit; wir 
beautragen, daß bie Ausgaben geprüft und nachträglich genehmigt werden, ift mir 
unzweifelhaft. — — — — — — Ih glaube, daß dieſes Berfahren ein richtiges 
iR und einen Weg barbietet, auf bem es gelingen Tann, das, was von Ihnen 
(den Abgeorbneten) verfaffungswibrig genannt wird, zu bejeitigen. Es ift, darüber 
bin ich nicht zweifelhaft, das Verfahren der Regierung ein nicht durch die Ver⸗ 
faffung vorgefehenes, und infofern kann man fagen, ein nicht verfaflungsmäßiges, 
aber ein verfaffungswibriges ift e8 nicht. Ich werde das fo lange mit gutem Ge⸗ 
wiffen und ich glaube mit Erfolg beftreiten können, bis mir eine ausbrücdliche 
Berfaffungsbeftimmung nachgewieſen wird, welche für den vorliegenden Fall ein 
Berfahren angiebt.” 

Ueber die Nothwenbigleit des inne gehaltenen Verfahrens fagte der Finanz⸗ 
Minifter fpäter: 

„Wenn ein Budget -Gejet nicht zu Stande gelommen ift, fo fragt es fich, 
was geichehen fol. Daß deshalb die Staatsmafchine nicht in Stillftand gejett 
werden kann, das Tiegt außer allem Zweifel und es wird auch nicht erwartet 
werben, baß die Regierung dies zugeben bürfe, fie würbe fih bann einer uner- 
träglichen Verantwortung unterziehen und würde etwas herbeiführen, wa® ben 
Staat ind Berberben zöge.“ 

Diele Grundfäge und Auffaffungen hat die Staatsregierung feither unver- 
äubert feftgebalten. 

In demfelben Sinne, in welchem der Finanz - Minifter e8 damals für noth- 
wendig erflärte, will die Regierung jegt ausdrücklich „Indemnität“ beantragen. 

Die Regierung hält mit gutem Gewiſſen baran feft, baß fie nicht ver- 
faffungswibrig gehandelt habe, aber fie weiß, daß ihr Verfahren auch nicht ein 
verfafjungsmäßiges war. Durch die nachträgliche Genehmigung und Sanctionirung 
Seitens ber Landesvertretung foll das Geſchehene in förmlicher Weife ber Ver⸗ 
faffung gegenüber gebedt und in’s Gleiche gebracht und hierdurch alle Zweifel 
und enlen vom Stanbpunlte ber Geſetzlichkeit erlebigt werben. 
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Die Regierung bekundet bamit ihre Achtung vor Berfaflung unb Geley 
und giebt thotfächlie ben Beweis, daß fie mit berfelben Gewiffenhaftigkeit vie 
Rechte ber Landesvertretung, wie bie Rechte der Krone zu wahren beſtrebt iR.” 


Beriht der Budget-Commiffion des Abgeord— 
netenhauſes über den Gefegentwurf, betreffend 
bie Ertheilung der Indemnität ıc. 

Berichterftatter Abg. Tweften. 


— „Seit dem Jahre 1862 ift das nah Art. 99 der Berfaffungs-Urkunte 
unbebingt nothwendige Staatshaushalts - Gefek nicht mehr zu Stanbe gelommen, 
in den Jahren 1862, 1864 und 1865 bat das Herrenhaus, unter Zuſtimmung 
der Staats- Regierung, ben Gejeh- Entwurf, wie er aus ben Berathungen bes 
Abgeordnetenhauſes hervorgegangen, abgelehnt, in ben Jahren 1863 unb 1866 
bat die Staats - Regierung ſelbſt burh Schließung des Landtags vor Durchbe⸗ 
ratbung bes Bubgets die Verhandlungen abgebrochen. Abgeſehen von einigen 
verhältnißmäßig unbebeutenben Differenzpuntten war der Grund für die mehr- 
jährige Abweihung von ber in der VBerfaffung vorgeichriebenen Finanzverwaltung 
lediglich die Weigerung bes —— bie Mehrausgaben zu bewilligen, 
welche bie Regierung jeit der Keorganifation der Armee für dieſe verfanugte. Auf 
Mopificationen ber getroffenen Heereseinrihtungen und auf Anträge, welche eine 
Verklirzung ber Dienftzeit oder eine Verminderung tes Präjenzflandes der Armee 
im Frieden bezwedten, wie fie bei ber Beratbung bes Militär- Etats umb ber 
vorgelegten Gejet - Entwürfe über die Verpflichtung zum Kriegsbienfte wieberhelt 
geftellt wurden, ift bie Regierung nicht eingegangen. Sie hielt ihre Forberungen 
unbebingt aufrecht und zog die budgetlofe Berwaltung vor, welche im Laufe ter 
Fahre immer vollftändiger eingerichtet wurde. Aus dem Nichtvorhanbenfein eines 
Budget⸗Geſetzes folgerte bie Königliche Staats - Regierung ein Nothrecht, die Ber- 
waltung ohne ein folches zu führen, und Die Ausgaben zu befireiten, melde fie 
zur Erhaltung ber beftehenden Staatseinrichtungen und zur Förderung ber Lantet- 
wohlfahrt für nothwendig hielt; und in ber Plenarfigung am 16. März 186 
erklärte der damalige Yinanz- Minifter fogar, daß die Regierung aud ein von 
beiden Häufern des Landtags votirtes Budget-Geſetz nicht zu acceptiren brande, 
wenn es ihren Weberzeugungen nicht entſpreche. 

Das Abgeordnetenhaus bat zu allen Zeiten ben Grundſatz der Berfaflum 
aufrecht erhalten, daß die Staatsausgaben nur auf Grunb eines Staatshaushalts 
Geſetzes geleiftet werben dürfen, und wenn biefes Geſetz feit dem Beſtehen der 
Berfoffung nie vor dem Beginn des Etatsjahres zu Stande gekommen if, i⸗ 
folgerte doch in früheren Zeiten daraus die Regierung felbft nur die Behngmik. 
bis zur geſetzlichen Feitftelung bes Etats biejenigen Ausgaben fortzuieiften, weide 
auf gefeßlichen Einrichtungen berubten oder melde als fortbauernbe Ausgaben 
bewilligt waren. Nie it vor dem Jahre 1862 der Anſpruch erboben werben, 
in Ermangelung eines Etats - Gejees abgelehnte Ausgaben leiften zu dürſen. 

Gegenwärtig bat die Königliche Staats - Regierung anerlannt, bei die 
Staatsausgaben nur durch das alljährlich zu vereinbarende Staatshaushelt- 
Geſetz ihre geſetzliche Grundlage erhalten, und daß die Regierung in Bezug as’ 
die ohne Staatshaushalts » Gefetz geflihrte Verwaltung ber Inbemnität beber. 

Das Wort Indemnität bat im Preußifchen Staatsrecht noch feine Ft 
ausgeprägte Bebentung, und die Ertheilung berjelben noch feine befrimmte gorz 
erhalten. Indeſſen kann e8 keinem Zweifel unterliegen, daß ber Begriff der In- 
demnität theils bie nachträgliche Genehmigung und Gültigerffärung einer ebrx 
geſetzliche Berechtigung vorgenommenen Handlung, theils bie Entbindung von des 
civilrechtſichen und ftrafrechtlicen Folgen einer gefeßwibrigen Handlung usiuk. 
Die dem jebesmaligen alle angepaßten Indemnitätsacte bes englifchen Barlamırıtı 
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geben biefem Begriff in umflänblicher Feſtſetzung ber Folgen gegen Alle, bie durch 
ath und That an ber Sache betbeiligt find, einen vollſtändigen Ausbrud. — — — 

Kür die Annahme des Gejett- Entwurfs wurde zunächft geltend gemacht: 
durch das Anerfenntniß ber Thronrede, durch die Nachfuhung ber Indemnität 
unb bes Erebits fei vie Königliche Etaatsregierung wieder in verfaffungsmäßige 
Bahnen eingetzeten, bamit und durch bie Sufiherung ber rechtzeitigen Vorlegung 
des Staatshaushalts - Etats für bie zutun ſei die Möglichkeit der Berflänbigung 
auf dem Boben der Berfeffung gegeben. Der materielle Streitpunft, die Orga- 
nifation bes Heeres, jei durch bie —5— Kriegszuſtände, durch die Vergrößerung 
des Staates und durch bie bevorſtehende Ueberweiſung ber Militeir- Angelegen- 
heiten ar das deutſche Parlament außer Frage geſtellt, um fo weniger bürfe ber 
Conflict auf dem theoretiſchen Felde fortgeführt werden. Nach den Ereig- 
niffen diefes Jahres babe man allgemein wenig Sinn für den 
Bubdgetftreit, der Wunfch bes Landes fei unzweifelbaft auf Been- 
Digung bes Eonflicts und Berſöhnung mit ber Krone gerichtet. 
Eine Berfländigung, welche unter voller Aufrechterhaltung bes berteffungemäßigen 
Rechts erfolge, und bie nur auf Grund berielben mögliche Mitwirkung der Volts⸗ 
vertretung an ben gegenwärtigen Aufgaben bes Staates fei um fo bringenber 
geboten, als nad den großen Erfolgen bes Krieges gegen bie Sicher— 
ftellung berfelben unb gegen bie neue Geftaltung Deutſchlands 
alle anderen Rüdfihten in den Hintergrund treten müßten. Bon 
bem Zuſtandelommen bes vorliegenden Geſetzes würben auch Die Verhandlungen 
über bie außerorbentlihen Gelbbewilligungen abhängig fein, ba dieſe nach ber 
Natur der Sache und nad wiederholten früheren Erklärungen bes Haufes nicht 
Bor ber verfafiungemäßigen Regelung der orbentliden Finanzverwaltung erfolgen 

unten. 

Ein Theil der Commiſfion wollte dem Geſetz⸗Entwurf bie Zuftimmung 
verfagt wiflen. Die meiften der widerſprechenden Mitglieder erklärten fi) zwar 
bereit, den nachgeſuchten Erebit zu bewilligen, woburd ein thatjächliches Entge- 
genkonmen bewiejen und ein verfaffungsmäßiger Zuftand wieder angebahnt würde, 
glaubten aber, die Indemnität zur Zeit nicht ertheilen zu können. Seitens ber- 
felben wurbe ausgeführt: die Thaten ber Armee hätten nichts mit bem 
Budgetrecht zu thun, das innere Landesrecht müſſe troß aller auswärtigen 
Erfolge feftgebalten werben; nicht Nachgiebigkeit gegen bie Regierung, 
ſondern Fefbalten an bem verfajjungsmäßigen Recht werbe das 
übrige Deutihland gewinnen. Wenn man aud einen Strich burd bie 
Rechnung der Bergangenbeit machen wolle, dürfe man doch nicht billigen, was 

efcheben, nicht ungefetlihe Schritte, wie bie Reorganifation ber 
Armee, für bie Autunft genehmigen, nicht bie Grundſätze verleugnen, 
nicht die Rechte der Vollsvertretung preisgeben. Gin jcheinbarer Friebe nütze 
nichts, fontern nur die wirfliche Heritellung des Rechte. Die Regierung for: 
bere mit Indemnität und Credit mehr Zugeftändniffe, ale daß fie 
dergleichen made; ihre Erklärungen und Vorlagen enthielten feine genügende 
Compenfation für bie Inbemnität. Der Regierung fei vielleicht felbft nicht wiel 
an Indemnität und Crebit gelegen, dann werbe ber Staat den alten Weg Weiter 
gehen. Das Wort Indemnität habe an ſich feinen großen Werth, und das In⸗ 
demmitäts- Gejeh fei zunächſt nur etwas Formelles; erfi durch die Wieder⸗ 
berfiellung eines wirtlih verfafjungsmäßigen Zuftandes werde 
der Eonflict beendet. Die Credit⸗Nachſuchung gebe nur einen Anhalt dafür, 
die Brämiffe, daß die Regierung nicht mehr ohne Ermächtigung das Gelb aus- 

ebe; erft die wirkliche Feftftellung eines Staatshaushalts⸗-Geſetzes ſtelle ben ver- 
—— Zuſtaud ber, dann könne man paktiren. Das Zuſtandekommen 
tes Budgets für 1867 müſſe daher jedenfalls abgewartet werden, um jo mehr, 
da dasſelbe wieberum durch das Herrenhaus vereitelt werben könnte, und es ſich 
dann fragen würde, ob bie Regierung deſſen Wiberftand brechen ober zurücktreten 
würde, um das Budget verfofjungsmäßig zu Stande zu bringen. 
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Hiernach wurbe ber Antrag getet: 
Unter zeitweiliger Berweigerung ber Indemnmität nadfel- 
genbe Refolution zu faflen: 
Es bleibt der Staatsregierung überlaffen, bie geforberte Inden⸗ 
nität nachzufuchen, ſobald ber verfaffungsmäßige Zufland dur die 
Seftftellung und Publication des Staatshaushalts »- Etats für 1867 
eingetreten if. 

Der Herr Finanz⸗ Minifter erflärte, daß bie Regierung Iubemmnität und 
Credit nicht trennen lünue, vielmehr das ganze Geſetz als verworfen betrachten 
werbe, falls die Inbemnität verfagt würbe, unb bemerkte weiter: bie Regie- 
rung fühle ſich leineswegs bebrängt, jei vielmehr auch finanziell 
in febhr freier Lage und durchaus nicht zur Nachgiebigkeit ge- 
zwungen; fie wünfde aber bringenb, ben Conflict zn befeitigen 
und bie budgetmäßige Berwaltung wieder berzuftellen; beram 
fude fie außer der nachträglichen Genehmigung, ale bem BWeien 
ber Sade, die Indemnität nad; ber auswärtigen Politik wegen 
und den zweifelhaften europäifhen Verhältniffen gegenüber ſei 
Einigung und Berfändiguug nöthig; nachdem fo Stobes erzeidt 
worben, möge man nicht um der Bergangenheit willen bie barge- 
botene Hand zurüdweifen, nicht burd Berweifung auf Länjtige 
Zeit ben Brichen vereiteln. 

Die Commilfion entſchied fih für bie fofortige Ertbeilung ber Indemmik 
und lehnte die vorſtehende Refolntion mit 25 gegen 8 Stimmen ab. Bon bez 
Mitgliedern der Majorität wurbe ausgeführt: 

Die VBerweifung auf eine lünftige Inbemnität fei wertblos, es handele fd 
darum, durch eine Beichlußfaffung in ber gegenwärtigen Seſſion die Berflännigun 
herbeizuführen. Wenn man nit überhaupt den Miniftern, welche längere Zat 
binburch verfaffungswibrig gehandelt, die Inbemnität verfagen wolle, fei mit 
abzufehen, warum dieſelbe jett ein Aufgeben bes Rechts, ein Preisgeben ber 
Grundſätze enthalten, Dagegen nad ber erften Fefftellung eines Staatshausbaltt- 
Geſetzes zuläffig fein folle. Die einmalige rechtzeitige Yeftftellung gebe keine we- 
tere Garantie für die Zukunft. Maßgebend müfle das Wieberbetreten bes ver- 
faflungsmäßigen Weges fein. In dem Vorbericht vom Februar db. 3. babe du 
damalige Bubgetcommiffion nur ausgeſprochen, baß bie Indemnität nicht müb 
renb der Dauer einer verfafjungswibrigen Verwaltung ertbeilt werden fünne, uzt 
auch bie Mitglieder, welche damals die Berwerfung des Budgets beantragt, bättrz 
dies mit der Gewißheit, daß bem Berfahren der Regierung gegenüber doch Ina 
Geſetz zu Stande kommen würde, motivirt, aber bie Beratung nicht vou ſonſtige⸗ 
Sarantieen für die Zukunft abhängig gemadt. Es erſcheine inconfequent, eimer 
Negterung den Erebit zu gewähren und bie Indemnität zu verweigern. Bel- 
fommeu berechtigt fei bie Bollsvertretung, Inbemnität und Credit zn ertbeilen 
fobalb der Boden der Verfaſſung wieber betreten, fobalb fie nicht mehr durch Ber 
fagung dieſes Bodens von ber Mitwirkung ausgefchloffen werde. Und nad tes 
auswärtigen Erfolgen fei e® nit nur politifh rathſam, den &oa- 
flict zu beenden, fondern eine Pfliht der Lanbesvertrerinung. fid 
pofitivo au den bevorfiebenben Arbeiten bes Staats zu berheiligen 
Das werbe dur die Annahme bes Geſetzes ermöglicht, wenn bamit auch mul: 
das Syſtem der inneren Bolitit der Regierung beleitigt unb ber Weg erwünkder 
Reformen gefichert werde. Eine ligung bes —— Geſchehenen liege 
in der Indemnität nicht, auch nicht ein Verzicht auf geſetzliche Regelung der Mi 
fitairfrage; aber im Erufte werbe jhwerlih Jemand glauben, nad 
ben Ereignifjen dieſes Jahres einen Miniſter wegen ber Neorga 
nifation und ihrer Koften zur Berantwortung zieben zu fönnen, 
ja man würde diejelben in den legten Jahren wohllanm beftrittea 
baben, weun damals der diesjährige Krieg hätte vorbergeichez 
und vorbergefagt werben können. Werbe jet burch den Strich ber Is- 
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demmität der Conflict beenbet, fo fei eine Wieberlebr in ähnlicher Weife nicht 
bald zu befürchten. Der verfaflungswibrige Zuſtand fei auch für Die Regierung 
unbequem. Ihre jekigeu Erkläruugen und Borlagen, das ausdrückliche Aner- 
tenntni des VBerfaflungsrechts in ber Thronrebe, das Nachſuchen des Erebits 
und ber Indemnität — woran vielfach Anfloß genommen — ließen Recht und 
Berfaifung fo weit geſichert erſcheinen, wie es durch Erklärungen 
efheben könne, unb wenn jet bie rechtzeitige Vereinbarung bes 
taatshanshalts⸗GSeſetzes ausdrücklich feftgeftellt werbe, fo fei der 
Kampf nicht umfonft geführt, das Berfaffungsrecht durch das gegenwärtige Geſetz 
nicht preißgegeben, fondern bekräftigt.“ 


Die Annahme des ganzen Geſetz-Entwurfs in 
ber von dem Finanz-Minifter acceptirten Faſſung erfolgte 
in der Kommilfion mit 25 gegen 8 Stimmen. 


1. September. Erklärung ded Grafen Biömard in der Sipung 
des Abgeordnetenhaufed (nad) einer Rede ded Abgeordneten 
Dr. Virchow gegen die Indemnität.) 


Je aufrichtiger die Regierung den Frieden wunſcht, um fo mehr 
fühlen ihre Mitglieder die Verpflichtung, fich jedes Eingehens auf ein 
Urtbeil über die Bergangenheit zu enthalten, fei e8 abwehrend oder an⸗ 

ifend. Wir haben in den legten Jahren unfern Standpunkt von beiden 
Seiten mit mehr oder weniger Bitterfeit oder Wohlmollen vertreten. 
Keiner bat vermocht, den Andern zu überzeugen. Jeder bat geglaubt, 
recht zu handeln, wenn er fo handelte, wie er that. Auch in auswär⸗ 
tigen Berhältniffen würde ein Friedensſchluß fehwerlih zu Stande kom⸗ 
men, wenn man verlangte, daß ihm von einem von beiden Theilen das 
Bekenntniß vorangehen ſollte: Ich jehe es jet ein, ich habe Unrecht 
gehandelt.“ 

Wir wünfden den Frieden, nit weil wir fampfunfähig 
find, im Gegentbeil, die Fluth ging mehr zu unferen Gunſten 
als vor Jahren, auch nit, um einer künftigen Anklage a 
entgehen; denn ich glaube nicht, daß man uns anklagen wird, 
ich glaube nit, daß, wenn dies gefhiebt, man uns verurs 
tbeilen wird. Man hat dem Minifterium viele Borwürfe gemacht, aber 
der der Furchtſamkeit wäre neu. 

Wir wünfhen den Frieden, weil das Baterland ihn in 
diefem Augenblid mehr bedarf als früher, weil wir hoffen, 
ihn jest zu finden; wir hätten ihn früher gejuht, wenn wir gehofft 
hätten, ihn früher finden zu können. Wir glauben ihn zu finden, weil 
Sie erlaunt haben werden, daß die Königliche Regierung den Aufgaben, 
welche aud Sie in ihrer arg abl erftreben, nicht fo fern fteht, als Sie 
vielleicht vor Jahren gedacht haben, nicht fo fern fteht, wie das Schwei⸗ 
gen der Regierung über Mandes, was verfhwiegen werden 
mußte, Sie zu glauben berechtigen konnte. Aus diefen Gründen glauben 
wir den Frieden jet zu finden, und fuchen ihn ehrlich, wir. haben Ihnen 
die Hände dazu geboten und der Kommiljiond-Antrag giebt und bie 
Bürgichaft, dag Ste in dieſe Dip einfchlagen werden. 

Wir werden dann die Aufgaben, die und zu löjen bleiben, mit Ihnen 
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in Gemeinfchaft Löfen. Ich fchließe von diefen Aufgaben Berbefferungen 
der inneren Verwaltung, Herftellung der regelmäßigen Berfafjungszuftände 
feineswege8 aus. Aber nur gemeinfam werden wir fie Löfen Lönnen, 
indem wir auf beiden Geiten erfennen, daß wir demfelben Bater:- 
lande mit demfelben guten Willen dienen, ohne an der Anf- 
richtigkeit des Anderen zu zweifeln. 

In diefem Augenblide find aber die Aufgaben der auswärtigen 
Politit noch ungelöft, die glänzenden Erfolge der Armee haben 
nur unferen Einfag im Spiel gewiffermaßen erhöht; wir haben 
mehr zu verlieren al8 vorher, gewonnen jedod ift das Spiel 
noch nicht; aber je fefter wir im Innern aufommenbalten, 
defto jiderer find wir, es zu gewinnen in diefem Augeublid. 
Wenn Sie fih im Auslande umleben, wenn Sie die Wiener 5 
durchgehen, und zwar diejenigen, von denen befannt iſt, daß fie die Dei 
nungen der Kaijerlihen Regierung vertreten, fo werden Sie diejenigen 
Aeußerungen des Haffes und der Aufregung gegen Preußen finden, die 
auch vorher vorhanden gewejen waren, und die nicht wenig Dazu beige 
tragen haben, den Krieg zum Ausbruch zu bringen. Sehen Sie di 
Völker von Sitddeutfchland, mie fie ſich in der Armee vertreten finden, 
da ift der Grad von BVerjöhnlichleit und von Erkenntniß einer gemein- 
famen Aufgabe des gefammten ‘Deutichland gewiß nicht vorhanden, fo 
lange bayerfche Truppen aus dem Eifenbahnwagen meuchlings auf prew 
ßiſche Dffigiere fchießen. Sehen Sie fih das Verhalten der einzelnen 
deutfchen Regierungen an gegenüber den gemeinfam zu errichtenden Ein⸗ 
richtungen; es ift bei einigen vollftändig befriedigend, bei anderen wider: 
ftrebend; gewiß aber ift, daß Sie kaum in Europa eine Macht finden 
werden, welde die Konftituirung dieſes neuen dentichen Geſammtlebent 
in mohlwollender Weife förderte, welche nicht das Bedürfnig hätte, ſich 
in ihrer Weife an dieſer Sonftituirung zu betheiligen, fei es auch nr, 
um einem der mächtigeren Bundeögenoffen. wie Sachſen, die Möglichlen 
nicht * verkümmern, dieſelbe Rolle noch einmal ſpielen zu können, wie bißber. 

eswegen, meine Herren, ift unſere Aufgabe noch nicht geläf, 
fie erfordert die Einigkeit des gefammten Landes der That 
nah und dem Eindrud auf das Ausland nad. Wenn man oft 
gejagt bat, was daß Sawert gewonnen bat, bat die Feder 
verjpielt, jo habe ich das volle Bertrauen, daß wir nit hören 
werden, wa8 Schwert und Feder gewonnen haben, ıf vor 
diefer Tribüne vernichtet. 


3. September. Aeußerung ded Minifterd des Innern Grafen :a 
Eulenburg. 


Meine Herren! Wenn die Regierung um Indemnität bittet, jo hat Re 
babei zwei Geſichtspunkte im Auge: erftens ben Wunſch ber Eutbürdang vea 
einer Berantwortlichleit, die bisher auf ihr laftete, und dann ben nach 
Friedensſtiftung. Was den erſten Punkt anbetrifft, fo kann ich mir wohl erlamben. 
daran zu erinnern, baß ich vor etwa einem Jahre einmal geäußert babe: „BRrine 
Herren! Machen Sie die Militair- Reorganifation nicht zu dem Punkt, an der 
Sie Ihr Bubdgetrecht probiren wollen. Es wirb ſich bann zeigen, daß wir te 
ber Auffafjung der Budgetfrage nicht fo weit auseinander find, als es den Un- 
ſchein bat.“ glaube, diefer Ausipruc rechtfertigt ſich heute. Wir haben amd 
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zu bamafiger Zeit niemals bie Idee, von ber Kammer Indemnität zu verlangen, 
von uns gewiejen. Wir find uns bewußt geweſen, daß wir eine Formverletzung 
begangen hatten unb begingen, für welde wir Indemnität nachſuchen mußten. 
Wir find aber barüber nicht im Zweifel gewejen, daß damals der Zeitpunkt noch 
nicht gelommen war, darauf zu rechnen, daß fie zu erlangen fein würde; wir 
lauben dieſen Zeitpunkt erft jet gelommen. Meine Herren! Ic frage: wer 
hätte uns ben Muth gegeben, vier lange Fahre ven beftigflen par- 
Samentarifhen Kämpfen gegenüber unſere Forderung aufredt zu 
balten, wenn wir nidt das Bewußtſein gehabt hätten, daß wir 
für eine gute, nothwendige, füreine unaufgeblide Sache kämpften. 
Bon Anfang an find wir ber Uebergeugung geweſen, daß die Machtftellung 
Preußens einer Berichtigung bebürfe. Allerdings kann man fagen, ber Minifter- 
Bräfident hat vor 4 Sabren diefen Aueren feiner und unſerer Beftrebungen nicht 
vorausgefeben, aber fie lag in unferem Willen. Wir hatten bie fefle Leber- 
zeugung, baß bie Stellung, welde Preußen in Deutfchlanb ein» 
nahm, unbaltbar fei, und wir haben bie Gelegenheiten wahrgenommen, um 
dieſe Stellung zu befiern. Der Herr Vorrebner fagte: Hätte Graf Bismard 
vor einem Jahre bie Hand geboten, bie er beute bietet, bann fände er unliber- 
windlich ober doch noch größer ba ale heutzutage und hätte für Preußen noch 
mebr erreichen Fünnen als jet. 

Meine Herren, fo eben die Sachen nidt. Hätte Graf Bis- 
mard, bätte diefes Minifterium vor einem Jahre [bon Ihnen 
die Hand geboten, dann wäre es nicht die Hand ber Berfühnung 
gewejen, ſondern ber geftredte Degen bes Bejiegten. Aber, meine 
Herren, die Sache hat fi fo geftaltet, daß felbft von denjenigen Seiten, welche 
der Regierung bisher entgegen geweſen, anerkannt worden ift: bie Regierung 
it nicht die Befiegte, bie Regierung ift färler als zuvor, unb — 
dennoch bat fie die Haub zum Frieden geboten, und bennod ift aus 
Königlihem Munde ber Ruf zur Verföhnung erfchallt, als bie befte Bürgſchaft 
dafür, daß es ernftlic damit gemeint ift. 

Denjenigen Herren, welche heute noch der Ueberzeugung find, baf wir mit 
dem Willen, die Verfaffung zu verlegen, um zu zeigen, daß fie nicht auch für 
uns Geſetz jet, den Budgetſtreit in ber bisherigen Art geführt hätten, — verdenke 
ich es nicht, wenn fie bie Indemnität nicht ertbeilen wollen. Aber ich hoffe, Sie 
haben ans ben Erfolgen und aus der Wirkſamkeit, die wir bisher geübt haben, 
erſehen, daß die Sache fo nicht fieht. Meine Herren, eine weitere unb mwärmere 
Seite hat doch aber die Indemnitätsforberung infofern, als fie die Grundlage 
für den zu ſchließenden Frieden zwiſchen der Regierung und der Vollsvertretung 
jein fol. Glauben Sie, meine Herren, die Sache fteht nicht fo, daß wir in dieſem 
Augenblide nur einen Waffenftillftand von Ihnen erbäten, und Sie dazu nur 
aufforberten, um Deutichland, um dem Auslande gegenüber bie von uns über⸗ 
nommene Rolle mit Erfolg weiter fpielen zu können. Meine Herren, es ift kein 
bloßer Waffenſtillſtand, welchen wir verlaugen, fondern die Inbemnität, um deren 
Ertheilung wir Sie angehen, foll, wie Sie aus dem Munde bes Herrn Minifter- 
präfidenten bereit8 vernommen haben, wirflih die Präliminar-®runblage 
zu einem wahren, bauerhbaften und frudhtbaren Frieden fein 
zwiſchen der Regierung und der Volksvertretung! 


Aeußerung bes Berichterftatters Abg. Dr. Tweften. 


— Die Hand wird und zur Verföhnung geboten, e8 wird uns der Boben 
ber eſuus ewährt. Wir können den Frieden ſchließen, darum müſſen wir 
ihn ſchließen. &, wir werden ben Bogen auch künftig nicht zu ſtraff ſpannen 
dürfen. Wollte das Haus den Verſuch machen, von bem äußerſten Recht, das 
ihm bie Berfaflung gewährt, Gebrauch zu machen, dann würde das geltend ge- 
machte Recht zufammenbrechen. Die öffentliche Meinung unjeres Landes bat fidh 
funbgegeben durch die Stimmung des Heeres, burch die Wahlen, burch das ge- 
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bobene Gefühl, weiches unfer Boll erfüllt. Die Hunberttanfenbe unſerer Rieger, 
weiche an ben heimathlichen Heerb zurlidlehren, bie werden nicht von bem Budget 
fireit |prechen , fonbern von den Schlachten, die fie gewonnen, unb von deu &r- 
folgen, bie fie errungen. Auf diefe Stimmung unb auf dieſe öffentliche Meinung 
haben wir Rüdficht zu nehmen. 
Der Rebner wies auf den großen Römer Scipio hin, ber, als er 

wurbe, flatt jeder Bertheidigung das römifche Boll aufforberte, ibm an folgen, 
um den Böttern für feine Stege an danken. 





Annahme der Indemnität mit 230 gegen 75 
Stimmen. 


8. September. Annahme der Indemnitätim Herrenhanfe 


mit Einſtimmigkeit. 


Außerordentlicher Mredit für Militär und Marine. 


6. Auguft. Vorlage wegen Bewilligung eined außerordentlichen 





Kredits bid zur Höhe von 60 Millionen Thalern, durch 
Aufnahme einer verzindlihen Staatdanleihe oder Aus 
gabe von Schatzanweiſungen, — und Zurüderftattung 
der dem Staatsſchatz entnommenen Summen aus der 
Kriegdentjchädigungen. 

Die Denkſchrift zur Kreditvorlage (d. d. NRikolsburz, 
28. Zuli) enthält einen Rüdblid auf die politiſche 
Entwidelung jeit dem Frühjahr 1865, im Anfchluffe 
an die dem Landtage damald vorgelegte Denkſchrift über 
die Koften ded Krieged gegen Dänemark. (Die Denkſchrift 
ift eine kurze Recapitulation der oben ausführlich wıitge 
theilten Thatſachen und Aftenftüde.) 


Die Kommiflion ded Abgeordnetenhaufes beuw- 
ftandete die Kreditforderung und entſchied fih für At- 
lehnung derjelben: die Ausgaben für Heer und Flotte ſollten 
aus den Kriegdentjchädigungen, aus den Beitänden des Staute- 
ſchatzes und fonft verwendbaren Mitteln gebedt werben. 

Der Finanzminifter von, der Heydt erflärte dies für 
unannehmbar. 

Ein Bermittelungsdantrag ging dahin: 





bie Regierungsvorlage mit ben Abänberungen anzunehmen, daß bie nächgrn 
Geibmittel bis zur Höhe von 60. Mill. im e bes Credite zu beſchaffen fist. 
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daß ber Staatsſchaß aus den Kriegsentfchäbigungsgelbern zunähft mit 27'/, Mill. 
wieber zu botiren ifl, daß bem Staatsſchatz, ſobald er Über 30. Mil. verfügt, 
weitere Ueberihüffe aus ben Staatseinnahmen nur mit befonderer Zuftimmung 
der beiden Häufer bes Landtags überwiefen, und baß bis zur Höhe des ganzen 
Credits verzinsliche Schatzanweiſungen, anf ein Jahr lautend, ausgegeben werben 
fönnen, wobei e& ber Regierung jedoch freigeftellt wird, bie Hälfte durch eine 
Staatsanleihe zu beſchaffen. . 


Bertrauendfrage. 


24. September. Erklärung des Grafen Bis marck bei der Be 
rathung der Kredituorlage im Abgeordnetenhaufe. 


Ich bin leider nicht im Stande, meine Herren, dieſer wichtigen 
Berhandlung fo zu folgen, wie ich es wiünfchte, babe aber doch dem 
Drange nicht widerftehen können, mit wenigen Worten eine Bitte an Sie 
zu richten, nämlich die Bitte, diefe Vorlage weniger vom rechnungsmäßi⸗ 
gen, als vom politiichen Standpunkte aufzufaffen. Mit diefer Vorlage 
richtet die Königl. Regierung in der Hauptſache die Frage an Sie, ob 
Sie Bertrauen zu der biöherigen Führung der auswärtigen 
Bolitit haben, ob Sie Zeugniß ablegen wollen für den teen 
Entſchluß des preußifhen Volkes, die Errungenfhaften des 
legten Krieges feft zu halten und zu vertheidigen, wenn es 
nothmwendig Sein wird. ch hoffe, daß die letzte Nothwendigkeit nicht 
eintreten wird; ich hoffe, daß wir in den nächſten Jahren dasjenige, mas 
wir und in diefem Herbfte vorgefegt haben, zum Heile Deutfchlands fried- 
fich werden entwideln können; die Gewißheit davon aber haben mir nicht; 
amtliche Kundgebungen überzeugen uns leider, daß in die Kaiferliche Hof- 
burg zu Wien mit dem Frieden der Geift der Verjöhnlichkeit nicht fo, 
wie wir ed gewünfcht hätten, eingezogen if. Die Tage der Dinge im 
Drient ift Ihnen bekannt; wir hoffen, daß fie fich friedlich entwideln 
werde. Wäre dies aber nicht der Fall, meine Herren, fo können die 
Gefahren fih dort jehr plötzlich zu einer ernfteren europäiſchen Verwicke⸗ 
lung herausbilden. In diefem alle, wenn wir feine Bollmadt von 
Ihnen haben, einen Kredit zu nehmen, find wir in der Rage, dann eine 
Anleihe von Ihnen zu verlangen zu einer Zeit, wo der Geldmarkt fchlecht, 
wo er vielleicht, wie in dieſem Frühjahr, jo gut wie gar nicht vorhanden 
ift, wo jede Kundgebung der Königlihen Regierung nad diefer Richtung 
bin öffentlih mit der Vorausſicht des Krieges nothwendig dazu dient, 
die Spannung der Lage zu erhöhen und die Befahren zu fördern, zu 
einer Zeit, wo Schweigen das richtigſte Mittel ift, die Gefahren zu be⸗ 
fhwören, wo jede Ausſprache von Seiten der Regierung einer verdedten 
oder offenen Herausforderung der Gefahr ähnlich ſieht. Treten feine 
Fälle ein, in welchen wir auf diefen Kredit zurüdgreifen müßten, fo 
fönnen Sie verfihert fein, meine Herren, und ich verfpreche e8 im Namen 
der Regierung, daß zu anderen Bmeden, als zu denen der Landesverthei⸗ 
digung, keine Berwendungen aus diefem Kredit gemacht werden follen. 
In diefem Sinne, meine Herren, bitte ih Sie, bethätigen Sie durd 
Ihre Bemilligung, daß die Verſöhnung der Geifter, daß die 
Abficht, gemeinſchaftlich das Wohl des Tandes, des engeren 
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und des weiteren Baterlandes, zu fördern, eine aufridtige 
und tief greifende ift, und ſchenken Sie uns das Bertrauen, 
dag wir diefe Mittel nur benugen werden, um die Politik, fo 
wie wir fie begonnen, fo wie Sie, wie ich glaube, in der großen 
Mehrzahl fie gebilligt haben, durchzuführen. 


Bertrauend-Aeußerung des Abgeordneten Grafen 
von Schwerin. 


Ich habe nur ein paar Worte zu fpredden, lege aber Werth barauf, fe 
fpredden zu können. Ih glaube mit dem, was ich zu fagen babe, in vollſter 
Uebereinflimmung mit meinen politifden Freunden zu fein. 

.9., wir bemwilligen bie von ber Regierung von nn gefor- 
berte Anleihe in bem Sinne, in weldem die Regierung dies Gefez 
von uns verlangt, in bem Sinne, ber den Worten des Herrn Ri- 
nifter-Bräfidenten entipridt; wir bewilligen fie als einen Beweis 
des Bertrauens, welches wir in die Führung der auswärtigen 
Politil der Regierung fegen, als Beweis der Anerltennung beiien, 
was bisher geleiftet ift, und als die Zufidernung unferer Unter- 
ſtützung in Berfolgung biefes Weges aud für die Zukunft. 

Meine Herren, als ich 1862 auf biefer Tribline Veranlaffung batte, wid 
egen eine Krebitforderung zu erklären, da ftellte ich zwei Bedingungen auf, dır 
—* mich vorhanden fein müßten, um eine Bewilligung auszuſprechen: entweder 
ein Mares Programm, ober Vertrauen zu den Männern, bie bie Politik führen. 
Ich konnte damals beide VBebingungen nicht als vorhanden anſehen; beute ii es 
anders, und ih fann mit Freuden bekennen, daß ih mid geirrt 
babe. Was bie Ziele der Regierung betrifft, fo liegen uns bieie 
jest Mar vor, fo baß ih und meine Freunde die Negieraung mut 
allen uns zu Gebote ftehbenden Mitteln träftigen wollen, danit 
fie bie Einheit Deutſchlands und die Madtftellung Preußens is 
Deutſchland befeftigen kann Wir haben zu bem Minifter - Präfibenzs 
dieſes Vertrauen. 

Ich babe mir 1862 ausbrüdfich vorbehalten, daß ich ber Erfte fein würde. 
ber feine Anerfennung ausfpridt, wenn meine Anfchauung nicht bie richtige jez 
ſollte. Ich halte den jetzigen Augenblid für geeignet, diefe Anerkennung bir 
Öffentlich anszufprehen. Ich Halte bie Frage nicht für eine finanzielle, ſondeca 
weſentlich für eine politifhe. Ich würde baber die Anleihe bervilligen, feibt wexz 
fe 90 Millionen betragen hätte. — Dann iſt e8 die Frage bes Gtaarsichapet. 
n der wir aud auf bem Stanbpunkt ber Regierung ſtehen — Run, nad Lk 
dem erfläre ich für mich, und ich denke im Sinne meiner Freunde, daB wir 'T: 
die Regierungsvorlage geftimmt haben würden, wenn nit — was gemiß ık 
ſehr dankenswerth anerlannt werben muß — von Geiten ber Regieraus d 
ausbrüdliche Erklärung abgegeben wäre, daß das Amendement Mihaelis «= 
Noepell ihr gleichbedeutend fei mit ihrer eigenen Vorlage. Aus biefen Gräzter 
werben wir nun für das Amenbement fiimmen. 


Bei der Abftimmung wurbe der von der Staxtörezie 
rung gebilligte Vermittelungs-Vorſchlag mit 230 gezet 
83 Stimmen und das Ganze bed Geſetzes mit greke 
Mehrheit angenommen. 


Im Herrenhaufe erfolgte die Bewilligung einſtimmi 
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September. Erkrankung ded Grafen v. Bismard an einem 
beftigen Nervenleiden. 
„Provinzial- Eorrespondenz” vom 19. September. 

„Der Minifters Präfident Graf von Bismard, welcher fchon im 
Winter vorigen Jahres und aud im vergangenen Frühjahr zeitweife un⸗ 
wohl war, leidet gegenwärtig an einem Nüdfall feine® Uebel, welches 
durch die großen Anftrengungen ber jüngften Zeit gefteigert worden ifl. 
Das Leiden äußert fi in heftigen Nervenſchmerzen und einer allgemeinen 
Abfpannung, zu deren Befeitigung nad Ausipruch der Aerzte eine Zeit 
der Ruhe und Erholung erforderlich ift. 

Es iſt leider nicht mit Beftimmtheit darauf zu rechnen, daß ber 
Minifter- Präfident an den Feftlichleiten der nächſten Tage (dem feier 
lichen Einzuge der fiegreihen Truppen) wird theilnehmen können.“ 


20. September. Einzug ber fiegreichen Truppen in Berlin. 
Graf Bismard (zum General: Major von der Armee 
ernannt) reitet mit General v. Moltfe und dem Kriegö- 
Minifter v. Roon zunädft vor Str. Majeftät dem Könige. 
„Provinzial. Sorrespondenz” vom 26. September. 

„Das Befinden des Minifter- Präfidenten Grafen Bismard hatte 
fi in der jüngften Woche foweit gebefjert, daß derielbe an den Einzugs- 
feierlichkeiten perfönlich theilnehmen konnte. ‘Der Eindrud der erhebenden 
Feier und ber begeifterten Kundgebungen aller Klaſſen der Benölferung 
Icheint eine günftige Rückwirkung auf den Geſundheitszuſtand des hohen 
Staatömannes geübt zu haben. Derſelbe erſchien am 25. in der Sitzung 
des Abgeordnetenhauſes und bielt bei den Secjanbiungen über die Kre⸗ 
ditvorlage eine Rede, deren mächtiger Eindrud auf die Berfammlung nicht 
zu verlennen war 

Am 26. ift der Minifter-Präfident nad Pommern abgereift, um 
dort einige Zeit in ländlicher Zurüdgezogenheit weiter Erholung zu fuchen.“ 


1. Dezember. „Der Minifter-Präfident Graf Bismarkk iſt ſichtlich 
geitärft von der Infel Rügen zurüdgefehrt.“ 


Dotation. 


16. November. Borlage der Regierung: 


Zur Berleihung von Dotationen an Preufilce Heerfübrer, 
welche zu dem glüdlihen Ausgange des letzten Krieges in hervor⸗ 
ragender Weiſe beigetragen haben, wird die Summe von Einer 
und einer halben Million Thalern aus dem eingehenden Kriegs⸗ 
entſchädigungen bereit geftellt. 

Die Verwendung diefer Summe bleibt Königlicher Beftimmung 
vorbehalten.“ 


Firft Bismard. 35 
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In der Kommiljion ded Abgeorbnetenhaufes ware 
geltend gemacht, daß es geboten erſcheine, an erfter Stele 
unter den zu dotirenden Perjonen den Minifter: Präfidenten 
Grafen v. Bismarck zu nennen. Ein darauf gerichteter 
Antrag wurde von der Mehrheit angenommen. 

Der Gefepentwurf erhielt unter Zuftimmung der Regie 
rung folgende Saflung: 


Zur Berleibung von Dotationen an den Minifter - Präfitenten Grafen 
v. Bismard, in Anerlennung der von ihm fo erfolgreich geleiteten 
äußern Preußiſchen Politik, und an diejenigen Preußifchen Heerführr, 
welche in bem letzten Kriege zu dem glüdlichen Ausgange beffelben in herver 
ragenber Weife beigetragen haben, die Generale der Infanterie v. Roon, Krb. 
v. Moltke, Herwarth v. Bittenfeldt, v. Steinmeh, Bogel v. Kalden- 
fein, wird eine Summe von Einer und einer halben Million Thalern aus der 
eingehenben Kriegsentichäbigungen bereit geftellt. Die Vertheilnng biefer Eumme 
bleibt Königlicher Beſtimmung vorbehalten. 


Die Annahme erfolgte im Abgeorbnetenhaufe mit 21% 
gegen 80 Stimmen, im Herrenhauje mit Einmüthigfett. 


Die Bildung der national-liberalen Partei. 


„Provinzial- Correspondenz“ vom 21. November. 


„Die Barteiverhältniffe im Abgeordnetenhauſe find in einer bedentſamen Un 
geftaltung begriffen. 

In den lekten vier Jahren ſtand der Regierung eine große feſt gefclcherz 
Oppofitionspartei gegenüber, die zwar urſprünglich aus den verfchiebenften Geier: 
und Meinungen zufammengefetst war, bie e8 aber für ihre nächſte und dringende 
Aufgabe hielt, den gemeinfamen Kampf gegen bie Regierung um bie int 
verlegten Verfaffungsrechte durchzuführen. Bei vielen Gelegenheiten trat es berw:. 
daß dort Männer vereinigt waren, bie in ihren ſchließlichen Wünfchen und 3xi:? 
unter einander theilweiſe viel weiter geſchieden waren, als von der Regierung — 
das einzige gemeinfame Band, das fie umfchlang, war der augenblidinhe Bite 
ſpruch gegen das Verhalten ber Regierung. Bei folden Verbindungen geidek: 
es immer, baf bie Gemäßigteren von ben Leidenfchaftlicheren urit fortgenfe: 
werben, und fo kam es, daß in ben legten Jahren bie Regierung bei Allem, mut 
fie unternahm, gleihviel ob es bie innere ober die äußere Politik betraf, jew F 
jammte Oppofitionspartei gegen fich geeinigt fanb. 

Die gewaltigen Ereigniffe bes teten Jahres haben nun jener uunstädide 
Barteibilbung den Boden entriffen und die Befonneneren aud in ber buberge 

ortichrittspartei auf den Weg bingewiejen, auf welchem allein Erfolge unb mehr: 
ortfchritt fir das Baterland zu erringen find. 

Die Siege unferes Heeres, die Triumphe unferer Bolitif haben bem Etırz 
der letzten Jahre unabweislih ein Ende gemacht: als bie Regierung immer 
ihrer glänzenden Erfolge dem Abgeordnetenhauſe die Hand zur Berföhuung be: 
tonnte das Hans um feiner jelbfi und um bes Landes willen nidyt anbert, :' 
ohne Zögern einihlagen und den alten Zmwift begraben. 

Hiermit war das Band zerriffen, welches vier Fahre hindurch die Oppett--" 
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miammengebalten hatte; flatt der bisherigen ſcheinbaren Einheit traten fofort die 
Berichiebenheiten ber Anfichten und Ziele hervor, und ber Zerfall ber Fortſchritts⸗ 
partei wurde von Tage zu Tage nuvermeidlicher. 

Eine Anzahl von Abgeordneten ber früheren Oppofttion erließ vor Kurzem 
eine öffentliche Erflärung, durch welche fie zunächſt ihr Verhalten bei der Bewilligung 
ber Indemnität und der Anleihe nochmals rvedhtfertigten, zugleich aber den Grund 
ju einer neuen G©eftaltung ber Parteien im Abgeorbnetenhbaufe zu legen fuchten. 

Im Gegenfatz gegen bie frühere verneinende Haltung ertennen fie e8 jetzt 
als ihre bringendfte Aufgabe, „ber Regierung in ihrer auswärtigen Politik den 
vollen Beiftand ber Landesvertretung zu verſchaffen.“ In dem kraftvoll geführten 
Kriege unb in feinen Erfolgen ſehen fie den erften glüdlichen Anfang zu einer 
wahren Einigung bes beutichen Baterlandes. Den noch brohenden Gefahren gegen- 
über halten fie es für „bie heiligfte Pflicht ver Vollsvertretung, vor aller 
den Beiftand zu befunben, auf welchen jebe Regierung in Preußen rechnen barf, 
joweit fie bie beutiche Einheit zu fördern und die Stärke ber gefammtdeutichen 
Macht zu erhöhen bereit ifl.” Auf das Autrauen, daß unter ber gegenwärtigen 
Leitung ber auswärtigen und militäriihen Angelegenheiten das Beftreben babin 
gerichtet jei, habe Die Regierung einen unabweisbaren Anſpruch erworben. 

In Betreff der inneren Bolitit wollen jene Männer zur Wahrung der ver- 
jaffungsmäßigen Rechte bes Volks auch ferner Wachſamkeit Üben und neben der 
gerüfteten Macht und dem Anfeben ber Waffen auch eine freifinnige Verwaltung 
erfireben, aber fie find „feſt entichloffen, die Oppofttion nicht hinübergreifen zu 
laſſen auf das Gebiet ber deutſchen Politik.“ In dem jetigen großen Moment 
halten fie feine Partei für berechtigt, welche der deutſchen Entwidelung Hinderniffe 

ereite. 

Dieſer erften Erflärung find anbere noch Marere und beflimmmtere gefolgt. 
In einer berfelben heißt e8: „Wer den 14. Juni (Preußens Austritt aus dem 
Bundestag) und den 3. Juli (ben Tag von Königgräß) verichlafen ober vergeffen 
bat, dem ift nicht zu helfen.“ 

„Wie ſchwer uns auch das Belenntuig wird, — wahr bleibt es body: bie 
fiberale Partei hat ihren erften Kampf um die Macht, ihren erften Feldzug um 
das parlamentarifhe Syftem in Preußen verloren. — — Nicht durch redhthaberifch 
verneinenbe Haltung, ſondern durch einen wirklichen Antheil und ein Berbienft 
um die Wendung der beutichen Geſchicke unter den Hohenzollern wirb bie liberale 
Partei ihre Stellung neu befeftigen, — und, indem fie ſich der Krone nothwenbig 
macht, die Rechte des Volkes ſtärken können. Bismard hat die deutfche Einheit 
unaufhaltſam gemacht, wenn das Volk auf jeine Seite tritt, jo lange er viele 
Einheit will. Sollen wir nicht in ben alten beutichen Fehler verfallen, Alles auf 
einmal zu wollen, jo müffen wir ihn unterftüßgen.“ 

Jene Abgeordneten haben hiernach erfannt, daß bie Landesvertretung Geltung 
und Anfehen nur erlangen kann, wenn fte fich wirkliche Verdienſte um das Land 
erwirbt, — und daß dies zunächſt nur durch aufrichtige Unterftügung ber Regie⸗ 
rung in ihrer deutſchen Politik möglih if. Es ift dies eine entfchiebene Ab⸗ 
wendung von dem früheren fchroffen Widerſpruch gegen die Wege der Regierung. 

Auf Grund folder Meberzeugungen find bereit3 mehr als 20 Abgeordnete, 
größtentheils Männer von Anjehn und Einfluß in der bisherigen Fortſchritts⸗ 
partei, aus berjelben geradezu ausgefchieden und haben ſich zu einer „neuen na⸗ 
tionalen Fraction“ vereinigt. Sie haben zwar die Abficht zu erkennen gegeben, 
mit ber Kortfchrittspartei in freundſchaftlichen Beziehungen zu bleiben; aber ſchon 
die Thatjache ihres Heraustretens und die erwähnten Kundgebungen, fo wie bie 
beitigen Angriffe, welche bie Blätter ber entſchiedenen ortichrittöpartei gegen 
diefelben richten, laſſen feinen Zweifel darüber, daß die Fortjchrittspartei in ihrem 
bisherigen Beſtande aufgelöft ift. Es beginnt damit ein nemer Abfchnitt in der 
Barteibilpung bes Abgeordnetenhauſes. 

Die neue nationale Fraction bietet der Regierung ihre Unterflügung zu- 
nächſt mur für die deutſchen Aufgaben an. Wenn aber durch feftes Zuſammen⸗ 
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wirken auf biefem Gebiete erfpriehfiche Erfolge errungen werben, fo wirb dadurd 
hoffentlich auch die weitere Ausgleihung innerer Gegenfähe unb bie gemeinjem 
Arbeit an ber inneren verfafiungsmäßigen Entwidelung Preußens erleichtert zat 
geförbert werben.“ 


— — — 


Graf gismarck und die innere Politik. 


Aeußerungen des Minifterd des Innern Graf zu Eulen: 
burg beit der Staatshaushaltsberathung im November 
1866 (während der Abweienheit ded Grafen Bismardı 


I. 
"Die äußere und die innere Politik. 


— — ‚Man muhte vorausſehen, in die ſchwierigſten äußeren Berhältnifke 
bineinzulommen, die ganzen Kräfte des Staates anzufpannen, — unb das geger- 
über einer Oppofition, wie fle der preußiiche Staat in feinem Parlamente bie dabız 
nicht erlebt hatte, unb troß berfelben. Und weil wir uns auf foldhe widtise 
Eutfcheidungen vorbereiten mußten, kam e8 darauf an, in jeber Verwaltung be 
ganze Gewalt anzumwenben, die das Geſetz und die Stellung bem Miniflerinm in 
die Hanb gab. Und biefes Gefühl begründete recht eigentlich bie innere Gemeiz 
ſchaft des Miniſteriums. Diefes Gefühl erzeugte recht eigentlich ber Präfven: 
befielben, der uns flets und ſtets aufforberte, ihn nicht in ben einzelnen Zweiger 
der Berwaltung im Stich zu Iaffen, fondern Die Kraft anzgufpannen, demi: 
er in dem Bunlte wirffam wäre, den er vorauslommen fab, un: 
der wirklich hinterher eingetroffen if. Das iſt der befte Beweis heflr. 
daß, wie ich angeführt babe, bie Einmüthigleit des Miniſteriums weientiih tw 
durdplebte Zeit gemacht bat. Wir wirkten auf allen Punkten unb konnten bet 
nur thun, wenn wir eben fein Zütteldhen von dem aufgaben, was has Geier 
uns gefahr. Daraus folgt von felbft, dag, wenn ber ſchwere Zeit 
punkt überwunden if, man zu den billigen Rückſichten zurädgett" 


U. 
Gegen die Behauptung eines Abgeordneten: 
„Graf Bismard, deſſen kühne und entſchleiſene 
auswärtige Politik im höchſten Grade anzrer— 
kennen ſei, haben für die Fragen der inneren 
Politik keinen rehten Sinn." — 


„Ih kenne den Grafen Bismard zu genan, um nicht beftinmt bebaupz= 
zu können, daß er ganz eben fo viel VBerflänbniß für innere ragen bet, zr 
für äußere, und daß bie Art und Weiſe, wie er auf ben einen und auf beu outer: 
Hall handelt, in fe in innigfter Mebereinftimmung fleht. Er gebt von ter cher 
zeuguug aus, daß ein Staat, ber no im Werben begriffen if, ein Staat, &: 
eine Zukunft vor ſich bat und vor fi haben muß, um fidy einen fertigen Etar 
nennen zu lönnen, in Bezug auf bie innere Verwaltung fi nicht fowiel Freie 
faflen darf, ale ein vollfländig abgerunbeter, fertiger Staat; er unterjderber 3. 
beſtimmt zwifchen Staaten wie England, bie Größeres eigentlich nicht errune 
fönnen, als was fie jetzt erreicht haben, unb Staaten wie Preußen, namercr 
vor dem Kriege, welches nur beshalb nad allen Seiten hinkte, weil es ein ns 
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fertiger Staat war; unb er bat bas mit einem meiner Anficht nach aber jehr 
treffenden Wort dem Vertreter einer auswärtigen Macht gegenüber ausgeſprochen, 
indem er fagte: „Nur ein ganz fertiger Staat Tann fi den Luxus einer 
liberalen Regierung geftatten.” 

Es iſt ein ganz vollfländiges Verſtändniß bei ihm barüber, daß eine liberale 
Regierung für den Regierten und für den Regierenben viel bequemer und viel 
berechtigter if. Aber um einen Staat liberal zu regieren, muß man ihn haben; 
und baß er das Bilben und Schaffen bed Staates vorausſetzt, um binterher gern 
auch nach Innen liberal regieren zu koͤnnen, das find zwei Seiten, die zufammen 
den ganzen Dann, den ganzen ®eift und das ganze Verflänbniß bilden, 

Und, meine Herren, in diefem Sinne, in ber vollländigen Ueberzeugung 
von der Richtigkeit diefer Auffaffung, haben wir Übrige Dinifter mit dem Grafen 
Bismard denſelben Strang gezogen, find mit ihm jet vier ober fünf Jahren 
Hand in Hand gegangen. Ob Sie uns irgend ein VBerbienft an bemjenigen bei- 
mefien wollen, was erreicht worben iſt, das ift uns perjönfich gleichgültig. Laffen 
Sie uns wenigftens ben Ruhm, daß wir ihm nicht hinderlich geweien find, ba- 
durch, daß wir eine anbere Politik verfolgt haben, als diejenige ift, bie in ben 
Rahmen der feinigen bineinpaßt. 

Die Armee - Reorganijation war ber Punkt, von weldem ber Konflilt aus- 
ging. Die Armee-Reorganijation aufrecht zu erhalten, in der Ueber— 
zengung, es ſei eine tüchtige Einrichtung, mit der wir einen 
großen Krieg befteben konnten, das war die Idee, welde er ver- 
folgen mußte, um überhaupt mit Sicherheit an eine auswärtige 
Bolitit geben und fih ſelbſt einem entjheibenden Schlage nit 
entzieben zu können. An die Armee- Reorganifation, an bie große Wiber- 
willigleit biejes Haufes, berjelben feine Zuftimmung zu ertbeilen, knüpft ſich ber 
ganze Konflikt und alle feine Folgen. Die Wahrheit, glaube ich, ift fo einfach, 
daß fie Niemand beftreiten kann, und doch muß fie taufendmal immer und immer 
wieberholt werben. Die Armee - Reorganifation und ber fette Wille, ſie durch⸗ 
zuführen, ift die Veranlaſſung geweſen, weshalb bie Regierung die Zügel ftraffer 
anziehen mußte. Sie hat e8 getban. Und mit bem Augenblide, wo dieſer Zweck 
erreicht iſt, wird die Lage eine durchaus andere, ſie wird eine andere für uns, 
ſie wird eine andere für Sie. Und ich kann immer nur wieder darauf zurück⸗ 
tommen: finden Sie ſich doch endlich da hinein.“ 


III. 


Gegen die erneuerte Behauptung: Graf Bismard habe 
früber den Grundſatz aufgeftellt, daß Macht vor Recht gehe. 


„Diefer Grundſatz von Macht und Recht, if nirgends aus— 
gefprodhen worden. — Der Abg. Graf v. Schwerin hat damals etwas ge- 
jagt, was ein Stichwort geworden ift für Parteien und Zeitungen; er bat 
bebanptet, der Graf Bismard babe erllärt, Macht gehe Über Recht. Es war 
damal® — id erinnere mich deffen ganz genan — dies ein Mißverflänbniß bes 
Herrn Grafen Schwerin, daß ein foldhes Wort über Graf Bismard’s Lippen 
gelommen fei. Ich erinnere mich genau, daß Herr Graf Bismard Folgendes 
entwidelte: Wenn zwei politiiche Körperfchaften, die nicht vor Gericht ihre Streitig- 
feiten ausmachen Lönuten, beibe im Recht zu fein behaupten und bie gegen- 
feitigen Behauptungen ftehen fich einander gegenüber und bie Entſcheidun 
ſchwanke; — wer wird alsdann die Richtigkeit Feiner Behauptungen ins Wer 
feßen können, wenn es feinen Richter giebt, der darüber enticheibet, die Frage 
darüber doch aber zum Austrage fommen muß, wer enticheibet dann? Dann 
entfcherbet ber zufällige Umftand: wer bat die Macht? unb derjenige, ber bie 
Macht Hat, in deſſen Schooß fällt die Berechtigung feiner Anſicht. 

Ber kann dieje Anſchauung in der Welt beftreiten? Iſt fie nicht dasjenige, 
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was wir nach bem lebten Kriege erlebt haben, bat nicht jeber Menſch in beides 
Staaten, Herrſcher und Untertbanen, behauptet: wir find im vollfien Rechte? Ich 
bin überzeugt, daß ſämmtliche Bewohner bes öſterreichiſchen Staates behauptet 
baben, wir feien Räuber und Mörder, daß wir dort eingefallen feien; ebenſo be⸗ 
bauptet bie preußiiche Benöflerung, daß wir im vollen Rechte waren, daß mir 
umgerechterweife von Oeſterreich angegriffen waren und mit Oeſterreich in Rrieg 
verwidelt worben find. Wer enticheidet? Derjenige, der bie Macht bat. Diek 
Anſchauung war e8, die der Graf Bismard damals in das Hans hat gehen 
laffen, und die ben Grafen Schwerin veranlaßte, zu fagen: jetzt haben mir 
gehört, Macht geht vor Recht. 

Macht geht vor Recht, — ich erinnere mich deſſen ganz genau, nur wer 
biefen Borausfegungen, nur unter biefen Anſchauungen war davon bie Rede 
Niemals ift e8 als Srunbjak weder aus dem Munde bes Herrn Minifter - Pr: 
fiventen, no ans dem Munde irgend eines andern von uns Allen gelommen, 
niemals haben wir biefen politiihen Grundſatz anders ansprechen mo Unb 
daß wir nicht blos ben Grundja nicht annehmen, fondern baf wir ibn ferne 
von nus weifen, jelbft in dem Moment, wo wir ihn anwenden konnten, das 
haben wir nad Beenbigung bes Krieges gezeigt. 


— — 


Rechtzeitige Eeſtſtellung des Staatshaushaltsetats. 


18. Dezember. Erflärung ded Grafen Bismarck vor der Schluf- 
berathung des Staatshaushaltdetatd (auf den Antrag: den 
Etat nah den Beſchlüſſen der Vorberathung en bloc an: 
zunehmen). 


„Wenn der foeben geftellte Antrag die Annahme de Haufes fände, 
fo würden wir und zum erften Male feit fünf Jahren in der Yox 
befinden, ein gefegmäßiges Budget zu Stande kommen zu feben: 
wir würden zum erften Male, feit die Berfaffung in Wirkfamtei: 
ift, in der Lage fein, ein folches Budget por Beginn des Jahres, "ir 
welches es beftimmt ift, zu Stande zu bringen. 

Dieſes Budget, fo wie es liegt, läßt wefentliche Forderungen te 
Regierung unerfüllt, durch deren Nichtbewilligung die Führung der Kr- 
gierung, wenn auch nicht unmöglich gemacht, aber in einzelnen Zwei 
weſentlich erfchwert wird, Forderungen, deren Nichterfüllung unferer An 
fiht nach weſentlich die Intereſſen des Landes benachtheiligt. Ich der’ 
die einzelnen Poſten nicht aufzählen, ich beftätige nur wiederholt, daß tr 
Regierung Nichts gefordert hat, defjen fie nicht zur Führung der Geidätr 
ehrlich zu bedürfen glaubte. Wenn nichtsdeftomeniger die Regi ver 
ſuchen will, mit dieſem Budget die Geſchäfte das Jahr hindurch zu führen 
jo geſchieht dies, um ihre Achtung vor den Beſchläſſen diefet 
Hauſes zu bethätigen, um ihren Ernſt zu bethätigen, mit der 
fie geſonnen iſt, das Budgetrecht dieſes Hauſes anzuerkennen, 
und den Ernſt, mit dem fie den Entſchluß ausgeſprochen bat, 
mit Ihnen gemeinfam an dem gemeinfamen Werke fortzs- 
arbeiten. 

Es würde dann unfere Berfaflung eine ſchwere fünfjährige Prüfuzs 
fiegreich beftanden haben und wir wilden auf den Weg beiderfeitiger Be 
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fländigung uns begeben haben, den die Regierung vor Jahren ſchon ale 
die Grundbedingung alles Berfaflungslebend bezeichnet hat, den Weg ber 
gegenfeitigen Nachgiebigfeit, der gegenfeitigen Anerkennung. 

Um dieſes gel zu erreichen, um Ihnen gleichzeitig das Pfand zu 
eben, daß die Regierung es ehrlich meint, erfläre ich im Namen der 
egierung, daß, wenn dieles Budget, wie e8 nad den Borbefchlüffen des 

Haufes jet vorliegt, en bloc angenommen wird, die Regierung verſuchen 
wird, mit dieſem Budget, nachdem e8 zu Stande gelommen, Yoren Ab- 
fihten und den ftaatlihen Möglichkeiten entſprechend, das Berwaltungs- 
jahr zu durchleben, und im folgenden die genauer aufzuflärende Kammer 
anzurufen, ob fie dann nicht für gut findet, und, was fie uns heute vor« 
enthalten, zu bewilligen.“ 


Dad Haus wied einen Verſuch ded Abg. Virchow, die 
Militärfrage nochmald zur Erörterung zu bringen, mit 230 
gegen 92 Stimmen zurüd, und genehmigt den Etat im 
Ganzen mit allen gegen 5 Stimmen. 


22. Dezember. Erklärung ded Grafen von Bidmard im 


Herrenhaufe. 


„Die Regierung bat ſich im anderen Haufe bereitö darüber erklärt, 
weshalb fie diefem Etat, obfchon er ihrer Meinung nad wefentliche Be- 
dürfnifje nicht erfüllt, zuftimmt. Sie ıft fich dabei bewußt geblieben, daß 
fie feine Ausgaben nefordert bat, deren Bewilligung nicht im Intereſſe 
de3 Landes nützlich gemefen wäre. Sie bat diefe Bewilligungen nicht 
alle erreicht, hat aber daraus kein Motiv entnehmen können, den Conflict, 
der feit 5 Jahren auf dem Lande laftete, zu erneuern und das Zuſtande⸗ 
fommen des Budgets zu hindern. Sie hat lieber die Gelegenheit ergriffen, 
den Conflict zum Abjchluß zu bringen, in der Ueberzeugung, daß e8 im 
conftitutionellen Leben nicht —** iſt, alle Dinge auf die Spitze zu 
treiben. Das Verfaſſungsleben kann nicht nach mathematiſchen, 
nicht einmal nach —* chen Regeln beurtheilt werden. Es 
iſt eben ein beſtändiger Compromiß. Ich halte es fiir ein Glüd 
für das Land, namentlich unferen Beziehungen zum Auslande gegenüber, 
die mir am nächften Tiegen, daß der Conflict gefchloffen ift, daß ſogar die 
große Mehrzahl unferer entjchiedenen Ordner diefem Friedensſchluß bei⸗ 
geſtimmt haben. Ein Friedensſchluß erfüllt niemals alle Wünſche, wird 
niemals allen Berechtigungen gerecht, — ich kann ſagen, ſelbſt der glor⸗ 
reiche Friedensſchluß, den uns die Vorſehung in dieſem Jahre hat machen 
laſſen, läßt nach manchen Richtungen etwas zu wünſchen übrig, was man 
als unerreicht bedauert. Nichts deſtoweniger iſt es ein glücklicher Frie⸗ 
densſchluß; und ſo hat die Regierung auch im Innern die Genug— 
thuung, die fie darüber empfindet, daß ein Zwiſt, der die ru— 
bigen Gemüther im Lande bedrüdte, abgeſchloſſen ift. 

Was die einzelnen Ausgaben betrifft, die die Regierung theild für 
unentbehrlich, theils für nütlıch hält und die ihr von dem andern Haufe 
verjagt worden find, fo hat das andere Haus durch die Faſſung feines 
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Beſchluſſes felbft bekundet, daß es bei diefer Abſtreichung voransficht, dar 
nad) irgend einer Richtung hin auf dem Wege der Etatsüberſchreitung 
das verkürzte Bedurfniß feine Befriedigung wird ſuchen muſſen.“ 


Sn Vebereinftimmung mit diefer Auffafjung begnügte ſich 
da8 Herrenhaus, feine Bedenken nur in einer ausdrücklichen 
Erflärmg hervorzuheben, ertheilte aber zugleich, um das 
Zuftandelommen des Staatshaushalts nicht zu hindern, dem 
Geſetze, wie es aus den Beſchlüfſſen des Abgeordnetenhauſes 
hervorgegangen war, feine Zuftimmung. 

„Provinzial» Corresponbenz“ vom 27. Dezember. 

„So ift denn einer ber bebeutenpfien Erfolge für bie Entwidelung und 
Fortbildung unferes Berfaffungsiebens nunmehr geſichert. 

Mit der Wieberherftellung des geſetzlichen Zuſtandes in ber Staatshaus- 
balts - Berwaltung überhaupt if zugleich erreicht, was feit Gründung unferer Ber- 
faffung unter der liberalen Regierung ebenfo wie unter ber früheren —A 
vergeblich erſtrebt worden war: eine rechtzeitige Feſtſtellung des Staatshaushalts. 

Der nach jahrelangen Kämpfen mübfam errungene Erfolg wird gewiß and 
in Zukunft von allen Theilen Iorgtid gewahrt und nicht leichthin wieber preis 

egeben werben. Das biesmalige Gelingen wird ein neuer Antrieb mehr für bie 

egierung, wie für bie Landesvertretung fein, auf der Bahn einer erſprießlichen 
Entwidelung unjerer Seriaffung durch aufrichtige® und gewiffenhaftes Zuſammen⸗ 
wirken für das Wohl des Landes auch ferner Fortzufchreiten. 


52. Bie Bereinigung der neuem Sandestheile mit der 
Preußiſchen Monardhie. 
Die Annerion von Hannover, Kurheſſen, Naſſan und 
Fraukfurt. 

16. Auguſt. Königliche Botſchaft, betreffend die Vereinigung 
des Koͤnigreichs Hannover, des Kurfürſtenthums Heſſen, 
des Herzogthums Naſſau und der freien Stadt Frankfurt 
mit der Preußiſchen Monarchie. 


„Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen zc., thun 
fund und fügen hiermit zu wiljen: 

Die Regierungen ded Königreich Hannover, des Kurfürftentfums 
Hefien und des Herzogthums Naffau, fowie die freie Stadt Frankfurt 
baben fi durch ihre Zheilnahme an dem feindlihen Verhalten des ehe 
maligen Bundestages in offenen Kriegszuſtand mit Preußen verfegt. Sie 
haben jomwohl die Neutralität, ale das von Preußen unter dem Verſprechen 
der Garantie ihres Xerritorial» Beitandes ihnen wiederholt und noch in 
letzter Stunde angebotene Bündniß abgelehnt, haben an dem Kriege 
Defterreich& mit Preußen thätigen Antheil genommen, und die Entjcheidimg 
bes Krieges über fi) und ihre Länder angerufen. 
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Diefe Entſcheidung ift nad Gottes Rathſchluß gegen fie ausgefallen. 

Die politifhe Nothwendigfeit zwingt Uns, ihnen die Regierungs⸗ 

ewalt, deren fie durch das fiegreiche Vordringen Unſerer Heere entkleidet 
d, nicht wieder zu übertragen. 

Die genannten Länder würden, Balls fie ihre Selbfiftänbigfeit be» 
wahrten, vermöge ihrer geographifhen Xage bei einer feindfeligen 
oder auch nur zweifelhaften Stellung ihrer Regierungen der Preutifcen 
Politik und milttairifchen Action Schwierigfeiten und Hemmniſſe bereiten 
törmen, welche weit tiber das Maß ihrer thatſächlichen Macht und Bes 
deutung binausgingen. Nicht in dem Verlangen nach Ländererwerb, fon- 
dern in der Pflicht, Unfere ererbten Staaten vor wiederkehrender Gefahr 
u fhügen, der nationalen Neugeftaltung Deutfchlands eine breitere und 
Bere Grundlage zu geben, liegt für Uns die Nötbigung, das Königreid 
Hannover, da8 Kurfürftentbum Heflen, das Herzogtum Naffau und die 
freie Stadt Frankfurt auf immer mit Unferer Monarchie zu vereinigen. 

Wohl willen wir, daß nur ein Theil der Bevölkerung jener Staaten 
mit Uns die Leberzeugung von diefer Nothwendigkeit theilt. Wir achten 
und ehren die Gefühle der Treue und Anhänglichkeit, welche die Bewohner 
derfelben an ihre bisherigen Fürftenhäufer und an ihre felbfiftändigen po» 
litiſchen Einrichtungen Inüpfen. Allein wir vertrauen, daß die lebendige 
Beteiligung an der fortfchreitenden Entwidelung des nationalen Gentein- 
weſens in Verbindung mit einer Tchonenden Behandlung berechtigter Eigen- 
thümlichfeiten den unvermeiblicden Uebergang in die neuere größere Ges 
meinfchaft erleichtern werde. 

Die beiden Häufer des Landtages fordern Wir auf, die zur beab- 
fihtigten Bereinigung erforderliche verfaflungsmäßige inmiligung u ers 
tbeilen und laſſen Spnen zu diejem Behufe den beilommenden Gefeg- 
Entwurf zugehen.“ 

Gegeben Berlin, den 16. Auguft 1866. 

(L. 8.) Wilhelm. 
v. Bismard. v. d. Heydt. v. Roon. Igxenplitz. v. Mübler. 
Graf zur Lippe. v. Selchow. Graf Eulenburg. 


Geſetz⸗ Entwurf und Motive. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen zc., verordnen 
mit Zuftimmung beider Häufer des Landtages der Monarchie, was folgt: 
S.1 


§. 1. 
Mir übernehmen für Uns und unfere Nachfolger auf Grund des 
Artilel 55 der Berfaflungs- Urkunde für den Preußilthen Staat die Res 
ierung über das Königreich Hannover, das Kurfürſtenthum Heſſen, daß 
Derzogthum Naflau und die freie Stadt Frankfurt. 


. 2. 

Die definitive Regulirung der Beziehungen dieſer Länder zu dem 
Preußiſchen Staatsgebiele auf Grund des Artikel 2 der Verfaſſungs⸗Ur⸗ 
funde erfolgt mittel befonderen Geſetzes. 

3 


8.3. 
Das Staats-Minifterium wird mit der Ausführung des gegemmärs 
tigen Geſetzes beauftragt. 
Urkundlich ꝛc. 
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Motive. 


Die Regierungen des Königreich Hannover, des Kurfürftenthung 
Heflen und des Herzogthums Naſſau, fo wie die freie Stadt Frankfurt 
haben durch ihre bebarrliche Ablehnung der von Preußen vorgefchlagenen 

eform des deutſchen Bundes und durch den offenen mit dem Zwecde 
der Bereitelung derfelben unternommenen Krieg bewiefen, daß auf ihre 
Mitwirkung zur Befriedigung der nationalen Bedürfniffe und beredtigten 
Wunſche des deutſchen Volles nicht zu vechnen iſt. Sie haben damit 
ihren Fortbeftand unmöglich gemacht, indem fie gezeigt haben, daß ber: 
felbe mit der Erreihung beftiebigenber Zuftände der deutſchen Nation 
unvereinbar ift. 

Neben diefer Unerträglichleit mit einer Reconftruction Deutjchlands 
auf nationalen Grundlagen würde der Fortbeftand diefer Staaten eine 
fortdauernde Gefahr für Preußen in ſich fchliegen. Die legten Ereignifie 
haben gezeigt, wie groß dieſe Gefahr iſt, indem Preußen fich — 
geſehen hat, im Augenblid eines, die ganze Kraft der Nation in Aniprud 
nehmenden Krieges gegen eine ebenbürtige Großmacht, einen bedeutenden 
Theil feiner Streitkräfte zur Occupation jener, e8 im Rüden und von der 
Geite bedrohenden Länder zu verwenden. 

Diefer Zuftand darf nicht mwiederfehren. Er muß für immer be 
feitigt werden. 

Seine Majeftät der König bat Sich daher entichloflen, zur Side: 
ftellung der eigenen und der übrigen deutichen Lande von dem durch du 
Fugung der Vorſehung Ihm verliehenen Rechte Gebraudy zu machen und 
die Regierung über die gegenwärtig von Preußiichen Truppen occupirter 
und in Breußifcher Verwaltung befindlichen Zerritorien des Köonigreicht 
Hannover, des Kurfürftenthung pen, des Herzogthums Naflau und 
der Stadt Frankfurt a. M. mit ihrem Gebiet au Grund des Art. 55 
der Berfaflung zu übernehmen. 

Die Herzogthüümer Holftein und Schleswig hat Seine Majeftät der 
König bisher in gemeinſamem Recht mit Seiner Majeflät dem Kaiter 
von Oeſterreich auf Grund des Wiener Vertrages vom 30. October 1864 
befefien. Nachdem Seine Majeftät der Kaifer Sich bereit erflärt hat, 
ale ihm aus diefem Vertrage zuftehenden Rechte auf Seine DRajeftät dez 
König zu übertragen, wird Seine Majeftät der König, fobald der Friede 
mit Vefterreich ratificirt fein wird, die Regierung auch diefer beiden Her: 
ogthümer definitiv übernehmen. Wenn die nördlichen Diftricte dei 

erzogthums Schleswig in freier Abftimmung den Wunſch ausipreder 
ſollten, mit dem Königreich Dänemark vereinigt zu werden, jo wird Se. Ma: 
jeftät der König diefem Wunfche ftattgeben. 

Die individuellen Verhältniſſe und Befonderheiten der neu ermor 
benen Länder und Landestheile werden eine vielfache Verüdfihtigum = 
fordern, deren Tragweite ſich noch nicht überfehen läßt. Es ift der 
Seiner Majeftät des Könige, den wirklihen Bedürfniſſen gerecht zu werden, 
und die billigen Rückſichten auf berechtigte Eigenthümlihleiten mit den 
Forderungen des allgemeinen Staatswohls und der —— gegen 
alle Seine Unterthanen auszugleichen. “Deshalb konnte die fofortige Anl- 
nahme diefer Ränder in das Preubifche Staatsgebiet nicht erfolgen, mei- 
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mehr muß es einer boffentlic nahen Zukunft vorbehalten bleiben, die 
fümmtlihen unter der Herrihaft des Königs befindlichen Lande in ein 
Ganzes zu vereinigen, jobald die neu erworbenen Länder durch das jeßt 
einzurichtende Uebergangsftadium dazu vorbereitet fein werden.“ 


16. Auguft. Worte des Grafen Bis marck bei Einbringung der 
Borlage. 


„Nachdem der König felbft zu Ihnen über die Sache gefprochen, 
wird es mir nicht geziemen, in diclem Augenblide meine eigene Auffaffun 
näher zu entwideln und den Königlichen Worten eigene binzuguflgen. Kr 
erlaube mir nur Ihre Aufmerkſamleit darauf zu lenken, daß der Inhalt 
des Gejeg- Entwurfs den jet zu fchaffenden Aufand auf der Bafis des 
Art. 55 als einen Uebergangszuſtand darakterifirt, der nicht als der de- 
Ainitive gedadht wird. Die Königliche Staats- Regierung hält einen ſolchen 
Uebergangspunft für zweckmäßig, um die völlige Einverleibung diefer 
Länder in die Preußifhe Monarchie in derjenigen fchonenden Weife vor⸗ 
gubereiten, welche die Königliche Botichaft in Ausficht ftellt. Wir glauben, 
aß die Bewohner jener Yänder felbft fih in Kurzem, wenn die Ent» 
ſcheidung der Königlihen Staat3-Regierung in der Art feftgeftellt fein 
wird, wie es durch ein folches Gefetz gefchieht, mit dem Gedanken noch 
vollftändiger befreunden werden, als dies bisher geſchehen ift, und daß 
der Yandtag mit Vertrauen in die Hand Seiner Majeftät die Machtvoll⸗ 
fommenheit werde legen wollen, in jenen Ländern diejenigen Modifica— 
tionen ihrer bisherigen Einrichtung und Berfaffung einzubringen oder zu 
gejegmäßiger Entjcheidung vorzubereiten, welche üre erjchmelzung mit 
dem Preußiihen Staate werden erleichtern können. Weber die Herzog» 
thümer Schleöwig und Holftein ift in diefem Gefeg- Entwurf nichts gejagt, 
weil ihre Einverleibung bedingt ift durch die Ratification des mit Oeſter⸗ 
reih im gegenwärtigem Augenblid verhandelten Friedens, und wir werden 
eine Borlage darüber erſt machen können, wenn der Friede ratificirt if, 
ebenfo wie über andere Gegenftände, deren Geſchick im Augenblid noch 
von den Friedens = Verhandlungen mit den übrigen füddeutihen Staaten 
abhängt.“ 

Aus dem Kommiſſionsbericht ded Abgeordneten» 
hauſes: 


„Die Königliche Botſchaft und die Geſetzes⸗Vorlage verkündigt die Ver⸗ 
einigung der Lande des Königreichs Hannover, des Kurfürſtenthums 
Seflen, des Herzogthums Naffan und der freien Stadt Frankfurt mit der 

reußifchen Monarchie und fpricht damit zugleich aus, daß die bisherigen 
Dynaftien in jenen Yändern zu regieren aufgehört haben, diefe jelbft aber 
vor BZerreißung und Zerftüdelung bewahrt find. 

Die Commilfion erfannte darin den Beginn eines neuen Abfchnitts 
nationaler Entwidelung, und nahm die Königlihe Botſchaft und Die 
Geſetzes⸗Vorlage mit hoher Befriedigung auf. Vollſtes Einverftändniß 
über Die Aufgaben, melde ber Preußiſche Staat an der Hand dieſes 
Geſetzes zu (öfen bat, begleitete die Verhandlungen zwiſchen der Staats⸗ 
Regierung und der Commiffion von Anfang bis zu Ende. 
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Erklärungen ded Grafen Bismard in der Kome 
milfion (nad) dem Kommilfiondberidht): 


„Der Minifter-Bräfident nahm das feiner Anficht nach völkerrechtlich 
- anerlannte Recht der Eroberung mit vollfter Wirkung für Breußen in Anfprud). 
Aus dem Schooße der Commiſſion wurde entgegnet, daß der Prem 
ßiſche Staat ſich nach einem anderen Nechtstitel als dem der Eroberung 
umſehen müfle. Das ſei die nadte Gewalt, welche in der Gegenwart zur 
Rechts⸗ und Staatsbildung nicht mehr außreiche. Sein neuerer Böller- 
rechtslehrer vertrete diefen antiquixten Standpunkt. Die Friedend-Präfi- 
minarien von Nicol8burg gewährten doc der im däniſchen Kriege unter 
worfenen Bevölkerung der nördlichen Diftricte von Schleewig das Nedt 
freier Abftimmung. Die Sanction des deutfchen Volles, zur Zeit aller- 
ding? nur repräfentirt in dem Fünftigen Reichſstag des norddeutſchen 
Bundes, jei jenen Rechstitel der Eroberung zu legitimiren im Stande. 

Der Herr Minifter- Präfident verwahrte fi) gegen den Vorwurf der 
nadten Gewalt und rechtfertigte die Eroberung mit dem Recht der dent- 
[hen Nation zu eriftiren, zu athmen und fi zu einigen, ae 
aber mit dem Hecht und der Pflicht Preußens, Dieter deutichen Nation 
die für ihre Exiſtenz nöthige Baſis zu liefern. Sodann bob er hervor, 
daß diefe Ungelegenbeit nicht no) Wochen und Donate in der Schwebe 
bleiben dürfe und daß im Falle kriegeriicher Berwidelungen der Parla⸗ 
mentsbeſchluß von keinem Nuten fein würde. 

— — Bas die völkerrechtliche Wirkung der Eroberungen für die 
inneren Rechtszuſtände der eroberten Länder anbetrifft, jo erflärte bie 
Königlide Staats Regierung fi) dahin, daß fie die bisherigen Verfaſ⸗ 
jungen und die durch fie begründeten ftaatlihen Einrichtungen in den ero- 
berten Ländern als erloſchen betrachte: Verfaſſung und Dynaſtie ſei von 
einander untrennbar, in Hannover die Dynaftie viel Älter, als die Ber: 
faſſung; mit jener ſei auch diefe bejeitigt. Auch die neuere Doctrin des 
Böllerrehts Hält nur das Privatrecht des Volles und die damit zufanımen- 
hängenden Einrichtungen unbedingt aufredht. Die Commiffion ſchloß ſich in 
ihrer Mehrheit der Anficht der Staat3-Regierung an; für einzelne Mitglieder 
war die Erwägung mit maßgebend, daß eine jede Staats-Verfaſſung fid 
auf einen beftimmten Staat beziehe, deſſen Eriftenz und Selbfiftändigfeit 
poraugfege, und mit dem Untergange des Staates von felbft äulammenfall. 

Die Real»Union Inüpfe ein ungleich innigeres und fefteres 
und gewähre auch wegen der zur —F nothwendigen Zuſtimmung einer 
von perſönlichen Empfindungen nicht geleiteten Volksvertretung die Bürg⸗ 
fehaft der Dauer. 

Der Herr Minifter- Präfident bob hervor, daß es fich bier um eine 
über jeder Parteifrage ftehende, die Größe Preußens betreffende Geſetzes⸗ 
vorlage handele. - 

te Perjonal-Union ſei für die Preußiſche Regierung die 
Dauer nicht wünſchenswerth und zur Entwidlung wahrer nationaler Kraft 
nicht geeignet. Wenn bei Tauenburg die Form der Berfonal-Union 
wählt worden, jo fei dies ein Act der Courtoijie gegen diefen Er. 
ling Preußifher Ermerbungen gemefen, aus welchem keinerlei Un- 
bequemlichleiten für den Preußijchen Staat hätten erwachfen können. 
Vöollig unausführbar aber fei es einſchließlich Schleswig- Holfteind mit 
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ſechs verfchiedenen Ländern von bedeutender Ausdehnung und ſehr ver» 
Ihiedenen Eigenthämlichkeiten eine Perfonal-Union auf längere Zeit fort» 
führen; das fei eine unregelmäßige Schöpfung, welche zur Stärkung 
— ** nicht geeignet ſei. 
In Betreff der Frage einer einſtweiligen Dictatur oder der ige 


—— der Derfaflung, erflärte der Minifter- Präfident, daß die ſo⸗ 
che ' Einführung der Verfafjung in den nenen Landestheilen unaus⸗ 
rbar 


ei. 
Die Königliche Staats⸗Regierung wünſche für die Soifhengeit nicht 
blos das Net, Königliche Verordnungen, wie fie auf Grund der Ber» 
fofflung8» Urkunde innerhalb Preußens Hatthaft feien, zu erlaſſen, fondern 
eine ehrliche Dictatur, das heißt das Recht anzuordnen, was im Ueber⸗ 
leitungsftadium zum Beften jener Länder nothwendig fei und zu befeitigen, 
was diejem Beſten widerjprehe. Bor allen Dingen müfje die Preußiſche 
Militairs Berfaflung zur Ausführung gebradht werden, um die Wehrfraft 
der eroberten Länder für Preußen verwerthen zu können. Die Mittel 
und zBege biezu müſſe fi) die Regierung zunächſt allein vorbehalten, da 
fie am beften über die dortigen Berbältniffe unterrichtet fe. Das Ab⸗ 
eordnetenhaus möge derjelben vertrauen, da eine Verſchiedenheit des 
Diele faum denkbar ſei. 

Daß die Berfafiung ihr geftatte, einzelne Artikel außer Kraft zu 
fegen, biete der Regierung feinen winfchenswerthben Ausweg. Es wiirde 
ein Geſtändniß der Unficherheit darin liegen, wenn nad oder gleichzeitig 
mit der Einführung der Berfaflung jofort Ausnahmes DMaßregeln oder die 
theilweife Suspenfion der Verfaflung in jenen Rändern verfügt werde.“ 


Geſetzentwurf nad den Vorſchlägen der Kommiſſion. 


8.1. 

Das Königreich Hannover, das Kurfürſtenthum Heilen, das Herzog⸗ 

tbum Naſſau und die freie Stadt Frankfurt werden in — des 

Art. 2 der Berfaffungs-Urkunde für den Preußifchen Staat mit der 
Preußiſchen Monarchie für immer vereinigt. 


8. 2. 
Die Preußiſche Verfaſſung tritt in dieſen Landestheilen am 1. October 
1867 in Kraft. Die zu diefem Behufe nothwendigen Abänderungs-, Zuſatz⸗ 
und Ausführungs-Beitinmungen werben durch bejondere Geſetze feftgeftellt. 


8.3. 
Das Staatd-Minifterium wird mit der Ausführung des gegenwärtigen 
Geſetzes beauftragt. 
Urkundlich ꝛc. 


Die Annahme des Geſetz-Entwurfs in der vorſtehenden 
Faſſung erfolgte in der Sitzung des Abgeordnetenhaufes 
vom 7. September 1866 mit 273 gegen 14 Stimmen, 
— im Herrenhaufe am 10. September mit allen gegen 
eine Stimme. 

Am 20. September wurde dad Gele publicitt. 
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3. October. Patent wegen Befignahme ded vormaligen König: 
reichs Hannover. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen :c., then 
gegen Jedermann hiermit fund: 

Nahdem in Folge eines von Hannover im Bunde mit Defterreich, und 
in —— des damals geltenden Bundesrechtes begonnenen, von Uns 
in gerechter Abwehr fiegreid geführten Krieges die zu Königreich 
früher vereinigten Lande von Uns eingenommen find, jo haben Wir be 
ſchloſſen, dieſelben mit Unferer Monardjie zu vereinigen und zu diefem Behufe 
mit Zuftimmung beider Häufer des Randtages das Geſetz vom 20. September 
d. J. erlajfen und verkündigt 

Demzufolge nehmen Wir durch gegenmwärtiges Patent mit allen Rechten 
der Landeshoheit und Oberherrlichkeit in Beſitz und einverleiben Unferer 
Monarchie mit jämmtlichen Zubehörden und Anfprüchen die Länder, welde 
das vormalige Königreich Hannover gebildet haben, namentlich: die 
thlimer Calenberg, öttingen, Grubenhagen, Luneburg, Osnabrück, Hi 
beim mit der Stadt Goslar und Oftfriesland mit dem Harfinger ; 
die Herzogthlimer Bremen, Berden und Arenäberg  eppen und den 
ganmoder| en Antheil am Dergogthum Lauenburg; die Niedergrafſchaft 

ingen; die Graffchaften Hoya, Diepholz, Hohnftein und Bentheim, und 
da8 Land Hadeln. 

Wir werden Unferem Königlichen Titel die entjprechenden Titel bin 
ufügen. 
’ Wir befehlen, die Preußifchen Adler an den Grenzen zur Bezeichuung 
Unferer Landesherrlichkeit aufzurichten, ftatt der bisher —— Wappen 
Unſer Königliches Wappen anzuſchlagen und die öffentlichen Siegel mit 
dem Preußiſchen Adler zu verjehen. 

Wir gebieten allen Einwohnern des nunmehr mit Unferer Monardye 
vereinigten ehemaligen Königreichs Hannover, fortan Uns als ihren rech:⸗ 
mäßigen König und Landesheren zu erkennen und Unferen @ejegen, Ber 
ordnungen und Befehlen mit pflihtmäßigem Gehorſam nachzuleben. 

Wir werden Jedermann im Befige und Genuffe feiner wohlerworbenen 
Privatrechte fchügen und die Beamten, welche für Uns in Eid und Pflicht 
u nehmen find, bei vorausgefegter treuer Berwaltung im Genufie ihrer 
Dienfteintänfte belafien. Die gejegebende Gewalt werden Wir bis yar 
Einjührung der Preußifchen Berfaffung allein ausüben. 

Wir wollen die Geſetze und Einrichtungen der bisherigen hannoverfchen 
Lande erhalten, foweit fie der Ausdrud berechtigter Eigenthümlichleiten find 
und in Kraft bleiben können, ohne den durch die Einheit des Staates 
und feiner Intereſſen bedingten Anforderungen Eintrag zu thum. 

Unfer bisheriger General- Gouverneur ift von uns angewieſen, hieraadh 
die Befignahme auszuführen. 

Hiernach gefchieht unfer Wille. 
Gegeben Schloß Babelsberg, den 3. October 1866. 
(L. 8.) Wilhelm 
Graf von Bismord-Schönhaufen. Freiherr von der gr 
von Roon. Graf von Ftenplig. von Mühler. Graf zur Lippe. 
von Seldow. Graf zu Eulenburg. 
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3. October. Allerhbödhfte Proclamation an die Einwohner 
des vormaligen Königreihd Hannover. 


Dur das Patent, weldes Ich heute vollzogen habe, vereinige Ich 
Euch, Einwohner der hannoverſchen Rande, mit Meinen Unterthanen, Euren 
Nachbaren und deutfchen Brüdern. 

Durch die Entjcheidung des Krieges und durch die Neugeftaltung des 
gemeinfamen deutſchen Baterlandes nunmehr von einem Fürftenhaufe ge- 
trennt, dem Ihr mit treuer Ergebenbeit angehangen, tretet Ihr jest in den 
Berband des Nahbarlandes, deflen Bevölkerung Euch durch Stammes 
gemeinfchaft, durch Sprache und Sitte verwandt und durch Gemeinſamkeit 
der Anterefien befreundet ift. 

Wenn Ihr Euch nicht ohne Schmerz von früheren, Euch lieb gewordenen 
Berhältniffen losfagt, jo ehre ich diefen Schmerz und würdige denfelben 
al3 eine Bürgjchaft, daß Ihr und Eure Kinder auch Mir und meinem Haufe 
mit Treue angehören werdet. Ihr werdet die Nothwendigkeit des Gefchehenen 
erlennen. 

Denn ſollen die Früchte des ſchweren Kampfes und der blutigen 
Siege für Deutſchland nicht verloren fein, fo gebietet es eben fo die Pflicht 
der Selbfterhaltung, als die Sorge für die Yörderung der nationalen 
Intereſſen, Hannover mit Preußen feft und dauernd zu vereinigen. Und 
— wie ſchon Mein in Gott ruhender Herr Vater es ausgefproden — nur 
Deutfchland hat gewonnen, was Preußen erworben. 

Dieſes werdet Ihr mit Ernft erwägen und fo vertraue Ih Eurem 
deutfchen und redlihen Sinn, daß Ihr Mir Eure Treue eben fo aufs 
richtig. geloben merbet, wie ‘Sch zu Meinem Volke Euch aufnehme. 

uren Gewerben, Eurem Handel und Eurer Schifffahrt eröffnen ſich 
Durch die Bereinigung mit Meinen Staaten reichere Quellen. Meine Bor: 
forge wird Eurem Fleiße wirkſam entgegenfommen. 

Eine gleiche Bertheilung der Staatslaften, eine zweckgemäße energifche 
Bermwaltung, forgfam ermogene Geſetze, eine gerechte und punktliche Juſtiz⸗ 
pflege, kurz alle die Garantieen, welche Preußen zu dem gemacht, als was 
e3 ſich jett in barter Probe bewährt hat, werden Euch fortan gemeinfame 
Güter jein. 

Eure friegstüchtige Jugend wird fich ihren Brüdern in Meinen anderen 
Staaten zum Schutze des Baterlandes treu anjchließen, und mit Freude 
wird die Preußijche Armee die tapferen Hannoveraner empfangen, denen 
in A en deutſchen Ruhmes nunmehr ein neues größeres Blatt 
eröffnet ift. 

Die Diener der Kirchen werden auch fernerhin die Bewahrer des 
väterlichens® Glaubens fein. 

Euren Lehranftalten, den vieljährigen Pflegerinnen deutfcher Kunſt und 
Wiſſenſchaft, werde ich Meine befondere Aufmerkſamkeit widmen, und wenn 
der preußiiche Thron, je länger, defto mehr, als der Hort der Freiheit und 
Selbſtſtändigkeit des deutſchen Vaterlandes erkannt und gewürdigt wird, 
dann wird aud Euer Name unter denen feiner beften Söhne verzeichnet 
werden, dann werdet auch Ihr den Augenblid fegnen, der Euch mit einem 
größeren Baterlande vereinigt bat. 

Das walte Gott! 
Schloß Babelsberg, den 3. October 1866. Wilhelm. 
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Die Befipergreifungs-Patente in Betreff des Kurfürften- 
thums Heſſen, des Herzogthumd Naffau und ber freiem 
Stadt Frankfurt, jowie die betreffenden Allerhöchſten Pre 
clamationen find von demfelben Tage (3. Detober) datirt 
und im Wejentlichen gleichlautend. 


Graf Bismard über das Berfahren ber Re: 
gierung in Bezug auf Hannover. 
(Rede in der Sitzung ded Reichsſtags vom 11. März 1867.) 


Ich bege die aufrichtigften Sympathieen mit den Gefühlen, die eimen 
treuen Anhänger einer gejtürzten Dynaftie befeelen können, mag dieſe 
Donaftie gefallen fein durch ihre eigene Schuld oder durch die Gewalt der 
Umftände. Ih kann e8 dem Herrn Vorredner (Abg. von Müncdyhanfen, 
auch nicht verargen, daß er das Bedürfnig empfunden hat, feinen Gefühlen 
Ausdrud zu geben; nur hätte ich gewünſcht, er von diefem Ausbrude 
Anklagen der Königlich Preußiſchen Regierung fern gehalten hätte, die fi 
entweder auf unrichtige Auffafjung der Thatfaden, oder auf umrichtige That: 
fachen überhaupt gründen, und daß er mich der undankbaren Aufgabe 
überhoben hätte, In in dieſer gung zu widerlegen. 

Ich weiſe zunächſt den Vorwurf, als REN die Königlich Preußiſche 
Regierung die Kapitulation von Langenſalza nicht & alten, als eine 
unmilrdige Berläumdung der Königlichen Regierung, mit zuräd. 
Die Eapitulation von Sangenfalza ift fein Staatsvertrag. Keinem der 
Unterhändler, die dabei thätig geweſen find, fo lange die Truppen bei 
Langenſalza ftanden, ift e8 eingefallen, daraus etwas Anderes zu machen, 
als eine militärifhe Konvention, um für die Dauer des Fri 
weiteres Blutvergießen zwiſchen Truppen, die lange befreundet g 
waren und manche glorreiche Erinnerung mit einander teilten, zu ver- 
hindern. In diefem Sinne ift Sr. Maj. dem Könige Georg die Sicher⸗ 
beit feines Privateigenthums zugefihert worden, natürlich desjenigen Prr 
vateigenthums, das ſich im Lager und bei ihm befand. Ueber das übrige 
Privateigentbum, welches bereit8 in unferen Händen oder fonft im Közig- 
reich Hannover war, und tiber andere dahin bezügliche VBerhältnifie haben 
Staatöverträge zu beftinmen. 

Daß Ihre Majeftät die Königin Maria vorzieht, noch im dieſen 
Augenblid in dem Preußiſchen Lande zu verweilen, ohne daß Herr 
Gemahl mit Sr. Maj. dem Könige von Preußen Frieden geſchlofſen het. 
ift ein Beweis des Schuges, welchen Yürften und Yürftinnen auch dam, 
wenn fie unfere Feinde find, jederzeit in Preußen finden, umd des Ber 
trauens auf diefen Schuß, und ich bemundere, daß die Königin Mens 
das Bertrauen bis zu diefem Grade ausdehnte. ch weiß aber, der 
Aufenthalt, dag die Anmefenheit nicht der Königin, aber ded Hofes = 
Marienburg den Dedmantel von Intriguen bildet, die wir nicht anf 
die Dauer dulden können; ihre Fäden abzujchneiden, hat Se. Mei 
König befohlen. In Folge diefes Befehls ift der Major d. T 
den Augen 3. Maj. der Königin Maria verhaftet worden. Wem I. Re 
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jeftät das nicht anfehen will, muß fie nicht in der Marienburg wohnen. 
Sr uns ſtehen zu hohe Intereſſen auf dem Spiele, die Ruhe des Landes 
kann auß dergleichen Rückſichten nicht gefährdet werden, wenigitens find 
wir feft entichloflen, nicht damit fpielen zu lafien. Hr. v. Xrend mar 
unjeren Nachrichten nach Träger au von anderen Papieren; er hat recht- 
zeitig aus den Hannoverfchen Bureaur Nachrichten darüber bekommen, daß 
auf ihn vigilirt würde; er hat in Folge defien dieje anderen Papiere ent- 
weder nicht mitgenommen, oder frühzeitig in Sicherheit gebradt; es fand 
fih bei ihm nur ein Brief des Königs Georg an die Königin Maria. 
Es jtimmt mit der Intention Sr. Maj. des Königs nicht überein, daß 
diefer Brief erbrochen wurde, An die Königin Varia kann ihr hoher 
Gemahl fchreiben, was er will, dadurd kann die Ruhe des Staates nicht 
compromittirt werden. Die Intention iſt mißverftanden, daß dadurch der 
Auftrag überfähritten worden, wie da3 häufig im Leben, namentlich in ge- 
fpannten Berhältnifien, vorfommt. Er bezog fi) vorzugsweiſe auf die 
Berbreitung folder Proclamationen, die von Siekin fommen und die im 
Stile des „Württemberger Beobachter8* unter das Hannoverfche Landvolk, 
fei es behufs der Wahlen, oder um andere Unruhen zu erregen, verbreitet 
werden. Se. Maj. der König hat befohlen, in einem Schreiben an einen 
Beamten des Königlichen Hofes in Marienburg Sein Bedauern über das 
Meberjchreiten Seiner Intention auszudrüden. Dergleichen kann überall 
vorlommen. Daß es nicht in unferen Gewohnheiten liegt, das zeigt am 
beiten der fortgefegte Aufenthalt der Königin Maria in Marienburg 
ungeadhtet der fortgefegten Weigerung ihres Herrn Gemahls, Frieden mit 
und = jchließen. 

er Herr Vorredner hat außerdem über das Regime, unter dem 
Hannover biöher verwaltet worden ift, Klage geführt. „Sch begreife diefe 
Klage. Hannover fteht augenblidlih unter dem Regiment des Abfoln- 
tisnius, und dieſes Regiment wird jein Ende finden am 1. October d. J.; 
dann wird es ſich aller der verfaffungsmäßigen Garantieen erfreuen, welche 
die übrigen Provinzen des Preußifchen Staates bereitd in diefem Augen» 
blid jhügen. Bis dahin aber wird fich der Herr Vorredner damit bes 
fcheiden müflen, daß die Provinz nad) den perjönlicden Ueberzeugungen 
St. Maj. des Königs über die Maßregeln, die zur Sicerftellung der 
Preußiſchen Herrſchaft in dem Lande nothwendig find, regiert wird. Wir 
werden den Widerftand nicht tragen, wir werden ihn breden. 
Daß die Sache fo gekommen ift, kann Niemand mehr wie ich bedauern. 
Ich habe ſchon vorhin angedeutet, daß Jahrhunderte lange Erinnerungen 
und Zraditionen die Hannoverjche Armee mit der Preußijchen verknüpften, 
umd die Hannoverſche Politik mit der Preußiſchen. Es war die Grup 
pirung des fiebenjährigen Kriegs eine volllommen natürliche, die in unfer 
aller Erinnerung lebt. Seit einigen Jahren hat fi Hannover von dieler 
natürlihen Verbindung Losgerifien; ich habe feine Minifter, — der Graf 
Platen wird mir das bezeugen — mit den Worten gewarnt: wenn Sie 
Breußens Ehrgeiz fürdten, fünnen Sie ihn nicht wirkjamer entwaffnen, 
als dadurch, daß Sie feine treuen Bundesgenofien find. Einem Bun- 
dDesgenofjen nah dem fiegreihiten Kriege ift fein Zürft des 
Hauſes Hohenzollern im Stande, ein Haar zu Trümmen. 
Benn Sie ſich aber mit unfern Feinden liiren, obſchon Ste diefelben In⸗ 
terefien mit ung haben, wenn Sie zwijchen Hamburg, Minden und Köln 


Für Biamarc. 36 
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einen Staat fchaffen, von dem wir beflicchten müflen, daß er jede Ber- 
legenheit Preußens nad) außen benugt, jede Front, die wir nach dem 
Süden madhen, um ung, ich will nicht jagen, den Dolch, aber die Waffe 
in den Rüden zu rennen; ein folher Staat kann nicht mit unferm Willen 
befteben, feine Fortexiſtenz wäre unverträglich mit der Preußens, umd der: 
jenige Preußifche Miniſter, der die erfte Gelegenheit, die ſich zur Beier 
tigung eines foldhen Hannovers darbietet, verjäumen würde, verräth fein 
Land, verrärh Deutfchland! Sie hätten und diefe Gelegenheit nicht geben, 
biefe Verpflichtung nicht auferlegen müfjen. Wir haben lange unterhandelt, 
vielleicht zu lange über ein Bündnig mit Hannover, wir haben nod bei 
Langenjalza darüber unterhandelt. Woran fcheiterten die Unterhaudlungen 
mit Hannover? An der Abneigung Sr. Maj. des Königs Georg, Garan⸗ 
tieen dafür zu geben, daß tie Hannoverfche Armee fi auf nur ein Jahr 
fang der Veindfeligfeiten gegen und enthalten möge. Wir haben das 
Bündniß angeboten von den Yugenblid an, wo wir die Möglichkeit eines 
Krieges vorausjahen. Wir find hingehalten worden mit Tergiverfationen. 
Dean bat uns in amtlich mitgetheilten Noten einen NReutralitätöpertrag 
verfprodhen, während defjen aber fortgejahren, heimlich zu waflnen: man 
ließ Munition und Waffen nad) Stade jchleppen, um dort eine jefte Por 
fittion zu nehmen, um dort mit dem Gablenzichen Corps, mit denjenigen 
Streitkräften, die das en Auguftenburg in Holftein würde mobil —* 
können und deren Waffen wir dann in — efunden haben, eine 
Diverſion gegen uns im Aüden gemeinſchaftlich mit Oeſterreich zu machen. 
Diejer Gefahr kann fi Preußen nicht zum zweiten Mal ausjegen, Bir 
* die Verhandlungen hinausgezogen in der Hoffnung, Hannover würde 
ich befinnen. Es hat uns widerftrebt, gegen diejen befreundeten 
und benahbarten Stamm, der mit ung denjelben Dialect fpridt, 
in defjen Adern unfer Blut fließt, den Degen zu ziehen. Um 
dies zu vermeiden, haben wir rechtzeitig, — wenn ich nicht irre, war ed am 
9. oder 11. oder furz darauf — in Hannover amtlich Folgendes kundge⸗ 
geben: Stimmt Hannover für den Defterreichiichen Antrag, der am 14. Juni 
in rantfurt votirt worden, fo werden wir dies als eine Kriegserklärung 
betrachten und danach verfahren. Sie waren vollftändig gewarnt, 
patten aber Bertrauen auf 800,000 Mann Defterreidiider 

ruppen — fo war nämlich die Bıffer durch den Prinzen Solms an 
gegeben, der feinem hohen Verwandten damit einen fchlechten Dienſt ger 
leiftet, al8 er ſchwankte zwiſchen Preußen und Oeſterreich, ihn in das 
andere Lager hinüber zu ziehen. 

M.H., in folden Angelegenheiten fann dieje Art von gemütblider 
Auffafjung, an die man fih in Deutfchland in fünfzigjährigem Frieden 
gewöhnt bat, nicht Platz greifen. Es ift mir von mehreren Seiten nad 
dem Kriege, von Seiten Deutjcher Staaten in einer Weile entgegenge 
kommen, die etma jagen wollte: „Nun, wir haben die Sache nicht jo eraft 
gemeint, nun ift Alles wieder beim Alten; wir haben in Hannover nur 
mit fharfen Patronen Mannöver gemadt; wir wollen und auf die alten 
Stühle jegen, und ihr werdet nicht böje fein." Man bat fich über 
den Ernft der Sache getäujcht; ob in demjenigen Dünfel, mit dan 
Gott öfter die Fürften fchlägt, ob in derjenigen Unkenntniß der Diplo 
maten und Minifter, in der Viele fich über die Mealitäten diejes Lebens 
befinden, laſſe ih dahingeftelt. Man hat Krieg gewollt mit offe- 
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nen Augen; man war entſchloſſen, Preußifhe Provinzen zu 
nehmen, wenn man gejiegt hätte, danach bat man fein Recht, 
ih naher zu wundern, daß der Krieg die ernften Folgen hatte, 
die er num gehabt hat, und nun uns gegenüber einen Ton der 
Klage über diefe Folgen anzufchlagen. M. H., wenn das Blut, 
wenn die Freiheit von Preußen aufs Spiel geftellt wird, wenn das ganze 
Königreih, wie es war, mit feiner glorreihen Krone als Einſatz ftand, 
wenn die Kroaten unfer Land mit ihren Plünderungen bedrohten, wenn 
die Fremdherrichaft, ich weiß nicht, auf wie lange, uns bedrohte; wenn 
man uns in die Gefahr bringt eines Stichs in die Seite, foll man danach 
nit auf den Standpunkt der Sentimentalität fallen und über fchlechte 
Behandlung klagen. 

Slaubt man da8 zu können, fo ift e8 eine Unkenntniß der Dinge, 
an der jeder Staat und jede Krone zu Grunde gehen muß, welche mit 
diefer Unfenntniß gefchlagen ift. Der Herr Vorredner hat ung noch einen 
fpeciellen Vorwurf gemadt; er hat darüber geklagt, daß Leute ohne Ur⸗ 
theil und Recht und im Widerjpruche mit der Geſetzgebung nad) der 
Feſtung Minden abgeführt ſeien. M. H., im Hannoverfchen Gebiete lag 
keine Feſtung, jonft hätte ich es für correcter gefunden, fie dahin abzu« 
führen. Das ift aber meined Erachtens dag Einzige, worüber vom ju- 
riſtiſchen Standpunkte aus Beſchwerde geführt werden Tann in einem 
Lande, wo nad Kriegs⸗ und Völkerrecht in diefem Augenblid die abjolute 
Regierung befteht, die Regierung eine Eroberer, und zwar eines ſolchen, 
der mit Ghnen Freund und Pandsmann fein will und ſich als ſolchen 
führt, immerhin aber doch eines Eroberers; in einem ſolchen Lande und 
in ſolchem Augenblide ſich darüber zu bejchweren, daß Jemand, der bie 
Ruhe ftört, eingefperrt und unſchädlich gemacht wird, dann ift Ihnen der 
Unterfchied zwiſchen einer abjoluten und conftitutionellen Verfaflung, die 
dem Staatöbürger gegen den Mißbrauch der Gewalten Garantieen giebt, 
überhaupt unklar. Werden Sie es jegt in Nußland für eine Geſetzes⸗ 
und Nechtöverlegung halten, wenn Jemand präventiv eingelperrt wird? 
Sit es nicht bei und toto die paifirt, ehe wir die Berfafjung hatten, ohne 
dag die fcharffinnigften Juriſten etwas dagegen vorzubringen mußten? 
Formales Unrecht gejchieht dabei nicht. Ob aber durch moralifches Un- 
recht der Verſchuldete getroffen wird, ift von bier auß und in ſolchen 
Berhältnifien nicht immer zu unterfcheiden, und ich wünfchte Ihnen, 
daß der 1. October raſcher herankomme, als es fonft feine Art 
if. Dann werden Sie von allen diefen Unbilden befreit fein. Wir werden 
Ihnen gegenüber die Preußiſche Berfaffung eben fo ftrict in allen Garan⸗ 
tieen der perfönlichen Freiheit beobadten, wie in den alten Provinzen. 
Aber gerade, weil die Zeit fo kurz ift, können wir in Diejer kurzen Bet 
nicht viel fpaßen. Ich rathe auf das Dringendfte Ihnen und 
Ihren Freunden ab, daß Sie und nit herausfordern! Gie 
werden einer Energie begegnen, der Sie nit gewachſen find. 


36* 
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Die Einverleibung Stchleswig⸗Holſteins in die 
Preußiſche Monardie. 

Adreſſe der Prälaten und Ritterfhaft der Herzogthümer 
Schleöwig- Holjtein und Antwort Seiner Majeftät des 
Könige. — 


Die Adreſſe vom 2. Auguſt. 


„Allerdurchlauchtigſter, Großmächtigſter, Allergnädigſter König und Herr! 


Prälaten und Ritterſchaft ber Herzogthümer Schleswig und Holſtein habes 
ungeduldig dem Augenblicke entgegengeſehen, wo es ihnen vergönnt ſein würde. 
den Ausdruck von Gefühlen, welche jetzt ihre Herzen bis in das Innerſte durch 
dringen, ehrfurchtsvoll zu Füßen des Thrones Ew. Königlichen Majeflät nmieder ˖ 
zulegen. Seit längerer Zeit ſchon haben ſie eine Löſung ihrer heimiſchen Frage. 
wie fie nunmehr in Ausſicht ſteht, als mehr oder weniger gefichert anfehen m 
fönnen geglaubt. Nichts deſto weniger verfolgten fie beren allmähliche, ihre Wünick 
und Hoffnungen immer noch nicht in enbgültiger Weife erfüllende Entwidelung 
mit gefpannter Erwartung. 

Nach Ausbruch des Krieges begrüßten Prälaten und Nitterfchaft ber Ger- 
zogthümer Schleswig und Hol ein mit eben fo tief bewegten, wie freudig er- 
griffenen Herzen bie glänzenden, Schlag auf Schlag ſich folgenden Siege bes 
unvergleichlihen Preußiſchen Kriegsbeeres; fie bewunderten flaunenb bie Erielge 
eines Yeldzuges, wie ihn die Gejchichte in gleicher Weife nicht aufzuweiſen vermag. 

Jetzt, wo bie abgeichloffenen Yriebens » Präliminarien das Schichſal ihres 
Baterlaubes feftgeftellt zu haben fcheinen, find Prälaten und Ritterfchaft der Ger- 
zogthlimer Schleswig und Holftein nächſt Gott Ew. Königlichen Majeſtät Dafür 
mehr, als Worte es auszubrüden vermögen, dankbar; fie werben glüdtih jew, 
Ew. Königlihe Majeftät als Landesherrn begrüßen zu bürfen; fie werten fist; 
fein, dem großen, ruhmreichen Breußen anzugebören, und fie halten es für ikre 
Pflicht, offen auszuſprechen: daß Ew. Königliche Majeftät durch Bereinigumg 
Schleswig-Holfteins mit Allerhöchſtdero Staaten unferen Herzogtblimern bie ſccher 
Gewähr einer glüdlihen Zukunft geben werben. 

Indem Brälaten und Ritterfchaft den Ausbrud biefer feften Ueberz 5 
Em. Königlihen Majeftät zu Füßen zu legen wagen, glauben fie die BR n 
dafür übernehmen zu können, daß Allerhöchſtdieſelben an den Bewohnern der 
Herzogthümer Schleswig und Holſtein unter Gottes Beiſtand getreue Unterthazes 
baben werben.” 

Em. Königliden Majeftät treugehorfamfte Prälaten und Ritterſchaft ver 
Herzogthümer Schleswig und Holftein. Namens berfelben die zur Unterſchrin 
Committirten: Berbitter und Mitglieber der fortwährenden Deputation: Errk 
Reventlow ale Berbitter. Graf Eugen Reventlow-Altenboff. Graf Rt 
ventlow-Iersbed. Graf Ehr. Rantau-Oppendorf. Graf Holfleia 
Water-Neverstorff. v. Ahlefeldt⸗Lindau. 


Antwort Seiner Majeltät ded Könige. 


„3 babe die von PBrälaten und Ritterjchaft der Herzogthlimer Schles 
wig und Holftein an Mich gerichtete Adreſſe gern entgegengenommen, un 
indem ich denfelben Meinen Dank für ihre Glückwünſche über den Er- 
folg, mit welchem es der Borfehung gefallen bat, die Anftrengunger 
Meines Heeres zu fegnen, und für das mir entgegengebradyte Bertrames 
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außipreche, gebe Ich Mich der Zuverfiht bin, daß die Erfüllung der von 
ihnen für eme engere Derbindung mit Mir und Meiner Monarchie ges 
begten Wünfche dem engeren wie dem weiteren Baterlande zu dauerndem 
Segen und Gedeihen gereichen werde.“ 


Berlin, den 16. YAuguft 1866. Wilhelm. 


7. September. Gejeg- Entwurf, betreffend die Vereinigung der 
Herzogthümer Holftein und Schleswig mit der Preußilchen 
Monardhie. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc., verorbnen, 

mit Zuftimmung beider Häufer bes Landtags der Monarchie, was folgt: 
8.1. 

Die Herzogthümer Holftein und Schleswig mit Ausnahme eines Durch 
Bertrag mit dem Großherzog von Oldenburg näher zu beſtimmenden Gebietstheile, 
werben mit der Preußiſchen Monarchie auf Grund der am 30. October 1864 in 
Bien zwilchen Preußen und Oefterreich einerjeits und Dänemark anbererfeits und 
am 23. Auguft 1866 in Prag zwiſchen Prenßen und Oeſterreich abgefchloffenen 
Friedensverträge vereinigt. 

8.2. 
Die Preußiſche Berfaffung tritt in biefen Lanbestheilen am 1. October 1867 
in Kraft. 
Die zu biefem Behufe nothwendigen Abänderungs- und Zufagbeflimmungen 
werden durch beſondere Geſetze feftgeftellt. 


8.3. 


Das Staats-Minifterium wird mit ber Ausführung bes gegenwärtigen 
Geſetzes beauftragt. 
Urkundlich x. 


Motive, 


„Im Art. 3 des am 30. October 1864 in Wien abgeichloffenen Friedens hat 
Seine Majeftät der König von Dänemark allen feinen Rechten auf die Herzog- 
tbümer Schleswig und Holftein zu Ounften Ihrer Majeftäten bes Königs von 
Preußen und bes Kaifers von Defterreich entfagt und fich verpflichtet, alle in Bezug 
auf dieſe Herzogthümer von ihren gedachten Majeftäten zu treffenden Beflimmungen 
anzuerkennen. In dem am 23. Auguft 1866 zu Prag abgejchloffenen, inzwiſchen 
ratificirten riedensvertrage bat Seine Majeftät ber Kaifer von Oeſterreich alle 
feine im Wiener Frieden erworbenen Rechte auf die beiven Herzogthümer Seiner 
Majeftät dem Könige mit ber Maßgabe Übertragen, daß bie Bevölkerungen ber 
nördlichen Diftricte von Schleswig, wenn fie durch freie Abflimmung ben Wunſch 
zu erfennen geben, mit Dänemark vereinigt zu werden, an Dänemark abgetreten 
werben follen. 

Auf Grund biefer vertragsmäßigen Beſtimmungen haben Seine Majeftät 
der König beichlofien, die Herzogthümer Holftein und Schleswig mit der Preu- 
Kifhen Monarchie zu vereinigen. 

Doch wünjcht bie Königliche Regierung fi bie Möglichkeit zu wahren, ab- 
ejeben von ber Abflimmung ber nörbliden Diftricte Schleswigs, dem Groß⸗ 
erzog von Dlbenburg einen zwiſchen beiden getrennten Theilen bes bisherigen 
holſteinſchen Beſitzes Seiner Königlichen Hoheit belegenen Diſtrict abzutreten. 
Der Großherzog von Oldenburg bat als Vertreter reip. Rechtsnachfolger beiber 
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gottorpſchen Tinten bei bem früheren Bunbestage Anfprüde in Bezug auf vie 
Erbfolge in den Elbherzogthümern erhoben. Es ift wünſchenswerth, biefe Unipräde 
auf gütlihem Wege zu befeitigen und werben bie deshalb eingeleiteten Berband- 
Iungen auch im Intereffe ber Marine eine anberweitige Regulirung des Gebiets 
an der Jahde umfaffeı. 

Der 8.1 bes vorgelegten Gejek- Entwurfs enthält desfallſige Vorbehalte. 

Die 88.2 unb 3 des Gefeh- Entwurfs flimmen im Wefentlihen mit ben 
betreffenden Paragraphen bes auf Hannover, Kurheflen, Raffau und Frankfurt be 
züglichen Gejetz - Entwurfs überein.“ 


7. September. Aeußerung des Grafen Bismard bei Bar: 
legung des Geſetzentwurfs. 


„Die Konigliche Regierung war nicht in der Lage, dieſes Geſet 
gleichzeitig mit den fo eben berathenen einzubringen, weil fie genöthigt 
war, die Natification des Prager Friedens vorher abzumarten. ie Dorf 
‚ fi indefien der Hoffnung bingeben, daß die Principien, nad) welchen 
auch dieſes Geſetz im Wefentlichen zu .beuriheilen fein wird, durch die 
Behandlung des fo eben angenommenen fich hinreichend feftgeftellt haben 
werden, um eine fürzere Behandlungsmeife, vielleicht die fummarifche im 
ber Schlußberathung möglich zu machen. Was den Borbehalt in Betreff 
eines Gebietstheiles des Großherzogthums Oldenburg betrifft, fo erlaube 
ih mir, darüber eine kurze Erläuterung zu geben. Die Königliche Re 
gierung ift im Begriff, mit Seiner Königlichen Hoheit dem Großherzog 
von Oldenburg einen Bertrag zu unterhandeln, welcher zunächft die ums 
bedingte Anerlennung der Souverainetät Seiner Majeftät des Königs in 
ben Herzogthümern von Seiten der oldenburgifchen Linie zum Gegen 
bat, eine Anerkennung, melde die Königliche Regierung zu erlangen 
wünfcht. Ueber die Motive dieſes Wunſches werde ich mir erlauben, fpäter 
bei der Vorlage dieſes fpeciell mit Oldenburg zu ſchließenden Vertrages 
weitere Auskunft zu geben. Der Bertrag umfaßt außerdem eine von ber 
Marine» Verwaltung gemünjchte Ausdehnung des Jahde- Gebiet und 
einige Eifenbahn- Anlagen, bei denen Preußen und Oldenburg concurriren 
und das — thum Holſtein mit einem etwa zwei Quadratmeilen wich 
überfteigenden Gebietstheil in Mitleidenſchaft gezogen wird, wenn die bil 
—5 Abſichten realiſirt werden. Wir haben übrigens im Art. 2 die 

ormulirung der Vorlage des Commiſſions⸗Gutachtens, wie es heute zu 
Annahme gelommen ift, vollſtändig berüdfichtigt, da wir in diefer Faflızı 
der Annahme des Haufe am ficherften zu an glaubten. Daß die König 
liche Regierung in dem eben angenommenen Geſetze aud) eine andere Fallung 
ihrerfeit3 für annehmbar hielt, geht aus der Vorlage der Commiſſion umb 
aus den Erklärungen in der Commiffion hervor. Es kommt ihr aber von 
zugsweiſe auf raſche Erledigung diefer Vorlage an, und deshalb hat fr 
ebenfo bereitwillig, wie bet der eben erledigten Frage, bei diefen gen 
die Faflung adoptirt, wie fie auß der Sommilfion hervorgegangen iR 
Ich möchte dem Herrn Präfidenten anheimftellen, falld dem Hank 
nicht die Schlußberathung beliebt, die Vorlage derfelben Commuilten 
gr Erledigung zu überweifen, welche die eben erledigte Vorlage ver- 
eratben bat.“ 
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20. Dezember. Erflärungen des Grafen Bismard über die Li- 
jung der Schleswig-Holfteinfhen Angelegenheiten 
bei der Berathung des Gejegentwurfes. 


(Das Berhalten des Erbprinzen von Auguftenburg; — 
die Stellung der Preußiſchen Regierung zur Berjonalunion; 
— ber Ober: Bräfident von Scheel⸗Pleſſen; — die 
Stellung Frankreich und die Beftinnmung über Nordſchleswig.) 


Der Herr Abgeordnete (Tweſten) flimmt für die Annerion. Ich bes 

danere, Daß über den Zwed hinaus, dieſe Abflimmung zu motiviren, feine 
Rede Hauptjächlich eine verfuchte Beweisführung gemefen ift, daß bie 
——— Grund hätten, übler Laune zu ſein über alles, was 
ihnen von Preußen widerfahren iſt. Ich erlaube mir zunächſt einige un⸗ 
richtige Thatſachen, auf welche der Herr Redner dieſe Beweisführung bes 
gründete, nochmals zu berichtigen. Ich erkläre es für poſitiv falſch, daß 
der Prinz von Auguſtenburg jemals die Preußiſchen Februarbedingungen 
angenommen hat, und wir würden genöthigt ſein, die Briefe, welche 
darüber vorliegen, wenn dieſe unwahren Behauptungen ferner aufrecht 
erhalten werden follten, zu veröffentlihen, obwohl fie urfprünglich nicht 
dazu beftimmt geweſen find. Er hat fie ftetS nur fo angenommen, daß 
er fi eine Hinterthür offen gehalten, er bat in ung die Ueberzeugung 
ewedt, daß die vorbehaltene ftändifche Zuftimmung von ihm zu diefen 
Bedingungen nicht geſucht werden werde, daß er vielmehr im Einzelnen, 
vermöge der tändifgen Weigerung, loszukommen fuchen werde, und gerade 
von dem michtigften. Bei der befannten, oft erwähnten Unterredung, die 
der Herr Redner nochmals angeführt hat, obſchon ich nicht weiß, maß fie 
mit dem heutigen Zwed zu thun hat, muß ich zunächft beftreiten, daß der 
Prinz in einem gereizten Zuflande gewefen ift. Die Unterredung dauerte 
drei Stunden, von 9 Uhr bi8 Mitternadht. Am Schluſſe derfelben bat 
fih der Prinz in vollfommen freundlicher Beziehung von mir verabfchiedet 
und gefagt, er werde fi) die Sache in Dolzig weiter überlegen und von 
dort aus fchreiben. Ich muß der Behauptung des Heren Vorrebners im 
meinem perjönlichen Intereſſe entgegentreten. Ich babe nicht die Ge⸗ 
wohnheit, in meinem eigenen Hauje und unter vier Augen unhöflich zu 
fein und bei politifhen Verhandlungen glaube ih mich immer fo ver- 
haften zu haben, daß mein Gegenpart nicht ohne jachlichen Anlaß in einen 
gereizten Zuftand verfegt wird. Hätte ich gewußt, daß diefe Details heute 
von der Tribüne vorgebradht werden würden, fo würde ich mich auß den 
Acten vergewifjert haben, wie fie damals lagen. Jh ann nicht Alles be» 
halten, was in drei Jahren gefchieht, aber deffen erinnere ich mich ganz 
genau, daß die Zorderung, melde ich dem Prinzen jemals in Ausſicht 
ftellte, Hinter den Februar-Bedingungen fehr weit zurückſtand. Es handelte 
fi um ein Hafengebiet und um fefte Stellungen an den beiden End» 
punkten des Nordoſtſeecanals. 

Die militäriſchen Beziehungen konnten zwiſchen und damals gar 

nicht fo genau diecutirt werden, in allen anderen waren unjere Aufprüche 
damals jehr viel gemäßigter, als jpäter in den Februarbedingungen; und 
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ich glanbe verficdert zu fein, daß ich mich dem entiprechend geäußert habe. 
Ich erinnere mich ficher, daß, ald ich von dem Safengebiet fprach, der 
Prinz darauf hinwies, das könnte fih ja gar „um Uuadratmeilen® 
bandeln, woraus Sie eben den Maßſtab deflen, was er zu bewilligen 
bereit war, entnehmen lönnen. 

Daß ih in früheren Zeiten zu irgend Jemand gejagt haben folle, 
ich zöge die Perfonal-Union der Einfegung der Familie Auguftenburg vor, 
muß ich ftark bezmeifeln. Ich kann natürlih, wie ſchon gejagt, nicht 
jedes Wort im Gedächtniß behalten, was ih zu den vielen hundert 
Deputationen, die ich gefehen habe, gefprochen babe; diefes aber ann ich 
mit gefagt haben, denn es ift nie meine Meinung gemejen, und warım 
ſollte ich gerade diefen Leuten in diefer Richtung dad Gegentheil meiner 
Meinung jagen! Ich babe ſtets an dem Klimar feftgehalten, daß 
die PerfonalsUnion beffer war, wie das, was eriflirte, daß 
ein felbftftändiger Fürft beſſer war, als die Perfonal-Unton, 
und daß die Bereinigung mit dem Preußifhen Staate befier 
war, als ein felbftftändiger Yürft. Welches davon das Erreichbare 
war, das Fonnten allein die Ereignilfe lehren. Wäre Perfonal- mon 
das Marimum des Erreichbaren geweſen, fo hätte ich mich vor der Hand 
bei der damaligen Lage der Dinge im Intereſſe Deutfchlands nicht be 
rechtigt und berufen gehalten, diefe Abſchlagszahlung zurüdzumeifen. Aber 
es iſt nicht zweifelhaft, dag im Laufe des Jahres 1864 eine für ums 
irgend annehmbare Berftändigung mit dem Prinzen von Auguftenburg 
nicht zu erreihen war, und daß der Prinz die Bedingungen, die Seim 
Majeftät und Seiner Majeftät Miniſter für annehmbar bielten, micht ein⸗ 
gegangen ift. Sch kann noch meiter gehn, wenn wir einmal auf DR* 
lichkeiten lommen. 

Roh im vorigen Jahre, kurz vor den Bafteiner Verhandlungen, babe 
ih den Königlich bayrifchen Miniſter Freiherrn von der PBfordten ge 
beten, ob er nicht feine Vermittelung dahin eintreten laflen wolle, daß 
dur Verhütung eines Gonflictes, der ganz Deutſchland ergreifen Edeute, 

nterhandlungen geführt würden, durch welche der Prinz von Augujtenburg 
bewogen werde, einen für Preußen annehmbaren Frieden mit Seiner 
Majeftät zu machen, wobei ich erklärte, daß ich dem Prinzen zu dieien 
Behufe an dem Königlichen Hofe eine günftige Aufnahme vermitteln wärde, 
wenn der Prinz fi) dorthin begeben wolle. Herr Freiherr von der Bfordsen 
übernahm ſehr bereitwillig diefe Vermittelung; er hat fi) demgemäß au 
den Prinzen, ob an deſſen Räthe ebenfalld, weiß ich nicht, gewendet; er 
hat jedoch darauf zuerft mehrere Wochen lang gar keine Antıvort befomumer 
und fpäter eine fühle und vornehme Ablehnung. Hierfür habe ich Zeuzen. 
Wenn ferner behauptet worden ift, daß fih ein Unterfchied m dem 
Eroberung3»Berhältnig von Schleswig» Holftein und dem von 
behaupten ließe, fo ift dies nur fo zu acceptiren, daß unfere Eroberung#- 
rechte an den Herzogthümern jeden alle ein noch ftärkeres ift; es M em 
doppeltes! Wir haben fie zuerfi den Dänen und zweitens it 
dem mit unfern friegerifhen Yeinden verbündeten Bringen 
von Auguftenburg abgenommen. Nehmen Sie an, der Briaz wir 
wirklich fegitimer Regent geweſen, fo ift er eben fo jehr der Bundesgezofk 
unferer Triegerifchen Gegner geweſen al® der König, von Hannover oder 
der Kurfürft von Heſſen. Er ift e8 aber mit mehr Befonnenheit geweier, 
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mit mehr Berechnung und mit meniger Offenheit. Wäre unſer Vorgehen 
in der Mitte juni Diefes Jahres weniger fchnell erfolgt, jo würden wir 
e8 erlebt haben, daß auf der Bafis des Bundesbefchlufies vom 14. Juni c. 
fih in Hannover, an dem Kryftallifationapunlte des Gablenz'ſchen Corps, 
bannoverfche und auguftenburgifche Truppen bei Stade geſammelt hätten, 
um gegen und im Selbe zu operiren und eine Diverfion gegen Berlin 
zu machen. 

Ich bedaure, daß der Herr Borredner von der Höhe der politifchen 
Auffaffung, die ihn fonft kennzeichnet, herabgeftiegen ift, um PBerfönlichkeiten 
auf der Tribüne in diefem Augenblide vor die Deffentlichleit zu bringen. 
Ih kenne nicht die einzelnen untergeordneten Beamten in der Bermaltung 
von Schleswig⸗Holſtein; ich habe im diefem Augenblid auch nicht die Zeit, 
mid darum zu befümmern. Ich muß mein volles Vertrauen auf den 
Baron v. Scheel» Blefjen fegen, und er genießt e8 im volliten Maße. 
Er ift der erſte Schleawig-Holfteiner, der ſchon im Jahre 1864 in 
Schönbrunn mir den feften Entichluß ausſprach, für nichts Anderes, als 
für den Anfchluß an Preußen zu wirken und die Verbächtigung, daß er 
däniſchen Intereſſen diene, ift eine folche, die er nicht verdient und bie 
ih auf das Beftimmtefte zurückweiſe; ich baue auf feine Treue ebenfo feft, 
wie auf die irgend eine® anderen Dienerd Seiner Majeftät des Könige. 

Daß die Königlihe Staatsregierung ihn in diefem Momente mit 
einer Freiheit fchalten laffen muß, daß ein fo fchneidiger und entfchiedener 
Charakter, wie der des Herrn v. Pleſſen fich viele Jahre lang im Kampfe 
für fein Land gegen Dänemark bewährt bat, jeine unbequemen, feine 
rauhen Seiten hat, die ihn mitunter über das Ziel hinausſchießen Laflen 
mag und Freunde verlegen, anftatt der Gegner, daß mag fein, dergleichen 
ift von einer Fräftigen und männlichen Natur oft unzertrennlich. Sch 
babe aber fo viel im Amte gelernt, daß man es mit in den Kauf nehmen 
muß; man muß bei einer Marten und fonft zuverläffigen Berjönlichkeit 
auf folche Heinen Reibungen gefaßt jein und daraus feine Urſache zum 
Bruch oder zu einer Anklage machen. Ich habe nicht Zeit und halte 
e8 nicht für zwedmäßig, die Geſchäfte dergeftalt zu centralis 
jiren, daß man gewiſſermaßen in jedem Gendarm perfönlid 
drinfigen mill; es it ja ein gerechter Vorwurf gegen die Preußifche 
Berwaltung, daß jede Brüde im Lande vom Miniiterium felbft gebaut 
wird, und daß jede Heine vechthaberiiche Localbeſchwerde von verlegten 
Gemüthern gleih an die große Glocke gehängt wird, mit dem Verlangen, 
dag man deshalb die höchſten Beamten und gleich ganze Syſteme wechtelt 

Sch komme zu einem anderen jchwerer wiegenden Vorwurf, den der 
Herr Vorredner unferer Bolitif macht und zu deſſen Beſprechung ich 
etwas weiter außholen muß, ich meine den wegen der Möglichfeit ber 
Abtretung eines Theiles von Nordichleswig. Der Herr VBorredner 
hat auch diefen und, wie mir fcheint, die ganze Üeltlage aus dem aus⸗ 
ſchließlich fchleswig-holfteinfchen Standpunkte aufgefaßt. So können wir 
die Frage nicht beurtheilen. Wären wir mit Schleöwig- Holftein und mit 
Dänemark allein auf der Welt, fo würde ein foldyer Friedensparagraph 
nicht exiſtiren. Ich muß um Verzeihung bitten, wenn id) hierbei weit- 
läufiger werde, als fonft meine —* iſt, oder wenigſtens doch 
weiter ausholen muß, um Ihnen die Gründe klar zu legen, welche bie 
Königliche Staatsregierung beftimmt haben, einen dem öffentlichen Gefühle 
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widerftrebenden und mit den reichen Erfolgen Preußens anſcheinend im 
Widerſpruch ftehenden Artikel in den Yrieden aufzunehmen. 
Die politifhe Beitaltung, welche Europa im Jahre 1815 erhalten 
bat, die Beziehungen der Gabinette zu einander von da ab bis zum 
Jahre 1840, geben das Bild eines großen europäiſchen Defenfioiyflems 
gegen Srankteid, Es mar dies die natürliche Rüdwirkung der Eroberungs- 
friege des erflen franzöfifchen Kaiſerreichss. Diefes Syftem gewährte feinen 
Theilnehmern eine Sicherheit, aber eine abhängige, wenigſtens für Preußen. 
Sp lange Preußen ihm angehörte, mußte e8 auch den unglüdlichen Zu 
ſchnitt, der ihm im Jahre 1815 zu Theil geworden war, ertragen, mit 
feinem Commißbrod eben zufrieden fein. Es hatte dafür ug und 
Sicherheit. Die früheren Regierungen haben e8 nicht für zwedmäßig ge 
halten, Gelegenheiten, die zur Abwerfung dieſes Syflems fid boten, zu 
benugen. Dieſes Syſtem ift gefallen ohne Preußens Zuthun. Wäre alfe 
dur feinen Fall die Sigerhei in zu hohem Grade beeinträdtigt, fo 
wäre Preußen jelbit daran unjchuldig; es ift gefallen durch das Jahr 
1848, dur die Bolitit, die feit dem Jahre 1848 oder befier feit dem 
Sabre 1850 von Oeſterreich gegen Preußen betrieben wurde, und die eb 
ſehr ſchwer machte, das frühere maßgebende Bertrauen zu Oeſterreich 
wieder zu erzeugen. Den legten Stoß hat die heilige Allianz befommen 
dur den orientalifhen Krieg, Durch das Verhalten Defterreih® gegen 
Rußland, und der Zerfall dieler Alltanz hinterließ einen Zuftand, im dem 
Preußen mit Recht oder Unrecht von dem Auslande und zum großen 
Theil von feinen eigenen Angehörigen als permanent hülfsbedürftig gegen 
Frankreich ang ſeten und dieſe angebliche Hülfsbedürftigkeit zur Baſis der 
Speculation auf unſere Nachgiebigkeit und Beſcheidenheit gemacht wurde. 
Dieſe Speculation iſt in dem letzten Jahrzehnte namentlich von Oeſterreich 
und von einem Theile unferer deutſchen Bundesgenoſſen ſehr weit getrieben 
worden. War fie eine berechtigte? fragt man fih. Die Intereſſen 
Preußens tragen an und für fih nichts in fi, was uns nidı 
den Frieden und ein freundlid nahbarlihes Berhältuiß zu 
Frankreich wünfhenswerth machte; wir haben bei einem Kriege mit 
Frankreich, felbft bei einem glüdlichen, nichtS zu gewinnen. Der Satier 
Napoleon, im Widerfprud zu andern franzöfiichen Dynaftieen, bat im 
feiner Weisheit erfannt, daß Yrieden und gegenfeitigee Vertrauen um 
Intereſſe beider Nationen liege, daß fie von der Natur nicht berufen feien, ſich 
egenjeitig En befämpfen, fondern als gute Nachbarn die Bahn des Fert- 
—5*— in Wohlfahrt und Geſittung mit einander zu wandeln. Zu ſolchen 
Beziehungen mit Frankreich iſt nur ein ſelbſtſtändiges Prenßen 
befähigt, eine Wahrheit, die vielleicht nicht von allen Unterthanen des 
Kaiſers gleichmäßig erlannt wird. Wir aber haben e8 amtlich nur mit der 
franzöfiihen Regierung zu thun. Ein folches Nebeneinandergehen beding 
eine wohlwollende gegeneitige Schonung der Juterefjen beider Bölker. 
Welches find nun im großen Ganzen, ohne den zufälligen Steß 

vorübergehender Ereigniffe in Anja zu bringen, die Intereſſen i 
in Bezug auf Deutſchland? Betrachten wir fie ganz ohne deutjches Ver⸗ 
urtheil; fuchen mir uns auf den franzöfiichen Standpunlt zu fegen; es 
das die einzige Art, fremde Intereflen mit Gerechtigkeit zu beurtheues 

8 tann für Franfreid nicht erwünſcht jein, daß in Dentid- 
land eine Uebermacht entfteht, wie fie ſich darftellen wärde, 
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wenn man fih ganz Deutfhland unter öfterreichifcher Leitun 
geeinigt dächte, ein Reich von 75 Millionen, ein Defterreid 
bis an den Rhein; felbit ein Frankreich bis an den Rhein würde fein 
ansreichende® Gegengewicht bilden. Es ift für ein Frankreich, welches 
mt Deutſchland in Frieden leben will, ein Bortheil, wenn Defterreih an 
diefem Deutichland nicht betheiligt iſt, indem die öfterreichifchen Intereſſen 
mit den franzöfiichen mannigfad collidiren, fei e8 in Italien, ſei e8 in 
dem Orient. Zwifchen Franfreih und einem von Defterreich getrennten 
Deutfchland find dagegen die Berührungspunkte, die zu feindlichen Be⸗ 

iehungen führen fönnen, viel weniger zahlreih; und daß Frankreich den 

unſch begt, zum nächſten Nachbarn einen folhen zu haben, mit dem es 
Ausficht hat, in Frieden zu leben, einen folchen, dem 35 oder 38 Millionen 
Franzoſen im defenfiven Kampfe vollftändig gewachſen find, ift ein natür« 
liches Intereſſe, das kann man ihm nicht verargen. Ich glaube, daß 
Frankreich, in richtiger Würdigung feiner Intereſſen weder zugeben konnte, 
daß die Preußiihe Macht, noch daß bie öfterreichijche verichmände. 
Welches find weiter die Intereſſen Frankreichs bei der 

enropäiſchen Entwidelung, namentlih unter der jegigen 
Dynaftie? Es ift die Berüdfihtigung der Nationalitäten. 
Diefem Spftem entiprechend hat Frankreich die däniſche Frage von Anfang 
an aufgefaßt; die franzöfiiche Regierung hat fchon auf der Londoner 
Conferenz und in der Zeit vor und nad) ihr eine weniger fchroffe Stellung 
gegen die deutjchen Anjprüche Dänemark gegenüber eingenommen, foweit 
dieje Anfprühe mit der dee der Nationalität zuſammenfielen. Die voll- 
fländige Durchführung des Nationalität3-Principes ift befanntlih auf der 
däniſchen Grenze ganz unmöglich, weil die Nationalitäten fo gemijcht find, 
daß ſich nirgends eine Grenze, die fie vollftändig von einander fondert, 
ziehen läßt; aber es war das Princip im Öroten, welches Frankreich 
vertreten bat, und welches es Frankreich möglich machte, den deutfchen 
Beftrebungen nicht mit der Schärfe gegenüber zu treten, wie es von 
andern Mächten geſchah. In der Birichengeit ift man in vertraulichen 
Beſprechungen mit Dänemark, mit andern Mächten häufig auf dieje Frage 
zurücdgefonmen; wir haben niemals die Initiative dazu ergriffen, weil de 
uns feine bequeme war. Ich bin ftetS der Meinung geweien, daß eine 
Bevölkerung, die wirklich in zweifellos und dauernd manifeftirtem Willen 
nicht Preußifch oder nicht deutjch fein will, die in zweifellos manifeftirtem 
Willen einem unmittelbar angrenzenden Nachbarftaate ihrer Nationalität 
angehören will, feine Stärkung der Macht bildet, von welcher fie fich zu 
trennen beitrebt if. Wan kann zwingende Gründe haben, dennoch auf 
ihre Wunſche nicht einzugehen, die Hinderniffe können geographifcher Natur 
fein, Die es unmöglich machen, ſolche Wünjche zu berüdfichtigen. Es fragt 
fi), ob und inwieweit died hier zutrifft. Die Frage ift eine offene, 
wir haben jederzeit bei ihrer Erörterung hinzugefügt, daß 
wir und niemals dazu herbeilafjen fönnen, unfere militärifche 
Siche rheitslinie Dur irgend ein Arrangement zu compro- 
mittiren, daß wir wohl aber gmeifellod und unabhängig aus— 
efprodene Wünſche, deren Bebarrlichkeit und chrlide Eon- 
atirung Har wäre an diefer geographifhen Stelle, unter 
Umftänden berüdfihtigen fönnten. So ungefähr hat eine Anzahl 
veriranliher Beiprechungen in der Zwiſchenzeit gelautet. 
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So lag die Sache, als Frankreich dur die Ereigniffe im Juli d. 3. 
in die Lage kam, feine eigenen Wünfche mit einem ungewöhnlich ftarten 
Gewichte zu accentuiren. Ich brauche Ihnen die Situation nicht zu 
ſchildern, de ift befannt genug, und Niemand hat Preußen zummtben 
wollen, zwei große europäifche Kriege gleichzeitig zu führen, 
oder in dem Momente, wo e8 den einen führte und die Früchte deffelben 
noch nicht gefichert hatte, feine Beziehung zu anderen Großmächten zu 
compromittiren. 

In diefer Lage der Dinge wurde Frankreich von Defterreih zum 
Bermittler der Streitigkeiten berufen, alfo volllommen legitim durch einen 
der ftreitenden Theile berufen, feine Meinung geltend zu machen. Daß 
Frantreih die Erfordernijfe feiner Politik berückſichtigte, 
fann ihm Niemand verdeufen; darüber, daß e8 fie mit Mäßi- 
gung geltend gemadt hat, iftes, glaubeich, für das Bublicum 
noh zu früh, zu urtbeilen, und ih möchte Sie bitten, dies 
der Appreciation der Regierung au überlafjfen. Un uns trat 
die Frage heran, nicht ob wir es den Wünjchen der Schleswig⸗ Holſteiner 
entſprechend hielten, fondern die, ob wir in der europäifchen Lage, 
in der wir und vor Wien befanden, die Geſammtheit deffen, 
was uns von Defterreih unter franzöfiiher Vermittlung ge 
boten wurde, annehmen oder ablehnen wollten. Die Dlaterialien 
zur Entſchließung waren nicht eben in der wünſchenswerthen Bollftändigteit 
gegenwärtig; Detail: Verhandlungen unmöglich; unjere Communicationen 
waren unterbrochen, die Telegramme braudten drei, mitunter ſechs Tage, 
bevor fie aus den europäiichen Neldenzen ind Hauptquartier gelangten, 
weil die Linien auf dem Kriegsſchauplatz vielfach abgejchnitten waren. 
Es war alſo nur die allgemeine europätjche Lage und die eigene augen 
blidlihe Stimmung als Motiv zur Entſcheidung Seiner Majeſtät des 
Königs zu nehmen. Wir hatten eine ftarte Anlehnung an ber 
unerfhütterlihften Bertragstreue Jtaliens, Die ich nicht genug 
rühmen und deren Werth ih nicht hoch genug anſchlagen kann. 
Die italienifhe Regierung bat der Berfuhung, fi) durch ein Gejchent 
Oeſterreichs, des gemeinſchaftlichen Feinde, von dem Bunde abziehen zu 
laffen, mit großer Entjchiedenheit widerftanden und wir knüpfen an dieit 
Thatfache gegründete Hoffnungen auf die zufünftigen freundfchaftlichen und 
natürlichen Beziehungen zwiſchen Deutichland und Stalien, aber ungeaditet 
diejer in der Diplomatie und auf dem Scladhtfelde werthuollen Bunde: 
genofienfchaften entnahmen wir der Gefammtlage die Ueberzeugung, daß 
wir den Bogen nicht zu ftraff [pannen durften, daß es nicht an: 
gemeflen fei, duch Verwerfung von Einzelheiten die Gejammtheit des 

rrungenen wieder in Frage zu ftellen, und ihre Sicherftelung vielleicht 
von weiteren enropäiſchen Gomplicationen abhängig zu machen. Es iſt 
fehr ſchwer, von Haufe aus zu überjehen und zu ermeflen, wieweit eine 
Discuſſion angebotener Bedingungen IE oft von Heinen Ausgangs⸗ 
punkten zu fchmweren “Differenzen; ich habe felbft Seiner Majeftät unum- 
wunden dazu gerathen, wie die Bermittelungsvorfchläge vor ums gelegt 
wurden A prendre ou & laisser, einzufchlagen und anzunehmen, und nicht 
wie ein verwegener Spieler da8 Ganze nochmals auf's Spiel zu jegen. 
Dieſen Berhältnifien, meine Herren! verdankt diefe Klauſel in dem Ber 
trage ihre Entftehung. Die vage Yaflung, die fie erhalten bat, läßt uns 








573 

1866. 

eine gewiſſe Latitnde der Ausführung; ich halte aber für nöthig anzuführen, 
dag wir uns doch unmöglich dur die Commiſſion und die Beichlüffe 
des Landtages von Verpflichtungen entbinden lafjen können, die wir ein- 
egangen find, jondern wir müſſen fie halten, aber wir werden fie jo zur 
usführung bringen, daß über die Abitimmung, auf deren Grund wir 
verfahren, über deren Freimilligfeit und Unabhängigkeit und über den de⸗ 
finitiven Willen, der dadurch fundgegeben wird, kein Zweifel bleibt. 

Ich möchte die Herren darum bitten, die Discuffion in diefem Mo⸗ 
mente doch nicht zur Ablagerung von mehr oder weniger feindjeligen 
Parteianfichten zu benngen, jondern in dieſem Augenblide den Blid 
nur nah Außen zu rihten und die Nothwendigkeit im Auge 
zu behalten, daß wir Rücken an Rüden ftehen und dag Geſicht 
dem Auslande zuwenden müfjen, um gemeinſchaftlich unfere 
Intereffen zu wahren. 


Die neuen Aufgaben der Regierung und die konfervative Partei. 


1867. 15. Sammar. Rede des Grafen Bismard bei der 
Berathung ded Gejegentwurfd wegen des Zutrittd von 80 
Mitgliedern aud den neuen Bundedtheilen zum Haufe der 
Abgeordneten, — im Herrenhaufe. 


. (Im Herrenhaufe wurden von einem Theil der konfervativen Partei erhebliche 
Bedenten gegen die Borlage erhoben. Zuvörderſt fand man es nicht wohlgethan, 
daß das Wahlgejeg für das Abgeordnetenhaus ohne Weiteres auch in ben neuen 
Sanbestheilen eingeführt werden folle, während burd ben jett ins Leben zu 
rufenden Reichstag des norbdeutihen Bundes wichtige Aenderungen in unferem 
Staatsleben eintreten würden. Bor Allem aber wurde hervor eboben. daß zur 
Landesvertretung nicht blo8 das Abgeordnetenhaus, fondern auch das Herrenhaus 

eböre, beffen in bem neuen Gefehe nicht Erwähnung geſchehe. Auch das Herren- 
Fans müffe aus ben neuen Lanbestheilen ergänzt werden; fonft hätte das Haus 
ſelbſt eben fo wie biefe Länder Grund zur Beſchwerde. Man glaubte eine Ver⸗ 
nacjläffigung Seitens ber Regierung darin zu finden, daß bie neuen Berufungen 
ins Herrenhaus nicht gleich mit geregelt werben follten. Beionbers fei es nötbig, 
eine Beftimmung wegen ber Vertreter bes alten und befefligten Grunbbefites aus 
den neuen Landestheilen zu treffen, da bie Zahl der Mitglieber diefer Art durch 
Königliche Berordnung auf neunzig begrenzt und auf die alten Provinzen vertheilt 
fei; es fei aber nothmendig, daß alle Arten von Mitglievern bes Herrenhanfes 
auch aus ben neuen Landestheilen berufen werben Fönnten. — Endlich wurde 
noch geltenb gemacht, es fei gar nicht nöthig, daß bas Geſetz jet zu Stanbe 
Iomme; es koͤnne dann allerdings die Berfafiung nicht ſchon am 1. October in 
jenen Provinzen in Kraft treten, aber es fei dies fein Schabe, da alsbann ber 
König mit voller Machtbefugniß wie bisher bort weiter regieren und bie berech- 
tigten Eigenthümlichkeiten des Landes um jo mehr fhüten könne.] 


Ein Redner) hat fein Bedauern außgefprochen, daß die Königliche 
Staatäregierung eine Partei, welche fie Jahre hindurch treu unterftügt 


=“) Herr von Senft⸗Pilſach. 
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babe und mit ihr zufammen gegangen ſei, verlaffen und ſich an die Spike 
der früheren Oppofition gegen die Regierung geftellt habe. Meine Herren, 
wenn der Herr Vorredner nur kurze Zeit an der Spige der Regierung 
eftanden hätte, jo würde er fich jagen, dag man in dieſer Tage nicht bie 
töglichkeit hat, Parteis Anfichten zu folgen. Ein großer Staat regiert 
fih nicht nach PBartei-Anfichten, man muß die Geſammtheit der Parteien, 
die im Lande vorhanden find, in Abwägung bringen und aus dem Re⸗ 
fultat diefer fih eine Linie ziehen, der eine Regierung als ſolche folgen 
fann. Wäre ich nicht Dlinifter, jo weiß ich nicht, wie meine Stellung, in 
der Oppofition zur jegigen Regierung oder im Auſchluß an diefelbe, jein 
würde. Uber da8 würde ih mir jagen, daß ich einen “Partei: 
genoffen, mit dem ich 16 Jahre lang zufammen gegangen bin, 
und der an der Spige der Regierung geftanden bat, in den 
[hwierigen europäiihen und inneren Verhältniſſen, in denen 
fih 4 Jahre hindurch nur Wenige fanden, die bereit waren, 
den damit verbundenen Kampf aufzunehmen und durchzuführen, 
dag ih einen ſolchen, wenn derjelbe ſich nah Abwägung der 
Gejammtverhältnijfe dazu entjhließt, einen andern Weg zu 
geben, als den, welden Fine alten Barteigenofjen vorzeichnen, 
nicht fehr rajch verurtheilen würde. 

Die Sachlage ift bei uns nicht fo, daß eine Königlich Preußifche Re⸗ 
gierung fih losjagt von einer Partei, fondern die Pa.tet jagt ſich unter 
mfländen von der Regierung los. Ich fage nicht, daß das hier der Fall 
it. Die Wege einer Regierung find norgezeichnet, und wenn ich ein 
Mitglied meiner Partei, dem ich vertraue, den ich für ehrlich und einfichtig 
halte, an der Spige der Regierung jehe, jo werde ich mein Bertrauen, 
unter Umftänden meine perſönliche Meinung unterordnen und Jagen, jener 
muß in feiner Stellung befjer beurtheilen können, was möglich und was 

zu thun ift, als ich. 

Die Herren, welde den Geſetzesvorſchlag, wie er aus dem anderu 
Haufe gekommen, ablehnen, haben meiner Üeberzeugung nach zwei Zwecke 
dabei. Sie wollen erſtens die organiiche Entmwidelung dieſes Haufes ſicher 
ftellen und fie wollen zweiten? der Negierung einen größeren Spielraum 
bei Einführung der Verfaſſung in die neuen Yande bewilligen, fei es ber 
Zeit nach, jei e3 dem Inhalte nah. Sehen wir unter dem Gefichtspunfte 
beider Fragen, ob Sie diefen Zweck erreichen! Seine Majeftät der König 
bat dem Haufe durch die Verordnung vom November 1865 — eine Berr 
ordnung, die nicht leicht nad) der ganzen Rage der Dinge binzuftellen mar 
— ein Unterpfand gegeben, daß Seine Majeftät feit entichlofien ift, das 
Herrenhauß als einen organifchen Factor unferer Verfaſſung zu erhalten, 
gu ehren und zu fördern. Die Königlihde Regierung — Sie 
önnen davon überzeugt fein — ift dankbar für die Unter: 
ftüßung, die das Herrenhaus in fchwierigen Fragen ihr ſtets 
gegeben bat, nit nur, jondern fie wird aus conjtitutioneller 

eberzeugung den Beitand des Herrenhaufes und jeine Or» 
ganifhe Fortbildung gegen jede Anfechtung vertreten: jie 
hält diejenigen conftitutionellen Staatsmänner für jehr furz- 
fihtig, weldhe glauben, fie könnten einen Factor der Ber- 
fajjung anfechten und für ungejeglich erklären, ohne dabei das 
ganze Syſtem unferer Berfafjung in Frage zu ftellen. Eine 
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Negierungsgemalt, welche ſich dazu berbeiließe, den einen Factor der Ge⸗ 
jeggebung willkürlich zu bejeitigen oder zu ignoriren, wirde wenigſtens 
durch Verfaffungsbedenten fchwerlich bewogen werden, vor dem anderen 
Halt zu machen. Dieſes Belenntniß der Auflefiung der Regierung von 
der Brdeutung des Herrenhaufes, von feiner Nothwendigkeit, von jeiner 
Verfaſſungsmäßigkeit und Unantaftbarleit, von dem Schuge der Künig- 
lihen Zulage, unter der e8 fteht, wie jede andere Berfaflungseinrichtung, 
dies Bekenntniß kann Ihnen aus meinem Munde nicht neu und uner- 
wartet fein. 

Wenn Sie die8 aber für wahr annehmen, fo haben Sie auch die 
Gewißheit, daß Seiner Majeftät alle Kategorien, aus denen das Herren» 
haus feine Mitglieder zieht, in den neuen Rändern nach der biöherigen 
Geſetzgebung offen ftehen. ch wüßte nicht, welches Hinderniß fi) dabet 
niht überwinden ließe; daß der König beengt würde, daß die Haltung 
Seiner Meajeftät präjudizirt würde durch übereinftimmende Beſchlüſſe 
beider Häufer, das halte ich nicht für nützlich. Ich gebe zu, dag wider⸗ 
firebende Elemente durch gemeinfame Arbeit zu gemeinfamen Zmeden ges 
monnen werden können, Aber Sie werden mir aud zugeben, daß es 
nicht nüglich ift, fo lange die Berhältniffe nicht abgeichloffen find, die 
Regierung zu nöthigen, Mitglieder zu berufen, deren Verhalten vielleicht 
das Herrenhaus wiederum zu bedauerlihen Beichlüffen nöthigt. Wir 
fönnen nit wünſchen, meine Herren, daß Unterthbanen Seiner 
Majeftät des Königs von Preußen wieder ihre Stellung in 
dieſem Haufe benugen, um fih zu Organen PBreußenfeindlicher 
Herrfcher aufzuwerfen, wir können nicht wünfchen, daß Mitglieder 
dieſes Haufes, die mit der ausmärtigen Politit Seiner Majeftät des 
Königs unzufrieden find, ihm den Huldigungseid anfkündigen. Alles 
dieſes würde der Befeftigung unferer organiſchen Einrichtungen nicht für- 
derlich fein. 

Sch habe aljo zu beweifen gefucht, oder wenigftens meine Weberzeu- 
ung ausgeſprochen, daß Seine Majeftät der König in Bezug auf alle 
Bier vertretenen Kategorien von Unterthanen in den neuen Yändern nicht 
beſchränkt iſt. Es wird die Möglichkeit vorhanden fein, aus jeder dieſer 
Kategorien Mitglieder zu berufen. Eine andere Frage ift: Treten Sie 
dem Zweck näher, der Regierung Spielraum zu gewähren, wenn Sie daß 
Zuftandelommen des Geſetzes hindern, wenn Sie ed, wie ed aus dem 
anderen Hauje gekommen ift, verwerfen? Entweder die Regierung ift von 
der Nothmwendigkeit, die Berfafjung bis zum 1. October dieſes Jahres 
einzuführen, überzeugt, und fie findet Mittel, die ihr entgegengeftellten 
Hindernifje zu überwinden, dann ift Ihr Beſchluß mindeftens überflüffig, 
und Sie erichweren der Regierung ihre an fich fchmwierige Aufgabe; oder 
aber die Regierung ftugt vor diefem Hinderniß, hält es für unüberwindlich 
und es ift Ihnen gelungen, gewillermaßen einen Stod in das Räderwerk 
der Staatömafchine zu fteden und biefelbe zum Stillſtand zu bringen. 
Sie ſchaffen dann einen neuen Conflict zwifhen den beiden 
parlamentarifhen Gemwalten, den zu entjcheiden entweder die 
Re gerung, verpflichtet ift, oder den die Ereigniſſe löſen 
müjjen. Die Regierung, wenn fie auch auf Ihren Wunfch eingeht, 
tönnte zwar das Abgeordnetenhaus, wenn e8 die Aenderungen ablehnt, die 
das Herrenhaus beichlofien Hat, auflöjen, e8 wäre dadurch von Neuen 
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die Möglichkeit gegeben, daß fich wieder ein dauernder Conflict entipimt 
und wir in eine Lage kommen, in der wir nicht wünfchen fünnen, von 
Ereigniffen überrajht zu werben. Aeußere Ereigniffe haben dazu beiges 
tragen, den früheren Conflict zu fchließen und würden vielleicht aud den 
neuen enticheiden; ich halte es aber in Eritifchen Beitverhäftniflen für feine 
der parlamentarifchen örperichaften für gerathen, tiefgehende Berfaflungs- 
fragen zu offnen und fläffigen werden zu lafjen; Niemand kann vorher 
ſehen, nach welcher Richtung bin unvorhergefehene Ereignifie fie entfcheiden. 
Es ift nügßlicher, für beide Inftitutionen das fefle Gefüge des 
Scdildes der Berfaffung nit loder werden, feine Lücke ın den 
Zugen entftehen zu laffen. 

Die zweite Frage ift die: Erweiſen Ste wirklich der Regierung, wider 
ihren Willen, einen Dienft, indem Sie ihr einen geräumigeren Zeitraum 
beriihafjen und die Einführung der Berfaflung zum 1. October hindern? 
Ih gebe zu, der Zeitraum ift ein kurzer und an der Berfaffung wird 

ewiß Jeder in feinem Sinne Berbeflerungen wünjhen. Daß fie deren 
Bedürftig ift, hat Niemand mehr anerkannt als ihr Begründer, der hoch⸗ 
felige König Friedrich Wilhelm IV. 

Aber, meine Herren, wir haben eben feine andere Verfaſſung, wie 
dieſe. DBerfallen wir nit in den Fehler unfrer Gegner, daß mir bie 
biftorifche Entwidelung, vermöge deren wir biß zu dem heutigen Tage ge 
langt find, ignoriren, daß wir nicht nach den gegebenen Unterlagen, ſon⸗ 
dern nach den wünſchenswerthen handeln. Im jetigen Moment der Kriſis 
der deutfchen DVerhältniffe, der möglichen Kriſis europätfcher Verhältniſſe, 
in dem vorzugsweiſe die Aenderung und Reform der Berfaflung ins A 
zu faffen — über diefem Beftreben die Berhältniffe im Lande zweijelha 
und unficher werden zu laſſen, halte ich nicht für wohlgethan. Es findet 
ſich vielleicht jpäter dafür der Augenblid. Eine Nation, die fidy defi- 
nitiv confolidirt hat, die fertig ift mit ihren auswärtigen Aufs 

aben, kann an Berfajjungstämpfe ohne Scheu herantreten. 
Bir aber haben den Kampf, der uns 4 bis 5 Jahre beſchäf— 
tigt hat, erft in diefem Jahre zum Abſchluß gebradt durd 
eine Nachgiebigkeit, die hier von meinem perehrten Greunde 
Herren von Kleift Tadel gefunden hat. 

Meine Herren, leben Sie erft etwa 4 Jahre eines folden 
Conflictes bindurh mit dem Gefühle der Verantwortlichkeit 
für die gefammte Situation zwifhen Kräften, deren Sie nit 
Herr find, weder der ausmärtigen noch der inneren, und Sie 
werden jagen: daß die Regierung Recht gethban hat, diefen 
Conflict geichlichtet zu haben, fobald fie e8 ohne Demütbhigung 
der Krone konnte; der gewählte Moment aber war fo, daß er 
jeden Verdacht einer Demüthigung derfelben ausſchloß. Jh er 
wähne das nur zur Illuſtrirung meiner Anficht, daß es nicht mohlgethas 
ft, in dieſem Augenblide wieder einen Conflict heraufzubefchwören, nicht 
wohlgethan, die Ungewißheit der Zukunft der neuen Lande über das Ro 
wendigfte hinaus zu verlängern. Der Zeitraum ift kurz bis zum 1. Oc⸗ 
tober, aber ich hoffe, er tft ausreichend. Ein noch fürzerer, wenn auß- 
reihend, wäre mir lieber. Die Preußifche Verfaſſung ift, fo gut oder 
ſchlecht fie ift, daß wirkſamſte Bindemittel, welches wir den vergrößerten 
Staaten bieten können. Nichts ift geeignet, die Berjchmelzung der wider: 
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firebenden Elemente zu fördern, als gemeinfame Arbeit an gemeinfamen 
Aufgaben. Die Herren werden mande Vorurtheile fallen laffen, wenn fie 
erft mit uns gemeinfam an der nationalen Aufgabe thätig find. Diefen, 
fo zu fagen, Dedel des Kaſtens fehr lange offen ftehen Kr laſſen in 
jegiger Zeit, halte ich nicht für nützlich. Je Früher wir den Übfchluß nach 
diefer Seite hin und nach der Seite des norddeutſchen Bundes erreichen, 
defto geficherter, defto zugelnöpfter gehen wir dem etwaigen fchlechten Wetter 
der Zukunft entgegen. Aus diefem Grunde auch betreibt die Regierung, 
fo viel fie fann, den Zufammentritt des nörddeutfchen Parlaments. Es 
ift eine fchwere Aufgabe für die Regierung, unmittelbar aus einer parla- 
mentarifhen Kampagne in die andere Überzugehen. Nichtsdeſtoweniger 
at fie fich dazu entichloffen, weil fie überzeugt A daß der Verzug jchadet. 
ben fo fieht fie Gefahr im Auffchub der Eonftituirung eines 
verfaffungsmäßigen Gemeinweſens, an dem die neuen Ränder 
in vollem Maße theilnehmen, und deshalb ftellt fie fich felbft die 
Aufgabe, in den 8 Monaten, die wir noch haben, mit der Organijation, 
die der Unmendbarleit der Berfaflung in den neuen Rändern vorhergehen 
muß, fertig zu fein. 

Sollte wider Erwarten dies nicht gelingen, fo witrde fie e8 vorziehen, 
vor jener Frift die Häufer des Landtag noch einmal zufammen zu be- 
rufen, um einen Aufihub der Verfafjungseinführung zu beantragen. Sie 
hofft aber, nicht in diefe Tage zu kommen. Das Gefeg, jo wie es aus 
dem andern Haufe gelommen ift, entjpricht nicht vollfommen der urfprüng- 
lihen Borlage der Regierung Wir müſſen aber immer mit allen Fac⸗ 
toren, mit denen mir & thun haben, rechnen, und die Regierung ihrer- 
feitö zieht vor, das Beleg in diefer Form zur Annahme gebracht zu 
fehben. Site thut dies lieber, als daß fie fe darauf einläßt, gar fein 
Gefeg zu Stande kommen zu lafien, was doch immer mwahrjcheinlich der 
Fall jein würde, wenn bier Aenderungen vorgenommen würden, dann 
das Geſetz an das andere Haus zurüdgehen müßte, und dann wieder eine 
einundzwanzigtägige Friſt bi8 zur zweiten Leſung erforderlich wäre. Es 
ift das ziemlich gleichbedeutend mit der Bermerfung Wir würden dann 
immer nicht in diefer Seffion, ohne die Verhandlungen des norddeutjchen 
Parlaments übermäßig hinaußzufchieben, zum Ziele gelangen fünnen. Ich 
kann deshalb nur — und ich bitte dem verehrten Herrn Vorredner, 
daraus auf feinen dissensus mit meinen jonftigen politischen Freunden zu 
Ihliegen, deren politifcher Freund ich auch heute noch bin, — Sie er- 
fuhen, das Geſetz jo anzunehmen, wie es aus dem anderen Haufe her⸗ 
vorgegangen if. 


— — —— — — — 


Abwendung eines neuen Couflikts bei Gelegenheit der 
Eifenbahnvorlagen der Regierung. 
(Zufapantrag im Abgeordnetenhaufe: 
daß jede Verfügung der Staatsregierung über eine Eijen- 
bahn durch Veräußerung oder Berpadhtung der Zu: 
ftimmung beider Häujer des Yandtags bedürfe.) 
Fürft Bismard, 37 
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4. Februar. Erklärung des Grafen Bismard im Herr 


haufe. 

„Die Regierung hält die durch diefes Geſetz geforderten Ausgaben 
für im höchſten Grade nicht nur nüßliche, fondern auch dringliche; fie würde 
es daher lebhaft bedauern, wenn die Leiſtung diefer Ausgaben durdy Ein: 
miſchung allgemeiner Fragen verhindert würde, wenn fie ın die Page käme, 
die Ausgaben nicht leiften zu können, welche fie im Interefle des Wohles 
des Landes für nothwendig gehalten, und wozu fie die Mittel gefordert 
bat; fie würde dies um fo mehr bedauern, als der fachliche Unterſchied 
der verjchiedenen Auffafjungen ein äußerft geringer ift; die Königlihe Staate⸗ 
regierung hat nicht die Abficht, und hält fich nicht für befugt, Eiſenbahnen 
zu veräußern, über deren Erträge gefeglich oder durch Verpfändung dauernd 
verfügt ift, jei e8 Behufs Tilgung von Staats-Eiſenbahnſchulden, ſei es zu 
anderen Zweden. Diefe Meinung hat die Regierung thatjählid bethätigt 
durch ihr Verhalten gegenüber der Weftfäliihen Eifenbahn. Die Königliche 
Staatöregierung kann ſich aber nicht entfchließen, auf ein Syſtem einzu⸗ 
gehen, welches die Bewilligung von Nützlichkeitsausgaben von Annahme 
diefer oder jener Auslegung des Berfaflungsrechtes abhängig macht. Ca 
könnte dieſes Syſtem zu weit führen, wenn man e8 einreißen ließe, Dieics 
Syſtem, welches auf der Annahme beruhen mürde, daß man auf die Sorg⸗ 
falt der Regierung für die Wohlfahrt des Yandes die Speculation begründen 
könne, die Genehmigung nüglicher Anlagen fo lange zu verjagen, als die Ne⸗ 
gierung fie nicht Durch dieſes oder jenes Zugeftändniß erlaufe. Dem mrß 
die Regierung vorbeugen. 

Die Königliche Regierung hofft überhaupt nicht in die Rage zu lommen, 
daß fie eine Eijenbahn: Veräußerung zu beantragen hätte, nachdem dem 
nächſten Bedürfniffe durch Anleihe und dur Füllung des Staatsſchatzes 
porgejehen ift. Ste würde nur in dem Außerften Nothralle, den fie wiht 
erwartet, eine jolde Bewilligung beantragen. 

Sie will aud) gar nicht daran erinnern, von welchem Nutzen für di: 
Politit des Landes es gemejen ift, daß menigftens die Köln» Mindener Yatz 
nach der Meinung der Regierung von den Vorbedingungen geſetzlicher Ge— 
nehmigung zu ihrem Verkaufe nicht betroffen wurde. Wenn wir Dıeie 
Hülfsquelle nicht hatten, fo fonnten wir nidt die Politik des 
vorigen und vorvorigen Jahres machen, ohne finanzielle War 
niffe zu laufen, von denen id faum weiß, ob wir fie hätten über: 
nehmen fünnen. In der Tage, wo und jeder Beiftand des Land 
tages verfagt wurde zur Durdhführung der auswärtigen Polit:t, 
wo uns die Mittel für den dänifhen Krieg ebenfo abgeſchlagez 
wurden, wie fpäter für den öfterreichiichen, wo die Regierung az’ 
die Hülfsquellen allein angemwiejen war, Die ſie ohne Zuftim: 
mung des Landtages augenblidlid flüſſig machen fonnte, in dem 
Augenblid haben wir uns zudem Schritte mitder Köln: Mindener 
Eifenbahn entfchloffen. Wir hoffen, daß eine ähnliche Laze 
nit jo bald wieder vorfommen werde, eine Tage, in der teilt? 
Angeficht3 des großen auswärtigen Krieges zahlreiche Parteimänner rer- 
banden und in dem aufgelöften Abgeordnetenhaufe vertreten waren vu? 
ur Herrichaft gelangten, die ihr Partei intereffe und ihre FBartei- Felt ? 
fo body über das Intereſſe des Yandes ftellten, daß ihnen der Krıes 
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gegen dag eigene Minifterium wichtiger war, als der Bertheidigungsfrieg 
gegen dad Ausland. 

Wir hoffen Alle, daß das nicht wieder vorlommen werde. Allerdings 
it e8 eine entmuthigende Wahrnehmung, wenn fo unmittelbar nach dem 
Schluffe eines tiefgreifenden Konfliftes, den die Regierung eben fo ſchwer 
empfunden hat, wie das Land, ohne allen Grund eine Frage iiber einen 
allgemeinen Sag zur Entjcheidung gebracht wird, von dem man mit voller 
Beitimmtheit wußte, daß die Negierung ihm entgegentreten zu müfjen glaubte. 

Fa, meine Herren, diefe Erfahrung ift entmuthigend und es follte 
mir leid thun, wenn fie dahin führen müßte, diefe Seifion, die jonft im 
Ganzen fo befriedigend verlief, mit einem Mißklang zu fchließen. Aber 
die Regierung würde nicht anders können, fie würde lieber die be 
antragten Ausgaben unterlafien, als den Grundjag begünftigen, daß ſolche 
Selegenheit wahrgenommen werden könnte, um Berfafjungsfragen in folcyer 
Algemeinheit zur Entfcheidung zu bringen. 


Der Beihluß des Herrenhaujed ging unter Zuftimmung 
der Regierung dahin, eine Beitimmung ded Inhalts zu 
treffen, dab die Staatd- Regierung die auf Grund der 
jegigen Geldbemwilligung erft zu bauenden Eiſenbahnen 
nicht ohne Zuſtimmung der Landedvertretung veräußern dürfe. 


Bei der erneuten Berathung im Abgeordnetenhaufe gab Graf 
Bismard in der Kommifjion die Erklärung ab, daß die Regierung felbft 
fih nicht für befugt halte, ſolche Eifenbahnen, über deren Erträge durch 
Gejege verfügt fei, oder deren Erträge zur Verzinfung oder Tilgung von 
Eiſenbahnſchulden beftimmt feien, zu veräußern. Dieſe Beſchränkung, melde 
die Regierung felbft für fi) anerfenne, fei fchon eine jehr weitreichende, 
und was dann noch übrig bleibe, ſei thatfächlich nicht von großer Bedeutung. 
Die Regierung könne aber feinenfalls zugeben, daß gelegentlich 
einer von ihr gemadten Vorlage über einen befonderen Gegen— 
fand das Abgeordnetenhaus ihr die Entfeheidung über eine 
ttreitige ftaatsrehtlihe Frage gleihfam als Gegenleiftung für 
die Genehmigung abdränge. 


Das Geſetz wurde in der demgemäh veränderten Faſſung 
faft einftimmig angenommen. 


— 


9. Februar. Schluß der Landtags-Seſſion 
Thronrede Seiner Majeität ded Königs. 


Erlauchte, edle und geehrte Herren von beiden Häufern des Landtages! 


Am Schluſſe einer inhaltreihen Sigungsperiode |preche Ich Ihnen 
Meinen Dank aus, dag Sie Meiner Regierung geholfen haben, die Hoff- 
nungen zur Erfüllung zu bringen, welche Ich an diefe Seſſion knüpfte. 

37* 
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Durch Ertheilung der Indemnität für die ohne Staatshanshalts- 
Geſetz geführte Finanz» Verwaltung der legten Jahre haben Sie die 
Ausgleichung des Prinzipienftreites geboten, welcher feit Jahren das 

ufammenmwirfen Meiner Regierung mit der Landesvertretung gehemmt 

tte. 
Ich hege die Zuperficht, daß die gewonnenen Erfahrungen und ein 
alljeitiges richtiges Verſtändniß der Grundbedingungen unferes Berfafjunge: 
lebend dazu helfen werden, die Erneuerung ähnlicher Zuftände in ber 
tunft zu verbüten. 

Durch die Gewährung der außerordentlihen Mittel für die Bedint: 
niſſe des Heereß und der Flotte baben Sie die Anerleunung deflen, wa: 
die Politik Deiner Regierung, geftügt auf die erprobte Schlagfertigten 
und Tapferkeit Meines Heeres, bisher geleiftet hat, den Entſchluß hind 
gegeben, da8 Errungene zu wahren. 

In der Feftftellung des Staatshaushalts» Etats vor dem Eintetti 
des gegenwärtigen Etatsjahres ift eine meitere Bürgfchaft file die feite 
Geftaltung der verfafjungsmäßigen Zuftände gewonnen. 

Meine Regierung hat dur den zeitweiligen Verzicht auf einzel 
Ausgabe Bofitionen, welche bei Yortführung der Bermaltung Ihwer ent 
behrt werden, einen neuen Beweis dafür gegeben, welden th fie ar’ 
die Verftändigung mit der Landesvertretung legt. Sie darf um jo zumer: 
fihtticher boffen, daß den in Rede ftehenden Bedürfniffen Anerfeunums 
und Befriedigung künftig nicht verfagt werden wird. 

Mit befonders lebhaften: Dante erkenne Ich die Bereitwilligkeit as, 
mit welcher die Tandesvertretung Meiner Regierung die Mittel gewähr: 
bat, die Rage der im Kampfe für das Baterland ermerbäunfähta ge 
wordenen Krieger, jowie der Wittwen und Kinder der Gefallenen zu er- 
leichtern. 

Nachdem die Landesvertretung bei der Ausführung der Beränk- 
rungen, welche die erhebliche Ermeiterung des Preußifchen —— 
nothwendig macht, ihre eingehende Mitwirkung gewährt und die 
leitung der bisherigen Zuſtände der neu erworbenen Landestheile im dee 
volle Gemeinfchaft mit den älteren Provinzen vertrauensvol in Dem: 
Hände gelegt hat, darf Ich mit Zuverficht erwarten, daß die Bemwohrer 
aller jest mit Preußen vereinigten Yänder fi mehr und mehr ım der 

roßen Gemeinweſen ihrer Landsleute und bißberigen Nachbarn beim = 
Fühlen und an den Aufgaben defjelben mit wachjender Hingebung beibe: 
ligen werden. 

Die bereit3 vorbereitete Heranziehung von Vertretern derfelben ;3 
den beiden Häujern des Landtages wird dazu beitragen, da8 Bewußtjen 
der Zufammengehörigfeit mit den älteren Feilen der Monarchie zu be: 
feftigen und zu beleben. 

Bornehmlih aber wird die forgliche und gemiffenhafte Pflege aller 
Keime öffentlicher Wohlfahrt, wie fie das Preußiiche Boll von ſewer 
Regierung zu erfahren gewohnt ift, und wie fie durch das Zufammer- 
wirlen des Landtages mit Meiner Regierung in der fo eben zu Erde 
gehenden Seſſion weſentlich gefördert worden iſt, auch die Denöllerunz 
der neuen Provinzen mehr und mehr die Segnungen der neuen Gemeız 
fchaft empfinden laſſen. 

Auf allen Gebieten des öffentlichen Lebens konnte Meine Regieruss 
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geftüt auf das Einverftändniß mit der Yandesvertretung, mwejentliche Ers 
leichterungen und Berbeflerungen ins Leben rufen. 

Während die fpecielle Entwidelung des Preußifchen Staatsweſens 
durh das einheitliche Zufammenwirken der Tandesvertretung mit Meiner 
Regierung eine erfreuliche Förderung erfahren hat, berechtigt Mich die 
Thatfache, daß der Entwurf der Verfafiung des norddeutſchen Bundes 
von allen mit Preußen verbündeten Regierungen angenonımen worden ift, 
zu der Zunerficht, daß auf der Grundlage einer einheitlichen Organifation, 
wie Deutſchland fie in Sahrhunderten des Kampfes bisher vergeblich, er- 
firebt hatte, dem deutſchen Bolfe die Segnungen werden zu Theil werden, 
zu welchen e8 durch die Fülle der Macht und Gefittung, die ihm beimohnt, 
von der Vorſehung berufen ift, fobald e8 feinen Brieden im Innern und 
nad Außen zu wahren verfteht. 32 werde e8 als den höchſten Ruhm 
Meiner Krone anfehen, wenn Gott Mich berufen hat, die Kraft Meines 
durch Treue, Tapferkeit und Bildung ſtarken Volkes zur SHerftellung 
danernder Einigkeit der deutichen Stämme und ihrer Fürften zu vers 


en. 
Auf Gott, der uns fo gnädig geführt hat, vertraue Ich, dag Er uns 
dieſes Ziel wird erreichen lafjen! 





59. Die Gründung des Jorddentſchen Bundes. 


1866. 4. Auguft. Preußens Aufforderung zu dem neuen 
Bündnif. 
Depeſche des ftellvertretenden Minifterd der ausmärtigen 
Angelegenheiten Frh. v. Werther an die K. Vertreter ba 
den norddeutichen Regierungen. 


„Mittels identifher Noten vom 16. Juni d. 3. hat die Kgl. Regie: 
rung die folgenden (jämmtliche nordd.) Staaten eingeladen, mit ihr cir 
Bündniß auf den Grundlagen einzugehen, welche mit einem baldigft zr 
berufenden Barlament zu vereinbaren jein würden, ferner ihre Truppen 
ungefäumt auf den Kriegsfuß zu fegen und Seiner Majeftät dem Köms 
iu Bertheidigung ihrer Unabhängigkeit zur Verfügung zu ftellen, un) 

rittend an der Berufung des Parlaments Theil zu nehmen, fobald diefe 
von Preußen erfolgt. 

Dagegen ift Preufifcher Seits die Zufage ertheilt worden, da m 
Falle diefer Einladung entfproden werde, den genannten Staaten de 
Unabhängigteit und Integrität des Gebiets nah Maßgabe der G Be 
der neuen Bundesverfafiung vom 10. Juni 1866 von Sr. Majeftät 
Könige werden gemwährleiftet werden. 

r zwei diefer Staaten haben die Einladung der Königlichen Re 
sierung abgelehnt: Sachſen⸗Meiningen und Neuß ält. Linie. 
achdem mit den übrigen Staaten der über die einzelnen Buntı: 
eführte Schriftwechjel in der zweiten Hälfte des vorigen Wonat® feiner 
bſchluß gefunden*) befindet ji die Königliche Negierung nunmehr iz 


*) Die Aufforderung der Preußiſchen Regierung vom 16. Juni 1866, betreffen die iräuiez; 
eines neuen Bilnbniffes deütſcher Staaten, mar zuerft von Divenburg, Goburg- Gotha, Wlıcztan 
und Medlenburg » Schwerin, bemnädft von anderen nortbeutfchen ierungen zufiurment bex:z 
wortet worden. Der Großherzog von Oldenburg erwiderte die am 18. i dort eingenamgene lüxt 
forberung bereit8 am 19. Juni mit beveitwilliger Annahme des Bündniſſes, der u ven Exkurs 
Gotha machte am 20. Juni dem dortigen Landtage eine Vorlage zu Guuften der mit 

von 


—— war: „lein mädti 

en ka fienen tapferen Borlä 
der größeſten nationalen vente chaftlichen Inſtitution der Neuzeit, dese beuticken Ir@ueruzi ° 
— sog erkennt jetzt mit feinem Bolle nur die eine Wahl: 
u — en, von ver die naturgemäße Berjlingung der Berfaflung bes beutfchen Vateriantes ;= cı 
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der Lage, ihrer Zufage durch die Vorlegung des angejchlofienen Bündniß⸗ 
Bertraged zu entiprechen. 

Derfelbe befchränft fich darauf, die Borausfegungen und Zuficherungen 
der identijchen Note vom 16. Juni d. J. in die vertragamäßige Form zu 
erheben, und die Königliche Regierung gibt fich deßhalb der Erwartung 
hin, daß der im Intereſſe der Verbündeten liegende Abjchluß recht bald 
ftattfinden werde. 

Die befondern PVerabredungen, welche der Biindniß»Bertrag offen 
hält und welche mit einzelnen Regierungen bereit8 vorbereitet find, würden 
nach bdiefjeitigem Vorjchlage in einem BZufatartifel zum Bertrage mit den 
betreffenden Regierungen zu erwähnen fein und den Abſchluß des Bünd⸗ 
niß=Bertrages nicht zu verzögern brauchen. 

Em.... wollen von der gegenwärtigen Depeſche die Regierung ... 
in Kenntniß ſetzen und die baldige Ermächtigung des dortjeitigen Gefandten 
in Berlin oder eines befondern Bevollmädtigten zum Abſchluß des Bünd⸗ 
niß⸗Vertrags angelegentlich befürworten.“ 


18. Augult. Bündnißvertrag zwilden Preußen und den nord- 
deutihen Regierungen. 


„Um der auf Grundlage der Preußifchen identifhen Noten 
vom 16. Juni 1866 in® Leben getretenen Bundesgenofienfchaft 
zwifhen Breußen, Diedienburg- Schwerin, Sachen» Weimar x. ꝛc. 
einen vertraggmäßigen Ausdrud zu geben, haben die verbündeten 
Staaten den Abſchluß eines Bündnigs Vertrages befchlojfen und 
zu diefem Zweck mit Vollmacht verjehen: (folgt die Aufzählung 
der Unterhändler) ..., welche über nachſtehende Artikel überein« 
gekommen find: 

Artikel 1. Die Regierungen von Preußen, Sahjen- Weimar, Olden- 
burg, Braunſchweig, Sachjen= Altenburg, Sachſen⸗Coburg-Gotha, Andalt, 
Schwarzburg-Sondershaufen, Schwarzburg-Rudolftadt, Walded, Neuß 
jüngerer Linie, Schaumburg-Kippe, tippe, Kübel, Bremen, Hamburg, 
ſchließen ein Offenfio-und Defenſiv-Bündniß zur Erhaltung der Unab⸗ 
hängigkeit und Integrität, jo wie der innern und äußern Sicherheit ihrer 
Staaten und treten fofort zur gemeinfchaftliden Bertheidigung ihres 
Befigitandes ein, welchen fie fi gegenjeitig durch dieſes Bündniß ga⸗ 
rantiren. 

Artikel 2. Die Zwede des Biündniffes follen definitiv durch eine 
Bundes-Berfaffung auf der Bafis der Preußiſchen Grundzüge vom 10. Juni 
1866 fichergeftellt werden, unter Mitwirkung eines gemeinjchaftlich zu be⸗ 
rufenden Parlaments. 

Artitel 3. Ale zwiſchen den Verbündeten beftehenden Verträge und 
Uebereinkünfte bleiben in Sraft, fomweit fie nicht durch gegenwärtiges 
Bündnig ausdrüdlih modificırt werden. ' 

Artikel 4. Die Truppen der Verbündeten ftehen unter dem Ober: 
befehl Seiner Majeftät des Königs von Preußen. Die Leiftungen während 
des Krieges werden durch bejondere Berabredungen geregelt. 

Artilel 5. Die verbündeten Negierungen werden gleichzeitig mit 
Breußen die auf Grund des Reichswahl⸗Geſetzes vom 12. April 1849 
vorzunehmenden Wahlen der Abgeordneten zum Parlament anordnen und 
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Letzteres gemeinfchaftlih mit Preußen einberufen. Zugleich werben fie 
Bevollmägtigte nah Berlin fenden, um nach Maßgabe der Grundzüge 
vom 10. Juni d. J. den Bundesverfafiungs- Entwurf feftzuftellen, welder 
dem Parlament zur Berathung und Vereinbarung vorgelegt werden jol. 

Artikel 6. Die Dauer des Bündniffes ift bis zum Abſchluß des 
neuen Bundes-Verhältniſſes, eventuell auf ein Jahr feitgefeßt, wenn der 
neue Bund nicht vor Ablauf eines Jahres gefchlofen ſein folL 

Artikel 7. Der vorftehbende Bündniß⸗Vertrag fol ratificirt und bie 
Ratifications⸗Urkunden fo bald als möglih, fpäteftend aber innerhalb 
dreier Wochen, vom Datum bes Ubfchlufes an, in Berlin ausgewechſelt 
werden. 

Bur Urkund deifen haben jämmtliche Bevollmächtigte den gegenwör⸗ 
tigen Bündniß= Vertrag unterzeichnet und unterfiegelt. 


So gejchehen, Berlin, 18. Auguſt 1866. 
(gez.) v. Bismard. v. Röffing v. Seebad. v. Lauer. 


Graf Beufl. F. v. Löhneyfen. 2. Klapp. v. Oheimb. 
Geffken. 


Die Regierungen von Medlenburg Schwerin und 
von Medlenburg-Strelig, melde an dem Berliner 
BVertragd- Abihluß vom 18. Auguft nicht betheiligt waren, 
Ichloffen unter dem 21. Auguft v. 3. mit Preußen einen 
dem vorftehenden gleichlautenden Bündnik » Vertrag ak, 
welcher aber als Artikel 6 folgende Separatbeitimmungen 
enthielt: 


Artikel 6. „Da die Regierungen von Medlenburg» Schwerin un) 
Medienburg-Strelig nad der in beiden Großherzogthümern beftehenden 
Verfaflung einen Theil derjenigen Gegenftände, wilde der Bündniß- Ber 
trag dem Parlamente zumeift, nicht ohne Zuftimmung ihrer Pandflände 
im — ber Geſetzgebung ordnen und daher in dieſen Beziehungen pe 
fitive Vertragspflichten auderen Staaten gegenüber nicht ohne Wei 
übernehmen können, fo müſſen die Großherzoglichen Regierungen ven 
Diedienburg bei der Unterzeichnung dieſes Bündniß⸗Vertrages ihre weitere 
definitive Erklärung zur Zeit noch vorbehalten, jedoch nur in Bezug ar 
Artifel 2 und 5 des Vertrages, indem fie den Übrigen Inhalt deitelben 
ſchon jegt acceptiren. Preußen wünjcht den obigen Vorbehalt bezägtsh 
der Artikel 2 und 5 bald möglichft erledigt zu fehen, und beide Mecler⸗ 
burg verſprechen, die Erledigung fofort einzuleiten und thunlichſt zu be 
ſchleunigen.“ 

Sadjjen» Meiningen» Hildburghaufen trat, nachdem am 21. September 
1866 der bisherige Herzog abgedankt und der Erbprinz die Regierung 
übernommen hatte, durch den Friedensvertrag mit Preußen vom 8. 

1866, — Reuß ältere Linie durch den Friedensvertrag vom 26. Er 
tember 1866 dem Bündniffe der norddeutichen Staaten bei. 
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Borlegung des Wahlgeſetzes für den Reichstag 
im Preußiſchen Abgeordnetenhaufe. 

(Das Reihöwahlgefeg von 1849 mit einigen nothwen- 
digen Veränderungen. Allgemeines directes Wahlrecht.) 


12. September. Erklärungen de8 Grafen Bismard über den 
Vündnifvertrag bei der Berathung des Wahlgeſetzes. 
I 


Nothwendige Vorjiht in der Stellung zu den 
verbündeten Regierungen. 


Wir find in dem Bündnißvertrag mit den Negierungen, welche ihn 
volftändig angenommen haben, dahin übereingefommen, daß alle verbün- 
deten Regierungen gleichzeitig die auf Grund .des Reichswahlgeſetzes vom 
12. April 1849 vorzunehmenden Wahlen anordnen und das Parlament 
gemeinfchaftlih mit Preußen einberufen wollen. Dieſe Verpflichtung 
wird ın demfelben Maße anfehtbar, in welhem man fich von 
dem Texte des NReihswahlgejeges entfernt. Die Königliche 
Staatsregierung bat deshalb bei ürer Vorlage fi) jo genau, als es bie 
veränderten Verhältniſſe zu erlauben fchienen, an den Text jenes Geſetzes 
angefchlofien und auch Manches beibehalten, worauf fie von Haufe aus 
von felbft vielleicht nicht verfallen fein würde, gerade weil die Verpflichtung 
der Übrigen Regierungen genau auf diefes Geſetz lautete und weil, wenn 
bei den Übrigen Regierungen und ihren Landftänden nicht eine lebhaftere 
Bereitwilligleit auf die ganze Sache einzugehen vorhanden ift, als fie ſich 
zum Theil in diefer Berfammlung gegeigt bat, fie leicht Vorwände und 
vielleicht auch triftige Gründe aus jeder Aenderung herleiten könnten, um 
ihrerfett8 dem von uns allen gewünfchten Werke Hemmniffe zu bereiten. 
Bon einigen diefer Regierungen find mir bereit3 amtliche Schriftftüde zu- 
egangen, in melden die Befürchtung ausgeſprochen wird, daß etwaige 

enderungen und Zuſätze zu dem Geſetze fe ihrerjeitS nöthigen würden, 
den unveränderten Text ihren Ständen ebenfalls nochmals vorzulegen. 
Nun bin ich weit entfernt, dad Gewicht aller diefer Ständeverfammlungen 
mit dem der Preußiſchen Landesvertretung gleich zu ftellen; aber theoretiſch 
wird ein folches Recht, wie e3 hier in Anſpruch genommen wird, Zuſätze 
zum Texte des Geſetzes zu machen, auch den kleineren Berfammlungen 
nicht beftritten werden können, und wenn eine Regierung ſich aus diefem 
bequemen Borwande auf bloßen Widerftand zurüdzieht, fo fommt die 
Breußifche Regierung in große Berlegenheiten. Soll fie ohne die Zu⸗ 
fimmung aller jener Wegierungen vorgehen? Sol fie einzelne von den= 
jenigen, welche und doc treue Bundesgenoſſen geweſen And, mit Ber- 
gewaltigung bedrohen? Beides hat feine Schwierigkeiten oder doc feine 
Unbequemlichkeiten. Namentlidy find die beiden Medclenburg ſchon jet nicht 
in der Tage gemwejen, fo unbedingt wie die übrigen Bundesftaaten fid) 
dem Bertrage anzufchließen, da erft die Einwilligung ihrer Stände zu 
beichaffen ift. Deswegen bat mit beiden Medlenburg ein bejonderer Ber: 
trag abgefchloffen werden müffen, in deflen Art. 6 alle 8$. des Bündniß- 
vertrages ſchon jeßt acceptirt werden, für $. 2 und 5 aber die Zuftimmung 
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für fpäter vorbehalten wird. Es ift nicht denkbar, daß beide Medlenburg 

ch mit dem ganzen übrigen Norddeutichland fo in Oppofition fegen 
werden, daß fie fich einer gemeinſchaftlichen Einrichtung auf die Dauer 
entziehen; aber wir dürfen den etwaigen Widerftand, der in jenen 
Ländern gegen den guten Willen der Regierungen vorhanden 
ift, und die Neigung von dem Bindaip wieder abzugeben, 
nicht erleichtern. 


I. 

Erwiderung auf eine Rede des Abgeordneten Schulge 
(Berlin). — Gegen leidhtfertige Kritik des Er: 
reihten. — Das Recht der diplomatiihen Ber: 
tretung. 


Ich hätte eigentlich erwartet, daß der Herr Vorredner ung einige 
pofitive Vorſchläge über den künftigen Inhalt der Reichs⸗ oder Bunde 
verfaffung machen würde; ich war recht geipannt darauf und bereit, die 
felben nach befter Erfenntnig zu benugen. Denn was ich vor Fury 
an diefer Stelle gejagt über das gemeinfame einheitlihe Wirken von Re 
gierung und Randesvertretung, ift mehr als eine bloße Nedensart, vielmehr 
eine ernfte Abficht, die auß wahrem Gefühl und dem aufrichtigen Wunice 
danach entfprungen ift. Pofitives habe ich jedoch in den Auslafjungen dei 
Herrn Abgeordneten nichts gefunden, als die Grundrechte, die ich als nicht 
zu meinem Reſſort gehörig betrachte. 

Mehr zur Aufklärung der öffentlichen Meinung, als zur Bertbeik: 
gung deſſen, was die Regierung ın diejem Augenblide vertritt, erlaube 
ıh mir nod einige Bemerkungen zu den Worten des Herrn Borredners 
hinzuzufügen. 

Dertefbe tadelt zuerft den Dualismus in der urfprünglicen Borlax, 
weil Bayern nach derjelben die Stelle eines Dberfeldherrn des ſüddem—⸗ 
fhen Heered angemwiejen war. Meine Herren, ich erinnere daran, da 
diefe Vorlage gemacht wurde vor dem Kriege, ald wir die Hoffnung, des 
Frieden erhalten zu können, wenigſtens noch nicht ganz aufgegeben hatten: 
fie mar auf friedliche Verhandlungen berechnet, und das Bi, das man 
ſich durch friedliche Verhandlungen erreichbar denkt, ift allerding® ein an- 
dered, als das, was man nad) einem fiegreichen Kriege ind Auge tagt. 
Als dualiftiich kann ich aber diefe Borlage doch nicht anfehen. 

Der Herr Abgeordnete hat das jetzt Erreichte oder Erſtrebte Mritihrt 
als zu gering. Deine Herren, es ift immer das günftigfte Geld der 
Dppofition gegen die Regierung gewefen, daß man jür Las. 
was im Augenblide nicht erreihbar war, der Regierung die 
Schuld aufbürdete Ih Fann darauf nur erwidern, daß mır 
vielleiht Befjeres erreiht hätten, wenn Sie diefe Politik 
nit Entjchiedenbeit unterftüßt hätten und wenn wir, gebunden ar 
Händen und Füßen, wie wir waren, dennoch dieſe Refultate haben ge 
winnen können, fo berechtigt da3 diejenigen, die diefer Politik ein weier 
liche8 Hinderniß gewefen, am menigften zu einer ſolchen Kritik. 

Der Herr Abgeordnete tadelte unter Anderem, daß in dem Vurdes 
vertrage nur von der Confularvertretung die Rede fei, die auf Preußen 
allein übergeht, während das Necht der diplomatiſchen Bertretung 
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im Auslande jenen Regierungen bleibe. Meine Herren, Sie überfchägen 
die Bedeutung der Diplomatie, wenn Sie eine ſolche Forderung aufftellen. 
Ich erinnere mich, daß 1848 und 1849 die günftigfte Zeit gerade für 
Verhandlungen über diefen Gegenftand mit den Fürften verloren ging. 
Die Regierungen legen gerade auf dies ihr Ehrenrecht ein unverbättniß- 
mäßige8 Gewicht und verftehen fich zu feiner Abtretung gerade am aller- 
ſchwerſten. Ich fage, ein unverhältnigmäßiges Gewicht, denn wenn 
die Stellung eine® Landes wirklich jo bedeutend ift, daß das Ausland 
Rüdfiht auf daffelbe nehmen muß, fo wird ein Officer, ein Kaufmann, 
ein Privatmann genügen, diefen Verkehr zu vertreten, und der Fürſt kann, 
wenn er will, im unfcheinbaren Gewande empfangen; ift aber die Stellung 
des betreffenden Fürften nicht von der Bedeutung, jo mag er immerhin 
Botichafter fchiden, das thut nichts; feine eigenen Stände werden fehr 
bald dieſen Loftfpieligen Lurus befeitigen. In diefer Beziehung auch nur 
um ein Haar mehr fordern, ald man zur Bafis Fünftiger praftifcher Ent- 
widelung braucht, halte ich immer für einen Fehler, der fich ftraft. Für 
eine Landesvertretung ift e& leicht, Negierungsporlagen zu corrigiven und 
dann die Berantwortlichkeit für die Wirkung derfelben dem Minifter des 
Auswärtigen zu überlaſſen. Wie fehr Sie aber diefe Sache dadurch er- 
fchweren, daß Sie ſich Iosfagen von der Verantwortlichkeit, das kann nur 
der fühlen, der mitten in diefen Verhältniſſen ftebt. 

Der Herr Borredner hat gejagt, daß der Sieg auf dem poli- 
tifhen Gebiete niht genug ausgebeutet fei. a, meine Herren, 
über die Tragweite eines Sieges kann man fich leicht irren; ob wir uns 
geirrt haben, wird erft die Zukunft zeigen. Es muß der fpäteren Gefchichte 
vorbehalten bleiben, alle die Momente aufzuflären, die dabei mitgewirkt 
haben, und wenn Sie die alle kennen, glaube ich, wird man ung zugejtehen, 
dag wir eine ziemlich Fühne Politil gemacht haben. Man fann da 
fehr leicht die Linie überfchreiten, wo die weitere Ausbeutung des Sieges 
in eine blinde Zuverficht außartet, die Alles auf’3 Spiel fegt, und die 
dann kaum mehr Muth, jondern Waghalſigkeit genannt werden dürfte. 
Ich habe ſchon angedeutet, wir glauben in den Ergebniffen des 
Krieges die Örundlagen defjen zu beſitzen, was wir brauchen, 
um feſte, dem nationalen Gefühle entſprechende Anordnungen 
zu treffen. Nichts defto weniger ift das Belle der Feind des Guten; 
aber Rom ift nicht an einem wage erbaut worden, und nicht blos Rom, 
fondern auch geringere politiihe Schöpfungen erfordern eine längere Zeit 
umd längere Vorbereitungen. Wenn der Herr VBorredner mit mir auf der- 
felben Seite des Hauſes oder der politifichen Welt fich befände, jo würde 
er diefe Wahrheit mit mehr Billigfeit anerfennen, als aus feinem ausge⸗ 
fprochenen Tadel zu entnehmen war. 


II. 
Berfehlte Prophezeiungen. 
Bemerkung auf eine Rede des Abgeordneten Virchow. 


— — Ih nehme dad Wort, um eine Aeußerung zu berichtigen, 
welche der Herr Vorredner von mir als „dialectiiche Wendung“ zu citiren 
beliebte und wie ich glaube, nicht genau. Ich hatte nur gejagt, ich würde 
nicht den Muth haben, das, was erreicht worden ift, zu Fritifiren, wenn 





588 
1866. 


ih mir fagen müßte, daß ich dem, der es erreicht, fein Streben immer 
auf jede mögliche Weife nad Kräften erſchwert hätte. Es wird ferner 
Eines überfeben, was ich nicht oft genug wiederholen kann: wir find 
niht am Ziele unferer Beftrebungen; jondern am Anfang; 
das Borliegende tft nicht ein Fertiges, ten unfer Di u Da 
Borredner hat oft darauf bingedeutet, wir hätten unfer Ziel n 
erreicht, obgleich er, wie ich glaube, das bisher —— ale Biel be bes 
trachtete; er erklärt ferner, wenn er die gewünjchten Erfolge —7 

er ſich ber Regierung gern anſchließen. Der große Beh. be 

biefe Unterftügung lege, veranlaßt mid, dem Herrn eine Fetrastung m 
Gemüthe zu führen. Seit 4 Jahren hat er ſtets das Gegentheil 
von dem prophezeit, was eingetroffen ift; ich habe daher bie 
Hoffnung, daß er ſich auch jest irren wird und er kann ſich daher 
fhon von heute ab dreift der Regierung anfchließen. 


IV. 
Dad Deutihe und dad Preußiihe Parlament, — die 
Annerion. 
Um Schluß der Berathung, nad) einer Rede des Ab» 
geordneten Walded: 


Der Herr Vorredner hat wenig Gewicht gelegt auf den Widerſtand 
ber übrigen Staaten. Der materielle Widerftand, den fie 
iſt allerdings nicht bedeutend; aber den rechtlichen Biberhond den fie zu 
leiften befugt find, möchte ich doch nicht ſo gering anſchlagen. Die * 
lage, in der die Frage zur Entſcheidung kommt, Tann ſich in Jahr und 
Tag derart ändern, Daß felbjt der materielle Widerftand wieder geftärt: 
werden Tann. Wie sefagt, lege ich aber das Hauptgewicht auf dem redt- 
lihen Widerftand. — Die von mehreren Setten ausgeſprochene Befürch 
tung, ala wenn das deutfche Parlament die Machtvollkommen- 
beit de8 Preußifhen Parlaments beſchränken werde, lan ıh 
nicht theilen, da ja auch das deutfche Parlament zum großen Theile aus 
freigemählten Preußijchen Vertretern beftehen und das 
trog des veränderten Wahlmodus doch im Ganzen analo fein wird brm 
Nefultat der Wahlen zum Preußifchen A ee oa es wird alje 
vom Breußifchen Parlament bier nur ein Recht auf das Breußifche Beil 
zurüdübertragen, unter 290 Weihötagsabgeorbneten werden fich cıra 
240 Preußiſche Abgeordnete befinden, und von dieſen fanı man bed 
na erwarten, daß fie auch ihrerſeits die Rechte des Preußiſchen Bolles 
wahren. 

Einer der Herren Vorredner hat die Frage an die Staats⸗Megie⸗ 
rung und fpeciell an da8 Minifterinm der auswärtigen —— — 
gerichtet, ob man denn das Ergebniß der Annerion von v 
rechnet habe. Das Maß der Annerion hing allerdingd ab von dem * 
der Siege und der Conſtellation der europäiſchen Mächte im Angenb 
der Entfeheidung, entzog fi) alfo der diplomatischen Berechnung; [Ar en: 
fann id allerdings jagen, daß es ganz ohne Aunerion abgehen 
würde, babe ich allerdings nie geglaubt. Daß übrigens monde 
der Herren meine frühere Stellung zur deutichen Yrage fo ımbelanut z= 
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fein fcheint, muß mich Wunder nehmen, da Material zur Kennzeichnung 
meiner Stellung genügend vorhanden war. Schon im Anfang meines 
jegigen Miniſteriums babe ich eine Vorlage zu Gunften eine Sollparla» 
mentd zu vereinbaren gejucht; umd im Herbit 1863 wurde dem von 
Defterreih einberuienen Frankfurter Yürftentage gegenüber ganz dafjelbe 
Programm von Preußen vorgelegt, wie heute. Ganz unbelannt kann alſo 
die deutiche Politik des Miniſteriums wohl nicht fein. 

Was meine vorhin gethane Aeußerung über die Grundredte be- 
trifft, daß diejelben nicht zu meinem Reſſort gehörten, jo brauche ich wohl 
nicht zu bemerken, daß dies lediglich eine Wendung der Rede war, durch 
die id nur bezeichnen wollte, daß ich augenblidlih auf die Berathung 
diefer Frage nicht eingehen könne, da dies nicht zum Wahlgeſetz gehört, 
fondern für die Berathung der künftigen deutſchen Berfaflung verſchoben 
werden muß. 


(Dad Geſetz wurde im Abgeordnetenhaufe mit den von 
der Commiſſion beantragten Veränderungen mit jehr großer 
Mehrheit angenommen.) 

Das Wahlgejeg im Herrenhanfe. 

Die Kom miſſion ded Herrenhaufes hatte mehrere Ab- 
änderungen gegenüber den Beſchlüſſen des Abgeordneten- 
hauſes beantragt. 

Beim Beginn der Verhandlungen im Herrenhauje machte 
der Kommiſſarius der Negierung, Geheime egierungs- 
rath Wagener, dem Haufe die nachſtehende Mittheilung: 


. Der Herr Minifter« Präfident, welcher leider und zu feinem lebhaften 
Dedauern dur Unmohlfein verhindert ift, der heutigen Sitzung beizu- 
wohnen, hat mich ausdrüdlich beauftragt, Namens der Röniglichen Staat3- 
Regierung die Erflärung abzugeben, daß diefe den größten Werth darauf 
fegen muſſe, das Zuftandefommen de& vorliegenden Geſetzes weder ver⸗ 
zögert, noch ungewiß gemacht zu jehen, und daß fie deshalb dringend 
wünſche, daß das Geſetz jo angenommen werde, wie es aus den Bera- 
thungen des Abgeordnetenhaufes hervorgegangen ift. 

Die Königlige Staatd Regierung erfennt dabei gern und mit Dan 
an, nicht allein, daß die Commiſſion bei ihren abweichenden Beſchlüſſen 
von den wohlwollendften Abfichten geleitet ift, fondern daß an und fir 
fi diefe Abweichungen auch unbedenklich als Berbefferungen im Sinne 
der Regierung betrachtet werden dürfen. 

So wie die Dinge aber liegen und Angeſichts der jegigen politischen 
Berhältnifie erjcheinen die Abweichungen gegenüber dem großen Zwecke 
als durchaus untergeordneter Natur und feinenfalls von dem Gewichte, 
um deswillen die Gefahr eines möglichen Nichtzuftandelommend des Ge⸗ 
ſetzes zu übernehmen. 

Ich darf ausdrüdlih ausiprechen, daß dag Nichtzuftandelommen 
des Geſetzes und folgemeije des nz beutfgen Bundes ſowohl 
die deutfche als die europäifche Politik der Königlichen Staat3- 
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Regierung in bedenklicher Weiſe durchkreuzen würde, umb def 
bloße Verträge und Militair⸗Conventionen nach feiner Seite, weder uch 
innen noch nad außen, außreihen würden, den beabfichtigtem dentſchen 
Reichstag in feiner nationalen Bedeutung zu erfegen. 

Die Königlihe Staat3- Regierung glaubt insbejondere diefem hoben 
Haufe gegenüber fich der Hoffnung bingeben zu dürfen, daß dafielbe nad 
wie vor der Leitung unferer auswärtigen Politik fein volles 
Bertrauen entgegenbringen und um desmwillen auch geneigt 
fein werde, die Auswahl der Mittel und Wege in diejem Sinze 
zu würdigen. 


Das Wahlgejeg wurde ſchließlich in der Geftalt, wie 
Dafjelbe aus den Berathungen des Abgeordnnetenhaujes ber: 
vorgegangen war, mit großer Mehrheit angenommen: 

Doch faßte nad) dem Antrage der Commilfion dag Haus 
nachträgli noch den Beichluß: 


„die Königliche Staatd- Regierung aufzufordern, bei Vereinbarung 
der Berfahlung für den norddeutichen Bund Sürjorge zu treffen, 
die Bedenken, welde die Anmendung des allgemeinen gleichen 
Stimmrehtd zur Bildung der fünftigen Bundesvertretung s 
rufen würde, durch eine anderweitige Qulannmenfegung derfelben 
u bejeitigen und in der Beziehung ın Betracht zu ziehen, in wie 
Fern dies durch die Wahl von der hälfte ber Abgeordneten 
durch die Höchftbefteuerten der Wahltreife, fo wie dadurd 
zu erreichen fein möchte, daß dem Abgeordnretenhaufe ein Staaten: 
haus, ähnlih dem durch den Verfaſſungsentwurf vom 26. Mai 
1849 vorgejehenen, zur Seite gejeßt wird.“ 


15. Dezember. Eröffnung der Konferenzen der Bevollmächtigten 
zur Berathung des Berfafiungsentiwurfs. 


Anſprache des Grafen Bidmard. 


Im Auftrage des Könige, meines Allergnädigften Herrn, babe dh 
die Ehre, die Conferenzen zur Berathung der Verfaſſung des norddenticen 
Bundes zu eröffnen und den Herren Berollmädtigten den Entwurf eimer 
Berfafiung des YBundes mitzutheilen, welchen die Königliche Wegierung 
den verbüindeten Staaten zur Annahme empfiehlt. 

Der frühere deutſche Bund erfüllte in zwei Yüchtungen die Zwecke 
nicht, für melde er gejchloffen mar: er gewährte jeinen Mitgliedern dr 
verfprochene Sicherheit nicht, und er befreite die Entwidelung der natio 
nalen Wohlfahrt des deutichen Volkes nicht von den Yeifeln, welche de 
hiftorifche Geftaltung der inneren Grenzen ‘Deutfchlands ihr anlegten 

Soll die neue Berfaffung diefe Mängel und die Gefahren, welche 
fie mit fi) bringen, vermeiden, jo f es nöthig, die verbündeten Etasten 
durch Heritellung einer einheitlichen Leitung ihres Kriegsweſens umd ihrer 
auswärtigen Politif fefter zufammenzufchliegen und gemeinfame Orgam 





591 
1866. 


der Geſetzgebung auf dem Gebiete der gemeinfamen Intereſſen der Nation 
zu fchaffen. Dieſem alljeitig empfundenen und durch die Verträge vom 
18, Auguft befundeten Bedürfnig hat die Königliche Regierung in dem 
vorliegenden Entwurfe abzubelfen verfuht. Daß derfelbe den einzelnen 
Regierungen wefentlihe Beſchränkungen ihrer partitularen Unabhängigkeit 
zum Nugen der Gejammtheit zumutbet, ift jelbftoerftändlih und bereits 
in den allgemeinen Grundzügen dieſes Jahres vorgeiehen. Die unbe» 
fhränfte Selbftftändigleit, zu welcher im Laufe der Geſchichte 
Deutfhlands die einzelnen Stämme und dynaftifhen Gebiete 
ihre Sonderftellung entmwidelt haben, bildet den mefentlidhen 
Grund der politifhen Ohnmacht, zu welder eine große Nation 
bisher verurtheilt war, meil ihr wirkſame Organe zur Herftellung 
einheitlicher Entſchließungen fehlten und die gegenfeitige Abgefchlofjenheit, 
in welcher jeder der Bruchtheile des ‚gemeinfamen Baterlandes ausſchließlich 
jeine localen Bedürfniffe ohne Rüdjiht für die des Nachbarn im Auge 
bebält, bildete ein mwirkfames Hinderniß der Pflege derjenigen Intereſſen, 
welche nur in größeren nationalen Kreifen ihre legißlative Förderung 
finden können. Selbſt die Iegendreiche Inftitution des Bollvereins hat 
diefem Uebelftande nicht abzubelfen vermocht, weil einmal ihre Wirkfamteit 
auf die Zollgefeggebung bejchränft war und aud die Yortentwidelung 
diefer faum anders als in den Krifen der Eriftenz, welche fih von 12 zu 
12 Jahren vollgogen, bewirkt werden konnte. 

Die Röniglihe Regierung bat fih bei dem vorliegenden 
Entwurf der Bundesverfajfung auf die Berüdfichtigung der 
alljeitig erlannten Bedürfnifje befchräntt, ohne über die— 
jelben hinaus die Bundesgemwalt in die Autonomie der ein- 
zelnen Regierungen eingreifen zu lafjen. Nichts defto weniger 
verfennt die Königlihe Aegierung nicht, daß die Duraführung der mefent- 
Iihen Aenderungen gewohnter Buftände, welde von den beabfichtigten 
Reformen unzertrennlich find, für die einzelnen Regierungen eine ſchwierige 
Aufgabe bilden und daß die Opfer, welche mit der Herftellung gleicher 
Pflichten und Rechte aller Theile der Bevölkerung des gemeinfamen Vaters 
landes verbunden find, überall da ſchwer werden empfunden werden, mo 
die bisherige Ungleichheit der Leiftungen locale Privilegien zum Nachtheile 
der Geſammtheit mit fih brachte. Die Königliche Regierung zweifelt 
aber nicht, daß der einmütbhige Wille der verbündeten Fürften 
und freien Städte, getragen von dem Verlangen des deutichen 
Volkes, jeine Sicherheit, jeine Wohlfahrt, feine Madt- 
ftellung unter den europäifchen Nationen durch gemeinjame 
Fnftitutionen dauernd verbürgt zu fehen, alle entgegen» 
ftebenden Hinderniffe überwinden werde. 


1867. 18. Januar. Bollmadt für Preußen zur Vertretung 
der Regierungen dem Reichstag gegenüber. Pro- 
tofoll der Konferenzen. 

„Nachdem die dur das Einladungsfchreiben der Königlich Preußifchen 


Regierung vom 21. November v. J. berufene Conferenz zur Berathung 
und Feftltelung der Verfaſſung des norddeutichen Bundes am 15. Des 
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cember v. %. von dem erften Preußifchen Bevollmächtigten, Präfidenten 
des Staat3-Minifteriums und Minifters der auswärtigen Angelegenheiten, 
Grafen v. Bismarck⸗Schönhauſen mit der anliegenden) Anjprodie ecöffuct 
worden und während der demnächſt gehaltenen vertraulichen Beſprechungen 
folgende (22) Vollmachten — — — übergeben, zur gegenfeitigen Einficht 
vorgelegt, gut und richtig befunden und zu den Acten genonmen worden, 
hatten fich heute die Eingangs aufgeführten Herren Bevollmärhtigten in 
der erften fürmlichen Sigung verfammelt. 


Preußen ftellte folgenden Antrag: 


In Erwägung, daß die wünſchenswerthe Förderung des Berfaflungt- 
werks eine einheitliche Vertretung der hohen verbündeten Regierunger 
gegenüber der gemeinfchaftlic einzuberufenden Volksvertretung erheildt, 
übertragen die in: der Conferenz vereinigten Bevollmächtigten der Krone 
Preußen ad hoc die in den Artifeln 14 und 25 des von der Krox 
Preußen vorgelegten Berfafjungs» Entwurfs — 

Art. 14. „Dem Präfidium fteht e8 zu, den YBundesrath un) 
den Reichstag zu berufen, zu eröffnen, zu vertagen und zur ſchließen 


Art. 25. „Die Legislaturs Periode des Neichdtages dauert 
drei Jahre. Zur Auflölung des Neichätages während derfelben it 
ein Beſchluß des Bundesrathes unter Buftimmung des Präfidums 
erforderlich —“ 

bezeichneten, dem Präfidium ſowohl wie dem Bundesrath eingeräumter 
werugnifle, foweit ſich diejelben auf den Reichstag beziehen, und ermächtigen 
die Krone Preußen, dem Neichstage den Berfaffungs-Entwurf, über der 
bie verbündeten Regierungen fich geeinigt haben werden, vorzulegen um 
en Vertretung dem Reichstage gegenüber die nöthige > orge zt 
treffen. 


Der Antrag wurde von der Verfammlung einftimmig angenommer 
und zum Beſchluß erhoben.“ 


7. Sebmar. Schluß der Gonferenzen. 


Sämmtlihe Bevollmächtigte verftändigen ſich dahin, daß der Eu 
wurf der Bundesverfaffung durch die Vorlage, welche die Königlich Fres 
Bifche Regierung am 15. December v. 3. der Sonferenz gemacht hat, set 
deren Abänderungen, welche in den Anneren des gegenwärtigen Prototek 
und des Protofoll8 vom 28. v. M. verzeichnet find, nunmehr unter ber 
Hohen verbündeten Regierungen definitiv feitgeftellt ift und folder Ge: 
dem am 24. d. M. zufanmentretenden Reichsiage vorgelegt werben jell 





®) ef. Nr. 220. 





593 
1861. 


Ucbergang des Thurn und Taxisſchen Poſtweſens auf den 
Preußiſchen Staat. 


28. Januar. Vertrag zwiihen Preußen und dem Fürften 
von Thurn und Taxis. 


(Artilel 1 und 15.) 


Art. 1. Seine Durdlaudt, Fürſt Marimilian Karl von Thurn und 
Taris für Sid, Seine Nachkommen und ſämmtliche zur Erbfolge in die Poft- 
gerehtfame berechtigten Agnaten und fonftigen Seitenverwandten, überträgt Seine 
gefammten Boftgerechtfame in ſämmtlichen Staaten und Gebieten, in benen fich 
feitber bie Poften ganz oder theilweife im Beſitze und Genufle bes Fürftlichen 
Hanfes befunden haben, vom 1. Juli 1867 an auf den Preußifchen Staat. 

Diefe Staaten und Gebiete find: 1) die bohenzollernihen Lande, 2) bas 
vormalige Kurfürftentbum Heſſen, 3) das vormalige Herzogthum Naffau, 4) bie 
vormalige Landgrafichaft Heffen- Homburg, 5) die vormalige freie Stabt Frank⸗ 
furt, 6) bie an die Krone Preußen abgetretenen vormaligen Theile ber Groß⸗ 
berzoglich heifiiden Provinz Oberheſſen, 7) das Großberzogthbum Heſſen und bei 
Rhein, 8) das Großberzogthum Sachen, 9) das Herzogthum Sadyjen-Meiningen, 
10) das Gerzogtfum —— und Gotha, 11) das Fürſtenthum Reuß 
älterer Linie, 12) das Fürſtenthum Reuß jüngerer Linie, 13) das Fürſtenthum 
Schwarzburg-Rubolftadt (Oberherrſchaft), 14) das Fürftentbum Schmwarzburg- 
Sondershauſen (Oberherrichaft), 15) das Fürftenthum Lippe, 16) das Fürftenthum 
Schaumburg-Lippe, 17) die freie und Hanfeflabt Lübeck, 18) bie freie und Hanſe⸗ 
ſtadt Bremen, 19) die freie und Hanfeftabt Hamburg. 

E83 gebt demnach das Fürftlih Thurn und Tarisſche Poftwejen 
in feinem ganzen Umfange, mit allen Rechten und allem Zubehör 
an unbeweglidem und beweglidem Eigentbum, Inventarien, 
Utenfilien u. |. w., Alles wie es ftebt und liegt, in bas Eigentbum, 
ten Befit und Genuß des Breußifhen Staates über. — — — 

Art. 15. Als Aequivalent für die fämmtlichen durch dieſen Vertrag Seitens 
Seiner Durchlaucht des Fürften an Preußen übereigneten Gerechtſame unb Ber- 
mögensftüde zahlt die Königlich Preußiſche Staatsregierung an Seine Durchlaucht 
den Fürſten als ein Paufchquantum die Summe von drei Millionen Thalern 
Preußiſch Courant. 


Fürſt Bismard. 38 


54, Der konſtitnirende Keichstag. 


1867. 13. Februar. Einberufungs-Patent fürden Reide: 
tag des norddeutihen Bundes. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen :c., thun 
fund und fügen biemit zu wiffen: 

Nachdem wir mit den verbündeten Regierungen der norbdeutichen 
Staaten übereingefommen find, zur Berathung der Berfafjung und der 
Einrihtungen des norddeutihen Bundes Vertreter der Nation zu einen 
Reichstage zu verfammeln, die gedachten Regierungen auch durch ihre Be 
vollmächtigten am 18. Januar d. J. den Beichluß gefaßt haben, die Ein- 
berufung des Reichſstags der Krone Preußen zu übertragen, und nachdem 
die allgemeinen Wahlen am 12. Februar d. & ftattgefunden haben, be 
rufen Wir den Reichstag des norddeutſchen Bundes bierdurh auf Sountag 
den 24. Februar d. J. in Unfere Haupt» und Nefidenzftadt Berlin. 


Gegeben zu Berlin, den 13. Februar 1867. 


(L. S.) Wilhelm. 
von Bismarck 


24. Sebrnar. Thronrede Seiner Majeftät des Königs 
Wilhelm zur Eröffnung des Reichstages. 


Erlauchte, edle und geehrte Herren vom Reichstage des 
norddeutfhen Bundes! 

Es ift ein erhebender Augenblid, in welhem Jh in Ihre Witte 
trete; mächtige Ereigniffe haben ihn herbeigeführt, große Hoffnungen 
fnüpfen fih an denjelben. Daß e8 Mir vergönnt ift, in Gemeinjdhet 

mit einer Berfammlung, wie fie feit Jahrhunderten feinen deutſchen 
umgeben bat, diefen Hoffnungen Ausdrud zu geben, dajlr danke der 
öttlihen Borfehung, welche Deutichland dem von feinem Bolfe erſehmen 
die auf Wegen zuführt, die wir nicht wählen oder vorausfehen. I 
ertrauen auf diefe Führung werden wir jenes Biel um fo früher er 
reichen, je Harer wir die Urfachen, welche uns und unfere Borfahren ren 
bemfelben entfernt haben, im Nüdblid auf die Geſchichte Deutſchlands 

erfennen. 

Einft mädtig, groß und geehrt, weil einig und von jtarlen Gästen 
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eleitet, fant das deutſche Reich nicht ohne Mitſchuld von Haupt und 
Öliedern in Berriffenheit und Ohnmacht. Des Gewichtes im Nathe 
Europas, des Einfluffes auf die eigenen Geſchicke beraubt, ward Deutſch⸗ 
land zur Wahlftatt der Kämpfe fremder Mächte, für welche e8 das Blut 
jeiner Kinder, die Schlachtfelder und die Kampfpreiſe bergab. 

Niemals aber hat die Sehnfucht des deutichen Volkes nach feinen 
verlorenen Gütern aufgehört, und die Gefchichte unferer Zeit iſt erfüllt 
von den Beftrebungen, Deutfchland und dem deutfchen Volke die Größe 
jeiner Vergangenheit wieder zu erringen. | 

Wenn dieje Beſtrebungen bisher nicht zum Ziele geführt, wenn fie 
die Zerrifienheit, anftatt fie zu heilen, nur gefteigert haben, weil man fich 
durch Hoffnungen oder Erinnerungen über den Werth der Gegenwart, 
durch Ideale über die Bedeutung der Thatfahen täufchen eh jo erfennen 
wir daraus die Nothwendigkeit, die Einigung des beutfchen Volkes an der 
. Hand der Thatſachen zu fuchen, und nicht wieder daß Erreichbare dem 
Wünfchenswerthen zu opfern. 

In diefem Sinn haben die verbündeten Regierungen, im Anjchluffe 
an gewohnte frühere Verhältniſſe, ſich über eine Anzahl beftiimmter und 
begrenzter, aber praftifch bedeutjamer Einrichtungen verftändigt, melde 
eben jo im Bereiche der unmittelbaren Möglichkeit, wie des zmeifellofen 
Bedürfniſſes liegen. 

Der Yhnen vorzulegende Berfajjungs-Entwurf muthet der 
Selbftftändigkeit der Einzelftaaten zu Gunſten der Gefammt- 
heit nur diejenigen Opfer zu, welde unentbehrlid find, um 
den Frieden zu jhüßen, die Sicherheit des Bundesgebietes 
und die Entwidelung der Wohlfahrt feiner Bewohner zu ge- 
währleiften. 

Meinen hohen Verbündeten habe Jh für die Bereitwilligkeit zu 
danfen, mit welcher fie den Bedürfniffen des gemeinjamen Baterlandes 
entgegengelommen find. Sch ſpreche diefen Dank in dem Bemußtjein aus, 
dag Ich zu derjelben Hingebung für das Geſammtwohl Deutſchlands auch 
dann bereit gewejen fein würde, wenn die Vorſehung Mich nicht an die 
Spitze des mächtigſten und aus dieſem Grunde zur Leitung des Gemein⸗ 
weſens berujenen Bundesſtaates geheit hätte. Als Erbe der Breußi- 
ſchen Krone aber fühle JH Mich ſtark in dem Bemwußtjein, daß 
alle Erfolge Preußens zugleihd Stufen zur Wiederberftellung 
und Erhöhung der deutihen Macht und Ehre geworden find. 

Ungeachtet des allgemeinen Entgegenfommens und obſchon die ges 
waltigen Ereignifje des legten Jahres die Unentbehrlichleit einer Neu⸗ 
bildung der deutichen Verfaſſung zu alljeitiger Weberzeugung gebracht und 
die Gemüther für die Annahme derjelben empfänglicher gemacht hatten, 
al3 fie früher waren und fpäter vielleicht wiederum fein würden, haben 
wir doch in den Berhandlungen von Neuem die Schwere der Aufgabe 
empfunden, eine volle Hebereinftimmung zwiſchen fo vielen unabhängigen 
Regierungen zu erzielen, melde bei ihren Zugeſtändniſſen obenein die 
Stimmungen ihrer Yandftände zu beachten haben. 

Ge mehr Sie, Meine Herren, fi) diefe Schwierigkeiten vergegens- 
wärtigen, um fo vorfichtiger werden Sie, davon bin Ich überzeugt, bei 
Prüfung des Berfaffungs » Entwurfes die ſchwer miegende Berant- 
mwortung für die Gefahren im Auge behalten, welde für die 
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friedlihe und gefegmäßige Durdführung des begonnenen 
Wertes entfiehen tönnten, wenn das für die jegige Vorlage 
bergeftellte Einverftändniß der Regierungen für die vom 
Neihstage begehrten Aenderungen nicht wieder gewonnen 
würde. Beute fommt es vor Allem darauf an, den günftigen 
Moment zur Erridtung des Gebäudes nicht zu verfäumen: 
der vollendetere Ausbau dejfelben kann alsdann getrof dem 
ferneren vereinten Birken der deutfhen Fürften und Bolts- 
ftämme üiberlaffen bleiben. 

Die Ordnung der nationalen Beziehungen des norddentichen 
Bundes zu unjern Randsleuten im Süden des Main ift durd 
die Friedengsichlüffe des vergangenen Jahres dem freien Uebereinkommen 
beider Theile anheimgeftelt. Zur Herbeiführung diefes Einverftändnifies 
wird unfere Hand den ſüddeutſchen Brüdern offen und entgegentomment 
dargereiht merden, fobald der norddeutiche Bund in Feſtſtellung feiner 
Berfaflung weit genug vorgejchritten fein wird, um zur Abſchließung ven 
Verträgen befähigt zu fein. 

Die Erhaltung des Zollvereins, die gemeinfame Pflege der Bolli- 
wirthichaft, die gemeinfame Berbürgung für die Sicherheit des beutfchen 
Gebietes werden Grundbedingungen der Berftändigung bilden, melde 
porausfichtlih von beiden Theilen angeftrebt werden. 

Wie die Richtung des deutfchen Beiftes im Allgemeinen dem Frieden 
und feinen Arbeiten zugewandt ift, fo wird die Bumdesgenofienfchaft der 
deutfhen Staaten wefentlih einen defenfiven Charakter tr 
Keine feindlihe Tendenz gegen unfere Nachbarn, kein Streben nad Er⸗ 
oberung hat die deutfche Bewegung der legten Jahrzehnte getragen, fonderr 
lediglih das Bedürfniß, den weiten Gebieten von den Alpen bis zer. 
Meere die Grumdbedingungen des ftaatlihen Gedeihens zu gewähren. 
welche ihnen der Entwidlungsgang früherer Jahrhunderte verfiiunmer: 
bat. Nur zur Abwehr, niht zum Angriff einigen fid die 
deutfhen Stämme, und daß ihre Berbrüderung aud von ihren 
Nachbarvölkern in diefem Sinne aufgefaßt wird, beweiſt die wohlwollende 
Haltung der mächtigften europäifchen Staaten, welde ohne Belorgaf 
und den Mißgunft Deutſchland von denjelben Bortheilen eine® großen 
ftaatlihen Gemeinweſens Beſitz ergreifen jehen, deren fie fidh ihreries 
bereit8 feit Jahrhunderten erfreuen. Nur von uns, von unferer Kimi 
von unjerer Baterlandäliebe hängt es daher in diefem Augenblide ab, dem 
gefammten Deutfhland die Bürgfchaften einer Zukunft :- 
fihern, in welder es, frei von der Gefahr, wieder in Zerrijicn- 
heit und Ohnmacht zu verfallen, nad eigener Selbfibefimmun; 
feine verfaffungsmäßige Entwidlung und feine Wohlfahr: 
ilegen und in dem Rathe der Völker feinen friedliebenden 

eruf zu erfüllen vermag. 

Ich bege das Bertrauen zu Gott, daß die Nachwelt im Rädbiid ar 
unfere gemeinfamen Arbeiten nicht jagen werde, die Erfah ix: 

eren mißlungenen Berinche feien ohne Nuten für das deutiche Mei! 
geblieben, daß vielmehr unfere Kinder mit Dank auf diefen Reichstag a:: 
den Begründer der deutfchen Einheit, Freiheit und Macht zurüdblidten werder. 

Meine Herren! Ganz Deutſchland, auch liber die Grenzen umferes 
Bundes hinaus, harrt der Enticheidungen, die hier getroffen werden felkr. 
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Möge durch unfer gemeinfames Wert der Traum von 
Jahrhunderten, das Sehnen und Ringen der jüngften Ge— 
Idledter der Erfüllung entgegengeführt werben. 

Namen aller verbündeten Negierungen, im Namen Deutichlands 
fordere Ich Sie vertrauensvoll auf: helfen Sie und die große na= 
tionale Arbeit rajch und fiher durchführen. 

Der Segen Gottes aber, an welchem Alles gelegen ift, begleite und 
fördere das vaterländiiche Werk! 


4. März. Vorlegung des Verfaſſungsentwurfs. 


Rede des Grafen Bismarck ald Vorfigenden der Bundes⸗ 
Kommilfion. 


Im Auftrage der hoben verbündeten Negierungen habe ich die Ehre, 
dem Reichſstage den Entwurf der Bundes» Berfaffun voraulegen, welcher 
zwifhen den Regierungen vereinbart worden: ift. füge diefem Ent- 
wurfe eine authentifche Ausfertigung derjenigen Verträge bei, auf melden 
bisher die Conſtituirung des Bündniffes beruht, jo wie der Protofolle 
über die Gonferenzen, in welden der vorgelegte Berfaffungs- Entwurf 
wiſchen den Bertretern der hohen Wegierungen feftgeftellt worden iſt. 

dem ich diefe Vorlage der Beichlußnahme der hohen Berjanmlung 
unterbreite, enthalte ich mich, der Rede, mit welcher der König, mein aller- 
gnädigfter gen, unfere Sigungen eröffnet hat, etwas hinzuzufügen. Nur 
auf einen Gegenftand erlaube ih mir aufmerkſam zu machen. In dem 
vorläufigen Bündniß vom 18. Auguft vorigen Jahres lautet Artikel 6: 
„Die Dauer des Bündniffes ift bis zum Abſchluß des neuen Bundes- 
verhältmifjes, eventuell auf ein Jahr feitgejegt, wenn der neue Bund nicht 
vor Ablauf eines Jahres geichloflen fein jollte.“ 

Sch beabfichtige nicht, die Situation hier näher ind Auge zu faflen, 
in welche Deutjchland gerathen würde, wenn biß zum 18. Auguft des 
laufenden Jahres, aljo in 57. Monaten — von jegt an gerechnet — unjer 
Werk nicht zum Abfchluß gebracht würde. Ich hoffe, fie wird nicht ein- 
treten. Ich erlaube mir aber auf Einen Umſtand aufmerffam zu machen, 
der und Allen befannt ift: daß die Landtage oder wenigſtens manche 
unter ihnen ſich ausdrücklich vorbehalten haben, das Reſultat unjerer Ber- 
bandlungen ihrer Beihlußnahme zu unterziehen. Wir werden alſo fofort 
nah Schluß des Reichstages in der Nothwendigkeit fein, die Landtage 
von 22 einzelnen verbiindeten Staaten mit Beſchleunigung zufammen zu 
berufen. Es ift dringend wünſchenswerth, daß auch diefe —2* der Ent⸗ 
wickelung ſich abſchließt, bevor der 18. Auguſt eintritt. 

In allen dieſen Momenten liegt eine neue Aufforderung zur Bes 
Ihleunigung unferer Arbeiten. — 

Die vertraggmäßige Regelung der Beziehungen zu Süddeutſch⸗ 
land, fo wie fie Jedem von und mehr oder weniger ausgebildet vor⸗ 
fhweben, werden meines Erachtens weſentlich durch eine raſche und ent- 
ſchiedene Beſchlußnahme in Norddeutfchland gefördert werden. Das Ber- 
trauen der füddeutfhen Staaten auf den Anſchluß an ihre 
norddeutfhen Landsleute wird in dem Maße gefördert werden, 
in welchem fie fehen, daß wir die Schritte nah unferem Ziele 
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bin mit Entfohiedenheit mahen und daß wir dieſes Ziel in 
nahe Ausfiht nehmen können. Auch in Ddiefer Nichtung, meine 
Herren, liegen Aufforderungen zur Beſchleunigung unferer Arbeiten und 
ur baldigen Berftändigung über die Punkte, über melde Meinungdver: 
——* obwalten möchten. — 

Es liegt ohne Zweifel, meine Herren, etwas in unferem National: 
Charakter, was der Vereinigung Deutfchlands widerſtrebt. Wir hätten die 
Einheit fonft nicht verloren, oder hätten fie bald wieder gewonnen. Wenn 
wir in die Zeit der deutfchen Größe, die erfte Saiferzeit, zurückblicken, fo 
finden wir, daß fein anderes Land in Europa in dem Maße die Wahr: 
Icheinlichkeit für fich hatte, eine mächtige nationale Einheit fich zu erhalten, 
wie gerade Deutihland. Bliden Sie im Mittelalter von dem ruſſiſchen 
Reiche der rurikſchen Fürſten bis zu den weſtgothiſchen und arabiſchen 
Gebieten in Spanien, fo werden Sie finden, daß Deutjchland vor Allen 
die größte Ausficht hatte, ein einiges Reich zu bleiben. Was ift der 
Grund, der und die Einheit verlieren ließ, und uns bis jegt verhindert 
bat, fie wieder zu gewinnen? Wenn ich es mit einem kurzen Worte fagen fol, 
fo ift es, wie mir fcheint, ein gewiſſer Ueberſchuß an dem Gefühle 
männlidher Selbftftändigfeit, welde in Deutjhland den Ein- 
zelnen, die Gemeinde, den Stamm veranlaft jih mehr auf die 
eigenen Kräfte zu verlaffen, als auf die der Geſammtheit. 
Es ift der Mangel jener Gefügigfeit des Einzelnen und de8 Stammes 
zu Gunſten de8 Gemeinweſens, jener Gefügigteit, welche unſere Nachbar—⸗ 
völfer in den Stand gefett hat, die Woblthaten, die wir erftreben, fi 
ſchon früher zu fihern. — 

Die Regierungen, meine Herren, haben Ihnen, glaube ich, im 
jegigen Yale ein gutes Beijpiel gegeben. Es war feine unter ihnen, 
die nicht erhebliche Bedenken, mehr oder weniger berechtigte Wünfche dem 
bisher erreichten Ziele hat opfern müſſen. Liefern auch wir den Beweis, 
meine Herren, daß Deutfhland in einer 600jährigen Leidens: 
gefhihte Erfahrungen gemadt hat, Die ed beherzigt; bag wir 
— und Alle, die wir hier find, wir haben es felbft erlebt, — die Lehren 
zu Herzen genommen haben, die wir auß ben verfehlten Verſuchen 
von Frankfurt und Erfurt ziehen mußten. Das Mißlingen des da- 
maligen Wertes bat in Deutjchland einen Zuftand der Unficherheit, der 
Unzufriedenheit herbeigeführt, der 16 Jahre lang gedauert hat, und der 
fhlieglih durch eine Kataftrophe wie die des vorigen Jahres, nach irgend 
einer Seite bin, mie e8 Gott gefiel, feinen Abihluf finden mußte. 

Das deutſche Bolt, meine Herren, hat ein Recht, von uns zu er: 
_ warten, daß mir der Wiederkehr einer ſolchen Kataftrophe vorbeugen, und 
ich bin überzeugt, daß Sie mit den verbündeten Regierungen nichts mehr 
am Herzen liegen haben, als dieſe gerechten Erwartungen des deutſchen 
Bolfes zu erfüllen. 


Geift und Weſen der Bundes« Berfaffung. 
11. März. Rede des Grafen Bidmard bei der General-Discufjion 
des Verfaſſungs-Entwurfes. 


Wenn ich in dieſem Stadium der Discuſſion das Wort ergreife, fo 
ft es nicht meine Abfiht und Tann fie nicht fein, Ihnen die Tehlenden 
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Motive für den Gefammtinhalt der Regierungd »Borlage zu entwideln; — 
aus demfelben Grunde nicht, — aus dem wir überhaupt feine Motive 
vorgelegt haben. Die Arbeit, meine Herren, ift jo umfaflend; es märe 
ein Werk darüber zu fchreiben gewefen, wenn die Arbeit fi) einigermaßen 
auf der Höhe ber Aufgabe, mit der mir beichäftigt find, halten follte. 
Hätten wir Motive der Verfammlung der Bundes- Commiffarien vor⸗ 
gelegt, fo würden wir, ich weiß nicht wie viel Zeit über deren Discuffion 
verloren haben; jchwerlich nur fo viel Zeit, wie dazu gehört hätte, fie 
audzuarbeiten. Es ift nicht etwa eine Nicdhtachtung des Eindruds, den 
unfere Vorlage macht, daß wir uns enthalten haben, die Motive vorzu- 
legen. Wir hatten buchftäblich nicht die Zeit dazu. Eine Arbeitszeit von 
vier Wochen für einen Kath, welcher mit der Anfertigung der Motive 
beauftragt gemwefen wäre, wäre faum zu kurz bemeilen. Wenn wir uns 
dann auch unter den verbündeten Wegierungen verftändigt hätten tiber 
den Text, fo glaube ich doch nicht, daß wir heute ſchon bier vereint ge- 
weien wären, wenn wir Ihnen hätten Motive vorlegen jollen. Wir wären 
auch in die Gefahr gelommen, in diefen Motiven Dinge zu vertreten, die 
vielleicht gar nicht beftritten werden. Die Motive werden ſich auß der 
allgemeinen und jpäteren Specialdiscuffion ergeben von Seiten derjenigen, 
die den Berfafjungs- Entwurf unterftügen, oder durch die Erklärungen 
der Regierungen, die gefordert werden und die fich an die auftauchenden 
Zweifel Inüpfen werden. 

Meine Abſicht ift ebenfowenig, der Specialdiscuffion vorzugreifen, 
fondern nur wenige allgemeine Geſichtspunkte zu entwideln, die und bei 
der Aufftellung diefer Verfaſſung geleitet haben. 

Es Hat nicht unjere Abficht jein können, ein theoretifches Ideal 
einer Grundverfafjung berzuftellen, in welcher die Einheit Deutfch- 
lands einerjeit3 auf ewig verbürgt werde, auf der andern Geite jeder 
partifulariftiihen Regung die freie Bewegung geſichert bleibe. Einen 
ſolchen Stein der Weifen, wenn er zu Enden it, zu entdeden, müſſen 
wir der Zukunft überlaflen, einer ſolchen Duadratur des Cirkels um einige 
Decimalftellen näher au rüden, ift nicht die Aufgabe der Gegenwart. Wir 
baben uns zur Aufgabe geftellt, in Erinnerung und in richtiger Schäßung, 
glaube ich, derjenigen Widerftandsfräfte, an welchen die früheren Derfude 
in Frankfurt und Erfurt gefcheitert find, diefe Widerftandskräfte, fo wenig 
als es irgend mit dem Zmed verträglich war, herauszufordern. Wir haben 
es für unſere Aufgabe gehalten, ein Minimum derjenigen Eonceffionen zu 
finden, welche die Sondereriftenzen auf deutichem Gebiete der Allgemeinheit 
machen müſſen, wenn dieſe Allgemeinheit lebensfähig werden joll; wir 
mögen das Claborat, mad dadurch zu Stande gelommen ift, mit dem 
Namen einer Berfaffung belegen oder nicht; das thut zur Sache nichts. 
Wir glauben aber, daß, wenn es hier angenommen wird, für das dentſche 
Volk die Bahn ee gemacht worden iſt, und daß wir das Vertrauen 
am Genius unferes eigenen Volkes haben können, daß es anf diejer 

ahn den Weg zu finden willen wird, der zu feinen Zielen führt. 

Wenn zu diefem Zwed, nach unjerer Anficht wenigſtens, das Ge⸗ 
gebene hinreicht, jo begreife ich vollftändig, daß viele Wünfche unbefriedigt 
bleiben, daß man daneben noch eine Vorlage anderer Dinge geioüinfiht 
und gleich gewünfcht hätte. Ich begreife aber nicht, wie man, weil dieje 
Bünthe bisher unerfüllt geblieben And, das Gebotene ablehnen will und 
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dabei doch — man wolle überhaupt eine Verfafſung, die Deut: 
land zur Einheit führen könne. 

8 find Einwendungen bisher laut geworden und Wünſche geltend 
gemadt von zwei Seiten: ich möchte fagen von der unitarifhen und 
bartifularififgen Seite; von der unttarifchen dahingehend, daß men 
auch von diefem Berfaffungd- Entwurf, wie von dem früheren die Her 
ftelung eine8 conftitutionellen verantwortliden Minifteriuns 
erwartet hat. Wer jollte dieſes Minifterium ernennen? Einem Conjortum 
von 22 Regierungen iſt diefe Aufgabe nicht dugumutben; e8 würde fi 
nicht erfüllen können. Ausſchließen können Sie aber 21 von 2 Ro 
gierungen von der Theilnahme an der Herftellung der Erecutive ebeni> 
wenig. Es wäre der Anforderung nur dadurch zu genügen gemeien, daj 
eine einheitliche Spitze mit monardifchem Charakter sefihaffen wäre. Deus 
aber, meine Herren, haben Sie feine Bundesverhältniffe mehr, dann 
Eie die Drebtatifirung Dever, denen dieſe monarchiſche Gewalt nicht fiber 
tragen wird. Diefe Medtatifirung ift von unferen Bundeögenofien weder 
bewilligt, noch von ung erſtrebt worden. Es ift bier angedeutet worden, 
man fönne fie mit Gewalt erzwingen; von andern, fie werde fich zum 
Theil von jelbit ergeben, und Letzteres von einer mir nahe ſtehenden 
Seite. Wir erwarten dies nicht in dem Maße und glauben mit, daß 
deutjche Fürften in größerer Anzahl bereit fein werden, ihre jegige Stellung 
mit der eines engliſchen Paird zu vertaufchen. Wir haben ihnen dick 
Zumuthung niemals gemadt, und beabfichtigen nicht, fie ihnen zu maden; 
nod weniger aber kann ich als unſere Aufgabe betrachten, auf die Gewalt, 
auf die Uebermacht Preußens in diefem Bunde fi) zu berufen, um eme 
Eonceffion zu erzwingen, die nicht freiwillig entgegen getragen wird. Eise 
jolde Gewalt konnten wir am allerwenigften gegen Bundet- 
genoffen anwenden, die im Augenblide der 4433. treu zu 
uns geſtanden haben, ebenſowenig gegen die, mit denen wir ſoeben 
einen ———— Frieden, auf ewig, wie wir hoffen, — wie mar 
das Wort auf diefer Erde zu gebrauchen pflegt, — befiegelt haben. 

Die Baſis dieſes —2 oll nicht die Gewalt ſein, were 
den Fürften, no dem Volke gegenüber. Die Bafis ſoll das Ler⸗ 
tranen zn der Vertragsätreue Preußens fein und Diefes Nertraus 
darf nicht erſchüttert werden, jo lange man uns Die Vertragstrene hält. 

Es ift angefpielt worden auf die Erklärungen, die im Sinne tim 
einbeitlicheren Reichsgewalt von einigen der Bundes⸗Regierungen in des 
Schlußprotofollen niedergelegt jeien. Ich kann nur bedauern, daß drit 
Erklärungen erft in dem Schlußprotofolle zu Tage getreten find; märs 
fie in der Discuffion gemadt, bevor dag Schlußprotokoll redigirt wur, 
jo hätte man menigftens darüber urtheilen können, welche Aufnahue jelk 
Fr Wie bei der Mehrzahl der Regierungen gefunden haben wärte. 
Da fie erft na dem Scluffe der Verhandlungen zu Tage traten, % 
kann ich fie nur auffafien als ein todtes Glaubensbelenntnig ohne Werk. 

Schwerer, als die Einwendungen vom unitariſchen Standpuntte, z=) 
uch gemeint find meines Erachtens diejenigen vom partifularifirides. 
Unter Bartilularismus denkt man ſich jonft eine widerftrebende Tr 
naftie, eine widerftrebende Kafte in irgend einem Etaate, die fidh der Hr: 

ellung gemeinfamer Einrichtungen auß Sonderinterefien entgegesfck: 
ir haben e8 heute mit einer neuen Species von Bartilulansems A 
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tbım, mit dem parlamentarifhen Partikularismus. Yrüber Hu es 
vom dynaſtiſchen Standpunkte aus: „hie Waiblinger, hie Welf;“ jetzt heißt 
es: „bie Landtag, hie Reichstag!“ Das Recht, das der Preußiſche 
Landtag hat, zu unferen Bereinbarungen bier Nein zu fagen, es ift fchon 
vorhin von anderer Seite hervorgehoben, und ich glaube, es wird das 
Niemand ernftlich beftreiten, und fich dem gegenüber auf die Macht bes 
rufen, dieſes Recht bat ein jeder Landtag, jo Hein oder fo groß er fein 
mag; denn wir wollen nicht in einer gewaltthätigen, fondern in einer 
rechtlichen Gemeinfchaft leben. Bis jekt aber find die Widerfprlüche der 
übrigen Landtage auf diefer Tribüne nicht in einer gleichen Weile anges 
meldet worden, wie die des Preußifchen Yandtages und zwar von Seiten, 
von denen e8 mich fiberrafcht bat. Der Bertreter einer nord deut— 
[hen Republif begeiftert ſich plöglih für die monarchiſche 
Berfaffung Preußens, ein katholiſcher Geiftliher ftellt dieſe 
jelbe Berfaffung mit dem Heile feiner Seele an dem Reitfaden 
eines Bibelſpruches auf diefelbe Höhe, und ſprach zu uns, in Ton 
und Worten die tieffte Erjchütterung darüber verrathend, daß an diejer 
Berfafjung auch nur ein Artikel geändert werden könnte — auf geſetz⸗ 
mäßigem Wege, mwohlverftanden. Ich zweifle keinen Augenblid an der 
anfrichtigen Ueberzeugung, mit der dieſe Worte gefprochen wurden, aber 
überrafcht hat es mich, daß er die Wirkung davon abſchwächte durch einen 
ſcherzhaften Seitenhieb auf meine Perfon: „ich würde mir auch zu helfen 
wiſſen, wenn bier nichts zu Stande käme.“ Meine Herren, ob ih mir 
in diefem Falle zu helfen wüßte, das will ich bier unerörtert laſſen; ich 
würde mir aber nicht helfen. Ich babe meinem Könige und Lande 
niemal3 den Dienft verfagt, in einem foldhen Falle aber würde ich ihn 
verjagen und würde denjenigen, die das Chaos herbeigeführt 
baben, aud überlafjen, den Weg aus dem Labyrinthe wieder 
heraus zu finden. 

Wenn von anderer Seite, von Abgeordneten, mit denen ich mir 
mancher gemeinföhaftlihen Anſicht bewußt bin, von Mitgliedern des Preu- 
ßiſchen Abgeordnetenhaufee, — von folder Seite, von der ich glaube, daß 
fie wirflih das Zuftandelommen der Sache will, dennoch bier der Sat 
aufgeftellt worden ift, daß die Preußifche Berfaffung über der Reichſs⸗Ver⸗ 
faflung einftweilen ftehe, daß dasjenige, was bier vereinbart wird zwifchen 
der Öefammtheit der Landes⸗-Regierungen, nahdem mit Mühe eine Ver- 
einigung unter diefen erzielt worden, und zwiſchen den freigewählten Ver» 
tretern von 30 Millionen Deutfchen, ſchon jest vor die Aſſiſen des 
Preußiſchen Landtages citirt wurde; meine Herren, da hat mid ein de⸗ 
müthigendes Gefühl befchlichen, daß diejenigen, die uns neu zugetreten 
find, jo raſch die Illuſion verlieren, die fie etwa gehabt haben könnten, 
daß der Menſch wirklich mit feinen größeren Zweden wächſt, und daß der 
weitere Gefichtäfreis, den der größere Staat haben foll, fih auch allen 
feinen Mitgliedern mittheilt. Die Herren, die jo furzmeg hier dad Wort 
ausfprechen, daß der Preußifche Yandtag das Product unferer Arbeiten 
in den und den Yällen verwerfen oder genehmigen werde — ihre Legiti⸗ 
mation dazu ift ſchon bier angezweifelt worden. Aber ich möchte Sie 
fragen: was würden Sie jagen, menn heutzutage eine der verbündeten 
Regierungen ſchon von Haufe aus erllärte: wenn die und das nicht in 
der Berfafjung fteht, jo nehme ich fie unter allen Umfländen nicht an! 
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wenn ein Stand oder eine Kafte dieſe felbe Erklärung abgäbe, wenn ein 
Mitglied der mecklenburgſchen Ritterfchaft aufträte und fagte: wenn unfere 
Nechte nicht gejchont werden — und fie wiegen auf der Wagichale der 
Gerechtigkeit gerade eben fo ſchwer, wie die des Preufifchen Landtags — 
fo fpielen wir nicht mit! Ich erinnere Sie daran, meine Herren, ala die 
Verſuche von Frankfurt und von Erfurt mißlangen — der von Erimt 
nicht fo fehr, wie bier gemeint wurde, Durch das Widerftreben der bethei⸗ 
Iigten Regierungen, wenn ich auch nicht behaupten Tann, dag unſere 
Preußifhe Regierung damals mit der münfchenswerthen Energie ihre 
Aufgabe vertreten hätte, er fcheiterte meined Erachtens daran, dag Han- 
nover und Sachſen einfach auf die öfterreichifche Armee, die hinter Olmüg 
ftand, mehr Vertrauen hatten, als auf den Drei⸗-Königsbund — das 
war wohl das Durchichlagende, menn es auch eine Menge anderer Ur: 
fachen gegeben haben mag, — id) erinnere Sie daran, daß man für ums, 
die wir damals unter dem Namen der Preußiihen Junkerpartei die Ber: 
antiortung für das Nichtzuftandelommen vor der Deffentlichleit aufladen 
mußten, Tein Wort finden konnte in der öffentlichen Prefie, was ftarl 
enug war, um „diefen unmwürdigen Mangel an Baterlandsliebe“ zu 
Erandmarfen, ber dahin führte, „aus Standesintereflen lieber einer 
Zunterftaat von der Größe der Mark Brandenburg zu gründen" und 
was dergleichen von Ihnen bereit vergeflene Zeitungsartikel waren, di 
auf und Schmach und Vorwurf häuften, weil wir das Werk gehindert 
bätten, da8 wir zu Stande zu bringen in der Tage nicht waren. Id 
babe, als bier vorgeftern dafielbe Hecht fir den Preußifchen Landtag ır 
Unfpruch genommen wurde, in der ganzen Berfammlung keinen Ausrri 
des Erſtaunens gehört, außer dem, den ich in meinem Innern unter 
drüdte. 

Ich glaube, meine Herren, diejenigen, die dieſes Wort ausſprachen. 
unterfchägen denn doch den Ernft der Situation, in der wir uns befinden. 
Glauben Sie wirklich, daß die großartige Bewegung, die im 
vorigen Jahre die Bölfer vom Belt bis an die Meere Sizi— 
fiens, vom Rhein bis an den Pruth und den Dnijefter zus 
Kampf führte, zu dem eilernen Würfelfpiel, in dem um Könıge- 
und Kaiferktronen gefpielt murde, daß die Million deutjder 
Krieger, die gegen einander gefämpft und gebluter haben as’ 
den Schladtfeldern vom Rhein biß zu den Karpathen, das 
die Taufende und aber Taufende von Bebliebenen und der 
Seuche Erlegenen, die durch ihren Tod diefe nationale Ent- 
fheidung befiegelt haben, mit einer Landtags-Reſolution si 
acta gefhrieben werden fönnen; meine Herren, dann ftehen Sie 
wirflih nicht auf der Höhe der Situation. Es liegt mir jar., 
irgend eine Drohung auszuſprechen, ich achte die Rechte unſeres Land 
tages, ebenjo wie ich fie von Haufe aus gern geachtet hätte, wenn es mı: 
dem Beſtande des Preußiihen Staates nad) meiner Ueberzeugung ver: 
träglich gewejen wäre; aber ich habe die fichere Ueberzeugung, fein deut: 
fher Landtag wird einen folden Beſchluß Hallen wenn mıt 
uns bier einigen. 

Ich möchte die Herren, die fich dieſe Möglichkeiten deuten, wohl jchen, 
wie fie etwa einem Invaliden von KRöniggräg anworten würden. 
wenn der nah dem Ergebniß diefer gewaltigen Anſtrengang 
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fragt. Sie würden ihm etwa fagen: Ja freilich, mit der deutſchen 
Einheit ift e8 wiederum nichts geworden, die wird fich mohl bei 
Gelegenheit finden, fie ift ja leicht zu haben, eine Verſtändigung ift ja 
alle Zage wieder möglich; aber wir haben das Budgetrecht des 
Abgeordnetenhaufes, des Preußiſchen Yandtages gerettet, das 
Recht, jedes Jahr die Eriftenz der Preußiſchen Armee in 
grage zu ftellen, ein Net, von dem wir als gute Patrioten niemals 
Gebrauch machen würden, und follte jene Verſammlung meit auf Abmwege 
geratben, die es wirklich wollte, fo würden mir den Minifter als Landes⸗ 
perräther zur Verantwortung ziehen, welcher fich zur Ausführung bergiebt. 
Aber es i doch unſer Recht: darum haben wir unter den Mauern von 
Preßburg mit dem Kaiſer von Oeſterreich gerungen und damit ſoll der 
Invalide ſich tröſten über den Verluſt ſeiner Glieder, damit die Wittwe, 
die ihren Mann begraben hat? 

Meine Herren, es iſt wirklich eine vollſtändig unmögliche Si— 
tuation, die Sie ſich da machen, ich wende mich gern von dieſen phan⸗ 
taſtiſchen Unmöglichkeiten in das reale Gebiet zurück zu einigen Einwen⸗ 
dungen, die hier gegen den Inhalt der Verfaſſungen gemacht worden ſind. 

Es iſt, ich weiß nicht, ob in der Thronrede der Ausdruck ſtehen ge⸗ 
blieben iſt, ichon gejagt, dag wir das Werk der Berbeſſerung fähig 
halten. Ich darf wenigſtens hier bezeugen, daß wir für keinen Vorfchlag, 
der wirflih mit der Erleichterung des Zuſtandekommens und der Vers 
beflerung des Werkes ernftlich gemeint ift, unempfänglich find. Sie müſſen 
doch die Negierung nicht in Berdacht haben, und feine der zwei und 
zwanzig Bundeds Regierungen, daß fie ſich von der biftorifchen conftitu- 
tionellen Entmwidelung Deutjchlands losſagen wolle, daß fie nur dieſes 
Parlament etwa benugen wolle, um den Parlamentarismus im Kampf 
der Parlamente gegen einander aufzureiben. Was hätten wir denn davon? 
Iſt denn eine Regiernng auf die Dauer denkbar, namentlich eine jolche, 
die fich zur Aufgabe geftellt hat, eine Einheit im Feuer oder gar in kaltem 
Metall, wenn nes Teuer erfaltet fein wird, zu ſchmieden, eine Einigung, 
die nicht überall in Europa mit Wohlmollen gejehen wird, daß dieſe Re⸗ 
gierung es ſich gewiſſermaßen zur ſyſtematiſchen Aufgabe ftellt, die Rechte 
der Bevölkerung auf die Theilnahme an ihren eigenen Gefchäften zu unter: 
drüden, abzuſchaffen; auf ein wildes Reactionsweſen ſich einzulaffen, fich 
in Kämpfen mit der eigenen Bevölkerung aufzuhalten, meine Herren, das 
können Sie von einer Dynaſtie, wie fie über Preußen regiert, 
das fönnen Sie von feiner der Dynaftien, die augenblicklich 
in Deutfhland regieren, erwarten, daß jie an ein natio- 
nales Werft mit diefer Heuchelei — ih kann e8 nicht anders 
nennen — berangebt. 

Wir wollen den Grad von Freibeitsentwidlung, der 
mit der Sicherheit des Ganzen nur irgend verträglid ift. 
Es fann ſich nur handeln um die Grenze: wie viel, was ift mit diefer 
Sicherheit auf die Dauer verträglih? was ift jetst mit ihr verträglich? 
ift ein Uebergangajtadium nöthig? wie lange muß died dauern? Es kann 
nicht in unfrer —4 — liegen, das Militairbudget auch für den Zeitraum, 
wo es von Ihnen ſelbſt als eiſern behandelt werden ſollte, und ein ſolcher 
Zeitraum iſt meines Erachtens unentbehrlich, Ihrer Kenntniß zu entziehen. 
Es iſt bier geſagt worden, als wenn das Militairbudget mit einer ges 
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willen Heimlichkeit nachher behandelt werden ſollte. Someit ich mir über- 
baupt diejen Gedanken ſchon Far gemacht habe, fo ſchwebt er mir in der 
Art vor, daß wir jedenfall3 ein Budget vorlegen würden, welches die 
Gejammtausgaben des Bundes umfaßt, die militatrifche nicht ausgeichlofien; 
nur würden wir dag auf der Baſis des mit der Bertretung für eine ge: 
wiffe Dauer von Jahren abzujchliegenden Bertrages thun, fo daß man 
und an dem Militair- Budget für diefe Zeit keine Streichung machen 
kann, wenigften® eine folche, die nicht mit dem Bundes - Feldherrn ver- 
einbart wäre. Es ift ja möglich, daß der Bundesfeldherr ſich gt, 
dies oder jene kann ich entbehren, daß er felbit jagt, das will ih. Aber 
e8 muß einen Zeitraum geben, in welchem die Eriftenz des 
Bundesheeres nit von zufälligen Schwankungen der Ma— 
jorität abhängt. Ich will gern zugeben, daß es fehr unwährſcheinlich 
ift, daß fich in diefem Reichſstage eine Majorität finden würde, die nicht 
dasjenige bewilligen würde, was Ihrer Meinung nach zur Vertheidigung 
des Landes hinreichend iſt. ch fürchte in diefer Beziehung nicht gerade 
von Partikulariften auf die Weife, auf die bier hingewiefen wurde, ih 
fürchte viel mehr von der Vermiſchung der Frage über die Grenze zwiicea 
parlamentarifcher und fürftliher Gewalt mit der Frage von der Berthei 
digungsfähigteit Deutfchlands dem Auslande gegenüber; ich halte es nicht 
fir gut, daß man das Bedürfniß hat, den parlamentariſchen Einfluß, den 
man erftrebt und den wir ja gerne den Parlamenten gönnen, vorzugemene 
an der Armee zu üben, während mannigfache andere Felder immer über: 
bleiben, um ihn zu üben. 

Sch glaube, meine Herren, es ift ein faft wirffameres Mittel, 
fih den Einfluß auf die Regierungen zu fihern, den mehrer 
vorgeftrige Redner vermißten, wenn Sie beifpieldweife die Zollerträge 
der Richtung Ihrer Geſetzgebung unterzögen, die dem Reiche Hülfsquelles 
abſchnitten, wenn Cie beijpielöweife diejenigen Beamten abftrichen, dx 
auf dem Reichsbudget für Zollerhebung ftehen; wenn Sie Ihre Thätigter 
dahin richten wollten, um ein Ihnen unannehmbares Syftem der Regr⸗ 
rung zu bejeitigen, das Eifenbahn- und Telegraphenwefen lahm zur legen. 
Ich glaube, meine Herren, das wäre vielleicht wirkjamer, als wenn Se 
ſich die Beichliegung über die Sulammenfebung, und Ausdehnung ker 
Armee vorbehalten, denn dann richtet fi der Beſchluß auf die Zunde 
nıente der Sicherheit und der ftaatlichen Eriftenz, namentlidy im einen 
Bundesftaate, da ift die Regierung in derjelben Unmöglichkeit, uadhz- 
geben, in der die Preußifche Regierung fich feit mehreren Jahren zu be 
finden glaubte. 

Wenn diefe Einrihtung, die Bundes-Armee, vorläufig 
biejenige Bafis, die am vollftändigften ausgebildet if, die 
jenige Baſis, die wir am unentbebrlichften brauden, dur 
ein jährlihe8 Botum in Frage geftellt werden follte, meıne 
Deren ed würde mir das — verzeihen Sie mir, wenn id, eis 

leihnig braude aus einem Beruf, in dem ich mich fräber 
befand, den Eindrud eines Deihverbandes maden, in dem 
jedes Jahr nah Kopfzahl, aud der Befiglofen, Darüber ab⸗ 
geftimmt wird, ob die Deiche bei Hochwaſſer durchſtochen wer: 
den jollen oder nit; aus ſolchem Deihhverbande wärde ıd 
einfah ausfheiden, da wäre mir da8 Wohnen zu nuufider, 
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und ih würde mich der Gefahr nicht bingeben, dag einmal 
Diejenigen, die die Wirthſchaft mit freier Weide wünfcen, 
über diejenigen, die mit beftellten und mafferfreien Aeckern, 
die Oberhand gewännen und alle durh eine Waſſerfluth zu 
Grunde gingen. 

Jedenfalls, wie ih es mir ſchon anzudeuten erlaubte, brauchen wir 
in diefer Beziehung ein unantaftbares Uebergangsftadium, bis 
wir organisch zu Fleiſch und Blut mit einander verwachien find, und diefer 
Gedanke wird auch, wie ich glaube, von einem großen Theil der ftren- 
geren Conftitutionellen, die aber das Zuftandelommen der Sache wollen, 
nicht angefochten. 

Im Uebrigen bemerfe ih in Bezug auf einige Einzelheiten, bie 
monirt worden find, um zu verhindern, daß die Discuffion fich öfter auf 
dieſes Gebiet begiebt, als nöthig ift, beiſpielsweiſe unfere Beziehungen 
zu Süddeutſchland. 

Der Herr Abg. Walded bat vorgeftern fich lediglich von der Herftel- 
lung eines conftitutionellen einheitlihen Minifteriumg die Wirkung ver- 
fprodhen, „dann hätten wir die Süddeutſchen,“ wie er ſich ausdrückte. 
Ich glaube, wir können fie nicht fiherer zurüdichreden, als wenn wir in 
eine Tolhe Richtung treten, die, wie ich vorhin andeutete, mit der Me⸗ 
diatifirung der deutichen Fürften große Aehnlichkeit hatte. Wer find diefe 
Süddeutſchen? Einftweilen ift e8 die bayerische, die würtembergifche, die 
badifche Hegierung. Glauben Sie, daß Seine Majeftät der König von 
Bayern, oder von Württemberg, fich durch folde Einrichtungen, mie fie 
der Übgeordnete Walded in Vorſchlag brachte, bejonder8 angezogen 
fühlt? Meine Herren! Ich weiß das Gegentheil. 

Unfer Berhältniß zu Süddeutfhland wird fih an der 
Hand des Artikels, der fih im Berfalfungsentwurfe darüber 
befindet, meines Erachtens einfah und mit Sicherheit ent- 
wideln. Wir haben zunädhft mit Süddeutſchland die Gemeinfchaft des 
Zollvereins, eine Gemeinſchaft, die in dieſem Augenblicke allerdings 
bis zu einem gewiſſen Grade in der Luft fchwebt, meil die Friedensver⸗ 
träge eine ſechsmonatliche Kündigung vorbehalten, bis wir und über das 
Berhältniß von Nord» und Süddeutſchland im diefer Beziehung geeinigt 
haben werden; um eine Einigung möglich zu maden, mar diefes Kündi⸗ 
gungsrecht nothwendig. 

Ich denke alſo, ſobald wir mit der norddeutſchen Verfaſſung fertig 
ſind, daß wir zunächſt den ſüddeutſchen Regierungen Eröffnungen machen, 
damit ſie mit uns zuſammentreten, um den Weg zu berathen, auf dem 
wir zu einem dauernden organiſchen, nicht alle 12 Jahre kündbaren Zoll⸗ 
vereine gelangen. Wir haben für den norddeutſchen Bund dieſe Wohlthat 

eſichert durch Artikel über Zollgeſetzgebung, wir können aber weder ver⸗ 
angen, daß die drei oder vier ſüddeutſchen Staaten Alles dasjenige, was 
mwir bier durch die Geſetzgebung, an der fie felbit nicht Theil nehmen, 
beichliegen, ohne Weiteres annehmen jollen, noch können wir ihnen gegen 
das, was der norddeutiche Reichstag gefeglich beichließt, ein Veto ein⸗ 
räumen, ein Beto, da8 man von drei oder vier Regierungen ausüben und 
mit ihren Ständen theilen würde. 

Soll der Zollverein in bisherigem Umfange fortbeftehen, fo ift e3 
ganz unvermeidlich, daß organische Einrichtungen gefchaffen werden, vers 
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möge deren Süddeutſchland an der Geſetzgebung über Zollfachen Theil 
nimmt. Ich enthalte mic), das Nähere anzudeuten, ich glaube aber, eb 
ergiebt fi) von jelbft, wie die Einrichtungen beichaffen jeın müſſen. Cs 
ift ſchwer zu glauben, daß eine ſolche gemeinfchaftliche organiſche Geiz 
gebung für Zollfahen — und ich möchte doch dies nicht jo unterichäpen 
und blos mit dem geringfhägigen Namen „Zollparlament” belegen; was 
haben wir nicht für Kämpfe gelämpft, nur wer in den Geſchäften ge 
ftanden bat, kann das beurtheilen, — wie erſchienen uns nicht in den 
Jahren 1862 und 1864 gerade die Zollinterefien als die höchſten politi- 
ſchen Lebensinterefien! 

Ich möchte das nicht unterfchägen, daß eine wirthſchaftliche Ge: 
meinfhaft für Gefammtdeutfhland gejchaffen werden kann — 
alfo es ift jchwer zu glauben, daß jolche gemeinfame Organe der Geſer⸗ 
gebung, wenn fie einmal gejchaffen, ſich der Aufgabe entziehen könnten, 
auch die meiften ber übrigen Titel der materiellen Wohlfahrt, jo me 
mander formalen Gefeßgebung, über Prozeßweſen u. |. w. allmälig fich 
anzueignen, und auch darüber gemeinfame Beftimmungen für ganz Deutjch⸗ 
land herbeizuführen. 

a8 ferner die Machtfrage betrifft, jo halte ich Die Ber: 
einigung von Nord» und Süddeutfhland jedem Angriffe ge 
genüber in allen Fragen, wo es fih um die Sicherheit des 
deutjchen Bodens handelt, für definitiv gefihert. Im Ehden 
kann fein Zweifel darüber fein, daß, wenn er ın feiner Integrität ge: 
fährdet werden follte, Norddeutſchland ihm unbedingt brüderlich beiftcht, 
ım Norden ift fein Zweifel darüber, daß wir des Beiftandes Süddeut'd- 
lands gegen jeden Angriff, der uns treffen könnte, vollftändig ficher fizd. 

Einige andere Themata, auch lediglihd um Wiederholungen zu ver 
meiden, erlaube ich mir zu berühren, 3. B. die Frage der Reihöftene 
Daß eine Sontingentirung nach der Kopfzahl ein unvolllommener Modus, 
eine Aushülfe von vorlibergehender Natur ift, gebe ich gern zn; das Ir 
jpiel von Bremen und von Hamburg mit jeinen reihen Einwohnern ım 
Vergleich zu den hiringermald Demahnern, ift volftändig zutreffend. 
Die Verhandlungen der Vertreter der Regierungen unter einander haben 
au gezeigt, daß dieſes Bedürfnig der Einführung von Reids: 
fteuern ziemlich allgemein empfunden wird, und man bat ſich icon 
mit den Begenftänden, welche fie betreffen könnten, beichäjtigt. Ich glaube 
daher, daß, wenn es hier gelingt, die Schwierigkeiten zu überwinden, ;ja 
deren Ueberwindung wir bei den commifjarifchen Verhandlungen nicht Zat 
hatten, namentlich eine ſolche Steuergeieggebung jofort jo weit antzuar- 
beiten, daß fie praktiſch werden kann, daß bei den verbündeten Regierung 
ein prinzipieller Widerftreit Dagegen mwenigftens nicht obwalten wird. 
betrachte da8 als Sache der Zukunft und ald Sache der Gefepgebung, 
fobald wir conftituirt find. 

Conftituiren wir uns jo raſch als möglich, dann haben mı 
die Fähigkeit, diefe Frage zu erledigen, und eben jo die von dem Bertir 
für Wiesbaden angeregte wegen Freizügigkeit. Wenn er die behbenz 
Fafſung des Artikels nicht vollftändig und erjchöpfend genug findet, ie 
darın doch Alles enthalten, worüber wir uns in diefem Augenblid ver 
ftändigen konnten. Es fiehen da zum Theil jehr erhebliche partikulare 
Berfaffungsrechte entgegen, die man nicht ohne Weitereß gemaltthäng 
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durchbrechen kann. Ich made darauf aufmerffam, daß in Artikel 4 der 
Verfaffung, Beftimmung 1 ausdrücklich die Frage der Freizügigkeit, Hei⸗ 
maths⸗ und Niederlaſſungs-Verhältniſſe und des Gewerbebetrieb u. f. wm. 
der Gefeßgebung des Bundes zuweiſt. Der Herr Abgeordnete für Wies- 
baden wird alfo, wenn er, wie ich hoffe, ebenjo gut Mitglied des künftigen 
Parlaments fein wird, Gelegenheit haben, dort feine Anträge zu ftellen. 
Ebenfo verhält es ſich mit der Aufgabe über das Civilrecht, die Hypo⸗ 
thefen und diejenigen Gegenftände, die der Bundes-Geſetzgebung vorbes 
halten werden jollen, und es wird das voraußfichtlich wenig Widerfpruch 
bei deu verbündeten Regierungen finden: feinen ſtärkeren, als denjenigen, 
der aus den augenblidlichen Hechtöverhältnifien, die man nicht mit rajcher 
Hand zerjchneiden kann, hervorgeht. Ebenſo z. B. die Frage wegen Con⸗ 
trahirung einer Bundes» Anleihe, über die eier der Herren VBorredner 
eine Beitinmung im Berfaflungs- Entwurf vermißt hat. Wir haben nicht 
geglaubt, daß fie vermißt werden würden, denn der Artikel 65 lautet: 
„Abgefehen von dem durch Art. 58 beftimmten Aufwande für da8 Bundes- 
beer und die zu demjelben gehörigen Einrichtungen, fo wie von dem Aufs 
wande für die Marine (Art. 50) werden die gemeinfchaftlichen Ausgaben 
im ege ber Bundes» Gefetgebung und, fofern fie nicht eine nur eins 
malige Aufwendung betreffen, für die Dauer der Legislaturperiode feft- 
geſtellt.“ Wenn eine Anleihe zu gemeinjchaftlihen Ausgaben gemacht 
werden ſoll, fo ift aljo auch diefe Geldbeſchaffung, auch diefe Manipula⸗ 
tion meiner Anfiht nach durch Art. 65 auf dem Wege der Bundes» Ge- 
jeggebung, d. h. der Beſchlußnahme und der Berathung des Reichstages 
und dem Bundesrathe unterworfen und kann auf dieje Weife gefesmähig 
zu Stande gebracht merden. 

Wenn von anderer Seite vermißt wurde die Möglichkeit, eine 
Snterpellation an die Regierung zu richten, meine Derren! bequent 
it die Einrichtung grade nicht, aber ich glaube nicht, daß es biäher irgend 
Jemandem in den Sinn gelommen ift, daß, wenn heute eine Interpellas 
tion geftellt worden wäre, wir fie nicht beantwortet hätten. Ebenſo, wenn 
die Verfammlung Zeit bat, Petitionen, die etwa eingehen, zu bearbeiten, 
und fie auf den Gegenftand, mit dem wir uns befchäftigen, Bezug haben, 
— denn nur folche dürfen wir für den Augenblid annehmen, fo würde 
dem auch nichts entgegenftehen ; Sie werden, meine Herren, die jämmt- 
Iihen Regierungen bereit finden, auch ohne daß wir durchgreifende und 
allgemeine Motive vorgelegt haben, über jeden einzelnen Punkt, bei dem 
Sie Motive vermiffen, motivirende Erläuterungen zu geben; ich glaube 
aber, daß das mejentlih in die Specialdebatte hineingehört, denn Eie 
werden nicht zu allen Punkten, zu jehr vielen werden Sie nicht das Be⸗ 
dürfnig empfinden, überhaupt Motive zu befigen, weil fie in fich jelbft 
Har find. Sch weiß nicht, ob ich während der General» Discuffion noch 
— Veranlaſſung habe, das Wort zu nehmen oder einer meiner Herren 

ollegen. 
ür den Augenblid wüßte ich dem, was ich gefagt habe, nichts weiter 
hinzuzufügen, als die nochmalige Aufforderung: Meine Herren! Ar- 
beiten wir raſch! Segen wir Deutichland, fo zu fagen, in den Sattel! 
Reiten wird es ſchou können. 
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Aus einer Bemerkung ded Grafen Biömard tm 
12. März) gegen den Abg.v. Mallindrodt: 


Wenn ich neulih von der 600jährigen Leidensgefchichte geſprochen 
babe, fo ergiebt eine einfache Gene nung, daß ba 
dieſes Zeitraums hinter Rudolph von Habsburg zurüdreicht. Ich habe 
vom Sturz der Hohenſtaufen an gerechnet und, wie ich glaube, richtig 
Der Herr Vorredner hat eine kleine Seitenwendung zu Gunſten der Raab- 
ritter einfließen lafien. Woher famen die Raubritter? — Bon ber Ja: 
rüttung des Deutſchen Neiches während des Interregnums! Woher tan 
die Zerrüttung während des Interregnums? Bom Abfall der Welfen und 
dem Siege der Ultramontanen! 


13. März. Graf Bismards frühere Stellung zur natic: 
nalen Volitif. 


Bemerfung gegen den Abg. Dunder. 


Der Herr Borredner bat von Erfurt und meiner Bergangenber 
dort geſprochen. Sch fpreche ungern von meiner Perſon, ich babe mit: 
die Gewohnheit da8 zu thun, aber das Gefühl, daß ich eines hoher 
Grades von Bertrauen in der Stellung, in der ich bin, auch zu meimr 
Perfon bedarf, veranlagt mich, eine furze Aeußerung zu thun über dr 
Stellung, die ich in Erfurt hatte, und über die, die ich jet habe. 

Ih fam nah Erfurt mit denjenigen politifhen Ar 
fhauungen, die ich, ich möchte jagen, aus dem Vaterhauſe m:t 
brachte, geſchärft in jener Zeit durch den Kampf gegen die Angriffe ie 
Bewegung von 1848 auf Zuftände, die mir Ber waren. Im Jab:: 
darauf, 1851, bin ich in die praktiſchen Geſchäfte eingetreten nz 
habe ſeitdem Gelegenheit gehabt, Erfahrungen in der praftifchen Polırz, 
ſechszehn Jahre Hindurch in Stellen, wo ich ohne Unterbredung mit te: 
großen Politik, namentlich aber mit der deutfchen, bejchäftigt war, jammele 
zu können. Ich habe mich dabei überzeugt, daß aus dem Zujchauer 
raum die politifhe Welt — nidt blos die auf den Brettern, de 
die Welt bedeuten — anders ausſieht, als wenn man Hinter die 
Eouliffen tritt, und daß der Unterſchied nicht blos an de: 
Beleuchtung liegt. 

Ich babe an mir felbft wahrgenommen, daß man die Politik ander! 
beurtbeilt, jo lange man als Dilettant ohne dag Gefühl ſchwere: 
perjönliher Verantwortlichfeit, etwa in den Mußeftunden, die dx 
anderweitige Berufsart zuläßt, an ihr mitwirkt, als mo man im Geger 
theil einer vollen Verantwortung für die Folgen jedes Schrittes, den mız 
thut, bemußt if. Ich habe in Frankfurt im Amte erfannt, daß viele ie: 
Größen, mit denen meine Erfurter Politik gerechnet hatte, nicht eriftirter 
daß das Bufammengehen mit Defterreih, wie es mir denn aus den E 
innerungen an die heilige Allianz, die durch die Tradition der früherer 
Generation mir überfommen waren, vorſchwebte, — daß diejeß wicht mn 
li war, weil das Defterreih, mit dem wir rechneten — e8 war h. 
Periode des Fürften Schwarzenberg — überhaupt eben nicht eriırı 


! 
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Ich beſchränke mich auf dieſen kurzen Nüdblid, indem ich binzufege, daf 
ih mid glädlich ſchätze, überhanpt nicht zu den Leuten zu gehören, 
die mit den Jahren uud mit deu Erfahrungen nichts lernen. 

Wenn der Herr Borredner eine gewifle Bermunderung darüber aus- 
geſprochen hat, daß ich dem Budgetrechte meinerfeitö die beften Jahre 
meines politifchen Lebens vielleicht gewidmet hätte, um es zu belämpfen, 
fo möchte ich an die eine Thatſache erinnern, daß es nicht ganz ficher 
ift, ob wir die Armee, weldhe die Schlahten des vorigen 
Jahres geſchlagen hat, in derfelben Verfaſſung beſeſſen hätten, 
welde fie zu diefer Zeit bat, wenn im Herbfte des Jahres 
1862 fih Niemand fand, der bereit war, die Regierung auf 
Befehl Seiner Majeftät des Königs fortzuführen, ohne den 
Beſchluß des Abgeordnetenhauſes vom 23. September*) 
auszuführen. 


m — — 


Die nationalen Anſprüche der Polen. 


18. März. Rede des Grafen Bismarck bei der Berathung des 
Verfaſſungsentwurfs. 

(Die Wohlthaten der preußiſchen Herrſchaft in Polen und die 

Volksſtimmungen. — Polniſche und katholiſche Intereſſen. — 

Zur Geſchichte des preußiſchen Polen. — Sinnloſe Anſprüche.) 


Meine Herren! Wir Alle ſind gewählt, darüber iſt kein Zweifel, um 
die Verfaſſung des norddeutſchen Bundes zu Stande zu bringen; auch die 
Abgeordneten der Provinz Poſen find zu keinem anderen Zwede gemählt. 
Die Bewohner der Provinz find auf diefem Fundament zu den Wahlen auf- 
gefordert, und die Wahlverhandlungen ergeben, daß m fid mit großem 
und ungemöhnlichem Eifer, beinahe neunzig Prozent der Bevölkerung, daran 
betheiligt haben. Wenn der Herr Abgeordnete (Kantal) dennoch einen 
Proteſt gegen das Zuftandelommen dieſes Bundes in dem beabfichtigten 
Umfange gerichtet hat, fo glaube ich, hat er uns felbft deutlich zu erfennen 
gegeben, daß dieſer Proteft eigentlich fih nicht gegen den Bund, fondern 

egen die Einheit der Breußifhen Monardie richtet. Dieſe Ein- 
Beit anzuerlennen und dod dagegen zu proteftiren, daß der Staat, zu dem 
man gehört, berechtigt ſei, feine ftaatlichen Zwede aud im Verein mit den 
Nachbarſtaaten zu erftreben, mit denen er glaubt fie befier erreichen zu 
fönnen — kann in der That Niemand, der nur einige Logik ſich bewahrt 
bat, einfallen. Der Proteft richtet ſich, wie der Herr Abgeordnete ja nicht 
meifelhaft gelafien bat, gegen die Einheit der Preußtichen Monarchie. 
—* dieſem Sinne hätte er meines Erachtens bei einer früheren Gelegenheit 
— immer nit mit Recht, aber doch mit mehr Logik angebracht werden 
können, als bei der jegigen gerade, ich meine bei der Begründung der Preußi- 
ſchen Berjafiung. 

-  &3 ift meines Erachtens nicht meine Aufgabe, mich bier in die Bes 
leuchtung der einzelnen Details und ihrer Entftellung, Unrichtigkeit und 

*) Die Streichung der Ausgaben filr die Neorganifation des Heeres. 

Firft Bismard. 39 
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Hinfälligkeit einzulaffen, fondern nur den prinzipiellen allgemeineren Stand⸗ 
punft der Preußiſchen Regierung zu diefen Beftrebungen gegen die durch 
Artikel 1 der Berfaffung verbürgte Einheit des Preußiſchen Stantögebiet 
hervorzuheben. Hauptſächlich aber kommt e8 mir darauf an — umd wir 
find das, glaube ich, unferen Bundesgenoffen fhuldig — die JUnfion za 
befämpfen, als ob eine erhebliche Anzahl der Wähler, welche bier von 
den Abgeordneten polniſcher Nationalität vertreten werden, mit dem hier 
fundgegebenen Beftrebungen derfelben nah einer Zerreifung der Einhen 
des Preußifhen Staates überhaupt einverftanden wäre, — als ob bw 
Herren irgend ein Mandat hätten, ihre Wähler in diefem Sinne bier zu 
vertreten, als ob fie legitimirt wären, Namens ihrer Wähler diefe rem 
perfönlichen Anfichten, die der Herr Abgeordnete hier außgefprochen hat, ım 
Namen ihrer Committenten auszuſprechen. Es ift befannt, daß gerade du 
Bewohner des Preußiſchen Antheils der ehemaligen Republik Polen vor alen 
und mit Recht empfänglic) und dankbar geivefen find für die Wohlthaien 
der Civilifation, die ihnen damit in höherem Grade ald früher zugänglıh 
geworden find. . 

Ich kann es mit Stolz fagen, daß derjenige Therl der ebe: 
maligen Republit Polen, welder unter Preußiſcher Herridait 
ftebt, fi eine® Grades von Wohlftand, von Rechtsſicherheit, 
Anhänglidhleit der Einwohner an ihre Regierung erfreut, mie 
er in dem ganzen Umfange der Republit Polen, fo lange es ein: 
Bde Geſchichte giebt, nicht vorhanden und nit erhört ge 
weſen i 

Die Bewohner der Provinz haben ihre Dankbarkeit dafür, ihre An- 
bänglichkeit an die Preußijche Regierung und an das Königliche Hans bei 
jeder Gelegenheit, die ihnen geboten war, in ihrer großen Wajorität ke 
thätigt. Es ift, trog aller Verführungsmittel, die angewendet wurden br 
den ungejähr alle 15 Jahre fich wiederholenden Infurrectionen „zur Au⸗ 
friſchung der Gefühle“ nicht gelungen, die Preußiſchen Unterthanen polniſcher 
Zunge in irgend erheblicher Anzadt io zu verführen, daß fie fich an diejcr 
Beftrebungen einer Minorität betbeiligt hätten. Es iſt dies vorzugsmer 
nur vom Übel, gutsherrlichen Beamten und Arbeitern geſchehen Ter 
Bauer hat ſtets mit großer Energie gegen jeden Verſuch, die Zuflände. 
von denen er durd feine Väter gehört hatte, wieder berzuftellen, zu de 
Waffen gegriffen in Reih und Glied, — mit einer Energie, weldye die Re 
gierung im Jahre 1848 nöthigte, im Intereſſe der Menſchlichkeit amder 
als polniiche Truppen gegen die Aufftändifchen zu verwenden. 

Diefe felben Gefühle der Anhänglichleit haben die polu:- 
hen Soldaten — ich berufe mich auf das Zeugniß des verehrtca 
Generals, welder an der Spite de fünften Armee-Eorps ftebı? 
— auf allen Schladhtfeldern bethätigt: fie haben ihre Trere 
gegen den König auf den dänifhen und auf den böhmilcden 

hlactfeldern mit ihrem Blut und mit der ihrer Rationalırät 
eigenthbümlihen Tapferleit befiegelt. Haben etwa dieje jelben En 
wohner durch die jüngften Wahlen, moran fie ſich mit befonderer Yeb 
haftigfeit betheiligt haben, eine andere Meinung an den Tag gelegt — 
eine Meinung, welche die Bermuthung erweden könnte, daß der dert der: 


®) Abgeerdneter General von Steinmer. 





611 
1867. 
redner hier im Namen einer irgend erheblichen Anzahl von ihnen ge⸗ 
ſprochen hätte? 

Ich erlaube mir, auf den Tiſch des Hauſes einen Bericht des Ober⸗ 
präſidiums der Provinz Poſen niederzulegen, aus deſſen amtlichen An⸗ 
gaben ich mit Erlaubniß des Herrn Präfidenten einige — das Ganze 
wirde viel zu lang fein — bier vortragen muß, um dasjenige zu ers 
läutern, was ich nachher jagen will 

Die Herren Abgeordneten von jener Seite (auf die polnifche Fraction 
deutend) hatten belanntlich gefagt, dag die Parteien, dag die Geiftlichkeit 
fi niemals paffiver bei den polnischen Wahlen verhalten hätte, als diesmal. 
Ich glaube nit, dag ein Zehntel derjenigen Fälle, mo das Gegentheil 
der Fall geweſen ift, zur Kenntniß der Behörden geflommen fein wird, 
denn der Bole bat eine ehrenwerthe Anhänglichkeit an den “Diener feiner 
Kirche, und ift jehr fchwer dazu zu bringen, Zeugniß gegen ihn abzulegen. 
Indeſſen dasjenige, was zu unferer Kenntniß gelommen ift, reicht bin, 
um ex ungue leonem zu erfennen. Ich erlaube mir nur, drei bis vier, 
ih kann nicht fagen hervorragendere Fälle, denn fie ftehen fich alle gleich, 
anzuführen: Der Geiftlihe Wieczorkiewicz in Splawie Bat bei einer Zus 
ſammenkunft mit polnifchen Bauern diele mit folgenden Worten ange- 
redet: „Die Wahlen find vor der Thir; man muß fich zufammennehmen, 
fonft wird man und verbieten, polniſch zu fprechen, polnisch zu fchlafen, 
polnifch zu beten, polnisch zu fingen und zu meinen, polnifch eine Kanzel 
rede zu balten, — unſere Kinder werden alle deutfch werden, und dann 
geht es in Deutfchland gerade jo wie in Rußland, dann werden wir ge⸗ 
bangen merden, wenn wir uns Polen nennen.“ — Ein anderer Fall: 
Der Probft Kunze in Kiebel, welcher als Wahl-Candidat flir den Wahl- 
reis Bomft- Meferig aufgeftelt war. Derſelbe bat nicht nur in ver⸗ 
ihiedenen Ortichaften, z. B. in der Stadt Wollftein, Wahl-Berfammlungen 
jetbft abgehalten — was einem Erlaß des hochwürdigen Erzbiſchofs direct 
widerſprach — für feine Wahl agitirt, fondern auch in den Parochieen 
Priement, Altkloſter und Schluffenze, in melden die Pfarrgeiftlichen fich 
von der Agitation fern hielten, ſelbſt die Leute zur Abgabe der Stimme 
für ihn zu bereden gejucht, indem er die befannten Agitationdmittel bei 
Polen, man wolle ihnen ihre Sprade und ihren Glauben, bei Deutichen, 
man wolle ihnen den Ffatholifhen Glauben nehmen, zur Anwendung 
brachte. Ferner: Die polniihen Bauern zu Zodyn haben dem Nitter- 
gutsbeſitzer Jaenſch, als diefer fie am Montag den 11. Februar fragte, 
weshalb fie denn zu der Partei des Probftes Kunze übergehen wollten, 
erwidert: er möge doch ihnen das nicht nachtragen; fie wüpten, daß fie 
ihm fo Bieles zu danken hätten und daß er geroiß ihr Beftes wolle — 
aber diesmal könnten fie nicht anders, fie dürften nicht jeinem Rath folgen ; 
e8 handele fi) um ihr Seelenheil, der Obraſche Probſt habe ihnen gejagt, 
daß fie, wenn fie diesmal nicht ihm Folge leiften und nicht feine Fi ettel 
abgeben, bei der Ofterbeihte nit auf Abfjolution rehnen 
fönnten. 

In Woynowo find die Frauen der Deutichen, aber katholiſche Leute, 
zu ihrem Dienftherrn, GutSbefiger Boehmak, gelommen und haben ihm 
Vorhalt gemacht, wie er ihre Männer könne zu einer Sache bereden 
wollen, bei welder e8 fi) um ihr Seelenheil handle. Auch der Probit 

Zebs dki in Slupia hat am 10. Februar d. I. über die Wahl gepredigt 
39* 
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B. a ß 
toriſch nur drei Leute gab, die —28*— konnten, 130, ſämmtlich ee 


Fi Geelenheil, für den polnifchen Candidaten geftimmt haben. Die Fraren 
nd hierbei, wie gewöhnlich, in Bewegung 8 Eine wird hier redend 
eingeführt: wenn wir jetzt zugeben, daß unſere Männer auf einen Den 
ſchen fiimmen, fo kommt in 14 Tagen ein evangeliſcher Geiftlicher und 
tauft uns alle um und wir müſſen deutjch werden. Ich fee hinzu, dei 
ich bei der Heiligkeit des geiftlihen Standes nicht daran zweifeln kam, 
daß diefe n daß, was fie ihren Beichtlindern gejagt haben, wirfich 
glauben, aber dann, meine Herren, hberrfcht unter ihnen ein Grad 

er Unwiſſenheit in Bezug auf weltlihe Dinge, der die Re: 

terung dringend wünfchen lajfen muß, daß ihm von Seiten 

er höheren Geiftlichleit ein Ende gemadht werde, namentliä 
wenn die Seiftlichleit dort die Infpection über den Jugend: 
Unterricht behalten joll. Aus dem Ganzen aber ziehe ich den She 
daß, wenn die polnisch redenden Herren Abgeordneten irgend ein befonderes 
Mandat neben dem allgemeinen bier haben, e8 nur dasjenige jein lamı. 
die katholiſche Kirche gegen alle Angriffe zu vertbeibigen. 
Run, meine Herren, 1* der Ball ſolcher Angriffe cıa 
treten, fo fönnen Sie glauben, daß die Königliche Regierung 
und ih perfönlih für Sie ein ebenfo entfhiedener uud ır: 
verläffiger Bundesgenpoffe fein werde, wie etwa mein kathe⸗ 
lifder Herr College, der Geheime Rath von Saviguy. E 
auch für die Frage, ob die Katholiken, in der Uebergengung, ihren Glaabe⸗ 
[hügen zu müflen, oder ob die Polen, in dem Wunſche, ihre natiomalr 
Beftrebungen bier bethätigt zu fehen, geftimmt haben, da8 Zahlenverhälten 
ber Einwohner von Wichtigkeit. Es giebt nach der letzten Zählung u 
den Provinzen Poſen und Weftpreußen — um dieſe wird es ſich Bed 
bier nur handeln — unter 2,700,000 und einigen Einwohnern 1, 1500 
Polen, aber 1,400,000 und einige Katholiten, polniſche und deutfdx ; 
fammengerechnet. Es geht daraus hervor, daß ungeläbr 300,000 Katie 
liſche deuticher Zunge fi in beiden Provinzen befinden, welche burs 
biefe Umtriebe bewogen find, zum großen Theil mit für die polmice: 
Candidaten zu ftimmen. In einigen anderen Kreilen hat fidy die Auferi 
Linke der YortfchrittSpartei herbeigelaflen, auch ihrerſeits für deu polmibr: 
Eandidaten, Herrn von Domierdli, au flimmen. Sie find alio, rır 
ich bier nadgewielen zu haben glaube, nicht legitimirt, wer: 
Sie Namens der beinahe 3,000,000 Einwohner diejer beider 
Provinzen, böhftens legitimirt, wenn fie Namens der Latte 
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liten, nit aber, wenn fie Namens der Bolen Ipreen, na⸗ 
mentlich nicht legitimirt, wenn ſie im Namen der Nationalität 
für diejenigen ſprechen, die in der Furcht, das Heiligſte, was 
ſie in ihrem Herzen tragen, ihren Glauben beeinträchtigt 
zu ſehen, für ſie geſtimmt haben, in Folge einer Furcht, die 
durch künſtliche und durch unwahre Borfpiegelungen inihnen 
erreg war. 
er Herr Vorredner hat mich dadurch, daß er ſelbſt ſich darauf ein⸗ 
gelafen bat, zu einem gefhichtlihen Rückblick aufgeforbert. Ih will 
aber auch unterfuchen, ob er vom hiſtoriſchen Standpunkte etwa einen 
Beruf hatte, die Intereſſen diefer Provinzen befonders zu vertreten, und 
{mar mebr als irgend Jemand. Wie entftand denn die Provinz 
eftpreußen und die Ordensherrſchaft in Preußen? Der $n og 
Conrad von Mafovien, um fi) der Einfälle der beidnifchen Preußen zu 
erwebhren, die Eujavien und Mafovien bis tief hinein vermwüfteten, rief Die 
deutfchen Ordensherren und gab ihnen einen kleinen, damals polnifchen 
Landftrich, das Dobriner Land, zugleich verjpradh er ihnen — und das 
lag in der Natur der Sache — daß fie alles befigen follten, was fie der 
ildniß, der menfchlihen und der natürlichen — dem wilden Stamme, 
den damals heidniihen Preußen, abgewinnen würden. Auf diefe Weile 
wurde daß on Land öftlih der Weichſel, welches heutzutage einen 
erheblihen Theil von Weftpreußen und Oftpreußen umfaßt, ein rein- 
deutfche® Land, colonifirt duch Deutfche, und dazu erwarb der Orden 
den Theil von Weftpreußen links der Weichfel durch die rechtmäßigften 
Berträge, imdem nad dem Ausſterben, nicht etwa einer polniſchen Dynaftie, 
fondern der hinterpommerſchen Herzöge mit Meftewin II. im 13. Jahr» 
hundert dieſes Land Hinterpommern mit der Hauptitadt Danzig an den 
Lehnsherrn, den Markgrafen von Brandenburg, fiel, der Markgraf Wal- 
demar davon Beſitz nahm und als nad jeinem friübzeitigen Tode feine 
Nachfolger nicht im Stand waren, e3 zu behaupten, cedirten fie dieſe 
Landestheile, das heutige-Pomerellen, damals Hinterpommern, an den 
deutfchen Orden. Diefem hat ed die Krone Polen fpäter durch Krieg 
und Eroberung abgewonnen, ald der Ordendftaat dadurch geſchwächt wurde, 
daß die damalige Breufifche Vortfchrittspartei, möchte ich Jagen, die Städte 
und Landftände, fich mit dem Landesfeinde Polen in Verbindung jegten, 
die Kraft des Ordens fchwächten, die Deutſchen bei Tannenberg gejchlagen 
wurden, und fchließlih nach verfcdhiedenen Hinundherverträgen zwiſchen 
Danzig und anderen Städten und den Weftpreußifchen Ständen ein Ab» 
fommen zwifchen ihnen und der Krone Polen zu Stande kam, vermöge 
defien fie in Perfonal-Union leben follten, und auf diejes haben fich nad 
mals die Weftpreußen oft, wie jet unfere polnijchen Abgeordneten, be= 
rufen, aber ohne allen Erfolg. Diefe Transaction wurde jchließlich durch 
den Frieden von Thorn im Jahre 1466 fanctionirt und fo kam Polen 
durch das Recht der Eroberung, fpäter durch Verträge fanctionirt, in den 
Befig von Weftpreußen, und benußte diefen fehbr bald, um das Yand zu 
polonifiren, nicht etwa, wie man und Schuld gegeben bat, zu germanifiren, 
durch Eultur, fondern duch Feuer, Schwert und Zwang: es ſetzte gegen 
die gefchlofienen Verträge polnifche Beamte nad Weftpreußen hinein, die 
fih dort bereicherten, indem fie den Adel. theils aus feinen Gütern ver- 
drängten, theils zwangen, ſich zu polonifiren. So wurde auß der alten 
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deutichen Familie Hutten durch einfache Ueberſetzung des Namens Gzapsli, 
fo aus dem Namen Rautenberg der polnifche Klinsli, aus Stein: Kaminsli 
Ich könnte die Zahl bedeutend vermehren, unter der wir jebt, während 
deutſches Blut in ihren Adern fließt, die heftigften Gegner Deutſchlands 
ſehen. Die Städte waren vertragswidrig in ihren Freiheiten beeinträchtigt, 
es wurde fpäter die Religionsfreibeit ewäbhrleiftet, man hielt fie auch tbeo- 
retifh aufrecht, aber man fchloß die Kirchen, man nahm fie weg und gab 
fie den katholiſchen Gemeinden, die nicht vorhanden waren, die erſt ge 
[deffen werden mußten aus dem Gitter erwerbenden Mel und den 

eamten, welche dorthin geſchickkt. Manche der Städter — ich erinnere 
nur an Thorn — haben ihre Protefte dagegen auf dem Schaffote zu 
büßen gehabt. Bon 19,000 Dörfern waren durch die Berheerungen der 
Polen ın Weftpreußen nah der Schlaht bei Zannenberg uur etwa 
3000 übrig geblieben. Auch diefe waren ihnen noch zu viel. Die Kriege 
zwifchen Bolen und Schweden räumten darin auf, und es ift mehr als 
einmal gejchehen, daß entlaflene polnifche Armeen in den vermwüfteten deut⸗ 
fchen Dörfern colonifirt wurden. Bon denen ftanımen ihre jegigen- Wähler, 
meine Herren, aus der Gegend von Warienburg und Stuhm; das find 
colonifirte polnifche Soldaten auf den Brandftätten deutſcher Bauerhütten: 
daraus ftammen ihre Landsleute in Gegenden, von denen ber die Duellen 
der deutfchen Eultur fich über Preußen ergoffen haben, in den Gegenden 
von Thorn, Rhaden, Friedel, Löbau. 

Meine Herren, wie Sie Angefihts diefer Thatſachen, 
diefer Gewalt, die von Ihren Borfahren jederzeit geübt 
wurde da, wo fie die Macht dazu hatten, ji auf die Ge: 
fhichte berufen, das verftebe io nicht. Ihr Aniprud auf 
Weftpreußen bat jo lange gegolten, als der Säbel, der ihn 
eroberte, ftarf genug war, ıhn zu behaupten; als Ihr Arm 
erlahmte, hörte der Anſpruch mit der Nehtsquelle auf, aus 
der allein er hergeleitet wurde. Aehnlich verhält es jich mit 
dem Großherzogthum Pojen. Wir haben dieſes Land, in dem ſich 
jetzt 800,000 polniſch ſprechende Preußen und 700,000 deutſch ſprechende 
Preußen befinden, in großen und ſchweren Kriegen gewonnen. Nachdem 
im fiebenjährigen Kriege Polen für und nicht eine Schutzwehr, jonderu 
der ftete Ausgangspunft und Zufluchtsort der ruſſiſchen Heere geweſen 
war, haben wir es zum zweiten Mal in ſchwerem Kampfe gegen einen 
übermächtigen Feind im Sahre 1815 erworben, und diefe Eroberung iſt 
durch völkerrechtliche Verträge befiegelt worden. So entitehen alle Staaten. 
Wir bejigen Bojen mit demjelben Rechte, wie Schlefien. 
Wenn Sie gegen da8 Recht der Eroberung anlämpfen, jo 
baben Sie Ähre eigene Geſchichte nicht gelefen; ich glaube, 
Sie haben fie gelejen, verſchweigen fie aber Inrafältig. 

Die Anfänge von Polen waren Hein, meine Herren! Das Land am 
Goplo-See und an der Wartbhe, was man jetzt Groß- Polen neunt, mas 
alfo nach dem älteren Begriffe ein fehr ner Theil von Polen mer, 
vereinigte fich Durch Agglomeration mit Klein-Polen, in der Gegend von 
Krakau. Das Alles überfchreitet noch nicht die Grenzen des heutigen 
Weſt⸗Galiziens und Großherzogthums Poſen, erfüllt noch nicht einmal 
die des Königreichs Polen. Als fie fich mächtig fühlten durch die Heirath 
mit dem litthauifchen Großfürften, die ihnen an und für fich fehr erheb⸗ 
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fie eroberte Länder zubrachte, wandte fich diefer Eroberungstrieb gegen 
den deutfchen Orden. Vorher hatten fie ihm genügt nad einer anderen 
Richtung bin auf Koften Rußlands. Nachdem dur die Anfiedelungen 
der deutſchen Nitter gegen die heibnifchen Preußen auf diefer Seite Ruhe 
geichaffen war, etwa vom ‘Jahre 1230 ab, wandte fich der Eroberungs- 
trieb gegen die damals von tartarifch-mongolifhen Horden bedrängten 
Ruffen. Polen gewann die Gebiete, die heutzutage Oſt-⸗Galizien ausmachen, 
von denfelben Ruthenen bewohnt, welche die Provinzen Volhynien und 
Bodolien, welche den Südeften des Königreich Polen bewohnen; Polen 
trug fein Schwert weit über den Dnieper hinaus, fie gemannen die alte 
ruffifche Nefidenz Kiew nnd weit darüber hinaus Tſchernigow, Smiolenst 
und fehr weite Yanditreden, an fich von größerer Ausdehnung, ald Das- 
jenige, was Rußland bei der erften Theilung Polens gewann. Zu gleicyer 
Zeit hatten die Litthauer den ruffiihen Volksſtamm in Geftalt der Weiß⸗ 
rujlen, die die Gegend von Witebst bewohnen, ſtark angejchnitten, und 
nachdem fie fi auf dieje Weife dann kräftig genug fühlten, fielen fie 
mit den vereinten Littbauern den deutjchen Orden an und nahmen ihm 
das wohlerworbene, blühende, der Wildniß abgerungene Weftpreußen ab, 
um es zu verheeren und den freien Bauernftand derjenigen Unterdrüdung 
preiözugeben, welche die polnifche Herrichaft immer charalterifirte. Der 
Herr Borredner bat e8 ziemlich unummunden ausgeiprochen, was er mit 
den Preußiſchen Landestheilen anfangen will, wenn er fie aus ihrem bis» 
berigen Berbande gelöft hätte, wenn er, wo wir die Nachtheile der Greuzen 
wollen verfhwinden laſſen, neue Grenzen, Zollgrenze hätte Hafen können 
zwiſchen Weſtpreußen und Polen einerſeits, dem weſtlichen Deutſchland 
hinauf reſp. Oſtpreußen andererſeits. Er hat die Theilung Polens 
ein Verbrechen genannt. Meine Herren, es war kein grö— 
ßeres, als die Theilung Rußlands, die Sie im vierzehnten 
Jahrhundert vornahmen, als Sie die Gewalt dazu hatten. 
Greifen Sie in Ihren eigenen Buſen und ſagen Sie ſich, 
daß Sie das Verbrechen der Eroberung hundertfältig, als 
Sie mächtig genug dazu waren, begangen haben. 

Den Gedanken der Wiederherſtellung der Republik Polen 
in den Grenzen von 1772 — ich will nicht weiter aurüdgreifen 
— braudt man nur auszudenfen, um fi von feiner Unauß- 
fübrbarleit zu überzeugen. Es ift eine Uumöglidleit aus 
dem einfahen Grunde, weil e8 dazu nicht Polen genug giebt; 
e3 giebt fehr viel weniger Polen in der Welt, ald man ge- 
wöhnlih glaubt, man ſpricht von 16 Millionen Polen. Das 
Gebiet der ehemaligen Republit Polen von 1772 iſt — ich abftrahire 
ganz von dem d die Yriedenzichläffe von 1660 an Schweden ver» 
Iorenen, früher eroberten Lievland, und von dem durch den Yrieden von 
Andruflow an Rußland jenſeits des Dnieper abgetretenen Gebiet mit der 
Stadt Kijem ohne das heutige Gouvernenment gleihed Namens — dennoch 
it das Gebiet, mad übrig bleibt, heut von etwa 24 Millionen Menſchen 
bewohnt, unter diejen befinden fih 7% Millionen Polen, mehr 
giebt e3 in der ganzen Welt nicht, und davon find 17, Millionen 

eut in weiten Gebieten, welche die weftlihen Gouvernements des 
ruffifchen Reiches ausmachen, unter Völferfchaften, die nicht nur feine 
Bolen find, fondern e8 auch gar nicht fein wollen, die um alles in der 
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Belt nicht unter die polnifche Herrſchaft zurüd wollen; fehen Sie mr 
in Galizien die Feindſchaft der Wuthenen gegen die Polen, denen fi 
früher unterworfen waren, gleich den Weftprenfen. Ich führe gerake 
dieſes Beiipiel an, weil e8 Allen befannt ift, und Sie werden daran der 
Maßſtab haben, welches die Gefühle der über 10 Millionen Nicht⸗Volen 
find, die mit 1,200,000 Polen den Weſten des ruffiichen Weiches be: 
wohnen. In den mweftruffifhen Provinzen fliehen gegenüber 
den 10 p&t. Polen, die in ihnen zerfireut wohnen, als frühere 
Herren, die mit der Eroberung gelommen find und Land ar 
fi gebradt haben oder als Nenegaten ihres Bolkes polniide 
Sitte nnd Sprade angenommen haben, 90 pCt. andere Bölker, 
um größten Theil ruffifiden Stammes, Ruthenen und 
Beißruffen, dieſe ſprechen nur ruffifch, beten ruſſiſch, weinen 
ruffifh, wenn fie unter polnifher Herrfhaft find, fie find 
Nuffen und wollen Ruſſen bleiben, und ſtehen der ruffifhen 
Regierung bei im Kampfe gegen den polnifhen Adel De 
übrigen find Litthauer, Letten, Deutfehe, und eine ganz erhebliche Anzahl 
von Yuden. Da haben Sie alfo von 24 Millionen 12 Millionen, wo es 
doc die äußerfte Ungerechtigfeit wäre, wenn man den 10 p@t. unter ihnen 
eine gefürchtete und verhaßte Herrichaft fiber die fibrigen 90 pt. beileger 
wollte. In Seligien, wie ich fchon erwähnte, haben Sie 2 Wi 
Ruthenen gegen 2 Deillionen Polen in Weftgalizien, im Sönigreich Polen 
3,400,000 Polen, außerdem /, Million Rufſen im Süboften vom Ger 
vernement Lublin und '. Million Litthauer vom Niemen bis ähr 
nah Suwalli im norböftlicden Zipfel des Slönigreichs; ferner 
Ste 300,000 Deutſche und 600,000 Juden und dann den Reſt vor 
3,400,000 ®olen. Ih babe fchon erwähnt, daß wir in der Presum 
Poſen deren 800,000 haben, in der Provinz Weftpreußen etwa 350,081 
Zählen Sie dieje Alle zuſammen, (nur diejenigen aber, die compact ger. 
wohnen, um ein Gemeinweſen zu bilden und die bei fi) zu Hanie 
wenigftens in der Majorität find), dann befommen Ste, wenn ich ah 
nit irre, 6% Millionen Bolen heraus, und im Namen bieier 
6, Millionen Polen fordern Sie die Herrihaft über 4 Mil: 
lionen zurüäd mit einem Tone, einem Gefühl, als ob es dı 
tieffte, unmwürdigfte Knechtung und Erniedrigung wäre, daß 
Sie die Leute nit noch ferner unter Ihrer Berriaft babcez 
und knechten können, wie e8 leider Jahrhunderte lang, ja cın 
halbes Jahrtauſend lang en if. Man braudt nur die Ber 
ältniffe genauer zu kennen und dieler Anſpruch hat vor Europa feimen 

and, das Ganze verſchwindet in Utopte namentlich wenn man zur 
Vermwirflihung der Utopie darauf. ausgehen muß, amd drei geeie 
Neiche zu hertören, — Preußen, Rußland, drei unter den fur 
oder ſechs europäifchen Großmächten in die Luft zu fprengen, um aui de 
Trümmern bderjelben eine neue phantaftifche Herridaft von 6 
Polen über 18 Millionen Nicht» Polen zu begründen. Ja, es iſt midt 
einmal glaublih, daß diefe 6 Millionen Polen polniid be» 
herrſcht fein wollen; fie haben zu trübe Erfahrungen gemeadı 
Wodurch ift die polnifche Bewegung in Weſtgalizien zum Sti ge 
fommen? weil der polnifche Adel fi überzeugte, daß der Bauer bar» 
fhaute, wohin er zielte, nämlich zur Wiederherftellung Polens; de bei 
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der polnifche Bauer einen Schred belommen und bat fich weggewendet 
von der Bewegung und von den Borfpiegelungen, die ihm von Seiten 
des Adels gemacht worden. Auch der Adel bat einen Schred bekommen, 
wenn er an die furchtbaren und verbrecheriihen Bluttbaten der Bauern 
im Jahre 1846 dachte, er hat den Säbel eingeftedt und lebte einftweilen 
im Frieden mit der öÖfterreichifchen Regierung. Ich glaube, ich brauche 
das mm anzuführen — und die Herren polniicher Zunge kennen die 
Berhältniffe befier als ih, — um die Behauptung zu unterftüten, daß 
jelbft die 6% Millionen Polen nicht die Abficht haben, von ein paarmal 
Humderttaufend polnifchen Edelleuten von Neuem beherrſcht zu werden. 
Auh der Berlauf der FInfurrection in Rußland zeigt dies. Ich will die 
ruffifche gerrfihaft nicht als eine befonders milde rühmen, aber ber 
polmifche Bauer bat zu ihr doch mehr gutranen, al8 zu der Herrfchaft 
feines adligen Landsmannes. Wo die Ruſſen hinkamen und die Hänge 
Gendarmen verfchwanden, fanden fie damals, vor drei Jahren, die bes 
veitwilligfte Unterftügung, fomweit die Furchtſamkeit der eingefchüichterten 
Bevöllerung es geftattete. Ich möchte Sie alſo bitten, meine Herren, 
Sie, die Sie behaupten, das polniſche Bolt zu vertreten, verzichten Sie 
darauf, Europa, Preußen, Ihre eigene Provinz in Unruhe zu erhalten, 
indem Sie einem ganz unerreihbaren Ziele nachjagen. Man kann in 
Ihnen vielleicht die Sofnung erweden, dies Biel jet erreichbar, aber dann 
täufcht man Sie oder Sie täufchen fich felbft darüber, wie man es leicht 
tbut über das, was man wünſcht. Daß der polnifche Adel ein gewiſſes 
Heimweh nad den früheren Zuftänden bat, ift mir vollftändig erflärlich, 
das findet fi) auch in den deutfchen, ehemals geiftlichen Territorien in 
ganz analoger Weiſe. Bergiäten Sie darauf, diefem Phantom 
nachzujagen, vereinigen Sie fih mit ung, vereinigen Sie fid 
mit der Mehrzahl Ihrer polniſch ſprechenden Brüder in 
Breußen, mit den polnifhen Bauern in der Theilnahme an 
den Wohltbaten der Civilifation, die Ihnen der Preußiſche 
Staat bietet, an den Wohlthaten, die nen die durch den 
norddeutfhen Bund vermehrte friedlihe Sicherheit gemährt, 
betbeiligen Sie fih ehriih am gemeinfamen Werl und Sie 
werden unfere A offen finden und wir werden Site mit 
Freuden als unjere Brüder und Landsleute in unferer Mitte 
begrüßen. 

Der hohen Berfammlung aber in ihrer deutſchen Mehrzahl 
möchte ich dieſes Beifpiel der Polen noch befonders vor Augen 
halten, um ben Beweis zu liefern, wohin ein großer mächtiger 
Staat, geleitet von einem tapferen, kriegeriſchen und gewiß aud 
einfihtigen Adel, gelangen kann, wenn er die Freiheit des Ein- 

einen höher ftellt, als die Sicherheit nah außen, ich will nicht 
Pagen, als die Einheit, — wenn die Freiheit des Individuums 
als eine Wucherpflauze die allgemeinen Jutereſſen erfiidt. Die 
energifchften Anftrengungen — und wer bewundert nit den Grad 
von Energie, den der polnifche Adel anwendet, um die verlorene 
Herrfchaft wieder zu erlangen? — die energiſchſten Anftren- 
ungen, die größte Hingebung für gemeinfame Zwede, die 
glänzendfte Tapferkeit, die einzelne Individuen für Diefe Zwecke 
an den Tag legen, Alles das reicht nicht hin, um die verlorenen 


618 
1867. 


Güter zurüdgubringen. E8 bleibt das Wort des Dichters wahr: 
vera dem Augenblide ausgefchlagen, bringt keine Ewigkeit 
zurüd!“ 


— — — — — 


Zur Stellung Rordſchleswigs. 


18. März. Erklärung des Grafen Bismarck 


(mit Bezug auf den Antrag ber Abgeorbnreten Ahlmann und Kiryger, ben 
Artikel I. der Bundes »Berfaffung hinzuzufügen: 

„Zum Bundesgebiet nicht gehörig find diejenigen Diftricte des Herzog- 
thums Schleswig, deren VBevöllerungen bas Recht ber freien Abſtimmung 
über ihre Zugehörigkeit vertragsmäßig gewährt if”, 

und auf die Rede des Abgeorbueten Kryger:) 


Ih kann mich in Ermiderung auf die Aeußerung des ir Bor: 
redner8 auf dasjenige beziehen, was ich über dieſe Frage im Preußiſchen 
Haufe der Abgeordneten elagt babe, und was durch den erften Herrn 
Redner, der heute auf dieler ribline ftand, auch heute nochmals verlefen 
worden ift, und aljo den Acten der heutigen Discuifion einverleibt werden 
wird. Ich ergreife außerdem nur dad Wort, um gegen zwei factiſche An⸗ 
gaben des Herrn Vorredners einen Widerfpruch einzulegen. Einmal gegen 
die Angabe: daß die Grenze des norddeutſchen Bundes eine zweitel- 
hafte fei und nicht feftftände. Wenn die Berfaflung jo angenommen wird, 
wie fie gegenwärtig liegt, jo wird damit zur Grenze des Gebietes des 
norddeutichen Bundes bis auf Weiteres diejenige Grenze, die im 
Wiener Frieden zwifhen Dänemark aufder einen, und Preußen 
und Defterreih auf der anderen Seite flipulirt worden ık. 
Soll eine andere Grenze gezogen werden, fo jind darüber die weiteren 
Berbandlungen vorzubehalten, und ich glaube nicht, daß dasjenige, zu dem 
fih Preußen in diefer Beziehung verftehen würde, einen Widerſpruch vor 
Seiten jeiner Bundeögenoifen erfahren dürfte. Man könnte gegen biefen 
Widerfpruch ſogar einmenden, daß die Bundesgenofien in Boraus daraui 
verzichtet haben, indem fie deu Inhalt des Prager Friedens bei Schließung 
unfereB DBündniffes als rechtsbeftändig anerkannt haben, feinem vollen 
Umfange nad, alfo auch in Betreff diefer Beftimmung. Die zweite Be: 
hauptung, die ich als thatjächlich unrichtig beftreite, ift diejenige: daß irgend 
ein Einwohner von Schleswig aus dem Bertrage, den Preußen zur 
Defterreich abgefchloffen hat, ein Recht ableiten könnte auf die Abfti 

Nur Seine Majeltät der Kaifer von Defterreich hat das Red, 
von uns die Ausführung des Prager Friedens zn fordern, 
in welhem Maße, das läßt der Inhalt des Prager Friedens- 
Inftruments felbft unbeftimmt; er läßt der Preußiichen i 
darin eine latitude, er überläßt ihr, ſich derſelben nach ihrer EZ 
ber Billigkeit und der eigenen Intereſſen des Preußiſchen Staates zu 
edienen. 

Wenn ich in der Aeußerung, die der Abgeordnete Kantal heute atııt 
bat, im Abgeordnetenhanje erklärt habe; Preußen könnte unter Umftänben, 
je nach der geographiichen Lage einer fremden Rationalität, die dem Preui: 
ſchen Staatögebiet angehört hat, wenn von derfelben Dauer und nadphalnıg 
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der Wunſch ausgeiprochen wird, und wenn Klar vorliegt, was aus ihr wird, 
fobald Preußen verzichtet — — — wenn ich mid dahin ausgeſprochen 


babe, fo habe ich dies allerdings gerade mit Rückſicht auf Nordſchleswig 
getban, indem ich damit habe jagen wollen, daß es für die Macht und 
den flaatlihen Beftand Preußens von feiner enticheidenden Wichtigkeit 
fei, ob dort einige däniſch fprechende Einwohner, die lieber zu Dänemart 
gehören wollten, mehr bei Preußen find oder weniger. 

Die Grenze, die wir in diejer Beziehung nicht überfchreiten dürfen 
und wollen, wird gezogen durch das Intereſſe des Preußischen Staates 
an feiner militärifchen Sicherheit: eine Grenze, durch die unfere 
firategifche Sicherheit nad jener Richtung hin beeinträdtigt 
würde, die und in die Berlegenbeit jegen könnte, das mit 
fhwerem Blut und Anftrengung gewonnene Düppel nochmals 
zu nehmen, würden wir unter feinen Umftänden anerlennen 
und zugeben können, dazu find wir aud nicht verpflidtet. 

iſt nicht gejagt in dem Friedens⸗Inſtrument „der nördliche 
Diftriet von Schledwig“, wober man fi Schleswig etwa in zwei Diftricte, 
einen nördlichen und einen füdlichen, gejchieden dächte; es ie nicht gefagt, 
„ein ſprachlich abgegrengter Diftrict“; es ift der Ausdrud gebraudt, „Die 
nördlichen Diftricte“, aljo Diftricte, deren es mehrere, vielleicht viele in 
Schleswig giebt — man kann ſich da3 Maß diefer Diftricte ſehr Hein, 
man Tann es fich fehr groß denken, und fo groß, wie es in Kopen— 
hagen vorſchwebt, glaube ich, wird es nicht außfallen. 

Ih will bier unerörtert lafjen, ob wir zur Feſtſtellung diefer Linie 
einer Uebereinftimmung mit Defterreich bedürfen. Wenn es vom Kaiſer⸗ 
lichen Cabinette verlangt würde, fo würden wir uns den Verhandlungen 
darüber nicht entziehen, nämlich Verhandlungen über die Yrage, ob wir 
hierzu verpflichtet find oder nicht. 

Jedenfalls wird es nothwendig fein, auch ehe zur Ausführung diefer 
Beitimmung gefchritten wird, mit der Königlich däntjchen Regierung dar- 
über zu verhandeln, ob fie die Rück⸗Ceſſion und in welchem Umfange, 
unter melden Bedingungen fie fie annehmen will. Wir fünnen, wenn 
dieſe Ceſſion deutſche Einwohner mit in fi) begriffe, und zwar jolde, 
die laut erklären, deutjch bleiben zu wollen, nicht ander zu ihr fchreiten, 
meines Erachtens, als indem wir das Geſchick der Deutſchen ent- 
weder durch Enklaven, die wir vorbehalten, ſicher ſtellen oder 
da durch, daß wir mit Dänemark einen Staats-Vertrag ab» 
ſchließen, für deſſen genaue Innehaltung wir andere Bürgſchaften ver⸗ 
langen müßten als diejenigen, welche früher die Deutſchen Schleswigs nur 
umwvolltkommen ſchützten. 

Es iſt ferner nicht zu vergeſſen, daß auf den Herzogthümern Schleswig⸗ 
Holſtein eine erhebliche Schuldenlaſt ruht, die jeden einzelnen Theil 
dieſer Herzogthümer afficirt. Bon däniſchen Schulden haben die Herzog⸗ 
hin 29,000,000 däniſche Thaler, wenn ich richtig rechne, etwa 22 / 

illionen Preußifche Thaler, übernommen; an Kriegsloften flir Defterreich 
haben wir ausgelegt nad) dem Inhalte des Prager Friedens 15 Millionen; 
umjere eigenen Kriegskoſten, wie wir fie nach dem Wiener Bertrage von 
den Herzogthümern zu verlangen haben, werden fich nach einer vorläufigen 
Schätung auf 25 Millionen Thaler belaufen; es kommt aljo eine Summe 
von über 60 Millionen Thalern, aljo über 60 Thaler auf den Kopf der 
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Bevöllerung. Auf eine Benöllerung von beifpielöweife 100,000 Einweh- 
nern würde nothmendig eine Schuldenlaft von 6 Millionen und einigen 
100,000 Thalern fallen. 

Alle diefe Berhältnifie werden in Verhandlungen mit Oeſterreich, mit 
Dänemark geflärt werden müflen, ehe zur Ausführung ber 
gefchritten werben Tann. So lange kann die Bundesverfafiung nicht auf- 
geichoben werden, können aud die Grenzen des Bundes nicht ungemig 
bleiben. Und gerade bei der Unbeftimmtpeit der Grenzen fällt es nod 
mehr ind Auge, daß fein Schleawiger behaupten kann, gerabe ihm gäbe 
dieje Beflimmung ein au nur moralifches Anrecht; denn daß ein juriſti⸗ 
ſches Recht ans unjerem Bertrage mit Defterreih von keinem Bewohner 
Scleswig- Holfteind abgeleitet werben kann, darf ich einer Beriammlung, 
die fo viele Juriften unter fich zählt, nicht erſt bemeifen. 


Bie Sundesverfaffung und die Grundrechtt. 


21. März. Erklärung ded Grafen Bismarck. (Mit Bezug an! 
den Antrag, die Kompetenz ded Bundes auf die Feſtftellung 
der perfönlihen und ftaatöbürgerlihen Rechte, melde 
fein Bundesftaat einen Angehörigen vorenthalten dürfe, 
auszudehnen). 


Ich babe nur da8 Wort ergriffen, um mid, gegen eine Anficht des 
Herrn Redners, der fo eben die Tribüne verläßt, (des Grafen Schwerin‘ 
außzufprechen, nämlich gegen daßjenige Argument, daß er nicht tie, 
wie Jemand, der Preußens Führung auf dem Wege wolle, den ih wit 
ihm auch ferner gemeinfchaftlich zu wandeln hoffe, diefer Sache wider: 
iprechen fünne. Der Herr Redner bat dabei, glaube ih, Ein WMoue 
unterfchägt, welches in mir, mwenigftend als Miniſter — ich fage nicht als 
Abgeordneter — das jtärffte iſt, bei demjenigen Widerfpruch, den ich 
gegen irgend eines der vielen bier auftretenden Amendements erhebe, 
nämli die mid nie verlaflende Sorge: werden wir dafür die Zn» 
ſtimmung ber übrigen Regierungen erlangen? kann an diefer 
Sade die Zuſtimmung ſcheitern? iſt die Sache der Mühe wertb, 
das Bentil der Mafchine auf diefe Probe zu ftellen? Und ın der 
Beziehung kann ich mic auf die Argumentation des Herrn Borreduert 
berufen; ich glaube, er bat fchon dazu beigetragen, die Ueberfchägung des 
Werthes dieſes Amendement3, falls es angenommen würde, zu vera 
dern. Es handelt fih, wie fchon vorher brroorgehoben worden fl, ze 
um den Unterjchied der Geſetzgebung und der Berfaflungs- Aenderung, zum 
die Frage: iſt zur Einführung diefes oder jenes Grundrechts, dieſer oder 
jener Garantie — es ift nicht ganz der richtige Ausdrud, aber die Herren 
verftehen mich — erforderlich, daß zwei “Drittel der Stimmen im Yumdes- 
rathe dafür vorhanden find, oder era größere Hälfte bin? Ulm ums 
einen Gedanken von dem praltifchen e diefes Unterſchiedes zu manchen, 
fafien wir die Sache einmal nicht von der Seite des Drudes auf, Be 
fih hinter das Durchbringen einer folden Sache jegen läßt, fondern ses 
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der Seite der Widerftandstraft. Ber dem Erforderniß von zwei 
Dritteln Majorität genügt Preußens Widerſpruch mit 17 Stimmen, um 
da8 Zuftandelommen unmöglich 8 machen; bei Annahme dieſes Amende⸗ 
ments müßte dem Breufife en Widerſpruch mit 17 Stimmen etwa der 
fähfifde mit 4 Stimmen zu Hülfe fommen. Schon gegen dieſe beiden 
färffien Regierungen im Bunde, wenn fie einig find, i es nicht wün« 
fhenswerth, eine Sache durchzudrücken; es würde dann nur noch eine 
der einzelnen Stinnmen binzutreten dürfen, dann wäre die Majorität von 
22 da, die einen Widerſpruch im Bundesrath erheben könnte, an dem die 
Sadıe ſcheiterte. Bon diefer Seite betrachtet, meine Herren, glaube ich, 
bat die Sache für die Freunde bes Amendements nicht den hoben Werth, 
daß fie darum das Ganze auf die Probe ftellen follten. 

Ich hoffe, daß, wenn der Fall der Enticheidung einträte, auch auf 
Seiten der Bundesregierungen über ſolche Dinge unſer Werk nicht ges 
hindert werden witede, daß ſolche Anftände nicht ausreichen, um die Grund⸗ 
lage, die wir haben, zu jerflören und in Die Luft zu fprengen; — aber, 
meine Herren, ficher find wir doch im diefer Sade niht! Wenn id 
bier als Abgeordneter fpräde, jo würde ich fagen: man kann 
es annehmen, man kann es ablehnen, id ſehe darum Feine 
Gefahr für das Baterland; als Minifter kann ih nur dazu 
rathen, es abzulehnen. 


Bie Sundesregierung und die Berantwortlidhkeit. 


26. und 27. März. Erklärungen des Grafen Bis marck (gegen 
eine Reihe von Anträgen, welche neben dem Bundeöfanzler 
verantwortlihe Bundeö- Minijter verlangten). 


I. 


In fo weit eine Berantwortlichfeit in der Unterzeichnung liegt, glaube 
ih, ift es für Ihren Zweck gleichgültig, ob diefe Verantwortlichkeit von 
einer oder von mehreren Perjonen getragen wird; es ift nur der Wunſch 
ausgeſprochen, bar überhaupt Perſonen defignirt feien, an denen die Ver⸗ 
antwortlichleit haftet. Wenn ich das Amendement (von Senmiglen) recht 
verſtehe, jo würde es bei jeiner Annahme für die Preußiihe Regierung 
nit facultativ, fondern nothwendig fein, ihren Einfluß und ihre Stellung 
in dem Bundesrath dadurch zu ſchwächen, daß fie denfelben nicht in ein- 
beitlicher, fondern in collegialiicher Form ausübte. Es würde gewiſſer⸗ 
maßen zwiſchen den verfchiedenen Preußiſchen Bundesgefandten, etwa dem 
Bundesfanzler, der ja zu ihnen gehört, auf der einen Seite, und feinen 
militairiſchen Collegen auf der andern vielleicht eine collegialifche Abftim- 
mung noch nothiwendig fein, um daß Preußifche Votum, welches ja nur 
einheitlich abgegeben werden kann, feftzuftellen und bei diefer collegialifchen 
Abftimmung könnte ſich möglicher Beil der Bundesfanzler in der Mino- 
rität befinden, indem jeder der mit ihm concurrivenden Preußifchen Collegen 
fi auf jeine bejondere und perfünliche VBerantmwortlichkeit beriefe. Es ift 
Sade des Bundesfanzlerd oder des ihm vorgejegten Mini- 
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ſters des Auswärtigen, ſich mit feinen Eollegen, den Breufi- 
fhen Miniftern, in derjenigen Fühlung zu erhalten, daß er in 
erheblihen politifhen Fragen weiß, wie weit er im Bundes⸗ 
rath geben fann, ohne daß er der Unterftüßung des Preußi⸗ 
hen Sefammt- Minifteriums, zu dem er gehört, veriuftig geht. 
Aber die Inftruction des Bundestanzlers kann meines Exad- 
tens nur vom Preußiſchen Minifter der auswärtigen Anges 
legenheiten ausgehen, oder der legtere muß felbft der Bun- 
desfanzler fein. 

Sie berühren da tiefgehende ragen über das innere Räderwerl eineß 
collegialiſch zufammengefettten Miniſteriums: ich wilrde mid) außer Stande 
fühlen, auf diejed ganze Werk einzugehen und dabei Preußiſcher auswäͤr⸗ 
tiger Miniſter zu bleiben, wenn ich nicht ſicher wäre, daß die Inſtruction 
des Bundeskanzler zu meinem Reſſort ald auswärtiger Minifter gehörte 
und nicht erft Gegenftand collegialiicher Abſtimmung zwiſchen meinen Col 
legen und mir zu fein hätte. Ich würde nur dem Könige Vortrag über 
diefe Inftructionen zu halten haben und Seiner Dlajeftät darliber verant- 
wortlich werden, maß ja nicht ausſchließt, daß ich ſelbſt willen nu, mie 
weit ich in diefer Richtung gehen kann, ohne die allgemeine Uebereinſtim⸗ 
mung mit meinen übrigen Collegen zu verlieren. Dieſes Prinzip aber, 
daß die Preußifhe Stimmenabgabe innerhalb des Bundesitaates allem 
von dem auswärtigen Diinifterium abhängt, wird meines Erachtens durch 
diefen Zwang, die Stimme gewiſſermaßen collegialifch auszuführen, wejent- 
lich alterirt. Ich möchte bitten, bei diejem Amendement noch zu jcheiden 
zwifchen einem Ausdrud für die Berantwortlichkeit, die der Bundeskanzler 
durch jeine Unterzeichnung übernimmt. Ich kann mid auch daflir mcht 
erflären, denn e3 ift immer eine Yaflungsänderung, von der ich nicht weiß, 
welche Tragweite ihr die übrigen Regierungen geben. Aber ich halte «8 
für lange nicht jo ſchlimm, als wenn ein collegialiſch organifirtes Preu⸗ 
ßiſches Miniſterium, fei e8 das beftehende, jet es ein paralleles, hinein 
getragen wird in die Mitte des Bundesrath8, und im legteren Falle find 
nit nur die Bedenken der uns verbündeten Regierungen gerechtfertigt, 
fondern Sie fchaffen geradezu einen ſchwierigen Fall zwifchen mir, als 
ausmwärtigem Deinifter, und meinen Preußifchen Collegen, mit melden id 
innerhalb de8 Bundesrathes nicht concurriren kann. 


II. 

(Gegenüber einer Aeußerung Tweſten's, daß die Per 
waltungschef8 nicht nothwendig Mitglieder des Bundedrathe 
zu ein brauchten, mithin die Bedenken des Grafen Bid- 
mard nicht durchaus begründet jeien.) 


Ich batte es —— verſtanden, daß mit dieſen Chefs der Ver⸗ 
waltungszweige Preußiſche Mitglieder des Bundesraths gemeint fein jollten, 
wie e8 denn in der „Intention liegt, diefe Preußifchen Mitglieder dei 
Bundesraths, die man auf 17 treiben darf, aber nicht treiben wird, in 
den verfchiedenen Zweigen der Berwaltung zu wählen, und zwar in den 
höheren Stellungen, damit der Bundesrath in feinem Schooße mit den 
nothwendigen techniſchen SKenntniffen ausgeftattet if. Wenn dies aber 
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nicht der Fall fein jollte, wenn hiermit Beamte gemeint find, die außerhalb 
des Bundesrathes ftehen, dann fcheint mir der Antrag in fehr enger Ber- 
wandtihaft und faft Identität mit dem fchon abgelehnten Antrage eines 
unitariihen Bundesminiſterii zu ſtehen, und dem ftehen alle die Bedenken 
entgegen, welche jchon vorher erörtert find. 

Ih will nur Eins noch hervorheben, was noch nicht fo ſcharf ber» 
vorgehoben if. Sie würden mit einem foldhen Bundes-Yinanz- 
minifter 3. DB. den Königlih ſächſiſchen, den Großherzoglid 
beififhen u. |. w. Finanzminifter mediatifiren und ihn zu einem 
Unterbeamten des Bundes-Finanzminifters maden. Das thun 
die Regierungen nicht, meine Herren, und wir haben feine Nothwen⸗ 
digkeit etwas von ihnen zu verlangen, wenn dadurch eher unſer ganzes 
Bert in Gefahr geratben könnte, als daß wir diefe Conceſſion erreichen, 
welche zu fordern die Königlich Preußifche Regierung weder den Willen, 
noch die Berechtigung hat. 


II. 


Meine Herren! Ich wende mich vorzugsweiſe an Diejenigen unter 
uns, die den ernften Willen haben, auf der Baſis der Vorlage etwas zu 
Stande zu bringen. Daß e8 deren unter uns giebt, die das nicht wollen, 
haben wir von der Tribüne gehört; ich verlege dadurch Niemand. Die 
erftgenannten Herren möchte id aber doch bitten, mir eine Aufklärung zu 
—* über die Motive ihres formalen Verhaltens. Anträge, die Sie 
ellen, im Intereſſe der Erweiterung einer unitariſchen Herrſchaft, der 
Erweiterung des präſidialen Einfluſſes der Preußiſchen Monarchie können 
doch nur zwei Vorausſetzungen zum Grunde haben. Entweder ſind Sie 
der Meinung, daß wir — ich ſpreche hier von der Preußiſchen Regierung 
— nicht in der Lage oder nicht fähig geweſen ſind, das richtige Maß 
deſſen, was wir erſtreben können, erſtreben dürfen, erreichen können, zu 
beurtheilen, und daß Sie beſſer in der Lage ſind, dies zu beurtheilen und 
hoffen, uns darüber zu belehren. Ich kann dieſe Auffafung mit dem Per 
trauen, wa8 von jo vielen verfchiedenen Seiten auf die richtige Leitung 
der Preußiſchen auswärtigen Angelegenheiten bisher ausgefprochen worden 
ft, nicht in Einklang bringen. Wir haben in fehr ernften Zeiten, 
unter ſehr ſchwierigen Verhältniſſen, unter gefabhrvollen 
Kämpfen diefe Sade fo weit geführt, bis zu einem Punkte, 
dem Sie Ihre volle Anerkennung gezollt haben. Nun fpridt 
aus dieſen Amendement® aber doch die Ueberzeugung, wir hätten das 
entweder nicht erftrebt oder erreicht, was wir zur befferen Confolidirung 
hätten erftreben oder erreichen können; oder es a etwa Andered. Meine 
Herren! Sie halten uns für ſchüchterne, verlegene Leute, die 
ermutbigt werden müffen, denen man eine douce violence 
anthun müjje, damit fie fih entſchließen, das zu fordern, was 
te im Grunde ihres Herzens eigentlich feibf wüniden. Ich 
fann Ihnen auf das Beftimmtefte erklären, daß dem nicht fo 
iſt. Wir haben un die Grenze unjerer Anfprüde an die 
Dpfer, die von den übrigen Regierungen zu bringen wären, 
darin geftellt, wo ich fie "on öfter bezeichnet habe, in dem, 
was uns unentbehrlih jhien zur Führung eines nationalen 
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Gemeinweſens. Dies glauben wir erreiht zu haben, mir 
glauben, daß die Mittel dazu außreiden. 

Der Borrebner (v. Bennigſen) hat num gefagt, daß fein Amende⸗ 
ment die Befugniffe der Preußen verbündeten Regterungen nicht beeinträd: 
tige und nicht beeinträchtigen Tönne. Zuerſt muß ich zu ermägen geben, 
daß darüber diefe Regierungen felbft die beften Richter ud; zweitens, 
dag man ihnen, wenn fie eine Beeinträchtigung darin finden, nicht über 

ugend mwiderfprecden kann. Sie fhaffen eine den Minifterien und 
sten Regierungen der einzelnen Bundesländer vorgejegte 
Spige und Behörde außerhalb des Bundesratbs. innerhalb vet 
Bundesraths findet die Sonverainetät einer jeden Regierung ihren unbe 
ftrittenen Ausdrud. Dort bat jede ihren Antheil an der Ernennung det 
ewiffermaßen gemeinichaftlihen Minifteriums, melde, neben anderen 
Sunctionen, auch der Bundesrath bildet. Dieſes Gefühl der 
Souverainetät, welches dort feine Anerkennung findet, kann wicht mehr 
beftehen neben einer contrafignirenden YBundesbehörde, die außerhalb des 
Bundesrathes aus Preußifchen oder anderen Beamten ernannt wird, mn 
es ift und bleibt eine capitis deminutio fir die höchſten der 
übrigen Regierungen, wenn fie fi) als Organe, geborfamleift Organ 
einer vom Präfidium außerhalb des Bundesrathes ernannten höchſten Be: 
börde in Zukunft anfehen follten. Glauben Sie nicht, daß wir die Frage 
nicht erwogen haben, ob die übrigen Regierungen diejen Anflug von emer 
Berminderung ihrer Souverainetät auf fi) nehmen wollen. Wir haben 
über die Frage, ob die Minifterien der Einzelftaaten, namentlich dx 
Kriegs⸗ und Finanz» Dinifterien u. f. w. bleiben würden, Wochen lanz 
verhandelt. | 

Unjere Arbeit ift feine leichte gewejen, und Sie könner 
leiht ermeffen, mit welhem Eindrud wir nad unfern ſchwerer 
und erfhöpfenden Arbeiten bier Amendement® hören, die von 
Allem, was wir gethban und geleiftet haben, abfirabiren, vor 
dem in der Geſchichte unerbörten Fall, daß die Regierungen 
von 30 Millionen Deutſchen fih nicht blos dem Wortlaute 
nad, wie bei der alten Bundesacte, fondern auch dem Geiſte 
nah über einen ſolchen Entwurf geeinigt haben, feine Notiz 
nehmen. 

Ich möchte Sie doch bitten, den Einfluß der Regierungen, die Roth 
mendigkeit ihrer Mitwirkung beim Zuftandelommen des Werkes, nicht ja 
unterjhägen. Wir kommen fonft auf denfelben Weg, den wir in ir 
Jahren 1848—1850 gewandelt find. Damals waren die Regierungr 
minder flart und hatten geringeres Selbftgefühl als heute. Trogdem ık 
es damals nicht gelungen, den mwohlmollendften und vielleicht thearenie 
eichtigften Gedanken für nationale Einigung Anerlennung zu — 
das Einverſtändniß der Regierungen —38 Ich kann die 
im Namen ſämmtlicher Regierungen wiederholen, daß diefes Amende 
ment tür fie vollfländig unannehmbar ift und e8 das err 
ftefte Hindernig für das Zuftandelommen der Berfafiszs 
bilden würde, wenn das Amendement angenommen wär: 
und bliebe. 
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IV. 

Ih glaube, mic geftern dahin außgeipradien zu baben, ich müßte 
als Preußiſcher Minifter der auswärtigen Angelegenheiten darauf beftehen, 
daß ich entweder jelbft der Bundesfanzler bin, oder daß die 
Inftruction des Bundeskanzlers ausſchließlich von mir ab— 
hängt. Wenn ih nun dieje ausſchließliche Beredtigung in dem Sinne 
mißbrauchen wollte, dag meine gleich mir verantwortlichen und auf die 
Berfafiung vereidigten Preußiihen Eollegen mir jagten: „Da können wir 
nit folgen,“ dann würde ich, da es ummö lich ft, daß ich demjelben 
König und Heren, der mich als Preußiſchen Minifter ernannt, in meiner 
Eigenfchaft ald Inſtructor des Bundeskanzlers oder als Bundeskanzler, 
den Gehorſam aufklindigte, ich würde mich entweder der Majorität meiner 
Sollegen im Preußiſchen Minifterium zu fügen haben bei meinen Inſtruc⸗ 
tionen an den Bundesfanzler, oder ich würde nach anderen Collegen fuchen 
müſſen, die die Berantwortlichkeit für das Berhalten des Bundeskanzlers 
mit übernehmen. Daß in wichtigen Angelegenheiten, z. B. bei neuen Ge⸗ 
fegen, die Preußiihe Stimme im Bundedratbe abgegeben würde, ohne die 
übrigen in Preußen verantwortlichen Reſſortchefs zu fragen, ift nicht 
denkbar; ja die legteren würden, wenn nicht direct, doch jedenfalls durch 
ihre Untergebenen, wie ich das geftern ſchon angedeutet, durch höhere 

amte ihres Wefiorts, im Bundesrathe vertreten jein, und würden auf 
die Formulirung des Preußiſchen Votums durch dieje ihre Organe ihren 
Einfluß üben können. Nur könnte ich mir ald auswärtiger Dinifter nicht 
gefallen lafien, daß nun dieje mit dem Bundeslanzler zufammenfigenden 
Bertreter der übrigen Neflortchef3 oder — auf dieten Unterfchied kommt 
es mir niht an — außerhalb des Bundesraths ſich befindenden Ber- 
treter der Reſſortchefs auch mit dem Rechte einer verantworlichen Contra⸗ 
fignatur außgeftattet würden und dem Bundeskanzler jagen könnten: diefem 
Botum ftimmen wir nicht bei, denn es iſt mit unjerer perjönlichen Ber: 
antwortlichleit nicht verträglid. Die Austragung des Streites 
über jolde Fragen muß innerhalb des Preußiſchen Mini- 
ſteriums, wie es jegt da ift, und muß außerhalb der Enceinte 
des Bundesraths ftattfinden. Daß daraus folge, daß in Preußen 
oder in jedem andern Bundesſtaate die gejegliche Gültigkeit der Bundes⸗ 
gejege nod) einer befonderen Zuftimmung bedürfe, dad kann ich nicht zu⸗ 
eben, fie werden nad) der Art, wie fie in dem Bundesrath zu Stande 
ommen, getragen fein von der Berantwortung, die dad Preußiſche Mi⸗ 
nifterium dem Preußiſchen Lande gegenüber bat; denn es ift, wie gejagt, 
undentbar, daß das Berhalten des YBundesfanzlers dauernd 
und in wichtigen Fragen des Einverjtändnijjes des Preu- 
Bifchen Minifteriums entbehren könnte. Dies wäre nur denkbar 
in dem alle, daß Preußen in der Minorität geblieben wäre, daß Preußen, 
in Diefer Minorität des Bundesrathes ſich befindent, auch vor dem Reichs⸗ 
tag feine Anſicht vergeben vertbeidigt hätte und aud im Reichstag im 
der Minorität geblieben wäre, dann tritt allerdings möglichermeije ein 
Bundesgejeg in Kraft, für meldes das Preußiſche Minifterium nicht 
geneigt gemejen ift, die Verantwortung zu übernehmen, und gegen welches 
es deshalb votirt bat; e3 würde aber dann von diefer Verantwortung 
gemifjermaßen losgeſprochen jein durch diefe Preußiſchen Reichstagsab⸗ 
geordneten, die ihrerjeit3 die Majorität für das Gele hergeftellt hätten, 
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tro des Widerſpruchs der Preußiſchen Regierung, jedenfalls aber bliebe 
dann dem Preugifhen Minifterium übrig: wenn es fich micht fügen mil, 
durch das Präfibium eine Auflöfung des Reichstags zu ertrahirem. 

Ich glaube, das ift ein ganz regelmäßiges Spiel conſtitutioneller 
Einrihtungen und die Verantwortlichkeit für irgend etwas, was 
innerhalb des Bundes zu gejhehen hat, wird gegen bas, 
was jest davon vorhanden ih in feiner Weiſe vermindert. 

Daffelbe Raifonnement läßt fi auf die Minifterien der übrigen 
Bımdesftaaten anwenden, nur mit dem Unterfchiede, daß fie nicht diefelbe 
erhebliche Stimmzahl, diefelbe Majorität von engeren Landsleuten in dem 
Reichstag haben, die ihnen die Chancen giebt, gerade ihre Meinung 
durchzubringen. Dadurch aber haben die verbiindeten Regierungen meines 
Erachtens ſchon diejenigen Opfer gebracht, welche man rechtmäßiger Weije 
von ihnen fordern darf, weil ein größeres für den zu erreichenden Zwed 
nicht nothwendig iſt. 

Ich glaube, ich habe das Bedenken ſchon widerlegt, daß feine Ber- 
waltung des Bundes» Präfidiums ftattfinden würde; meine Bedenken Legen 
nicht in der Richtung. Sie richten ſich dagegen, daß ich es nicht actep⸗ 
tiren fann, die Zahl derjenigen Sollegen, — denn foldye würden e8 für 
mi werden, — mit denen ich die Berantwortung zu theilen hätte, 
vermehren und dadurch die Arbeit zu vermehren, Die in der That wicht 
Hein ıft, wenn es ſich bandelt, zwiſchen acht Miniftern, die ehrlich an 
ihrer Ueberzeugung bängen, eine Webereinftimmung berzuftellen. Sollte 
ich noch mit anderen zur Contraſignatur berechtigten Beamten eines an- 
deren Minifteriums die Verantwortung theilen, fo würde mir daß zumel. 

ı Der Here Borrebner bat ferner mir zwar fchmeichelhaftes Vertrauen 
für die auswärtige Politik, aber gemäßigted Mißtrauen in Bezug aut 
meine Vorliebe für die Entwidelung der Bollsfreibeit außgeiprodyen. Er 
thut mir, glaube ih, in letter Sesiehung Unredt. Ich habe niemals ın 
meinem Leben gejagt, daß ich der Vollsfreiheit mid feindlich emtgegen- 
ftellte, fondern nur gejagt und natürlich unter der Boraußfegung „rebe: 
sic stantibus,“ meine Sntereifen an den auswärtigen Angele: 
genbeiten find niht nur flärfer, fondern zur Zeit alleın 
maßgebende und fortreißende, jo daß id, P, viel ih laun, 
jedes Hinderniß durchbreche, welches mir im Wege ſteht, 
um zu dem Ziele ön gelangen, weldes, wie id glaube, zum 
Wohle des Baterlandes erreiht werden muß. Das ſchließt 
nicht aus, daß auch ich die Ueberzengung theile, daßz den 
Grad von Freiheit des Volkes, des IJndividuums, der mit der Sicher 
heit and gemeinfamen Wohlfahrt des Staates verträglid; if, jederzeit 
zu erftreben, Die Pflicht jeder ehrlichen Megierung ıf. 


Allgemeines Wahlrecht; Oberbaus; Wählbarleit der Beamter 
28. März. Rede ded Grafen Biömard (bei der Berathung ter 
Beitimmungen über da8 Wahlrecht). 


Das allgemeine Wahlrecht ift uns geriflermaßen als ein Erbther 
der Entwidelung der deutſchen Einheit firebungen überlommen; mır 
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haben e8 in der Reichsverfafſung gehabt, wie fie in Frankfurt entworfen 
wurde, wir haben e8 im Jahre 1863 den damaligen Beftrebungen Defter- 
reih8 in Frankfurt entgegengefegt, und ich kann nur fagen: ich kenne 
wenigfteng fein befjeres Wahlgejeg. Es hat ja gewiß eine große 
Anzofl von Mängeln, die machen, daß auch dieſes Wahlgejeg die wirkliche 
befonnene und berechtigte Meinung eines Volles nicht vollftändig photo- 
graphirt und en miniature wiedergiebt und die verblindeten Hegierungen 
bangen an diefem Wahlgejeg nicht in dem Maße, daß fie nicht jedes ans 
dere acceptiren jollten, defien Vorzüge vor diefem ihnen nachgewieſen 
werden. Bisher iſt diejem fein einziges gegenlber geftellt worden. Ich 
babe nicht einmal Ffurjoriich im Laufe der Rede ein anderes Wahlgejeg 
diefem gegenüber rühmen hören; ih will damit nur motiviren, daß „vers 
bündete Wegierungen“, die gewiſſermaßen eine republitanifche Spite, die 
in dem Worte „verbündete Regierungen“ liegt, bilden, keineswegs .ein tief 
angelegte Complott gegen die Freiheit der Bourgeoiſie in Verbindung 
mit den Mafjen zur Errichtung eines cAjariihen Regiments beabfichtigt 
haben können. Wir haben einfach genommen, was vorlag und wovon wir 
glaubten, daß e3 am leichteften annehmbar fein würde, und weitere Hinter- 
gedanken nicht dabei gehabt. 

Was wollen denn die Herren, die dad anjedhten, und zwar mit der 
Beſchleunigung, deren wir bedlrfen, an defien Stelle fegen? Etwa das 
Brengifche Dreiclaffenigftem? Fa, meine Herren, wer deiien Wirkung und 
die Eonftellationen, die e8 im Sande ſchafft, etmas in der Nähe beobachtet 
bat, muß fagen, ein widerfinnigered, elenderes Wahlgejeg ift 
nicht in irgend einem Staate audgedadht worden, ein Wahl 
gefeß, welches alles Bufanımengehörige außeinanderreißt und Leute zu⸗ 
jammenmwiürjelt, die nichts mit einander zu thun haben, in jeder Commune 
mit anderem Maße mißt, Leute, die irgend einer Gemeinde weit Über die 
erfte Claffe hinausreichen, dieſe allein ausfüllen würden, in einer benach⸗ 
barten Commune in die dritte Claſſe wirft, in Gemeinden, wo beiſpiels⸗ 
weiſe drei Befiger jeder ungefähr 200 Thaler Steuer bezahlen, deren 
wei in die erfte Clafje und den dritten, der fieben Silbergrofchen weniger 
* ahlt, in die zweite verweiſt, wo ſeine Mitwähler mit 5 Thaler Steuern 
anfangen, und von den bäuerlichen Befigem mit 5 Thaler Steuern 
fommt wieder eine gewifle Anzahl zu 2, plöglich zwijchen Hans mit 4 Thlr. 
7 Silbergrofhen und Kunz mit 4 Thaler 6 Silbergrofchen, reißt die 
Reihe ab, und die anderen werden mit dem Proletariat zufammengemorfen. 
Wenn der Erfinder dieſes Wahlgefepes ſich die praktiſche Wirkung deflelben 
vergegenwärtigt hätte, hätte er es nie gemacht. Eine ähnliche Willfürlich- 
keit und zugleich eine Härte liegt in jedem Cenſus, eine Härte, die da am 
fühlbarften wird, wo diefer Cenſus abreißt, wo die Ausfchliegung anfängt; 
wir können es dem Außgefchlofienen gegenüber doch wirklich ſchwer mo» 
tiviren, daß er deshalb, weil er nicht diefelbe Steuerquote wie fein Nach⸗ 
bar zent — nnd er würde fie gern bezahlen, denn fie bedingt ein grö- 
ßeres Bermögen, das hat er aber nicht — er gerade Helot und politifch 
tobt in diefem Staatsweſen fein folle. 

Auf ſtändiſche Wahlrechte zurüdzugreifen, bat noch Niemand vor» 
gefchlagen, und ich erwähne fie num, um bie Nichtigkeit einer vorhin hier 
ausgefprochenen Meinung zu neflätigen, daß im Ganzen jedes Wahls 
gejeg unter denfelben ängeren Umftänden und Einflüffen ziemlich 
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gleihe Refultate giebt. Ich glaube, wenn wir heute auf der Bafis 
des vereinigten Landtages mit zehnjährigem Grundbefig wählten, würden 
wir ungefähr diefelbe Vertretung haben, und die Gefammtbefläude der 
Vertretungen Deutfchlands haben ſeit meiner parlamentarifchen Laufbahn, 
feit 1847, nicht gemediielt, ich habe immer diefelben alten, zum The 
lieben, zum Theil fampfbereiten Gefichter mir gegenüber geſehen. Ich 
balte die Yrage für offen, bis mir Jemand überzeugend darthut, daß ein 
anderes Wahlgeſetz befler ift und freier von Mängeln, als das ım Gxt- 
wurf vorgelegte und im Beſitze befonderer Borzüge, die diefes nicht ber; 
die Frage ift discutirbar; aber ich glaube, wenn wir uns in ihre Dis- 
cuffion vertieften, würden wir die ganzen Bibliothelen, die über dieſe Frage 
im Kaufe der legten dreißig Jahre gejchrieben worden find, hier durchdi⸗ 
cutiren, und würden uns doch jchwer einigen. Ein Vorwurf ift dem Wahl⸗ 
gejeg auß dem Haufe deshalb gemacht, weil es directe Wahlen umd nicht 
indirecte vorjchreibt; meiner Ueberzeugung nad) bilden aber die indirecten 
Wahlen an fich eine Fälfhung der Wahlen, der Dieinung der NRatien. 
Es läßt fi das ſchon aus einem einfachen Nechen-Erempel, welches ich 
ihon vor zwanzig Jahren aufgejtellt habe und bier wiederhole, darlegen: 
Wenn man annimmt, daß die Majorität in jeder Stufe der Wahl mar 
eins über die Hälfte zu fein braucht, jo repräfentirt der Wahlmann fchon 
nur einen Urwähler mehr als die Hälfte; der Abgeordnete repräfentirt 
nun einen Mann Über die Hälfte der Wahlmänner, deren Geſammthen 
ja fhon nur etwas über die Hälfte der Urmähler repräfentixt, der Ab» 
geordnete, wenn nicht fehr große Majoritäten überall thätig geweſen jimd, 
ich nehme den fchlimmften Fall an, mit ſehr Kleiner, repräfentirt mit marke 
matifcher Sicherheit bet den indirecten Wahlen nur etwas über ein Bierzei 
der Urmwäbler, und die Majorität der Abgeordneten in dem alle nur 
etwas über ein Achtel des Ganzen. Bon diejen unvermeidlidhen Halbirungi- 
ftufen jcheiden wir bei directen Wahlen die eine gänzlich aus. 

Dann habe ich ftet3 in dem Gejammtgefühl des Volks noch mehr 
Intelligenz ald in dem Nachdenken des Wahlmannes bei dem Ausſuchen 
des zu Ermählenden gefunden, und ich appellire an die ziemlich allge⸗ 
meine Erjcheinung, — ich weiß nicht, ob die Herren meine Wahrnehmungen 
alle tbeilen; aber ich habe den Eindrud, daß wir bei dem directen 
Wahlrehte bedeutendere Sapacitäten in das Haus bringen, 
als bei den indirecten. Um gewählt zu werden bei dem birecten 
Wahlrechte, muß man in weiteren $reifen ein bedeutendereß Anjchen 
haben, weil da8 Gewicht der Localen Gevatterjchait bei dem Wähles 
nicht jo zur Hebung kommt in den ausgedehnten Kreiſen, auf die es ka 
directer Wahl anlommt. ch hoffe, das hohe Haus wird für die imdirecie 
Schmeichelei, die ich hierdurch ausdrücke, empfänglich fein. 

Was nun den Antrag auf Errichtung eines Oberhaujes betrifm. 
fo kann er an und für fi im Prinzip ja nur jedem Gonjernativen mu 
fommen jein. Es ift ein —*8 der an der Staatsmaſchine amgr- 
bradt wird, um auf abſchüſſigen Stellen ein zu raſches Fortgleiten ı= 
bindern; es ift eine ftärfere Betheiligung derjenigen, die etwas zu verkerrz 
baben an dem Staatömwejen, derer, die nicht geneigt find, auf Koſten zz 
Gefahr des Staates zu hoch zu fpielen, weil der eigene Einjag zu Hart 
ft. Es ift die Uebertragung eines der wefentlichften üge der engliiaxe 
Einrichtungen auf unfere Zuftände, eines Borzuges, dem ich darin jnche, 
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daß es in England eine große Anzahl annähernd Königlidher 
Eriftenzen giebt, ich will näher erläutern, was ich darunter verftebe: 
änzlich desintereffirte Eriftenzen, die auf diefer Welt eigentlich nichts 

bebliche8 zu münfchen haben, was fie verleiten könnte, anders als 
nad) ihrer wohlbedachten ruhigen Ueberzeugung vom Beften des Staats» 
wohls zu urtheilen, ich will lieber jagen, befriedigter Eriftenzen, 
denen der Trieb fehlt, auf dem politiihen Gebiete die Befriedigung 
focialer und finanzieller Beftrebungen zu fuchen. Das halte ich für einen 
außerordentlihen Vorzug der enalifchen Zuftände: Man erperimentirt 
dort nicht fo leicht, weil diejenigen, die dort erperimentiven jollen, zu 
fammen einen gewaltig hohen Einſatz von Vermögen und Wohlfein zu 
verlieren haben. 

Nichts defto weniger haben wir nicht geglaubt, die ſchon complicirte 
Mafchinerie der Berfaffung durch die Einfhiebung eines 
Dritten, oder, wenn Site wollen, vierten Gliedes noch ſchwer— 
rälliger n maden. 

8 ik mir an und für fich nicht leicht, mir ein deutfches Oberhaus 
zu denken, daB man einjchieben könnte zwiſchen den Bundesrath, der, ich 
wiederhole es, volllommen unentbehrlich ift, als diejenige Stelle, wo die 
Sowveränetät der Einzelftaaten fortfährt ihren Ausdrud zu finden, — das 
man alſo einfchieben könnte zwifchen diefem Bundesrath und dieſem 
Reichstage, ein Mittelglied, welches dem Reichstage in feiner Bedeutung 
auf der focialen Stufenleiter einigermaßen überlegen wäre, und dem 
Bundesrathe und defien Vollmachtgebern hinreichend nachſtände, um die 
Slaffification zu rechtfertigen. Wir würden in der Berfammlung nicht 
fouveraine Pairs⸗Mitglieder haben, die ihrerfeitö geneigt find, zu rivalifiren 
mit den mindermädhttgen Souverainen in ihrer focialen Stellung. Der 
Bundesrath repräfentirt biß zu einem gewiflen Grade ein Oberhaus, in 
welchem Seine Majeftät von Preußen primus inter pares ift, und in 
welchem derjenige Ueberreft des hohen deutichen Adels, der feine Landes⸗ 
hoheit bewahrt bat, feinen Plag findet. Dieſes Oberhaus nun dadurch 
zu vervollftändigen, daß man ihm nicht fonveraine Mitglieder beifügt, 
halte ich praftiih für zu fchwierig, um die Ausführung zu verfuchen. 
Diefes fouveraine Oberhaus aber in feinen Beftandtheilen außerhalb des 
Präfidiums jo weit herunterzudrüden, daß es einer Pairsfammer ähnlich 
würde, die von unten ber verpollftändigt merden könnte, halte ich Tür 
unmöglih, und ich würde niemal® wagen, da8 einem Herrn gegenüber, 
wie der König von Sadjen ift, auch nur anzudeuten. 

Der bauptfählihe Grund aber, warım wir feine Theilung des 
NeihBtage® in zwei Häufer vorgefchlagen haben, liegt immer in der zu 
ſtarken Complicirung der Mafchine. Die Gefetgebung des Bundes kann 
ſchon durch einen anhaltenden Widerſpruch zwifchen dem Bundesrathe 
und dem Reichstage zum Stillitand gebracht werden, wie das in jedem 
Zweilammerfuften der Fall ift; aber bei einem Dreiklammerſyſtem — 
wenn ich einmal den Bundesrath als Kammer bezeichnen darf — würde 
die Möglichkeit, die Wahrfcheinlichkeit dieſes Stillitandes noch viel näher 
liegen, wir würden zu fchwerfällig werden. 

Da ih einmal da8 Wort habe, jo bemerfe ich noch Einiges über 
den Satukrafius des Artikels, nämlich den Ausfchluß der Beamten. 
Diefe Beitimmung bat ihren Grund in den mannichfachen Uebelftänden, 
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die mit der Betheiligung der Beamten an den öffentlichen Berhandiungen 
zweifello8 verbunden find und die hier von der Xribfine ber ſchon berührt 
worden find. Als einen derfelben, der bier noch beſonders maßgebend 
bat fein können, bezeichne ich Die ejoraniß, daß Beamte zu fehr geneigt 
fein möchten, den partilulariftiihen Regungen derjenigen Bundes Re: 
gterung, der fie dienen, Ausdrud zu geben in der Berfammlung. Die 
andern Gründe dagegen find mehr allgemeiner Natur, und für mic der 
Hauptgrund ift die Roderung der Disciplin in dem Beamten: 
ftande. Je mächtiger die parlamentarifchen Einflüffe auf das Staats 
leben einwirken, defto nothwendiger ift meines Erachtens eine firafte 
Disaplin in dem VBeamtenftande Wir haben in Preußen augenbiidtih 
gewiſſermaßen zwei Verfaflungen, die nebeneinanderlaufen: wir haben die 
alte Conftitution des Abſolutismus, Die ihre Schugwehr gegen Willlür 
in der Unabjeßbarkeit der Beamten fand, und wir haben die modern 
conftitutionelle Verfaſſung, mit welcher in faft allen andern Ländern dieie 
Unabjegbarteit der Beamten unverträglich gedacht wird. 

Wir — wenn ich fage „wir“, fo meine ich in diefem Augenblide die 
Preußiſche Regierung, — die Regierung, die handeln, die fich bewegen 
pl, fühlt fich gehemmt von allen Seiten. Sie kann nicht einmal einen 

eamten, der zwar formell ihren Anordnungen geborcht, der aber im den 
Geiſt nicht eingeht, fie kann ihn nicht abfegen. 

Es bat das feine großen Vorzüge. Ich möchte die Integrität des 
Preußiſchen Beamtenftandes, jein Anichen, fein Gefühl der Würbe, mes 
ihn bei ſchlechter, oft unzulänglicher Bejoldung über — bie: 
weghbebt, um feinen Preis verloren geben und möchte lieber die Uebelſtände 
einer gehemmten und genirten Regierung noch länger tragen, als unbe 
fonnen in diefe Schwierigfeiten bineinfchneiden. Aber gerade, weil wir fe 
nicht beliebig befeitigen können, fo bedürfen wir aller Mittel, die geeignen 
find, eine ſtrenge Disciplin feftzubalten, und fchenen und vor Allem, was 
geeignet ift, fie zu lodern. Ich kann nicht behaupten, daß es im Lande 
einen günftigen Eindrud macht, ich kann kaum daran zweifeln, daß es des 
unbehagliche und berechtigte Gefühl, daß etwas frank fein müfle im Staat, 
Dann € wenn man erlebt, daß in der Deffentlichkeit ein Beamter feinem 

öchften Chef entgegentritt und ihm gegenüber ımd in Bezug auf ha 
öffentlich eine Sprache führt, die derfelbe Beamte unzweifelhaft zu weil. 
erzogen ift, um fie zu Haufe feinem Ganzleidiener gegenüber zu führen 
Das kann ich nicht als eine nüßliche Einrichtung einjehen. Ich gebe gera 
u, daß diefes Bedenken fich jchon heben würde, wenn nicht die Glauiel 
es Bmwangsurlaubes in der Berfaffung ftände, daß eine Regierung durch 
die efaffung gezwungen ift, demjenigen Beamten, von dem fie vorand- 
fegt, er wird fie mit Heftigfeit angeeifen, Hierzu ausdrücklich den Urlaub 
% bewilligen. Ich bin als Minifter fehr bereit, mir die ſtärkſten 
orftellungen von einem Beamten, der von feinem Bflidtge- 
fühl geleitet wird, in einem Schriftftüd gefallen zum laficn. 
aber ıh würde e8 jchwer ertragen, Minifter zu bleiben, wenn 
ih gendthigt wäre, in meinem Reffort einen Beamten fort 
dauernd zu bejhäftigen, der mir Öffentlich diejenige Achtang 
verfagt, auf die ih in meiner Stellung Anfprad made. 
nn fich diefen Uebelſtänden eine Abbe nicht vollfiändig jchaflen 
läßt, jo würden die verbündeten Regierungen für jede partielle Nbhkike. 
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die bier durch Reichstagsbeſchluß gewährt würde, immer noch dankbar 
fein. In diefer Richtung würde 3. 8. das Amendement, welches auf die 
geiftliden und rihterlihen Beamten den Ausſchluß befchränft, 
wie ich glaube, fämmtlichen verbiindeten Regierungen annehmbar fein. 


Wie mir vorfchwebt, exiftirt derjelbe Ausſchluß der richterlichen Be⸗ 
amten in mehreren fremden Berfafjungen. Daß die Betheiligung an den 
Parteilämpfen auf die Richter einigermaßen mehr zurüdwirkt, ald mit der 
Unparteilichfeit der richterlihen Stellung verträglich ift, meine Herren, 
Davon habe ich felbft vielfach Beilpiele erlebt. Ich will Ihnen nur eins 
citiren. Sch bin namentlich in den erften Jahren meiner Amtsführung 
ungemein oft in der Lage geweien, daß mir Erfenntnijje, die ohne mein 
Willen und meine Anregung gefaßt waren, wegen Beleidigung des Preu: 
Bifchen Minifter- Präfidenten zur Einficht zugefchidt wurden mit der Ans 
frage, ob ich fie veröffentlichen laſſen wolle. Ich babe manche diejer Er- 
Tenntniffe gelefen, andere nicht. Im Durchfchnitt fand ich, daß diefelben 
Beleidigungen, die, wenn ein ehrbarer Handwerksmeiſter fie gegen einen 
andern ausfpricht, eine ſchwere Strafe, wenn er fie öffentlich ausfpricht, 
Gefängniß oder eine höhere Geldftrafe nach fich ziehen können, dem Preu- 
ßiſchen Minifter-Präfidenten gegenüber-angemendet, durchſchnittlich 10 Thlr. 
tofteten. Für 10 Thlr. hatte Feder die Freiheit, mir die ſchmach— 
vollften Injurien öffentlich zu fagen oder druden zu laſſen. Daß 
da mit einem Maße gemejjen war, welches von politifcher Beeinfluffung 
ganz frei geweſen wäre, den Eindrud habe ich nicht gehabt. Er wurde 
aber noch dadurch verftärkt, daß ich in einzelnen diefer Erkenntniſſe die 
richterliche Motivirung laß: es lägen doch mildernde Umftände vor, 
denn dieſes Minifterium tauge wirflih nicht3. Nun frage id: 
Tann mit folhen Raiſonnements eines erfennenden Richters der Eindrud 
von Würde, von Anfeben, von Unparteilichfeit auf die Dauer aufrecht 
erhalten werden, deſſen die richterlide Stellung bedarf? 

Die Herren werden aus meiner Darlegung entnommen haben, daß 
die Aufrechthaltung des Artikels genau wie er fteht für mich gerade nicht, 
wenn ich fo fagen foll, eine Cabinetsfrage ift, daß ich mich aber freuen 
mürde, wenn der Reichstag ein oder die andere der Anfichten, die ich 
hier aus eigener Erfahrung ausgejprochen babe, durch feinen Beſchluß 
beftätigte, indem entweder wenigſtens die geiftlihen und richterlichen Bes 
amten ausgeſchloſſen würden, oder — was mir noch lieber wäre, das⸗ 
jenige Amendement, welches den Zwangsurlaub auch hier einführen will, 
abgelehnt würde. 


Der von der Regierung vorgejhlagene Sap: 
„Beamte im Dienfte eines der Bundesftaaten find nicht wählbar“ 
wurde bei der Abftimmung geſtrichen, dagegen folgende 
Beitimmungen angenommen: 


„Beamte bedürfen keines Urlaubs zum Eintritt in den Reichstag. 


Wenn ein Mitglied des Neichstages in dem Bunde oder 
einem Bundesftaate ein befoldetes Staatsamt annimmt oder im 
Bundes⸗ oder Staatsdienfte in ein Amt eintritt, mit welchem 
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ein höherer Rang oder ein höheres Gehalt verbunden iſt, ie 
verliert e8 Sig und Stimme in dem Reichstag und kann jeine 
Stelle in demjelben nur dur neue Wahl wieder erlangen.” 


Die Diäten für die Reichstagsabgeordueten. 
T. 
30. März. Erklärung ded Grafen Bidmard bei der VBorberathung. 


Ich babe im Namen und im Auftrage der hohen verbündeten ie⸗ 
rungen zu erklären, daß dieſelben glauben, ſich auf eine Bewilligumg 
Zulaffung von Diäten unter keinen Umftänden einlaflen zu Eiunen. Die 
Regierungen bitten vielmehr die hohe Berfammlung, die Entſcheidung dieſer 
Frage dem Wege der Geſetzgebung demnächſt zu überlafien, nachdem man 
im Stande geweſen fein wird, beruhigende Erfahrungen über die Wir⸗ 
fungen eines bisher noch wenig erprobten Wahlgefeges zu ſammeln. 


Meitere Aeußerung des Grafen Bidmard (in derſelben 
Sitzung.) 

Ich erlaube mir ein Mißverſtändniß zu berichtigen, was, wie wir 
privatim gejagt worden ift, durch meine Worte vorher im Schoße der Ber: 
fammlung ſich erzeugt bat. Ich babe nicht fagen wollen, man lönne jegt 
den Xrtifel der erfaffung ftreichen und die ganze Brage, ob ja, oder mem, 
durch die Geſetzgebung fpäter reguliren, — ſondern id habe nur daflelbe 
fagen wollen, was der Herr Vertreter der Königlichen fähhfiichen Regi 
fo eben gejagt hat: daß, wenn fi Mißſtände aus der Diätenlofigfeit er- 
geben haben würden, oder menn ſich aus dem Berlaufe der Handhabung 
des Wahlgeſetzes ergeben würde, daß es ohne Gefahr gefchehen fanz, ſo 
ch jpäterhin immer unbenommen, im Wege der Geſetzgebung Diäten ein⸗ 
zuführen. 

Aber die Erflärung, die ich Namens der Verbündeten Regierungen 
gegeben habe, hat ihren Schwerpunkt in dem erften Theile meiner Haube: 
rungen, wonach ic) fagte, daß die hohen Regierungen dahin einig feien, dei 
fie unter feinen Umjftänden die Zulafjung oder Bewilligung 
von Diäten glaubten acceptiren zu können. 


(Bei der Abftimmung in der Vorberathung wurde am 
30. März 1867 folgende Beftimmung: 
„Die Mitglieder des Neichötages erhalten aus der Dun: 
deskaſſe Reijefoften und Diäten nad) Maßgabe ded Ge⸗ 
ſetzes. Bis zum Erlaß diefed Geſetzes ftellt das Bunte 
Prafidium die Höhe derjelben feſt. Ein Verzicht auf dr 
Reiſekoſten und Diäten ift unftatthaft.” 
mit 136 gegen 130 Stimmen angenommen.) 
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II. 

15. April. Bei der Schlußberathung erflärte Graf Biömard 
von vornberein, daß neben der Siderftellung der 
Heeredeinrihtungen die Berftändigung über die 
Diätenfrage die unerläßlide Vorbedingung ber 
Annahme der Berfafjung jei. 

Die Begründung diefer Forderung wurde durch den preu⸗ 
giihen Minifter ded Innern Grafen zu Eulenburg ges 
geben, — deſſen Rede mit der Erklärung Namens der 
Regierungen ſchloß: 

Die Regierungen balten die Nichtbemwilligung von Diäten für ein 
Stüd des ganzen Gebäudes, auf welchem die Bundesverfaflung ruht und 
welches fie nicht aufgeben können, ohne über die Erfolge der Verfafſung 
in® Unfichere zu geratben. 

Es würden deshalb die Commiflare, welche beim Zuftandelommen 
diefes Entwurfs mitgewirft haben, nicht in der Tage fein, ihre Zuftimmung 
zu geben, und es würde unter ihrer ‘Mitwirtung die Bundesverfaflung 
Kr Paul zu Stande kommen, wenn der Reichstag fi) anders aus⸗ 
präde. 

Bei der Abftimmung wurde auf den Antrag des Ab- 


geordneten von Arnim-Heinrichs dorf der frühere Ars 

tifel 29 des Verfaſſungsentwurfs: 
„Die Mitglieder ded Reihötaged dürfen ald 
jolde feine Bejoldung oder Entjhädigung be- 
ziehen.“ 

mit 178 gegen 90 Stimmen wiederhergeftellt. 


Die Nedefreiheit der Abgeorbneten und bie ftraffreie 
Beröffentlichung der Verhandlungen. 


29. März. Nede des Grafen Bismarck. 

(Gegen den Zujapantrag: 

„Wahrheitögetreue Berichte über die Verhandlungen in 
den öffentlihen Situngen des Reichstags bleiben von jeder 
Berantwortlichkeit frei.) 

Die abfolute Redefreiheit eine Yrage der Sittlichkeit. — 

Privilegien zur Beleidigung. — Bismards Nerven. — Percy.) 


Die verbündeten Regierungen beflirchten von der Freiheit der Ver⸗ 
öffentlihung der Parlamentsreden keine Gefahr. Wir an gefehen, dag 
eden aus dem Preußifchen Abgeordnetenhaufe, wie fie wohl flärter in 
feiner Berfammlung diefer Art gehalten waren, veröffentlicht wurden ohne 
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jegliche Gefahr. Die Gründe, die und veranlaßt haben und mid) hei eine 
andern Gelegenheit perfünlid —, einer ſolchen geſetzlichen Beftimmung, 
wie fie bier von jener Seite (links) beflirwortet wird, zu wi , 
find andere; ich kann fie wohl bezeichnen als Gründe der Sittlichkeit 
Es giebt viele Dinge, die ein Staat dulden kann — er kann fie ignoriren: 
aber etwas Anderes ift es, fie gefeglich zu fanctioniren. Dazu rechne ich 
auch das Recht, einen andern Mitbürger zu beleidigen, ohne daß dirjer 
irgend eine Genugthuung dafiir finden könnte. ch will von Berbreden, 
die man mit Worten begeben kann, nicht reden; ich cedjne gar nicht daraui, 
daß fie an der Stelle begangen werden würden. Ich will nur reden vom 
Schuge der Ehre eines jeden Bürgers, welden Schug dat 
Geſetz ihm ſchuldig iſt. Diefen Schuß ihm zu entziehen, daß halte ich 
— ich wiederhole es — gegen die Sittlichkeit, gegen die Menfchenrecte. 
Unter Menfchenrechten lat ich mir ausdrücklich diejenigen gefallen, welche 
in Frankreich im Jahre 1791 adoptirt wurden, und in die — der 
Republik übergegangen find. Es Heißt darin ausdrücklich, und zwar in 
Bezug auf die Freiheit der opinions, die Jeder ausſprechen könne, dak 
viele —**— darin beſtehe, Alles zu thun, was Anderen nicht ſchadet. 
Dieſe Reſtriction legt ſelbſt ein jo weitgehendes Actenſtück auf, wie jenes. 
Die Geſetzgebungen anderer Staaten, auch die der allerfreiſten, ſchüten 
wenigften$ die Privatehre. Ich berufe mich darüber 3. B. anf die amen⸗ 
kaniſche, deren Beftimmungen ich mir habe ausziehen lafien, aus Ken:. 
Commentaries on American law Vol. 1 pag. 244. 

„Obgleich ein Mitglied des Congreſſes außerhalb des Congreffes 

‘ nicht verantwortlich ıft für Worte, welche er in demſelben gefprochen, 

auch wenn diefelben beleidigend für Individuen find, jo Tann er 
doch, mwenu er feine Rede veröffentlichen läßt, wegen Libells be 
ftraft werden, by action (in einer @ivilllage auf Schadenerfag) und 
by indictment, (d. h. criminell). So iſt e8 in England —RX 
und ſo iſt es gerecht.“ 

Aus England ſelbſt wird Ihnen ein ſehr bekannter Fall in Eriame⸗ 
zung fein, nämlich der Fall Stoddale wider Hanfard, wo die Beröffent- 
lichung nicht einer Rede, fondern eines „parliamentary paper“ oder re- 
ports — es find dies technifche Ausdrüde für amtliche Actenftüde, die azi 
Befehl des Parlaments gedrudt werden — etwas Beleidigendes für eimer 
Gefängnigwärter enthielt, welcher darüber klagbar wurde. Die englijcher 
Gerichte waren darüber ganz zweifellos, daß fie den Drucker wegen Be: 
leidigung zu verurtheilen hätten, und thaten es. Das Parlament grih 
ein Dede Privilegienbruh$ und bedrohte die Ausführung dieſes geridt: 
lichen Urtheils mit parlamentarifchen Strafen. Aber das Parlament hat 
auch bei diejen Gelegenheiten, mo e8 in den Rechtsgang eingriff, wiemals 
die Anficht ausgeſprochen, Reden und Motivirungen einzelner Abgeortacies 
irgendwie zu jchügen bei der Publication, fondern nur reports and papers. 
und jo ift es meines Wiſſens noch heutzutage in England Recht, fo da 
dort wenigſtens, in England, in Amerifa und in allen übrigen civilifirten 
Ländern die Privatehre fi des vollkommen gejeglichen Schuges erfreut 
Diefe Motive, diefes Bedurfniß, Jedem fein Meufhenredt an’ 
Schug gegen Beleidigungen zu erhalten, leitet mid, wenn ich 
nad) wie vor die gefeplide Sanction der Berbifentligung jel- 
her Reden, welde injurids für Privatleute find, befämpie. 
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Daß die Freiheit dadurd nicht beſchränkt wird, Liegt auf der 
Hand. Ich babe fofort, wie dies Parlament zufammentrat, an fämmtliche 
Behörden, die unter der Autorität der Königlichen Regierung ſtehen, 
durch die betreffenden Herren Reſſort⸗Chefs die Aufforderung richten 
lafſen, in keinem Falle gegen die Veröffentlichung einer Parlamentsrede 
einzuſchreiten, es ſei denn, daß ſie zuvor an die Regierung berichtet hätten 
und der Fall ſo ſtark wäre, daß die Autoriſation von der Staatsregierung 
ertheilt werden müſſe. Die Regierung wird nicht in Verlegenheit kommen, 
von dieſer reſervirten Befugniß Gebrauch zu machen, am allerwenigſten 
wird ſie davon Gebrauch machen in Bezug auf die Angriffe, die die Re⸗ 
gierung felbft treffen, fie wird nur a Schuß der Privatrechte gegen 
perfönliche Beleidigung jemals davon Gebraud machen. Wenn behauptet 
wird, daß unter diefer Einridtung die Freiheit litte, fo halte 
ih das für eine der übertriebenen Declamationen, denen ich 
lediglich einen ornamentalen Charakter in den Reden der Ber 
tbeidiger des Antrags beilege. 

Wenn einer der Herren Lorrebner bei diefer Gelegenheit darüber 
Klage geführt hat, dag unter Umftänden der „mühſam erzmungene“ höf⸗ 
liche Ton einem anderen Plag made und damit ziemlich deutlich auf eine 
lebhafte Discuffion, die ich vor einigen Tagen angeregt hatte, anipielte, 
fo möchte ich dem Herrn Abgeordneten doch Eins zur Erwägung geben. 

Wenn man fünf Jahre lang ſchwer gefämpft hat, und 
das erreiht bat, was bier vorliegt, wenn man feine Beit, 
die befte Zeit des Lebens, feine Geſundheit dabei geopfert 
bat, wenn man fih der Mühe erinnert, die e8 geloftet hat, 
oft einen ganz Kleinen Paragraphen, eine Interpunctations— 
frage zwifhen 22 Regierungen zu entfheiden, wenn man 
nun auf den Punkt gefommen ift, wie er hier vorliegt, dann 
treten Herren, die von allen diefen Kämpfen wenig erfahren 
haben, von den amtlihden Borgängen nichts wiſſen fönnen, 
in einer Weife auf, die ih nur damit vergleiden fann, daß 
Femand in meine gefhloffenen Fenſter einen Stein hinein» 
wirft, ohne zu wiffen, wo ich ſtehe. Er weiß nicht, wo er mid 
trifft, er weiß nicht, welde Geſchäfte er mir gerade im 
Augenblid erſchwert, die vorliegen, und die mir durch diejen 
Widerftand unmöglih werden. Er weiß nicht, welde auß- 
wärtigen ragen im Augenblide ſchweben, Die bei einer 
energifhen Unterſtützung der Regierung von Seiten des 
Parlaments eine andere Behandlung geftatten würden, 
als in einem Kalle, wo man fiebt, daß das Parlament nicht 
unbedingt mit der Regierung gebt und nur fehr Meine An- 
Täffe nötbig find, um eine ernfte, tiefgehbende Spaltung zu 
erzeugen. 

Dann kommt man jehr leicht, auch ohne gerade Fünftlich nervös ges 
macht zu fein, in eine Stimmung, die ich dem Herren Abgeordneten nicht 
beſſer &arakterifiren kann, ald wenn ich ihm empfehle, in einer der erften 
Scenen von Heinrich IV. nachzulefen, was Heinrih Percy für einen 
Eindrud hatte, als der dort befagte Kammerherr kam und ihm die Ge⸗ 
fangenen abforderte und ihm, der wund und kampfesmüde war, eine längere 
Borlefung über Schußwaffen und innere Verlegung hielt. Die Stelle eh 
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im Anfang des Stüdes und fängt mit den Worten an: „I remember that 
een . was —F —* came — “ —* er 
wie Percy mir zu Muthe, wenn er e > ge: 
litten and gelämpft habe, bie ich beſſer kennen Zuß ſolche Reden 


höre. 
(Der Reichstag nahm bei der Abſtimmung den von 
liberaler Seite beantragten Zujag zu Artikel 22 an.) 


Die Anweienheit des Bundeskanzlers bei den Reichs⸗ 
tagsverhaudlungen. 


29. März. Erklärung des Grafen Bismarck (gegen den Antrag, 
daß der Reichsſtag dad Recht haben folle, die Anweſenheit 
des Kanzlers zu verlangen). 


Ich glaube, der Hr. VBorrebner ſchlägt da8 Gewicht des Bundes⸗ 
kanzlers doch zu hoch an, wenn er der Meinung ift, daß ohne feine An- 
mefenheit unter Umftänden der Reichſtag auf die Linie zurückſinken könne, 
die er bezeichnete. Ich halte dieſen Zuſatz eigentlich für überflüffig. Die 
Regierungen haben ja das größte und dringendite Intereſſe, ihre Angelegen- 
heiten beim Reichstag zu vertreten und bier zu ericheinen. Ich kann mir 
nur in dem Fall die Apmeienheit iede8 Bertreter8 der Regierungen als 
möglich denken, daß eben die Regierungen ein dringendes Bedurfniß hätten, 
über die vorliegende Frage zu fchmweigen. Wollen Sie mm in dem Zul 
gewiffermaßen durch einen Haftbefehl den Bundeskanzler zwingen, daß er 
ſich ihnen zeigt, fo weiß ich doch nicht — wenn ich mich in jeine Stelle 
denle — welche Gewalt, welche parlamentarifche wenigften®, mich zwingen 
könnte, zu reden, wenn ich ſchweigen will, und die bloße ſchweigende An- 
mejenheit würde unter Umftänden für die Regierungen eine Berlegenbeit, 
für den perjönlich Betheiligten gewiß eine fein, namentlid aber unter Um- 
ftänden ın auswärtigen Fragen für die Regierungen. Es Tann ja fein, 
daß gerade durch ihre Abmefenheit die Regierung bei einer folchen Gelegen- 
heit die Verhandlungen des Reichstages von jeder Rückſicht entbinden 
mollte. Es Tann ja fein, daß fie ſchweigen will, und jede Schweigen 
hat 7 etwas von dem, welches zuzuſtimmen ſcheint, wenn man wirklich 

abei ſitzt. 

Aber ih kann mir nur ſehr wenig Fälle der Art denlen, mo die 
Regierungen dariiber einig fein follten, trog des vom Reichſstage geäuferten 
Wunſches nit zu kommen. Das fähe ganz fo auß, wie ide: 
Händeljuchen, wie ein willfürlicher Verzicht auf da, mad man dem Reichs⸗ 
tage gegenüber vertreten muß. Sollte die Beftimmung angenommen werden, 
jo müßte ich doch jedenfall wünſchen, daß doch irgend eine facultas sub- 
stituendi für den Reichskanzler hinzugefügt würde, damit die Verpflichtung 
nicht auf diefer einen Perfon, die doch ımmer von Fleiſch und Blut if, 
allein laftet, die unter Umftänden bei dem beften Willen außer Stande 
fein kann, ihr zu genligen. 


(Der Antrag wurde abgelehnt.) 
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Ber UHorddentfche Bund und die füddentfchen Staaten. 


10. April. Erklärung ded Grafen Bismarck. 


(Auf Anlaß ded Antrages, in die Verfaſſung folgenden 
Artikel aufzunehmen: 


„Der Eintritt der jüddeutihen Staaten odes eined der- 
jelben in den Bund erfolgt auf den Vorſchlag ded Bun— 
deöpräjidiumd im Wege der Gejepgebung.“) 


Um der Aufforderung des Herrn Borrednerd (Abgeordneten von 
Binde) zu entiprechen,. will ich mich mit wenigen Worten über die Stel- 
[ung der Vertreter der verbündeten Regierungen zu dem Umendement 
Lasker⸗Miquoͤl ausſprechen. 


Ich kann nicht behaupten, daß die Tendenz dieſes Amendements 
unſeren Wünſchen und Beſtrebungen widerjpricht. Eine andere Frage iſt 
aber die, ob ſolche Mitglieder diefer Berfammlung, welche zugleich Ber- 
treter der Regierungen And, fih augenblidlich in der Lage befinden, für 
das Amendement zu ftimmen. Ich habe gejagt, daß es unferen Wünſchen 
nicht widerfpriht. Aber eine Regierung ift verpflichtet, fich bei 
der Ausſprache ihrer Wünſche nah der Dede ihrer Rechte zu 
fireden. Ich will damit nicht behaupten, daß die Annahme Diele 
Amendementd im Widerjpruh mit dem Art. 4 des Prager Friedens 
ftände; ih will nur nicht einfeitig den Verhandlungen, die zu einer 
einheitlihen Auslegung der Contrahenten des Prager Friedens er⸗ 
forderlich find, vorgreifen, auch nicht der Entfchliegung der füddeutichen 
Regierungen in einer Weife präjudiciren, zu welder bisher der Grad 
ihres amelichen Entgegenkommens ung nicht auffordert. Daß im Art. 4 
Des Prager Friedens nicht blos ein internationales Schup- 
und Trugbündniß ins Auge gefaßt ift, gebt, glaube ich, 
aus feinem Wortlaut für jeden aufmerlfamen Leſer zmwei- 
fellos hervor. Es ift in dem Art. 4 nidht von einer neuen Geftaltung 
Norddeutſchlands blos die Rede, welcher die Kaiſerlich öfterreichiiche 
Regierung zuftimmt, fondern von einer neuen Geftaltung Deutſch— 
Iands. Der Begriff wird dadurch erläutert, daß der Nadja folgt: 
„Deutihland ohne Detpeiligung, des öfterreichifchen Kaiſerſtaats.“ Alfo 
es ift zugefiimmt zu einer Neugeftaltung derjenigen Beſtand— 
theile des früheren deutfhen Bundes, welder nah dem Aus⸗ 
ſcheiden der öfterreihifchen Theile de3 Bundesterritoriumd 
übrig war. 

Es ift ferner in der dritten Zeile vor dem Schluß des Artikels von 
der nationalen Berbindung Süddeutfhlands mit dem nord= 
Deutfhen Bunde geſprochen, alfo nicht von einer internationalen, 
melches Wort außdrüdlich in demjelben Artikel auf die Beziehungen Süd⸗ 
Deutichlands zum Auslande feine Anwendung gefunden bat. Wenn ich 
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nichtSdeftomeniger die Frage, ob der Eintritt der füddeutichen Staaten 
mit diefem Artikel verträglich ift, einfeitig nicht bejahen te, ſondern 
ihre Beantwortung im Einverftändniß mit der Kaiſerlich 5 ichiſchen 
Regierung finden möchte, fo bewegt mich dazu der Umſtand, daß eine 
der Prämijfen, welche der Art. 4 aufftellt, in der Kette fehlt: das iſt 
nämlich das Zuflandelommen des ſüddeutſchen Bundes. Wäre dieſer 
zu Stande gelommen, oder hätte er Ausficht dazu, fo ift meine Ueberzen⸗ 
ung, daß, wenn im Rorden ein Parlament tagt anf einer natisualen 
—2— im Süden ein ähnliches, dieſe beiden Parlamente nicht länger 
andeinauder zu halten fein würden, als etwa die Gewäfler Pas 
Rothen Meeres, nachdem der Durhmarih erfolgt war. Dieſe Prö- 
mifle fehlt bisher, und wir möchten bei der Ueberzeugung, da die nationale 
Bufammengebörigkeit ihre Sanction durch die Gefchichte dereinft ganz zweifel- 
108 empfangen wird, über die Frage, ob dies fofort und im welcher 
Form geichehen kann, nicht in Mteinungsverfchiedenheit mit der Kaiſerlich 
öfterreichiihen Hegierung über die Auslegung des eben zwiſchen ım$ 
eichloffenen Friedensvertrages gerathen, indem wir dieſer Auslegung em» 
—* vorgriffen. 

Im Uebrigen bin ich auch der Meinung, daß der Unterſchied zwiſchen 
dem Amendement Miquél⸗Lasker und dem Texte des Art. 71 fo fehr 
erheblich in der Prarid nicht ift. Das Amendement behält dem Präſidium 
— oder wie man richtiger fagen würde — dem Bundesrath die JInitie⸗ 
tive vor, und im Bundesrath würde vorausfichtlich das Präfidium bie 
Snitiative zu nehmen haben. Das Bundespräfidium würde unzweifelhaft 
mit diefer —* doc fo lange warten, bis es diejenigen Berhandlungen 

eführt hat, die in dem Art. 71 vorgefehen find, und es fi) durch dem 
erlauf der Verhandlungen überzengt haben würde, daß ber Moment 
eingetreten jei, wo im Sinne des Amendements vorgegangen werden fanı, 
ohne daß wegen der Berfrühung eines Momentes, der fpäter doch eintritt, 
das Vorgehen mit Zerwürfniffen zwifchen den Contrahenten des Prager 
Friedens verbunden fei. r 

Aus diefen Gründen werde ich mid enthalten, für das Amende⸗ 

ment Miquél zu flimmen. Sollte e8 angenommen werden, jo wird an 
die verbündeten Regierungen die Frage herantreten, ob fie fich zu bieiem 
neuen Text des Verfaſſungs⸗Entwurfes bei ihren definitiven Entichliegungen 
befennen können. Ich glaube nicht, diefe Frage von Haufe aus vermeinen 
u follen, um deswillen, weil da8 Amendement Miqusl eben die Giger- 
*— bat, dem Präſidium und dem Bundesrath die Entſchließnng 
über den Zeitpunkt dennoch vollftändig frei zn laffen, und ums 
in feiner Weife verpflichten mwitrde, der Frage früher näher zu treten, als 
bis wir mit allen Elementen, denen wir das Recht mitzureden 
zuerfennen, darüber einig find. 


(Der Antrag wurde angenommen.) 
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Schlußberathung über die Berfaffung des norddreutfchen Bundes. 


15. April. Erklärung ded Grafen Bismard Namens der verbün- 
deten Regierungen über die vom Reichstage in der Vor« 
berathung "angenommenen Abänderung = Borjchläge. 


Mit dem Abſchluſſe der Vorberathung in diefem hohen Haufe ift an 
die Vertreter der verbündeten Regierungen die Nothwendigleit heranges 
treten, die Entſchließung ihrer Hohen Vollmachtgeber über die aus den 
Deihlüfien des Haufes hervorgegangenen Abänderungen des urjprünglichen 
Entwurf? herbeizuführen. Mit aufrichtiger Genugthuung Tann ich cons 
flatiren, daß in Betreff der bei weiten größten Anzahl, in gegen vierzig 
Punkten etwa, die verbiindeten Regierungen bereit —* ſich die Beſchluſſe 
des hohen Hauſes anzueignen, ſofern es gelingt, über die beiden 
Punkte, in deren gegenwärtiger Faſſung die verbündeten 
Regierungen ein Dinderniß des Zuftandelommens der Ber- 
eindarung erbliden, eine Verſtändigung zu erzielen; es find 
dieß die beiden Punkte, die Sicherftellung der dee redeinrihtungen 
und die Frage über Bewilligung von Diäten. Die Commiffarien 
werden Anlaß nehmen, beim Eintritt in die Discuffion über diefe Spe- 
Hielpunfte diejenigen AmendementS zu bezeichnen, welche den Hohen Ber- 
ündeten annehmbar fein würden, und nad deren Annahme dem Abjchluß 
der Bereinbarung über das Geſammt⸗Reſultat fein Hinderniß mehr im 
Wege —5 würde. 

Einſtweilen beſchränke ich mich darauf, diejenigen Punkte oberflächlich 
durchzugehen, in Betreff deren die verbündeten Regierungen unter der 
vorher ausgeſprochenen Toranziegung bereit find, ſich die Beſchlüſſe des 
Reichstages anzueignen. Es betrifft dies, nachdem die erften drei Artikel 
unverändert geblieben find, die ſämmtlichen, jo viel ich überfehe ſechs, Zu⸗ 
füge zu dem Art. A, betreffend die Competenz der Gejengebung des Bun» 
bes; ferner den dazu gehörigen Zufag alinsa 2 des Art. 5, dann im 
Art. 11 die Benehmigung des Reichstages als Erforderniß für die Gültig» 
teit der Verträge betreffend; den Zufag zu Art. 9 und 10 in Betreff der 
Uebernahme der Berantwortlichkeit dur den Bundeskanzler; die beiden 
Säge des Art. 21, die Wahl der Beamten und das Nicht-Erforderniß 
der Urlaubs» Demilligung zum Eintritt derfelben; Art. 22, die wahrheits⸗ 
etreuen Berichte und deren Beröffentlichung betreffend; Art. 23 über 
Beritionen; Art. 25 die Nothwendigkeit, den Reichstag in 90 Tagen wieder 
zu berufen bei etwaiger Auflöfung; Art. 26 die Beichränfung der Verta⸗ 
gung — ich zähle nad den neuen Nummern —; Art. 28 ein unbedeu- 
tender Seflungsaufas; Art. 31 die Unzuläfftgfeit der Verhaftung von Mit- 
gliedern des Reichsſstages in verjchiedenen Fällen; Art. 38 mehrere in das 
technifche Gebiet der Stenergefetsgebung jchlagende Punkte; ebenfo Art. 45, 
die Eifenbahnen betreffend; desgleichen Art. 46; dann über Marine und 
Schifffahrt der Zufag zu Art. 53; ferner im Art. 59 die Zerlegung der 
fiebenjährigen Beriode der Bräjenzzeit in zwei Abtheilungen, für die Ans 
wefenbeit ei der Fahne und die Zugehörigkeit zur Reſerve; im Art. 61 
die Zufage eine Bundesmilitairgefeged, dann im Art. 69, die Nothwen⸗ 
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digkeit eines jährlich durch Geſetz feftgeftellten Budgets betreffend; Art. 72 
Anleihen und Garantien; Art. 74 über das Bundeögeriht, formie die neu 
binzugelommenen Art. 76 und 77 und außerdem den Schlußiag zu 8. 78. 
ie verbündeten Regierungen baben in den von dem hohen Reichs⸗ 
tage votirten Abänderungen zum Theil zweifellofe Verbeſſerungen ihres 
Entwurfs erlannt, zum Theil aber ift ihnen, wie ich nicht verheblen kann, 
die Annahme derjelben und die Bereinbarung unter einander über gerade 
diefe Form, in der es anzunehmen jein würde, nicht leicht geworden. Die 
hohen Regierungen baben ſich aber von demfelben Geiſte der 
ermittelung leiten lajjen, von dem fie hoffen, daß er die de» 
finitive Beiätußiaflung diefes hohen Haufes beherrſchen 
werde, indem er die individuelle Ueberzeugung hinter dem 
nationalen Erforderniß, daß unfer Wert ab 


erhaupt bier zu 
Stande fommt, zurüdtreten läßt. 


Die Berantwortung für die Durchführung des 
Berfaffungswerte. 

Aeußerung ded Grafen Bismarck auf eine Rede de 
Abgeordneten Reichensperger. 


Ih bin nicht in der Rage, ſchon körperlich nicht, mich mit den ausge: 
ruhten Kräften*) des Herrn Borredners in einen neuen rednerifchen Kampf 
über “Dinge einzulafjen, über die wir ſechs Wochen discutirt haben. Ich 
knüpfe nur an Feine eine Erflärung an, die Minifter wären nicht inamo⸗ 
vibel und an ihren Berfonen könnte die Sache nicht fcheitern, eine Erflä- 
rung, die ich mit dem vollften Herzen unterfchreibe und dem Herrn Bor: 
redner gern bejtätige, daß, wenn es ihm gelingt, feine Anfichten bier zur 
Annahme zu bringen, ich außer Stande fein würde, die Verantwortung 
fiir die Durchführung des und vorliegenden Werkes zu tragen. ch wide 
in demfelben Augenblide an Seine Majeftät den König die Bitte richten, 
mid meiner Stellung nicht nur als YBundes-Commiffar, fondern als 
Preußiſcher Miniſter — denn diefe ift in einer ungertrennbaren Beziehung 
zu diefem Berfaffungdentwurf — zu entheben, und dem Herrn Borredaer 
die Chance geben, an der Spige der Majorität, mit der er mich geworfen 
haben würde, zu verfuchen, ob er ebenjo gut zu regieren wie zu reden 


verſteht. 
Beſchlüſſe über die Bundes: Militairfrage in der Schluf⸗ 
berathung **) 
In der Vorberathung waren die betreffenden Artikel ın 
folgender Safjung angenommen worden: 
Art. 60. Die Friedenspräfenzftärle des Bundesheeres wird bis 
zum 31. December 1871 auf ein Procent der Bevöllerung von 
1867 normirt, und wird pro rata derſelben von dem einzelnen 
Bundesftaaten geftellt. Für die fpätere Zeit wird die Friedens 
präfenzftärte des Heeres im Wege der Bundesgejeggebung feftgeftelt. 


®) Der Abg. Reichen iva ben in ben Wei eingetreten. 
“) Die sie Grlevigung der Diätenferge im Se — iſt oben erwahnt. 
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Art. 62. Zur Beftreitung des Aufwandes für das geſammte 
Bundesheer und die zu bdemfelben gehörigen Einrichtungen find 
bis zum 31. December 1871 dem Bundesfeldherrn jährlich ſovielmal 
225 Thaler als die zogeh der Friedensſtärke des Heeres nach 
Artikel 56 beträgt, zur Verfügung zu ſtellen. 


In Folge obiger Erklärung des Grafen Bismarck, beim 
Beginn der Schlußberathung ſtellte der Abgeordnete Graf 
Eberhard zu Stolberg den Antrag, dem Artikel 60 
folgenden Zuſatz zu geben: 


„Für die ſpätere Zeit wird die Friedens⸗Präſenzſtärke des 
Heered durch ein Bundesgeſetz feftgeftellt, bis zu deſſen Erlaß die 
porftehenden Beftimmungen von Jahr zu Jahr in Kraft bleiben.“ 


Die Abgeordneten Herzog von Njeft und von Ben— 
nigfen beantragten ihrerjeitö folgenden Zuſatz: 


„Rah dem 31. December 1871 müſſen diefe Beträge von den 
einzelnen Staaten de3 Bundes zur Bundescafle fortgezahlt werden. 
Zur Berechnung derfelben wird die im Artikel 60 interimiftifch 
feftgeftellte Friedenspräſenzſtärke fo lange feitgehalten, bis fie durch 
ein Bundesgefeg abgeändert ift. 

Die Berausgabung diefer Summe für das gefammte Bundes« 
Hr nd defien Einrichtungen wird durch das Etatögefet feit- 
geſtellt. 

Bei der Feſtſtellung des Militair⸗Ausgabe⸗Etats wird die auf 
Grundlage diefer Berfaffung gefeglich feftitehende Organifation des 
Bundesheered zu Grunde gelegt.“ 


Graf Bismard erklärte fih in Bezug auf diefe An- 
träge Namens der verbündeten Regierungen wie folgt: 


„Sch habe mir geitern vorbehalten, im Laufe der Diskuſſion bei 
den betreffenden Artikeln diejenigen Amendements zu bezeichnen, 
welche den von den verbündeten Regierungen gefaßten Beichlüffen 
entjprechen. In diefem Sinne erkläre ich, bes da8 Amendement 
des Grafen zu Stolberg mit diefen Befchlüffen übereinftimmt, 
und die Vertreter der Wegierımgen daher verpflichtet find, an 
demfelben feitzuhalten. 


Das Amendement des Herzogs von Ujeſt läßt die Möglichkeit, 
auf dem Wege, melden der der Abg. für Hagen angedeutet hat, 
im Sahre 1872 einen Yudgetconflict, einen Deilitairconflict zu er- 
neuern, deflen Folgen ſich in dieſem Augenblide nicht überfehen 
laſſen. Wer daher entjchlofien ift, diefen Conflict zu verhüten, 
der muß mit uns in diefer Frage für das Amendement des 
Grafen zu Stolberg flimmen.“ 


Hürf Bismard. 41 
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Im weiteren Verfolg der Berathung erflärte Graf Bis: 
marc (gegenüber dem Abgeorbneten Berbufy=Huc): 


Der Herr Borredner bat gejagt, wenn ich im Namen der 
verbündeten Wegierungen erflärte, daß die des 
Amendements Stolberg, oder daß die Annahme des Amendements 
Hohenlohe Chieh) den Abbruch unferer Verhandlungen, das Mij⸗ 
fingen der Berftändigung zur Folge hätte, dann würde er für das 
erftere ftimmen. Er ordnet aljo feine Ueberzeugung von Dem, 
was gut, was befler fei, den categorifchen Erklärungen der Re⸗ 
gierungen unter. Meine Herren, wir find nicht in dem Stadium, 
daß ich eine folche erärung hier in meinem Namen abgeben 
könnte. Ich babe mit kurzen Worten, die ich vorher ſprach, genau 
die Situation bezeichnet, mie fie liegt; ich babe gejagt, des 
Amendement Stolberg ift dasjenige, worüber die egierungen 
fi verftändigt haben und defien Annahme andy die Annahme 
efammten Berfafjung meines Erachtens in ſichere Ausſicht felt 
enn dieſes Amendement, diefer von den Regierungen vereimbarte 
Tert hier verworfen würde, dann hätte ich an die verbündeten 
Regierungen mit den andern Commifjarien, und an Seine Re 
jeftät den König, meinen Allergnädigiten Herrn, zu berichten und 
beren Entſcheidung zu gewärtigen. Über ich Bake bier nicht ın 
einer eomminatorifhen eife diefe Entjcheidung zu anticipiren. 


Das Amendement des Grafen Eberhard zu Stel: 
berg wurde bei der Abjtimmung abgelehnt. 

Graf Otto zu Stolberg-Wernigerode ftellte nun 
folgendes Unter-Amendement zu dem Antrag Ljeft-Benmigie: 


„Die Berechnung derfelben (der Beiträge) erfolgt 
nad der in Art. 60 feftgeftellten Friedenspräſenzſtärle, 
welche jo lange von Jahr zu Jahr in Kraft bleibt, bi! 
fie dur ein Bundesgefet abgeändert if.“ 


Graf Bismard ſprach fih in folgenden Worten für 
diefen Antrag aus: 


Ich erlaube mir an die Joh Berfanmlung bei diefem Artikel 
von Neuem die dringende Bitte zu richten, fich weni im 
diefem Falle für das Amendement des Grafen Sto 
rode, welches ftatt der Worte „biß zum 31. Dece 1871° 
ſetzen will „bis zum Erlaß eines Bundesgefegeß“, und für dei 
i" dem Sohentoke hen Amendement geftellte Sons» Amendemest 
e8 Grafen Dtto zu Stolberg- Wernigerode erflären zu wollen 
Geſchieht das nicht, meine Herren, jo laufen wir die Geieht — 
ich überlafie e8 Jedem, die Berechnung anzuftellen, dak, nachdem 
alle diejenigen Aenderumgsanträge, welche den verbündeten Reg 
rungen die Vorlage annehmbar machen würden, verworfen fu, 
die Vorlage nicht annehmbar wird und jegt im leßten Augenblide 
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das Ziel der Bersthung, welches wir glanben ſchon mit der Hand 
faſſen zu können, enteollt und nicht erreicht wird, Dieſe Gefahr 
bitte ich fich zu vergegenwärtigen, ehe Sie dies verwerfen. 


Das Stolbergihe Unter Amendement wurde mit 156 
gegen 120 Stimmen abgelehnt, dagegen der Antrag der 
Abgeordneten Herzog von Ujeſt und von Bennigjen 
mit 202 gegen 80 Stimmen angenommen. 


16. April. Die Annahme der Verfafjung mit den im Reichötage 
beſchloſſenen Abänderungen Seitend der Verbündeten Re« 
gierungen. 

Mittheilung ded Grafen Bis marck in der Sitzung 
ded Neichötaged vom 17. April 1867. 


Nachdem der der: Präſident des Neichstages mir geftern die amtliche 
Ausfertigung der Beſchlüſſe diefes hoben Hauſes über den Entwurf der 
Berfaflung des norddeutſchen Bundes überreicht hat, find die Bevoll⸗ 
mäcdhtigten der hohen verbündeten Regierungen zu einer Sitzung geftern 
zufammengetreten, und erlaube ich mir, das Protocol! diefer Sitzung zu 
verlefen. 

„Berhandelt Berlin, den 16. April 1867. 


Sn Gegenwart folgender Commifjarien der Regierungen des nord» 
deutſchen Bundes: 
für Preußen: Graf von Bismard und von Sapigny; 
für Sachſen: Freiherr von Frieſen; 
für Sefien und bei Ahem: Hoffmann; 
für edlenburg: Schwerin: von Dergen; 
für Sahfen- Weimar: Freiherr von Wapdorf; 
für Medlenburg- Strelig: von Bülow; 
für Oldenburg: von Röffing; 
fir Braunfdhweig: von Tiebe; 
für Sadfen- Meiningen: Freiherr von Kroſigk; 
für Sadien- Altenburg: Graf von Beuft; 
für Sadhjen- Coburg» Gotha: Freiherr von Seebad; 
für Anhalt: Graf von Beuft: 
für Schwarzburg-Rudolftadt: von Bertrab; 
fir Schwarzburg- Sondershaufen: Graf von Beuſt; 
für Walded: Klapp; 
für Neuß ältere Tinte: Herrmann; 
r Neuß jlingere Linie: von Harbon; 
Schaumburg-Lippe: Hoeder: 
Lippe: von Oheimb; 
für Lübed: Dr. Curtius; 
für Bremen: Bildemeifter; 
für Hamburg: Dr. Kirchenpaur. 
41* 
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Das Protocol führte der Wirkliche Legationsratd Bucher. Gegen⸗ 
ftand der Berathung waren die von dem Reichstage in ber 
berathung gefaßten Beſchlüſſe über den Entwurf der Bunbesverfaflung. 
Die Herren Commiffarien waren einftimmig dahin, 

den Berfafiungsentwurf, wie er ans der SchInkberathung bes 
Neichötages hervorge augen ift, anzunehmen 
und erfuchen den Herrn Borfigen en, 
davon den Reichstag in Kenntniß zu jegen mit dem Hi 
daß die hohen verbündeten Regierungen die Bundesverfaffung in 
diefer Geftalt nad) Maßgabe der in den einzelnen Ländern be 
ftebenden Berfaflungen zur gefegliden Geltung bringen würden. 
in Abdrud der bei der Schlußberathung von dem Wei ge: 
faßten Beſchlüſſe fol dem Protocoll beigeheftet werden. 

Diefes fofort aufgenommene Protocol ift vorgelefen, geuehmigt umd 
wie folgt unterfchrieben worden.“ 

An Folge deffen erfläre ih auf Grund der Madtvoll: 
fommenbeit, welche die verbündeten Regiernngen Seiner Ma— 
jeftät dem Könige von Preußen übertragen Daben, und auf 
Grund der Bollmadt, welde Seine Majeftät der König mir 
8 dieſem Behufe ertheilt hat, die Verfaſſnug des nerbbeutfdgen 

udes, ſo wie fie aus der Berathung des Reichsſstages hervorgeganges 
ift, für angenommen durch die zu dem norddentſchen Buude ver⸗ 
bündeten Regierungen. 
& er Beuollmit befien erlaube ic mir, das —— i 
itzung der Bevollmächtigten der Bundesregierungen in 
ſchrift dem Präafidio des Hauſes zu überreiden. 3 


Morte ded Präfidenten des Reichſstages Dr. Simjon m 
Folge der Annahme der Berfafjung. 


Ich empfange das Protocol der geftrigen Sigung der Bevollmächtigten 
der Bundesre terungen über die Annahme der Verfaflung des norddeutichen 
Bundes in rem amen und in Ihrer Vertretung, meine Herren, unter 
dem Ausdruck unferer tiefen Befriedigung, daß Ihre Arbeiten ſchließzlich 
zu vollem febensträftigem Einverftändniß mit den verbündeten Regi 
geführt haben, — daß die Verfafiung des norddentſchen Bundes ferten 
Weſen und Wahrheit für unjer Volk gewonnen hat, — unb im der 

uverficht, da, was mit fo entgegenlommendem Willen und folder 

aftimmung vollbradt worden, auch in feiner weiteren Fertent 
widelung Seil und Gebeihen verbreiten wird über deu heiligen 
Boden unferes Baterlaudes! 


(Die Vorgänge und Erflärungen in Betreff Luremburze 
find weiter unten im Zuſammenhange der Luremburgitden 
Frage mitgetbeilt.) 
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Schluß des Reichstags des norddeutſchen Bundes. 


17. April. Thronrede Sr. Majeltät des Könige. 


Erlauchte, edle und geehrte Herren vom Reichötage des 
| Norddeutſchen Bundes! ’ 


Mit dem Gefühle aufrichtiger Genugthuung ſehe Ich Sie am Schlufle 
Ihrer wichtigen Thätigkeit wiederum um Mich verfammelt. 

Die Hoffnungen, die Ich jüngft von diefer Stelle zugleih im Namen 
der verbündeten Regierungen ausgeiprochen habe, find ſeitdem durch Sie 
zur Erfüllung gebradt. 

Mit patriotifhem Ernfte haben Sie die Größe Ihrer Aufgabe er- 
faßt, mit freier Selbftbeherrfchung die gemeinfamen Ziele im Auge be⸗ 
halten. Darum ift e8 und gelungen, auf ſicherem Grunde ein Berfafungs- 
wert aufzurichten, defjen weitere Entwidlung wir mit Zuverficht der Zukunft 
überlaffen können. | 

Die Zunbeögemalt ift mit den Befugniffen außgeftattet, welche fire 
die Wohlfahrt und die Macht des Bundes unentbehrlich, aber auch aus⸗ 
reihend find, — den Einzelflaaten ift, unter Berbürgung ihrer Zukunft 
durch die Gejanımtheit des Bundes, die freie Bewegung auf allen den 
Gebieten verblieben, auf welchen die Deanmigfaltigtei und Selbftftändigfeit 
der Entwidelung zuläffig und erſprießlich iſt. Der Vollsvertretung ift 
diejenige Mitwirkung an der Verwirklichung der großen nationalen Auf« 
gaben geficyert, welche dem Geifte der beftehenden Landes» Berfaflungen 
und dem Bedürfniß der Megierungen entipricht, ihre XThätigkeit von dem 
Einverftändniffe des Deutichen Volkes getragen zu fehen. 

Wir Alle, die wir um Buftandelommen des nationalen Werkes mit» 
ewirkt, die verbundeten Regierungen ebenfo wie die Bollsvertretung, haben 
ereitwillig Opfer unferer Anfichten, unferer Wünfche gebracht; wir durften 

e3 in der Meberzeugung thun, daß diefe Opfer für Deutfchland gebracht 
find und daß unfere imigung berfelben werth war. 

In diefem allfeitigen Entgegenlommen, in der Ausgleihung und Ueber- 
Imindung der Gegenfäge ift zugleich die Bürgichaft für die weitere frucht- 
bringende Entwidelung des Bundes gewonnen, mit deflen Abſchluß auch) 
die Hoffnungen, welche und mit unferen Brüdern in Süddeutjchland gemeinfam 
find, ihrer Erfüllung näher gerüdt werden. Die Zeit ift herbeigelommen, 
wo unjer Deutfches Vaterland durch feine Geſammtkraft feinen 
Brieden, fein Recht und feine Würde zu vertreten im Stanbe ifl. 

Das nationale Selbftbewußtfein, welches im Neichstage zu erhebendem 
Ausdrud gelangt ift, hat in allen Bauen des Deutſchen Baterlandes 
fräftigen Wieberhall gefunden. Nicht minder aber ift ganz Deutſchland 
in feinen Regierungen und in feinem Volke darüber einig, daß die wieder- 

ewonnene nationale Macht vor Allem ihre Bedeutung in der 
Siherftellung der Segnungen des Friedens zu bewähren hat. 

Geehrte Herren! Das voße Werf, an welchem mitzuwirken wir von 
der Vorſehung gemürdigt And. geht feiner Vollendung entgegen. Die 
Bollövertretungen der einzelnen Staaten werden dem, was Sie in Ge- 
meinſchaft mit den Negierungen gefchaffen haben, ihre verfaflungsmäßige 
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Anertennung nicht verfagen. Derſelbe Geift, welcher die Aufgabe bier ge: 
lingen ließ, wird auch dort bie Beratbungen leiten. 

So darf denn ber erfte Reichstag des norddeutfchen Bundes von 
feiner Thätigleit mit dem erhebenden Bewußtſein fcheiden, daß der Dani 
des Baterlandes ihn begleitet und daß das Werk, welches er anfgerichtet 
bat, fich unter Gottes Beifland fegenbringend entwideln wird Tür und 
und fiir Hinftige Gefchlechter. 

Gott aber wolle uns Alle und unſer theures Baterland ſegnen! 


Die Sundeswerfaffung vor dem Preußiſchen Landtage. 


29. April. Throntede Seiner Majeftät des Königs zur 
Eröffnung ded Landtages. 


Aus den Berathungen des Neichötages, zu welchem das Preußiſche 
Bolt auf Grund des von Ihnen genehmigten Geſetzes feine Vertreter ent- 
fandt bat, ift eine Verfaſſungs⸗Urkunde des norddeutſchen Bundes hervor» 

egangen, durch welche die einheitliche und lebenskräftige Entwidelung der 
ation gefichert erſcheint. Ich habe Sie um Meinen Thron verfammelt, 
um diefe Derfaflung Ihrer Beſchlußnahme zu unterbreiten. 

Das Werk nationaler Einigung, welches die Staat3- Regierung unter 
ee Anhen begonnen hat, fol jest durch Ihre Zuftimmung feinen 

nden. 

Auf diefer Grundlage wird der Schuß des Bunbeßgebietes, die Pflege 
des gemeinfamen Rechtes und der Wohlfahrt des Volles fortan von ber 

efammten Bevöllerung Norddeutſchlands und von deren Hegierungen in 
—* Öemeinfäct wahrgenommen werden. 

Durch die Einführung ber Bundesverfaſſung werben die Befugmifle 
der Vertretungen ber Einzelftaaten auf allen denjenigen Gebieten, wel 
binfort der gemeinfamen Entwidehung unterliegen follen, eine unvermeidliche 
en 9 erfahren. Das Bolf felbft aber wird auf feines jener 
bisherigen Rechte zu verzichten haben; es überträgt die Wahrnehmung 
derjelben nur feinen Bertretern in dem erweiterten Gemeinmweien. Di 
Zuftimmung der freigewählten Bertreter des gefammten Volkes wird and 
im norddeutf—hen Bunde zu jedem Gefege erforderlich fen. Durch die 
Yundesverfaffung ift in allen Beziehungen dafür gejorgt, daß —7 
Rechte, auf deren Ausübung die einzelnen Randeövertretungen zu Gun 
der neuen Staatögemeinjchaft zu verzichten haben, in demjelben Umfang 
der Reichövertretung übertragen werden. Die fichere Begründung nafı 
naler Selbftftändigtett, Macht und a — ſoll mit der Entwidelmg 
beutfchen Rechtes und verfaflungsmäßiger Inſtitutionen Hand in Hand 

Meine Negierung giebt fid) ber —* hin, daß die beiden Häufer 
des Landtages in richtiger Würdigung des dringenden nationalen Bebkrf: 
nifſes zur ſchleunigen Exrfebigung der vorliegenden Aufgabe bereitwillig 
die Hand bieten werden. 

Meine Herren! Der neu errichtete Bund umfaßt — au die 
Staaten Norddeutfchlands; aber eine innige nationale Gemeinſchaft wird 
diefelben ſiets mit den fühdeutfchen Staaten vereinigen. Die feften Be 
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iehungen, welche Meine Regierung bereits im Herbſt vorigen Jahres 
Su and Trug mit diefen Staaten gefchlofien hat, werben durch * 
aa Berträge auf die erweiterte norbdeutiche Gemeinſchaft zu über⸗ 
tragen fein. 

Das lebendige Bemußtjein der ſuddeutſchen Degierungen und Benöl- 
terungen von den Gefahren deutſcher Zerriflenheit, das Bedurfniß einer 
feften nationalen Bereinigung, welches in gang Deutichland immer ent- 
ſchiedener Ausdrud findet, wird die Loſung jener bedeutfamen Aufgabe 
beichleunigen belfen. 

Die geeinte Kraft der Nation wird berufen und befähigt fein, Deutfch- 
land die Segnungen bed Frieden? und einen wirkſamen Schuß feiner 
Nechte und je ntereſſen zu verbürgen. 

In diefem Vertrauen wird meine Regierung fich angelegen fein laſſen, 
jeder Störung de europätfchen Friedens durch alle Mittel vorzubeugen, 
welche mit der Ehre und den Intereſſen des Baterlandes verträglich find. 

Das deutfche Volk aber, ſtark durch feine Einigkeit, wird getroft den 
Wechſelfaͤllen der Zukunft ent zuenſeher konnen, wenn Sie, meine Herren, 
mit Patriotismus, der fih in Preußen in ernften Stumden ſtets be- 
währt bat, da8 große Werk der nationalen Einigung vollenden helfen. 


Die Bundes-Berfajjung und die Preußiſche 
Berfaffung. 

6. Mai. Aus dem mündlichen Bericht ded Abgeordneten Tweften 
über den Entwurf der Bundes-Verfaſſung. 


Als wir in der vorigen Seffton berufen worben, für ben erfien Reichstag 
des norbdeutichen Bundes ein Wahlgejet zu beratben, bielten wir e8 für noth⸗ 
wendig, ben Vorbehalt auszusprechen, daß bie aus der Vereinbarung bes Reichs⸗ 
tags und der verblindeten Regierungen hervorgehende Verfaffung des norddeutſchen 
Bnndes dem Preußiihen Landbtage zur verfaffungsmäßigen Genehmigung vor- 

efegt werben müſſe. Ich glaube, meine Herren, wir haben bei biefem Vorbe⸗ 
alte alle pas Gefühl gehabt, daß es ſchwer, faft unmöglich fein würbe, einem 
Bere die Zuftimmung zu verfagen, weldes von dem Reichstage bes deutſchen 
Volles ausgegangen unb von ſämmtlichen Regierungen angenommen wäre. Seht, 
meine Herren, balte ich die Annahme ber uns zugegangenen Verfaſſung für voll- 
fommen gefihert. Deine Herren, ih freue mie baß die große Mehrheit bes 
deutichen Volles mit der großen Mehrheit bes beutichen Reichstags barin- ein- 
verftanden ift, baf bie Annahme dieſer Verfaſſung trog Mängel und Ausftellungen 
weit vorzuziehen ift einer verfaffungslofen Allianz der norbdeutichen Staaten. 
Es kommt hier daranf an, zu prüfen, wie ſich die neue Berfaffung zu der alten 
Preußiſchen verhält, zu unterſuchen, wie fich bie Grundlagen bes verfaffungs- 
mäßigen Rechtes unter dem Einfluß dieſer neuen Berfaffung geftalten werben. 
Hier müflen wir nus darauf beihränfen, das Ganze in feinem Zufammenhange 
zu unterjuchen und Gründe anzugeben, welche für das Ablehnen ober Annehmen 
ter neuen Berfaffung fprecden. Beränderungen im Cinzelnen find bier nicht 
möglich. Jede Aenberung, jebe Ablehnung in einzelnen Beſtimmungen würde 
das Banze als geſcheitert anfeben laffen. Wir lönnen nur annehmen ober 
ablehnen, Ia oder Nein jagen. Denn es wäre nicht möglich, auf ben Grunb- 
lagen biefer Berfaffung fortzubauen, wenn an einer ber Beſtimmungen von einem 
der norbbeutichen Staaten Aenberungen gemacht würden. Es würde als hoff. 
nungslos erfcheinen müflen, jchon bier in Preußen bie brei @ewalten ber Geſetz⸗ 
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ebung zu einigen. Es wärbe noch weit unmöglicher fein, abermals eine Au- 
unmang und eine Uebereinſtimmung berbeizuführen unter ben Segientngen, 
unter ben fämmtlichen Kammern ber norbbeutichen Staaten. Nun, meine Herren, 
je figerer ich bin, daß dieſe Bunbesverfafjung das Bffentliche Recht unjeres Bater- 
lanbes werben wirb, nm deſto ernſter ericheint mir bie Pflicht, bie 
ber neuen Bundesgeſtaltung vollflänbig und gerecht barzulegen. Es find leiden⸗ 
ſchaftliche Stimmen erhoben worben gegen bie Anmahme biefer Verfafſung. Wir 
wurben gewarnt, nicht mit verbundenen Augen in bie Knechtſchaft zu vennen. 
Es wurbe behauptet, daß das Bubgetrecht und bie wichtigften Rechte des Ber- 
faffungs - Entwurfes an ber Wurzel angegriffen würben. Uber einer feiben- 
ſchaftlichen Erregung gegenüber ift e8 um fo bringenber geboten, baf wir hier 
aufflärenb berichtigen, daß wir möglichft dafür forgen, daß bie Ueberzengung bon 
ber Nothwendigkeit der Annahme fich verbreite, daß namentlih das Bor- 
urtbeil [hwinbe, als wenn wirllid in ber neuen Berfaffung eine 
weientlihe Minderung der Preußiſchen Berfaffungsredte ent- 
haften fet. Ich halte es für ſehr weientlich, meine Herren, daß dae Prenßiſche 
Boll nicht mit Widerſtreben und Mißtrauen in die neuen Verhäftnifje eintritt. 
Um folde Entſcheidung zu rechtfertigen, um das Berſtändniß zu förbern, halte 
ich wich daher für verpflichtet, bie weſentlichen Punkte ber neuen Bunbesverfaffung 
bervorzubeben, ihr Verbältuiß zu unferer Preußifchen Berfaffungs - Urkunde uud 
bie Menberungen im Einzelnen darzulegen, weldhe unfere bisherige Berfaffung 
erleidet. 

Meine Herren, in der Woreffe, bie wir im Beginn unferer vorigen Seffion 
an bie Krone richteten, ſprachen wir bereits den Grundfat aus, daß das ver- 
faffungsmäßige Recht der Preußifchen Landesvertretung nicht vermindert, fonbern 
nur auf das beutiche Barlament libertragen werben bürfe. 

Die Thronrede erklärt nun, das Preußiſche Bolt habe auf feines feiner 
Rechte zu verzichten, fonbern übertrage nur bie Wahrnehmung feiner Rechte jenen 
Bertretern in bem erweiterten Gemeinwejen. Ich halte das für richtig unb werbe 
verjuchen, es darzulegen. 

Wir befinden uns in einer Uebergangszeit, ber wir uns nicht entziehen 
fönnen. Ein völliger Einheitsftaat Tieße fih unter ben gegebenen Berbältniffen fo 
wenig für den Norden Deutichlands jchaffen, wie auf ben Süden ausbehnen. 
Eben fo wenig kann es fih um Begründung eines Bunbesftaats etwa nad) ame 
rifanifchem oder ſchweizer Mufter handeln. Ein folder Bundesſtaat zwiſchen 
Monarchien ift überhaupt noch nicht vorhanden gemeien. 

Darum, meine Herren, müfjfen wir eine Berfaffung an 
nehmen, welche ben nothwendbigen Anforberungen der Gegenwart 
entipridt, und welde zugleich Die Ausdehnung auf den Süben au 
leichteſten ale möglich erſcheinen läßt. 

Es kann ſich nur um die Frage handeln, ob ber leitenden GSe—⸗ 
walt (der preußiſchen Krone) die nöthigen Befugniffe eingeräumt 
find unb ob fie mit ber nöthigen Kraft ausgerüftet ift mad innen 
und nah außen. Ih glaube das bejahen zu müſſen. In Wahcheit 
ift Alles, was weſentlich für eine Fräftige Regierung nöthig ift, in volllonmenen 
Maße auf die Preufifche Regierung Übertragen worben. Die Preußiſche Regie 
rung bat ausſchließlich Die völkerrechtliche Vertretung, bie alleinige Verwaltung 
von Poſt⸗ und Telegraphenwefen, bie Leitung ber Finanzen. Die Bundes Kr 
ierung bat unmittelbar die Auffiht und bie Vollziehung ber Maßregeln und kit 

efetgebung des Bundes. Sie übt diefe Gewalt zum großen Theil durch eigene 
von tr allein ernannte Behörden aus. Sie hat an bie Beamten ber Einzel 
ftaaten direct und unmittelbar zu verfügen. Ste hat auch ein eigenes Ginlommtn. 

Innerhalb der Befugniß des Bundes gehen nun Gefeggebung 
und parlamentarifhe Eontrole auf den Reichstag unb ben Bun- 
bestag Über. Das ift der weſentlichſte Punkt, in dem unfere Berfaflang 
geändert werben fol. Bei ber Gefetgebung und ber Bubgetfeftfekung für Bil: 
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tote und Marine, für Zollweſen, Eonfulate, Eiſenbahnen und Telegraphenweſen 
wird künftig bie Bundesgewalt ausſchließlich zur entfcheiden haben. In biefen 
Punkten wird es nicht nmöhtig fein, daß in Preußen ferner noch eine beionbere 
Geſetzgebung ftattfinbe. 

Eine ber meientlichften Ausftellungen im Reichstage iſt bie geweien, daß es 
an einem verantwortliden Mintfterinm fehle. Ich gehöre zu benen, bie 
biefe Berantwortlichleit in bie Bunbesverfaffung aufgenommen jehen möchten. 

babe mir aber nie verhehlt, daß biefe Beſtimmungen praktiſch nur ge- 
ringen Werth haben würben. Ich meine baber, daß wir flaatsrechtlich und 
juriftifch fehr wenig einbüßen, wenn dies Brinzip in ber Bundesverfafſung noch 
weniger ansgefprodhen ift, als in ber Preußiſchen Berfaffung. Dagegen theile ich 
volllommen die Anſicht von der Wichtigkeit ber politifhen und morali— 
hen Berantwortlichleit, melde unbebingt eine Regierung trifft, die fi) 
einem parlamentarifchen Körper gegenüberftellt: es ift auch bem Reichstage bas 
Recht der Iuterpellation, der VBefhwerbeführung, der Adreife 
ausprädlih anerkannt, in biefer Beziehung fteht er alfo uns volllommen 
gleich. Außerdem bleibt bie Berantwortlichleit der Preußifhen Minifter 
uns gegenüber vollkommen erhalten, auch in Bezug auf Bunbesangelegenbeiten. Das 
bat auch der Herr Minifterpräfident felber ausdrücklich ansgeiprochen. Es liegt 
biefe Berantwortlichleit auch durchaus in ber Natur der Sache, denn eben ber 
Krone Preußen als folder wird in ber Bunbesverfaflung bie ausführende Macht 
übertragen. Wir behalten alfo von unferem Rechte auch in biefer Rüdficht Alles, 
was wir haben. 

Eine wichtige Frage ift die, ob die Zufammenjeßung ber Vollsvertretung 
binlänglihe Gewähr für ihre Wirkſamkeit und ihren Einfluß im WBunbe bietet. 
Die äußerlihen Sicherungen find dieſelben wie bei uns, öffentliche Verhandlungen, 
ftraffreie Berichte, Unverantwortlichleit ber Abgeorbneeten. Die Grundlage bes 
Reichstages —I iſt das allgemeine, gleiche, directe Wahlrecht mit 
geheimer Ahfimmung Was die Verfagung der Diäten anbelangt, fo 

nn es fi für uns nicht darum handeln, ob wir bie Gewährung ber Diäten 
für eine Sade der Zweckmäßigkeit und Gerechtigkeit halten, fondern wir können 
die Frage nur fo ftellen: ift dieſe Frage von folcher Erheblichkeit, daß ein Reichstag 
aus Mitgliedern, die feine Diäten beziehen, nicht die Sicherheit gewährt, dem 
freien Bollswillen zu entfpreden. Ich glaube bies unter allen Umſtänden ver- 
neinen zu lünnen. Es wäre ein zu großes Armuthszeugniß für das beutjche 
Boll, wenn wir annehmen follten, daß nicht auch ohne Diäten Männer gefunden 
werben fünnten, bereit und fähig, jebem einzelnen Wahlkreife zu genügen und 
feine Parteianſchauung im Reichstage zu vertreten. An biefer Frage bie ganze 
Berfaffung fcheitern zu laſſen, ſcheint mir völlig unmögfid. 

Bon einigen Seiten ift ber Mangel der Grundrechte als ein wefentlicher 
geltend gemacht. In ber ſchweizer Bundesverfaſſung giebt es auch feine Grund⸗ 
tete. Die Breußifhen Grundrechte aber bleiben fortbefteben. 

Das Budgetrecht halte ich für mindeſtens eben jo gut, als bie Rechte, 
bie wir in Preußen befiten. Allerdings für bie nächfle Zeit wirb ein großer 
Theil der Ausgaben ber etatsmäßigen Bewilligung entzogen fein. Sonft aber 
haben wir eine Erweiterung biefer Rechte injoweit, als ausdrücklich bem 
Reichstage die Macht beigelegt worben ift, auch über ben Präfenzftand der Armee 
zu beichließen, wa® uns birect bisher in Preußen immer entzogen geweſen ift 
trog ber Anfprüche, die wir barauf gerichtet haben. 

Unzweifelbaft ift bie Keorganijation der BPreußifhen Armee, 
wie fie jet befteht, als bie gejetlihe bes Bundes anertannt. 
Bir haben diefe Reorganifation bis 1866 belämpft. Nad 1866 
glaube ih, bag nit wir allein, jonbern aud bie ungebeuere Ma- 
jorität des Bolles der Meberzeugung ift, daß dieſe Reorgani- 
fation unwiberruflid feftftebt. 

Wenn nun die bisherigen Freiheiten durch bie Bunbesverfaflung un 
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‚nicht verkürzt werben, fo find auf ber andern Seite die Oründe für bie Un- 
nahme fo groß und fo zwingend, baß gewiß bie Wenigften fi dem Ge- 
‚wicht berjelben werben verſchließen können. 

Es wird eine einbeitlihe Geſetzgebung auf weiten Gebieten 
des Lebens geſchaffen, es eröffnet ſich uns bie Ausfiht, daß Lie 
fiodende Gejetgebung wieder in Fluß geräth, Freizügigleit nut 
Bewerbefreibeit werben gefidhert, das altgemeine Indigenat zidı 
mehr an den Kleinftaaten [heitern. Die Selbverbältnijfe werben 
in ein einbeitlihe® Syfiem georpnet werben, bie Gemeinjamleit 
der Intereffen wird auch in politifher Beziehbuug auf bie ganze 
Entwidelung unjeres Bolkes znrüdwirlen Wir erlangen eine 
ſtaatliche fefte Einigung für den Norden, und die Ausſicht, die- 
felbe aud für den Süden auszubehnen. Um aber biefe Macht des 
nenen Deutichlands zu begründen, wirb es eines großen Ani- 
wandes nationaler Kräfte bedürfen. Wirfchaffen jegteine Grunr- 
lage für die beutjhe Entwidelung und wir lönnen mit gutem Ge⸗ 
wiffen diefe Grundlage in dieſer Berfaffung annehmen. Mein: 
Herren! Wäre fie ungenügenber, als fie es if, fo würde id es 
dennod für ein großes Unglüd und für eine furdtbare Berant- 
wortung halten, biefe Berfaffung abzulehnen. So aber, wie fie 
if, wird die Annahme geredtfertigt fein für Mit- un Nach welt 


8. Mai. Erſte Annahme der Bundeöverfalfung im Abgeordne⸗ 
tenhauje mit 226 gegen 91 Stimmen. 


31. Mai. Zweite endgültige Annahme mit 227 gega: 
93 Stimmen. 


1. Suni. Erſte Berathung der Bundesverfaſſung im Herren: 
bauje. 
Schluß der Rede des Abgeordneten von Kleift-Regew: 


Durh den Abichluß bes norbdeutihen Bundes wird Preußen amf eize 
neue Stufe glänzenden Ruhmes und erweiterten politifhen Lebens geftellt, zue 
wie follten unjerer Aller altpreußifche Herzen baran nicht ein Wohlgefallen bakez - 
Dur den Abſchluß diefes Bundes werben bie jett völlig getrennten einzetee 
beutichen Staaten, wenigftens ber Mehrzahl nad, von Neuem wieber vereimigt. 
enger und inniger, als fie e8 jemals in Deutichland geweſen find, und welches 
deutfche Herz hätte nicht eine Sehnfucht nach ber Wieberherftellung bes driifier 
Reiches deutſcher Nation in Macht und Herrlichleit? Was für mich endlich em 
ſcheidend if, Das Werk ift ein Werl des Königs, unferes Herrn, bes monarchi ſche⸗ 
Breußens, nad einem glorreichen Siege über feine inneren und äußeren Feinde 
ganz ähnlich wie Breuben ſelbſt entftanden und gewachſen if. Gott bat uzier 
Preußiſches Baterland bisher wunderbar geführt, er hat es zu hoben Dingen be 
rufen; id meine damit Die Erhaltung, die Ausbilbung der Macht und Gerrlichken 
eines beutichen Fürſtenthums zugleich mit tiefgehenber Boflsfreibeit, uub we: 
Diefes Beides nur zu erlangen tft auf Grundlage einer frei ſich entwidelnder 
Kirche, vermittelfi von ihr getragener dhriftlicher Staantseinrichtungen. Ib was 
wohl, wir find Alle, auch bie flärfften unter nnd, irvende Menfchen, allein Ge 
weiß auch ben Irrthum feinem Ziele dienfibar zu machen, wenn wir in Eimizu 
und mit reblihem Willen feinen Ziele nachſtreben, ben Irrthum erlennen zzt 
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wieber gut machen. In biefer Hoffnung getroft vorwärts! Und ftänben wir vor 
einem neuen großen nationalen Kriege, wie ihn gewiß Keiner von uns witnjcht 
und er gegenwärtig ja auch befeitigt zu fein fcheint, dadurch vor allem Anderen 
wärbe bie Baterlanbsliebe in allen beutfhen Bauen zu hellen Flammen empor- 
ſchlagen, daburch würde bie Einheit in der Gluth bes heißen Kampfes erft vecht 
fet und unauflösfich ——— 5 werben. — Deshalb bitte ich, getroft 
und in Hoffnung fröhlich „Sa“ zu bem Werke zu fagen. 


Die Annahme erfolgte mit Einftimmigfeit. 


23. Juni. Zweite endgültige Annahme der Berfafjung im Herren: 
hauſe wiederum mit Einftimmigfeit (bei 119 Anwe- 
jenden). 


24. Juni. Schluß der Landtagsſeſſion und den ſtellvertretenden 
Vorſitzenden des Staats⸗Miniſters von der Heydt. 


Verkündigung der Verfaſſung des norddeut— 
ſchen Bundes. | 


24. Juni. Publicationd- Patent. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen zc., thun 
fund und fügen hiermit zu wiſſen: 

Nachdem die erlaflung bes norddeutfhen Bundes von 
den verbündeten Fürften und freien Städten mit dem Reichs⸗ 
tage vereinbart worden ift und die Zuftimmung beider Häufer 
des RTandtages der Monarchie erhalten hat, verfünden Wir 
nachſtehend die gedachte Berfaffung und beftimmen zugleich, 
dag diefelbe im ganzen Umfange der Monardie, einfalieplih 
des Jahdegebiets und der dur die Geſetze vom 20. September 
und 24. December 1866 mit derfelben vereinigten Randestheile 
am 1. Juli d. J. in Kraft treten folLl 











9. Die Luxemburgiſche Frage. 


1867. Zur Stellung Frankreichs gegenüber der Neuge— 
ftaltung Deutſchlands. 


14.— 18. März. Verhandlungen über Frankreichs auswärtige Pr- 
litik im legiölativen Körper. 


I. 
14. März. Aeußerungen Thiers Über Frankreichs Politik. 


. Auf Deutfchland kommend, fagt Herr Thiers: Dan hätte bie Belnı 
ber liberalen Partei, das beißt ber Bartei der Decentralifation unb atws 
unterſtützen follen; man habe es nicht gethan. Man babe Herrn v. Lewaur e- 
laubt, Florenz zu nehmen, weil man —*— italieniſch Ns wie zu Zuriz: 
und fo fort bis nad Neapel und Sicilien. Nun babe fih auf ein bemtide: 
König gefunden, ber es geeignet fanb, fein Reich zu vergrößern. Preußen bie 

fagt: bie Herzogthümer ſprechen Deutich, baber gehören fe Preußen, obgleich ta 
Sntereffe Europas wegen bes Sundes erheilchte, daß fle zu Dänemart 
Bas habe man getban? Nichts! Man babe Preußen gewähren laffen. 

Bon Herrn v. Bismard müſſe man jagen, was Bofjuet von Cuemmeef: 
„ein Dann bat fi gefunben. “ Diefer Minifler ſei von einer jeltnen Räk- 
heit unb Energie; denn wie hätte er ohne biefe Eigenſchaften ein Reich von 38 Be: 
lionen mit einem Volle von 19 Millionen angreifen fönnen? 
fei nicht kampfbereit geweien, und Italien babe durch feine ——— am Kamırr 

ranfreich gelähmt. Dies babe Herr v. Bismard fih zn Nuben gmt- 
itte Frankreich auf einen Sebieteinmacs rechnen können? Rein, bemn & 
land halte leidenschaftlich Alles fer und Preußen hätte ſelbſt nad ber Ediad: 
von Sabowa Frankreich nichts geben können. Frankreich hätte anf Italıez 
brüden und ben Angreifer bes deutſchen Bundes mit Krieg be 
broben mäffen, fo wäre ber Frieden erhalten geblieben. Die bee 
eine anbere politik verfolgt, fie babe gezaudert, eine Chance abgewartet zur ': 
Anlaß F Größe Preußens gegeben. 
e fei nun gegenwärtig bie Lage? Das neue Diitärgefet beweite ibırz 
„rüber hatte Preußen 19 Millionen Einwohner, der beutihe Wez: 
17 ——— Oeſterreich 38 Millionen, das war ein Gleichgewicht. See ve 
Preußen 81 Millionen Einwohner und an Mainz, das Rapoleon I. den Satüe 
bes europäifchen Kontinent nannte.” 

In der gegenwärtigen Lage gebe Pr zwei Wege für Frankreich: ter ee 
beftebe barin, hc an bie Seite ber Ehrgeizigen zu ftellen, biefer fet geführtes; 
als zweiter siehe übrig, fih an bie Spite der bebrobten Intereſſen zu ürllen. 
Dies werbe ben Frieden fichern. 
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Die Kraft Frankreichs genügte. Darum miüffe bie Lanbesvertretung ge- 
wiffenhaft die Projeßte der Regierung prüfen und weun bie Streitkräfte, bie fie 
forbert, nöthig find, müflen fie von ber Legislative bewilligt werben. Es ſei noth- 
wendig, daß Frankreich und England Hand in Hanb geben, ihnen werben fi 
Deſterreich und bie Heinen Staaten anfchließen. 


ID. 
15. März. Aeußerung Olliviers über Frankreichs Stellung zur Deutidh- 
nationalen Politik. 


Frankreich darf fi nicht buch die Idee der natürlichen Grenzen 
leiten lafien. Weber Belgien noch bie Rheinprovinz wollen franzöfifeh werben. 
Soll Frankreich fi) durch den Neid auf bie wachſende Größe der Andern beftimmen 
laſſen? Es wäre eine jchlechte Politik, die, Frantreich® Suprematie auf bie Zer- 
ip ng ber Übrigen Böller bauend, biefem Uebergewicht ein unausbleibliches 
nabes Ende bereitet. 

Die Selbſtbeſtimmung und ber freie Wille der Bevölkerungen 
muß der oberſte Grundſatz der Staatspolitif jein. Man will dies 
Prinzip durch die Rückficht auf das europäiſche Gleichgewicht beichränten. Das 
beißt mit anberen Worten, man fagt den Böllern: Ihr Fünnt tbun, was Ihr 
wollt, denn Ihr. ſeid unabhängig, aber nur unter ber einen Bedingung, baß 
Ihr that, was und convenirt. Es ift dieſelbe Sprache, welche ber Abfo- 
Inttemus im Innern führte, und die in ber auswärtigen Politik gleichmäßig be- 
fimpft werben muf.... Herr Garnier⸗Pagés glaubt, was Herr von 
Bismard geſchaffen, werbe nit danern. d irrt fih: nicht nur 
wirb es bauern, es wirb fi weiter entwideln; ber Tag wirb 
Iommen in uaber oder ferner Zufunft, aber unfedlbar, wo, nad- 
dem der Südbund nah dem preußiihen Syſtem militärifch orga- 
nifirt und der Nordbund ſich definitiv conftituirt, biefe Beiben 
ji nähern und Über ben Main fi bie Hand reihen werben, troß 
bes Brager Friedens. 

Was Franfreih dann zu thun habe, ift das größte Problem ber Gegenwart. 
Die einzig würdige, weile und geſchickte Haltung befteht darin, ohne Rückgedanken, 
ohne Kleinmuth und Unruhe ein Wert anzunehmen, das nit gegen 
Frankreich gerichtet ifl. 


III. 
18. März. Aeußerung Rouher's über die Stellung Frankreichs zur Deut- 
ſchen Politik. 


.... Was bie deutſchen Angelegenheiten betrifft, fo kann der franzöfiſchen 
Regierung wegen bes zum Ausbruch gekommenen beutjch - däniſchen Konflikts kein 
Borwurf gemacht werben. Die Bewegung war von vornherein fo intenfiv in 
Deutfchland, daß ſie durch ein Einfchreiten Frankreichs nicht aufgehalten, ſondern 
nur verflärtt werben konnte. England war außerdem, als von einer Intervention 
bie Rebe war (der Behauptung von Thierd entgegen) nicht für ben jebenfalls 
unvermeidlichen Landkrieg, fondern höchſtens für eine zwedlofe Spazierfahrt in 
ber Nord⸗ und Oftfee. Frankreich hat ebenfo wenig, wie Thiers behauptet, bie 
Londoner Konvention vom Jahre 1852 und England, das fie aufrecht erhalten 
wollte, im Stiche gelaffen. Dagegen war es England, bas in ber 6. Konferenz- 
ſitzung in diefem Sinne die Initiative ergriff und fofort das Ziehen einer Grenz⸗ 
linie in Norbfchleswig beantragte und troß alles Wiberfirebens der Dänen mit 
Aufgebot großer Anftrengungen durchſetzte. Damals hat nun Frankreich eine Ab- 
ftunmung ber fchleswig - holfteinfchen Bevölkerung verlangt, und damit war auch 
das beſte Mittel geboten, weiterem Unheil vorzubeugen. Allein dieſer Borichlag 
iheiterte an Deutſchlands Verhalten. 
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Den Thiers’ihen Cinwend gegenüber, daß Franukreich einzig für den 
peeußiich -itaftenifch - Bferreichtichen Srieg verantwortlich jei, fo iR es mögfidh), daß 
in einem Krieg zu zweien unb obne das preußiſch⸗ italteniſche Bündniß Sabowa 
nicht für Defterreich hätte verloren gehen können, ober baß es ſelbſt, da Preußen 
allein nicht mit dem öfterreichiichen Koloß angebunden hätte, nicht zum Kriege 
gelommen wäre. Dies bat bie kaiſerliche Regierung ſchon lange eingefehen unb 
erfiärt. Sie hat Alles aufgeboten, um bie Kataftrophe zu verhindern, allein alle 
ihre Bemlihungen jcheiterten. Italien war bei ber Aufregung, bie baffelbe erfällte, 
nicht aufzuhalten. Es hätte damals gewiß nicht auf Frankreichs Stimme gehört. 
Frankreich bat fih darum in Gemeinſchaft mit Englanb an Deflerreih gewandt, 
damit e8 Benetien freiwillig aufgebe. Einen Augenblid durfte man hoffen, daß 
Defterreich wanle und bamals lud Frankreich zum Kongreffe ein. Deſterreich babe 
aber nicht nachgegeben. Dieſe Weigerung ſei zu begreifen, unb man bürfe das 
Kabinet von Wien beshalb nicht anklagen; aber in ber Annahme lag das einzige 
Mittel, dem Kriege zunorzulommen. Nun kam es zum Krieg und bas Glück ber 
Schlachten entſchied. 

Der 3. Juli war ein gewichtiger Tag. Dieſem unerwarteten 
und unwahrſcheinlichen Ereigniſſe gegen über, waren die Herzen 
aller Männer der Regierung mit patriotiſcher Angſt erfüllt. Die 
Ldfungen, bie jet ins Auge zu faflen waren, hatten bie Zukunft auf Iahrbun- 
berte hinaus zu beflimmen, und e8 waren nur Minuten für die Entiheibung 
vorhanden. Die franzöfiihe Regierung entichloß fich zu weiterer Thätigleit, aber 
nicht für eine Kriegsbrohung, fonbern für die Derbeiflihtnng bes Friebens durch 
Bermittelung. Unb biefe Bermittelung trug ihre Früchte. Nah zwanzig Tagen 
eines Krieges, ber ganz Europa in Flammen zu fegen drohte, lehrten bie Armeen 
beim. Es floß fein Blut mehr, der Friebe war wieder bergeftellt und bie Einifi- 
jatioı ſchritt nad einem Augenblid ber Unterbrechung auf ihrer Babn wieber 
voran 

Man fagt uns, daß bie italienifche Einheit bie beutfche zur Welt gebracht; 
man braucht aber nur die Geſchichte nachzufchlagen, um zu ſehen, daß biefes nicht 
der Fall if. Ich will die deutſche Einheit nicht in beu Agitationen von 1813 
ſuchen. Ich will von 1815 ausgehen, und will Ihnen beweiien, daß fie ſchon 
lange beftand, ebe fie proffamirt wurde. Der Wiener Bertrag ftellte bie Inte⸗ 

rität Deutihlands als Prinzip auf. Später forderte man bie veridhiebenen 
taaten auf, ihre ftaatsölonomifche Einheit berzuftellen. Zwei Strömungen er- 
geben fih fofort. Die eine war rebolutionärer, die anbere rein flaateölonemifcher 
atur. Defterreih und Preußen überwachten fich gegenfeitig. Indeß ſah leistere 
Macht bald ein, welchen ungeheuren Hebel fie erlangen könnte und ftellte fi} an 
bie Spite der Bewegung. 

Bon 18386 an verſchwanden die Zollichranten und es eutfland unter ber 
Hegemonie Preußens gemeinfchaftlicher Reichthum und Wohlftand. Alle Staats- 
männer ſahen barin ben Anfang ber Einheit. Bon 1836 an ſprach man in diefem 
Saale von dieſer Bewegung, und als man Herm Thiers Vorwürfe barüber 
machte, Daß er nichts dagegen thue, meinte er, bie Kammer fei jelbft baran ſchuld. 
daß es jo gelommen, benn fie babe die hoben Zollfäge nicht berabjegen wollen. 
Und als die Oppofition weiter in Thiers brang, fagte er: Ja! die dentſche Zol- 
einheit ift zu Stande gebracht, aber e8 war unmöglich, fie zu verhindern. 

Preußen bat nicht einen Augenblid lang bie tige dieſer Zolleinheit 
außer Acht gelaff en. Ungeachtet bes Krieges, ungeachtet der Oppofition i 
bat es dieſelbe immer im Auge behalten. Und was war beun dieſes Dentſchlaud 
feit 1815? Muß man an feine Studenten » Gefellihaften unb andere Affociationen 
erinnern, an bie Bewegung von 1830? Alle unjere Gefanbten hielten die Ein- 
heit Deutichlands in einer gegebenen Zeit für unumgänglich nothwendig. 

Als 1840 Frankreich von einem Kriege bebroht war, denn es hatte vier 
Mächte gegen fih, proflamirte Deutſchland am Rhein bie Nothwendigkeit feiner 
Einheit. Und 18487? Welche Fahne erhob damals Deutihland? Es war die 
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Sahne der Einheit. Die Revolation proffamirte die Einheit, indem fie Oefterreich 
ausſchloß und an die Spite ber Einheit Preußen ftellte. Defterreih wich ber 
Einheit aus, aber 1863 fanctionirte e8 biefelbe ebenfalld. Der Kaifer von Defter- 
reich begab fih nah Frankfurt, wo er dem Dentſchen Bunde eine nene Geftalt 
geben wollte. 

So ſchritt Deutſchland zur Einheit hin. Was blieb zu thun übrig? 

Welche find die Pflichten Frankreichs diefen Creigniffen gegenliber? Es muß 
vergleihen und fi fragen, ob der neue Staat Frankreich nachtheifiger ift, als 
ber ehemalige Deutſche Bund. Es muß die Organifation Europas flubiren, wie 
fie vor Sadowa war. Es muß in diefen Fragen einen feften, energiſchen Ent⸗ 
ſchluß faffen, darf feine Transaktion und keine Zweidentigleit annehmen; hat 
Frankreich einen Centimeter feiner Größe oder ein Atom feiner Macht verloren ? 

Die Aufgabe Frankreichs reduzirt fich jet auf zwei Punkte: auf ben Ber- 
gleich bes Dentihen Bundes mit ber jetiigen Lage ber Dinge in Deutfchland 
und ferner auf bie Prüfung der Frage, ob Frankreich wirklich iſolirt if, wie Herr 
Thiers gejagt. 

Der Deutfhe Bund verdankt fein Entſtehen Thatfaden, 
deren Datum für uns zugleih ein Schmerz und eine Feſſel if. 
Ans dem erfieren Grunde bin ich ſchon geneigt, zu glauben, daß diefe Konzeption 
nichts Wohlwollendes für Frankreich enthielt. Unter ber gleichzeitigen Leitung 
Prenßend und Defterreihs und von Rußland überwacht, etablirte ber Deutiche 
Bund gegen Frankreich eine Herrihaft, welche von Petersburg ausging und erft 
am heine inne hielt. Dieje Herrichaft, dieſe Macht von 75 Millionen Einwoh- 
nern wurbe durch die Verträge von 1815 organifirt. Der Bunb veriälang unfere 
Seftungen, bebrobte uns am Rheine und an den Alpen, nöthigte uns, Hüningen 
zu ſchleifen, unb zerrüttete unfer Vertheidigungsſyſtem. Er war die Schilbwache 
DE unfere Interefien, fowie bie bes Mißtrauens und ber Feindſeligkeit der 
Mächte. 

Bas ift aber nun die jehige Lage? Preußen kann fich durch feine 
Allianz mit dem Norbbunde auf 29, durch feine Allianz mit dem Südbunde auf 
32 Millionen vermehren. Ehemals konnte aber Deutihland 75 Millionen gegen 
Frankreich ins Feld führen und hatte Rußland als Rückhalt. Hent giebt es ein 
Defterreih mit 33 Millionen Einwohnern. Es giebt daher bort 33 Millionen, 
die durch nichts an Preußen ober Deutſchland gebunden find. Die heilige 
Allianz ift vernichtet, bie Könföderation ift zu Grunde gegangen; 
nene Intereifen beſtehen zwiſchen biefen Staaten, bie Frankreich 
nicht mehr bedrohen. 

Herr Thiers ift noch weiter gegangen: er hat gejagt: Frankreich bat keine 
Alliirten, iſt von einer furchtbaren Koalition bedroht und ruft biejelbe hervor ober 
herbei buch eine unkluge Politik im Oriente. Rußland und Preußen wären im 
Begriffe, fih zu verftändigen, damit das eine bis zum Bontus Eurinus, das 
anbere bis zum Zunderjee gelangen könne. Rußland würde Preußen und biejes 
Rußland freie Hand laſſen; daraus werbe für Frankreich eine Schwäche erwachlen. 
Frankreich, fährt man fort, ift mit Blindheit geichlagen, denn es begüntigt im 
Orient bie ruſſiſche Politik und bereitet ben Sturz des ottomanijchen Reiches vor, 
um baffelbe durch ein chriftliches zu erſetzen. 

Preußen bat aber in erfierer Beziehung Frankreich bie abfo- 
Iuteften Garantien gegeben. Hätte Frankreich dem keinen Glauben beige- 
meflen, jo würde es berartige Anfprüche nicht geduldet haben. Frankreich nahm 
die Konfequenzen eines Krieges an, der feine Grenze und, wie ich meine, feine 
Nothwendigkeit hatte. Aber maßlofe Anfprüche und ſchrankenloſe Begehren nimmt 
es nicht an. An dem Zage, wo Preußen ben Zuyberfee in Schach ſetzen wollte, 
würten Frankreich und England eine Sprache vernehmen laffen, die e8 Preußen 
begreiflih machen müßte, baß bie Zeit der Anmaßungen nicht ba if. Rußland 
ſoll bie Abficht haben, bis zum Pontus Euyinus vorzudringen. Schiebe man body 
einer mächtigen Regierung keine fo gefährlichen Pläne bes Ehrgeizes unter! An 
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dem Zage, wo Außlanb feine Verſuche auf biefer Seite ernenern follte, würbe 
aan hehe bie nämlichen Intereffen, bie nämlichen Kräfte und ben nämficen 
en haben. 
Man bat gelagt, Fraukreich habe keine Alliirten, es bat wenigſtens keine 
—* Es giebt keine Macht, die nicht für Frankreich Sympatbie, Achtung, 
reundſchaftlichkeit beſäße; alle brüden ſich gegen bie frauzöfiſche Regierung in 
ben wärmften Worten ber fFriebferfigleit aus. 
Ber will Frankreich angreifen? Wer brobt ihm? Durcforict die 
Geheimniffe der Rauzleien. Wo findet man feindliche Abfichten? — Der Miniſter 
ichließt feine Rebe mit den Worten: Die Mächte bewegen fich innerhalb ihrer 
Sphären und ihrer Macht. Unter einander ſtrahlen fie Gefühle ber Harmonie 
und nicht der Feindjeligkeit aus. Je mehr ich dieſes Schaufpiel beobachte, befte 
mebr hoffe ih, bie Zeit werbe biefe Harmonie und biefe Sympathie beifigen, 
unb ih meine, für bie franzöfifhe Nation verſchlage es nichts, ob 
ſie an Ausbehnung zunebme, wenn fie nuran Höhe gewinnt. Mix 
fie fortfahren, ihre Wohlfahrt, ihre Macht und ihren Reichthum zn entteideln, 
und jett, wo ber Souverain ihr neue Horizonte eröffnet bat, möge fie ſich heiter, 
rubig und kräftig in ber Ausübung ber inneren Freiheiten fanımeln und ihren 
fruchtbaren Einfluß entfalten. Redet nicht von Coalition, ruft biejes Geipenf 
nicht herbei. Die Koalition ift erlofhen; fie wirb nicht wieber auflonımen uute 
ber Herrſchaft und dem Scepter eines Napoleon. 


Anregung der Luxemburgiſchen Frage zwiſchen Franl- 
reih und Holland. 


27. Februar. Depeſche bes franzdftichen Minifters bes Auswärtigen Margıns 
be Mouftier an ben Gefanbten in Haag. 


„Mein Herr! Der Haager Hof hat feinen Vertreter in Paris beauftragt, 
der Regierung bes Kaiſers bie Lage ber Nieberlande in ihren Beziehungen ju 
ußen auseinander zu fegen und feinen SInftruftionen gemäß bat mir Ken 
igbtenvelt eine Mittheilung überreicht, won ber ich es für gut halte, Sie in 
Kenntniß zu fegen. Der Graf von Zuylen beginnt damit in biefem Altenſtüce, 
an bie Haltung zu erinnern, welche die Regierung der Niederlande während dei 
letter Krieges eingenommen. Bon bem Grumbfate ausgehend, daß ein Konflikt 
mit den Waffen in der Hanb unter ben Genoffen bes Deutfchen Bundes ber 
Bunbesafte felbft widerfpreche, Tonftatirt er, daß am Tage bes Beginnens ber 
Feindfeligkeiten der Deutiche Bund de jure et de facto zu befteben aufgehätt 
babe. Darans habe ſich für Holland ein boppeltes Reſultat ergeben. Ginmal ſab 
es zugleich die Verpflichtungen ſchwinden, welche ihm der Vertrag vom 19. April 
1839 auferlegt, und dann konnte es ihm geftattet fein, Eigenthumsrechte auf ver⸗ 
hiebene Bunbes- Objekte zu erheben, beren Liquidation durch ben Vertrag vom 
23. Auguft 1866 vorgefchrieben wird. 

Da e8 aber wuͤnſchte, außerhafb aller Streitpunfte zu bleiben, bie bei bielem 
Anlaß erhoben werben konnten, und ba ihm vor Allem daran gelegen, feftzuftellen, 
wie e8 von nun an fi allen rein beutichen Angelegenheiten völlig fremb erackt, 
hatte das holländiſche Gouvernement ſchon im Monat Oltober bem Berfiner 8a 
binet ein Arrangement vorgefchlagen, in Folge deſſen Holland auf jeben Antheil 
zu verzichten erklärte, ber ihm ans ber Theilung des Bundesvermögens erwaclen 
fönnte, wogegen Deutſchland auf ber anderen Seite gleichzeitig jeber Reklamation 
binfichtlih des Bundes entjagen follte, welches ber Krieg fo eben gerriffen. 

Nachdem Graf Bismard lange Zeit es vermieben, auf biefe Erdfiumger 
zu antworten, hatte er enblich erflärt, daß er ſich nicht auf denſelben Wusgangt: 
punft flellen könne als das Haager Eabinet, und baf bie preußiſche Kr 
gierung bie Löſung biefer Frage dem Norbbeutfhen Parlamente 
vorbehalten müßte. 
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Das nieberländbiiche Gouvernement zeigt fich übrigens durchaus nicht über- 
raſcht von einer Antwort, welche diverſe Zwiſchenfälle, abgejehen von ber Haltung 
der preußischen offizisjen Prefle, hatten vorausſehen lafien. 

Das Kabinett dee Haag ſcheint zu fürchten, daß Preußen, nicht 
zufrieden mit den Begünftigungen, bie feinem Handel in Holland 
felbf und defien Kolonien zu Theil würden, bie Abficht habe, fi 
auf eine gewilfe Racengemeinfhaft und die geographiſche Lage 
Hollands fHügend, eine außergewöhnliche Berbinbung mit biefem 
Lande anzuftreben und jo eine intime Allianz anzubahnen, deren 
Reinitat wäre, fein eigenes Hanbels- und Militair-Spflem, na- 
mentlich mit Bezug auf die Marine, zu vervollſtändigen. 

Solden Strebungen einer Regierung gegenüber, welde fo 
uotorifhhe Beweiſe von ber Schnelligkeit ihrer Entichließungen und 
ibrer Handlungen abgegeben, war es für den Haag von größter 
Wichtigkeit, zu wiffen, weldhe Haltung Frankreich in dem Falle 
einnehmen würde, baß ohne PBrovocirung feinerjeits Holland von 
Dentihland aus bedroht würbe. 

Diefe Mittheilung des Herrn Lightenvelt ift ganz geeignet, unjere bejonbere 
Beachtung zu ‚erregen, und ich erſuche Sie, in einer Unterhaltung mit dem Mi- 
nifter des Aeußeren zu unterfudhen, was wirklich begründet ıfl inden Be- 
fürdtungen, welde das bolländifhe Gonvernement Über bie Ge- 
fahren befundete, bie jeiner Unabbängigleit und feinem Redte 
Drobten uub denen gegenüber wir nit gleihgültig zu bleiben 
vermödten. 

Diefe Mittheilung bräugt übrigens zwei fehr wichtige Fragen auf: bie 
Frage wegen Limburgs und die wegen Luxemburgs, beren Lage bisher ument- 
ſchieben geblieben. Ich behalte mir vor, biefelben in einer weiteren Depeche ein- 
gebenb zu behandeln.“ 


28. Februar. Erfte Anregung der Bereinigung Luxem— 
burgd mit Frankreich. 


Depeche des Marquis de Mouftier an ben Sefandten im Haag. 


— — „Unfere Aufmerkfamteit richtet fi ganz beſonders auf bie inter- 
nationale Lage Limburgs und Luremburgs, deren Schickſal in hohem @rabe bie 
angränzenden Länder wegen ber Sicherung ihrer eigenen Gränzen intereifirt. 
Beide baben nur dem einft berrihenden Syſteme bes Miftrauens ihren Eintritt 
in den beutihen Bunb zu verbanten gehabt; aber dieſe zufällige Verbindung tft 
wit Auflöfuug bes deutſchen Bundes gebrochen. 

Bom Rechtsſtandpunkte aus find beibe Läuder von jeber Verpflichtung gegen 
Deutihland, nach Anficht des Königs von Holland, befreit, und Preußens 
Recht, Sarnifon in Turemburg zu halten, ift hinfällig geworden. 
Limburg ift nur noch eine bolländiiche Provinz, und das Großberzogthum ein 
unabhängiger Staat, ben ein Großherzog beberricht, welcher gleichzeitig auf dem 
Throne von Holland figt. 

Was Luremburg anbetrifft, das Frankreich am nächften berührt, jo kann 
Breufen kaum eine Verwandtſchaft mit ihm anrufen. Die Sympathien des Landes 
find durchaus gegen eine Allianz mit Deutſchland; im Gegentheil blidt die Be⸗ 
völferung vielmehr nach Franlreih. Hiervon muß Alt genommen werben, und 
es ift bedauerlih, daß man auf der anderen Seite bes Rheines anders darüber 
Denkt. Wir könnten da leicht in den Fall kommen, zu vermutben, daß Preußen, 
wie man im Haag zu fürchten feheint, wirklich an eine ungehörige Gränzerwerbung 
uach biefer Seite bin deult. 

Bisher ift diefer Gedanke ſtets von mir zurüdgewielen worben. Preußen, 
$o hatte man gehofft, werde dieſe Frage auf eine alle Theile befriedigende Weiſe 

Für Biomard. 42 
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zu löſen fuchen, inbem es entweber eine weile Initiative zeige ober ſich ben be⸗ 
vechtigten Forderungen Hollands füge. KXeines von beiden if aber geichehen. 
Der Zwed unjerer vertrauliden Berflänbigung muß auf das Aufgebes 
aller Rechte Deutſchlands au Limburg unb die Räumung ber Feſtung Yuremburg 
durch die preußifche Garnifon gerichtet fein. Freilich ift das nieder Andiſche Geu- 
pernement ſchon mit feinem Unterbandlungsverjuche in Berlin gefcheitert. Cine 
direkte Einmifchung der franzöfifchen Regierun fann aber beiberfeit die National⸗ 
Eigenfiebe in's Spiel bringen und fo die Schwierigleiten erjhweren. Was alter 
Brenfen dem Könige von Holland nicht bewilligen will, kann zwiſchen Berlin 
und Paris Gegenftanb eines frennpfchaftichen und ebrenvollen lebereintousmens 


werben. 

Es if nicht wahrſcheinlich, daß Preußen, bas fi täglich be- 
müpt, feine Beziehungen zu Frankreich herzlicher zu machen, baran 
denten follte, ohne Berechtigung an ber Grenze Frankreicht «ats 
Drohung gleihfam eine Befakung weiter zu unterbalten, bie 
durchaus offenfiven Charaktere wäre nnd fo großand Frankreiche 
Langmnth und fein Wunſchiſt, jedes Mißverſtändniß zu vermeiden, 
jo ſcheint bod ber Moment gelommen, in dem Frankreich die Sache 
zur Sprade zu briugen bat, dba ein längeres Schweigen ein Ur- 

ument gegen es jelber würde. Ih gebe weiter und glaube, daß 

Breußen eine gefhidte Politik verfolgen würde, indem es einer 
Bereinigung bes Großherzogthume mit Frankreich nit entgegen 
wäre, bie uns ſelbſt eine Genugthuung unb Enropa als Beiden 
ber Sreunbidaft beider Nationen ein neues Pfand für ben Frieden 
fein würde. 

Bei näherer Erörterung eines ſolchen Vorſchlags wirb fi ergeben, wie es 
dem Könige von Holland felbft angenehm fein müßte, fi fo von einer Prowinz 
zu befreien, die von feinen bollänbifchen Untertbanen ſtets mit ſcheelen 
angejehen worben fei. Natürlich wäre bie Zuſtimmung ber Bevöllerung 
zur Annerion eben fo erforberlidy, ald die bes Könige. 

Uns allein aber würbe es zufteben, vertraufiche Unterhaudlungen mit Berſis 
anzuluüpfen, von benen unfere verfühnliche Abfichten jeben Grund eines Konfficrs 
fern halten wärben. x. 2c. 


Luremburg und der Norddeutſche Bund. 


18. März. Erfte Erflärung des Grafen Bismard im Reichstage 
(auf eine Anfrage in Betreff der Stellung Luremburgs und 
Limburgs zum Bunde). 


I. 
Es freut mi, daß mir Gelegenheit gegeben ift, den ſiunloſen Ber⸗ 
bächtigungen entgegen zu treten, bie mit Vezug auf unſer Verhältui zum 
olland ın der Prefie Ausdrud gefunden haben. ch weiß nicht, wer em 
tereſſe dabei hat, ſolche Anfichten zu verbreiten, als ob non 
Preußen bedroht würde, als ob jemals ein Preußifcher Staatamann Daram 
edacht hätte, die Holländer um ei Befitzthum zu beneiden oder im em» 
—* zu beeinträchtigen. So viel kann ich aber verſichern, ve Ge 
rüchte vollfiändig aus der Luft gegriffen find, daß mit feinem 
auch nur der mindefte Anlaß gegeben worden ift, der diefer 
anch nur ein Haar breit Raum gewähren würde. Wir haben mit den 
we eine 


de 
Niederlanden allerdings vor Ausbruch des Krieges 
Futemenderfegung gehabt. Die Grokfergoglic Innburgifce Regerumg 
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folgte nicht unferem Beifpiele, fih von dem Bunde fern zu halten; ihr 
Geſandter blieb vielmehr aud nad unferem Austritt in der Bundesver⸗ 
fammlung und gefellte fi) jo gewifjermaßen der Corporation zu, melde 
mit ung im Eriege fand, ohne ſich jedoch ſelbſt thätig zu betheiligen. 
Ueber diefen Punkt habe ich eine Auseinanderjegung mit dem Königlich 
niederländifchen Herrn Gefandten gehabt, der, objchon er kein directes, 
ſtrenges Mandat dazu hatte, doch ex mandato praesumpto die luxembur- 
gifhe Regierung bier mit vertrat. Wir waren dabei zinig, daß, juriftiich 
genommen, wir uns im Kriege mit Zuremburg befänden, daß wir aber 
beiderfeitig fein Intereſſe hätten, diefen Krieg zu 37 und wir glaubten 
uns Beide aufs Wort, daß wir nicht aufeinander ſchießen würden. Daß 
ſelbſt damals in dieſen Vorgängen der Keim irgend einer Befürchtung 
für Holland, eine Bedrohung der Niederlande gelegen haben könnte, kann 
ih nicht annehmen, das find vorübergegangene e. 

ekannt ift, daß die Königlic, niederländifche Regierung wünſcht, das 
Band, welches einen Theil ihres unmittelbaren Gebietes, einen Theil der 
Provinz Limburg feit einer Reihe von Jahren mit umfaßt, gelöft zu ſehen; 
fie hatte darüber ſchon in Frankfurt beftimmte Anträge gemacht. Wir 
baben die Ueberzeugung, daß, wenn wir mit Entjchiedenheit daranf bes 
ftanden hätten, die Niederlande jollten für Limburg beitreten, wir dadurch 
den Niederlanden einen Anlaß zur Beforgniß gegeben haben witrden, indem 
es dann ja eben wiederum darauf anläme, Die derreißung einer ftaats 
lien Einheit herbeizuführen, die Die polniſchen Herren Abgeordneten der 
Preußiſchen Monarchie anthun wollten bei dem tiefer einjchneidenden Syſtem 
bes jeigen Bundes. 

Bir haben diefe Zumuthung nicht geftellt, ebenſowenig tft 
und in Bezug auf Zuremburg jemals ein Wunfcd des dortigen 
Souveraind, der dortigen Regierung, der dortigen Einwohner» 
Ihaft ausgefproden worden, für diefes Großherzogthum dem 
norddeutfhen Bunde angugebören. 

Man könnte im ganz firengen Wortfinne annehmen, daß nach der 
Analogie der Friedensichlüffe, die wir mit Meiningen, mit Reuß gemacht 
haben, ſchließlich vielleicht jogar ein Friedensihluß mit Quremburg nöthig 
wäre. Über dieje indirecte Kriegserklärung, die im Verweilen Luremburgs 
im Bunde lag, bat gar feine Solgen gehabt, weder einen Kampf nod 
einen Friedensſchluß. 

Unfrerjeits ift auf die Jugehörigkeit Luxemburgs und 
Limburgs zu Deutfhland weder verzichtet worden, noch if 
jie als ein Mehtsgrundfag ausgejprohen worden Wir können 
den Souverainen, die dem Bunde nicht beitreten wollen, feine 
Gewalt und keinen Zwang anthun. Wenn einer der übrigen Sou⸗ 
veraine, mit deuen wir und jegt im Bunde befinden, fich nachhaltig und ent⸗ 
ſchieden geweigert hätte, dem norddeutfchen Bunde beizutreten — ich glaube 
doch, die gengrapbiice Situation eines folhen Staates müßte fehr zwin- 
gend ihrer Natur nad) auf und gewirkt haben, wenn wir hätten einen 
Drud auf foldye Regierung ausüben follen in einer Tage der europätjchen 
Berhältnifie, wo wir ebenjo wie die anderen Großmächte das Intereſſe 
haben, den Zunder, der den Frieden Europas in Brand fleden könnte, in 
feiner Weiſe zu vermehren. 

Ih kann deshalb nur conflatiren, von Seiten Luxemburgs ift un 
42* 
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niemals die Abficht und der Wunſch ausgeſprochen worden, dem nord⸗ 
deutſchen Bunde beizutreten; von Seiten Limburgs iſt uns entſchieden 
der Bund außgefprochen worden, in diefer Beziehung nicht behelligt 
zu werden. 


II 


Der Norddeutſche Bund und die jüddeutidhen 
Staaten. — Zuremburg eine europäiidhe Frage. 


(Erwiderung auf eine Rede des Abgeoıbneten von Carlomin) 


Der Herr Redner hat ungeachtet meiner bündigen ich 
ich, wie B: glaube, in der legten Sigung gegeben habe über die Beyie 


‚de 
bungen Preußens und des norddeutfchen Bundes gi Suddeutſchland, heute 
von Neuem da8 Schredbild aufgeftellt eine Bündniſſes zwiſchen ben 
füddeutfhen Staaten und dem Auslande gegen Preußen. ch glaubte 
mi neulich deutlich genug ausgeſprochen zu haben; ich fehe aber heut, 
daß ich felbft von einem jo einfichtigen und mit den Geſchäften vertrauten 
Bolititer, wie der Herr Vorredner ift, nicht verftanden bin. ch freme 
mich daher, hinzufügen zu können, daß diejenigen Beziehungen zwi- 
hen Norddeutſchland und Süddeutichland, die ıh mir nenlid 
nur anzudeuten erlaubte, bereitß feit dem Friedensſchluß ver- 
tragsmäßig verbürgt find. 

Ich hoffe, dies wird den Herrn Vorredner darüber vollfländig be» 
ruhigen. Der Herr Vorredner hat eine eigenthümliche Neigung verrathen, 
figliche und fchwierige Fragen zu berühren, diefe und eine, die mir der 
Diühe in der That noch weniger werth fchien, die luxemburgiſche. Ich habe 
mich fon vorher über dieſe ausgeſprochen, joweit wie es nöthig war; ich 
glaube, der Herr VBorredner ift mit fich felbft darüber in Wi ge 
treten, indem er e3 für eine der ſchwächſten Seiten des früheren Bundes 
hielt, daß foldde Souveraine, die außerhalb des Bundes ein größeres Ge: 
biet befäßen, Mitglieder ‚geworden wären. Nichtödeflomweniger ſchlãgt er 
felbft in diefem Augenblid vor, den König der Niederlande ala Graf: 
berzog von Zuremburg wieder in den Bund aufzunehmen oder dem Grof- 
berzog da8 Großherzogthum, das er mit vollem Rechte befigt, abzumelhmen, 
tertium non datur. 

Der Herr Vorredner ſprach eine Art von Vorwurf gegen mich ans 
— der Bormwurf trifft mich perjönlid — daß die Siege er Trrgpee 
in Nicol8burg nicht hinreichend ausgenugt wären. Ich bedaure, dag mr 
fein Rath damals nicht zur Seite geftanden, vielleicht hätten wir Yamz 
mehr erlangt. Die Iuremburgiiche Frage aber, meine n, lanım der 
Herr Borredner auch heute noch auf eigene Hand auf fi nehmen, umb 
wenn es ihm gelingt, den Großherzog zu dißponiren, daß er ſich Dem 
norddeutihen Bund anfchließt, dann wird er fich vielleicht jagen Eiiumem, 
eine europäifche Frage gefchaffen zu haben, ob etwas Weiteres, 
das bliebe abzuwarten. 
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Beröffentlihung der Schutz⸗ und Trutbündniffe mit 
den füddentfchen Staaten. 


19. März. Publikation der geheimen Berträge zwilchen Preußen 
und den ſüddeutſchen Staaten vom Auguft 1866 im Preu⸗ 
ßiſchen Staatdanzeiger. (vgl. oben ©. 501.) | 


Aeußerung der „Proviuzial-Corresponbenz“ über bie Schnb- 
und Trutzbündnifſe. 


„Den mehrfach geänßerten Beforgniflen wegen der Trennung von Norb- 
and Sübdeutſchland hatte der Minifter - Präfident Graf Bismard jüngft bie 
Berfiherung entgegengeftellt, daß er bie Bereinigung von Nord⸗ und Süddeutſch⸗ 
land jedem Angriffe gegenüber in allen Fragen, wo es fi) um bie Sicherheit 
des beutichen Bodens hanbele, für vollfländig gewiß halte. In Sübbeutidhland 
tönne lein Zweifel darüber fein, daß, wenn baflelbe in feiner Selbſtſtändigkeit ge- 
fährbet werben follte, Norbbeutichland ibm unbedingt brüberlich beiftehen werbe, — 
im Norden fei ebenjo fein Zweifel darüber, daß wir des Beiſtandes Sübbeutich- 
lands gegen jeben Angriff, ber uns treffen könnte, vollfländig ficher feien. 

As nichtsdeftoweniger bei den weiteren Berathungen von Neuem bie Be- 
forgmiß geäußert wurde, daß die fübbeutichen Staaten fich bei eintretender Gefahr 
mögliher Weiſe mit dem Auslande gegen Preußen verbinden Könnten, fagte Graf 
Bismard: um ein foldes Schredbild zu vericheuchen, wolle er zu dem, was er 
bereits angedeutet, noch binzufligen, baß die Beziehungen zwifhen Nord» 
und Sübdeutihland beim Friedensſchluſſe bereits vertragsmäßig 
verbürgt feien. 

Die Bündnißverträge, durch welche dies geſchehen if, find jett veröffentlicht 
worden. — — 

Der Eingang ber Berträge befagt, Se. Majeftät der König von Preußen 
und Se. Majeftät ver König von Bayern ıc. befeelt von dem Wunſche, das 
künftige Berbältniß ber Kürften und ihrer Staaten möglidft innig 
zu geftalten, haben zur Belräftigung des von Ihnen abgeichloffenen Friedens⸗ 
vertrages beichlofien, weitere Verhandlungen zu pflegen. 

Die Vertragsbeftimmmungen felbft, Über welche fi bie Regierungen geeinigt 
baben, find folgende: 

1) Zwifhen dem Könige von Preußen unb dem Könige von Bayern, wirb 
ein Shuß- und Trutzbündniß geichloffen. 

Sie gewährleiften fich gegenieitig die Unvevletzlichkeit bes. Gebietes ihrer 
Länder und verpflichten fih, im Fall eines Krieges ihre volle Kriegs- 
macdt zu diefem Zwede einander zur Detüsung zu ftellen. 

2) Der König von Bayern überträgt für diefen Fall den Oberbefehl über 
feine Truppen dem Könige von Preußen, 

3) Die Regierungen verpflichteten fih (im Auguſt v. 3.), biefe Verträge 
vorerfi geheim zu halten. 

Nachdem nunmehr bie Gründe ber vorläufigen Geheimhaltung biefer Ber- 
träge geſchwunden find, werden alle beutichen Herzen aus ben offen vorliegenden 
Beftimmungen bes Bündniffes die freudige Beruhigung fchöpfen, daß eine Be⸗ 
forgniß wegen einer Spaltung und Zerriffenheit Deutſchlands dem Auslande 
gegenüber teineu thatſächlichen Grund mehr hat, daß bie preußifche Regierung 
vielmehr, indem fie ald Srenzlinie jür den Norddeutſchen Bund die Mainlinie 
annahm, doch alsbald vollen Ernſt Damit machte, das nationale Band mit Süd⸗ 
Deutihland, wie im Friedensvertrage mit Defterreich vorbehalten war, burch be- 
jonbere Berträge wieder anzufnüpfen. Dan kann jegt Mar erkennen, daß unfere 
Regierung ſchon bei den Friedensſchlüfſen mit den ſüddeutſchen Staaten vor Alleın 
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von bem chtspunkte geleitet wurbe, an bie Stelle ber vorbergebenben Zer⸗ 
En niffe alsbald ein Band aufrichtiger und inniger Bnnbesfreunbichaft treten zu 
en. 

Als eine unmittelbare Folge ber Bänbrifverträge, durch welche bem Könige 
von Preußen für ben all bes Krieges ber Oberbefehl über bie Truppen feiner 
fübdeutihen Berbünbeten übertragen wirb, ift bie jüngſt getroffene militäriihe 
Beveinbarung ber fübbentihen Staaten anzufehen, nad welder bie Heeretein- 
richtungen Sübbeutichlanbs in weſentlicher Uebereinfiunmung mit denen Preußens 
und des Norbbeutihen Bundes georbnet werben follen. 

So if denn ſchon jet volle Gewißheit vorhanden, daß bie Mainfinie, 
welche die Grenze bes Norbbeutichen Bundes bezeichnet, boch feine Grenziceibe 
für bie nationale Einigung fein foll, daß vielmehr die gemeinfame nationale Kraft 
fortan auf fefteren —— ruhen wird, als je zuvor. 

In dieſer nationalen Kraft werben Deutſchland und Europa vor Allem bie 
fefte Grundlage und Sicherung eines dauernden Friedens erleunen.” 


21. März Weitere Verabredung zwiſchen Frankreich und 
Holland. 


Depeihe bes Marguis de Mouftier an den franzöſiſchen &- 
fanbten im Haag. 


„Die Unterrebungen, welche Sie vor einigen Tagen mit bem König und 
feinen Miniftern hatten, ließen mehr unb mehr bie Uebereinſtimmung der Ab⸗ 
fihten und Intereffen zwiſchen beiden Höfen bernortreten. Ich jebe, daß man im 
Haag in den höchſten Kreiſen begreift, baß die für Holland, wie für uns vortheil⸗ 
bafte Abtretung Luxemburgs an Frankreich viele Fragen vereinfachen und bie 
Niederlande jeder läftigen Solidarität mit dein Großherzogthum entheben würde. 
Jeden Tag empfangen wir neue Beweiſe des Wuniches ber Benöllerung, mit 
Frankreich vereinigt zu werben. Wir zweifeln nicht, baß fie beinahe einftimmis 
das Abkommen beflätigen würde, das der König- Großherzog mit uns zu treffen 
geneigt if. — Ich babe Ihnen noch von bem der preußiſchen Regierung 
gegenüber einzufhlagenden Wege zu ſchreiben. Wir glauben, daß ber 
Großherzog das abfolute Recht bat, über Luremburg, mit Zuftimmung ber Be- 
völlerung, zu verfügen und wir haben unbeftreitbar das Recht, unter benfelben 
Bedingungen ben Erwerb dieſes Landes zu machen. Wir haben aber ebenfo febr, 
wie ber König ber Niederlande, den anfrichtigen Wunſch, in guten Beziehungen 
zu dem Berliner Hofe zu bfeiben, und es ift unmöglich, ber Anwefenbeit eine 
preußiſchen Sarnifon, wiewohl biefelbe ſich heute auf kein Hecht mehr ftägt, keine 
Rechnung zu tragen. 

Der König, jagen Sie, hält an bem Gebanlen feft, vorber Preußen feine 
Abfiht, uns das Großherzogthum abzutreten, kund zu geben. Wir haben 
fiherlih keine perfönlige Einwendbung bagegen zu maden, daß 
das Berliner Kabinet von biefen Beiprehungen (pourparlers) 
Kenntniß erhalte, aber wir wünſchen, baß dies durch uns gefdebe 
Eine aufmerffame Prüfung ber Frage wird, wie wir hoffen, bem König barthızm, 
daß, ungeachtet jeine® natürlichen niches, die Initiative zu biefer vertraulichen 
Mittbeilung zu ergreifen, es barauf anlomme, und die ausſchließliche Leitung und 
Berantwortlichleit dieſer Maßregel zu überlaffen. Wir werben fofort hierüber mit 
ber preußifchen Regierung vertrauliche Beſprechungen eröffnen, bie zu feinem 
ſchlimmen Refultate führen Fönnen, da unfer Zıbed, wie ich es bereits geſcheieben 
babe, der ift, dieſe Frage zu einem Mittel der Annäherung und nidyt zu einer 
Urfade des Haders zu machen. Der König Großherzog kann verfihert fein, daß 
fetne Interefien von uns gerade wie bie unfrigen vertheidigt werben jollen, um 
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daß wir uns durchzuſetzen bemühen werben, daß bie Limburger frage in billiger 
und feinen Abfichten eutiprechenber Weile gelöft werbe. Ueber biejen Punkt ift 
unfer Intereffe dem feinigen glei. Ich babe nicht nötbig, daran zu erinnern, 
daß die in diejen Ideen-Austaufh eingeweibten Perfonen bie 
größte Diskretion zu beobachten haben.“ 


Sinwilligung Hollands in die Abtretung Luxem— 
burgd an Frankreich. 


Telegramm bes Prinzen von Dranien an ben Kaiſer. 
Haag, ben 28. März 1867. 
„Der Brinz von Dranien ift beanftragt bem Kaiſer zu lagen, 
daß ber König, in bem Wunfde ihm angenehm zu fein, in bie Ab- 
ung willigt und Se. Majeftät bittet, fih mit Preußen zu be- 
nehmen.“ 


30. März. Der franzöflihe Minifter erklärt dem Geſandten im Haag feine 
Unzufriebenbeit und fein Bedauern barüber, daß ber nieberläudifhe Gefanbte in 
Berlin eine Angelegenheit, die einer fo delikaten Behandlung bebürfe, ohne Willen 
und Betheiligung Frankreichs bei der preußiichen Regierung offiziell angeregt habe. 
Er ſchließt mit dem Wunſche, daß ſich baraus kein unangenehmer (fächeux) 
Zwiſchenfall ergeben möge. 


31. März. Der Franzöſiſche Votfchafter in Berlin Graf Benedetti an ben 
Franzöſiſchen Minifter Mouſtier. 


„Die Luremburger Angelegenheit, welche gerüchtweiſe bekannt geworden iſt, 
ruft eine Aufregung in Deutſchland hervor, von welcher Herr von Bismard 
ſehr bewegt erfheint. Indem er Kenntniß davon erhalten bat, daß bie liberale 
Bartei fi vorgenommen bat, ihn morgen barüber zu interpellicen, hält er es für 
wichtig, Daß ber Abſchluß irgend einer Uebereinkunft zwiſchen Frankreich und Holland 
verzögert werbe. Er beflagt fi über die Art und Weiſe, wie die Sache durch 
eine Mittheilung bes Könige von Holland an ben König Wilhelm eingeleitet 
ehrt jäi- Die preußifche Regierung werde dadurch in eine ſehr ſchiefe Lage 

a 


31. März. Telegramm Benedettis. 


„Hr. v. Bismard fühlt ſich ſeit geſtern von ber Aufregung, bie in ber 
Preſſe und im Parlament ausgebrochen ift, Üüberfluthet (deborde). Die Deputirten 
der verfchiebenen liberalen Fraktionen find diefen Morgen zufammengetreten und 
haben bejchloffen, bie Regierung morgen zu interpelliven. Er bat mich benady- 
ridtigt, Daß er, in Kolge der Mittheilung bes Königs der Niederlande, nicht 
umbin könne, der Kammer zu erflären, daß in der That über bie Abtretung 
Luremburgs Unterbandlungen im Haag eröffnet worben feien. Ich habe ihm ge- 
fagt, daß wir den König der Niederlande nicht fo lange zum Stillihweigen hätten 
vermögen köunen, bis bie Frage von uns gemeinjchaftlid mit ber preußiichen Re⸗ 
gierung geprüft worden ſei.“ 


1. April. Telegramm Moufierd an Benedetti. 


„3% bebaure, baß eine unzeitgemäße Veröffentlihung unb ber Schritt bes 
Königs von Holland, im Widerfpruche mit unferen Abfichten, der Luxemburgiſchen 
Angelegenheit einen offiziellen Charakter gegeben haben. Ich weiß nicht, welches 
die Kolgen davon fein werben unb welde Sprade Herr pon Bismard im 
Reichbtage halten wird. Der neue Stanb ber peutfden Berbältnifie 
wird um fo leiter zu allgemeiner Anerlennung gelangen, je 
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gewiffenbafter ber neue Bund fi in den Grenzen feiner Bered- 
tigung bält. Die Sprade des Heren von Bismard hat uns immer glauben 
(affen, daß er die Sachen von biefem Geſichtspunkte anfieht. Der Minifter- 
Bräfident hat gewiß das Anfehen und den Muth, um bem dentſchen 
Patriotiomus bie Grenzen vorzuzeichnen, welche derſelbe inne 
balten muß, um nit den Batrrtotismus anderer Böller zu ver- 
legen.” 


1. April. Telegramm des franzöfifhen Geſandten im Haag ax 
Moufier. 


„Der König, Prinz Heinrih unb Hr. v. Zuylen baben gefteru Abenb eine 
Konferen, gehabt. Der Minifter des Auswärtigen fagt mir, daß Se. Majefät 
entſchloſſen if, feine Berpfliätungen zu balten. Herr v. Zuylen 
ſcheint nicht an ernfle Berlegenheiten von Seiten bes Berliner Hofe® zu glauben, 
allein er verlangt, daß bie franzöſiſche Regierung die Berantweort- 
lichkeit für mögliche Schwierigleiten mit Preußen übernehme.“ 


1. April. Juterpellation des Abgeordueten von Bennigſen nwb 
Antwort des Grafen Bismard. 


(Die Interpellation des Abgeorbnreten von Bennigjen:) 


„Die unterzeichneten Mitglieder bes Reichétages richten bie nacdhfiebenben 
Anfragen an den Herren Borfibenden der Bundes⸗Commifſare: 

1) Hat die Königlihd Preußiſche Regierung Kenntniß davon erhalten, ob vie 
in täglich verftärttem Maße auftretenden Gerüchte über Berbanblungen 
zwiihen den Hegierungen von Frankreich und den Niederlanden wegen 
Abtretung des Großherzogthums Luremburg begründet find? 

2) Iſt die Königlich Preußiihe Regierung in der Tage, bem Reichstage — 
in welchem alle Parteien einig zujammenftehen werben in ber kräfti— 
Unterftüung zur Abwehr eines jeden Verſuchs, ein altes beutiches Land 
von dem Gefammtoaterlande Ioszureifen — Mittheilung barüber zu 
maden, daß fie im Verein mit ihren Bundesgenoſſen entichloffen iſt, die 
Verbindung des Großherzogthums Luremburg mit dem Übrigen Deutichlamt, 
insbefonbere das Preußische Beſatzungsrecht in ber Feftung Lırrembmrg, 
auf jede Gefahr Hin dauernd ficher zu ftellen ?” 


Rebe des Abgeordneten von Bennigfen: 


Seit einigen Tagen mehren fi) von allen Seiten bie Gerlichte über Ber- 
banblungen zwiſchen ber franzöſiſchen und niederländiſchen Regierung wegen der 
Abtretung von Luremburg. Meine Herren, es ift eine bringende Aufforderung für 
den Reichstag, in biejer Lage fich klar darliber zu werben, was bie verbündeten 
beutihen Regierungen und bie Vertreter beuticher Nation einer ſolchen Gefahr 
gegenüber zu thun gemwillt find. 

Wir haben in dem Grenzlande Yuremburg nicht bloß einen Theil deutſchen 
Bobens zu vertheibigen; wir haben ba aud eine wichtige militairifche Bofition zum 
ſchützen. Wir follen ein Land aufgeben, in welchem eine Feflung ausgebaut ı 
mit den Eutſchädigungsgeldern, welche Frankreich in dem Frieden von 1814 und 
1815 auferlegt find, eine Feſtung, welde zum Schutze Deutſchlands gegen Atant- 
reih als Bunbesieftung angelegt ift, in welcher die preußiſche Regierung nicht 
bloß auf Grund der Verträge von Wien, ber Wiener Kongrefalte, jondern auch 
auf Grund befonderer Ablommen zwiſchen der preußiihen und niederländiſchen 
Regierung aus den Jahren 1816 und 1817 werthoolle Rechte ber Bea und 
der Ernennung bes Gouverneurs und des Kommandanten bat. Es if abr 
vorhanden, * ein deutſches Grenzland verloren geht, in welchem bie Benölterung 
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im Wefentlichen dentſch ift, in welchem bie Benöllerung nicht baran beult, fran- 
zöfih werden zu wollen, wo allerbings vielleicht eine Abneigung vorhanden ift, 
fi den ſchweren militairifchen Anforberungen jet ſchon zu fügen, welche an alle 
Mitgliever des Rorbbeutihen Bundes geftellt werben, in weldem man aber 
dentich iſt und bentich bleiben will. 

Meine Herren, die Imterpellation, die wir an ben Borfigenben ber Bunbes- 
tommilfion gerichtet haben, fie ift ausgegangen von ber liberalen Seite des Reiche» 
tages; fie ift abfidhtlih von un® gerade ausgegangen, weil wir vor Allen ein 
Bebürfui gefühlt haben, fund zn geben, daß in ſolchen Fällen ber auswärtigen 
Politik, wo es gilt, deutihen Boden zu vertheibigen gegen ungerechte Gelüfte des 
Auslandes, keine Parteien im Haufe eriftiren bürfen, daß bie Schwierigleiten, 
weiche fich in ben letzten Wochen bei einzelnen ragen bes Ausbaus der inneren 
Berfaffung gezeigt haben, nicht ben geringften Einfluß äußern werben auf bie 
Haltung des ganzen Reichstages, wo es gilt, mutbig und entichloffen dem Ans» 
iande gegenüber zu ſtehen, und bie Träftige Politik, welche die prenßifche Regie⸗ 
rung und der Minifterpräfident bisher geflihrt haben, anf das entichiedenfte zu 
unterflüten! Meine Herren, es ift eine nicht geringe Verſuchung für das Aus⸗ 
land vorhanden, die Auflöfung des Deutſchen Bundes zu benugen, bie Zeit zu 
kenugen, wo eine beutiche Staatenbildung noch nicht fertig geworben ift, wo 
Kämpfe der inneren Politil ausgebrochen find in Deutfchland, Die eigene Macht⸗ 
ftellung gegenüber Deutſchland zu verſtärken. Wenn wir nicht dem erften Ber- 
judhe der Art entgegentreten, dann werben bie Verjuche fich ſtets wieberholen, 
und bie jetige Neubildung wird in Deutſchland nicht zur Begründung eines 
ftarfen Bunpesftaates, fondern nur zur Fortdauer ber alten Zerrifienheit und 
Schwäche führen. 

Wenn wir Vertrauen haben zu ber kräftigen Leitung ber auswärtigen Po⸗ 
litt, wie fie ſich gezeigt bat im vorigen Jahre und in den Jahren vorher bei 
der preußiſchen Regierung, jo wirb dies Vertrauen allerdings eine neue Bewäh⸗ 
rung verlangen in der jchwierigen Tage, wo wir ben Frieden erhalten können, 
wenn wir ftark und entichloffen gegenüber ſtehen dem Auslanbe, wo wir aber 
auch zeigen müffen, daß wir ven Krieg nicht ſcheuen, wo es ſich um eine gerechte 
Bertbeidigung gegen ungerechte Angriffe handelt. Meine Herren, Sie erinnern 
fih des patriotiihen Ausſpruches, den vor mehreren Jahren Se. Majeftät der 
König von Preußen gethan hat: Kein Dorf folle von deutihem Boden mit feiner 
Zuſtimmung abgerifien werben. 

Diefe Worte haben einen lebhaften Widerhall gefunden in Deutichland, fie 
find in dankbarer Erinnerung von der beutjhen Nation aufbewahrt worben. 
Jetzt, wo die Vertreter des Norbdeutihen Bunbes um Se. Majeftät den König 
Wilhelm bier in Berlin verfammelt find, ba mag er das beutiche Bolt aufrufen, 
er wird in demjelben feine Parteien finden, wo es gilt, fich gegen das Ausland 
zu vertbeibigen; ex wirb noch eine einige und entichloffene Nation finden. 

Wenn wir Scwierigleiten gehabt haben, in wenigen Woden das Ver⸗ 
iaſſungswerk zu Stande zu bringen, fo wirb grade bie Gefahr der Einmifhung 
bes Auslandes in unjere Angelegenheiten das Bedürfniß der Berfländigung bei 
den Regierungen unb bei den Vertretern ber Nation nur fteigern. Wir lönnen 
in dieſem Falle jehr raſch zu ber naberung kommen, die wir ja ohnehin in 
einigen Wochen erreicht haben würden, wir koͤnnen zu dieſer Annäherung von 
beiden Seiten ſehr rajch fommen, und das Werk, bas nach unjerer Borausficht 
vielleicht erft zu Oftern beenbigt fein würbe, Könnte in eben jo wenigen Tagen, 
wie es fonft Wochen erfordert haben würde, raſch abgefchloffen werden. Meine 
Herren! Wir wiffen fehr wohl, was auf dem Spiele fteht, wenn es nicht gelingt, 
uch im Anfange der franzöftichen Nation bie Ueberzeuguug beizubringen, daß fie 
es jegt nicht mehr mit einem ſchwachen, zerriffenen, uneinigen Deutſchland zu 
thun, fondern daß fie ein Volk vor fich bat, in einem träftigen Aufſchwunge be- 
griffen, um fih eine Berfaffung und eine angejehene Stellung in Europa zu 
erringen. Die franzöfiiche und bie deutſche Nation, fo reich ausgeftattet von der 
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Natur, wohnen auf Gebieten groß genug, um ber Entfaltung ihrer Kräfte wollen 
Spielraum einzuräumen. Diele Böller, fie Können in Frieden und Freundſchaſt 
nebeneinanber leben, in gegenjeitiger Achtung, in örberung ber gemeinfamen 
Intereffen, in Förderung der Sefittung und Kultur in Europa. —* Krieg, 
der zwiſchen biejen beiden großen Nationen geführt werben wirb, wirb bem 
Gortihritte bes Wohlftanbes und der Kultur in Europa ſchwere Wunden fühlagen. 
avon if Niemand mehr burcdhbrungen, ald wir, bie ®ertreter der eu 
Ration, die wir zunächſt zu frieblichen Aufgaben, zu ber Ba eine Berfaffung, 
Die eine Grundlage des Rechts und bes Friedens bilden foll, für Dentſchland 
zu gründen, zufammengetreten find. Aber wenn das Ausland uns flören wil 
in unferem Werk, wenn es bie nod nicht abgeichloffene Vollendung bes Wertes 
benugen will zu eigenem, ımgerechten Beginnen, dann wird es bier auf eine 
Nation ftoßen und, wie wir nicht bezweifeln, auch auf Kegierungen, bie allen 
derartigen Verſuchen mit der äuferften Entichloffenheit entgegentreten. 
eine Herren! Lafjen Sie uns alſo Deshalb darüber feinen 
Zweifel, daß, wie unter nus alle Parteien, aud das dentſche Bolt 
einig fein wird, jede Fräftige Politil ver Regierung auf jebe Ge- 
fabr bin zu unterffügen dieſem unb allen etwaigen jpäteren Ber- 
juhen bes Auslaubes gegenüber. 


Erklärung de8 Grafen Bis marck. 


Die hohe Berfammlung wird e8 natürlich finden, wenn ich much in 
einer Yrage von der Tragmeite, welche die vorliegende gewonnen hat, in 
diefem Augenblide darauf beichränke, die Interpellation mit einer Dar⸗ 
legung des thatſächlichen Sachverhältnifjes, foweit e8 der Königlichen Re: 
gierung und ihren Bundesgenofien bekannt ift, zu beantworten. Ich muß 

azu zurüdgreifen auf die Urfachen, die es veranlaßt haben, daß da3 
Großherzogthum Luxemburg nicht Mitglied des norddeutichen Bundes if. 
et Auflöfung und durch die Auflöfung des früheren deutfchen Bundes 
gewann jeder der an demfelben betheiligten Staaten feine volle Soune 
rainetät wieder, jo wie er fie vor Stiftung des Bundes beſeſſen, aber 
durch die Verpflichtungen, die er im Bundesvertrage freimillig eingegangen 
war, beſchränkt hatte. Nach Aufldiung des Bundes genoß das her⸗ 
zogthum Luxemburg und ſein Großher og berfelben Souverainetät eur 
pällgen Charakters, wie das Königreie er Niederlande und fein König. 
ie große Mehrzahl der früheren Bundesgenoffen, gleich Preußen, be 
nugten ihre Freiheit, um fofort auf dem nationalen Boden einen neuen 
Bund behufs gegenfeitiger Unterftügung und Pflege der nationalen Juter⸗ 
eſſen zu ſchließen. Das Großherzogthum Yuremburg fand es feinen Ja 
tereffen nicht entiprechend, denfelben Weg einzufchlagen. Durch die Or- 
gane, weldhe und innerhalb des Großherzogthums und an jeinen Grenzen 
u Gebote ftehen, waren wir davon in Kenntniß gehalten, daß eine em 
—* Abneigung, dem norddeutſchen Bunde beizutreten, in alka 
Schichten der Vevbikerung heimifch war. In den höheren und namentlid 
in den höchſten war fie getragen von einer deutlich außgefprochenen Miß⸗ 
ſtimmung gegen Preußen und defien Erfolge, in den unteren getragen von 
einer Abneigung gegen die Uebernahme derjenigen Laften, die eine ern 
hafte Yandesvertheidigung nothwendig mit fich ihre. 

Die Stimmung der luxemburgſchen Regierung fand Ausdrud in eimer 
Depeiche, die im October an uns gerichtet wurde, und in welcher fie uns 
nachzumeifen fuchte, dag wir fein Recht mehr hätten, in Lurem- 
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burg Sarnifon zu halten. Die Königliche Regierung und ihre Bun⸗ 
deögenofien mußten ſich die Frage ftellen, ob es angemeffen jei, unter 
vielen Umftänden eine Einwirkung oder gar einen Drud dahin 
zu üben, daß das Großherzogthum, welches dem Zollverein 
angebört, auch dem norbbeuäiden Bunde beiträte. Sie hat fi 
nad gründliher Erwägung diefe Frage verneint. Sie mußte es einmal 
als einen zweifelhaften Bortheil betrachten, in einem Bunde von dieſer 
Intimität in dem Großherzog von Yuremburg ein Mitglied zu haben, 
welches in feiner Eigenichaft ald König der Niederlande feinen Schwer: 
punkt außerhalb des Bundes, feine Intereſſen außerhalb des Bundes bat 
und vielfach möglicherweife im Widerſpruch mit dem Bunde haben konnte. 
Die Erfahrungen, welche wir in diefer Beziehung in dem früheren Bunde 
giebt haben, waren lehrreich genug, um und abzuhalten, eine ähnliche 

inrigng in vollem Maße auf die neue Inſtitution zu übertragen. 

Die Königliche Regierung hat fi ferner gejagt, daß vermöge der 
geograpbifchen Yage und der eigenthiimlichen Berhältnifie gerade des Groß⸗ 
berzogthums Luxemburg die Behandlung insbeſondere diefer Frage einen 
Böbern Grad von Borficht erforderte. Man ermeift der Preußifchen 
Politik nur Geredtigleit, wenn an einer berporragenden 
Stelle ausgeſprochen worden ift, die Preußiſche Politik ſuche 
die Empfindlichkeit der franzöfiihen Nation — natürlid, jo- 
weit e8 mit der eigenen Ehre verträglih ift — zu fchonen. 
Die Brengifhe Politik findet und fand zu einer folden Po— 
litik Anlaß in der gerehten Würdigung der Bedeutung, welche 
die freundjhaftliden Beziehungen zu einem mächtigen und 
ebenbürtigen Nachbarvolke für die ! iedlice Entwidelung 
der deutfhen Frage haben mußten. 

Aus derjelben Rüdficht, die ich hiermit charakterifirt habe, will ich 
mich enthalten, auf den zweiten Theil der nterpellation mit Ja oder 
Nein zu antworten. Der Wortlaut dieſes zweiten Theiles ift ein folcher, 
wie er einer Volksvertretung, die auf dem nationalen Boden fteht, wohl 
anftehen mag; er gehört aber nicht der Sprache der Diplomaten an, wie 
fie in Behandlung internationaler Beziehungen, jo lange Ddiefelben im 
friedlichen Wege erhalten werden können, geführt zu werden pflegt. 

Was den erften Theil der nterpellation betrifft, jo will ich das 
Sadwerhältnig, ſoweit e8 zur Kenntniß der Königlichen Regierung ges 
kommen ift, offen darlegen. 

Die Königlihe Regierung bat keinen Anlaß anzunehmen, 
daß ein Abſchluß über das künftige Schidjal des Großherzog: 
thums bereits erjolgt jei; fie kann das Gegentheil natitrlich nicht mit 
Beftimmtheit verfihern, fie kann auch nicht mit Beftimmtheit willen, ob, 
wenn er noch nicht erfolgt wäre, er vielleicht unmittelbar bevorftände. 
Die einzigen Borgänge, durch welche die Königliche Regierung veranlaßt 
gemwefen i. geſchäftlich Kenntniß von diefer Frage zu nehmen, find folgende. 

Bor wenig Tagen hat Seine Majeflät der König der Niederlande 
den im Haag accreditirten Königlich Preußifchen Geſandten mündlich in 
die Rage gefegt, fich darüber zu äußern, wie die Preußifche Negierun 
es auffaffen würde, wenn Seine Niederländifhe Majeftät Sid 
der Souveränetät über da8 Großherzogthum Luxemburg ent- 
äußerten. Der Graf Perponder, unjer Gefandter im Haag, ift angewiejen 
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worden, darauf zu antworten, daß die Königliche Regierung und ihre Bunbes- 
genoflen im Augenblid überhaupt feinen Beruf hätten, ich über dieje Frage 
u ÄAußern, daß fie Seiner Majeftät die Verantwortlichkeit für die eigenen 
S andlungen felbft überlaffen müßten, und daß die Königliche i 
bevor fie ſich Über die Frage äußern würde, wenn fie genöthigt wäre, es zu 
thun, fich jedenfalls vorher verfidern würde, wie die Frage von 
ihren deutſchen Bundesgenoffen, wie fie von den Mitunter 
zeichnern der Verträge von 1839 und wie fie von der dffent- 
lihen Meinung in Deutſchland, welche gerade im gegenwärtigen 
Augenblid in der Geftalt dieier hohen Berfammlung ein an» 
gemeſſenes Organ befigt, aufgefaßt werden würde. 

Die zweite Thatfacye war diejenige, daß die Königlich niederländiſche 
Regierung durch ihren hiefigen Geſandten uns ihre guten Dienfte behufs der 
von ihr vorausgefegten Verhandlungen Preußens mit Frankreich über das 
Großberzogthuum Luxemburg anbot. Wir haben darauf geantwortet, daß wir 
nicht in der Rage wären, von diefen guten Dienſten Gebrauch zu machen, 
weil Verhandlungen diefer Art nicht ſchwebten. 

In diefer Tage, meine Herren, befindet ſich, fjoviel der Königlichen 
Regierung befannt ift, die Sache noch in diefer Stunde. Ich betone, foviel 
ihr befannt ift, und beziehe mich auf das zurüd, was ich kurz vorher über 
die Möglichteit eines Abſchluſſes gejagt habe. Sie werden nicht von mir 
verlangen, daß ich in diefem Augenblicke — ähnlich wie e8 einem Bolls- 
vertreter, einer Vollksvertretung geftattet ift, — über bie Abfichten und 
Entſchlüſſe der Königlichen Regierung und ihrer Bundesgenoflen in dieſem 
und in jenem Falle in der Deffentlichteit Erklärungen abgeben folle. Die 
verbündeten NRegierungen glauben, daß keine fremde Madt 
zweifelloje Rechte deutfcher Staaten und deutſcher Bevölte- 
rungen beeinträchtigen werde; fie hoffen im Stande zu jein, 
ſolche Rechte zu wahren und zu ſchützen auf dem Lege fried- 
liher Berbandlungen und ohne Gefährdung der freundfchaft- 
lichen Beziehungen, in welchen fih Deutfhland bisher zur Ge— 
nugtbuung der verbündeten Regierungen mit feinen Nachbaren 
befindet. Sie werden fih diejer Hoffnungen um fo ficherer 
bingeben können, je mehr das eintrifft, was der Herr Inter⸗ 
pellant vorher zu meiner Freude andeutete, dak wir durch 
unjere Berathbungen das unerfhütterlihe Vertrauen, den un— 
aerreißbaren BZufammenbang des deutfhen Bolles mit jeinen 

egierungen und unter feinen Regierungen bethätigen werden. 


Biplomatifche Erörterungen über Suremburg. 


3. April. Der franzöfifche Gejandte im Haag an Marquis de Moufier. 

„Graf Berponder hat im Namen feiner Regierung dem Miniker 
van Zuylen eine Mittbeilung gemacht, burch melde er ungeachtet der Uner- 
fennung des Rechts des Königs von Holland Über das Großherzogtum unter 
feiner Verantwortung zu verfügen, die Aufmerkſamkeit deſſelben auf deu Zuftand 
ber öffentlichen Meinung in Deutihland und auf bie Schwierigkeiten lenkte, 
welche baraus fich ergebe Tönnten. Der Minifter hat geantwortet, daß er dem 
Könige davon Mittheilung machen werde.“ 
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6. April. Minifter Mouftier an Benebdetti. 


„Die Interpellationen, melde im Norbbeutihen Parlamente ſtattgefunden 
baben unb bie Antwort des Minifter- Präfidenten waren geeignet, unjere volle 
Beachtung in Anspruch zu nehmen, Entichloffen, gegenüber unvorfichtigen Erre- 
gungen ruhig zu bleiben und überzeugt, baß bei dem Mangel jebes offiziellen 
Schrittes und jeder amtlichen Mitteilung zwifchen uns und bem Berliner Ka- 
binet Niemanb uns birect in bieje Angelegenheit hineinziehen kann, enthalten wir 
uns, die theoretiichen ragen, die bei den Interpellationen zur Sprache gelommen 
find, zu prüfen. Wir wollen nicht den Behauptungen widerſprechende Behaup- 
tungen entgegenftellen, und nicht denen, welche geneigt find, Yuremburg als eine 
beutiche Provinz zu betrachten, unfere entgegengeießten Auffafjungen ins Gebächtniß 
rufen. Ich halte e8 für wichtiger, bie prinzipiellen Erklärungen des Miniſter⸗ 
Präfidenten felbft Über bie fchwierige Frage zu betonen. (E8 folgt eine Aufzäh⸗ 
hıng der vom Grafen Bismard eingeräumten Punkte.) 

Diefe Erklärungen baben eine hohe Bedeutung als Beſtandtheil bes neuen 
europäiichen Rechts. 

Wir legen anberfeits großes Gewicht auf die Worte, mit welchen Herr 
von Bismard verkündet bat, daß Die preußiſche Politik die Empfinblichleiten bes 
franzöfiihen Volles zu fchonen wünſche, und daß bie preußiiche Regierung den 
Grund zu einer ſolchen Politik in ber gerechten Würdigung der Wichtigleit feind- 
Iiher und freundlicher Beziehungen zu einer benachbarten Nation finde. Herr 
von Bismard wird Ihnen gewiß zur gegebenen Stunde Beweiſe ber praftifchen 
Bedeutung geben, bie er biefen Worten, welche nicht blos höfliche Redensarten 
fein Können, beilegte. Dieſelben fteben in voller Uebereinfiimmung mit den Ge⸗ 
finnungen und Abdfichten, welche der Minifter - Präfivent in feinen vertraulichen 
Unterbaltungen mit Ihnen ſtets bezeugt bat, und welche uns volles Vertrauen zu 
ihm eingeflößt haben. Ohne directe vertrauliche Mittheilungen zu provociren, 
beren Werth durch ihre Freiwilligkeit gefteigert wird, wollen Sie mid), ſobald 
Sie dazu in der Lage fein werben, von ben Abfichten des Berliner Kabinets 
über Alles, was zur Befefligung bes europäifchen Friedens dienen kann, unter- 
richten. Ich braude Ihnen nicht zu jagen, wie ſehr unjere Wünfche auf biejes 
Ziel gerichtet find, noch auch an die Beweiſe zu erinnern, bie wir von unferer 
Mäßigung und unſerer Achtung vor dem Rechte Deutſchlands, fi in feinen 
Grenzen und nad feinen Neigungen frei einzurichten, gegeben baten. — Ich 
überlaffe Ihrer Erwägung, in welchem Maße Sie von bieler Depeche Gebraud) 
machen wollen.” 


5. April. Erklärung des holländiſchen Minifterd van Zuylen 
auf eine Snterpellation. 


— — Er wiffe, daß ber Großherzog die Frage wegen Luremburgs ernftlich 
und genau unterjucht habe, und baß er nach langer Unterfuchung zu ber Ueber- 
zeugung gelommen fei, daß das Jutereffe von Holland die Trennung der dyna⸗ 
ftiigden Verbindung, die, wenn auch noch fo ſchwach, zwiſchen den Nieberlanten 
uub Luxemburg befteht, verlange. Bon der Vorfpiegelung von Millionen und 
Schägen, beren man erwähnt hat, ift durchaus Feine Rede geweien. Wenn eine 
Entiehädigung gefordert worden wäre, jo würde biefe fo gering gemeien fein, bat 
fie noch nicht die Hälfte würbe betragen haben von den Domänen, die 1866 
zuerfannt wurden. Der Minifter giebt zu, baß Holland fein Interefle in ber 
Zuremburgifchen Frage habe, jeboch uur in der Vorausſetzung, daß die Verhält- 
niffe von Limburg genügend und vollfländig geregelt feien. Er babe bei ber 
preußiichen Regierung im Intereffe eines guten Einverflänbniffes zwiſchen Holland 
und Frankreich, ſowie zwiſchen Holland und Preußen darauf gebrungen, daß alle 
Beichwerben, welche aus den Berhältnifien von Luremburg erwachſen könnten, 
bejeitigt würden; Preußen babe in biejer Beziehung bie ausführlichfte Erklärung 
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gegeben. Der Minifter verlieft hierauf folgende Depeche bes holländiſchen Ge⸗ 
fandten in Berlin: 

„Kerr Graf Bismard, welchen ich heut interpellirte, ermächtigt meich, im 
feinem Namen zu erliären, baß bie preußifche Regierung ——— als vellkändig 
gelöft betrachte aus jeder politischen Verbindung mit Deutfchlanb, unb ba fie 
geneigt jei, dieſes demnächſt durch irgend ein officielles Document zu beflätigen, 
obgleich fie biefe Formalität für überfläffig hält, nach dem Botum bes beutichen 
Barlaments.” Der Minifter fließt: „Ich glaube, daß ich das Ziel ber bollän- 
diſchen Regierung deutlich kundgegeben habe.“ 


8 April. Mittheilung der franzöſiſchen Negierung an 
den legislativen Körper. 


8. April. Erllärung des Miniſtere Marquis de Mouftier (auf eime 
Inteipellation 3. Favre's). 


Bon ber tiefen Ueberzeugung burchbrungen, daß bie wahrhaften und bauern- 
ben Intereffen Frankreichs in der Erhaltung bes europäifchen Friedens Liegen, 
baß die Kaiferliche Negierung in ihren internationalen Beziehungen nur vom 
Gedanken der Berjöhnlichleit geleitet fein darf, bat fie auch aus freiem Antrieb 
biefe Frage nicht in Anregung gebradt. Die unbeftimmte Stellung von Limburg 
und Luremburg bat eine Mittheilung bes Haager Cabinets an bie franzöfliche 
Regierung veranlaft. Die beiden Herriher famen auch in bie Lage Über ben 
Berg Luxemburgs ihre Anfichten auszutaufchen. Uebrigens hatten biefe Belpre- 
ungen (pourparlers) noch feinen offiziellen Charakter angenommen, als, von 
bem König der Niederlande über ihre Anficht veftagt, bie preußiſche Regierung 
bie Beftimmungen bes Vertrags von 1839 anrief. Getreu den Prinzipien, welche 
ſtets unfere Politik geleitet, haben wir die Möglichkeit dieſes Gebietserwerb® nie- 
mals anders als unter brei Bedingungen verftanden: bie freie Zuſtimm bes 
Großherzogs von Luremburg, die Ioyale Prüfung ber Interefien der —— — 
ber durch eine allgemeine Abſtimmung kundgegebene Wunſch der Bevöllerung 
Wir find alſo geneigt, im Verein mit den andern Cabineten Europas, die Claufeln 
bes Vertrags von 1839 zu prüfen. Wir werben bei diefer Prüfung mit ber ver- 
föhnlichften Geſinnung zu Werke geben, unb wir glauben feft, daß ber europätiche 
Friede durch den Zwiſchenfall nicht geftört werben wirb. 


8. April. Minifter de Monftier an ben Geſandten im Haag. 


„Die franzöfifche Regierung hat erflärt, fie wolle eine Prüfung der Ber⸗ 
träge von 1839 zulaſſen, fie hat aber feine Initiative ergriffen und wil 
leinen Schritt bei den Mächten tbun. Sie will in biefem Augenblide Alles 
vermeiden, was eine birecte Berhbandlung mit Preußen begründen 
könnte. Es beftebt zwifhen Preußen und Frankreich glädlider 
Deije feine Frage. Wir bitten deshalb die Holländiſche Regierung forgfältig 
Alles zu vermeiden, was irgend einen Zwiſchenfall herbeiführen Könnte.” 


Frankreich regt bei England das Aufbören der 
preußiiden Beſatzung in Zuremburg an. 


10. April. Mittbeilung des englifhen Miniſters ford Stanley an ben 
engliſchen Botfchafter in Paris Lorb Cowley. 

„Der franzöfiiche Botſchafter befuchte mich heute Vormittag und tbeilte zur 
ben wejentlichen Inhalt einer von M. Mouftier empfangenen Depeiche mit. Dice 
jagt im anfange, daß bie Stellung Luremburgs und refp. Limburgs beim 
des beutihen Krieges, ber dem beutichen Bunde ein Enbe machte, zweifelhaft ge 
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blieben fei; daß Frankreich fih enthalten habe, Preußen Borftellungen bezüglich 
biefer Provinzen zu machen, und es ſich auf bie Reblichkeit Preußens in Bezu 
auf deren zutüuftige Lage verlaffen habe; und daß bie franzöfliche Regierung na 
wie vor jebe Abfidı, Preußen zu beleidigen ober zu reizen auf das Entichiedenfie 
in Abrede flele.... M. de Mouftier fchreibt ferner, Graf Bismard habe 
ſelber eingeflanden, daß jeit ber Auflöfung des beutfchen Bundes jedes feiner 
Ritgfieber feine volle: jonveräne Altionsfreiheit wiebererlangt habe, unb baß weder 
Regierung noch Bolt von Luremburg ven Wunfch bege, in ben neuen, unter 
Breufens Oberhoheit gebildeten Bund einzutreten, daß andererſeits bie preußifche 
Regierung entichloffen fei, feine Breifion in biefer Richtung auszuüben. 

Nachdem Fürſt Latour d'Auvergne mir ben Inhalt dieſer Depeiche 
mitgetheilt hatte, gab er feine perfönliche Meinung dahin ab, daß die franzöfiiche 
Regierung früher ober fpäter auf dem Abzug der preußiſchen Beſatzung 
aus Luremburg werde beftehen müſſen. Ich frug, weshalb jet gegen 
dieſe preußifche Beſatzung Einwenbungen erhoben werben, nachdem fie jo viele 
Jahre in Luremburg geftanden hätte. Darauf erwiberte er, bie Verhältniffe in 
Deutſchland feien total verändert; ber alte Bunb hate lediglich zu befenfiven 
Aweden beftanden; feine Mafchinerie fei, vermöge des aus verichiedenen Kon- 
tingenten zufammengejegten Bunbesheeres, eine lompfizirte, feine Aftion eine 
Iangfame geweſen; die Rage fei eine ganz andere geworben; Preußen 
vereinige alle Kraft in feiner Hand, und Luremburg im Befige 
einer preußifhen Beſatzung würde für Deutihland binfort nicht 
mehr eine bloße befenfive, fondern eine offenfine Poſition gegen 
Frankreich fein.“ 


13. April. DMinifter de Mouftier an Benedetti: 

— — — „Bir können uns von Seiten Englands der freundichaftlichften 
Senne erfreuen; bie beiden anderen Großmächte fcheinen uns auch mehr und 
mehr günftig geſtimmt zu werben, — fie zollen unjerer Mäßigung Anerkennung. 
Alle une gugehenben Andeutungen zielen auf Die Jurüdziehbung ber preu- 
Bifhen Sarnifon aus Turemburg — Die Mächte feinen ſich darüber 
vertraulich beiprochen zu haben und geneigt, in Berlin zu verfteben zu geben, 
Daß es billig wäre auf unfere Würbe und nnfere Interefien Rückficht zu nehmen.“ 


Die öffentlihe Meinung in Deutſchland. 


13. April Der engliſche Botſchafter in Berlin Lord Loftus an Lorb 
Stanley: 

„Die Aufregung, die in allen Schichten der Berliner Geſellſchaft über bie 

Luremburger Frage entftanden fei, habe etwas nachgelafien, body ftebe der Ent- 

ſchluß feſt, ih jeder aggreſſiven Forderung Frankreichs zu wiber- 


je tzen.“ 
Erſte Aufnahme des Vorſchlags der Räumung 
Luxemburgs Seitens Preußens. 


15. April. Lord Stanley an Lord Cowley: 

„Graf Bernftorff befuchte mich heute Nachmittag und theilte mir ven weient- 
lichen Inhalt einer vom Grafen Bismard eingetroffenen Depefche mit. Graf 
Bismard Schreibt, er babe gehört, daß von verfchiedenen Seiten der Gedanfe 
ausgeſprochen worben jei, ale ob die Neutralifirung Luremburgs und bie Aus- 
ſchließung jeber fremden Beſatzung aus der Feftung zur Baſis eines Arrangements 

emacht werben könne. In Betreff biefes Planes ſchreibt Graf Bismard, 
Brenßen befinde fi, bei der gegenwärtigen Sachlage in Deutſch— 
land, nicht im Stande, in eine Trennung Luremburgs von Deutfd- 
Ianb, unter was immer für einer Form, ober in die Räumung ber 
Feſtung zu willigen.“ 
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15. April. Stellung Frankreichs zu der Berwidelung 
wegen Zuremburg®. 


Depeſche Mouſtiers an die Geſandten in London, Wien, Florenz 
und Peterdburg. 


Nah einer NRecapitulation ber bisherigen Bhafen ber Verhaudlung führt 
die Depeiche fort: 

— „Ich lege Werth darauf auszufprechen, daß wir unfererjeits feine Jede 
territorialer Vergrößerung hatten, daß wir nur barauf bedacht waren, umferen 
Grenzen ihre nothwendige Sicherheit zu geben. — — Wir batten insbejoubere 
nicht die Abficht, Preußen zu beunrubigen ober zu verlegen, und die vertrauliche 
Beiprehungen, welche bi8 zum legten Augenblide zwifchen unjerem Botjchafter 
in Berlin und bem Premierminifter bes Königs Wilhelm flattgefunden hatten, 
waren ber Art, daß über uufere Abfichten Leine Ungewißheit auf Seiten des 
Grafen Bismard beftehen founte. Undererfeits glaubten wir alles Recht 
zu ber Borausfegung zu haben, daß Preußen in jeinen DBezie- 
bungen uns gegenüber nur freundſchaftliche und uninterejfirte 
Stimmungen walten lajjfen wollte, und daß es auf die Nothwen- 
digfeiten unferer defenfiven Lage alle Rüdficht zu nebmen bereit 
fei. Wir haben daher nicht angenommen, daß Preußen jeine Garnifonen in 
Luremburg aufrecht erhalten wollte: wir burften vielmehr glauben, daß es das 
mehr politifhe, als territoriale Arrangement, durch weldes auf 
frieblihdem Wege das Großherzogthum Luremburg an Frankreich 

elangen Sollte, als Gelegenheit betrachten würbe, zwiſchen 
D eutfhland und uns gegenfeitige gute Beziehungen zu grünben, 
melde der Ruhe Europas ernſte Bürgfchaften gewähren würden. 
Wir find deshalb weit entfernt, aus einer Kombination, welche für uns ein Pfand 
bes Triebens jein follte, jegt einen Kriegsanlaß zu machen. Auch baben wir 
uns ohne Zögern zur Prüfung der Berträge in Gemeinichaft mit Europa bereut 
erflätt. — Da unfere Fürforge ausfhließlih auf die Sicherheit 
unferer Grenzen gerichtet ift, fe werden wir von voruberein feine 
Kombination ausjhließen, welche uns in dieſer Beziehung aus— 
treibende Bürgſchaften gewährt.“ 


17. April. Vorſchläge Defterreichd zur Löſung der Frage. 
Lord Stanley au Lorb Cowley. 


„Herr von Beuft jchlägt zwei Baſen vor, auf denen eine Bermittelung 
proponirt werben koͤnnte; Die erſte würde den König von Hollaub im Beſitze 
Zuremburgs laffen, die zweite würbe biefes Belgien übergeben, melches 
als Erjat einen gewiſſen Theil feines Gebiets an Frankreich abtreten würde; in 
jebem biefer beiden Fälle würde Preußen die Feftung zu räumen baben 
Graf Bismard, fo bemerkte Graf Apponyi, babe fich zu einem Arrangement 
eneigt gezeigt und ber zweiten Alternative den Borzug gegeben, während in 

aris bie erfte als bie befiere gehalten werbe, iniofern als der Kaifer erklärt 
‚ babe, daß er keinen Wunſch nad Gebietsvergrößerung bege ... Vom Graien 

Apponyi befragt, was ich über Herrn v. Beuſt's Borfchläge denke, ermiederte 
ih, daß ich Grund zu glauben babe, daß Preußen nicht in eine Räumung der 
Seftung willigen und eben fo wenig der König von Belgien einem Gebietsausiauſch 
feine Zuftimmung geben werde. Da Se. Ercellenz Zweifel in bie Richtiger 
meiner erften Aeußerung ausbrüdte, theilte ich ihm vertraulich mit, was ] 
Bernftorff mir am 15. d. gefagt. Auf feine weitere Anfrage, wie Die Transaktien 
von ber britifchen Regierung aufgefaßt werben würbe, für ben Kal, daß Preußen 
fih geneigt erweije, erwieberte ih, einer pofitiven Antwort ausweichenb, es fei 
überflüffig, eventuelle Löfungen zu bislutiren, bevor es nicht feſtſtehe, daß Preußen 
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feine, in ber vergangenen Woche in fo pofitiver Weiſe ausgeſprochene Anficht 
geändert habe. Wenn biejes geichehen, werbe bie britiihe Regierung gerne jeden 
Borichlag, der den Frieden zu wahren berufen fei, in Erwägung zieben. 


17. April. Englifhe Borftellungen an Preußen. 


17. April. Lorb Stanley an Lorb Loftus. 


Er habe aus Graf Bernftorffs Mittbeifung mit Bedauern erfehen, wie 
geringe Hoffnung auf einen friebfihen Ausgleih vorhanden fei. Aber es wäre 
boch eigenthümlich, wenn ein Ausweg nicht aufgefunden werben Könnte, obwohl 
von Preußiſcher Seite ein folder nicht angebeutet werden Könnte! „Breufßens 
Imterefien find in dem Refultate mehr als die irgend eines anderen Theiles 
Deutihlande involoirt. Es bat eine lange Seefüfte unb Häfen zu vertheibigen, 
während bie Jahreszeit Flottenoperationen günſtig ifl; es befitst nicht die Mittel, 
einem Drude ber franzöftichen Flotte an ben eigenen Küften Wiberftanb zu Ieiften, 
und bie Berwüftungen, weldhe Die Uebermacht Frankreiche zur See auf dem Ge⸗ 
biete bes deutſchen Handels nicht allein in Europa, ſondern auch auf andern 
Gebieten feiner Thätigkeit anzurichten vermöchte, dürfte eine ſehr ernfte finanzielle 
Krife in Deutfhland hervorbringen.” Es wäre daher wünſchenswerth, daß Breußen 
diefe Punkte in VBerlidfichtigung ziehe. Die breite Regierung ihrerfeits wolle 
fein Urtheil über bie zwifcden Preußen unb Frankreich ſchwebende Frage, fo wie 
fie jetst ftehe, ausſprechen. 


18. April. Bismards Rüdjiht auf die öffentlihe Stim- 
mung in Deutſchland. 


18. April. Lord Stauley an Korb Loftus. 


Straf Bernftorff fei fo eben bei ihm gemefen und babe ihm den weſent⸗ 
Iihen Inhalt einer Depeiche des Grafen Bismard mitgetheilt, in ber er ſchreibt, 
„baß er zwar perjönlich fi) dem Vorſchlage des Herrn v. Beuft nicht wiberfegen 
wolle, auf benjelben aber nur foweit eingeben könne, als bie öffentfiche Stimmung 
Deutſchlands es geftatte. Diefe laſſe fih nur anf dem Wege ber Erfahrung er- 
mitteln, bis zur Stunde aber fei, fo viel er fehe, es nicht wahrſcheinlich, daß 
Diefe unerläßlicde Bedingung erfüllt werde, und besbalb inne er unter ben 
gegenwärtigen Umſtänden nur am Status quo feſthalten.“ 


19. April. Lord Stanley an Lorb Loftus: 


Da eine friedliche Löſung lediglich von ber Offupation ber Feſtung abhänge, 

follte die preußifche Regierung doch erwägen, ob fie in biefem Punkte nicht nach⸗ 
eben könne, „Die franzöfiiche Regierung gründet ihren Wiberfiand auf das 
erbleiben der Feftung in den Händen Preußens auf ihre angebliche Beflirchtung, 

Daß fie eine fortwährende Drohung für die Sicherheit der franzöfiichen Grenze 
fein werbe; und wofern bie preußifche Regierung Anfland nehmen follte, ihre 
Zruppen zurüdzuzieben, würbe dies in Frankreich als eine geheime Abficht ge- 
deutet werten, bie Feſtung früher ober fpäter zu aggreifiven Zwecken gegen 
Sranfreih zu benugen. Wenn dieſer Punkt zur Befriedigung ber Frampöfticen 
Hegierung erledigt wäre, würbe das weitere Schidfal ber Feftung berfelben gleich- 
gültig fein. Ich möchte Ew. Exc. erfuhen, dem Grafen Bismard vertraufich 
dieſe Anfiht der Frage vorzulegen und ihm Das VBebauern nit zu ver- 
hbeblen, mit dem J. M. Regierung den Ausbruch eines Krieges 
zwifhen Sranlreih und Preußen um ein Objelt von anſcheinend 
jo geringem praltifden Werthe fehen würde, zumal da ein der— 
artiger Krieg bie Konfolibirung Deutſchlandse, die in letzter Zeit 
fo große Fortſchritte gemacht, nothwendigerweife verzögern würde, 


Fuürſt Bismard. 43 
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Sollte Graf Bismard von Berlin abweienb fein, bann bliebe e8 bem Ermeffen 
Ew. Exe. aubeimgeftellt, mit bem König von Preußen birelt im Geiſte biefer 
Depeiche zu ſprechen.“ — 


Bermittelungsverjuhe Defterreihs in Paris 
und Berlin. 
19. April. Lord Cowley an Lord Stanley. 


Fürſt Metternich babe die Anfrage geftellt, ob bie franzöfiiche Regierung 
in ein Ablommen willigen wärbe, beflen Baſis bie Neutralität Luremburge ober 
bie Annectirung befjelben an Belgien, gegen Abtretung beigijchen Gebiets an 
Frankreich wäre. Darauf babe ber Kaifer fi dahin geäußert, daß jedwedes 
urrangement, weldhes ben Abzug der Preußen aus Lurembnrg in 
ſich ſchlöſſe, bei der Faiferlihen Regierung eine mehr als blos nad- 
fihtige Aufnahme finden, daß der Kaifer aber unter keiner Bebingung eine 
Gebietövermehrung annehmen wlrbe. Darauf bin babe Herr v. Beuft —* 
nungen in Berlin gemacht, woſelbſt fie günſtig aufgenommen worden feien. Auch 
Für Gortſchakoff habe, obwohl er feine Initiative Preußen gegenüber er- 
greifen gewollt, das Verſprechen gegeben, jeben im Interefie des Friedens ge- 
machten Vorſchlag zu unterflügen, und mwenn bie britiihe Regierung ihre Rath- 
fchläge den öfterreichiihen und ruffiichen zugejellen wollte, fiche fi$ beffen, daß 
die preußiiche Regierung fich zu Konzefflonen berbeilaffen werbe, welche Die gerechten 
Empfinblichleiten Frankreichs befriebigen bürften. — Ich bemerkte, daß die von 
IM. Regierung von Berlin erhaltenen Berichte nicht geeignet jeien, die Hoffnung 
auf Zugeflänbniffe von Seiten Preußens zu erhöhen; worauf M.de Moufier 
erwiderte, er wille zwar, daß bies bie Eindrücke ber britiſchen Regierung feien, 
daß er aber trotbem ben Moment zur Verwendung von Ew. Lorbihaft freunb- 
lichen Dienften in Berlin für günftig erachte und bie fefte Hoffnung bege, daß 
Sie diefelben nicht zurüdhalten werben. 


20. April. Lord Stanley an Lord Eowley: 


Der Vorſchlag, Luremburg an Belgien abzutreten und Frankreich durch bel⸗ 
giſches Gebiet zu entſchädigen, Fnne fortan nicht mehr berüdfichtigt werden, ba 
Belgien nichts abtreten und Frankreich nichts annehmen wolle. Dagegen wären, 
vorausgefet immer, daß Preußen bie Feſtuug räumen werde, drei 
möglich: a) bie abſolute und intakte Ueberweiſung der Feſtung an ben König 
von Holland, b) Ueberweiſung derſelben an denſelben nach voransgegangener 
Schleifung der Werke, c) Uebertragung der Feftung an Belgien mit gleichzeitiger 
Ueberweifung bes übrigen Inremburger Gebiets an daſſelbe oder auch ohne bieie 
Ueberweiſung. Die britifche Regierung glaubt, baß biefe Punkte als Grundlage 
weiterer Srörterungen geeignet ſeien. 


Rußlands Vorſchläge zueinerKonferenzin London. 


23. April. Lord Stanley an Lorb Cowley: 


Bon Petersburg fei ber birelte Vorſchlag zu einer Konferenz ia 
London auf Örundlage einer garantirten Neutralifation Lugem- 
burgs, in London eingetroffen. Lord Stanley fei bamit einverſtanden, aber 
e8 würde eine ſolche Konferenz offenbar nutzlos fein, wofern nicht beibe ſtrei⸗ 
tende Theile voraus erllären, baf fie ihren gegenwärtigen $or- 
berungen entfagen wollen, wenn dies auf der Kouferenz von ihnen 
geforbert werben follte. Lorb Cowley ſowohl wie Lord A. Loftus werben 
demgemäß von Lorb Stanley aufgeforbert, fih in Paris und Berlin bie Ge⸗ 
wißkeit zu verichaffen, ob bie reipeltiven Regierungen im Interefle des Friebdens 
zu einer folden Eutfagung geneigt jeien. 
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26. April. Der franzöflihe Botichafter in Petersburg an Monftier. 


„Prinz Gortſchakoff bat fo eben Preußens Zuftimmung zur Eröffnung 
einer Conferenz in London erhalten, auf der Grundlage der Nentralifation 
euremburgs unter Garantie Europas. Nah ber Anficht des Kanzlers 
würde diefe Kombination die Räumung der Feſtung in fich ſchließen.“ 


Graf Bismard lehnt die vorherige bindende Aner- 
fennung der Beichlüffe einer Konferenz ab: 


2. April. Lord Stanley an Lorb Cowley: 


Graf Bismard habe fi bisher nicht verpflichten wollen bie even- 
tnelle Entfheibung der Conferenz als bindend für Preußen anzu— 
erfennen, er wolle zwar alles, was in feinen Kräften ftehe, thun, um bie öffent« 
liche Meinung in Deutichland geneigt zu machen (to prepare), aber voraus 
fi binden, das fönne Preußen nicht. Dies habe Bernftorff ibm (Stanley) 
bente mitgetheilt, worauf er fein Bedauern ausgeſprochen habe, au einer Con⸗ 
ferenz feinen Antbeil nehmen zu Innen, beren Enticheibung von einem ber 
Hauptbetheiligten nicht als bindend betrachtet werben könne. Graf Bernftorff 
verficherte, daß er von der Unparteilichleit der englifchen Regierung in biefer An- 
gelegenheit überzeugt, über ben von Lorb Stanley angeregten Hauptgrund aber 
ohne Inftrultionen jei. 


Holland ſoll zur Konferenz einladen. 


27. April. Lord Loftus an Lord Stanley: 


„Ih batte geftern eine Unterretung mit dem Grafen Bismard, in wel- 
cher er bemerkte, daß, obzwar Graf Bernftorff den Meinungen feiner Regierung 
Ausprud gegeben, er ben Hauptpunft vielleicht Doch nicht genug betont habe, 
nämlich bie für Preußen beftehenve Nothwendigkeit, bei ber Behandlung dieſer 
Frage ben nationalen Gefühlen Deutſchlands Rechnung zu tragen und ihnen 
entfprechenb zu handeln. Nachdem ih Se. Ercellenz bie Gefahr der Lage ein- 
dringlich geſchildert, frug ich, „ob Preußen eine europäifche Konferenz auf Grund⸗ 
lage der Neutralifirung Luremburgs jammt der Teilung acceptiven, ober ob Se. 
Excellenz einen andern zur Wahrung bes Friedens geeigneten Weg anbenten 
könne.“ „Darauf ſprach Se. Ercellenz bie aufrichtigften Wünfche für Erbaftung 
Des Friedens aus, mit der Berfiherung, daß Preußen jebwebe ehrenvolle Be⸗ 
Dingung zu einem Arrangement anzunehmen geneigt ſei. Das erfte Erforberniß 
fei, ein Motiv für eine europäiſche Konferenz aufzufinden, und beshalb follte, 
jeiner Meinung nad, Holland fih von wegen ber Lage des Herzog- 
thums an die europäifhen Mächte wenden, damit auf Hollands 
Einlabung hin eine Konferenz zu Stande fomme. Preußen, jo ſprach 
Se. Erc. weiter, ift einer Konferenz nicht abgeneigt, Die es, wenn fle zum Vor⸗ 
flag gelangte, annehmen würde. Unmöglich jeboch fei es für Preußen, vor der 
Konferenz eine Bafls anzunehmen, ober Konzeifionen zu machen, wogegen 
Breußen, Europa und Holland gegenüber auf der Konferenz Zu- 
geftändntifje mahen könnte, die es vor dem Zufammentrittber Kon- 
ferenz zu maden nidt im Stande fei. Alles, was Se. Exc. jagen Fünne, 
jet demnach, daß Preußen in eine Konferenz willigen wirbe, aber ohne Bafis 
und obne vorausgehbende Engagements. Es war fruchtlos, Se. Exc. zu 
einer Abänderung biejes Entichluffes bewegen zu wollen... .” 
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Preußen bereit zu einer Gonferenz: Räumung 
und Schleifung der Feftung unter Boraudjepung 
der Neutralitätderflärung Luxemburgs. 

Graf Wimpffen meldet dem Grafen Bismard, es habe die franzöſiſche 


Regierung dem Fürſten Metternich erflärt, daß fie die Konferenz, auf - 
Bals der NReutralifirung Luremburgs annehme. Graf Bismard ermwiederte 
darauf, Preußen fei dazu gleichfalls bereit und erwarte eine Einladung; 
Preußen fer bereit die Räumung und Schleifung der Feftung 
u — ſtehen, wenn die Konferenz, als Reſultat ihrer Berathungen 
ie 


es wunſchen und ewens für die Neutralität Luremburgs eme 
der belgifchen gleiche Garantie gewähren follte. 


28. April. Lord Cowley an Lorb Stanley: 


9. v. Mouftier babe ihm gejagt, daß, foweit Frankreich betheiligt ſei. 
biefes die Konferenz ohne Schwierigleiten beichiden werbe mit ber Srllärung, baf 
die franzöftihe Regierung fih dem Enbergebuiß ihrer Berathungen fügen werbe, 
wofern privatim und konfidentiell im Voraus feftgefellt werde, Daß die Räumung 
Luremburgs bas Reſultat fein werde. Aus Mittheilungen der Botichafter Defter- 
reihe und Rußlands fei er zu ber Annahme berechtigt, daß bie preußifche Ne⸗ 
gierung zu biefem Zugeftänbniffe auf Grundlage ber Neutralifirung bes Herzog⸗ 
tbums ebenfalls bereit fei, wodurch bie Bebenklichleiten ber britifchen Regierung 
hoffentlich bejeitigt fein werben. Gleichzeitig erllärte Mi. de Mouftier, baß bie 
franzöfifche Regierung die Konferenz am liebſten in Lonbon tagen jehen würde. 


30. April. Wunſch des Königs von Holland, daß eine 
Konferenz berufen werde. 
Telegramm bee Statthalters Prinzen Heinrich an Lord Stanley. 
„Der Stand der Luremburgiichen Angelegenheiten macht eine Revifion des 
Londoner Vertrages von 1839 höchſt wünſchenswerth. Eine Berufung von Re- 
präfentanten ber Großmächte und Hollands nach London erſcheint angemeſſen. 
gute bie engliſche Regierung biefe Meinung theilt, foll ih im Auftrage bes 
nigs⸗Großherzogs Ew. Lordſchaft bitten, bie erforderlichen Schritte zu jenem 
Zwecke thun zu wollen.“ 
30. April. Die engliſche Regierung wünjdt, daß der König: 
Großherzog jelbit die Einladungen ergeben laſſe. 
30. April. Der König von Holland ald Großherzog von 
Zuremburg läßt die Aufforderungen zu der in 
London abzuhaltenden Konferenz über die Luxem— 
burgifhe Frage zum 7. Mai ergehen. 
2. Mat. Graf Bismard erklärt die Bereitwilligfeit Preußens 
zur Theilnahme an der Konferenz und ertheilt dem Bot⸗ 
Ichafter in London die dazu erforderlichen Vollmachten. 


2. Mai. Vorſchlag Englands, Italien und Belgien zur Ken 
ferenz zuzuziehen. 
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4. Mat. Zuftimmung Preußens, fowie der übrigen Mächte. Graf 
Bidmard erklärt als unbedingt wünjchendwerth, daß Die 
Eröffnung der Konferenz feinen Aufſchub erfahre. 


4. Mai. Lord Loftus an Lord Stanley: 


„Graf Bismard erflärte, Daß die Neutralifation bes Großherzogthums 
unter europäiſcher Garantie bie Bedingung fei, unter welcher allein bie Zurück⸗ 
schung ner Garniſon ber äffentliden Meinung in Deutfchland zugängli gemacht 
werben könne.” 


Konferenzen und Rüftungen. 


(Brovinzial» Correspondenz; vom 8. Mai 1867.) 


„Die Nachricht von dem Zufammentritt ber Londoner Couferenz bat bie 
erhöhte Beruhigung nicht gewährt, welche nach ben vorherigen Abfihten und An- 
zeichen davon erwartet werben durfte. 

Zwar lauten bie vorläufigen Mittheilungen in Bezug anf bie Stimmungen 
ber Conferenzmächte gänftig; namentli fol England bie Bebenten, welche es 
gegen die Sicherung einer neutralen Stellung Luremburgs zuerft zu hegen ſchien, 
aufgegeben haben. 

Aber die Ansfihten, welche fih auf die Conferenzberathungen gründen, 
werden durch bie Mittbeilungen geübt, welche über bie Fortdauer franzöftfcher 
NRäfungen im zuverläſſiger Weile eingehen. Diefe Nachrichten befunden, baß 
Frankreich feine Armee nicht bios, wie im amtlichen Blatte angebeitet War, 
auf bie volle regelmäßige Friebensflärte bringt, hinter welcher biefelbe in ber 
legten Zeit zurüdgeblieben war, fonbern buch bie eifrig fortgejeßten Pferbe- 
Anläufe und buch umfaffende Einziehung von Mannfchaften über jene Friedens⸗ 
ſtärle hinaus gebt und feine Armee in einen Stand verſetzt, ber biejelbe über 
das Bedürfniß des Friedens hinaus zu Angriffszweden fähig erfcheinen läßt. 

Unter ſolchen Umſtänden wird tie Preußiiche Regierung neben bem auf- 
nöfigen Wunſche und fortbauernden Beftreben auf Erhaltung bes Friebens ſich 
der Nothwendigkeit ernfter Borfiht und Wachſamkeit nicht verfchließen dürfen. 
Preußen bat bisher feinen Mann einberufen, Fein Pferd gekauft. Es häft auch 
jegt nicht blo8 an bem Wunfce, fonbern auch an der Hoffnung. auf Frieden 
feſt. Die Eonferenz Tann die Erfüllung dieſer Hoffnung bringen; aber biefe 
Möglicgleit Tann für Preußen kein Grund fein, Vorſichtsmaßregeln zu vernach⸗ 
läffigen, welde nur dann unterbleiben könnten, wenn Frankreich, wie man vor 
acht Tagen erwarten durfte, Durch die That eine Sicherheit gewährte, daß es ben 
Frieden in vollem Ernſte erfirebt, nicht blos als Möglichkeit gelten läßt. 

Kur eine fhleunige frieplidhe Entiheibung durch die Con- 
jerenz wird unſere Regierung der Nothwendigkeit überheben 
tönnen, diejenigen Maßregeln ber Borfiht zu ergreifen, welde fie 
Preußens und Deutſchlands Sicherheit jchuldig ih 


Die Londoner Konferenz; über furemburg. 


Die Protocolle der Konferenzen. 


Protokoll Nr. 1. Situng vom 7. Mai 1867. 

Anweſend: für Defterreih Graf Apponyi, für Belgien Herr van de 
Weyer, für Franfreih Fürſt de la Tour b’Auvergne, fir Großbritannien 
ford Stanley, für Italien Marquis d'Azeglio, für Holland unb Luxemburg 
Baron Bentind, Baron v. Tornaco, Herr Servais, für Preußen Graf 
Bernforff, für Rußland Baron Brunnom. 
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Straf Apponyi ftellt ben Antrag, Lord Stanley mit dem VBorfite ber 
Konferenz zu betrauen. 
© Rasbem biefer Vorſchlag einflimmig angenommen worben if, ſpricht Lord 

tanley: 

&ie wir Yun) Me Einfabung, ben Beheiten ber Bonferen, u präßbnen, gegehen 
ed e Einlabung, den Arbeiten ber Kon zu iren, 
haben. Ich hoffe, daß bie Dauer unferer Sitzungen keine lange jein unb daß 
ihr Reſultat in der Herftellung eines dauernden Friedens für Europa befleben 
werbe. Sie haben faft alle vor mir ben Bortheil einer langen Erfahrung in ber 
Diplomatie voraus, und ich zähle auf dieſe Erfahrung und auf die Ratbfchläge, 
die Ste mir gftigft ertheilen werben, um unfere Arbeiten zu leiten, nutzloſe Weit⸗ 
fchweifigleit zu vermeiden und unfere Berathungen einem erfolgreichen Ziele ent- 

zu führen. Ich erlaube mir, ben Herrn Julian Fane, erften Gefanbt- 
Faftefefretär J. Br. Maj. in Parts als Protokollführer vorzuſchlagen.“ 

Der Borihlag wirb einſtimmig angenommen unb Herr Kane introduziri. 

Lord Stanley Ipricht bierauf die Meinung aus, daß die Anmwefenheit bes 
Vertreters Sr. Maj. des Könige von Stalien bei der Konferenz zu ben Erfolgen 
ihrer Berathungen beitragen werbe, weshalb er vorfählägt, den Marquis d'Azeglio 
zur Situng einzulaben. 

Nachdem diefer Borfchlag einflimmig angenommen worben (Baron Bentind 
mit bem Vorbehalt, daß bie Arrangements von 1889 allein Gegenſtand ber Be- 
rathung fein follen), wirb ber Marquis d'Azeglio introbiyzirt und nimmt feinen 
Bla am Konferenztiſche ein. 

Lorb Stanley begrüßt ihn im Namen ber Anweſenden. Der Marquis 
banft Lord Stanley für die zu Gunften Italiens ergriffene Initiative. Italien 
babe von früher kein Recht, gleich ben übrigen Mächten an ber Konferenz Theil 
ve nehmen, und betrachte e8 als eine Rüdficht (deförence) von Ihrer Seite, bie 

bin wertber jet, als jebe andere Berechtigung. 

Die gesolimädtigten verifiziren hierauf ihre Bollmadhten, bie dann zu ben 
Alten der Konferenz gelegt werben. 

Lord Stanley ſpricht hierauf bie Meinung aus, daß, ba bie Konferen; 
anf Einlabung des König- Großherzogs von Luremburg zujfammengetreten fei, 
bie Vertreter des Großherzogs aufgeforbert werben follen, die Gründe zu biefem 
Schritte anzugeben. 

Baron Bentind erflärt ale Erwiderung, baß der Zwed ber Konferenz 
in ber Reviflon der Traltate von 1839 beftehe. 

Lord Stanley meint, es werbe am beften fein, ben Entwurf bes neum 
Traltates zu unterfuchen, au welchem Zwecke er einen Abriß deffelben babe an- 
fertigen und den Bevollmächtigten bereits zuftellen laſſen. 

Die erft geftern angelommenen Iuremburgifchen Bertreter erflären, dieſet 
Dokument jet ihnen noch unbelannt. Herr Kane lieft es vor. (Diefer Traktat- 

ift dem Protokoll der erften Sitzuug angehängt. 

Graf Beruftorff bemerkt, er babe gegen biefen Entwurf im einen 
nichts einzumwenben, boch bemerfe er in ihm eine Abweichung vom Pro⸗ 
gramm, auf deſſen Bafis feine Regierung bie Einladung zur Konferenz ange 
nommen babe, nämlich bie europätidee Garantie für bie KRentralität Luupemburgt. 
Nachdem aber biefes Programm von ſämmtlichen auf ber Konferenz vertretenen 
Mächten zugelaffen und angenonmen worben ſei, halte er fi zu ber Hoffmuns 
berechtigt, daß bie Tüüde bei der Berathung über $. 2 erging werden wirbe. 

e Bevollmächtigten Oeſterreichs, Frankreichs, nflanbe und Hollande 
beftätigen bie Angabe des preußifchen Bevollmächtigten, daß die Neutralität Surem- 
burgs unter einer Kolleltiv- Garantie von allen Mächten als Bafls ber Unter- 
banblungen angenommen worben jei. 

Lord Stanley hebt hervor, daß kraft ber Verträge vom 19. April 183 
das Großherzogthum Luremburg bereit® unter europäiiche Garantie —* ſer 
Was bie Ausdrücke betreffe, die im vorliegenden Traktats⸗Entwurf ſich auf bie 
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für Luxemburg berzuftelleube Neutralität beziehen, fo find biefelben identifch mit 
denen, welche bie Neutralität Belgiens im 7. Artikel bes Aubangs zum Londoner 
Traktat vom 19. April 1839 ansipreden. 

Dagegen hebt Graf Bernitorff hervor, daß ber Traltat von 1839, ob⸗ 
wohl er Xuremburg unter bie Garantie ber Mächte ftelle, deſſen Neutralität nicht 
arantire. Der Unterichieb zwiſchen biefer und ber beigiicen Garantie ſei aber 
(ehe De unb er ſpricht bie Hoffnung aus, baf bie Mächte Luremburg in ber- 
ſelben Weile wie Belgien garantiren werben. 

Die Bevollmächtigten einigen ſich hierauf, den Zraktats- Entwurf Artikel 
für Artikel zu erörtern. 

Die Bräambel wird mit einigen unbebeutenben Abänderungen angenommen. 

Die Berathung Über Artilel I. wirb vertagt, ba die Bevollmächtigten Hol: 
lands unb Luxemburgs ſich Über ihn erft Inftrultionen einholen wollen. 

Man fchreitet nun zur Berathung Über Art. II., ber im Urterte des Ent- 
wurfes folgendermaßen lautet: Le Grand-Duch6 de Luxembourg, dans les 
limites determinges par l’Acte annex6 aux Traites du 19. Avril 1839 
sous la garantie des cours de la Grand- Bretagne, d’Autriche, de France, 
de Prusse, et de Russie, formera d&sormais un Etat perp6tuellement neutre. 

2 sera tenu d’observer cette m&me neutralitö envers tous les 
autres Etats. 

Les Hautes Parties Contractantes s’engagent à respecter le principe 
de Neutralit6 stipul& par le present Article. 

Graf Bernftorff beuntragt als Amenbement am Schluffe diefes Artikels 
folgende Worte hinzuzufügen: „Diejes Prinzip ift und bleibt geftellt unter Sank⸗ 
tion ber kollektiven Garantie der ben Vertrag unterzeichnenden Mächte, mit Aus- 
nahme Belgiens, welches jelber ein neutraler Staat if.“ 

Baron Brunnow erklärt, von feinem Hofe ermächtigt zu fein, dem Prinzip, 
bie Neutralität Luremburgs unter eine Kollektiv - Garantie zu ftellen, vollftänbig 
zuzuftisnmen. Er bofft auf bie Einräumung und einflimmige Aboptirung biejes 
Brinzips als befte Sicherheit, die man für bie Aufrechtbaltung des Friedens in 
Europa bieten könne. 

Graf Apponyi giebt die Erklärung, daB auch feine Regierung die Ga⸗ 
abe, Neutralität Luremburgs als Bafis ber Verhandlungen angenom- 
men . 

Für de la Tour d'Auvergne fagt, en für feine Berfon habe keine 
fpeziellen Inſtruktionen bezüglich der Srage einer Kolleltiv- Garantie, er müſſe 
aber zugeftehen, daß biefe Garantie bis jegt ale Komplement zur Neutraliftrung 
erwähnt worben ſei, und baß der preußiſche Botichafter deshalb zu feinen Be- 
merkungen vollkommen berechtigt fei. 

Hr. van de Weyer, der über biefen Punkt ebenfalls Feine beſonderen 
Inſtruktionen bat, brüdt die Meinung aus, daß, vom allgemein perjünlichen 
Stanbpımlt aus betrachtet, Die Garautie der Neutrafttät Luremburgs als aus ben 
Gejammttraftaten von 1839 hervorgehend betrachtet werben könne. 

Lord Stanley erflärt, ihm würde es lieber fein, wenn Artikel II., jo wie 
er in bem Traltatentwurf ftehe, ohne bas Amendement Bernftorff’8 beibehalten 
würde. Da jeboch bie große Majorität der Bevollmächtigten bie Anficht bes 
Grafen Beruftorff unterftüße, wolle er bei feinen Kollegen anfragen und in 
der nächſten Situng über deren Entipeibung Berit abftatten. 

Die Beratbung Über Artikel III. und IV. wirb auf Anſuchen ber Vertreter 
von Luxemburg vertagt, Artikel V. und VI. aber ohne Disfuffion angenommen, 
die nächſte Sitzung auf den 9. Mai anberaumt. 


Protocol Nr.2. Sigung vom 9. Mai. 
(Alle Konferenzmitglieder anweſend.) 
Marquis d'Azeglio meldet, er fei auf feine Anfrage von feiner Regierung 
ermächtigt worben, ſich bem Prinzipe ber Kollektiv. Garantie anzujchließen. 





680 
1867. 


Lord Sta tanlen erflärt ſeinerſeits, bie britiſche Negierung ſchehze fich am 
Rüdicht für ben einkimmigen Wunſch der übrigen Rächte chef. ebenfalls dem Prizux 
der Kollektio- Garantie an und bemgemäß acceptire er ba Amenbement tet 
Grafen Bernftorff zu Art. II. 

Straf Bernftorff Ipricht feine Ueberzeugung aus (bie —— — 

ſtimmen bier ſämmtlich bei), daß ganz Europa der briti i 

dieſe Nachgiebigleit dankbar ſein werde. 

Baron Bentind beantragt als Zuſatz 9, Art. I,’die Wore: „Die Reqhe, 
welche bie Agnaten bes Hauſes NRaffau Betrefls ber Succeifion im Großkerzg: 
thum kraft jelbiger Zraltate befiken, bleiben gewahrt.“ 

Diefes Amenbement wird einflimmig genehmigt. Run fellt Baron be Ter- 
naco den Antrag in Art. II. einen Parographen einzufchalten, nm bie lemmer 
zielen Rechte bes Großherzogthums und fein Recht, Zollverträge mi den benad- 
karten Staaten abzufchließen, zu ſchützen. 

Graf Bernforff if der fi daß biefe Frage nicht in das Gebiet ba 
Konferenz gehöre. Der betreffende Artifel II. berühre ben beſtehenden Zolitrahet 
eben fo wenig, wie bie lommerziellen Rechte des Großherzogthums im Age: 
meinen. 

Die Venollmädtigten Oeſterreichs, Frankreichs und Rußlands meinen eber- 
falle, daß bie beſproche ne Neutralität eine rein militärifche fei, bie das Medt des 
Gro ofberzogs, Sandelsverträge abzuichließen, nicht weiter beeinträdhtige. 

Darauf zieht Baron v. Tornaco fein Amenbement zurüd. 

Baron Brunnomw beantragt eine Modifikation bes letzten Abjages zes 
Art. III. dahin, daß geiest werde: „Sa Majeste le Roi Grand-Duc se rt- 
serve d’entretenir dans cette ville le nombre de troupes necessaires 
pour y veiller au maintien du bon ordre,“ flatt wie es im —— 
Entwurf heißt: „Promet de n'entretenir dor6navant dans cette que 
le nombre de {roupes necessaires etc.“ Denn in dieſer Yaflung könnte es 
ſcheinen, als ob ber Großherzog Betreff der Zruppenzahl beichränft wärbe, wes 
gegen das Intereſſe ber Stabtbewohner wäre. 

Baron Tornaco hebt bie Uebelflänbe hervor, die ber Stadt Überbemt 
aus biefem Arrangement erwachſen würben. Billiger Weiſe folite man ihr az 
Entſchädigung bewilligen. 

Lord Stanley hält berartige Entihädigungs- Aniprüde unzulälftg. 

Graf Beruftorff besgleichen. 

Baron Brunnow —Aa die Ueberzeugung aus (die anberen Bevolimid- 
tigten fchfießen fi ihr an), daß ber Großherzog bie Intereffen ber Staptbemetmer 

nad) ige berüdfichtigen werde. 
Art. III. wird bierauf mit dem Amenbement bes ruffiiden Bevollmãchtigten 
angenommen. 

Art. IV. handelt von ber Räumung ber Beftung durch die Preußen, aber 

Graf Bernftorff erflärt, er babe von feiner Regierung noch keine Ka 
fung über das Datum, an ben bie Räumung bewerffielligt jein Bane. Dh 
babe er allen Grund, zu glauben, daß fie nicht länger, * abſolnt nochweatiy. 
hinausgeſchoben werden wiürbe. 

Baron Brunnomw hofft, Se. Maj. der König von Preußen werte, tez 
Bünidhen Europa’s Rechnung tragend, bie möglichſt rafche Erledigung ber Frage 
fördern. 

ben Die Fafſung von Artikel IV. wird hierauf anf die nächſte Situmng we.- 


Bei Berathung von Art. V. fhlägt Baron Bruunom vor, den Werke: 
„Les travaux requis à cet eflet commenceront immediatement apıes u 
retraite de la garnison“, folgenbe Worte zuzuſetzen: „Ils s'effectueront are: 
tous les menagements, que röclament les interöts des habitants de !s 
ville. Das würbe für Manchen in ber Stabt von berubigender Wirkung fe.:. 
Der Antrag wird angenommen. 
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Ein anderer von Baron Tornaco bagegen, daß die Koften der Schleifung 
ber Feſtung von ben Tontrahirenden Mächten getragen werben jollen, verworfen, 
nachdem bie Bevollmächtigten Englands und Rußlanbs ihn gerabezu für unzu- 
läffig erklärt hatten. 

Art. VI. wird mit dem Proviſo augenommen, baf der Austaufch ber Ra- 
tifitationen binnen vier Wochen gejchehen müffe. 

Baron Bentind überreiht ben Entwurf einer Erklärung über bie Be⸗ 
ziehungen Luremburge und Limburgs, welche folgender Maßen lautet: „Die 
Unterzeichner des vorliegenden Zraftates erlennen an, daß, nachdem durch bie 
Auflöfung des Deutihen Bundes auch eine Auflöfung der Bande erzeugt wurde, 
welche das Herzogtbum Limburg gemeinfam mit dem Großherzogthum Luremburg 
mit befagtem Deutihen Bunde vereinigte, daraus folge, bat bie (in Art. III., 
IV. und V. bes Traltates vom 19. April 1839 erwähnten) Beziehungen zwiſchen 
dem Großherzogthum und gewifien, zum Herzogthum Limburg gehörenden Ge⸗ 
bieten zu eriftiren aufgehört haben, und baß befagte Gebiete nach wie vor einen 
integrirenden Beſtandtheil des Königreiches ber Niederlande bilden.” Diejes Do- 
fument möge bem Xraltate als ein Zuſatzartikel oder in anderer Yorm ange- 
hängt werben. 

Graf Bernftorff hat Dagegen nichts einzuwenden, eben fo wenig bie an- 
deren Bevollmädtigten. 

Die nächſte Sigung wird auf den 10. anberaumt. 

Die Sitzung vom 10. iſt unbebeutend. Art. IV. kann noch nicht aus- 
gefällt werben. 

Die in der vorigen Sigung angenommene Dellaration Betreffs Limburgs 
wirb als Art. IV. dem Vertrags - Entwurfe beigefügt. 

Baron Bentind ſpricht den Wunſch feiner Regierung aus, es möge im 
Brotololl verzeichnet werben, daß bie bolländifche Regierung den von Seiten bes 
König - Oroßherzogs im gegenwärtigen Bertrage übernommenen Berpflichtungen 
gänzlih fremd jei. 


Protobol Nr. 4. Sigung vom 11, Mai. 


Der belgiſche Bevollmächtigte ftellt das Anfuchen, e8 möge verftanben fein, 
daß Art. III. des Vertrags» Entwurfes bie Rechte der anderen neutralen Mächte 
Betreffs Erhaltung unb eventueller Berflärkung ihrer Seftungen und fonftigen 
Bertbeidigungsmittel nicht berühre. 

Wird einflinmig angenommen und beſchlofſen, baß eine bezügliche Dekla⸗ 
ration von ſämmtlichen Bevollmächtigten der Konferenz gezeichnet werbe. 

Lord Stanley bierauf, fo jeien benn alle Artifel erlevigt bis auf bie 
Fafſung von Art. IV. (Termin ber Räumung). Se. Majeftät der König von 
Breußen babe erklärt, daß bie in ber Feſtung Luremburg actuel in Garnifon 
ſtehenden Truppen bie Räumung unmittelbar nach vollgogener Ratificirung des 

egenwärtigen Traktates beginnen follen. Gleichzeitig folle bie Abführung ber 

rtillerie, Munition und aller übrigen Egnipirungsftüde der Feſtung in Angriff 
enommen werben. Und follen während biefer Operation nicht mehr Truppen 
in der Yeftung verbleiben, als für die Sicherheit und fchnelle Abführung bes 
Kriegsmaterial® erforderlich ift, welche Abführung im möglichft kurzer Zeit voll 
enbet jein fol. 

Art. IV. wird, jo fiylifirt, einflimmig angenommen. Dann folgen bie 
Formalitäten der Signatur mit den Initialen ber Bevollmächtigten. 

Schließlich {priht Baron Brunnow dem Borfigenden, Lord Stanley, ben 
Dank der VBerfammlung für feine umſichtsvolle Leitung ber Berathungen aus. 
® Sämmtlihe Anweſenden fiimmen ein, Lord Stanley erwibert in wenigen 

orten. 

In der 5. Sitzung vom 13. Mai wird bie Unterzeichnung vorgenommen 
und dem Brotolollführer der Dank ber Berfammelten ausgeiprodden. — Die 6., 
am 31. Mai, ift dem Austaufch der NRatifilationen gewibmet. 


682 
1867. 


11. Mai. Londoner Vertrag über Luremburg. 


Im Namen ber allerheiligſten und untheilbaren Dreifaltigkeit: 

Seine Majeflät ber König ber Nieberlande, Großherzog von Pupemiinrz 
bat mit Rückſichtnahme auf bie Beränberung, welche in ber Lage bes Großherzez 
thums veranlaßt wurde, in Folge der Anflöfung der Bande, welche bafiefbe mir 
bem früheren deutſchen Bunde verknüpften, Ihre Majeftäten den Kaifer der Frau- 
zofen, den Kaifer von Defterreih, die Königin von England, den König der Belgier, 
ben König von Preußen und ben Kaifer von Rußland eingelaben, ihre Vertreter 
in einer Conferenz zu London zu verfammeln, um fi mit ben Benollimädtigeer 
Seiner Majeftät des Könige» Großherzogs zu verftänbigen Über neue Arrangements, 
bie im allgemeinen Intereffe des Friedens zu treffen wären. 

Und Ihre „‚Henannten Majeftäten haben, nachdem ſie biefe Einlabung ange 
nommen, in gemeinfamer Uebereinftimmung befchloffen, dem Wunſche zu entipredhen, 
welchen Seine Majeftät der König von Italien fund gegeben bat, an einer Be: 
ratbung Theil zu nehmen, die beftimmt ift, ein neues Pfand der Sicherheit für 
die Aufrechthaltung der allgemeinen Rube zu bieten. 

In Folge deffen haben Ihre Majefläten in lebereinflimmung mit bem 
Könige von Italien, indem fie zn biefem Zwecke einen Vertrag ichließen welter 
zu ihren Bevollmächtigten ernannt (folgen die Namen ber weiter unten bezeichaeten 
Minifter mit ihren Titeln), 

welche, nachbem fie ihre in vollgütiger Form befundenen Vollmachten aus- 
getaufcht, über folgende Artikel übereingelonmen find: 

Art. 1. Seine Majeftät ber König der Niederlande, Großherzog von Luras- 
burg, hält die Bande aufrecht, welche das genannte Großherzogthum mit dem 
Haufe von Naſſau⸗Oranien verbinden, fraft ber Verträge, welde biefen Eis 
unter die Souverainetät Seiner Majeftät des Könige - Großberzogs, Seiner Rat- 
kommen und Nachfolger geftellt haben. 

Die Rechte, welche die Agnaten bes Haufes von Naffau auf bie Erblelze 
bes Großherzogthums kraft derfelben Verträge beſttzen, find aufrecht erhalten. Tu 
hoben eontrahirenben Theile acceptiren biefe gegenwärtige Erflärung unb nehmes 

avon Act. 

Art. 2. Das Örobherzogthum. in ben Grenzen, wie fie burch ben, der 
Berträgen vom 19. April 1839 angefügten Act unter der Garantie ber Höfe wer 
Defterreih, Frankreich, Großbritannien, Preußen und Rußland ſeſtgeſtekt ſut 
wirb Fünftig eiuen für immer neutralen Staat bilden. Es wirb gehalten icz. 
biefelbe Neutralität den anderen Staaten gegenüber zu beobadjten. Die hoben 
contrabirenben Theile verpflichten fich, den durch den gegenwärtigen Artikel ſue 
firten Grunbfag der Neutralität zu beobachten. Diefer Orundſat IR unb bieikt 
geftellt unter bie collective Garantie ber Mächte, welche ben 
ag nterzeichnet baben, mit YAusnabme Belgiens, das ſelbſt ein meutreirt 

taat if. 

Art. 3. Da das Großherzogthum Luremburg nad ben ——— dei 
vorhergebenben Artikels neutralifirt if, fo wirb die Aufrechthaltung oder bie &- 
richtung von befeftigten Plägen auf feinem Gebiete ohne Ruben und ohne Gegc» 

and. In Folge befien if man gemeinfant Übereingelommen, ba bie &xett 
urg, welche in ber Vergangenheit in militärifcher Beziehung als cm 
Bundesfeſtung angefeben wurde, aufhören foll, eine befeftigte Stadt zu fen 
Seine Majeflät der König- Großherzog behält fi vor, in dieſer Stabt bie michıge 
hl von Truppen zu unterhalten, um daſelbſt Über bie Wufresthaltung de 
rbrung zu waden. 

Art. 4. Gemäß ben in ben Art. 2 unb 3 enthaltenen Stipulationen aiie 
Seine Majefät ber König von Preußen, daß feine Truppen, welde geyenmärng 
die Beſatzung von Luxemburg bilden, ben Befehl erbalten werben, mt ber Ris- 
mung dieſes Platzes unmittelbar nad dem Austanfche ber Natificatiemen dei 
gegenwärtigen Vertrages vorzugehen. Man wirb gleichzeitig bamit begtamen, dx 
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Artillerie, die Munitionen und alle Gegenflände zurückzuziehen, welche die Aus- 
rüftung der genannten Feflung ausmachen. Während biefer Operation wirb nur 
bie Truppenzahl bort bleiben, welche uöthig ift, um bie Sicherheit bes Kriegs- 
material® zu überwachen und um bie &rpebition beffelben zu bewerfftelligen, die 
in einer möglihft kurzen Frift vollendet fein wird. 

Art. 5. Geine Majeſtät der König- Großherzog kraft der Sounerainetäts- 
rechte, welche er über bie Stabt und bie Feſtung Luxemburg ausübt, verpflichtet 
fih feinerfeits, die nöthigen Maßregeln zu treffen, um bie genannte Feſtung in 
eine offene Stabt zu verwandeln vermittels einer Schleifung (De&molition), welche 
Seine Majeflät für genügend erachten wird, um bie Intentionen ber hoben con- 
trabivenben Theile zu erfüllen, bie in dem gegenwärtigen Bertrage ausgedrückt 
find. Die dazu nöthigen Arbeiten werben unmittelbar nad bem Abzuge ber 
Garnifon beginnen. Sie follen mit aller derjenigen Schonung —— 
werben, welche bie Intereſſen der Stadtbewohner erfordern. Se. Majeſtät ber 
König » Großherzog verſpricht außerdem, daß bie Befeſtigungen der Stadt Lurem⸗ 
burg künftighin nicht wieder hergeſtellt und daß kein anderes militäriſches Eta⸗ 
bliſſement daſelbſt aufrechterhalten noch gegründet werben ſoll. 

Art. 6. Die Mächte, welche den gegenwärtigen Vertrag unterzeichnet haben, 
confatiren, daß, ba bie Aufloſung bes deutſchen Bundes gleichmäßig die Auflöſung 
der Banbe herbeigeführt hat, welche das Herzogthum Limburg in collectiver 
Weiſe mit dem Großherzogthum Luremburg an den genannten Bund geknüpft 
haben, jo folgt daraus, De bie Beziehungen, deren Erwähnung geſchieht in ben 
Artileln 3, 4 und 5 bes Vertrages vom 19. April 1839, zwiſchen dem Groß- 
ber und rn Territorien, bie zu dem Herzogthum Limburg gehören, 
zu befteben aufgehört haben, indem dieſe Territorien fortfahren, einen integrivenben 
Theil des gonigreicher ber Nieberlande zu bilden. 

Art. 7. re gegenwärtige Bertrag foll ratificirt und bie Ratificationen 
befielden in London ausgetaufht werben im Zeitraume von vier Wochen ober 
früher, wenn es fi thun läßt. 

In Beglaubigung beffen haben bie refpectiven Bevollmächtigten ihn unter- 
zeichnet und mit ihren Siegelu verjeben. 

Geſchehen zu London, den 11. Mat 1867. 

Stanley. Apponyi. Latour d'Auvergne. D'Azeglio. Bentind. 


Bande Weyer. Tornaco. GServais. Bernforff. Brunnow. 


Erllärung. 

Es ift wohlverftanben, baß der Art. 8 ben Rechte anderer nentraler Staaten 
feinen Eintrag thut, ihre fehlen Plätze auf ihren Zerritorien zu erhalten unb 
nöthigenfalls zu verbefiern. 

(Kolgen dieſelben Unterichriften.) 


Das friedliche Ergebniß der Berhandlungen. 


(PBrovinzial» Eorresponbenz v. 16. Mai.) 


„Indem biernach das Berbleiben Luremburgs bei bem orauiſchen Haufe ge- 
fichert, eine Abtretung bes Großherzogthums dagegen aufgegeben ift, ſchwindet der 
&runb zur Beforguih, welcher die öffentlihe Stimmung in Deutichland vorzugs- 
weiſe erregt batte. 

Durch diefe Beſtimmung bes Vertrags ift der Zwifchenfall, welcher die un- 
Befangene Erledigung ber Iugemburgifchen Angelegenheit geftört und getrübt hatte, 
pie beabfihtigte Abtretung Luxemburgs an Frankreich abgethan. 

Weiter aber bat Preußen für die Verzichtleiftung auf bas Beſatzungsrecht 
in Luxemburg vollſtändig genügenden Erſatz erhalten burch die Gewährleiftung 
Der Neutralität des Gropherzogthums: das Intereffe ber Vertheidigung, welchen 
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bie Feftung Luremburg bisher gewibmet war, if in gleihem Maße gefidkert, 
nachdem unter ber Gewähr allec Mächte feftgeftellt iR, daß ein —— an! bie 
Preußiſche Grenze in der ganzen Ausbehnumg bes Luxembargiſchen vere wicht 
ftattfinden kann. Unter folcher Borausfegung und Bebingung konnte Preußen auf 
bie Feftung Luxemburg ale befonderen Bertheidigunspuntt vergichten. 

Während fomit dem militairifchen Interefie Preußens unter ben ebwal- 
tenden Umflinden volle Berüdfichtigung zu Theil geworben if, iR anbererjein 
das Band, weldhes die Bevölkerung Luxemburgs an beutiches Leben unb dentjche 
Entwidelung knüpfte, die Theilnahme am dentſchen Zollverein aufrecht erhalten. 

Preußen bat durch den neuen Vertrag in jeber Beziehung erreicht, was eb 
zur Sicherung bes eigenen und bes beutichen Intereſſes zu erfiveben wereuieht 
und berechtigt wer. 

Um fo mehr wirb bas Preußiihe und das dentſche Boll es zu würkiges 
wiffen, baß bie Gefahren, welde aus ber luxemburgiſchen Angelegenheit zu eut- 
ſtehen droheten, auf dem Wege frichlicher Berftänbigung befeitigt worben find. 

Die Umflände, unter denen das freundlicde Einvernehmen zwiſchen Front 
reich und Preußen nen gefichert worden ift, enthalten eine Bürgſchaft bes 
beiderfeitigen ernften Willen einer aufrichtigen Friedenspolitik. 

Diefe Politik wird eine neue Beſtätigung und Weihe erhalten duzh die 
Beſuche, welche unfer König und bie müchtigſten Fürſten Europas bei Gelegen- 
beit a ae BWeltausftelung bem Hofe des Kaifere Napoleon zu machen m 

egriffe ſtehen.“ 


Warum Preußen der friedliden Löjung zuge: 
ftimmt bat. 
24. September. Erklärung ded Grafen Bismarck über du 
Löſung der Luxemburger Angelegenheit im Reichstage iii 
nordbdeutichen Bundes. 


Ich nehme nicht das Wort, um gegen den Herrn Borrebner”), fon 
dern um gegen einen weitverbreiteten Sregum zu ſprechen, zu deſſen 
Organ er hi gemacht hat. Er bat gejagt, Yuremburg fei losgeriſſen wor 
Deutichland feit Begründung der norddeutjchen Berfaffung. Das if thet- 
fählich nicht richtig. Das Land Luremburg befindet fi) genau im derjelben 
Situation, in der e8 ſich vorher befunden hat, e8 wird genau mad der 
jelben Berfaffung, von derfelben Dynaftie regiert, mie . Bas ai. 
gegeben ift, ıft das Garnifonrecht, welches der König von Preußen = 

uremburg übte, und ich habe nur beabfidhtigt, diefe Yrage ie z 
ſtellen und der — ich will nicht ſagen Unwahrheit, aber doch dem 
hergehen bei der Vegghe entgegen treten, welches in ber Behazr 
tung liegt, daß das tofberzogthum turemburg von Deutſchland Ieäge 
riffen oder auch nur in eine gelodertere Stellung, ald e8 nad *8* 
deutſchen Bundes überhaupt hatte, getreten ſei. Wenn der 
indem er daran erinnert, hier nachträglich das Verlangen ausſprechen mil, 
daß wegen der Iuremburger Frage hätte Krieg geführt werden jolkr. 
fo flieht er damit, glaube ich, ziemlich tjolirt. 

r tritt in Widerſpruch namentlich mit benjenigen, welche den Ir 
halt der Adreffe von dem Standpunkte haben beläupfen wollen, dei fr 
die Sicherheit des Yriedens, den Glauben an den Frieden beeimträcdtige. 
Er fordert, dag Krieg hätte geführt werden follen für einen fehr zei 


®) Abgeordneter Bebel. 
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eringern Gegenſtand, als denjenigen, den die Herren, die die Adreſſe 
hier erläutert haben, im ihren von nationaler DBegeifterung getragenen 
Reden als einen etwaigen Sriegsfall Hingeftellt haben. Ex fordert damit, 
daß wir die dentiche Nation hätten in einen Krieg ftürzen follen wegen 
eined Garnifonrechtes, welche wir nicht als ein zmeifellojes hinftellen 
tonnten, — wie ich hiermit conftatire; hätten wir es als zweifellos anjehen 
können, dann lag die Frage anders, dann hätten wir für ein Recht ein- 
treten köͤnnen. Dieſes Recht aber war erlofchen und wir hatten gegen den 
ausgefprochenen Willen des Souverains, in Luxemburg Garnifon zu halten, 
nicht mehr Recht, ala wir etwa in Maftatt hätten gegen den Willen des 
Großherzog von Baden, als wir in Mainz haben würden, menn der Groß⸗ 
berzog von Helfen nicht einen neuen Vertrag, durch den er es ung wiederum 
concedirt hat, mit ung gefchlofien hätte. 

Aus diefem Grunde haben wir vermieden, diefe Frage bis aufs 
Aeußerſte zu treiben, und ich glaube, Seine Majeftät der König bat fich 
den Dank der deutfhen Nation dadurch erworben, daß Er der für einen 
frieggewöhnten Monarchen, für ein friegerifches Volt nahe liegenden Ber: 
führung, die öffentlihe Meinung aufzuregen und Seinem bisher fiegreis 
chen Heere von Neuem das Signal zum Kampfe zu geben, widerftanden 
bat auf die Gefahr hin, von foldhen, melde ihn auf dem Standpuntte, 
wie der Herr Vorredner, angreifen, verdächtigt zu werden. Dadurch, 
glaube ich, hat Seine Dlajeftät ſich den Dank des deutichen Volles er- 
worben, wie da8 auch) hier von einer den Regierungen entgegenftehenden 
Seite im Anfange der Disfuffion anerfannt worden ift, indem die 
Mäßigung, die in diefem alle gezeigt worden ift, gerübmt wurde. Die 
deutfhen Fürften haben die Gewohnheit, ihre Heere in den 
Krieg zu führen oder zu begleiten, und in Folge deffen aud 
in erhöhtem Maße das Bedürfniß, auf dem Schladtfelde und 
im Razarethe dem Krieger in das brechende Auge fehen zu 
tönnen, ohne fich fagen zu müfjen: diefen Krieg hätte ich mit 
Ehren vermeiden fönnen. 

Diefe Erwägung, diefe landesväterliche Ermägung hat Seine Majeftät 
den König von Freuken und Seine erhabenen Verbündeten zu der Ueberzeu⸗ 
gung geleitet, daß der Krieg zu vermeiden fei, da in der Iuremburger Frage 
weder unfere Unabhängigkeit bedroht, noch ein zmweifellofes Recht beftritten 
wurde, das Recht, welches wir aufgegeben haben, vielmehr ein an ſich hin⸗ 
fälliges war, für welches 30« und 80,000 Menſchen auf das Leichenfeld 
zu schien eine Verantwortung war, die der HR Borredner und feine 
Sinnedgenofien unter Umftänden vielleicht auf ſich nehmen können, die aber 
ein legitimer Landesherr nicht fo leicht überninmt. 

Und für dieſes Recht der Befagung haben wir in der Neutralifirung 
des Gebietes einen Erfag für die Feftung gewonnen, die an fich nur einen 
geringen ftrategifchen Nugen nad der Ueberzeugung unferer militairifchen 
Autoritäten bot, ın einer europäifchen Garantie, an deren Aufrechterhaltung, 
falls fie verfällt, ich trog aller Deuteleien glaube: diefe Öarantie iM 
uns militairifh ein vollftändiger Erfag für die Aufgabe des 
Beſatzungsrechtes. 
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Nordſchleswigſche Frage. 


18. Juni. Der Preußiſche Gefandte in Kopenhagen an den dä 
niſchen Minifter der andwärtigen Angelegenheiten. 


„Der Unterzeichnete bat wiederholt die Ehre gehabt, in vertranlider 
Unterredung die Aufmerkſamkeit des Königlich daniſchen Herrn Gonfeil- 
räfidenten auf die Fragen zu lenken, welde ſich an die Aus des 

rt. V des wilden Preußen und Oefterreih am 30. Auguft v. J. zu 

Prag abgejchlofienen Friedens Enüpfen. Er bat dabei den EBunfh jeiner 
Reguerung außzudrüden gehabt, ſich mit dem Königlich dänifchen Gouverne⸗ 
ment in freundſchaftlicher Weife über gemwifle Vorfragen zu i 
welche die nothwendige Voraußfegung der Abtretung eines Theiles des 
Herzogtums Schleswig bildeten, und er bat al Diele Borfragen die nd 
tbigen Garantien für den Schug der in jenem Territorium wo 
Deutfchen und die Uebernahme eines verhältnigmäßigen Autheils an der 
Sculdenlaft der Herzogthümer bezeichnet. Der Herr Confeilpräfident bat 
auch die Bereitwilligleit außsgeiprochen, über diefe Bunlte in Berhandlungen 
zu treten, und die Regierung Seiner Majeſtät des Königs, bes aller- 
gnädigften Herrn des —— durfte ſich der Erwartung hingeben, 
daß der Königlich däniſche Geſandte in Berlin in den Stand geſetzt werben 
würde, die Abjichten Seiner Regierung in beiden Beziehungen fund zu geben. 

Zu ihrem lebhafteften Bedauern hat fie in der neueften Eröffnung des 
letzteren, in einer vertraulich mitgetheilten ‚Depeiihe des Herrn Miniſters 
v. Frijs an Herrn von Quaade vom 1. d. M., anftatt der gehofften be- 
ftimmteren Erklärungen nur den Hinmeis auf die beftehenden Geſetze und Ber 
träge gefunden, welche der Herr Minifter für fo volllommen ausreichend hält, 
daß jede weitere Garantie überflüffig und fogar bedenklich fein würde. 

Die Regierung des ganz ergebenft Unterzeichneten glaubt in biejer 
vorläufigen Aeußerung nicht die definitive Auffaffung der Königlich dänijchen 
Regierung erkennen zu follen. Die legtere wird ſich bei näherer Ermägung 
die eigenthümliche Natur der Verhältnifie nicht verhehlen können, welche 
es fir die Preußifche Regierung unmöglih machen, unter den befonderen 
Umftänden in jenen Landftrichen fi mit dem Hinweis auf die Geſetze 
und die allgemeinen Zuficherungen eines nicht bezmeifelten Wohlwollens 
ber Röniglid dänifchen Regierung gegen alle ihre eventuellen Unterthanen 
zu begnügen. Sie wird ed natürlıdh finden, daß, wenn Seine Majeftät 
der König ſich bereit erflärte, etwaige auf eine Wiedernereinigung mit 
Dänemart gerichtete Wünſche nordichleswigicher Unterthanen in Crfülinng 
geben zu Laien, die Wünjche und die Bedürfniffe feiner deutſchen Unter: 
thanen in jenen Xerritorien für Ihn feine geringere Bedeutung haben. 
Deutſche Gemeinden mider ihren Willen und mit dem Berlufte jedes 
Rechtes auf ihre nationalen Eigenthümlichkeiten an ein fremdes Land ab- 
autreten und fie Gefahren preiszugeben, deren Befürchtung in Erinnerung 
an die Vergangenheit unter ihnen felbft laut genug berportritt, hat ber 
Prager Friedensvertrag Preußen nicht verpflichtet. 

Die Königliche Regierung hat eben durch jenen Artikel des Friedens 
vertrages gezeigt, daß fie auf die Wünfche und auf die Nationalität ber 
Bevolkerung nad Möglichkeit Rückſicht nehmen will: fie ift aber dabei ver 
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pflichtet, dieſe Rückſicht vor Allem den eigenen Landsleuten gegenüber nicht 
außer Augen zu jegen, und fie darf nicht vergefien, daß die Urfachen der 
Störung des in früheren Zeiten beftandenen guten Einvernehmens haupt: 
jählihd in dem Umflande lagen, daß die Regierung Seiner Majeftät des 
Königs von Dänemark nach der Umgeftaltung der älteren Verfaſſung der 
Monardie nicht mehr im Stande war, den deutichen Unterthanen der 
däniſchen Krone denjelben Schuß ihrer Nationalität und Sprache zu ge⸗ 
währen, deſſen diefelben fich ehemalß erfreut Hatten. Die Regierung Seiner 
Majeftät des Königs, des allergnäbigften Herrn des Unterzeichneten, würde 
unter der Nachwirkung der Ereignifle und Kämpfe der lebten Jahre mehr 
als früher befürchten müfjen, daß die Klagen deutfcher Einwohner Schles⸗ 
wigs, welche in Deutichland ihren natürlichen Wiederhall fanden, berech⸗ 
tigten Anlaß zu ihrer Wiederholung fänden, wenn deutfche Gemeinden im 

orden Schleswigs ohne Verfaſſungs⸗Burgſchaften der Botmäßigkeit einer 
Regierung unterftellt würden, welche bei dem beften Willen ihren deutfchen 
Unterthanen gereiht zu werden, doch vor Allem dem verfaffungsmäßigen 
Ausdrud der Hmmung einer national⸗däniſchen Volksvertretung Rechnung 
zu tragen hat. Die Regierung Seiner Majeftät des Königs von Däne⸗ 
marf wird ohne Zweifel die Ueberzeugung des Unterzeichneten theilen, daß es 
zur Sicherftellung der von beiden Seiten erftrebten freundichaftlichen Bes 
ziehungen zwiſchen Deutſchland und Dänemark rathjam ift, nicht von Neuem 
die Keime ähnlicher Zerwürfnifle zu legen, wie es diejenigen waren, welche 
früher den Frieden beider Ränder und dadurd den Europas gefährdeten. 

Der Umtergeicnete ift daher von feiner Regierung beauftragt morben, 
an den Herrn Eonjeil-Präfidenten amtlich die Anfrage zu richten, ob die 
Königlih dänifhe Regierung fih im Stande glaube, Ein» 
richtungen zu treffen und Maßregeln in Ausfidt zu ftellen, 
welde Für den Schuß und die Sicherung der nationalen Eigen- 
thümlichkeit der in den etwa abgetretenen Bebietötheilen einzeln 
oder in Gemeinden wohnenden Deutjchen beftinmte Bürgfhatten 
geben, und welder Art, in individueller, localer und commu— 
naler PER diefe Öarantien fein würden? — oder ob fie eine 
folche Berüdfihtigung und Erhaltung der nationalen Eigenthitmlichkeit 
fünftiger deutſcher Unterthanen für unmöglich erachtet, oder wenigfteng 
darüber im Voraus beftimmter fich zu erklären definitiv ablehnt? 

Es bedarf nicht erft der Demerkung, daß von der Beantwortung 
dDiefer Fragen der Umfang der beabfichtigten Abftimmung, reſp. 
Abtretung, abhängig ift; und je mehr die Königliche Regierung witnfcht, 
Durch den Abſchluß Dieler Angelegenheit ſowohl der Stimmung ber Be⸗ 
völkerung Rechnung zu tragen, als auch der Königlich däniſchen Regierung 
einen Beweis ihrer —5828 Geſinnungen zu geben, um ſo mehr 
muß fie auch erwarten, daß die letztere durch ein entſprechendes Entgegen⸗ 
Zommen ihr die Beichleunigung möglich machen merde. 

Zuglei mit diefem Gegenftande darf der ganz ergebenft Unterzeichnete 
ſich auch über den zweiten, bereit3 in den vertraulichen Unterredungen 
von ihm berührten Bunte, nämlid die Bereitwilligfeit zur Uehernahme 
eines proportionirten Theile der Schuld der Herzogthümer eine beftimmte 


Aeußerung erbitten. zc. ⁊c. von Heydebrand und der Laſa. 





56, Herne Zolleinigung mit Füddentſchland. 


1867. Wiederaufnahme der Zollverhandlungen mit 
Süddeutfchland. 
J. 
Provinzial⸗ Correspondenz vom 22. Mat 1867. 


„In den Friedensverträgen mit ben einzelnen fübbeutichen Staaten war bie 
Regelung ber Zollvereinsverhältniffe ſpäteren Berathungen vorbehalten. 

Da jetzt die Verhandlungen über bie Gründung und die Berfaffung bei 
norbbeutichen Bundes auf allen Seiten jo weit gebiehen find, daß der füge 
Abſchluß derfelben in naher und ficherer Ausficht fteht, und da es im gleich igen 
Intereſſe aller betbeiligten Staaten zu liegen ſcheint, daß eine feite Regelung ber 
Zoll⸗ und Hanbelsverbältniffe nicht in eine unbeftimmte Ferne gerückt werbe, fo 
bat die Preußische Regierung fih nunmehr den einzelnen ſüddentſchen Regierungen 

egenüber bereit erflärt, in bie vorbebaltenen Verhandlungen behufs Regelung 
er Zollverhältniſſe zwiſchen dem norbbeutihen Bunde und ven Staaten Süd⸗ 
deutſchlands einzutreten. Gleichzeitig ift eine Aufforderung zur Theilnahme an 
ben bezügfichen Berathungen au die flimmführenden norbrentfchen Mitgfieder des 
früheren Zollverein gerichtet worben.” 


II. 
Provinzial» Correspondenz vom 5. Juni 1867. 


„Die fübdeutihen Regierungen find bem Wunfche Preußens auf baldige Re⸗ 
gelung ber Zollverhäftniffe bereitwillig entgegengelommen. Nachdem Preußen ſich 
geneigt erflärt hatte, auf bie beim Friedensſchluſſe norbehaltenen Berbandlungen 
nunmehr einzugeben, baben die Regierungen von Bayern, Würtemberg, Baden 
und Heflen-Darmftabt fich beeilt, noch vor ber Abreife bes Minifter- Präfibenten 
Grafen Bismard nah Paris fih mit unferer Regierung über die allgemeine 
Richtung zu verftändigen, nad welder die demnächſtigen Verhandlungen tiber die 
Bollverhältniffe zu leiten fein werben, um bie Aufrecdhterhaltung ter bisherigen 
engen Verbindung unter den veräuberten Verhältniſſen zu fichern. 

Die dauernde Ernenerung ber Zollvereinsverträge mit ben füdbeutfchen Staaten 
iſt nur unter der Vorausfehung möglich, daß ein Weg gefunden wirb, bie Theil 
nahme derſelben an den Berhanblungen und VBeichlüffen Über Zollangelegenbeiten 
auf denfelben Grundlagen zu regeln, welche bafür in der Verfaſſung bes norbbeutfchen 
Bundes gegeben find. In Norddeutſchland enticheibet fortan sus in Zollfachen tie 
übereinftinnmende Mebrbeit bes Bunbesrathes und bes Reichſtages. Eine Theilnahme 
Süpdentfchlands an dem Zollverein kann nur unter gleichen Vorausſetzungen 
ftattfinden: die Befimmung ber früheren Zollvereins-Berfaffung, nach melde: 
der Widerfpruch eine® einzigen Dlitgliedes binreichte, um jeben noch fo heilſamen 
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Beſchluß, jeden Forticritt des Handelslebens zu verhindern, kaun felbfiverflänbfich 
nit von Neuem in Kraft treten, vielmehr werben Einrichtungen ber Art zu 
treffen fein, daß die Suüddeutſchen Staaten an den Enticheibungen über Zoll 
angelegenbeiten fortan unter gleihen Bedingungen, wie bie einzelnen norbbeutichen 
Staaten, Theil nehmen. 

Die Berhandlungen, zu welchen bie lettenben Dlinifter der erwähnten Staaten 
in Berlin eingetroffen waren, haben unter alljeitigem Entgegenlommen noch vor 
ber Abreife des Grafen Bismard zu einer Verfländigung über die wefent- 
lichen Srundlagen bes anzubahnenden Berhältnifies geführt. 


4. Suni. Uebereinkunft wegen Fortdauer des Zoll» und 
Handelövertragd mit den jüddentichen Staaten umd 
über die Beitimmungen, welde einem zwiſchen ihnen ab⸗ 
zujchließenden Bertrage zu Grunde gelegt werden jollen. 

8. Zuli. Zollvertrag zwildhen dem Rorddeutichen Bunde, Bayern, 
Württemberg, Baden und Helfen. 


Die Hauptbeftimmungen: 


Art. I. Die vertragenden Theile feten ben, behufs eines gemeinfamen 31 
und Handeleſyſtems errichteten, auf dem Bertrage Über bie Fortdauer bes Zoll⸗ 
unb Handelsvereins vom 16. Mai 1865 beruhenden Berein bis zum letzten De- 
cember 1877 fort. — — 


Art. II. Ueber die Gemeinſchaft der Gejekgebung und der Verwaltungs⸗ 
einrichtungen ift zwifchen ben vertragenden Theilen Wolgenbes verabrebet worben: 

In den Gebieten der vertragenden Theile jollen übereinſtimmende Geſetze 
über Eingangs- und Ausgangsabgaben, jowie über bie Durchfuhr beftehen, babei 
jedoch diejenigen Mobificationen zuläffig fein, welde, ohne dem gemeinfanen 
Zwecke Abbruch zu thun, aus der Eigenthümlichleit der allgemeinen Gejetgebung 
eines jeden Theil nehmenden Staates ober aus localen Intereffen fi) als noth» 
wendig ergeben. Bei dem Zolltarife namentlich follen hierdurch in Bezug auf 
einzelne, weniger für ben größeren Handelsverkehr geeignete Gegenſtände folche 
Abweichungen von den allgemein angenommenen Erhebungsfägen, welche für ein- 
zeine Staaten als vorzugsweiſe wünſchenswerth erjcheinen, nicht ausgeſchloſſen 
fein, fofern fie auf die allgemeinen Intereflen des Vereins nicht nachtheilig ein⸗ 
wirten. — — 

Art. V. Die vertragenden Theile werden Ihr Veftreben baranf richten, eine 
Uebereinftimmung ber Gejeßgebung über bie Beſtenerung ber in ihren Gebieten 
theils bei der Hervorbringung oder Zubereitung, theils unmittelbar bei dem Ber- 
braude mit einer inneren Steuer belegten, tm Wege des Vertrages herbeizuführen. 


Art. VII. Die Gefeggebung über bie 3 bezeichneten Angelegenheiten, ſowie 
über die in den Zollausfhlüffen zur Sicherung der gemeinfchaftlichen Zollgrenze 
erforberlihen Maßregeln, wird ausgeübt durch den Bundesrath des Zoll» 
verein als gemeinichaftliches Organ der Negierungen und durch das Zoll⸗ 
parlament als gemeinfchaftliche Vertretung ber Bevölkerungen. Die Ueberein- 
ſtimmung der Mehrheitsbeichlüffe beiber Berfammlungen ift zu einem Vereinsgeſetze 
erforderlich und ausreichend; auf andere ale bie vorftebend bezeichneten Angelegen- 
beiten erftredt ſich die Zuſtändigkeit derſelben nicht. 

Die Berlündigung ber Vereinsgefege in ben Gebieten ber vertragenben 
Theile erfolgt in den daſelbſt geltenden Formen. 


Art. VIII. Ueber die Einridtung und die Zufländigleit des Bunbesrathes 
des Zollvereins ift Folgendes verabrebet: 


Furſt Bismard. 44 


56. Mene Bolleinigung mit Sühdentfchlan. 


1867. Wiederaufnahme der Zollverhandlungen mit 
Süddeutſchland. 
I. 
Provinzial⸗ Eorresponden; vom 22. Mat 1867. 


„In den Frietensverträgen mit den einzelnen jübdentichen Etaaten mer vi 
Regelung der Zollvereinsverhältniffe fpäteren Berathungen vorbehalten. 

Da jest bie Verhandlungen über die Gründung und bie VBerfaffung it 
norbbeutihen Bundes auf allen Seiten fo weit gebieben find, daß ber 
Abſchluß derfelben in naber uud ficherer Ausficht ſteht, und ba es im gl i ge: 
Intereſſe aller betheiligten Staaten zu liegen ſcheint, daß eine ſeſte Kegelung te: 
Zoll⸗ und —— nicht in eine unbeſtimmte Ferne gerückt werde. ' 
bat die Preußiſche Regierung ſich nunmehr den einzelnen ſüddentſchen Regiermmgrs 
gegenüber bereit erflärt, in bie vorbehaltenen Verhandlungen bebuis 
der Zollverbäftniffe zmtichen bem norbbeutichen Bunde unb ten Staaten Eir 
deutſchlands einzutreten. Gleichzeitig if eine Anfforberung zur Zheilnakme as 
ben bezüglichen Berathungen au bie flimmführeuden norbteutichen Mitgfieber dei 
früheren Zollvereins gerichtet worden.“ 


II. 
Provinzial» Eorrespontenz von 5. Juni 1867. 


„Die fübdeutichen Regierungen find dem Wunſche Preußens auf balbige Ir 
gelung ber Zollverhältuiffe bereitwillig entgegeugelommen. Nachdem Preußen = 
geneigt erliärt hatte, auf bie beim Friedensſchluſſe vorbehaltenen Be 
nunmehr einzugeben, haben die Regierungen von Bayern, Würtemberg, Sarer 
und Heflen - Darmftabt fich beeilt, och vor ber Abreiſe des Minifter - Fräfbesr? 
Grafen Bismard nad Paris fi mit unferer Regierung über die «a 12: 
Richtung zu verfländigen, nach welcher bie bemnädftigen Berhandlungen Abe: d 
BZollverhäftniffe zu leiten fein werben, um bie Aufrechterhaltung ter biaber: 
engen Verbindung unter den veräuberten Berhäftniffen zu fihern. 

Die dauernde Erneuerung ber Zollvereinsverträge mit ben fütbentfchen Staetee 
it nur unter der Vorausfegung möglich, baß ein gefunden wirb, bie The 
nahme berjelben an den Verhandlungen und Beihläffen über Zollangelegendere 
auf denfelben Grundlagen zu regeln, welche dafür in der Berfaffung des norbteutiör: 
Bundes gegeben find. In Norbteutfchland enticheibet fortan and in Zoliadex > 
Rbereinftimmenbe Mehrheit bes Bunbesrathes und des Reichttages. Eine Tbei 
Südventfhlands an dem Zollverein kann nur nuter gleihen Boransiegusy: 
Rattfinden: bie Beſtimmung ber früheren Zefvereins. Berfaffung, nad weder 
der Wiberfpruch eines einzigen Mitgliedes binreichte, um jeben noch fo Killer 
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Beſchluß, jeden Fortichritt des Handelslebens zu verhindern, kann ſelbſtverſtändlich 
nit von Neuem in Kraft treten, vielmehr werden Cinrichtungen der Art zu 
treffen fein, baß bie Suüddeutſchen Staaten an ben Enticheibungen über Zoll- 
angelegenheiten fortan unter gleichen Bedingungen, wie bie einzelnen norbbeutichen 
Staaten, Theil nehmen. 

Die Berbanblungen, zu welchen bie leitenden Minifter ber erwähnten Staaten 
in Berlin eingetroffen waren, haben unter alljeitigen Entgegenlommen noch vor 
der Abreiſe bes Grafen Bismard zu einer Verſtändigung über bie weient- 
lichen Grundlagen des anzubahnenden Berhältniffes geführt. 


4. Juni. Webereinfunft wegen Fortdauer des Zoll» und 
Handelövertragd mit den ſüddeutſchen Staaten umd 
über die Beitimmungen, welcdye einem zwilchen ihnen ab- 
zuichließenbden Vertrage zu Grunde gelegt werden jollen. 

8. Zuli. Zollvertrag zwilhen dem Norddeutſchen Bunde, Bayern, 
Württemberg, Baden und Helfen. 


Die Hauptbeſtimmungen: 


Art. I. Die vertragenben Theile jegen ben, behufs eines gemeinjamen Sm. 
und Handelsſyſtems errichteten, auf dem Bertrage Über bie Fortdauer bes Zoll⸗ 
mb Hanbelsvereins vom 16. Mai 1865 beruhenden Verein bis zum legten De- 
cember 1877 fort. — — 

Art. III. Ueber bie Gemeinſchaft der Geſetzgebung und ber Bermaltungs- 

einrichtungen ift zwifchen ben vertragenden Theilen Folgenbes verabredet worben: 

In den Gebieten ber vertragenden Theile follen übereinſtimmende Geſetze 
über Eingangs⸗ und Ausgangsabgaben, fowie über bie Durchfuhr beftehen, dabei 
jedoch diejenigen Modificationen zuläffig fein, welche, ohne dem gemeinjamen 
Zwecke Abbruch zu thun, aus der Eigenthümlichleit ber allgemeinen Geſetzgebung 
eines jeden Theil nehmenden Staates oder aus localen Intereflen fi) als noth⸗ 
wendig ergeben. Bei dem Zolltarife namentlich follen hierdurch in Bezug auf 
einzelne, weniger für ben größeren Handelsverkehr geeignete Gegenftände ſolche 
Abweichungen von ben allgemein angenommenen Erbebungsjägen, welche für ein- 
zelne Staaten als vorzugsweiſe wünſchenswerth ericheinen, nicht ausgeſchloſſen 
fein, jofern fie auf bie allgemeinen Intereflen des Vereins nicht nachtbeilig ein» 

chen. — — 

Art. V. Die vertragenden Theile werben ihr VBeftreben darauf richten, eine 
Uebereinſtimmung der Geletsgebung über bie Beſtenerung ber in ihren Gebieten 
theils bei der Hervorbringung oder Zubereitung, theils unmittelbar bei dem Ver⸗ 
braude mit einer inneren Steuer belegten, im Wege des Vertrages herbeizuführen. 

Art. VII. Die Geſetzgebung über die 3 bezeichneten Angelegenheiten, ſowie 
jiber bie in ven Zollausfchlüffen zur Sicherung der gemeinjchaftlichen Zollgrenze 
erforberlien Maßregein, wird ausgeübt durd den Bundesrath des Zoll- 
vereins als gemeinfchaftlihes Organ ber Regierungen und durch das Zoll⸗ 
parlament ale gemeinſchaftliche Vertretung ber Benöllerungen. Die Ueberein- 
feimmmung ber Mehrheitsbeſchlüſſe beider Berfammlungen if zu einem ‚Seneinögejeße 
erforberlih und ansreihend; auf andere al8 die vorflebend bezeichneten Angelegen- 
heiten erftredt ſich die Zuftändigfeit derſelben nicht. 

Die Berlündigung ber VBereinsgejege in ben Gebieten der vertragenden 

DTheile erfolgt in den bafelbft geltenden Formen. 

Art. VIII. Ueber die Einrihtung und die Zuftändigleit bes Bundesrathes 

Des Zollvereins ift Folgendes verabrebet: 


Fürf Biomarck. 44 
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Der Bunbesratb befteht aus ben Vertretern ber Mitglieber bes norkbent- 
ihen Bundes und ber fübbeutihen Staaten. 

In dem Bunbesrathe führen: Preußen 17 Stimmen, Bayern 6, Sachſen 4, 
Württemberg 4, Baden 3, Heflen 3, Medlenburg- Schwerin 2, Sachſen⸗Weimnar 1, 
Medienburg - Strelig 1, Oldenburg 1, Braunſchweig 2, Sachjen- Meiningen 1], 
Sachen - Altenburg 1, Sachſen⸗Coburg⸗ Gotha 1, Anhalt 1, Schwarzberg- Ru- 
dolſtadt 1, Schwarzburg-Sonbershaufen 1, Walbed 1, Reuß ältere Linie 1, Rex 
jüngere Linie 1, Schaumburg-fippe 1, Lippe 1, Lübel 1, Bremen 1, Hamburg 1, 
zufammen 58 Stimmen. 

Jeder VBereinsftaat kann jo viel Bevollmächtigte zum Bunbesratbe ernennen, 
wie er Stimmen hat; doch kann bie Geſammtheit ber zufländigen Stimmen zur 
a werben. Nicht vertretene oder nicht inftruirte Stimmen werben 
nicht gezählt. 

Der Bunbesrath bildet aus feiner Mitte banernbe Ausſchüſſe: 1) für Zel- 
und Steuerweien, 2) für Handel und Verkehr, 3) für Rechnungeweſen. 

Das Präſidium fleht der Krone Preußen zu, welde in Ausätenz 
beffelben berechtigt ift, im Namen ber vertragenben Theile Hanbels- und Echif- 
fahrteverträge mit fremben Staaten einzugehen. 

Zum Abſchluß dieſer Verträge, burd) welche bie Beftimmungen bes gegen 
wärtigen Vertrages in keiner Art verlegt werben bäürfen, if die Zuflimmmmg tes 
es und zu ihrer Gültigkeit die Genehmigung bes Zollparlaments er- 
forderlich. 

8.7. Dem Präaſidium ſteht es zu, ben Bunbesrath zu berufen, zu eröffuen, 
zu vertagen unb zu fchließen. 

8.8. Die Berufung bed Bunbesrathes findet alljährlich flatt. Das Zeil- 
parlament kann nicht ohne den Bundesrath berufen werben. 


8.9. Die Berufung des Bundesrathes muß erfolgen, ſobald fie von einem 
Drittel der Stimmenzahl verlangt wird. 


8.10. Der Borfig im Bundesrathe und bie Leitung ber Geſchäfte ſtebt 
dem bazu befiguirten Vertreter Preußens zu. 


Art. IX. Ueber die Einrichtung und bie Zuftändigleit bes Zell- 
Barlaments ift Folgendes verabrebet. 


Das Zollparlament befieht aus den Witgfiebern des Reichötages des nert 
beutichen Bunbes und ans Abgeorbneten aus ben fübbentihen Staaten, melde 
burch allgemeine und directe Wahl mit geheimer Abſtimmung nad Maßgabe des 
Geſetzes gewählt werben, auf Orund beffen die Wahlen zum erflen Reichtrage 
bes norddeutſchen Bundes flattgefunben haben. 

Die Berufung, Eröffnung, Bertagung und Schliefung des Zollparlamenn 
erfolgt durch das Präfibium. 

Die Berufung finbet nicht in regelmäßig wieberlehrenden Zeitabſchrittes. 
ſondern dann flatt, wenn das legislative Bebürfniß den Zufammentritt erfer- 
derlich macht, ober ein Dritttheil ber Stimmen im Bunbesratbe denjelben verlangt 

Die Abgeordneten aus ben füddentichen Staaten werben anf brei Ist 
ewählt. Nach Ablauf biefes Zeitraums finden neue Wahlen fat. Die ceriten 

ablen erfolgen, fobald ber gegenwärtige Vertrag in Wirkſamkeit getreten iR. 

Zur Auflöfung des Zollparlaments iſt ein Beſchluß bes Bunbesrathes tet 
Zollvereins unter Zuftimmung bes Präfiviums erforberlih. Im alle der Am- 
fnng müffen innerhalb eines Zeitraums von 60 Tagen nad berfeiben ine 
Böhler und innerhalb eines Zeitraums von 90 Tagen nach ber Uuflöfung bes 
Bollparlament verfammelt werben. 

Die Auflöfung des norbbeutichen Reichſtages macht neue Wahlen in te 
fübbeutfchen Staaten nicht erforderlich. 

Die Mitglieder des Zollparlaments find Vertreter des gefammten Bein 
und an Aufträge und Imftructionen nicht gebunden. 
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Art. X. Der Ertrag der Eingangs- und Ansgangsabgaben, ber Salzftener 
und Rübenzuderfteuer in ben, ber gemeinfchaftlichen Geſetzgebung untermorfenen 
Gebieten der vertragenden Theile, einſchließlich ber im Artikel 2 erwähnten Staaten 
ober Gebietötheile, iſt gemeinſchaftlich. 

Bon der Gemeinſchaft find ausgefchloffen, und bleiben, jofern nicht Separat- 
verträge zwilchen einzelnen Bereinsftaaten ein Anberes beftimmen, bem privativen 
Benuffe der betreffenden Staatsregierungen vorbehalten: 1) die Steuern, welde 
im Innern eines jeben Staates von inlänbifchen Erzeugnifien erhoben werben, 
einſchließlich der nad Artikel V. von den vereinsländiſchen Ergeugniffen ber näm- 
lichen Gattung zur Erhebung kommenden lebergangsabgaben; 2) bie Wafferzölle; 
3) Ehauffeeabgaben, Pflafter-, Damm-, Brücken⸗, Fähr⸗, Canal⸗, Schleufen-, 
Hafengelber, fowie Waage⸗ und Niederlagegebübren ober gleichartige Erhebungen, 
wie fie auch fonft genannt werben mögen; 4) die Zoll- und Steuerftrafen unb 
Eonfiscate, welche, vorbehaltlich der Antheile der Denuncianten, jeber Staatsre- 
gierung in ihrem Gebiet verbleiben. 

rt. XI. Der Ertrag der in die Gemeinichaft fallenden Abgaben wirb 
zwiſchen ben vertragenden Theilen, nach dem Verhältniß der Bevöllerung ihrer, 
ber gemeinſchaftlichen Geſetzgebung unterworfenen Gebiete vertheil. — — — 

Der Staub der Bevölferung in den Gebieten ber vertragenben Theile wirb 
alle brei Jahre ausgemittelt und die Nachweilung berfelben dem Bundesrathe 
vorgelegt. 


57. Bie Stellung Vcferreihs zu den neuen Geflaltungen 
in Beutfchland. 


28. März. Defterreih und die deutſchen Schutz- und 
Trutzbündniſſe. 
Depeſche des öſterreichiſchen Kanzlers v. Beuft an ben Geſandten 
in Berlin. 

„Die Veröffentlichung ber ſeither geheim gehaltenen preußiſch⸗ ſübdentſchen 
Allianzverträge vom Auguſt 1866 bat nicht erfolgen bönnen, ohne in der ge⸗ 
fammten polttifhen Welt einen tiefen Eindruck zurüdzulafien. Was jedoch uns 
betrifft, fo war unfere Empfindung weber bie ber Ueberrajchung, noch einer Ber- 
ftärfung jenes natürlichen Bedauerns, welches der Berluft unferer früheren ver- 
tragsmäßigen Stellung in Deutſchland nah ben Kataftrophen des vergangenen 
Sommers uns einflöhen mußte. Wir kennen und acceptiren bie poli- 
tifehe Lage, beren Folgen fih vor unfern Augen entwideln Es 
ändert fih an berjelben nichts, feitvem es offenftundig geworben ift, daß Preußen 
ich der Bunbesgenoffen, welde ehemals biejenigen ber beiben Mächte waren, 
'srmicdh für ſich allein verfichert hat, noch ehe es jeine Ausfühnung mit und be- 
iegelte. Ebenſo wenig ünbert fih unfer Wunſch, uns in bem neuen 
Berbältnifjie unter Wahrung unferer Intereffen friedblih und in 
ntem Einverfändnifje mit Preußen zuredtzufinden Es ift im 
(Ugemeinen wohl nicht leicht, Allianzen, welche über befenfive Berpflichtungen 
inausgeben, als Bürgſchaften des Friedens zu charakterifiren. Wir unfererjeits 
nd inbeffen bereit zu glauben, und werben uns jedenfalls gerne überzeugen 
ıffen, baß im Grunde wirklich nur der Entſchluß gemeinjamer Vertheidigung gegen 
embe Angriffe durch die erwähnten Verträge befunbet werben follte. Das Ca⸗ 
net von Berlin bat fonah eine eigentlide Einfprade von uns nicht 
ı gemwärtigen. Nur find wir ums anbererjeits volllommen bewußt, daß un® 

44% 
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die Beredtigung zu einer ſolchen nicht fehle, unb wir möchten mit 
den Schein entſiehen lafjen, al8 würde der Widerfpruch nicht von nus erfaumt 
weiber zwifhen dem Artilel IV des Prager FSriedensnertrages 
und den Schut- und Trugbündniffen Preußens mit Bayern, Bärtiem- 
berg, Baden und Heffen unleugbar befteht. Eine nicht auf beflimmte Zwede 
beichränfte, fonbern permanent für jeden Kriegsfall abgefchloffene Allianz; wer 
Staaten, namentlih eines ſchwächeren Staates mit einem ſtärkeren, bekt obw 
Zweitel zum Nachtheil des erfteren den Begriff einer unabhängigen internatr- 
nalen Eriftenz faft völlig auf und in dem Prager Traftate konnte daher, nachder 
ihm die Berliner Bündniffe voransgegangen waren, bie i ‚d% 
ein ſüddeutſcher Staatenverein in völlerrechtlicher Unabhängigleit befteben werte, 
nicht mebr mit Zug eine Stelle finden. Die vorfiehenden Bemerkungen = 
zeihnen Ew. ven Standpunkt, welchen wir gegenüber den preußifch - fübdenticen 

vertretungen einnehmen. Wir formuliren feinen Proteſt, und mir 
ziehen aus der Sadlage feine Eonfequenzen, aber wir Tünzen 
nicht einräumen, daß zwiſchen ben Bedingungen unfere® Zriebens- 
vertrages mit Preußen und bem Zuftande, ben bie mehrerwährte: 
Bünpdniffe gefhaffen, eine wahre Uebereinfimmung obmalıe. 
Bir haben feinen Grund, unfere Anſicht zu verichweigen, aber wir i 
wicht, nufruchtbare Discuffionen zu veranlaffen, die unſerem aufrichtigen 
freundlicher nnd erſprießlicher Beziehungen zu Preußen und ben übrigen Dentices 
Staaten Eintrag thun könnten. Bon dem Geiſte dieſer Betrachtungen wol 
Ew. ſich durchdringen, jo oft Sie in dem Falle fein werben, ben Gegenßart. 
von welchem ich fpreche, in Ihren vertraulichen Unterrebungen zn berühren. Um 
babe ich fein Bedenken dagegen, daß Ew. vom gegenwärtigen Erlafſe burd Ber 
kefen Kenntniß geben.” 


Aufnahme der öfterreihiihen Erklärung Seiten: 
des Grafen Bismard. 


9, April. Depeche des H. v. Beuft an die Gefanbten in Paris, London m! 
Petersburg. 


Mittheilung der nah Berlin gerichteten Erklärung und daun weiter: 

„Ih beeile mich gleich binzuzufügen, dat Graf Bismard die Wittberkss; 
mit ber ih den Grafen Wimpffen beauftragt hatte, burdaus freunbiid ar 
genommen hat. Weit entfernt, auf Relximinattonen einzugeben ober nufere de 
merbungen zurückzuweiſen, fuchte er vielmehr bie Bedeutung ber Bänbuiivert:« 
mit den fübbentfchen Staaten abzuſchwächen. Cr hob beſondert ben reim defen 
ftven Charakter ber Allianzen hervor, welche keinen anderen Zweck hätten, ab 
den ber Sicherung bes allgemeinen Friedens. Dieſer Zwiſchenfall ba 
alfo keine weitere Folge gehabt und in leiner Weife den Stard 
unferer Beziehungen zum Berliner Cabinet verändert.” 


Defterreih und der Artifel V des Prager Frieden: 
in Betreff Nord-Schleswigs. 


38. März. Depeiche des H. v. Beuſt an ben 8.8. Geſandten in Berſin 


(Bon demſelben Tage wie bie vorftebende Depeſche wegen ber Eder 
und Trutzbündnifſe mit den fübbentichen Staaten.) 

„Es iſt Ew. — nicht unbelannt geblieben, daß bie Velimmung wegen Butt 
abtretung ber udrdlichen Diftricte Schleswige an Dänemart nicht anf Berss 
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laffung ber Oefterreichifchen Regierung in das Prager Friedensinſtrument aufge- 
nemmen worben if. Diefe Beflimmung eriftirt inbeffen, und fie läßt uns ge- 
wiffermaßen als Sachwalter für ein Intereffe erfcheinen, zu beffen Vertretung 
wir obne biefelbe uns nicht den Beruf zufchreiben würben. 

Das 8. Preußiſche Kabinet wird uns ficher darin Gerechtigkeit leiften, daß 
wir uns in Bezug auf biefen Gegenftand bisher die vollſtändigſte Zurückhaltung 
auferlegt haben. Weun die K. Regierung gewünſcht bat, Zeit und Gelegenheit 
für die Ausführung der erwähnten Stipulation wählen zu können, fo ift fie ja 
von un® durchaus nicht beengt worden, wiewohl uns von anderer Seite begreif- 
licher Weife fhon mancher Ausdrud des Bedauerns über die flattfindenbe Zöge- 
rung nahe getreten iſt. Neuerlih bat nun aber Herr Graf Bismard in einer 
Sigung bed Norddeutſchen Reichstages ausdrücklich hervorgehoben, daß Defter- 
reih allein legitimirt ift, bie Erfüllung bes Art. V. des Brager 
Bertrages zu verlangen. Wir glauben annehmen zu dürfen, daß biefe 
öffentliche Erklärung nicht nur die Interpellationen ber beiden Norbfchleswigichen 
Abgeordneten zurüdweifen follte, ſondern auch mit ber Intention verbunden war, 
es nicht zu einer Intervention britter Mächte in biefer Angele- 
genbeit bommen zu laffen. 


Bei längerem Dffenhalten der Frage könnte jebody biejer Zwed, dem 
wir uns volllommen anfchließeu, leicht verfehlt werben, und wir erachten 
uns daher für verpflichtet, Ew. — zu beauftragen, den in Rebe ſtehenden Punkt 
des Friebensvertrages in diefem Sinne bei dem Herrn Minifter- Präfidenten ver- 
traulid in Anregung zu bringen. Eines förmlicheren Schrittes, als einer 
folden vertraufihen Erwähnung bebarf es nad unſerem Ermeffen nicht, ba nad) 
dem Wortlaut des Friedensartifels die Abflimmung in Nordſchleswig nicht von 
einem diesfalls von Oeſterreich fpeziell zu fiellenden Verlangen abhängig ge- 
macht iſt. 

Sollte übrigens eine ſchriftliche Mittheilung ber vorſtehenden Bemerkungen 
gewäniäht werben, fo bürfte Em. — Sich für ermächtigt halten, dem Herrn 

rafen von Bismard eine Abichriit des gegenwärtigen Erlaffes vertraulich in 
Händen zu lafſen.“ 


6. April. Bayeriſche Pläne für Deutihland und Oeſter— 
reich. 
Depeſche des H. v. Beuſt an den Geſandten in München. 


„In einer vertraulichen Unterredung hat der königlich bayeriſche Herr Ge⸗ 
ſandte mir über bie Anſichten und Wünſche feines Hofes in ber deutſchen Frage 
gewiffe weitreichende Andeutungen gegeben, bie ich der perlönfihen Kenutniß 
Ew. — nit vorenthalten zu follen glaube. Ich hatte aus feinen Aeußerungen, 
die ihm ohne Zweifel von Münden aus aufgetragen waren, im Weſentlichen 
etwa Folgendes zu entnehmen: Bei den bloßen Allianzverträgen ber einzelnen 
jäbdeutichen Staaten mit Preußen meint man in München nicht mehr lange fteben 
bleiben zu können. Man wünſcht die Reconfiruction eines engeren Fö⸗ 
beratinverhältniffes, und trägt fich daher von Neuem mit bem Gebauten, 
zunächſt die ſüddeutſchen Staaten unter fih zu einem möglichſt 
ſtarken und fetten Bunde zu vereinigen, banı aber zwiſchen ben 
beiden Köderatiouen zur Wahrung ber nationalen Interefjen eiuen 
neuen Stastenbunb zu erridhteu. Diefer neudeutſche Bund foll 
alsdann mit Defterreih in eine völkerrechtliche Allianz treten 
und es foll auf biefe Weife für Deutichland ber, wie es jcheint, bisher vermißte 
Erſatz für die Garantien gefunden werden, welche in ben älteren Bundesver⸗ 
trägen enthalten waren, burch die Ereigniſſe bes vergangenen Jahres aber ihre 
Geltung verloren haben. Es ift nach diefen Eröffnungen anzunehmen, daß Fürſt 
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Hohenlohe fi zu verfidern wünſcht, ob er ſich ber Berwirkfichung eines folchen 
Brogramme mit der Hoffnung auf Oeſterreichs Zuſtinmung und Entgegenkounnen, 
ſonach mit aller erdenklichen Beruhigung widmen und bingeben könne. Zuvör⸗ 
derſt war es mir, wie Ew. begreifen, nicht möglich, Dem füniglicden Herrn Ge 
fandten den Ausdruck meiner Berwunberung barüber zu erfparen, daß man fi 
von Deutichland ans fo raſch wieder an jenes Defterreich wenbe, welches man feiner 
dentſchen Fragen jo gründlich entlebigt, ja beffen Ausſcheiden ans dem Bunde 
man durch feierliche Verträge für bie Hauptbebing ber tünftigen Geftaltung 
Deutihlande erklärt habe. Ich beſchränkte mich um Uebrigen an einige wenige 
allgemeine Betrachtungen, ba Herr Graf von Bray ohnehin für den Augenbfid 
eine Aenferung von irgend wie bindendem Charalter fiher nicht von mir er 
warten fonnte. Ueber das Berhältniß zwilchen Preu und Gübbentiälant 
fonnte unb wollte ich feinen Ausſpruch thun, burch welchen irgenb ein Brab ven ' 
Berantwortlichleit für ein weiteres Hinansgehen über bie bereits durch bie Augufl- 
bünbniffe beeinträchtigten Berfligungen des Prager Friedensvertrages anf bas 
kaiferliche Kabinet Übertragen worden wäre. Auf bie biesfalls in Berlin unt 
Münden anzuftelleuden Erwägungen wünſchen wir in keiner Richtung Einfluß 
zu nehmen. Als eine einfache Interefienfrage, und zwar als eine ſolche vom 
hochſten Range, mußte ich dagegen die Frage einer Allianz Oeſterreichs mit einem 
von Preußen geleiteten neubeutihen Bunde bezeichnen. Weber Leibenfchaften, 
noch Gefühle, noch Hiftorifche Erinnerungen, — jeien es bie bes Jahres 1866 
ober bie bes vergangenen Jahrtauſends, — werben unfere künftigen Entfchläfe 
befimmen, fondern es wird uns in erfier Linie auf die Sicherheit, und 
in zweiter Linie auf den Vortheil der öſterreichiſchen Monarkie 
anlommen. In BVBerbältnifle, bie uns Verbinblichleiten und Laften ohne bie 
vollſte Gegenleiftung auferlegen würben, kann fi der Kailerflaat felbft zu Gunſten 
feiner ehemaligen deutſchen Bunbesgenoffen nicht mehr einlafien. Wenn in der 
Sprade und den Handlungen der deutſchen Regierungen Freundſchaft für Defter- 
reich und ber Wunſch, ihm zu nüten, fi ausprägen, fo finbet bies bei une 
jeberzeit ein Echo, unb es kann dies dazu beitragen, glüdlichere Berhältniffe, als 
die gegenwärtigen, für bie Zufunft vorzubereiten. Aber wir bedürfen jebr 
folider Barantien gegen Tendenzen, bie uns nicht befreundet, fonbern ge 
fährlih find, und man barf von uns feine Leiftung verlangen, bie 
niht durch eine gleichgewichtige Gegenleiſtung vollflänbig com- 
penfirt wäre. Ich babe dem Herrn Grafen Bray nicht verſchwiegen, daß 
ſolche Garantien und Gegenleiftungen nad der Stellung, in welde bie fübbent- 
[den Staaten einmal zu Preußen getreten unb worüber wir weit entfernt find 
mit ihnen zu rechten, uns wicht in Münden, fondern nur noch in Berlin 
geboten werben können, und Daß wir daher unfere Blide vornehmlid 
nah Preußen rihten müßten, wenn je es fi um bie Brage bandelte, eb 
wir an eine beiden Theilen nützliche, ernfthafte, ehrlich gemeiute Allianz Dentſch 
lands mit uns glauben und ihr unjere gegenwärtige Freiheit aufopferu dürjten 
Ew. werben aus dem, was ich hier aufgezeichnet babe, folgern, daß Sie au ter 
feither fhon von Ihnen geführten Sprache auch jetzt nicht das Geringſte an ändern 
haben. In Ihren Gefprächen mit dem Herrn Fürften von Hohenlohe könzen 
Sie Ähnliche Bemerkungen, wie bie obigen, ein ieden laffen, wobei Sie ikbrigent 
ſtets unjeren unveränberten gten Winihen für das Wohl Bayerns und feiner 
Dynaftie Ausprud geben wollen. Diefe Wünſche find aufridhtig, aber wenn Fürk 
Hohenlohe etwa dazu binneigen follte, jene Rolle des Bermittelus zwiſchen 
DOefterreih und Preußen wieder aufzunehmen, beren fih Bayern währenb ber 
vorjährigen Ereigniffe unterzogen hat, jo fann ich Em. für jet in ber That nic 
aufforbern, den königlichen Herrn Minifter hierin zu ermutbigen.“ 
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19. April. Die Miſſion des Grafen Tauffkirchen. 


Depeſche bes Herrn v. Beuft an ven Gefandten in Berlin. 


„Die politiſche Heife des Grafen Taufflirhen nah Berlin und Wien 
bat bereits vielfeitige Aufmerkſamkeit erregt, und fie wird vorausfichtlich ben 
Gegenſtand noch mancher mehr ober weniger gewagter Commentare bilben. Ich 
balte umfomehr für nöthig; Euer ausführlih und gemau von dem Berlaufe 
der Unterrebungen zu benadjrichtigen, welche ich mit bem genannten Vertrauene- 
boten des Münchener Kabinets und aus Anlaß feiner Senbung mit dem koniglich 
preußiſchen Gefanbten, Freiherrn von Werther, gepflogen habe. Graf Tanff- 
kirchen führte fih bei mir nicht nur als Beauftragter einer Regierung, ſondern 
auch als Weberbringer wichtiger Vorſchläge Preußens ein. Als den Zwed feines 
Erſcheinens in Berlin bezeichnete er den Wunſch bes Fürften Hohenlohe Über 
Die Eventualitäten der Iuremburgifchen Frage ins Klare zu fommen, das Interefle 
Des Friedens im Einverflänbniffe mit Breußen zu wahren, und in biefem Juter⸗ 
efje namentlich auch zu verfuchen, ob e8 der Einwirkung Bayerns gelingen könne, 
zu einer Annäherung zwifhen Defterreih und Preußen beizutragen. 
Was er bei dem Grafen Bismard erreicht habe, fei von großer Tragweite. 
Er ſei in den Stand gefett, ben Abſchluß einer Allianz zwiſchen den beiben 
Mächten zu bevorworten — einer Allianz, welde fih auf ſämmtliche 
deutſche Staaten erfireden würde. Die Erhaltung bes Friedens werde 
Durd einen folden Bund gefihert. Man verlenne nicht in Berlin, daß Defter- 
reich berechtigt fei, für die Berpflichtungen, die e8 übernehmen würbe, Compen⸗ 
fationen zu verlangen, man fei aber auch bereit, hierin fo weit zu geben als nur 
irgenb möglich. as Graf Tauffkirchen über biefen letzteren Punkt weiter 
verlauten ließ, war jeboch leider nicht der klarſte Theil feiner Eröffnungen. Er 
ſprach von einer Garantie unferer deutſchen Befigungen. Er gab zu verfteben, 
Daß wohl au für unfere nichtdeutichen Provinzen temporär une jebe wünſchens⸗ 
werthe Sicherheit gegen mögliche Gejährbungen geboten werben Fünnte. Er er- . 
wähnte Rußlands als des Dritten im Bunbe, unb meinte: in der Er- 
neuerung eines Bunbes ber drei Mächte beſtehe biefe Sicherheit von 
ſelbſt. Er wies endlich darauf hin — wie bie® bereits früher von Münden aus 

eſchehen war — daß ein Freundſchaftobündniß Preußens mit Oeflerreih ben 
Ubbdeutſchen Staaten bie Möglichkeit gewähre, ein größeres Maß von Selbftftän- 
digkeit zu behaupten, und daß eine völlerrehtlihe Allianz Defterreichs 
mit dem nord- und dem ſüddeutſchen Bunde doch zuleßt ben Uebergang 
bilden Bunte zu bleibenden engeren Bertragsverhältniffen, welche mit 
Vortheil für Oefterreih wie für die beutiche Nation den früheren Staatenbunb 
erſetzen Wönnten. Ich glaube hiermit bie Effenz ber Anerbietungen des Grafen 
Tauffkirchen wiedergegeben und fie durchaus nicht abgeſchwächt zu haben. 
Dur bie Aeußerungen des Freiherrn von Werther und durch eine vertrauliche 
Depeiche, bie er mir vorlas, wurde mir fobann benätigt, daß Graf Bismard 
den Abgejanbten der königlich bayerifhen Regierung allerdings Iegitimirt hatte, 
Derartige Eröffnungen nah Wien zu bringen. Freiherr von Werther unter- 
Hütte die Bemühungen des Grafen Zaufflirden, doch muß ich bemerken, daß 
Die Ausiprüche des erfteren nicht von bindendem Charakter waren, und baß wir 
daher den erwähnten Allianzvorſchlägen immerhin nur auf bie Gefahr bin hätten 
Gehör leihen innen, fie in Berlin nicht im Voraus genehmigt zu wiffen. Ich 
werbe mich nunmehr beehren, Euer das Wejentliche meiner Erwiderungen mit- 
zutheilen.” — — „Sie verfprechen fi,“ bemerkte ich, „von der Allianz Defter- 
reichs mit Preußen die Erhaltung bes gefährbeten Friedens. Nehmen wir zu⸗ 
nächſt diefe Rechnung als eine richtige an. Aber in weldher Tage würde 
Defterreih, welhes jeinerjeits jetzt gar nicht bebrobt if, in bie 
neue Friebensepocde eintreten? Es hätte fie zu bezahlen burd bie 
Feindſchaft Frankreichs, die ihm doppelt gefährlich fein wärbe, 
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weil fie zugleih in Deutfhland eine fo gut ale unbebingte Ab⸗ 
hbängigleit von dem guten Willen Breuens im Gefolge bätte. 
Wir bezweifeln diefen guten Willen nicht; aber Fünnen Gie läuguen, baf bie 
Berbältnifie manchmal flärker finb als die Intentionen ber leitenben Mäuner, 
und baß Vefterreih, um angefidhts ber Einheitebeftrebungen in Deutſchland und 
ber noch immer möglichen Eonflicte mit Stalien den Haß Frankreichs auf ſich zu 
laden, ſoliderer Garantien bebürfte als bes Berſprechens, daß es in feinem Be- 
fige niht — ober boch nicht zu frühe — geflört werden folle? Aber es fei auch 
nicht einmal bewieſen,“ fuhr ich fort, "bat das beantragte Bündniß wirklich bie 
Erhaltung bes Friedens zu bedeuten haben würde.“ Man jei bei uns belehrt, 
unſere Macht und bie Furcht vor ihr nicht zu hoch zu jchägen, unb darum wäre, 
wenigftens in der nächſten Zeit, bie Ausficht auf eine Theilnahme Defterreichs 
am Kriege Frankreich nicht abhalten, den legteren zu wagen, wenn e8 einmal ben 
nöthigen Einſatz an materiellen und moralifhen Mitteln aufwenben wolle, um 
ihn gegen Preußen unb Deutſchland zu unternehmen. Dagegen würbe bus 
Wort Coalition, jetzt nah Frankreich geworfen, weit weniger 
geeignet fein, bie erwadten Leidenſchaften zu dämpfen als fie bis 
zum beftigften Ausbruch zu entflammen. Selbſt einer neuen norbifchen 
Coalition gegenüber fühle ſich Frankreich nicht volllommen ifolirt. Es babe dem 
Königreih Italien noch Manches, es habe der Revolution in ben Ländern feiner 
Gegner noch mehr zu veriprechen, und es fei fich der wirklichen ober vermeizt- 
lichen Macht diefer Bundesgenoffenfchaft zu fehr bewußt, um nicht vielleicht heut 
ober morgen den Krieg einem ben Nationalftolg verlegenden unb für die Dy⸗ 
naftie gefährlichen Zurückweichen vorzuziehen. Run aber bergegenwärtige mau 
fih endlich die verſchiedenen möglihen Ausgänge eines Kriegs. Sie werben mir 
zugeben, taß es kein erfreuliches Schidjal fein würde, gemeinfam mit Preußen 
zu unterliegen, und am Rhein, unter ben Alpen, am abriatiichen Meer bas Ge⸗ 
jet des Siegers annehmen zu müſſen. Laffen wir aber biefen Fall ale unmahr- 
ſcheinlich — denken wir uns Frankreich als überwunden — können wir es 
darauf ankommen laſſen, daß man uns alsdann das Prager Friedens - Iuftru- 
ment in die Hand drüde und uns für deffen erfolgreiche Vertheidigung taufe? 
Ferne fei es von mir, bie Erinnerungen des gemeinfamen Gieges über Däne 
mark wachzurufen, aber Sie begreifen, daß wir auch für jenen günſtigſten ber 
möglichen Fälle unfere Sicherheiten vorher nehmen müflen.“ Graf Zaufflirden 
bat in ber That fich nicht für vorbereitet erflären können, auf alle biefe Fragen 
zu antworten, ober die ihm vor Augen geftellten Bedenken und Einwendungen 
zu entlräften. Ex äußerte nur fein Bebauern, nad) meinen Worten annehmen 
zu müſſen, daß Defterreich die von ihm aus Berlin mitgebrachteu Borichläge ab- 
lehne. Auch Freiherr von Werther feinerfeits wieberholte mir dieſen Ausprud. 
Ih warnte jedoch fehr vor bemfelben, und ich bat nicht von einer Ableb- 
nung preußifher Vorfhläge durch Defterreih zu ſprechen, ba bie 
Erläuterungen, bie bies nöthig machen würde, nicht auders als nachtheilig wirken 
Fönuten, bie une zu fchonen jei, und es Thatſache bleibe, daß Defterreid 
ftets den Wunfch hegen werde, zu einer Wieberannähberung an 
Preußen und Deutihland die Haub bieten zu können. Ich ziweifle 
nicht, daß, was ich hier in den Hauptzägen kurz wiederholt habe, bem koniglich 
preußifhen Eabinet durch die Berichte feines Geſandten vollfländig zur Kenzt- 
niß gelangen werde. Es wird jedoch auch zu Ihrer Aufgabe gehören, dafür zu 
forgen, daß in ber Auffaffung meiner Aeußerungen feine Abweihungen ſtattfindea 
können. Ja, es wird, wie ich glaube, der Aufrichtigleit und Loyalität, Die man 
bei uns ſtets finden wirb, würdig, dem Intereffe der Annäherung aber nicht ab- 
täglich fein, wen ih Em. ermächtige, dem Herrn Grafen von Bismard ven 
gegenwärtigen Erlaß vollfländig vorzuleſen.“ 
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15. Mat. Defterreih8 rejervirte Stellung zu ben beut- 
ſchen Berhältniffen. 


Depeiche bes Herrn v. Benft an ben Gefanbten in München. 


„Dur die Gefälligleit des Herrn Fürften von Hohenlohe kennen Ew. 
bereit8 den wefentlihen Inhalt ver vertraufihen Mittheilung, welche das Mün⸗ 
chener Cabinet an uns bat richten wollen, um über bie von ihm in Ausficht ge- 
nommenen Unterbandlungen mit bem norbbeutichen Bunbe Rüchſſprache mit uns 
zn nehmen. Der Rulgliche Herr Geſandte hat mir Ahfchriften in Hänben ge- 
laffen, fowohl einer Miniſterial⸗Erklärung, welche ein Einverſtändniß Bayerns 
mit Württemberg in biefer Richtung beurkundet, als eines von bem königlich 
bayeriſchen Staateminifterium an bie großherzoglihden Regierungen von Baben 
und Heffen erlaffeuen Schreibens, woburd die Iettteren eingeladen worben, diefer 
Bunctation beizutreten. Ich unterlaffe nicht, beide Akltenſtücke Ew. zu perfönlicher 
Kenntnißnahme mitzutheilen. Wie Ihre Berichte e8 uns angelünbigt haben, bat 
Graf Bray mir ben Wunſch feiner Regierung zu erfeunen gegeben, vor ber 
wirklichen Anknüpfung ber Unterhbaublungen mit Preußen unjere Anſicht über 
Diefeß Programm zu erfahren und wo möglich unferer Zuſtimmung zu demjelben 
verfihert zu werden. Bei aller Wirbigung ber Motive, aus welchen dieſer 
Wunſch Pervorgeit, und bei aller Empfänglichleit für das uns erzeigte Bertrauen 
babe ich dem Tönigfih bayeriſchen Geſaudten auch bei biefem Anlaffe nur wieber- 
bolen können, daß die Lage in Deutſchland von gewiffen Wahrheiten beberricht 
wird, bie man bebauerlih finden, aber nicht ohne gefährliche Folgen aus den 
Augen verlieren dann. Eine ſolche Wahrheit ift es, bar ben Beflrebungen, welche 
Bayern im gefammtbentichen Smterefle, wie im mtereffe der eigenen Sicherheit 
verfolgen zu können wüluſcht, die Beſtimmungen des Prager Eriebensner- 
trages entgegenfleben. Die Allianzverträge ber ſüddeutſchen Staaten 
mit Preußen haben diefe Beftimmungen, noch ehe fie geſchrieben 
waren, verlegt, und ich habe unmöglich verlennen und verfhweigen 
können, daß das Broject, weldhes die Unterfhriften bes Fürſten 
von Hohenlohe und bes Kreiberrn von Barnbüler trägt, biefen 
Widerſpruch noch bedeutend verjhärfen, unb vollftändiger zur Er— 
fcheinung bringen würde. Bon einem fübbeutfhen Staatenvereine, 
wie er nad dem —* Bertrage zwar in eine nationale Ber bung mit Nord- 
deutichland eintreten, aber neben demſelben in wöllerrechtlicher Unabhängigkeit be- 
fteben ſoll, if in ben bayerifh-mwäürttembergifhen Bunctationen feine 
Spur geblieben. Statt deſſen flellen biefelben einen Organismus auf, in 
welchen — mit ober ohne gemeinjames Parlament — jede ſelbſtſtändige 
Regung ber vereinzelten ſüddentſchen Staaten vegelmäßig in dem 
Willen der norbbeutfhen Bundesmacht verfhwinden muß. Die 
Fiction, daß 3. B. Südhefſen als Bundesglied gleiche Rechte mit dem gefammten 
Nordbunde haben foll, wirb hieran offenbar jehr wenig ändern. Was aber 
Defterreihs Stellung betrifft, jo ift es gewiß unferes Dankes werth, daß 
man in Münden nur im Cinverftändniffe mit uns vorzugehen wünſcht, allein 
der Umftanb, daß bie bloße Aufforderung au Defterreich, Über die Conftituirung 
Deutihlande eine Meinung abzugeben, gewiffermaßen die Schranken bes Ver⸗ 
trages überſchreitet, Durch welchen im verfloffenen Jahre der Friebe in Deutich 
land bergeftellt worben ift, macht für Oefterreich mehr noch ale bie dadurch gebotene 
NReſerve eine recht Klare Auffafiung der Sachlage und eine derjelben entiprechenbe 
Dffenheit ber Sprache zur Nothwendigkeit. Demgemäß babe ich mich gegen beu 
Herrn Grafen von Bray über das Berbältniß, in welchem wir zu den mit bem 
Brager Bertrage unvereinbaren Thatſachen, vergangenen ober Fünftigeu ſtehen, 
nochmals mit aller Aufrichtigleit ausgelprochen. Ich habe ihm erklärt, daß Rück⸗ 
ſichten ber DOpportunität fehr wohl die Regierung Sr. Majeflät bes 
Kuaifers vorläufig beffimmen können, ſolche Thatſachen zu igno- 
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riren, unb baß biefe Regierung gerne auch ben beutihen Sympathieen, melde 
fie fih bewahrt bat, Einfluß auf ihre Verhalten geftattet, fo lange fie nicht bie 
Intereffen des eigenen Reiches für gefährbet halten muß. Das Verlangen be- 
gegen, daß das kaiferlihe Cabinet ben Allianz-Berträgen, welde 
e8 bis jet ſtillſchweigend hingenommen bat, unb jelbfi nad weiter- 
gehenden Berlehungen bes Prager Bertrages feine Zufimmung 
ertheilen folle, biejes Berlangen babe ih unummwuuben als uner- 
füllbar bezeichnet, und barauf bingewielen, daß Defterreich in feiner Lage 
vielmehr fi forgfältig hüten müffe, irgendwie buch Wort oder That ſich bes 
Rechtes zu begeben, auf die Verfügungen bes Brager Friebenstractates 
zu gelegener Zeit fih zu berufen. Ferner babe ich dem Grafen Bray 
nicht verbeblt, daß ich mir nicht zu erklären vermöge, wie man durch bie vage 
Beſtimmung bes Mindener Programmes, daß eine Allianz mit Deflerreich ge 
ſchloſſen oder angebahnt werben fol, uns zu einer Uenderung unferer Haltung 
bewegen zu Binnen glaube. Soll unter dem Worte Allianz, wie dies der wöfler- 
rechtliche Sprachgebrauch will, ein vorlibergehenbes Bündniß zu beſtimmten Zmeden 
verftanben fein, fo ift einzuwenden, daß ſolche Zwecke nicht bezeichnet find, audı 
bermalen nicht wohl bezeichnet werben Können. Denkt man aber an ein bleibenbes 
Bunbesverhältniß, durch welches bie Kaiferliche Regierung ihre Freiheit nicht für 
eine beterminirte Action, ſondern unbeflimmt und für immer auigeben würde. 
und welches anbererfeits eines der weientlichen Eleniente ber bofittichen Reuge- 
ſtaltung Deutſchlands bilden fol, jo müßte man uns erſtens von der Berpfiiäätung, 
uns an biefer Neugeftaltung nicht zu betheiligen, feierlich Di8penfiren, und zweitent 
dürfte man nicht überfehen, baß eine Großmacht ſich nicht einer anbern unter- 
ordnen, nicht fremden Zwecken dienen, an Beichlüffe, die ohne ihr Zuthun zu 
Stande kommen, fih nicht im Voraus binden kann. Ih zweifle, ob man in 
Münden in den Stanb gefegt fei, uns eine gleihberedtigte Stel- 
lung mit Preußen in einem neuen geſammtdeutſchen Bunde barzu- 
bieten, — tft dies aber nicht ber Fall, fo find die Staatölenfer Defterreich 
genötbigt, fih auf die volle Kreibeit zurüdguzieben, bie fie für bie 
früheren Rechte im Bunde eingetaufcht haben. Die Schlußfolgerung, bie ich aus 
allen biefen Betrachtungen ziehen muß, wenn idy mich in bie Lage Bayerns ver 
jege, kann benn auch abermals nur biefelbe fein, bie ich bereits mehrfachen frü- 
beren Aeußerungen zu Grunde gelegt habe. Ueber meine Meinung befragt, kann 
ih in Wahrheit nur jagen, baf ich glaube, Bayern werbewohldaran thun, 
in rein zuwartenber Stellung zu bleiben und ſich weiterer Schritte, 
bie es Über die durch den Prager Bertrag gezogene Linie binaus- 
führen würden, zu enthalten. Defterreih it nicht mit Proteften die 
Auguftverträge aufgetreten, aber man fann ficy nicht darüber täufchen, daB biele 
Verträge zu ber gefahroollen Spannung ber letzten Monate nicht wenig beige- 
tragen haben. Mit Mühe bat bie Londoner Conferenz bie mächtig ber 

fenen Beforgniffe jo eben zerftreut, und wir können nicht dazu ratben, neue 
Thatſachen zu ſchaffen, durch welche die kaum verſchwundenen Gewölle nur zu 
leiht in verftärktem Maße wieder angefammelt werben könnten. Unfere eigenen 
Bemühungen für ben Frieden haben anbererjeits vollfräftig beiwiefen, daß wir 
von unjerer Unabhängigkeit keinen für Deutihland nachtheiligen 
Gebrauch mahen wollen, und es erhöht fi dadurch wohl auch unfer An- 
ſpruch, daß man uns nicht eine noch mehr erfchwerte und von bem —— — 
ausbedungenen Zuſtande uoch weiter abweichende Situation gegenüberſtelle. Er 
fann nicht ermeffen, warım unter ben jeßigen Umfländen Fr bie fühbeurkhen 
Regierungen eine Nothlage geichaffen fein follte, die ihnen bierin keine Wadi 
ließe, wohl aber ſcheint mir in ben europäifhen Berhältniſſen eine 
binreihendb deutlihe Warnung vor jebem Schritte zu liegen, durch 
welchen anftatt ber Iuremburgifhen Frage noch ernflere und viel- 
leicht durch die befigemeinte Bermittlung nicht mehr zu befeitigente 
Eonflictsfälle zur Zagesorbnung befördert werden fönnten. Im 
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Vorſtehenden habe ich ben weſentlichen Sinn ber Antwort anfgezeichnet, welche 
ih bem bayeriichen Herrn Geſandten anf feine Mittheilung zu ertheilen hatte. 
Sie beflätigt zwar mur, was dem Königlichen Cabinete bereit früher und nanıent- 
lich auch durch bie Berichte des Grafen Tauffkirchen befannt geworben if, 
doch glaube ih Em. ermäditigen zu follen, von ber gegenwärtigen Depefche ben 
en en Herrn Minifter Fürſten von Hohenlohe vertraufich Einficht nehmen 
zu laſſen.“ 








Zuſammenkunft des Kaiſers Napoleon mit dem Kaiſer 
von Oeſterreich in Salzburg. 
18— 23. Auguſt. Beſuch des Kaiſers Napoleon und der Kaiſerin 
Eugenie bei dem oͤſterreichiſchen Katjerpaar in Salzburg. 
25. Auguft. Runbfchreiben bes franzöſiſchen Minifters Marquis de Mouftier. 


„Mein Herr! Als der Kaifer und die Kaiferin ſich nad Salzburg begaben, 
waren fie dabei von einem Gefühle geleitet, welches bie öffentliche Meinung nicht 
wohl mißverfteben konnte; bemgemäß Könnte ih mich enthalten, Ihnen über bie 
Zuſammenkunft der beiven Souveraine ein Weiteres mitzutbeilen, wenn biefelbe 
nicht ber Gegenſtand von Deutungen geworben wäre, weldhe darauf gerichtet find, 
den Charalter verfelben zu entftellen. 

Die Reife Ihrer Majeftäten ift eingig Und allein durch den Gedanken ein- 
gegeben worben, der Kaiferlichen Familie Oeſterreichs, bie durch ein jüngft ein- 
getretenes Unglüd*) jo granfam heimgeſucht wurbe, ein inniges Zeugniß bes Mit- 
gefühle zu geben. 

Freilich konnten bie Herricher der beiben großen Reiche nicht mehrere Tage 
hindurch vertrauten Umgang mit einander pflegen, ohne ſich gegenfeitig ihre Auf- 
faffungen mitzutbeilen und ohne ihre Ideen über bie ragen von allgemeinem 
Intereſſe auszutaufchen ; ihre Unterrebungen haben jedoch weder zum Zwecke noch 
als Rejultat gehabt, Kombinationen feftzuftellen, welche nichts in ber gegenwär- 
tigen Situation Europa’s rechtfertigen würbe. 

Sie werben Sich, mein Herr, der Sprache ber Kailerliden Regierung er- 
innern, beren fie fih jebesmal betillen bat, wo fie ſich Über ben Fufanb der 
Dinge auszufprechen hatte, der durch bie militairifchen Ereigniffe des verfloffenen 
Sommers geihaffen wurbe. Unfere Haltung ift zuerſt durch das Circular vom 
16. September dargelegt worben, und ſpäter durch die Worte Seiner Majeftät 
bei der Eröffnung bes Senates und des gejetsgebenden Körpers, bann endlich 
durch die Neben, welche ber Staats - Minifter in den parlamentariichen Debatten 
der legten Seifion gehalten bat. Wir haben nicht aufgehört, uns in allen un- 
feren Handlungen den Imtentionen treu zu zeigen, welche wir glei Anfangs ben 
in Deutfhland plöglih entflandenen Veränderungen gegenüber kund gegeben Gaben 

Bei einer jüngft eingetretenen Verwicklung zeigte es fich, daß die Eabinette 
Europa’8 der Loyalität unſerer Politik Serechtigleit wiberfahren ließen und ihren 
Beifland zu unferen auf Beruhigung gerichteten VBeftrebungen boten. Das, was 
damals geſchehen, ift eine Bürgichaft für bie Unterſtützung, melde im Nothfalle 
die Gedanken ber Mäßigung andy ferner bei benjelben finden würben. 

Die Unterrebungen des Kaiſers Napoleon mit dem Kailer Kranz Joſeph 
innen daher nicht den Charakter barbieten, ven gewiffe Neuigleitsbaicher ihnen 
beigelegt haben. Lange vor ihrer Begegnung in Salzburg hatten bie beiden Sou⸗ 
veraine ſchon von der einen wie von ber anderen Seite burch ihre Hanblungen 
bie ihre Regierungen leitenden frieblihen Gefühle befundet. Bei ihrer Begegnung 
konnten fie keine andere Abficht verfolgen, als bie, in ber gleichen Richtung zu 


*) Den Tod des Kaifer® Mazimilian von Merico. 
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verharren. Auf biefe gegenfeitig gegebene Verſichernng haben ſich ihre Unterhal⸗ 
tungen über bie allgemeinen Angelegenheiten beſchränki. 

Statt aljo, mein Herr, die Zufaunmenkunft in Salzburg als einen Gegen» 
ſtand ber Beforgniß und ber Bennruhigung für bie anberen Höfe zu betrachten, 
ift im ihr sicht Anderes als ein neuer Orunb bes Bertrauens in bie Bewahrung 
bes Friedens zu finden. 

Ich habe für gut erachtet, Sie von meinen Anfichten fiber ſolche Auslegungen 
in Reuntniß zu ſetzen, die baranf hinausgehen, einer entgegengejegten Meinung 
Glauben zu verihaffen, unb Sie werben wohl baran thun, fi) von biefen An- 
ſchauungen zu burchbringen, um bie irrthümlichen Auffaffungen, bie fich etwa in 
Ihrer Umgebimg bilden bürften, zu berichtigen.“ 


Preußiſches Rundihreiben über die Salzburger 
Zufammentunft. 


7. September. Graf Bismarck an die Vertreter Preußens. 


„Euer ıc. babe ich bereitß die Aeußerungen mitaetheilt, welche uns 
ſowohl von Kaijerlich öfterreichiicher, wie von Kaiſerlich franzöfifcher 
Seite fiber die Bedeutung und den Charakter der Salzburger Zufammen- 
funft zugelommen find, und welde wir nur mit Befriedigung haben ent- 
gegennehmen können. 

Es war voraußzufehen, daß es fehr ſchwer fein würde, bie Öffentliche 
Meinung zu überzeugen, daß eine Thatſache, wie die Zufammenkunft der 
beiden mächtigen Monarchen AngefihtE der gegenwärtigen Lage der 
europätichen Politik, nicht eine tiefer liegende Bedeutung und weiter 
gehende Folgen babe, und die Anfangs mit eimer gemifien Befliſſenheit 
und dem Anjcheine der BZuverläffigleit verbreiteten Nachrichten tiber beab- 
fichtigte oder gefaßte Entichließungen auf dem politifchen Gebiete waren 
nicht geeignet, die Zweifel fiber den Zwed der Zuſammenkunft zu heben. 

83 gereicht und um fo mehr zur Genugthuung, auß den öfterreick 
ſchen und franzöfifhen Erklärungen die Berficherung zu entnehmen, daß der 
Beſuch des Kaiſers Napoleon lediglih aus einem Gefühle hervorgegangen 
if, welches wir ehren und mit dem wir ſympathiſiren, und daß der Zuſam⸗ 
menkunft beider Herrfcher der Charakter diefes Motiv gewahrt geblieben if. 

Danach find innere Angelegenheiten Deutſchlands nicht in der Weiſe, 
wie die eriten Nachrichten es norausfegen ließen, Gegenftand der Be 
iprehungen in Salzburg geweſen. 

Es ift dies um fo erfreulicher, da die Aufnahme, welche jene Nach⸗ 
richten und Borausfegungen in ganz Deutfchland fanden, von Neuem ge 
zeigt hat, wie wenig daS deutſche Nationalgejühl den Gedanken 
erträgt, die Entwidelung der Angelegenheiten der deutſchen 
Nation unter die Vormundſchaft fremder Einmifhung geftellt, 
oder nah anderen Rückſichten geleitet zu fehen, ala nad) den 
dur die nationalen Intereſſen Deutihlands gebotenen. 

Wir haben es uns von Anfang an zur Aufgabe gemacht, den Strom 
der nationalen Entwidlung Deutſchlands in ein Bett zu leiten, in meldem 
er nicht zerftörend, jondern befruchtend wirkte. Wir haben Alles ver- 
mieden, was die nationale Bewegung überftürgen könnte, und haben nicht 
aufzuregen, fondern zu beruhigen gefucht. Dieſes Beſtreben wird uns, 
wie wir boffen dürfen, gelingen, wenn aud von außwärtigen Mächten 
mit gleicher Sorgfalt Alles vermieden wird, was bei dem beutichen 
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Volle eine Beunruhigung binfichtlich fremder Pläne, deren Gegenftand es 
fein könnte, und in Folge defien eine gerechte Erregung bes Gefühle 
nationaler Würde und Unabhängigfeit berporrufen könnte. 

Wir begrüßen daher die beftimmte Berneinung jeder auf eine Ein- 
miſchung in innere Angelegenheiten Deutfchlands gerichteten Abfiht im 
Intereſſe der ruhigen Entwidelung unferer eigenen Angelegenheiten mit 
lebhafter Genugthuung. 

Die füddeutfchen Regierungen felbft werden uns bezeugen, daß mir 
uns jedes Verfuches enthalten haben, einen moraliihen Drud auf ihre 
Entſchließungen zu üben, und daß wir vielmehr auf die Handhabe, welche 
fih und zu dieſem Zwecke in der Lage des Zollvereins bieten konnte, 
dur) den Bertrag vom 8. Juli dieſes Jahres rückhaltlos verzichtet haben. 
Wir werden diefer Haltung auch ferner treu bleiben. Der norddeutjche 
Bund wird jedem Bedürfniffe der füddeutfhen Regierungen 
nah Ermeiterung und Befefigung der nationalen Bezie- 
hungen zwifden dem Süden und dem Norden Deutſchlands 
aud in Zukunft bereitwilligeentgegentommen, aber wir werden 
die Beftimmung des Maßes, weldes die gegenfeitige Annäbes 
rung inne zu halten hat, jeder Zeit der freien Entfchlie- 
Bung unjerer füddeutfhen Verbündeten überlaffen. 

Diejen Standpunkt glauben wir um fo ruhiger fefthalten zu dürfen, 
als wir in den gegenwärtig beftehenden vertraggmäßigen Beziehungen 
zwiſchen dem Norden und dem Süden Deutichlands, wie fie in den ab» 
gefchlofienen Bündniffen und in der Vervollftändigung des Zollvereins 

ch darftellen, eine rechtlich und thatfächlich gefiherte Grundlage für die 
jerefländige Butmidelnng der nationalen Intereſſen des deutſchen Bolfes 
erbliden. er 2c. erfuhe ih, Sich in diefem Sinne gegen die dortige 
—ã auszuſprechen, und ermächtige Sie auch zur Vorleſung diefſes 
laſſes.“ 


Die weitere Entwidelung der Beziehungen zwiſchen 
Nord⸗ und Süddentſchland. 


5. September. Rede des Großherzogs von Baden bei Er- 
Öffnung der Ständeverfammlung. 


„Die Ereigniffe des vergangenen Jahres haben uns vor neue große 
Aufgaben geftelt; fie werden glüdlich gelöft werden zum Heil meines 
Landes und meines Volles und zum Frommen der gefammten deutſchen 
Nation, wenn wir mit Muth, mit Bertrauen und Opferbereitheit der 
Arbeit und unterziehen. Der deutſche Bund ift durch den Srieg des 
vorigen Jahres zerfallen; die Friedensverträge haben feine Auflöfung 
rechtlidy beftätigt, Preußen an die Spige des norddeutfchen Bundes ge- 
ftellt und den füddeutichen Staaten vorbehalten, eine nationale Einigung 
mit dieſem Bunde einzugehen. Mein Entfhluß ſteht feft, diefer 
nationalen Einigung unausgeſetzt nadzuftreben, und gerne 
werde ib, und wird mit mir mein getreues Boll die Opfer 
bringen, die mit dem Eintritt in diefelbe ungertrennlich ver» 
bunden jind. Sie werden reichlich) aufgemogen durch die volle Theil- 
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nahme an dem nationalen Leben und die erhöhte Sicherheit für bie frenbig 
fortfchreitende innere Staatdentwidelung, deren Selbfiftändigfeit zu wahren 
ftetö Pflicht meiner Regierung fein wird. Iſt auch die Form der nationalen 
Einigung Sühodeutihlands mit dem norddeutichen Bunde noch nicht ges 
funden, jo find doch ſchon bedeutungsvolle Schritte zu dieſem Ziele gethan. 
Schon im Auguft vorigen Jahres murde gleichzeitig mit dem Friedent⸗ 
vertrag ein Schutz⸗ und Zrugbündnig mit Preußen abgeichlofjen, welches 
beide Staaten zur gemeinjchaftlichen Abwehr eines Angriffed gegen deut 
ſches Gebiet verpflichtet und für ſolchen Fall meine Truppen unter bie 
bewährte Führung des Königs von Preußen ftellt. Dank diefer Leber 
einkunft, die mit gleichem Inhalt auch zwifchen den anderen fihddeutfchen 
Staaten und Preußen beiteht, ift die erfte und dringendfle nationale 
Forderung erfüllt: Abwehr jedes Angriffs von Außen mit ben 
eeinigten Kräften Aller uuter einheitlihder Führung. Weine 

egierung betrachtet es als ernfte Pflicht, durch Einführung einer der 
norddeutfchen entiprechenden Wehrverfaflung und SHeereseinrichtung dem 
Bündnig mit Preußen feine volle Kraft und Bedeutung zu geben. Diele 
tief eingreifende Neuerung erlangt dadurch eine gefteigerte Wichtigkeit, 
daß es mir gelungen ift, mich mit den Souveränen der andern jäd- 
deutfhen Staaten über eine gleichmäßige Behandlung der Militärfrage 
zu verftändigen. 

Mit Befriedigung kann ich noch auf einem anderen Gebiet auf emen 
erfreulichen Erfolg binweifen. Dur den Berliner Vertrag vom 8. Juli 
d. J. ift der Zollverein aufs Neue befeftigt, und mehr als dies, er hat 
eine weſentlich verbefierte Organiſation erhalten, weldye e8 ermöglicht, 
ohne gewaltfame Krijen den raſch wechjelnden Bedürfnifien des Verkehrs⸗ 
lebens gerecht zu werden, und melde die Keime weiterer Entwidelung in 
fih trägt. Ich begrüße in dem Zoll-PBarlament, wenn auch jeine 
Wirkſamkeit eine bejchräntte ift, doch freudig eine reguläre 
Bertretung des gefammten deutjhen Volkes. — — 

. Bertrauensvoll fordere ih Sie auf, fih mit meiner Regierung den 
Arbeiten zu widmen, aus welchen, wie ich hoffe, Yörderung und Wachs⸗ 
thum aller ideellen und materiellen Intereſſen meines Landes für fi und 
in feiner Verbindung mit den andern deutichen Staaten erblühen wird. 
Gott jegne das Baterland!“ 


16. September. Aus der Erklärung des württembergi« 
hen Minifters von Barnbüler bei Borlegung de 
Bündnißvertraged mit Preußen. 


— — „Der Ihnen vorliegende Vertrag berührt die VBerhältniffe Wärtem- 
bergs im Frieden nicht, begründet aber im Kriegsfalle die Verpflichtung der Con- 
trabenten, gegenfeitig für bie Integrität ihres Gebietes gegen jede WBebrohung 
von außen einzuftehen. Nicht Einer von Ihnen, hochzuverehrende Herren, wird 
bie Anficht vertreten, da Württemberg für dieſen Zwed ein Bündniß mit einer 
anberen europätfhen Großmacht hätte abjchließen follen, unb es kann ſich alſo nur 
fragen, ob baffelbe, wenn es fi je der Pflicht gegen Deutſchland entfchlager 
wollte, im Kriegsfalle Achtung feiner Nentralität erwarten könnte. Ich muß biefe 
Frage unbedingt verneinen. Daflir iſt e8, im feiner geographiſchen Lage, allein 
und in Berbindung mit feinen beiben Nachbarſtaaten nicht mächtig gemug. 

Daß im Bünpdnißfalle bie Wehrkräfte Württemberge unter 
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ben Öberbefehl bes Könige von Preußen geftellt werben, bies 
liegt, wie fi bie Berhältnifje in Deutfhlanb geftaltet haben, fo 
ſehr iu der Natur ber tbatfählihen Verhältniſſe, daß es ale ber 
ſelbſtverſtändliche Ausdruck, ale bie zum Bortheile bes Landes 
anticipirte Anerkennung einer Nothwendigkeit erſcheint, welde 
eintretenden Falls auch ohne ausdrückliche Stipulation fi ganz von felbft und 
unabweisbar geltend gemacht haben würbe. Soll der durch die Allianzverträge 
der fübbeutfchen Staaten mit Preußen begründete Schu ber einzelnen Staats» 
ebiete wisflih eintreten unb wirkſam werben, fo kann wohl fein ernfllicher 
weifel darüber obwalten, daß eine Einigung ber Streitkräfte unter einer ein⸗ 
heitlichen oberfien Leitung durchaus nothwendig ift, und daß dieſe von bem mäch⸗ 
tigften beutfchen Staate auszugeben bat. Ich habe es peinlich zu emipfinben 
gehabt, daß bie Königliche Regierung bei Vorlage bes Friedensvertrages Ihnen 
den gleichzeitig abgefchloffenen Bünbnißvertrag vorenthalten mußte: fie war dazu 
vertragsmäßig verpflichtet und hatte diefe Verpflichtung eingegangen ans Gründen, 
welche fie nach der bamaligen politifhen Lage aus der Rückſicht für ben Frieden 
Europa’s ableiten mußte. Sie werben e8 daher zu würbigen wiflen, wenn bie 
ae Regierung ben eingegangenen Verpflichtungen im firengften Sinne 
nadlamı.“ 


8. Dftober. Bayerns Stellung und Schritte in der deut- 
ſchen Stage. | 
Aus der Erklärung des Fürften Hohenlohe bei Vor—⸗ 
legung des Zollvertrages. 


— — — „Gründe ber äußeren unb inneren Bolitil haben Preußen ver- 
anlaßt, die norbbeutfhen Staaten mit einer Berfaffungsform zu nmichließen, ber 
man das Berdienft nicht abſprechen ann, die ftaatliche Einheit bes Nordens von 
Deutfchland anzubahnen, die fich aber eben deshalb in ihrer Entwidlung von bem 
Charalter einer Bundesverfafjung im eigentlihen Sinne bes Wortes mehr und 
mebr entfernen dürfte. Wohl babe ich es anerkannt, daß fein Bundesverbältniß 
dem nationalen Bebürfniffe genügt, wenn nicht von den einzelnen Kontrahenten 
bie entſprechenden Opfer zum Gebeiben bes Ganzen gebracht werben; allein das 
Maß ber Opfer, weldhes der Eintritt in den norddeutſchen Bund den jübbeutichen 
Staaten auflegen würbe, entfpricht nicht dem Grade der Selbſtſtändigkeit, welchen 
biefe fi zu erhalten bereditigt und — wie ih annehmen darf — ihrer über- 
wiegenben Mehrheit nach auch entichloffen find. Die freie conftitutionelle Ent- 
widlung Südbeutihlande, wie fie ſich feit 50 Jahren geftaltet hat, giebt dem 
ſüddeutſchen Volke zu diefem Entjchluffe das Recht und die Kraft. 

Die Preußifhe Regierung bat zudem felbft erklärt, fie ver- 
lange bie Verbindung mit dem Süben keineswegs auf derfelben 
Grundlage, auf welder der Bund mit den norbdeutihen Staaten 
beruht; e8 bebürfe nur eines unzweibeutigen Auspruds der na» 
tionalen Gemeinſchaft, welche gleichzeitig die Gewißheit gebe, 
Daß Die fübdeutfhen Staaten nit einer feindfeligen Tendenz 
gegen Norbbeutfhland verfallen, und daß bie Pflege der gemein- 
ſam materiellen Intereffen des beutfhen Bolles durch gemein- 
fame organifhe Einrichtungen ficher geftellt werde. — — 

Es biieb alſo der Staats- Regierung fein anderer Weg, als auf bie 
MWiedervereinigung Deutſchlands binzuarbeiten unter Anerkennung der beftebenven 
Thatfachen. Diefe Thatſachen lagen vor: in dem Austritte Defterreihe aus bem 
Bunde, in dem jehaehhtoffenen norbdentihen Bunbesftaate und in den anf fich 
ſeſbſt angewieſenen fübbeutichen Staaten. Der Weg einer nationalen Ber- 

binbunmg ber leßteren mit bem norbbeutfhen Bunde war aljo 


vorgezeiänet. 
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Die Borbebingung zur Erreihung eines günftigen Reinltates in dieſer 
Richtung erblidte die Staats - Regierung in einer Uebereinftinmung ber füb- 
dentihen Staaten unter einanber über die Schritte, Die zu gefchehen hätten, fe 
wie über die Zugeftänbniffe, bie zu machen wären, um eine praltifch wertboole 
Berbindung mit bem Norden berzuftellen. In biefem Gebanken kegann bie 
Staats - Regierung alsbald, nachdem ich die Leitung ber Geichäfte übernommen 
batte, biplomatifhen Verhandlungen, welche fi) zuvörberft auf eine gemeinfame 
Action hinſichtlich derjenigen Mafregein bezogen, bie ein loyaler Vollzug ber mit 
Breußen abgeſchloſſenen Schut- und Trutzbündniſſe nothwendig machte. 

Es ift ihnen bekannt, daß deshalb zu Stuttgart ein Zuſammentrit ber 
ſüddeutſchen Minifter Statt fand, baß hier in Bezug auf die militairiihe 
Organifation eine Reihe wichtiger Einverflänpniffe erzielt wurbe, und ich hoffe, 
daß bie Militair Conferenzen, weldye Damals für den Monat October verabredet 
wurden, und welde bemgemäß in Bälbe bier zufanımentreten werben, bie gleid- 
mäßige Organiſation der ſüddeutſchen Wehrkräfte weiter entwideln werben. 

Sobald dieſes Reſultat erreicht war, begannen auch Verhandlungen auj 
dem politiſchen Gebiete. Ich brauche wohl nicht zu verſichern, daß dieſe Ver⸗ 
handlungen mit großen Schwierigkeiten verknüpft waren, Schwierigkeiten, welche 
durch die bedenkliche Geſtaltung der luxemburger Frage nicht wenig erhöht wurben. 

Es würde bier zu weit führen, ben Gang unb bie Phaſen der Unter 
bandlungen im Einzelnen darzulegen; ich beſchränke mich barauf, ale das Re 
fultat im Wllgemeinen zu bezeichnen, daß biejelben zu einer vorläufigen Ber 
ſtändigung Über die Grundlagen geführt haben, auf welchen mit bem nmordbeuticher 
Bunde unterhanbelt werben follte. Dierbei wurde ber Gebaufe einer Allianz 
dieſes Staatenbundes mit Deflerreich als einer nothwendigen Ergänzung 
der nationalen Beſtrebungen feftgehalten. 

Meine Herren! Ich bin weit davon entfernt, bie Greigniffe der jängften 
Vergangenheit zu ignoriren ober ber vergeblichen Arbeit mich amjchließen zu 
wollen, das Geichehene ungeichehen zu machen. Ich bin auch jetst, wie früher, 
ber Anficht, daß ein Verfaffungsbünbniß der ſüddentſchen Staaten 
unter der Führung Defterreihe nit möglich ifl. Dabei will ich wicht 
anfteben, zu erklären, daß uns weder von Defterreih noch von Frankreich in 
biefer Richtung irgend welche Anbeutungen ober Borfchläge gemacht worden fint. 
Ye weniger wir aber jett bie Gefahr einer unbeilbaren Zrennung Deutichlant? 
in ein Süd⸗ und Norbbeutichland zu beforgen haben, um fo dringender tritt an 
uns die Anforderung heran, Defterreich, als dem natürlichen Berbünbeten Preußens 
fowohl wie bes ſüdlichen Deutihlande, einen Weg nicht zn verſchließen, der allen 
geeignet ifl, den Frieden Europa's auf fiherfter Orunblage zu verbfirgen. 

Diefe Erwägung konnte nit ohne Einfluß auf die Grundzüge bleiben, 
welche die Staats» Regierung für eine beutfche Geſammwerfaſſung feſthalten zu 
müffen glaubte. Im Allgemeinen können biefe Grundlagen babin befinirt werben, 
daß bie in Art. 3 und 4 des urfprünglichen Entwurfs ber norbbeutichen Bmabet- 
verfaffung enthaltenen Gegenftände — ſonach ein nicht unbebeutenbes Gebiet be 
Geſetzgebung und Berwaltung — für gemeinfam erllärt unb als Bundes -An- 
gelegenheiten behandelt werben follten, und daß im Uebrigen bie Verbindung ben 
Charakter eines Staatenbundes unter Preußiichem Präſidium zu tragen bake. 
Während diefe Verhandlungen im Gange waren, erbtelt die Staatsregierung die 
Einladung zur Theilnahme an ten Berliner Zoll» Eonferenzen. Die Staatt⸗ 
tegierung konnte fi) derjelben um fo weniger entziehen, als fie hierzu durch tie 
Beftimmungen bes Berliner Friebensvertrages ſowohl wie durch bie Fürſorge für 
bie materiellen Intereffen des Landes verpflichtet war. 

Der Vertrag, welder aus biefen Konferenzen hervorging, liegt Ihrer Beur 
tbeilung vor. Sie werden unjchwer erlennen, daß die Bedingungen, an 
welde Preußen die Aufrehterhaltung bes Zollvereins knüpite, 
niht ohne Einfluß auf den weiteren Fortgang bes begoumenen 
Werkes bleiben Tonnten. Die Staatsregierung mußte nothwendiger Weile int 





705 
1867. 


Inslebentreten ber neuen Organifation bes Sollvereins mit feinen Golgen ab⸗ 
warten, um danach zu ermeſſen, in welcher Form neben demſelben der beabſichtigte 
Staatenbund zur Durchführung gebracht werben Fünne. 

Die Staatsregierung ſieht demnach ihre Aufgabe nicht als gelöſt an. Sie 
wird die Politik, die ſie als die allein richtige erlennt, nach wie vor feſthalten. 
Sie wird es verſuchen, in Uebereinſtimmung mit ihren ſüddeutſchen Bundesge⸗ 
noſſen nnd unter Berückſichtigung beſtehender Verträge auf den gewonnenen Grund» 
lagen bie nationale Verbindung mit dem deutſchen Norden berzufiellen. Die 
Staateregierum ft fih aber der Verantwortlichkeit bemußt, die ihr bie Pflicht 
der ftaatlihen Selbfterhaltung Bayerns und die gefahroolle Lage Europa’s auflegt. 
Daraus ergiedt fih von felbft die Richtung, welde die Staatsregierung ein- 
balten wird. 

Ich will e8 verfuchen, dieſe Richtung möglichſt Har und einfach auszubrliden: 
Wir wollen nicht ben Eintritt Bayerns in den norbbeutfchen Bund, wir wollen 
lein Berfaffungebändniß ber ſüddeutſchen Staaten unter der Führung Defterreichs, 
wir wollen feinen ſübweſtdeutſchen Bunbesflaat, der für fich nbgelloffen wäre 
ober fi gar an eine nichtbentihe Macht anlehne; wir wollen eben jo wenig eine 
Großmachtspolitik unb glanben nicht, Daß Bayern in einer BVermittlerrolle das 
Endziel feiner Politik zu fuchen bat. Das ift es, was wir nicht wollen. Was 
wir aber wollen und was wir auch ferner anftreben werben, tft bie nationale 
Berbindung ber fübdeutshen Staaten mit dem norbbentfhen 
Bunde und bamit die Einigung des zur Zeit getrennten Deutſch— 
lands in der Form eines Staatenbundes. Es ift dies baffelbe, was die 
Nilolsburger Präliminarien und der Prager Frieden anerkennen. 

Meine Herren! Ich fage nicht Verbindung Bayerns mit bem norbbeutichen 
Bunde, ich fage Verbindung ber ſüddeutſchen Staaten. Und ich wünſchte, daß 
Darüber vollftländige Klarheit herrſche. Wie ſich vie Berbältniffe jetzt geftaltet 
baben, wäre es nach meiner Weberzgeugung weber politifch correct, noch zwed- 
mäßig, noch auch — man gebe fich feinen Illuſionen bin — in friedlicher Weile 
burdrähtber, daß einzelne Staaten ſüdlich bes Mains mit Norbbeutichlanb in 
nähere Berbindung träten. Das nationale Band, das zwifhen uns 
unb bem norbdbeutihen Bunde geihaffen werben foll, muß den 
ganzen Süden umfaffen. Nur in diefer Form ift es zuläffig und 
zur Zeit erreichbar. 


Das deutihe Streben Baden. 


Aus einer Erflärung des Miniſters v. Freydorff. 


— — Die Großherzogliche Regierung glaubt, daß der Augenblid kommen 
werbe, welder ven jübbeutichen Staaten geftattet, ſich als vollzäblende Olieder dem 
ſich neu geftaltenden Deutſchland anzufchließen; fie ift bemüht, durch Handlungen 
Die Borausfegungen zu ſchaffen, welche unſer Land berechtigen werben, bie nationale 
Einigung zu verlangen; file wirb fi) aber glüdlich ſchätzen, wenn biefe Einigung 
nit dem Rorben in Gemeinſchaft mit den Nachbarn fünlih vom Main erfolgen 
fanın, unb wirb bis dahin ftets, wie in den fraglichen Verhandlungen, zu jebem 
vorbereitenden Schritte in Gemeinfchaft mit ben Übrigen fübbeutfchen Regierungen 
bereit fein. 

Agitation in Sübdeutjhland gegen die Ver— 
träge mit Norddeutſchland. 


Notiz ber Provinzial - Corresponbenz. 


Die preußenfeinblihen Parteien in Bayern und Württemberg haben alle 
ihre Anftrengungen baran gejebt, bie bereits angebahnte Berbinbung mit Norb- 
dentſchland zu lodern: in Bayern bat man verfucht, bie Annahme des neuen 


Farſt Biſmard. 45 


706 
1867. 
Zollvertrages zu vereiteln, in Württemberg bagegen will bie jogenanmte „Bells 
partei” zwar bie Zolleinigung mit ihren unleugbaren Wohlthaten und Bortheilen 
fefthalten, aber bad Schutz⸗ und Trutzbündniß mit Preußen aufheben. 

Die Preußiſche Regierung hat foldhen Beſtrebungen gegenüber klar und be- 
flimmt zu erfennen gegeben, baß fie venjenigen Staaten, welche nicht ben neuen 
Zollvertrag unverändert annehmen, bie el nigung überhaupt auftänbigen mäfl:, 
nnd daß fie ferner nur mit denjenigen Staaten im Hanbelsverbande bleiben une, 
die and mit ihr zu Schuß und Trug geeinigt bleiben wollen.“ 


26. Oktober. Die wirtbihaftlide Gemeinſchaft und die 
Wehrgemeinſchaft. 


Rede des Grafen von Bismarck bei der Berathung 
des Zollvertrages im Reichstage. 


(Mit Bezug auf den Antrag von Dr. Braun: 
Der Reichstag wolle beſchließen: 
dem Bertrage zwilchen dem norbdeutichen Bunde einerfeits, und Bayeın, 
Württemberg, Baden und Heffen anbererfeits, Die Fortbaner bes Zoll⸗ 
und Sanbelöwereins betreffend, d. d. 8. Juli 1867, bie verfaflu hige 
Genehmigung zu ertheilen, und zwar: 

1. in Beziehung auf jeben einzelnen ber drei erfien Staaten mar 
unter ber Bebingung, baf die rechtliche Verbindlichkeit bes mit 
einem jeden berjelben durch Preußen abgeichloffenen Bünduif -Ber- 
trages mit ihm nicht in Frage geftellt werben und 

2. mit ber Ermächtigung für das Bundes - Präfibinm in bem Fal, 
baß der Vertrag vom 8. Juli 1867 nicht mit allen, fonbern nur 
mit einem ober einzelnen ber filbdeutichen Staaten zur Ausführung 
fommen follte, die ſich hieraus ergebenden Yen in dem Ar- 
titel 8 9.1 des Vertrages feftzuftellen, vorbehal ber in ber 
nahen Sigungs - Periode einzubolenben Genehmigung bes Reicht⸗ 
tages. 


Ich bin wegen eines augenblidlichen Unmohljeing nur im Stande, 
mit wenigen Worten meine Anfiht zur Sache zu erflären. Die ver 
bündeten Regierungen haben gehofft und hoffen nod, daß der Fall, 
welchen dag von den Herren Braun und Genofien geftellte Amendement 
im Auge bat, nicht eintreten werde; die Hoffnungen find indeflen durch 
Nadriöten, die mir beute früh zugegangen find, auf ein jehr geringes 
Maaß reducitt. 

Es ift im hohen Grade wahrſcheinlich, daß der bayerſche Reichsrath 
die Bollverträge verwerfen wird. Für diefen Fall ftehe ich wicht an, offen 
zu erflären, daß das Amendement der Herren Braun und Genoſſen 
vollſtändig die Anſchauungsweiſe der verbiindeten Regierungen ausdrüdt. 

Daß mit dem Belenutniß zu diefen Grundfägen eine Drohung gegen 
unfere ſüddeutſchen Brüder verbunden wäre, kann ich nicht zugeben, es 
ift nur die Wahrung derfelben Freiheit der Entihließung fiir unfere 
wirtbfchaftlichen und politifchen Angelegenheiten, welche wir unſererſeits 
unfern jüddeutfchen Brüdern niemals verkümmert haben, und der Her 
Fürft von Hohenlohe hat vollftändig Recht, wenn er in der bayerſchen 
Sommer den Abgeordneten (die fi), wie ich beiläufig bemerke, mit ber 
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großen Majorität von 100 gegen 17 Stimmen zu dem Princip der Vers 
träge bekannt bat, welche der Heicherath defielben Staates, wie e8 fcheint, 
perwerfen wird) erflärt hat, ich hätte ihm bei den Verhandlungen gejagt, 
wenn Süddeitichland im Stande wäre, einen eigenen Bollverein herzu⸗ 
ftellen, fo wirden wir fie dabei nicht hindern, Tondern im Gegentheil, 
wir würden bereitwillig die Hand dazu bieten, daß diefer ſüddeutſche 
Zollverein keinen befreundeteren Nachbar hätte als den norddeutichen. 
Die füddeutihen Staaten find dazu nit im Stande gemejen; ob fie es 
fein werden, muß die Zukunft lehren. Daraus aber habe ich nie ein 
pe gemadht, daß die wirtbfchaftlihe Gemeinfhaft mit- der 
ebrgemeinfhaft unferer Auffaffung nah Hand in Hand gebt. 
Wir haben die Zollverträge, wie fie Ihnen zur Genehmigung vor» 
liegen, abgejchlofien in der VBorausfegung, daß uns die Bündnißverträge 
ehrlich gehalten werden würden; wir hätten fie nicht abgejchlofien, wenn 
und daran der leifefte Zweifel aufgelonmen wäre, und ich kann auch 
diefem Zweifel in diefem Augenblid nit Raum geben und gebe ihm 
nit Raum, denn die Ratificationen der füddeutichen Souveraine find 
uneingejöjeänft und sine clausula, und ich babe das fefte Vertrauen, 
daß die ſüddeutſchen Souveraine und Regierungen Y allzeit 
zu ihren Worten bekennen werden, auch wenn die Mahnungen 
es ſüddeutſchen Nationalgefühls minder laut an ihr Ohr 


fchlügen. 

Dan geht ſehr Häufig von dem Gedanken aus, daß diefe Bündniß⸗ 
verträge für den Süden Deutichlands eine Laſt, eine Pflicht zur Heeres⸗ 
folge und nur allein für den Norden von Nuten ſeien. ‘Dieje Pflicht ge 
Heeresfolge liegt aber dem Norden eben jo gut dem Süden gegenüber 
ob, und der Schwädere kann leichter in gefährliche Händel verwidelt 
werden als der, Stärkere, und er erhält an dem norddeutſchen Bundes⸗ 
geere eine ganz andere Unterflügung, als ein Theil der fübdeutichen 

ehrkraft in dem jegigen militäriſchen Zuftande dieſes ausgezeichneten 
kriegeriſchen Materials uns darzubieten im Stande ift. 

Es ift feine Kleinigkeit, wenn in den Zeitläuften, wie fie 
jegt in Europa find, wo das Schwert unter Umftänden hart in 
die Wage fallen kann, ein Eleiner an fi europäifch nicht wehr> 
fähiger Staat Wi zu feinem Schuß auf — id will feine Ziffer 
nennen — die faft unbegrenzte Zahl von Bajonetten berufen 
tann, die der norddeutfhe Bund ihm an die Seite ftellen kann. 

Einer der Herren Borrebner, der Abgeordnete Löwe, hat angedeutet, 
wir thäten den jüddeutichen Regierungen vielleicht einen geringen Gefallen 
damit, wenn wir diefe Bündniffe aufrecht erhielten. Ich Tann dies nicht 
glauben, ich habe bisher von den ſüddeutſchen Regierungen nicht den 
leifeften Zweifel, nicht die leifefte Neue Über diejenigen Entichliegungen 
wahrnehmen können, mit welden fie uns im Beit der Friedensver⸗ 
handlungen er den Antrag auf diefe Bündniffe entgegenbradten. 
Kür] erinnere mich jehr genau, daß ein Mann von deuticher Gefinnung 
und lange Zeit der Gegner Preußens, der Freiherr von der Pfordten, 
in dem Augenblide, als ich ihm bei den Friedensverhandlungen erklärte, 
daß wir auf die beabfichtigten Erwerbungen im rechtsmainiſchen Franken 
verzichteten unter der Bedingung, daß das ihm dem Princip nach befannte 
Bündniß von Bayern angenommen werde — daß der Freiberr von 

45* 
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der Pfordten unter der lebhafteften Bethätigung feiner inneren 
Demwegung mir mit Feierlichleit erflärte, Pleran ſähe er, mie 
fehr meine deutſchen Befinnungen verleumdet würden, und wie 
ein deutſches Herz in meinem Buſen ſchlüge, fo gut wie in dem 
feinigen. 

Er bat fi darin nicht getäufcht; ich glaube, mein Verhalten bat die 
Nichtigkeit feines Ausfpruches bewährt. 
. Was über den rechtlichen Zufanmenhang beider Arten von Verträgen 
fih jagen läßt, fo babe ich denjelben vorhin ſchon angedeutet. ‘ch kann 
nur ben Beichluß der verbündeten Regierungen befunden — und dieſer 
wird aus dem Botum des Reichstages nicht einen Zwang, mohl aber 
eine weſentliche Kräftigung und Beltätigung entnehmen —, daß mir 
entfchloffen find, die wirthſchaftliche Gemeinfhaft nur mit 
denen fortzujegen, die es freimillig thun und die auch die Ge— 
meinfhaft der Wehrkraft auf nationaler Bafis mit uns fort- 
zufegen entfhloffen find, und daß wir demnach, wenn die 
neuen Zollverträge, wie fie in dem Bertrage vom 8. Juni vor 
Ihnen liegen, nicht Annahme finden, wenn die Bündnikver: 
träge — was ich bis jegt und für immer im Bertrauen auf 
den Werth eines deutihen Königswortes vollfländig in Ab: 
rede ftelle — wenn die — e in Frage en 
werden follten — daß wir an demſelben Tage die alten Zoll: 
vereind-Berträge fündigen. 


31. October. Weitere Notiz der Provwinzial- Corresponbenz. 


„An temielben Tage, wo Graf Bismard obige Erklärung abgab, hatte 
ber bayerfche Reichsrath Über die Zollverträge Beſchluß gefaßt. Im Reichsratke 
war zunächſt die Abficht vorhanden, benfelben geradezu abzulehnen. Der Eir- 
wirfung ber bayerfchen Regierung aber und der Macht der öffentlichen Meinung 
elang es, einen ſolchen Entichluß abzuwenden. Der Reichsſrath genehmigte ben 
ertrag, jeboch unter ber Bebingung, daß für Bayern ein Recht bes Widerſpruch⸗ 
gegen Beichlüffe des Zollverein, die den bayerfchen Intereſſen zuwider feien, ge⸗ 
wahrt bleibe. 

Der Minifter Fürft Hohenlohe begab fih nun in Begleitung eines ein- 
flußreihen Mitgliedes des Reicherathes nach Berlin, um über die Annahme jener 
Bedingung zu verhandeln. Er fand bier bei Seiner Majeflät ben Könige, wir 
bei dem Grafen Bismard freundliche Aufnahme, aber zugleich die Gewißheit, 
daß von ber Annahme jener Bedingung, jowie überhaupt von neuen Berbund- 
lungen nicht die Rebe fein Fönne, der Vertrag müſſe, jo wie er abgefchloffen unt 
bereit6 vom Reichstage bes norddeutſchen Bundes genehmigt fei, angenommen 
oder abgelehnt werben. 

Für Hohenlohe ift unverweilt nad Bayern zurüdgelebrt. Es if anıe- 
nehmen, daß bie Ueberzeugung, bie er und fein Begleiter über den Stand der 
Dinge gewonnen baben, bazu führen werbe, daß fich der Reichsrath munmehr 
zur bebingungsfofen Annahme bes Zollvertrages bequeme. Die gewerblichen Kreiie 
in ganz Bayern find unterbeß in ber lebhafteften Aufregung, weil 
baß aus ber brobenben Kündigung des Zollvereins der größte Nachtheil für die 

efammte bayerſche Gewerbthätigkeit entfiebe. Ein Berharren des Reichsraths kei 
Feiner bisherigen Stellung würde für Bayern geradezu verhängnißvoll fein und 
vermuthli zu einer ſchweren inneren Berwidelung führen. 

Auch in Württemberg bat fih in ben letten Tagen ber nationale Eine 
und das Interefie für bie Erhaltung des Zollvereius auf allen Seiten lebhaft 
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geregt und ed find die dringendſten Vorflellungen an bie Bollsvertretung behufs 

Genehmigung bes Trutz⸗ und Schutzbündniſſes mit Preußen gerichtet worben. 
Der König von Württemberg bat überdies wieberholt bie fefte Abſicht bes 

hınbet, ba® dem Könige von Preußen gegebene Wort nnter allen Umflänben 


Es ift anzunehmen, daß die vorhandenen Schwierigkeiten in Kurzem nad 
allen Seiten überwunben jein werben; ber Verlauf dieſes jüngften Abſchnittes 
der deutſchen Entwidelung wird alsbaun nur dazu beigetragen haben, die Zu- 
verfiht anf bie weitere Erfülung ber nationalen Beſtrebungen und Hoffnungen 
vollends zu ſtärken.“ 


Die Erfolge in Süddeutſchland. 


Provinzial» Eorrespondenz vom 6. November 1867. 


„Die jängften Schwankungen in ben ſübdeutſchen Staaten find glüdlich 
berwunben, und ganz Deutichland kann auf biefelben jetzt mit zwiefadher Be⸗ 
friedigung zurückblicken: durch Die allfeitige Annahme der Verträge, um bie es 
fi) handelte, bat die nationale Entwidelung Deutſchlands neue gewichtige Bürg- 
Ihaften erhalten, — noch bebeutfamer aber, als bie Thatſache der Annahme ſelbſt, 
ift die Dabei hervorgetxetene Stimmung von Süddeutſchland. 

Die Annahme der Verträge, bie Sicherung der wirthichaftlichen Gemein- 
haft und bes Bündniffes zu nationaler Vertheibigung werben bei uns ebenfo, 
wie im Süben als ein großer Segen empfunden; denn jo fehr auch Norddeutſch⸗ 
land wirthichaftlich, wie militairiſch auf eigenen Füßen ſtehen und eine gebeihliche 
Entwidelung für fi allein erringen könnte, jo find doch die großen Vorzüge 
der Erhaltung bes Zollverbandes mit dem Süden unb ber feften militairifchen 
„inigung ganz Deutichlande auch bei uns niemals verlannt worden. Es wird 
keinen Staatsmann, feine Partei geben, bie nicht Deutſchland Glück wünſchen 
jolten zu bem errungenen Ergebniß. 

Und doch hätte der augenblidliche Erfolg bei Weiten nicht den Werth und 
bie Bebeutung, die man bemfelben mit Hecht beilegt, wenn er etwa nur als ein 
Sieg Preußens und Norbbeutihlands Über den Süben aufzufaffen wäre, wenn 
man annehmen müßte, daß bie fübbentiche Bevölkerung fi) wiberwillig blos in 
eine unerwänfchte Nothwenbigleit gefligt hätte. Das Erfreulichſte und Hoff- 
nungsreicdhe in dem Verlauf ber legten Wochen unb Tage iftgerabe 
der Umftand, daß Süpddeutfhland fih mit klarenm Bewußtfein 
und mit offener Hingebung für bie nationale Gemeinfhaft mit 
dem dentſchen Norden entfhieden bat, und baß man Überall zu ber 
Erfenntniß gelommen ift, wie nur in biefer Gemeinſchaft Außerer Vortheil nicht 
F ſondern auch eine würdige politiſche Stellung für die ſüddentſchen Staaten 
zu finden iſt. 

Es iſt jetzt offenbar geworden, daß man ſich über die Macht und Bedeu⸗ 
tung ber Parteien und Stimmungen in Sübddeutſchland vielfach in Täuſchungen 
bewegt hatte. 

Die Widerſacher Preußens in Süddentſchland ſtützten ſich mit großer Zu⸗ 
verſicht auf alte Ueberlieferungen der dortigen Vollsmeinung gegen bie nordiſche 
Großmacht, ſo wie auf die Nachwirkungen des Gegenſatzes, welcher im vorigen 
Jahre dort zu ſo großer Schärfe und Bitterkeit gelangt war. Es war nicht zu 
verwunbern, wenn man weithin der Berficherung lauben ſchenkte, daß jene Par- 
teien in Wahrheit die Stimmung bes wäürttembergifchen, bes bayeriichen Volles 
ausprüdten. Täglich eiferten fie gegen bie Zumuthung einer Verbindung mit 
Preußen und ſcheuten fi nicht, den Anfchluß an das Ausland eher noch ale 
den an Rorbbeutichlanb für mögli und dem Sinne des Volles entiprechend zu 


ären. 
Die Zuverficht biefes Auftretens drängte lange Zeit bie befferen nationalen 
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Kegungen zurück und ließ bie Bevöllerung felbft zu einer richtigen Schäpumng ber 
Bffentliden Stimmung nicht gelangen. 

Es bedurfte eines fo tief greifenden Anlafies, wie bie Gefährbung des Zeil 
vereins, die Gefährbung des beutfchen Volles in feiner wirtbichaftlicden Bohlſebri 
und Entwidelung, um bie wirkliche Stimmung bes Bolles zum Uusbrude ge⸗ 
langen zu laffen. 

Der ummwilllürfihe Durchbruch bes öffentlichen Geiftes bat bie bebeutfame 

Wendung ber Dinge in Bayern unb Württemberg herbeigeführt: nicht eim Sieg 
Breußens, fondern ein Sieg des eigenen Geiſtes ber Bendlferung 
bat ben Wiberjpruch des Reichſsrathes in Bayern, ben Widerſpruch ber fogenanmez 
„Bollspartei” in Württemberg überwunben. Unb das Erwachen bi une 
fangeneren Geiftes bat nicht blos bie jüngſt brobenben Gefahren bejeitigt, fenbern 
läßt uns auch mit Hoffnung auf die weitere @eftaltung ber Bejefungen zu Sir 
deutichland bliden. Dan darf jet hoffen, daß ber Vollsgeiſt in beutiälamt 
fi nicht mehr kalt unb fremb ober gar feinblich gegen Preußen verhalten, fen- 
deru daß flatt des alten Sonbergeiftes fich immer tiefer ins Boll hinein ei 
echter deutſcher Vollsgeiſt entwideln werbe, ber in Preußen und Rorbbeutiehlam 
bie Genofjen gleicher nationaler Gefühle und Hoffnungen begrüßt. Ebenſo wir 
der bayeriſche Minifter bei dem vorjährigen Yriedensichluffe dem Grafen Bis- 
mard in tieffier Erregung fagte: „ietst weiß ich, daß in Ihrer Bruf ein ct 
deutiches Herz fchlägt”, — * wird ganz Sübbeutichlaub immer ernſter umb tiefer 
empfinden, daß in Preußen und in Norbbeutichlaub vor Allem beutiche Herzes 
fchlagen. 
Ha Alfo niht um Sieg ober Niederlage zwifhen Norben zat 
Süden handelt es fih bei den bodherfreuliden Ereigniffen der 
legten Wode, jondern um beu Zriumpb dentſchen Geiſtes Aber 
böje Täuſchung und Berirrung. 

Deshalb befonbers darf man in biefen Vorgängen Zeider 
frober Bebeutung für die weitere beutfhe Entwidelung erbliden.“ 








8. Erſte Heſſion des Heichsinges des 
VYorddeutſchen Bundes, 


Bom 10. September bis zum 26. Dltober 1867. 





1867. 10. September. Eröffnung ded Reichstages. 
Thronrede Sr. Majeftät des Könige. 


Erlauchte, edle und geehrte Herren vom Reichstage des 
—8 Bundes. Sata 


Bei dem Schluſſe des erften Reichſstages des Norddeutfchen Bundes 
konnte Sch die Zuverficht ausfprechen, daß die Bollsvertretungen der ein» 
elnen Bundesftaaten dem, was der Reichstag in Gemeinfchaft mit den 
Re terungen geſchaffen hatte, ihre verfaffungsmäßige Anerkennung nicht 
veriagen würden. Es gereiht Dir zu großer Genugtbuung, Mich in 
diefer Zuverfiht nicht getäufcht zu haben. In allen Bundesftaaten ift 
die Berfafiung des Norddeutihen Bundes auf verfaflungsmäßigem Wege 
Geſetz geworden. ‘Der Bundesrath bat feine Xhätigleit begonnen und 
fomit Tann Ich heute in Meinem und Meiner hohen Berbündeten Namen 
mit frendiger Zuverſicht den erften, auf Grund der Bundesverfaſſung 
verfammelten Reichstag willlommen heißen. 

Für die Ordnung der nationalen „siehungen des Bundes zu den 
Süddeutfhen Staaten ift unmittelbar nach Berlündung der Bundes- 
verfafjung ein wichtiger Schritt geſchehen. Die Deutſche Befinnung der 
verbfndeten Regierungen bat für den Zollverein eine neue, den veränderten 
Berhältniffen entiprechende Grundlage geihaffen und defien Fortdauer ge⸗ 
ſichert. ‘Der deshalb abgefchlofiene, von dem Bundesrath genehmigte 
Vertrag wird Ihnen vorgelegt werden. 

Der Haus halts⸗Etat des Bundes wird einen herporragenden 
Gegenitand Ihrer Berathungen bilden. Die forgfältige Bejchräntung der 
Ausgaben auf den nothwendigen Bedarf wird es geffatten, beinahe drei 
Biertheile derfelben durch die eigenen Einnahmen de8 Bundes zu bes 
ftreiten, und die vorfichtige Veranſchlagung dieſer Einnahmen leiſten 
dafür Gewähr, daß die im Etat vorgejehenen Beiträge der einzelnen 
‚Oumbeöflaaten zur Dedung der Gejanmmt- Ausgabe vollfländig genügen 
werben. 
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Dem —— find Geſetz⸗ Entwihrfe — und verheißen, 
welche den Zweck haben, auf den verſchiedenen Gebieten der Bundeb- 
gefeßgebung das zu ordnen, deſſen Ordnung der Augenblick erfordert 
und die Zeit geftattete. Ein Geſetz über die Freizügigkeit ſoll die 
weitere Entwidelung des, durch die Berfaflung begründeten gemeinjamen 
Indigenats anbahnen. Ein Geſetz über die Berpflihtung zum Kriegs: 
dienfte foll dieſes gemeinfame Indigenat für das Heer zur Geltung 
bringen und zugleich die Beftimmungen überfichtlich ufemmenfa | 
in ber Berelum theils felbftftändig, theils dur Öinweifung. auf die 
Geſetzgebung Preußens tiber die Dienftpflicht getroffen find. Ei 

über das Sahne} en ift dazı beftimmt, veraltete Beſchränkungen de 
Verkehrs aus dem Wege zu räumen und die Grundlage zu einer, dem no 
tionalen Intereſſe entfprechenden Vereinbarung zwiſchen dem Bunde md 
den füddeutfhen Staaten zu bilden. Eine Maaß⸗ und Gewichts⸗ 
ordnung hat die Aufgabe, das Maaß⸗ und Gewichtsweſen des Bundes 
übereinftimmend und in einer, für den internationalen Verkehr förderlichen 
Weiſe zu regeln. Die Eigenfchaft der Poft, als eines Bundes Juftituts, 
macht gefegliche Anordnungen über das Poftmefen und den Porto⸗Tarif 
nothwendig. Die Errichtung von Bundes-Eonfulaten erfordert bie ger 
jegliche Teftftellung der mit Ausübung diefes Amtes verbundenen Rede 
und Pflihten. Die Einheit der Handelsmarine bedarf einer Grund⸗ 
lage durch ein Geſetz tiber die Nationalität der Kauffahrteifchiffe. 

Sch hoffe, daß dieſe Geſetze, welche einen erften, aber entſchiedenen 
Schritt zum Ausbau der Bundesverfafjung bezeichnen, Ihre und des 
Bundesrathes Zuftimmung finden werden. 

Die Ueberzeugung, daß die große Aufgabe des Bundes nur zu loſen 
ift, wenn dur alljertigeß Entgegenfommen die befonderen mit dem all 
gemeinen und nationalen ntereiie vermittelt werden, hat die Berath 
geleitet, aus welchen die Bundesverfafjung hervorgegangen if. Sie hat 
in den Verhandlungen des Bundesrathes von Neuem ihren Außdrud ge 
funden, und fie wird, wie Ich zuverfichtlich erwarte, auch die Grundlage 
Ihrer Berathungen bilden. 

In diefem Sinne, geehrte Herren, legen Sie Hand an den Ausbau 
des durch die Bundesverfafiung begründeten Wertes. Es ıft eine Arbeit 
des Friedens, zu welcher Sie berufen find, und ch vertraue, daß, unter 
Gottes Segen, das Vaterland fi) der Früchte Ihrer Arbeit im Frieden 
erfreuen werde. | 


Adreßverhandlungen im Reichstagt. 


24. September. Der Enwurf der Adrefie. 


Euer Königlihen Majefät und Allerhöchftbero erhabenen Bunbesgenofier 
bezeugt ber erfte Heichstag des nunmehr verfaffungsmäßig conftitnirten Rorbbent- 
jhen Bunbes den Dank unb vie Befriedigung der Nation über bie bisher er⸗ 
rungenen Erfolge einer wahrhaft deutichen Politik. 

Das öffentliche Leben Deutfchlands hat nach Jahrhunderten ſchwerer Prüfung 
enblich bie fihere Grundlage gewonnen. Diefe Grundlage einer großen nationalen 
Zukunft zu befeftigen und im Sinne bürgerlicher Freiheit und vollewirthihaft 
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— font auszubauen, wird fortan das Ziel aller Veflrebungen bes Reichs⸗ 
tags fein. 


Seit ber ſtaatlichen Einigung Norddeutſchlands find wir uns im erböheten 
Maße der Pflicht bewußt, jebem Wunſch und Bebürfniß der Süddeutſchen Staaten 
nach Herbeiführung ber den Süben und Norben umfaffenben nationalen Berbiu- 
dung entgegenzulommen. Wir unfererjeits dürfen das große Werk erft dann für 
vollendet erachten, wenn ber Eintritt ber fübbentihen Staaten in ben Bunb anf 
Grund des Art. 79 ber erfaffung bes Norbdeutichen Bundes erfolgt fein wirb. 

Mit Frenden begrüßen wir beehalb jebe Maßregel Euer Majeftät, welche, 
wie bie Vorlage wegen ber Wieberherftellung bes Zollvereines, uns biefem er- 
iehnten Ziel in freier Vereinbarung aller Theile näher führt. 

Die unwiderſtehliche Macht nationaler Zujammengehörigfeit unb bie Har⸗ 
monie aller materiellen und geiftigen Intereffen fließt jeden Rüchſchritt auf dem 
betretenen Wege aus. Wir find überzeugt, daß bie hohen verbündeten Regierungen, 
ihres Weges und Zieles unbeirrt gewiß, nicht befürchten, daß andere Nationen 
uns bas Recht auf nationale Eriftenz mit Erfolg flreitig machen Könnten. 

Das dentſche Boll, von dem Wunſche bejeelt, mit allen Bölkern in Frieden 
zu leben, bat nur das Verlangen, feine eigenen Angelegenheiten in voller Unab⸗ 
hüngigfeit zu orbnen. Entichloffen, jeden Berjud fremder Einmiihung in ruhigem 
Selöfivertrauen zurüdzumeifen, wirb Deutichlanb bies unbeftreitbare Recht unter 
allen Umſtänden zur thatſächlichen Geltung bringen. 

So geben wir in frober Zuverfiht an das Wert des Friedens, welches jetzt 
unb kunftig dem Reichstage obliegt. Durch forgfältige Pflege ber geiftlihen unb 
ſittlichen &üter des Volls, durch weile Sparfamkeit in den Ausgaben und gerechte 
Bertheilung der Laflen, burch gleiches Hecht für Alle und gleiche Pflicht eines 

eben, durch treue Hingabe an das Baterlanb wirb das von ber Nation unter 
ber glorreihen Führung des Königlihen Haufes ber Hohenzollern begründete 
Gemeinweſen unerfhhütterlich fein. 
In tieffter Ehrfurdt verharren wir. 
Eurer Königlihen Majeftät 
Alleruntertbänigfle treugehorſamſte 
Der Heichstag bes Norbdeutigen Bundes.” 


Die Stellung der Bundesregierung zur Abrefle. 
24. September. Erklärung ded Grafen v. Bismard: . 


Wir können nicht fagen, wir wollen feine Adrefie; das fähe fo aus, 
als wenn wir und vor den Ausſprüchen der öffentlichen Meinung fcheuten. 
Wir können aber auch nicht fagen, wir wünjchen eine Adreſſe, und gerade 
Diefe, weil es dann nicht der alleinige Ausdrud des Reichstages fein 
sürde, und die Regierung verantwortlich machen würde für den Inhalt 
der Adreſſe. Wir ſehen in der Adreſſe das Zeugniß, welches der Reichs⸗ 
tag dem Süden, dem Auslande, den Bundesregierungen gegenüber ablegt 
von den Meinungen und Ueberzeugungen, mit denen die Regierungen zu 
rechnen haben und auf welche die Regierungen rechnen können. Wir faflen 
Die Adreſſe nicht fo auf, al8 ob der Norddeutſche Reicetag bie Regierung 
Damit wider ihre eigene Uebergengung zu einer rafcheren Action, als die 
Begierung nad) ewiſſenhafter Erwägung der Sache förderlich hielt, drängen 
wolle. ir haben durch unfer Circular außgejprochen, dag wir unferer- 
ſeits jeden Drud, jedes Drängen vermeiden, daß aber, wenn die deutſche 
Nation in ihrer Geſammtheit die Einheit wollte, daß dann, meiner Ueber- 

eugung nad, feine deutſche Regierung und Fein deutſcher Staatsmann 
* genug iſt, dieſe Einheit zu hindern, leiner gutmüthig oder klein⸗ 





714 


1867. 
mütbig genug, ed zu verhindern. Die Adreſſe wird nicht wollen, daß 
wir be Surüdhaltende Stellung, die wir dem Süden ge bewahrt 


haben, verlaflen, daß wir ſuchen möchten, einen Drud auf biejenigen 
Kräfte im Süden auszuüben, welde eine gewiſſe Sprödigfeit gegen bi 
Annäherung zeigen, einen Drud, der meines Erachtens uur daB Gegen⸗ 
theil erreichen würde. | 


Die Annahme der Adreſſe erfolgte mit einer Mehrheit 
von 157 gegen 58 Stimmen: bie beiden conjervativen 
Fractionen, die Alt»Liberalen und die Rationals Xiberalen 
ftimmten für diefelbe, die Fortichrittöpartet, die Polen und 
die Partikulariften gegen dieſelbe. 


3. Oftober. Weberreihung der Adreſſe auf der Burg Hobenzollem 
dur eine Deputation des Reichstages unter Führung 
des Präfidenten Dr. Simjon. 

24. September. Rede bed Grafen v. Bismard über die Lurem- 
burger Frage bei der Adrehbebatte. (f. oben ©. 684). 


Zur Nordſchleswigſchen Frage. 
24. September. Erklärung des Grafen von Bismarck bei der 
Adreßdebatte. 


‚ (Gegen ben Abgeordneten Dr. Hänel, welcher bie Befürchtung antge- 
ſprochen hatte, Daß Nord - Schleswig an Dänemark abgetreten werde, mit bem 
Hinweife, daß mit gleihem Grunde bie Ausfcheibung ber polnischen Beftanbtheile 
Preußens aus dem Norddeutſchen Bunde eintreten müſſe). 

Ich babe zu conftatiren, daß ich principiell nicht auf demfelben Boden 
ftehe, wie ber Ser Borredner. Ich halte eine Herrichaft Deutſcher über 
widerftrebende Nationen, ich will nicht fagen eine Herrfchaft, aber ein Zu- 
jammenleben Deutfcher in dem Gemeinweſen mit folchen Nationen, welche 

anach fireben, fich von diefem Gemeinweſen zu löfen, nicht für nüglicdh; 
mitunter aber ift e8 nothbwendig. In Polen ift es nothwendig, wie 
ein Bid auf die Karte zeigt; und bei der Kenntniß der Gefchichte, welche 
ich bei dem Herrn VBorredner vorausfegen darf, wirb die heutige Karte 
für ihn durchſichtig fein und die Grenzen der alten Republik Polen 
durchſcheinen laſſen. Die Schwierigkeit ber Trage liegt beshalb für 
uns nicht in der Geffion von Dänen, welde däniſch Fein wollen, an 
Dänemark, nicht darin, daß wir ablehnen wollen, Dänemark zu geben, 
was dänifh, fondern in der Mifhung der Bevölkerung, darin, 
daß mir Dänen nicht an Dänemark zurüdgeben lönnen, ohne ihm Deutjche 
mitzugeben. Darin liegt die Schwierigfeit und zugleich der pringipiele 
Unterihieb meiner politifhen Anficht gegen die ded Herrn Vorredners 
Wohnten jämmtlihe Dänen in einem an der Dänifchen Grenze beiegenen 
Londftrihe und ſämmtliche Deutfche dieſſeits, fo würde ich es für eime 
falſche Politik halten, diefe Sache nicht mit einem Strich zu [öjen um» 
den rein Dänifchen Diftrict an Dänemark zurüdgugeben. Ich würde 
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dann die Rüdgabe für eine einfache Forderung derfelben nationalen Po⸗ 
litik halten, welcher wir in Deutichland folgen und welder in Bezug auf 
Polen zu folgen wir in der Unmöglichkeit find durch die gefchichtliche 
Entwidelung des Breußifhen Staates, welche wir hundert Jahre zurüd 
nicht mehr ändern können. Wir müflen tragen, was darans folgt. Wenn 
nun die Sache möglicherweife die Wendung nehmen follte, daß nicht nur 
Dänen, fondern auch Deutſche an Dänemark abgetreten werden müßten, 
weil fi) eben feine Duadratmeile findet, in welcher eine vollftändig un« 
gemifchte Däniſche Bevölkerung Iebt, fo will ich bier nicht unterfuchen, in 
wie weit die mit Pathos erhobene Anklage gegen Preußen gerecht ift, 
dag Preußen die Schuld diefes Webelftandes trage. Wir wären nicht 
in dieſe Tage gelommen, wenn die Haltung der Bevölkerung 
von Schleswig eine andere, wenn fie weniger particulariftifch, 
mehr Deutfh von Haufe aus gewefen wäre, wenn nicht Viele 
in ihrem ganzen Verhalten zu Gunſten dynaftifher Intriguen 
vergeifen hätten, daß fie Deutfhe find. Ach will diefen Weg 
nicht weiter gehen, alte Wunden nicht aufreißen. Es wird eine andere 
Gelegenheit geben, darüber abzurechnen. 


Die erften Berwaltungseinrichtungen des Rorbbentichen 
Bnudes. 
28. September. Erklärung des Grafen von Biömard bei ber 
Berathung ded Bundes: Haudhalts. 
(Das Bundestanzler-Amt; — der Bunbeslanzler und 
das Preußiſche Miniſterium.) 

Es kann nicht meine Aufgabe ſein, im Anſchluß an die Rede des 
vorletzten Herrn Redners (Dr. Waldeck) hier zurückzugreifen auf die 
Discuffion des verfaſſunggebenden Reichsſstages, auf die Frage, ob die 
Dinge fo, wie fie eingerichtet find, gerade das Beſte getroffen Baben. Es 
genügt, daß dieſe Fragen damals einſtweilen entſchieden find; wir müflen 
uns nach dem richten, was biöher in der Berfaflung fteht. 

Dem Antrage gegenüber, der vorher geftellt worden ift, die Dis⸗ 
cufflon über das Bundeskanzleramt auszufegen, reſp. die Frage an einen 
Ausſchuß zuraguweiſen dem gegenüber kann ich nur die andere Frage 
aufſtellen: iſt das Bundeskanzleramt überhaupt eine nöthige 
Inſtitution für den Geſchäftsbetrieb oder nicht?” Darauf ſcheint 
es mir bier allein anzulommen, nicht darauf, ob die Berfaffung in ihren 
Grundfägen mit den Wüunſchen der Herren tibereinftimmt, die gegen die⸗ 
felbe gelttnmt baben. 

enn ich auf die Nothwendigleit des Bundesfanzleramts komme, 
fo extläre ih, dag mir jede Fortſetzung des Geſchäftsbetriebes unmöglich 
wird, wenn nicht das Bundestanzleramt mit einer Auswahl reicher und 
ausgezeichneter Arbeitöträfte dotirt wäre. Es ift der unentbehrlichſte 
34 inentheil, um die gange Machine, wie fie augenblidlich eingerichtet 
iſt, in Gang zu balten. enn man darüber einen näheren Nachweis 
verlangt, fo erwidere ih, daß wir noch nicht in der Lage find, in allen 
Diefen Fragen die Punkte fo genan über das J zu ſetzen, wie fie vielleicht 
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in zwei oder drei Jahren von felbit in’8 Auge fpringen werden, ſolche 
Dinge werden eben nidt von Haufe aus nad theoretifer 
Berechnung gefhaffen, fondern fie werden und wadjen. 

Aber auch in feiner von mir gerühmten Ausftattung würde das 
Bundeskanzleramt ſchon jeßt den Anforderungen an feine Arbeitöfräfte 
nicht genügen können, wenn nicht die Arbeitskraft der Preußiſchen Mini⸗ 
fterien und der Minifterien der verbündeten Regierungen, foweit fie im 
Bundesrathe zur Wirkjamkeit fommt, dabei zu Hülfe gezogen wird. Sie 
Alle werden aus den Zeitungen und auch aus eigener näheren 
der Dinge die ungewöhnlich bedeutfamen und fleißigen Yeiflungen der 
Mitglieder des Bundesrathes — ic kann das ohne Selbftruhm jagen — 
erfannt haben; ihnen vorbergegangen find ähnliche Arbeiten in den ent- 
Iprehenden Fachminiſterien der verbündeten Staaten, bei denen ich natür- 
licher Weife meinerfeitö bier local nur in näherer Verbindung mit dem 

reußiſchen Sachminifterium geftanden habe. Ich glaube, dag ein Wider: 

—* gegen die wiuiguns unbekannter Organe zugleich geſtützt iſt von 
einer gewiß erklärlichen und berechtigten Neugier, näher zu willen, wie die 
Sachen eigentlich gemacht werden. 

Ich glaube, auf diefe Frage einiges Licht wenigſtens zu werfen, 
wenn ich Ihnen fage, daß ich als Kanzler keine irgendwie principiell 
wichtige Sache in den Bundesrath einbringe, ohne mid vorher mit meinen 
Preußiſchen Herren Collegen darüber verjtändigt zu haben. Ebenſo fege 
ih) voraus, daß meine Collegen im Bundesrathe, *8* fie jelbft Staats» 
minifter find, ihrerſeits ihr Botum nicht abgeben und zu den eingebrachten 
Saden nicht Stellung nehmen, und daß fie feine Anträge einbringen 
werden, über welche de nicht mit ihren zu Haufe die Berantwortlichkeit 
tragenden Collegen einig find. Ich habe fchon in den Discuffionen bes 
verfaffunggebenden Reistage erwähnt, e8 werde die Aufgabe des 
Bundesfanzlers fein, mit feinen Preußifchen Sollegen Füh⸗ 
lung zu halten. Dieſe Fühlung wird dadurch genommen und bewahrt, 
daß ich für Preußen keine Vorlage in den Bundesrath eins 
bringe und leine mwefentlihe und durchſchlagende Erklärung 
abgebe, ohne mich vorher des Einverftändnifjes der übrigen 
Preußiſchen Eollegen verfihert zu haben. Jede Preußifche ⸗ 
lage, die in den Bundesrath gebracht werden ſoll, erſcheint vorher auf 
dem amtlichen Vortragsregiſter des Preußiſchen Staatsminiſteriums und 
wird dort discutirt, gerade als ob fie in den Preußiſchen Landtag ein⸗ 
gebracht werden follte, und der Unterfchied ift äußerften Falls der, daß, 
wein beiſpielsweiſe der Minifterpräfident mit dem Botum eines feiner 
Gollegen in Bezug auf eine rein Preußifhe Sache fein Einverftänduik 
erlangen fönnte, er genöthigt fein würde, Sr. Majeſtät dem Könige 
fagen: mit diefen Kollegen Tann ich gemeinfchaftlih das Geſchäft nit 
fortfegen, Einer muß außfcheiden. In den Bundes» Angelegenheiten das 
egen ift der Bundesfanzler und Minifterpräfident in der ginftigeren 

telung, daß er, auch wenn feine Collegen nicht einverflanden wären, 
immer formell beredtigt bleiben würde, mit den Anträgen im Bunde} 
rathe dennoch vorzugehen; er muß aber dann die Verlegenheit gewärtigen, 
daß feine Collegen die Initiative bei Sr. Maj. dem Könige ergreifen 
und daß diefe dann fagen: diefen Bunbeßlongler können wir als Gollegen, 
als Borfigenden nicht weiter brauchen, wir wollen mit ihm nicht weiter geben. 
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Dann würde die Sache auf irgend eine Weiſe reguliert werden, um 
* we allerdings complicirten Syſtem von Berantwortlichkeit zu 
entfprechen. 

Diefe Berantwortlichteit bat, ich gebe das zu, einen Januskopf, 
aber die Gefichter find nach beiden Seiten hin vollftändig diefelben, wenn 
auch das eine bem Preußifchen Landtage, und das andere dem Reichstage 
gezeigt wird, und mir fcheint e8 fehr wohl denkbar, daß eben fo gut, mie 
die Verantwortung in rein Preußifchen Sachen eine achtfache ift, fie fehr 
wohl in YBundesfachen eine zweifache fein kann; einmal dem Reichstage 
gegenüber die von dem Bundeskanzler getragene, nnd zweitens dem Preußi⸗ 
ſchen Landtage, reſp. dem Sächfiihen gegenüber die von dem betreffenden 
Reſſort⸗Miniſter getragene. Beide müfjen eben einig werden, wenn 
die Mafchine functtoniren ſoll. So wie fte nicht einig bleiben, fo 
wird ber eine oder der andere aus feiner Stellung ausznicheiden daB Be⸗ 
dürfniß haben. Ich glaube deshalb, daR der Herr VBorredner volllommen 
Net hatte, wenn er fagte, daß die Verantwortung für Alles, was in 
dem Staatsleben des Bundes, wie in dem Staatsleben der verbündeten 
Staaten vorlommen kann (wie and) ih mir ſchon vor Monaten auf diefer 
Stelle zu bemerken erlaubte), vollftändig ebenfo gededt bleibt, wie fie früher 
war. Es giebt feine Handlung, für die Niemand verantwortlich 


wäre. 
Später bemerkte Graf Bismarck nod: 


Ich gebe biermit die von dem Herrn Vorredner (Abgeordneten 
Dunder) vermißte Erffärung ab, daß ich den Bundeskanzler aud für 
die Kriegs- und Marine-Bermwaltung des Bundes dem Reichs⸗ 
tage wie dem Bunde gegenüber für verantwortlich anfehe, fo lange die 
jegige Bundesverfaflung beiteht. 


Einberufung von NReferven und Mobilmachnugen. 
Rede ded Grafen von Bismard bei der Berathung 

des Gejeped über die Verpflichtung zum Kriegädienft. 
[Ueber Artilel 6: 

„Während bes Neftes ver 7-jährigen Dienfizeit find die Mannfchaften zur 
Reſerve beurlaubt, infoweit micht bie jährfien Uebungen, nothwendige Berftär- 
kungen ober Mobilmachungen bes Heeres, beziehungsweiſe Ausrüftungen ber Flotte 
Die Einberufung zum Dienft erfordern.” — 

Seitens der Gortjeprittöpartel war die Streihung ber Worte: „noth- 
wendige Verſtärkungen“ beantragt.] 

Die verbfndeten Regierungen find bei der Borlage dieſes Geſetz⸗ 
Entwurfes nit von dem Beireben geleitet worden, die Machtvoll⸗ 
Tommenbeiten des Bundesfeldherrn und feiner Organe zu ermeitern, 
fondern umgekehrt von dent Beftreben, den Spielraum, welder in der 
Staatsmaſchine der Willtür der Ausführungsbehörden gelaflen werden 
muß, gefeglidh fo weit zu beengen, wie e8 mit dem Wohlbefinden und ber 
richtigen Yunctionirung diefer Mafchine irgend wie verträglich ift. 

Die Grenze für dieſes Beftreben mit Ihnen gemeinfam zu finden, 
Das ift Die Aufgabe unferer heutigen Discuffion. Die Vertreter der ver- 
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bündeten Regierungen find dabei meiner Anſicht nad bis an bie Grenze 
der Möglichkeit, über die Grenze der Zwedmäßigleit hinaus emtgegem- 
gefommen. Wir hatten im Bundesrath die uns belannt gewordenen 
Abänderungsvorfchläge Ihrer Commiſſion einer forgfältigen und umpar- 
teiifhen Prüfung von Neuem unterworfen. Wir haben darunter einige 
efunden, die wir von unferm Standpunkte aus für Verbeſſerungen des 

ejeged nicht anſehen konnten und die zu befämpfen es auch noch umiere 
Aufgabe bleibt, die aber doch nicht fo einfchneidend und fo 
für die Wirkung des Geſetzes ung erjchienen, daß wir von ihnen dab 
Schickſal des Geſetzes hätten abhängig machen follen. Mit dem feitdem 
eingetretenen Antrage, wie ihn der Herr Abgeordnete Laster vorhin ver 
treten hat mit dem Antrage: aus dem Artikel 6 diejenige Beflimmung 
fireichen, melde dem Bundesfeldherrn und feinen Organen eine 
vorfichtig zu bemeffende, vorfihtig zu übende Machtvolllommenheit 
— mit diefem Amendement wird die Grenze, die der Bundesrath fi 
bat ziehen müſſen, überſchritten. Ex ift nad) forgfältiger Prüfung zum ber 
der 
des 


| 






einftimmigen Ueberzeugung aller Regierungen gelonmen, daß mit 

Aufnahme des neuen Princips in die Vorlage, mit der Streichung 

in der Vorlage Feftgehaltenen der Bundesrath und bie verbündeten Me 
terungen zu ihrem Bedauern nicht mer in der Lage fein würbem, Dee 
eſetzes⸗Vorlage aufrecht zu erhalten, fie würden fie damit als gefallen 

und anügeaogen anfehen müffen. 

Der Bundesrath ift bei feinem Beſchluß theils durch techniſche Er» 
mwägungen, wie fie von den unter uns anmelenden Generälen vor mir 
vorgetragen find, theils durch politifche geleitet worden. Die politijchen alein 
würden ir mich ausreichen, mich gegen dieſe beabfichtigten Amendements 
aufs Aeußerſte zu wehren, wenn nicht das Scidfal diefed Geſeges ven 
deren Derwerfung abhängig zu machen. 

Bringen Sie und nit in die unannehmbare Lage, daß 
Deutfhland die einzige große Militärmadht fei, weide durd 
Einberufung eines einzigen WReferviften legal ihre Abficht 
Krieg zu führen ausfpriht und auszufprehen gezwungen iſt 

Bi ſetzen ung der berechtigten Interpellation jeder Radbarmacht 
aus, fobald bie von Ihnen beabfichtigte Aenderung des Gefektertes auf- 
genommen ift, der berechtigten Interpellation, was wir damit | molien, 
wenn wir bei einem Regimente zur Anfertigung von Patrontaſchen einen 
Sattler als Reſerviſten einberufen, es ik bon daun die legale 
Pröjumtion vorhanden, dag wir beabjihtigen, Krieg zu führen, 
daß das Heer in Kriegsbereitſchaft gefegt wird. Nöthigen die Ber- 
maltung der auswärtigen Angelegenheiten nicht, in ſolchen 
fchwebenden Zuftänden, wie wir fie in dielem Frühjahr gehabt des 
Wort, „Krieg“ auch nur im Sufammenfegungen von Sriegsbereiticheit 
entweder offen, oder verjchleiert durch den Ausdruck Nothſtande, frläher 
außzufprechen, als unbedingt nothwendig ifl. Die Truppen unfexzer 
Nachbarn ziehen, mit oder ohne eingezogene Reſerve, in ihren Reihen 
umber, ärten fich, wie fie wollen, und find in feiner Werfe durch bie 
Gejetpebung darin genirt. 

arım wollen Sie gerade dem eigenen Baterlande im vermeintlichen 
Interefie des Freiheitsſchutzes von Individuen, deren freiheit im feimer 
Weile zu gefährden von den Regierungen beabfichtigt wird, dem eigemen 
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Baterlande diefen Knebel, möchte ich fagen, anlegen, diefen Zwang aufer- 
legen, unter Umftänden länger wehrlos zu bleiben, als die politifchen 
Buftände nach jorgfältiger Erwägung e8 zuläffig machen. 

Daß wir mit diefen Dingen nicht leichtfertig vorgehen, meine Herren, 
hat die Erfahrung gezeigt. Es bat in diefem Frühjahr vielleicht 
an wenig Tagen gehbangen, ob wir nit zum Krieglamen, und 
daß es nicht dazu gekommen ift, ift uns noch geftern von einer Seite aus, 
der ich aus Gründen, die Sie würdigen werden, nicht geantwortet habe, 
bier vorgeworfen worden. Wir haben durch Wahrung des Friedens 
ohne Berufung von Rejerven den Beweis jedenfalls geliefert, 
dag wir auf das zorgiättigße alle Interefjen fhonen, daß die 
Madtvolllommenheit, die den Aegierungen gefegmäßig bleibt, auch noch 
in Zeiten der Gefahr in einer fchonenden, wohlmwollenden, die Rechte der 
Individuen und den Frieden des Landes achtenden Weile gehandhabt 
wird, und Sie können darauf rechnen, daß dies auch ferner in der Zu⸗ 
funft fen wird. Aber maden Sie und derartige Schonung des 
Friedens nit dadurch unmöglich, dag Sie Dinge einer geſetz⸗ 
lichen Regelung unterziehen wollen, die ſich der Möglichkeit 
einer jolden, im wohlverſtandenen Intereſſe des Landes ab» 
folut entziehen. 


(Der Antrag auf Streihung ber Worte „nothwendige Berftärkfungen” wurbe 
mit 165 gegen 81 Stimmen abgelehnt; das ganze Geſetz am 19. October 1867 
mit fehr großer Majorttät angenommen). 


26. October. Schluß des Reichstages. 
Throntede Sr. Majeftät ded Könige. 


Die Hoffnungen, mit welchen Ich Sie bei dem Beginn Ihrer Thätig« 
keit bier willlommen bieß, find im vollften Maße in Erfüllung gegangen. 

Derſelbe patriotiihe Ernſt, mit welchem, in klarer Erfenntniß der 
gemeinfamen Ziele, die Bundesverfaſſung begründet wurde, hat Ihre Bes 
rathungen über die erften Schritte zum Ausbau derfelben geleitet. In 
einer Turzen, aber an Ergebniflen reihen Seffton haben Sie auf den ver» 
fchiedenften Gebieten der Geſetzgebung Einrichtungen feftgeftellt, welche 
nicht blos in fich felbft eine hohe Bedeutung haben, jondern auch die 
leitenden Geſichtspunkte für ferner & Ihaffende Einrichtungen deutlich 
vorzeichnen. Für die anftvengende Thätigkeit, deren es zur Erreichung 
dieſer Ergebnifie bedurfte, danke Ih Ihnen in Deinem und Meiner Hohen 
Berbündeten Namen. — — — 

Der von Ihnen genehmigte Bertrag über die Fortdauer bes Boll- 
verein ift im Berhältniß zu allen ſuddeutſchen Staaten nod) nicht gefichert. 
Die verbündeten Regierungen würden es mit Ihnen beflagen, wenn eine 
Einrichtung, deren fegensreiche Wirkungen allen ba; gehörenben Ländern 

u Gute gelommen find, fi fortan nicht mehr aut a e diefe Ränder er⸗ 
—* ſollte. Sie find ſich aber mit Ihnen bewußt, daß die unentbehr⸗ 
lichen Reformen der Berfafiung des Bollvereins vorübergehenden Schwierig» 
feiten nicht geopfert werden dilrfen, und dag die Gemeinſchaft der wirih- 
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ſchaftlichen Intereflen die nationale Verpflichtung zum gemeinfamen Schutze 
derfelben zur vertraggmäßigen Borausfeguug bat. 

So lehren Sie denn, geehrte n, zurüd in Ihre Heimath mit 
dem Bewußtſein, unjer nationales Wert tatkräftig gefürbert zu haben. 
Ich hoffe, Sie in nicht langer Zeit bier wieder verfammelt zu fehen, und 
—F in Gemeinſchaft mit Abgeordneten aus Süddeutſchland zum Zol- 

rlament. 


59. Stellung Preußens zu den Borgängen in Stalien. 


30. Oktober. Inſtruktionsdepeſche des Grafen Bidmard 
an den Gelandten von Ufedom in Florenz. 


„Ew. Berichte vom... . find richtig eingegangen. In Beantwortun 
derfelben erlaube ih mir, Em. folgende Erwägungen mitzntheilen, 
welche die Regierung Sr. Majeftät des Königs in ihren Entſchließungen 
ſich leiten laſſen —* Em. erinnern ſich der unerwarteten Entlaſſung des 
Baron Ricafoli, melden wir als einen Träger nationaler Beftrebun 
und als den Vertreter einer im Bunde mit Deutfchland wirkenden ita⸗ 
lieniſchen Bolitit anzufehen gewohnt waren. Es mar diejer Miniſter, der 
in kritiſchen Momenten, wie fie die Ereignifle des vorangegangenen Jahre 
mit fi bradten, an den: Ruder der italienischen Politik ftand und deſſen 
Untecedentien uns volles Vertrauen in die legtere einflößen mußten. Seit 
Entlaffung war unerwartet und wir find genöthigt, die Beweggrümde 
derfelben auf einem Felde zu fuchen, welches fich unferer Beobadtung 
entzieht. Die europäiſche Prefie bezeichnete damals den Wechfel, welcher 
Ratazzi an die Stelle Ricafolis treten ließ, als den Beginn einer 
neuen Aera der italienifhen Politik, welche das franzöfiid: 
öfterreihifche Bündnif gegen Preußen zur Bafis, die Undanf- 
barkeit des Schwarzenbergifhen Defterreih gegen Rußland 
zum Borbilde in Bezug auf Breußen gewählt habe. Em. werden 
die Gerüchte in Erinnerung fein bezüglid von Allianzen gegen Preußen, 
mit welchen die Zeitungen in Betreh ankreichs, Italiens, Oeſterreicht, 
ſelbſt unter Hineinziehung Englands, ſich fo lange trugen, bis in Franl- 
veih die weiſe und friedlihe Bolitit, welche der Kaiſer perfönfih ur 
verleugnet hatte, die Oberhand behielt. Es ift in jener Zeit micht zu 
unjerer Kenntniß gekommen, daß auf Seiten Italiens dieje Beftrebungen, 
ſoweit diejelben fi) in das Praktiſche übertragen haben, einem entſchie⸗ 
denen Widerftande begegnet jeien. Erſt feit die Salzburger Zufanımer 
funft die beftimmte Weigerung Defterreichs, auf folde Bunduiſſe einzu⸗ 
üchen, zur Evidenz gebracht hatte, find auch die officiöfen und fonftigen 

rüchte über die Bereitwilligteit zu einem Bündnifie gegen Preußen, 
ohne in der officiöfen Preſſe Italiens dementirt worden zu fein, dem 
Schweigen verfallen. Einige Wochen darauf und faum einen DRonat 
riidwärtd von beut war e8, wie Em. befannt, daß wir zuerft Nachricht 
von Verhandlungen erhielten, welde zwijhen Frankreich und 
Italien behufs einer Deodification der September- Convention im ihrer 
Anwendung auf die päpftlichen Beſitzungen ſchweben follten; Gerüchte, 
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welche von mehreren Seiten Beitätigung fanden, aber erft nad) der Ber- 
baftung Garibaldis offener an’8 Tageslicht traten. Ew. find am beiten 
in der Lage zu willen, daß, wenn ſolche Verhandlungen wirklich eriftirten, 
diefelben jedenfalls Ihnen gegenüber von Seiten Italiens geheim gehalten 
worden find. Diele Borgänge, unterftütt durch andere Wahrnehmungen, 
welche wir Em. Berichten entnehmen konnten, verhinderten bier bisher 
das Aufkommen irgend eined Zweifel an dem fortdauernden vollen Ein- 
verftändnig der italienifhen und der kaiſerlich franzöfiichen Regierung. 
Wir hatten einigen Grund zu vermuthen, daß die italienifche Regierung 
bis zu einer gewiſſen Linie * des römiſchen Territoriums zwar 
nicht auf Zuſtimmung, aber doch auf Enthaltung Frankreichs glaube —28* 
dürfen. Wir würden geglaubt haben, indiscret zu fein, wenn wir nicht 

ie Initiative der italienifhen Regierung zu einer Eröffnung, die fie ung 
u machen geneigt fein Tonnte, abgewartet hätten. Wir haben weder nad 

lorenz noch nad) Paris Fragen über die Natur der Verhandlungen 
beider Cabinette gerichtet. Ich habe Em. feiner Zeit benachrichtigt, daß 
ih durch Privatperfonen in jehr vertraulicher Weife iiber die Anficht Preu- 
end bezuglich eines Unternehmens auf Rom ſondirt worden bin, 
und daß ich denjelben ermwidert habe; wie für uns fein Grund vorliege, 
die gegenmärtige italienifche Regierung nicht als eine befreundete zu be> 
trachten, und daß ich deshalb fiber italtenifche Angelegenheiten en SBiffen 
derjelben nicht unterhandeln könne. Em. merden daraus erfeben haben, 
daß die Unklarheit über unfere Beziehungen zu Italien, in welde die 
Erfegung Ricajolis durh Ratazzi und die ihm folgende Phaſe der 
italieniſchen Politik uns verfegt hatte, die Regierung des Königs nicht 
bemogen bat, ihrerjeit8 die vollfommen loyale Haltung aufzugeben, welche 
uns durch unſere Tradition befreundeten Regierungen gegenüber vorge- 
fchrieben iſt. Ebenjomenig aber können wir uns von der Pflicht der Bor: 
ficht entbinden, welche der Regierung des Königs durch ihre Stellung an 
der Spite eines großen Bundes auferlegt if. Der Umjchlag von dem 
innigften Einverftändnig zwiſchen Stalien und Frankreich, an welches wir 
bisher zu glauben veranlaßt waren, zu einer Spannung zwiſchen beiden 
Mächten, welde es möglich machen, einen Bruch zwiſchen ihnen als 
wahrſcheinlich anzufehen, war ein zu plöglicher, als daß wir berechtigt 
gewejen wären, bie dur ihn geſchaffene Situation als eine ameifeliofe 
und definitive zu betrachten. Ich habe feinen Augenblid an die Verleum⸗ 
Dung geglaubt, daß das Einverftändniß zwiſchen Ratazzi und dem Ca⸗ 
binet der Tuilerien noch bi8 heute niemals aufgehört habe, daß die Ent- 
widelung de8 Dramas bis zur Schlußjcene beiderjeitß vorhergeſehen ſei, 
und daß es ſich auch Beute noch troß der drohenden Haltung auf beiden 
Seiten nur darum handle, zu conftatiren, ob es möglich fein werde, ber 
öffentlihen Meinung beider Ränder eine Theilung des römifchen Gebietes 
nach Stadt und Land annehmbar zu machen. Ich glaube gern, daß bie 
Zurückhaltung, welde das Minifterium Ratazzi uns gegenüber feither 
beobachtet hat, ein natürliches Ergebnif feiner Xage ift, und ziehe daraus 
sicht den Schluß, daß die Beziehungen diefes Cabinets zu den anderen 
Mächten von einem für Preußen bedenklichen Charakter fein müßten. 
Uber eine Macht wie Preußen kann in ihrer gegenwärtigen 
Stellung nur mit volllommen fiheren Unterlagen, mit klarer 
Ueberſicht über den Stand des Schadhbrettes Stellung nehmen; 
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und diefen Brad von Sicherheit, muß ich Em. offen geftehen, habe ich wicht 
in dem Maße, wie Sie ihn aus ihren perfünlichen Endräden nach Ihrer 
individuellen Auffaffung gefchöpft zu haben feinen. Ich bin nicht ganz 
frei von der Befürdtung, daß Preußen bei einer Einmifhung 
in die Streitigleiten zwiſchen dem Cabinet Ratazzi und deifien 
früheren Freunden in Paris die Rolle des Unbernfenen jpielen 
würde, dejjen Einmifhung in häusliche Streitigkeiten ihm 


den Unmillen beider Theile zuzieht. Die Erwägung, dag die Ne 


ung des Könige Biltor Emanuels, und der feinem 
—** Polititer bei Schwankungen der italieniſchen Waage zwiſchen 
Frankreich und Deutichland, auch gegen den Willen der Miniſter, leicht 
den Ausfchlag für Frankreich geben könnte, wird in Florenz fo gut ww 
hier gewnndig werden. Die konigliche Prärogative könnte ſchließlich auch 
dann, wenn Ratazzi ernſtlich eniſchloſſen wäre, Italien vom fr j 
Einfluſſe unabhängig zu machen, eine unerwartete Wendung umd 
Minifter von zweifelofer Anhänglichkeit an Frankreich an Stelle Katazzis 
berufen. Em. köunen von keinen aufrihtigeren Sympatbien für das Ge 
deihen des Königreich® Italien bejeelt fein, als diejenigen find, welche 
ich ſelbſt im Dane meiner amtlichen Function bethätigt habe; aber befien 
ungeachtet bedürfen wir, ehe wir unſere Entichliegung faflen, der Gewiß⸗ 
heit, daß wir nit durch das Einverfländniß zweier, anfdei: 
nend ftreitender Parteien in eine Bahn geleitet werden, der 
zu folgen der Politil des eigenen Landes nicht nützlich feın 
würde. Es liegt auf der Hand, daß für ranfreih, wenn man dem 
felben die kriegeriſchen Tendenzen gegen Deutichland zumuthet, an bemen 
ich bisher zwei, der Vorwand zu einem Kriege ein viel günftigerer jem 
würde, wenn Deutjchland genöthigt werden könnte, gegen das den Pearl 
fhüßende Frankreich mit einem Angriffefriege zu Gunften der Umabhän- 
gigfeit Italiens zu interveniren. Die Kriegspartei in Fraukreis 
würde dadurd der Inannehmlichleit überhoben, einzugefleben, 
daß e8 die nationalen Beftrebungen Deutfchlands find, mwel- 
gen man den Krieg erkläre. Diefe Seite der Frage berührt em 
ebiet, welches ebenfalld bei Erwägung unferer Stellung zur Sadye eimer 
klareren Beleuchtung bedarf. Die katholifhe Benöllerung Deutid- 
lands hat denjelben Anfprud, wie Die evangelifde anf Be— 
rüdfihtigung ihrer religtöfen Ueberzeugungen. Diefe Rüäd- 
fit verbietet einem Staate mit gemifähter Bevdllerung, gegen 
das Oberhaupt der katholiſchen Kirche in einer Weiſe vorze- 
geben, welche die Herzen der gläubigen Katholiken verlegen 
würde. Eime der Borbedingungen, um und zum Einnehmen einer feien 
Stellung zur Sache zu befähigen, würde daher die Vergewi &be: 
die Frage fein, ob dem Papſtthum, nad der italienijhen oder 
der al den oder der beiden Regierungen gemeinjamen 
Auffafjung jeiner Zulunft, eine Stellung bleibt, welde az 
von den Katholiken deutfher Nationalität in ihrer Mehrheit 
als eine würdige anerfannt werden würde. In Diefer Rudhiumg 
[Beint man fih auf feiner der betbeiligten Seiten bisher ein beutiihes 
ild der Zulunft vorgezeichnet zu haben. Die Sachlage iſt hiernach mer 
Em. felbft es voraußgeichen haben , nod nicht dazn angetban, Ex mr 
SInftruftionen zu verjehen, durch welche die. Regierung des Königs iker 
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Entihliegungen definitiv regeln würde. Wir müflen abwarten, daß die 
anfheinend miteinander im Streit begriffenen Kräfte mit mehr Entſchie⸗ 
denheit ihre Stellung nehmen und ber biöherige Wechſel zwifchen beider 
feitigen Drohnngen und Rachgiebigteiten zu einer fertigen Situation 
übergeht. Bisher kenne ich die Tragweite der Gegenfäge nicht, welche das 
Minfterium Rata zzi und das Eabinet der Tutlerien trennen könnten. 
Em. werden mit mir darin einverftanden fein, daß das italienifhe Ca⸗ 
binet, wenn es ihm um eine ernfte Einwirkung auf das biefige zu thun 
wäre, damit beginnen würde, fich bier durch feinen Gefandten vertreten 
und uns durch denfelben beftimmte öffmungen über feine Politik machen 
zu laſſen, nachdem, wie Ew. bekannt, Graf Yaunay Berlin verlafien hat 
md mir feitdem amtliche Mittheilungen der italieniſchen Gejandtfchaft 
nicht zugegangen find. Die Natur dieſes Erlafjes bringt es mit ſich, daß 
derfelbe lediglich beftimmt ift, Em. behufs der von Ihnen zu beobachtenden 
Haltung zu orientiren und Ihre Sprache zu regeln, ohne daß Sie aus 
en zu einer amtlichen oder vertraulichen Mittheilung Anlaß zu 
nehmen bätten. Ihrer weiteren Berichterjtattung, wie eine rein beob⸗ 
achtende Haltung fie Ihnen eingeben wird, fehe ich mit Intereſſe ent 
gegen.“ 
15. November. Einladung Frankreichs zu einer Konferenz über 
die roͤmiſche Frage. 
Graf Bismarck erflärt von vorn herein, daß er fein 
Vertrauen auf dad Gelingen des Projekts habe, und lehnt 
eine Erflärung über Preußens Betheiligung ab, bis Frank⸗ 
reich nähere Aufklärungen über das Programm der Kon- 
ferenz gegeben habe und bid Preußen fi) mit ben anderen 
Mächten verftändigt habe. 
Das Projekt findet nicht die Zuftimmung der Groß: 
mächte. 


Zur diplomatifchen Aktion der einzelnen Glieder des 
Norddeutſchen Bundes. 


24. November. Depeſche des Grafen von Bismarck an den Ge⸗ 
ſandten in Darmftadt (mit Bezug auf die Annahme der 
franzöfiichen Konferenzeinladung Seitens Helene). 


— „Ich muß geftehen, daß dieſe Schnelligkeit der Entſchließung mich 
einigermaßen überrajht bat. Der Königlichen Regierung wenigſtens hat 
e3 bie in der Behandlung europäther Angelegenheiten gewonnene Is 
fahrung nicht räthlich erfcheinen laſſen, auf die ihr gleichfall3 zugegangene 
Einladung einen definitiven Entihluß zu fafjen, bevor fie über den Cha⸗ 
rakter der beabfihtigten Verhandlungen und über die Betheiligung anderer 
europäiiher Mächte an denjelben nähere Aufklärung gefucht hatte Wir 
würden voraudzujegen geneigt fein, daß die großherzogliche Regierung, 
zur Betheiligung an der Entjcheidung über eine europäiſche Frage berufen, 
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daflelbe Bebürfnig empfinden mwilrde, glauben aber in dem vorfiegenden 
Falle an diefer Borausfegung nicht feftbalten zu dürfen. Denn es ft ım3 
nicht wahrfcheinlich daß die großberzogliche Regierung fich über die Auf- 
fofjungen fremder, außerbeuttiher Mächte vergewifiert haben follte, wenn 
fie dies gegenüber dem benachbarten und verbündeten Preußen wicht ge 
than, wenn die Negierung eines Yürften, welcher Mitglied des norddem⸗ 
ſchen Bundes ift, über die Stellung dieſes Bundes zur ſchwebenden Frage 
feme Erkundigung eingezogen bat. Die Xheilnahme an der 

einer europäifchen Frage verpflichtet allerdings noch nicht zum 
europäifcher Verträge; aber wir erlauben und die Frage an die grok- 
berzogliche Regierung, ob fie, geſetzt, daß fie allein unter den 

Staaten die Einladung ohne Reſerve annimmt und in Yolge beflen z 
‚Sonfereng » Berhandlungen mit außerdeutſchen Mächten eintritt, ein ſolches 
Verhältniß ganz frei von der Gefahr glauben mürbe, durch daffelbe im 
Wege geleitet zu werden, melde ihre Politik von der ihrer Deutichen 
—— — wynen unten, —— *. uns des — 
nicht zu erwehren, daß, wenn die gro iche Regierung zu ſchwieriges 
und noch vor Kurzem an der Schwelle ernſter Verwicklungen behandelten 
europätfhen Fragen ihre Stellung nimmt, ohne den Berfuh einer Ber 
Nändigung mit iren deutichen Verbündeten und dem — Bunkı, 
dem Se. . Hoheit beigetreten ift, fie fi mit dem Geifte des 

trage nicht in Einklang befinde, wobei wir dahi PR lern fein laflen, ob 
biete Berfahren und die Conſequenzen beflelben ut dem Wortlaxte 
der Bundesverfaflung in Einklang bringen laſſen.“ 
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1867. 15. November. Eröffnung des Landtages. 


Aus der Thronrede Seiner Majeität des Könige. 


Erlauchte, edle und geehrte Herren von beiden Häufern des 
Landtages ! 


Zum erften Male begrüße Sch heute an diefer Stelle die Vertreter 
der neuen Landestheile, welche durch die Ereigniffe einer großen Zeit mit 
Meinem Staate vereinigt worden find. 

Mit Zuverfiht erneuere ich den Ausdrud des Vertrauens, daß die 
Bewohner diefer Landestheile, jo wie Ich diejelben von ganzem Herzen 

u meinem Volke aufgenommen babe, Mir und dem erweiterten Bater- 
ande an ihrerfeitS redlihe Treue widmen werben. 

Die Bollmagı,welhe die Landesvertretung Meiner Regierung er- 
theilt hatte, um den Eintriii Per neuen Provinzen in die verfaflungs- 
mäßigen Buftände Preußens vorzubcreiten, ift in der Richtung benugt 
worden, um eine vorläufige Ausgleichung auf denjenigen Gebieten herzu⸗ 
ftellen, auf welchen eine ſolche durdy das gemeinfame Staat» Ynterefle 
unbedingt geboten erjchien. 


Im möglihft engen Anfchluffe an die vorgefundenen, den Bevölke⸗ 
rungen lieb gewordenen Einrichtungen find in den neuen Landestheilen 
nah Anhörung von Bertrauensmännern Kreis- und Provinzial: Ber» 
faflungen ing deben gerufen worden, deren Ausführung und weitere Ent⸗ 
wickelung geeignet ſein wird, die Theilnahme der Eingeſeſſenen an der 
Regelung ihrer wirthſchaftlichen Intereſſen zu beleben und die wünſchens⸗ 
werthe Selbſtverwaltung auch der größeren communalen Körperſchaften 
anzubahnen. 

Während die Heereseinrichtungen des norddeutſchen Bundes durch 
die Berfaffung defjelben und durch das Geſetz über die Wehrpflicht auf 
den bewährten Grundlagen der Preußifchen Einrichtungen fefgeftelt 
worden find, ift die Organifation der Wehrkräfte des gefammten Bater- 
landes in den GÖrundzügen vollendet worden. 


Nahdem fo der Boden für eine gemeinfame Thätigfeit der Ver⸗ 
tretung Meiner gefammten Monarchie bereitet ift, wird es umferer vers 
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einten und, wie Ich zu Oott hoffe, einmüthigen Thätigkeit gelingen, dieſen 
Boden fruchtbringend zu maden. — — 

Geehrte Herren! Das Wert nationaler Einigung, weldem die 
Preußifche Kandesvertretung durch ihre Zuftimmung den Ah zu geben 
berufen war, ift feitdem ins Reben getreten. Wenn Sie eingewilligt haben, 
einen Theil ihrer Befugniſſe auf den norbbeutichen Neichötag zu über: 
teagen, fo verkündet ſchon jetzt das Zeugniß der Geſchichte, bag Sie damit 
das Rechte zu rechter Zeit gethban Haben. Das Preußiſche Bol hat in 
der Oeftaltung bes norddeutſchen Bundes vermehrte DBürgichaften der 
Sicherheit und ein ermeiterteß Feld organifcher Entwidelung gewonnen; 
ge itig iſt mit den ſüddeutſchen Stammgenoſſen die Gemeinſchaft der 
wirt —2* Intereſſen und der thatkräftigen Vertheidigung aller höchſten 
Guter des nationalen Lebens geſichert. 

Die Verträge, auf welchen dieſe Gemeinſchaft beruht, haben in jüngiter 
Zeit eine erhöhete Bedeutung dadurch gewonnen, daß auch bei ihrer Be 
rathung in den Volksvertretungen dad nationale Bewußtfein fi fieg 
reich bewährt hat. 

Die Beziehungen Meiner Regierung zu den auswärtigen Möchten 
find durch die neuen Verhältniſſe, in —* Preußen inmitten des nord⸗ 
deutſchen Bundes geſtellt iſt, nicht verändert worden. Mit dem freund⸗ 
Bere Charakter derjelben find die perſönlichen Begegnungen mit 
er Mehrzahl der Souveraine Deutjchlande und des Auslandes, zu 
welchen mir im vergangenen Sommer Gelegenheit gegeben war, in vollem 
Einflange. 

Das friedblihe Endziel der deutfhen Bewegung wird von 
allen Mächten Europas erfannt und gewilrdigt, und die Friedensbeſtre⸗ 
bungen der Fürften werden getragen von den Wünjchen der Völker, melden 
die wachjende Entwidelung und Berfchmelzung der geiftigen und matertellen 
Intereſſen den Frieden zum Bedürfniß mad. 

Die Iingften Beforgniffe wegen einer Störung des Friedens in 
einem Theile Europas, wo ei große Nationen, beide uns eng befreundet, 
von einer ernfteren Berwidelung bedroht erfchienen, darf Ich als befeitigt 
anfehen. Den ſchwierigen Fragen gegenüber, melche dort noch einer Löſung 
barren, wird das Beſtreben meiner Regierung dahin gerichtet fein, einer- 
feit8 dem Anſpruche Meiner tatboliihen Untertbanen auf 
Meine Fürforge für die Würde und Unabhängigkeit de 
Dberbauptes ihrer Kirche gerecht zu werden und andererjeitd 
den Pflihten zu genügen, welche für Preußen aus den politi- 
[hen Intereffen und den internationalen Beziehungen Deutid: 
lands erwachſen. In beiden Richtungen ſehe Re in Erfüllmg der 
Fe welche Meiner Regierung geftellt find, keine Gefährdung de} 

iedens. 

So laſſen Sie uns um ſo zuverſichtlicher an die Löſung der Aufgabe 
innerer Entwidelung gehen. ögen Ihre Arbeiten für das Wohl des 
Staates reich gejegnet fein! 
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Die parlamentariſche Redefreiheit. 

27. November. Rede des Grafen v. Bismarck (mit Bezug auf 
den Antrag des Abg. Lasker: Artikel 84 der Verfafjungs- 
Urkunde dahin zu ändern, daß nicht blos die Aeußerung 
von Meinungen, jonden alle Aeußerungen unbe- 
dingt ſtraflos feien). 


Redefreiheit und ſtraffreie Veröffentlichung von 
A gungen; — die Redefreiheit und der Kon» 
ikt. 


1861. 


Ich kann meinerjeits —* Frage eine ſo hervorragende praktiſche 
Bedeutung, wie ihr hier beigelegt zu werden ſcheint, nicht beilegen. Ich 
babe das auch bei den Verhandlungen in Reichstage beftätigt, indem A 
dort im Widerfpruch mit meiner früheren, bier und im Herrenhanfe aus⸗ 
gefprochenen perjönlichen Ueberzeugung einen Artikel, der die Redefreiheit, 
wie Sie es nennen, jo definirt, wie Sie es bier wünfchen, nicht befämpft 
habe. Ich fage: nicht eine fo große praktiſche Bedeutung: ich habe 
mich ſchon im Neichötage darauf berufen, daß wir felbft dasjenige Maß 
an Ueberfchreitung einer ubigen objettiwen Erörterung, wie e8 bier dem 
jesigen Minifterium gegenüber ftattgefunden hat, ohne Schaden ertragen 
onnten, 

Wenn ein Schaden gejchah, jo war es im Bunbe dadurch, daß die 
zweite Beſtimmung Anwendung fand, nämlich, daß Alles was bier gefagt 
wird, auch gedrudt werden Tann, fobald es nur in eben fo ftarfen, und 
eben fo verlegenden Ausdrüden, wie e8 hier geſprochen wird, gedrudt wird. 

Ich babe gejagt praktiſch. Theoretiſch gelingt e& mir nicht, die 
Srage mit derfelben Kaltblütigleit aufaufaffen, wie praktiſch. Vom Stand» 
punkte meines eigenen Gefühl, von Recht und individueller Würde aus, 
iſt mir das Opfer nicht leicht geworden. Ich bin freilich in diefer Frage 
vielleicht nicht objektiv genug, Wenn man an diefer Stelle drei Jahre 
fang den Angriffen ausgeſetzt geweſen ift, denen ich auögejegt geweſen bin, 
Angriffen, deren Gerechtigkeit ich nicht immer erfennen konnte, dann fragt 
man fi: habe ich in meinem eigenen Baterlande Teine rechtliche Abhülte 
gegen dergleichen? Gehen Ste zurüd in jene Zeit. Wie entitand denn 
der Konflit? Er entftand durch ein Uebermaß in der Benugung der 
Nedefreiheit. Erinnern Sie fi an einzelne perfönliche Scenen, die bier 
vorgefommen find, erinnern Sie fich, wie diefes Miniſterium jedes Mittel 
ergriff, um fi) dagegen zu deden, wie wir genöthigt waren, ſchließlich 
alle vereint zu erklären, wir würden nicht mehr in diefem Haufe erfcheinen, 
wenn der Ton fih nicht ändere, menn wir feinen Beiftand bei dem Präfi- 
Dium fänden. Solche Uebertreibungen trafen fich immer, nicht an dem, 
der fie begeht, fondern an dem conftitutionellen Leben des Staates, in 
welchen fie vorfommen. Es fämpfen Fleifh und Blut auf beiden 
Seiten, und feine menfhlihe Natur, es fei denn, daß fie 
niedrig, feig und überzeugung8los fei, erträgt ohne ent— 
fprechende Gegenwirkung aus ſich heraus dergleichen auf die 
Länge. So kam e8, dag mir ſchließlich auch das Mittel einer Henderung 
der Geſetzgebung verfuchten, um zu anderen Zufländen zu gelangen. 
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Es fragt fih: Wie kommen wir aus diefer Spannung heraus, 
in der fich die Gemüther wiederum befinden? Oder oe) lieber möchte ich 
fagen:; wie fommen wir in eine Spannung nicht hinein? Daß der jegige 
Buftand, wie er nah dem Erkenntniß des Ober- Tribunals fi vom 
rechtlichen Standpunkte für dieſes Haus darftellt, ein „unmwärdiger“ fei, 
kann ic) nicht zugeben. Wenn ih mich Überzeugen könnte, daß 
der Zuftand, in weldem von 400 meiner Mitbürger jeder 
Einzelne berechtigt ift, mich zu befhimpfen, ohne daß id ein 

efeglihes Mittel dagegen ergreifen fann, fobald wir einen 
to nadhfichtigen Präfidenten haben, wie wir ihn in früheren 
Jahren gehabt haben, — wenn ih mich überzeugen könnte, 
daß diefer Zuftand für uns ein würbiger wäre, dann, meine: 
Herren, wäre die Frage fehr raſch erledigt. 

Ich möchte nur Ihrer Erwägung anheim geben, ob fich denn nit 
in diefer Frage die zwei Stadien der Wedefreiheit, die im Saal und 
die in der Preſſe umterfoheiden laffen. Ich kann mir unter Umftänden 
efallen Iaflen, daß Jemand in der Uebereilung, in der politifchen Leiden 
Ka, dag Jemand in diefer Stimmung ein Wort über die Schnur baut, 
und daß er vielleicht zu hartnädig ift, um irgend eine Erklärung darüber 
u geben. Es ift das peinlich —* den, den es trifft, aber es iſt kein 

nglüd, es iſt etwas Vorübergehendes, das Wort verweht, auch wenn es 
Vierhundert angehört haben und auch wenn es nachher weiter geſagt wird. 
Es nimmt aber einen ganz anderen Charakter an, wenn dieſes Wort, 
über deflen beleidigenden Charakter Niemand zweifelhaft fein kann, in 
hunderttaufend, in Millionen von Eremplaren gedrudt werden kann, jeber 
Zeit bis in alle Ewigkeit hinein, und ıch bin jedem unwürdigen Winkel: 
feribenten gegenüber, der für gut findet, mir das Wort wieder unter die 
Nafe zu rüden in feinem Blatte, gerade fo wehrlos, wie ich bier dem 
Worte der Tribüne gegenüber mich befinde, wo ich doch weiß, wofür 
ih mich opfere: für die großen Zmede des StaatslebenB, de 
conftitutionellen Staatslebens. 

Ich kann nicht umhin, Ihnen den Berfuch zu empfehlen, ob fi 
nicht ein Auskunftsmittel in der von mir angedeuteten Richtung finden läßt. 

Dagegen kann ich es nicht für gerecht halten, den Zuſtand jo her 
guftellen, wie er bier erftrebt worden ift, wie er meine Wiſſens in an⸗ 
eren Ländern nicht befleht, und wie er meinem Gefühl, der Gleichheit 
bed Geſetzes gegenüber, widerſtrebt; daß ich nicht berechtigt ſein jol, 
wenn ich mich in meiner Ehre verlegt fühle, die richterliche Hülfe zu 
fuhen, auch dann nicht dazu berechtigt fein joll, wenn das (cken 
meiner Ehre mit böfem Willen und bei ruhigen Blute im ber Preſſe 
fortgefegt wird. 


[Das Abgeordnetenhaus trat dem geftellten Antrage (die Straffreiheit auf 
alle Aeußerungen der Landtags» Mitglieder auszubehnen) in ber Borberatbung 
mit einer Mehrheit von 180 gegen 161 Stimmen bei. 

Am 2. Dezember wurde derfelbe Beſchluß mit 188 gegen 174 Etimmen 
wieberholt. 

Gef Der Beihluß wurde als Berfaffungsänderung nah 21 Tagen nochmals 
gt. 

Das Herrenhaus lehnte dagegen ben Antrag ab und es blieb zunädf bei 

ber bisherigen Faſſung. 
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9. Dezember. Die auswärtigen Angelegenheiten Preußens nnd 
des Norddeutſchen Bundes, 


Erklärung des Minifter- Präfidenten Grafen von Bid» 
mard im Abgeordnetenhaufe. 


(Auf den Antrag der Abgeorbneten von Bennigfen und Kanngießer: 
„Die Königliche Staateregierung aufzuforbern: dafür Sorge zu tragen, 
daß das Minifterium ber auswärtigen Angelegenheiten auf ben Etat bes 
Norddeutſchen Bundes übernommen unb Die innerhalb des Bunbes be» 
— Preußiſchen Geſandtſchafts⸗ und Conſulatspoſten aufgehoben 
werben”. 


Die Königliche Regierung hält den geftellten umd fo eben von einem 
der Herren Untragfteller vertheidigten Antrag in feinem erſten Theile für 
einen principiell zweifellos richtigen, indem er das Ziel andentet, nad 
welhem die Bundesverfaffung in ihrer Entwidelung zu ftreben hat und 
nad) welchem die deutjche Politit Preußens ftrebt. Ich betrachte den 
jetzigen Zuftand als ein Proviforium, als ein Uebergangsſtadium, aus 
welchen: heraus fich eine ftrenger konzentrixte Vertretung des Bundes nad) 
Außen hin, wenigftend auf dem Gebiete der großen Boliit, zweifellos 
entwideln muß. * kann an einem kurzen Beiſpiele die Nothwendigkeit 
davon Mar machen. Ihnen Allen wird erinnerlich fein, daß vor Kurzem 
bei der Einladung zu den Konferenzen die Königlich fächfijche Regierung 
die Einladung an das Bundes» Präfidium verwies, und daß dieſes Ver⸗ 
balten mit dem Geifte der Bundesverfafiung fo volllommen im Einklange 
geunden wurde, mie da8 ganze politifche Berhalten der Königlich ſächſiſchen 

egierung, feit fie dem Bunde beigetreten ift, überhaupt jederzeit geweſen 
ift; aber genau genommen, hätte ſich Preußen diefer Einladung gegenüber 
juriſtiſch ganz in derfelben Lage befunden, nur daß Preußen ein größerer 
Staat ift, und daß Se. Majeftät der König zugleich in feiner Berfon dag 
Bundespräfldium vereinigt, aber nad einer buchftäblichen Auslegung ber 
Berfaflung hätte die preußifche Diplomatie die Einladung auch ihrerfeit, 
ebenfo wie die fächfifche, an das Bundespräfidium verweilen follen. Daß 
diefem Umftande bei jegiger Lage der Dinge, noch nicht Rechnung getragen 
ift, werden Sie alle billigen. 

Wir ftreben diefem Ziele zu, aber mit vorjidhtiger Schonung 
der Gefühle unferer Bundesgenofjen. Es ift die eine zarte Trage 
der dynaſtiſchen Empfindlichkeit jederzeit gemefen. Ich brauche nur daran 
zu erinnern, baß die Verfuche, Deutjchland zur Einigung zu führen, in 
den Fahren 1848 und 1849, die ſich an die Namen des Herrn von Ra⸗ 
do witz fnüpfen, in erſter Linie und vorzugsweiſe an dieſer Frage ge- 
ſcheitert find, indem man, vielleicht doctrinatrer, als nöthig war, darauf 
beharrte, daß das Gefandichaftsrec‘t der verbündeten Staaten von Haufe 
aus zu Bunften der Bundesregierung abolirt werden follte; ein Opfer, 
zu dem Jene fich nicht verftehen konnten. Wenn die Königliche Regierung, 
oder wenn da8 Bundes- Präfidium noch nicht dazu gefchritten ijt, dem 
Bunde eine politifche Vertretung im Auslande zu geben, fo iſt e8 davon 
nicht abgehalten worden durch die Befürdtung, daß irgend eine der grö- 
geren Mächte dem Bunde die Anerkennung verfagen könnte. Wir hegen 
diefe Befürchtung nicht und es ift auch nicht die geringfte Wahrſcheinlich⸗ 
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feit vorhanden, daß ein foldder Fall eintreten follte, da doch die Yundes- 
flagge allfeitige Anerlennung gefunden hat und damit fon der Borgang 
gegeben ift auch zur Anerkennung des Geſandtſchaftsrechts, umd wir er- 
warten in der That Feine Einiprade. Wenn biöher nichts geſchehen ift, 
fo * ber Grund lediglich in der Schonung des beſtehenden Geſandt⸗ 
ſchaftsrechts unſerer Bundesgenoſſen gelegen und es wird da, ſo lange 
die Bundesgenoſſen nicht freiwillig auf das ihnen ner- 
faſſungsmäßig zuſtehende Gefandtihaftsreht verzichten umd 
inſoweit fie es nicht thun, meines Erachtens eine Theilung 
der Repräſentation nah außen zwiſchen dem Bunde und ben 
einzelnen Bundesſtaaten in der Weife ftattfinden müffen, 
daß die Führung und Bertretung der großen europäifchen Po—⸗ 
litik in Fragen, beifpielsweie wie die heutige Konferenzfrage 
dem Bunde gebührt, Daß es aber den einzelnen Geſandtſchafter 
unbenommen bleibt, den Schuß ihrer Angehörigen amd der 
Intereſſen derfelben nach wie vor zu üben, wozu fie wenigfiens 
in demfelben Maße und unter Umftänden durch Kenntniß ber eingeimen 
einfchlägigen Berhältnifie in höherem, befähigt fein werden, als eime große, 
vielbefhättigte Bundesgejandtfchaft es fein mag. 

Es läßt fih dann auch ein finanziell gerechtiertigteß Fortbeſtehen der 
Gefandtichaften der einzelnen Länder in ihren Budgets motiviren, während, 
wenn die ganze gefandtfchaftliche XThätigleit von der Geſandtſchaft Des 
Bundes ublorkirt würde, die Landeövertretungen in deu einzelnen Stacka 
diefe Gefandtfchaften als überflüſſig erfennen und die Mittel Dazu fireichen 
werben. Und ein folches Vorgehen würde meinem Gefühle nad im dem 
jetigen Stadium nicht gerade zur Befefligung und Beſſerung der Be 
ziehungen beitragen. 

ea ift meinem Eindrude nach wünſchenswerth, daß man die Ge 
fandtichaften der Heinen Staaten nicht raſch und abjichtlich befeitigt, 
fondern abwartet, ob und wann fie geriffermaßen als reife Frucht abfallen 

Der Herftellung der politifden Bertretung des Bundes 
at zu treten, bat uns daß diesmalige Beiſammenſein des Bundes- 
rathes Anlaß gegeben, und wir find bei demjelben in vertraulichen Be 
Iprechungen ſoweit gediehen, daß ich, ohne eine Berlegung bumdestzener 

egierungen zu befürchten, bereit8 in der Lage geweſen bin, mindlich de 
Zuftimmung Sr. Majeftät des Königs an uennung DOR 
und Gefandten Behufs Bertretung des Bundes zu erbitten umd diefelbe 
au erhalten babe, und daß diefe Ernennungen aljo in kurzer 
Zeit bevorftehen. Daß wir dadurch in die Lage kämen, die Uxer- 
lennung des Bundes als eine zweifelhafte Frage behandelt zu ſehen, dad 
befürchte ih nicht, und diplomatiicher Brauch hält mich davon ab, Mu: 
Gründe, warum ich e8 nicht befürdte, bier beftimmter zu entwidelm. 

Was den zweiten Theil des Antrages betrifft, jo kaun ich mich de 
den Herren Antragftellern nicht anfeliegen, und id) möchte Ste bitten 
darin der Geſchäftskunde und Erfahrung der Regierung zu vertramen, 
wenn ich unummunden erlläre, diefe Sefandtica ten innerhalb Les 
Bundes find uns gefhäftlide Nothmendigleit und würden c# 
aud bleiben, wenn das Bundesgebiet fich erweiterte. Es jin> 
das Degane, deren da8 Präfidium und der Bundeskanzler ohne Nachtber. 
für die Geſchäfte nicht gut entbehren Tann. Wenn man fi) die Geſandic- 
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innerhalb des Bundesgebietes als in Wegfall gebracht denkt, auf melde 
Mittel find wir dann angewiefen, um eine Einwirkung auf die einzelnen 
Bımdesregierungen zu üben, deren Unabhängigkeit zu achten wir bundes» 
verfaffungsmäßig verpflichtet und ebenfo entſchloſſen find, und die Gründe, 
welche uns beitimmen, diefe oder jene Maßregel vorzufchlagen, entwideln 
u laffen, um vielleicht von einem Agenten biefer —— der unſern 

den nicht zugänglich iſt, an das —A iniſterinum oder an 
befien Souverain appelliren A lönnen? Welche Mittel bleiben uns dann, 
wenn dieje Gefandten in Wegfall kommen? Das häufig fchon jest in 
Anwendung gebrachte, aber nicht in allen Geſchäften ausreichende Ver⸗ 
fahren, daß wir direlt an die Regierungen fehreiben und fchriftlich unfere 
Wünſche auseinanderfegen, hat nicht diefelbe Wirkung, als wenn wir einen 
Gefandten an Ort und Stelle haben. Diefer iſt im Stande, fih zu dem 
Souverain zu begeben und für unfere Sache zu plaidiren, und er wird 
ed mit Eifer thun, als der Vertreter der anderen Regierung, den man 
bier zeitweife im Bundesrathe hat, und der vielleicht ſeinerſeits anderer 
Anfiht ift. ebenfalls iſt unfere Vertretung beifpielöweije bei der olden⸗ 
Burgifchen Regierung, wenn fie durch ein preußifches Organ geübt wird, 
eine wirkſamere, als wenn fie durch ein oldenburger Organ gelibt wird, 
namentlih in ſolchen Yällen, wo es darauf ankommt, Oldenburg zu über- 
reden, unjerer abweichenden Meinung beizutreten. Wir bedürfen eines 
folhen ftändigen Organ meines Erachtens gefchäftlich ganz nothmendi 
und werden e8 immer brauden, und je lebbafter der Bundesverfehr fi 
entwidelt, deſto ftärler wird das Bedilrfniß defielben hervortreten. Wir 
haben deshalb nicht blo8 an einzelnen Stellen, die gerade als Reſidenzen 
diefer Gefandtfchaften ſich Tennzeichnen, Gefandte accreditirt, fondern das 
ganze Gebiet des Norddeutichen Bundes ift durch Uccreditive, wenn ich 
mich fo außdrüden darf, gededt — es giebt feine Bundesregierung, bet 
der nicht ein Agent der Regierung oder Sr. Majeftät ded Königs accre⸗ 
Ditirt wäre. So ift beiſpielsweiſe der Gefandte in Weimar bei den 
übrigen benachbarten thüringifchen Höfen accreditirt, fomeit fie nicht in 
das Gebiet der in Dresden Domizilirten Gefandtfchaft fallen. Der Ges 
fandte in Hamburg ift bei den Hanjeftäbten Bremen und Kübel und bei 
den beiden naßherzogthimern Medlenburg accreditirt und uns außer- 
ordentlih nützlich zur Ausrichtung amtlicher Botfchaften in Schwerin, zur 
Befürwortung deffen, was wir dort bureöhaufeben aben, zur Vorbereitung 
der Beſchlüſſe, bei denen die Zuftimmung der medlenburgifchen Regierung 
erforderlih if. Der Gefandte in Oldenburg ift nebenbei beglaubigt bei 
St. Hoheit dem Herzoge von Braunſchweig und bei anderen Yürften im 
Norden von Deutichland. 

ch möchte die Herren bitten, den Gedanken, uns dieſes Mittel der 

Einwirkung auf unfere Bundesgenofien zu entziehen, aufzugeben, während 
ich den erflen Theil des Antrages, mie ſchon erwähnt, als ein vollftändiges 
richtiges Erkennen und Hinftellen des Zieles unferer Politit begrüße und 
auch nicht vor dem Gedanken zurüdichrede, daß dermaleinft in Zukunft 
das gelammte auswärtige Minigerium auf das Bundeskanzler⸗Amt, xefp. 
den Bund übergehen könnte. 


Dad Abgeordnetenhaus nahm den erjten Theil ded Antrags 
von Bennigfen an, lehnte dagegen den zweiten Theil ab. 
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9. Dezember. Die Cartel- Convention mit Rufjland. 


Erflärung des Minifter-Präfidenten Grafen von Bis: 
mard im Abgeordnetenhaufe. 


Ich glaube nicht, daß der Herr Abgeordnete (Löwe) uns einen 
rechten Vorwurf macht, wenn er uns eine Satelliten-Bolitit Ruf- 
land gegenüber vorwirft, ich möchte ihm in diefer Beziehung die Ueber⸗ 
ſetzung der ruffifchen nationalen Moskauer Prefle zu teten empfehlen; da 
wird er finden, daß man von dort ber die Verhältmiffe gerade umgekehrt 
auffaßt, dag man fi auch dort das Bild eines Doppelgeſtirns bentt, 
aber nicht von gleicher Gravitation, fondern daß man der ruffiichen Res 
gierung vorwirft, daß fie ihrerfeitS die Wolle des Mondes übernehme, 
mit demfelben Unrecht, mit dem der Herr Vorredner anzudeuten fchien, 
daß Preußen fle ſeinerſeits übernehme. Zwiſchen befreundeten großen 
Staaten, die feine freitigen Interefien mit einander haben, giebt «8 um 
zählige Fälle, wo fie naturgemäß mit einander gehen, weil ihre Intereſſen 
diefelben find, ohne daß man deshalb den Berfuh zu machen brandt, 
die Beziehungen dadurch zu ftören und zu verbittern, daß man dem Einen 
die Rolle der Unterordnung, dem Andern die der Leitung zuwendet. Aus 
diefem Grunde, meil die ruſſiſche nationale Empfindlichleit genan To 
lebendig tft wie die unferige, hätte ich auch gewänfcht, daß der Her 
Borredner ſich enthalten hätte, ſich ruffifcher Untertbanen anzımehmen, 
die er al8 von Seiten Rußlands bedrückt bezeichnete. Wenn es ihm Exafl 
war, diefen Schützlingen wohlzuthun, fo kann ich ihm verfichern, daß er 
genau das Gegentheil von feinem Zwed erreihen wird und ihm diefelben 
wenig danken werden, daß er fo heille Fragen, wie dieſe und andere an 
geregt bat. Der Ei Borredner fißt hier ın voller Sicherheit und ſpricht 
ganz ungenirt. Was aber die Folgen feiner Worte für diejenigen fen 
werden, die er hat ſchützen wollen, das mollen wir abtvarten; jede Wer 

terung ift eiferfiichtig auf ihre Unabhängigkeit, auf ihre Autonomie im 
Innern, und ich frage den Herrn Borredner, ob er der Königlichen Her 
gterung zumuthen möchte, fi) von irgend einer auswärtigen Regierung 
eine Einmifhung in Bezug auf ihr Verhalten ihren Unterthanen sr 
über gefallen zu Lafien? Ich glaube, er würde das mit derfelben Ent- 
Ihiedenheit zurückweiſen, mit welcher ich im Namen einer fremden und 
befreundeten Regierung den Verſuch einer Einmiſchung in ihre Angelegen- 
haten zurüdgumetjen für meine Pflicht halte, im Intereſſe einer Hemen 

inorität von Deutichen, die unter einer Ueberzahl von Eſthen, Yetten 
und einer noch größeren Ueberzahl von Rufen, Einer gegen Taufend 
Ne diefe zu fompromittiven, ift fein guter Dienft, den man ihnen 
erweift. 

Ih kann verfihern, daß die Sorgfalt der Regierung ebenfo auf 
merkſam auf die Bellerung des Grenzverkehrs mit Rußland gerichtet if, 
wie früher mit wenig merkbarem Erfolge, aber doch mit einigem, indem 
wir wenigſtens in diefen Tagen zu Berhandlungen gelangt find, und zwar 
auf Anregung Rußlands felbft. Wenn der Herr Borredner hofft, daß 
das Mitgefühl der ruffiichen Regierung mit dem Leiden unferer preußi⸗ 
Ihen Provinzen werde verwerthet werden können, fo babe ich in höherem 
Maße die Hoffnung, daß die kaiſerliche Regierung zu der Weberzeugung 
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tommen wird, daß fie den Einwohnern ihrer eigenen Grenz» Provinzen 
noch in höherem Maße eine Förderung und Erleichterung des Verkehrs 
fchuldig ſei, und daß wir nad) diefer Richtung hin, wenn auch langſam, 
doch ftetige Fortfchritte machen werden, ohne daß ich heute ſchon beftimmen 
fünnte, wann wir daß Ziel erreichen werden. 


11. Dezember. Die Stellung der Fleineren Staaten im Nord» 
deutſchen Bunde, 
Erklärung des Grafen von Bismarck über den Ac— 
ceſſionsvertrag mit Walde» Pyrmont. 


J. 

Die vorliegende Convention iſt das Ergebniß einer Colliſion zwiſchen 
den Einrichtungen des Norddeutſchen Bundes und denjenigen, die ſich in 
den deutſchen Kleinſtaaten vermöge einer krankhaften Entwickelung 
des Souverainetäts⸗Prinzips im Laufe der Jahrhunderte ausge⸗ 
bildet haben. Indem dieſe Kleinftaaten ſich die Aufgabe ftellten, aus ihren 
eigenen Mitteln und in fich felbit abgefchloflen, alle diejenigen Bedürfniſſe 
zu befriedigen, die eine ausgedehnte Staatseinrichtung beiesebigt, auch bis 
in die höheren Inftanzen hinein, kamen fie mit ihren finanziellen Kräften 
in8 Gedränge, wenn fe nicht von einigen Staatäleiftungen, die ihnen nad) 
Recht und Billigleit oblagen, Abzüge machten, um die Auswüchſe in 
anderen, zu deren Ertragung die Ränder nicht groß genug waren, ertragen 
zu lönnen. Es war die Folge davon, daß die Einrichtungen der Landes⸗ 
vertheidigung in den Hintergrund traten, und daß die Bureaukratie der 
Heinen Länder eine unverhältnigmäßige Entwidlung nahm. Wir haben 
das gefehen in Rändern von ähnlicher Größe, ich erinnere an das mir 
näher befannte Lauenburg und an andere Staaten diefer Größe, wo wir 
Gerichte zweiter Inſtanz, Berwaltungseinrichtungen zweiter Inſtanz und 
im Ganzen einen Apparat der Verwaltung haben, den man nur eine 
überladene und das ganze Gebäude drüdende Kuppel nennen kann. In 
dem früheren deutfchen Bunde waren diefe Einrichtungen dadurch ermög- 
licht, daß fich die Meineren Staaten in Bezug auf die Yandesvertheidigung 
auf die preußifche, reſp. öfterreichiiche Armee verließen. Nachdem nun die 
Eimrihtungen des Norddeutihen Bundes von jedem Einzelnen innerhalb 
jeiner Grenzen vorweg die Leiftungen für die Randesvertheidigung und 
für bie großen gemeinfamen Staatszwecke forderten, Tamen de um fo 
mehr ind Gebränge zwiſchen diefen Anforderungen und ihren eigenen 
Mitteln, als die Steuerkraft vieler nicht den Durchfchnitt der größeren 
Staaten erreicht, vielleicht allein Braunfchmeig ausgenommen, meil den 
übrigen Kleinen Staaten die Centren des Handels und Verkehrs fehlen. 
Es find vergleihungsweile arme aderbauende Bevölkerungen, und felbft 
da, mo fie wohlhabend find, fehlt doch das reichere Element bis zum 
Millionär hinauf, und eine Eintommenftener würde einen erheblichen 
Durchſchnittsſatz nicht ergeben. 

Es fam nun darauf an, diefen Uebelftänden in irgend einer Weife 
Abhülfe zu verfchaffen. Das Radikalſte und Nächftliegende wäre aller- 
dings die Einverleibung gemwefen, wobei ich gleich bemerke, daß eine andere 
Bertheilung der Laften dadurch doch faktiſch und praltifch kaum bewirkt 
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wiirde. Wie Ihnen der Herr Referent ſchon richtig bemerlt bat, 
ze Die durchſchnittlich arme Bevölkerung Walded’s doch nicht mehr 
kr Rab Gemeinweſen Preußens aufbringen, auch wenn es eimmerleibt 
miete, und die im Durchfchnitt wohlhabende Bevölferung anderer Theile 
Sreufens würde das Fehlende immer haben zufchießen mürlen, man märde 
dies mur nicht in ber Buchführung jo deutlich merlen und erfichtlich 

Es fragt fih nun, warum wir Diefen Weg der Einverleibung 
wicht unfererjeit3 vorgezogen haben. ch erinnere daran, daß be 
der Einführung der Norddeutſchen Bundesverfafinng zuerft ſich überall die 
Bejorgnig fühlbar machte, die Kleineren Staaten wirden überhaupt dw 
Laſten, die ihnen der Norddeutſche Bund auferlege, nicht tragen können; 
e3 fei dies ein mittelbarer Zwang zu ihrer Mediatifirung, und es Liege 
da8 auch in der Abficht der preußifihen Regierung. Wie weit hierdurch 
in Bezug auf die Größe der Bundesgenofien vs Zwang fidy wirklich 
zeigen würde, ließ man unentjchieden, und die Grenzen waren ja and 
it mit Beftimmtheit zu ziehen. Es kam vielleicht auf die Größe des 
Drudes an, den man anmwendete. Um diejem Urtbeile, um der Beiorguig 
zu begegnen, die fi aus diefem Fundamente auch Derjenigen Sta men 
und derjenigen Souveraine bemächtigen konnte, welche vo 
ſchloſſen ſind, das Maß der Souverainetät, welches mit dem Bundesder⸗ 
hältniß vereinbart iſt, ſich zu wahren, — um dieſer Beſorgniß zu begeguen, 
war es gewiſſermaßen eine Ehrenpflicht Preußens, zu zeigen, daß 
auch die kleineren und ärmeren Staaten mit dieſem Berbältnifie 
befteben können, und zugleid die Mittel darzubieten, ich meine wicht 
die Geldmittel, fondern in legislativen Einrichtungen, die Mi 
bieten, die dieſes Beſtehen möglich machen; und zu diefem Behufe habes 
wir, nad) der Analogie der früheren Militär-Conventionen, nad ber 
Analogie der Jufliz-Conventionen, durch welche die Meineren Staster 


Berhältniß, fofern nämlich ein Land zwiſchen 40—50,000 Einwohner u 
feiner dieſer Beziehungen eine zweite Inſtanz mit Collegien tragen Tome, 


mir 
Walded haben, ımd mehr zu erfireben nad diejer Richtung bin, eis 
bedarf, das hat fich, meiner Ueberzeugung nad, immer als ein politiicher 
Fehler berausgeftellt. — — 
— verfenne nicht die Unbequemlichkeiten, welche dieſes zeme 
Nechtsgebilde für beide Theile haben kann, indefien ich glaube, viele werben 
fih mehr als Ungemohnheiten, wie als Unbequemlichleiten erweiſen; men 
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wird ſich and in diefes Verhältniß einleben können, und ich möchte doch 
fo weit nicht geben, wie der Herr Weferent, der auß diefem Ser 
hältnig aewiflermagen eine Baterlandslofigleit der mit Recht auf viele 
ihrer Mitbürger ftolzen Waldecker herleiten wollte; dieſen bleibt der Ehren- 
name von Deutſchen, umd einen andern als einen deutſchen nationalen 
Patriotismus zu pflegen, baben wir allerdings feine Beranlaffung und 
ift nicht unfere Anfgabe. Ich möchte deshalb anheimgeben, Angeiate der 
größeren politifchen Rüdfichten, die, jo forgfältig ich auch die Sache über- 
legen mag, ed mir immer wieder von Neuem rathjam ericheinen Lafien, 
an der Zahl der beftehbenden Souverainetäten nicht zu rühren, 
feine Spur von Gelüft zu zeigen, fie zu vermindern. 


Hd. 
Weiter auf eine Rebe bes Abgeorbneten Walbed: 


Bundeslaften und Bundesehre, 


Die Klagen, welche hier über die Laſten ausgeſprochen werden, welche 
die Bundeseinrichtungen auferlegen, haben ein zu weites — Retentiſſe⸗ 
ment — mir fällt im Augenblid kein entfprechendes deutſches Wort ein 
— von diejer Stelle, als daß ich nicht die Gelegenheit wahrnehmen follte, 
em Wort zu Gunſten diefer Laſten zu jagen. Ich höre gerade von diefer 
Seite, hier zu meiner Rechten, diefelbe Sprache, die ich acht Jahre lang 
im Bundestage zu Frankfurt gehört habe. Sobald dort von nationalen 
Einrichtungen die Rede, war immer das erfte Wort: Ihr legt uns Laften 
auf. Es waren die Stimmen des Partikularismus und, meine Herren, 
berzeien Sie mir, e8 war auch hier noch die Stimme des preußifchen 
®Bartifularismus. Eine Provinz, ein Land fich einzuverleiben, dazu war 
auch dort jederzeit jeder bereit; fobald e8 ſich aber um ein werteitigeß 
Geſchäft handelte, um ein nationales Bundesverhältnig, da ieh man 
ſich ſofort zwiſchen „Waldeder“ und „Preußen“. Man jagte, wie bier, 
was Waldeck gewinnt, iſt unfer Bortbeil nicht; es handelt fih nur um 
das, was unfere, die preußifchen Steuerzahler, wenn auch nur auf Koften 
der Waldeder, gewinnen. Das war der Partikularismus, der dort feinen 
Ausdrud fand und der fi an das Wort Laften hängt. Aber bringen 
uns denn dieſe Laften nichts ein? Ich wundere mich, fie angegriffen zu 
ſehen von derjenigen Seite, die für die Freiheit, Die individuelle Freiheit, 
mie ich nicht aiDeifle, jedes Opfer zu bringen bereit ift. Sollen wir denn 
kein Opfer bringen für unfere ftaatliche nationale Freiheit? In welcher 
Lage wären wir denn ohne diefe Laften? Wir müßten, fobald uns polis 
tiihe Gefahren drohten, um Schuß durch Bündnifje juchen, wie wir dies 
früher gethban haben. Diefe Laften fegen uns in den Stand, daß unfere 
Bündritte gejucht werden, und dag wir im Stande find, unjere Treibeit, 
unfere Ehre durch eigene Kraft zu wahren, ohne um das Wohlwollen 
anderer Staaten zu werben. In diefem Augenblid geht mir zufällig eine 
Zuſchrift aus Carraccas in Südamerila zu von den dort dt 
nenden Deutichen, 2000 an der Zahl, die darin der freudigen Zuverſicht 
Ausdrud geben, mit welcher fie in der neuen Bundesflagge das Symbol 
des Schutzes erbliden, dem ber große, ‚hoffentlich bald alle deutfchen 
Stämme umfaflende Bund auch den Deutjchen gewähre, welde in dem 
Zropenlande wohnen, und melde das äußere Zeichen des mächtigen 
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Schutzes einer großen geeinten Nation, ald deren Glied fie fih zum 
erftien Male gehoben fühlen, mit beſonderer Genugthuung begrüßt haben. 

eine Herren! Iſt denn dieſe Genugthuung, die feit Auferles 
gung biefer Laſten unfere deutfhen Randsleute in allen Belt: 
tbeilen in tiefer Bewegung empfinden, fo daß man fagen 
möchte, daß der deutihe Patriotismus in Amerika, in Reu- 
Süd⸗Wales u. |. w., ih will nicht jagen, lebendiger ift, aber 
lebhafter zum Ausdrud fommt, als wie das im engeren Bater: 
Iande gefgicht, — gar nichts werth? Iſt Ihnen das nichts werth, 
meine Herren, zu bören, daß unjere Landsleute in fo fernen Gegenden 
jeßt wit uns ſtolz auf das Vaterland bliden und mit Selbftgefühl jagen: 
„Wir find Deutjchel * während fie früher verfchämt die Augen wieder 
Ihlugen? Meine Herren! Ich gehöre nicht zu Denen, die kalt auf bie 
Laſten bliden, die dem Dürftigen auferlegt werden; ich habe dazu zu lange 
auf dem Lande gelebt, um nicht zu willen, was e8 beißt, wenn der arm 
Steuerzahler feinen Groſchen bringt, und wenn er ihn in der Zeit der 
Noth bringt. Aber, meine Herren, die Unabhängigkeit, die ſtaat⸗ 
lihe Freiheit, die nationale Ehre gebt einem Bolke, wie dab 
Fan — über Alles; ihr bringen ſelbſt diefe Armen freudig ihr 

pfer. 


1868. 1. Januar. Die völferrehtlide Vertretung des 
Norddeutſchen Bundes. 


(Brovinzial- Eorrefponbenz vom 2. Januar 1868.) 


Die völferrechtliche Vertretung des Norddeutichen Bundes bei den 
fremden Mächten ift nunmehr in emäpdei ber früheren Ankündig 
des Bundestanzlers, Grafen Bismard, geordnet: die preußifchen Bot- 
ſchafter und Gefandten in London, Paris, Petersburg, Wien, Florenz 
u. ſ. w. haben fämmtlih in diefen Tagen den betreffenden Höfen ihre 
neuen Beglaubigungsfchreiben übergeben, nach melden fie neben ihrer 
Eigenfhaft als Bertreter Preußens fortan zugleich als Gefandte dei 
Norddeutichen Bundes angeitelt find. 

Die Mebergabe hat überall unter den erfreulichften Bezeigungen 8 
licher und freundſchaftlicher Geſinnungen Seitens der betheiligten Negie- 
rungen ſtattgefunden. 


1867. Preußen und Dentſchlaud am Jahresſchluß. 


I. 
Brovinzial- Eorrefpondenz vom 27. December 1867. 

Das Icheidende Jahr war ein Jahr reicher Arbeit für Preußen, aber au 
ein Fahr reicher Erfüllung. 

Das Jahr 1866 hatte uns hohen Ruhm und gewichtige Erfolge, aber ju 
gleich große und ſchwere Aufgaben vuntertaffen es galt, bie Früchte zur Reiie 
zu bringen, bie aus der blutigen Saat, follte fie nicht umjouft geftreut fein, er 
wachſen müffen, — e8 galt, die Keime einer fegensreichen inneren unb natienolen 
Entwidelung, weldye das Jahr 1866 gelegt, zu pflegen, gegen feinbfiche Berüb- 
rung zu befften und, jo Gott will, zu unerjchütterlicher Kraft erftarten zu laflen. 
Es galt, ein neues Staatögebäube auf bewährten Yunbamente zwar, aber nad 
einem erweiterten Blane aufzubanen. 


137 
1867. 


Diefe friedliche Arbeit innerer Feſtigung mußte naturgemäß bei ben heimi⸗ 
fhen Berbältniffen jelbft beginnen. 

Hatte auch der ruhmreiche Kies, gleichſam über die Köpfe ver flreitenben 
Parteien hinweg, die Einheit von Fürft und Bolt neu befiegelt, jo war es body, 
nad) Beendigung des auswärtigen Kampfes, bie erfte Sorge ber Regierung un- 
ſeres Königs gewejen, dem inneren Zwiſt ben Boben zu entziehen und bie ver- 
föhnende Hand zum Ausgleich zu bieten. So waren bie Orunblagen gebeihlichen 
Zufammenwirlens zwifhen Regierung unb Landesvertretung bereits im Sabre 
1866 wiebergewonnen, aber erſt ber weiteren Entwidelung war e8 vorbehalten, 
den wieberhergeftellten Frieden zu befefligen unb zu befruchten. Die Hoffnungen, 
welche in dieſer Beziehung gehegt wurden, find im Jahre 1867 glücklich in Er» 
füllung gegangen: es hat fih in erfreufichfter Weiſe bewährt, baß bie Wieder⸗ 
Belebung des Vertrauens zwiſchen der Regierung und der Bollövertretung nicht 
blos die Folge eines „vorübergehenden Siegesraufches“ war, ſondern auf bem 
fiheren Grunde gegenfeitiger Anerkennung und ner Hingabe an bie 
großen Interefien bes Baterlandes beruht. Die Willensflärke und Thatkraft der 
Staats + Kegierung lonnten nicht verfeblen, auf bie Anfhauungen der VBerftändigen 
im Bolle einen gewaltigen Einfluß zu üben und ſte mit unwiderſtehlicher Ein⸗ 
dringlichkeit Darüber aufzuklären, wo ber Schwerpunlt des Staatslebens liegt und 
wo zugleih der Wille und die Kraft zum naturgemäßen und wahrhaft eriprief- 
lichen Yortichreiten zu finden find. 

Unter dem Eindrucke dieſer Ueberzeugung und einer mächtige patriotiichen 
Erhebung ift die alte Barteibildung, welche nur auf dem früheren Mißtrauen 
berubete, mehr und mehr zerfplittert und zerfallen, unb auf den Trümmern ber- 
jelben haben fi neue Berbindungen geftaltet, welche e8 als ihre Aufgabe erleunen, 
Breußens innere Entwidelung und nationalen Beruf in aufrichtiger Gemeinſchaft 
mit der Regierung zu pflegen und zu fördern. Das Preußifche Voll hat diefem 
Streben bei den dreifachen Wahlen dieſes Jahres volle Zuſtimmung und Beſtäti⸗ 
gung gegeben, und bie Thätigleit ver Landesvertretung, welche vorher Jahre laug 
zur Unfruchtbarkeit und Ohnmacht verurtheilt war, bietet jest ein Bild frifchen 
und lebensoollen Schaffens fir das Wohl bes Landes dar. Die bewährte Einficht 
and Thatkraft der leitenden Staatsmänner. findet bereitwilliges Entgegenfommen 
und wirffame Unterſtützung nicht blos von Seiten der alten conjervativen Bundes⸗ 
genoffen, jonbern auch ber neu gebildeten national- liberalen Partei, welche auf 
den Gang ber Berfafjungs- Angelegenheit im verfloffenen Jahre einen wichtigen 
uub günftigen Einfluß geübt bat, und welche gewiß auch kiluftig, indem fte bie 
nationale Fahne hochhält und bie wirklichen Preußiichen und deutſchen Berhältniffe 
zur Grundlage ihrer Beftrebungen nimmt, fidh einen bedeutſamen Autheil an der 
Staatsentwidelung wird bewahren wollen. 

Der Aufſchwung der Gemüther in unjerem Bolle und bie Wieberbelebung 
des gegenfeitigen Vertrauens haben auch bie Löſung einer weiteren wichtigen Auf- 
gabe erleichtert, welde das vorige Jahr dem Jahre 1867 überwieſen hatte: die 
Aufgabe der inneren Verſchmelzung ber neuen Provinzen mit ber alten Preußi- 
fhen Monarchie. Es war fein geringes Werk, die geſammten Einrichtungen all 
jener verfchiedenen Staatsgebiete im Zeitraume eines Jahres in bie Preußifchen 
Berfoffungs - und VBerwaltungsverbältniffe, ſoweit die Einheitlichleit des Staate- 
weſens es erfordert, binüberzuleiten, zugleich mit wünſchenswerther Schonung 
aller der Einrichtungen, welche eine innere Berechtigung und bie Möglichkeit jelbft- 
fländigen Fortbeftebens in fi tragen. Wenn man die Größe biefer Aufgabe er- 
wägt und auf bie politiihen Schwierigleiten zurückblickt, welche ber Berfchmelzung 
jener Gebiete mit Preußen vor Jahr und Tag noch entgegenzufteben fchienen, 
und wenn man bann auf bie Zuftände binblidt, wie fie fich inzwiſchen dort ge- 
flaftet haben, jo wird man die Bedeutung unb den. erfreulichen Erfolg ber voll» 
brachten Arbeit zu würdigen wiffen. Wohl walten no vielfadhe Meinungsver- 
fchiedenheiten ob, inwieweit die eingefchlagenen Wege und bie ergriffenen Maßregeln 
im Einzelnen bie richtigften und zweckmäßigſten gewejen feien, und gewiß läßt 
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fich dies Für und Wider Über jeben Punkt mit guten Grünben vertheibigen, — 
aber die gewichtige und hoch erfreuliche Thatſache ftebt fe, daß es ſchon heute 
feine politifche Säwierigteit und (abgefehen von jenen Zweifeln über das Beflere 
ober Befte in ben einzuführenden Einrichtungen) auch keine erhebliche Schwierig⸗ 
keit für bie Verwaltung ber neuen Länder mehr giebt. Die Berfofiung if mit 
allen Rechten unb Freiheiten für die Bevöllerung der ueuen Provinzen feit bem 
1. October in Geltung getreten, jeder Ausnahmezuftand ift aufgehoben; bie Ber- 
waltung ber neuen Groningen aber vollzieht fich Überall mit berfelben Orbaung, 
berieben Zuverfiht und gleihmäßigen Sicherheit wie iu den alten Theilen ber 
Monarchie, ohne daß irgendwo in ber Haltung ber Benölleruug irgenb ein be- 
denkliches Anzeichen, geſchweige denn irgenb ein MWiberfireben bervortritt. 

Die äußere und, wenn nicht alle Anzeichen trügen, auch die innere Ber- 
ſchmelzung ber neuen Lanbestheile mit unferer Monardyie vollzieht ſich raſcher, 
ale es id irgenb erwarten unb abuen ließ: ein gut Theil dieſer Aufgabe iſt im 
Jahre 1867 bereits erfüllt, und für die wichtigften nationalen ——— und 
Zwede darf bie Einheit des Geiftes und Willens in ber geſammten Bevöllerung 
bes erweiterten Preußiſchen Staates ſchon jetst als unzweifelhaft gelten, wie bemn 
auch bie Vertreter ber neuen Provinzen im Landtage und im Reichstage fich 
in ihrer Mehrheit ale Stüten der wejentlichen Beitrebungen unferer Regierung 
erweifen. 

Das nene vergrößerte Preußen, welches bem Jahre 1866 feine Entftehung 
verbantt, fteht am Schluffe des Jahres 1867 in jeber Beziehung feR gefügt und 
in voller Entwidelung ba. 

Aber feine höchſte Kraft und Bedeutung finbet das verjüngte Prenßen im 
Zufammenbange mit dem verjüngten Deutichland. In biefer Beziehung vollends 
en bat Jahr 1867 bie überlonmenen Aufgaben in boffnungsreiher Ausbehmmg 
erf t.“ 


Hd. 
(Provinzial » Correiponbenz vom 2. Januar 1868.) 


„Ale das Jahr 1866 zu Ende ging, war bie Errichtung des norddentſchen 
Bunbes erft noch eine Berheißung, die Verwirklichung war in allen Theileu dem 
Sabre 1867 vorbehalten. Die Preußifhe Regierung hatte den norbbeuticen 
Staaten nur den Plan und Grundriß zum Aufbau eines neuen bdeutfchen Bundes 
dargeboten, aber diefe Formen mußten erft mit Tebenbigem Inhalt erfüllt werten. 
Kaum waren erft bie Vertreter der einzelnen Regierungen zu ben erften vworlän- 
figen Beiprechungen über ben Entwurf der Berfaffung zufammengetreten, bie 
zahlreichen Zweifler an Breußens Werk verfünbeten aber, es werde nicht gefingen, 
auch nur unter ben Regierungen eine Berftänbigung über den Entwurf zu Stante 
zu bringen. Vollende waltete noch völliges Dunkel in Bezug auf den Berfud, 
bie Berfaffung mit einer Bollönertretung auf Grund des freieften und ausge 
behnteften Wahlrechtes zu vereinbaren. 

Aber die innere Bedeutung und Kraft des nationalen Beginnens bat alle 
Bedenken und Zweifel fiegreich niedergeſchlagen: fchon wenige Wochen nad dem 
Beginn bes neuen Jahres konnte unſer König dem fcheibenden Preußifchen Lant- 
tage bie Thatfache verkünden, daß der Entwurf der Verfaffung des norbbeutichen 
Bunbes von allen mit Preußen verbünbeten Regierungen angenommen fei. Un: 
mittelbar darauf (am 12. Kebruar) wurden im ganzen Bundesgebiete bie Wahlen 
zum erflen verfaffungegebenben NReichstage vollzogen und am 24. Februar, dem 
„Tage ber Erfüllung,“ gab der König im Kreife einer Berfamunlung, „wie fte 
feit Jahrhunderten Leinen Kürften umgeben hatte,” der Hoffnung Deutichlants 
zuverfichtlihen und erhebenden Ausbrud, daß enbli „ber Traum von Sabrpan- 
—* das Sehnen und Ringen ber jüngften Gefchlechter der Erfüllung entgegen- 
geführt werde.“ 

Der Reichstag hat diefe Hoffnung auch an feinem Theile erfüllt: das Ber- 
trauen, weldes bie Erfolge der Preußiichen Regierung eingeflößt hatten, bewährte 
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fih auch in dem fruchtbringenden Zuſammenwirken mit ber Bundesvertretung, 
welche auf fiherem Grunbe ein De nfaffungemwert aufrichten balf, beffen weitere 
Entwige ung mit Zuverſicht der Zukunft laſſen werben konnte. 

Am 1. Juli bereits iſt die neue Verfaffung in Kraft getreten und un⸗ 
mittelbar baranf begann auch ſchon jene fegensreiche weitere Entwidelnng. Ein 
neuer Reichstag, auf Grund ber Berfafjung gewählt, hat im bemfelben patrio- 
tiihen Geifte eine Reihe ber wichtigften Reichsgeſetze zur Hebung von Handel 
und Wandel in Gemeinjchaft mit ber Bundesregierung feftgeftellt und nach 
allen Seiten bie feften Grundlagen für eine erfprießliche Bundesverwaltung gefchaffen. 

Inzwiſchen ift bie gemeinfame Heeresmacht des norbbentichen Bandes auf 
dem bewährten Grunde der Breußifchen Heereseinrichtumgen fiher und achtung⸗ 
gebietend errichtet worden, und fchon heute fteht die nene Bunbesarmee in jeber 
Beziehung ebenfo feft georbnet und friegstüchtig ba, wie vordem daͤs ruhmgekrönte 
Preußiſche Heer. 

In diefem Augenblid iſt ber norddeutſche Bund als eine ein- 
heit liche deutſche Macht bereite bei allen großen Staaten vertreten 
und anerlannt. 

So hat das Jahr 1867 zunächſt für Norddeutſchland die nationale Eini- 
gung und Kraft weit Über Erwarten verwirklicht. 

Doch viel Höheres noch if in dieſem bebeutfamen Jahre erreicht worden: 
bie Scheidung, bie am Enbe bes vorigen Jahres zwifchen Nord» und Süddeutſch⸗ 
land zu beftehen fchien, ift thatfächlich unb im G@eifte des beutichen Volles bereits 
überwunden. 

Wer erinnert ſich nicht der bitteren Klagen Über die Mainlinie, weldje den 
Rorden und Süben trennen zu follen ſchien, — wer hätte bamals zu hoffen ge- 
wagt, daß wir ſchon im nächſten Jahre uns der vollen Gewißbeit erfreuen würben, 
mit ganz Süddeutſchland in fetter Gemeinſchaft nationaler Wehrkraft und wirth⸗ 
fchaftliher Entwidelung zu flehn, in einer Gemeinfchaft, welche die höchften In⸗ 
tereffen bes Baterlandes und die nächſten Interefien der Bollswohlfahrt umfaßt. 
Schon dies Frühjahr 1867 Hat den deutichen Patrioten burch bie Veröffentlichung 
der Schutz⸗ und Xrugbündniffe mit den fübbeutfchen Staaten bie Zuverſicht 
wiedergegeben, baß für die Bertheibigung ber nationalen Güter unb ber deutſchen 
Unabhängigkeit ganz Deutichland unter der Führung Preußens durch ein feiteres 
unb wirkſameres Band umſchlungen ift, als es ber frühere Bunb jemals ge⸗ 
währt hatte. 

Wenige Monate fpäter ift durch die Erneuerung bes Zollvereins auf ber 
Grundlage einer nationalen Gefammtvertretung dem beutichen Volle die Zuver- 
fiht gewährt worden, daß eine innige Lebensgemeinfchaft zwifchen Norden und 
Süden nit bloß zu Schuß und Trutz, fonbern auch für bie Pflege friedlichen 
Gedeihens geſichert if. 

Die erhebende Kraft dieſes Bewußtſeins hat ſich in der jüngſten get überall 
in Deutſchland immer zuverfichtliher bewährt: mehr als je ift die Bevölkerung 
des ganzen beutichen Baterlandes von nationalem Denken und Fühlen durchdrun⸗ 
gen, alle Verſuche, der Bethätigung dieſes beutfchen Sinns entgegenzutreten, 
werben jelbft ba, wo fie früher Anklang zu finden fchienen, immer entſchiedener 
verleugnet und verurtheilt. 

Das beutfhe Bolk in allen feinen Stämmen und Schichten 
fühlt und weiß jeßt, daß es ein geeinigtes und mädtiges Volk 


zft, wie nie zuvor, — in diefem Bewußtjein wirb es aud inner- 
Lich vollends immer einiger und für feine nationale Größe be— 
geifterter. 


Die gewaltige Aenderung, bie in Deutichland vor fi) gegangen, wird auch) 
von ben fremben Böllern und Mächten in ihrer großen Bedeutung vollauf ge- 
würdigt: überall tritt bie Erlenntniß hervor, daß Deutſchland fortan bei allen 
großen Entſcheidungen das volle Gewicht feiner geeinigten und gehobenen natio- 
nalen Kraft in die Wagſchale werfen kann. 
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Wenn an biefe Erkenntniß fi bier und da Beforgnilfe wegen 
Kriegs- unb Eroberungsluft bes verjängten Dentſchlands Inäpfen, 
fo bürgt doch ber Geift bes beutihen Volkes ebenjo, wie ber fehe 
Wille der Regierung dafür, daß das Rüftzeug unferer neu ge- 
wonnenen Kraft, fo Gott will, vor Allem dazu dienen folf, den 
Srieden mit feinen Segnungen immer mehr zu jidern.” 


61. Hannoverfche Angelegenheiten. 
Die Abfindung der Depofjedirten. 
Abfindungäverträge mit den depoſſedirten 
Füriten. 
18. September. Bertrag mit dem Herzog Adolph von 
Naſſau. 


Nachdem die im vorigen Jahre ſtattgehabten politiſchen Ereigniſſe 
die Einverleibung des Herzogtums Naffau im die Preußiſche Monarthie 
herbeigeführt haben, und in Folge deſſen zwiſchen Seiner Majeftät dem 
Könige von Preußen eimerfeitd und Seiner Hoheit dem Herzoge Adolph 
u Naſſau andererfeitS Unterhbandlungen zu dem Zwecke eröffnet worden 
Kind, um die fünftigen Vermögens »Berhältniffe Seiner Hoheit des Herzogs 
Adolph zu Naffau durch ein Ablommen zu regeln, haben die beiderfeingen 
Bevollmächtigten fich über folgende Punkte geeinigt: 


$. 1. 

Zur Befriedigung und Ausgleichung aller Anfprüche, welche an das 
mit allen Rechten und Berpfliätungen in das Staat8- Eigenthum der 
Krone —5 übergegangene naſſauiſche Domainen⸗Vermögen einſchlich⸗ 
lich der bisher der Herzoglichen Hofhaltung überwieſenen Schlöſſer, Güter 
uud ſonſtigen —* von Seiten Seiner Hoheit des 
Adolph zu Naſſau oder des Herzoglich naſſauiſchen Hauſes und jener 
Agnaten gegenwärtig oder in Zukunft, aus irgend einem Grunde erhoben 
werden möchten, werden Seine Majeſtät der König von Preußen: 

1. Seiner Hoheit. dem Herzoge Adolph zu Faflau folgendes Grund⸗ 
Befistbum zu Eigentum überlafien: 
a) Das Schloß zu Biebrich nebft dem umſchloſſenen Bart, 
b) da8 fogenannte Feine Palais auf dem Berge bei Wiesbaden 
nebft dem dazu gehörigen Garten und Oeconomie⸗Gebaͤnden, 
Kl das Schloß zu eiburg nebft dem dazu gehörigen Garten, 
d) den Wald» Diftrict Grub mit der darin befindlichen Capelk, 
e) das Jagdſchloß und die OberförfterWohnung ſammt Reben: 
gebäuden auf der Platte, 
f) den Saupark bei der Platte, 
g) das ln zu Hornau; 
2. Seiner Hoheit dem Herzoge Adolph zu Naffan ein Capital von 
fünfzehn Millionen Gulden in viereinhalbprogentigen Preußiſchen 
Staatöpapieren zum Nennwerthe zahlen laffen; 








741 
1867. 

3. die auß der früheren Herzoglichen Domainen⸗Cafſe gezahlten Gnaden⸗ 
Gehalte, Leibrenten und Fenfionen an Hofdiener —* bewilligten 
Weiſe ferner entrichten laſſen; 

4. die Zahlung der Apanage Seiner Durchlaucht des Prinzen Nicolas 
zu Naſſau im Jahres⸗Betrage von 18,000 Fl., buchftäblich Acht 
zehntaufend Gulden übernehmen. 


29. September. Bertrag mit dem König Georg von Han« 
nover. | 


Seine Majeftät der König von Preußen und Seine Majeftät der 
König Georg V. haben behufs Verhandlungen über ein Arrangement in 
Betreff der Bermögens- Berhältnifje Seiner Majeftät des Königs Georg V. 
zu Benollmädtigten ernannt: 

Seine Majeftät der König von Preußen: 

Alerhbäft Ihren Geheimen-Legations-Rath König 


un 
Allerhöhft Ihren Geheimen Ober⸗Finanz⸗Rath Wollny, und 
Seine Majeftät der König Georg V.: 
den Staats-Minifter a. D. Windthorft, 
welche nad Auswechſelung ihrer in guter Form befundenen Vollmachten 
unter Borbebalt der Ratification ihrer erhabenen Bollmachtgeber deu 
nachftehenden Vertrag verabredet haben: 


8. 1. 
Seiner Majeftät dem Könige Georg V. verbleibt: 

1. das Schloß zu Herrenhaujen nebft Zubehör, 

2. die Domaine Calenberg, legtere gegen angemeſſenes Yequivalent, 
jedoch bleiben diefe VBermögensobjecte jo lange in Preußiſcher Ver⸗ 
waltung, bis Seine Majeſtät der König Georg V. auf die Hans 
moverfihe Konigskrone für Sich und Seine Erben ausdrüdlich 
verzichtet. s 

. 2. 


Seiner Majeftät dem Könige Georg V verbleibt das in englifchen 
3 procentigen Stod3 angelegte Capital von 600,000 £ Sterl. nebft ſämmt⸗ 
lichen —3— 

8. 3. 

Alle übrigen Königlichen Schlöffer, Gärten und zur Hofhaltung be- 
flimmte Gebäude, ſowie alles fonftige, anch das zum Privat Eigenthum 
Seiner Majeftät des Könige Georg V. und zum Fideicommiß⸗Vermögen 
des Königlich hannoverſchen Haufes gehörige rund -Eigenthum unterliegt 
der Dispofition der Krone Preußen. 


8.4. 

Zur Ausgleihung der durch den Ertrag der Vermögens» Objecte im 
&. 1 und 2 nicht gededten Einnahmen, welde Seine Diajeftät der König 
Georg V. bisher auß den Domainen und Yorften, fowie auß den ober- 


742 

1867. 

Iehnößerrlichen Rechten, den beimgefallenen Pehnen und dem Lehasele- 
——— ogen haben, ingleichen als Erſatz für die Schlöfler, 
Gärten und alles fonftige Örambeigentfum wird die Krone Preußen 
Seiner Majeftät dem König Georg V. die Summe von Elf Millionen 
Thalern Eourant in 4’, procentigen Preußiſchen Staatd- Papieren nah 
dem Nennwertb, und fünf Millionen Courant baar gewähren. 

Da von Seiten der Krone Preußen behufs Sicherftellung biefer Aus 
—— befondere Anordnungen nöthig befunden find, über welche 
ein Einverftändnig noch nicht hat erzielt werden können, fo jollen zwiſchen 
Organen, welche die Krone Preußen bezeichnen wird und den Jnterefienten 
unverzüglich Berhandlungen darüber eröffnet werden, wie die Sicherflellung 
der Elf Millionen Thaler in Werthpapieren und ber Fünf ionen 
Thaler baar, der legteren fowohl in dem Betrage, welchen die Krone 
Preußen nad) den im 8.9 geftatteten Anrechnungen zu gewähren bat, als 
auch in dem Betrage, deſſen Anrehnung Seiner Majeftät dem Könige 
Georg V- vorbehalten ift, bewirkt werden fol. 

18 diefe Verhandlungen zu einer definitiven Vereinbarung geiah 
haben werden, follen die von der Krone Preußen zu gewährenden Werth 
papiere und baaren Gelder in der Hand der Krone Preußen depomtt 
bleiben, die baaren Gelder jedoch in Staats⸗ oder fonftigen ficheren Pa 
pieren nach beiberfeitigem Einvernehmen zinsbar angelegt umd die von 
dem gefammten Depofitum auflommenden Zinſen in balbjährigen Raten 
Seiner Majeftät dem Könige Georg V. ausgezahlt werben. 


8.8. 

Ihrer Majeftät der Königin Marie und Ihren Königlichen Hoheiten 
dem Kronprinzen Ernſt Auguft und den Prinzeffinnen zzucen get und 
Marie verbleibt jelbftverftändlich Ihr geſammtes Privatvermögen, welches, 
abgejeben von der zum Privatvermögen Ihrer Majeftät der Königin ge 
hörigen Marienburg fammt Zubehör, nur in beweglichen Gegenftänden 
und Gapitalien befteht. 


8. 9. 


Innerhalb vier Wochen nad) der Ratification dieſes Vertrages mird 
der Beſchlag aufgehoben werden, melden die Königlih Preußiſche Re 
gierung auf einen Theil der im Vorftehenden erwähnten ensobjecte 
gelegt hat, dagegen werden gleichzeitig alle Obligationen und baaren Gelder 
urückgegeben werden, welche aus hannoverſchen Caſſen und Fonds, nd 
—** aus dem Domanial⸗Abloſungs⸗ und Veräußerungsfonds, dem 
Capitalienfonds, dem Reſerpefonds der Klausthaler Zehntkafſe, fo wie ans 
dem Lehns⸗ und Lehns-Allodificationsfonds meggeführt worden find. 
Dabei bleibt vorbehalten, die baar weggeführten und die in London gegen 
Rüdgabe der Obligationen erhobenen baaren Gelder auf die Seiner 
aralehet dem Könige Georg V. nad $. 4 zu zahlende Summe vor 
5 Millionen in Anrechnung zu bringen. 
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1868. 1. Februar. Rede des Grafen von Bismarck bei der Bes 
rathung der Abfindungd«- Verträge mit König Georg und dem 
Herzog von Naffau. 


(Die Erfolge der Regierung und deren Kritiker im Ab- 
geordnetenhaufe ; die volititihen eichtäpuntte bei der Annerion 
und bei der Abfindung der Fürſten; Bertrauensfrage.) 


Meine Herren! Ich will mich in einer ernſten und fchwierigen Sache 
von allen Hülfsmitteln der Redekunſt, die geeignet fein könnten, das Ur⸗ 
theil zu beftechen, möglichft frei halten. Aber ıch kann nicht umbin, mich 
über eine Erinnerung außzufprechen, die ſich mir heute aufdrängt. Sie 
fegt mich zurück in Zeiten, wo ebenfalls die auswärtige Politit der Re⸗ 
gierung — denn dazu rechne ich noch diefen Abſchluß in Betreff Hanno- 
vers — in diefem Haufe feiner Seite recht war, wo fie angegriffen wurde 
von allen Seiten, kritiſirt mit vielleicht noch größerer Shit wie beute. 
Wir ftanden vollftändig vereinzelt da; Jedermann mußte beffer was wir 
zu tbun hätten, als wir felbft; Jeder war bereit uns zu belehren, uns 
zu tadeln. Es wird daß faft jedesmal der Yall fein, wenn man auß ber 
Geſammtpolitik eined großen Landes Einzelheiten — und ſolche, die ſich 
zum Angriffe, die fih zur Erregung der Volksleidenſchaften, zur Hinden- 
tung auf die Nothleidenden vorzugämeile eignen — beraußreikt, ohne die 
Bolitit in ihrem volleu Aufanımenbange zu betrachten. Wenn ich die 
Herren von diefer Seite (links), zum Theil perfönlich diefelben, die ich 
mir im Jahre 1863 und 1864 gegenüber ſah — reden böre, fo follte 
man glauben, dieſe Herren hätten Hannover erobert, fie hätten, 
was noch ſchwieriger war, Europa mit dieſer Erwerbung ver— 
föhnt, und wir wären e8 jest, die wir und in dies Geſchäft 
eindrängten, indem wir in einer ziemlich ruchlofen Weife die Gelder 
des Staats zum Fenſter hinauswürfen. 

Es kam für und an auf einen Zwed, den ich durch Verlefung einer 
kurzen Stelle auß einer Denkfchrift wohl bezeichnen darf: 

„Bei den Verhandlungen über die Bermögens-Berbältniffe des 
Könige Georg und des Herzogs Adolph von Naffau ift die politifche 
Auffaſſung mat ebend gewefen, daß Preußen den enttbronten Für- 
fen nicht mehr Nachtheile zufügen dürfe, als die Sicherſtel⸗ 
Iung der nationalen Gefammtpolitit bedingte. Die Siege bes 
vorigen Jahres, die Opfer, mit denen fie errungen, zur Erlangung ders 
jenigen Stellung zu verwerthen, deren Preußen zu ferner Sicherheit, zur 
Erfüllung feines deutſchen Berufs, nicht entbehren kann, war eine Pflicht, 
welde der Regierung oblag, und aus welcher fie da8 Recht zu rüdhalt- 
Iofer Durchführung des Kriegärechtes gegen das Herrſcherhaus fchöpfte, 
deſſen Souverainetät ſich als eine dauernde Gefahr für den Frieden eines 
von demſelben Volke bewohnten Ländergebietes erwiejen hatte; Erobe- 
rungen oder Gewinne außerhalb diefes höheren nationalen 
Zwedes zu ſuchen, lag den politifhen Zielen Preußens fern. 
Diefer Standpunft mußte der öffentliden Meinung in Europa, 
namentlich aber in den Preußen einverleibten Tändern, als 
maßgebend ertennbar werden. Die war im vollen Umfange nur 
Dann möglich, wenn die entthronten Souveraine durch ein freiwillig unters 
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— Abkommen an den Tag legten, daß fie die ihnen gewordene 
bfindung als einen angemeflenen Erfat für ihr früheres Einkommen 
anjahen. Eine vertragsmäßige Einigung mit den entthronten 
Fürften, namentlih mit dem König Georg, war vom politi- 
ſchen Standpunkte aus höher anzuſchlagen, als die Geldſum— 
men, um melde das Abfindungstapital etwa hätte vermindert 
werden können, wenn ein Bertrag nicht zu Stande gelommen 
wäre.“ 

Aus diefem Gefichtspunfte betrachtet, ftellt fich die Einverleibung des 
Königreichs Hannover, defien Gemeinfchädlichkeit für Deutichland ne be 
währt hatte, gewifjermaßen als einen der Exrpropriation gleihlommenden 
Alt dar, und da8 Recht zu diejer Erpropriation war durch den freiwilli⸗ 
gen Beginn der Friegerifchen Operation gegen uns und durch den bund» 

rüchigen Beſchluß in Frankfurt in unjere Hand gelegt worden. Bon 
dieſem Rechte haben wir in diefem Sinne der Erpropriation für das 
öffentliche Wohl Preußens und Deutſchlands Gebrauch gemacht; in dieſem 
Sinne haben wir aber auch die Pflicht, den Handel nicht als eine Erobe 
rung ohne Rüdfiht auf den früheren Befiger weiter durchzuführen, als 
uns obliegend erkannt. 

Daß überhaupt eine Abfindung gegeben werden follte, iſt von allen 
Seiten anerfannt. Es konnte dieje Abfindung in einer ähnlichen Weiſe 
gegeben werden, wie ich vorhin in dem Beifpiele Heinrih3 des Löwen 
und der Erneftinifchert Linie von Sachſen angeführt habe, und in ber 
That ift diefer Gegenftand noch nach der Nüdtehr von Nikolsburg von 
der Königlichen Staatsregierung forgfältig erwogen worden, und die Ver⸗ 
bandlungen haben fi darum gedreht, ob etwa dem König Georg non 
—R die Landſchaft Calenberg oder ein Theil derſelben mit der 

auptſtadt Hannover und mit der Adern Ausfiht auf Braunſchweig ge 
währt werden folle, um dadurch feine Zuftimmung zur Abtretung des 
Uebrigen zu erlangen; ob anderentheild unter diefen oder ähnlichen Be 
dingungen gewährt werden folle dem Kurfürften von Heflen die Graf- 
fhaft Hanau, dem Herzoge von Naſſau gewiſſe ſüdliche Theile feines 
frühern Landes. ch glaube, Ihnen Allen, meine Herren, wird e8 lieber 
fein, daß darauf nicht eingegangen worden ift. Sie würden diefe Ein 
rihtung gewiß für eine koftjpieligere angejehen haben als die Millionen, 
um die es fich jetzt handelt. 

Nichtsdeftoweniger werden Sie nicht leugnen können, daß, wenn 
man Ihnen damals einen Frieden vorgelegt hätte, wonach 

anz Hannover, mit Ausnahme von Ealenberg, und ganz Kur- 
—358 mit Ausnahme von — Preußen zugefallen wäre, 
Sie diejed gewiß für einen jehr günftigen Frieden nah einem 
fiebentägigen Feldzuge angefehen haben würden, und es würde 
fein Wort des Tadels auf ung gefallen fein. 

Test bat man das vergefien, man reißt ein Glied aus ber 
Kette der Gefammtpolitit, die ſich nicht von einander trennen läßt, heraus 
und mälelt und kritifirt daran. 

Hätten wir den Yrieden auf eine andere Weile gemacht, jo dag wir 
etwa dieſen Fürſten ihre Domainen liegen, jo würben fie nichts Dagegen 
haben einwenden können, und wenn fie dafür die ganze Souveratmetät 
abgetreten hätten, jo würde man e8 uns verziehen haben. 
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Hätten wir ſchon damals die jeßt geforderten Summen non vorn⸗ 
berein bewilligt, ſo würden Sie e8 nicht zu viel gefunden haben, auch 
wenn wir es mit der Maßgabe bewilligt hätten, daß wir Bayern und 
Sadjen die Verpflichtung‘ auflegten, die Yürften von Hannover und Naflan 
zu entichädigen, anftatt eine direlte Zahlung an ums zu leiften. Wir 
würden dabei ein um einige Millionen ſchlechteres Geldgeſchäft gemacht 
baben, aber Sie würden das vielleicht als eine jehr weite und vrelleicht 
bumoriftifhde Einrichtung gefunden haben. 

Wir haben e8 vorgezogen, nicht Land, fondern Geld zu 
bewilligen, umd ich gebe zu, viel Geld, und es ift mir lieb, daß 
es viel Geld if. Ich weiß nicht, ob es damals in die Deffentlichkeit 
gebrrngen ift, daß davon die Rede war, Defterreich wegen feiner Anſprüche 
etreffs Holfteins und Schleswigs mit Geld abzufinden. Es ift bei den 
Berhandlungen der Berfuch nicht gelungen; e8 waren damals Eummen 
von 40, 80, ja 100 Millionen genannt worden. Man wiirde das damals, 
wenn wir beiſpielsweiſe für 40 Millionen Defterreih und den Prinzen 
von Auguftenburg abgefunden hätten, vielleicht kein ganz fchlechtes Geſchüft 
genannt haben. Die öſterreichiſche Regierung beftand aber darauf, Land 
und Leute zu haben, fie wollte etwa die Grafihaft Glatz, vielleicht auch 
einige Diftrikte in Oberjchlefien haben. Wir find darauf nicht eingegangen 
und der ganze Handel unterblieb, da Defterreich kein Geld nehmen wollte; 
aber damals würden wir e8 als ein glüdliche® Ergebniß unferer Politik 
betraghtet haben, wenn Defterreich Geld genommen hätte. 

enn wir den Frieden fo abgefchloffen hätten, daß mir dem Könige 
Georg die Hälfte von Hannover gelajfen und nur etwa D8nabrüd und 
Dftfriesland gewonnen hätten, fo erinnere ich mich einer Zeit nad 
der Schladht von Königgräg, wo es ſchon als ein erheblider 
Gewinn betradtet wurde, wenn das Refultat jener Schladt 
nur das gemefen wäre, Oftfriesland zu erwerben und die Ber> 
bindung zwifhen den öftlihen und weftliden Provinzen des 
preußiſchen Staates berzuftellen. 

in Abgeordneter aus Hannover (Miquel) hat ſchon angedeutet, 
daß er die Wirkung dieſes Ablommens auf die Verſöhnung der Gemüther 
ala eine vecht erhebliche veranſchlage. Die Königliche Staatsregie- 
rung hat e8 in ihrer auswärtigen Politif feit dem Frieden als 
ihre Aufgabe betradtet, diejenigen Empfindungen, die in 
Deutihland und außerhalb Deutſchlands in Europa durd die 
neue Ordnung der Dinge verlegt find, nad Kräften zu ver- 
ſöhnen. Wie viel diefe Verföhnung, in Geld außgedrüdt, werth ıft, Tann 
Niemand fagen, eben fo wenig ob fie volltommen erreicht wird. Wenn 
aber mit Bezug auf die, welche fich in der Provinz Hannover und außer- 
balb derfelben für das Schidfal der Welfiſchen Dynaftie intereffiren, jener 
Zwed nur annähernd erreicht wird, dann halte ich den Preis, den wir 
zahlen, für einen mwohlfeilen. Wenn mit diefer Abfindung auch nur ein 
erheblicher Zortfchritt in der Verfühnung erreicht wird, dann hätte ich, 
meine Herren, noch mehr bewilligt, als das, was wir Ihnen hier vorlegen, 
und wenn der Handel neu zu maden wäre, fo gebe ih Ihnen 
mein Wort, ich bewillige, wenn ich nicht anders die Unterjdrift 
des Königs Georg erreichen könnte, dasſelbe, ja noch 10 Mil- 
lionen mehr, wenn e3 auf mid allein anfäme Es Tann die 
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MWertbihätung darüber eine fehr verfdgiedene fein; Sie find weniger im 
Stande, diefelbe richtig zu machen, als ich, weil Sie den Zufanmenhang 
der Politik weniger zu überfehen vermögen, weil Sie die ganze Sache 
nicht fo intim mit durchgelebt haben als ich, und weil Sie das, waß mit 
diefer Sache im Zuſammenhange fteht, über andere Dinge, über eine 
beeimonatliche Bubgetberathung und dergl. vergefien haben, während es 
mir tiefer ind Geduͤchtniß gegangen if. 

Ich Tann die Bolitil nur fo maden, wie ich fie verftehe 
und wie ih fie in ihrer Geſammtheit verftehe; ih Tann mir 
nit einzelne Theile berausgreifen und fagen laffen: bier ift 
die Regierung von aller Weisheit verlaffen geweſen, dies kann nicht fein, 
alles Andere acceptiren wir, dies aber nicht. 

Es iſt ja möglich) dag mir, nachdem in Bezug auf das Jahr 1866 
die Einfiht der Regierung vielleicht über Gebühr gerühmt worden ift, 
jest plöglih von einer geiftigen Verblendung befallen und einficht3lofe 
Verſchwender geworden find, die nicht wiflen, was fie thun, die die 
des Lande mit vollen Händen zum zenfter binauswerfen. Aber id 
frage Sie, fieht der Herr Finanzminifter (v. d. Heydt) fo aus, wie einer 
von diefer Gattung? 

Ih meine, daß ich ſchon öffentliche Beweije Davon gegeben ayabe, 
wie ich mich in Idnvierigeren Geſchäften, als diefes if, nie ın dem Maße 
babe fortreißen Lafien, daß ich die Berechnungen, das Augenmaß, voll- 
ftändig verloren hätte. E3 wäre möglich, daß ich hier vou Weberei 
angewandelt wäre, ich Tann fie aber bisher noch nicht erkennen. 
wiederhole, ich würde daß Geſchäft neu machen, wenn es heut zu machen 
wäre. ft e8 Shnen aber mit der Mißbilligung Eruft, dann bitte ich 
Sie dringend, haben Sie aud) den Muth Ihrer Meinung, verwerfen Sie 
die Sache einfach, Sie werden die Regierung conftitutioneller finden, als 
Site vielleicht vorausfegen. Es ift natürlich, daß nach einem ſolchem Bo- 
tum, nachdem diejenige Regierung, welde diejen Vertrag abgefchlofjen 
umd die Unterfchrift des Königs dazu erbeten hat, von der Landesvertre⸗ 
tung im Stiche gelaffen worden ift, diefe Negierung die Geſchäfte 
nit fortfegen kann. Diejenigen, welde die Maßregel für unrichtig 
halten, und deshalb die Politik der Regierung verwerfen, werden in der 
Nothwendigkeit fein, ihrerjeitß zu verſuchen — und ich will das Meinige 
dazu thun, daß es geſchieht — wie die Geſchäfte fich nie den banıo- 
verfchen Bertrag anlaffen ; fie werden dann volle Gelegenheit haben, ben 
Vertrag aus der Welt zu jchaffen und neue Leute, neue Grundfäge werden 
freie Bahn haben! Dann will ich nad ſechs Monaten wiederlommen ımd 
fragen, ob ich Recht gehabt habe; alsdann werden fie alle Diejenigen 
Gründe erfannt haben, die zum Abſchluß des Vertrages beftimmten. 
lange Sie aber nicht in voller Kenntniß der Dinge und aus eigener Er 
fahrung fprechen, beurtheilen Sie uns mit weniger Härte, rufen Sie uidt 
den ohnehin erregten Sinn der Nothleidenden gegen. un auf, und ziehen 
Sie bier nicht Dinge binein, die nicht dahin gehören. Wenn man die 
Staat3ausgaben vergleichen will mit den Bedürfniffen des Hungrigen, der 
frank auf dem Bett liegt und fie ihm vorrechnen will, fo fann man mu 
den Zwed haben, jede Baatlice Ordnung zu lodern; einen anderen Zwed 
kann ich nicht entdeden. 
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Die Abfindung und die Thronentfagung bed 
Königs Georg. 

Auf die Aeußerung eined Rebnerd: er würde für bie 
Abfindung flimmen, wenn ber König von Hannover über: 
haupt einen Rechtsanſpruch hätte. 


Nun, der König Georg glaubt feinerfeit3 einen Rechtsanſpruch, 
und zwar auf die Krone Hannover zu haben; er glaubt ihn zu haben, 
denn meiner Ueberzeugung nad) bat er ihm mit diefem Abkommen entjagt 
umd zwar mit vollem Bewußtfein. Er Tonnte von feinem Gegner Preußen 
unter Umftänden gar nichts nehmen, dann war er meiner Ueberzeugun 
nach als Prätendent am gefährlichftien — ein armer PBrätendent if 
merner Anfiht nad gefährlicher, als ein reicher, ein reicher 

at no nie feine Anfprüde durchgeſetzt, ein armer, der mit 
einen Benoffen nicht3 zu verlieren hatte, wagt mehr, und bat 
fie deshalb mitunter a A — oder König Georg konnte 
von Preußen genau die Summe nehmen, über die er früher verfiigt hatte; 
er konnte fich fagen, diefe Summe kann ich annehmen, ohne mir den Vor⸗ 
zu maden, daß ich von meinem Rechte laſſe, obfchon feine Pofition 
auch dann ſchon fehr viel zmweifelhafter wurde. Sobald er aber, wie die 
Herren allerjeit8 behaupten, mehr nahm, als ihm zuftand, entfagte er, 
denn für dieſes Mehr muß e8 ein Gegengewicht geben. Der Gedanke 
eines Geſchenks, welches der König Georg von dem Könige von Knien 
annähme, ift ein unmöglicher und unzuläfftger, in folchen Verhältniſſen 
iebt man weder, noch empfängt man Geſchenke, die aus einem Ueberfluffe 
inneren gegenfeitigen Wohlwollens entjprängen. 

Es mag aljo von Seiten des Königs Georg dagegen ge- 
fagt werden, was da wolle, er habe nicht entfagt, e8 mag dieſe 
Ueberzeugung von feiner Umgebung aud forgfältig in ihm er- 
balten und gepflegt werden, weil jonft König Seorg wahr⸗ 
ſcheinlich nicht unterſchrieben hätte — das iſt vollkommen 
gleichgültig. Es kommt nicht darauf an, was der König Georg 
perſonlich darüber denkt. König Georg hatte die Wahl, in 
einer Tage, die dann vielleicht ein fomparatives Darben ge- 
weſen märe, eine beflimmte Zeit, vielleicht viele Jahre zu 
verbarren, oder durch dieſes Abkommen mit Preußen feine 
Lage fofort zu erleichtern. Er hat das Letztere norgezogen, 
weil ibm die Ungemißpeit der Zeit, während melder er viel» 
leiht zu warten gehabt haben würde, diefe Wahl vorzüglicher 
erfheinen ließ; er bat fie getroffen unter dem Drud der 
Drohung, wir würden fonft die Angelegenheit an den Landtag 
bringen und fie mit dem niit Wir waren alfo in der 
angenehmen Situation, die freiwillige Unterfhrift des Kö—⸗ 
nig® ®eorg zu erlangen. glaube aber nicht, daß die drei Bar- 
teien, der König Georg, die Konigliche Staatsregierung und dieſes 
hohe Haus, ſich über die Summe fo raſch, wie der Abjchluß wünſchens⸗ 
wertb war, verftändigt haben würden. 

Ob ein Rechtsanſpruch des Könige Georg überhaupt vorliegt, 
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diefe Frage — ih muß aufrichtig geftehen, es ift vielleicht ein großes Un- 
recht von mir — habe ich mir nie geftellt. Ich habe mich bios daran 
ebalten, welche politifchen Vortheile geben aus dem Ablommen 
—** für die Geſammtlage der Politik? Zum großen Theile (mie 
ich zugebe) micht nur folche, die ſich nicht beftimmt ſchätzen laſſen, fondern 
ich zeime da8 zu den Fmponderabilien in der Politik, zu den Dingen, 

deren Einflüffe unberechenbar, aber oft mächtiger find, als die der 
und der Gelder. Es ift bier ſchon angedeutet worden, daß ſolche Entia- 
gungen häufig wenig Werth haben; nehmen Sie an, daß ſolche Entjagung 
auf die Krone auch ausdrüdlich in dem Altenftüde ftände, fehr viel mehr 
Werth hätte daffelbe darum doch nicht, der König Georg würde dennech, 
wenn er glaubt, Bundesgenofien in binreichender Anzahl zu finden, und 
die Gelegenheit günftig wäre, diefe Abmachung als erzwungen und er 
fchlihen anſehen und fi) daran nicht gebunden erachten und fie einfach 
bredden, Dagegen die Befeftigung der politifchen Lage, die wir 
aus foldem Ablommen für uns Hannover gegenüber, Europa 
egenüber, der Umgebung des Königs Georg gegenüber 
bereiten, baben wir durh dieſes Ablommen in vollem 

aße. 
(Die Verträge wurden fchließlih mit 254 gegen 113 
Stimmen genehmigt.) 


Der Hamoverſche Provinzialfonde, 


(Vorlage wegen Weberweilung der Beltände biöheriger 
bannoverjcher Fondd an die Provinzialftände Hammonerd 
zur Verwendung für beſtimmte provinzielle Zwecke.) 


4. Februar. Rede ded Grafen v. Bis marck bei der Berathung 
im Abgeordnnetenhaufe (nad dem Abgeordneten v. Binde). 


(Gründe der Billigkeit und Einlöfung einer er- 
theilten Zufage. Decentralifation. Bufage and 
[4 die übrigen Provinzen. Interejfe der preußi- 

hen Gefammtpolitif.) 


Hätte die Regierung die Befürchtung gehegt, dag ihre Borlage Bier 
heute jcheitern könnte, dann wäre es ein Fehler geweſen, die abſchlägige 
Antwort den Hannoveranern nicht fhon im September zu geben, daun 
bätte fie nicht durch Zufagen Hoffnungen erregen follen, die Donate 
lang gewirkt haben und die fie jet nicht zu erfüllen vermag. Wenn die 
Staatöregierung damals von ihrem Nechte der Ablehnung leinen Gebranch 
emacht bat, fo ift fie dabei von zwei Rüdfichten geleitet worden, durch 
ie fie in der Lage zu fein meinte, der Provinz eine Zufage zu 
geben, auf deren Auslöſung durd den Landtag fie allerdings 
glaubte rehnen zu fönnen, und worin fie fih auch, wie id) ned 
beute boffe, nicht getäufcht hat. 

Die eine Rüdfiht beftand in dem Wunfche, der Provinz den Ueber⸗ 
gang aus den alten gewohnten BZuftänden Yu erleichtern, Bil ligkeits⸗ 
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rüdfihten walten zu laſſen; die andere, welche perjönlich auf mich von 
Einfluß gemejen, war die, auf biefe Weile eine größere Selbfiver- 
waltung der Provinz, als fie bisher im preußiichen Budget gefunden 
wurde, anzubahnen und, um auch in den übrigen Provinzen zur Selbit- 
verwaltung überzugehen, an dieſen heffifchen und hannoverjchen Vorgang 
weitere Borlagen im nächften Jr zu knüpfen. 

In Bezug auf den erften Punkt erlaube ich mir zu bemerken, daß 
uns zunächſt maßgebend war der Wunſch unferer Freunde in jener 
Provinz, derjenigen, die ſich aufrihtig an ung angejchlofien, und die 
Welfifhen Schiffe hinter ji verbrannt hatten, derjenigen, auf 
deren kräftige Unterftügung wir um fo ficherer rechnen konnten, als fie 
fih zu Bunften Preußens und des deutſchen Baterlandes jo entjchieden 
fompromittirt hatten, daß eine Rückkehr in die alten Zuftände für fie fat 
nachtheiliger geweſen wäre, als für den preußiſchen Staat. Dieſe gaben 
uns die Zuficherung, daß eine derartige Einrichtung audy mit den preußtichen 
Intereſſen übereinitimme, und wir haben ein großes Maaß von Vertrauen 
auf das Urtbeil diefer Männer gelegt, nachdem fie ung durch das, was 
ich joeben „das Verbrennen ihrer Welfiiden Schiffe“ genannt babe, fich 
verbürgt hatten. Wir find demgemäß auf den Wunfc des Provinzial 
Landtages eingegangen, aus Billigteitsrüdfichten, denen jede Politik Hech- 
nung tragen muß, unter denen allerdings obenanftehend die Vermögens⸗ 
verhältnifie des Königreih3 Hannover waren. Nach der Ueberficht der 

nnoverjchen Etat3 von 1864 und 65 belief fi das Bermögen der 
annoverjchen Regierung in damaliger Zeit in Geftalt des Domantalfonds auf 
19 Millionen, in Geftalt des Klofterfonds auf 15 Millionen, zufammen 
34 Millionen. Dazu find vorhin die Eifenbahnen mit etwa 70 Millionen 
in Anjchlag gebracht worden, macht 104 Millionen. Die Eifenbahnen find 
aber mehr werth; fie ergaben im vorigen Jahre 7,400,000 Thlr. Brutto- 
ertrag und ihr Nettoertrag belief ſich auf 2,800,000 Thlr. Außerdem 
beliefen fich die Revenllen des Königreichs Hannover aus den Forften, 
Bergwerken und Domainen zufammen auf 5,294,000 Thlr. Wenn die 
Herren einen ungefähren Ueberjchlag machen wollen, was diefe Beträge 
Kapitalifirt ergeben würden, wenn auch nur zu 4 Prozent, jo werden fe 
auf eine Summe von 300 Millionen kommen; wollte ich die Bruttoerträge 
zu runde legen, jo ergäbe fi ein Kapital von 400 Millionen und mehr. 

Der Hannoveraner konnte jich alfo fagen, daß er auseiner 
reht behaglichen pekuniären Rage in eine fchwierigere über- 
gin e, und er durfte an eine billig denfende Regierung den 

afpruc erheben, daß ihm diefer Uebergang erleichtert werde. 
Erſchwert wurde er zunächft durch eine erhebliche Vermehrung der Steuern, 
weil man im Preuben diefe höheren Einkünfte den Sannoveranern 
eben nicht mehr zu Gute rechnete. Dieſe Thatjache erhöht die Mahnung 
für die Negierung, dem weniger urtheildfähigen oder weniger wohlmwollen« 
den Hannoveraner zu Hülfe zu kommen, wenn er über die neuen Berhält- 
niſſe murrt, wenn er jagt, der Staatdwagen wird mit unferem Yette ge⸗ 
fhmiert. Man jagt nun, anſcheinend mit Recht: ja die Hannoveraner 
haben lange Zeit fich auf die faule Seite gelegt, fie haben nicht das Nö- 
ige gethan im Intereſſe der Tandesvertheidigung, ſonſt würden fie Ddiefe 

riparungen nicht gemacht haben. Ya, meine Herren, eine fchlechte An⸗ 
ftalt für die LZandesvertheidigung beftraft fi immer felbft; dafür haben 
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fie ihre Selbftftändigleit verloren, umd fo wird es einem jeden Staate 
ergeben, der es an feinen Anftalten für die Randesvertbeidigung fehlen 
läht. Wie hoc; die Hannoveraner felbft diefen Preis, diefen Werth an 
ſchlagen, das iſt ihre Sache, aber ich glaube, wenn eine Nation das na 
türliche Refultat eines ſchlechten Vertheidignngsweſens ehrlich hat Aber 
fid) ergehen Iaflen, dann ſoll man ihr dies nicht weiter vorwerfen. Mir 
jchwebt die Art vor, wie Rheinland und Weftfalen zu meinen Lebzeiten 
behandelt wurden. Wir in den alten Provinzen wenigftens hatten immer 
den Eindrud, als ob fie die verzogenen Schoßfinder der Regierung en 
wären, die auf unfere SKoften erzogen und gelobt wurden. Die Khein- 
Länder, die in den 30er Jahren fein größeres Wohlmwollen für 
uns hatten, als etwa jegt die Hannoneraner, find ſeitdem durch 
fortgejegte gute Behandlung ebenfo gute Preußen geworben. 

Was die Decentralifation betrifft, jo Babe ih e8 mit bes 
grüßt, als das Minifterium nad) einigen Kämpfen und Schwierigleiten bier 
zuerft eine Breſche in das Syſtem der Eentralifation zu legen um Stande 
war. Mir wurde dies jehr erleichtert durdy den Vorgang in Kurheſſen, 
und die fanatifche Liebe der Kurheſſen zu ihrem Staatsihag mar vieleidt 
der erfte Anftoß zu diefer Sattation. Der Fall lag dort genau jo wie 
der heutige hier, und feine Klage, kein Seufzer der Unzufriedenheit ift laut 

eworden, vielmehr hat die Brefie gedankt, daß die Kegierung ohne An 
and einen Fehler jofort wieder gut machte, nach dem engliſchen Grund⸗ 
jag, daß Männer einen Irrthum, den fie einfehen, offen eingeflehn. Die 
Kurheſſen hatten auch nicht mehr Recht auf den Siaatsſchatz, als bie 
Hannoveraner auf den Provinzialfonde. Gleichwohl wünfcht fid die Re 
gierung heute Glück dazu, daß fie auf das Verlangen der Kurheſſen einge 
gangen i 

Sch wiederhole die Zujage, die ich in der Kommiffion gegeben, def 
ed die Abfiht jämmtliger Staats-Minifter, die von Str. Re- 
jeftät dem Könige gebilligte Abficht ift, im nächſten Budget anf 
diejem Wege weiter zu geben und für jämmtlidhe Provinzen 
Borlagen dahin zu machen, jeder Provinz einen Theil des 
Budgets zur Selbftverwaltung zu überweifen, allerding® in Aus 
gabe und Einnahme. Wäre das nicht eine Abficht gewefen, die wir gehabt 
(ih perjönlih feit Jahren), jo wären wir nicht jo entgegentommend ge» 
weſen. Sollte nun diefe Borlage, diefer erfte Verſuch zur Decentralifation, 
jheitern, jo kann das feine andere Wirkung haben, als daß die ’ 
in hohem Grade entmuthigt wird, und ich weiß nicht, ob fie auf diejem 
Wege wird fortgehen können. 

Iſt denn die Bevorzugung einer Provinz etwas jo Unerhörtes? Haben 
wir nicht 40 Millionen Fir Eifenbahnen ın einer Provinz votirt, 
nicht direkt zur Bekämpfung des jeßigen Nothſtandes, aber doch 
tiger Nothflände? Werden wir nicht bereit fein, für dieſe Provinz noch 
mehr zu leiften? Haben wir nicht für Pommern aus der Staatslafit 
einen jährlichen Zuſchuß geleiftet, um feine Bahnen zu garantiren? Es 
ift aber dankend anzuerkennen, daß unfer Staat fi wicht immer auf die 

oldwaage ftellt: „was dem einen recht ift, ift dem andern billig,” em 
utes Erbtheil des väterlichen Staates. Die Provinz Hannover zu 
—* ihre Anhänglichteit zu erkaufen, war bie Abſicht der Regierung 
nicht, wohl aber fie durch die Rückſicht auf ihren Entwidelungdgang zu 
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ewinnen, jo daß auch der weniger Urtheilsfähige jagt: es gebt ung nicht 
Nlechter: man behandelt ung wohlwollend. Wir mollen Vertrauen 
zeigen und weden; wir wollen gut maden, mas aornine Reden 
an diefer Stelle vielleicht ſchlecht gemacht haben. Wir hatten 
freilich gehofft, daß die hannoverſchen Abgeordneten frei von der Wirkung 
eines glüdlich beendigten Konflikts eine mehr vermittelnde Stellung ein« 
nehmen würden und haben mit Bedauern gefeben, daß fie fich fehr raſch 
und tief in dem biefigen Parteileben gefärbt und auf das Zuſammen⸗ 
gehen mit der Regierung nicht den Werth gelegt haben, wie ich glaubte. 
ber das ift bier volitändie gleichgiltig. Die Regierung hält an 
der Borlage im Intereſſe der gefammten preußiſchen Politik 
feft; fie würde fie für nüglih und nothwendig halten, jelbft 
wenn fämmtlide hannoverſche Abgeordnete wie ein Mann jo 
oppofitionell flimmen follten, als wenn fie in der preußiſchen 
NRefidenz gewählt wären. 


5. Februar. Weitere Erklärungen des Grafen Bismard im Laufe 
der Berathung im Abgeordnretenhaufe. 


L 
Ueber Selbftverwaltung und Büreaufratie, — 
(nad dem Abg. von Kardorff). 


— — Es iſt eine zweifellofe Thatfache, daß im Schooße des Mini« 
ſteriums eine Meinungsverjchiedenheit über dieje Frage nicht herrfcht, daß 
wir Alle darüber einig find, die Decentralijation in dem Maße, wie id) 
es geftern charakterifirt habe, zu erftreben. — — 

Darüber ift das StaatSminifterium in ſich einig, daß ein 
Zuftand fobald als möglich aufhören müffe, in welden über 
jeden Zaun, über jede Brüdenbohle dur fünf Inftanzen bis 
nad Berlin gegangen wird, und daß fchlieplich die beiden anßerften 
Bole, die Bezirts- Gendarmen und die geheimräthlichen Kreife des Miniſte⸗ 
riums, die eigentlich Entſcheidenden in jeder einzelnen Sade find. Solchem 
Zuftande Abhilfe zu ſchaffen, dieſe Aufgabe verftehen wir unter Decentrali- 
fation. Wie wir jle ausführen können und werden, wollen wir mit Ihnen 
gerne berathen und feinem Wunfch, keiner Belehrung unzugänglid fein. 


II. 
Pläne zuranderweitigen Öruppirung Der neuen 
Landestheile, — (nad dem Abgeordneten Walded). 


— — hatte urſprünglich die Abſicht, die Eintheilung der Provinz 
mehr in Eink ung zu bringen mit den alten Stammedverhältnifien, mit 
den alten Reichskreiſen. Ich hatte den Gedanken verfolgt, zunächſt die 
rhein-fränkifchen Theile der jebigen Provinz Heflen-Nafjau, alſo etwa 
Naffau und Hanau, vielleicht auch Fulda mit der Rheinprovinz zu ver- 
binden, zu einer Provinz Rheinfranken; den übrigen Theil von Heſſen 
daran zu erinnern, daß Helen früher Weſtthuringen war und Marburg 
neben der Wartburg die Hauptſchlöſſer von Thüringen, und eine Provinz 
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Thüringen zu fchaffen, welche die in dem preußiſchen Beſitz befindlichen 
Beftandtbeile dieſes uralten Stammlandes in fich begriff, aljo dem bei 
weiten größeren Theil der Provinz Sachſen bis gegen Wittenberg hin; 
demnächſt auch etwa die fübliche göttingifche Enklave von Hannover, ferner 
die alten Theile des weftfäliichen Reichſskreiſes, Osnabrück und Oſtfries⸗ 
land wieder zu Weftfalen zu weiſen, und dann eine Provinz Niederjachien 
unter Zufügung des alten niederſächſiſchen Landes Magdeburg herz 
Dieſes — ich nenne es ein Ideal — hat ſich nicht verwirklicht; es 
ſcheiterte vielleicht an dem Mangel an Zeit, an dem Mangel an Arbeits⸗ 
kräften. Es liegt auf der Hand, daß, wenn ſolche Veränderungen in der 
Provinzial. Eintheifun ftattfinden foültten, die jchon mit M unvoll- 
fommen und eilig überwältigten Geſchäfte gar wicht mit dem jeßigen 
Räderwerk und mit dem jetigen Perjonal hätten überwältigt werden 
Können. Es ift gearbeitet worden von allen Seiten fopiel man Tomnte, 
vielleicht unvolllommen, vielleicht nicht immer gejchidt, aber wir mäfien 
en arbeiten, wie wir fie haben, wir können fie uns nicht 
machen. 

Und vielleicht hätten mich dieſe Hinderniffe noch nicht abgefchredt, 
fondern auf einen Zwifchenzuftand geleitet; aber ein Widerftand, der ftärter 
durchfchlug, war ein ſolcher, der fonft von der Fortſchrittspartei ſehr hoch 
angeichlagen wurde. Ich erinnere mich, daß, wenn von dem Schidjal 
Schleswig» Holfteine die Rede war, immer entgegengehalten wurde: das 
Bolt ſolle ſelbſt über fein Schidjal beftimmen, man jolle die Stände bes 
rufen, man folle die Stände fragen. Genau nad diefem Rezept der 
Fortſchrittspartei find wir in Hannover verfahren und werden darum nicht 
minder getadelt. Es erhob ſich von Kurbeflen ein Widerſpruch dagegen, 
das dortige Staatsweſen zerfegen zu laflen. Sie wünſchten zuſammen 
zu bleiben unter einer Provinzialverfafiung, die fi) der alten Landes 
verfaflung nad Mogu thtei annäherte. Ste wollten Hanau und Fulda 
nicht fahren laſſen. Es war fogar in Naffau eine Abneigung vorhanden, 
ih auch nur im Großen und Ganzen der Rheinprovinz anzufchließen, 
ein ganz beftimmter Widerfpruch aber machte fich unter den hannoverjchen 
Bertrauengmännern und auf dem hannoverſchen Provinzial- Yandtage 
gegen jede Zerlegung der Provinz Hannover geltend. In OSnabrüd mar 
man, foviel mir zu Ohren gelommen ift, ziemlich einftimmig gegen jede 
Abtrennung von der Provinz Hannover. In Oftfriesland allerdings find 
die Stimmen zwiejpältig darüber. Es fcheint mir, als ob die drei großen 
Handelsſtädte mehr der Zulegung zu Weftfalen geneigt waren, bie Tänd- 
liche Bevölkerung aber mehr an Hannover fefthalten wollte. Diefe Er: 
fahrung und diefe Abneigung der Vetheiligten felbft und namentlich auch) 
der Oftfriefen hat mich entmuthigt in der Verfolgung meines Plaues; die 
Sache hat fih dann jo entwidelt, wie fie jegt iſt, und ich glaube faum, 
daß fie ſich rüldgängig maden läßt. &8 waren aud dort die Sonder: 
Interefien mächtiger, als die provinziellen Intereſſen, und 
felbft mächtiger faft, als die ftaatlichen.“ 
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Deber die Stellung der fonjervativen Partei 
zur Regierung. 

(Bon konſervativer Seite war in der Kommiffion leb- 
bafter Widerſpruch gegen die Vorlage erhoben und Seitens 
der Abgeorbneten von Dieft ımd von Brauditid ein 
Antrag Behufs weſentlicher Abänderung des Entwurfs 
geftellt). 


Ich will noch eine Bemerkung an diejenigen Yractionen richten, die 
fih die Unterfügung der Königlichen Staatsregierung zur Aufgabe ge 
ftellt haben. Es ift bier unter Anderen ein erhebliches Gewicht auf die 
Stimmung in den Wahlfreifen der öftlihen Provinzen gelegt, die durch 
dieſes Get weſentlich berührt fein würde. Ich Tann dieſes Urtheil und 
dieſe Borausficht doch nicht unterjchreiben; ich finde in der Vergangenheit 
einen Beweis dagegen. Der Borgang mit Kurhefien (die Bewilligung 
des kurheſſiſchen Staatöfchages fir Zwede der Provinz) war vollftändig 
befanmt und öffentlich, ehe die Wahlen ftattfanden; die Zuſage der König- 
lichen Staatsregierung an die Provinzialftände Hannovers aus dem Monat 
September war eine durchaus öffentliche und allfeitig befannt, ehe die 
Wahlen ftattfanden. Nun ift mir nicht zu Ohren gelommen, daß in irgend 
einem Wahlkreife auch nur irgend ein Kandidat darüber gefragt worden 
wäre, wie er über diefe etwa unbillige Zumuthung an die alten Provinzen 
dächte, daß irgend Jemand es fir nüglich gefunden hätte, die Ablehnung 
diefer Vorlage in Ausficht, zu fiellen, oder etwa in einem der der Res 
gerung vertrauenden reife zu fagen: ich werde in allen Stüden mit ber 

egierung geben; indefien kann ich es nicht in dieſem Punfte Es ift 
damals, obichon die Sache nollitändig öffentlicd geworden und doch mins 
deftens in denjenigen Sreifen, auß welchen die Abgeordneten hervorgingen, 
allgemein belannt war, Niemand eingefallen, dieſes als einen bei den 
Wahlen in Betracht fommenden Punkt zu benugen. Bielmehr haben 
die Kandidaten der in Rede ftehenden Partei bei der Be- 
werbung um ihr Mandat lediglich die Unterſtützung der König- 
lichen tamtdregierung. namentlih in allen Fragen, auf 
melde die Regierung Gewicht legt, in Ausficht geftellt. Es 
kann das allerdings nicht jo gemeint fein, daß die Herren in ge ätz⸗ 
lichen Fragen, wenn da die Abſicht der Regierung ihren Grundſätzen, 
die ſonſt ihnen eigen ſind, großen euten Prinzipien, widerſprechen 
ſollte, ſich auch da blindlings der Regierung überlaſſen jelen; aber e8 
wird body Immer foviel heißen, daß in Anbetracht einer bedeutenden po⸗ 
litiſchen Maßregel der Königlichen Staatsregierung, die vor den Wahlen 
öffentlich befannt gewefen tft, die Zufage der Unterjtägung der Regierung 
die Unterftügung diefer Maßregel mit einbegreift, und daß wir ein 
Recht zu haben glaubten, in diefer Frage auf die Unterftüßung 
der Eonfervativen Partei, als derjenigen Partei, deren Grund- 
lage vorzugsweiſe daß Bertrauen zur jegigen Regierung ge— 
wefen ift, ganz unbedingt zu zählen. 

Meine Herren, es iſt eine conftitutionelle Megierung nicht 
möglid, wenn die Megierung nicht anf eine der größeren Parteien 

Furſt Bismard. 48 
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mit voller Sicherheit zählen kann, aud) in ſolchen * heiten, die 
der Partei vielleicht durchweg gefallen; — wenn nicht biefe Barkei 
den Ueberfchlag ihrer Rechnung dahın zieht: wir gehen im Großen und 
Ganzen mit der Regierung; wir finden zwar, daß fie ab umb zu eıme 
Thorbeit begeht, aber doch immer noch weniger Thorheiten machte, als am 
nehmbare Maßregeln; um deswillen wollen wir ihr die Einzelhei 
Gute halten. Hat eine Regierung nit wenigſtens Eine Partei 
im Lande, die auf ihre Auffaffungen und Richtungen in diejer 
Art eingeht, dann if ihr das conftitutionelle Regiment un- 
möglih, dann muß fie gegen die Eonftitution arbeiten; ſie 
muß fi eine Mehrheit künſtlich fchaffen oder vorübergehend 
u erwerben fuchen. Sie verfällt dann in die Schwäche ber 
oalitiond-Minifterien und ihre Politik gerät in Schwan- 
tungen, die für das Staatsweſen und namentlid für das fon: 
fervativne Prinzip von höchſt nachtheiliger Wirkung find. 


Majoritätsregierung oder Kouflitt? 
(Gegen den Abgeordneten von Brauchitſch.) 


„Der In Abgeordnete jcheint mich fo verflanden zu haben, 
bätte ich gelagt: Ich erwarte und fordere von der Tonjervativen Parter 
daß fie unbedingt der Regierung folge, ch habe in meiner Rede 
ausdrücklich bemerkt, ich verlange das nit, ich kann es nicht ver⸗ 
langen, wo große Brundfäge ſich Fbeiden und wo die Regierung vom ben 
toben Prinzipien, auf denen die Stellung der konſervativen Bartei berabt, 
entfernen follte. Werner ift e8 etwas anderes, wenn es ſich um 

Dinge handelt, wo nicht eine vollbrachte Thatfache vorhanden if; 
wo die Regierung Berbindlichleiten eingegangen hat, wo die Sache 
eingeleitet ıft, wo fie vor der Wahl bereitß eingeleitet war, da habe ich, 
fo lange ih auf jenen Bänken der konſervativen Partei faß, niemals der 
Regierung Berlegenheiten zu bereiten gefucht. Faſt für jede Sache lafca 
ch zwei, drei Wege einjchlagen — viele Wege führen nad Rom. Welchet 

eg der richtige, welcher der fehlerhafte ift, enticheidet die Zukunft, wei 
leicht wenn wir alle nicht mehr leben; aber der Weg, auf dem eine 
Negierung zu Grunde gebt, ift der, wenn fie bald dies, bald 
jenes thut; wenn fie beat etwa zufagt, und dies morges 
niht mehr befolgt. Eine Regierung muß nit fchwanten: 
pet fie ihren Weg gewählt, fo muß fie, ohne nad rechts oder 
inks zu ſehen, vorwärts geben; fommt fie ins Schwanten, 
—* ſie ſchwach, und darunter leidet das ganze Staats⸗ 
weſen. 

Der Herr Abgeordnete hat davon geſprochen, unter welchen Az 
ficgten die Herren gewählt worden und mozu fie gewählt worden. Id 
Tann da8 nicht unterfuchen. Ich kamn nicht in die Seele der Wähle 
feben; aber hätten wir dieſe konſervative Majorität heute bier, im er- 
gleich zu der fonfervativen Minorität, welche vor zwei Jahren bier wer, 
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wenn dieſe Negierung nicht am Ruder geftanden hätte? Wie viele von 
Ihnen wären dann gewählt? Wenn die Regierung gefagt hätte: dieſe 
Herren wünfchen wir nicht, der und der geht uns zu weit rechts, der iſt 
uns u fonjervativ, — hätten wir das erllärt, mo wäre die Majorität? 
er Here Abgeordnete hat, wie ich vernehme, ferner gefagt: — bie 
Ionferpative Partei hätte diefem Miniſterium viel geopfert. bedaure, 
daß er dies nicht näher angegeben bat, denn ich wäre in der That neus 
gierig, zu hören, was fie denn geopfert hat. Das Einzige von ihm Au⸗ 
geführte ift, daß Sie das Klaſſenwahlſyſtem aufgegeben Babe, diejeß im 
runde unbaltbare Suftem, nad welchem wir bier gewählt find, nad) 
dem wir deshalb gewählt find, weil e8 verfaffungsmäßig ift und weil wir 
lein anderes haben, welches aber in feinen Folgen noch Niemand zu ver⸗ 
theidigen gefucht hat und noch Niemand als ein konjervatives Wahlfyftem 
—* geſucht hat. Ich will von den Reſultaten nicht ſprechen, ſie 
nd Zujällen unterworfen; aber die Reſultate find die, daß die konſer⸗ 
vative Partei dem wenigſtens vergleichSmeife verftändigeren allgemeinen 
Wahlrecht etwaß zu verdanken und nichts dadurch verloren hat. 

Und hätte fie dem Minifterium ein Opfer gebracht — ich will nicht 
von Opfern fprechen, die das Minifterium dem Lande gebracht hat, denn 
wir find fie dem Lande ſchuldig, aber, meine Herren, dafür zeigen wir 
Ihnen die weiten neuen Provinzen auf, dafür zeigen wir 
Ihnen das befeftigte Königthbum auf, wir zeigen Ihnen daß 
vereinigte Deutjchland auf, wenn Sie darnach mit und abrechnen 
wollen ' werden Sie uns ſtark im Vortheil finden. 

Bir Tamen zur Regierung im Jahre 1862. Ich weiß nicht, ob 
Jemand unter Ihnen von Haufe aus geglaubt hat, daß wir die Sachen 
u einem glünftigen Ende führen würden. Aber bat fi außer uns bier 
Femand gejunden, der bereit war, fie durchzuführen? Was trat dann 
ein, wenn wir nicht den Muth gehabt hätten, die Miinifterftellen zn über» 
nehmen, bier drei Jahre lang alleinftehend mit elf Konferva- 
tiven verſchmäht, verlegert, angefeindet auszuhalten? Das 
aber vergißt man fehr raſch. Denken Sie fich, daß im Herbit 1862 
diejenigen Umftände eintraten, die unvermeidlich waren, wenn ich einfach 
im September zu Sr. Majeftät dem Könige nein ftatt ja fagte! Ich 
wiederhole: wollen wir conftitutionell regieren, jo bedirfen wir einer Ma⸗ 
jorität; verweigern die Herren, die vorzugsweiſe gewählt find, mit uns 
zu geben, diete Negierung halten zu helfen, verweigern fie uns ihre 
Stimmen, jo müſſen wir eine andere Majorität zu Anden fudhen, und 
finden wir fie nicht, was kommt dann heraus? Daß die Regierung ges 
nöthigt ift, fih auf mehrere verfchiedene Parteien zu flügen, mit denen 
fie innerlich nicht fo einig ift, wie fie e8 mit der konſervativen Partei zu 
jein glaubte; daraus folgen alle die Schwächen eines Eoalitionsminifte- 
riums, daß nicht handeln kann, weil e8 jeder Richtung Rehuung tragen 
muß, bald der einen, bald der anderen, und nicht von der Stelle Tann. 

Wollen Sie diefe Shwantungen über den Staat ver» 
hängen? Ich Tann nicht erwarten, daß Sie von mir verlangen werden, 
und von dem jegigen Minifterium verlangen, daß, wenn Sie uns bie 
Majorität verfagen, wir nichtödeftoweniger fortfahren follen, alle Unan⸗ 
nehmlichfeiten der Stellung zu tragen, ohne nad Abhülfe zu ſuchen; daß 
wir und zum Organ einer einzelnen Yraction, einer einzelnen Partei 
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Dafı ih den Konflikt nicht fürdte — meine Herren, id Gabe 
i lich die Stirn igt drei indurd, ab 
her ieibenben nation en tie oe „ —— iſt —— 


Abſicht.“ 

Auf die Bemerkung des Abgeordneten von Dieſt, daß 
die konſervative Partei ed ſich zur Aufgabe mache, die Ne 
gterung zu beben und zu flügen, daß er aber um feines 
Wahlkreiſes willen nicht für den Provinzialfonde ftimmen 
koͤnne, erwiderte der Graf Biömard: 


„Sch kenne diefen Wahlkreis genau, vielleicht genauer als der Herr 
Abgeordnete, weil ich länger in demfelben angefeilen geweſen bin wie er, 
und ich glaube, dag man mir dort alljeitig, wenigſtens von Seiten derer, 
die für den Herrn Abgeordneten geftimmt haben, beipflichten wird, wenn 
ich behaupte, da8 Heben und Stützen kann mir nichts helfen, wenn e3 
nicht in der Gefammtheit der Politik gefchieht. Ich kann mich nicht theil- 
weife heben und ftügen laflen, jonft komme ich aus dem Gleichgewicht. 

Die Regierung muß jo gehoben und geftügt werden, wie fie in der 
Gefammtheit vorhanden ift, und wenn der Herr VBorredner fi) vor böfen 
Worten der Wähler in feinem Kreije fürchtet, wenn er nad Hanje 
tommt, fo empfehle ich ihm dafür nur das Rezept, zu fagen, er habe 
mit mir geftimmt, und ich bin ficher, man wird ihm verzeihen!“ 


6. Februar. Bei der Abftimmung wird ein Antrag des Abg. 
von Kardorff, mit weldem ſich die Regierung einver- 
ftanden erflärt hatte, angenommen, wonad) zwar nicht ein 
Kapitalfonde, wohl aber eine jährlihe Summe von 500,000 
Thlen. der Provinz Hannover überwielen werden ſoll. 

Der Beihluß wird mit 197 gegen 192 Stimmen ge 
faßt, ein größerer Theil der Konjerwativen ftimmt dagegen: 
bei der endgültigen Abftimmung wird der Beihluß mit 
200 gegen 169 Stimmen wiederholt. 

Gleichzeitig wurde noch der Beſchluß gefabt: „Die Staats⸗ 
regierung aufzufordern, dem nächften Landtage Geſetzes⸗ 
Borlagen für alle Provinzen der Monarchie zu machen: 
1) über eime die Selbftverwaltung fördernde Umgeftaltung 
der Gemeinde», Kreiö- und Provinzial-Berfaflungen, 2) über 
Gewährung einer den näher feitzuftellenden Leiſtungen jeber 
Provinz und der dadurch bewirkten Entlaftung der Staats⸗ 
kaſſe entiprechenden Zahres- Einnahme. 
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Februar. Graf Bismarck erbittet und erhält unmittelbar nad 
dem Ausgange der Verhandlungen im Abgeorbnetenhaufe 
einen Urlaub auf unbeftimmte Zeit und begiebt fich 
auf feine Beſitzungen. Er macht davon beiden Häufern 
Mittheilung. 


Die Regierung und die Tonfervative Partei. 
Provinzial» Eorrespondenz vom 12. Februar. 


„Die jüngften Verhandlungen im Abgeordnetenhauſe haben eine Bebentung 
gewonnen, welche über das eigentliche Intereffe bes zunächft vorliegenden Gegen⸗ 
ſtandes weit binausreicht. 

Der Provinzialfonbs für Hannover ift ber Anlaß zu einer wichtigen und 
möglicherweife folgenreichen parlameutarifhen Berwidelung geworben: die Stellung 
des Minifteriums und ber fonfervativen Partei, welche bisher die hauptſächliche 
Stüte desſelben im Zanbtage war, ift dabei zu Tebhafter Erörterung gekommen. 

Die eindringlihen Vorſtellungen, welche ber Minifter- Präftident Graf 
Bismard in Bezug auf die Nothwendigkeit eines feften Anfchluffes an bie Re⸗ 
gierung behufs Vermeidung innerer Schwankungen ergehen ließ, haben einen 
tiefen Eindrud nach allen Seiten hervorgebracht; und dieſer Einbrud ift Durch ben 
unmittelbar barauf angeliindigten Entihluß des Minifter » Präfidenten,, fih auf 
einige Zeit von den Geſchäften zurückzuziehen, noch erhöht worden. Es iſt nicht 
zu verlennen, daß das Bebürfniß nad Erholung für den Minifter in dieſem Augen 
blid vorzugsweife durch „Die Reibungen der Staatsmafchine“ herbeigeführt worben 
ift, welde nach feinen neulichen Andeutungen aus der Unficherbeit und ben 
Schwankungen der Mehrheit im Parlament entftehen und auch die Fräftigfte Natur 
zu erfhättern geeignet find. 

Wie aber konnte es gerabe bei ber Frage bes Provinzialfonds zu fo tief ein- 
greifenden Erdrterungen fommen? 

Die Stimmführer der konfervativen Partei verfichern ausdrücklich: bie Frage 
habe für das konſervative Gewiſſen keine überwiegende Bebeutung, man habe grund- 
fäglih ebenjo gut für wie gegen den Provinzialfonds fiimmen können. 

Die bat es geſchehen Können, daß man es in einer foldhen grunbjäglich 
gleihglittigen Frage bis zu einem bebauerlihen Konflilt mit ber Regierung 
ommen ließ? 

Die ſchwere VBerirrung ift augenjcheinlich dadurch entftanden, baß die Partet, 
welche ſonſt die Unterftügung der Regierung nad Pflicht und Gewiffen als eine 
ihrer Hauptaufgaben erkannte, in biefem Falle niht gebührend berüdfichtigt 
bat, welhe Bedeutung Die Regierung der Frage, um die es fid 
handelte, ihrerfeits beilegen zu müſſen glaubte. 

Die Regierung bat freifihd vom erften Augenblid keinen Zweifel darüber 
beſtehen uaen daß fie die Angelegenheit des Provinzialfonds für Hannover eben 
fo wie die der Abfindung der enttbronten Fürften als ein Glied in dem Zu⸗ 
fammenbange ihrer nationalen Politik behandelt wiffen wollte Eben 
fo wie ber Minifter- Präfident in Betreff der Ausgleihung mit den Fürften bie 
Forderung ftellte, daß man nicht ein einzelnes Stüd feiner Politit aus dem Zu- 
fammenbang herausreiße und verwerfe, während man ſich ben Anfchein gebe, bie 
Sefammtpofitit zu billigen, mit demſelben Rechte legte er ſchon bei den Bor- 
berathungen über ben Provinzialfonds für Hannover den größten Werth auf bie 
politifche Bebeutung ber Sache nicht blos für Die nen erworbene Provinz, ſondern 
für den Eindrud in ganz Deutſchland. Die Regierung berief fich ferner darauf, 
daß eine ausdrückliche Königliche Zuſage an bie hannoverſchen Stänbe ertheit ſei, 
deren Nichterfüllung den übelſten Einbrud machen würde. Endlich ſtand die Frage 
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im en Bufammenbang mit ber laut verfünbeten Abſicht ber Regierung, eine 
—— Gefkferwaltung In ben einzelnen Provinzen anzubagnen. 

Diefe Erwägungen waren unzweifelhaft fo wichtig, baß diejenige Partei, 
—** ——e— vorzugẽeweiſe ale Stutze dienen will, ſich denſelben wicht hätte 

n ſollen. 

Wenn das konſervative Gewifſen (wie allſeitig verſichert wird) mit ber Be- 
willigung ober Verſagung bes Provinzialfonds an und flr ſich Nichts zu thun 
hatte, fo war es nm jo mehr Gewifſenspflicht einer der Regierung nabe ſtehenden 
Bartei, bei ihren Entſchließungen ben politiſchen Gründen und Geſichtepunkten ber 
Regierung volle Beachtung zu gewähren. 

Die Regierung mutbet, wie ber Minifterpräfibent wieberbolt 
verfidert hat, der lonfervativen Bartei fo wenig, wie einer auberen 
Bartei zu, in irgend einer Frage ihre Grunbfäge zu opfern und 
gegen ihr politifhes Gewifien au handeln. Grabe weil grund- 
fäglige und Gewiffensfragen für bie Partei eingeflandener Maaßen 
nicht vorhanden, für Die Regierung Dagegen uad ihrer wohl- 
begründeten und klar ausgefprodenen Anſicht nicht blos wichtige 
politifhe Berpflihtungen, fonbern gradezu bie Einldfung einer 
im Namen bes Königs gegebenen Zufage in Frage ſtanden, — bet- 
halb konnte und mußte die Regierung erwarten, baß bie Tonjer- 
vative Bartet alle Bedenken von blos praftifher Bebentung, alle 

wedmäßigleitsgründbe bereitwillig den von ber Regierung ext- 
ſchieden in den Bordergrund geftellten höheren Rückſichten opfern 
würde. — — 

Der bebauerliche Berlauf ber Berathungen kann nicht verfeblen, auf die Ber- 
hältniffe der Tonfervativen Partei im Abgeorbnetenhaufe einen erheblichen Einfluß 
zu Üben, unb zwar in ber Richtung, daß Die Aufgabe der Partei ale einer zu⸗ 
ber lägen Seite ber Regierung wieder Mar unb entihieden zur Anerlennung und 

tung gelangt. 
unähft aber wird das Herrenhaus in ber Frage jelbfl, um die es ſich zu⸗ 
nächſt handelt, wohl von Neuem Zeugniß davon ablegen, daß bie konſervative Bartei 
in Breußen in allen Fällen, wo e8 um bes Gewiſſens halber möglich iſt, ber 
jegigen Regierung gern und aufrichtig ihre Unterflüßung gewährt. 

Für das Herrenhaus find jene Irrungen in Bezug auf bie Bebentung und 
die Folgen ber biesmaligen Abftimmung, welihe im Abgeorbneteuhaufe einen jo be- 
denklichen Einfluß übten, nicht mehr mög: bie Erflärungen unb bas wei- 
tere Verhalten bes Mintfier-PBräfidenten haben nad allen Seiten 
völlige Klarheit Darüber verbreitet, welde Bedeutung bie Regie: 
zung ber Angelegenheit beimißt und weldhe Folgen ber Ausgang 
derfelben für bie innere Barteiftellung haben Ruh 

Das Herrenhaus war bei wichtigen Enticheibungen auch fonft bereit, bie 
Gefihtspuntte und Neigungen der Parteiftellung ben Korberun n einer großen 
patriotifchen Politik unterguorbnen: base Haus wird ben hbannoverfden 
Provinzialfonds [hwerlidh für einen genügenden Anlaß balten, 
um mit dem bewährten Träger einer Bolitil zu breden, welde 
„pie weiten neuen Provinzen, bas befefligte Königthum, bas ver- 
einigte Deutfhland” für fi aufzumweifen bat.” 


Im Herrenhaufe wurde der Verſuch, die Vorlage zu 
Falle zu bringen, zunädit in der Kommiſſion erneuert: 
mit 7 gegen 7 Stimmen wurde die Zuftimmung zu dem 
Beſchluß des Abgeordnetenhauſes abgelehnt, — aber ebenfo 
alle von Mitgliedern der Kommiſſion geſtellten Abände- 
rungdanträge. 
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18. Februar. Im Haufe felbit erfolgte mit großer Mehrheit die 
unveränderte Annahme. 


Der Provinzialfonds im Herrenhanfe. 
Provinzial» Eorrespondenz vom 19. Februar. 


„Das Herrenhaus hat die Zu t, welche jüngft an biefer Stelle ausge⸗ 
fprocden wurde, gerechtfertigt: bafjelbe hat in ber Angelegenheit des Hannoverſchen 
Provinzialfonbe bie Gefihtspunfte einer großen patriotiſchen Politik über alle 
anderen Rüdfihten unb Neigungen geftelt und ber Staatsregierung feine be- 
reitwillige unb volle Unterflügung zur Durchführung ihrer Abfichten für bie neue 
Provinz gewährt. 

Babtreiider als gewöhnlich waren bie Mitglieder bes Hauſes zu biefer Be⸗ 
rathung berbeigelommen unb von 141 Anweſenden haben 127 ihre Zuflimmung 
zu der Borlage ertheilt; nur 14 haben ſich bagegen erklärt und auch biefe nicht 

egen die beantragte Bewilligung überhaupt, fonbern theilweiſe nur gegen bie 
5 be unb Form berfelben. 

Die Frage, welche bie politifchen Kreife unermwarteter Weiſe jo lebhaft er- 
regt hatte, ıft fomit unter Uebereinftimmung ber Regierung unb ber beiben Häufer 
bes Landtages zu einer befriebigenden Löfung geführt: für bie provinziellen Be⸗ 
dürfniffe von Hannover, infoweit diefelben früher aus allgemeinen Staatsmitteln 
befriebigt wurden, ift auch jet von Staatswegen Borforge getroffen, zwar nicht, 
wie urjprünglich beantragt war, durch Ausfonderung eines eigenthümlichen Kapitals, 
aber durch dauernde Bewilligung einer beflimmten Rente. 

So ift denn bie mwohlwollende Abſicht bes Königs für bie neu erworbene 
Provinz erfüllt. 

Es ift bei der früheren Beſprechung ber Angelegenheit mebrfach hervor⸗ 
gehoben worben, daß es fih für die Regierung um bie Erfüllung einer ben han⸗ 
noverihen Ständen ertheilten ausdrücklichen Königlichen Zuſage handle. 

Diefe Zufage bezog fi freilih (mie von anderer Geite betont wird) zu- 
nähft nur auf bie en des Geſetz⸗ Entwurfs an ben Landtag. Die Er- 
fülung lag nicht in der Hand ber Regierung allein; fie hing zugleich von dem 
ſelbſtſtaͤndigen unb unabhängigen Ermehen ber Landesvertretung ab. Bei ber Er- 
theilung jener Zufage aber hatte Die Regierung von ber Zuverficht ausgehen müſſen, 
daß diejenigen Parteien, welche fich die Unterflägung der Regierung, zumal in 
Fragen, auf weiche dieſe ein beſonderes Gewicht legt, zur Aufgabe geftellt haben, 
ibr aud bei der Erfüllung der durch jene Verheißung erwedten Hoffnungen be- 
reitwillig zur Seite ſtehen würden. 

In ſolchem Sinne ift Seitens ber Regierung fowohl, wie an biejer Stelle, 
auf bie ertbeilte Zufage bingewiejen worden. 

Des Könige Erwartung ift nicht getäufcht worben: nur vorübergehende un⸗ 
berechtigte Zweifel über bie Bedeutung ber Angelegenheit haben eine augenblidliche 
Ungewißheit über den Ausg berjelben erzeugen Fönnen. Nachdem dagegen ber 
Berlauf der Berathungen m Abgeorburtenbaufe volle Klarheit über Die Abfichten 
und bie Stellung ber Regierung verbreitet hatte, nachdem bie Frage entichieben 
als eine Frage des Vertrauens und ber Zuflimmung zu ber ——— der 
Regierung erkannt war, konnte es nicht mehr — ſein, daß die Königlichen 
Berbeißungen für Hannover bereitwillige Erfüllung Seitens der Landesvertretung 
finden würden. 

Die Politik, welcher nunmehr auch das Herrenhaus zugeftimmt bat, iſt eine 
Bolitit des Wohlwollens und ber Gerechtigkeit. Der Regierung liegt gewiß bie 
Meinung und die Abficht fern, „ben Batridtiemus der Hannoveraner mit Selb 
zu erlaufen“; wohl aber darf fie hoffen, durch Milde, Gerechtigkeit und brüber- 
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liches Entgegenlommen für bie neuen Provinzen bort einen 
auf weldem allmätig Anhängticteit und patriotiſche Hingebung ——— fuer. 


tik, andern eine * 
nationale Politit befolgt und eben deshalb rg ertrauen be6 peutjchen 8 Bis 
in vollem Maße in Anfprud nehmen barj. Es bewährt fih bierim, mit 
gutem Rechte Graf Bismard barauf hinbentete, daß diefe haunoverſche se 
nur {em  Sufammenhange der gejammten Politik Prenßens richtig bemrikeik 
werben 

Indem bas Herrenhaus durch feinen jüngften Beſchluß von Rene mm 
vollſter Cntfejiebenheit für biefe Politif eingetreten iR, hat daffelbe zugieh 
die Zuverſicht erhöht, daß bie konfervatine Partei, welche ber Kegie- 
tung bisher mit vollem Vertrauen nub mit Hingebung gefolgt iR, 
fort und fort ihre Anfgabe und ihre Ehre darin finden werte, 
einer Regierung, welche fo Großes für Preußen und Deutfälan 
errungen und gejhaffen hat, zur feften Stüge an dienen.“ 


29. Februar. Aus der Thronrede des Königs beim Schlaufe 
des Landtages. 


Durch die Bewilligung bed Yeaning ialfonds für Hannover haben 
Sie nicht blos den Roche fihten der Biligt eit und des Wohlmwollens, ven 
welden Meine Entſchließungen den neugemonnenen —— 

geleitet werben, Ihre Zuftimmung erteilt, fonbern qugleic) 

en Boden betreten, auf welchem nad der Abſicht ‘Deiner 

auch für alle anderen Provinzen eine erfolgreiche Seifen a 
wachſen foll. 

Mit Befriedigung erfenne Ich es an, daß Sie denjenis itifhhen 
Geſichtspunkten und rmägungen bei — von — Dax 
Regierung bei dem Abfchluffe der Aus eicungs-Bertcäg e mit dem früheren 
Sandeöherren von Hannover und Naflau en h. 

8 — E ee be Shrerfeis bagı dazu gr hide 35 = 
erhältniffen eine fei rundlage zu geben umd ihre friel und 
Entiidelung zu ſichern. nr 

Deine Regierung ift in ihren auswärtigen Beziehungen 
beftrebt geweſen, ihren Einfluß für die Erhaltung und gets * 
europãiſchen Friedens zu verwerthen, und kann mit 
funden, daß dit Beh * en, da fe KH Koi der auswärtigen 
jierungen in freundſchaftlicher und mohlmo Gefinmun: 
Bender, die Bürgfchaft des Erfolgeß in fi tragen. Ich En gi 
—* Gusfpreden, daß das — begründete allgemeine Bertreus 

die Entwidelung der geiftigen und materiellen Güter und des Behl- 
Rande der Nation die erwünfchten Früchte tragen werde. 
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König Georg von Hannover. 


19. Februar. Die hannoverſche Legion. 


Provinzial» Correspondenz vom 19. Februar. 


„Schon zur Zeit, als bie Fupeinburger Frage eine Berwidelung zwiſchen 
Dentichland und Frankreich herbeizuführen drobete, Tieß König Georg in feinem 
früheren Lande Werbungen zu einer hannoverſchen Legion veranftalten, welche fidh 
in Holland fammeln und im Anſchluſſe an die Franzoſen gegen ihr Vaterland 
marfchieren follte. 

Als fobann bie Inzemburgifche Angelegenheit eine friedliche Löfung fan, 
begab fi die in Holland gefanmelte Schaar von Hannoveranern nach ber Schweiz, 
wo fie in fefter militäriſcher Eintheilung verblieb und aus Mitteln des Könige 
Georg fort und fort ihren Unterhalt erhielt. Durch ihr miüßiges Umbertreiben und 
ihren Uebermuth erregte biefelbe bort vielfach Aergerniß und wurbe von der Schweizer 
Bevölkerung, fo wie von den Kantonsregierungen nicht grade freundlich angefehen. 

Bor kurzem begab fi nun dieſe jogenannte „Hannoverſche Legion“ aus der 
Schweiz nah Frankreich, wo fie zunächſt im Elſaß unmittelbar an ber beutichen 
Grenze Aufenthalt nahm. 

So ungefährlich dies thörichte Unternehmen ift, fo mußte e8 doch Befremben 
erregen, daß eine offenbar gegen Preußen gerüftete Schaar hannoverſcher Flücht⸗ 
linge ihre Ueberfiebelung von ber Schweiz nad) Frankreich mit Hülfe fterreichifcher 
Päſſe bewerkftelligt hatte und baß biefelbe in Frankreich, wie es zuerft hieß, ent- 
gegenlommende Aufnahme von Seiten der Behörden fanb. 

Die franzöfiiche Regierung hat inzwilchen ihrerfeits Schritte getban, um 
einer ſolchen uflaffung zu begegnen: de bat die Mannfchaften von den Offlzieren 
getrennt und bie aar von der beutjchen Grenze entfernt. Die preußifche Re⸗ 
gierung hat feinen Grund, den freundlichen Abfichten Frankreichs in Bezug auf 
Die weitere Behandlung der Sache zu mißtrauen. Ä 

Bas Oeſterreich betrifft, jo ift Seitens ber bortigen Regierung bie Ber- 

ficherung gegeben worben, daß bie Päfle flir die Hannoveraner von ber öfler- 
reichifehen Polizeibehörde ohne Wiffen der öſterreichiſchen Staatsregierung ertheilt 
worben jeien, was mit Bezug auf bie große Zahl ber Päfle 1500) unb bie 
unverlennbare politifche VBebeutung ber Sache jedenfalls hochſt auffällig er- 
fcheinen muß. 
Die Erörterungen zwifchen ber preußifchen und ber öfterreichifchen Regierung 
über biefen Punkt find noch im Gange; es läßt fich deshalb auch noch nicht beſtimmi 
angeben, ob unb inwieweit in der Angelegenheit eine Verletzung bes Völler⸗ 
echte fattgefunden bat. Das aber kann wohl keinem Zweifel unterliegen, daß 
bie Fortſetzung ber Öfterreihen Gaſtfreundſchaft füreinen Fürſten, 
welder preußiſche Untertbanen zu einem friegerifhen Unter- 
nehmen gegen Preußen anwerben und ausräüften läßt, nicht gerade 
als ein Beiden einer freundfhaftliden Stellung zu Preußen be- 
tradtet werben kann. 

In Bezug auf das Gebahren des Könige Georg hat der Staats» Minifter 
von ber Heydt foeben im Herrenhbaufe ausgeſprochen, daß, wenn bie feindlichen 
Berjuche befjelben fortdanern, wenn ber König Georg eine Stellung einnimmt, 
die mit dem Geift und Sinn des mit ihm abgefchloffenen Bertrages durchaus 
im Wiberfpruch flieht, wenn ber König Georg Mißbraud macht von bem ihm 
gewährten Aufenthalt in Hieging, die Regierung bann verpflichtet fein wird, das 
Bermögen bes Königs Georg mit Sequefter zu belegen unb feinen Thaler von 
der Rente herauszugeben, bis auch ber anbere Theil eben fo ehrlich, wie wir, ben 
Bertrag zu halten entichloffen if. 

Ian barf fich jebenfall® verfichert halten, daß unfere Regierung das In⸗ 
tereffe Preußens dem König Georg gegenüber ebenjo wie nach allen Seiten zu 
wahren wiflen wird. 
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22. Februar. Demonftrative Borgänge am Hofbalt bei 
Königs Georg zu Hiepingen bei der Feier ber füberne 
Hochzeit defjelben. 


20. Februar. Erflärung bes öfterreichifchen Kanzlers vou Beuf über die & 
theilung oſter reichiſcher Päſſe an Welfenlegionäre auf eime Imer- 
pellation in ber Reichötagebelegation. 

Der Kanzler giebt bie Unregelmäßigleit der , auf Berlangr 
eines Beauftragten —* Hietzinger —* an eine —— — ahl nicht im Laube be 
findlicher Hannoveraner von der Polizeidirection ohne Erlaubuiß ber Regieruzz 
ertheilt und ſelbſt aud der Schweiz zugeididt worden feien. Es habe bas Au 
laß zu einer ſehr ernften Rüge gegeben. 

Die Borgänge in Hiekiug am 18. müßten als Familienfeſt betrachtet werder 
Allerdings müfje die Gaſtfreundſchaft, welche bereitwillig gewährt werben, fh is 
gewiffen Grenzen halten. 


Beſchlagnahme des Vermögens des Königs Geerg. 
2. März. Bericht ded Staatd-Minifterrumd an S. M. den König 


„Als das Staatsminiſterium die Genehmigung En. a Gen. * 
jeftät” für da8 am 29. September v. J. mit dem König a nn 
troffene Abkommen ehrfurchtsvoll nachſuchte, war es ſich woh 
daß dadurch eine endgültige Anerkennung des Prager Friedens hg ie 
durch die Ereigniffe in Deutfchland gef@affenen Zuſtandes Seitens dei 
Könige Georg nicht erlangt war. Deflenungeaitet purfte c6 die Wer: 
böchfte Oenehmigung. befürworten, weil e8 in der Natur des Bam 
Berhältnifies Tag, die Fortjegung von Yeindjeligleiten des einen Thale 
gegen den andern auszuſchließen. Ohne die Borausjegung eines durd 
die Berhandlung von | elbſt eintretenden Friedensſtandes —— d ie der 
Ew. Koniglichen Majeſtät in. jo oßnunbiger Weiſe gebotenen 2 — 
weder gewährt, noch angenommen werden. acer Au des 
Vertrages darf als unmöglich begeicpnet erben, In — une 
—8 Deutſchland und Europa den Abſchluß des Vertrages als eine Becz 
haft der Ruhe und des Friedens begrüßt, hat der Yandtag der Dies 
archie feine Zuftimmung zu ben Borlagen ertbeilt, durch der Ust 
führung bed Vertrages und der Verwendung der dazu erforderlichen 
Beldmittel eine gejeplihe Grundlage gegeben werden ſollte, haber 
Em. Königliche Möienät das ber br 84 fanctionirt. 

Der König Georg V. aber hat durch feine Unterfchrift die ze 
wendigen Borausfegungen und Bedingungen, ſowie die ebenfo no 
Folgen des Bertraged vor ganz Europa anerkannt. 

Dos Staatsminifterium fieht fich heute gendthigt, die Thatſeche z⸗ 
betunden, daß dieſe Borausjegungen und Bedingungen von dem anders 
hei nid erfüllt worben find. 

Der König (Beorg bat auch nach dem vollftändigen —— de 
Vertrages und dem dieſſeits gemachten Anfang zur Ausrührung befielber 
micht unterlafien, die Feindſeligkeiten fortaufeten, aus Unterthauen Ex. 
Königlichen Majeſtät, welche durch feine Agenten angeworben und jan 
Theil zur Defertion verleitet worden find, Truppenlörper zu bilden, weiit 
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unter der —— Abſicht, ſie bei nächſter günſtiger Gelegenheit 
feindlichen Handlungen gegen Preußen Behufs „oßreifjung einer rovinz 
es Staats zu verwenden, militäriſch organifirt, mit Offizieren und 
Unteroffizieren verfehen worden find, und für den Hinftigen Dienſt gegen 
das eigene Vaterland auf fremden Boden a eingelibt werden. 
Der dienftliche Verkehr zwifchen diefen Tiruppentbeilen und der bei dem 
König Georg in Hießing befindlichen Hofdienerfchaft, die Ertheilung von 
Befeblen und die Ueberſendung von Geldmitteln zur Beſoldung der 
Truppen von dort aus ift amtlich feftgeftellt worden. Der König Georg 
felbft bat in öffentlichen erungen * zu den feindlichen Beſtrebungen 
gegen den preußiſchen Staat, welche von ſeiner Dienerſchaft ins Werk 
2* ſind, bekannt, zur Fortſetzung derſelben aufgemuntert und die Treue 
von Unterthanen Ew. Königlichen Majeſtät zu erſchüttern verſucht. 

Die Hoffnung, daß der Köni Georg den Ratbichlägen und Mah⸗ 
mungen befreumdeter Höfe zugänglich fein und in eigener richtiger Wiirdigung 
der durch den Vertrag ihm zugefallenen Verpflichtung die Feinbfefigkäiten 
einftellen und die geworbenen Truppen entlaffen würde, bat fich nicht 
verwirklicht. 


Die Negierung Em. Königlihen Majeſtät fieht ſich daher auf die 
Mittel angewiefen, welche ihr bh zuftehen, um ihrer Berantwortlichteit 
für die Sicherheit des Staatögebiete® und die Ruhe der Bewohner 
defielben zu genügen. 

Die gerichtliche Unterjuchung gegen die Perfonen, deren dienftlicher 
und leitender Verkehr mit den Fubeern der gegen Preußen gemorbenen 
Truppen feftgeftellt ift, und die Berfegung dieſer Perfonen in den An» 
klagezuſtand außgelprodpen. 

Die Geſetze des Landes würden es geftatten, das gerichtliche Ver⸗ 
fahren wegen der auf Losreißung einer Provinz des preußifchen Staates 

erichteten Handlungen auch auf die Perfon des Königs Seerg auszu⸗ 

32 Die unmittelbare Folge davon würde die gerichtliche Beſchlag⸗ 
nahme des gefammten Vermögens deflelben fein. Das Staatsminifterium 
faubt den erhabenen Gefinnungen Em. Königlichen Majeſtät zu ent- 
prechen, wenn ed in Rückſicht auf die frühere Stelluug des Königs Georg 
fih enthält, Em. Königlichen Majeſtät diefen Weg zu empfehlen. 

Der Berzicht auf gerichtliches Verfahren führt aber zu der Noth⸗ 
wendigfeit, daß auf anderem Wege die reichen Hülfsmittel, welche dem 
König Georg vom Staate bewilligt find, für letzteren fo lange unſchädlich 

emacht werden, biß für das Verhalten des Königs Geor biejenigen 
ürgfchaften erlangt fein werden, welche ſich nach feinem biäderigen ers 
fahren als nothwendig beraußgeftellt haben. 

Der König Georg bat durch feine Handlungen deutlich zu erkennen 

egeben, daß er fich als im Kriegszuſtand gegen Em. Röniglice Majeſtät 

— 2*— angeſehen wiſſen wolle. Mit dieſem Verhältniß iſt es unver⸗ 
träglich, daß ihm von Preußen die Mittel zur Kriegsführung gegen 
Preußen gewährt merbeu. 

Das Staatsminifterium erachtet fi) daher verpflichtet, Em. König- 

lichen Majeftät ehrfurchtsvoll vorzufchlagen, durch einen Alt der Gefet- 
ebung daB gefammte Vermögen des Königs Georg V. für die Sicherheit 
De preußifchen Staates, die Abwehr der vorbereiteten Angriffe und für 
alle Folgen der ftaatögefährlihden Unternehmungen dieſes Yürften und 
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feiner Agenten, fowie für die dem preußifchen Staat dadurch verurfachten 
Koften haftbar zu machen und dafielbe zu diefem Behuf unter Sequefter 
zu ftellen, ohne die Rechte ded Geſamnithaufes Braunfchweig an der 
Subftang des Yürftlihen Fideikommiſſes, welche von denen des Königs 
Georg, als zeitigen Nutznießers, unabhängig find, zu beeinträchtigen. 

Die Nothmwendigleit des Altes, welchen das Staatsminiſterinm 

Em. Königlihen Majeftät vorfchlägt, wird nicht allein durch die Pflicht 
egen bad eigene Land, fondern aud durch die unabweißliche politifche 
üdficht auf die Gefahren bedingt, welches jedes feindjelige Unternehmen 
gegen einen einzelnen Staat für die e Deutſchlands und den Frieden 
ed gejammten Europa in feinen legten onjequengen in fi) birgt. 

Da die Umftände nicht mehr erlaubt haben, dem Landtage der Mon- 
archie eine entiprechende Borlage noch im diefer Seſſion zu machen, fo 
bittet da8 Staatsminiſterium Em. Königliche Majeftät ehrfurchtsvoll, die 
alleruntertbänigft beigefügte Verordnung mit Geſetzeskraft, unter Bor 
behalt der Borlegung in der nächften Sigung des Tandtages, Wllergnäbigft 


erlaſſen zu wollen.“ Das Staatd-Minifterium. 


Allerhöchſte Verordnung. 


Bir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x., verorbisen, 
auf den Antrag Unferes Staatsminifteriume, auf Grunb bes Artilels 63 ber 
Berfafjungs- Urkunde vom 31. Januar 1850, was folgt: 

8.1. Sänmtlide, nit dem Staate Preußen verbliebene Wertbobjelte, 
welche der Bertrag über bie Bermögensverhältniffe bes Könige Georg vom 29. Sep⸗ 
tember 1867 zum Gegenftande bat, nebft ben no in Händen ber preufiichen 
Staatsregierung befindlichen Auffünften davon, insbeſondere ben fülligen, bisher 
nicht berichtigten, fowie den Tünftig fällig werbenben Zinfen, werben hierdurch mit 
Beſchlag belegt; ingleihen das hierunter nicht mitbegrifiene, innerhalb bes preu⸗ 
Bilden Staatsgebiet befindliche Vermögen bes Könige Georg, und zwar obue 
Unterfhieb, ob Über bie bier Degeichneien Objekte feit dem 29. September 18367 
bereits Verfügungen bes Könige Georg, namentlich Beräußerungen ober Eeifionen 
an Dritte ftattgefunden haben oder nicht. 

8.2. Die im 8. 1 gebacdhten Gegenftänbe ber Beichlagnahme, fomweit fie ſich 

nicht bereits auf Grund des Bertrages vom 29. September 1867 in preufikher 
Berwaltung befinden, find von ben bamit zu beauftragenden Behörden in Bert 
und Verwaltung zu nehmen. 
Ä In Ausübung der Eigenthumsrechte an biefen Objekten wird der König 
Georg durch die verwaltenben Behörden mit voller rechtlicher Wirkung vertreten. 
Ausftehende Forderungen finb bei Eintritt der Fälligfeit durch die verwaltenben 
Bebörben einzuziehen. 

Aus den in Beichlag genommenen Objelten und beren Revenüen finb, mit 
Ausichliegung der Rechnungslegung an den König Georg, die Koften der Beſchlag⸗ 
nahme und ber Verwaltung, jo wie der Mafregeln zur Ueberwadhung und Ab⸗ 
wehr ber gegen Preußen gerichteten Unternehmungen bes Könige unb 
feiner Agenten zu beftreiten. Verbleibende Ueberichüffe find dem Vermögensbe⸗ 
ftande zuzuführen. 

8.3. Berfügungen bes Königs Georg über die der Beichlagnahme unier- 
fiegenben Gegenftänbe, insbefonbere Berkußerungen und Ceſſionen, find ohne recht⸗ 
(ide Wirkſamkeit. — — 

8.4. Die Wiederaufhebung ber Beſchlagnahme bleibt Königlicher Verord⸗ 
nung vorbehalten. 





62. Beichstngsfelliun 1868, 


Bom 23. März bis 20. Inni. 





1868. 23. März. Aus der Thronrede ©. M. des Königs. 


Geehrte Herren vom Neichdtage des Norddeutichen Bundes! 


Zum dritten Male begrüße ich Sie im Namen der verbündeten Re- 
gierungen, um in Gemeinihaft mit Ihnen den Ausbau der Berfaflung 
e8 Norddeutfchen Bundes fortzufeßen. 

In Ihrer Testen Seffion haben Sie durch Herftellung organifcher 
Einrichtungen die Grundlagen gefchaffen, auf welchen nunmehr die Geſetz⸗ 
gebung ded Bundes diefen weiteren Ausbau feiner inneren Einrichtungen 
zu bewirken bat. Die Gejeg-Entwürfe, welche zu diefem Zwecke Ihrer 
verfaflungsmäßigen Beſchlußnahme unterbreitet werden follen, find dem 
Bunbedrathe vorgelegt und zum Theil fchon von demfelben berathen worden. 

Im Einverftändnig mit Meinen Verbündeten habe Ich Behufs Unter- 
handlung diejer A— und um die völkerrechtliche Stellung des Nord⸗ 
deutfchen Bundes zur Geltung zu bringen, die in der Berfaffung vorge 
fehbene Vertretung des Bundes im Auslande bergeftellt, und iſt 
diefer Schritt zu meiner lebhaften Genugthuung alljeitig in dem Geiſte 
aufgefaßt umd erwidert worden, aus weldyem er bernorgegangen war. Er 
bat die freundfchaftlichen Beziehungen gefördert und befeftigt, welche zwifchen 
dem Nordbeutihen Bımde und den auswärtigen Mächten beftehen und 
deren Pflege und Erhaltung der Gegenftand Deiner unausgejegten Sorg- 
falt bleiben wird. 

Ich darf daher der Ueberzeugung Ausdruck geben, daß der Segen 
de3 Friedens auf den Anftrengungen ruhen werde, welche Ste der Förde⸗ 
rung der nationalen Intereſſen widmen wollen, zu deren Pflege und zu 
deren Schub das gefammte deutfche Vaterland fig verbündet bat. — 


2. April. Die Diätenfrage. 
Grllärung ded Grafen von Biömard (bei der Bera- 
thung ded Walded’schen Antraged auf Bewilligung von 
Diäten an die Reichötagdmitglieder.) 

(Sefthalten an dem SKompromiß; das Berfafiungsieben 
eine Reihe von Kompromifien; Süddeutſchland und der 
Liberalismus.) 

Ih will mic enthalten, in die Gründe, welche für oder gegen Diäten 
fprechen können, von Neuem einzugeben. Ich glaube, wir finden fie fehr 
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viel reichlicher, wenn wir die Berbandlungen nochmals nachleſen, welche 
vorgeftern nor eimem Jahre bier ihren Abſchluß fanden. Damals find 
diefelben ‘Dinge eben fo gut und warm gejagt, die wir —* wieber 
bört haben, und ich enthalte mich, daran? einzugehen, obſchon ih es 
Standpunkte eines Miniſters reip. Bundesfanzlers doch nicht für ei 
fo geringen Gewinn anfchlagen kann, wenn Zeit gewonnen wird, 

lich dadurd, daß die Zahl der academifchen Vorträge von dieſer Tribüne 
vermindert wird, die Zahl der unpraftifchen Vorträge. Wenn Zeit ge 
wonnen wird, ift die Anzahl derer größer, melde überhaupt hierher zw 
fommen im Stande find, und fie beſchränkt fich nicht, wenigftens fo wen 
fie mit Leichtigkeit kommen können, auf diejenigen, welche zu Haufe wenig 
thun haben. Die Leichtigkeit, Abgeordneter zu werden, iſt nicht muchr 
edingt durch den Mangel an einem regelmäßigen Berufe, fie ſteht wide 
mehr im umgelehrten Verhältuiffe der vegelmäßtgen Beihäftigung außer 
halb der Sigungs- Zeit, und das ift für die Art der Bertretung bed 
immer ein erbebliher Gewinn. 

Ich will Sie aber aufmerkſam machen auf den Eindrud, den es auf 
die verbündeten Regierungen machen muß, wenn dieſes mühſam er- 
rungene Compromiß des Verfaſſungswerkes nad faum zwölf 
Monaten wiederum in Frage geftellt wird. Die ganze 
verfaflung, wie fie vorliegt, ift ein Compromiß: wir haben nad 
Sie haben nachgegeben. Kaum fiten Site darin, fo wollen Ste das, wei 
Sie mit der einen Hand nachgegeben haben, mit der andern zurädzschen. 
Das ift fein Spiel, wie wir e8 voraudgefehen und verflanden haben und 
auf das wir ums werden einlaflen können. Was für einen Eindruck würde 
es Ihnen machen, wenn die Hegierungen jet Anträge auf Berfaffungs- 
Aenderung, Anträge im Sinne der Berftärfung ber 
wenn wir jeßt etwa den Antrag ftellen wollten, die Zahl der Jahre zu 
vergrößern, für die das eijerne Militär» Budget being worden iR, ader 
den Antrag, nachträglich die Nedefreiheit zu befchränten? Würden Ex 
nicht jagen, was haben die Regierungen fir ein Intereſſe — wenn Ihren 
daran liegt, den kaum geftifteten Bund zu erhalten — jetzt Die Gumbe- 
mente, die wir dafür vor kaum einem Jahre durch Ueberei X 
baben, in Frage zu ftellen und daran zu rütteln? Bor diefem Nüttelz 
an den Fundamenten warne ih Sie, meine Herren, im muier 
Aller Intereffe. Die Einrichtungen find noch nicht jo ſeſt ‚ 
haben noch nicht fo tiefe Wurzeln gejchlagen, daß wir heut z 
und in Frage ftellen dürften, was wir vor einem Jahre nach einem mäh- 
famen Compromifie zu Stande gebracht haben. Wer das Anſehen der 
Compromiſſe nidt ehrt, der ift für eine conftitutionelle Ber- 
faffung überall nit reif; denn das Berfafiungsleben beſtein amt 
einer Reihe von Compromiſſen; diefe heute zu geben und morgen 
zurädzunehmen, ift feine conftitutionelle Bo itik! 


Der Herr Abgeordnete (Walded) bat Bezug genommen auf em 
Aeußerung von mir, nach welcher die Regierungen oder bie Geounersme 
der Süddeutſchen Staaten dem Anſchluſſe an den Rordbeutiden Yeumt 
widerfirebten; er hat dies in einer Weife gethan, als hätte ich Damıt zu- 
gegeben, daß die Stidbeutihen Bevölterungen geneigt wären, ſich dem 
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Norddeutſchen Bunde anzuſchließen. Er jelbft hat daraus bie Folgerung 
gezogen, daß diefe Geneigtheit erheblich wachſen würde, wenn wir nur 
etwas fiberaler würden. Ich muß mich gegen die Vermuthung deden, 
dag ich eine mit den Thatjachen fo wenig übereinflinmende Andeutung 
meinerjeits hätte machen wollen. Warum wollen die Süddeutfchen 
nicht zu uns fommen?. nicht weil wir ihnen nicht liberal genug 
find, —*18 weil wir ihnen viel zu liberal ſind. 

Das iſt der einzige Grund. Sie lachen, meine Herren, und ſehen 
den einfachen Thatſachen nicht ins Geſicht. Unter den Sübdeutfchen 
Staaten ift der liberalfte von den dreien unzweifelhaft das Großherzog. 
tbum Baden. Dort finden Sie volle Bereitwilligleit zum Anfchluß. “Die 
liberalen Suddeutſchen wollen fi anjchliegen. Die ir nicht anfchließen 
wollen, find die reactionairen Parteien. 

Ih will diefe Barteien nicht näher bezeichnen, die jingften Wahlen 
in Saddeutſchland haben fie Mar vor Augen geftelt, und Sie können 
wohl denken, mit welcher innern nz ich Ihre Heiterkeit anfehe und 
erwiebere, die eine ſolche Unmwifjenbeit in Derug auf die Thatſachen bezeugt. 

Wenn wir diefen Parteien, die in Süddentichland die Oberhand 
baben, einige Conceſſionen in reactionairer Richtung machen könnten und 
machen wollten, vieleicht gewiſſe Bürgfchaften, die augenblidlich vielleicht 
m dem Nachbarſtaate, nad dem Alle fehnfüchtig Hinbliden, zum Yall 
fommen werden, ihnen geben wollten — und das witrde- feine Liberale 
Maßregel fein — dann würden wir vielleicht eine Süddeutfche Majorität 
für den Anfchluß gewinnen können. Ich Lafle es unentſchieden, ob es ein 
Vorzug ift, liberal zu fein oder nicht; aber Derjenige muß Süuddeutſch⸗ 
land mit Ausnahme Badens fehr wenig kennen, der nicht weiß, daß im 
Liberalismus fie Dort — ich will nit fagen, um ein Menſchen⸗ 
alter, wohl aber um diejenige Zeit, die feit der Juli-Revolution 
verfloffen ift, Hinter uns zurück find. 


(Der Waldeckſſche Antrag wurde abgelehnt.) 


Die parlamentarifhe Redefreiheit. 


Erklärung des Grafen v. Bismarck auf den Antrag 
des Abg. Lasker: 

„Kein Mitglied eines Landtages oder einer Kammer eines 
zum Norddeutſchen Bunde gehörigen Staates darf zu irgend 
einer Zeit wegen feiner Abftimmung ober wegen ber in Ans⸗ 
übung feines Berufes getbanen Aeußerungen gerichtlich ober bis- 
ciplinariſch verfolgt, ober fonft außerhalb der Berfammlung, zu 
weicher es als Mitglied gehört, zur Verantwortung gezogen 
werben. 

[Ablehnung für die Reichsgeſetzgebung; Entgegentommen 

für Preußen 
Ich begrüße den Antrag, weil er von einer Seite fommt, von der 
er kommt als ein Beweis fortfchreitenden Vertrauens auf die Art, wie 
die Bundes⸗Inſtitutionen ſich entwideln werden. Wenn ich mich micht 
irre, fo war man bei Berathung der Berfafjung nicht ganz zweifellos 
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über das Maß der Einwirkung, welches man der Bundesgejeggebuneg auf 
die Landes» Berfafjungen beilegen folte. Man war nicht frei von 
der VBeforgniß, daß diefe Berfammlung unter Umftänden — 
ſetzung haben könnte, welche die Möglichkeit einer Annäherung am 
"Tarißbaber Beichlüffe“ nicht ganz ausjchlöfle.e Man fürchtete, der Epic 
ben, fie gr ans je — Umftänden —X 
werden. eue mich, daß die Herren von dieſer rchtung geheili 
nd und biefen Antrag ftellen, und fo lange ich an biefer Stelle flche, 
ffe ıh, follen Sie fih auch in diefem Vertrauen nicht täuſchen. Was 
meine Stellung zum materiellen Inhalt bed Antrags felber betrifft, io 
babe ich mic son u und auch an diejer Stelle darüber 
Selegenheit gehabt. Ich halte es im Ganzen für keine Wohlthat, were 
ein Theil unjerer Mitbürger mit dem echte begabt wird, im gemiiien 
Näumen und bei gewifien Gelegenheiten die anderen zu beleibigem, ohne 
daß dieſe dafür Remedur finden können. Ich halte die Annahme des 
Antrages an ſich für ein Uebel, aber für ein ſolches, welches ich 
unter Umftänden in Kanf nehme für einen höheren Preis, für 
den Preis des inneren Friedens in einem großen Lande. 

Ich würde es noch Tieber jehen, wenn der Antrag ſich in der rt 
modificirte, wie er im zweitgrößten Lande bed Bundes, in Sachſen be- 
ftebt, wo die Redefreiheit nur limitirt iſt zu & Bunften berjenigen melde 
fih außerhalb des Haufes befinden. find alſo preißgegeben de 
Mitglieder der Berfammlung und die Miniſte 

Die Mitglieder können fich ehren malt und bie Minifter auch; fie meien 
Ni jo Manches gefallen laſſen, fie mögen auch dieſes hinnehmen ; exe 

braucht ja Niemand Miniſter zu wer 

Aber ‘Diejenigen, welche fe außerhalb der Berfammlung befinden. 
würde ich gern be hüßen. Aus diefem könnten Sie entnehmen, dei :& 
bem Antrag nicht widerjprechen würde, wenn er fi) in jeiner Zorm als 
das charalterifirte, was er der Sache nad) wohl ift, nämlich als ein Am- 
bruch der Ungebuld, daß die Sade in Preußen fi) fo langſam entwickele 
als bill of attainder in Betracht der Preußiſchen Zuftände. Ich wirt 
den Antrag annehmen und im Bundesrathe empfehlen lönmen, wem cr 
in feinem Eingange etwa fo lautete: Kein Mitglied des —— & 
Landtages darf zu irgend einer Zeit ꝛc. Dann trüge ic die Berantmer 
tung dafür in Preußen allein, und da babe ich in der Art, wie ich vechz 
andeutete, mir meinen Ber darüber gemacht. Ich halte Die Sade 
für nit fo bedeutend, daß ih barum den Frieden im Lantı 
weiter trüben follte. 

Eine andere Frage aber ift die, ob wir unfern Bundesge: 
nofjen die Sade im in Bes: der Gefepgebung aujdrängen ſollen 
Weile, wenn fie ale jole oufgefat werden, (und wir nem me de 

e, wenn ſie als }o aufgeraßt wer zur iſt DOM als 
einer Seite befannt, daß man es als ein unerfreulicheB Geichent anfich 
follen wir ihnen nicht anfdrängen und ich re bei ihmen nicht die Ge= 


penjation, die ich in Preußen finde, nämlich die Herfiellung des Grichent. 
der dort meines Wiſſens in feiner Weiſe —— Yopi einmal ın der 

freien Stadt Hamburg, wo ic nit vernonımen rd rer 
er nur in der Prefie über das kürzlich 35 terſiche lrthei 


ſich nachtheilig geäußert bat. Ich würde die weitere Entwicklung dieier 
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Trage lieber der Autonomie der einzelnen Stände überlaffen und würde 
urädfchreden vor dem Gedanken — ich will nicht zählen, aber auf 50 
is 90 ſchätze ich die Berfammlungen ganz gewiß, denen wir hiermit das 
Privilegium verleihen, da8 einer der Herren Borredner als eine Souverai- 
netät bezeichnete und was ich jedenfalls doch als eine erhebliche Befeftigung 
des particnlariftiichen Standpunktes, den fie ihrer Aufgabe und Zuſammen⸗ 
fegung nad) zu vertreten haben, anjehen muß. Ich betrachte die Rebe 
freiheit alß eine hohe Auszeichnung derer, die fie haben, und wenn mir 
dDiefelbe Auszeichnung wie dem Reichstage allen den Provinzials und 
CommunalsYandtagen (denn e8 find Landtage im Allgemeinen gejagt) ge- 
währen wollen, jo werben wir auf diefem Wege mit der deit dahin 
kommen, daß mir fie auch jeder Wahlverfammlung, jeder Vollsverſamm⸗ 
Lung, jedem Berein geben müſſen. 
enn alle diefelben Gründe, die hier dafür fprechen, fprechen auch 
dort dafür. Wenn es nicht wahr ift, daß fie in gleichem Maße dafiir 
fprecden, jo kommen wir auf das Thema der Bürgfchaften, welche die 
eine Berfaımmlung vor der andern gewährt. Diefe Bürgfchaft gegen he 
brand Tann eine Berfanmlung geben durch Acte der Geſetzgebung, welche 
ihr ein Strafrecht beilegen, ein Ausichliegungs-Nedt. Sie kann fie geben 
durch die Natur ihrer Zuſammenſetzung, wie ich fie hier finde und wie ich 
ga fie auf die Dauer auch in einer jo großen Verſammlung, wie der 
reußiſche Landtag iſt, ummer zu finden, und wenn ich fie auch in früheren 
Zeiten bort nicht immer gefunden babe, jo ift dies eins der Uebel, die ich 
mit in den Kauf nehme. In diefer Allgemeinheit die Sache anzunehmen, 
daß fie zwangsweiſe den fänmtlichen Bundesftaaten octroyirt würde, dazu 
kann ich mein eigene Votum im Bundesrathe nicht zujagen, dazu Tann 
ich die Verwerthung meines Einfluffes im Bundesrathe auch nicht zufagen. 
Denn daß die Competenz (man mag darüber der einen oder der andern 
Anſicht fein) zweifelhaft ift, glaube ich, geht ans der heutigen Discuffion 
ur Genüge Bervor; daß fie von mehr als einer Regierung, ja von der 
Sehr BU der Regierungen, auch außerhalb Preußens, die dabei intereffirt 
find, dr zweifelhaft gehalten wird, davon habe ich mich im Bundesrathe 
überzeugen können, und für jo wichtig halte ich die Frage, ob diefer Preu⸗ 
Bifche Staat ein Jahr früher oder fpäter aus der Welt gefchafft wird — 
für fo wichtig balte ich diefe Frage nicht, dag wir deshalb fchon kaum 
ein Jahr nad erftellung und Promulgirung der Berfaffung die leßtere 
auf bie Probe ftellen follten, mit Entſcheidung von Competenzfragen gegen 
ftarfe Minoritäten und mit geringen Mojoritäten. Das Entgegenlom- 
men, wa8 ih für den Antrag, für die Tendenz des Antrages 
bier aufa en fann, befhränft fich darauf, dat ih mich inner- 
balb der Breußifgen Sphäre bemühen will, felbfi im Wider- 
fprud mit Allem, was ich in früheren Zeiten gegen den Un» 
trag gejagt habe, die Dinge zu dem Punkte zu bringen, daß 
Die Wünſche der Herren AÄntragfteller in Preußen zu ihrer 
Befriedigung gelangen. Über auf dem Bundesgebiet e8 zu einem 
allgemeinen — zu machen, für vielleicht gegen 100 anonyme Köorper⸗ 
fchaften, die, zum Xheil wenigftens, in ihrer Zufammenfegung gewiß gar 
feine Burgſchaften für die Art des Gebrauchs diefes Rechts geben, dazu 
Tann ich wirklich nicht rathen; und mollte ich, blos um augenblidlich eine 
Blume der Popularität zu pflüden, gegen das, was ich nach meiner Leber» 
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ugung für vernünftig halte, handeln — ich würde, glaube ih, Daburdı 
it der Zeit in der Achtung auch Derjenigen finden, bei denen uch für 
den Angenblid Popularität gewonnen hätte. 


Der Laskerſche Antrag wurde vom Reichstage mit 
großer Mehrheit angenommen, demnädft aber in Bunbei- 
tathe abgelehnt. 


Der Einfluß der Negierung bei deu Wahlen. 
16. April. Aeußerung ded Grafen von Bismard (bei Ge 
legenbeit einer Wahlprüfung). 


Ich erlaube mir bei diefer Gelegenheit im Intereſſe der verbünbesen 
Negierungen wenige Worte zu fagen und für die Regierungen des 
Neht in Anſpruch zu nehmen, daß fie durch jedes Mittel una 
jedes Organ fund tun, wen fie jelbft gewählt zu [eben wän- 
ſchen. Es liegt das in der Wahljreiheit der Hegierungen, die ebenfegut 
ihre Berechtigungen haben, wie die Parteien und bie den t 
entgegengefegten Parteien. Ein Weiteres ift bier nicht gefchehen. 
laube, darauf, zu willen, melde Männer die Regierungen wähle za 
Reben wünſchen, —* bie Wähler ein Recht, eben fo wie bie Regen 
rungen da8 Recht haben, das fund zu geben. 

Die Wähler haben ein Recht, weil fehr viele Bähler 
die Abfiht haben, für die Regierungim Prinzip zu ſtimmen, an- 
dere die Abfiht haben, gegen die Regierung zu ſimmen. Deamıt 
fie da8 können, müffen fie vor Allem in unzweideutiger Bei'e 
darüber aufgellärt fein, wen fie zu vermeiden und für wen 
fie zu ffimmen haben. Es könnte ja, wenn der Regierung daräber 
Stillſchweigen auferlegt werden foll, die ganze Sache auf den —3 der 
Lotterie geitellt werden, wenn die Regierung das tieffte uf 
Schweigen beobachtete. Es könnte dann, und der Fall wäre für die We- 
gierung ſehr peinli, Jemand aus Verſehen für die Regierung fiiuumen, 
der das gar nicht gewollt hätte, wenn diefe fich nicht unzweibentig ausfpricht 

Ich ergreife nur das Wort, um dieſes Recht der Nest um 
Prinzip zu conftatiren, einer jeden einzelnen und ber gejammten Buzbes- 
regierungen; fie haben das Recht zu einem freien Glaubensbelenntuig = 
Bezug auf die Wahl und auf die Perfon, die fie gewählt zu ſehen wän- 
ihen, ebenſo gut wie jeder Privatmanı. Wozu fie niht das Red: 
baben, da8 ift irgend welche Beeinfluffung dur Droßungen, 
durh Inausſichtſtellung von VBortheilen oder Nachtheiler. 
wenn fo oder jo geftiimmt wird. Iſt das mun bier im vorli 
Ball irgend wie gefchen? Es ift nicht einmal behauptet worden. 
die Gegner des gewählten Kandidaten geben zu, daß eine 
feiner Weile vorgelommen if, Es wird angegeben, die Belehrumg 
der Bahllommiffar an die Wahlvorftände über feine Wünſche bat 
langen lafien, entbielte eine Beeinfluffung. Wenn nun ımter diejen . 
vorHänden wirklich einer gewejen wäre, der fi vor dem Landrath fe ge 
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fürchtet hätte, daß er ihm Alles hätte zu Liebe thun mögen gegen feine 
politiſche Ueberzeugung, wie follte er es anfangen, dieſer Furcht zu ges 
borhen? Welches ift die Handlung, die Unterlaffung, die er begehen, 
die er erzwingen könnte, um irgend Gemand von feiner Ueberzeugung ab» 
wendig zu machen, um irgend einen unerlaubten Einfluß zu üben? Er 
bat nichts zu thun, als die verfchloffenen Zettel entgegenzunehmen uud 
fie Pr öffnen. Bei der öffentlihen Abflimmung zu Brotofoll 
ıft das etwas Anderes, da kann das Anſehen der Perfon einen er 
beblichen Einfluß üben und da habe ich Fi nichts dagegen einzumenden, 
wenn Sie da frupulds find und jeden Einfluß befämpfen, den Sie nicht 
ihrerſeits auch ins Gefecht zu führen im Stande wären, obſchon, wenn 
man in gegenjeitige Anklagen und Fleinliche Recriminationen eingehen will, 
man od auf ſehr einflufreiche Privatleute ftößt, wo die auffällige Er- 
Iheinung ſich darbietet, daß oft von Taufenden von Arbeitern nicht ein 
einziger fich findet, der eine andere politifche Uebergeugung hätte, als jein 
Herr, ein Fall, der meine Erachtens viel auffälliger ıft und viel be 
weifender für die Wahlbeeinfluffung, daß unter 6000 Fabrilarbeitern 
feine Meinungsverſchiedenheit in der Politik ift, wie eine ſolche Ermah⸗ 
nung. Aber bier, wo wir jegt die geheime Abftimmung mit gelötofienen 
Stinmnzetteln haben, da, glaube ich, haben wir auch das Hecht zu er 
warten, daß man, etwas freifinniger und etwas weniger mälelnd im dieſe 
Heinliche Kritik hineinfteigend, nicht von diefer Tribline wieder reproduzirt: 
ein Landrath hat privatim zu dem DBürgermeifter gejagt: „Es ift Ihre 
Pflicht, für gute Wahlen zu forgen.” Ja das iſt unzweifelhaft ferne 
Pflicht, e8 fragt ſich nur, welche find die guten? 

Es ift nebenher Tonftatirt worden, daß dies auf den betreffenden 
Bürgermeifter gar feinen Einfluß gehabt hat, ſondern derjelbe' ganz einfach, 
weil er unabhängig dem Landrath gegenüberfteht, es abgelehnt hat, für 
ſolche Wahlen zu wirken, die der Yandrath „gute* nennt, 

Ich glaube, damit ift der Beweis jo klar wie möglich geliefert, daß 
bier die ſtrengſte Tinte, auf deren Einhaltung Sie Gewicht legen können, 
rejpeltirt worden ift und daß Sie wirklich das Wahlreht und das freie 
Bewegungsrecht der Regierung beeinträchtigen, wenn Sie bier bei ges 
heimen Wahlen aus den bier vorgebradpten Gründen eine ſolche Wahl 
jür ungültig erflären. 


Das Bundesſchuldengeſetz uud die Marine. 


I. 
Notiz der Provinzial» Korrespondenz. 


„Rad ver Bunbesverfaflung ift der Bundeskanzler für die gefammte Ver⸗ 
waltung verantwortlich; die Übrigen Beamten, welche lediglich die Anorbnungen 
der Bundesregierung auszuführen haben, find ſelbſtverſtändlich ihrerjeits dem 
Bunbeslanzler verantwortlich, welcher allein für bie orbnungemäßige Ausführung 
der Bunbesgejee dem Reichstag gegenüber einzuftehen hat. 

Dur das Geſetz Über das Schuldenweſen bes Bundes joll nun eine 
befondere Behörbe unter bem Namıen „Bundes-Schuldenverwaltung” ein- 
geſetzt werben. Dieſelbe joll, wie alle anderen Behörben, unter der oberen Leitung 
des Bundeskanzlers, zugleich aber unter der fortlaufenden Auffiht einer Schulden⸗ 
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Konmiffion ſtehen, zu welcher brei Mitglieder des Bunbesrathes und drei Mit- 
—* did Jeichetages unter dem Präfidenten ber Rechnungsbehörde des Buntes 
ebören ſollen. 

ß Die Schuldenverwaltung ſollte für den Norddeutſchen Bund nach denſelben 
Grundſätzen geordnet werben, nach welchen fie für Preußen unter aflgemeinfter 
Anerkennung ſchon bisher beftanden hat. Kein anderes Voll hat mit größerem 
Vertrauen auf bie Reblichleit und firenge Gewiffenbaftigleit der Schufbeuver- 
waltung biiden Können, ale wir Preußen, und niemals ift behauptet worben, daß 
ein Grund zum Mißtrauen und zu neuen Vorſichtsmaßregeln in Betreff ber 
Scuibenterwaltung beftehe. 

Als jeboch jener Geſetzentwurf im vorigen Jahre bem Reichötage We 
war, wurde von liberaler Seite der Antrag geftellt, baß dem Reichstage das Recht 
gewährt werbe, bei etwaigen Bedenlen gegen die Bunbesihulben - Bermwaltung, 
mit Umgehung des Bunbeslanziers, ohne Weiteres die einzelnen Beamten ber 
Schuibenbehörde zur Rechenſchaft vor ben Gerichten zu ziehen. Es Tiegt auf ber 
Hand, daß hierdurch die Stellung bes Bundeskanzlers feinen Beamten gegenüber 
bebeutenb erf&hättert würde: bie einzelnen Beamten würben bie Anorbnungen ber 
vorgeietten Behörden nicht mehr für verbindlich erachten, wenn fe felbit jeder 
Zeit für die wirklichen ober vermeintlihen Mängel ber Verwaltung vom Reiche 
tage zur Verantwortung gezogen werben koͤnnten. 

Der Bundeskanzler Graf von Bismard erklärte daher ſchon im vorigen 
Jahre, daß das Geſetz in folder Geftalt unmöglich angenommen werben fönne. 
Das Gefe kam demzufolge nicht zu Stande; bie Regierung behielt fich vor, eine 
weitere Verſtändigung barüber in ber jetigen neuen Seifion Fr verſuchen. 

In der Thronrede bei Eröffnung bes Reichstages erbat König Wilhelm ans- 
drücklich das Entgegenlommen der VBerfammlung für das Zuſtandekommen dieſes 
Geſetzes, inbem bie Regierung ibhrerjeits den Wünfchen und Borfchlägen des Reiche 
tages in allen anderen Punkten mit Ansnahme der erwähnten Beſtimmung nachgab. 

Die liberale Partei erneuerte jedoch fchon in der Kommilfion den früheren 
Vorſchlag unde machte kein Hehl daraus, daß fie eben bie Gelegenheit bennken 
wolle, um für den Reichstag ein neues bisher in der Bundes - Berfaffung nicht ent- 
haltenes Recht zu erringen. 

Die Kommilfion lehnte auf bie dringenden Mahnungen bes Bundeslanzlere 
ben Borihlag ab: im Reichstage felbft wurbe derſelbe jeboch von Nenem einge: 
bracht und mit großer Lebhaftigleit vertheibigt. 

Der Zufatantrag des Abg. Miguel lautete: 

„Erheben fich gegen die Dechargirung Anflände ober finden fidh [onf 
Mängel in der Verwaltung bes Bundesſchuldenweſens, fo können hie 
Daraus bergeleiteten Anfprüce ſowohl vom Reichstage als vom Bun⸗ 


besrathe gegen bie nach 8.7 dieſes Gejees verantwortlichen Beamten 
verfolgt werben. 


II. 
21. April. Rede ded Grafen v. Bismard. 


Der Berfuh, Berfaffungszugeftändniffe beiläufig zu er- 
* en; die ——* und der Kreisrichter; der —* 
5* — und die Thaten der Regierung; das Streben nach 

parlamentariſcher Machterweiterung; —— der kaum 

gewonnenen Grundlage des nationalen Baues.] 


‚ Ein Redner (der Abg. Miqusl) hat daran erinnert, dag er und feine 
politiihen Freunde wohl nachzugeben wüßten in flreitigen Fragen. 

Meine Herren! Wir — nicht blos meine bolitilhen Freunde und 

ich, fondern auch die vereinigten Regierungen — haben reichlich den Be⸗ 
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wei3 geliefert, daß fie auch verftehen nadzugeben zur rechten Beit, 
ohne die Furcht, die ich für eine der Nationalkrankheiten 
dDeutfher Bolitifer halte, die das Zuſtandekommen mancher nüß- 
lichen Berftändigung erſchwert. 

Der Redner hat ſich aber vorbehalten, da, mo es ſich um den Aus⸗ 
bau der vereinbarten Berfaffung handle, ohne Nüchficht auf den Eindrud, 
den es den verbündeten Regierungen mache, die Anträge zu ftellen, die 
ihm politifch nüglich erfcheinen. Diefes Necht wird ihm auch gewiß von 
Zeiner Seite beftritten werden, jo lange er es in der Weiſe betreibt, die 
er draſtiſch bezeichnet, „den Ochſen bei den gerne zu faflen,“ d. h. die 
Frage ehrlich und ohne Beimiſchung anderer ragen zu ftelen. Ih muß 
Das Recht aber beftreiten, fobald es fo gelibt werden foll, daß andere 
nothwendige Maßregeln für den Ausbau der Berfafiung — man kann 
vielleicht jagen: LXebensbedingungen des Bundes — dadurd in Frage ges 
fiellt werden, wenn der Wille der Antragfteller nicht erfüllt wird. Die 
Forderung an Bewilligungen ganz fremdartiger Natur zu 
Tnüpfen, dazu halte ich feine Bartzi, der ed mit dem Wohle 
Des Sanzen Ernft ift, für berechtigt. 

Was thun die Herren nun in diefer Trage? Ich will die Frage praf- 
tiſch beleuchten. Die Bundesverfafjung giebt dem Bunde das Recht, An⸗ 
leihen zu maden; eine folche Anleihe zu einem für nützlich erkannten Zwecke, 
Dem der weiteren Ausbildung der Marine» wird im vorigen Jahre eneh⸗ 
migt, es wird am Schluſſe des Geſetzes der Bundeskanzler —2 — 
* Geſetz auszuführen, mit dieſer Ausführung befindet er ſich noch im 
Riagerd, er iſt dem ihm geſetzlich zugegangenen Befehle noch nicht nach⸗ 

ommen. 

s Nun ftellen Sie einen Antrag, der praktiſch die Folge hat, 
ſowohl den Berfafjungs- Paragraphen wegen des Anleihe— 
rechtes als auch die gefeglich bemwilligte Marine-Anleihe hin— 
fällig zu maden, falls Ihnen nicht die Negierung ein Ber» 
faffungs-Zugeftändnig madt, falls fie Ihrem Streben nad 
Machtermeiterung, wie e8 in der Kommilfion [ehr bezeihnend 
genannt worden ift, niht Rechnung trägt. Hier ift ein Einbrud 
in daB verfafiungsmäßige Necht und die Machtbefugniß der Regierungen, 
gegen den wir kämpfen. 

Wie fuhen Sie nun Ihren Willen durchzufegen? Indem Sie nad) 
Ihrer Auffaffung, daß dies Geſetz unbebing! nothwendig ift, wenn der 
Bund nidt kreditlos werden foll, auf das Ausland und feine Macht in 
möglichen Berwidlungen hinweiſen und damit drohen, das Yand wehrlos 
zu machen, — theilweiſe mehrlos, der Wehrkraft des Landes 
nicht diejenige Entwidelung zu geben, welde als die richtige 
und angemejjene poraußgefehen war, wenn die Regierung 
Ihnen nicht ein Zugeftändnig mahen wolle; wir follen von 
Ihnen durch eine Konzeſſion, die wir Ihnen zur Erweiterung der parlas 
mentariihen Macht machen, das Recht, das Land zu vertheidigen, ers 
taufen. So, meine Herren, fteht die Frage. Um einer Zumutbhung, die 
unter ſolchen Formen geftellt wird, fich grundjäglich zu widerfegen, halte 
ich für die erfte Pflicht einer jeden Negierung, die auf die Dauer der 
Zuftände, die bier geichaffen find, rechnen will, 

Wer bürgt uns dafür, daß Sie nicht das nächſte Mal, wenn das 
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Kriegsbudget abgelaufen ift, jagen: eine Armee oder Diäten — und auf 
diefe Weife, ich weiß nicht, was fonft noch von ung erz die 
Berechtigung dazu wilrde gerade ebenfo ſtark und gerade fo Teac ſein. 
wie bier bei dieſem Verſuche zum Machterweiterung. Man bat fidh dem 
Anfchein gegeben, als handele es fi um bie Berantwortlidfeit im al- 
gemeinen, wovon gar nicht die Rebe ift. 

Ich könnte viel eher qugefichen, daß der Bundestanzler felbft eb 
die Minifter nicht blos vor Reichſstage, ſondern aud) vor Gericht zer» 
antwortlich gemacht würden, als daß, wie hier beantragt ift, die Diszupfiz 
der Beamten und ihr Zufammenhang mit der Regierung dadurch geladert 
werde, daß die unter dem Miniſterium ftehenden Beamten bireft und un- 
abhängig verantwortlich fein follen. Damit Tann eine georduete 
Bermaltung nicht befteben. Ich würde es eher annehmen Bäumen, 
daß der Bundeslanzler unter den Kreißrichter oder Stadtrichter geſell 
wird, aber ich würde e8 dann doch für zwedimäßig halten, den Stabtrichter 
lieber gleich zum Minifter zu machen, er weiß es ja (nad —* Der 
mung) allein genau, wie die Berfaffun außgelegt werden muß, umb wenn 
der Bundeskanzler das vor dem Urtheil wiflen will, fo muß er Dieien 
Kreirichter gewiſſermaßen ald Tonftitutionellen Hausarzt heranziehem, den 
er jederzeit zu befragen hat, wie würde dieſer oder jener Fall zu beurtiberien 
fein. an bat fi bier darauf berufen, daß das Mimi 
1866 Barehndraflenfheine ohne Genehmigung des Landtags aubgegcben 

abe. Das Minifterium hat, nachdem ihm von der Randespertretumg er 
ärt worden war: diefem Miniſterium keinen Groſchen, auch wen der 
Feind vor den Thoren ftände, zu bemilligen, — da bat das Miniiternm 
zu der nothwendigen Landesvertheidigung das Geld gejhafft, ıumb zumar, 
wie ich nachher beweifen werde, auf vollftändig conftitutionellem, auf einem 
in jeder Berfaffung vorlommenden Wege 

Was wäre gejchehen, wenn damals der Stadtrichter hinter umB ge 
* hätte und wir aus Furcht vor ihm vielleicht fein Geld angeichafft 

ätten, wenn mir es hätten darauf ankommen laflen, melde Exeiguiäc 
über und bereinbrächen, wenn wir fein Geld gefchafft hätten, wenn, we 
es die Meinung im Yinanzminifterium eine Zeit lang war, im acht sder 
im vierzehn Tagen, oder ich weiß nicht in wie langer Zeit, bad Gelb, um 
die Bataillone auszuzahlen, in den Kaſſen nicht vorhanden war; mern 
wir die Hände in ud gewaſchen hätten, wenn wir e8 an dem Srri- 
richter verwieſen hätten umd die Dinge ruhig abwarteten, bis umfere @egwer 
jo lange gerüftet hätten, daß wir "ihnen nicht mehr gewachfen waren, dazz 
Händen wir — allerdings im eugften Anjchlufie an die — Mer 
nung von 1862 bis 1866 —, heute unter den Befehlen des Frank⸗ 
furter Bundestages vielleiht gemindert um Theile des Pren- 
Bifchen Staates. Das märe die muthmaßliche Folge geweien, wewz 

— die Regierung nicht Geld angeſchafft hätte. Sie hätte damit am 
fach einen Akt des Hochverrathes begangen aus Furdt vor dem ni 
richter; fie hat aber den Deut gehabt, das Geld anzufchaffen, umb 

follte denen, anftatt uns anzuklagen und —— 
uns als Bemeife der — richter licher rer 
vorzubalten, jollten Sie uns danken. Ich weiß nicht, ob jeder 
der Herren mit feiner juriftiichen Auffafſung denfelben —8* —X 
den Staat gegenüber dem Kreisrichter zu retten: wir es gether, 
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und glauben feinen Zadel, jondern den Dant des VBaterlandes 
Dafür zu verdienen. 

Aber was haben wir fpäter getban? Wir haben für die Geld- 
außgabe Indemnität verlangt und erhalten, und ich glaube, daß 
das ın jedem conftitutionellen Staatswefen vorlommen Tann und auch jest 
nicht ausgeſchloſſen iſt. Nehmen Sie an, Ihre rechtlichen Borausfegungen 
wären richtig, ich will das nicht weiter unterfuchen, um nicht Del ın8 
Feuer zu gießen, — alfo angenommen, Sie machen den Bund rechtlich 
kreditlos dadurch, daß dieſes Geſetz fällt — wenn nun die ſchwarzen Boraus- 
fegungen der Kriegsbefürchtungen, die bier geäußert worden, gegründet 
wären — (ich weiß das nicht, ich kann nicht darüber urtheilen) — fo 
würde doc der Bund in der Nothwendigfeit fein, ſich Geld zu verichaffen. 
Wenn er ed fich nicht verfchafft, fo wird ber preußifche Stantajädel 
vorausfichtlich dafür einftehen follen; ob das den Preußen bier lieb if, 
weiß ich nicht, aber auch nicht, ob in den anderen Bundesländern ohne 
Unterlage eined Reichstags» Bejchlufies eine Anleihe zu beichaffen wäre; 
angeichafft aber muß es werden, follte auch der Bundesfanzler e8 au 
feine Verantwortung nehmen, in der Hoffnung auf fünftige Indemnität. 
Wenn aber die Fragen zu juriftiich aufgefaßt werden, wenn man für 
Handlungen der großen Politik, wie fie jchwierige europäifche Tagen noth⸗ 
wendig machen, ausgejegt ift, ſich vor einem politifch nicht durchgebilbeten, 
ber Lage nicht zugänglicden Richter zu rechtfertigen, jo wird man vielleicht 
vorfihtig; es iſt unmöglich, dem Nichter nachher das volle Bemußtfein 
der Situation beizubringen, unter der man gehandelt bat; denn es gehört 
das Selbftdurchlebthaben einer jeden Minute von vielleicht mehreren Jahren 
Dazu, die vorangegangen find. 

Was würden die Herren jagen, wenn von Seiten der 
Bundesregierung der Spieß umgedreht würde? Was würden 
Sie fagen, wenn wir erflärten, Sie belommen feine Flotte, wenn Sie 
dem Dunbeßrathe nicht dieſe oder jene conftitutionellen Zugeftändniiie 
maden, Sie belommen feine Telegraphen, — wir verlangen eine Mäßi- 

und der Nedefreibeit auf der Tribüne, die wir durch gegenjeitige Ver» 
An igung bewilligt haben, Verlängerung des Militairbudget8 — und wir 
gingen in Anträgen mit Angriffen gegen ihre verfaffungsmäßigen Rechte 
und Freiheiten vor und fagten: Feine Flotte, feine Kelegraphen- Einrichtung, 
wenn Sie und da8 und daß nicht bewilligen. Im Kleinen würde e8 ein 
ähnliches Verhalten der Regierungen fein, wenn wir einer Kreisftadt etwa 
fagten: wir hatten vielleicht die Abficht, Euch ein Telegraphenamt berzu- 
Legen, aber fo lange Euer Abgeordneter im Reichstage fo flimmt, wie er 
es tbut, fchneidet er ung das Geld ab, und wir können e8 nit. Sie 
würden das, mild ausgedrüdt, nicht hübſch finden. 

Meine Yereen, ih halte es wirklich nicht fir rathſam, und es über⸗ 
fteigt meine Borausfegung, daß wir und neun Monate, nachdem wir die 
Berfafiung verlündigt haben, nicht mit dem Weiterbau derfelben beſchäf⸗ 
tigen, jondern mit einem bartnädigen Prinzipienfampfe auf den Mauern, 
Die eben den Erdboden zu überjchreiten anfangen. Ob diejer Maueranfang 
e3 vertragen wird, dab wir diefen Machtkampf jchon jest auf ihm aus⸗ 
kämpfen, oder ob es nicht nüßlicher wäre, wenn Sie einiges Erftarken 
befielben abwarteten, da8 wage ich bier nicht zu entjcheiden, weil ich nicht 
in die Zukunft fehen kann, und weil ich dur die Erfahrung zu gewitzigt 
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bin, um au prophezeihen ober zu drohen. Aber eine gewiſſe Sorge 
beihleiht mid, wenn ich febe, wie Sie die Mühe und Arbeit, 
die ungewöhnlich glüdlihden Ereigniffe, die bewunderungs⸗ 
würdigen Reiftungen tapferer Here, die dazu gehörten, um 
uns auf den jegigen Standpunlt zu bringen, jest [don nad 
neun Monaten vergeffen haben oder als altrömifche Geſchichte be 
punbein, auf die es nicht mehr aufommt, und ſich allein befhäftigen mit 
ahtermweiterung in dem Yugenblide, wo Sie die Regierungen in 

Berlegenheit glauben, um ihnen ein Zugeftändnig abzuringen. 
daffen ie erft die Grundſäulen der Gebäude ſich bejaden und fefl- 
liegen, ehe wir folde Bewegungen und Kämpfe auf ihnen vornehmen. 
Sie ftellen und nad Ihrer Rechtsauffaſſung zwifchen die traurige Wahl, 
feine Berbefierung der Flotte oder einen Konflikt Die Berantwortlichteit 
muß ich denen zuſchieben, die zu einem an fich nüglichen Gefeg ein Anen- 
dement geftellt haben, welches edialic auf politifche Machterweiterung be 
rechnet a die den Regierungen im Augenblid, wo man fie in Verlegen: 
beit glaubt, abgedrungen werden fol. Ich kann nur wiederholen, mas 
ich in der Kommilfton gefagt habe, daß ich noch in der heutigen Sitzung 
im Namen des Präfidiums und der Negierungen die ganze Geſetzes⸗ 
nee zurüdziehben werde, wenn daß Amendement Annahme 

indet. 

Der Miquelihe Antrag wurde mit 131 gegen 114 


Stimmen angenommen. 
Zurüdziehung ded Geſetzentwurfs. 
Siftirung der Marinearbeiten. 


Erledigung ded Konflikts in Bezug auf bie 
Marine. 
Notiz der „Prowinzial» Eorresponbenz“ vom 17. Juni. 


„Die Gefahren, welche ber nähften Entwidelung unferer Marine brobeten, 
find glücklich befeitigt: durch ein erneutes Einverſtändniß ber Bunbesregterung 
und des Reichstags ift die Möglichkeit gewonnen, bie Anleihe für bie Maxine 
ohne weiteren Bergug aufzunehmen. 

Nachdem die Regierung durch Aeußerungen aus bem Reichstage bie Ueber⸗ 
zeugung gewonnen hatte, baß es ber bringen e Wunſch der weit überwiegenden 
Mebrbeit der Dritglieber fei, bie augenblidliden Schwierigleiten, welche F. die 
Marine aus dem Scheitern des Geſetzes über das Bundesſchuldenweſen entſtauden 
waren, beſeitigen zu helfen, bot ber Bundesrath bie Hand zu einer Verſtändigung 
in Betreff des unmittelbaren Bebürfniffes. Es kam barauf an, bie Aufnahme 
der Anleihe, welche der Reichstag bereits im September v. 3. für Zwede ber 
Marine genehmigt hatte, zu ermöglichen, ohne ben Streit Über bie Art unb Weile 
ber Berwaltung von Bundesſchulden jett zur Entiheibung zu bringen. Dies 
fonnte nur geſchehen, indem man für jet barauf verzichtete, eine eigentfiche 
Bundesſchulden⸗Verwaltung einzufegen, wogegen für bie georbnete Berwaltung 
ber jett aufzunehmenben Anleihe anderweitig Borforge getroffen würbe. 

Es bot ſich Hierzu die Aushülfe dar, unfere preußiſche Staatsſchulden « Ber: 
waltung, deren Tüchtigkeit und Zuverläffigleit allgemein in Ehren fliehen, für 
Biesma und bis auf Weiteres auch mit der Verwaltung der Bundes» Anleihe zu 
trauen. 
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Dielen. Weg bat bie Bunberegierung betreten, inbem fie einen Geſetz⸗ 
Entwurf vorlegte, nach welchem bie in Frage ſtehende Marine» Anleihe bis auf 
Beiteres ber Hauptverwaltung der Staatsichulben Abertragen und von berjelben 
nad) Maßgabe der preußiichen Geſetze geführt werben fol. Nur foll bie obere 
Leitung in Bezug auf bie Berwaltung biejer Anleihe dem Bundeskanzler zuftehen. 
zugleich fol eine Bundesſchulden⸗Kommiſſton eingefet werben, beſtehend aus 
3 Mitgliedern des Bunbesraths, aus 3 Mitgliedern des Reichätags und aus dem 
Präfidenten der einzuſetzenden Rechnungsbehörde des Norbbeutichen Bundes. Die 
Bunbesichulben - Kommilfion bat dem Bunbesrathe unb dem Reichstage gegenüber 
diefelben Berpflichtungen, wie bie preußiſche Staatsſchulden⸗Kommiſſion dem 
preußiihen Landtage gegenüber. 


Diefer Antrag der Bundes - Regierung hat in ben Reichstage bie erwartete 
günftige Aufnahme gefunden. 

Geitend der national-Tiberalen Partei, an beren Borfchlägen das iR: 
über das Bundesſchuldenweſen gefcheitert war, wurbe jet entſchieden erflärt, ba 
unter biefem Streite bie Flotte nicht leiden bürfe: ba fich gezeigt habe, baß bie 
Flotte wirklich gefährbet jei, fo könne man nicht mit verfchränkten Armen ab- 
warten, daß fie zu Grunde gehe. Das Volk felbft Habe im Jahre 1866 bekundet, 
baß es nicht an ber Zeit fei, um Verfaflungsrechte zu kämpfen, wenn es fi um 
das Heil bes Baterlandes handele. Wenn nun jebt die Frage vorliege, ob man 
entweder bie Flotte in ihrer Entwidelung aufhalten, beinahe zum Stillſtand 
bringen, ober bie bereits bewilligte Anleihe wirklich flüffig machen folle, fo könne 
man nicht zu Ungunften ber Flotte entjcheiden. Seit dem Jahre 1866 beftche 
noch weit mehr als früher eine der bebeutenbfien Aufgaben, welche Preußen zu- 
gefallen find, in der Entwidelung ber Flotte und in dem Schutze ſowohl ber 
Küften wie auch des Baterlandes zu Meere. Seit dem Jahre 1866 habe ſich 
unfere Hanbelsmarine vervierfacht, wir haben feit der Zeit lange Küften und 
gute Häfen gewonnen, wir haben feitbem erft die Gelegenheit erhalten, in Wahr⸗ 
beit unfere Flotte zu entwideln. Die jesigen Bewilligungen follten ven Anfang 
bilden, um eine wirkliche und bebeutende Entwidelung ber Flotte berzuftellen. 


Seitens ber demokratiſchen Partei wurde dagegen bie Annahme ber Borlage 
als eine unzeitige Nachgiebigkeit gegen bie Regierung getabelt und gleichzeitig ber 
große Aufwand für Kriegszwede überhaupt angegriffen. 


Der General von Moltfe antwortete hierauf mit kurzen 
Morten etwa Folgende: 


Welcher verſtändige Menſch follte nicht wünfdhen, daß bie großen Ausgaben, 
bie in Europa für Kriegsfälle gemacht werben, Tieber zu Friedenszwecken ver- 
wenbet würden? ber auf dem Wege bloßer Verhandlungen wirb das fidherlich 
nie zu Stande kommen. Ich fehe für jenen Zwed nur eine Möglichkeit, und bas 
ift; daß im Herzen von Europa ſich eine Macht bilde, die, ohne felbft eine 
erobernde zu fein, fo ftark ift, daß fie ihren Nachbarn den Krieg verbieten 
Tann. Eben deswegen glaube ich, daß, wenn dies fegensreiche Werk je zu Stande 
kommen fol, es von Deutfchland ausgeben wird, aber erſt dann, wenn Deutſch⸗ 
Iand ſtark genug fein wirb, das heißt, wenn e8 geeinigt if. Unfere Nachbarn 
wiffen wohl — auch diejenigen, die fo thun, als ob fie es nicht müßten — daß 
wir fie nicht angreifen wollen. Aber fie -follen auch wifjen, daß wir uns nicht 
angreifen laffen wollen und dazu brauden wir eine Armee und eine Flotte, und 
ich vertraue auf ben PBatriotismus dieſes hohen Haufes, daß es das von ben Re⸗ 
gierungen bargebotene Geſetz annehmen wird. 
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Die Vorlage der Regierung wurde (am 15. Juni) mit 
unerheblichen Veränderungen durch eine Mehrheit von 151 
gegen 41 Stimmen angenommen. 


Unmittelbar nad der Annahme der Vorlage ergriff der Präftbent bes 
Bundeskanzler⸗ Amtes Delbrüd das Wort, um bie erfreulichen Folgen biejes 
Beſchluſſes anzubeuten. Indem die Verwirklichung der in Ausficht genommenen 
Anleihe nunmehr gefidert fei, Fünnen einerfeits im Haushalt für 1869 alle 
wünjchenswertben Ausgaben für die Marine beflritten werben (da es nicht mehr 
nötbig fei, einen Theil ber bereits geleifleten auferorbentlichen Ausgaben aus beu 
geiwöhnfichen Mitteln, fett durch die Anleihe zu beden) — anbererjeits Können 
die auferorventlichen Arbeiten für bie Marine fowohl, wie für bie Küftenvertbei- 
I ‚in dem vollen als nothwenbig erfanuten Umfange fofort wieder in Au⸗ 

ff genommen werben. 


Schluß des Reichstages. 
Aus der Thronrede Sr. M. des Koͤnigs. 
Sie ſtehen am Schluſſe einer Seffion, welche reih an Mühen, aber 


auch reich an Ergebniflen war. 

In bingebender Thätigkeit haben Sie um Berein mit den verbün- 
deten Regierungen die Einrichtungen des Bundes ausgebaut und be 
feftigt uud wichtige Reformen der gemeinfamen Gefetgebung theils ein- 
geleitet, theild zum Abſchluß gebradit. 

Die finanziellen Fragen, welche einen berporragenden Gegenſtand 
Ihrer Berathungen bildeten, find in befriedigender Weife gelöfl. Inden 
Sie die Verwaltung der in der vorigen Seſſion für die Entwidelung 
der Marine und die Bernollftändigung der Küſtenvertheidigung bejchlofienen 
Anleihe der bewährten Verwaltung der preußifchen Staatsſchulden ans 
vertrauten, haben Sie die Fortbildung dieſes Zweiges unjerer Wehrkraft 
gefichert, welchem ebenfo jehr ‘Meine eingehende Sorgfalt, al8 die Sym- 
pathien der Nation zugewendet find. Die Verftändigung über die Ber- 
waltung diefer Anleihe bat es geftattet, in dem von “$hnen angenonmenen 
Bundeshaushalts- Etat, ohne eine wejentliche Erhöhung ber fortbauernden 
Ausgaben, für die Förderung der Aufgaben des Bundes in außreichendem 
Maße Yürforge zu treffen. 

Die Einrichtungen, deren es bedarf, um über die VBerwenbung der 
Einnahmen des Bundes die verfaffungsmäßige Rechnung zu legen, find 
vorläufig geordnet. — — 

Die Maß»: und Gewichts⸗Ordnung eröffnet die Ausfiht auf die 
Herftellung eines einfachen und einheitlichen Syftems für ganz Deutſchland 
und führt einer Einigung aller civiliſirten Nationen auf dieſem Gebiete 
näher. Die Bildung des Deutichen Volles bürgt dafür, daß die non 
der Ausführung dieſes Syſtems unzertrennlichen Schwierigkeiten in wicht 
allzulanger Zeit zu überwinden ſein werden. — — 

Und fo entlaffe ih Sie, geehrte Herren, mit Meinem und Meiner 
Hohen Verbündeten Dante für die Mitwirkung, welche Sie jowohl Un⸗ 
jerem gemeinfamen Werte, ald auch den großen Intereſſen zugewendet 
baben, zu deren Pflege Wir mit den Süddeutſchen Staaten verbunden 
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find. Ich entlafle Sie mit der Zuverficht, daß die Früchte Ihrer Ar» 
beiten bei Uns und in ganz Deutfchland unter dem Segen des Friedens 
gedeihen werben! 


Erfies Boliparlament. 


2. März. Graf Biömard eröffnet den Bundesrath des Zoll 
vereind. 

9. März. Abſchluß des deutſch-öfterreichiſchen Zoll» und 
Handelövertragß. 


27. April. Eröffnung des Zollparlaments. 


Thronrede Sr. Majeftät ded Königs. 


Geehrte Herren vom Deutfchen Zollparlamente! 

Bierzig Jahre find verfloffen feit der Begründung bed Vereins, 
welcher heute in eine bedeutungsvolle Epoche feiner Entwidelung eintritt. 
Bon Heinen Anfängen ausgehend, aber getragen non dem Bedürfnifle des 
Deutfhen Volles nach der Freiheit innern Verkehrs, bat der Zollverein 
fi allmälih, dur die Macht des nationalen Gedankens, welchem er 
Ausdrud gab, über den größten Theil Deutichlands ausgedehnt. Er bat 
zwifchen feinen Gliedern eine Gemeinſamkeit der Intereſſen gefchaffen, 
welche ihn fchwere Proben fiegreich bat beftehen laſſen und im Weltver- 
Iche te er eine Stellung ein, auf welche jeder Deutſche mit Befrie- 

igun . 
gu Die ibm bei feiner Ortinbung gegebenen Einrichtungen haben im 
Laufe der zeit durch die Sorgfalt der Vereins» Regierungen einen hoben 
Grad der Ausbildung erhalten. Sie vermochten jedoch auf die Dauer 
weder den Anforderungen zu genligen, welche die rajche Entwidelung und 
die zumehmende Bieljeitigleit des Verkehrs an die Gefegebung ftellt, 
dem berechtigten Verlangen des Deutichen Volkes nad einer wirk⸗ 
famen Theilnahme an diefer Geſetzgebung Au entſprechen. Die Verände⸗ 
rungen, welche das wirthſchaftliche und politiſche Leben Deutſchlands er⸗ 
fahren hat, erpeijähten ie Fortbildung der dem Bollverein bei feiner 
Gründung gegebenen Organe, und es iſt die Frucht einer naturgemäßen 
Entwidelung, weun heute Vertreter der ganzen Nation fich zur Berathung 
der gemeinfamen wirthichaftlichen Sntereften Deutſchlands vereinigen. 

Diefe Berathung wird fich auf faft alle Gebiete der nach dem Ber- 
trage vom 8. Juli v. J. gemeinfchaftliden Geſetzgebung erftreden und 
kann dabei die Ausdehnung des Vereins auf Medlenburg und Lübeck als 
nahe bevorftehend ind Auge fallen. Sie wird zunächſt die dauernde Re» 

elung der Berlehrös Beziehungen zu einem Nachbarlande zum Gegenftande 
Baben, welches durch Stammes⸗Verwandtſchaft und die mannigfaltigſten 
materiellen Intereffen eng mit Deutfchland verbunden ifl. ‘Der mit Defter- 
reich am 9. Tür d. J. abgefchloffene Handels- und Zollvertrag wird dem 
gegenfeitigen Verkehr uinfaflende, ſeit Jahren angeftrebte Erleichterungen 
gewähren und Anfnüpfungspunlte zu weiterer Yortbildung darbieten. Ein 
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Geſetz über Abänderung der Zollordnung fol durch VBefeitigung der mit 
den Formen des Verkehrs nicht mehr verträglicen Formen des Bollver- 
fahren die Grundlage für eine allgemeine Revifion der Bollgefeggebung 
feftftellen. Eine gleichmäßige Befteuerung des Tabacks und eine durdy- 
greifende Abänderung des Zolltarifd find dazu beftimmt, die Freiheit det 
ertehr8 im Innern des Bereind und mit dem Auslande zu fördern 
und den finanziellen Interefien der Bereinsftaaten gerecht zu werben. 
Ein Handeld- und Schifffahrtövertrag mit Spanien ergänzt die Reihe 
der Verträge, durch welche der Zollverein im Laufe der letzten Jahre die 
Rechte der meiftbegünftigten Nation erworben und zugeftanden hat. 

Ich bin gewiß, dag Sie, geehrte Herren, an die Löſung diefer wich⸗ 
tigen ragen mit demfelben Geifte berantreten werden, welcher die 
ierungen befeelte, ala fie fich liber den Vertrag vereinigten, auf Grund 

efien Ihre Berufung erfolgt ift, und welcher feither die Berathungen des 
Bundesrathes geleitet hat. 

Halten Ste dad gemeinfame Deutſche Suter feft im Auge, vers 
mitteln Sie von diefem Geſichtspunkte aus die Einzeln⸗Intereſſen und 
ein Erfolg, der Ihnen den Dank der Nation gewinnt, wird Ihre Ans 
firengungen krönen. 

Die freundfchaftliden Beziehungen, welde die Dentſchen 
Negierungen mit allen auswärtigen Mächten unterhalten, 
beregtigen zu dem Vertrauen, daß der Entwidelung natio- 
naler Bohlfahrt, deren Pflege heute die Bertreter der Deut- 
Iden Stämme vereinigt, die Segnungen des Friedens ge- 
fihert bleiben, zu deren Beſchüzung die Dentſchen Staaten 
fih untereinander verbündet haben, und mit Gottes Beiftand 
jederzeit auf die geeinte Kraft des Deutſchen Volles werden 
zäblen fönnen. 


Erfte Ausſprache zwiſchen Nord und Süd bei 
der Erörterung über den Erlaß einer Adrefje: 


Abg. von Bennigfen (für eine Adrefle): 


Die Norbbeutichen ſelbſt Finnen einen fofortigen Anflug Süpdeutichleube 
ar nicht wollen, denn biejenigen Einrichtungen, die in Norddeutſchland geihaffen, 
And noch Teineswegs fo zum Abſchluß gebracht, daß man die Zuftände als fertige 
betrachten könnte. Es bleiben uns für bie nächſte Zukunft noch fo bedentende 
Aufgaben zu Iöfen, daß es nicht wünſchenswerth ericheint, die Schwierigkeiten 
dadurch zu fleigern, daß eine erhebliche Zahl widerſtrebender Elemente in ben 
Norbdeutihen Bund aufgenommen würde. Die Adreſſe hat nichts weiter als 
eine fchrittweife, allmälige Fortentwidelung im Auge. Zwei Feinde haben wir zu 
belämpfen; es gilt auf der einen Seite im Norben ben Gebanfen niederzubalten, 
bag man dem Süben Gewalt anthun, ihn wider feinen Willen zum Anſchluß 
an ben Nordbund bringen müffe, und anbererjeits Kar zu fiellen, daß man dus 
Geſammtvaterland ins Berberben ftlirzen würbe, wenu man verfuchen wollte, bie 
Grundlagen, bie das Jahr 1866 geichaffen hat, wieder in Frage zu fielen. Hoffen 
wir, DaB das Jahr 1866 uns dauernd inneren Frieden und Eintracht gebracht, 
baß es das lete Mal geweien, wo Deutfche Deutichen mit den Waffen im ber 
Hand gegenüber geftanden haben. Diefem Gefühle wollen wir Ausprud geben; 
laffen Sie unfere Berathungen von bemjelben befeelt fein, laſſen Sie es uns 
als unſere Pflicht betrachten, alles Feindfelige zu vermeiden, unb da⸗ 
gegen Alles hervorzuheben, was uns einigt. 
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Ag. von Thüningen (gegen eine Abreffe): 

Ich werde offen und wahr fein: ich kann nicht verheblen, daß bie Mehr- 
heit des ſüddeutſchen Volles, bie eigentliche Vollsmaſſe, offenbar einer näheren 
Berbindung mit Preußen abhold if. Es herricht bort ein gewiffes Mißtrauen, 
eine gewifle Furcht, daß durch einen zu engen Anſchluß unferer Selbſtſtändigkleit 
Nachtheil erwachſen Fünne. Wenn Sie dies Gefühl auch nicht für gerechtfertigt er- 
achten, fo werben Sie es boch wohl erklärlich finden, wenn Sie bedenlen, daß 
bie fübbdentichen Vollsſtämme von jeher eine große Anhänglichkeit an ihre Ein- 
richtungen und Herricherhänfer hegen; wenn Sie ferner bedenken, daß die Maſſe 
bes Volles bei uns nur Gefühlspolitit treibt, unb eine Abneigung bahin gebt, 
oon wo ihr Gefühl verlegt wird; und daß bies durch bie preneif n Siege ge» 
ſchehen ift, werben Sie leicht erfennen. — Anders ift unjere Stellung, bie ber 
Abgeorbueten. Wir treiben feine Politik des Gefühle, ſondern des Verſtandes. 
Wir laſſen und nicht durch angenblidliche Berfiimmung, auch nicht von ber Volls⸗ 

t g leiten. Wir fühlen aud, baß jeder Schlag, ber Preußen 
von auswärts verjegt wird, fühlbar if für ganz Deutſchland und 
bejonders für Sübdeutfhland. Wir eben fe auf dem Boden ber 

efchloffenen Berträge, vor allen Dingen auf dem Shut- und 
Frusb ndniffe, und Ste können Überzeugt fein, daß, wenn bie 
Unverletzlichkeit Deutfhlands von irgenb welder Seite in Frage 
geftellt wird, wir an Ihrer Seite Reben, an Ihrer Seite klämpfen, 
an Ihrer Seite bluten werben. Das Nationalgefühl unb bas Gefühl der 
Aufanımengehörigleit if bei uns ebenfo lebhaft, wie anbersmo. Wenn wir une 
aber auf ben Boben der Verträge ftellen, fo hoffen wir, daß dies aud von au⸗ 
derer Seite geichieht. Der Zollvertrag beichräntt fih nun auf eine beflinmte 
Grenze; darüber hinaus kann er nicht ausgebehnt werben, ohne neue Verträge 
zwiſchen ben betheifigten Regierungen unter Zuſtimmung ber Vollsvertretungen. 
Durd bie Abrefie wird uns zugemutbet, über biefe Grenze hinauszugehen. Dan 
fagt nun zwar: das find ja nur Wünfche, welche bie Adrefſe ausbrüdt, eine 
Thaten. Ich bitte aber boch zu bebenken, daß ein Wunfch, bier ausgefprochen, 
eine That ift durch ganz Europa. Wir find gern bereit, auf dem Wege bes Ber- 
trages eine größere Einigung herbeizuführen; wir fühlen bies Bebürfniß vielleicht 
ſtärker wie Sie, wir wollen aber bie Einigung nur auf geſetzlichem, auf dem Wege 
Des Bertrags. 

Der zweite Grund für Ablehnung ber Atreffe ift ber der Zweckmäßigkeit. 
Wenn Sie wünſchen, auf dem Wege der Verträge zu einer weiteren Einigung zu 
kommen, jo ftören Sie bies nicht durch Beichlüffe, die von uns mit Mißtrauen 
betrachtet werben. Wir find bierber gekommen mit ber feften Abficht, ehrlich und 
freudig mit Ihnen an dem Ausbau ber Verbältniffe zu arbeiten, für bie unjere 
Wahl uns Bollmadt giebt. Es ift ferner unjere Abſicht, freundſchaftliche Bezie⸗ 
bungen mit Norddeutſchland berzuftellen; wir wollen gern die Bruderhand nehmen; 
Hören Sie aber nicht das Wachsthum der zarten Pflanze ver Freunbichaft. Glauben 
Sie, daß uns eben fo fehr Eintracht, Einigung und bie fortichreitenbe Verbintung 
zwifhen Rorb- und Sübbeutichlanb am Serzen liegt, als Ihnen ſelbſt. 


Das Zollparlament nahm von dem Erlaß einer Adreſſe 
Abſtand. 


11. Mai. Genehmigung des deutſch-oͤſterreichiſchen Ver: 
trags mit 246 gegen 17 Stimmen. 
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Zur Stellung und Kompetenz des Zollparla- 
ment?. 
Erklaͤrungen des Grafen v. Bismard. 


L 
(Begenüber dem heififchen Bevollmächti Geheimen Legatiousrath Hof- 
mann, welder Äh Eompetenz des Zollparlaments zur Beichlußfaflung 
über den Bambergerichen Antrag, betreffend das Sujanımentreffen ber 
herabgeſetzten Weinzölle mit bem beſtehenden Syſtem ber inbirecten 
Steuern in Heffen, beftritten hatte.) 


Ich bin natürlich ebenjo wenig wie mein Großherzoglich heſſiſcher 
Herr Kollege in der Lage, mich in diefem Augenblide darüber um Namen 
des Bundesraths ausfprechen zu können, ob derjelbe oder feine Majorität 
glauben wird, die Kompetenz zur Beurtheilung des mir joeben erft befannt 
ewordenen Antrages zu befigen. Nachdem aber von einem Mitgliede des 
undesrathes Diele ompetenz angezweifelt worden ift, ift e8 mir ein 
Bedürfniß, zu fonftatiren, daß dies eben die perſonliche Anficht dieſes 
einzelnen Diitgtieben ift, daß wir nicht im Stande find, eine Auficht im 
Namen des Bundesraths über dieſe Frage u äußern, und daß mein 
Eindrud prima facie der entgegengejegte von dem meined Großherzoglich 
beififchen Herrn Kollegen ift, indem ich mir fehr wohl denfen kann, daß 
der Bundesrath, wenn er glaubt, daß durch die Modalität der Veſtene⸗ 
rung im Einzelnen diejenige Berfehröfreiheit im Inlande beſchränkt oder 
gehe ift, welche die Inſtitution des Zollvereins verbürgen, daß er al& 
ann kompetent fein könnte, die Remedur eintreten zu Lafen 


II. 
Begenüber dem Abgeorpneten Probft aus Stuttgart. 


Meine Herren! Sie Alle, au Sie aus Süddeutjchland, werden mir 
das Zeugniß geben, oh ih, als Vertreter meiner Regierung, ebenfo wie 
meine Kollegen vom Norddeutſchen Bunde auf da8 Gorgfältigfte Alles 
vermieden habe, was uns der Vermuthung ausjegen könnte, als wollten 
wir auf die füddeutichen Herren irgend eine Preifion, auch nur die leiſeſte 
Ueberredung ausüben, damit fie ſich dazu hergeben möchten, die Gompetenz 
des Bollparlament8 zu ermeitern. 

Der Herr Vorredner hat und gefagt, feine engeren Landsleute feien 
einig in dem Beftreben, fi) jeder Ermeiterung der Competenz des Zoll- 
parlamentS zu widerfegen. Es ift von diejer Seite ber (auf die Pläge 
der Bertreter der zollverbündeten Hegierungen deutend) gewiß nichts ge 
(eben, was den Herrn Vorredner und feine Gefinnungsgenofien in diejem 

eftreben irgendivie hätte irre machen oder hindern können. Führen Sie 
ihr Programm durch, fo lange e8 ihr freier Wille iſt; Sie werden von 
uns weder mit einer Ueberredung, noch mit einer Bitte, noch auch nur 
mit einem Wunſche aufgefordert werden, Ihr Programm aufzugeben. Es 
hängt da8 Aufgeben defjelben lediglich von Ihrem freien Willen ab; ich 
eziehe mich ungern in diefer Verſammlung auf ein Altenftüd, weiches in 
Kren & getreten nicht bingehört; aber um ein für alle Mal das 
Programm der Bolitit des Norddeutichen Bundes in biejer Begiefung 
kennzeichnen, erinnere ich Sie an eine längft publizirte Ci depeſ 
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des Kanzlers des Norddeutſchen Bımdes vom 7. September v. J. Wenn 
Sie diefelbe mit Aufmerkſamkeit leſen, jo werden Sie fich überzeugen, daß 
da8 Programmı der Politik des Norddentfchen Bundes, an welchem der- 
felbe 1 beute fefthält, die Selbftftändigfeit Süodeutfchlandg ın Feiner 
Weile gefährdet, und felbft, wenn Sie den Wunſch ausfprächen, diefe Ihre 
Seine aufzugeben — Sie nennen es fo, ich niht — ſich dem 
Norbbeutihen Bunde zu nähern, will ich Lieber fagen: fo müßten Sie 
diefen Wunſch ſchon fo motiviren, daß er auf beiden Seiten diefelbe 
a Fer fände. Sie halten uns für viel empreffirter, als 
wir e8 find. 

e Ich babe dad Wort ergriffen, um Sie vollftändig darüber zur bes 
rubigen. 

So lange als Sie nit in freier Entfchließung erkennen, 
daß Ihrer Selbftfländigkeit im höchſten und mweiteften Sinne 
am beften damit gedient ift, und fo lange niht aus dem Grunde 
Ihres allgemeinen Nationalgefühls diejenige Majorität der 
Süddentfchen, die überhaupt ftaatlide Einrichtungen will, er=- 
klärt, es fei ihr Wille, fih dem Norddeutihen Bunde anzu— 
ſchließen, — fo lange deliberiren Sie in Ruhe fiber Die Gegen- 
ftände des Zollverein. Aber wenn ich mich fo gegen das Beftreben 
jeder Gompetenzermweiterung verwahre, fo muß ich auch jedem Beftreben, 
die vertragsmäßige Competenz des Zollvereind zu vermindern, entgegen» 
treten; ob ein ſolches Streben Bier vorliegt, (ae ich noch unentfchteden; 
dem Herrn Vorredner aber und Allen, die daſſelbe Thema mit ihm behan- 
dein, gebe ich zu bedenken, daß ein Appell au die Furcht in dentfchen 
Herzen niemals ein Echo findet. 


Zur Zollteform. 
Aus den Motiven ded Geſetzentwurfs, die Reform des 
Zolltarifs betreffend. 


„Der vorliegende Geſetz⸗ Entwurf wegen Abänberung bes Vereins-Zolltarifs 
hat die Abficht, den Verlehr und bie Gewerbſamkeit burc Aufhebung ber Eingangs- 
Abgaben für Gegenftände ber großen Hanbels- und Hülfsmittel ber Fabrikation 
zu fördern, den Bezug nothwendiger Lebensmittel zu erleichtern unb ben Zolltarif 
durch Befeitigung der Zölle für finanziell und wirthichaftlich unerhebliche Gegen- 
flänbe zu —— Es leitete hierbei ber Geſichtspunkt, daß es bie Aufgabe 
der Stenerreform ſei, die nicht zu eutbehrenden Erträgnifſſe des Zoll⸗ unb Stener- 
ſyſtems mit ber möglichſt geringen Belaſtung bes Berlehrs und Verbrauchs aufzu- 
bringen. 

Die Borlage wegen Erhöhung ber auf dem Tabad rubenben Steuern ift 
weſentlich auf die Abficht gegründet, die Mittel für bie Zarifreform zu gewinnen. 

Die Vereinfachung des Tarifs durch Beſeitigung berjenigen Tarifläge, an 


welche fein weientliches Intereffe ſich knüpft, bildet ven Gegenftand ber von fall . 


allen Organen bes Hanbelsftandes in ber letzten Zeit, theils in den Sahresberichten, 
theil® in zahlreichen Petitionen bringenb geltend gemachten Wünſche und Anträge. 
Mag and bei benjelben der Zuſammenhang, in welchem einzelne Tarifpofitionen 
von an fi unerbeblicher finanzieller Bebentung mit anderen finanziell unentbehr- 
lichen Steuerfägen fiehen, mannigfach Überjehen fein, und muß auch gegen ben be- 
antragten Wegfall einzelner Pofitionen eingewenbet werben, daß biejelben wegen 
ihres Zufammenbanges mit inneren Steuern nicht wegfallen fönnen, fo ift body ein 
großer Theil ber Vorſchläge jedenfalls beachtenswerth. Theile im Intereffe ver 
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Bollftänbigkeit, tbeils in Folge bes Wegfalls ber allgemeinen Singangsabgabe, ent- 
hält der Vereinszolltarif mandhe Rummern und Unterabtbeilungen, die ohne Schaben 
wegfallen Finnen, und ber Grundgedanke jener Vorichläge, den Tarif zur Er- 
leichterung feines Verftänduiffes und feiner Handhabung auf die Bofttionen d- 
zuführen, welde nad ber gegenwärtigen Lage unferes Zollſyſtems nuentbehriich 
find, enthält feine volle Rechtfertigung in fich. 

Eine folge Reform wird ſich nicht nur wirtbichaftlich als fegensreich bewähren, 
indem fie das Gebiet aller Berfehrsfreibeit, voller Unbeichränftheit in ver Wahl ber 
Gegenftänbe bes Verzehrs und ber Verarbeitung weſentlich erweitert, fie wirb and 
für die finanziellen Intereffen auf die Dauer Bortheile herbeiführen. 

Adgelehen ven ber Erleichterung der Zollauffiht und Zollerhebung durch die 
Verminderung ber Zahl ber zur Zollabfertigung gelangenben unb im Berfehr zu 
überwachenden Gegenftänbe unterliegt es keinem Zweifel, baß bie für viele Geger- 
fände eintretende Steuerfreibeit des Verzehrs und ber Verarbeitung färberud auf 
den Berbraud auch ber fleuerpflichtigen Artikel einwirken wirb; denn ber gefammıte 
Verbrauch ſteht in fi in einem ſyſtematiſchen, urjächlich ſich bedingenden Zu⸗ 
fammenbange, er daß der erleichterte Verbrauch bes einen Artikels ben 
vermehrten Verbrauch anderer zur natürlichen Kolge bat. 

Die größere Berflänblichleit und erleichterte Handhabung bes Tarifs if 
enblih ein nicht zu unterſchätzender Bortheil für ben Verkehr, indem fie zeit⸗ 
raubenben Rüdfragen vorbeugt, dem Hanbel das Dazwiſchentreten tarifperflänbiger 
Bermittler vielfach eripart und dadurch die Handelsunkoſten minbert. 

Ye mehr der Tarif nach ben zuvor angebeuteten Richtungen ſich bewegt, 
um fo mehr wirb er fi in feinem allgemeinen Charakter zu einem Syſtem ver 
Befteuerung bes freiwilligen Aufwandes umgeftalten.“ 


In Betreff der Befteuerung bes PBetroleums heißt es. 

„Die Erträgniffe, welche aus biefer Maßregel zu eriwarten finb, follen zu 
einer theilweifen Dedung ber in Folge bes Hanbels- uub Bollvertrages mit 
Defterreih vom 9. März 1868 und ber weiter nad ben durch bie gegenwärtige 
Geſetzesvorlage in Ausficht zu nehmenden, ziemlich beträchtlichen Ausfälle in ben 
Einnahmen des Zollvereins bienen. 

Steindl war früher ber allgemeinen Gingangsabgabe unterworfen. Im 
Jahre 1863 verflänbigte man fi) dahin, daß unreines Steindl 2. zollfrei eimyu« 
toffen ſei, dagegen bewendete e8 damals bei dem Zollfage von % Kthlr. für das 
gereinigte. Erſt vom_1. Juli 1865 ab wurden alle Mineralöle, roh und gereinigt, 
vom Eingangszolle befreit. Seit dieſer Zeit bat der Verbrauch von Petrolemm 
einen außerorbentlicen, damals nicht geahnten Aufihwung genommen. Es if 
anzunehmen, daß bie Einfuhr im vorigen Jahre mehr als 1,000,000 Etr. be⸗ 
tragen hat, und vorausfichtlich wirb fich ber Verbrauch noch fieigern. Die Wieder⸗ 
ein führung eines Zolles von 15 Sgr. für den Gentner würde daher einen Zeil. 
ertrag von mehr als 500,000 Rtbirn. liefern. Da das Pretoleum nur, ober bad 
weit überwiegend, als Beleuchtungsmaterial — findet, unb als ſolches 
mit dem einem Zollzuſatze von 15 Sgr. unterliegenden konkurrirt, fo dürfte vie 
Wieberberftellung bes gleihen Eingangezolles für Petroleum an fich gerechtfertigt 
und unbedenklich fein.” 


Nachdem der Zoll auf Petroleum in der Schlußabſtim⸗ 
mung (am 24. Mat) mit 149 gegen 86 Stimmen abge: 
lehnt worden war, zog Graf Bismard auf Grund ter 
Beichlüffe ded Bundesrathed die Vorlage zurüd. — 
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23. Mai. Schluß des Zollparlaments. 
Thronrede Sr. Majeftät des Königs. 
Geehrte Herren vom Deutfchen Zollparlamente! 


Innern und für die Entwidelung der nationalen Wohlfahrt nicht ohne 
Segen bleiben. 


Verlehr mit denjelben einen neuen Aufſchwung geben. Die größere Bere 
beit und Beweglichleit in den Formen des BZollverfahrens wird dem Verkehr 


dieſe Maßregeln verjprechen, ftebt jetod), wenigſtens für die nächſte Zeit, 
ichen Berminderung der Zolleinnahmen 


gegenüber. Einer glüdlichden Verſ = Salben finanziellen mit dem 
0 


Nicht minder darf ich te daß die Seffion des Deut- 


Für Bismard. 
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an Kraft zunehmen. wird, wenn wir allfeitig beftrebt bleiben, 
in ben Bordergrund zu flellen was uns eint, nnd zurüdtreten 
zu lajjen wa3 und trennen könnte. 

Nahdem Ich Durch den übereinftimmenden und vertrags- 
mäßig befundeten Willen der dazu berechtigten gefeggebenden 
Gewalten unſeres Deutfhen Baterlandes zn diefer hervor— 
ragenden Stellung in demfelben berufen bin, betradte Id 
e8 als Ehrenpfliht, vor den zu diefem Parlamente erwählten 
Bertretern des Deutfhen Volkes zu befunden, dag Ich die 
Mir übertragenen Rechte als ein beiliges, von der Deutſchen 
Nation und ihren Fürften Mir anvertrautes Gut in gemwiffen: 
bafter Achtung der geſchloſſenen Berträge und der geſchicht— 
lien Berehtigungen, auf welden unfer vaterländifäes Ge⸗ 
meinweſen beruht, handhaben und verwerthen werde Wi 
die Mad, welde Gott in meine Hand gelegt bat, fondern bie 
Rechte, über welche Ich mit Meinen Bundeögenofien uud deu ver- 
feflumgemäftigen ertretungen Ihrer Unterthauen in freien Ber 
trägen übereingefommen bin, werden Mir jet und in Zuknuft zer 
—* Meiner Politik dienen. 

n dieſer Richtung und in feſter Zuverſicht auf Gottes Beiſtand die 
Lhfung ımferer gemein amen Aufgaben erftrebend, fehe ich der Wieder⸗ 
vereinigung des Deutſchen Zollparlamentes entgegen, jobald neue Arbeiten 
dafielbe zu erneuter Thätigkeit berufen werden. 


Nah dem Zollparlament. 


Zoafte bei dem Feſtmahl für die Mitglieder des Zoll- 
parlamentd in der Berliner Börfe. 


Den Toaft de Dr. Siemens auf dad Zollparlament 
erwidert der Präfident des Zollparlamentd Dr. Simjon: 


„Das Bolt der norböftlihen Marken unferes dentſchen Baterlandes bat in 
ftiller, ernfter, beharrlicher Arbeit dem kargen Boben ungeahnte Segnungen ab 
gerungen, dem Handel und ber Inbuftrie find Stätten gegründet, welche von ber 

atur dazu nicht vorbeflimmt fchienen, nirgend herrlicher unb wundervoller, als 
in biefer großen und guten Stabt. Diefe große Hauptflätte preußiſchen, d. h. 
dentſchen Hanbels, preußifchen, Das ift deutſchen Gewerbefleißes, fieht an Energie 
und hoher Bebeutung jchon heute keiner der Erbe nah. Das Zollparlament if 
auch zur Pflege der wirtbichaftlichen Intereflen ber Nation gegründet und berufen. 
Niemand vermag zu weiffagen, warn es fi zu ber Bollevertretung bes Gefanumt- 
ſtaats deutſcher Nation entwidelt, in biefelbe vollendet haben wird. Denn Gottes 
Beiten find eben fein Geheimig! Aber in biefer Vefcränkung if ſich Das Zol- 
parlament bewußt, den ewigen Ideen zu dienen, welche auch die Materie burd- 
leuchten, durchgeiſtigen, verflären! In aller Begrenzung unferes gegemmärtigen 
Berufs halten wir uns unfere Aufgaben für das Gefammtoaterlanb gegemmärtig, 
in deffen einem Intereſſe ſchließlich alle wahren Imtereflen feiner Stänmme amt 
Staaten friedlich zufammentzeffen müſſen. Und in dem Gefühl biefer 
ziehung laflen Sie uns bie Gläſer füllen. Es gilt einen der widhtigften und an- 
geſehendſten Träger der Entwidelung unferes deutfchen Baterlandes, dem Saubels- 
und Gewerbeftand ber Stadt Berlin, feinem Heile, feinem wohlverbienten 
Gedeihen! Er lebe hoch!“ 
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Graf von Bismard rief den ſüddeutſchen Brüdern 
einen Scheidegruß in folgenden Worten u 


„Die Eurze Zeit unferes Beiſammenſeins if ſchnell wer Fr ,‚ wie ein 
—— möge denn bie Nachwirkung fein wie bie bes —2 auf die 
ai e Zeit! Ich glaube, daß Sie nad der Gemeinſamleit der Arbeit für bie 
Intereſſen die Ueberzeugung mit nad Haufe nehmen werben, daß Ste 
bien Bruderhberzen und Bruderhände finden werden für jeglide 
Lage bes Lebens! unb baß jebes erneute Beiſammenſein dies Berhältniß Härten 
wird und muß! Laſſen Sie uns dies Verhältniß fefthalten, lafſen Sie uns bies 
Samifienleben pfl fegen. In dieſem Sinne rufe ich den ſübdentſchen Brüdern ein 
berzliches: Auf Wieberfehen! zu.“ 


Stürmiſcher Beifall von allen Seiten folgte diejen 
Worten. 


Der bayerifhe Minifter-Prafident Zurft Hohen— 
lohe erwiderte den Scheidegruß des Bundeskanzlers wie 
a 


Begeifterung, welche bie Worte bes Bundeslanzlers in ben Herzen 
ber Sinne bervorgerufen haben, mag Ihnen beweiien, daß eine Amäberung 
zwiſchen Süb und Nord flattgefunben bat, welche nicht vermindert, ſondern ver- 
mehrt worben iſt durch bie Arbeit bes Bollparfaments,. Ich glaube, Sie werben 
mit mir übereinfiimmen, wenu ich fage, bie Arbeit dentſchen Geiſtes hat 
Das Band der Stämme enger gefhlungen. Diefem Berftändniß dentſchen 
Geiſtes ift eine Anfgabe zu Theil geworben, ebler, herrlicher und höher ale andere 
fogenannte civiliſatoriſche Mifftonen. Laſſen Sie uns in dieſem Geiſt, lafſen Sie 
uns in dieſer Aufgabe zuſammenhalten, und, in dieſem Sinne bringe ich ein 
Hoch der Bereinigung ber deutſchen Stämme!” 


59* 





63. Runbtugsfefften 1868-69. 


1868. 4. November. Eröffnung des Landtages. 
Aus der Thronrede Sr. Majeftät des Könige. 


Die heute beginnende Sitzungsperiode eröffnet Ihnen ein weites Feld 
wichtiger geſetzgeberiſcher Xhätigleit. ch vertraue, daß berfee Gch 


bereitwilligen Zufammenwirtens mit Deiner Regierung, welchen die gs 
fligen I der legten Seffion zu danken waren, auch bei dem bei 
vo eratbungen maßgebend fein werde. 


außerordentliche € nn men in —8 bringen. Die dauernde 
des Verlehrs und die Folgen einer 5* 
haben die ſonſtige naturgemäße Steigerung der Einnahmen mit der = 
unmtolicen Zunahme der Stantsbedürfnite e nicht gleichen Schritt heltes 
aflen 
Durch die im ellgemeinen bolfeii ſchaftlichen Jutereſſe befchleffenen 
Herabſetzungen der Zölle und anderer abmen find Ausfälle von er 
beblihem Umfange herbeigeführt worden, in deren —** zu Unfang 
dieſes Jahres, dem Bollparlamente Vorlagen gemacht wurden, made Pind 
die Zur uftimmung befielben nicht erlangt haben. 
Ich hoffe zuverfichtlich, daß die Vermehrun 
des Bundes ald nothwendig anerfannt und nit m weiter — * 
wird. Wen ferner nad) Lage der Verhältnifie in nächſter Zeit ein lebe⸗ 
erer Auffhwung von Handel und Verkehr und ein güuftiger 
enelben A di rhöhung der Staats⸗Einnahmen erwartet werben ber 
knupft fi hieran aud die Hoffnung, daß demnächſt die unl 
Inden fein werden, da8 Gleichgewicht zwifchen den „arbentfichen — 
— en mu Außgaben berzuftellen un —— arm Staatsbehärfuuikt 
a u forgen, ald ed gegenwärtig möglich geweien ift. 
Birbigun diefer Berhältnife werben &: feinen Auftand nehme. 
ben Fries en Deiner Regierung wegen Dedung des Ausgabe- Beberf 
für das nächſte Jahr Ihre —& zu geben 
Die Beziehungen Meiner Regierung zu den auswärtigen Mädtrz 
find nad allen Seiten bin befriedigend md Tremmdfhaftlic, 


a 
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Die Ereigniffe auf der weftlichen Halbinjel Europas können uns zu 
feinem anderen Gefühle veranlafien, al zu dem Wunſche und zu dem 
Bertrauen, daß e8 der fpanifchen Nation gelingen werde, in ber unab- 
bängigen Geftaltung ihrer Berbältniffe die Bürgfchaft ihres Gedeihens 
und Se Macht zu finden. 

ine erfreulidde Hebereinftimmung in wachſender Bildung und Huma- 
nität bat der internationale Kongreß bewährt, welcher fo eben in Genf 
die Aufgabe gelöft bat, die früher feitgeftellten Grundſätze für die Bes 
handlung und Pflege der Verwundeten im Kriege zu vervollftändigen und 
auf die Marine auszudehnen. Wir dürfen hoffen, daß der Augenblid 
fern fei, der die Ergebniffe zur Anmendung berufen werde. 

ie Gefinnungen der Souveraine und das Yriedenshebürfnig der 
Böller begründen die Zuperficht, daß die fortjchreitende Entwidelung des 
allgemeinen Wohlftandes nicht nur Teine materielle Störung erleiden, fon» 
dern au) von jenen Hemmungen und Läh en wird befreit werben, 
welche grumdlofe Befürchtungen und deren Ausbeutung durch die Feinde 
des Friedens und der öffentlichen Ordnung ihm nur zu oft bereiten. 

Möge der Landtag, durhdrungen von jener Zuverfiht, an feine 
Sriedens = Arbeit geben! 


Zur Frage der Redefreiheit. 

Ementer Antrag im Abgeorbnetenhaufe (aud der frei 
konſervativen Partei.) 

„Statt des bisherigen Artikels 84 folgende Beftimmung 
der Reichöverfaffung auch in die preußiſche Verfaſſung auf- 
zunehmen: 

„Kein Mitglied des Landtaged darf zu irgend einer 
Zeit wegen feiner Abitimmung oder wegen der in Außs 
übung ſeines Berufd gethanen Aeußerungen gerichtlich 
oder disziplinariſch verfolgt oder fonft außerhalb der 
Derfammlung desjenigen Hauſes, zu welchem er als 
Mitglied gehört, zur Verantwortung gezogen werben." 

20. November. Erklärung des Minifterd bed Innern Grafen 
zu Eulenburg Namens der Staatdregierung. 


Meine Herren! Die fchweren Bedenken, welche die Regierung gegen bie 
Gewährnng einer unbeichränkten Rebefreiheit an bie Mitglieber des Landtags 
begt bat, hegt fie auch noch; aber fie flhlt fich nicht gebrungen, wie bie Sachen 
egen, anf dieſe Bedenken einen Wiberipruch gegen ben Antrag v. Onérard zu 
gen. Die Bunbesverfaffuug bat ben Mitgliebern bes Reichstags volle unbe⸗ 
ſchränkte Rebefreiheit gewährt; bie Majorität des Abgeorbnetenhanfes fieht in dem 
Hechtezuftand, wie er durch Art. 84 ber preußiichen Berfaffungsurkunde begründet 
if, eine Schmälerung ber Rechte ber preußifchen Ranbesvertretung. Die Anträge 
auf Deklaration ober Abänderung bed Art. 84 folgen fi und drohen fchwere 
Wunden aufzureißen, bie beffer gejchloffen bleiben. Die Staatsregierung tft ber 
Anfit, daß ihre Bedenken gegen Gewährung der vollen Rebefreiheit nicht fo 
ſchwer wiegen als bie Gefahr, aus dieſer Beranlaffung einen Unfrieben zwiſchen 
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ber Staateregterung unb ber 2anbesvertretung ſich einbürgern zu feben. Et 
würbe der Staatsregierung zur Beruhigung gereichen, wenn Diejenigen Mitglieber 
des Haufes, welche bisher bie Auſicht ber Staatöregierung getheilt haben, audı 
auf bem jest von ihr eingeichlagenen Wege fich ihr anfchlöffen. Die Gtaatsre- 
gierung giebt fih einer doppelten Hoffnung bin: erftens, Daß bie Landesvertretung 
ertennen wirb, daß ber Regierung auch große Opfer nicht zu ſchwer werben, 
wenn es fih darum banbelt, ſich in Einklang mit ber Landesvertretung zu er⸗ 
halten; zweitens, daß, fobalb das Gele keine Schranten mehr gegen bie Unfitte 
ziehen wirb, bie Sitte felbft ſtark genug fein wirb, auch ohne die Mauer des 
Geſetzes ſich gegen ihren Feind zu ſchützen. Diejenigen Mitglieber bes Staau⸗ 
minifteriums, welche zugleich Mitglieder bes Ubgeorbnetenhaujes ober des Herren⸗ 
hauſes finb, werben in beiden Häufern für den Antrag ſtimmen. 


Der Antrag wurde im Abgeordnetenhaufe in zweimaliger 
Abftimmung, mit einer Zwiſchenzeit von 21 Tagen, mi 
großer Mehrheit angenommen. 


Erflärung des Grafen von Bismarck bei der Be 
thung im Herrenhauſe. 


Ich bitte um Ihre Nachficht, meine Herren, wenn ich vor der Tages⸗ 
ordnung da8 Wort ergreife. Sch glaube dem Haufe eine Erklärung und 
Motivirung dariiber dig zu Bin, daß ich ungeachtet des Urtheils, 
welches ich über die Grundlagen des Antrags in dieſen felben Räumen 
von diejer Stelle früher auögelprogen babe, benfelben ſtimmen werde, 
wenn es mir geftattet ift, mich heute an der Abftimmung zu betbeiligen. 
Ich werde dazu geleitet von der ſchon oft an diefer Stelle ausgeſ nen 
Uebergeugung, das die Gefammtheit des Tonftitutionellen Rebens eine Wei 
von Kompromifien bildet, melde zu fördern zwiſchen den verſchiedenen 
Faktoren ich als weientliche Aufgabe einer Tonftitutionellen Regierung an: 
jehe. Ein Kompromiß kann niemal® zu Stande kommen, wenn Niemand 
bereit ift, von feiner Ueberzeugung einen Theil und aud von feiner chr- 
lien Ueberzeugung — denn von einer anderen reben wir nicht — wie 
es die meinige tft, den Mitkonkurrenten beim Kompromittiren zu opfern. 

Ich balte das für awehmäßig und für die Stellung ber Oniglihen 
taatßregierung für geboten, jelbft darnach zu handeln, umd die Unter 
werfung unter dieſes Tonftitutionelle Geſetz der Bereinbarung nad) Kräften 
au fördern überall da, wo der Einzelne, ich will nicht fagen durch Auf⸗ 
gabe, aber doch durch Berziht auf die Ausſprache feiner Ueb 
weſentlichere Nachtheile vom Gemeinweſen abzuwenden vermag. ‚ 
glaube ich, ift der Fall, der hier vorliegt. 

Ich babe jelbft in meinen früheren Aeußerungen und bei der ſchärfften 
Berurtheilung des Prinzip zu einer anderen Beit immer Fur 
daß ich praktiſch auf dieſe Frage einen jehr entjcheidenden nicht 
lege, fondern, daß es mehr daß theoretifche Gefühl gekränkten Rechtäbe 
wußtfeins war, welches meinen Widerftand gegen Diejelbe bedingte. 

Wenn ich nun dieſes Gefühl gefangen nehme und nicht mitſprechen 
laſſe, !jondern befenne, daß ich gegen meine damals offen ausgeiprochene 
Ueberzeugung für den Antrag ftimme, und Sie felbft erſuche, dafür zu 
flimmen und daſſelbe Opfer der eigenen Anficht dem gemeinfamen Ber 
trägniß der verfchiedenen Faktoren der gefeßgebenden Gewalt zu bringen, 
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fo babe ich für nöthig gehalten, mich über den Widerfpruch auszuſprechen, 
der zwifchen meinen früheren Yeußerungen in dieſen Räumen und meiner 
gen Abftimmung obwaltet, und dentelben in der Weife zu motiviren, 
daß ih als Minifter in einem Berfaliungsftaate mich nicht 
für bere&tigt halte, an meiner eignen perfönlihen Ueberzeu- 
ung auf jede Gefahr bin fezubalten, fondern unter Um— 
änden Die Webereinfiimmung der Bewalten und die Her» 
Rellung berfelben für einen Zmwed halte, dem ich nit nur 
beredtigt, fondern in meiner Stellung auch verpflichtet bin, 
Ueberzeugungen, von deren Fallenlafjen ih einen praktiſchen 
und wefentlihen Nachtheil für das Gemeinwefen nicht be- 
fürchte, im Intereffe der Einigkeit, im Intereffe des Kompro- 
miffes aufzugeben. Ä 


Das Herrenhaus lehnte den Guérard'ſchen An— 
trag mit 73 gegen 41 Stimmen ab; der Antrag 
ded Grafen zur Lippe, ein Verfahren zu regeln, 
nach welchen Mitglieder der beiden Häufer wegen 
ihrer Aeußerungen der Ausſchließung auf Zeit 
oder dem Berluft der Mitgliederjhaft unter- 
worfen werden fönnten, wurde gleidhfalld abge- 
lehnt. 


Die auswärtige Vertretung Preußens uud des Nord⸗ 
dentſchen Bundes. 


Erklärungen ded Grafen von Bismarck im Abgeorb- 
netenhauje. 


Antrag ber Abg. von Bethufy, von Bennigjen und von Hoverbed: 
die 8. Staatsregierung aufzuforbern, dafür Gorge zu tragen, baf 
das Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten vom Jahre 1870 
ab auf ben Etat des Norbbeutfhen Bunbes übernommen werbe. 
Antrag des Abg. vou Hoverbeck: 
Die Koften für die Gefanbtichaften in Darmftabt, Dresden, Hamburg, 
Oldenburg und Weimar ale „infig megfallenb” zu bezeichnen, 
— die Gefanbtihaft in Peking wegfallen zu Laflen. 
J. 
Ich glaube die Diskuſſion zu vereinfachen und abzukürzen, wenn ich 
Die Anſicht der Königlichen Blegerung über diefen Antrag vorweg aus⸗ 
fpreche. Ich darf dabei anknüpfen an das, was ich im vorigen “Jahre 
über diefelbe Yrage von diejer Stelle geäußert habe, daß ich e8 nämlich 
ala eine nothwendige Vervollſtändigung der Bundeseinrich— 
tungen anfehe, daß mit der Zeit und fobald der Augenblid gelommen 
fein wird, der auswärtige diplomatifhe Dienft in feiner Ge— 
fammtheit auf den Bund und auf das Bundesbudget über- 
tragen wird. Ich freue mich, ausfprechen zu können, daß diefer Augen- 
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blick um fehr vieles näher gerädt ift, als ich im vorigen Jahre bei 
derfelben Selprehung noch erwartete. Die vertraulichen 

mit unferen Bundesgenoflen haben mir die Ueberzeugung gegeben, daß 
wir in Webereinftimmung mit denfelben dem Reichstage —* bei feinem 
nächften BZufammentreten eine dahin gehende Borlage werden machen 
Önnen. 


88 darf alſo konſtatiren, daß die in dem Antrage der Herren 
Graf ethufp Dur, von Bennigfen und Freiherrn von Soverbei ands 
efprochenen Wünfche, fo viel an uns liegt, ihrer Erfüllung noch in 
iejem Jahre und für das Jahr 1870 entgegengehen. 


u 


Ich erlaube mir, auf die Aeußerung des Herrn Abg. von Hover⸗ 
bed einige Worte zu erwidern. ch bemerke zunächft, daß der Koften- 
unkt von keinem entfcheidenden Einfluffe auf die Auffafjungen der Künig- 
ichen Regierung und bed Bundes» Präfidiums geweſen if 
ob wir die Bunbesgenofien zur diefen Koſten heranziehen könnten oder 
nicht, ift zwar aus Gefichtspunkten der Sparjamleit immerhin eine be 
deutende, aber fie tritt in den Hintergrund neben der entjcheidenden Frage, 
die der Herr Vorredner im zweiten Theile feiner Aeußerungen berührt 
bat, neben der Bedeutung der Fa er dem Auslande gegenüber, neben 
dem Zwed, die internationale Einheit des Bundes in der äfentation 
nad) Außen nicht blos, fondern auch in der Art, wie diefe Repräfentation 
befoldet und gefchaffen wird, zur Durchführung und zur Anſchauung zu 
bringen; und darin flimme ich dem Herrn Vorredner bei, daß nah 
Uebertragung des auswärtigen Budgets auf den Bund diefer Eindrud 
auf das Ausland und da8 Gefühl, welches dem analog ift im Inlande, 
ein weſentlich verftärkter jein wird, und diefe Rückſicht bat uns haupt 
— beftimmt, die Sache von Haufe aus zu betreiben und bei der 
Inslebenrufung der Bundesverfafſung dom in Ausficht x nehmen. Ne 
kann dabei fonftatiren, daß die Befürchtung des Herrn Vorredners, 
an den verbündeten Höfen die Maßregel einen unangenehmen Ei 
machen würde, nicht begründet ift. 


Ich Tann dies aus meinen Wahrnehmungen nicht beftätigen. Ich 
muß im Gegentheil rühmen, daß die verbiindeten Höfe in richtiger Er⸗ 
fenntniß des internationalen Werthes der beabfichtigten Einrichtung bei 
den vertraulichen Verhandlungen auch ſchon im vorigen Jahre itwilli 
entgegengekommen ſind und die Maßregel an ſich niemals beſtritten, ſon⸗ 
dern ihre Ausführung nur als eine eitfrage betrachtet haben. Wenn 
der Herr Vorredner nun noch weitergehende Anträge giran anintipft, fo 
möchte ich davor warnen, bei diefer Gelegenheit die Konfequenzen glei 
auf die Spige der Doltrin zu treiben. eoretiſch kann ich dem gern 
Borredner ganz Necht geben; die Theorie ift eben in der diplomatiſchen 
Thätigkeit noch geringer ala im gewöhnlichen Leben und kommt noch we 
niger zur Geltung. Brattife haben wir ein dringendes Debdärf- 
niß, dieſe Geſandtſchaften innerhalb bes den Bundes» 

ebietes beizubehalten, ein Bedurfniß, welches ih ſchon im vor 
ahre zu entwideln und zu vertheibigen mir erlaubt habe. Ob in 
funft die Agenten, die wir zu bedürfen glauben, in derfelben Geftalt uud 











193 
1868. 


unter berfelben Benennung beizubehalten find oder nicht, daß möchte 
ih bitten, der praltifchen Entwidelung der Zukunft anheimzugeben und 
nicht heute ſchon, ehe der ganze Uebergang der Diplomatie an den Bund 
beichlofien ift, m präjudiciren. Laſſen Ste uns lieber in diefe Ber- 
hältniſſe einleben, als fie vorher feftftellen. Es kann ja fein, daß im 
Fahr und Tag diefe Organe fi als überfläffig für die preußifche Politik 
und fir das von ihr mitbedingte Wohlbefinden des preußiſchen Staates 
ermwiefen. Es Tann fein, daß die gegentbeifige Ueberzeugung, die ih im 
vorigen Jahre ausgeſprochen habe und hier wiederhole, fi noch im Laufe 
der “Jahre befeftigt. Geben wir der Bundes⸗Inſtitution auch auf biefem 
Gebiete Zeit, fi) praktiſch auszubilden. Sie Tönnen überzeugt fein von 
der Sparjamteit, mit der, wie ich glaube, ſeitdem ich die Verwaltung des 
auswärtigen Miniſteriums babe, im Öangen gewirthſchaftet worden ift, 
eine Sparſamleit, die Angefichts des augenblidlichen, wenn auch nicht bes 
deutenden Defizits, fich jedes Antrages auf Erhshung einer Pofition 
enthalten bat, — daß diefe Sparfamteit die Königlide Staats- Regierung 
ebenfo wie da8 Bundes» Präfidvium beftimmen wird, auf Abftellung einer 
verhältuigmäßig koſtſpieligen Inſtitution hinzuwirken, fobald fie Fr als 
überfläffig erweifen follte. Aber laſſen Sie ums dabei die Erfahrung 
einiger Jahre menigftens zu Rathe ziehen und Beute die Frage nicht 
aburtheilen. 


Graf Benft uud der öſterreichiſche Liberalismus. 


Bemerkungen ded Grafen von Bismard. 


(In Folge der Aeußerung bes Ag. Wölfel, daß der Geſandtſchafts⸗ 
poften in Dresben nöthig fei, fo lange Graf Beuſt dort einen &e- 
fanbten habe; die anfcheinend Tiberalen Neigungen bes Grafen Benft 
ſeien nur eine Folge feines Preußenhafles und feines Haſſes gegen 
Graf Bismard.) 

Eine Aeußerung des Herrn Vorredners veranlagt mid, Bier noch 
ausdrüdlich zu erklären, obſchon ich überzeugt bin, dag Sie es auch ohne 
meine Erklärung einfehen werden, daß es für mich eine Unmöglichkeit tft, 
auf eine Discuſſion Über die Perfon eines auswärtigen Co sgen bier 
einzugehen, felbft auch nur vertheidigend einzugeben, denn bie Bertheidi- 

ung würde mich immer nöthigen, mid innerhalb gewiſſer Grenzen zu 
alten, um feinen falfhen Eindrud zu machen, fomeit eine Beurtheilung 
der Oefterreichifchen Politit, die von dem Herrn Grafen Beuft geführt 
wird, damit verbunden fein müßte; dagıı halte ih mich an diejer Stelle 
und in diefem Momente nicht berufen. das kann ich conftatiren, daß 
mir bisher Symptome einer perſönlichen Abneigung meines Oeſter⸗ 
reichifchen Herrn Eollegen gegen mich nicht belannt geworden find. Ich 
habe mit ihm in perfönlich guten Beziehungen früher gelebt, auch nicht 
erfahren, daß fich dieſe geändert hätten. Um jo mehr würde ich einen 
Beruf haben, gegen eine Kritik feiner politiichen Thätigfeit einzutreten, 
ſoweit e8 mir fachlich möglich wäre, wenn ich nicht diefen Begenftand von 
der heutigen Discuffion, foweit ich mich daran betheiligen darf, ausge⸗ 
fchlofien —* Ich würde auch nicht einmal dieſe Worte darüber zur ſagen 
mich berufen gefunden haben, wenn nicht aus der Art, wie der Herr 
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Borrebner die Sache berührte, vielleicht gefolgert werden künnte, daß id 
mehr als ein Anderer berufen jein könnte, für einen Abweſenden einzu- 
treten; ich glaube aber umgelehrt, daß ich auf diejer Stelle weniger als 
Andere dazu berufen bin. 

Da ih einmal das Wort habe, erlaube ich mir eine kurze Bemer⸗ 
fung über die — des Herrn Abgeordneten Virchow, dem Bei⸗ 
ſpiel Oeſterreichs zu folgen. 

Ich glaube, daß der Herr Abgeordnete dieſe Empfehlungen doch nicht 
fo allgemein bat geben wollen, daß wir num auch etwa eine Armee von 
800,000 Mann und einen eifernen Beftand derfelben für 10 Fahre for 
bern follten. Ich glaube auch nicht, daß er und bat empfehlen wollen, 
den Öefterreichifchen Adminiftrativ-Einrichtungen, welche da8 Gegengewicht 

en die zu bemilligenden Yreiheiten der Communen bilden, zuabnıen. 
3a werde durch diefelbe Rückſicht, die mich vorher leitete, genöthigt, urn) auf 
diefe Andeutungen zu befchränfen, und darf die inneren Einrichtungen Deſter⸗ 
reichs, die das Begengift für die freiheitlichen Inſtitutionen bilden, bier nicht 
weiter kritifiven. Ich bemerke nur, daß e8 den Regierungen mit ihrem 
Liberalismus fo geht, wie den Damen: die jängfte gefällt immer am 

Defterreih ift duch eine langjährige Zurüdbaltung in 
die Lage gebraht worden, heut mit demjenigen Liberalismus 
Epode zu machen, der bei uns in der Hauptfache ſchon feit 
20 Jahren, in vielen feiner Theile bereits ſeit 50 Jahren zu 
einem überwundenen Standpunkte gehört. 


Graf von Bismard am K. ſächſiſchen Hofe. 
Provinzial» Eorresponben;. 

„Der Bundeskanzler Graf Bismard bat nd im Auftrage Sr. Ma⸗ 
jeftät des Königs am Freitag (11.) nach Dresden begeben, um dem Könige 
von Sachen zu defien am 12. a me Geburtstage die Glüdwänfce 
des biefigen Hofes zu überbringen. Zugleich war es dem Bundeskanzler 
erwünjcht, dem König von Sachſen, welcher nächſt unſerem Könige 
hervorragendfte Mitglied des Norddeutichen Bundes ift, feine perfönliche 
Su sun darzubringen. Graf Bismard fand am Hofe des Königs 

ohann eine ebenjo ehrenvolle wie herzliche Aufnahme. Derſelbe ift am 
Sonntag (13.) von Dresden zurüdgelehrt.“ 


Die Cartellconvention mit Runflaud. 
17. Dezember. - Erklärungen ded Grafen von Biömard. 


(Auf die Imterpellation des Abg. Dr. Löwe: ob bie Königl. —— 
rung beabſichtige, die Cartellconvention mit Rußland vom Jahre 1857 
zu erneuern ober nad ihrem Ablauf durch einen Ähnlichen Inhalt zu 


erieken.) | 


Die Königliche Regierung iſt außer Stande, diefe Interpellation 
beantworten, und ich erlaube mir, bie Geſichtspunkte, melde fie zur Ab 
nung einer Antwort beftimmen, in Kürze anzubeuten. 

Daß die Interpellation überhaupt geftellt werden konnte, iſt mir ein 
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Jeweis von dem großen Unterfchied, der zwifchen der Auffaflung der 
jerren Interpellanten über die Pflichten und Aufgaben des auswärtigen 
Renſtes dieſes Landes herrſchen muß und zwiichen den meinigen. Denn 
H Tann nicht annehmen, daß mir die Herren mit vollem Bewußtfein eine 
- ich Lönnte faft jagen, ftrafbare Handlung zumutben; ich würde es 
[3 eine ſolche anjeben miffen, wenn bie Intentionen der Königlichen 
tegierung über den fraglichen Yall bereits feftfländen, und ein Beamter 
es auswärtigen Diinifteriums, dem fie belannt geworden wären, erlaubte 
ich, fie zu verratben oder gar zu veröffentlichen. Ich würde ohne Zweifel 
enöthigt fein, gegen einen folden Beamten im Wege des Disziplinar- 
erfahren® vorzugehen, oder vielleicht fogar die Gerichte gegen ihn anzu⸗ 
ufen: wisptebefto enger muthet mir die Interpellation etwas Aehnliches 
u, mir, dem Chef diefes auswärtigen Dienſtes, der vor allen Dingen 
arauf zu ſehen bat, daß aus deſſen Handhabung und aus der Verlegung 
er — nicht bloß Amtsverſchwiegenheit, ſondern der im politiichen Intereſſe 
es Landes gebotenen Berfchwiegenheit keine Schädigung der Intereſſen 
es Landes entſtehe, und verlangt, daß ich über bevorfiehende Verhand⸗ 
ungen mit auswärtigen Mächten mid) mit voller Deffentlichkeit bier er⸗ 
lären fol. Ich kann bei den Herren Interpellanten in ihrer Geſammt⸗ 
yeit nicht annehmen, daß fie mit der Stellung einer folchen Frage indirect 
ntweder meiner Einfiht oder meiner Pflichitreue ein Mißtrauensvotum 
‚yaben geben wollen, indem fie mir eine, wie ich glaube, ftrafbare Pflicht- 
vidrigleit zumutheten; ich fchiebe vielmehr die Schuld des ganzen Miß- 
Verftänbnife, Durch welches eine ſolche Interpellation hervorgerufen fein 
ann, lediglih auf die allerdings ſehr große und weite Ber- 
chiedenheit unferer Auffaffung über die Möglichkeiten, die 
Bflihten und die Obliegenheiten des auswärtigen Dienftes. 
Ich muß e8 im Prinzip ein für allemal — die —2* können 
wer ſehr ſelten ſein — ablehnen, tiber ſchwebende Verhandlungen mit 
ruswärtigen Mächten, über bevorſtehende Verhandlungen mit auswärtigen 
Mächten öffentlich Auskunft zu geben, denn es liegt ja auf der Hand, 
ya, wenn man vorher und in verpflichtenber Weiſe die Stellung ber 
Königlichen Regierung zu den zu verhandelnden Fragen fegeiegt bat, von 
igentlichen Unterhandlungen in dem einen oder dem anderen Sinne, von 
rgend einer Berwerthung der Sade für das Intereſſe des Landes nicht 
mebr die Rede fein kann. 

Kommt die Sache zur Entiheidung, fo wird die Königliche Regi 
rung dasjenige thun, was fie im Inſereſſe diefes Bandes” —* 8* 
cberzeugung für angemefien hält, und wird fich bemühen, dieſe Intereffen 
ſo au erfennung und zur Berwerthung zu bringen, wie e8 die Um⸗ 
Aön e irgend geftatten. Das Maß davon aber in diefem Augenblid zu 
beftimmen und zu veröffentlichen, lehne ih — wie i paffe mit Ihrer 
Buftimmung — ab; id) würde mi an dem Intereſſe des Landes ſchwer 
perfündigen, wenn ich auf bie SInterpellation einginge. 


I. 
Nach einer Rede des Abg. Dr. Löwe. 


Meine Herren! Mir ſcheint, daß der Herr Vorredner im gegen⸗ 
wärtigen Augenblick ſeiner Interpellation eine weſentlich andere Richtung 
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egeben bat, als ich nach dem Wortinhalt und nach der fehr Kar Mo- 
—** derſelben annehmen konnte. Er hat ihr jetzt —* lich die 
Spitze dahin gegeben, als ob die Königliche Staatsregierung ſich befugt 
hält, einen Bertrag der Art ohne Mitwirkung des Landtages abzuſchließen 
oder nicht. Daß diefe Frage bier in den Vordergrund treten würde 
darauf konnte ich gar nicht gefaßt fein. Es iſt das eine weſentlich ſtaats⸗ 
seitliche Trage, deren Erörterung und Entſcheidung bier ans freier Hand 
und brevi manu id) nicht herbeiführen mag. Ich mache darauf aufmer!- 
fam, daß nicht etwa, wie aus den Reden und Auen hunger, die bier 
und früher gefallen find, gefolgert werden könnte, diefer Vertrag mit 
land ganz Hoi ſteht. Wir haben ja ähnliche Verträge mehr ober we 
niger modificirt mit den meiften anderen Staaten und auch mit den Nordame⸗ 

aniſchen Freiftaaten wegen Auslieferung von gemeinen , die 
im der rufflichen Convention einen der Hauptpunlte bildet. Wir Die 
he analoge Convention mit Defterreich und ich habe ni da 


’ 


nie 

e dem Herrn Abgeordneten befonder unbequem gewejen jei; fie 
meines Erachtens doch auch in den fchlefifchen Grenzheien ähnliche Hebel: 
flände jervoreufen, namentlih, da fie durd eine Zoll-Gonvention, bie 
Ice viel weiter und tiefer in das Privatleben bineingreift, fomplizirt if. 
iſo warum richtet fich die Klage immer mehr nad) diefer Einen Seite 
bin? Iſt die fchlefliche Bevöllerung an der öſterreichiſchen Grenze ge 
duldiger und weniger zur Kritik geneigt, iſt fie von größerem Bertrauen 
zu der Leitung der auswärtigen elegenheiten befeelt, als die am ber 
ruſſiſchen Grenze? Ich es fa glauben; denn über die gauz ane- 
Iogen Berhältniffe in diefer ds ift noch nie eine Klage erhoben ober 
ur Baſis einer Tendenzpolitif bier gemacht worden, während diefe vuiftfche 

rtell- Convention allein diefe Ehre genießt von allen Auslieferungsver⸗ 
trägen, die wir mit fo vielen Staaten haben, einzig die Baſis einer ſolchen 
— ih wiederhole da8 Wort — Tendenzpolitif zu bilden. Ich 
por Tendenzpolitik wiederholt warnen. er bat nicht die früheren 
terungen, und zwar vom Standpunkte der Landeswohlfahrt aus mit 
—* etadelt über die Tendenzpolitik, die vor etwa 40 en über daS 
fegitimittifche Prinzip mit Spanien und anderen Ländern getrieben wurde, 
wo nicht das objective Randesinterefle, fondern, ich möchte fagen, das 
Urtbeil über die Re ierungforn, die ein fremdes Land fich gegeben hat, 
bie Baſis der politiichen Beziehungen bilbete. Hüten wir und, daß Land 
& ſchädigen durch eine ähnliche Tendenzpolitl. Wir ſiud für bie 

rt, wie die anderen Länder regiert werden, Bott fei Daal, 
nicht verantwortlid, weder Sie, noch id; wir find aber Alle 
einigermaßen verantwortlid dafür, wie wir die Wohlfahrt 
der deutfhen und preußifchen Bevölkerung in ridtiger Scho⸗ 
nung der Beziehungen zu fremden Rändern wahren, ohne daß 
wir, wie e8 audh der Herr Borredner zu meiner Freude ab» 
gelehnt bat, uns auf den Standpunkt der Kritik fremder Re 
gierungen zu ftellen haben. 
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Das Net der Krone in Bezug auf die höheren Ber- 
waltungsämter. 


Die Betheiligung von Juftizbeamten am Berwaltungd- 
dienft. 


19. Dezember. Erklaͤrung des Grafen von Biömard bei der 
Berathung des Geſetzes über die juriftiihe Prüfung im 


Herrenbaufe. 


Ich ergreife zunächft da8 Wort, um die Rechte ber Krone gegen bie 
befchräntende Aus gung Er verwahren, welcher der Herr Referent (Dr. 
Blömer) auf diefer Tribiine Worte gab. Nach der Anficht des Herrn 
Referenten wäre Se. Majeftät der König nicht befugt, zu den höheren 
Berwaltungsämtern Berfonen u ernennen, welde nıdt Die 
vorgeihriebenen Prüfungen bei der Eraminationg-Kommiffion 
gemant baben. Den jmriftiich wiflenfchaftlichen Beweis, warum bie 

eduktion des Herrn Neferenten nicht zutrifft, überlafie ich dem Herrn 
Juſtiz⸗Miniſter und feinen Vertretern. Ich erlaube mir bier nur, bie 
Krone gegen eine Beichränkung zu verwahren, melde um jo unannehm- 
borer ik als die Regierung verfaflungsmäßig für ihre Beamten nad) allen 
Richtungen hin verantwortlich iſt und als mit diejer Verantwortlichkeit 
eine folche Beſchränkung im Eonftitutionellen Staate noch unverträglicher 
ift, als vor Emanation der Verfaſſung. Ich vermahre mich um fo mehr 
dagegen, als bier ein Recht der Krone angefochten wird, in deſſen vollften 
Bee fie fich befindet, was fie, fo lange ich lebe, und zu Ihrer Aller 
Kenutniß vielfach außgeübt hat. Ich erinnere an die vielen Oberpräfi- 
denten, Präfidenten, die zweifellos und vorzugsweife zu den höheren Ber- 
waltung3beamten gehören, die anderen Lebenskreiſen entnommen find, bis 
anf die allerneuefte Zeit nach 1866 hinein. Sie greifen Damit an eine 
der beften Traditionen der preußiſchen Monardie, an die 
Freiheit der Bewegung des Königthums, an das Recht des 
FE Befähigung überall da aufzufudhen, wo fie zu 
inden ift. 

Wenn Sie diefe Freiheit der Regierung mehr als bisher in bureau- 
tratifche Formen einflammern wollen, dann machen Sie beijpielsweife eine . 
fo rühmliche Laufbahn, wie die des Minifter Rother, welcher vom Kan⸗ 
toniften eines Reiterregiments zu der Stellung eined der audgezeichnetiten 
Minifter durch alle Stadien des Dienftes aufgerüdt ift, zur Unmöglichkeit; 
hätte er eraminirt fein mäflen, fo wäre Preußen um feine Dienfte gelommen. 

Ich trage kein Bedenken, dieſes von der Krone geübte Hecht aufs 
allerbeftimmtefte in Anfpruch zu nehmen und dies für eine Frage zu er- 
Hören, in ber bie Negterung an ihrer Auslegung unbedingt feitzuhalten 
für ihre Pflicht erachtet. 

Was die vom Herrn Vorredner gulest geftellte Frage über die Ab⸗ 
fichten der Regierung in Betreff der Verwaltungsbeamten anbelangt, jo 
nehme ich zwar Anjtand, eine vollftändige Auskunft darüber p geben in 
einem Augenblicke, wo das Staats⸗Miniſterium noch nicht darüber be⸗ 
rathen hat; ich würde hier nichts vertreten können, worüber der Beſchluß 
meiner Kollegen nicht vorliegt. 
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Da überhaupt eine Yenderung in diefer Beziehung igt wird, 
fann ich wohl Tonftatiren, und daß dabei ein flärlered Zuräd auf 
die Kräfte, welche der Yuftizdienft für die Verwaltung vorbereiten kam, 
beabfüiigt wird. Die jetige Einribtung der Verwaltungscarritre iſt viel» 
fach als ein Palladium, als eine der Unterlagen ber der preuß» 
ſchen Monarchie dargeftellt worden. Nach meinen Eindrüden muß ich be 
baupten, daß trotz diefer Einrichtung die preußifche Monarchie den Weg 

enommen, den fie, wie wir ſehen, zurüdgelegt bat, nnd daß es weſentlih 
Fir die Tüchtigleit der Menſchenrace ſpricht, die Preußen bewohnt, wen 
die aus ihr hervorgehenden Beamten durch die beftehenden Einrichtumgen 
nicht verhindert worden find, dem Staate jo weſentliche Dienfte zu leiſten 
wie fie geleiftet haben. Wer in der minifteriellen Stellung bie ieri 
keiten geſehen bat, die bei der Beurtheilung der Perſonen hervortreten, 
wenn es ſich darum handelt, Stellen zu beſetzen, wer Gelegenheit gehabt 
bat — und alle Xelteren unter Ihnen werben biefe Gelegenheit 
haben — aufftrebende, frifche, in den Staatsdienft eintretende Präfte m 
Alter von 20—30 Jahren zu beobadhten und diefe felbe Kräfte nady 18 
bis 30 Jahren wiederum in Geftalt alter Afjefioxren oder gebrochener Rr- 
gierungsräthe beobachtet, der wird fich fagen, daß in den Ieeigen Eiurid- 
tungen des Juſtizweſens etwas liegen muß, was die Manneslraft zeriet 
und frühzeitig abnußgt, und was abgeändert werden muß, wenn wir räftige 
Kräfte in die höheren Stellen bringen wollen. 

Wie das zu erreichen fei, darüber Tann ich mich noch nicht mb 
f vehen, ohne meinen Herren Kollegen vorzugreifen, aber über eisen 
Punkt fteht diefe Erwägung bereits — ‚und ich erlaube mir, da der 
Spezialdebatte in fo weit vorzugreifen. Es ift ber Art. 8, die ot 
die Betheiligung der jüngeren Juftizbeamten am admimifire- 
tiven Dienft obligatorifh gemacht werden foll, oder nicht. 
Negierung wünſcht dringend, daß ihr geftattet werde, an i 
feftzubalten. Nach jorgfältiger Erwägung der dienſtlichen 
die fie an den Nichterftand glaubt ftellen zu müſſen, ift fie nad dem Un: 
trag des Herren Juſtiz⸗Miniſters bei diefer Beftimmung ſtehen gieke 
Sie glaubt, daß ed von hohem Werthe ift, daß der Rider die 
Adminiftration, die Adminiftration den Richter, daB dieſe 
fi gegenjeitig fennen lernen, und daß dieß nicht bloß zur 
terung der in Bezug auf die Verwaltungsbehörden zu treffenden Eiarid. 
tungen gereicht, fondern es ift unferer Meinung nad) ebenfo weſentlih 
im Intereſſe des Juftizdienftes, daß die Richter nit umr Pie 
Belegenheit, fondern auch die Nothwendigkeit haben, ſich die- 
jenige vielfeitigere Ausbildung zu verfhaffen, die durd Pie 
Arbeiten bei Behörden außerhalb des ſtrengen Juſtizdie uſtes 
lernen nt bie ir eh Naar davon en Die Mes a —* 

elegenheit ſein ſollte zu dieſer Beſchäftigung, kann di terung 

zugeben. Es ift dies, wie ich höre, in ber Kommifflon an worden, 
aber, wie ich glaube, wohl nur deshalb, weil man den Begriff der M- 
miniftrativbehörde zu eng gezogen bat; wenn man babei blos die Wege- 
rungstollegien verftanden haben wollte, fo könnte der Einwand 

fein. Aber wir find davon außgegangen, daß ebenfo gut die I) 
Heineren, Kommunalbebörden, Magiftrate, Yandratbsänmter md emderz, 
die ich bier nicht aufzählen will, ebenfogut unter diejenigen Gtelien ge 


: 


— 


? 
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hören, die br den jungen eiöterlächen Kandidaten, der bei ihnen arbeitet, 
geeignet find, ihm eine vieljeitigere Ausbildung und ein klareres Bild von 

em ganzen Räderwerk des preußiichen Staates zu geben als der reine 
Fuftizdienfl. Ich bitte daher die hohe Verfammlung, diefen Sag nicht 
ala aufäitig oder gleichgültig zu betrachten, fondern die Königliche Staats⸗ 
regierung legt in ihrer Geſammtheit den größten Werth auf die Beibe- 
haltung des $. 8 in feiner urſprünglichen Fafſung. 


64. Preußens Antheil an der Beilegung des türkifch- 
griechifchen Streits. 


Dezember. Androhung energiicher Mafregeln der Türkei gegen 
Griechenland wegen der den Aufftändiichen auf Kandia 
gewährten Unterftübung. 

19. Dezember. Abbruch der diplomatischen Beziehungen zwiſchen 
der Türkei und Griechenland. 


20. Dezember. Dringende Borftellung von Rußland, England und 
Sranfreih in Konftantinopel, weiteren Maßregeln noch Ans 
ftand zu geben. 


Preußiſch⸗Ruſſiſcher Vorſchlag zu einer Kon- 
ferenz der Großmächte in Paris. 


Der franzöfiihe Miniſter Marquis v. Ravalette an den Bot- 
ſchafter in Berlin. 

— „B. v. Solms hat mir in Betreff des griechiich -tärkiihen Streits ein 
Telegramm rn welches, unter Anrufung des Protololls vom 14. April 1856, 
zu dem Schluß fommt: „Wenn man die Verhandinngen in den Schooß einer 
Conferenz zu London oder Paris verlegte, würde man hoffen Finnen, baf bie 
Sache ruhiger als in Konflantinopel behandelt würde. Fragen Sie an, ob bie 
Kaiferlicde Regierung geneigt wäre eine Eonferenz ad hoc zu berufen.” Ich habe 
dem 9. v. Solms geantwortet, daß wir feine Bedenken gegen bie Berufung einer 
Eonferenz nad Paris haben würben, wenn die Übrigen Mächte ihre Zuſtimmung 

eben. Die Pforte aber wird vor Allem wiffen wollen, welche praftiiche Bürg⸗ 
haften wir ihr bieten löunten, um fie auf die Ausführung ber von ihr ange- 
drohten Schritte verzichten zu laflen.” — 


20. Dezember. Der englifche Botichafter in Paris an den Minifter Clarendon. 


„36h fah heute den Marquis von Lavalette. Er fagte mir, daß ber preußifche 
Geſchaftsträger Graf Soims-Sonnenwalbde zu ihm gelommen war, um im 
Auftrage des Grafen Bismard den Vorſchlag Seitens ber preußifchen Regierung 
zu machen, daß eine Konferenz ber Mächte, welche den Barifer Vertrag unter- 
zeichnet hatten, wiederum babin berufen würde, um bie Mafiregeln zur Aus- 
gleichnng der Differenzen zwifchen der Türke und Griechenland und Behnfs Ab- 
wendung der darans für den Frieden Europas drohenden Gefahr zu beiprechen. — 
H. v. Lavalette hatte, wie er fagte, dem Grafen Solms erwibert, baf er vor 
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Ertbeilung einer befimmten Antwort bie Befehle bes Katfers einholen mäfle. 

Für feine Perfon babe er kein Bebenlen gehabt, dem Grafen Solms fofort zu 
erflären, baß er im Prinzip burhans ber Meinung fei, alle internationalen 
Streitigleiten ber bene buch der Pe Europa's zu unterbreiten. 
Iene ertb ee a a 


er Congreß 
fee —* als gig beoba ge — Bi nad 
ud Ben Selm am ber ruſſiſche —— f Stadelberg um 
darauf zu —— des eine Bermittelung ber fee Mächte ber Türkei und Griedhen- 


** —* erhebliche Bedenlen gegen ng onferenz ber ſechs Mäde 


21. Dezember. Der engliſche Botfchafter tu Paris an Lorb Elarenbon. 


„Der Marquis v. Lavalette fagte mir heute, daß der Kaifer entichieben ben 
Vorſchiag Preußens wegen Abhaltung einer Konferenz in Paris billige. — Her 
v. —* fügte hinzu, er babe den öſterreichiſchen Botſchafter, Fürſt Met⸗ 
ter nich darüber geſprochen, welcher, obwohl ohne Inſtruction, ſich günftig über 
den Gedanken einer Kouferenz geäußert babe. Ebenfo ber italieniſche Bot- 
{after x. 2. — Herr v. Lava F made za Gunſten einer Konferenz der 
ſechs Mächte geltend, es ſei für biefe Brage do oßer Bebeutung, daß feit ber 

Befreiung Griechenlanbs fehr erhebliche politifche ; Beränberungen eingetreten feier. 
Wenn jet Vereinbarungen liber a zu treffen —5 fo wärbe * 
zweifelhaft Oeſterreich, Italien zur Theilnahme berufen fein. 
reich fei al8 Nachbar birect —25 an —X türfiihen Angelegenheiten. Bas 
Breußen betreffe, fo könne bie —I gleichviel ob fie erwünſcht 
oder unerwänfdt fet, nit geleugnet worben, baß feine Stellung 
in Europa eine ſehr verfhiebene fei gegen bie vor 40 Sabren, und 
daß fein Anſpruch auf Theilnahme an ber Regelung irgenb einer 
europäifden Ungelegenbeit nicht von ber Haud gemwiefen werben 
tönne.” 


23. Dezember. England erflärt feine Geneigtheit zu einer Konferenz. 

24. Dezember. Im einer eingehenden Beiprehung zwiſchen Graf 
Bismard md Graf Benedetti wird der Wortlaut 
der Einladung zur Konferenz in Parid unter beftimmter 
Bezeichnung der Aufgabe derſelben feitgeftellt. 

24. Deogember. Depeſche Benebetti’s an Lavalette. 


„Ich erhielt geftern Abend ein Schreiben von Herrn v. Thile, meldet 
mir ben Wunſch des Minifter-Präfidenten mittheilte, fih mit mir in ber Botkhaft 
ober im Auswärtigen Amte zu beſprechen. Ich begab mich zu Herru v. Bismard. 
Er theilte mir mit, daß er zwei Depeichen von Paris und Lonbon erhalten bake, 
nad benen Sie feine Anfichten über bie Art und Weiſe, wie feinen Brig 
Folge zu geben fei, zu erfahren wünſchten, — ferner, D Ye gorb Clarendon 
—* hielt, im voraus die Grundlagen der ber Konferem a 
bereichuen. Er wünſchte fi vor jeber Antwort — 
u ae tra Sen 
i telegrap on et eine oll au 

te von 1856 gerich erihtet werben ,‚ um fo zunächſt yur Auerfeunung d ber Roth- 


mit mir zu ber- 
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wenbigleit einer gemeinfamen Berflänbigung aufzuforbern, um bie Berfchlimmerung 
des Standes ber Dinge im Orient zu verhüten unb zu prüfen, in wieweit es 
ie: empfiehlt, ven Forderungen bes Ultimatums der Pforte Genugtbunng zu ge- 
bren. Sobald die verfchiebenen Höfe ſich biefer Abficht angeichlofien haben 
werben, foll bie franzöfiiche Regierung die Konferenz nad) Paris berufen.” 


24. Dezember. Tavalette an Benebetti. 


„Mit Rüdfiht auf Die bringenden Umftände habe ich unverweilt bei ben 
Bertretern der Mächte, welche den Vertrag von 1856 unterzeichnet haben, Schritte 
etban. Ih babe Leine derſelben in Unkenntniß darüber gelafien, baß bie 
Snitiative von bem Berliner Kabinet ergriffen worben war und baß ber Schritt 
des Grafen Solms am folgenden Tage von dem ruffiihen Botſchafter unter⸗ 
fügt worden war. — — — Ih habe ein Telegramm folgenden Inhalts ent- 
worfen: „Das Berliner Cabinet beantragt unter Berufung auf das Protololl 
vom 14. April 1856 bie Verſammlung ober Konferenz ber Unterzeichner bes 
Barifer Vertrags, um bie Mittel zu finden, ben zwiſchen ber Türkei und Griechen- 
land entflandenen Streit beizulegen unb zu prüfen, in weldem Maaße es fich 
empfiehlt, den in dem Ultimatum ber Pforte aufgeftellten Forderungen Folge zu 
n.“ — — — — Sie fehen, daß wir mit Graf Bismard über bie Be⸗ 
flimmung ber Aufgabe der Konferenz einverftanben find.“ 


1869. 2. Januar. Einladung an die Parifer Bertragsmädte 
und. an Griechenland zu der am 9. März in Paris zu 
eröffnenden Konferenz. 


9. Januar. Zufammentritt der Konferenz. 


20. Januar. Feſtſtellung einer an die griechiſche Regierung zu 
richtenden Declaration. 


6. Februar. Griechenland erkennt die Declaration der Konferenz 
an und erflärt, feine Haltung mit derjelben in Einklang 
bringen zu wollen. 


22. Sebruar. Depeſche Lavalette’s an bie franzöfiihen Miſſionen im 
Auslanbe. 


Rah einem Rückblick auf ben Verlauf unb bie Ergebniffe der Konferem, 
— fließt die Depeihe: „Indem bie Barifer Konferenz den von dem Kongreß im 
Jahre 1856 ausgeiproddenen Wunſch in einem Spectalfalle zur Geltung brachte, 
bat fie gezeigt, wie fruchtbar bie biplomatifche Aktion ber Mächte werben Fönnte, 
wenn fie, wie ber Kaijer feit Jahren angeregt hat, anf bie Geſammiheit ber 
allgemeinen Fragen Anwenbung fände. In biefer Beziehung muß fie als ein 
wichtiger Alt gelten, unb ber Erfolg, welcher ihre Anftrengungen gekrönt bat, 
darf als ein glückliches Vorzeichen ber Fortſchritte gelten, welche ſich hoffentlich 
noch auf biefem Wege vollziehen werben.“ 


Fuürſt Bismard. 51 
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65. Weiteres von der Sandtagsfeffion. 


Die Depsfledirten und die prenßifche Politik. 

Erklaͤrungen des Grafen von Bismard bei der De 
rathung über die Beſchlagnahme ded Vermögens des Künigd 
Georg und ded Kurfürften von Helfen. 


I. 
29. Januar. König Georg und die WVelfenlegion (Ree 
im Abgeordnetenhaufe). 


(Nah dem Abg. Windthorft, welcher bezweifelte, daß eine Han- 
noverſche Legion eriftire. 

— Gie erinnern fi, daß diefe Legion zu eimer beſtimmten Zei 
mit öfterreichiichen Päffen, von deren Ertbeilung fich die Kaiferliche 
gierung losfagte und die für Geld an einen Agenten des Hieginger Hofes 
von einem Unterbeamten ausgeliefert worden waren, aljo mit erfauften 
Paäſſen fih nad der Schmeiz und von dort nad) Frankreich begab, immer 
als ein geichlofjener militäriſcher Körper. Diefe Angelegenheit ift Gegen: 
ftand wiederholter Korrefpondenzen zwijchen der norddeutichen Bundesre 

ierung und der Kaiferlich franzöfiihen Negierung geweſen. ‘Die franzö- 
Alche egierung bat einerjeitd® das Aſyl⸗ und echt, welches fie zu 
gewähren gewöhnt ift, auch in diefem Falle nicht verfagen zu follen ge 
glaubt, andererſeits bat fie doch eingefehen, daß eine militairijch organifirte 
Rörpericaft mit Offizieren an ihrer Spige und zu Waffen- Uebungen 
vereinigt auf dem Territorium eines Staates nicht geduldet werden könne, 
wenn diefe Demonftrationen gegen einen Nachbar, mit dem man in Frieden 
leben will, gerichtet find, Anfänge einer directen Bedrohung gegen diefen 
Nachbar. Die Franzöfifche Regierung hat deshalb angeordnet, daß dieſe 
Leute von ihren Offizieren getrennt und in Heinere Abtheilungen vertheilt 
werden follten. Zunächſt will ich über die Angabe der Hannoveraner, 
welche fich jest dort befinden, eine Mittheilung der Königlihen Botſchaft 
in Paris bervorheben, wonah fi die Legion augenblidiich auf etwa 
1400 Köpfe belaufen fol; ferner eine Mittheilung aus der Schweiz, wo⸗ 
nah ein dortiger befannter Agitator, der auch mit den Herren Mayer 
und Freſe in Stuttgart unmittelbare Verbindungen unterhält, es über: 
nommen batte, die Hannoverjche Legion in Frankreich dur Anwerbung 
Bolnischer Emigranten zu vervollftändigen, daß diejed aber an der geringen 
Neigung der Polen, Er bierzu benugen zu laſſen, gejcheitert, und daß es 
nur gelungen ift, 12 Polniſche Freiwillige zu liefern. wie bier gefagt 
ift, die in Paris auch abgenommen worden find. 

Ein weiterer ausführlicher Bericht eines Agenten, der in den SKreiien 
der Legionaire Aufnahme gefunden hat und ihnen vielleicht noch angehört 
— id weiß es nicht fiher —, befchäftigt fich mit dem Theile der Har- 
noverjchen Legion, welcher augenblidlih in Amiens dislocirt if. Die Mit- 
theilungen, die ihm dort geworden find von den Soldaten felbfl, — denn 
unter dem Namen „soldat Hanovrien“ find fie eingejchrieben in die An- 
meldungsliften — geben die Zahl nur auf 900 bis 1000 an. Jedoch 
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find die Leute felbft einigermaßen außer Zufammenhang geratben und 
deshalb nicht ficher in ihren Angaben. Der Bufammenbang * nur 
durch die Unteroffiziere und Offiziere der Legion erhalten. Der Herr 
Vorredner wird alſo daraus erſehen, daß eine von ſeinen Vorbedingungen, 
die militairiſche Organiſation, beſteht. Daß die Leute mid bewaffnet find, 
ift allein der Franzöſiſchen Negierung, nicht dem guten Willen der Legion 
und ihrer Oberen zu danken; wenn e8 ihnen nicht verboten wäre, Ge⸗ 
wehre zu führen, jo würden fie fie ganz gewiß haben. — — — 

Ich babe für den Augenblid nur Diele thatfächliche Material liefern 
wollen, und behalte mir vor, nach Verlauf der Discuffion auf die jurie 
ſtiſche Darftellung vom politiihen Standpunkte aus zurüdzulommen. 


Nah dem Abgeorbneten Waldeck: 

Wenn ich zu fo fpäter Stunde noch daS Wort ergreife, fo gefchieht 
dies nur in der Meberzeugung, daß ich demjenigen, maß die Herren Bor- 
redner, was der Herr Regierungs⸗Commiſſar für den Commifjionsentwurf 
gefagt haben, nicht viel mehr hinzuzufügen habe, namentlih nachdem der 
Herr Borredner, der foeben die Tribüne verläßt, den Beweis geliefert hat, 
daß bezüglich der Lebensinterefien de Preußiſchen Staates die Partei- 
ftandpunfte fi) einander nähern, die Parteiunterfchiede mwenigftens aller 
Preugifhen Parteien fih abmindern. Der Herr Vorredner hat in der 
Thatſache, daß gleichzeitig mit der Publication des Gejeges die Publica⸗ 
tion der Sequefter» Verordnung erfchien, einen Ausdrud der Reue bei der 
Königlihen Regierung über die Vorlage des Geſetzes erblickt. Ich will 
über die Worte nicht rechten, aber ich will erflären, daß die Möglichkeit 
diefer Reue mir bei der Vorlage diefes Geſetzes jchon keineswegs ausge» 
fchloffen ſchien, daß ich aber Mir den Fall ihres Eintritt auch auf die 
patriotiſche Mitwirkung der Geſetzgebung ſchon damals gerechnet habe. 

Der Abſchluß jenes Vertrages eben jo wie die jegige Se— 
queftrirung der damit bemwilligten Mittel bilden awei Glieder 
in der Kette von Friedensbeftrebungen, welden die Königliche 
Hegierung jeit dem Jahre 1866 fi ununterbrochen hingegeben . 
hat, und ich fchlage darunter das zuerfi Genannte, den Ab— 
ſchluß des Bertrages, noch heute nicht niedrig an. Seine Wirs 
fung war nad) drei Seiten hin berechnet, einmal nad) der der ehemaligen 
Unterthanen des Königs Georg; mag davon heute gejagt und gedacht 
werden, was da will, im diefen Acten — ich will Sie mit der Vorlefung 
nicht aufhalten — liegen ung die damaligen Berichte der Provinzialbes 
hörden vor, die von einem ſolchen Ausgleiche eine wejentliche Einwirkung 
auf die Berbefferung der Stimmung, auf die Beruhigung der Öemüther 
Hofften, und die fich wiederholt und dringend dahin ausfprachen, die Kö⸗ 
nigliche Staatdregierung möge in dieſem Sinne die Initiative ergreifen, 
nöthigenfalld eine jolhe Abfindung durch Gejeg erftreben, wenn ein Ver⸗ 
trag nit zu erreichen wäre, da jehr viele politiich mit den Aenderungen 
vollfommen audgejöhnte Leute doch in Bezug auf perjönlicde Anhänglich⸗ 
keit, in Deaug auf perſönliches Mitleid mit einer gefallenen Größe erft 
bierin ein volllommenes Bindemittel mit den neuen Einrichtungen finden 
würden. Das hat einmal die Königliche Regierung veranlagt, der Sache 
näher zu treten. Der zweite Grund lag in der zweiten Richtung, in 
welcher ich dieje friedliche Wirkung von dem Abſchluß ded Vertrages er- 
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wartete, nämlich in der Richtung auf befreundete und verwandte Höfe; 
von dort aus famen und in der That die erften Anregungen, bie 
Einführımgen der Agenten ded Könige Georg, mag die Berbindung von 
Hietzing aus abgeleugnet werden oder nicht, fie liegt eben actenmäß 
vor in Originalbriefen der Agenten diefer fremden Höfe. Bon da geſchal 
die Einladung. Was dabei der Königlichen Regierung ebenfotwohl wie 
den fremden Pegierungen porjchwebte, geht aus dem Maßſtabe hervor, 
der urfprünglih an die Bemeffung der Dotation angelegt wurde. Es 
wurde gefragt: was braudt ein Königlicher Herzog von Eumberland, um 
in der Mitte des reichen Englifchen Adels mit Anftand, ohne befchämende 
Erinnerung an politifches Unglüd leben zu können? Es wurde : 
nach Verhältniß des Bermögens der großen Engliſchen Mdelsfamilien 100 
bis 120,000 Pfund Sterling, Das ift der Maßſtab geweſen, den wir 
u Grunde gelegt haben, und der alleinige politifche Zweck, den wir erſtrebt 
—* iſt geweſen, eine annehmbare Eriftenz für die gefallene Dynaftie 
zu finden, ın der fie der Deruäung überhoben wäre, die Ruhe emeb 

oßen Landes durch dynaſtiſche Beftrebungen weiterhin zu ſtören. Wir 
Baben deshalb — ich wenigftend meines Tel, habe auf die Berechnung 
der Revenllen feinen jehr hoben Werth gelegt, auf den Werth der Ber 
mögend » Dbjecte, die und heute wieder aufgezählt find, uud fir die zu 
entihädigen nicht in unferer Abficht liegen konnte. Man konnte höchſtens 
nebenher in Betracht ziehen: welche Weinreveniien hat der König von 
Hannover zu feiner Dispofition gehabt, und dem war das, was wir ihm 
geboten haben, ja ganz erheblich überlegen. Ich babe diefen Punkt ſchon 
ım vorigen Jahre berührt und habe geſagt, es ſei mir lieb, daß der 
König Georg durd feine Vertrags-Unterfehrift mehr angenommen habe, 
als ıhm nah Berhältnig feines früheren Einkommensgenuſſes zuftände, 
weil der Gedanke eines Geſchenkes von König zu Köntg eines frenvilligen 
Actes der Liberalität unter den vorliegenden Umftänden unzuläffig ja. 
Es mußte ein zweijeitiges Gejchäft fein, für diefes Mehr mußte irgend 
etwas gemährt fein. 

Damit fomme ich auf die dritte Richtung, in welcher ich den Bertrag 

dem Frieden förderlich gehalten habe, nämlich) in Bezug auf die Ste 
des Königs Georg jelbit. In den beiden erften Richtungen habe ı 
mich nicht getäufcht. Die Wirkung zu Gunſten des Friedens, die 
der Bertrag haben follte, bat er gehabt; wir haben unjern 
guten Willen documentirt, und diefer gute Wille it uns an 

en betreffenden Stellen aud fo voll angerehnet worben und 
wird uns fo voll angerechnet, als ob der Vertrag fortbeftände; 
und in diefer Beziehung babe ich über den Abſchluß des Ber- 
trages feine Reue. Die legte Berechnung war allerdings eine durch 
den Erfolg nicht gerechtfertigte; es war aber auch die bei mir am wer 
nigften fihere. Wir waren nicht fo jchlecht unterrichtet, daß wir es 
für unmöglich hätten halten follen, daß trog der Zufage, troß des 
trags⸗Abſchluſſes, trogdem daß durch diefen —— — der König 
Georg wenigſtens, wie der engliiche Ausdruck lautete, bound in honoar 
war, daß trogdem dieſes moralifche Engagement von Seiten des Konigs 
Georg vollftändig mißachtet werden könnte. Wir konnten nicht erwarten, 
daß der König eine volle Entjagung, eine Abdiction expressis verbis 
außfprechen werde. Wir waren auch darauf von den fremden Höfen auf 
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nerfjam gemacht worden, daß er dazu nicht zu bringen ſein würde, daß 
ied aber auch gar nicht erforderlich fer. Die befreundeten Höfe waren: 
nit und der Meinung, daß, wenn auch der König Georg der fernlie⸗ 
enden, meiner Ueberzeugung nach unmöglihen Chance nicht entjagen wollte, 
uch fremde Waffengewalt, nach etwaiger Ueberwindung dev Wehrkraft 
es Norddeutfchen Bundes, durch coalirte Mächte fi zurüdführen zu 
aflen — das ift nicht die Abficht des Vertrages geweſen, daß der König 
Heorg für folden Fall darauf verzichten jollte, feinen [eiheren Plag, 
venn ihm das Königreich Hannover von einem fremden Eroberer anges 
oten würde, wieder zu übernehmen; ſolche Tragweite haben dergleichen 
Abkommen immer nicht, wie ich ſchon im vorigen Jahre bemerkte — wir 
ıber berechtigt waren, das zu glauben, daß mit der Unterzeichnung dieſes 
Bertrages der König Georg verzichte auf eine unfruchtbare Prätendenten- 
Haft, auf die traurige Rolle eines Fürſten, der den Krieg fortfegt an 
ver Spitze von 1000 oder 1400 verführter junger Leute, die er — man 
ann faum jagen löhnt, jondern miethet, für einen beftimmten täglichen 
Preis ihren regelmäßigen Arbeiten und ihrer Zukunft entzieht. Dab Died 
mfbören witrde, babe ich allerdings mit Gewißheit erwartet und darin 
yabe ich mich getäufcht. Ich habe das gehofft und gewünjcht im Intereſſe 
ver Hannoverſchen Jugend von den unteren Ständen, welche der Verfüh—⸗ 
ung bejonder8 ausgelegt ift, für Geld einer Art von Seelenverfäuferei 
I verfallen und fpäterhin in Müßiggang zu verfinten. Es ift meines 
Srachtend für ein Land nicht ——— wenn etwa 1000 bis 1500 
unger, kräftiger Leute in den beſten Jahren für ein müßiggängeriſches 
?eben erzogen und ihrem Vaterlande entriſſen werden. 

Ich habe mich nicht weiter gewundert — und dergleichen Leiftungen 
ind auch weniger erlennbar und deshalb weniger ftrafbar — wenn die 
Welfiihe Partei in Beziehung auf die Preſſe und jonftige Agitation Ver: 
bindungen einging mit allen denjenigen Parteien, mit allen denjenigen 
Elementen, melde einer Conſolidation der jegigen Zuftände feindlich find. 
Wenn fie mit den Mitteln, die fie außerhalb diefer Abfindung oder mit 
diefer Abfindung hatte, Alles miethete, was an Federn und Intriganten 
fäuflich in Deutſchland war, das hätte mich nicht in Verwunderung ger 
jeßt. Dergleichen entzieht fich einer Controle und einem beftimmten Nach⸗ 
weis. Die Verbindung mit allen Feinden der Deutichen Einheit, fei es, 
weil fie eine Einheit ift und vom partilulariftifchen Standpunkt bekämpft 
wird, jei es, weil fie eine monarchiſche Einheit ift und deshalb befänpft 
wird, das Bundniß mit allen Gegnern des confeffionellen Friedens in 
Deutihland — auf alle diefe Verbindungen lege ich bier nicht das Ge⸗ 
wicht. Ich halte mich lediglich an die eine fcharf ausgeprägte Thatjache: 
die iortgejeßle Unterhaltung diejer Legion zum Zwede des Krieges gegen 
da8 eigene Vaterland im Bunde mit fremden Mächten, jobald eine Ghance 
da fein wird, die ftarf und günftig genug wäre, um diejes Element in 
die Waagſchale zu werfen; dabei ein Beftreben, ununterbroden den 
Frieden als zweifelhaft, als einer unmittelbaren, naheliegen- 
den Störung ausgejegt darzuftellen, und auf diefe Weife 
da8 Bertrauen, dejfen große Nationen bedürfen zu ihrer 
Wohlfahrt, das gegenfeitige Vertrauen, deffen Europa be» 
darf, nah Kräften zu ftören, überall Agenten, Intriganten hinein- 
zubringen, um feinen Glauben an den Frieden, keine Verbeflerung der 
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uftände in Handel und Wandel, Teine Belebumg des Verkehrs und ber 

ohlfahrt auflommen zu laffen. AU diefes Treiben ift uns befanzt; es 
fpringt und in die Augen, ohne daß es juriftifch nachgewiefen wird, mad 
obgleich es in den Zeitungen ftebt, ift es doch wahr. 

Aber ih Halte mi nur an das vorliegende Factum, daß 
der König von Hannover fortwährend die Rolle eined krieg— 
führenden Fürften und gegenüber fpielt. Dieſes Factun 
allein giebt der Staatsregierung da8 ganz unzmweifelbafte 
Recht der Rothwehr gegenüber einer Beftrebung, fie mag klein 
oder groß fein; darauf, ob wir fie fürdten, fommt ed gar nidt 
an, jondern ed fommt nur darauf an: giebt uns der Gegner 
eine wirklich faßliche, gar Feines weiteren Eingeffänduiffes 
bedürfende rechtliche Waffe, mit der wir fein ganzes Gewebe 

erreißen, die Quellen ihm abſchneiden lönnen, mit denen er 
* verwerfliches Gewerbe der Beſtechung und Corruptior 
betreibt? Dieſe Handhabe, dieſe Waffe finde ich in der 
aber weſentlichen Thatſache der Legion; ich laſſe mich auf weiter wichts 
ein und brauche auch nichts als diefen Nachweis, daß der König fih ned 
wie vor als eine Triegführende Partei ſeinerſeits betrachtet 
den Bertrag materiell nnd moralifch bricht, Dadurd fein Eigentbum sad 
Kriegsrecht in die Hände des Gegners liefert, dem es erreichbar iſt. Dh 
diefe Gefahr Mein oder groß ift, darauf fommt es nicht an: principüs 
obsta. Hier ift von juriſtiſcher Nothwehr die Rede geweſen, die iſt unter 
Umftänden fo limitirt, daß ich faft fchon todt fein muß, che ich nad 
wehren darf. Dahin dürfen wir es in ſtaatlichen Beziehungen, we mir 
nicht für umfer eigenes eben zu forgen haben, jondern für die W 
einer ganzen Nation — dahin dürfen wir e8 nicht kommen laffen, def 
wir erft anfangen, zur Nothwehr zu greifen, wenn fie faft ſchon wahr 
mehr anwendbar ift; ich beſchränke die Nothwehr nit anf den 
Begriff allein der Abwehr eines lebensgefährlihen Anfalles, 
fondern auch auf die Herftellung desjenigen Bertrauens axi 
den Frieden, deſſen wir zu unferer Wohlfahrt bedürfen. Dies 
Bertrauen auf den Frieden würde nicht geftärft werden, wenn wir wit 
einem foldhen Unternehmen entgegenträten, defien Duldung mit der Wäre 
einer großen Nation meines Crachtens nicht verträglich iſt, durch befien 
Duldung wir und nur dem Verdachte außfegten, als hätten wir nicht den 
Muth, und zu wehren, als fürdteten wir, wenn wir unß rübrten, ie 
würde und em Anderer in die Hände fallen. Denn es giebt eine Fey 
derch 


heit, die es nicht wagt, ſich zu wehren, und auch nur die 
wegzuſchlagen, die auf ihre Bruſt gerichtet iſt, ſondern ſich von ihr 
rennen (äh und in Starrbeit — mag es Befangenheit, mag es weruäte 
Lähmung fein — nicht Hand anlegt, um die Gefahr abzumenden, Dre ik 
droht. Dafur zu forgen, daß dies nicht geichieht, ift die Aufgabe der 
Regierung. Als in der Richtung diefer Aufgabe liegend, babe ich murier 
Verfahren ſchon in der Commiſſion gekennzeichnet. Wir wollen bier 
nit zu Gericht figen über den gefallenen Gegner, aber wır 
wollen Deutfhland vor Schaden bewahren, wir wollen 
diefem Frevel mit dem Frieden einer großen Nation, mit Dem 
Brieden Europa’3 ein Ende maden, gegen diejenigen, welde 
für perfönlihe und kleinliche dynaſtiſche Intereffen fi be- 
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rufen fühlen, das Glück und die Ehre bes eigenen Baterlandes 
in Berfämwärungen mit dem Auslande zu bedrohen und auf's 
Spiel zu fegen. Oo 


13. Februar. Preußen und bie Hannoverfhe Politik im 
Fahre 1866 (Rede im Herrenhaufe). 


Die Gefühle, die den Herrn Vorredner (den Grafen zu Münfter) 
beftimmen, gegen die Vorlage zu ſtimmen, die den Herrn Vorredner nur 
mit Widerftreben an diefer Debatte fich betheiligen laſſen, begreife ich 
volllommen; aber ich kann mir deshalb feine Rechtsdeductionen noch nicht 
aneignen. 

Der Vertrag vom September 1867 ift feiner ganzen Form und Ent- 
ſtehung nad ein Staatsvertrag. Es iſt nicht meines Amtes, meine 
Eontrafignatur unter Privatverträge des Königs, meines Allergnädigften 
Herrn, zu fegen. 

Mit der Unterfehrift zweier Könige, gegengezeichnet von mir, als 
dem Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten dieſes Yandes, Liegt diejer 
Bertrag vor, in Teiner Beile in der Form eines Privatvertrages, fondern 
in der unbedingten Form des Staatsvertraged. Auch feiner ganzen Ents 
ftehungsweife nach konnte er nur ein Staatövertrag fein. Wir waren 
Seiner Majeftät dem Könige Georg Nichts ſchuldig. Ueber die Frage, 
welches Privateigenthum einem Krieg führenden Monarchen nad dem 
Kriege bleibt, enticheidet erft der Friedenzfchluß; einen anderen Richter 
giebt e8 darüber nicht. Diefer Friedensſchluß war noch nicht eingetreten; 
e8 murde ein Baffenftilftand abgefchloffen, und diefer von der anderen 
Seite gebrohen. So liegt meine Erachtens die Sache rechtlich. 

Schuldig waren wir dem Könige Georg Nichts; wir haben ein Bei- 
fpiel der Großmuth im Intereſſe des Friedens gegeben, wie es in der 
Europäifchen Gejchichte meines Willens nicht vorgelommen ift. Ich babe 
nicht gehört, daß die Vorfahren des Königs Georg, nachdem fie da8 Haus 
Stuart vom Throne Englands vertrieben hatten, dieſem daufe durch 
Staatsgelder die Mittel geliefert haben, der Königlichen Armee bei Eul- 
Ioden gegenüberzutreten. Ich habe nicht gehört, daß die verjchiedenen 
Zweige des Hautes Bourbon, deren Throne den Staatsummälzungen in 
Franfreih, in Spanien, in Neapel zum Opfer fielen, auf Rollen dieſer 
Länder mit einer Dotation verſehen worden wären, die man die Abſicht 
hätte haben können, ihnen zu lafien, wenn fie fremde Negionen, oder 
Sranzöfiiche oder Stalieniihe Legionen in der Fremde angeworben hätten, 
um fe gegen das eigene Land 8 führen. Noch weniger iſt es mir wahr⸗ 
ſcheinlich, dag die Spaniſche Wegierung ed fir ihre juriftiiche Pflicht 
halten wird, der Königin Iſabella Mittel zum Kriege gegen fie zu liefern, 
und daß von Stalien Der die Bourbonen in ihren Abfichten durch Staats» 
mittel unterftüßt würden. Ich führe dies nur an, um Ihnen die Gering« 
ſchätzung zu kennzeichnen, mit welcher wir die fittlihe Entrüftung aufzu⸗ 
nehmen haben, die fi von & vielen feindlichen Seiten geltend madt: 
als ob wir bier einen ungerechten, gewaltthätigen Act gegen einen an ſich 
ungerecht ſeines Thrones beraubten Yürften übten. 

Die Art, wie heute die Gejchichte des Jahres 1866 dargeftellt wird, 
ift wohl geeignet, den Glauben an alle hiſtoriſchen Darftellungen zu er⸗ 
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fhüttern; wenn man flieht, was über eine Periode, bie nur drei Fahre 
rüdwärtö liegt, mit Erfolg gelogen wird, fo wird es ſchwer, beB zu 
nz was, durch rain en und en Gas hie aus rk 
eren Beiten uns erzählt wird. Wenn man heut zu ie Darftellung 
des Verhaltens Preußens zu Hammover fchildern hört, — und wie viel 
Lefer nehmen fie geduldig Hin — fo jollte man ben, Preußen wäre 
1866 über feine Nachbarn hergefallen, wie der Wolf über eine Yämmer- 
heerde; aber wie war die Situation vor dem Kriege? echt aus dem Bde 
rückwärts fieht e8 ganz ander aus: jeder hat die Klugheit ber Herren, 
die vom Rathhauſe kommen; es fcheint, als wenn der Preußiſche Sieg 
etwas ganz Natürliched geweſen wäre, was Preußen beftiuumt voramdge 
fehen und zur Baſis feiner Berechnung gemacht hätte. Das war mid 
der Glaube bis zum 3. Juli 1866, am allerwenigften am chen 
Hofe und in der Hammoverfchen Bolitil. Die Hannoderſche Regie» 
rung bat 1866 viel früher gerüftet, als die Preußiſche; fie 
war die erfte, die auf die erfte Auffordernng Oeſterreichs, ich 
glaube vom 16. März, gleichzeitig mit Sachſen zu rüſten be- 
ann, und auf unfere Frage, wozu die Räüftungen dienen 
oliten, während wir noch feinen Mann rührten, wurde uns 
die mehr fcherzhafte als politifche Antwort gegeben: wegen 
der voraußfihtlih fhlehten Ernte beabfidhtige man das üb» 
liche Herbfimandver im Frühjahr abzuhalten. Ungeachtet dieſes 
Hohned haben wir uns nicht abhalten laſſen, die forgfältigften Berhaut- 

ngen mit dem Könige von Hannover zu führen; wir haben jeine zwei 
deutigen Rüftungen fi) entwideln fehen, ihm während derſelben die voße 
Neutralität mit Garantie der vollen Unabhängigkeit geboten; ich bank 
jettt Gott, daß unjer Da verblendet ablehnte, es wäre ein Norbdemticher 
Bund in der heutigen Geftalt ja kaum möglich geblieben, wenn der Küng 
von Hannover damals eingemwilligt hätte, fich die völlige Unabhäugigken 
durch Staatövertrag verbürgen zu laffen, nur unter der Bedingung, de} 
er neutral bleibt, daß er feine Neutralität durch Berzicht auf jegliche 
NRüftung verbürge, 

Ste können daraus entnehmen, wie wenig wir bafjelbe blmde Jo 
trauen in unferen Sieg hatten, welches unjere Gegner damals befeeie. 
indem die —— einer tüchtigen Armee von 20,000 Ram 
in unferem Rüden eines Opfers werth fhien. Die Enthüällungen 
über jene Periode, die namentlich in Italieniſchen Schriften 

egeben find, lajfen es in hohem Grade wahrſfcheinlich er: 
einen, dag Defterreih fih zum Opfer Benetiens [dom ner 
dem Kriege hatte bereit finden lajjen, und es fih nur am die 
Frage handelte, ob für dieſes Dpfer eine Entihädigumg in 
Deutfchland zu finden, oder in Geld gewährt werden mäfie 
Wären wir befiegt worden, was damals die ganze Welt aufer umß feibt 
für gewiß hielt, jo glaube ich nicht, daß Schlefieu daß einzige Opfer ge 
weien wäre, mit dem wir und hätten löjen müflen, ich glaube nielmehz, 
daß das „Welfenreih,* die Herftellung des Reiches Heinrihht 
des Löwen in der vollen usbehnung des Niederſachſiſchen 
Stammes, wenigftens auf der linlen Seite der Eibe, doch ken 
damaligen Hannoverfhen Berehnungen nicht fo ganz fremd 
mar, wenn auch der unbedingte Glaube an den erreichiichen 
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der felbft nah der Schlacht von Langenfalza noch die Handlungen bes 
Königs Georgs beftimmte, hauptſächlich daB entſcheidende Moment für 
die Hannoverſche Politik geweien ift. jedenfalls machten wir vor dem 
Kriege dem Hannoverjchen Hofe wid ben Eindrud fiegesgemiffer Eroberer. 
Man glanbte im Gegentheil, der Moment ſei gelommen, um das Netz 
über unferem Kopf zulammen zu ziehen; man vechnete auf die Uebermacht, 
die der bundbrüchige Beſchluß vom 14. Juni gegen uns ins Feld führen 
follte; man rechnete, daß mit dem demnächſt verftimmelten Preußen es 
möglich fein werde, diejenigen Deutfchen Reformen, über die im Herbfte 1863 
der Fürftentag in Frankfurt a. M. tagte, ind Leben zu führen, während das 
unverftämmelte Breußen ſtark genug gewefen mar, um durd) feine einfache Ab⸗ 
weſenheit diejes Projekt damals zu vernichten. Sie werden mir in diejer Frage 
einiges Urtheil zutrauen dürfen, da es feinen Mann in Preußen giebt, der 
länger ala ich mit der Deutfchen Bolitit amtlich befchäftigt geweſen ift, und 
ich Habe die Eoalition, die und im Jahre 1866 fiegesgewiß gegen- 
übertrat, in wechſelnden Formen jeit dem Sabre 1851 in 
Frankfurt a M. zu befämpfen gehabt, zuerft in dem Bedauern, daß 
man und den Frieden von Olmütz bemilligt habe, daß die Schwarzen- 
bergſche Politik nicht mit Gewalt und Entſchloſſenheit durchgeführt worden 
fei, nachher in len Verſuchen in gemäßigtever oder Märterer Weiſe 
jene Politik wieder aufzunehmen und ſchließlich im Glauben an die Ueber⸗ 
legenheit der bewaffneten Bundesmacht im Frühjahr 1866, indem man 
nur bie Ziffern der Bundesarmee in Berechnung zog, aber ihre Berfaflung 
nicht fo kannte, wie wir fie fannten. Wenn wir gegen unferer Feinde 
Erwartung der uns angedrohten Gefahr der Bernidhtung ent« 
gingen und als Sieger da8 Recht in der Hand hatten, die 

erhältniffe zu reguliren, fo fann man es wohl nidt eine 
ungerehte Eroberung nennen, die wir, nahdem manund das 
Schwert in die Hand gezwungen, ſchließlich machten, indem 
bach ledislih an unfere eigene Sicherheit für die Zulunft 

achten. 

Nicht die Frage, ob zwei Millionen Deutſche mehr oder weniger in 
einem Staatskörper vereint fein follten, war die entjcheidende, fondern 
allein die Frage unjerer Sicherheit. Es mar ber Beweis geführt, daß 
wir in kriegeriſchen Situationen eine fo tüchtige Truppe, wie der Hans 
noverfche Volksſtamm fie liefert, nicht in unferm Rüden belaflen dürften. 
Die Pfliht der Selbfterhaltung zwang uns, die Wiederfehr 
ähnlicher Sonftellationen in unferem wie im Deutſchen In⸗ 
terefje zn hindern, durch die Hannoverſche Politit war uns 
die Befeitigung des Königreih8 Hannover aufgezwungen. 
Es konnte daß, fobald der Krieg entichieden, feine unerwartete Wendung 
für die Hannoverfhen StaatSmänner fein. Ich bin jelbft in der Lage 

eweien, ſowohl mit den Nathgebern, die König Georg in der legten 
Bit feiner Regierung um ſich gehabt hatte, als auch früher wiederholt 
alle Eventualitäten zu bejprechen, und ich hatte jederzeit mit voller Offen» 
heit gefagt, Hannover habe in Zeiten dev Gefahr nur eine fichere Politik, 
nämlıh die: fih an Preußen anzufchließen. Unterliegt Preußen, fo wird 
man Hannover nicht viel thun. Es wird dann vielmehr die klügſte Po⸗ 
Kitif fein, den Mittelftant zu ftärken auf Prenßens Koſten. Siegt aber 
Preußen, fo giebt es keinen fihern Schug, als den, mit Preußen ver- 
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bündet geweſen zu fein. Das Preußiſche Königshaus würde fi an Ber- 
bünbeten nicht vergreifeu können, mit denen e8 die Verbindung nom fieben- 
jährigen Kriege her fiegreich erneuert hätte. Es war diefe Politik jo einfach 
und natürlich, daß nur teibenfihaftlihe Berblendung, Herrichfudt und die 
dunaftifche Eiferfucht auf die falfche Bahn hat lenken können. 

Wenn wir und nad) dem Vertrage von Prag nad weiteren Mitteln 
zur Befeftigung des Friedens umfahen, fo fchien uns eines derfelben darin 

u liegen, dem durch Fehler und Berblendung gefallenen Fürftenhaufe eine 
Peiner Bergangenbeit würdige Stellung zu fichern, damit es fich mit dem 
Worte tröften könne, daß neues Leben aus den Ruinen blüht. Die nos 
türlihe Stellung dieſes Haufe, auß der e8 durch die Berjchiedenheit des 
Erbfolgereht8 in England und Hannover gerifjen, bot fi) in dem Reiche, 
an welches da8 Haus König Georgs dur ebenfo glorreihe Erinne⸗ 
rungen gelnäpft war, wie die im Sahre 1866 es für uns find, in dem 
Reiche, welches durch die Dorfahren des Königs Georg, duch Wilhelm 
von Dranien an der Spige Englifcher und Deutfcher, auch Branden- 
burgijcher Zrupken, vor 200 Jahren einer verderblichen Regierung ent 
riffen wırde. Wir dachten ung den König Georg in dem Xitel, den er 
noch führt, al8 Herzog von Eumberland, und waren überzeugt, daß 
er und feine Nachlommenfchaft feiner Vergangenheit und feiner Stellung 
entfprechend dotirt fein müſſe. Dieſe Erwägung allein bat uns beſtimmt, 
nicht aber der Glaube an irgend privatrechtliches Bermögensrecht eines 
Kriegsfeindes, der feinen Frieden mit und noch nicht geichloflen hat. 

Es ift jet ungefähr Jahresfriſt, dag die Königliche Regierung jo: 
wohl im andern Haufe, wie diefem gegenüber, ihren Einfluß aufgemendet 
Fri um dem Haufe des Königs Georg eine reiche Abfindung zu ver- 

affen. Als eine Abfindung fahen wir e8 an, weil wir viel mehr gaben, 
als König Georg befeflen hatte. Die Zweifel, weldhe das Herrenhaus 
binfichtlich der Zeitgemäßheit einer ſolchen Abfindung geltend machte, 
waren begriimbet durch die Gleichzeitigleit der Verhandlungen mit den be 
fannten Borgängen in Hieging und auf der filbernen Hochzeit. Dieſe 
Zweifel mußten aud im Sinne der Regierung von großem Gewichte fein, 
wir fonnten uns unmöglich berechtigt halten, einen Surfen, der ums nod 
als Kriegsfeind behandelte und entichloffen fchien, diefe Rolle fortzuführen, 
die Mittel dazu zu gewähren. Wenn wir dennoch die Vollendung der 
efeglichen Grundlage der Abfindung nicht aufbielten, fo geſchah es, um 
einen Zweifel an dem Ernſte aufkommen zu lafien, mit dem wir diele 
Abfindung ficher ftellen wollten. Wir wollten und dem Borwurfe nicht 
außsfegen, die Preußiſche Wegierung hätte eine unmwürdige Comödie mit 
diefer Sache gejpielt und wäre vor dem geſetzlichen Ablhluffe urädge 
treten. Bei der Tügenhaftigleit der feindlichen Blätter wäre unfer Ber 
halten jedenfall3 entftellt worden. Wir Iegten deshalb Gewicht darant, 
unjern guten Willen außer Zweifel zu ftellen, und wir wollten zugleid 
eine gejetlich geficherte Baſis für zukünftige Verhandlungen fchaffen, ſo⸗ 
bald uns König Georg oder feine Erben Bürgichaft für ihr Verhalten 
gewähren würden. Wenn uns das Bertrauen täufchte, weldes 
wir in fürftliches Ehrgelühl jegten, das Vertrauen, dag and) 
die ftillfhweigenden Bedingungen und Boraudfegungen des 
Bertrages gehalten werden würden, jo waren wir überzeugt, 
daß die Gejeggebung des Preußijchen Staates bereit und ım 
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Stande fein werde, den Schaden, den der Brud diefes Ber- 
trauens dem Lande zufügen könnte, in einheitlicher Beſchluß⸗ 
nahme der Factoren der Befeugebung von diefem Lande ab» 
zuwe hren. 

Daß Sie dies thun werden, und mit großer Majorität thun werben, 
darüber bin ich nicht zweifelhaft. Ich habe aber doch zur Erläuterung 
des Beſchluſſes, von dem ich überzeugt bin, daß Sie ihn fafſen werben, 
meine Stellung als Diitglied des Onnies und die Stellung der Regierung 
mit den eben gefprochenen Worten Marer bezeichnen wollen. 


III. 
30. Januar. Die Agitation des Kurfürſten von Heſſen 
(Rede im Abgeordnetenhauſe). 


[Verfolgung der „Reptilien.“] 


Ich babe geftern ſchon Gelegenheit gehabt, zu äußern, daß ich den 
Begriff der ftaatliden Nothwehr nicht kann einengen laſſen in den Fall, 
wo ein Staat, wo ein Land thatſächlich angegriffen ift und diefen Angriff 
abzuwehren hat, fondern daß ich ihn einbegreifen muß in das Recht, 
die Pflicht einer Tandes« Regierung — und je größer das Land, um fo 
ſchwerer die Pfliht —, daflir zu forgen, daß der Friede überhaupt nicht 
geftört, daß verbütet werde, was den Frieden flören, was das Bertranen 
in diefen Frieden erfchüttern könnte. Denn obne diejes Bertrauen bat 
der Friede nicht die Bedeutung, in welcher eine große Nation feiner be- 
darf. Ein Friede, der der Befürchtung ausgefegt iſt, jeden Tag, jede 
Woche geftört zu werden, hat nicht den Bert) eines Friedens; ein Krieg 
ift oft weniger ſchädlich für den allgemeinen Wohlftand als ein folcher 
unficderer Friede. In dieſer rein politifhen Auffaflung werbe ich mich 
nit irre machen laſſen durch juriſtiſche Deductionen. Weber jnriftifche 

wirusfäden wird die Königliche Regierung nicht ftolpern in der 

Sübung eet Pflicht, für deu Frieden des Staates zn ſorgen; fie 
wird dieſe ihre Aufgabe auch nicht auf das Niveau von Gemütetöiben 
berunterziehen laſſen, fondern fie in ihrer ganzen Höhe aufrecht erhalten 
und durchführen. 

Es gab eine Zeit bei und, wo der Friede bedroht ſchien. Wenn ich 
das fage, fo fege ich mich zwar wiederum der Gefahr aus, daß ein 
eehrter Abgeordneter bier, von dem ich wohl fagen darf, daß er feit 
Kabren fih in einer nicht immer fachlichen Weife mit meiner Berfon zu 
Schaffen macht, — daß der mich für einen Schwarzfeher hält und findet, 
ih ſpräche von einer Degenipige, die auf unfere Bruft gerichtet ift, und 
die er nicht fieht. Es ift mein Troſt, daß dieſer Herr Abgeordnete 
feiner Zeit Hundert Tauſende von Bayonnetten, als fie fhon 
erfennbar in der Luft ſchwebten, and nicht geſehen hat. — 

Der Ihtafiruntene Kämmerling des Königs Duncan fah den 
Dolch des Macheth andy nicht, die Aufgabe der Regierung eines 
großen Yandes ift e8 aber, die Augen offen zu haben und wad 


u fein. 
⸗ Ich ſage: der Friede ſchien bedroht, und ich kann hinzu— 
fügen, er war vielleicht bedroht, er war bedroht aus Mißver⸗ 
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ftändniffen. Die Spannung der Situation hat nadgelafien ven dem 
Augenblide an, wo der Miniftermedifel in den Donaufürftenthiimern ein- 
trat; durch anderweite Ereignifle find die Aufmerkjamleiten demnächſt auch 
nach anderen Richtungen gelenkt worden, aber wir konnten vorher wahr⸗ 
nehmen, biß zu welchem Maße die Politit der Königlichen Regierung, die 
friedliebende Politik diefer Negterung bei manchen anderen Regierungen 
verleumbet worden war, bis zu welchem Maße dieje Berleumdımgen 
Glauben gefunden hatten. Die Zeit ift mir felbft damals als eine um- 
ichere erjchienen — und ſehr ängftlih bin ich in der Regel nach dieſer 

ichtung nicht, ich bin auch micht gewohnt, mahrbeitäiwidrige Zenguifle 
abzulegen, auch waren die Dinge offenkundig; ich kann aljo fagen: es 
war eine Gefahr der Friedensſtörung hauptſächlich durch Mifverfländnifie, 
durch Berdrehung von Thatfachen, durch unmwahre Angaben über die Bo» 
litik dieſer Regierung gejchaffen worden. Wie voll der Becher ſchon war, 
ift ſchwer zu beurtheilen; welcher Tropfen ihn zum Weberlaufen bringen 
fonnte, ift nicht zu fagen. Aber wenn mächtige Geldmittel, wenn Coali⸗ 
tionen der verſchiedenen Parteien, welche die Störung des Friedens wün- 
ſchen, eine gewifle Bedeutung erlangen, daß dann die Regierung mit großer 
Aufmertjamleit dieſe Symptome verfolgen muß, daß es ihre Pflicht iſt, 
‚ rechtzeitig das Land nor Schaden duch Störung des Friedend zu be 
wahren — das werden Sie mir Alle zugeben. Nun konnte es der 
Beobachtung der Negierung nicht entgehen, daß das Auftreten 
der Emigration, welche ſich an die Häuſer Efte und Brabant 
etettet hat, genauen Schritt hielt mit der Steigerung der 

riegsgefahr, daß die Emigration jehr wohl unterrichtet war 
von ebeinniffen der-Sabınette, die und nicht immer gleid- 
zeitig und in dem Maße befannt waren. In gleihem Maße 
wie die Kriegsgefahr fteigerte ſich die Agitation, fleigerte ſich 
die Sprade der Lurfürftliden Organe Bon einem anonymen 
Machwerk, dem befannten Aufruf, der vielleicht dem Kurfürſten gar nicht 
befannt geweſen ift, der vielleicht für Hannoverfches Geld mit Mißbrarch 
des Hefftichen Namens gefchrieben wurde — von diejen: anonymen Auf 
ruf jteigerte fie ſich bald durch directere Theilnahme des n; je 
höher die Kriegsgefahr wurde, um fo fchärfer trat die Betheiligung dieſes 
Heren felbft hervor, er ſprach zuerit davon, „den Schild Heflens wieder 
aufzuridhten;“ in weiterem Stadium fprah er von „treu gebliebenen 
Unterthanen,“ in noch weiterem Stadium verftieg er fich zu directeu, nad 
jest in Kaſſel auszuübenden Negierungsbandlungen. 

Es fragt fih nun, welden redtlihen Anhalt haben wir, un uns 
egen die notoriihe Schädigung und Bedrohung, gegen dies Aufhehen 
Fremder Regierungen und ber Fremden Nationen gegen und zu 
und diefe Deunrubigung unſeres Yriedensftandes vom Halje zu halten? 
Der erfe Herr Borredner heut hat gefragt, wo die „Legion“ fei, er bat 
feine „Legionen“ verlangt. Wenn der König Georg militairifch gegen 
ung aufgetreten ift, fo Bat ber Kurfürft das Analoge auf diplomatiſchem 
Gebiete getban. Ich lege auf alles andere Material nicht viel Werth; 
wie ich geftern allein in der Legion die Handhabe gm rechtlichen Ein⸗ 
De — zum kriegsrechtlichen Einjchreiten, wenn Sie wollen — ſuchte, 
o ſuche ih aud heute allein in der Aufforderung an fremde 
Hegierungen, gemalttbätig den Zuftand des Norddeutfchen 
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Bundes und Preußens umzuftogen und Provinzen davon los— 
aureiben, den einzigen Alt, an den ih mid halte. — — 
ann da8 Ausland, wenn wir annehmen, e8 ſei kriegs— 
Luftig gewefen, wenn wir annehmen, e8 habe fich gefragt, wel» 
ches nd wohl die Chancen eines Krieges, mußte es nicht we— 
fentlih ermuntert werden durch die Borfpiegelung, daß bedeu- 
tende Theile der Hannoverfhen, der Heffiihen Bevölkerung 
einem feindlichen fiegreich eindringenden Heere bereitwillig 
ufallen und ihm den Sieg erleichtern würden? Der BZuftand der 
Bereifenbe, in dem leider in Deutichland fi) die Gemüther immer noch 
efinden, ift an fi dem Ausland befannt genug: bie Stimmung, die vor 
furzem noch bei einem Mainzer den Biebericher als einen rechtlojen Aus⸗ 
länder betrachten ließ, dem man ben Hafen zubämmen könnte, bie den 
Frankfurter bewogen, den Bodenheimer als einen von allen Frankfurter 
Rechten auszuſchließenden Fremdling zu behandeln, ift noch nicht ganz 
vergangen und wird im Auslande eher überjchäßt in ihren Wirkungen. 
Die heut hier bekundete Gefinnung, welche fi dahin ausdrüdt: wenn ich 
eine Eiſenbahn mehr befomme, mas frage ich dann nad dem ganzen 
Deutfchland! die ift im Auslande auch befannt. Bezüglich der Art wie 
die Eifenbahnen in Heflen früher zu Stande kamen, möchte ih den Herrn 
Borredner an eine Thatfache erinnern, die ich nicht erwähnen würde, 
wenn fie nit in den amtlichen Akten ftände, die wir in Kaſſel gefunden 
haben. Ein Kurfürftliches Reſcript an den damaligen Sinanzminifter fagt: 
daß Se. Königliche Hoheit nunmehr feine Einwilligung zum Bau ber 
Hanauer Eifenbahn geben will, weil und nachdem dieje Geſellſchaft, ich 
weiß nicht ob 200 Actien zu 250 Gulden oder umgelehrt, unentgeldlich 
zur Dispofition Seiner Königlichen Hoheit geftellt habe. 

Ich könnte diefe Beifpiele vermehren, Sie werden die Gründe zu 
würdigen wiſſen, weshalb ich darauf verzichte; es ift nur zur Gewiſſens⸗ 
berubigung des Herrn Vorredners, defien Motive fo aufzutreten, mie er 
aufgetreten ift, ich in Feiner Weile verkennen will. Leider kann ſich das 
Ausland fagen, dag, wenn eine Armee fiegreich bei ung vordränge, fie 
nicht überall auf denfelben feindlichen Widerftand flogen würde, wie er 
vielleicht bei jeder anderen gejchlofienen Europäiſchen Nation zu erwarten 
wäre Die Koriolane find in Deutfchland nicht felten, es fehlt 
ihnen nur an „Volskern,“ und wenn fie Bolster fänden, würden fie 
fi bald demaskiren; nur den legten verfühnenden Abſchluß Koriolans 
würden alle Frauen Raffels und Deutfchlands dann nicht im Stande fein 
herbeizuführen. Es ift ſehr zu beklagen, daß dem bei und fo ift. Ver⸗ 
gegenwärtigen Sie fi) den Eindrud, den es in Spanien wie in Rußland, 
in England wie in grankreih, in Ungarn wie in Dänemark machen würde, 
wenn dort irgend Jemand erklärte, er molle feine particulariftiichen Ge⸗ 
füfte, feine Familien» Interefien, feine Bartei-Interefien mit ausländischer 
Hülfe durchführen, er fette feine ganze Hoffnung darauf, und arbeite 
dahin, daß die Fluren feines Vaterlandes zertreten würden von fiegreichen 
ausländiſchen Kriegsheeren, daß feine eigene Heimath in biefelbe Unter» 
jochung verfalle, wie wir fie am Anfang diefes Jahrhunderts in Deutſch⸗ 
land erlebt haben, was kümmern ihn die rauchenden Trümmer feines 
Baterlandes, wenn er nur auf ihnen fteht! — nehmen Sie an, daß 
in allen Rändern bis in das Leine Dänemark hinein eine 
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Bartei, eine Clique die Frechheit hätte, fih zu folden Beſtre⸗ 
bungen offen zum befennen, folde Leute würden dort &berall 
erftiden unter der germalmenden VBeradtung ihrer Landslente! 
Dei und allein ift das nicht fo; bei uns erliegen fie nicht der 
Beradtung; jie tragen die Stirn hoch, fie finden öffentlid 
Bertheibiger bis in diefe Räume binein. 

Ueberall, wo Faäulniß ift, ftellt fih ein Leben ein, welches man zit 


folgen bis in ihre Höhlen hinein, um zu besbadten, was fie 
treiben. Damit it nicht gejagt, daß wir eine halbe Million geheimer 


die Verantwortung für folde Summen nicht übernehmen. Es 
fi) andere Berwendungen finden, die Ihre nachträgliche Geuchmrigung 
und Zuftimmung finden werden. Auf dem Heffiihen Hofnermögen 
baften, wie man jagt, Berpflichtungen dem Lande ge ,‚ Bau 
piliäten, die übernommen worden find. Es wird eine Ehrenpflicht der 
egierung fein, wenn fie in dem Befig der Fonds ift, ſolche Schufben 
zu tilgen, aber machen Sie und aus dem bedauerliden Zwange, daß 
wir Gelder auch zu andern Zweden verwenden müflen, feinen Borwurf; 
a Sie jelbit erft, ob Sie Pech anfaffen können, ohne ſich zu be 
udeln! 
IV 


13. Zebruar. Die Agitationen in der Prejje und ber 
Friede (Nebe im Herrenhanfe). 


In der Kommiffion ift von mehreren Seiten geltend gemacht werben, 
daß das Berfahren gegen Se. Königliche Hoheit deu Kurfürſten im Ber 
gleich mit dem gegen den König Georg ein befonders ſtrenges wäre, indem 
weniger Beſchwerdepunkte gegen den Kurfürſten vorlägen. Ich kaum Birk 
Anficht nicht theilen. Ich würde fie theilen, wenn e8 fi) um eine om 
fiscation des Vermögens handelte. Es handelt fich aber nur um eime 
Maaßregel, deren Folgen jederzeit befeitigt werden können, wenn Se. 
Königl. Hoheit der Kurfürſt ſolche Bürgfchaften giebt, welche die geje⸗ 
gebenbe Gewalt in Preußen davon überzeugen, daß eine Wiederholung 

es bisher Erlebten nicht zu befürchten fteht. Mir fcheint, dag im Ge 
gentbeil der Fall des Kurfürſten von Heſſen noch einfacher liegt, als ber 
des Königs von Hannover: beide Herren haben fih von dem ge- 
fhloffenen Berträgen IgSgefagt, der König Georg durch Hazt- 
lungen, der Kurfürft von Heffen durch ausdrüdlide Erliä- 
rungen, die [hriftlih vorliegen, die amtlih Dur meine Ber- 
mittelung an Se. Majeftät den König gerichtet find, durd 
er rannte an alle Europäifhe Regierungen geridtere Ma⸗ 
nife 

Ich darf diejes ala befannt vorausfegen, obfchon ich mich nicht er⸗ 
innere, daß es in den Commilfionsberichten des Hauſes gedruckt geweien 
wäre, es ift dazu zu lang. Es enthält die heftigfte und beleidi 
Kritit der Politik der Preußiſchen Regierung und fließt mit der Un 


| 
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forderung der Europäifchen Mächte, an die es gerichtet ift, durch thatkräf⸗ 
tigen Beiftand den Kurfürften wieder in feine Länder einzufegen, alfo die 
Provin —* vom Preußiſchen Staate wieder loszureißen. 

— ehe dieſes Manifeſt als eine unmittelbare Betheiligung des Kur⸗ 
fürften an den bebauerlichen Agitationen einer Prefle an, deren Thätigkeit 
Darauf gerichtet ift, den Europätfchen Frieden und beſonders den Frieden 
Deutihlands zu ftören. Ich würde mich nicht berechtigt glauben, gegen 
Prepthätigkeit auf diefem Wege einzufchreiten, wenn nicht der Kurfürft 
durch feine Losſagung von dem Bertrage die gejelihe Handhabe dazu 
geboten hätte, Diefe Handhabe nicht zu benutzen, würde eine ſchwere Ber- 
nachläſſigung der Intereſſen des Landes involviren. Ungefährlich find diefe 
Agitationen in Feiner Weiſe; Sie Tennen biefeIben aus den Blättern, die 
Ste Iefen, und Sie können fi daraus ein Bild davon machen, wie der- 
gleichen Entftelungen der Thatjachen in denjenigen Ländern, wo man fie 
zu controliven nicht fo gut in der Lage ift, wie bei uns, in Rändern, wo 
man die Rüge über biefige Berbältnifle nicht gleich an der Stirne zu er 
fennen vermag, daß dort die Eindrüde ftärker find als bei ung. 

Es ift an fi ein verbrecheriſches Beginnen, zwei große 
Nationen in der Mitte der Europäifchen Eivilifation, die 
beiderfeits den ernften Willen begen, mit einander in Frieden 
zu leben, die Feine weſentlichen Sntereffen haben, melde fie 
trennen könnten, in den Krieg hinein treiben zu wollen und 
fih zu diefem Zwede mit einem großen Aufwande von Geld» 
mitteln der gedrudten Lüge zu bedienen, 

Ich —8 nicht in allgemeinen Anſchuldigungen zu bleiben; Keinem 
pon Ihnen werden die Manöver entgangen ſein, die darauf gerichtet find, 
durch die Preſſe in Frankreich, bei einer im Punkte der Ehre und Tapfer⸗ 
feit lebhaft empfindlichen Nation, den Eindrud zu verbreiten, als wolle 
Deutſchland feine durch feine Einigkeit gewonnene Erſtarkung zu einem Ans 
zriffsfriege gegen Frankreich oder im irgend einer feindligen Richtung 
yenußgen. Dieje Lüge begegnet Ihnen alle Tage in Franzöſiſchen Blättern; 
ch braude Sie nur auf die Sammlung faliher Nachrichten aus den 
esten Tagen aufmerkfam zu machen, die in beiden Rändern künftlich ver⸗ 
weitet werden und bei denen man nicht begreift, ob man mehr über die 
Srechheit der Erfindung oder über die Einfalt und Leichtgläubigleit der 
tejer und den großen Kreis erftaunen fol, der ſolche abjurde Nachrichten 
rnfthaft nimmt; aber es zeigt das eben, wie wenig man mit den 
yirklichen Verhältniſſen befannt ift; Ste haben die Yabeln gelefen von 
inem „Familien⸗Conſeil“, der in Preußen zur Berathung über friegerifche 
ventualitäten gehalten worden jei, eine Art Confeil, welche bei uns das 
Staatörecht und das Königliche Hausrecht nicht kennt, — von militärifchen 
‚onfeils, von der Rafirung des Glacis in Mainz, weil an der Promenade 
inige Sträucher verpflanzt werden, — ferner von einer Aufforderung, 
ie die Königliche Regierung an die jübbeutichen Staaten gerichtet haben 
»Il, ſich im Kriegsbereitſchaft zu jegen biö zum 1. April, indem Oeſter⸗ 
ich und Frankreich daſſelbe thäten, und ich weiß nicht, was für Um⸗ 
iebe, die wieder in Rumänien ftattgefunden haben follen; das ift aber 
ur eine Fortjegung des Verleumdungsſyſtems, nach dem diefe Nation 
hh gegen die Ruhe von ganz Europa hartnädig verſchworen haben foll. 

Alle diefe Nachrichten würden an und für ſich unbedeutend fein; fie 
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fiehen gewöhnlich zuerft in leicht zugänglichen Winkelblättern, gewinnen 
aber dann eine ganz andere Bedeutung durch die Mitwirkung der Xele- 
raphie. Wenn 3. B. in der „Bayrifchen Landes» Zeitung” fteht, Preußen 
ha Suddeutſchland zur Kriegsbereitihaft aufgefordert, fo lacht in Deutid- 
nd ein Jeder darüber; wenn dies aber als eine Nachricht von ungewöhn⸗ 
licher Wichtigkeit von befliffenen Leuten, die dazu befonders angeftellt find, 
fofort in alle Welt telegrapbirt wird, fo gewinnt durch das Tele 
graphiren die erfundene Nachricht eine Bedeutung, die fie an und für ſich 
nicht giebt bat, 
ir haben uns gegen die Autorität de Gedrudten erſt allmälıg 

abftumpfen können und das ift namentlich feit 1848 gelungen; bis dahın 
hatte für einen großen Theil der Bevölkerung alles Gedruckte feine be 
fondere Bedeutung; Jeder, der auf dem Lande nur das Amtsblatt Las, 
von der Bibel und dem Gefangbuche nicht zu reden, bielt das Gebrudte 
für wahr, weil es gebrudt war, ungeachtet des üblichen Sprichworts: 
er lügt wie gebrudt; es wird vielleicht auch dahin kommen zu fagen: er 
Lügt wie telegrapbirt, denn gegen den Mißbrauch, der mit Ddiejem 
Berörderungamirtel getrieben wird, find bisher die wenigften Leute noch 
auf der Hut; fie denken nicht an den Reichthum von Geldmitteln, der e3 
Jemandem möglih macht, zum Xelegraphiren aller in drei bis vier 
Sprachen überjegten Tendenzlügen in verichiedenen Weltftädten Lectoren 
zu bezahlen, die nur damit berhäfti t find, Beitungen durchzulefen und 
zu ſehen, ob ſich eine Alarmnachricht Andet ; findet ex feine, jo bat er fie 
u machen und telegraphirt fie nun als aufregendes Symptom an ver- 
—* ausländiſche Blätter. 

So wird die öffentliche Meinung in Frankreich bearbeitet; umgelehrt 
wird fie bei und in Deutſchland dahin aufgeregt, als ob wir alle Tage 
einen Angriff Frankreichs auf Deutſchland zu gewärtigen hätten. Es Liegt 
im mobhlverjtandenen Intereſſe beider Nationen, daß diefen verlogenen 
Antriguen nah Möglichkeit ein Ende gemadt und daß die Geldmittel 
dazu abgefchnitten werden. 

Die Königlige Regierung bat feit Jahr und Tag ihre 
volle Thätigkeit auf die Zerfireuung faljher Kriegsgerüchte 
verwendet: fie bat in diefem Augenblid die Ueberzengung, 
4; die Europäifhen Regierungen von friedlihen Intentionen 
bejeelt find, und fie bat da8 Bedürfniß, daß das Publikum 
endlih zu demfelben Glauben und zum Bertrauen auf fried- 
lihe Zuftände gelange. Schon im „Sntereffe der nationalen 
Würde find die Quellen abzufhneiden, aus denen Deutjde 
Blätter befoldet werden, die in [hamlofer Deffentlihkeit eıne 
ſtarke und friegstücdhtige, aber ebenfalls friedliebende Nation, 
wie die Franzofjen, zum Kriege gegen Deutſchland auffordern 
und offen die Hoffnung ausfpredhen, das Baterland, Deutid- 
land, werde in diefem Kriege unterliegen. Mir find im der 
Prejfe Borwürfe gemaht worden, daß ich folden Erſcheinungen 

egenüber die diplomatijhe Ruhe, die meine Stellung er- 
 ordert, nat pn bewahren vermöcdte; ih muß nun aber fagenr: 
wer über ſolche Riederträchtigfeit nicht in Zorn geräth, bat ein andert 
organifirtes Nationalgefühl, als mir eigen ift. 
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Die Genehmigung der Allerhöchiten Verordnung vom 
2. März 1868 wegen der Beſchlagnahme erfolgte im 
Abgeordnetenhaufe mit 256 gegen 70 Stimmen, im Herren- 
hauſe faft einftimmig. 


Der Welfenfonds beruht auf der Beltimmung im $. 2 
der Berordnung: 


„Aus den in Beichlag genommenen Objekten und beren Revenüen find, mit 
—— — ber Rechnungslegung an den König Georg bie Koften ber Beſchlag⸗ 
nahme und ber Verwaltung, fowie der Maßregeln zur Ueberwachung und Abwe 
der gegen Preußen gerichteten Unternehmungen bes Königs und feiner Agenten 
zu befizeiten. Verbleibende Ueberſchüfſe find dem Bermögungebeftande zuzuführen.” 


Zur Begründung diefer Beitimmung war in der dem 
Landtage mitgetheilten Denkſchrift gejagt: 

„Die Beichlagnahme und Verwaltung allein würde bie Verhinderung feind- 
Sicher Unternehmungen nur unvolllommen erreichen laffen: dem Könige Georg 
würde zwar ber Zufluß reicher Mittel zu unmittelbarer Verwendung abgefchnitten 
fein, jedoch würbe er einen werthvollen Erfat in der Anfammlung und nußbaren 
Anlegung finden. Deshalb mußten bie Revenüen des in Beſchlag genommenen 
Vermögens und Letteres jelbft in vollem Umfange für bie Koften ber Ueberwachung 
und Abwehr haftbar gemacht werben. 

Diefen im Berborgenen geplanten Unternehmungen gegenüber, können auch 
die Mafregeln ber berehtigten Gegenwehr nit überall an die 
Deffentlichleit gezogen werben; jede Rechnungslegung an ben König Georg 
war deshalb auszuiätieken. und zwar um fo mehr, als auch bei Aufhebung ber 
Beſchlagnahme der Staatsregierung nicht würde zugemuthet werben können, über 
ihre Berwaltungsbanblungen, deren Nothwendigkeit und Zweckmäßigkeit mit bem 
Könige Georg in Konteftationen zu treten.” 


Bei der Kommiſſionsberathung erklärte Graf Bismard: 


„sn keinem Falle dürfe man fich der Beſorgniß hingeben, daß die 
Staatäregierung etwa beabfichtige, zur Anfanımlung der Revenlen eine 
Sparkaſſe für die Betheiligten anzulegen; nütliche Verwendungen na« 
mentlih im Intereſſe der Landestheile, melde die depoſſedirten 
Zürften früher beherrichten, würden ſich immer finden laſſen.“ 


28. Januar. Die Wahlen zum Landtage und zum Reichs— 
tage und die Vereinigung der beiden Parlamente. 


Aeußerung ded Grafen von Bis marck bei der Bera- 
thung des Gejepentwurfs in Betreff der Aenderung der 
Wahlbezirke. 

(Berufsmäßige Abgeordnete; Abkürzung der Seſſionen). 
Wenn ih mich ala Minifter der Borlage, welche Sie diskutiren, 
angejchlofjen habe, ungeachtet der Abneigung, die ich gegen dag Dreis 
Furſt Biemara. 52 
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klaſſen⸗Wahlgeſetz befannt habe und noch bege, fo bin ich dazı geleitet 
worden, einmal in Bezug auf die Eintbeilung der Bahltreife Sur des 
Vorhandenſein der betreffenden Verwaltungskreiſe, indem ich im unferm 
ſtaatsrechtlichen Zuftand den geeignetiten Punkt zur Anfnüpfung des 
MWahlrehts, zur Ausübung korporativer Rechte, zur Ausbildung de 
forporativen Bewußtfeind, in den einmal beftehenden Kreiſen ſehe 
Außerdem bat mich ein anderes Motiv geleitet und, wie ich aus der 
bisherigen Diskuffion und aus der Stellung der Amendements entnehmen 
muß, ein allerdings ungerechtfertigtes; es war eine gewiſſe Schen, tiefer 
in die Verfafjungsbeflimmungen einzugreifen, als abfolut notwendig wärt. 
Sch habe die Beſorgniß gehegt, Sie mürden jede verfafjungsmäßige, 
grundgefegliche Beftimmung in höherem Grade als ein noli me tangere 
behandeln und der Verfuch, das Wahlgefeg zu diöfutiren und zu re 
formiren, würde auf eine weniger günftige Aufnahme in Ihrer Wit 
ftoßen. Ich habe mich darin getäufcht und werde mir diefe Belehrung 
in der Zukunft als Richtſchnur dienen laffen und annehmen, dag das be» 
ftehende Wahlgefeg von Ihnen nicht in dem Maße hodhgehalten wire, 
als ich es geglaubt habe; ich würde fonft vorgezogen haben, ſchon jek 
im Schooße des Miniftertums Borjchläge anzuregen, die das Wahl: 
gefeg der Monardie mit dem des Bundes mehr in Einklang 
brädten. 

Es hat der Königlichen Regierung und den Bundesbehörden ja ron 
Anfang an nahe gelegen, auf eine Vereinfachung des feit 1866 gefchaffenen 
Räderwerkes hinzumirken und die Frage, auf welde Weile Dies zu ger 
ſchehen habe, auf welche Weife die möglich fe, bat uns vielfach and 
vor diefer heutigen Anregung befchäftigt Daß e8 im Wege einer ein— 
fahen Identifizirung der Abgeordneten des Preußiſcher 
Staates in beiden Körperfchaften nicht thunlich iſt, will ich der⸗ 
fuchen nachzumeifen, nicht um die Tendenz, die fi darin ausſpricht. ze 
befämpfen, fondern nur um Ihnen die Schwierigkeiten Mar zu legen, mu 
welchen die Regierungen zu kämpfen haben, um diefem Ziele näher zu treten, 
die Unmöglichleiten hervorzuheben, an denen der Verſuch in diefer dorm 
fcheitern müßte. Die erite muß ich als Vertreter der Krone 
machen, fie betrifft da8 Auflöfungsrecht der preußiihen Krone m 
preußifchen Berfafjungsleben. Dafjelbe würde fi auf einen Theil xt 
Reichstages doch nicht ohne Bewilligung, ohne Einverftändniß der Yandei- 
behörden anwenden laffen, ja es würde das Neichötagdwahlgejeg zu eirer 
Unmöglichkeit machen. Der Reichstag braucht ſich nicht partielle Rca 
wablen feiner Mitglieder gefallen zu laflen, und er kann verlangen, taf 
bei jeder Wahl die volle Betheiligung aller norddeutichen aktiv umd pair 
Wahlberechtigten ftattfinde. — — 

Es würde ferner eine folde Einrihtung mit dem Zmwer 
fammer-Spyftem in Preußen unverträglic fein. Der Rorddeutide 
Bund hat das Recht zu verlangen, daß bei der Wahl für jeinen Reibitaz 
die fämmtlichen norddeutſchen Bürger zur Auswahl dazu bereit fücher. 
während bei jedem Zweilammer · Syftem die getrennte Ratur, ie I 
fompatabilität der Vertretungen des Landes in beiden Käufern gleichgenz. 
wird aufrecht erhalten werden müſſen. Im vorliegenden Falle iſt daber 
dag Herrenhaus betheiligt, und wenn ich gegen die Angriffe, weldye diie 
mit der bier verfammelten gleicyberechtigte parlamentarijche Körperkbrt 
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hier erleidet, mich meinerfeitß nur durch eine Verwahrung dede, jo wollen 
Sie doch den Umftand nicht bergeflen, daß ich das einzige Mitglied des 
Herrenhaufes bin, welches augenblidlih in diefen Räumen das Recht hat, 
feine Stimme zu erheben, und daß mir deshalb die Pflicht obliegt, für 
meine Kollegen de3 anderen Hauſes einzutreten. — — 

Ich möchte ferner davon abrathen, im Intereſſe der Feftigkeit 
unjerer konftitutionellen Einrichtungen, im Intereſſe der Achtung, 
die wir ihnen fchuldig find, auch wenn wir fie nicht billigen; — meine 
Herren, es giebt deren, die auch ich nicht billige, deren Kritik ich mir 
aber, jeit wir zuſammenwirken zu gemeinfchaftlihen ftaatlichen Zwecken, 
feit die Konfliktsſphäre gejchloffen ift, ich glaube, abfolut verfagt habe — 
die Yundantente unter e8 Verfaſſungslebens anzufehten, die 
Legalität ihres Urſprungs auch nur zu keitifiren: das halte ich für fo un⸗ 
rathjam, daß ich mir troß der gegebenen Aufforderung, und obgleich ich 
Mitglied des Herrenhaujes bin, verjage dem Herrn Borredner auf dieſes 
Gebiet zu folgen. Ä 

ch habe hier in kurzen Worten nur die Haupthindernifje auf Seiten 
der preußifchen Verfaſſung angeführt, die gegen eine Identifizirung der 
Abgeordneten hier und im Reichstage für Preußen fprechen. Ich erlaube 
mir no, auf diejenigen zurüdzufommen, die auf Seiten der Bundes— 
politif dagegen fpreden. Dan könnte bei gleichen identiſchen Wahlkreifen 
zwei. Abgeordnete für denfelben Kreis wählen, einen für den Landtag, 
einen für den Reichstag, was ja jehr häufig derjelbe jein Tann; aber 
prinzipiell würde und das nicht weiter führen, denn es würde doch eben 
nicht eine identifche Vertretung fein können. Gegen den andern Fall, nur 
Einen zu wählen, der die Gefchäfte beider zu bejorgen hätte, dagegen 
muß id) mich im Intereſſe der Bundesarbeiten und der Reichstagsmit⸗ 
glieder verwahren. Wir finden vielleicht eine reiche Auswahl folcher Ver⸗ 
treter, die im Stande find, zwei Monate und, wenn das Bollparlament 
tagt, drei Monate den Parlamentsgefchäften zu widmen, wenn aber dar» 
über hinaus derfelbe Abgeordnete nad) einer Landtagsſeſſion von mwenig- 
ften3 vier Monaten und — wenn wir alle Penja erledigen wollen, die 
und obliegen — ſehr viel längere Zeit beiwohnen foll, jo fommen 9 biß 
10 Monate des Jahres heraus, die der regelmäßigen Thätigleit eines 
Abgeordneten gewidmet werden mäfjen. Es liegt in der Natur der Dinge, 
daß fehr viel weniger Leute bereit fein werden, eine folche Arbeit zu über« 
nehmen, und daß es fehr viel jchmwieriger fein wird, einen Abgeordneten 
u finden, daß aljo der Kreis, innerhalb deſſen die Wähler genöthigt 
Ind zu fuchen, ein fehr viel Eleinerer fein wird. Mit einer zu großen 
Berlängerung der Landtagsjeflion fommen wir in eine Situation, die dem 
bureaufratiihen Charakter der Deutfhen zwar völlig entipricht, Die ich 
aber doch mit einer lebendigen parlamentarifchen Entwidelung nicht für 
verträglich halte. Wir kommen dazu, daß es ein Beruf wird, Abgeord- 
neter zu fein, wie ein Beruf, Arzt oder Jurift zu fein; die Thätigkeit 
nimmt die Perſon fo ausjchlieglih in Anſpruch, daß nur Jemand, der 
alle feine Lebensverhältniſſe darauf zufchneidet und fagt: ich will jet gar 
nichts weiter zu thun haben, al8 mich mit den Arbeiten der Volksver⸗ 
tretung zu bejchäftigen, — nur Derjenige es auf die Dauer leiften kann; 
wir fommen fohlieglih dazu, daß wir eine Berufsklaſſe von 
Abgeordneten erhalten, die aber dann meines Eradtend einem 

52* 
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bureaufratifhen Element allmählich viel näher kommen wird, 
als einer lebendigen, mit dem Bolf in ununterbrodener 
Wechſelwirkung ftebenden Bollsvertretung, von der ich mir 
nicht anders denken kann, al8 daß fie eine große Anzahl ber 
bejhäftigten Klaſſe des Volkes unmittelbar repräfentirt. 
Wie nun dem re werden foll — ja, meine Herren, darliber mic im 
einer Weiſe auszuſprechen, die mich bei ihrer Deffentlichleit ala Bundes⸗ 
fanzler binden würde, das wollen Sie mir erlafien. ‘Sch glaube, daß es aut 
dem Wege der Fortentwidelung des Bundes geichehen kann, 
und ich glaube, daß es nicht jehr ſchwer fein wird, fobald wir zudem 
idealen Zuftande gelangt find, den die Engländer längſt in 
ber Praris haben: dag die Budgetberathung nur 48 Stunden 

auert. 


— — 





Zur Stellung Lauenburgs. 


9. Januar. Aeußerung des Grafen von Bis marck (bei Gelegen⸗ 
heit eines Antrags auf Heranziehung Lauenburgs zur Ver 
zinſung der preußiſchen Staatsſchuld). 

— — Die Herren erſtreben die Einverleibung von Lauenburg und wollen 
eine Preſſion dahin ausüben. Ich glaube kaum, daß dies erforderlich iſt. 
Die Einverleibung wird von ſelber kommen, wenn man ihr 
Beit läßt; fie zu erzwingen durch einen Drud, — ja ih weiß 
nicht, o das rihtig gehandelt ift dDiefem Rande gegenüber. Der 
ger Vorredner knüpft aber daran einen gemwiffen Vorwurf, Daß bei der 
werbung von Lauenburg nicht jofort zur Einverleibung geichritten je 
Meine Herren, erinnern Ste Sid) der damaligen Situation! Wir waren 
noch nicht fo glüdlich, für unjere Politik die Zuſtimmung diefes 
Haufes zu haben, wir konnten nit daraufredhnen, daß unfere 
Anträge bier ohne Weiteres durchgehen würden; die ganze 
Politik, welde wir betrieben, murde auf das ſchärfſte —8 
Wir mußten darauf gefaßt ſein, daß irgend ein Modus der Erwerbung, 
zu melchem wir die Zuftimmung des Haufes bedurften, diefe Zuſti g 
eben fo wenig gefunden haben würde, wie die Geldbedürfniſſe, die wir 
damals hatten. Gott fei Dank liegt diefer Zeitraum weit hinter uns, und id 
bin nur durch den Vorwurf, der ſich auf die Vergangenheit bezieht, durch 
den Appell an die Situation der Vergangenheit, unjer damalige Verhalten 
in Ihren Augen, wenn nicht zu rechtfertigen, fo doc zu erklären; denn 
an ji würde eine willlürlide Schöpfung eine® neuen Klein: 
ftaate8 eine unerklärliche und mit unjerer Bolitil unnerträg: 
lihe Sade fein. 


6. März. Schluß ded Landtags duch den Grafen von Bis: 
mard (ohne bejondere Schlußrede). 


bb. Die Beidhstagsfeften von 1869, 


"1869. Die audwärtige Vertretung ded Bundes unb 
die allgemeine Politik, 


4. März. Aus der Eröffnungdrede Sr. M. ded Könige, 


— — Um der Confular-Bermwaltung des Bundes den gejchäftlichen 
Zuſammenhang mit der Führung der auswärtigen Angelegenheiten zu er- 
halten, und um die politifhe Einheit Rordventiclands in der 
feiner Berfalfung und feiner internationalen Bedeutung ent- 
fprehenden Form zum Ausdrud zu bringen, find in den Etat 
für 1870, Ihren Anträgen entfprechend, die Ausgaben aufgenommen 
worden, welche durch die Leitung der auswärtigen Golitit des Bundes 
und durch deren Vertretung im Auslande bedingt find. 


Die erfte Aufgabe diefer Vertretung wird auch in Zufunft die Er- 
haltung des Friedens mit allen Böltern bilden, welche gleih und die 
Wohlthaten defjelben zu fchägen willen. Die Erfüllung diefer Aufgabe 
wird erleichtert werden durch die freundfchaftlichen Beziehungen, welche 
wiſchen dem Norddeutichen Bunde und allen ausmärtigen Mächten be= 
fehen und melde ſich vor Kurzem durch die friedliche Löſung der die 

uhe des Orients bedrohenden Spannung von Neuem bewährt haben. 
Die Verhandlungen und der Erfolg der Parifer Conferenz haben geugniß 
abgelegt von dem aufrichtigen Streben der europätjchen —* die Seg⸗ 
nungen des Friedens als ein werthvolles Gemeingut unter gemeinſame 
Obhut zu nehmen. Angeſichts dieſer Wahrnehmung iſt eine Nation, welche 
fich des Willens und der Kraft bewußt iſt, fremde Unabhängigkeit zu 
achten und die eigene zu fchügen, zum Bertrauen auf die Dauer eines 
Friedens berechtigt, den zu ftören auswärtigen Wegierungen die Abficht, 
den Feinden der Ordnung die Macht fehlt. 

Mit diefem Vertrauen, geehrte Herren, wollen Sie an Ihre Arbeiten 
gehen in. dem Sinne, welcher Ihre Berathungen bisher geleitet hat, in 
dem Bewußſein der großen nationalen Aufgabe des Bundes und in ber 
Zuverficht, daß die verbiündeten Negierungen an der Löſung diefer Auf 
gabe freudig mitwirken. 
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16. März. Die Redefreiheit der Landtagd- Mitglieder 
und die Bundedpolitif. 


Erklaͤrungen des Grafen von Bismard 


(in Bezug auf den Antrag des Abgeorbneten Laster, betreffenb den Erlaß 
eines Bundesgeſetzes folgenden Inhalts: „Kein Mitglied eines 
Landtages ober einer Kammer eines zum Norbbentichen Bunde ge- 
börigen Staates darf zu irgend einer Zeit wegen jeiner Abfimmung 
ober wegen ber in Ausübung feines Berufes gethanen Aeußerungen 
erihtlih oder disziplinariſch verfolgt, oder fonft außerhalb der Ber 
—* — zu welcher das Mitglied gehört, zur Verantwortung gezogen 
werben.“ 


(Zunähft auf eine Rebe bes Abgeorpneten von Mallindrobt) 

Ich babe feit drei Jahren fo felten dad Glück, mich mit dem Herrn 
Borrebner in Uebereinftimmung zu befinden, daß ich den Augenblid, wo 
dies der Fall ift, nicht vorübergehen laffen kann, ohne mir die Genug: 
tduung zu geben, es zu Tonftatiren. 

Ich finde in dem Antrage nichts Neues, was nicht im vorigen Jahre 
fhon vorgelegen hätte. Ich dabe mid damals darüber ausgeſprochen; ih 
habe meinen damaligen Yeußerungen auch kaum etwas hinzuzufügen; meine 
Auffaflungen haben fich feitdem nicht geändert. 

Wohl aber hat ſich die Sachlage einigermaßen geändert. Ich habe 
damals zugefagt, meinen Einfluß in Preußen zu verwenden, um die An 
fiht der Herren Antragfteller zum Durchbruch zu bringen. Daß ich dies 
nicht ohne Erfolg gethan habe, zeigt Ihnen die Stellung, melde das 
Königlich preußiſche Staat3» Miniftertum im Abgeordnetenhaufe, welche ich 
felbft dazu im Herrenhaufe eingenommen habe. Ich Habe in einer Sitzung 
des Herrenhaufes die Annahme des geraden Gegentbeil® von dem, was 
ich früher von der Stelle (auf die Bänke des Hauſes deutend) empfohlen 
hatte, von diefer Stelle, mo jegt mein Play ift, empfohlen mit der Er 
Härung, daß ich meine Ueberzeugung nicht geändert hätte, daß ich aber 
glaubte — wie der Herr Antragfteller das in feiner erſten Aeußerung 
dargetban hat — in dergleichen Dingen, die ih praftijch von feinem 
hoben Werthe bielte, dem Frieden ein Opfer bringen zu müflen. Ich 
glaube damit dofumentirt zu haben, daß die Stellung der preußiſchen 
Megierung zur Sache wejentlich diejenige geworden ift, die die Herren 
Antragfteller erftrebt haben, und daß mein Einfluß in diefer Beziehung 
nicht ohne Erfolg geübt worden ift. Daß er nicht hinreicht, eine politiſche 
Körperjchaft, die gleichberechtigt mit der andern tjt, zu einer Berftimmung 
zu vermögen, das bedauere ih. Daß ich darin irgend welchen etwa m 
Händen der Regierung liegenden Zwang üben jollte — einmal würde er 
unfrudtbar jein, und dann mürde man mir dasjenige entgegenhalten, was 
ih früher felbjt gegen die Sache gefagt habe, und dann mürde man er» 
Hören, daß nicht jeder Mann diejelbe Aufgabe bat, perjönlicye Ueberzeu- 
gungen dem Frieden des nLgemeinen zu opfern, wie gerade ein folder, 
der eben Minifter if. Wohl aber hat fi die Sache zum Bortheil der 
Auffafſung der Antragfteller dahin geändert, daß die preußiſche Re 
gierung — die jegige wenigſtens — in der moralijhen Unmög- 
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Uhleit ift, irgend eine Verfolgung praktiſch zuzugeben. Es 
ift alfo in feiner Weiſe periculum in mora. 

Meine Stellung de Sade hat fih auch injofern einigermaßen mo» 
difizirt, al8 ich der Meinung der Gegner neue gute Geiten noch habe 
abgewinnen können, die es mir erleichtern, die Gründe gegen die Sache, 
die mir auf Die Zunge treten wollen, zurüdzudrängen. Der Herr Antrag- 
fteller that heute Yeußerungen, die mich Ichließen ließen, daß gewiſſe Illu⸗ 
fionen, die ich für gefhwunden bielt, doch noch nicht ganz im der öffent 
lihen Meinung geſchwunden find, nämlich die, daß irgend ein Grad 
von Muth dazu gehöre, einem Minifter Unannehmlichleiten 

u jagen. 

j Es ift eine eigenthümliche Erfcheinung, daß im deutjchen Volke, wel 
ches fonft feine Vorliebe für eine fchroffe ikachtung der Form der Höfe 
Itchleit gerade hat, doc von je her jede Gelegenheit, bei der Jemand fie 
einem bochgeftellten Beamten gegenüber mit rechter Gefliffentlichkeit und 
Beratung aller Yormen außer Acht fegt, einen gemiffen Anſtrich von 
Popularität erwirbt. Ich kann mir das nicht anders erflären, als daß, 
da im deutfchen Volke der Muth anerkannt eine populäre Eigenfchaft ift, 
— man fann no immer die Zuftände, die und Intriguenftüde und Ros 
mane voriger Jahrhunderte ſchildern, wo e8 in Burgverließe führte, wenn 
man fich über Minifter und deren Verwandte mißliebig äußerte, nicht für 
ganz ausgerottet halten und jagen, — daß für tapfere Herzen noch immer 
eine gemille Berfuhung entfteht, ihren Muth dadurch zu dofumentiren, 
daß jie einem Minifter Dinge jagen, die fie einem Andern nicht jagen 
würden, weil fie dazu zu höflich find. Diefe Dante mit Stumpf und 
Stiel außgerottet zu jehen, würde ich für einen Vortheil halten, der er» 
reicht ift, jobald gejeglich feitfteht, daß man einen Miniſter beleidigen 
fann, wie man will, man bleibt ſtraflos. Ob es nützlich iſt, den auf der 
Breſche der Vertheidigung der Landesinterefien ftehenden Perjönlichkeiten 
ihrerſeits das gleiche Privilegium zu geben, daß auch die Aeußerungen der 
Minifter ftraflos fein follen, die fie etma in der Erregung den Angriffen 
gegenüber thun, — ih weiß nicht, ob die Herren Antragiteller dieſer 
stage näher getreten find; aus dem Tenor des Antrages babe ich dies 
nicht erfehen können. 

Sie werden mir fagen, Sie wollen den Antrag dahin vielleicht gern 
vervollftändigen, wenn die Minifter damit einveritanden find, ſich der 
Disziplin des Haufes, ausgeübt durch den Präfidenten, zu unterwerfen. 
Nun, meine Herren, die Miniſter haben auch ihren Präfidenten, und deſſen 
Aufgabe ift e8, die Disziplin der Diskuffion zu üben, und daS wird mes 
'entlich erleichtert werden, indem e8 mir faum erinnerlich ift, daß ein Bes 
yürfniß, von diejer Disziplin Gebraud zu machen, durch Ueberfchreitung 
ed Maßes der Redefreiheit, welches den Miniftern faktiſch aber nicht 
rechtlich bewilligt worden ift, vorgelegen hat. Aber alle dieje Sachen fage 
ch nicht, und jelbft bitte ih Sie, wenn mir unmillfürlid eine geiiffe 
Bitterleit bei manchen Erinnerungen auf die Zunge fommt, das nicht fo 
iuszulegen, als mollte ich nicht ehrlich das Deine thun, um die Sache 
u befeitigen, wie ich e8 denn bisher gethan habe. 

Über ich halte mich wohl beredtigt im Bundesrathe, da 
vo es jih um die nationalen Zwede des Bundes Handelt, 
ınter Umftänden das volle Gewicht der preußiſchen Stimme 
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mit denjenigen, die wir damit vereinigen können, im bie 
Waagſchale zu werfen, und mich an die Bedeutung, an die 
Zabl der diffentirenden Negierungeu nicht zu kehren, mo «3 
fih um große nationale Intereſſen handelt. 

Im Uebrigen habe ih mir in der Bundespolitit, fo lange ich die 
Ehre babe, aut fie einen Einfluß zu üben, als unverbrüdlichen Grund⸗ 
fat denjenigen geftellt, und wich wohl dabei befunden, daß es midgt rat 
fam ift, die Autonomie der einzelnen Regierungen aud nur um eines 
Haares Breite weiter zn beichränfen und zu befämpfen, als ec 
nothwendig ift zur Erfüllung der großen nationalen Zwecke, welde 
dem Bunde obliegen. 

Das Bedenken, welches mich abhält Ihrem heutigen voransfidhtlichen 
Votum von Seiten der Regierungsbant zuguftimmen, liegt micht eimmal 
in der Gefahr einer Erdrüdung der Thätigkeit eines verfaffungsmägiz 
beftehenden Körpers in Preußen. Sch würde es auf mich nehmen, mi 
dem preußifchen Herrenhaufe e8 abzumachen, daß ich daffelbe der Berle- 

enbeit überbebe, fich weiter mit der Sache zu befaflen, einer Berlegenbeit, 

die ih als Minifter habe überwinden fönnen, die viele von den Hertz 
aber nicht überwinden, die nämlich, mit ihrer früheren Ueberzeugung ta 
Widerfpruch zu treten. Das Herrenhaus diefer Berlegenheit zu — — 
würde ich nicht zurüdichreden und ich würde glauben, das der Mehrzahl 
meiner Kollegen in jenem Haufe gegenüber vertreten zu können, wicht bios 
als Minifter, fondern auch als Mitglied jenes Haufes. 

Was mich davon abhält, ift die Aüdficht, welche ich kurz vorher 
Garaftertfirte, von welcher ih mich nur dann entbunden halten merke 
(dann aber auch gern bereit fein werde, auf Ihre Wünfche einzugeben‘, 
wenn aus dem Bundesrathe im Namen der betheiligten Regierungen 
eine Anregung dazu käme, welche unabbängig von dem Gewichte, welches 
Preußen durd die Zahl feiner Vertreter in die Waagichale werfen faın, 
ein erhebliche8 Gewicht innerhalb der Bundesgenofien daritellen wärke. 
Uber darauf auch nur eine Prejfion zu üben, welde das Ge⸗ 
fühl der Würde unferer nerbündeten Regierungen innerlig 
auch nur tangiren könnte, dazu halte ich dieſen Gegenitand ın 
feiner jegigen unfhädlihen Lage nicht wichtig genug. 


Die Bundespolitif nnd die verbändeten Regierungen. 


Weitere Erklärung bei derſelben Berathung. 


(Dem Abgeordneten v. Hennig gegenüber.) 


Ich wiirde nicht nochmals da8 Wort ergreifen, wenn ich nicht ben Eindrad 
bätte, al® ob ich von dem Heren VBorredner — mit den mich dauernd ia Ei» 
Hang zu befinden und nicht bloß in einzelnen Momenten, mein aufrichnger 
Wunſch ift — in meinem Hauptargument mißverftanden worden wäre; = 
meinem Hauptargument gegen die Sache oder vielmehr für die Stellung, ix 
ich dazu nehme in der Rüdficht, die ich auf den Bundesrath nehme. Daß der 
Bundesrath der Sache beiftimmen kann, unterliegt gar feinem Zweifel; da, 
wenn Preußen dafür ſtimmte, e8 ſogar —— iſt, daß wir eime , 
rität dafür gewinnen, habe ich auch nicht beftritten. Ich habe nur die Opger- 
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tunität der Benutung dieſes Stimmenübergewicht3 in diefen Augenblid in 
Zweifel geftellt, ich Habe angedeutet, daß e8 mit meiner Auffoflung der Bundes⸗ 
politit — und nur nad diefer Tann ich und werde ich handeln — nicht 
übereinftimmt, von der Möglichkeit, in diefem alle eine Majorität zu er 
ringen, Gebrauch zu machen. Wenn wir die Bundespolitif fo auffaflen, 
dag wir im Bundesrath eben einfach abſtimmen, zufammenzählen und 
wo zweiundzwanzig Stimmen find, fagen: der bat Recht, wo einund⸗ 
zwanzig find, der hat Unrecht (und Preußen würde zu feinen fiebenzehn 
Stimmen bald ein. paar dazu gewinnen) — ja, meine Herren, dann wäre 
das Geichäft für mich ein fehr einfaches und viel angenehmeres. Aber I 
behandeln wir die Sahen nicht. Jede Regierung bat das Gefühl, 
daß die Möglichkeit der Abftimmung im Hintergrunde fteht und richtet 
das Maß ihres Widerftandes dank ein. 

Nun liegt aber zwifhen freien, fouperänen, verbündeten 
Regierungen die Sache anders, als zwijchen einzelnen Mit- 
gliedern eines Abgeordnetenhaufes; man braudt die Waffe 
der Majorität mit mehr Schonung, und ich glaube, man thut 
im Intereffe der Bundespolitit wohl, diefe Schonung anzu= 
wenden. Wir fuchen die Negierungen, die mit uns nicht gleicher Mei⸗ 
nung find, zunächft zu überzeugen und ſuchen ihre Uebereinflimmung zu 
eminnen, namentlich fo lange eine Anzahl wichtiger Regierungen wider⸗ 
Foricht, verhandeln wir mit ihnen, machen Kompromiffe und Konzeffionen, 
fo lange wir glauben fie maden zu können; erft wenn wir glauben, das 
nicht mehr zu können, fagen wir, dann muß die Sade zur Abjtimmung 
kommen und es kommt unter Umftänden auch vor, daß recht ftarfe Mi⸗ 
noritäten überftimmt werden und daß Preußen vollen Gebrauch von den 
fiebenzehn Stimmen, die ihm unter den 43 Stimmen zu Gebote ftehen, 
macht, ohne fi) an die entgegenftehenden Anfichten, die ji überzeugen 
nicht möglich war, zu fehren. Daß dies aber unter allen Umſtänden ges 
fchieht, ohne eine Auswahl zwifchen den Sachen, um die e8 fich handelt, 
halte ich für die Befeftigung des Bundes nicht nüglich, ich halte es viel 
mehr für ein Prinzip, das eine Ermeiterung des Bundes abjolut a limine 
ausschließt. 

Ich bin überzeugt, der Herr Abgeordnete würde, wenn er mit dieſen 
Dingen fo nahe und jo verantwortlich zu thun hätte wie ich, gerade jo 
verfahren, er würde nicht immer die Seihäftsordnung aufſchlagen und 
'agen: ſtimmen wir ab, Worte find genug gewechjelt; fondern lange müh⸗ 
ame Berhandlungen gehen in den Ausſchüſſen vorher, felbft in Sachen, 
ie fo ſchwer wiegen, daß ich gar fein Bedenken trage, die eigene Mei» 
ung durch eine Majoritätsabftimmung durchzudrücken, weil ich überzeugt 
in, daß die großen nationalen Zwecke des Bundes, auf die ich vorhin 
ınfpielte, die Sicherheit und Entwidelung Deutſchlands, davon abhängen, 
ınd erft ſchließlich appelliren wir an die Stimmenzahl. Aber das in diejer 
Srage zu thun, zu entfcheiden, ob dies gerade in den urfprünglid ing 
Luge gefaßten Aufgaben des Bundes läge, ob es innerhalb einer richtigen 
Bundespolitit wäre, darüber können jehr verfchtedene Meinungen fein. 
zch wiederhole, ich bin feft entfchloffen, nur nach meiner Anficht Bu hans 
eln und nicht nach anderen, felbft nicht nach der Majorität, fobald ich 
a8 Gefühl babe, daß dadurch die Feftigkeit und die freudige Entwidlung, 
ie der Norddeutſche Bund bisher genommen bat, geftört oder auch nur 
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einigermaßen gehemmt werden würde, da werben Sie mich, ich beik, 
immer böflih und ohne Bedürfnig des vorher von mir berührten Amen 
dements, aber doch ganz unerfchütterlich in meinen Ueberzeugungen finden, 
und ich wiederhole: jo wie mir diefe Sache aus dem Bundesrathe gebradu 
wird, fowie diejenige Regierung, deren Autonomie ich glaube in diefer Sache 
fhonen zu müſſen, felbft erklärt, wir wollen fie gejchont wiſſen, ſobeld 
auch nur im Bundesrathe die Kompetenzfrage ganz zweifellos entſchieden 
ift — ich glaube, daß die Kompetenz fidy nachweifen läßt, aber ich werde 
mi ſehr wohl hüten, ſolche Kompetenzftreitigleiten in diefem Stabum 
im Scooße des Bundesraths anzuregen, wenn nicht ganz dri 
Gründe dazu find, die, wie ich wiederhole, bier nicht vorliegen; fo dring- 
li ift die Gefahr nicht, die der Urt. 84 über die preufifches 
Abgeordneten verhängt, daß ih darum den Bund im jeiner 
tiefiten prinzipiellen Grundlage durd Anregung der Kompe- 
tenzfrage, durch die Frage: kaun mit einfaher Majorırät bier 
entfchieden werden oder ift dazu die größere Anzahl erfer— 
derlih, die eine Berfaflungsänderung des Bundes bedingt? 
Durch die Frage, kann die einfahe Majorität darüber ent. 
fheiden, ob ein folder Fall vorliegt, ob bier der Bund lom: 
petent ift? eine Frage, an der der alte Bund zu Grunde ge: 
gangen ift, und an der jeden Tag die Möglichkeit lag, ıba 
aufzulöjen — dieje Frage in diefem Augenblid über diejex 
Gegenftand im Bundesrath anzubringen, dazu werden Ste 
mich unter feinen Umftänden bringen. 


Gegen ven Abg. Dr. Löwe: 


Nicht um den Herren Vorredner prinzipiell zu befämpfen, nehme ich 
das Wort, fondern nur deshalb, meil ich einige meiner Gedanken im der 
Art, wie er fie behufs feiner rhetoriihen Benutung darftellte, doch nicht ganz 
genau wiederertennen konnte als diejenigen, die ich hier ausgeſ habe. 

enn ich nicht irre, fo jagte der Herr Vorredner, ich hätte die Bereit 
willigfeit ausgeſprochen, Preußen majorifiren zu laſſen. So weit ging ich 
nicht, obſchon das ja auch im Laufe der Diplomatie kommen kang, daf 
man die Rolle einmal vorübergehend acceptirt; ic) babe nur den Ext: 
ſchluß ausgefproden, von dem Rechte zu majorifiren, fouveränen Neger: 
rungen gegenüber einen ſehr vorjihtigen und jchonenden @ebraud za 
maden und in diefer Form halte ich den Gedanken aufrecht. 

Wenn der Herr Borredner in dem Bebürfnig eines rhetorider 
Eindruds fo weit gegangen ift, die Möglichkeit in Außficht zu ſtellez 
ald ob eine momentane, zufällige Uebereiuftimmung mit einem der x: 
achteften Vertreter einer der Entwidelung de Bundes in ihrer Gejammat: 
beit widerftrebenden Partei jo gedeutet werben könnte, als wollte ich nur, 
mit diefer Partei Arm in Arm, mein Jahrhundert in die Schraulkes 
fordern, jo, glaube id, ift e3 ihm da doch eben nur um den rhetorifde 
Eindrud zu thun gemejen; er befürchtet diefe Möglichkeit gewiß felbft mdı. 


Nah dem Abg. Tweiten. 


Der Herr Borredner hat gejagt, daß ich jelbft die Befeitigung deeſes 
Geſetzes ald ein dringendes Intereile anerfannte. Ich will nit im Frage 
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ftellen, ob ich gerade diefe Worte gebraucht habe, aber jedenfalls würde 
ih um ganz leichter ‘Dinge willen mich nicht in den Widerfpruch mit meinen 
eigenen und ſtarken früheren Yeußerungen fegen, den ich vorher hier jelbft 
angedeutet babe. Alſo laſſen Sie e8 immerhin ein dringendes 
Intereſſe fein, jo fann id Sie verfidern, daß es für mid als 
Bundeskanzler doch noch dDringendere giebt, und unter dieſen In⸗ 
tereffen die Auswahl zu treffen, welches das dringendere ift und welches 
nicht, fo lange ich Bundeskanzler bin, müſſen Sie mir überlaffen, in dieſem 
Amte nad) meiner Ueberzeugung zu handeln. Sie haben bisher vielfache 
Beweife davon gegeben, dag Site felbft mit meiner Leitung der Geſchäfte 
nad) menſchlichen Anforderungen zufrieden gewejen find; fobald Sie mid 
aber durh Majoritätsahftimmungen dieſes Haufes darüber binden wollen, 
wie ich mich im Saale des YBundesrathes zu benehmen habe, dann kommt 
es nur noch in Frage, ob Sie mit fi felbft zufrieden find, aber nicht, 
ob Sie noch mit mir zufrieden find, denn dann habe ich feinen freien 
Willen mehr. Es ift Leine leichte Aufgabe geweſen, in diefen zwei erjten 
Jahren der Konjolidirung des Bundes diejenige Einigkeit der Bundes» 
regierungen nicht nur zu erhalten, fondern auch die freudige Betheilis 
gung der größeren, ftärferen und mehrfah der Berfuhung zu einer 
eapalıe Politit ausgefegten Regierungen in dem Maße zu weden und zu 
erhalten. 
Wenn Sie mir daran einige3 Verdienft zufhreiben, wenn 
Sie diefes als eine im großen nationalen Äntereife nügliche 
Errungenichaft betradten, dann, meine Herren, meiftern Sie 
mid nit in meiner Bolitil innerhalb des Bundesrathes. Gie 
werden mich darin in einer Weile eigenfinnig finden, die nicht zu einem 
verträglien Ende führen wird. Kann ich nicht mehr nad) meiner Ueber- 
eugung handeln, wollen Sie mir hier, wie der Hof-Kriegsratb, 
orjhriften geben, wie ih meine Stellung zu den Re— 
gierungen im Bundesrath auffajfen muß, dann madhen Sie 
meine Stellung zu einer unmöglidhen, momit ich nicht fagen will, 
daß ich fie deshalb niederlegen würde, fondern eben Ihnen nur erklären 
will, daß ich in der Unmöglichkeit bin, Ihren Rath zu befolgen, weil er 
gegen meine eigene Ueberzengung von der Age der Politik, die ich 
mir vorgefegt, die ich bisher befolgt habe, die Sie bisher gebilligt, fein 
würde. Es liegt nit in Ihrem Intereſſe, mich) durch Ihre Beſchlüſſe 
u vinkuliren. Wozu nöthigen Sie mi, nachdem ich mich im vorigen 
ahre ausgejprochen habe, diejelben Gründe hier nochmal wieder vorzu- 
tragen? Ich babe das kaum erwartet und bin meines Theils nicht ge- 
fonnen, in dieſer Weije die Politil den Bundesregierungen gegenüber zu be» 
treiben, mit denen wir bisher — und ich glaube, Dank meinen Bemühungen 
und der von mir gewählten Politik — in Frieden und guten Verhältniſſen 
gelebt. 


(Der Antrag Laöfer wird mit 140 gegen 51 Stimmen 
angenommen, im Bundesrathe aber am 23. April abges 
lehnt). 
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16. April. Verautwortliche Buudes-Minifterien und die Befeſtigung 
der Bundeseinrichtungen. 


(Antrag ber Abg. Tweften und Graf Münfter: ven Bundeskanzler 
aufzufordern, für bie zur Kompetenz bes Bunbes gehörigen Angele⸗ 
enbeiten eine georbnete Auffiht und Verwaltung burch verantwortliche 
Bundesmint en, namentlich für auswärtige Angelegenheiten, Fi⸗ 
nangen, meh Marine, Handel und Berlebreweien, im Wege ber 


Geſetzgebung herbeizuführen.) 
Erklärungen ded Grafen von Bismard. 


(Die Rechte der Bundesregierungen und des Präfidinms; 
— Nüdfiht auf die Gewinnung Süddeutfchlands; — die 
Kollegialvegierung; — Unitarismus und Partitularisumng; 
— dee Eentralifarion eine Gewaltthat; — nicht Geſchichte 
machen, fondern ſich vollziehen lafſen. —) 


(Nah dem Abgeordneten Grafen von Bethuſy⸗Huc.) 


Der Herr Vorredner und mehrere vor ihm haben eine Anzahl von 
Üebelftänden geichildert, welche unjerem jetigen politifchen Leben aufleben, 
und welde ja von Andern, al® von den Rednern, aud wohl noch em⸗ 
piunben werden; nur den Zuſammenhang ſehe ich nicht, wie alle Diele 
ebelftände, unter welche auch die Stodung der Gefegebung zulekt noch 
erechnet wurde, dadurch bejeitigt werden Hllen, dag man dem vielfachen 
überwerf, welches unfere Molhine bewegt, noch ein fünftes Rad am 
Wagen binzufügt, in Geftalt eines verantwortlichen follegialiichen Bumdes- 
Miniſteriums, mit welchem der Kanzler über jeden Schritt, den er thut, 
fi zu einigen hätte, 

Ich habe, als ich diejen Antrag zuerft gelefen, einige Schwierigfeiten 
empfunden, mir ein Bild von feiner Tragweite zu machen. Der erfle 
Eindrud, den ih davon hatte, war der eines ganz entichiedenen Miß⸗ 
trauensvotums gegen fämmtliche Organe des Norddeutfchen Bundes — 
mit alleiniger Ausnahme des Reichstages; wenn ich die Unterjchriften 
aber laß, jo war e8 mir bei manchen Panen doch ſchwer, zu glauben, 
daß diefes Mißtrauen, fei es mir gegenüber, ſei e8 dem Präfibrum, jet 
es dem Bundesrath gegenüber, alle die Herren Unterzeichner beſeelt haben 
jollte. Ich fand Biele darunter, mit denen ich mir bewußt gewejen bin. 
in voller Uebereinftimmung an dem Werke der Berfaflung gearbeitet zu 
haben, Diele, deren Vertrauen nicht nur perjönlid, fondern auch als 
Träger einer bundesverfaffungsmäßigen Inſtitution, des Bundeskanzler: 
Amtes, zu befigen ich mir fchmeichelte. Auf der anderen Seite wiederum 
fonnte ich mir doch nicht denken, daß ein Antrag, der in vier Zeilen, 
ohne alle Motive, jo mejentlihe und tief greifende Veränderungen des 
Bundes erftrebte, aus etwas Anderem hervorgegangen fein könnte, als 
aus einem ftarken Gefühle der Unzufriedenheit mit dem, was befteht, dem 
Gefühle der Unzufriedenheit mit den bisherigen Leiftungen, welche bie 
vor zwei Jahren vereinbarten Inftitutionen gefchaffen haben, namentlich 
auß dem Geflihle der Unzufriedenheit auch mit der Thätigkeit des Bundes⸗ 
kanzlers, weil ich fonft wohl hätte vorausjegen dürfen, daß umter den 
102 Unterzeichnern ſich doch vielleicht Einer gefunden hätte, der mich der 





829 
1869. 


Ehre werth gehalten, meine Anſicht in der Sache zu erforichen, da es 
fih um die theilmeife Vernichtung eines Werkes handelte, an deflen Her- 
ftellung ich mit jo vielen diefer Herren gemeinichaftlic gearbeitet Hatte, 
und da ih von den Herren glaubte, mich ihres erfönlicen Bertraneng 
erfreuen zu dürfen. Der Text des Antrages, der ja für fo einleuchtend 
gehalten worden ift, für ein fo natlirliches Ergebniß der allgemeinen 
Stimmung, daß ihm eine Motivirung gar nicht beigefügt worden ift — 
der Text des Antrages brachte mich doch immer wieder auf das Gefühl 
Des Mißtrauens, der Unzufriedenheit, welches die Antragfteller bejeelte, 
urüd, und auch felbft die heutigen Vertrauensvoten, die ich von der Tri⸗ 

üune gehört habe, haben mich kalt gelafien, da ich fie mit der Tendenz 
des Antrages nicht zu vereinbaren vermag. Aus dem Antrage tönt immer 
das kurze und energiihe Botum (welches ich als ein Vertrauensvotum 
doch nicht charafterifiren konnte) eines unferer Mitarbeiter, des damaligen 
Abgeordneten für Hagen, hervor: Fort mit diefem Miniſterium! Yort 
mit diefem Kanzler! — nicht mit mir als Fleiſch und Bein, ich will es 
fo nicht auffafien, aber als Ynftitution. Diefe Tendenz des Antrages 
ale feine Berficherung, die mir gegeben werden könnte, wegzu⸗ 
waſchen. 

Ich war zweifelhaft, wie weit die politiſche Bedeutung des An- 
trages fich erftreden jollte; ich hätte deshalb gern gejehen, wenn die 
Herren Antragfteller die Muhe, diejen Antrag in ein Gefeg zu formuliren, 
nicht dem Bundeskanzler überlafien, fondern jelbft die Verfaſſungsände⸗ 
rungen gelennzeichnet und gejagt hätten: wir beantragen, daß die Ber- 
faffung dahin abgeändert werde, daß Artikel fo und jo fünftig jo und jo 
ante, daß der Artikel, welcher die Verantwortlichkeit des Bundeskanzlers 
beftimmt, aufgehoben werde. Eine jolde Yornulirung würde von Haufe 
aus einen Hareren Einblid in die Tendenz des Antrages gewährt haben, 
und e3 würde dann, wenn auch vielleicht eine Minderzahl von Unter: 
fchriiten auf dieje Weiſe erreicht worden wäre, dem Antrage an ſich das 
Berdienjt der Klarheit doch nicht abzujprechen fein. Ich habe ausdrücklich 
gewartet, bis die Herren Antragiteller und einige andere Herren gefprochen 
hatten, um mir darüber Mar zu werden, bis wie meit die politifche Ten⸗ 
denz geht. Es ift dies aud nad den Rednern, die wir heute gehört 
haben, außerordentlich ſchwierig zu erlennen, und jelbft wenn das Publikum 
die Reden der Herren Antragfteller, die heute gefprochen haben, lief, fo 
glaube ich, daß ſelbſt Kenner der Bundesverfaffung nicht mit voller 
Sicherheit fagen künnen, was die Herren wollen, und mie weit fie geben. 
Der erfte Redner, der Abg. Tweiten, hat die Wichtigkeit des Antrages 
äußerlich, im Vergleich wit feinem Nachredner, dem Örafen Münfter, 
erheblich abzuſchwächen gejuht, ich glaube aber doch, daß fie in ihrer 
Auffafjung auf dafjelbe hinausfommen. Der Abg. Tweften hat die Un- 
erträglichleit des jegigen Zuftandes in befonders ftarlen Farben geſchildert, 
und deshalb meine ich, Daß er den Character des Mißtrauensvotums 
gegen den gegenwärtigen Zuftand durhaus aufrecht erhalten bat. Er 
ſprach von einem Chaos, indem wir lebten, von chaotifchen Zuftänden, 
deren üble Folgen, mie er anzımehmen ſchien, mit Mühe miedergehalten 
würden durdy eme Diktatur, in der wir lebten. Der glüdlihe Träger 
diefer Diktatur fcheine ich zu fein. Ich habe mich über den Vorwurf, der 
darin liegen könnte, jchon etwas beruhigt durch eine Aeußerung des Herrn 
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v. Unrub, der mir empfahl, die Parlamente, welche der Diktatır mit 
folgten, nicht als ſolche zu beurtheilen, die nicht mit mir Denfelben Zweden 
folgten. Ich bin meit entfernt davon, ich gebe das zurüd: beurtbeilen 
Ste den Bundeskanzler, der nicht mit Ihnen einverftanden ıft, nicht als 
das Gegentheil mollend von dem, maß Sie wollen, fondern er will es 
nur auf einem andern Wege, und wenn ich aufhören wollte, gegen Ihren 
Widerfprud in irgend einer Weiſe ernftlich zu reagiren, fo müßten Sie 
daraus fchließen, daß er mir gleihgliltig wäre, und ich glaube, Sie follten 
es günftig aufnehmen, wenn er dad niemals iſt. Zur Befeitigung diejes 
Chaos, zur Abſchaffung der Diktatur, hat and) der Abg. Tweſten, io 
fehr er den Stachel des Antrages zu verbüllen fuchte, fein anderes 
Mittel, als verantwortliche Miniiterien. Verantwortlich blos für das- 
jenige, wofür der Bundeskanzler biöher verantwortlich ift: für die Hand- 
lungen des Präfidiums. Das würde ſchwerlich ausreichen. Der Ab 

von Blankenburg bat fon auseinandergejegt, daß es fich doch wohl 
um die Berantwortlichkeit für die Gefchäfte des Bundesrathes handelt, 
indem fonft eine nur ſchmale Baſis flir die Stellung des verantwortlichen 
Bundes» Minifteriums übrig bleibt; ein weitere® Gebiet, auf dem diele 
Berantwortlichfeit geiibt werden kann, wäre nur durch Einjchränfung de 
Gebietes des Bundesrathes berzuftellen. Bisher wird die Stelle folder 
Bundes-Minifter nicht, wie man fälihlid gewöhnlich annimmt, vom Bundes 
Tanzler verjehen, fondern von den Ausjchüfien des Bundesrathes. Unſer 
Finanz⸗Miniſter ift der Finanz Ausihuß des Bundesraths; nah An 
leitung dieſes Ausſchuſſes übt der YBundesrath die Eontrolle über die 
finanzielle ®ebahrung und übt fie, wie ich glaube, mit voller Sicherheit. 
Wenn der Antrag in feiner Faflung glauben lafjen könnte, daß geordnete 
BZuftände der Verwaltung jegt nicht beftehen (es heißt in dem Antrage: 
„den uneölangler aufzufordern, eine geordnete Auffiht und Verwaltung 
auf gefeglihem Wege herbeizuführen“), jo möchte ich die Herren einladen, 
fih durch Revifion aller Kaffen, Bücher, Bureaus davon zu überzengen, 
und Sie würden die Gewißheit erlangen, daß Sie in dem geordnetften 
Buftande von der Welt leben, in einem Zuftande, nicht blos kontrollirt 
dur die preußifche Ober Rechentammer, fondern kontrollirt durd bie 
Bertreter jämmtliher 21 Regierungen, die außer Preußen den Bud 
bilden, und durch fehr wohl berathene Vertreter. In gleicher Weiſe wird 
die friegäminifterielle Thätigkeit durch den Militairausſchuß des Bunde 
raths geübt, an deflen Spite ſich der preußiiche Kriegs-Miniſter befindet, 
und der feine bundesfrieggminifteriellen Verfügungen, abgejehen von den 
preußifchen, nicht in der Eigenjchaft des Kriegsminiſters, fondern in det 
Eigenjchaft des Vorfigenden dieſes Ausſchuſſes zeichnet und an die Bundes 
enoffen abgehen läßt. So haben wir unjern Rechnungsausſchuß, uniern 
SandelBausthuf. Alle diefe Organe, die dadurch hergeftellt worden find, 
daß den Regierungen eine ihrer Souverainetät und ihren vertragsmäßigen 
Rechten entiprehende Stellung und Mitwirkung im Bundesrathe ange 
wiefen ift, wilrden nad diefem Antrage bei jener Durchführung über 
flüffig werden, eben fo tiberflüffig würde da8 ganze Bundeskanzler: Amt 
werden, was einem collegialiihen Miniftertum dod nicht untergeben ge 
dacht werden könnte; ich entnehme aus dem Antrage, Sie wollen baffelbe 
im feine einzelne Beftandtheile zerlegen und diefe einzelnen Bureaus zu 
mit dem Kanzler gleichberechtigten Minifterien machen. 
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Ich komme auf diefe Frage und meine Stellung dazu nachher; einft- 
veilen möchte ich Doch nur gegen das allgemeine Mißtrauensvotum, wels 
bed im Antrage liegt, die Bundesregierungen in Schug nehmen, nicht 
‚lo8 vom vertraggmäßigen Standpunkte, obwohl auch der geltend gemacht 
u merden verdient, indem Die Bundesverfaflung in ihrer erften Baſis 
uf Staatöverträgen beruht, von. deren Geift man geglaubt hat, daß fie 
nrhdrungen bleiben würde, Nun ift zwar diefer Antrag (und felbft 
penn er noch meiter ginge) ein formell verfafjungsmäßiger, das beftreite 
ch ihm nicht; e8 würde auch ein formal verfafiungsmäßiger Antrag fein, 
penn beiſpielsweiſe im ameritanifchen Congreß der Antrag geftellt würde, 
ven Senat abzujchaffen, die einzelnen Staaten in ihrer Stellung zur 
Inion zu befchränten und den Präfidenten zum erblichen Monarchen zu 
rffären; es würde auch ein verfaflungsmäßiger Antrag fein, wenn im 
yreußifchen Landtage der umgelehrte Antrag auf verfallungsmäßige Ab⸗ 
&haffung der erbliden Monarchie, Aenderung der Berfafjung nach diejer 
Richtung, geftellt würde; nicht8deftoweniger würden beide Anträge in den 
Berfammlungen, in denen fie geftellt würden, ein gewifjes Befremden der 
Betheiligten erregen, und man würde fie mit dem Geifte der Ber- 
aſſung wohl ſchwerlich verträglich finden. Ich will diefen Antrag 
richt auf gleiche Linie ſtellen; er geht nicht jo weit, ich führe nur Die 
Analogie an, wieweit man auf diefem verfafjunggmäßigen Wege Tommen 
ann, vielleicht ja auch kommt, denn Alles iſt proviſoriſch in der Welt, 
Die Frage drängt fi) mir nur auf, wodurch haben die Bundesregierungen 
ieſes Todzzurthei für ihre berechtigte, vertragsmäßige Mitwirkung im 
Bunde verdient? Haben fie etwa ihre Stellung partifulariftiich gemiß⸗ 
wancht? Haben fie fi) der Mitwirkung entzogen? Haben fie einen un⸗ 
yerechtigten Widerſpruch hartnädig gebt? — Haben fie nicht im Ge⸗ 
ſentheil fich mit voller Hingebung, mit patriotifher Hingebung an dem 
jemeinfamen Werte betheiligt? Sollen Sie dafür geftraft werden, indem 
nan ihnen die Berechtigung, die fie zwei Jahre hindurch) zum Bortheil 
es Bundes und alle Anertennung verdienend geübt haben, nunmehr 
chmälert und entzieht?! — Meine Herren, dazu verlangen Sie nicht, 
aß ich, als Bundeskanzler jemals die Hand biete! Sie find gewiß eifer- 
üchtig auf Ihre —— Rechte, und ein ähnlicher Antra 
mf Schmälerung der Rechte des Reichstages, wie fie bier in Bezug auf 
ie Rechte des Bundesrathes beabfichtigt wird, würde einen Sturm der 
Entrüftung erregen, gegen bie die fchlichterne Abwehr ber Mitglieder des 
Bundesrathes gar feinen Vergleich aushalten würde. Seien Sie gegen 
vie Rechte Anderer, die mit Ihnen zu wirkten berufen find, 
benfo gewiffenhaft: gegen die Rechte des Bundesraths, gegen 
sie Rechte des Präfidiums und feines Kanzlers! Das allgemeine 
Mißtrauen, welches diefen Antrag durchweht, bejchränkt ſich nicht auf 
ſtorddeutſchland, es iſt mit einer ganz fcharfen Spige gegen die ſuddeut⸗ 
hen Regierungen gerichtet; es bedeutet nad) Süddeutichland hin jo viel, 
ils wenn man fagen wollte: auf Euch rechnen wir fo wie fo nicht mehr, 
pir Schließen unjer Norddentſches Staatsweſen ab, ohne weiter auf Euren 
Beitritt zu warten. Denn es kann doch Niemandem entgehen, wie ent- 
jegengefet die Strömungen im Süden und im Norden fließen: der Süden 
ft vermöge feiner - Stammeßeigenthümlichkeiten, vermöge feiner Stellung 
n der früheren Reichsverfaſſung dur und durch partitulariftiich und kon⸗ 
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ſervativ, wir find ibm nicht nur zu liberal, wir find ihm zu national, 
aljo im Ganzen zu nationalsliberal. . 

Unterfuden Sie die Eigenthiimlichleiten der Süddentfchen: ala 
Bayer, ald Wirrttemberger, als Schwabe, als Bajuvare, ala Franke, will 
er ſich konſerviren, das ftehbt an der Spike aller füddeutihen Kund⸗ 
gebungen. Der Norddeutſche Bund ift ihm jchon viel gu eng geeimigt; 
einen viel Iodereren Berbande, der die berechtigten und unberedhtigten 
Eigenthiimlichkeiten in fehr viel höherem Maaße fchonte, würde er fid 
vielleicht entichließen können, näher zu treten. Das wifien Sie Ale — 
und ſchlagen ihnen nun die Thür vor der Naſe zu. Der Antrag ift eine 
weifellofe Bertieiung des Mains als Grenze, das iſt gar feine 

rage: mit der Annahme dieſes Antrages wäre an den Beitritt 
der füddeutfhen Regierungen niht mehr zu denfen. Daß wir 
auf eine felbitthätige Bermittelung und Betheiligung des füddeutichen 
Volles rechnen, — ja, meine Herren, dazu gehörten Deutiche fo, wie 
man 1848 fie fih an die Wand gemalt dachte, wenn man der liberalen 
Partei angehörte; aber nicht fo, wie fie wirklich find. Der Süddeutſche 
macht feine Volksbewegung und übt feinen nationalen Drud auf jeine 
eigene Regierung, auf feine eigene Dynaftie — mit der Gefahr von Haut 
und Knochen, er könnte dabei zu Schaden fomnıen. 

Wenn er da fteht, wo das Geſetz ihn hinftellt, dann ift er glei 
gültig gegen die Gefahr, dann jchlägt er fi als braver Soldat; un 
er ſich aber fagen, daß er fi die Knochen auf eigene perfünliche Ber: 
Ba; zerichießen läßt, da befinnt fich der Deutjche fehr lange, ehe 
er das thut. 

Meine Herren! Nach meinem Gefühle ſchärfen Sie dieſen Gegenſatz 
der Strömungen in Süddeutichland und Norddeutichland. In Süddentſch⸗ 
land ift der Einheitsdrang fo ſchwach, daß die Leute, die offen um die 
Hülfe des Auslandes bublen, un dasjenige an Einheit, was wir erworben 
haben, wieder zu zerichlagen, — daß diejenigen Leute, die den augenblid- 
lichen Zug des Friedens, der durch die Welt geht, höchlich bedauern, weil 
dadurch der Moment binausgeichoben wird, fremde fiegreihe Bayonette 
mit dem Blut ihrer norddeutihen Brüder gefärbt zu jehen, — dag bi 
Leute nicht etwa mit der fittlihen Entrüftung ihrer Landsleute bedroht, 
nicht als Landesverräther offen gekennzeichnet und gebrandmarft werden, 
fondern, daß man fih um ihre Unterftägung bei den Wahlen bewirbt, 
daß man mit ihnen Fapitulirt, daß fie geachtet neben ihren Mitbürgern 
figuriren. Den Norddeutſchen geht die unifizirende Thätigleit des Bundes 
zu langfam; was man in Süddeutſchland als übertriebene Beichleunigung, 
als Raſchmacherarbeit betrachtet, heißt bier Stagnation. Und dieſen 
Gegenjag zu vermitteln, Süddeutſchland nicht aus den Augen 

u verlieren, den Gang Norddeutfchlands zu bejchleunigen, 

abei aber Yühlung zu behalten mit jämmtliden Bundes: 
fürften, mit dem Bundesrath, mit dem Bundespräfidium und 
vor Allem mit diefem Reihstag: — das ift die Aufgabe, die 
Sie dem Bundestanzler ftellen, er möge fie im Wege der 
Gefeggebung löfen. Um ihm nun diefe Aufgabe zu erleidhtern, — 
wenn Sie ihn zum wirklichen Diktator ernennten, jo könnte man an einen 
ſolchen erhebliche Anſprüche ftellen, aber um ihm die Aufgabe zu erleid- 
tern, wollen Sie ihm Hände und Füße binden und ihu durch ein Kolle- 
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ium an da8 Gängelband nehmen laſſen. Es foll eine ftarke, gewandte, 
Freibenegfiche Regierung fein, aber fie foll bei Allem, mas fie thut, von 
vier oder fünf met ihm gleichberechtigten Kollegen, durch deren Ernennung 
Sie alle Schäden der Welt geheilt glauben, die Zuflimmung einholen. 
Meine Herren, wer einmal Miniſter gewefen ift und an der Spike eines 
Miniſteriums geftanden hat, und gezwungen geweſen ift, auf eigene Ver⸗ 
antwortung Entſchließungen zu finden, fchredt zulegt vor diefer Verant⸗ 
mortung nicht mehr zurüd, aber er ſchreckt zurüd vor der Nothwendigkeit, 
fieben Leute zu überzeugen, daß dasjenige, was er will, wirklich das —* 
tige iſt. Das iſt eine ganz andere Arbeit, als einen Staat zu regieren. 
Alle Mitglieder eines Miniſteriums haben ihre ehrliche feſte Ueberzeugung, 
und je ehrlicher und uber fie in ihrer Thätigkeit find, um fo fchwerer 
werden fie fich fügen. Jeder iſt umgeben von einer Reihe ftreitbarer 
Näthe, die Air K Veberzeugung haben, und ein Minifter- Präft- 
dent muß, wenn er Zeit Dazu hat — und ich würde mich dem auch nicht 
entziehen —, den einzelnen Rath, der in einer Sache daß Ohr feines 
Ehefs hat, zu überzeugen verfuchen. Einen Menſchen zu überzeugen, ift 
an und für fich fehr fchwierig, man überredet Manchen, man gewinnt 
ihn, vieleicht durch den äußeriten Aufwand derjenigen perfönlichen Yiebens- 
würdigkeit, die man etwa befigen mag, und man hat dieſe Anftrengungen 
fieben Dal oder öfter zu wiederholen. Ich Balte an und für ſich — und 
darin umterfcheide ich mich von denen, die bisher heut ſprachen, und ich 
bin feft überzeugt, aus meiner eigenen Erfahrung für mein Urtheil ein- 
ftehen zu können — eine Bollegialifhe Minifterverfaffung für 
einen ſtaatsrechtlichen Mißgriff und Fehler, von dem jeder Staat 
fobald als möglich loszukommen fuchen follte, und ich bin ſoweit entfernt, 
die Hand dazu zu bieten, daß dieſe fehlerhafte Einrichtung auf den Bund 
tibertragen werde, daß ich vielmehr glaube, Preußen würde einen immenjen 
Sortfchritt machen, wenn e8 den Bundesſatz acceptirte und nur einen 
einzigen verantwortliden Minifter hätte, 
orin befteht denn die Berantwortlichleit, meine Herren? Es ift 
De gefagt worden, fie folle gejchaffen werden durch Kollegien; ich fage, 
ie verjhmwindet mit Einführung des Kollegiums, fie iſt vor 
banden für den Einzelnen, der muß mit feiner Perfon für etwaige Miß⸗ 
griffe einftehen; aber als Mitglied des Kollegiums jagt er: wie können 
Sie wiflen, ob ich nicht überffimmt bin und — er braucht nicht einmal 
überftimmt zu fein — ob die Schwierigkeiten, die Friktionen, die ich auf 
meinem Wege gefunden babe, nicht unüberwindlih waren, ob nicht Ge⸗ 
fege fieben Jahre lang deshalb in Rüdftand geblieben find, meil fieben 
ehrliche Leute ſich nicht darüber haben verjtändigen können, wie der Terxt 
lauten fol. Es entiteht in jedem Kollegium, wenn eine Sache zu Ende 
kommen fol, mitunter gewiflermaßen die Nothwendigkeit, zulegt Kopf oder 
Schrift darüber zu fpielen, wie es fein fol, fo nochwendig ift eine Ent- 
fcheidung, fo nothwendig ift e8, daß Einer da ift — e8 braucht gar nicht 
der Klügſte zu fein — der ſchließlich fagt, jo fol es fein, und damit hat 
der Streit ein Ende, damit e8 zu etwas kommt; je tüchtiger die einzelnen 
Charalftere find, um fo fehwieriger ift natürlich die Einigung unter ihnen. 
Zwei harte Steine mahlen ſchlecht, das ift ein befanntes Sprüch⸗ 
wort, aber aht harte Steine noch viel ſchwerer. 
Ich glaube, der ganze Antrag hat bei vielen feiner Unterzeichner 
53 
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feinen Urfprung in dem Mißverfländnifie von der Stellung de Bundes⸗ 
kanzlers überhaupt. 

Die Herren nehmen den Bundeskanzler für einen Yundes- Minifter. 
Der Bundestanzler ift nur PBräfidialbeamter, ich glaube, e3 iſt der Art. 17 
oder 18, wo Peine Befugniffe und Berechtigungen definirt find; er hat 
die Verantwortung für alle Handlungen des Präfidiumd. Seine Mitivir- 
fung bei der Legislative ift, wie ſchon früher bemerkt, und durch ftaats- 
rechtliche Beugniffe belegt worden ift, gleih Null. In der Legislative 
wirke ich nur als preußischer Benollmächtiger zum Bundesrathe mit und 
führe dort die preußifhen Stimmen; das könnte aber ebenfogut in der 
Hand eines Andern liegen, als in der Hand des Bundeskanzlers; es wäre 
das vielleicht zwedmäßiger, um die Stellung des Bundeskanzlers reiner 
abzugrenzen. Diefe preußifchen Stimmen werden unter Berantwortung 
des preußifhen Minifteriums abgegeben. Die Inftruftion des pren- 
ßiſchen Bevollmächtigten wird befchloffen in dem preußiſchen Miniftertum, 
ebenfo wie die des fächfifchen Bevollmächtigten im ſächſiſchen Minifterum; 
[egtere gebt auß von Sr. Majeftät dem Könige von Sadfen, und bie 
meinige in legter Inftanz nicht von dem Bräfidium des Bundes, fon- 
dern von Sr. Majeftät dem Könige von Preußen. Die fdymale 
Bafis der Verantwortlichkeit für die Handlungen des Präſidiums ſoll ich, 
wenn ich mir den Antrag im Sinne des Herrn Tweſten, im unſchuldi⸗ 

eren und gefchäftlicheren Sinne, wobei der Bundesrath das Seinige be- 
—* auslege, — die ſoll ich theilen mit fo und fo vielen Miniſtern md 
zwar zunächſt aus dem Grunde — den ich volllommen anerlenne: daß 
ich nicht alles verftehe, wa8 unter meiner Verantwortung vorgeht. Meine 
erren, fommen wir nicht Alle mehr oder meniger in diefe Yage, nament« 
lich die Herren Abgeordneten, müffen Sie fid) nicht über den ganzen Be- 
reich aller Minifterien und der ganzen preußifchen Vermaltung ein Urtheil 
bilden, welches gewöhnlich mit einer größeren Schnelligkeit und Sicherheit 
abzugeben ift, als dasjenige eines Miniſteriums? Sind Sie nicht bei dem 
Budget, bei der forgfältigen Repifion und Erwägung des Gewerbegeſetzes, 
bei F Prüfung aller Ausgaben und Geſetze genöthigt, eigentlich Alles 
u wiffen 
’ Nun, meine Herren, ih will gar nicht darauf Rückſicht nehmen, daf 
ich feit fieben Jahren an der Spite einer großen Staatsverwaltung ftebe, 
und daß ich da allerdings Manches aus der Hebung lernte, was ich früher 
nicht mußte, und daß ich da jedenfalld gezwungen bin, ein Urtheil über 
alle Vorkommniſſe jede einzelnen Reſſorts mir zu bilden — fondern ich 
will nur darauf Bezug nehmen, daß ich den Borzug habe, feit 22 Jahren 
Mitglied aller — * Landesvertretungen geweſen zu ſein und darin 
nach Maßgabe meiner natürlichen Fähigkeiten und Anlagen fo viel gelernt 
habe, wie Abgeordnete im Allgemeinen lernen, wenn fie über alle Dinge 
ein Urtheil mit verantwortlicher Sicherheit abgeben. Dieſes und dam 
die Wahrnehmung muß ich hervorheben, daß aucd meine preußiſchen Kol⸗ 
legen, wie das fchon der Abgeordnete von Blankenburg bemerkt hat, aufer 
Stande find, Alles zu beurtheilen, was in ihren engeren Refiorts, wo ja 
die Verantwortlichkeit viel jchärfer gedacht ift, vorgeht. Wie kann von 
dem Finanz Minifter verlangt werden, daß er Forſtmann fei, daß er 
Domänen und —— unter ſich verwalte (das könnte man weit 
eher von dem landwirtbichaftlichen Miniſter verlangen); wie ſoll der Han- 
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dels⸗Miniſter alle techniſchen Details feiner riefenhaften Bermaltung fo 
genan kennen, dag er die Richtigkeit jedes Urtheils und jeder Handlung, 
die unter feiner Berantwortung vorgeht, verbitrgen könnte? Da hilft nichts 
als Bertrauen auf diejenigen Perjonen, die das Einzelne veritehen und 
für deren Handlungen und deren Anftellung der Minifter verantwortlich 
bleibt. Ich glaube kaum, daß e8 überhaupt einen Miniſter in größeren 
Staaten giebt, der im Stande ift, die Hälfte, ein Viertel von dem zu 
lefen, was er zu unterfchreiben geſetzlich genöthigt ift, ich witrde den für 
einen beneidenswertb gejchäftslojen Kollegen halten, der ein Biertel von 
Dem lefen könnte, was er zu unterfchreiben bat. Erleichtern würden Sie 
mir das Geſchäft durch ein Kollegium nicht, und Sie haben in mir keinen 
Bundestanzler, der eimen Kollegen acceptirt. Ich flüge mich auf mein 
verfaflungsmäßiges Recht. Wie das Bundeskanzler⸗Amt ausgeftattet ift, 
fo babe ich es übernommen, — ein Kollege würde an demſelben 
Zage, wo er es wird, mein Nahfolger werden müfjen. Ich 


hoffe, Sie thun mir die Ehre an zu glauben, daß ich eben fo fehr nah 


Konfolidation der deutichen Berhältnifie firebe, wie Sie. Ich habe Ge⸗ 
legenheit gehabt, feit langen Jahren zu bethätigen, daß mein Streben 
nach diefer Richtung bin aufrihtig und ehrlich iſt. Es kann fein, daß 
Sie die deutſche Bewegung in der Art, wie fie zu behandeln ift, richtiger 
und jachverftändiger beurtheilen als ich, ich kann aber nur nad) meinem 
eigenen Urtheil gehen, und da8 beruht auf der Ueberzeugung, daß biefer 
Antrag für die Entwidelung der deutfhen Bewegung ein nachtheiliger ift, 
daß ich ſchon, wenn er mit großer Majorität Annahme findet, das Ge⸗ 
fühl des Mißtrauens, der Nechtöunficherheit bedauern würde, welches ſich 
dadurd unter den verfafiungsmäßig berechtigten Faktoren in Deutfchland 
verbreiten würde und daß es mir am allerliebften gemejen märe, er wäre 
gar nicht geftellt worden umd ich wäre nicht in die unbehagliche Noth⸗ 
mendigfeit verjet worden, mich darüber zu äußern, und ihm in einer 
Weiſe entgegen zu treten, die vielleicht meine Stellung bei Xeuten, welche 
die Dinge weniger kennen wie wir Alle, in ein falſches Licht ſetzte, als 
wäre ich irgend ein Partikularift, und als wollte ih den Bund zu irgend 
welden Slebenzmeden, als allein zu denen der vollften breiteften Entwide- 
lung deutſcher Wohlfahrt und Macht benugen. 

ft denn überhaupt der Unitarismus die nüglichfte und 
befte politijche Geftaltung? Iſt er es namentlih für Deutſch— 
land? Sit er hiftoriich in Deutfchland ? Daß er es nicht ift, beweiſen 
ja gerade die partilulariftiihen Bildimgen, die ſich in Deutſchland nad 
allen Richtungen bin — nicht blos räumlich — durchſetzen. Sie haben 
nicht blos einen Dorfpatriotismus und einen Stadtpatriotismus, von einer 
Ausbildung, wie ihn Romanen und Slaven gar nicht kennen, Sie haben 
einen Feoffionßpatriotismuß, Sie haben einen Reflortpatriotigmus, der 
Alles außerhalb des eigenen Reſſorts ald Ausland betrachtet, dem man 
jeden Schaden zufügen Tann, wenn nur das eigene Reſſort Vortheil dabei 
bat, der natürlich nicht in den höchſten Spigen der Minifterien vertreten 
ft, denn die Minifter find Staats⸗Miniſter, aber ein Poftbeamter, der 
nicht auf der Höhe fteht, von wo ihm ein ftaatliches Urtheil geziemt, der 
wird alles Andere wie Feindes Land betrachten, was nicht poftalijchen 
Interefien dient, und er wird jeden Gewinn, auch felbft mit Schaden für 
die anderen “Departements mit gutem Gewiflen nad) Haus tragen. So 
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etwas ift nur dem deutſchen Charakter möglich. Das bat auch dahin ge- 
führt, daß der Deutſche ſich nur in einem Kleinere Gebiete vollfländig 
bebaglich fühlt, und daß man wohl thut, ihm von feinem häuslichen Be: 
bagen mehr zu nehmen, als abjolut zum BZufammenhalten des , 
als zur Wirkung nad) Außen erforderlich if. Diefer Bartilularismns 
ift Die Bafis der Schwäche, aber auch nad einer Richtung hin 
die Bafis der Bluthe Deutfhlands. Die Heinen Sentren baben 
ein Semeingut von Bildung und Wohlftand in allen Theilen Deutſchlands 
verbreitet, mie man es in centraliftiich organifirten großen Rändern ſchwer 
findet. Die muß man bereift haben, civtlifirte und uncivilifirte, um zu 
ertennen, wie dort die Provinzen gegen daß allgemeine Centrum um Jahr: 
hunderte im Nüdftand bleiben. Die Fehler des Partilularismus, 
die Shwähe nah Außen, die Zerrijfenbeit im Innern, die 
Hemmitride für die Entwidelung von Handel und Verkehr, die 
bat der Bund im Brincip nollRändi durchſchnitten, und fie 
vollftändig befeitigen, ift feine Aufgabe. Laſſen Sie ihm 
Zeit dazu! ift noch jung, er wird es zu Stande bringen und wir 
werden dabei einträdhtig zufammenwirken zu einem pofitiven und von ber 
ganzen Nation, wenn e3 erreicht wird, dankend anerkannten Ziele. Be- 
traten Cie die Staatenbildungen, welche eine große Entwidelung im 
Vergleich mit ihren phyſiſchen Kräften erreicht haben, ohne daß die innere 
Freiheit darunter gelitten hätte, — und ich denke, auf diefe legen Sie 
einen Werth — fo werden Sie finden, daß dieſe Bildungen vorzugsweije 
auf dem germaniichen Boden der Geſchichte wachſen, und da fie mehr 
oder weniger, ich will nicht jagen füderaliftilcher, aber doch decentralifirender 
Natur find. Sch Führe Ihnen als erftes ſchlagendes Beiſpiel England an, 
wo der Bartifularismug fih nur im Schatten des Dorfes und der Graf: 
fhaft in einer Weiſe verbirgt, daß er für die geographiihen Linien der 
Karte nicht erfennbar wird, Aber England ift ein decentralifirtes Land, 
das in diefer Beziehung nachzuahmen wir in Preußen lebhaft beitrebt find. 

Sehen Sie die große, reiche und mächtige Erfcheinung der Nord⸗ 
amerifanifchen Yreiftaaten, ob man dort den Einheitsſtaat ald das Palla⸗ 
dium der Freiheit, als die Baſis gejunder Ausbildung betrachtet! Sehen 
Sie die Schweiz mit ihrer Kantonalverfaffung! Sehen Sie ein Gebilde, 
welches, wenn ıch mich nicht täufche, am meiften Analogie mit dem un- 
jerigen bat, die alte Verfaflung der vereinigten Niederlande, der General: 
ftaaten, wo die Gelbftändigfeit der Provinzen in fehr hohen Grabe ge 
wahrt war! ch kenne fie nicht jo genau, um An willen, ob der dortige 
Kanzler oder Großpenſionär verantwortliche Miniſter neben fich hatte, 
oder ob ihm nur der Bundesfeldherr und Statthalter au dem Hanic 
DOranien mit dem Kriegsſtaate zur Seite ſtand. Ich glaube, es wird hier 
Jedem, der ſich dafür intereffirt, und der mehr Zeit hat ala ich, lehrreich 
fein, dieſen Vergleich weiter durchzuführen und die bewundernswerthen 
politifchen Leiftungen, die uns die Gefchichte von der Republik der ver⸗ 
einigten Niederlande erzählt, zufammenzuhalten mit dem hoben Grade 
perjönlicher Freiheit, der unter dem Schuge diefes Regime gedieh. Die 
Gentralifation tft he oder weniger eine Gewaltthat und ıfl 
ohne einen — wenigſtens am Geile der Berfaffung ſich ver- 
fündigenden Bruh kaum durchzuführen, und ein folder Brad, 
mag er auch in der Form gededt oder gerechtfertigt erjcheinen, hinterläg: 
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Stellen, die innerlich bluten, und wie lange fie nachbluten, daß weiß kein 
Nenſch und kann keiner Eontrolliven; es wird dann vielleicht auch dem 
zundeskanzler überlafien fein, im Wege der Gefeggebung foldhe Schäden 
rieder aufzubeflern. Ich glaube, man fol ſich in den germanifchen Staaten 
icht fragen, wenn man e8 der Bevölkerung recht machen will: was kann 
emeinfam jein? wie weit kann der große Mund des Gemeinmwejens 
ineinbeißen in den Apfel? — fondern man muß fich fragen: mas muß 
bfolut gemeinfam fen? und dasjenige, was nicht gemeinfam zu fein 
raucht, das fol man der fpeciellen Entwidelung überlafien. Damit dient 
ian der Freiheit, damit dient man der Wohlfahrt. Ich erinnere an die 
jeit, fie ift nicht lange her, mo — es jollte mich verwundern, wenn nicht 
3ertreter diefer Richtung in diefem Saale ſäßen — als Bafis einer ein» 
eitlihen und freiheitlichen Geftaltung Deutſchlands die Zerlegung Preus 
eng ın Heinere Beftandtheile betrachtet wurde. Ich fehe ein Kopfichütteln, 
»as ich auf einen Mangel an Studium der älteren Zeitgefchichte id 
übre. Ich erinnere aber nur an die Beitrebungen, denen wir augenblidlich 
n Preußen buldigen. Wir fuchen zu decentralifiren, wir ſuchen provinzielle 
md Iofale Selbfändigteiten zu fchaffen: warum follten wir denn bier 
m Bunde gerade das Gegentheil davon thun? bier, wo wir, ich will 
icht jagen provinzielle, aber lofale Selbftändigkeiten haben, und Selb» 
tändigfeiten, die Deutſchland zu großem Nuten geworden find. Wir 
aben von Sachſen —— Vieles lernen können für unſere Ver⸗ 
paltung; wir haben ähnliche Erfahrungen in Hannover gemacht, und ich 
reue mich dabei über einen Yortfchritt in Preußen, über den, 
aß der Fluch der „hohen Meinung, womit der Menſch fi 
elbft betrügt,* bei unferer näheren Befanntſchaft mit der 
Berwaltung der kleineren Staaten allmählig von uns abge» 
ıommen wird, und ich hoffe, wir werden ihn mit der Zeit ganz ver- 
ieren. Aber das find Vortheile, die eben aus dem felbftändigen Leben 
ver Heinen Staaten hervorgehen, und und umfomweniger berechtigen, diejen 
ehftändig gewachſenen Staatswejen den ihnen verfaſſungsmäßig zuge 
icherten Einfluß auf die Allgemeinheit gegen das Recht und gegen 34 
Intereſſe zu verkummern. Ich gebe gern zu, daß die Bundesverfaflnung 
eine fehr unvollkommne tft; fie iſt nicht blos in der Eile zu Stande ger 
tommen, jondern fie ift auch unter Berhältniffen zu Stande gelommen, 
tm denen der Baugrund ein ſehr jchwieriger war wegen der Unebenheiten 
des Zerraing, aber der doc abjolut benutt werden mußte. Wir können 
die Geſchichte der Vergangenheit weder ignoriren, noch können wir, meine 
Herren, die Zukunft laden ; und das ıft ein Mißverftändniß, vor dem 
ich auch bier warnen möchte, daß wir uns nicht einbilden, wir könnten 
den Lauf der Zeit dadurch bejchleunigen, daß wir unjere Uhren vorftellen. 
Mein Einfluß auf die Ereigniffe, die mich getragen haben, wird zwar we- 
ſentlich überjchägt, aber doch wird mir gewiß Steiner zumuthen, Geſchichte 
zu machen, das, meine Herren, könnte io jelbft in Gemeinfchaft mit Ihnen 
nicht, eine Gemeinſchaft, in der wir doch fo ſtark find, daß wir einer 
Belt in Waffen trogen könnten, aber die Geſchichte können wir nit 
machen, ſondern nur abwarten, daß fie fid) vollzieht. Wir können das 
Reifen der Früchte nicht dadurch befchleunigen, bob wir eine Lampe dar⸗ 
unter halten, und wenn wir nad unreifen Früchten ſchlagen, fo 
werden wir nur ihr Wachsthum hindern und jie verderben. 
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Ich möchte deshalb Ihnen doh mehr Geduld empfehlen, der 
Entwidelung Deutſchlands Zeit zu laffen. 

Daß gerade die Frucht, die fie heut exitreben, Ihnen jemals rei 
in den Schooß falle, hoffe ich nicht; denn die Geſchäfte des Landes würden 
f&hlechter geben, wie ich glaube, jobald Sie ein Kollegium au die Stelle 
der einheitlichen Spike feten. 

Sie haben vorhin auf den Mißſtand aufmerkfam gemadt, dag prex- 
Bifche Minifter die Gefege für den Bund entwerfen, und nadhber mid 
im Stande find, fie hier als Miniſter zu vertheidigen. Ich könnte Darazr 
aufmerffam machen, daß auch im preußifchen Landtage die Geſete ſehr 
häufig durch Kommiſſare derjelben Miniſter vertheidigt werden, die je 

emacht haben, vielleicht auch durch diefelben Kommiflare, die diefe Ge 
Fee redigirt haben. Aber, meine Herren, ift denn das ein llebelfaud? 
Die Gefege für den preußifchen Landtag werden ja auch von i 
Miniſtern gemacht, — werden fie denn mun mit der preußiſchen kolle 
gialifchen Meinifter- Einrichtung beſſer oder rajcher gefördert? Hat deu 
die preußifche Geſetzgebung etwa einen uneinholbaren Borfprung vor der 
des Bundes? Arbeitet fie auch nur mit derfelben Schnelligleit wie der 
Bund? Ich follte denken, dieſe Maſchine hier, an ber wir figen, hat zer: 
Jahre lang recht gut umd recht fürderlich gearbeitet, — jo gut, dag ei 
Sie faft ſchon langweilt, daß e8 jo gut gebt. Sie fühlen das Bedirfriß 
die Uhr einmal aufzumahen, ein Rad —— und zu ſehen, ot 
es dann vielleicht nicht J beſſer geht. 

Ich fürchte, ich habe ſchon zu lange Ihre Geduld ermüdet; ich bute 
nur noch eine Berfiherung von mir entgegennehmen zu wollen: daß jek 
perjönliche Empfindlichkeit über die Stellung des Antrages gegen defien 
Unterzeichner oder gegen die Tendenz des Antrages mir abfolat tea? 
ift, und daß, wenn ıc mich über Einzelnheiten des Antrages mit eme: 
gewillen Schärfe etwa ausgedrüdt habe, die mehr eine üble Gewohnheu 
von mir ift, als ein Zeichen einer Erregtheit über die Tendenz des An- 
trags. Ich bin mir vollftändig bewußt, mit faft allen, vielleicht mit allen 
Antragftellern über das Ziel, da8 wir verfolgen, ganz einig zu fem; wır 
wollen Deutjchland diejenige Geftaltung geben — ım Rorber 
und im Süden, wenn wir können — in der ed am ſtärkſten zu) 
am einigften ift, und in der e8 die meiften Bedingungen feiner 
Wohlfahrt vereinigt. Ueber die Wege, die dazu führen, über 
die Mittel dazu können wir jehr verfhiedener Meinung fein 
Bewahren wir uns aber dag Bemwußtfein, dag wir diejem ge 
meinifchaftligden Ziele mit gleiher Treue und mit gleider 
Sungebung büben wie drüben zuftreben, und maden wir aus 

einungsverſchiedenheiten über die zu ergreifenden Witte: 
und Wege feine perfönliden Vorwürfe; verfallen wir nıdt ır 
den Fehler, bei jedem Andersmeinenden entweder an feinen 
Berftändnig oder an feinem guten Willen zu zweifeln. 


(Nachdem der Abgeorbniete Tasler ausgeführt hatte, daß in der Iusberger 
Erörterung die ganze Frage nicht richtig dargeſtellt worden fei: die Auſich ve 
Antragfteller gebe dahin, die allgemeine Leitung der Bundesarbeiten ım ter Zie: 
dem Bundeskanzler als dem Haupte zu überlaffen, nur zur Grleihterung war 
Arbeitslaft möchten Minifter für die einzelnen Berwaltungszweige ernennt werten 
das Bundes- Minifterium müſſe ungefähr fo beichaffen feın wie in Englaub, da 
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r eine leitende Minifter die Seele des Minifteriums fei und barauf zu ‚achten 
be, daß Jeder aus bemfelben entfernt werbe, ber fich mit feiner leitenden Po⸗ 
ik nicht einverftehen könne, fügte Graf Bismard folgendes hinzu:) 

Ich freue mid, daß der Schluß vorher nicht angenommen wurde 
nd dem Herrn Borredner noch das Wort verftattet worden ift, indem 
) auß feiner Rede wiederum erjehen habe, dag man fehr häufig in feinen 
Reinungen fich viel näher fteht, ald man vor der Discuffion geglaubt 
ıt. Wenigftend in dem einen Punkte, gegen den ich von meiner Stelung 
8 Bundeslanzler aus Widerjpruch eingelegt babe, ift mir die Tendenz 
3 Antrages durch die Aeußerung des Vorredners viel näher gerüdt. 
x erfchiene mir von dieſem Geſichtspunkte, wenn er ſich darauf allein 
efchräntt hätte, annehmbarer ald vorher, wenn er mir auch nad) feiner 
‚endenz gegen den Bundesrath, fomohl nad meinem Nechtögefühl, als 
uch nad meiner Anficht von der Zwedmäßigfeit, jederzeit unannehmbar 
leiben wird. Wenn ich vorher gejagt babe, ich halte ein Minifterium 
uit einheitlicher Spite für zwedmäßiger in allen Staatdeinrichtungen als 
n Miniftertum mit tollegialiiher Spige, wo man nicht weiß, wer über⸗ 
immt oder gehemmt worden ift, jo babe ich damit ja nicht weiter geben 
wollen, als der Herr Abgeordnete nach dem Beilpiele der engliihen Ein- 
ichtungen gehen will, aus weldem fich fchließen darf, daß wir im Grunde 
anz einer Meinung über die einheitliche Spige find. Wir find vielleicht 
ber viele Dinge einverftanden, ohne daß wir es für den Augenblid willen. 

Ih würde die engliihe Stellung eines Minifter-Präfi- 
enten überall für ausreihend halten, um die nöthige Ein— 
eit der Leitung berzuftellen. Davon find wir aber nach unferer 
zerfaſſung und nad untren Gebräuchen weit entfernt. Aenderungen in 
er Scenerie erfordern einen Aufwand von Kraft und Weibung, den ge- 
öhnlich Niemand Zeit bat zu leiften. Aber im Bundeskanzler⸗Amte 
ad die Einrichtungen gerade g wie ſie der Herr Vorredner zu erhalten 
yünjcht, es fehlen blos einige Miniſtertitel, und damit würde ich gar nicht 
» fehr ängftlih fein, fobald nur die einheitliche Leiftung durch die Ans 
yrüche, die fi an diefe Zitel Inüpfen, nicht zerjplittert wird. 


(Der Antrag wird mit 111 gegen 100 Stimmen ange 
nommen.) j 


Die „Blanbücher.“ 
22. April. Erklärung des Grafen v. Bis marck bei der Berathung 
des Bundeshaushalts. 
(Auf den von dem Abg. Tweften geäußerten Wunſch, daß dem Neiche- 
ine künftig eine Darlegung ber auswärtigen Politik des Bundes unter 
ittbeilung ber weſentlichen und zur Bublilation geeigneten Altenſtücke 
unterbreitet werben möge.) 

Der Herr Borrebner hat den Bundesregierungen eine ziemlich ſchwierige 
Aufgabe zugemutbet, eine Aufgabe mehr parlamentarifcher als diplomatifcher 
Ratur, Ben manche andere Regierungen die Gewohnheit haben, eine 
jeiffe Anzahl, gewöhnlich einen jehr geringen Theil der Actenftüde, 
velche duch ihre Bureaur gehen, zu publiciren, jo werden fie dazu, meiner 
leberzeugung nach, „wejentlich durch ein parlamentarifches Bedürfniß ge⸗ 
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leitet: in England, in Frankreich, in Stalien, in Oeſterreich; — was 
die Kaiſerlich türkiſche Regierung veranlaßt hat, dieſes mir zufällig gerade 
vorliegende Rothe Bud, zufammenzuftellen, habe ic) noch nit erſehen; es 
iſt mir heute erſt zugegangen. Es wird dort alſo jedenfalls auch eine 
Ausnahme von der von mir eben behaupteten Regel flattfinden, daß blos 
ein parlamentarische Bedürfnig vormalte. 

Uebrigen aber Tann ich den dentſchen Parlamenten, und 
insbefondere dem Reichſstage nur Dank fagen, daß fie bisher eine 
ähnliche Leiftung von ihren Regierungen nicht gefordert haben. Sie 
würden nnd das Geſchäft, und fich felbft, glaube ar das Budget 
erſchweren, wir würden eine ſolche doppelte Buchführung, wie 
ke dazu erforderlich werden würde, kaum leiften können, ohne unfere 

rbeitöfräfte zu vermehren. Ich würde gendöthigt fein, über 
denfelben Gegenftand jneierlei Depefhen zu ſchreiben, 
einmal foldhe, die wirktlih in der Diplomatie ihre pral» 
tiſche Geltung haben follen, und dann jolde, die ich beab- 
fihtige zu veröffentlihen, und e8 wäre das nicht blos eime 
ansnahmsweiſe Vorliebe für Heimlichkeiten von meiner Seite, fondern 
es gejchieht dies ohne Zweifel überall. ch wilrde fogar noch weiter 
eben müſſen; ich würde manche Depefchen für die Veffentlichkeit zu 
—** haben, die ich ſonſt gar nicht geſchrieben haben würde, weil i 
fie fir das eigentliche Geſchäft für aberhäifie hielte. Ich würde dieß 
namentlich dann thun müflen, wenn ich mich durch Herftellung und par- 
famentarifche Beröffentlichung amtlicher Actenftüde, ſei es mit der Preſſe 
überhaupt, fei es mit anderen Regierungen, die dieje Aufgabe für die 
ihrige halten, auf einen Wetteifer in agitatorifcher Preßthätigkeit einlaffen 
wollte. Ich habe, wie Ihnen Allen bekannt fein wird, ftarfe Aufforderung 
dazu gehabt, umd ich will nicht jagen, aus welchen Gründen ich es ver: 
ſchmäht babe, mich auf foldhen Wettlauf einzulafien. Ich glaube aud 
nicht, daß die Megierungen, die nach diefer Seite hin das parlamentariji 
Anditorium und das diplomatijche Handwerkszeug mißbrauchen als Spra 
rohr, um Dinge zu veröffentlichen, zu denen man fonft die uneingeftandene 
Preſſe benutzt, daß die fchwerlich jehr erbaut fein werden von den Er» 
folgen, die fie damit erreihen. Wenn Wirkungen erreicht werden, fo ver 
tieren fie fich fehr bald wieder. Es giebt Mittel, auch ſolche Irrthümer 
au berichtigen, die in der anthentifchen Form auftreten. Eine üble Wir: 

ng aber, die bleibt, ift dag Mißtrauen der ab zigen Regierungen. 
Eine Regierung, die in der Veröffentlichung im Mindeften zu weit gebt, 
läuft Gefahr, daß feine Regierung ihr mehr eine Mittheilung macht, die 
fie nicht eben jo gut in ihrem Amtsblatte hätte fofort druden Lönnen. 
Man wird deshalb ſolchen Regierungen gegenüber in einer Weiſe ſchweigſam, 
welche, weit entfernt, die guten Beziehungen zu beleben, die vorhandenen 
Keime des Bertrauend zu pflegen, fie vielmehr unwiderruflich erſtickt. 
Wenn ih Gefahr laufe, dab dasjenige, was ich im Vertrauen auf ihre 
Discretion einer Regierung mitiheile, bei der ich gleichartige Intereſſen 
mit un® voraußjegen durſte, in die Deffentlichfeit mitgetheilt, vielleicht 
fogar entftellt und zu gewiflen Zmeden zurecht geftugt wird oder auch 
nur an fremde Kabinette geht, dann verbrenne ich mir bei einer folden 
Negierung wohl einmal die Finger, aber nicht Biter. Deshalb glaube 
ich, Daß diefe Sitte eine fehr beengende ift und fir bie guten Beziehungen 
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e Völker unter einander einen nachtheiligen Einfluß auf den diplonta- 
hen Berlehr ausübt. Diefe Sitte wird in England mit dem Kalte 
bandhabt, den eine lange Erfahrung eingiebt. Nichts defto weniger 
id mir auß meiner früheren bdiplomatiichen Thätigkeit im Auslande 
anche Yälle in Erinnerung, wo Klagen darüber entflanden, daß die 
ngliijhe Regierung in ihrer traditionellen Dißcretion dennoch weiter 
gangen war, als es den Regierungen genehm war, auf deren Mit⸗ 
eilungen fie Bezug nehmen mußten, wenn aud gewöhnlich nur in ber 
reftalt mündlicher Yeußerungen der Agenten von Regierungen, da «8 
Sher nicht üblich iſt, Depefchen fremden Regierungen gegen deren Willen 
ı veröffentlichen, felbit die jo erfahrene und taltvolle Engliſche Regie⸗ 
ıng, fage ih, war Beſchwerden in diefer Richtung außgejeht. Daß bie 
aiterlid Franzöſiſche Regierung außerordentlih vorfihtig in ihren Ver⸗ 
fentlihungen if, und dankenswerthe Zurückhaltung übt, namentlich fiber 
‚ennende Tragen, die durch Veröffentlihung ein lebendigeres Kolorit ges 
innen könnten, ift Ihnen Allen befannt, aber dieß Verhalten, fo dankens⸗ 
erth e8 für die auswärtigen Beziehungen ift, bringt wiederum im Innern 
m Nachtheil, daß der parlamentarijche Zweck, der damit verbunden ift, 
icht fo völlig erreicht wird, wie es bei einer weitergehenden Beröffent« 
hung der Fall fein würde. In wie weit nun die Geheimhaltung, die 
iScrete Schonung des internationalen Vertrauens, dem Bedürfniffe, die 
Yeffentlichkeit rechtzeitig aufzuklären über den politiichen Gang der Re⸗ 
ierung, geopfert werden darf, ift eine ſchwer zu enticheidende Trage. 
Sollten die Herren daranf beftehen, fo will ich verfucden, für 
a8 nächſte Jahr etwas Unſchädliches zufammenzuftellen. 
Uber ich ſchrecke vor der Arbeitslaft einigermaßen zurüd: denn 
3 bedingt eine jehr genau durch mic) perföntich auszuübende Sichtung 
nd Reviſion jeder einzelnen ‘Depefche, ehe fie veröffentlicht werden Tann. 
Der Herr Vorredner bat mit Recht bemerkt, daß es in brennenden 
fragen von höchſtem Werthe ift, ſich die Theilnahme der öffentlichen Mei⸗ 
ung fchnell in der Richtung, in der man ihrer bedarf, zu fihern. Nun, 
eine Herren, wenn ragen erft brennend werden, glaube ich, 
eſchieht das auch regelmäßig, felbft wenn da8 Parlament nicht 
erjammelt if. ch erinnere Sie an die Zeit, wo brennendere Fragen 
orlagen als jest, an die Jahre 1864 und 1866, an die Zeit des Franl- 
urter Fürftencongreffes. Da wurden die Depeihen Schlag auf Schlag 
äglich in den amtlichen Blättern veröffentlicht. Sole Momente werben 
edesmal wieder eintreten, wenn brennende ragen vorliegen, da nad) der 
weutigen Situation Europas, nad dem heutigen Stande der Civilifation 
3 unmöglich ift, auß heimlichen Kabinetsgründen große politifche und 
nelleicht ſogar Eriegerifche Actionen vorzunehmen. Man kann nurnod 
zus nationalen Gründen — aus Gründen, welde in den Maaße 
rational find, daß ihre zwingende Natur von der großen 
Mehrheit der Bevölkerung anerlannt wird, Krieg führen. 
Sielönnen daher, wenn wir anfangen Depefhen amtlich zu 
yeröffentlihen, es faft immer als ein Symptom einer ziemlich 
'enften Situation anfehen, weldhe anfängt zwiſchen uns und 
yen Regierungen, an welche die Depeſche gerichtet if, ſich zu 
:ntwideln. Es ift der Ausdrud des Wunſches, daß das Pu- 
zlilum Kenntniß davon nehme wie die Sachen liegen, meil 
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mir entſchloſſen find, diejelben weiter zu verfolgen auf die 
Gefahr Hin, daß wir der Betheiligung der öffentliden Mei- 
nung in ihrer vollen Kraft bedürfen werden. Dieſe Regel ift 
natürlich feine allgemeine. Es giebt Depeſchen, welche überhaupt feine 
Bedeutung haben. Aber wenn etwa empfindliche Depefchen anfangen in 
die Deffentlichfeit zu kommen, fo ift daß ein Symptom jehr erufter Art, 
wenn es zwijchen ernften Regierungen vorkommt. 
in, wie Sie auß dem Gefagten erſehen werben, fein Anhänger 

der Blaubficher, obwohl fie bei anderen größeren Staaten angenommen 
find. Sch wiederhole meine Ueberzeugung, daß, wo fie angenommen if, 
es bauptjächlich aus Bedürfnifien der inneren Politik und der Publiciſtik 
geſchehen. Aus leßteren zu folgen, lehne ich ab; ich halte das nicht für 
politiich zwedimäßig, Es nutzt die Stellung und die Kraft der Ueberzen- 
gung einer Regierung ab. Ob es dagegen nöthig ift, und dieſes additio⸗ 
nelle Geſchäft, dieſe Schwierigkeit aufzulegen aus Gründen unjerer inneren 
Bolitit, aus parlamentariihen, — ja, meine Herren, das hängt davon 
ab, ob die Discretion, welche der Herr Vorredner mit Reht an unferen 
Deutihen Parlamenten rühmt, noch weiter geübt wird in Bezug auf zu 
ſchonende Beagen, oder ob Sie auf Beröffentlichungen befteben. wäre 
mir lieber, Sie beftänden nicht darauf; iſt aber der Wunſch ein allge 
meiner, fo werden wir geben, was wir geben können, theils eine etwas 
frübere Publication einer Zeitgejchichte von Daten, welche auf die augen- 
blidliche Situation feinen verwirrenden Einfluß mehr üben können, theils 
ſolche Depeichen, welche gefchrieben zu haben wir für die Männer ange 
jeben zu werben wünſchen. Wenn Sie glauben in den fremden vorhan- 
denen Fublicationen wejentlich Anderes zu befommen, wenn Sie glauben, 
daß da das ganze Portefenille ded auswärtigen Miniſteriums auf den 
Tiih gelegt und veröffentlicht wird — ja, meine Herren, da Huldigen 
Sie einer Unficht, die ich nah meinen actenmäßigen Erfahrungen nicht 
theilen kann, und Sie werden mir zugeben, daß ich mitunter im Stande 
fein muß, mir ein Urtbheil darüber zu bilden, ob in den fremden 
Bublicationen Alles fteht, was man über den Gegenftand jagen könnte, 
und ob der Eindrud, den fie machen, gerade derfelbe ift, den ich und 
andere amtliche Stellen von den Thatjachen, als fie vorgingen, gehabt haben. 

Ein bejonderer Antrag ift bier nicht geftellt. Ich wünſche mur zu 
conftatiren, daß, fobald die Befriedigung des ausgefprochenen Bedürfnifies 
ein wejentliches Element bilden follte, um uns gegenfeitig in einer fried⸗ 
lichen und zufriedenen Stimmung zu erhalten, iö verſuchen will ihm Red 
nung zu tragen. 


Medienburg und der Bund. 
22. April. Aeußerung ded Grafen v. Bismarck (auf Anlaß einer 
Petition Medlenburgiicher Staatdangehöriger). 
(Die Medlenburgifhe Berfaffung; — die Stellung des 
Großherzogd zu Preußen und zum Bunde.) 


Sch halte mich nicht für berechtigt, den Erörterungen, welche dem 
Bundesrathe voraugfichtli bevorftehen, dadurch vorzugreifen, daß ih 
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eine eigne Anficht bier öffentlich feftlege. Ich würde glauben, e8 an der 
tung gegen die anderen Negierungen und gegen die Kollegen im Bun⸗ 
Srathe —* u laſſen, wenn ich nicht ihre Anſichten, die ſie zur Sache 
ıben, in einer Diskuſſion im Schooße des Bundesrathes auf mich wirken 
fe Wenn ich dennod das Wort ergreife, jo gefchieht e8 weder, um 
ich über die Kompetenzfrage, noch um mich fachlich über die Nechtsfrage 
183ufprechen, höchitens um mid dagegen zu verwahren, daß aus dem 
tillſchweigen der Negierungen und des Bundesrathes fchon eine Ent- 
yeidung fiber die Kompetenzfrage gefolgert werden könnte, indem ja der 
eſchluß, wie er muthmaßli gefaßt wird, mie ihn der Ausfchuß bean- 
agt, in ſich ſchon eine Anertennung der Anmwendbarleit des Art. 76 im- 
izirt. Hauptfächlich habe ich aber nur das Bedürfniß gehabt, und mein 
nterefie für unjere fonftitutionelle Entwidelung im Bunde, wie in den 
nzelnen Staaten, nöthigt mid) dazu, Zeugniß abzulegen von einigen mehr 
""lönlichen Eindrüden, die fi mir aufdrängen, wenn ich die Gründe in 
rwägung ziehe, mit denen heute die Petition unterftügt worden iſt. Ein- 
al erfüllt e8 mich, weil ich aufrichtig an der konftitutionellen Entwicke⸗ 
mg und an ihrer Stetigkeit im gefammten Baterland hänge, ftet3 mit 
nem gewiflen Unbehagen, wenn über eine faktiſch beftehbende Ber- 
ıffung eine Unterfuchung in Betreff der Legitimität ihrer Ge» 
urt angeftellt wird. 

Wie viele Berfaflungen giebt e8 denn in unferem Vaterlande, welche 
ı diefer Beziehumg, ich will nicht jagen, ganz vorwurfsfrei daftehen, aber 
egen deren rechtliche Entſtehung keine Unfechhung von irgend einer Seite 
emacht, und gegen welche nicht proteftirt worden wäre, entweder ausdrück⸗ 
ch oder doch durch dauernde Wahlenthaltung oder auf anderem Wege? 
Benn wir edtssuhen wollen, jo erſchüttern wir die Fundamente 
njerer Rechtszuſtände in einer Weile, welche unferer Entwidelung 
icht förderlich ift, und ich glaube nicht, daß es den praktiſchen Englän- 
ern jemals einfallen würde, zurückzugehen auf eine Unterfuchung der Pa⸗ 
rnität und Legitimität der Geburt ihrer Verfaſſung. Sie begnügen ſich 
amit, daß fie in Wirkfamleit ftebt. 

Zweitens find e8 diejenigen Argumente, welche die Petition befür- 
orten, weil die gegenwärtigen Zuftände in Medienburg noch nicht volls 
ändig homogen mit denen des Gejammtbundes in ihrer Entwidelung 
nd. a, meine Herren, ich glaube, die Medienburger von allen Seiten 
yerden es nicht beftreiten, und auch die medtenburgtiche Regierung nicht, 
aß die mwünjchenswerthe Homogenität noch nicht durchgängig dargeſtellt 
t. In diefer Beziehung möchte ih Sie aber bitten, lafjen Ste doch dem 
eilenden Einfluß einigen Spielraum, befonder8 wenn Sie jehen, daß ber 
ute Wille da ift und daß die Schwierigleiten ganz befonder8 große find. 
ine feit einem Jahrhundert umd länger in die Zuftände de Landes 
ingewachſene Berfaflung ftreift man nicht ab wie ein abgelegtes Klei⸗ 
ungöftüd; fie ift fo zu jagen eine gaut geworden, welche mit ärztlicher 
Zorficht gelöft werden muß, wenn Krankheiten verhindert werden follen. 

Und damit komme ic) zu dem zweiten Punkte, für den es meine 
(bfiht war, hier Zeugniß abzulegen, das ift zu dem dankbaren Ber- 
rauen, mit welchem ich auf die Stellung Sr. Königlichen Ho— 
eit des Großherzogs von Medlenburg- Schwerin zu den Bun- 
esverhältniſſen blide, fowohl in Betreff auf die Entftehung 
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der Berfaffung als au in Bezug auf ihre Sortbilbung. Diefes 
Bertrauen berechtigt mich zu der Hoffnung, daß ber heilende der 
Zeit ein nicht ganz langjamer fein wird und daß wir nichts verlieren, 
wenn wir ihm einen möglichft freien Spielraum laffen und wenn wir 
einen fo guten Willen, wie er und von jener Seite entgegentemmit, wicht 
dadurch abjchreden, dag wir auf jede Bereitwilligkeit nur mit einer raſchen 
Mebrforderung antworten. Eines gemwiflen Grades von Anerkennung be 
darf auch das prinzipiellfte und reinfte Streben, möchte ich fagen, zu 
feiner Aufmunterung. Diefer Dankbarkeit Ausdrud zu geben, fühle ich 
mich um fo mehr berufen, als ich vermöge meiner Stellung von Anfang 
an in der Rage gemefen bin, die patrintifähe Bereitwilligfeit, mit welcher 
Se. Königliche Eoheit der Großherzog von Medlenburg- Schwerin die 
nationale Entwidelung aufgenommen hat, zu beobadıten und zu befunden. 
Der Herr Borredner (bg. Bindtbork- Meppen) bat gejagt, daß 
Medlenburg ganz bejonder8 in der Lage gewejen wäre, der Herftellung 
der — Schwierigkeiten zu bereiten. Er hat dies mit einer 
Andeutung unterſtützt, welche ich mir nicht aneignen möchte, mit der Be 
zugnahme auf die geographiſche Lage Mecklenburgs. Ich kann mir nicht 
denten, daß irgend ein noch fo konfervativer Mecklenburger fi mit dem 
Gedanken vertraut gemacht haben follte, fein Gefchid von dem bes beut- 
ſchen Baterlandes, geftügt auf die Oftfee, trennen zu wollen. 

Die Stärte Medlenburgs lag in einem anderen Motiv. 
Sie lag in der rüdhaltlojen Bereitwilligkeit, mit welcher Se. 
Königlihe Hoheit der Großherzog von Haufe aus die Sade 
—** und Deutſchlands unterfſtützt hatte. 

ir waren mit einigen unſerer Norddeutſchen Bundesgenofſen im 
Kriege, und die Entwickelung der Bundesverfaſſung ergab ſich ganz na⸗ 
türlich als Gegenſtand der Friedensverhandlungen. Bon anderen waren 
wir nicht mit der Bereitwilligkeit unterſtützt worden, daß eine beſondere 
moraliſche Pflicht, ein beſonderes lebhaftes Gefühl der Dankbarkeit das 
Reſultat der zum Theil ziemlich lauen Zurückhaltung geweſen wäre, mit 
welcher unfere Bundesgenoſſen die Entwidelung begleiteten. Ganz anders 
aber lag die Sache mit Medlenburg. Unter denjenigen Bundesge- 
noffen, welche jih von Haufe aus rückhaltslos der neuen Ent- 
widelung bingaben, welche mit eigener Gefahr die Möglichkeit 
Dazu erftritten haben, ſteht Medlenburg- Schwerin in feiner 
Bedeutung und in der Aktivität, mit der es zu Werke ging, 
obenan. Der Großherzog hat nicht gewartet, bis die Würfel 
jih zu Gunſten Preußens entfchieden; er ift von Haufe aus 
mit feiner ganzen Macht — und das Beilpiel feines Bor- 
fahren zu den Zeiten des Herzogs von Friedland bat ihn 
Dabei niht gefhredt — mit feiner ganzen Macht für uns ein- 

etreten, und bat ſich thatjählich am Kampfe betheiligt. Wie 
Band es nun, wenn ein folcher treuer, mit ung zugleich fiegreicher Bandes: 
genoffe gejagt hätte: „Nein, ich will nicht; thut was ihr wollt, aber das 
kann ich nicht!? Konnten wir gegen das treu verbüindete Mecklenburg 
Gewalt brauden? War die Berfuhung, waren die Gründe, die der Groß⸗ 
berzog anführen und ableiten konnte aus dem inneren Zuftande feimes 
Zandes, aus dem möglichen Widerftreben der verlaffungemäßigen Organe, 
aus den Nechten der Stände dort, aus dem Beitande der Verfaflung, die 
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edenfalls mit feiner Unterfchrift, mit feiner perfänlichen Berpflichtung 
vieder eingeführt worden war, wären foldhe Gründe nicht faft unanfechtbar 
ewefen, jobald der Großherzog fie ald Vorwand benutzen wollte? Jeder 
Beriuh dazu bat aber den Herrn fern gelegen; mit einer dankenswerthen 
Bereitwilligfeit ift er damals auf die Intentionen des Bundes eingegangen. 
Warum folte ev es ferner nicht in einer Zeit, wo jeine Aufgabe viel 
weniger gefahrvoll und viel leichter ift, wo viele Hinderniffe überwunden 
find, wo die Barriladen, die eine alterthümliche Verfaſſung und langjäh- 
rige Anjammlung des Schutted der Aufräumung und dem Durchbruche 
neuer Straßen entgegenfettte, befeitigt find! Warum follte unfer Ber- 
trauen jebt ein minderes fein? Und wenn ich von dieſem Vertrauen aus⸗ 
drüdlich Zeugniß ablege, fo gefchieht e8, damit nicht etwa durch Ihren 
Beſchluß ein’ der nationalen Sache von Herzen ergebener Fürft in feinem 
Streben entmuthigt wird. 


Die Stenerfragen. 
I 
Die Staatöbedürfnijfe und die Steuervorlagen. 


26. April. Vorläufige Aeußerung ded Grafen v. Bis— 


marc bei der Berathung des Geſetzentwurfs die Brannt- 
weinfteuer betreffend. 


Es ift immer für eine Regierung unangenehm, Geld zu braucen; 
denn diejenigen, von denen fie e8 fordert, geben es natürlich lieber nicht, 
und haben, wenn e3 fein kann, Berwendungen, die, wenn nicht befler, fo 
doch ihnen angenehmer find, als die des Steuergahlend, für ihr Geld. 
Eine Regierung ift aber in der Lage mit Schiller zu fagen: „Wächft 
mir ein Rornfelb auf der flachen Hand?“ 

Wir müflen an die Thüren klopfen, von denen wir möglicher Weife 
boffen dürfen, daß fie der Neichdtag ung öffnen werde. Wir haben im 
vorigen Jahre damit unglüdliche Gejchäfte gemacht, indem und im Boll- 
parlament die Vorlagen, von denen wir Geld hofften, zum Theil durch 
die Bota derer, auf deren Beiftand wir rechneten — abgelehnt worden find. 

Die Folge davon ift, daß in der geſammten Pantlichen Finanzge⸗ 
bahrung des Norddeutſchen Bundes, ſowohl in Betreff der Reichsfinanzen, 
als in der der einzelnen Länder, Stockungen und Uebelſtände eingetreten 
ſind, die auf irgend eine Weiſe beſeitigt werden müſſen. Denn wenn ſie 
nicht beſeitigt werden, ſo führen ſie nothwendigerweiſe zu Reduktionen 
der Ausgaben, und in erſter Linie der nützlichen Ausgaben, in zweiter 
Linie der nothwendigen Ausgaben. Denn mehr Geld, als uns die Herren 
bewilligen, fönnen und mollen wir nicht ausgeben; wenn wir e8 wollten, 
könnten wir e8 doch nit. Ein Syſtem, welcdes fortwährend aus dem 
Kapital wirtbichajtet, das gerade würde ich ein ſolches nennen, welches 
die Henne tödtet, die goldene Eier legt, und dem kann ich meinen Namen 
auf fernere Dauer unter feinen Umftänden leihen. 

Es iſt nicht das Bedürfniß, Geld aufzuhäufen in den Staatskaſſen, 
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wie es etwa die Finanzverwaltung früherer Jahrhunderte an ſich 
hat, fondern es ift das Bedürfniß, nüglihe und nothwendige 
Ausgaben noch ferner leiften zu fönnen, welches unfere Forde- 
rungen veranlaßt. Darüber, ob die bisherigen Ausgaben noch ferner 
al8 nützlich gelten follen, werden Sie hr enticheidendes Urtheil durd 
Ihre Bewilligungen ausfprehen; aber das werden Sie nicht vor ums 
verlangen, das wir diefe Ausgaben leiften, wenn Sie uns durdy Vorem⸗ 
baltımg der Mittel in die Unmöglichkeit fegen. 
Ob nun gerade die Erhöhung der Branntweinfteuer die Mittel in dem 

Maße gewährt, wie wir fie davon erwarten zu fünmen glauben, — ob 
Sie und überhaupt bewilligen werden, das weiß ich nicht; für uns aber 
ift e8 eine Gemiffenzfache, uns, wenn wir vor dem nachſten Budget mit 
einem Defizit ſtehen, ſagen zu können: wir haben an jed’e Thür ge- 
Hopft, wo wir Abhülfe hoffen konnten, und fie find uns wicht 
eöffnet worden; man fol ung nicht vorhalten können: hier oder dort 
Bättet ihr gewiß Geld bekommen können, wenn ihr die Yor 
gerichtet hättet; aber ein Anderes ift Tabak, iſt Petroleum, da konnten 
wir nit, da war es uns unmöglich. Dadurch erklärt fich die 
Mannigfaltigkeit der Steuervorlagen, die wir Ihnenbringen, 
gerade aus der Abneigung, irgend eine Klaffe, irgend einen 

rwerbszweig ie beeinträdtigen. Wenn uns alle die Steuer 
vorlagen, die wir bringen werden, in dem Umfange bewilligt würden, wie 
wir de fordern, fo würden wir vielleicht mehr Geld haben, als wir für 
den Augenblid brauchen — nicht mehr, als wir nüglich immer noch im 
Interefje des Ganzen verwenden könnten. Aber ich bin nicht der Mei⸗ 
und, dag man dieje zulegt angedeutete Richtung übertreiben joll, jondern 
ih bin im Großen und Ganzen der Meinung, daß für alle Berbältniffe, 
die nicht der ftaatliden Gefammtlräfte zu ihrer Pflege nothwendig be⸗ 
dürfen, das Geld immer befjer in der Taſche des Steuerpflichtigen bleibt; 
wenn die Regierung irgend in der Lage ift, es da laffen zu können, fo 
findet es dort die fruchtbarfte Verwendung. Es giebt aber eine große 
Anzahl von Zweigen der öffentlichen Wohlfahrt, die ſich der Pflege Yard 
den Einzelnen entziehen, wenigftens in gewiſſem Maße und die nur viri- 
bus unitis gepflegt werden können. Dazu jind die Steuerbeträge noth⸗ 
wendig, und gewiß beflagt Niemand mehr als. ich, daß wir durch die 
Ausfälle an den Revenuen, durch die Steigerung der ftaatlichen Bedärf- 
niffe, vermöge der geſammten europäifchen Situation, gezwungen find, an 
den Sädel des Kontribuablen zu appelliren. Um Geld zu bitten bat für 
die meiften Leute etwas Unangenehmes, für mich in keiner Weile, wenn 
id zum Wohle des Landes darum bitte. Ihnen vorzufchreiben, in 
welcher Weife, durch welche Mittel es befchafft werden foll, welche Quellen 
Sie und gerade eröffnen wollen — darüber maße ich mir ja fein ent- 
ſcheidendes Urtbeil an. Kennen Sie Quellen, die weniger drüädend 
für die Wohlfahrt des Landes, weniger belaftend Für einzelne 
Klafjen, weniger ungereht in ihrer Bertheilung wirten, fo 
werden Sie uns im allergrößten Maße bereitwillig finden, 
auf jeden Rath zu hören, der un mit einiger Ausfiht auf 
Annahme von der Majorität unter Ihnen berbeigebradt 
wird. 
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Hd. 
Der Bund und die Steuerfragen. 


21. Mai. Bei der Beratbung der Bier- und der Börfenftener. 


(Die Finanz⸗Controlle und die parlamentarifcde Macht; 
die Macht der Beredtſamkeit; Steuerſyſteme; Steuern auf 
die maſſenhaften Verbrauchsgegenſtände; —) 


— — Meine Herren, wir verlangen von Ihnen Brot, und 
Sie geben uns Steine; Sie thun, ald ob Sie die Sache weniger 
mginge als die Regierung, als ob es ein Land der Abgeordneten gäbe 
ınd ein Land der Wegierung, als ob diefe beiden nicht identiſch wären 
ind diefelben Bedürfniſſe hätten. Wir fordern nicht für uns, wir fordern 
ür das Volk, welches Sie vertreten: glauben Sie, daß das Bolt, welches 
Sie vertreten, und weldes Sie zur Wahrnehmung feiner Geſchäfte hier- 
her gefandt hat, diefer Gelder nicht bedarf, dann, meine Herren, lehnen 
Sie ab, dann find Sie in ihrem Recht, dann ift e8 Ihre Pflicht fie abzn- 
lehnen; glauben Sie, der Haushalt des Volkes bedarf diefer Gelder, dann 
ift es Ihre Pflicht, fie zu bewilligen, Sie ſchädigen nicht uns, die Regie⸗ 
rungen, wenn Sie fie verweigern, Sie ſchädigen Ähre Committenten, deren 
Haushalt nicht beforgt werden kann, wenn Sie das Geld nicht beiilligen. 
Am allerwenigften babe ich ala Bundeskanzler ein lebhaftes amtliches 
Intereſſe daran, daß diefe Gelder bewilligt werden; ich bin in meiner 
amtlihen Stellung durch die Berfagung der Mittel nicht compromittirt. 
Der Bund bat feine Matricularumlagen, und ich könnte „kühl bis ans 
Herz hinan“ die Preußiſche Yinanzentwidlung von bier aus mit Ruhe 
anſehen. Nur wünfchte ich, daß, wenn eine Bermwidelung eintritt, ich mir 
dann jagen kann: es ift nichts vernadhläfjigt worden, um ihr vorzubeugen, 
es ift rechtzeitig hier die Möglichkeit ergeftelt worden, denjenigen Cala⸗ 
mitäten vorzubeugen, denen gegenüber meiner Weberzeugung nad) fich 
im nädjiten Gerbft der Breußifce Landtag und das Preußiſche Minifterium 
befinden werden. 

Dan könnte — und zwei ber Herren Borrebner haben den Einwand 
berührt, ohne ihn zu dem thrigen d maden — gewifjermaßen den Com- 
petenzeinwand erheben, daß den Bund die Preugifchen Finanzen fo jehr 
viel nit angingen. Die Herren Redner haben felbft diefen Einwand nicht 
verfolgt, indem fie eingefehen haben, daß das Leiden und Wohlbefinden 
eines jo bedeutenden Gliedes wie Preußen, auch das Leiden und Wohlbe⸗ 
finden des Bundes jelbft bedingt, und daß der Bund nicht einmal das 
Recht bat, die Leiſtungsfähigkeit —* contribuablen Einzelſtaaten zu igno⸗ 
riren; er hat den Beruf, ihre finanzielle Lage zu kennen. 

Die Steine, meine Herren, die Sie uns ftatt Brot geben, beftehen 
zum Theil in Kritilen der Bundes verfaſſung, in Yeußerungen, die 
meined Erachten® bier nicht hergebörten, fondern in die conftituirende Ber- 
fammlung. Sie Hagen die Mängel der Bunbesverfaflung an; wenn die 
Bundesnerfaflung eine andere wäre, dann würden Sie, ich weiß nit, 
was bewilligen; daraus kann ich fein Geld jur Befriedigung des Bedarfs 
entnehmen. Es ift ein Fels, aus dem felbft Moſes mit feinem Stabe 
fein Waſſer fehlagen würde. 
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Sie verweifen uns ferner — und auch da8 rechne ich zu den Steinen 
— auf Erfparniffe. Wo und warın follen wir dieje Erjparniffe machen ? 
— Der erite Herr Redner (Abg. v. —8 bat geſagt: Maaßen würde 
es anders gemacht haben, aber wie Maaßen ed gemacht haben würde, 
bat er uns orofältig verfchwiegen. 

Er bat dunkel angedeutet, daß Maaßen vielleicht den Militair-Etat 
reducirt haben würde. Dazu find wir augenblidlich gefeglic gar nicht im 
ber Rage. Maaßen hat feinerfeit zu einer Zeit, wo Preußen viel &rmer 
war, wo die Steuerlaft viel fchwerer auf dem Bolle lag wie jegt, im 
Anfange der Zwanziger Jahre bei einem gänth ungeordneten Finanz⸗ 
auftande nicht gewagt, eine Verminderung der Wehrhaftigfeit des Landes 
vorzufchlagen. Sie aber, meine Herren, wenn Sie der Wegierung bie 
nötbigen ittel, die Gefchäfte des Landes weiter zu bejorgen, mit offnen 
Augen entziehen — denn daß die Mittel nicht da find, kann Ihnen nicht 
entgehen — dann übernehmen Sie au die Berpflidtung an Stelle 
dieſer Regierung zu treten? Sind Sie dazu bereit? — Ein Ber 
—5— der Art, daß der Regierung bie Mittel, die Geſchäfte weiter zu 
führen, verfagt werden, hat meiner Anficht nach nur dann einen conſtitu⸗ 
tionellen Sinn, wenn man die beftehende Regierung bamit befeitigen und 
an ihre Stelle treten will. Es ift häufig da8 Mittel geweſen, dieſes 
berbeizuführen, und wird unter Umftänden ein wirffames Mittel bleiben 
können. Wollen Sie da8? Ich glaube, nein, es ift dies Ihre Abficht 
nicht, jondern Sie verlangen, wir follen Ihnen ferner in diefer Stellung 
Dienfte leiften, ohne daß Sie uns die Mittel, unfere Stellung mit Erfolg 
fortzuführen, bemwilligen wollen. Ich vermuthe, Sie werden verlangen, 
wir follen uns aus diefer Berlegenbheit loskaufen durd Ber- 
Laflungaconceflionen, denn das tft ſchließlich das legte Wort, nennen 
Sie es Machtfrage oder Finanz-Eontrole, e8 kommt dies auf Eur: 
beraus; wer den Daumen auf dem Beutel hat, hat die Macht. Darum 
wollen Sie den Kampiplas von bier auf den Dönbofsplag 
verlegen, bier ift die Münze nit vorhanden, dort ift fie, id 
fenne auch den Paragraphen, in welchem das beſchloſſen if. 
Nennen wir die ‚Dinge ei ihrem rechten Namen, feien wir offen gegen 
einander, da8 Blindeluh-Spielen führt und nicht weiter; wir haben die⸗ 
felben gemeinfamen Zwede mit gleich fchwerer Berantwortlichfeit dem 
Bolfe gegenüber zu erftreben und deshalb vor allen Dingen Offenheit 
zwilhen ung! Am Dönhofsplage haben Sie die Möglichkeit, einen Brei! 
u bezeichnen. gie vermillen Sie für jest nichts. Es ſcheint, daß die 
. ufäne der Bundesverfafjung, trogt Allem, was man daran tabelt, 
doc fo zufriedenftellend find, daß keiner ihrer Artikel zum Opfer der 
Steuerbemilligung auserjehen wird; ander mag e8 mit den Preuß 
ſchen Verhältniſſen — 8 

Nun, meine Herren, haben Sie fi die Frage ſchon vorgelegt: ift 
es wirklich nöthig, ift es nüglich, daß Sie mehr Macht haben, 
als Sie jetzt bejiten, ift es dem Bolfe und dem Lande nüglid? 
Es ift das eine Frage, über die man reden kann. Liegt der Schwerpuntt 
unferer Berfaffung, Itegt der ſtaatsrechtliche Schwerpunlt bei uns nicht an 
der richtigen Stelle, » wollen wir ehrlich und mit derfelben Offenheit 
an das Werk berantreten und wollen ihn deplaciren und an die richtige 
Stelle fegen; denn wir Alle, Sie wie ich, haben das Recht, daß in dieſem 
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tande gut, Dee ftig, und conftitutionell, regiert wird, fo wie e8 auf bie 
Dauer möglich ift. Die Masken, die wir augenblidlich tragen, find vor- 
ibergebende; ich bin heut Minifter, Sie find heute Abgeordnete, das kann 
norgen umgekehrt fein; wir find Alle gleich contribuabel, wir zahlen eben 
o gut Steuern wie Sie, aber wir haben für jegt im höheren Grabe 
a8 Gefühl der Berantwortlichkeit fir die Fortführung der Gefchäfte. Diefes 
Befühl kann fich nicht vollfländig entwideln, wenn es, wie es bei perio- 
diſchen Berfammlungen nattirli ift, in Geftalt eines gewiſſen Dilettan- 
ismus zum Ausdrnd gelangt, wenn man vier Monate im Jahre ſich mit 
yer Politik des Landes beſchäftigt und den Staat ordentlich beim Kragen 
yadt und ihn fhüttelt und ihn jo hinftellt, wie man meint, daß er weiter 
jehen ſoll, die übrigen acht Monate aber geht man nad) Haufe, und fiber- 
äßt e8 der Regierung, die bei dem Gefchäfte bleibt, die etwa zerriffenen 
Kleidungsftüde zumecht zu fliden, wie fie kann, ohne ihr die Mittel dazu 
zu bewilligen. Dieſes Argument, daß einer parlamentarifchen Berfamm- 
lung die Kontinuität nicht beiwohnt, ift meine Erachtens allein fchon 
ausreichend, um vorfichtig zu fein bei Bemeſſung des Machtmaaßes, 
das man in folde Rirperihant legt. Wenn Sie permanent fäßen, warım 
joltte nicht die Gejammtheit der 500 oder 1000 Wahlcandidaten, aus 
deren Gremium durchſchnittlich unfere parlamentarifchen Körper hergeſtellt 
werden, im Ganzen ebenfogut regieren, wie bie durch den jedesmaligen 
Träger der Krone angeftellte und gefähufte Beamtenfchaft, — das Alles ift ja 
möglich, und diefe Möglichkeit muß man ins Auge faflen, wenn es fich 
bier um eine Berfchiebung des ftaatsrechtlichen Schmerpunftes in Macht 
und Einfluß handelt. Es ift ein anderer Umftand, der e8 meines Er- 
achtens nicht empfiehlt, ein d" großes Schwergewicht in die deliberirenden 
Berfammlungen zu legen. liegt in der Macht der Beredtfamteit. 
Sie beichfichen bier unter dem Einfluſſe einer fo ausgezeichneten 
Rede, wie wir fie eben gehört haben, vielleicht in der Bewegung des 
Augenblides, während, wenn Sie diejelbe Rede langfam zu Haufe nach⸗ 
lefen, oder wenn Sie auch Gegner derfelben mit derjelben Geſchicklichkeit 
fprechen hören würden, wie fie der Herr Vorredner entwidelt bat, Sie 
doch vielleicht ftugig würden und jagen würden, für das Andere läßt fi 
doch auch Bieles jagen. Sie beichließen in der Fraction im Boraus Das- - 
jenige, über mas &ie abftinmen wollen, unter dem Einfluffe der bedeu⸗ 
tendften Redner unter Ihnen; es ift Die Nednergabe etwas ſehr Gefähr- 
liches, das Talent hat feine hinreißende Macht, ähnlich wie bei der Muſik 
und der Smprovifation. Es muß in jedem Redner, der auf Buhörer 
wirken fol, ein Stüd von einem Dichter fteden, und ſoweit das der Fall 
ift, foweit er ald Jmprovifator Spradhe und Gedanken beherrſcht, ſoweit 
hat er die Gabe auf feine Zuhörer zu wirken. Iſt aber der Dichter oder 
Improvpiſator gerade derjenige, dem das Steuerruder des Staates, welches 
volle fühle Ueberlegung fordert, anzuvertrauen wäre? und doc ift er 
derjenige, von defjen Beredtſamkeit augenblidliche Entjchließungen der Par⸗ 
lamente abhängig werden; es kommt daS bei einer irgend empfänglichen 
Berfammlung und bei begabten Rednern in allen parlamentarifchen Ber- 
hältntffen vor. Ich dart an ein Beilpiel erinnern von einem befannten, 
jegt verftorbenen Staat3mann, Herr von Radomig war ed, — ich habe 
felten einen jo überwältigenden Eindrud eines Redners auf eine Verſamm⸗ 
Iung gefehen, und die Zeugen davon geweſen find, werden e8 mir beftä- 
Fürft Bismard. 54 
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tigen, wie von einzelnen Reden des Herrn von Radowitz die Zuhörer 
aufs Mächtigfte ergriffen wurden, umd unverzüglich demgemäß beichloflen. 
Ich habe es erlebt, daß ein neben mir figender College die Ergri t 
der gefammten Berfammlung in dem Maße theilte, daß er Thränen dar⸗ 
über vergoß und daß er meine etwas kühle Frage: worüber meinen Sie 
denn? mit Entrüftung damit beantwortete, daß er mich der Herzlofigfeit 
beſchuldigte. Sch habe denfelben Herrn am andern Tage, wo die Rede, 
die in 30,000 Eremplaren fofort gedrudt war, vorlag, nachdem fie jede 
Diskuffion todt gemacht hatte, denn es war von weiter nichts die Rede, 
ala von dem gemaltigen Eindrud jener Rede, — ich habe denfelben Herrn 
am andern ‘Tage gehen t, was es denn geweſen fei, worüber ich hätte 
weinen müflen, wenn ic ein Herz bejäße? — und darauf antwortete er 
mir: wenn ich die Rede gedrudt lefe, ich weiß nicht, jo macht fie nicht 
den Eindrud; er konnte nicht einmal wiedergeben, wa8 ungefähr darın 
—7— aber der Ausdruck des Geſichts, die Stimme, die überwältigende 

rſönlichkeit, die vor ihm geſtanden, hatten ihn hingeriſſen. Ich bitte 
um Entſchuldigung wegen dieſes Excurſes, aber er gehörte zur Sache, fo- 
bald wir die legten Eonfequenzen unferer heutigen —— ziehen, 
Conſequenzen, auf die der Herr Vorredner angelpielt bat, auf die ſich ſein 
Antrag vom vorigen Jahr in Bezug auf die Contingentirung der direkten 
Steuern in legter Inſtanz bezieht. Es würde damit ftaatsrechtlich mehr 
Schwerkraft als bisher in die parlamentariihen Körper gelegt, ein Ge 
danfe, den zu erörtern ich abjolut gar nicht abgeneigt fein würde; mur 
kann ich mich nicht dazu entichließen ihn bei Gelegenheit einer Steuerbe 
willigung auch nur zu dißcutiren; einen Handel darüber zu jchließen, daß 
die Segierung das Recht, die Intereſſen des Landes, die ihr anvertraut 
find, zu verwalten, die Gelder, die fie dazu bedarf, zu erheben, durch Ber: 
faſſungs⸗Paragraphen erfaufen joll — das tft ein Weg, auf den wollen 
wir uns nicht begeben, er ift abſchüſſig, da wird die conceſſionsbereiteſte 
Negierung in anderthalb Jahren bankerott. Sie werden mich bei anderen 
Gelegenheiten in dieſer Beziehung nicht fo widerftrebend finden, wie Sie 
vielleicht glauben, aber einen Handel mit do ut des fünnen wir bei &e- 
legenheit von Yinanzfragen darüber nicht machen, und die Ausficht darauf 
halte ich unter den jegigen Umftänden für eine ganz unmöglicdhe, auch 
wenn ich mich heute auf jene Bänke fegen und dafjelbe Ziel verfolgen 
wollte, ich würde es nicht durchjegen. “Darauf vertröften wir ums aljo 
nicht, der Fall, daß Sie vielleiht nun in einem Jahr wieder in derfelben 
Lage fein würden, unter denjelben Umftänden und ohne inzwiichen ein- 
getretene Schädigung des Landes diefelben Steuern auch noch zu bewilk- 
gen, wird, wie ich fürchte, nicht eintreten. 

Ein anderer Stein, der und bingehalten worden ift, befteht m dem 
Vorwurfe der Syftemlofigleit. Ich kann den nicht acceptiven. Mir 
ſchwebt wenigſtens das Syſtem, in welches diefe Steuern bineingehören, 
volltommen klar vor; und wenn fie elaftifch find, wenn diefe Steuern, 
wie der Herr Vorredner fagt, dehnbare Steuercadres find — um fo 
befier, um jo mehr werden * die Möglichkeit in ſich tragen, dem Ziele 
näber zu kommen, welches mir dabei vorjchwebt. Es ift das natürliche 
Biel, welches ein Jeder als das einige anerkennt, die Steuern fo ein- 
zurihten, daß diejelbe Summe mit dem geringften Drad für 
die Steuerpflihtigen aufgebradt wird, E8 fragt fih nur: 
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velde Steuern find dies? Es find im ganzen, wenigſtens für 
die unvpermögenden Volksklafſen, nicht die directen Steuern. 
An directen Steuern Tann Einer, der 100,000 Thaler reines Einkommen 
yat, allerdings unter Umftänden 80 Procent Einfommenftener bezahlen, 
ıber ein Mann vermag nicht immer fein fogenanntes Kopfgeld — die 
viedrigfte Stufe der Klafienfteuer — zufammen zu bringen. Die directen 
Steuern aljo, die mit einer gewifjen edigen Brutalität auf dem Pflichtigen 
aften, mag er Vermögen haben oder nicht, rechne ich nicht zu den leichten. 
Ich kann aud nicht dazu rehnen die auf den erften Lebensbe⸗ 
yürfniffen ruhenden, auf Brot und Salz; und wenn id mid 
yarauf einlaffen wollte, Davon zu reden, wie graufam es wäre, 
yem armen Mann fein Pfeifhen Tabak oder den flärtenden 
Tranf zu verfümmern, und id) wäre mir dabei bewußt, daß 
ch immer no das Kopfgeld und die Brotſtener von ihm fors 
yere, jo würde ih meinem innern arenfüen gegenüber ehrlich 
jenug ſein, ihn zu fragen: was bezweckſt Du eigentlich mit 
Jiefer Heuchelei? So lange wir noch das Brot befteuern, fo 
‚ange wir noch den Kopfgrofhen von dem einzelnen Mitglied 
yer Zagelöhnerfamilie fordern, und dabei diejenigen Genüſſe, 
ie ih Jedermann gönne, auch dem ärmften, denen er ſich aber, 
venn er niht das Geld dazu hat, eine Zeit lang wenigftens 
‚u entziehen vermag — gering oder gar nicht befteuern, fo 
‚ange ift die Klage über die Mahl- und Schlahtfteuer und 
iber die Kopffteuer abfolut beredtigt. 

Die gegebenen Grundlagen einer Stener in dem heutigen civi⸗ 
tfirten Staate find meines Erachtens diejenigen Genüffe, die mafjen- 
jyaft genug verbrandjt werden, um einen Ananziellen Ertrag zu geben, 
er ſich über den Ertrag der fogenannten reinen Luxusſteuern erhebt, 
ie jo wenige Steuerobjecte haben, daß fie kaum die Auffichtstoften lohnen, 
ondern e8 find die maflenhaft verbraudten — Fuzuögegenflänbe mag id 
3 nicht nennen, aber doch Genußmittel, als da ift: Bier, von dem ich 
jielleiht nachher oder morgen Gelegenheit haben werde, darüber meine 
Deeinung zu jagen — Branntwein, Wein, Tabak, Thee, Kaffee; 
3 mag mir der eine oder der andere Öegenftand augenblidlich noch ent⸗ 
allen "ein, aber das Alles find Gegenflände, die fih Einer augenblidlich 
ꝛinmal verfagen Tann, wenn ihm feine Kaſſenfonds diefelben nicht zugäng⸗ 
ih machen. Es ift nicht wünfchenswerth, aber e8 bleibt möglich, fie ſich 
u verfagen. Biel ſchlimmer ift der daran, der feinen Groſchen Kopfgeld 
nicht bezahlt, und er wird ihm abgepfändet, der die Miethöfteuer nicht 
yezahlt, und er wird darum ausgepfändet, dem die Mahlfteuer das Brot 
yertheuert, nicht fo fehr durch die Höhe der Steuer, als durch den Miß⸗ 
yrauch in der Steigerung der Preife, für welche die Mahl» und Schlacht⸗ 
teuer unter Umftänden den Vorwand bietet. Der Mann kann fich nicht 
yelfen, denn Brot muß er haben; Bier ift wünſchenswerth, daß er es hat, 
ıber wenn er es nicht bat, bleibt er wenigftens eriftenzfähig, wenn er es 
ich unter Umftänden einmal verfagt. Außerdem find ja die Auflagen anf 
diefe Gegenftände jo geringfügig, daß fie ſich im einzelnen Berbraud in 
Pfennigbruchtheile verlieren, die ganz unberechenbar find, bie vielleicht einen 
Borwand zur Preisfteigerung einzelner Bedilrfniffe liefern, aber keinen 
aothwendigen Zwang in diefer Richtung. Und in diefes Syftem, wie es 
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mir vorjchwebt, paffen nun alle dieſe foftenlofen Steuern Do ame 
ginein, au die Stempel» und Quittungsſteuern, die daran 
erechnet find, das Capital da, wo e8 ae einer papiernen Er- 
ſcheinung fommt, wo e8 an die Oberfläde tritt, gu beReuern 
in einer wirlfameren und zugleich in einer erträglicheren Weiſe, ala es 
durch eine Einfommenfleuer von der Höhe geichehen könnte, wie fie 
mandem Weltverbeflerer vielleicht vorfchwebt, der ſich nicht Far macht, 
wie wenig reiche Leute es eigentlich giebt, und dag nur die Menge es bringt. 

Dice kritiichen Ausdrüde über die Vergangenheit, über die Ber- 
faffung, über den Syſtemmangel, alle8 dies, mas id) Steine nannte, giebt 
ans eben fein Brot, es giebt ung nicht die Geldſummen, die der Preu- 
Bilde Haushalt im nächſten Jahre braudt, die er nad) unferem Wunſche 

adur gewinnen follte, daß feine Matricularbeiträge fi) verringern, in⸗ 
dem der Bund einen Theil feiner von hen geforderten Matricular» 
beiträge durch erhöhte eigene Einnahmen erjegt. Wenn wir nun duch 
die vorgefchlagenen Maßregeln den Bedarf nicht deden, dann bleibt doch 
ar nichts ander8 übrig, al8 daß wir entweder ihn durch Preußiſche 
Steuern in diefem Herbſte deden, oder daß er ungededt bleibt. Im er- 

eren alle bieten fich vielleicht auch indirelte Steuern dar, indeß doch 
immer folche, die einen Nachtheil für den Preußifchen Verkehr gegenüber 
dem der anderen Bundesländer fchaffen würden, zum Beifptel wenu ge 
wiſſe Gefchäfte in Preußen ftempelpflidtig find und in anderen 

ländern nicht, jo wäre daB entfchieden ein Nachtheil, den die Geredhtigfeit 
verbietet über Preußen pr verhängen. 

Es wird ſchwerlich etwas anderes übrig bleiben, als der 
Zuſchlag zu den directen Steuern und unter diefen in erſter Linie 
zur Klaſſen⸗ und zur Eintommenftener und zu dem Surrogate für letztere 
an gewiffen Orten, der Mahl» und Schlachtſtener. Die Orundfteuer mit 
hinein zu ziehen, halte ich nicht für angänglih, indem die Grundſtener 
mit dem Vermögen, welches der Steuerzablende an feinem Grund und 
Boden befigt, in gar feinem nothwendigen Berhältniß fteht. ‘Der Zufchlag 
würde unter Umftänden nad dem Einkommen des Steuerzablenden eimen 
drei», vierhundertfachen Prozentjag repräfentiven, und id glaube wicht, 
daß die Grundfteuer ihrer Natur nach bei einer gerechten Bertheilung ſich 
in Zufchlägen mit beranziehen läßt. Es bleibt alfo auf der Mahl⸗ umd 
Schlachtſteuer figen und auf der Einkommen» und Klafienfteuer. Dort 
ift nad der Anſicht des Preußiſchen Sinanzminifters ein Bufchlag von 
ungefähr 50 Prozent erforderlich, um das Deficit zu deden; ich zweifle, 
—* das hinreicht, denn ich weiß nicht, ob wir zu dieſer Steuer die um- 
terften Klaſſen mit beranziehen dürfen; das wird ja von der Bewilligung 
des Landtages mit abhängen. Indeſſen glaube ich, daß diefes Defizit, von 
dem gejagt worden ift, es ſei ſchwarz gemalt, noch zu niedrig gegriffen fein 
wird — meiner oberflächlichen Anfiht nach; ich muß dem Herrn Finanz 
minifter glauben, was er mir darüber fagt, natürlich, aber ich finde eimige 
Bofitionen bier noch nicht in Anſatz. In dem Defizit fteden 5 Millionen 
und etwas, die Niemanden haben überraſchen können, denn fie find die 
Folge eines Nachlaffes der verfchiedenen Revenuen, welche fi) ungefähr auf 
5 Millionen belaufen, und welche in diefer Denkichrift zufammengeitellt find. 

Ich fage gar nicht, daß ich bei Beantragung diefer Steuern an Ihren 
Batriotismus appellive. Ich haſſe die großen Worte am Meiflen in 
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Seldfachen. Ich appellire einfach an Ihr eigenes Pflichtgefüähl. Sie 
find hierher gelommen, um mit uns sufammen an der Rege⸗ 
Inng des. Haushaltes des Norddeutfhen Volles und des be» 
trächtlichen Theiles davon, den das Preußiſche Bolt bildet, 
u arbeiten. Ich fordere Sie einfah auf, diefe Pflicht zu er- 
allen und wenn Sie verlangen, daß nügliche frudhtbringende 
Ausgaben für die Bollsmohlfahrt geleiftet werden, und die 
Mittel dazu zu bewilligen. Denn bemwilligen Sie fie nit, 
fo find fie nicht da und wir können fie nicht fhaffen und die 
Ausgaben nicht leiften. | 


22. Mai. Der Militairetat und die Sicherheit und Ehre 
bed Landes. 


Weitere Aeuberung ded Grafen v. Bismarck bei der 
‚Berathung der Stenervorlagen. 


Aus keiner der bisherigen Reden habe ich irgend einen pofitiven 
Vorſchlag entnehmen können, wie augenblidlih ander als durch unfere 
Borlagen Geld zu beichaffen wäre, nur allgemeine Hinweifungen auf zu 
machende Erfparniffe; wo diefe im Preußiichen Hausbalte oder im Bundes» 
haushalte gemacht werden können, darüber find mir keine Andeutungen 
gegeben worden, mit der alleinigen Ausnahme de8 Miltitair-Etat3, 
aut den noch heute zurüdgelommen ift. 

Ich habe fchon angebeutet, meine Herren, daß ich es wirklich hart 
finde, von Jemandem zu verlangen, er folle die Staatsgefchäfte fortführen 
— und ich glaube, Ste muthen mir da8 zu — und ihm dabei die Mittel, 
das zu können, zu verweigern. Ich habe Ichon geftern adagt, diefe that» 
jächliche Kritik, die Sie durch Abfchneiden der unentbehrlihen Regierungs- 
mittel betreiben, find Sie nur dann zu liben berechtigt, wenn Sie bereit 
find, meine Stelle einzunehmen und mit den Mitteln, welcde Sie mir 
gegenüber ausreichend erklären, jelbft die Gefchäfte weiter zu führen. Dann, 
meine Herren, wenn Sie bier an diefer Stelle ftehen, dann will ich 
den von Ihnen fehen, der den Muth haben wird, die Ber- 
antmwortlichleit für die Entmaffnung des Landes in diefem 
Augenblide zu übernehmen und das Bolf der Bürgſchaft des 
Friedens zu berauben, welde in feiner eigenen Stärke liegt. 
Es ift in einem anderen Rande von amtlicher Stelle aus gefagt worden: 
der Frieden Europa’3 beruhe auf dem Degen Frankreichs. dc beziebe 
nich außdrüdlih auf diefe Aeußerung, um keine eigene auf einem Gebiete 
zu thun, auf dem ich fehr ungern Poreihe: aber daß diejelbe Aeußernung 
auf jeden Staat anwendbar ift, daß jeder Staat, dem feine Ehre 
und Unabhängigkeit Lieb ift, fi bewußt fein muß, daß fein 
Friede und feine Sicherheit auf feinem eigenen Degen be— 
rubt, — ich glaube, meine Herren, darüber werden wir Alle 
einig fein. 

Die Frage, wie der Degen beichaffen fein muß und wie viel er 
toften darf, die kann ich doch unmöglid dem civiliſtiſchen Elemente allein 
zur Beantwortung überlafien; darüber mögen Sie einer fo gewiegten und 
anerlannten Autorität, wie der Preußifchen Militairverwaltung, einer fo 
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ioti d Autorität, d in gewifſes Urtheil bei⸗ 
—— naht Se alle Sitten ‚ In Diele Momeifone uf eine Erſpa⸗ 
zung im Militatretat doch nicht als eine ſolche anzurechnen, auf die ich 
erufthefter Weiſe zurüidgreifen kann. 


Der Herr Borredner (Abg. Löwe) ift auf die Militairfache zuräd- 
gelommen und auf Erjparnifje darin und hat mit feinem ceterum censeo 
in diefer Beziehung die Tribline verlafien. Ich würde die Bürgfchaft, die 
ber Herr Borrebner bei Verminderung unferer Wehrkraft perjönlich für 
die Sicherbeit zu übernehmen bereit ſchien, meinerſeits acceptiren, wenn ich 

laubte, daß eine fiegreiche feindliche Armee an der Grenze durch die Macht 
Ber Beredtſamkeit aufgehalten werden könnte. 

Ich babe von dergleichen gehört bei einer Bedrohung von Rom der 
einft, aber e8 waren ſehr uncivilifirte Völkerfchaften, die fich fo wohlfeil 
abführen ließen. 

Ich muß doch wiederholt davor warnen, im Publikum die Meinung 
u verbreiten, daß die Ausgaben für die Armee unproductive 
Bien, und ich bin überzeugt, die Herren würden an diefem Ban nicht fo 
oft rütteln, wenn fie nicht ganz ficher wären, daß fie ihn nicht einreißen 
Unproductiv in demjelben Maaße wie die Armee find etwa Dämme, die 
eine Niederung vor Ueberſchwemmung hüten. Die Koſten daran zu 
iparen, Tann ſehr theuer werden. Die Koften, die wir an der Armee 
Iparen, indem wir etwa von einer 24 jährigen Dienftzeit auf eine zwei⸗ 
jährige zurüdgehen — der Herr Borredner hat ſelbſt zugegeben, es fönnten 
Dabei im Anfange Unfälle vorlommen — diefe anfänglichen Unfälle könnten 
allein ſchon viel mehr koſten, ald Langjährige Erſparniſſe einbringen. 
Führten diefe Unfälle aber gar zu der Erhebung von Kriegs » Eontribus 
tionen, meine deren, die möchten Doc ganz anders ausfallen als Diefer 
„unerträgliche Steuerdrud“, der jegt auf dem Volle laftet. Deshalb weine 
ih, daß die Armee als etwas Unproductives bier mit Unrecht betrachtet 
wird. Gerade wie ein Dad vor dem Wetter [hägt, ein Deich 
vor der Ueberfhwemmung, fo ſchützt au unfere Armee un- 
fere Productivität in ihrem ganzen Umfange. 


(Die Steuervorlagen wurden mit großer Mehrheit ab: 
gelehnt). 


3. Suni. Eröffnung ded Zollparlamentd durd den Bundes 
fanzler- Amtö- Präfidenten Delbrück. 


13.—18. Juni. Reiſe des Grafen von Bismarck mit Sr. M. 
dem Könige nad) Hannover, Bremen u. |. w. 


Aeußerung des Königs in Bremen: 

Sie Haben Mir von den Ereigniffen geſprochen, welche eine jo glüd: 
liche Werdung der Dinge in Dentihland herbeigeführt haben, und dabei 
auch meiner befonders — In der That iſt nicht jeder fo glücklich, 
und Ich denke dabei Meines hochſeligen Königlichen Bruders, dem es 





855 
1869. 
nicht befhieden war, biefelben been, deren Träger ja auch Er, war, 
dınchauführen. Aber auch Mir würde e8 nicht möglich geweſen fein, wenn 
der Andi Mir nicht fo ausgezeichnete Räthe und Diener gegeben (auf 
den Grafen Bismard zeigend). 


Weiter beim Yeftmahl: 

Ih danke Ihnen für die ergreifenden Worte, die Sie geäußert haben, 
Worte, welche eitel machen Tünnten, wenn fie nicht mit dem Gefühle ihrer 
mahren Bedeutung aufgenommen werden. Wenn ed von der Vorſehung 
jo gefügt worden ift, daß ein großes ungeahnte Werk duch Mich zu 
Stande gelommen ift, ſo habe Ih ſchon diefen Morgen gefagt, daß Ich 
das Werk nicht allein vollbracht habe, daß Ih Mitftreiter und Bundes⸗ 
genoſſen hatte und daß ohne den allgemeinen guten Willen und die Hin- 

ebung Aller das Werk nicht zu Stande gelommen wäre. Noch ift nicht 
les erfüllt, was die Sehnfuht der Lebenden wünſcht; auch die zum 
neuen Bunde Geeinigten werden den Uebergang oft genug ſchwer empfinden. 
Aber eine fpätere Generation wird die Frucht ernten und den Ausbau 
des Haufed jehen, zu dem wir den Grund gelegt haben. 


Die Aufgaben der Zollgeſetzgebung. 


21. Juni. Erflärung des Grafen von Bismard bei der Be— 
rathung über den Petroleumzoll. 

Ich glaube, dag unfere Zollgefepgebung fih nad der Richtung hin 
ausbilden jollte, daß fie das Ideal einer Finanzzölle — vietleiht 
nicht erreicht, aber ihm doch näher firebt. Ich nenne es ein deal, 
weil es vielleicht thatfächlich unerreichbar fein wird. Daß dies Näherftreben 
nicht in jähen Fortjchritten erfolge, welche die durch die bisherige Geſetz⸗ 
gebung gepflegte und gefchügte vaterländiiche Induſtrie bloßftellen, dahin 
u wirken ift unjere — Ihre und des Bundesraths — gemeinjchaftliche 

ufgabe. Ich kann mich nur dazu befennen, daß wir jener Nichtung 
überhaupt mit Schonung der berechtigten Interefien zuftreben. Wenn wir 
aber die Finanzzölle vorbereiten wollen, fo müfjen wir ung die richtigen 
Gegenftände für diefelben ausfuchen, die für uns die befleren And, 
und zu denen rechne ich unbedingt das Petroleum primo loco. Es ift 
bied einer der Berbrauchs- Gegenftände, welche nicht fo abfolut unent- 
behrlich find wie Brod, Salz und Fleijch, die wir ja doch auch befteuern, 
und welde einen jo ausgedehnten Verbrauch theils bereit8 haben, theils 
verfprechen, daß ſchon eine mäßig darauf gelegte Steuer einen erheblichen 
Ertrag in Ausſicht ſtellt. Solche Gegenftände, die einen meit verbreiteten 
Berbraud — und die doch nicht jo abſolut nothwendig zur Eriftenz 
find, daß ihre Abweienheit unmittelbar einen des Einſchreitens bedürftigen 
Nothſtand erzeugt, die find meined Erachtens die eigentliche Unterlage 
fiir die Finanzzölle. Ich Habe an einer anderen Stelle andere genannt, 
aber das Petroleum gehört unzweifelhaft dazu. Sie können, meine Herren, 
die Frage, die Sie hier berathen, nicht loslöfen von dem Finanzweſen 
fänmtliher Deutfcher Staaten und den Bedürfniffen der einzelnen Haus⸗ 
halte. Die Zollgefeggebungen und die Gejeggebungen über die Steuern 
miffen notbwendig ineinandergreifen, und es ift Aufgabe der Zölle, fich 
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nicht: bloß den Verkehrsbedürfniſſen —— ſondern von dem 
Verkehr einen Theil der Mittel zu erhalten, welcher die zollverblnbeten 
Staaten zu ihrem Haushalte bedürfen. Ich werde jedes Mal von einem 
gewiffen Bedauern ergriffen, daß wir nicht mit voller ſachlicher Offenheit 
ung gegen einander außfprechen, wenn ich gefühloolle lagen zu hören 
befomme über den armen Mann, der fein oleum, fein Augenlicht, 
feine Intelligenz, der fein Pfeifchen Tabak befteuert ſehen fol, aus dem 
felben Munde, der fein Ja zur Befteuerung von Mebl, von Brod, unter 
Umfländen von Yeuerungsmaterial, von Fleiſch und Salz ganz obue 
Gewiſſensbedenken auf Koſten defielben armen Mannes ausſpricht. Deine 
Herren! Ich kann nicht leugnen, daß mir oft ein harter Ausdrud auf 
den Lippen fchwebt, wenn ich foldhe Art von Klagen böre; ich vermag 
dem Gedanfengange derjelben nicht zu folgen, und ich glaube, ber ge- 
meine Manu, für den Sie doch damit forgen wollen, vermag es and 
nicht. Ohne in bie Debatte, ber ich nicht beigemohnt babe, anders ein: 
zugreifen, als es durch diefe Erklärung gefchteht, die ih nur Ramens 
des Präfidiums abgeben Tann, charalterifire ich damit Lediglich die 
Richtungen, in der wir die Zollgeſetzgebung fpäter fortzubilden beabfichtigen, 
und für das Einfchlagen dieſer Kichtung ift e8 meine Erachtens das 
erfte Erforbernig, dag Sie diejenigen Objekte zur Berzollung bemilligen, 
welche in erfter Tinte dazu geeignet find, damit wir dabın fommen, andere 
Bedürfnifſe, welche nody unentbehrlicher find als Petroleum, die erfien 
Nahrungsmittel, die Heizung in unferem Klima, das Feuerungs⸗Material, 
welches örtlich befteuert ift, zu entlaflen, oder, wenn das nicht der Zoll⸗ 
gefeggebung obliegt, den Behörden der einzelnen Staaten und den Ge 
meinden die Möglichkeit fchaffen, dieſe unentbehrlichen Gegenflände zu 
entlaften. Aus diefen Gefichtöpunften erlaube ich mir zu erflären, daß eine 
Tarif» Venderung, welche die Bewilligung des beantragten Zolles auf 
Petroleum nicht einfchließen würde, die Zuſtimmung des Pruſidiums, melde 
verfaflungsmäßig unentbehrlich iſt, nicht finden wird. 


(Der Zoll auf Petroleum wurde wiederholt abgelehnt 
und die Zarifvorlage demzufolge zurüdgezogen.) 


22. Juni. Schluß ded Zollparlamentd burh Se. M. den 
König. 
22. Juni. Schluß des Reihötageß*). 
Aus der Thronrede Se. M. des Königs. 

Sie ſtehen am Schluſſe einer Seffion poll angeftrengter Thätigfeit, 
deren Ergebnifje für die Fortbildung der Bundesverhältniffe und Pi die 
Entwidelung der Wohlfahrt Norddeutfchlands fegensreich fein werden. 

Durch das Wahlgeſetz für den Reichstag ift die Bildung der Bolls- 
vertretung des Norddeutſchen Bundes auf der Grundlage der Berfaflung 
endgültig und gleihmäßig geregelt. 

Der Entwurf einer Bemerbe-Ordnung ift von Ihnen mit der ein⸗ 
ehenden Sorgfalt berathen worden, welche der Wichtigkeit und Bid: 
feitigteit feined Inhalts entſprach. Nachdem der Bundesrath Ihren 


*) Der luß bes Rei es und des { ( . . la * 
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Beſchluſſen feine Sufienmung ertheilt bat, ift durch allſeitiges Entgegen- 
fommen in den zahlreichen Einzelbeiten, welche zu Meinungsverſchieden⸗ 
beiten Beranlaflung geben konnten, ein Werl zu Stande gebracht, welches 
der freien Bewegung gewerblicher Thätigkeit neue, und der geſammten 
Bevölkerung des Bundesgebietes gemeinfame Bahnen eröffnet. 

Die Uebereinftimmung der Heereseinrichtungen im Norbdeutjchen 

Bunde und im Großherzogthum Baden bat den Abichluß eine Vertrages 
eftattet, welcher durch Herjtellung der militärifchen Freizügigkeit ht 
ngehörigen de8 Bundes, fo wie des Großherzogthums weſentliche Er- 

leichterungen in der Erfüllung ihrer Wehrpflicht darbietet. — — 

Das Gefeg über die Gewährung der Rechtshülfe bezeichnet einen 
entfcheidenden Schritt zur Erfüllung einer verfaflungsmäßigen Aufgabe 
des Bundes, deren voltänbige Löfung durch die Arbeiten zur Herftellung 
der gemeinjamen Eivils und Strafprogeßordnung und des gemeinfamen 
Stra! eſetzbuches erftrebt wird. 

ie Erhebung der Deutſchen Wechfel-Drdnung und des Deutfchen 
andelsgeſetzbuches zu Bundesgejegen, und die Errichtung eines oberften 
erichtäbores für Handelsjadhen Nihern die einheitlihe Yortentwidelung 
des den Bundesangehörigen früher ſchon thatſacuich emeinſamen Handels⸗ 
rechtes. Sn dem Dber-Handelsgerichte begrüße Ich zugleich eine Erwei⸗ 
terung der Bundeseinrichtungen, welche eine neue Bürgichaft daflir gewährt, 
daß der Norddeutfche Bund die gemeinfamen Inſtitutionen, deren er zur 
Erfüllung feiner nationalen Aufgaben bedarf, zu fchaffen und auszubilden ' 
wohl befähigt if, wenn das bundestreue Zuſammenwirken der Regierungen 
unter fih und mit der Volfs- Vertretung von gegenfeitigem Vertrauen ger 
tragen wird. — — 

Meber andermeite, von den verbündeten Regierungen zur Verminderung 
der Matritular-Beiträge vorgefchlagene Maßregeln ift zu Meinem Be- 
dauern eine Einigung nicht erzielt worden. Es wird daher zunächſt den 
Pandesvertretungen die Aufgabe zufallen, die Ausfälle, welche durch Er- 
mäßigungen der Abgaben vom Bericht entftanden find, durch Einſchränkung 
der Staats - Ausgaben, oder durch Bewilligung folcher Abgaben zu deden, 
welche der Geſetzgebung der Einzelftaaten unterliegen. Ä 

Bor wenigen Tagen war 3% Beuge der nahezu erreichten Vollendung 
des erftien Deutſchen Kriegshafens, eines Denkmals, welches vor 
Europa die Thatkraft und Einjicht bekundet, mit welcher Deutfcher Fleiß 
in breigehnjährigem Kampfe den Elementen die Erfüllung einer großen 
nationalen Aufgabe abgerungen hat. In der lebendigen und werlthätigen 
Theilnahme, mit welcher die Bevölkerung der Deutfchen Küftengebiete die 
Entwidelung des Bundes in der Richtung unferer maritimen Intereſſen 
begleitet und fördert, habe Ich mit freudiger Genugthuung den Ausdrud 
des nationalen Bewußtſeins erkannt, welches mit wachjender Kraft alle 
Theile des gemeinfamen Baterlandes durchdringt und die Keime, welche 
wir in der Bundes- Berfaffung gemeinfchaftlich gelegt haben, zur Ent» 
widelung bringt. 

Gern gebe Ich Mich daher der Zuverficht hin, daß die verbündeten 
Regierungen in ihrem Streben nad) Befeftigung und Vervollkomm⸗ 
nung der gemeinfamen Einrihtungen auch ferner die Ermutbhigung 
finden werden, welche ihnen bisher die entgegenfommende Förderung ihrer 
Bemühungen von Seiten des Reichstages gewährt hat. 
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Das einmüthige Zufammenwirken ber verbündeten Regierungen und 
der Bollßpertretung in der ihnen obliegenden gemeinfamen Arbeit au 
Deutſchlands Wohlfahrt wird mit Gottes Hülfe auch ferner, wie bisher, 
die — ſtärken, mit welcher Deutſchland auf die Erhaltung und 
Befeſtigung ſeines inneren wie ſeines äußeren Friedens rechnet. 

In dieſer Zuverſicht, meine Herren, ſpreche Ich die Hoffnung aus, 
Sie im nächſten Jahre, und zwar bald nach dem Beginn deſſelben, an 
dieſer Stelle wieder zu begrüßen. 


Beurlaubung des Grafen von Bismarck. 
Allerhöchſte Ordre: 


Auf Ihren mündlichen und ſchriftlichen Antrag vom 29 Juni d. J. 
ertheile Ich Ihnen einen mehrmonatlichen Urlaub, und will Ich Sie, 
Wunſche gemäß und in der Hoffnung auf Ihre baldige völlige Wiederher⸗ 
ftellung und den damit verbimdenen Wiedereintritt in den ganzen Untfang 
Ihrer Gejchäfte, bis auf Weiteres von dem Borfige in dem Stacts-Minifte 
rium und von der Betheiligung an den Berathungen defjelben entbinden. 
Auch will ich den Präfidenten des Bundestanzler-Aınts, Wirklichen Geheimen 
Rath Deilbrüd, beauftragen allen Berathungen des Staats - Minifteriums, 
welche mit den Bundesangelegenheiten in Beziehung ftehen, beizuwohnen. 

Schloß Babeldberg, den 30. Juni 1869. 


Wilhelm. 
(gegz.) Graf von Bismard. 


(Provinzial » Correfponben; vom 21. Juli 1869.) 


Die Bebeutung ber gegenwärtigen Beurlaubung des Minifter - Bräfibenten 
ergiebt ſich einfach und klar aus ber Allerhöchften Orbre, durch welche biefelbe 
ausgeſprochen worden ift: der Wortlaut diefer Orbre läßt erlennen, baß bie Be 
urlaubung als eine vorübergehende, für bie Zeit ihrer Dauer als eine voll- 
ſtändige aufzufafien if. Diejelbe ift erfolgt „in Hoffnung auf Die baldige völlige 
Bieberherftellung und den damit verbundenen Wiebereintritt in den ganzen Um- 
fang ber Geſchafte“ — bis dahin aber ift Graf Bismard nicht blos „von 
bem Borfite im Staats - Minifterium,“ fonbern auch „von ber Betheiligung an 
ben Beratbungen beffelben” ausdrücklich entbunden worben. Wäre bies nicht be⸗ 
abfidhtigt geweien, hätte vielmehr die Stellung des Minifter - Präfidenten zu den 
wichtigeren Enticheibungen bes Staat- Minifteriums während feiner zeitweiligen 
Entfernung von Berlin ganz diejelbe fein follen, wie in früheren Jahren, fo wäre 
überhaupt bie förmliche und feierliche Entbindung von den Geihhäften im Staats- 
Minifterium ebenfo wenig nöthig geweſen, wie eine folde in Bezug auf die Ge⸗ 
fhäfte des Grafen Bismard als Bundeskanzler ausdrücklich erfolgt iſt. 

Es kam darauf an, dem Staatsmanne, beffen Kraft und Gejunbbeit durch 
die fortgefegte Wahrnehmung der verichiedenen Stellungen an ber ihe bes 
preußiſchen Staate-Minifteriums, der Berwaltung bes Norbbeutihen Bundes unb 
des Zollbundes ernſtlicher Sefährbung ausgejegt ſchien, in der Erfüllung feines 
Berufes bis auf Weiteres Erleichterung zu verfchaffen, ſoweit es das Staatsin- 
tereffe irgend geftattet, — deshalb follte er nicht nur ber Sorge für die laufenden 
Geſchäfte des Staats - Minifteriums, fonbern auch ber fort detsten Theilnahbene, 
Kürforge und geifiigen Verantwortung in Bezug auf bie nächften Aufgaben ber 
inneren preußiichen Staatsverwaltung Überhoben werben, während er bie Leitung 
der Bundesverwaltung in dem Maße, wie e8 während einer Beurlaubung geicheben 
faun, auch jett wahrnimmt. 











67. Eeſterreichiſche diplomatiſche Veröffentlichungen. 


— — 


1869. April. Veroͤffentlich ung einer preußiſchen Depeſche vom 
26. Juli 1866 an den Botſchafter in Paris in dem Werke 
des öfterreichifchen Generalſtabs über den Krieg von 1866. 
Sn der von der „Neuen freien Preſſe“ noch vor Ericheinen 
des Werkes veröffentlichten Depeche heißt es: 


„Der König bat fi nur ſehr fchwer und aus Rückſicht auf den 
Kaifer Napoleon hierzu entjchloflen, und zwar in der beftimmten Voraus⸗ 
fegung, daß für den Frieden bedeutender Zerritorialerwerb in Norddeutſch⸗ 
land gefichert fei. Der König ſchlägt die Bedeutung eines norddeutfchen 
Bundesſtaats geringer an als id), und legt vorwiegenden Werth auf di⸗ 
recte Annerionen, die ich allerdings neben der Reform ald Bebürfnig aus 
jebe, weil jonft Sachſen⸗Hannover für intimes Verhältniß zu groß bleiben. 
Seine Majeftät bedauert, dag Em. Ercellenz nicht an diefer Alternative 
des Programms vom 9., nad dem Schlußfa der ‘Depefche, bis auf wei⸗ 
teres feftgehalten haben. Er bat, wie ich zu Ihrer ganz intimen perſön⸗ 
lichen Direction fittbeile, geäußert: er werde lieber abdanken, ala ohne 
bedentenden LTändererwerb für Preußen aurhdichren ; und bat beute den 
Kronprinzen bieher gerufen. Ich bitte Em. Excellenz auf diefe Stimmung 
des Königs Rüdfiht zu nehmen...“ 


Mipbraud in DVeröffentlihung von Depeichen. 


"Aus ber „Provinzial- Eorresponbenz“ vom 28. April. 


„Als der Generalftab ber preußifhen Armee im vorigen Sommer fein widy- 
tige® Wert Über ben Feldzug von 1866 beidhloß, da fügte derjelbe ber ebenfo 
(ölicten, wie gebiegenen Darftellung bes preußifchen Siegeslaufs einen kurzen 
Rückblick auf bie Friebensverbandlungen hinzu. 

Die Darfte ung ſchloß mit der Andeutung, baß die bargebotenen Yriebens- 
bedingungen „bie Möglichkeit künftiger Wieberberftellung eines freundſchaftlichen 
Berbältnifies zu ben früheren Bunbesgenofjen nicht ausjchloffen.” 

„Weber ber Ehre noch der Macht Defterreihs war eine Wunbe seiälagen, 
welche eine unbeilbare Feindſchaft zwiichen beiden Staaten nothwendig im Gefolge 
hatte. Wenn man mehr forberte, wenn eine glüdiiche Fortſetzung bes Krieges 
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mehr zu erzwingen erlaubte, fo mußte ein Stachel zuridbleiben, ben keine Zeit 
entfernt hätte. Den Bruch zwiſchen Preußen und Defterreich zu verewigen, Tonute 
nit im Intereſſe Deutfchlands und Preußens Tiegen.“ 

So ber preußifche Generalftab, deſſen Auffafiung und Aeußerung in biefer 
Begiehung, wie Niemanb bezweifeln konnte, zugleich der Ausdrud ber Auffaflung 
unferer egierung war. 

Wie iſt jene Aeußerung von öfterreichifcher Seite ermwibert worden ? 

Der Öfterreichiiche Generalſtab veröffentlicht feinerfeite ſoeben ben vierten 
Band feines amtlichen Werkes über den Krieg von 1866; noch ebe biefer Baub 
ausgegeben worben, iſt in einem Wiener Blatte der Iuhalt defſelben mitgetheilt 
und als das Interefiantefle baraus eine bisher: nicht veröffentlichte Depefche bes 
Grafen Bismard an ben preußiſchen Gefandten in Paris vom 20. Jun 1866 
im Boraus abgebrudt worden, um baran bie ſchärfſten Angriffe und Verdächti⸗ 
gungen in Bezug auf bas Verhalten unjers Könige und unferer Regierung bei 
den Friebensverbandlungen zu knüpfen. 

Die Depeiche, un bie es ſich handelt, war dazu beflimmt, bem preußiichen 
Geſandten in Paris geheime Weifungen über die Abfichten und Forderungen 
unfere® Königs bei ben Friebensverbanblungen zu geben, bei weichen belanutlid 
ber Kaifer Napoleon eine freundſchaftliche Bermittelung übernommen batte. Die 
Mittbeilung war baber eine ganz vertraulide, und es war zu berfelben die ge- 
heimſte Form gewählt, die es für ſolche Depeichen giebt: fie war in gebeimer 
Chiffreſchrift abgefaßt, in welcher vie Zeichen nicht die allgemein bergebradhte, 
fondern eine vorher vertraulich vereinbarte Bebeutung haben. Um biefe Bebentung 
entziffern zu können, muß man ben „Schlüffel” zu ber geheimen Schrift befigen, 
b. 4 ein Berzeihniß der einzelnen Schriftzeichen unb ihrer verabredeten Bebeutung. 

Eine ſolche Depeiche kann daher nur durch eine Doppelte Bernutreuung jur 
Kenntniß einer fremben Regierung gelangen, für vie fie nicht beſtimmt iſt. Es 

enügt nicht, daß man bie Depeide ſelbſt an fid) bringt; um den Wortlaut ber- 
Pefben richtig beuten zu Finnen, muß eben noch ber „Schlüffel” Dazu, ver flet 
nur das Geheimniß weniger Perſonen if, befchafft werben. 

Es ift nun wohl in allen Ländern vorgelommen, zumal in Kriegszeiten, 
daß eine Regierung fi) auf Nebenwegen (durch Befeung von Beamten, dark 
Berrath bei ber Poft- und Zelegraphenverwaltung, durch Entwendung ober Kauf 
bes Schlüffels zur Chiffrefchrift und dergleichen) ın ben Befig wichtiger Scrift- 
ſtücke anderer Regierungen zu feten gefucht bat. Wenn man ſolche Mittel währent 
des Kriegszuftandes nicht entbehren zu können meint, jo wirb Loch eine Regierung, 
welche auf bie öffentliche Achtung Werth Tegt, ein ſolches Verfahren unter leinen 
Umfländen offen zur Schau tragen. Daß aber vollends eine Regierung in tiefem 
Frieden in einem amtlich herausgegebenen Werke fremde Staateichriften, auf 
beren Befig und Gebrauch fie fein Recht hat, zu welchen fie vielmehr nur auf 
bunlelen und nicht offen einzugeftehenden Wegen gelangt fein kann, verö i 
läßt, — und daß dies benutzt wird, um eine Regierung, mit welcher man, nad 
fonfigen amtlichen Berfiherungen, in Frieden und Freundſchaft leben will, öffent 
ich zu verunglimpfen und zu Ihäbigen, — ein ſolches Verfahren ift wohl ſchwerlich 
ſchon vorgelommen. 

Um jeboch diefen Zwed erreichen zu können, genligte es nicht, bie unredt- 
mäßig erlangte Depeiche einfach abzupruden, — fie mußte zumor im 
Beziehungen verftümmelt und entftellt werben. 

Die Depeihe an und für fich enthält Nichts, was nicht in Bezug anf bie 
Stellung unjerer Regierung bei den Friedensverhandlungen aus ben bereits ver- 
öffentlichten Altenftüden, namentlich” aus dem franzöfiihen Gelbbuche belannt 
wäre: nur durch Verdunkelung und Entftelung konnte bei unerfahrenen Leſern vor- 
übergebenb ber Schein erwedt werben, als ob burd bie jetige Beräffentlichung bed 
vertrauligen Schriftflüds eine „neue Enthüllung“ über die preufifche Politik ge 
geben werbe. Ein aufmerkſamer Vergleich ber wirklichen Depefche mit ben früber 
auch an biefer Stelle veröffentlichten Wiittheilnngen über ben Berlauf der Krietent- 
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verbanblungen läßt erkennen, daß unfere Regierung über die Geſichtspunkte und 
Ziele, welche fie damals fefthielt, unb welche in ber Depeihe vom 20. Juli 1866 
angebeutet find, feither niemals ein Hehl gemacht bat, hierzu auch durchaus keinen 
Anlaß Hatte, da fie ſich dabei der vollen Zuſtimmung des preußiſchen Volles ver- 
figert halten durfte. Was bie Übrigen beutihen Staaten betrifft, jo werben bie- 
jelben in ber preußiſchen Politik, wie fie in jener Depeidhe enthalten ifl, nur ben 
natürlichen Ausbrud der damaligen gegenfeitigen Stellungen und Stimmungen 
wieberfinben, zugleih aber mit uns die erfreuliche Wandelung gern erfennen, 
welche gleich damals durch die unverweilte Wiederanfnüpfung und feitbem durch 
die thatfächliche Befeſtigung bes nationalen Bandes gefichert worben ifl. 

Nur eine Entftelung der preußifchen Depeiche, wie fie bei der öfterreichiichen 
Beröffentihung zu Zage liegt, konnte dazu benubt werben, bie Bolitit nnierer 
Regierung vor bem dentichen Bolle und ebenjo gegenüber dem uns damals ver- 
blindeten Italien zu verbäcdtigen. Durch bie fofortige Mittbeilung bes wirklichen 
Wortlauts jenes Schriftſtücks iſt biefe Abficht alsbald vereitelt worden. 

Das feltiame Vorgehen von öſterreichiſcher Seite wirb daher in Wahrheit 
nicht für Preußen, ſondern nur für bie öfterreichifche Regierung ſelbſt von em- 
pfinbficher Wirkung fein. 

Die boppelt befrembliche Thatſache bes Mißbrauchs und ber Entftellung 
einer fremben Depeiche in einem amtlichen Werke kann nicht verfehlen, bei allen 
engen, mit welchen Deflerreih in Beziehung ſteht, ein peinliches Aufſehen 
zu machen. 

Für und aber ift diefer Vorgang ein neues Anzeichen, baß bie Geſinnung, 
welcher der preußiſche Generalftab in "Webereinfiimmung mit unferer Regierung 
und mit ben Sinne unferes Bolles Ausprud gab, von Seiten ber äfterreichifchen 
Regierung audy jetzt noch feine entiprechende Würbigung und Erwiderung findet. 


6. Mai. Eine Depefhe des Grafen Beuft an die öſterreichiſchen Miſſionen 
fonftatirt, daß bie preußifche Regierung ihr Mißfallen über bie Publikation der 
Depeſche nicht auf amtlichem diplomatiſchen Wege, fonbern nur durch Die 
gouvernementale Preffe ausgejprochen babe. In der Sache ſelbſt jet nichts Be⸗ 
frembfiches zu finden. Die Eriftenz der Depeſche jet nicht bezweifelt, ihre wejentliche 
Genauigkeit könne nicht beftritten werben. Dieſelbe verratbe heute fein Geheimniß 
der Politik mehr. Dan Bönne ferner nicht ein Berbredhen barin fehen, daß 
in Kriegszeiten eine feindliche Depeiche aufgefangen unb gelejen werbe. Der 
Generaiftab babe die Depeiche unter feinen Materialien gefunden, ohne daß ein 
Anzeichen über die Beichaffung derſelben vorlag; fie fei ohne feindliche Abſicht 
als Beweisſtück abgebrudt worden. Im Intereffe der guten Beziehungen mit 
dem Berliner Hofe fei es zu bebauern, daß ein folder Vorwand für eine freilich 
nicht gerechtfertigte Aufregung gegeben worben jet; aber es fei nicht zuzugeben, 
daß damit ein Berrath oder etwas Verletzendes für Preußen gefchehen fei 2c. x. 


1. Mat. Eine Depeſche des Grafen Beuft in dem franzöſiſch ˖ belgiſchen Eifen- 
bahnſtreite ſchließt bamit, es fei für Belgien von Nuten, „fi für alle Fälle des 
Wohlwollens eines Nachbarſtaates zu verfichern, ber vermöge feiner Macht wie 
feiner geographiichen Lage ber gefährlichfte Feind ober bie treuefte Stüte ber 
beigiihen Nation und ihrer Neutralität werben kann. Schon beſtehen zwifchen 
Frankreich und Belgien in Anſehung ber Sprade, der Sitten, des Handels und 
der Imbuftrie fo viele Bande, daß es ganz natürlih wäre, wenn letzteres 
(Belgien) in erfterem (Frankreich) eine Stüte juchte, ohne deßhalb feiner davon 
ganz veriiedenen und unabhängigen politiichen Exiſtenz das geringfte zu vergeben. 


8. Juli. Depeihe bes Grafen Beuft an den öſterreichiſchen Gefanbten in 
Dresben. 


„Aus Euer Ercellenz Berichten babe ich entnommen, daß man in Dresben 
dem: Berlanfe der Franzöfiich- VBelgifchen Differenz eine lebhafte Aufmerkſamkeit 
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zngewenbet hat. ung Verhalten zu derſelben ſcheint in ben bortigen polttiſchen 
Kreiſen verſchiedene Zweifel hervorgerufen zu haben, und e8 fcheint verſucht worden 
zu fein, ſelbſt auf das Urtheil ber Königlih Sächſiſchen Regierung im Sinne einer 
uns ungänftigen Auffaffung bes SHerganges Einfluß zu nehmen. N 
ſcheint man fich bort meiner vertraulidden Depeiche an Grafen Wimpffen vom 
1. Mai bebient zu haben — worüber ich allerdings mit Euer Ercellenz ein Ge⸗ 
fühl gerediter Berwunderung theile — um unfer Berfahren im Lichte eines ber 
Franzöftihen Regierung geleifteten und mit ihr abgelarteten Liebesdienſtes er- 
feinen zu lafſen. 

Da ich befonderen Werth barauf lege, das Dresdener Eabinet nit umter 
dem beirrenden Eindrucke berartiger gegen uns gerichteter Inftnuationen zu laffen, 
jo wünſche ich, daß Euer &rcellen, nunmehr Ihrerfeits dem Freiheren v. Friefen 
ben ganzen Verlauf der Sache, fo weit er uns betrifft, vor Augen führen. 

.... Nichts kann falfcher fein, als bie Unterfiellung, daß wir auf Be- 
trieb Frankreichs einen Drud auf bie belgiſche Negierung hätten ansüben 
wollen.. Durch eine volllommen unbefangene, vertranliche unb mehr i 
Mittheilung meiner Anfihten an einen belgiſchen Staatsmann glaubte ich ben 
Intereflen unferer Friedenspolitik nüten zu können. Meine fehr entſchiedene 
Meinung nämlich war, daß bie beigiiche Regierung nicht wohl baran thun wilrbe, 
ihren Streit mit Frankreich Über materielle Intereffen zu ſehr auf das politiſche 
Kelb zu übertragen, und in Anſprüchen, bie fib auf die Entwidiung ber 
Communicationsanftalten beziehen, eine um jeben Preis zu vermeidende Gefahr 
für ihre Selbſtſtändigleit zu erbliden. 

Richt zum erftenmale bei biefem Anlaß bielt ich dafür, ba ein ſchwächerer 
Staat gegenüber ven mädhtigen Nachbar gerabe dann im die ent- 
fhiedenfte Abhängigkeit und Unfreibeit geratbe, wenn er feine 
abfiracte Gleihberedtigung in einer die natürliche Entwicklang 
der Verkehrezuſtände hemmenden Richtung geltend made. Gr ge- 
währt bierburch ber flärferen Macht einen gerabezu erbrüdenben Vortheil. Weiß 
ex fi bagegen mit Anforterungen, bie den vorhandenen Berlehröbebürfnifien 
entgegenlommeu, zurechtzufinden, fo wirb er um fo mehr bie Fähigkeit freier 
Se beimmung fih bewahren, wenn e8 auf Bertbeibigung feiner politiſchen 
Eriften; und Unabhängigkeit anlommt. 

Da ich diefe Worte nah Dresden richte, wird es mir erlaubt 
fein gu belennen, daß meine ſächſiſchen Erfahrungen in biefem Punkt 
pielleiht nit ohne Einfluß auf meine Betrahtungsweije geblieben 
find. Warum hätte ih nicht das Beifpielanführen follen, baßalle 
Eondescenzen in Saden bes Zollvereins Sachſen und jo viele 
anbere Zollvereinsftaaten nit abgehalten haben, im Jahre 1866 ji 
gegen Preußen zu entſcheiden? Man muß jehr eingenommen fein, wenn man 
glauben will: ich habe biefes Beiſpiel angeführt, um ber beigifchen Wegierung, 
deren Berbältniß zu Frankreich demjenigen ber deutichen Staaten zu Preußen je 
wenig ähnlich if, den Abſchluß einer Zollunion mit Frankreich anzurathen. Rod 
ſchlimmer irrt man, wenn man wähnt, die Unabhängigleit und Neutralität Belgiens 
babe von uns geopfert werbeu wollen. Wir wiffen nicht, ob je bie Compen- 
fationsfragen auftauchen werben, weldhe bie unvermeibliche Folge einer 
Abforption Belgiens durch Frankreich fein würben, aber fiherlid werden nicht 
wir bie Berwegenheit haben, den Anftoß zu Sombinationen zu geben, mit welchen 
die äußerfte Gefährdung ber Interreffen unferer Monardie wie bes europäiſchen 
Friedens verbunden fein würbe..... “ 


18. Juli. Depeſche des ſächſiſchen Miniſters von riefen an den Geſandten 
in Wien. 

„— — In dem Eingang der Depeiche (bes Grafen Beuft vom 8. Juft) wird be- 
merkt; e8 ſcheine verſucht worben zu fein, auf das Urteil ber 8. fächfifchen Re- 
gierung im Sinne einer für Oeſterreich ungüuſtigen Auffaffung bes Hecgangt 
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Einfluß zu nehmen, und namentlich ſcheine man fich ber Depefche’vom 1. Mai 
yepient zu haben, um das Verfahren der K. K. Regierung „im Lichte eines ber 
tanzöflichen Regierung geleifteten unb mit ihr abgelarteten Liebesdienſtes ericheinen 
u laffen,“ unb kurz barauf wirb es als Abficht ber Depefche bezeichnet, das ſächſiſche 
Rabinet nicht unter dem beirrenben Einfluß derartiger Infinuationen zu laflen. 
Run findet ſich aber in ber ganzen Depeſche weber barüber, auf welche Thatfachen 
ver Herr Reichskanzler diefe Bermuthung ftütt, noch barliber, von welcher Seite 
ver jene Infinuationen ausgegangen fein follen, irgenb welche Anbeutung vor, fo 
ya ich mich auf bie beftimmte Erklärung beſchränken muß, daß jene Vermuthung 
jänzlich unbegründet und von leiner Seite ber der Verſuch gemacht worben 
ft, in dem vorausgefeßten Sinne bier einznwirken. 

Uebrigens folge ich (v. Frieſen) nur dem eigenen Beilpiel bes Herrn Reichs⸗ 
anzlers, wenn auch ich auf feine „ſächſiſchen Erfahrungen” provocire, indem ich 
ie Weberzeugung ausfpredhe, daß er mich wohl niemals als einen Mann hat 
ennen lernen, ber fo leicht dem „beirrenden Einfluß“ der „Infinuationen“ anderer 
ınterliegt, unb daß er mir daher auch Glauben ſchenken wird, wenn ich verfichere, 
‚aß bie wenigen im vertranlichen Geſpräche mit bem k. k. Seren Gefandten in Bezug 
uf bie Depeihe vom 1. Mai d. 3. von mir gemachten Bemerkungen aus meiner 
igenen Ueberzengung hervorgegangen find, bie ſich auf eine ziemlich vollflänbige 
Analyje des Inhalts jenes Actenſtücks gründete, welche mir durch die Tönigliche 
ächſiſche Geſandtſchaft in Brüffel und London ſchon Anfangs Iuni d. 3. zugegangen 
var. Ich erſuche Ew. Erellenz, diefen Erlaß bem Herrn Reichskanzler mitzutheilen, 
ind daß dies geicheben, jofort telegraphifch, an das Miniftertum ber auswärtigen 
Angelegenheiten nad Dresden zu melden, da in Folge ber Veröffentlichung ber 
Depeiche vom 8. Juli auch die Veröffentlichung bes gegenwärtigen Erlaffes, wenn 
uch zu meinem lebhaften Bebauern, body ganz unvermeiblich geworben ifl.“ 


Depeihe des Stellvertreterd des preußiichen Minifters 
ded Auswärtigen Herren von Thile an den Botjchafter 
in Wien. 

— — „Bir können dem Grafen Beuft nicht die Befugniß einräumen, 
mfere Behandlung der Mittheilungen dritter Negierungen zum Gegen⸗ 
tande amtlicher Bemerkungen zu maden. — 

— Was die Oefterreihifge Depeſche vom 1. Mai betrifft, jo wird 
ver Herr Reichskanzler ſich erinnern, daß er diefelbe und weder durch 
Borlefen, no —*— dat mittbeilen laffen und uns daher nicht in die 
tage verjegt bat, eadfigt ich derjelbeu eine Judiscretion zu begehen. Ob 
ie uns von anderen Seiten über den Inhalt der bezeichneten Depefche 
jemadhten Angaben genaue find oder nicht, vermögen wir nicht zu fon- 
atiren, über unfere Verwendung diefer Angaben glauben wir nur denen 
ſtechenſchaft fchuldig zu fein, von denen fie herrühren. 

.... Wenn die und durch manche Umftände nahe gelegte Annahme 
yegründet wäre, daß der Herr Reichskanzler feine Kritik gegen unjere 
ingeblichen Mittheilungen an den königlich ſächſiſchen Minifter Freiherrn 
on Frieſen habe richten wollen, jo würden wir darin die Aufforderung 
ıbliden, außzufprechen, daß wir, auch abgefehen von dem Mangel greif- 
yarer Specialfälle, die Berechtigung einer ſolchen Kritik ſchon aus allge- 
neinen national» politifchen Gründen abweiſen. Unfere Mittheilungen an 
eutſche Hegierungen entziehen fich jeder Eontrole auswärtiger Cabinette, 
nd in noch höherem Grade vermöge der Solidarität der norddeutichen 
Bundesdiplomatie diejenigen, die wir nad Dresden richten.” .... 


‘ 
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Ueber die deutfhen Schutzz- und Trutzbündniſſe 
und die Beziehungen zwilhen Preußen und 
Deiterreid. 

4. Auguft. Depeche des Herrn von Thile an den Botſchafter 
in Wien auf Anlaß der Erklärungen des Grafen Beuft 
in den öfterreichiichen Delegationen. 


„.... In Betreff des einen Punktes, nämlich unferer Stellung zu 
Sähddeutfhland, dürfen wir die Zeitungen als gut unterrichtet über 
die Erflärungen des Herrn Reichskanzlers anfehen, da derfelbe ihre An- 
aben gegen Em. Ercellenz beftätigt und motivirt hat. ‘ch meine die 
eußerung des Herrn NeichSlanzlerd, daß er die Beziehungen zwiſchen 
Oeflerreid und Preußen den Delegationen deshalb als unbefriedigend be 
zeichnet habe, weil Preußen durh die Schließung der Schup- 
und Trugbündniffe mit den jüddeutihen Staaten den Prager 
Frieden Defterreih gegenüber von Anbeginn alterirt babe; 
diefe Wirkung der bezeichneten Bündniffe fei ihrer Zeit von uns nicht 
beftritten, ja, man könne faft Jagen, ſtillſchweigend zugegeben worden. Id 
erjuche Em. Ercellenz ganz ergebenft, den Herrn Reichskanzler darauf auf: 
merkſam machen zu wollen, daß wir bisher niemals Beranlafiung gehabt 
baben, diefer feiner Auffaffung zu begegnen, und daß der Prager Siehe 
abfolut nichts enthalte, was aud nur einen Borwand dazu bieten könnte, 
den fouveränen Staaten Südbdeutfchlande oder uns die volle Freiheit, 
einen jeden Vertrag, welcher beiden Theilen zufagen möchte, einzugehen, 
im Mindeften zu befchränfen; im Gegentbeil, der Prager Friede enthält 
fogar am Schluffe des Artikel 4 die Aufforderung, eine nationale Berbin- 
dung der füddentjchen Staaten mit Norbdeutfchland zum Gegenſtande 
näherer Verftändigung zu machen. Irgend welche Beichränkungen des 
fouveränen Nechtes, beliebige Verträge mit einander zu fchließen, hat ber 
Prager Friede weder für uns, noch für die deutichen Südſtaaten gejchaffen. 
Die Angabe des Herrn Reichskanzlers, dag die Bündnifje mit dem Frie 
densvertrage in Widerſpruch ſtänden, als eine unbegründete ausdrüd 
(ih zu bezeichnen, lag bisher für uns bei dem Haren Wortlaute des Frie⸗ 
densvertrages kein Anlaß vor; nachdem aber Graf Beuft keinen Anſtaud 
enommen, Ihnen felbft gegenüber jene Behauptung aufzuftellen, der Em. 

xcellenz, wie ich voraußfege, fofort perjönlich entgegengetreten find, To 
wurde e8 nothwendig, der BZurüdweifung derjelben eine amtliche Form 

eben... . 

“os Ferner fcheint der Herr Reichskanzler gefagt zu haben: Er habe fi 
ſtets reblich bemüht, mit diejem he nicht blos dem Weſen nah 
Frieden und Freundfchaft zu bewahren, jondern auch in den äußeren For- 
men innigere Beziehungen herbeizuführen. Dieſes fei jedoch bis jegt, trog 
aller Bemühungen, nicht gelungen, da man diefen feinen Beftrebumgen 
von Seiten Preußens nicht entgegenlomme. Nach einer anderen Verſion 
ift die Page Oeſterreichs als die eines Mannes bezeichnet worden, deffen 
ur Freundfchaft dargereichte Hand feine Entgegnung finde. Ich muß be 
ennen, daß diefe Angaben mi mit Erftaunen erfüllt haben. Obſchon 
fe in Verbindung mit der erften, nach dem Zugeſtändniſſe des Grafen 

euft richtigen Angabe von allen Berichterftattern reproducirt morden, 
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fo ſcheint e8 mir doch ganz unmöglih, daß der Herr Reichskanzler fi 
in diefer Weife auagelprochen haben follte, da mir nicht befannt iſt, da 
und von dem kaiſerlichen Cabinet auch nur die leifefte Andeutung, melde 
auf eine Abfiht und entgegen zu kommen fchliegen ließe, geſchweige denn 
ein Entgegenlommen wirklich befundet worden if. Wir haben nicht den 
Beruf, nad Gründen der Surädhaftung zu forfchen, welche die Politik 
Defterreih8 unter Leitung des Grafen Beuft Norddeutfchland gegenfiber 
beobachtet, und welche fich durch die Thatjache charakterifirt, dag Graf 
Wimpffen feit dem Yrübjahr 1868 niemals den Wunfch nad) einer Unter: 
redung mit dem Grafen Bismard geäußert, alfo auch eine folche in 
Diefer ganzen Zeit nicht gehabt hat. Es läßt I nicht annehmen, daß 
ein fo abfoluter Verzicht auch jeden geſchäftlichen Verkehr mit dem Leiter 
unjerer auswärtigen Angelegenheiten, während Em. Egcellenz Ihrerſeits 
die Beziehungen regelmäßig mit dem Grafen Beuft unterhielten, nicht 
auf ausdrüdlicher Weiſung des Letzteren beruhen follte. Auch aus feinen 
diplomatifchen Beröffentlihungen erinnere ich mich Teiner für Preußen ent- 
egenlommenden oder andy nur wohlmollenden Yeußerung. Sollte der 

anzler Mittheilungen beabfichtigt haben, die uns nicht zugegangen find, 
oder jollte der Ansdrud feines Willens uns nicht unver Hier erreicht 
haben, fo denke ich, daß er gern einen Anlaß ergreifen würde, um ents 
weder den biöher nicht an uns gelangten Ausdrud feines mohlmollenden 
Entgegenflommens uns nachträglich durd Em. Erxcellenz zu übermitteln oder 
um zu conftatiren, daß die Berdffentlichungen über feine Aeußerungen in 
den Delegationen unrichtig find. Es würde fich dann herausftellen, daß 
dieje falſchen Angaben einen Theil jener von dem Herrn Reichskanzler 
gewiß eben fo wie von uns verurtbeilten Beftrebungen bilden, zwiſchen 
zwei Böllern, die im friedlichen und freundichaftlichen Verkehr zu Leben 
iemlich einftimmig wünfchen, Verdächtigung und Mißtrauen hervorzurufen. 
Se glaube, der Gert Neichslanzler wird Em. Ercellenz dankbar fein, die 
Gelegenheit zu einer Ausſprache in diefem Sinne zu Anden, und ich er⸗ 
fuche Em. Ercellenz daher ang ergebenft, ihn diefen Erlaß vorleſen und 
eine Abſchrift defielben bein igen zu wollen. Ueber feine Erwiderung 
fehe ich Ihrem gefälligen Berichte entgegen.“ 


15. Auguft. Depeiche des Grafen Beuft an den Bertreter von Berlin: 

Graf Beuft beftreitet der preußifchen Regierung das Hecht, ihn Über Aeuße⸗ 
zungen in ben Delegationen, bie ihm bie Zeitungen in ben Mund legen, zur 
Rede zu flellen und fügt hinzu: 

—Iſt es jedoch der Wunſch ber Töniglich preußiichen Regierung, liber bie 
Frage, ob und in welder Weile in den leßtuerfloffenen Jahren von hiefiger ſo⸗ 
wohl ale von Seite der Föniglich preußischen Regierung ein von ber anderen Seite 
vielleicht verlanntes Entgegenlommen ftattgefunben habe, einen Schriftenwechſel 
zu eröffnen, fo werben wir bazu gerne bie Hand bieten.” 


Fürf Bismard. 55 








68. Landtagsſeſſinn 1869— 1870. 


1869. 6. Oktober. Eröffnung des Landtags. 
Aus der Thronrede Sr. Majeftät des Könige. 


Erlauchte, edle und geehrte Herren von beiden Häufern 
des Landtages. 


In der bevorftehenden Seſſion werden Cie zur — 
wichtigen Aufgaben für die Wohlfahrt der Monardie und für die Ext 
widelung der Gefeßgebung berufen fein. 

Obwohl die Zuverfiht auf Erhaltung des Friedens, fowie der m 
Allgemeinen gejegnete Ausfall der Ernte begründete Ausfiht auf due 
Wiederkehr des früherhin ftattgefundenen naturgemäßen Wachſens der Ei 
nahmen gewähren, hat fich die Finanzlage des Staates doch zunächſt medh 
nicht wefentlich günftiger geftaltet. 

Aus dem Ihnen vorzulegenden vollftändigen Finanz: NRadhmeije kber 
das Jahr 1868 werden Sie erjehen, daß in Folge unabwendbarer Ber- 
bältnifje einerjeit3 die Einnahyıen hinter dem Voranſchlage zurüdgebiteben, 
andererfeitö die etatSmäßigen Ausgaben überfchritten worden find und le 
tere mit den vorhandenen Mitteln nicht dollſtändig haben gededt werben 
können. Angefichts diefer Ergebnifje und der Lage des diesjährigen Ctaart: 
haushalts⸗Etats waren die Bemühungen Meiner Regierung dahin ge 
richtet, durch eine Vermehrung der eigenen Einnahmen ded Nord 
Bundes eine Erleichterung Preußens in feinen bundesmäßigen Yeittumgen 
er a Diefe Bemühungen haben den gehofften Erfolg wicht ge- 

abt. Es ift daher unmöglich gemeien, in dem Staatshaushalte⸗ 
Etat für das nächſte Jahr, welcher Ihnen baldigft vorgelegt werden wirt, 
das Gleichgewicht zwiſchen den Einnahmen und Ausgaben berzuftelüez, 
obgleich die legteren jo meit befchränft worden find, al® e3 ohne Veeim- 
trächtigung michtiger Interefien des Landes thunlih if. Meine Rege- 
rung —*— ſich ſomit in der Nothwendigkeit, Behufs vollſtändiger Deduma 
der etatsmäßigen Ausgaben einen Steuerzuſchlag in Anſpruch zu nehmen 

Die Serfieung und Erhaltung der Ordnung in den Finanzen 
zur gedeihlichen Enmidelung aller Staatseinrihtungen unbedingt zetb- 
wendig. Mit Herbeiführung derjelben darf nicht gezügert, die Opfer, welde 
fie erbeifcht, dürfen nicht gefcheut werden. Je fpäter fie gebracht wärken, 
defto ſchwerer würde das Land fie empfinden. In der leberzeugung, baf 
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Sie dieſe Auffaflung theilen, rechne Sch mit Zuperfiht darauf, daß Sie 
en Borfchlägen Meiner Regierung Ihre Zuftimmung nicht verfagen werden. 

E83 wird "Ihnen eine Vorlage zugehen, welche eine Abänderung ber 
eſetzlichen Borfchriften über die Veranlagung der Haffifizirten Einkom⸗ 
ıenfteuer bezwedt, um die gleihmäßige Ausführung dieſes Geſetzes 
aehr als bisher zu fichern. 

In dem Entwurfe einer neuen Kreiß-Drdnung, zunäcft für die 
echs öſtlichen Provinzen, wird Ihnen eine Vorlage von umfaflender Be⸗ 
eutung für die gefammte Staatöverwaltung gemacht werden. Dieſelbe 
eſchränkt fi rt auf eine Abänderung derjenigen Beftimmungen der 
etzt beftehenden Kreis⸗Ordnungen, welde vielfach als verbefierungsbe- 
ürftig bezeichnet und von Meiner Regierung als ſolche anerkannt worden 
ind. Mit der Umgeftaltung der bisherigen Kreis⸗Verſammlungen fchlägt 
ie Ihnen zugleich die Bildung von Organen der Kreis⸗Kommunal⸗Ver⸗ 
valtung vor, welche nicht nur geeignet fein werden, die XTheilnahme der 
rreißs Angehörigen an diefer Verwaltung zu beleben und zu fichern, ſon⸗ 
yern auch berufen werden follen, einen Theil folder Gefchäfte der allge» 
neinen Landes-Verwaltung zu übernehmen, welche bisher von ftaatlichen 
Behörden verfehen wurden. Gelangt zunächſt in den Kreiſen der öſtlichen 
Provinzen, als den Mittelpunften des dortigen fommunalen Lebens, der 
Sedante der Selbftverwaltung in durchgreifender Weife zur Berwirklichung, 
o wird fih eine Ausdehnung derfelben auf die übrigen Yandestheile und 
hre weitere Entwidelung nad) oben bin naturgemäß anſchließen. — — 

Die forgfamen Beftrebungen Deiner Regierung, den Frieden zu 
rbalten und zu befeftigen, fowie die Beziehungen zu den ausmärtigen 
Mächten vor jeder Trübung zu bewahren, find mit Gottes Hülfe erfolg- 
eich geweſen. ch hege die Zuverficht, daß auch für die Folge die von 
Mir in demfelben Sinne geleitete ausmärtige Politik zu denfelben erfreu⸗ 
ichen Ergebniffen führen werde: Förderung friedlicher und freundjchaft« 
icher Beziehungen zu allen auswärtigen Staaten, Entmwidelung des Ber- 
ehr, Wahrung des Anfehens und der Unabhängigkeit Deutjchlande. 


21. Oftober. Abrüftungsantrag vom Abgeordneten Virchow 
und der Fortichrittäpartei. 

„Das Haus der Abgeordneten wolle am Schluffe der Generalbebatte über 
ven Staatshaushaltsetat beichließen: in Erwägung, baß eine Ermäßigung ber 
Ausgaben bes norbbeutichen Bundes durchaus nöthig ift, um ohne fteigende Be⸗ 
laftung des Volles eine dauernde Ordnung des preußiſchen Staatshaushaltes 
herbeizufilhren und bie Mittel für jene wichtigen Zwecke zu gewinnen, weldye nach 
dem Zugeſtändniſſe ber k. Staatsregierung ſelbſt ſeit Jahren zurüdgeftellt find; 
in fernerer Erwägung, daß bie Höhe der Ausgaben bes norbbeutihen Bundes 
weſentlich durch den Militäretat beflimmt wird; in enblider Erwägung, daß bie 
dauernde Erhaltung ber Kriegsbereitihaft in faſt allen Staaten Europa’s nicht 
durch Die gegenfeitige Eiferfucht der Völker, fondern nur durch das Verhalten ber 
Sabinette bedingt wirb — die k. Staatsregiernng aufzufordern, dahin zu wirken, 
baß bie Ausgaben ber Militärverwaltung bes norbdeutfhen Bun- 
bes entſprechend befhränftund durch biplomatifhe Berbanplungen 
eine allgemeine Abrüftung herbeigeführt werde.” 


Der Antrag wird am 5. November ohne erhebliche Dis⸗ 


fujfion mit 215 gegen 99 Stimmen abgelehnt. 
55* 


68. Landtagsſeſſinn 18691870, 


— — — 


1869. 6. Oktober. Eröffnung des Landtags. 


Aus der Thronrede Str. Majeſtät des Königs. 


Erlauchte, edle und geehrte Herren von beiden Häufern 
des Landtages. 


In der bevorftehenden Seſſion werden Cie zur Betbeiligung an 
wichtigen Aufgaben für die Wohlfahrt der Monarchie und für die Ent- 
widelung der Geſetzgebung berufen jein. 

Obwohl die Zuverfiht auf Erhaltung des Friedens, fowie der im 
Allgemeinen gefegnete Ausfall der Ernte begründete Ausfiht auf die 
Wiederkehr des früherhin ftattgefundenen naturgemäßen Wachfens der Ein» 
nahmen gewähren, bat fich die Finanzlage des Staates doch zunächſt noch 
nicht mefentlich günftiger geftaltet. 

Aus dem Ihnen vorzulegenden vollftändigen Finanz-Nachweiſe über 
daB Jahr 1868 werden Sie erfehen, daß in Folge unabwendbarer Ber- 
bältnifje einerjeit die Einnahuıen hinter dem Voranjchlage zurüdgeblieben, 
andererjeitö die etatSmäßigen Ausgaben überſchritten worden find und letz⸗ 
tere mit den vorhandenen Mitteln nicht vollftändig haben gededt werden 
können. Angefichts diefer Ergebnifje und der Tage des diesjährigen Staate- 
baushalts- Etats waren die Bemühungen Meiner Regierung dahin ges 
richtet, Durch eine Vermehrung der eigenen Einnahmen des Norddeutſchen 
Bundes eine Erleichterung Preußens in feinen bundesmäßigen Leiftungen 
berbeizuführen. Dieſe Bemühungen haben den gehofften Erfolg nicht ges 
babt. Es ift daher unmöglich geweien, in dem Staats haushalts— 
Etat für das nächte Fahr, welcher Ihnen baldigft vorgelegt werden wirt, 
das Gleichgewicht zwiſchen den Einnahmen und Ausgaben berzuftellen, 
obgleich die legteren fo weit befchränft worden find, als es ohne Beein⸗ 
trähtigung wichtiger Intereſſen des Landes thunlih if. Meine Regie⸗ 
rung fieht fich fomit in der Nothwendigkeit, Behufs vollftändiger Dedung 
der etatSmäßigen Ausgaben einen Steuerzufchlag in Anſpruch zu nehmen. 

Die Serfiellung und Erhaltung der Ordnung in den Finanzen iſt 
zur gedeihlichen Entwidelung aller Staatseinrichtungen unbedingt woth⸗ 
wendig. Mit Herbeiführung derjelben darf nicht gezögert, die Opfer, melde 
fie erheifcht, dürfen nicht gefcheut werden. Je fpäter fie gebracht würden, 
deito fchwerer würde das Land fie empfinden. In der Ueberzeugung, daß 
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fein Ausmweichen geftattet, und hinter dem drängenden Preußiſchen Herren- 
baufe ftehen Frankreich und Oefterreich, die Sächfiichen und Süddeutſchen 
Bartikulariften, die Ultramontanen und die Nepublilaner, Hießing und 
Stuttgart. Die Regierung, wenn fie nicht die Politif von 1866 aufgeben 
will, kann nicht weichen, fie muß den Handſchuh aufnehmen, und gibs 
Minifterrum, welches dem jegigen folgt, muß dies in verflärkten Maße 
thun. Außerdem ift der Beichluß ein Schlag in's Wafler, an den der 

und fih nicht kehren wird, der aber die Regierung und die gefammte 
Bımdespolitit geziwungener Weiſe in Oppofition mit dem Herrenhaufe 
bringt und zwiſchen beiden Häufern des Fanbtaged einen Conflict erzengt, 
in weldem Fluth und Wind mit der ganzen Kraft Deutfchen Nationals 
efühls zu Gunſten des Haufed der Abgeordneten und gegen daß Herren 
haus laufen. Wenn Sie auf mein politifches Urtheil irgend welchen Werth 
egen, jo bitte ih Sie, thun Sie, was Sie lönnen, um die Annan 
des Lippeſchen Antrages zu hindern; ſprechen Sie darüber mit Graf 
Stolberg und aeigen Sie ıhm, wenn Sie die Güte haben wollen, diefen 
Brief, To wie überhaupt jedem der Gollegen, dem daran liegen kann, 
meine und der Regierung Anficht über die Sache zu kennen. Wenn ed 
dem Grafen Lippe gelänge, jeine Anficht in diefer die ganze Situation 
beberrichenden Fincpienfrage zue maßgebenden zu machen, jo müßte ex 
auch bereit fein, unfere Politit im Sinne dieſes Antrags meiter zu führen, 
Kann und will er das nicht, fo treibt der Antragfteler und die, melde 
mit ihm ftimmen, mit den höchſten Intereſſen des Landes ein ſtraf⸗ 
bares und leichtfertiged Spiel In freundſchaftlicher Hochachtung der 

rige 

’ von Bismard. 


Der Antrag des Grafen zur Kippe wurde in der Sitzung 
bed Herrenhaufes vom 17. November nach lebhafter Erör 
terung mit 58 gegen 42 Stimmen durdy die einfache Tas 
gesordnung bejeitigt. 


— — — — — 


4. Dezember. Graf Bis marck kehrt unerwartet von Varzin nach 
Berlin zurück, um ſich mit feiner Gemahlin zu dem ſchwer 
erkrankten älteften Sohne nad) Bonn zu begeben. In Folge 
günftiger Nachrichten bleibt Graf Bismarck in Berlin. 


24. Dezember. Graf Bismarck in Bonn, um das Weihnachsfeſt 
im Schooße feiner Familie zu begehen. 
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27. Oktober. Entlaffung des Finanz- Minifterd Frh. v. d. Heybt. 


Berufung des Seehandlungd= Präfidenten Camphaufen 
zum Finanz: Miniiter. 


4. November. Der Finanz» Minifter Camphauſen legt jeinen 
Finanzplan vor: Beſeitigung des Defizit durch Konfolidation 
der Staatsſchuld. Verzicht auf den Steuerzuſchlag. 


— —— — — — 


Die Befugniß des Norddentſchen Bundes gegenüber 
ber Landes⸗Geſetzgebung. 


Antrag des Grafen zur Lippe in Bezug auf Aende⸗ 
rungen der Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes und der 


preußiſchen Verfaſſung ohne Zuſtimmung der preußiſchen 
Landesvertretung. 


„Erſtens das Herrenhaus e die Webergeugung ausſprechen, daß bie im 
vorigen Jahre erlaffenen Bunbesgefeke Über Errichtung eines oberfien Handels⸗ 
ts umb über bie Gewährung gegenfeitiger Rechtshülfe Wenberuugen ver 
unbesverfaffung und gleichzeitig ber preufifchen Berfafiung enthalten, welde 
—* ohne Zuſtimmung der preußiſchen Landesvertretung hätte getroffen werden 
durfen, — 
zweitens möge das Hans die Staats⸗Regierung erſuchen, bem entgegen- 
zuwirten, daß in Zukunft Aenderungen ber Berfaffung des Norddentſchen Bundes, 
ſoweit durch biefelben zugleich Aenderungen ber preußifchen Berfaffungs - Urkunde 
berbeigeführt werben, ohne Zuſtimmung ber preußiichen Landesvertretung vorge 
nommen werben.” 


13. November. Schreiben des Grafen v. Bismard an den Bice 
Präfidenten ded Herrenhaufes Fürften Putbus. 


Barzin, 13. November 1869. 
Berehrter Fürft! bemuße den Anlaß, den mir da8 Dentmal für 
Arndt bietet, um ein Wort über den Lippeſchen Antrag im 
einfließen zu laſſen. Ich habe es für unmöglich gehalten, daß dieſer An 
trag in der Commiſſion irgend melde Zuftimmung, gefchweige denn bie 
Majorität finden könne, und nun fchreibt man mir, er werde jogar im 
Plenum angenommen werden. Wenn da8 Herrenhaus ſich der 
rung entgegenftellen will, fo giebt es fo viele Gebiete innerhalb der 
Preußiſchen Bolitit, auf denen dies nicht nur mit Nuben für umfere 
Gefammtentwidelung, fondern auch mit praltifhem Erfolg von un: 
mittelbarer Anfchaulichleit und unter unabweislichem ortreten der 
Wirkſamkeit des Herrenhaufes geichehen kann. In der Deutichen Belitil 
aber find der Regierung fo tiefe und fefte Geleiſe vorgezeichnet, daß fie 
ohne ſchwere Schädigung des Staatswagens gar nicht aus denfelben heraus 
ann. Wir werden durch den Antrag an eine Wand gedrängt, die gar 


871 
1870. 


veldhe durch fhon befehbende völkerrechtliche Berträge unb andere 
(kte gefhaffen find. Der Norddeutſche Bund wirb aud in diefer 
Rihtung der Träger der internationalen Beziehungen, und alle 
3Zerträge allgemein poltitifher Natur, welde mit fremden Staaten 
either abgeſchloſſen find, werden fortan von dem Bunde, aljo 
‚on ber Krone Preußen in Ausübung bes Bundes-Präfibiums zu 
‚ertreten fein. 

Außer ben internationalen Beziehungen mit fremben Staaten aber bleibt 
ine Reihe von Rechtsverhältniſſen zwifchen ben einzelnen Bunbesflaaten wahrzu⸗ 
lehmen, weiche von jeher dem Minifterium ber auswärtigen Angelegenheiten ob- 
agen, unb welche, weil fie eben nicht das Bunbes - Ausland betreffen, auch nicht 
em auswärtigen Amte des Bundes zufallen, ebenfowenig aber als innere Bun- 
esangelegenheiten in dem Sinne zu behandeln find, daß fie nach den Beſtim⸗ 
nungen ber Bunbesverfaffung einer ber fonftigen Bundesbehörden zugewieſen 
verden Fönnten. , 

Es kommt ferner in Betracht, daß felbft für den inneren Verkehr zwiſchen 
en Bunbesregierungen und Behufs Yortbilbung ber Bundeseinrichtungen, wie 
tes von dem Bunbesfanzler Grafen von Bismard wiederholt geltend gemacht 
vorden ift, biplomatifche Vertreter Preußens bei einzelnen Bunbesregierungen 
richt durchaus entbehrt werben können, indem manche Berhanblungen ausfchließlich 
uf dieſem Wege, andere wenigftens erfolgreicher auf ſolchem Wege ale innerhalb 
es Bunbesrathes gepflogen werben können, zumal biejer nicht während bes ganzen 
Jahres verfammelt if. 

Aus diefen Gründen ift neben bem auswärtigen Amte bes Bunbes bie 
Birffamleit eines fpeziell preußifhen auswärtigen Minifteriums 
uch fernerhin nothwenbig. 

Dies ift auch bei den Berathungen, burch welche ber Uebergang bes aus⸗ 
pärtigen Minifteriums auf den Etat des Bundes berbeigeführt worden ift, ſowohl 
m Neichdtage, wie im preußifchen Landtage anerkannt worden, und beshalb ift 
ür bie Bearbeitung der nicht zu den Bundesgeſchäften gehörigen auswärtigen 
Angelegenheiten eine Summe im preußifchen Etat bewilligt worben. 

Das preußifche auswärtige Miniftertum bfeibt freilich in feinem Berfonal- 
veftande mit bem auswärtigen Amte bes Bundes eng verbunden, und weil eiue 
vorber zu beflimmenbe Ausjonderung der rein preußiihen Angelegenheiten faft 
mausführbar erfcheint, ift jene Summe im preußifhen Stantshaushalte als eine 
Baujhfumme zur Abführung an den Norddeutſchen Bund behandelt worben. 

Der Bundeskanzler bleibt insbejondere zugleih der Chef 
»es preußifhen auswärtigen Miniſteriums. 

Man bat aus dem Umflande, daß im preußiihen Etat Feine Beſoldung 
nehr für den auswärtigen Minifter ausgefett ift, jchließen wollen, baß es einen 
verantwortlichen preußiichen Minifter ber auswärtigen Angelegenheiten nicht mehr 
eben könne. Diefe Folgerung bat an und für fich feine innere Berechtigung, fo 
venig wie durch ben Umftaud, daß Graf Bismard in feiner Eigenſchaft ale 
Dinifter « Bräfident niemals ein Gehalt bezogen hat, feine Stellung an ber Spike 
»es Minifteriums und feine minifteriele VBerantmortlichleit irgendivie fraglich ge- 
vorben ifl. Ueberdies ift in den Erläuterungen zum @tat bes preußifchen aus» 
värtigen Minifteriums ausbrüdiich geſagt: „die Geſchäfte des Chefs bes Mini⸗ 
teriums (der auswärtigen Angelegenheiten) werben vom Kanzler des Norbbeutichen 
Bundes unentgeltlich wahrgenommen.” 

Auch hieraus geht hervor, daß bei bem Mebergange bes Minifteriums ber 
wöwärtigen Angelegenheiten auf den Bund ausbrüdlich vorausgelegt war, baß 
ver Bundesfanzler zugleich Chef bes preußischen auswärtigen Minifteriums bleibe.“ 
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Eine Etat3äberfchreituug nuter dem früheren Fingnz⸗ 
Minifter von der Heydt. 


11. Februar. Erklaͤrung des Grafen v. Bidmard. 


(mit Bezug auf die im Jahre 1867 zum Bau von Eiſenbahnen be 
willigte, „nad Maßgabe der für bie einzelneu Baujahre erforberfidhen 
®elbmittel aufzunehmende” Anleihe, — welche, wie ſich bei ber Re» 
nunglegung pro 1866 ergab, von dem Minifter v. d. Heydt alstalk 
im ganzen Vetrage aufgenommen worben war. Im netenban'e 
war ber Antrag geftellt, die zur Berzinfung angefegte Summe ven 
720,000 Thlrn. zu verfagen.) 


(Der DMinifters Präfident und die Weflorvermaltung; bie 
Anleihe und die Yuremburger Fage Indemnität2bewilligung ; 
die Verdienfte des Miniſters v. d. Heydt). 


Was mich hauptſächlich veranlaßt bat, heute unter Ihnen er⸗ 
ſcheinen, das iſt die Thatſache, daß mir einzelne Aeußerungen des 
Referenten, wenn ich nicht irre, zu Ohren gekommen find, die ſich ſpeziel 
an meine Adreſſe richten. Der ger Referent, wenn ich recht unterrichtet 
bin, bat feine Berwunderung darüber ausgeſprochen, daß ich bei den Ber- 
handlungen nicht zugegen wäre, indem ich einmal ald Minifter- Präfident, 
weitend als Ausmwärtiger Miinifter bei denjelben betheiligt wäre. Was 
die erfte Eigenfchaft anbelangt, jo entnehme ich daraus, daß der Herr 
Referent trog feiner langjährigen Bertrautheit mit dem ganzen Wehe 
mus der preußifchen Regierung dennod die Stellung de Minifter - $ri- 
fidenten und den Zufammenhang der acht Minifterien unter fi erheblich 
überichägt. Ich glaubte, e8 könnte auch dem Herrn Referenten nicht emt- 
gangen fein, daß im Ganzen nach der hier noch bei der neulichen ‘Debatte 
ausdrüdlich gebilligten jetigen Verfaſſung unferer Minifterien und nad 
den darüber beftehenden Inſtruktionen die acht Minifterien ungefähr we 
acht durch eine Bundesverfafſung geeinigte Staaten nebeneinander füchen. 
Die Negel bildet die ftaatlihe Selbftändigfeit eines jeden Reflorts, die 
Ausnahme bildet die Verpflichtung, Gegenftände eined Reſſorts zur Kennt 
niß und Beichlußnahme des Staatdminifteriums ge bringen. Ob dieſer 
Buftand ein erwünfchter, ob er mit der ferneren Ausbildung umferes few 
flitutionellen Rechtes ein verträglicher ſei, das zu unterfuchen, iſt heute 
nicht meine Aufgabe; ich habe nur das Bedürfniß, ihn bier faltüch zu 
lonſtatiren. Es ift gewiß nicht nothwendig, ja faum möglich, daß der 
Minifters Präfident Kenntnig von allen Operationen der ei ini 
ſterien, namentlich von einer fo verwickelten Verwaltung, wie ber bei 
Binanz» Minifters, habe; für die anderen Herren Minifter ift dies ned 
minder mögln. Es ift überhaupt nicht durchführbar, daß ‘jeder der ad 
Miniiter die Geſchäfte feiner fieben Kollegen genau wie feine eigenen mut 
durchlebt und Tennt; bei der Ueberhäufung, weldye die Centraliſation der 
Geſchaſte fhon auf die minifteriellen Arbeiten legt, wird das Weserfe 
an minifteriellee Arbeitökraft erjchöpft. Die minifterielle Urbeit muß ver 
mindert werden, wenn die Berantwortlichleit nicht zu einer leeren Hedeusert 
berabfinten fol. Man kann unmöglich verantwortlich fein für Dinge, du 
man nicht kennt. Dieſe Maßregel, die bier angefochten wird, hätte wur 
als Minifter- Präfidenten noch jehr viel länger unbelannt bleiben Ismen, 
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als es thatjächlich der Fall geweſen ift, wenn ich nicht gelegentlich — etwa 
im vorigen Frühjahr — von ihr Kenntniß befommen hätte. Die Wirkung, 
welche die Mittheilungen auf mich gemacht haben, hat fich darin bethätigt, 
daß ich in Mebereinflimmung mit meinen Kollegen den früheren Herrn 
Finanz⸗Miniſter erfucht babe, nunmehr den Zuſtand der Finanzen des 
preußiſchen Staats mit rüdhaltlofer Offenheit nicht nur feinen ollegen, 
fondern auch dem Lande darzulegen, indem meiner Meinung nad in den 
Staatsfinanzen nichts verheimlicht werden follte. Wenn diefer Grundſatz 
längft befolgt wäre, dann glaube ich nicht, daß eine andere Verſammlung 
im vorigen Jahre alle Steuern abgelehnt, und uns in dem Maße, wie 
e8 geſchehen ift, die Sofinung genommen hätte, Geld zu erhalten in einem 
Augenblid, mo gerade die abfolute Xeere der Kaffen und die Nothwendig- 
feit, laufende Ausgaben zu beftreiten, noch am meiften zur Rechtfertigung 
der hier angefochtenen Unregelmäßigfeiten dienen konnten. 

Wenn der Herr Referent außerdem angeführt bat — ich kann e8 
faum glauben, aber ich habe es aus ficherer Quelle gehört — daß die 
Luremburger Frage mit diefer Operation, die mir im vorigen Frühjahr 
befannt geworden ift, im Zufammenhange fände, fo ift mir das ein neuer 
Beweis, bis wohin bei den geicheuteften Dilettanten in der Politik die 
Phantafie auf dem Gebiete der Konjekturalpolitik fi hinreißen läßt. Die 
Luremburger Frage bat meines Erachtens mit diefer Angelegenheit nicht 
im Entfernteften etwas zu thun; fie fpielte im Frühjahr 1867; eine 
Mobilmadung hat mit Nüdficht auf diefelbe nicht flattgefunden, wohl 
aber die Aufrechthaltung des damaligen Wehrftandes, wie er war, mit 
allen feinen Ausgaben, die vielleicht fpäterhin vermindert worden find; 
aber eine exceptionelle Leiſtung hat nicht ftattgefunden, denn — ich habe 
von der Aeußerung erft vor einer halben Stunde gehört, aber ich glaube, 
mein Gedächtniß täufcht mich nicht — in dem ugenblide, wo das 
Berlangen der Mobilmahung unferer Streitlräfte mir gegen« 
über angeregt wurde, babe ich gebeten, mir nod vier Tage 
Zeit zu laffen, und innerhalb Dieter pier Tage fam das Arran- 
ge ment zu Stande, auf Grund deſſen der Frieden erhalten 
wurde. 

Was nun die Sache felbft betrifft, jo habe ich ſchon zugegeben, daß 
ih Ihre Mipbilligung des formellen Verfahrens nicht unbegründet finde. 

ch weiß nicht, wenn ich rechtzeitig, ehe die Maßregel getroffen wurde, 
darüber befragt worden wäre, ob ich Angeſichts des dringlichen &eldbe- 
darf3 von damal3 meine Zuftimmung gegeben hätte; ich glaube, daß eine 
genaue Lejung der Worte des Geſetzes und das Gefühl der Verpflichtung, 
genau nad) diefem Geſetz zu verfahren, mich danon abgehalten hätte und 
ih eine andere Art der Beſchaffung diejer allerdings unabmeiglich noth- 
wendigen Mittel vorgezogen haben würde. Ich Tann e8 aber nicht beftimmt 
behaupten, meil ich diefe Frage nicht praftiich zu durchleben gehabt habe. 
aß der damalige Herr Finanzminifter in der beten Uebers 
Bengung ebandelt bat, im beften ®lauben, den Staat auf 
iefe Weife die Ausgaben am leichteften tragen zu laſſen, daß 
er überzeugt gewefen ift, daß jeder andere Modus entweder 
für unferen Kredit oder für das direkte Interefje der Finanzen 
nachtheiliger gewejen jein würde — dieſes Zeugniß, meine 
Herren, werden wir ihm alle ertbeilen, an feinem PBatriotis- 
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mus, an feiner Redlichleit werden wir nicht zweifeln, hochſtent 
an feiner Bedachtſamkeit in Fällen, wie der bier getadelte, 
Mas die weitere Behandlung der Trage ai Stasts- Nim- 
fterium anbelangt, fo bin ich der Meinung, daß der Herr — — 
ſich ſehr gern der Aufgabe unterziehen wird, die Verwendung aller Miteeil, 
welche durch diefe gegen Ihre Beichlüffe bewirkte Zin j ben 
Staat gefchaffen wurden — die Berwendung aller Theile der dadurch ge 
wonnenen Geldfumme zu ſolchen Ausgaben, welde gefeglich unbe. 
waren, nachzuweiſen, objchon ich mit ihm darüber eine Rückſprache 
nicht habe nehmen können. Cine weitere Verfolgung gegen die Perſos 
des früheren Finanz⸗Miniſters glaube ich, kann ſachlich zu nichts weiter 
führen, und ich bin überzeugt, wenn Ihnen die Pachweire, auf die Sk 
ein volles Recht haben, geliefert worden find, daß Sie felbit Davon ab- 
ſtehen. Es kann fein erhebliches pekuniäres Intereſſe dabei obwalten, de 
doch immer demjenigen, der in der Rage wäre, für 700,000 Thlr. md 
mehr Staatsausgaben aus feiner Privatlaffe geleiftet zu haben, dieſe Ans- 
aben erftattet werden müßten. Ich halte es nicht für die Auf der 
taatsregierung — und ich hoffe, daß ich darin mit meinen 
mit denen eine Berabredung zu treffen mir die Zeit gefehlt bat, einer 
Meinung fein werde — ich halte e8 nicht für unfre Aufgabe, einen 
in der Form, der begangen ift, abzuleugnen, jondern ich halte es für 
männlidher und der Sache und den Berfonen dienlicher, ıhu ganz offen 
auzuertennen und lediglich an Ihre Indemnitätsbemwilligung, nachdem Sie 
enaue Kenntniß von Allen haben, zu appelliren und Ihnen die Ber: 
Äherung zu geben, daß, fo viel an ung und jedem Einzelnen von uni 
liegt, eine Wiederfehr ähnlicher Vorkommniſſe zu verhüten wir für unjer 
Pfliht halten. Ich glaube, daß ich faft die Grenzen des Zuläſſigen be 
rührt habe in Aeußerungen über einen abmwejenden früheren Kollegen. 
Daß es mir fchwer gewejen tft, mit dieſer offenen ‘Darlegung der 
Vergangenheit vor Sie zu treten, können Sie mir glauben, nach dem ich 
mit dem früheren Herrn Finanz: Minifter zufanımen ereigaip- 
reihe Zeiten im Amte durdlebt babe, und er in einer ſchwie— 
rigen Epode, wo uns jeine einfiht&polle, raſche, energiide 
und vor der VBerantwortlichleit nicht zurüdjhredende Hälie 
die weſentlichſten Dienfte geleifter, feinen Augenblid gezögert 
bat, einzutreten, und in Zeit von wenig Tagen die Hindermiiie, 
por denen wir zu ftehen glaubten, die jo weit gingen, Daß 
Zweifel vorhanden waren, ob die nöthigen baaren Gelder zur 
Töhnung der Truppen disponibel wären, zu bejeitigem Das 
Andenken an bielen meines Eradtens in jeinen Wirkungen 
unzerftörbar in unjerem Staatsleben fortwirfenden großen 
Dienft, den der frühere Herr Finanz-Miuifter ung geleifet 
bat, bat mih abgehalten, Meinungsverjhiedenheiten, die 
zwifhen ihm und mir über die Verwaltung der Finanzen be» 
ftanden, jo fharf zu accentuiren, wie Sie vielleidt Gorer. 
feit8 erwarten; ih mödte aber aud, daß es Sie abbhielte, cia 
rein formales Verſehen härter zu beurtheilen, als es nad 
feinem innern moralijhden Werth, nad der Unantafbarleit 
feines Zwedes, nad der unzmweifelhaften finanziellen Recht⸗ 
lichkeit, in der da8 Verſehen gemacht wurde, verdienen fellte, 
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und ih kann Sie nur bitten, ertbeilen Sie jest, oder, wenn 
Sie wollen, nah einer gründlideren Prüfung, zu der ung 
möglidherweife eine außerordentliche Sigyung im Sommer Ge» 
legenbeit geben wird, der früheren Sinanz-Berwaltung In— 
demnität, und haben Sie da8 volle Bertrauen zu der gegen- 
wärtigen Bermwaltung der Finanzen — ein Bertrauen, dad 
Sie bisher ſchon mehrfach bethätigt haben, und das Sie ge- 
wiß nicht täufchen wird — daß Sie einen firengen und treuen 
Wächter des Fonftitutionellen Rechts auf feinem Poften finden. 


(Der für die Verzinfung der Anleihe angefehte Betrag 
wurde bewilligt.) 


Antrag auf Bertagung des Landtages. 


5. Februar. Mittheilung des Miniſters ded Innern Gra— 
fen zu Eulenburg in beiden Häujern ded Landtages. 


Meine Herren! Die Einberufung des NReichätages des Norddeutſchen 
Bundes darf nicht länger verzögert werden, es ift fiir diefelbe der 14. 
dieſes Monats in Ausficht genommen worden. Den Herren ift befannt, 
dag Landtag und Reichstag nicht füglich zu gleicher Zeit ihre Sigungen 
halten können, und es hat deshalb die Ermägung eintreten müffen, ob 
der Landtag zu fchließen oder nur zu vertagen fei. Die Regierung wünfcht 
das Testere, namentlich mit Rückſicht auf die u Zahl wichtiger Gefete, 
die ihrer Erledigung noch harren und an deren Zuſtandekommen das Rand 
ein lebhaftes Interefie bat. Das Staats» Minifterium hat fi) an Se. 
Majeftät den König gewendet und die Ermächtigung erbeten, die Zuſtim⸗ 
mung des Landtags zu einer länger dauernden Bertagung einzuholen. 
Diefe Ermächtigung ift geftern ertbeilt worden; ich überreiche diejelbe dem 
Herrn Präfidenten und zugleich folgenden Antrag: 

Berlin, den 4. Februar 1870. 

Auf Grund Allerhöchfter Ermächtigung vom 4. d. M. ergeht bierdurd) 
an das Herrenhaus der Antrag: 

Zur Bertagung des Nandtages der Monarchie vom 14. d. M. bis 
zum 2. Mai d. 3. jeine Zuftimmung zu ertheilen. 

Königlihes Staats⸗Miniſterium. 


Erklärung ded Grafen v. Bidmard im Herrenhaufe. 


(Wunfh auf Abjchluß der Hypothelenordnung und der 
Kreisordnung. Preußiſcher Particularigmus.) 


Meine Herren! Die Königliche Staatsregierung bedauert lebhaft, 
daß fie in die Nothwendigfeit verjegt ift, an Ihre Arbeitskraft auf einen 
fo großen Theil des Jahres Anfprüche ftellen zu müſſen. Es ift das 
zum Theil da8 Ergebniß der fomplizirten Berfaffung, der Doppelverhält- 
niffe, in denen wir leben, in denen ſich unfer parlamentarijches Leben 
entwidelt. Dieſe Uebelftände zu überwinden, wird meines Erachtens das 
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richtige Mittel in dem gegemfeitigen Entgegenlommen liegen, wie es 

der Negierung und dielem Saufe jeberzeit fattgefunden hat; bafl 

die Mittel bieten, die Klippen, die Schwierigleiten, welche die 

tion unſeres politijchen Lebens uns geſchaffen hat, zu umſchiffen umdb ums 
allmählich ein breiteres Fahrwaſſer zu bilden. Die Hemmnifie im mmjerer 
Arbeit werden wir nicht dadurd überwinden, daß wir eine Arbeit 

weil fie wichtig ift, auffchieben; gerade wenn fie wichtig iſt, muß man fe 
oft und lange beiprechen. ir fönnen unfere S Daburd 
überwinden, Daß unſere parlamentarijchen Ritperfchaften fd wi nicht zu lange 
bei einem und demfelben Gegenftand aufhalten, daß wir an Neben me» 
niger fruchtbar und die Reden weniger lang werden. Wir mit 
der Zeit dahin fommen. Aber die Ueberzeugung, daß biefen Ucbeifländen 
abgebotjen werden muß, kann nur durch die Erfahrung zu Reife gebracht 
werden. — 

Wenn die Königlihe Staatsregierung zu ihrem Bedanern an Ex 
die Zumuthung bat —* müffen, nach dem Reichstag in die Yanbt 
verhandlungen wieder einzutreten, fo ift fie dabei getragen von dem 
fühl ihrer eigenen Verantwortlichleit dafür, daß feine Zeit zur Berathung, 
und wenn es jein muß, zur Breitiprehung einer fo wichtigen Gejegesnor: 
lage verloren werde. Mein Herr Kollege, der Miniſter des Inrern, hei 
die goffnung noch nicht aufgegeben, daß wir bereit im ana Sommer 
die Kreisordnun Stande bringen lönnen; meine Hoffnung im dieſer 
Richtung ift vie it eringer, obſchon auch ich fie nicht au gebe, da, ICE 
allfeitig Neigung zur Berftändigung vorhanden wäre, man in 
über die Prinzipienfrage, die Jeder ja doch durchdacht hat, der den Ber 
bandlungen des andern Haufes gefolgt ift, fi) ausfprechen könnte. Aber 
jelbft, wenn das nicht der Fall wäre, fo Halte ich es für unerläßlich, dei 
nach der Reichstags- Sigung noch eine neue Landtags: Gigung oder em 
durch Vertagung unterbrochene Fortiegung ftattfinde, ſchon allein um der 
Geſetze aus dem Reſſort des Herrn Yuftiz» Diimifters willen. Diefe wärrden 
ung wahrſcheinlich nicht fo Ich lange aufhalten, fie find von dem ganzen 
Lande gefordert worden und find ein dDringendes Bedürfniß; und als Brut 
glied bes Herrenhaufes möchte ich demielben den Borwurf nicht machen 

afien, daß diefe hohe Körperfchaft der Gewohnheit, Strife zu machen, in 
dieſem Augenbnie und auf dieſem Gebiete ſich hingiebt. 

Ich komme damit auf meine zweite Eigenſchaft, als “> des 
Herrenhauſes. Gerade dieſe hat mich, wobei ich mich auf die 
meiner Kollegen im Miniſterium berufen könnte, angetrieben, jür bie Ber 
tagung einzutreten, indem ich darauf hinwies, daß wir es dem 
haufe ſchuldig find, nod in diefer Seſſion auch ihm das Wort zu — 
über fo bedeutſame Vorlagen, wie fie im andern Haufe verhandelt find: 
dabei verfegen mir das Herrenhaus in eine eminent günftige Züge, mwewn, 
wie der Herr v. Kleift verfichert, die Elaborate des andern Haufes mich 
die BZuftimmung der öffentlihen Meinung und der Vetheiligten Feen 
und gerade, wenn dieſes begründet ift, find wir bem Herrenhauſe | 
ym die Gelegenheit, fi auszuſprechen, zu geben, und es imärbe eim 

ngerechtigkeit gegen das Herrenhaus fein, ihm eine fo gänftige Gelege» 
heit zur Ausſprache zu entziehen. Es würde namentlich aber nachtherkg 
für die: Intereffen dieſes Hauſes felbft und für die der Regierung 
wenn die Wahlen einträten, ohne daß das Herrenhaus Gelegenheit 
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bat, fih über ein Thema, das bei den nächſten Wahlen eine fo große 
Rolle fpielen wird, auszufprechen, die Meinungsverſchiedenheiten von jei- 
nem Standpunft aus zu beleuchten und jeder Verdächtigung, jeder Ver: 
ennung der Beweggründe, melde da8 Herrenhaus beim Berfagen der 
Diskuffion geleitet haben, die Spitze abzubrehen. Ob da8 Herrenhaus 
überall in den Wahlkollegien auf eine wohlwollende Beurtheilung feiner 
politiichen „“päigfeit zu rechnen hat, das überlafle ich Ihnen jelbft zu beur- 
tbeilen. Eine Unklarheit über die Motive, aus melden das Herrenhaus 
fih der Diskuffion verfagt, ift für mich nicht vorhanden, für mich find 
es die Motive, die auf der Tribline dargelegt werden. Aber für die Gegner 
des Haufes, unter denen ja auch folche find, denen jedes irgendwie plau- 
fible Motiv willlommen tft, um das Herrenhaus in einem üblen Nicht 
erjcheinen zu laſſen, denen gegenüber fcheint e8 mir nüglih, daß das 
Herrenhaus durch eine offene Ausſprache feiner Stellung zur Kreisordnung 
die Wähler, mit denen die einzelnen Mitglieder diefes Haufes als zum Theil 
ſehr einflugreihe Mitwähler zu thun haben, darüber auffläre, welche 
Motive dad Herrenhaus leiten. Dies find gerade die Motive, welche ich 
in den Borverhandlungen in den Bordergrund geile babe, und das iſt 
die Ueberzeugung, an der ich auch jest fefthalte. Im Intereſſe der 
Regierung liegt es außerdem, darüber keinen Zweifel zu 
laffen, daß fie mit vollem Ernft diejenigen Reformen der 
Kreißorbnung anftrebt, die abjolut notwendig und von der 
öffentliden einung allgemein gefordert werden, bevor man 
daran gehen kann, bei uns in Preußen eine Dezentralifation 
ber Geſchäfte vorzunehmen und einen erheblihen Theil ber 
Attribute der Bezirksregierung refp. der Minifter auf die Or— 
gane des Kreifes zu vertheilen, — bevor wir daran gehen, bedürfen 
wir einer Neform der Kreisordnung, und wenn die Nothwendigleit ber 
Dezentralifation von der überwiegenden Mehrheit diefes Haufes und der 
Bevöllerung anerkannt ift, fo muß auch das zweite Zugeltändniß folgen, 
dag vor allen Dingen nothwendig ift, für die Arbeit an der Kreisver⸗ 
fafiungsreforn keine Zeit zu verlieren, die irgendwie nüßlich dazu ver- 
wendet werden könnte Wenn wir uns auch Darauf gefaßt machen jollten, 
dag die ganze nächſte Legislaturperiode mit den Verſuchen, zwiſchen den 
beiden Häufern eine Verfländigung unter fih und mit der Regierung über 
die Reform der Kreisordunng herbeizuführen, ausgefüllt werden follte, jo 
würden wir doc nicht darauf verzichten können, fie durchzuführen und 
unabtälfig daran zu arbeiten. Wir können diefe Angelegenheit nicht mehr 
von der Tagesordnung verjchwinden lafien. Die Aufgabe hat ihre Sporen 
in fi, durch welche die Regierung unabläffig vorwärts getrieben wird 
in der Beihäftigung damit. Daß wir num eine elf det gewinnen, 
wenn wir und in diefem Sommer wieder damit beichäftigen, aud in dem 
alle, daR das Nefultat nicht das eines definitiven Beſchluſſes fein jollte, 
darin, glaube ich, werden Sie mir Recht geben. Aber der definitive Be⸗ 
ſchluß ir in diefem Jahre jedenfalls leichter möglich, wie in der folgenden 
Sigungsperiode. In diefem Jahre, auch menn Sie nicht in die Bertagung 
willigen und die Regierung dadurch genöthigt wird, eine ertraordinäre 
Sigung zu berufen, wird das Abgeordnetenhaus in der Lage jein, ſämmt⸗ 
liche gefaßten Beſchlüſſe an einem Tage en bloc wiederholen zu konnen, 
und dann wird die Beit, die das Abgeordnetenhaus auf dieſen Aft ver- 
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liert, eine immerhin nım geringe fein. Wir können noch in dieſem Jahr 
mit einer berabaften nftrengung die Kreisordnung bewältigen; daß wir 
e8 tbun werden, will ich nicht behaupten, denn, meine Herren, ich bin 
nicht fanguinifch in diefer Richtung. Uber wir können es, wenn das Ab⸗ 
geordnetenhaus fchleuniger arbeitet wie bisher und rafcher fertig wird, 
als nad dem jetigen Prozentfaß der Paragraphen auf den Tag oder der 
Zage auf den Paragraphen. Dann, meine Herren, werden wir, wenn es 
ung gelingt, den Termin vom 2. Mai einzuhalten, mit einer Sommer⸗ 
figung von 6 Wochen, die uns in diefelbe Zeit bringt, zu der wir, meines 
Erinnerns, in jedem bisherigen Jahre unfere Arbeiten gefchloflen haben, 
nämlich um den Berliner WBollmarlt, gegen Ende Juni — dann werden 
wir unter allen Umftänden jo weit vorwärts kommen, daf das Abgeord- 
netenhaus feine Arbeiten abgejchlofien bat, das Herrenhaus wenigſtens 
die Gelegenheit gehabt bat, fi außzufprechen, wenn etwa die Schwierige 
keiten, eine Einigung berzuftellen, unüberwindlic ſein jollten, wenigftens 
einen Ausspruch zu leiften, auf den die Mitglieder fich bei den Wahlen 
beziehen können; und wenn es richtig ift, daß die Beſchlüſſe des anderen 
Haujes fo viel Mißvergnügen in den betheiligten Kreifen erregt haben, fo 
werden die einzelnen Dlitglieder des Herrenhaufes ihrer politiiden Stellung 
dur Solche Ausſprache weſentlichen Vorſchub leiften. Denn ich glaube 
nicht, daß alle Wähler die Zeitungen ımd die Landtags» Verhandlungen 
mit derjelben Genauigkeit leſen, wie wir bier; deshalb, um Allen Har zu 
madhen, um was e8 fich bier handelt, fann man nicht oft und gründlich 
genug die Sache diskutiren. Denn jchon Jemand, unter uns lebt, 
(bir den Debatten genau zu folgen, fommt darüber jehr leicht in Irr⸗ 
thümer. 

Ih glaube, daß’ dieſe Ausſprache, die ich dem Herrenhaufe zu gönnen 
für meine Pflicht halte, nicht verloren fein wird, und ich halte die Ki 
nigliche Regierung für verpflichtet, fie herbeizuführen; auch wenn das heu⸗ 
tige Botum Ihr Entgegenfommen nicht bethätigen wird, jo kann ich nicht 
anderd als Sr. Majeftät dem Könige rathen, daß nad dem Schluffe des 
Reichstages, wenn die Vertagung von Ihnen abgelehnt wiirde, eine außer⸗ 
ordentlihe Sigung berufen werde. 

Was fchlieglich den Borwurf betrifft, als würde von ung der Reichs⸗ 
tag rüdfichtSvoller behandelt al8 das Herrenhaus, fo muß ih auf ihn 
doch als Bundeskanzler einen furzen Nüdblid werfen. Ich bedauere, daß 
bei früheren Gelegenheiten und auch heut eine unmotivirte Scheidung ge 
macht wird zwiichen den Sinterefien des Bundes und denen Preußens, 
als ob e3 Elemente wären, die in fich zwei verſchiedene Völker darftellten, 
die rivalifirende Interefien bätten, von denen zu befürchten wäre, daB 
der eine den anderen erdrüdte oder ſchädigte. Es ift ſehr leicht möglich, 
daß ein mißverftandener preußijcher Partikularigmus den Bund jchädigt 
und ihn in feiner Entwidelung aufhält; es ift mir aber undenkbar, daß 
der Bund durch Pflege feiner Interefien die Intereſſen der 25 Millionen 
Preußen, die Vierfünftel feines Beſtandtheils bilden, irgendwie fchädigen 
fönnte, daß, wenn ich mich fo ausdrüden darf, der König, der ala Ober 
haupt des Bundes die Bureaur Seiner Beamten in der Wilhelmsſtraße 74 
bat, dem Slönig, der als mi von Preußen die Bureaux Seines 
Staatd- Minifterrums nebenan, Wilhelmsitraße 75, hat, daß dieſe beiden 
Monarchen in Zwiejpalt mit einander gerathen könnten darüber, daß bie 
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Snterefien Preußens und die Intereſſen des Bundes nicht diefelben feien. 
Und num vergegenwärtigen Sie ſich doch, melde wejentlih preußiichen - 
Sntereffen find jegt ausichlieglih im Bunde vertreten: die ganze auswär⸗ 
tige Politik, der ganze Kriegaftand, die Marine und die ganze Handels» 
und Bollgefeggebung Preußens wird dort behandelt, man kann dort 
ebenfo gut wie bier Preuße fein, und ich möchte mich ein für allemal 
gegen diefe ungerechtfertigte und unwahre Scheidung zwiſchen Preußen und 
den Bund und gegen die Borausfegung einer angeblichen Rivalität beider 
verwahren. Daß die nationalen Intereſſen des weiteren Berbandes nad) 
Bedurfniß den Intereffen der einzelnen Ränder vorgehen müſſen, fpreche 
ich bier offen aus, und deshalb hat Niemand das edit, meinen preußi- 
fhen Patriotismus in Zweifel zu ziehen, ebenjo wenig wie ich an Ihrem 
deutſchen Patriotismus zmweifle. Aber wenn der preußifche Yandtag daß 
Recht für fich in Anſpruch nimmt, gerade Preußen, welches die bevorzug⸗ 
tefte, welches eine ganz erceptionelle Stellung im Bunde, unabhängig von 
feiner Größe, einnimmt, wenn Preußen partilulariftiide Anſprüche machen 
will, die e3 feinem Bundesgenoffen nicht einräumt, wenn der Reichstag 
zwar beichlofien bat und mit Recht, daß Landtag und Reichstag nicht 
coincidiren jollen, und Sie dagegen fagen wollen, das mag gut fein für 
die anderen Bundesftaaten aber nicht fir den Preußiſchen Landtag, der 
bier zu Haus ift und bier fein Recht hat — fchlagen Sie diefen Weg 
ein, dann gehen unfere Wege fo himmelweit auseinander, daß wir uns 
nicht mehr wieder finden. 


Die Bertagung wurde im Herrenhaufe abge- 
lehnt. 


12. Februar. Schluß der Seſſion. 


Schlußrede des Grafen von Bismard. 


Erlauchte, edle und geehrte Herren von beiden Häufern 
des Landtages! 


Bei der Eröffuung der gegenwärtigen Sitzungsperiode war e8 ber 
Wunſch der Regierung Seiner Majeftät des Königs, zunächſt die gefähr- 
dete Ordnung des Staatshaushalts nen zu fichern, außerdem aber wich⸗ 
tige Reformen der Gefeggebung mit der Yandesvertretung zu vereinbaren. 

Die Königlihe Regierung erkennt mit Dant an, daß die beiden 
Häufer des Landtages zur Befeitigung der Schwierigkeiten der Yinanz- 
verwaltung bereitwillig die Hand geboten haben. Dur die Annahme des 
Konfolidations-Gefeges ift ein wichtiger Schritt gejchehen, um dem Staate 
eine freiere Bewegung in Betreff der Tilgung der Staatsfchulden zu 
ermöglichen. Die dadurch herbeigeführte Minderausgabe, ſowie die anfehn- 
lihen Einnahmen des Staatsfhates haben e8 zur Genugthuung Seiner 
Majeftät des Königs geftattet, für das Jahr 1870 das Gleichgewicht 
zwifchen den Einnahmen und Ausgaben des Staates wiederherzuftellen, 
ohne die Steuerktraft des Landes in erhöhten Maaße in Anſpruch zu 
nehmen. Zugleich wurde die Möglichkeit gewonnen, auch Bedurfniſſen, 
welche vorher zurüdgeftellt werden mußten, Abhülfe zu gewähren. Wenn 
dies in Beireft manches berechtigten Wunfches noch nicht angänglich war, 
jo wird es hoffentlih in Zukunft gelingen, durch zweckmäßige weitere 
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Reformen und angemeflene Erhöhungen einzelner Steuern ſowohl zur 
Ermäßigung anderer als zur Vermehrung nühliher Ausgaben die Mittel 
u erlangen. 

’ Dem Zuſammenwirken des Landtages mit der Königlichen Regierung 
wird das Land eine erhebliche Zahl nützlicher Geſetze auf den verjchiedewen 
Gebieten der Staatsverwaltung verdanken. 

Dagegen find die wichtigen Vorlagen, durch welche umfaflende Ne⸗ 
formen auf dem Gebiete der inneren Berwaltung, der Rechtspflege und 
des Unterrichtsweſens angebahnt werden jollen, nicht zum Abſchluſſe, zum 
Theil no nicht zur Erledigung in einem der beiden Häufer gelangt. 

Die Regierung Seiner Drajeftät hatte bei der frübzeitigen Borlegung 
der betreffenden Entwürfe auf einen günftigeren Berlauf der Berathungen 
um fo mehr rechnen zu dürfen geglanbt, als fie ihrerſeits beftrebt gewejen 
war, in den vorgelegten Entwürfen die Grundlagen für einen befriebigenden 
Ausgleich der verfchiedenen Intereſſen und Auffafjungen darzubieten. 

"Die bisherige Berathung der Kreisordnung hat in weientlichen 
Theilen des vorgelegten Entwurfes „beichungen der Anfichten des Haufes 
der Abgeordneten von denen der Königlichen Hegierung conftatirt. Dem- 
ungeachtet giebt die Königliche Negierung die Hoffnung nicht auf, daß 
auf den Grundlagen des Entwurfs eine alljeitige Verſtändigung erreihbar 
fei, und daß die weitere Berathung in beiden Häufern wenn nicht zu 
einer endgültigen Vereinbarung, doch zu einer erwünfcdten Klärung der 
Auffaflung führen und hierdurch die künftige Löſung der Aufgabe erleich- 
tert werde, 

Die Königliche Regierung ift ferner von der Anficht durchdrungen, 
daß die beabfichtigte Reform des Hypothekenweſens einem dringenden 
Bedürfniffe, befonders des Grundbeſitzes, entſpricht. 

In diefer Ueberzeugung hatte die Königliche Regierung im Hinblick 
auf die bevorftehende Seflion des Reichſstages des Norddeutichen Bundes 
eine einftweilige Bertagung des Landtages und die Wiederaufnahme 
der begonnenen wichtigen Arbeiten nad einigen Monaten für 
angemefjen eradtet. Sie wurde hierbei einerfeitS durch die gebotene 
Nädfiht auf die größere nationale Gemeinfchaft, zugleich aber von ber 
Hoffnung geleitet, daß die Zeit der Bertagung der Vorbereitung eimer 
beileren Berftändigung über die wichtigen Reformgeſetze förderlich fein 
werde, 

Nachdem der Antrag auf BVertagung von dem einen der beiden 

äufer abgelehnt worden ıft, liegt es in der Abficht der Regierung Seiner 
Majeftät, durch eine außerordentlihe Seffion dem Nandtage zur 
Sicherſtellnng menigftens eines Theils der Ergebniffe der bisherigen 
Beratungen Gelegenheit zu geben. 





69, Reichstags - Selfton 1870. 


1870. 14. Zebmar. Eröffnung des Reichstages. 


Thronrede Sr. Majeltät ded Königs. 


Geehrte Herren vom Neichstage des Norddeutfchen Bandes! 


Im Namen der verbündeten Regierungen heiße Ih Sie zur lebten 
Seſſion der Legislaturperiode willlommen. 

Sie werden in diefer Seffton berufen fein, die unter Ihrer Mit⸗ 
wirkung gefchaffenen und durch einmüthiges Zuſammenwirken der verbün- 
beten WRegierungen in Leben getretenen Ynftitutionen zu ergänzen und 
fortzubilden. 

Zu Meiner lebhaften Vefriedigung ift e8 der hingebenben Thätigleit 
ber zur Vorbereitung eines Strafgeſetzbuchs für den Norddeutichen Bund 
berufenen Männer gelungen, den Abſchluß diefes umfangreichen Werkes 
dergeftalt zu fördern, daß daſſelbe, vom Bundesrathe genehmigt, Ihnen 
fhon heut vorgelegt werden kann. Indem dieſes Gejegbuh auf einem 
der wichtigften Gebiete des öffentlichen Rechtes die nationale Einheit im 
Norddeutſchen Bunde zum Abjchluffe bringen will, enthält es zugleich eine, 
den Forderungen der Willenfchaft und den Ergebnifjen reicher fah⸗ 
— entſprechende Fortbildung des im Bundesgebiete beſtehenden Straf⸗ 
rechtes. — — 

Die Anbahnung der im Artikel 4 des Prager Friedens vorgeſehenen 
erflänbigung über die nationale Verbindung des Norddeutſchen Bundes 
mit den Stddeutihen Staaten ift der Gegenftand meiner unausgejeßten 
Aufmerkfamtleit. 

Ein mit dem Großherzogthum Baden gefchloffener Jurisdiktions⸗ 
Bertrag, der Ihnen zur Genehmigung zugehen wird, dehnt die Grund⸗ 
fäße der Gemeinſamkeit des Rechtsſchutzes, welche durch das Geſetz über 
die Gewährung ber Rechtshülfe für den Norddeutfchen Bund zur Gel- 
tung gelangt find, in nationalem Sinne über die Grenzen des Bundes- 
gebietes aus. Durch eine Ergänzung der Maaß⸗- und Gemwichtsordnung 
wird die Möglichkeit gewonnen werden, der Gemeinjamfeit de Maaß⸗ 
und Gewichtsweſens mit anderen Deutſchen Staaten durch gegenfeitige 
Bulaflung der geaichten Maaße und Gewichte Ausdrud zu geben. Zur 
Gereilung der Süddeutſchen Feftungs- Commilfion hat der Bund dur 

eine Dermittelung unter Einwilligung in den ungetheilten Yortbeftand 
des gemeinjamen Feſtungs-Eigenthums bereitwillig mitgewirkt. 

Die Geſammtheit der Verträge, weldye den Norden Deutſchlands 
mit dem Süden verbinden, gewähren der Sicherheit und Wohlfahrt des 


Fürſt Bismard., 56 
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gemeinfamen Deutſchen Baterlandes die zuverläfligen Bürgſchaften, welche 
die ftarke und gefchloffene Organijation des Nordbundes im ſich trägt. 
Das Bertrauen, welches unfere Süodeutjchen Berbündeten in diefe Bürg- 
ſchaften fegen, beruht auf voller Begenfeitigfeit Das Gefühl nationaler 
BZufammengehörigkeit, dem die beftehenden Verträge ihr Dafein verdanten, 
das gegenjeitig verpfändete Wort Deutjcher Fürften, die Gemeinſamkeit 
der höchſten vaterländifchen Intereſſen, verleihen unjeren Beziehungen zu 
Süddeutihland eine von der wechſelnden Woge politiicher Leidenſchaften 
unabhängige Feſtigkeit. 

As Sch im vorigen Jahre von diefer Stelle zu Ihnen ſprach, habe 
ich dem Vertrauen Ausdrud gegeben, daß Deinem aufrichtigen Streben, 
den Wiünfchen der Völker und den Bedürfniffen der Civiliſation durch 
Verhütung jeder Störung des Friedens zu entiprechen, der Erfolg unter 
Gottes Beiſtand nicht fehlen würde. Es thut Dieinem Herzen wohl, heut 
an biefer Stelle befunden zu können, daß Mein Bertrauen feine volle 
Berechtigung hatte. Unter den Regierungen, wie unter den Böllern der 
heutigen Welt ift die Ueberzeugung in Kegreichem Fortſchritte begriffen, 
dag einem jeden politifchen Gemeinweſen die unabhängige Pflege der 
Wohlfahrt, der Freiheit und der Gerechtigkeit im eigenen Haufe zuftehe 
und obliege, und daß die Wehrfraft eines jeden Landes nur zum Schutze 
eigener, nicht zur Beeinträchtigung fremder Unabhängigkeit berufen ſei. 

Die Yegislaturperiode des gegenwärtigen Heich&tages naht fih ihrem 
Schluſſe. Durch Ihre bisherige an Erfolgen reiche Thätigkeit und die 
fruchtbare Wechſelwirkung, mit welcher die Arbeiten der verbündeten Re⸗ 

terungen und des Reichstages in einander gegriffen haben, find die 
Bundes » Einrichtungen feft begründet, und ift die Richtung ihrer Ent- 
widelung zum Heile des Vaterlandes beftimmt worden. In diejem Sinne 
werden die Berathungen der bevorftehenden Seffion erneut Ihre ange» 
firengte Thätigleit in Anſpruch nehmen. Aber Sie werden durch Löſung 
der Sönen vorliegenden Aufgaben die Erfolge des gegenwärtigen Reichs⸗ 
tage8 zu einem Abfchluffe bringen, welcher die damit verbundenen Müben 
duch den Dank der Nation lohnen und diefem Reichstage eine ber: 
porragende Stellung in der Geſchichte der vaterländifchen Inſtitutionen 
fihern wird. 


Baden uud der Norddeutſche Bund. 


(Antrag bes Abg. Laster und Genofien bei Berathung bes Jurisdictions⸗ 
vertrags mit Baben: „Der Reichstag wolle, bei Aunahme bes Vertrages, 
beichließen, zu erflären: Der Reichstag des Norddeuiſchen Bunbes fpricht 
den unabläffigen nationalen Beftrebungen, in denen Regierung und 
Boll des Srokbergo thums Baden vereinigt find, feine dankende Aner- 
lennung aus; der Reichstag eriennt in biejen Befttebungen ben lebhaften 
Ausdrud der nationalen Zuſammengehörigkeit und nimmt mit freudiger 
Genugthuung den möglichſt ungefäumten Anjchluß an ben beſtehenden Bund 
als Ziel derielben wahr.“ 

Hierzu der Antrag bes Abg. von Blankenburg: „Der Reihstag wolle 
beichließen, den zweiten Abſatz des Antrages fortzulaffen, und ſtatt desjelben 
dem erften Antrag hinzuzufügen: „und erlennt in diefen Beſtrebungen den 
lebhaften Ausbrud ber nationalen Zufammengehörigleit.”) 
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24. Februar. Erklärungen ded Grafen v. Bismard, 


(Warum der Eintritt Badens zur Zeit nicht wünſchens⸗ 
werth; was bereit3 errungen ift; das Ziel der vollen natio= 
nalen Einigung; fogenannte VolfSpolitif; die auswärtige Po- 
litik und die parlamentarijche Kritik.) 


Der Umftand, daß der Antrag, der uns gedrudt vorliegt, von Namen 
unterjchrieben ift, deren Träger mir ihr Vertrauen häufig ausgeiprochen, 
mitunter auch bewiefen haben, nöthigt mich zu ber öffentlichen Erflärung, 
Daß ich dieſem Antrage vollftändig fremd bin, daß er mir überraſchend, 
daß er mir im höchſten Grade unermwünfcht gekommen ift, daß ich im 
Anfange geneigt war, ihn für einen politifchen Fehler zu balten, und daß 
ich es nad) der Rede ded Abgeordneten Lasker wieder bin. 

Mir war im Anfange der Accent entgangen, den der Text des eigent⸗ 
lichen Antrages auf das Wort „möglichft ungeſäumt“ vielleicht legen 
tönnte. a, über dieſes „möglichit ungeſäumt“, richtig verftanden, da 
könnten wir unter Umftänden jehr bald zu einer Einigkeit fommen; dieſes 
„möglichft“ ungefäumt hat aber die Rebe des Herrn Abgeordneten Raster 
vollftändig eliminirt — meiner Ueberzeugung nad). 

Ich bedauere die Tendenz, die hiermit dem Anfrage gegeben ift, auß 
zwei Gründen; einmal, weil fie mir von Neuem den Beweis liefert, wie 
ſchwer e8 ift für große parlamentarifche Berjammlungen, dasjenige Maaß 
von Selbftbeihräntung im eigenmächtigen, unverabredeten Hineingreifen 
in die auswärtige Politif zu erreichen, welches allein die erecutine Gewalt 
befähigt, in der ununterbrodenen und intimen Anlehnung mit den Par⸗ 
famenten, wie mir fie wünjchen, auswärtige Politit zu betreiben. Inſo⸗ 
fern, als ein folder Antrag, eine folche Diskuffion hier an's Tageslicht 
fommt ohne die mindefte Verabredung mit mir, und ohne, daß Sie ſich 
darüber vergewifiern, daß die Abgabe der Erklärung, die zu geben fie 
mich nöthigt, mir nicht im bödhften Grade unerwünjcht fe, — meine 
Herren, in diefer Weife können wir feine gemeinfame Politik 
treiben; menigftens entziehen Sie mir jede Stüge, die Sie, bereitwillig 
mir zu gewähren, früher allerdings öfter in Ausficht geftellt haben. 

Zweitens ift der Eindrud für mich der des Bedauerns gewefen, weil 
ih unter der Wirkung der Rede des Herrn Abg. Lasfer mich nicht ganz 
von der Beſorgniß losmachen konnte, daß diejer Antrag allerdings, mie 
der Herr Vorredner fagte, im Auftrage geftellt jei, aber nicht in — 
meinem. Der Herr Redner befundete jo intime Beziehungen zur Groß- 
herzoglich badijchen Regierung, wie fie ſelbſt mir nicht eigenthümlich find. 
Der derr Redner mußte nicht nur genau über deren Intentionen Beſcheid, 
fondern machte fi) auch anheiſchig, wie mir ſchien, das etwa in den Alten 
fehlende Amtliche fofort zu befhalten. Mir wurde dadurch der Eindrud, 
daß der Herr Redner mehr im Intereſſe der badifchen Regierung, wie 
im bdiefjeitigen ſprach, ich kann mich vielleicht irren, und ich würde mid 
herzlich freuen, wenn meine Bejorgnig unbegründet wäre. Aus den Worten 
des Redners war eine gewiſſe Müdigkeit der badischen Regierung, die 
Dpfer, die er mit Recht an ihr gerühmt hatte, weiter zu (eiften, berauß= 
zulefen, eine Müdigkeit, die mir direkt gegenüber nicht hat ausgeſprochen 
werden wollen, eine Müdigkeit, in deren Borhandenfein ich gern 
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trauen feße, an die ich nicht glauben möchte. Aber wenn nun bier von 
meiner Seite eine Antwort ’erfolgt, die die badiſche Regierung mit Sicher⸗ 
beit vorausfehen konnte — für fie tft dag Räthſel fein Räthſel, welches 
der Herr Abgeordnete bier wiederholt als ſolches behandelte, fie teum 
unjere Anfhauung darüber volllommen — wenn nun alfo die babiide 
Negierung das Bedürfnig gehabt hätte, diefes Räthſel nicht für fie, fon- 
dern für das Publikum gelöft zu ſehen, fo müßte ich beforgen, daß de 
badiſche Regierung eines ſolches Vorganges nad einer Richtung hin be: 
durfte, von der ich allerdings aufs Höchfte beklagen wiirde, wenn fie die⸗ 
ſelbe einjchlüge. | 
Wenn der Antrag des Herrn Vorrednerd nur dahin gegangen wäre, 
der badifchen Hegierung das Zeugniß öffentlich zu gewähren, was er 
ihr bei ertbeilt hat, und von dem idy wünſchte, dar er in derfelben Un⸗ 
port eilichkeit, ich kann wohl fagen: mit derjelben Liebe, auch einmal über 
ie preußiiche Regierung urtheilen möchte, wenn e8 bloß darauf anfam, das 
u befunden, jo hieß das ja wirklih Eulen nah Athen tragen — die 
© altung der badifhen Regierung, der Muth, den fie den Be- 
Drohungen und Bedrängungen im Innern wie dem badifden 
Auslande gegenüber igbergeit bewiejen bat, die Hingebung 
für nationale Zwede, die Se. Königliche Hoheit den Brof- 
perang, feine Organe, den verftorbenen Minifter Mathy und 
feine Kollegen bejeelt, find ja für Niemanden im Zweifel; wir haben 
wirfli nicht ein Bedürfniß, das zu wiederholen, obwohl aud) mir m 
biefer Beziehung der Antrag lieb ıft, es thut mir wohl, dieſes Aner- 
tenntniß jederzeit zu wiederholen, ich ftehe offen dafür ein und unterfchreike 
jedes Wort, das der Herr Vorredner in diefer Beziehung fagte, nur halte 
ih es für überflüjfig, es ift etwas, woran Niemand und nach femer 
Richtung hin zweifelt; kam e8 bloß darauf an, — fo behält ja das Bauten: 
burgifche Amendement diefen Theil des Antrages bei: der badiidyen Re: 
terung dies Zeugniß von der fompetenteften deutſchen nationalen Ber 
Tammlung außzuftellen, die im Augenblicke eriftirt, — fo unterſchreibe ich 
den Antrag aus vollem Herzen und kann im Voraus verfihern, dag beı 
der badijchen Regierung fein Zweifel darüber ift, daß die verbündeten 
Negierungen und ihr Präfidium diefe Weberzeugung in vollem Maaße 
theilen. Aber der Herr Redner geht weiter. ‘Der Derr Nebner verwandelt 
den Antrag — ich kann e2 nicht anders nennen — in ein Mißtrauent- 
votum gegen die bisherige auswärtige Bolitik; ihm dauert «2 
zu lange; er bat mit großer Entjchiedenheit dem Antrage die Erläuterung 
gegeben, daß da8 Präjidium gedrängt werden foll, von feiner Befuguiß 
die im legten Paragraphen der Berfaflung ihm verliehen wird, Gebrauch 
zu machen, und hat in Ausficht geftellt, daß die dazu etwa fehlende alter- 
mäßige Grundlage von Baden in wenigen Wochen zu beſchaffen en 
würde, wenn mir dies wünſchten. Nun, meine Herren, ich erwiedere be 
offen: ih wünſche fie nicht und erlaube mir, auch für den Redner des 
re Gründe zu löſen, welches für die badifche Regierung länyt 
elöft ift. 
: Wenn man den Beitritt Badens in den Norddeutichen Bund wänide 
jo fann doch unmöglidh Einer von uns dies als ein Definitmum, et 
einen definitiven Abt chluß der deutſchen Trage betrachten wollen, ſender 
wir werden darüber einig fein, daß es nur dag Mittel fein kann, t 
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das gefammte Deutfchland, zwiſchen Norbdeutfchland und dem gefammten 
Süden Deutfchlande, diejenige engere Bereinigung herbeizuführen, die wir 
Ale erftreben, mag es jein, in welcher Form es will, und die ich dahin 
definiren möchte, daß wir bie intimften, gemeinfamen Inftitutionen, fiber Die 
wir ung beiderfeitig in voller Freiwilligkeit einigen können, herbeiführen 
— aber in voller Freiwilligkeit, ohne Drohun one Preifion, ohne Druck. 
Der verftimmte, gezwungene Bayer oder Württernberger in der engften 
Genoſſenſchaft kann mir nichts helfen, und ich würde immer vorziehen, 
noch geh Menfcenalter zu warten, al8 Zwang nad der Richtung hin 
zu üben. 

Nun fragt es fih, an welder Stelle ift das ÖroBhera0g- 
thum Baden, ala Träger des nationalen Gedankens, ich Tann 
jagen, als der einzige offizielle Träger des nationalen ®e- 
danfens, unter den vier ſüddeutſchen Staaten — an welder 
Stelle ift e8 der nationalen Einigung Deutſchlands förder— 
licher, als abgefchloffener Beftandtheil des Bundes, außge- 
fhloffen aus dem Süden, oder als vermittelndes Element 
innerhalb der Verhandlungen, die der Süden in ſich und mit 
dem Norddeutjchen Bunde führt? Ich kann mich darin irren — viel» 
leicht ift mir das Glüd im richtigen Griff, das mich eine Zeit lang begleitet 
bat, abhanden gekommen, vielleicht ift es auf den erften Herrn Redner 
übergegangen, — ic kann mic) darin irren, es kann fein, daß meine Auf» 
fafjung eine unweije ift, aber ich kann nur nach meiner handeln; ich bin 
überzeugt, daß da8 Großherzogthum Baden, wenn es in der Haltung wie 
bisher fortfährt, ja felbft wenn e8 nicht fortfahren follte, wenn die be- 
dauerliche Beforgniß, die ich im Anfang meiner Rede ausſprach, begründet 
fein follte, auch dann nody vermöge der nationalen Wichtung feiner ge⸗ 
bildeten Stände — ja der Majorität feines Volles — und im Lager 
des Südens immer noch nütlicher und förderlicher ift, al8 in dem des 
Nordens. Bergegenmärtigen Sie fih die Frage doch einmal in Bezug 
auf Bayern; wenn wir mit Bayern zu thun hätten lediglich in der Ar 
fammenfegung, wie fie Alt-Bayern, Ober» und Nieder Bayern und Ober⸗ 
Pfalz darftellt, wäre da nicht die Hoffnung, daß wir je mit Bayern zu 
einer befriedigenden Einigung kommen könnten, eine viel weiter Hinaud: 
zurüdende — ganz würde ich fie nie aufgeben — als jegt, wenn die in 
dem bayrifhen Lager uns befreundeten nationalgefinnten Stämme der 
Franken und der Schwaben, die dort jo nüglich wirken, abgetrennt waren 
von Bayern? E83 märe ja ein Gedanke, den man 1866 hätte haben 
können und deſſen Verwirklichung, glaube ich, nicht viel im Wege ftand. 
Denn man auß den drei Franken einen bejonderen Staat hätte bilden 
wollen, um Alt» Bayern auf ſich zu reduziren, und Franken etwa irgend 
einem nationalgefinnten Fürften gegeben wäre, der zum Südbunde oder Nord» 
bund hätte gehören können, das märe ja gleichgültig, dann meine Herren, 
wiirde meiner Ueberzeugung nad der Ueberreft von Bayern, wenn nicht 
auf immer, doch auf Jahrhunderte für die deutfche Einheit verloren ges 
weſen fein. So glaube ich, daß wir nicht gut thun, das Element, welches 
der nationalen Entwidelung im Süden am günftigften ift, auszuſcheiden 
und mit einer Barriere abzujchließen, gewiffermaßen — wenn id) ein tri= 
viales Bild gebrauche, fo fchreiben Sie es der kürzlichen Detpeiligung an 
landwirthichaftlihen Verhandlungen zu — den Milhtopfabzufahnen 
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und das Uebrige fauer werden zu laffen. Wir würden nidt 
nur die thätige und glückliche Wirkung verlieren, die Baden bisher auf 
den Süden übt, und im deren lobender Anerfennung, wenn damit eine 
Ermuthigung, fortzufahren, zu gewinnen ift, ich mich anheifchig mache, 
den eriten Seren Redner noch zu übertreffen. Ich will, wenn bie badifche 
Regierung dadurch ermufbigt wird, daß fie gelobt und gerühmt wird, 
mit dem Herrn Borredner darin wetteifern, um fie auf ihrem bisherigen 
Wege zu erhalten. Aber diefe Trennung Badens und feine Einnerleibung 
in den Nordbeutichen Bund, paßt fie ganz in da8 Syſtem, die An- 
näherung des Südens ohne Drud zu erwarten? ift e8 nicht ein fehr 
fühlbarer Drud, den wir auf Württemberg und Bayern üben? umd den⸗ 
noch, ift e8 ein hinreichend ftarfer Drud, um zwingend zu fein? ift es 
nicht blos ein verftimmender Drud, der vielleicht die idehung — 
würde, von der ich annehme, daß fie in Bayern und Württemberg troß 
Allem, was wir von dort ber hören, doch in einem ftetigen, mäßigen 
Fortjchritt begriffen ift und nach jedem Luftrum, wenn wir noch Yuftra 
warten follen, in einem ftarten marlirten Fortjchritt begriffen fein wird? 
ft es nicht zu flirchten, daß diefe Bewegung einen Rückſchlag bekäme? 
wäre es nicht zu bedauern, wenn durch die voreilige Aufnahme Badens 
in den Norddeutichen Bund auch nur um 5 Jahre, oder etwa um eine 
bayrifhe Wahlperiode diefe Bewegung rüdgängig würde? Wir können 
ja nicht wiſſen, wie die konftitutionellen Verhältniſſe in Bayern fi ge 
ftalten werden, ob dort bald eine Neumahl bevorfteht oder nicht, ich bin 
darüber nicht fo genau unterrichtet, wie der erfte Herr Redner über Baden, 
aber wenn nod in diefem ‘Jahre in Bayern eine Neuwahl ftattfinden 
follte, wäre es denn nicht ein Verluſt von wenigftens einer bayerifcyen 
Wahlperiode, wenn wir der Partei, die dort jest noch die Majorität 
bat, irgend einen jcheinbar plaufiblen Grund zu dem Vorwurf einer 
Preffion, übertriebener Anſprüche, des Nichtabwartens freiwilligen Ent- 
fchlufjes in die Hand gäben, wenn wir für die dortigen Wahlmanöver, 
von denen wir genug und mehr, als ich zu glauben geneigt bin, gehört 
haben, eine folche Bandhabe lieferten, wodurch das bayerifche Selbſtge⸗ 
fühl von Neuem über angebliche Vergewaltigung durch den Norden auf⸗ 
geftachelt werden könnte, 

Wir müflen die Wirkung betrachten, welche die Einverleibung auf 
das Großherzogthum felbft und welche fie auf Bayern und Württemberg 
ausüben würde nad der geographiichen Konfiguration, die damit dem 
Norddeutichen Bundesgebiet gegeben werden würde. In Bezug auf den 
Weſten könnte der Bund dann zu Süddeutfchland fagen: mit meinem 
Mantel vor dem Winde fchüge ich dich; es wäre dann Bundeagebiet 
guilden dem Süden und allen Unannehmlichkeiten, die dem Süden von 

eften ber kommen könnten; die Südftaaten außerhalb des Bundes 
hätten dann noch eine ausländifche Grenze, die mit Defterreich, von dem 
fie auch nichts fürchten; es läge alfo eine Aufforderung zu angeftrengten 
Militärleiftungen für gemeinfchaftliche Zwecke im Dielen geographifchen 
Konfiguration gerade nit. Ich will indeflen die militärijche Seite der 
Sache gar nit in Betracht ziehen. Ich glaube nicht daran, wie der 
Herr Vorredner zwar nicht als möglich jchilderte, aber doch fupponirte, 
daß in Bayern die Partei, welche Wortbruh und Fremdherrſchaft auf 
ihre Fahne gefchrieben bat, je ans Ruder kommen kann; ich glaube daran, 
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daß die Verträge ehrlich gehalten werden, wenn auch) vielleicht die recht⸗ 
eitige Beichaffung der nöthigen militärifchen Kräfte um fo mäßiger aus⸗ 
* wird, je weniger man eigene Gefahren zu fürchten hat, je ſicherer 
man vor dem Weſtwinde durch beſagten Mantel gedeckt iſt. 

Ich will aber die militäriſchen Möglichkeiten gar nicht in Betracht 
iehen, denn der Unterſchied, ob wir den Beiſtand der ſüddeutſchen Truppen 

aft der —— oder kraft des Beitritts der ſuddeutſchen Staaten zum 
Norddeutſchen Bunde haben, iſt mir doch nicht ſo weſentlich; er wird 
vielleicht auf die Kriegstüchtigkeit und die Zahl der ſüddeutſchen Truppen 
einen Einfluß haben. Die Suppoſition alſo, daß dieſer Zipfel, dieſe 
Inſel des Norddeutſchen Bundesgebietes, welche Baden bilden würde, 
militäriſch iſolirt ſein könnte, kommt mir nicht bei. Aber wirthſchaftlich! 
Das iſt eine Frage, die der Herr Vorredner ſchon berührt hat, und die 
Art, wie Sie dieſes Berühren aufnahmen, bewies mir zu meinem Be⸗ 
dauern, daß Sie in den Zumutbungen, die Sie einzelnen Bundesgenofjen 
zu machen bereit find, doch etwas hart denfen. Einmal würde, wenn 
alfo da8 Großherzogthun Baden heute Bundesgebiet würde, wie der 
Herr Borredner ſchon ganz richtig bemerkte, die Freiheit der Entfchließung 
des Norddeutfchen Bundes in Bezug auf die künftige Bildung des Zoll» 
vereind nicht mehr ftattfinden, man wiirde wenigftens im Süden nicht 
mehr an fie glauben, man würde und nicht für jo hart halten, — wie 
einige der dem Herrn Vorredner Widerfprechenden uns haben wollten 
und e8 würde uns die Möglichkeit fehlen, wahricheinlich zu machen, daß 
wir etwa Südhefien aus dem Zollverein ausſchließen und Baden darin 
behalten wollten. Auch wenn Stüpdhefien dem Beifpiele Badens folgte — 
wozu mir indeflen nicht die mindefte Wahrfcheinlichfeit vorliegt, daß es 
durch freimilligen Entſchluß der heififchen Regierung der Fall jein würde — 

(Abg. Graf Renard: Da muß man fie zwingen!) 

Nein, das beabfihtigen wir nidt. 

— fo wäre es doch, wenn auch nicht Württemberg und Bayern mit 
Baden in demjelben Zollgebiet wäre, eine außerordentlich harte Zumu- 
thung für Baden. Das Öroßhergogthum ift von Bafel biß da, wo es 
den Main bei Wertheim berührt, etwa 40 Meilen lang, und hat Stellen, 
etwa in der Höhe von Raſtatt und Wildbad, deren Breite 27, Meile 
nicht erheblich überfteigen wird. Ein ſolches Gebiet durch eine Zollgrenze 
als Inſel einzuengen — meine Herren, den Muth babe ich nicht und 
den Muth traut man uns in Württemberg auch nicht zu, und wenn mir 
es dennoch thäten, fo würde ſehr bald auch in Baden die Bewegung 
rüdläufig werden, man würde ſehr bald die Zugehörigkeit zum Norddeut⸗ 
[hen Bunde, wenn der Zollverein eben feinen —— — Be⸗ 
ſtand hätte, als eine Quelle unzähliger täglicher und häuslicher Leiden 
und Verdrießlichkeiten betrachten, deren Wirkungen der Menſch oft zugäng⸗ 
licher iſt als großen politiſchen Ideen. 

Ich kann alſo dieſes Argument, welches der Herr Vorredner ſchon 
erwähnte, doch nicht ſo ganz von der Hand weiſen, daß unſere wirth⸗ 
ſchaftliche Freiheit doch nur auf Koſten Badens — Koſten zur Höhe 
einee Betrages, den ich Baden nicht auferlegen möchte — gewahrt werden 

nnte. 

Ich würde, wenn mir jet die Erdfinung von Karlsruhe käme, das 
Präfidium möge die Aufnahme Baden in den Norddeutſchen Bund be» 
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antragen, diejen Antrag im Intereſſe des Bundes und im Interefſe des 
Großber ogthums Baden als intempeftiv rebus sic stantibus ablehnen 
und würde fagen: wir werden Euch den Zeitpunkt kennzeichnen, wo und 
das im Bejammtinterefie Deutichlande, im Intereſſe der Bolitil, die wir 
bisher, ich kann wohl fagen, nicht ohne Erfolg durchgeführt haben, an⸗ 
gemeſſen ericheint. 
batte zuerft, als ich den Antrag las, das Gefühl, ir den 
Herren Antragitellern jo etwa zu Muthe war, wie Shafefpeare den Heiß - 
fporn Bercy fchildert, der, nachdem er ein halb Dugend Schotten 
umgebracht hat, über das langweilige Leben klagt; es paffirt 
eben nichts, es muß etwas Leben hineingebracdht werden. Gründung 
ſtaatlicher Gemeinſchaften, großartige Reformen, durchgreifende 
Geſetzgebungen, das Alles erſchöpft den Thatendrang nicht: 
es muß etwas geſchehen. Das war der Eindrud, den ich von den Antrag⸗ 
ftellern hatte, id weiß nicht, mit wieviel Berechtigung; aber wenn eini 
daran ift, liegt das nicht in einer gewaltigen Unterfhätung des wirklich 
Erreihten? Denken Sie zurüd, meine Herren, in die Jahre vor 1848, 
in die Jahre vor 1864: mit wie Wenigem wäre man damals zufrieden. 
geivelen” ala welche glänzende Errungenſchaft wäre beiſpielsweiſe diejenige 
intgung für ganz Deutſchland, in welcher wir heute mit Süddeutjchland 
ftehen, der gefammten Nation erjchienen! nämlich ein Zollparlament, 
welches das liberum veto aus der Bollverfafiung befeitigte, welches dem 
Ganzen eine organifche verfaffungsmäßige Geftalt verlieh und ein geficherter 
Oberbefehl der gefammten Heeresmacht! Dex geficherte Oberbefehl mar 
eine große Schwierigfeit für einen Krieg des alten Bundes, er war 
fchwerlich zu erreichen, und die Verhandlungen darüber hätten, wenn nicht 
außerhalb des Bundes Vorſorge getroffen märe, länger dauern können, 
als der Krieg. Haben wir nicht in Bezug auf Süddeutfhland ein koftbares 
Stüd nationaler Einheit erreiht? Ih kann dreift behaupten: Abt 
nicht das PBräfidium des Norddeutfihen Bundes in Süddent- 
fhland ein Stüd Kaiferliher Gewalt, wie es im Bejige der 
deutfchen Kaifer feit 500 Jahren nicht gewejen? Wo ift denn 
— Seit der Zeit der erften Hobenftaufen — ein unbeftrittener 
Oberbefehl im Kriege, eine unbeftrittene Sicherheit der Ge— 
meinſchaft, denjelben Feind und denfelben Freund im Kriege 
zu haben, in deutſchen Landen vorhanden geweſen? wo iſt 
enn eine wirthſchaftliche Einheit vorhanden geweſen, an deren 
Spitze der deutſche Kaiſer geſtanden hätte? Der Name macht 
es nicht! Aber, wenn das Präſidium, wenn der König, mein Allergnädigſter 
Herr, im Nordbunde eine Macht übt, die zu erweitern im nationalen In⸗ 
terefje, im Intereſſe des Gewichtes und des Schutes von Deutjchland 
tein Bedürfniß vorhanden ift, fo Tann ich behaupten: das Haupt des 
Nordbundes hat in Süddeutſchland eine Stellung, wie fie jeit dem Kaifer 
Rothbart ein deutfcher Kaifer nicht gehabt hat, und diefer doc auch nur, 
wenn fein Schwert gerade fiegreich war, vertraggmäßig und allgemein 
anerlannt nicht. Alſo unterjchägen wir dies nit und drängen Sie 
nicht fo auf neue Etappen: genießen Sie doch einen Augenblid froh, was 
Ihnen bejchieden, und begehren Sie nit, was Gie nit haben! Wenn 
Ste den Beitritt Badens, die Herftellung des Norbbundes, wie er dur 
den Beitritt Badens fi geftalten würde, als ein Definitivum anjehen, 
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dann haben Sie ein Recht, den Antrag zu ftellen, dann würde ich auch 
heute feinen Anftand nehmen, ihn zu unterfchreiben. Wenn Sie ihn aber 
als Mittel anfehen, die volle nationale Einigung des ganzen Deutichlands 
u fördern, fo ift da8 eine Ausfichtsfache, da Tann ich irren und Gie 
Önnen irren, da kann ich nur jagen, ich theile Ihre Anficht nicht, und 
werde nach meiner handeln. 
Der erfte Herr Redner bat, glaube ich, nicht im Sinne der Pflege 
egenfeitiger Zuneigung, von dem fonft feine Rede getragen war, auf 
erdrießlichkeiten der Vergangenheit angefpielt, 3. B. auf eine Kontribution, 
die dem Großherzogthum Baden auferlegt wurde. Ich kann dem Herrn 
Borredner fagen, daß er einen fehr erhabenen Meinungsgenofjen in der 
damaligen Zeit, in der Perſon Sr. Majeftät des Königs von Preußen 
batte, der auch wünſchte, daß der Zufall, nach welchem Baden’ fich mit 
uns im Kriege befand, nicht durch eine SKontribution geahndet werden 
möchte, und dennoch hat Se. Majeftät der König die erflärlichen Motive, 
die dem Ay Grunde lagen, der Staatsraiſon geopfert. Es durfte einmal 
in der Welt nicht die Meinung ermedt werden, daß ein Fürft, deſſen 
Soldaten thatjächlic) zu Felde danden und dort unter Umftänden wirklich) 
erfchoffen wurden, nicht mit vollem Ernfte das, mas er einmal hatte über- 
nehmen müflen, auch ausführte, fo lange e8 fein mußte, etwa in demjelben 
Sinne, wie das Vorliche Corps den Beiftend im ruſſiſchen Feldzuge 
durchführte. Dem Verdachte, der ja von den Gegnern des Großherzoglichen 
Hauſes vielfach betont worden ift, durfte Feine neue Nahrung gegeben 
werden. Auf der anderen Seite habe ich die Anficht, daß der Deutſche 
fi) des durch den langen Yrieden genährten Gefühls entwöhnen muß, 
daß der Krieg eigentlich nur Spaß wäre, und daß, wenn er vorbei ift, 
man vom Manöver nad Haufe geht. Einen Volksſtamm für den Krieg, 
ben feine Regierung führt, zu ftrafen, kann nicht unfer Beruf fein, wir 
hatten nicht frafende Gerechtigkeit zu üben, jondern wir wollten erreichen, 
was national richtig und nüglich ſchien. Glauben Sie, daß in der Mehrheit 
der Bevölkerung von Sachſen, Heflen, ja ich will jelbft fagen von — 
die Bevölkerung feindſeliger gegen uns geweſen iſt, als in der Majorität 
von Baden, daß die ſächſiſche Bevölkerung dieſen Krieg mit großer Freude 
im ihrer Mehrheit gefehen hätte? Ich glaube nicht. Wenn die fächfiiche 
Bevöllerung hätte abftimmen können, joll diefer Krieg geführt werden 
oder nicht, fo würde fie die Frage verneint haben. Nichts deſto weniger 
bat Niemand etwa8 darin gefunden, daß nach dem Kriege eine Kontribution 
m Sachſen erhoben wurde. Daß diefe Koſtendeckung eine allgemeine fein 
follte, war bereit3 bei den mündlichen Berabredungen in Nikolsburg vor« 
gelehen worden. Dies waren die Gründe, welche Seine Majeftät den 

önig bewogen, contre cosur damals zuzuftimmen, bei denen ich auch den 
Herrn Borredner bitten möchte, ſich zu beruhigen. 

Der Herr VBorredner hat mit großer Beftimmtheit ausgeſprochen, daß 
er in der Aufnahme des Großherzogthums Baden den Anfang der Boll- 
endung des Bundes ſehe. Meine —* hier kann ich nur Ueberzeugung 
gegen Ueberzeugung ſtellen: meiner Ueberzeugung nach würde in 
einer ſolchen Maßregel die Hemmung der Vollendung liegen, 
— nicht blos ein Anfang der Hemmung, ſondern ein ziemlich dauerhafter 
Hemmſchuh, mit dem am Rade wir an der Bernollftändigung des Bundes 
alsdann weiter zu arbeiten haben würden. Ich kann nur dringend wün⸗ 
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hen, meine Herren, daß Sie der Leitung der auswärtigen Augelegen- 
beiten des Bundes, der Sie früher in wictigeren Fallen, und namentich 
in der Zeit, von der der Herr Borredner fprad, wo diefer Berfafl 
paragraph geſchaffen wurde, Ihr Vertrauen in einer mitunter mid bef 
menden Weile zugewendet baben, auch jetzt Ihr Vertrauen dadurch be 
funden wollen, daß Sie den Antrag, wie er gedrudt vorliegt, nicht aunehemen 
wollen. Ich würde mich nicht fo beſtimmt dagegen ausgeſprochen haben, 
wenn er nicht durch bie Rede des erften Herrn Redners, fowie gefcheben, 
erläutert worden wäre; da wiirde ich vielleicht mein Gewiſſen damit haben 
berubigen tönnen, daß er eine dilatorifche Klaufel bat, deren Dauer ja 
von Berfchiedenen verjchieden beurtbeilt werden Tann. So aber werde ih 
es von Denjenigen, die Vertrauen zu meiner Leitung der Geſchäfte haben, 
Fe eine Belundung defjelben anfehen, wenn fie für diefen Antrag nicht 
timmen. 


Nah dem Abg. Miquel fagt der Bundeskanzler weiter: 

Ich kam heute hierher, noch im Zweifel, ob ich e8 mir überhaupt 
gefallen laſſen follte, über Fragen der ausmärtigen Politik in diefer Weite 
Öffentlich interpellirt zu werden, ob ih dem Mißbrauch Borichub leiſten 
follte, daß beliebig aus irgend einem äußeren Grunde bei eimer 
Frage fiber Jurisdiltion die große Politik — ih jage nicht 
nur die deutihe, fondern aud die europäifhe — zum Begen- 
ftand Öffentliher Diskuffion gemadt wird. Ich kann das wicht 
hindern, aber daß dabei der Vertreter der auswärtigen Politik interpellint 
wird und, wenn er nicht falfch beurtheilt werden will und ſich nicht falfche 
Motive unterfchieben laffen will, gezwungen ift, gi antworten, fcheint mır 
befremblih. Ich kam halb und An mit der Neigung ber, mid dieſen 
Zwang zu widerfegen und anzunehmen, daß der Antrag, den Sie geſtellt 
haben, in der Abficht geftellt fei, daß Sie Ihre eigene Anficht ans ſprechen 
wollen, aber nicht nothwendig die Abficht einfchliege, die meinige an der 
Tag zu fördern. NichtSdeftoweniger hat die Rede, mit der der erfie Herr 
Redner den Antrag einleitete, ed mir ganz unmöglid gemacht, ve zu 
ſchweigen; abgefehen von den faltifchen Irrthümern, wie daß 3. ©. der 
Minitter Mathy die Intentionen der badifchen Regierung in einer of 
ziöfen Weife mir mitgetheilt hätte. Der Herr bat mir einen PBrivatbriei 
gefchrieben, deſſen Konzept nachher unter feinen Hinterlafienen Papieren 
gefunden und fehr gegen den Wunſch der badiſchen Regierung veröffent- 
licht worden ift. Diefer Privatbrief verlangte von mir, ich folle eine pre- 
miflorifhe Politit machen, — erklären, in weldem Zeitraum etwa, und 
die Autorijation ertbeilen, daß diejes einigen leitenden Parteiführern um- 

etbeilt werde. Wenn dies gejchehen wäre, jo mußte ich natürlich voraus 
Feen, daß dieſe Parteiführer nicht blo8 aus Neugierde die Wittbetlumg 
wünſchten, fondern um ihrerjeit® Gebrauch davon zu machen, aljo be 
beabfichtigte Politit zu veröffentliden. Auf diefen Privatbrief — md 
etwas Anderes ift nicht vorgefommen — habe id) geantwortet, ich wäh 
es ablehnen, eine promiſſoriſche Politit überhaupt zu treiben, wie ich es 
jet auch ablehne. Die auswärtige Politik ift nit ein Gewerke 
er Art, daß fie unbedingt die vorhergehende Beröffentlidung 
aller ihrer Bhafen verträgt. Was der Herr Borredner unter Balli- 
politit verſteht — ein Wort ftellt bekanntlich zur rechten Zeit fidy em, 
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— fo weiß ich nicht, verfteht er darunter die öffentliche Meinung, die im 
Jahre 1866 in Adreſſen und beftäirmte, diefen Krieg nicht zu führen, — 
verfteht er darunter die Berweigerung der Drittel, diefen Krieg zu führen? 
Das war Volkspolitik, wenn die Sache irgend einen Begriff hat, und 
ih glaube, man weiß e8 uns Dank, daß wir damals die Sache befier 
verflanden haben, wie diefe Volkspolitik. Ich möchte fagen, e8 thut mir 
faft leid, daß ich meinen VBorfag, zu ſchweigen, nicht ausgeführt habe; 
aber ich hätte darin eine Nichtachtung der Berfammlung gefehen, ich häte 
damit Thür und Thor geöffnet gefeben jeder Berbächtigung der Motive 
meines Schweigens. Man würde bald auswärtige, bald inländifhe Rück⸗ 
fihten, bald Bodenſätze und Niederjchläge eines veralteten preußiichen 
Junkerthums als ‘Motive bezeichnet, bald — ich weiß nicht nach welchen 
Nihtungen bin — mic, verläumdet haben, wenn ich gefchwiegen hätte. 
Nun ftellt ſich aber die Sache einfach fo: Wir find fiber den Zmed ganz 
einig, den wir erjtreben, nämlich eine Einigung des gejammten Deutſch⸗ 
Iands, deren feften Abſchluß wir fiberhaupt in feiner konkreten Form uns 
heute ſchon zu denken haben, fondern fie fann als einer ewigen Vervoll⸗ 
— jo lange es Völker giebt, fähig angeſehen werden. Der augen⸗ 
blickliche Norbdeutiche Bund ift ein konkreter Ausdrud der Einigung, den 
ich jedoch als ein vorübergehendes Stadium betrachte, ebenfo wie ich ihn, 
Durch Baden vergrößert, ebenfalls nur als ein vorübergehendes Stadium 
betrachten würde. Wir find fiber den Zwed alfo ganz einig. Und in 
dieſer Lage tritt ein Redner derjenigen Partei auf, die behauptet, fie hätte 
mir ihr Bertrauen und ihre Unterftügnng jederzeit bewiefen, und bean» 
ſprucht, daß der Reit bezüglich der Mittel der Hoffriegsrath für 
meine Bolitif fein folle. 08 fett ein Mißtrauen voraus, wenn auch 
nicht in meinen guten Willen, fo doch in meine Einfiht. Ueber den 
Zweck find wir einig; aber über die Mittel find die Herren der Mei⸗ 
nung, daß fie die Auswahl der Mittel, die Auswahl des Zeitpunkts 
befjer verftehen als ich und ich bin der Meinung, daß ich das befler ver⸗ 
ftehe ald Sie, nur darüber können wir ung nidt einigen. So lange id 
aber Bundestanzler und auswärtiger Minifter bin, fo muß 
die Politik nah meiner Einfiht gemacht werden, und wenn 
Sie ihr Steine in den Weg legen, ihr Knüppel in die Räder 
fhieben, fo hindern Sie diefe Politik, und die Berantwort- 
Iichleit für diefe Verhinderung, ja felbft für die unzeitige 
Nötbigung, mid auszuſprechen, die Verantwortlichkeit für 
die Folgen tragen Sie, die Antragfteller und Redner, nicht ich. 
Wenn ich aber nun noch dem ausgefegt bin, daß einer der Herren Redner 
. diefer Partei, die mich zu unterftügen vorgiebt, die behauptet, jederzeit 
mir Beweiſe ihres Vertrauens gegeben zu haben, nur heute nit, — 
meine Herren, wir wollen in den Büchern nicht blättern, — wenn Ser 
mand, auf defjen Unterftägung perjönlich ich in der That gerechnet habe, 
wenn der Herr Abgeordnete, während wir fo nah aneinander figen, wäh- 
rend er fo gut hört und fo einfichtSvoll zu urtheilen weiß, wenn er einen 
fo wefentlichen Theil deſſen, mas ich gefagt habe, fchon jet unabfichtlich 
fo entitellt, auf mas für Mißverftändnifie muß ich dann überhaupt gefaßt 
fein, wenn die Worte, die ich gefprochen babe, erft in den Zeitungen von 
Uebelwollenden zerpflüdt werden, — wenn fchon mein befter Freund, zu 
denen ich den derm Borredner rechne, zu joldhen Mißverſtändniſſen ges 
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langt, als hätte ich gefagt, ich wollte daß ganze Süddentſchland entweder 
auf einmal oder gar nicht. Es hat das in meinen betreffenden Worten 
in feiner Weife gelegen; ich erinnere daran — es wird das noch im Ges 
dächtniß fein — ich gebraudte das, dem Herrn Vorredner vielleicht beffer 
wie mir geläufige lateinifche Idiom rebus sic stantibus. Ich ſchloß durch⸗ 
ans den Fall nicht aus, daß mir ſehr wohl zu einzelnen Anfchläffen 
fommen könnten. Ich weiß 3. B. nicht, ob, wenn heute diefelbe Bereit- 
willigleit von Seiten der bayriſchen Regierung vorhanden wäre, ich Den 
Fall nicht ganz anders beurtheilen würde. Ich weiß ferner nicht, ob, wenn 
diefe Bereitwilligfeit von Seiten der badifhen und mürttembergiichen, ein- 
fchließlich der ſüdheſſiſchen Negierung vorhanden wäre, ich den Fall aud) 
nicht anders beurtheilen würde. Einer der Herren Abgeordneten bat die 
Büte gehabt, mir ein Material zu fuppeditiren, worand der Redner 
entnehmen kann, daß ich nicht blos heute und ex post dieſe Auslegung 
gebe. Es find dies die Berhandlungen vom 9. April 1867 über den 
etwaigen Eintritt des füblichen Theil des Großherzogthums Heflen in 
den Norddeutichen Bund, wo ich, glaube ich, mich unummunden dahin 
auögefprodhen habe, daß, wenn der Antrag der heſſiſchen Regierung er- 
folgte, die Sache in Verhandlung genommen werben würbe; ich habe den 
Weg näher bezeichnet, aber ich glaube, man muß fehr feindlich gegen rich 
lefen, wenn man irgend eine Abneigung meinerfeit3 aus dicken Zeilen 
beraußlefen will, die in dem ftenographifchen Bericht — ich will Sie nicht 
aufhalten und die Rede nicht unnöthig verlängern — enthalten find. un 
frage ich, welches Intereſſe hat der Herr Borredner denn, dem Publikum und 
den Leuten, der öffentlihen Meinung, auf deren Vertrauen ich rechnen 
muß, eine unrichtige Borftellung von meinen Sweden, von meinen Zielen, 
von meiner Auffoffung zu geben? und wäre e8 nicht wenigftend, wenn 
nicht der Achtung von mir, doch den Rüdfichten auf das öffentlihe Wohl 
entjprechend, unter folchen Umftänden genauer zu hören, ehe man mit jo 
vieler Entfchiedenheit und fo vielem eetorifihen Schmuck meine Inten⸗ 
tionen dem Publikum in einer unrichtigen Weiſe darſtellt? Ich fürchte 
Ihnen zu lang zu werden, meine Herren, wenn ich mit derſelben Aus⸗ 
dehnung, mit der der Herr Vorredner mir Stoff dazu gegeben bat, die 
einzelnen — mir fällt immer ein zu harter Ausdrud dabei ein — bie 
einzelnen unrichtigen Auffaflungen meiner Aeußerungen revidiren wollte; 
wir kämen nit zu Ende. Ich Tann den Herrn Borredner nur bitten, 
meine Rede genauer zu lejen, und er wird fich felbft überzeugen, daß er 
mir Unrecht gethban hat und daß er durch das weitreichende Sprachrohr 
der Tribüne bei einem großen Theil desjenigen Publitums, welches nur 
Zeitungen lieft, in denen die Reden feiner Partei unverkürzt gegeben 
werden, die meinen aber verkürzt und unvollftändig, dazu beigetragen hat, 
einen faljchen Eindrud von meiner Stellung herbeizuführen. Im Uebrigen, 
ih komme ungern — Sie haben mir früher vorgeworfen, daß ich, wenn 
die Gründe mir audgingen, etwa erflärte: dann jpiele ich nicht mehr mit, 
dann helfen Sie fih, mie Sie können — ich komme ungern auf ein 
ſolches Thema; aber Herr v. Blandenburg, wie er ſprach, fagte ganz 
richtig: verftehen Sie die Sache befler, jo müflen Ste Bundeskanzler 
werden, fo ift es ganz unrichtig, daß Sie dort fiten, denn die öffentliche 
Politit Deutſchlands kann von den Stühlen nicht geleitet werden, fie 
muß von hier geleitet werden; wifjen Sie Alles befjer wie ich, jo 
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fegen Sie fi bierber, und ih werde mich auf jene Stüble 
fegen, und will diejenige Kritif üben, die mir eine 20jährige 
Erfahrung in den Gefhäften deutſcher Politik an die Hand 
geben wird; aber ich verfihere Sie, mein Patriotismus wird 
mid fhmeigen laſſen, wenn id fühle, daß Spreden zur Un- 


zeit ift. 
(Der Laskerſche Antrag wurde jchließlic zurüdgezogen.) 


Das Strafgeſetzbuch uud die Todesftrafe. 
I. 
1. März. Crllärung ded Grafen von Bismarck. 


Ich getraue mir nicht, den Gründen, welche in diefer Frage für und 
wieder angeführt find, folche hinzufügen zu können, weldye die Ueberzeugung 
des einen oder des andern zu beftärfen oder zu erjchüttern vermöchten. 
Wenn ich dennoch dad Wort ergreife, fo gejchieht ed, um Zeugniß daflir 
abzulegen, daß die Argumente, die ich bier gegen die Todesſtrafe gehört 
babe, meines Erachtens nicht die Kraft haben werden, die Ueberzeugung 
der Mehrheit des Bundesraths, der Mehrheit der Regierungen, melche 
ſich im Bundesrath für die Vorlagen ausgefprochen haben, zu eriittern — 
welche ſich nach ſorgfältiger Prüfung in allen Stadien, den techniſchen ſowohl 
wie den politiſchen, für die Beibehaltung der Todesſtrafe entſchieden hatten. 

Wenn ich den Eindrud, den ich von der Discuffion habe, und der 
mich dies äußern läßt, vefumire, fo iſt es einmal der der Ueberfchägung bei 
den Begnern der Todesitrafe des Werthes, welchen fie dem Leben diejer Welt 
und der Bedeutung, welche fie dem Tode beilegen. Ich kann mir denten, 
daß Jemandem, der an eine Fortſetzung des individuellen Lebens nach dem 
leiblichen Tode nicht glaubt, die Todesſtrafe härter erfcheint als demjenigen, 
der an die Unfterblichleit der ihm von Gott verliehenen Seele glaubt: aber 
wenn ich der Trage näher ind Auge fehe, fo kann ich auch das kaum 
annehmen. Für jemand, der des Glaubens nit ift — zu dem ich mid) 
von Herzen befenne — der Tod fei ein Uebergang von einem Neben in 
das andere, und wir feien im Stande, auch den ſchwerſten Berbredher 
auf feinem Grabe die troftreiche Verheißung zu geben: mors janua vitae 
— für Jemand, der diefe Ueberzeugung nicht tbeilt, müfjen die Freuden 
dieſes Lebens einen folchen Werth haben, daß ich ihn faft um die Empfin« 
dungen, die fie ihm bereiten, beneide; er muß in einer Beichäftigung 
leben, die für ihn fo befriedigende Erfolge aufweift, daß ich feinen Ge⸗ 
fühlen darin nicht zu folgen vormag, wenn er mit dem Glauben, daß 
jeine perjönliche Eriftenz mit diefem leiblihen Tode für ewig abgefchlofien 
jei, wenn er mit biefem Glauben e8 überhaupt der Mühe werth findet, 
weiter zu leben. Ich will Sie nicht hier auf den tragischen ‘Monolog von 
Hamlet verweifen, der alle die Gründe anführt, die ihn bewegen jollten, 
nicht weiter zu leben, wenn die Möglicgfeit nicht wäre, nach dem Tode 
vielleicht zu träumen, vielleicht doch noch etwa8 zu erleben — wer meiß, 
was. — Wer aber darüber mit fich einig ift, daß dieſem Leben fein 
anderes folgt, der kann dem Verbrecher, der, um mit den Worten des 
Dichters zu reden, fejten Blids vom Nabenftein blidet, in das Nichts 
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bineinfieht, fir den der Tod die Ruhe, der Schlaf ift, derjenige Schlaf, 
den Hamlet erjehnt, der traumlofe, nicht zumutben, bei joldyer Auffafjung 
in der engen Zelle eines Gefängniſſes, beraubt von Allem, was dem 
Leben einen Reiz verleihen fann — um die Worte eines Gelehrten zu 
gebrauhen — das Phoäphoresciren feines Gehirns noch eine Zeit lang 
fortzufegen. Es ift einerfeitö biefe übertriebene Bedeutung des Ueber⸗ 
ganges aus dem einen Leben in dad andere, welche von den Regierungen, 
die im Bundesrathe die Majorität bildeten, nicht in dem Maaße, glaube 
ich, wird gewürdigt werden, wie bier. 

Ich babe bier das Gefühl gehabt, daß das Wort bed Dichters: 
„Und feet Ihr nicht das Leben em, nie wird euch daS Leben gemonnen 
jein“ und das andere Wort, daß das Leben der Güter höchftes wicht iſt, 
bei uns in eine merkwürdige Bergefienheit gerathen, in einen Wuſt von, 
meined Erachtens, falſcher Sentimentalität begraben worden ift. babe 
ferner den Eindrud gehabt, daß die gegneriiche Auffaflung von einer 
ewiſſen, krankhaften Neigung geleitet war, den Verbrecher mit mehr 

orgfalt zu fchonen und vor Unrecht zu ſchützen, als feine Opfer. Es iſt 
ange’übrt worden, daß in den Zeiten, mo die Todesſtrafe häufiger geübt 
wurde, die Verbrechen auch häufiger gewefen feien; es ift auf das Mittel» 
alter, auf die Zahl der damals üblichen qualifizirten Todesſtrafen zurüd- 
geariften worden. Meine Herren! Sind Sie denn ganz fidher, daß die 
Minderung der Verbrechen, melde eingetreten ift, nicht aud eine 
genejen jet ber Jahrhunderte lang flreng geübten Handhabung, der obrig- 
eitlihen Strafgewalt? (Ein Mitglied des Reichstages unterbrach hier 
die Rede durch den Auf „Pfui!“). Dergleichen Fragen wollen doc wiſſen⸗ 
f&aftlich unterfucht werden, und können mit der Rohheit eines „Bfui“ 
nicht abgethan werden. Ich bin demjenigen Herrn, der jeine Mifbilligung 
fo eneraiic Ih ertennen gab, gern bereit, zu erklären, daß die fortichrei- 
tende Bervolllommnung der menfchlichen Enfigt und Bildung, alle die 
&iüter der Civilifation, die wir mit Recht rühmen hören, da3 Fortichreiten 
der Gefittung nicht ohne Antheil an der Sache ift, es ift das Fortſchreiten 
derjenigen Gefittung, deren Grundlage fih auf das Chriſtenthum umjerer 
Väter zurüdführen läßt, fie wirkt noch heute in allen Schichten des Volkes, 
fie trägt Sie heute noch, die Sitte; die Abfchaffung der Zodesftrafe da- 
egen bat nur auf jehr kurze und Meine Bezirke beſchränkte Erfahrumgen 
* ſich. Ich halte mich meinerſeits nicht für berechtigt, die Mehrheit der 
friedlichen Bürger dem Experiment ohne Weitered preißzugeben. Es eilt 
ja nit fo, Sie können die Todesſtrafe jederzeit, jobald eine Einigleit 
der Mehrheit diefer Berfammlung mit der Mehrheit des Bundesrathes 
ſich berftellen läßt, nod immer abjchaffen, nachdem Sie da8 Strafgejet 
angenommen haben. 

Warum wollen Sie den großen Yortfchritt, der in dem gemeinjamen 
Strafrecht liegt, von diefer einzelnen Frage abhängig madhen? Daß die 
Gegner der Todesſtrafe felbft doch nicht an der Wirkſamkeit, an dem 
Eindrud, den fie für den Schu des friedlichen Bürgers macht, durchaus 
zweifeln, das geht fchon daraus hervor, daß Sie für foldde Fälle, wo es 
abfolut darauf ankommt, wirkſamen und hinreichenden Schuß der Sicher 
heit berzuftellen, die Zodesftrafe beibehalten wollen. Was ift denn der 
Grund, weshalb Sie im Belagerungszuftande und, wie ich nicht zmeifle, 
im Heere, auf der Marine, da, wo es Ihnen darauf anlommt, daß Anke, 
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Drdnung und Gehorſam gegen das Geſetz unbedingt fichergeftellt werden, 
auch Sie die Todesftrafe beibehalten wollen, doch wohl, weil Sie diejer 
Strafart eine noch energifchere Wirkung zufchreiben, als der Ausficht auf 
eine Einfperrung mit möglicher YBegnadigung oder Defreiung. Wenn Sie 
das aber zugeben, daß nur um eined Haares Breite mehr Schu für den 
friedlichen Bürger darin liegt, dann find Sie dem friedlichen Bürger 
fchyuldig, daß Ste ihm dieſes Mehr von Schuß, welches die Geſetzgebung 
gegen Räuber und Mörder geben kann, auch geben. ‘Die Regierungen 
werben alfo ihrerjeit® fehwerlich geneigt fein, die Berantwortlichkeit Hr 
die Entziehung diefer Bölligfeit, diefer Plenitüde des Schutes, welche in 
der Zodesftrafe liegt, zu übernehmen. Ich finde ferner eine Inkonſequenz 
der Herren darin, daß Ste der Obrigkeit das Recht der Tödtung Bes 
hufs der Repreffion verfagen, Behufs der Präventiv-Mafregeln aber ge- 
ftatten wollen. Gerade umgefehrt, wie Sie in der Gefeßgebung für die 
Preſſe plaidiren. Ste wollen der Obrigkeit in der Bertheidigung ihrer 
Nechte, Sie wollen der Obrigkeit im Schute des Eigenthums des ein- 
zelnen Bürgers in der Hinderung eines Verbrechens das Hecht zu tödten 
nicht beftreiten, und doch handelt es fih da nicht um einen überführten, 
fondern erft um einen möglichen Berbreder. Sie wollen zum Schuß 
des Eigentbums — und bier handelt es fih um den Schuß des Lebens, 
denn es ift mefentlih nur von den Todesſtrafen der wirklichen Mörder 
die Rede — zum Schuß des Eigenthums wollen Sie die Tödtung zu- 
laſſen. Arbeiter, die in einem Aufftande ein Comtoir oder einen Bäder: 
laden ftürmen, auf die darf gejchofjen werden; ob es aber einen Schul» 
digen trifft, weiß man nicht einmal; ob es ein Menſch gemelen ift, der 
auch nur die Abficht gehabt event. zu morden, weiß man nicht, — alfo 
um da8 Eigenthum eines Bäders zu ſchützen, um ein Comtoir zu ſchützen, 
darf der Staat tödten, und um den friedlichen Bürger in flärterer 
Weiſe gegen den Fall zu ſchützen, daß ſich bei ihm der Raubmörder 
einfchleiht und Familien halbdugendmweije umbringt, da wollen Sie dem 
Staate dad Recht zu tödten nehmen. Die Berfchleppung einer Biehjeuche 
darf dur Tödtung eined Menſchen verhindert werden, %emand, der Ge⸗ 
fahr läuft, das Kontagium der Ninderjeuche weiter zu tragen, wird von 
dem wachthabenden Bolten, wenn er dem Geſetz nicht gehorcht, über den 
Haufen geſchoſſen, um nicht das liebe Vieh in Lebensgefahr zu bringen. 

er Schu des Menfchenlebend gegen Berbredyer aber ſcheint weniger —* 
zu ſtehen, natürlich nur deshalb, weil man ſich dieſe Momemte zum Ber- 
gleichen nicht nahe rüdt. Sie müflen der Obrigfeit das Recht zu tödten 
entweder ganz nehmen, oder Sie müflen es ihr au im “alle der Re⸗ 
prejfion und nicht blos für Durchführung von Präventivmaßregeln laſſen, 
und Sie müflen den Schu des Eigenthums menigftend in der Theorie 
nicht höher ftellen, ald den des Lebens, Es gefchieht dies in einer Zeit, 
wo man im Großen und Ganzen in Bezug auf Menfchenleben nicht ge= 
rade weichlich ift. Wieniel Menfchenleben werden bei und für die öffentliche 
Bequemlichkeit, für die Förderung des Erwerbs heute aufs Spiel gefekt, 
wieviel Todesfälle kommen auf das Erplodiren von Dampfkeſſeln, wie 
Biele kommen in Bergmerlen und auf Eifenbahnen um, wie Biele kommen 
um in Fabriken, mo giftige Dünfte ihre Geſundheit zerftören? Und nichts⸗ 
deftoweniger kommt man nicht auf den Gedanken, zur Schonung des 
Menſchenlebens die Förderung der menjchlichen Bequemlichkeit und Wohl⸗ 
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fahrt, die in diefen Gewerben liegt, zu unterfagen. Kaum der Gedanke 
fommt bei uns zum Durchbruch, daß man den Leuten, die auf diefe Weiſe 
mit täglicher Lebensgefahr fämpfen, daß man dem Eifenbabnführer, dem 
Lolomotivführer, dem Bergmann, Leuten, die der Gefahr eines plößlichen 
Todes an jedem Tage, zu jeder Stunde außgejett find, dag man ihnen 
mit der Gejeßgebung infoweit zur Hülfe fommt, al3 man vermöchte. 
Warum wendet fih das Gefühl denn gerade der Schonung des 
Verbrechers zu, ohne daß Sie nach jener Richtung ſchon gethan hätten, 
was Ihnen zu thun möglich ift. Sch fuche einige Erklärung in dem Um» 
ftande, der ja ſchon früher, in der geftrigen Sitzung mehrfach hervorge- 
boben ift: in der auffälligen Erfcheinung, daß die Gegner der Zodesitrafe 
bauptfähhlih Juriſten find, und daß in den Juriſten eigentlich der Ur 
jprung der Bewegung gegen die Todesſtrafe liegt. Es kann ja fein, daß 
in dem Richter * das Gefühl ausbildet, daR e8 dem Menſchen über- 
haupt nicht gegeben ift, vollfommen gerecht zu fein, daß es ihm nicht ge- 
eben ift, nad) Maßgabe des Verbrechens und der Entichuldigungzgrände 
Feine Strafe zu bemeilen, daß es ihm nicht gegeben, ſich fo in die Lage 
des Andern bineinzudenten, daß er fi fragen fann: wäre ich ganz der⸗ 
felben Verſuchung bei derjelben Erziehung auägejegt eweſen — hätte 
ih dann vielleicht daffelbe Verbrechen begangen? In * vielen Fällen 
mag der Einzelne beſcheiden genug ſein, das zu bejahen, ich hoffe, er 
wird dann auch gerecht genug ſein, zu ſagen, dann hätte ich auch gegen 
meine Hinrichtung nichts einzuwenden. Aber den Grund, warum gerade 
die Nichter und die Gefchworenen vorzugsweiſe gegen die Todesftrafe 
find, fuche ich doch noch auf einem anderen Gebiete. Es ift eine der 
Krankheiten unferer Zeit die Scheu vor der Verantwortung, auf eigene 
Ueberzeugung bin ein Todesurtheil auszufpredhen, von Seiten der Ge⸗ 
ſchworenen auf eigene Ueberzeugung hin einen Wahrſpruch zu geben, von 
dem fie nah dem Gejege annehmen können, daß er die Zödtung des 
Berbrecherd zur Folge hat. Diefe Furcht vor der Verantwortlichkeit iſt 
eine Krankheit, die unfere ganze Zeit durchſetzt, es ift eine Krankheit, die 
bi8 in die höchſten Spigen der menſchlichen Hierarchie ainaufreicht ; ſelbſt 
dem Souverän ift die Berantwortlichkeit im höchſten Grade beſchwerlich 
und empfindlih, die er mit der Handhabung des Nechtöfchwertes über: 
nimmt — um wie viel mehr dem Richter, der weniger daran gewöhnt 
ift, Interefien von folder Schwere, wie die Streichung eines feiner Neben- 
menjchen aus der Weihe der Lebendigen, auf feine Berantwortlichkeit zu 
übernehmen. Daß der Richterftand beftrebt ift, dieſe Verantwortlichkeit 
108 zu werden mit dem einen Gejeßesparagraphen: ihr braucht Niemanden 
mehr zum Tode zu verurtheilen, das ift mir menſchlich ſehr erflärlicdh, 
namentlich in der Jetztzeit, wo Jedermann fo leicht zur Kritik bereit ift, 
dagegen zur Uebernahme eines Amtes mit folgenjchwerer Berantwortlid- 
feit doch im Ganzen nur fehr wenig Leute. Und diefe — ich kann es 
nicht anders nennen, als eine Schwäde in dem jo ehrenwerthen und 
hohen und edlen Stande unjerer Richter — dieſe ſchwächliche Abneigung, 
ihr Amt bis im feine höchſte Potenz zu üben, ich kann nicht anders jagen, 
als: fie beruht auf einem Mißverſtaͤndniß. Denn ift nicht die Berant- 
mwortlichleit eben fo ſchwer, wenn ich einen Menſchen zeitlebens einjperre, 
ja ich gehe weiter, iſt nicht die Verantwortung moralijch diefelbe, wenn 
ih einen Menjchen auf acht Tage ungerecht einjperre, als wenn ich ihm 
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zum Tode verurtheile? Ich Tann gar nicht willen, zu welden Wirkungen 
eine achttägige ungerechte Einfperrung führt, wie die ganze Eriftenz, die 
ih dazu verurtbeile, von diefem Augenblide an vielleicht eine falſche ver⸗ 
bitterte Entwidelung im Kampfe mit den Gefegen nimmt und meiter zu 
Berbrechen gefördert wird. Ih möchte alfo an die Herren Juriften 
die-Aufforderung ridten: f[hreden Sie Angefihts der hoben 
Aufgabe, die Ihnen von der Vorſehung auferlegt ift, nicht vor 
Erfüllung derſelben in ihrem höchſten Stadium zurüd und 
werfen Sie das Richtſchwert nicht von ſich, Sie können fich dazu 
nur gedrungen fühlen, wenn Sie Ihrem Arm in feiner Handhabung le⸗ 
diglich —*— Kraft zutrauen. Eine menſchliche Kraft; die keine % t⸗ 
fertigung von oben in ſich ſpürt, iſt allerdings zur Führung des Richt⸗ 
Igwertee nicht ſtark genug! Ich möchte die Sode Berfammlung bitten, 
obwohl ich fürchte, daß es ohne Erfolg ift: verfagen wir dem friedlichen 
Bürger des Norddeutichen Bundes den Schuß, den Sie ihm im volliten 
Maafe fehuldig find und fo meit wir ihn irgend leiften können, nicht 
unter den Eindrüden eines Gefühls, was ich, ohne irgend Jemand damit 
kränken zu wollen, — aber ich weiß feine logiſch richtigere Bezeichnung — 
nur als eine kränkliche Sentimentalität der Zeit bezeichnen kann. Ich 
fomme nach diefer Einleitung zurüd auf die Meinung, die ich von dem 
weiteren Schickſal unferer Vorlage babe. Ich glaube nicht, daß, wenn 
die Borlage des Strafgeſetzbuches nah Streihung der Todesftrafe aus 
derfelben an den Bundesrath zuriüdgelangt, die Majorität eine andere 
fein wird, al® die vorige; ich glaube deshalb, daß damit das Schickſal 
der Vorlage, für diefe Seffion wenigſtens, befiegel fein würde. Ich bin 
indeffen nicht berechtigt, im Namen zulünftiger Dtajoritäten des Bundes- 
raths zu ſprechen; ih kann mit voller Sicherheit nur von der 
preußifhen Stimme und von dem preußiſchen Einfluß reden, 
der aber wird mit feinem vollen Gewicht für die Beibebal- 
tung der Todedftrafe eingefegt werden; nur dafür kann id 
bürgen. Ich bin aber von der Wiederholung der früheren Boten um 
fo mehr überzeugt, als der Bundesrath für oratorifche Eindrüde auf 
feine Ueberzeugungen nicht empfänglich ift, letere vielmehr aus den wohl- 
erwogenen Inſtruktionen der Regierungen hervorgehen. 


Dem Abgeordneten Fries entgegnete ber Bundeskanzler no: 

Meine Herren! Die Mehrheit des Reichstages zu refpektiren, daran 
werde ich es gewiß niemals fehlen lafjen, und wenn ung nicht unfer eigenes 
Gefühl dazu triebe, würden wir doch dazu genöthigt fein, denn wir 
fönnen ohne die Mehrheit des Reichstags nichts machen. Aber die Sache 
hat doch auch ihr Gegenfeitiges in dieſer Deaiehung, und wenn der Herr 
Borredner das Reſpektiren der Mehrheit des Reichstags fo außlegt, daß 
der Bundesrath fich eben jeder fundgegebenen Meinung der Mehrheit des 
Reichstags unbedingt fügen m dann muß er erft die Bundesverfaflung 
abſchaffen. Es Liegt in diefer Phrafe eine Art Attentat auf die Bundes- 
verfafjung und auf die Geltung derfelben, gegen das ich mich verwahren 
muß. 

Ih bin überzeugt, daß der Bundesrat und die gefammte Regie 
rung ſich nicht nur mit der Majorität des Reichsſstages, fondern, was 
unter Umftänden etwas ganz Anderes fein kann, auch mit der Majorität 
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bes Bolfes in voller Uebereinftimmung über die Ziele halten mu, die 
zu erftreben find, und daß foldhe Ziele, die im Widerfpruch nıit der öffent: 
Iihen Meinung der großen Mehrheit des Volles von dem Bundesrath 
erftrebt werden könnten, von ihm jchwerlich erreicht, ja, ich fanıı hinzu: 
fügen, gar nicht zu erreichen verfucht werden würden. Was ifl dem a 

da8 Ziel in diefer Frage, die und heute vorliegt? Doch nicht lediglich 
der Schuß ber Berbreder vor dem Schaffot? Das Ziel liegt dod 
höher, e8 beißt, Schuß des friedblihen Bürgers Handhabung 
der Ordnung und Geredtigkeit in dem Staatöwefen, dem 
wir angehören. Das ift daß Ziel, über das wir mit großer Mehr: 
beit des Volkes und mit dem Reichstage einig zu fein glauben; handelt 
e8 ſich aber um die Mittel, vermöge deren dieſes Ziel zu erreichen ift, 
dann geftatten Sie auch dem Bundesrath fein verfafiungsmäßiges Mi- 


reden. 
(Die Anträge auf Beleitigung der Todesftrafe wurden 
in der Vorberathung mit 118 gegen 81 Stimmen ange 


nommen.) 
I. 
23. Mai. Rede ded Grafen von Bismarck bei der Schlußbe 
rathung. (Gleichheit des Rechts in den Bunbesftaaten). 
Gegen den Antrag von Bland: daß die Tobesftrafe, Falls fie im UL 
gemeinen beibehalten werbe, doch in denjenigen Staaten, wo fie ar⸗ 
gehoben fei, aufgehoben bleibe. 

Meine Herren! Um zu der Vorlage zu gelangen, welche Jhuen ur- 
fprünglich gemacht worden ıft, haben die einzelnen Regierungen, ich fana 
jagen, faft jeder Yürft perjönlich, faft jeder Rathgeber eines deutſchen 
Hürften perſönlich, weſentliche Opfer an ihren politifhen Ueberzeugungen, 
an ihren Wünfchen, an ihrem Rechtsgefühl, ich möchte fagen, an Ihrem 
Nehtöglauben bringen müſſen. Sie haben fie bereitwillig dem höher 
ftebenden Zwecke deutfcher Rechtseinheit gebracht. 

In demfelben Sinne find die verbündeten Regierungen an die Ve— 
ſchluſſe des Reichſstages getreten, die ihnen nad der zweiten leinng ver: 

elegen baben, und ich glaube, Sie werden ihnen das Zeugnif geben, daß 
fe auch dort dem höheren Zwecke der deutfchen Rechtseinheit neue nnd er 
bebliche Opfer gebracht haben. 

Manche der Regierungen hätten gewünfcht, wie viele unter Ihnen, die 
Todesſtrafe zu befeitigen. Sie haben geglaubt, diefe ihre Ucbergeugung 
diefen ihren Glauben an ein fittliches Exrfordernig der Zeit dem 3 
um Opfer bringen zu miüflen, welchem die Schöpfung des Norddentichen 

undes wejentlih ihre Entftehung verdankt, dem fie bisher gedient bat: 
ber deutjchen Nation die Rechtseinheit, die politifche Einheit wiederzugeben. 
Diefen Zwed haben fie höher geftellt, als ihr Verlangen nad) Abfchaffung 
der Todesſtrafe. 

Andere Regierungen, und zwar die große Mehrzahl, haben geglautt, 
denen, die auf ihren Rechtsſchut Anfpruc haben, diefen Schuß durch eine 
Anwendung der fchwerften Strafe in ausgebehnterem Maaße ——— 
fein, als die jüngften Konzeſſionen der Regierungen es zulaſſen. 
Herr Borrebner hat eben bemerkt, daß früher vierzehn verfchiedene Fülle 
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mit der Todesſtrafe bedroht gemefen find. Es bat fhwere Kämpfe und 
lange Berhandlungen gefoftet, che diefe vierzehn Fälle auf das Maaß 
reduzirt worden find, welches der erfte Entwurf Ihnen unterbreitete, und 
demnächſt auf Ihren Wunſch in Berüdfichtigung Ihrer Beſchlüſſe hat eine 
weitere jehr beträchtliche Verminderung diefer Fälle eintreten können, Die 
Regierungen haben den Beweis gegeben, daß fie die eigene Ueberzeugung, 
die eigene Rechtsanficht dem höheren nationalen Zwecke zu opfern fd ent⸗ 
ſchließen können; nur ein Opfer können fie dieſem Zwecke nicht bringen: 
das ift dad Prinzip dieſer nationalen Einheit ſelbſt. Hierin liegt der 
Grund, der fie hindert, dem Amendement der Abgg. Pland und Genoffen 
ihre Zuftimmung zu ertheilen. Die Regierungen find außer Stande, fi 
von der Vergangenheit des Norddeutfchen Bundes, ſich von den Zmeden, 
welche und bisher vereinigt und befchäftigt haben, in dem Maaße 108 zu 
jagen, daß fie aus der Quelle des einheitlihen Bundesrechts ‚imeiertei 
Wafler fliegen laflen, daß fie bewußter Weife und von dieſer Stelle hier 
ein doppeltes Rechtsſyſtem für den Norbdeutfchen Bund fchaffen. Ich 
ehe auf die juriftifchen Schwierigkeiten, die die Durdführung eines 
—*2* Syſtems hat, nicht ein, man kann deren viele aufſtellen, wie die 
Frage etwa über ein Verbrechen, welches bei Nacht auf einer Eiſenbahn⸗ 
fahrt, wie es ja vorgekommen iſt, ſtattgefunden hat, — ob es in eiuem - 
Gebiete, wo die Todesſtrafe aufgehoben iſt, ob es zwiſchen Magdeburg 
und Leipzig etwa in der Gegend von Cöthen, oder ob es dicht vor Leipzig 
begangen worden iſt; man könnte bei andern Verbrechen, z. B. der 
Ermordung von Förſtern duch Wilddiebe in Grenzwaldungen, ähnlich 
kaſuiſtiſche Fragen aufftellen, fie follen mich nicht befchäftigen, ich halte 
mich lediglich an die politiiche Seite der Sache. Es ift fiir mich eine ab- 
jolute Unmöglichkeit, e8 wäre ein volles Berläugnen meiner Vergangenheit, 
wollte ich einem Gejege bier zuftimmen, welches das Prinzip fanktionirt, 
daß durch den Bund zweierlei Recht für die Norbdeutichen geichaffen 
werden fol, daß gewiffermaßen zweierlei Klaſſen von Norddeutichen ges 
ſchaffen werden follen, — eine Gelelta, die vermöge ihrer Geſittung, ver- 
möge ihrer Erziehung fo weit vorgefchritten ift, daß felbft ihre üblen Sub- 
jelte des Korrektivs, des Richtbeils nicht mehr bedürfen und dann das 
profanum vulgus von 27 Millionen, welches dieſen fächfifch- oldenbur- 
gifchen Kulturgrad noch nicht erreicht hat, dem das Richtbeil im Naden 
figen muß, um es in Ordnung zu halten. Dem können wir nicht zus 
fimmen; ich wiirde, meine Herren, eher ein nach meiner Ueberzeugung 
ſehr viel mangelbaftereß aber einheitliches Strafgefeg in Kauf genommen 
baben, ich würde mich der Hoffnung hingegeben haben, daß bet dem ge- 
funden Sinn unferer Bevölkerung und feiner Vertretung ein Fehler eines 
mangelhaften Strafrehtö fo allgemein kenntlich und jo allgemein fühlbax 
ift, daß die Lucken ausgefüllt und Irrthümer verbeflert werden würden in 
einigen Jahren. Aber das Berlafien unferer Grundprinzipien in Bezu 
auf die Einheit, die wir in Deutfchland zu ſchaffen haben, das läßt he 
niemals wieder gut machen. Ich Tann von diefem Standpunkte aus bier 
kein Oldenburg und kein Preußen kennen, ich kenne nur Norddeutſche. 

Unfere Aufgabe ift, die Gleichheit vor dem Geſetz für alle nord» 
deutfchen Bürger zu ſchaffen, nicht die Ungleichheit, da wo fie ift, gut zu 
gaben, oder gar fie innerhalb eine Bundesgebietes neu zu kdaffen. 
eine Herren, das ift eine politifche Unmöglichkeit. 

57 * 
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Bir find gegen Sonderredte, gegen Sondereiuridtungen, 
gegen die Borurtheile einzelner Regierungen und einzelner 
Stämme, ja felbfi gegen die Rechte einzelner Regierungen 
und einzelner Volksſtämme, mitunter, weil wir und Der 
Größe unferer Ziele bewußt waren, mit Härte verfahren; ich 
darf wohl fagen, mit Härte, wenigftens mit Strenge. Bir 
haben unverrädt unfer nationales Ziel im Auge behalten; wir 
baben nicht links, nicht vecht8 gejehen, ob wir Semandem wehe 
thäten in feiner theuerften Ueberzeugung. Meine Herren, aus 
diefem Geifte haben wir unfere dratt. unferen Muth, unfere 
Macht geihöpft, zu handeln wie wir getban. Sobald uns 
diefer Bein verläßt, fobald wir diefem Geifte entjfagen, 
fobald wir ıhn vor dem deutſchen Bolle und feinen Nachbarn 
aufgeben, fo legen wir damit Zeugniß ab, daß die Spann- 
fraft, mit der wir vor 3% Jahren an diejer Stelle unfern 
Ausgang nahmen, in dem Sande des Partifularismus, des 
Bartilularismus der Staaten und des Partilularismuß der 
Barteien erlahmt if. Wir werden die Quelle, aus der wir 
die Berehtigung fohöpften hart zu fein und mit eifernem 


. Shritt zu et wa8 der Herftellung der deutfhen 


Nation in ihrer Herrlileit und Macht entgegenftand...... 
(Lebhaftes Bravo! — Bon den Blägen der fozial= demokratiſchen 
Sraltion: Oho!“ — Erneuerter ftürmifcher —** 

Meine Herren! Ich freue mich des Zeugniſſes, was mir durch die 
Mißbilligung der Gegner deutſcher Einheit und deutſcher Größe gegeben 
wird, 

Meine Herren! Ich bitte um Entjchuldigung, wenn mid) meme 
Kräfte noch nicht fo weit unterſtützen, um der Vertheidigung unferer Sadhe 
mich ganz mit dem Nahdrud zu widmen, ten fie erfordert und der 
meiner Weberzeugung entſpräche. Aber, meine Herren, ich erinnere Sie 
an eind. Es And noch nicht ganz zwei Jahre ber, daß bier aus dem 
Schooße Ihrer Verfammlung die Anregung erfolgte, ein einheitliches 
Strafrecht für die deutfche Nation in der Zufunft, für den Norddeutichen 
Bund einftweilen, zu fchaffen. Diefer Anregung, die Ihnen zu verdanten 
ift, ift bereitwillig et e gegeben worden; unmittelbar darauf haben fich 
die nambafteften guriften, die Leute, auf deren Namen in der juriftifchen 
Welt Deutichland ftolz ift und ftolz zu fein Urſache hat, verfammelt und 
haben mit einem Fleiß, der den Deutjchen jeder Zeit, mit einem prak⸗ 
tiſchen Geſchick, welches ihnen nicht immer eigen geweſen ift, in kurzer 
Beit ein Werk gejchaffen, dem auch feine Gegner, dem auch die, die es 
über fi) nehmen wollen, dagegen zu ftimmen und dem Norddeutfchen 
Volle dieſes Werk vorzuentbalten, doch die Anerfennung nicht verfagen 
können, daß es das Bete ift, was innerhalb Deutfchlands für eine größere 
Gemeinſchaft bisher geleiftet ift, daß es jedenfalls beſſer ift als Alles das, 
an deſſen Stelle es treten fol. Es find noch nicht ganz zwei Jahre 
verfloffen, eine einzige Abflimmung nur trennt uns von der 
Berwirktlihung der Wünſche, die Ste damals ausgeſprochen haben 
und an deren Derwirklihung in fo kurzer Zeit vielleicht au die Sans 

uiniſchen unter und, eingedent der Schwierigkeit, Deutjche unter einen 

St zu bringen, fchwerlich geglaubt haben. Dieje einzige Abflimmung, 
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verfagen Sie die dem Norddeutfhen Volke nicht. Der Reichs⸗ 
tag, den Sie bilden, wird in der Gefchichte der Neubilduma Deutjchlands 
immer den Ruhm des erftgebornen ordnungsmäßigen Reichstags haben; 
er wird fich durch feine Leitungen en Ruhmes würdig gezeigt haben, 
wie auch die jetzige Abftimmung ausfallen möge. Aber, meine Herren, 
im Begriffe, diefen Reichstag feinem Schluſſe entgegenzuführen, möchte ich 
Sie bitten: durddringen Sie fi) vollftändig von dem Geifte, der die 
Bundesverfaſſung gejchaffen hat, Binterlafien Sie ihn ungefhwäht Ihren 
Nachfolgern, geben Sie durch Ihr letztes wichtiges Botum dem Deutfchen 
Volke ein verheifungävollea fand feiner Zukunft, beweifen Sie ihm durch 
Ihre Abftimmung, daß da, wo es auf die geheiligte Sache unferer 
nationalen Einheit anlommt, der ‘Deutfche feinen alten Nationalfehlern zu 
entfagen weiß, beweiſen Sie es, inden Sie den Pla vergeflen, den Sie 
in der Hite des Kampfes ald Partei, ald Einzelner eingenommen haben, 
indem Sie fiber Ihre augenblidlihen Gegner hinweg Ihren Blid auf 
da8 große Ganze erheben und diefem großen Ganzen einen Dienft er- 
weifen, melcher dr die deutſche Zukunft das Pfand bilden wird, daß die 
Neubildung unferer Verfaſſung frei fein werde von einem großen Br 
der Schladen, welche den alten Guß fpröde, brilchig gemacht und zerriffen 


aben. 

’ Der Antrag auf Wiederaufnahme der Todedftrafe wurde 
in der Schlußberathbung mit 127 gegen 119 Stimmen 
angenommen. 

III. 


24. Mai. Todesſtrafe bei Mordverluchen gegen Fürften. 


Wenn ich heute wiederum das Wort ergreife, meine Herren, fo ift es 
in dem Gefühl, dag von Ihrer bevorftehenden Abſtimmung vorzugsweiſe 
da8 Schickſal der ganzen Berhandlungen der dritten Leſung, das Schidfal 
der Arbeit, in der wir begriffen find, abhängt, und ich erlaube mir, Sie 
zu bitten, fi zu vergegenmwärtigen, wie dieſe Situng ſich — vielleicht 
nicht heute, wo unfer Urtbeil nicht ein vollftändig Taltblütiges it — aber 
vielleicht im Nüdblid des künftigen Jahres geftalten wird in ihrem Ab⸗ 
fhluß, je nachdem das Werk, an dem wir arbeiten, zu Stande gelommen 
ft oder nit. Kommt es nicht zu Stande, meine Herren, fo iſt e8 ja 
unvermeidlih, daß diefe fruchtbare ruhmreiche Sigung. mit einem Miß- 
klange fehließt, und mit einem Nüdfchritte, — einem Mißklange; denn e8 
ft ja ganz unmöglih, bei dem Schluß der Sigung über die Sachlage, 
wie die Regierungen fie auffaffen, zu ſchweigen; e8 wird dann unmöglich, 
bei dem beiten illen perjöntich zu bleiben, von der —— dieſes 
Reichstages einen polemiſchen Charakter, einen gewiſſen Appell an die 
Wahlen gänzlich fern zu halten. Wenn Sie aber, meine Herren, den 
Heinen Raum, der jebt noch den Becher von der Rippe trennt, der fich ja 
unendlih ermweitern Tann, glüdlich überfchreiten, welchen befriedigenden 
Schluß diefer Sigung haben mir, welche große Leitungen, welche Ber: 
bienfte haben Sie ſich felbft für die Zufunft Deutſchlands erworben, inbem 
Sie diefes großes Werk eines gemeinfamen einheitlichen Strafrechts, dieſe 
nie dagemejene Erfcheinung im deutſchen politifhen Leben, begonnen und 
vollendet haben und nicht die Ungewißheit der Vollendung dem nächſten 
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Jahre und Ihren Nachfolgern überlafien! Diefe Bertröftung. auf die 
ft, die der Herr Abg. Lasker gegeben bat, an deren Bedeutung 
find fchon Zmeifel in erheblihem Maße geltend geworden. Ich kann 
diefe Zweifel nur theilen. Was man im Augenblide ausgeſchlagen, bringt 
feine Ewigkeit zurüd! Wir % en neuen Wahlen entgegen. Wenn der 
Herr Abg. Taster fagt, die Regierungen feien verpflichtet, das, was bier 
vereinbart ift, als die Grundlage zu betrachten, von der fie das nächſte 
Mal ausgeben müſſen, jo weiß ich nicht, ob das zutrefiend fein wird; ich 
weiß nicht, ob diefelben Perfönlichkeiten in den Negierungen nod an der 
Stelle fein werden — mir find ja Alle dem Werhfel des Schickſals unter- 
worfen! Aber wenn das auch märe, wäre es nicht möglid, daß die Re—⸗ 
ierungen nod einmal verfuchen, dasjenige, was fie Ihnen als ihre 
Borlage vorgelegt haben, bei einem veränderten Reichſstage wiederum durch⸗ 
zubringen? Es würden doch wahrfcheinlich die Regierungen die Opfer, 
die fie jegt im Streben nad) einer Verftändigung mit Ihnen und in der 
Bereitwilligfeit, diefem verdienftvollen Heichötage auch die Krone diefes 
großen Verdienſtes noch zu gönnen ımd fie mit ihm zu theilen, gebracht 
haben, nicht als definitive Entjagung ihrer Ueberzeugung betrachten wollen, 
wenn der Reichstag fie verfehmäht und nicht angenommen hat. &8 könnte 
ſich aud der Reichſtag anders geftalten. Die conferpative Partei, Die, 
wie Sie willen, fih nım mit Widerftreben dieſem Compromiß fügt, könnte 
erheblich wachjen, könnte einen beveutenderen Einfluß ihrer Barteimeinung 
auf das Gejammtrefultat beanfpruchen, als jett der Fall if. Wir ziehen, 
meine Herren, nad Möglichkeit die Diagonale der Kräfte, die thatſächlich 
vorhanden find; wird die eine Kraft größer, dann befommt die Diagonale 
eine andere Richtung. Es könnten aud auf der anderen Seite die Ele⸗ 
mente fi) ändern, e8 könnten in der BZufammenfegung der liberalen 
Bartei weiter — Meinungen die Oberhand erhalten, die es den Re⸗ 
gierungen als % icht erfcheinen ließen, einftweilen nur daB Errungene zn 
wahren, fit) auf die Defenfive zu fegen, auf die weitere Ausbildung zu 
verzichten und unter ſolchen Umfländen, unter folden Einflüffen, wie 
jegt nicht obwalten, mit einem Parlament, mit dem Verfuche der Ber- 
ftändigung die Negierungen weit über die ihnen zuläffig erfcheinenden 
Ziele binaußbringen könnte, eine foldhe Berftändigung nicht zu erfireben. 
Ich will nicht in Conjecturalpolitik der fonftigen Möglichkeiten verfallen, 
die und an der Verſtändigung in diefer Sache und an ihrer ruhigen Er- 
mwägung hindern könnten; das Alles liegt im Schooße der Zukunft. Bir 
haben nur für die Gegenwart zu fprecyen, und dabei, meine Herren, if 
nicht heute der Raum, der uns trennt, noch erheblich ſchmaler als geftern? 
Geftern ftanden beide Seiten für ihre Prinzipien bezüglich der Todesftrafe 
ein, Prinzipien, welche für Manche den Werth eines religiöfen Glaubens 
nad) der einen wie nach der anderen Seite bin zu haben fchienen. Weber 
diefe Prinzipien hat der Reichstag geftern in feiner Majorität entfchieden. 
Ih Tann mir nicht denken, meine Herren, daß Sie darauf ausgehen 
wollen, dieſe prinzipielle Entſcheidung der Körperfchaft, der Sie angehören, 
mit nacdhträglihen Amendements in jedem neuen Paragraphen wiederum 
anzufechten. Bei foldhem Gefchäftsgange würden wir nie zu Ende fommen, 
wenn vielleicht formal berechtigt an irgend einem Paragraphen das ent- 
[diedene Peinzip von Neuem in Frage geftellt wird, weil vielleicht die 
ajoritätszahl fich augenblidlih einem überzählenden Auge günftiger ober 
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ungünftiger ftellt. Dieſes Prinzip ift entſchieden worden mit einer Ma⸗ 
jorttät, die ihrem inneren Werthe nach eine bedeutendere ift, als fie ſich 
äußerlich ihrer Ziffer nach dargeitellt hat. 

Auf der Seite der Minorität — vergefien Sie daß nicht — ſtehen 
alle diejenigen, die den norddeutfchen Bund überhaupt negiren, die ihn 
nicht wollen. Meine Herren, negirt denn Niemand den Norddeutfchen 
Bund bier unter uns? Es find Elemente vorhanden, die theild nad 
ihrer nationalen, theils nach ihrer politifchen Ueberzeugung, die fie offen 
genug und oft genug hier fundgegeben haben, darüber gar keinen Zweifel 
gelaffen haben. Und ift denn das nicht wahr, daß Sie, meine Herren, 
von der nationalsliberalen Partei, alle diefe Elemente gejtern auf Ihrer 
Seite gehabt haben? Wir haben die Herren aus Bofen doch noch nie 
fo zahlreich bier gejeben; fie find bergefommen, um Ihnen, wenn fie 
fonnten, zum Siege zu verhelfen. Ich will nicht perjünlich reden und Ans 
dere nicht berühren, ziehen Sie aber diefe Elemente, die den Norddeutfchen 
Bund, die da8 monarchiſche Deutſchland nach ihrer beiten Ueberzeugung 
negiren, ab, dann, meine Herren, wird unjere Majorität verhältnigmäßig 
ftärler und gewichtiger, al& die Ziffer, durch welche fie bezeichnet ijt, denn 
jene Elemente können Sie ſich nicht zu Gute rechnen. — Heute trennt 
uns ein Prinzipienftreit nicht mehr in dem Maaße, daß unjere augen- 
blidlichen Gegner auf Ihrer Seite noch ein wirkliches baltbares Prinzip 
verfechten, nachdem das Hauptprinzip auch in Ihrem Sinne, wie ich an« 
nehme, geftern entjchieden if. Sie jagen jest: Feine politifchen Todes- 
ftrafen! Dann müſſen Sie aber auch für den politiihden Mord die 
Todesſtrafe außfchliegen; denn Sie müflen auch bei dem Morde, fobald 
er die politiichde Meinungsverfchiedenheit des Verbrecher mit dem Mo⸗ 
narchen zum legten Grunde hat, zugeben, daß er ein politisches Verbrechen 
ift, und wer auß politiihen Gründen den König ermordet, der ift dann 
nicht jo firafbar, als der aus habjlichtigen Gründen feinen Kammerdiener 
ermordet. Diefer Conjequenz können Ste fich nicht entziehen, wenn Sie 
den Sat durchführen wollten, daß es für politifche Verbrechen gar feine 
Todesſtrafe geben fol. Wohl aber find untere Regierungen in der Noth⸗ 
wendigfeit, ein Prinzip zu vertreten, über das Sie nicht hinauszugehen 
vermögen: e8 ift daflelbe Prinzip, melches in jeder conftitutionellen Ber- 
faſſung — in der preußifchen Berfafiung in dem $ 43 — gegeben ift: 
die Perfon des Königs iſt unverleglihd. Worin, meine Herren, ſoll denn 
diefe Grundlage der conftitutionellen Monarchien beftehen, wenn der König 
nur denfelben Schuß hat, den jeder Andere hat? Seine Unverleglichkeit 
ift offenbar eine befondere, eine ausnahmsweiſe, er bedarf eines aus⸗ 
nahmsweiſen Schuged. Die Regierungen haben die Ueberzeugung gehabt, 
daß fie bier an der feinen Grenzlinie ftehen, die das conftitutionell» mo- 
narchifche Prinzip von dem republifanifchen unterfcheidet. Ich habe mich 
dieſes Eindrudd nicht erwehren können, ald ein Redner, der, nad) feinem 
eigenen Zeugniß, ein warmer Anhänger unferer nationalen Entwidelung 
und des preußischen Staates ift, geftern den Monarchen zu ihrem Schuge 
empfahl, fi) der Erwerbung derjelben Popularität zu befleißigen, die un» 
feren verehrten und veremigten Collegen Walded vor jedem Attentat 
feiner Zeit gefügt bat, — meine Herren, darin vermag ich doch ein 
monarchiſches Gefühl nicht mehr zu erkennen, wenn Sie glauben, daß die 
Monarchie fich den gefeglichen Vorzug im Schug, auf den fie, fo lange 
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Art. 43 der preußifchen Verfaſſung die Grundlage aller Berfaflungen ifl, 
einen unbeftreitbaren Anlprud bat, auf dem Wege der politiihen Bopu- 
larität erwerben folle. enn der geftrige Redner daraus, daß bei dem 
Begräbniſſe dieſes unſeres leider aus dieſer Welt geldiedenen Eollegen 
dreißigtauſend Menſchen andächtig zugegen waren, die Folgerung zieht, 
daß wir eines gefeglichen Schuges gegen politiihen Meuchelmord nicht 
mebr bedürfen: — ja, meine Herren, wenn, was Gott verhüte, mein 
allergnädigfter Herr abgerufen werden jollte, Sie werden mehr als dreißig⸗ 
taufend Andächtige verfammelt fehen. Damit aber, meine Herren, wärde 
der Schuß, den der mürttemberger Eberhard im Schooße eined ben 
Bauern fand, nicht hergeftellt fein. Die Zeiten, wo Bertha fpanı, find 
nicht mehr; zu den Beiten, wo der württemberger Eberhard lebte, war es 
noch nicht ein Entichuldigungsgrund, wenn Jemand fagte, ich habe ge= 
mordet, aber aus politifhen, aus ſehr adhtbaren Gründen. Dtto von 
Wittelsbach, der jehr viele Milderungsgründe hatte, und dem Der 
beutige Antrag der Herren Fries und Genofien ganz gewiß mildernd zur 
Seite flehen würde, war und blieb vogelfrei für Jeden und erlag dem⸗ 
jenigen, der ihn auf der Heerftraße traf und erſchlug. Und der Dichter, 
den Ste gern als den Vertreter der modernen Ideen darftellen, Tomte 
dem Tel, noch dem Johann Parricida gegenüber, Worte in den Mund 
legen, die zu Eberhard Zeiten noch wahr waren, die vielleicht zu 
Schillers Betten no wahr waren, — leſen Sie fie nach, fie find heute 
nicht mehr wahr. Wir haben das Bedürfnig, nit nur einem Grund⸗ 
peingip der conftitutionellen Monarchie unfere Huldigung zu bringen, der 

onarchie überhaupt, und. ein Belenntniß der Verehrung, die wir dem 
Haupte des Gefalbten ſchulden, fondern wir haben auch das Bedürfniß, 
einer Tendenz der Zeit, die fich in den legten Jahrzehnten ganz befonders 
tennbar gemacht, entgegen zu wirken, einer Tendenz, der man in England 
mit Ehrenftrafen, ich glaube jogar mit körperlicher Büctigung entgegen zu 
treten verjucht hat, einer Tendenz, der wir aber bei aller Bildung, Die 
wir haben, doch auch unterliegen. 

Darf ih Sie daran erinnern, meine Herren, daß vor etwa vier 
Jahren ein Mann, der für feinen Anſpruch auf Berherrlihung nichts 
weiter für fich hatte, als daß er einen Unbemaffneten von hinten anfchlich 
und meudling auf ihn ſchoß, in feinem Leichnam noch der Gegenftand 
von Opationen wurde von Seiten von Frauen, die ihrer äußeren Stellung 
nah den gebildeten Ständen angehörten. Darin liegt eine krankhafte 
Richtung, der wir Feine Aufmunterung dadurch zu Theil werden laflen 
können, daß wir den politifchen Mord ald etwas Entſchuldbares darftellen. 
Der geftrige Herr Redner hätte jagen können, daß ja auch noch heut zu 
Tage jeder norddeutiche —B faſt in derſelben Lage iſt, wie Eber⸗ 
hard der Greiner. Ich habe nie gehört von irgend einem Attentat auf 
einen norddeutjchen Bundesfürften, mit alleiniger Ausnahme des Königs 
von Preußen, und diefer Umjtand, der darin liegt, daß gerade an dem 
Mächtigen ſich der Mord maht, wird fich vielleiht in Zukunft nad) 
chärfer außprägen. Die Frage |pigt ſich alio praktiſch faft genau auf bie 

age zu: joll Jemand in Zukunft berechtigt fein, auf den König von 
Preußen meuchlings zu jeregen, ohne daß er fchon durch den bloßen Ber- 
ſuch jein Leben verwirtt? Das wird die Frage fein, die wir praktiſch zu 
beantworten haben; über das hinaus glaube ich nicht, daß irgend ein 
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Borfall kommen wird, wo die Frage praktiſch werden follte Nun, meine 
Herren, ließen Sie diefe Frage, wenn wir das Inſtitut des Plebiscits 
hätten, durch das preußiiche Volt beantworten, jo würde ich den Ausfall 
der Majorität in feiner Weife zweifelhaft Pan Sedermann wird fich 

indern wie wir fünnen, und 


durch politiſchen Yanatismus und durch Eitelkeit dahin gebraht wird, 
etwaß Derartige zu verfuchen. Was ihn abfchredt, ift die Furcht, es 
tönnte mißlingen; fir den Ball, daß es gelingt, ift er entfchloffen, 
fein Leben daran zu fegen; wenn es ihm gelingt, dann hat er die 
Entfhädigung, daß das, mofür er fein Leben opfern will, erreicht 
ift. Aber das Gefühl, was ihn beichleiht, wenn er fich fagen muß, 
daß es mißlingen kann und die Todesſtrafe ihm doch droht, ift 
ein anderes, ald wenn er fich fagen kann, mißlingt es, gut, dam 
wirft du eingefperrt, der nächſte befreit dich vielleicht, wie lange Tann 
da8 dauern? — wenn auch daß mißlungene Attentat mit dem Tode 
beftraft wird, dann kann da8 vielleicht Manchen zurüdjchreden und, meine 
Herren, eine folde Schandthat, die vielleicht bevorftände, ungefchehen zu 
machen, wir würden dann doch mit einem anderen Gefühle in die Zukunft 
feben, als wenn vielleicht, bald nachdem Sie einen anderen wel. ge⸗ 
faßt und die Regierungen ihm zugeſtimmt hätten, was Gott verhüten 
möge, ein ſolches Attentat vor fi) ginge. Ein Jeder würde fich fragen, 
welches Maaß von moralifher BVerantwortlichleit trägft Du allenfalls 
daran? Die Regierungen haben geglaubt, diefe Berantmortlichkeit nicht 
tragen zu follen. Meine Herren! Ich erneuere die dringende Bitte, geben 
Sie diefem erftgeborenen Reichſtage, wie ih ihn geftern nannte, den 
glänzenden Abſchluß, der und bevorfteht, wenn wir dieſes große Wert 
vollenden, ſchlagen Sie ein in die —* die heute die Regierungen, weit 
vorgebeugt, Ihnen entgegenreichen, ſtoßen Sie ſie nicht zurück. 


Der Antrag auf Beibehaltung der Todesſtrafe auf Mord» 
verfuche „gegen das Bundesoberhaupt oder gegen den eigenen 
Landeöheren oder während ded Aufenthalte in einem 
Bundesſtaate gegen den Landeöherrn dieſes Staates“ wurde 
in der Schlußberatbung mit 128 gegen 107 Stimmen 
angenommen. 

Das gefammte Strafgejepgbudy wurde in der Eigung vom 
25. Mai 1870 mit großer Mehrheit angenommen. 
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Bewilligung für die Gotthardbahn. 
26. Mat. Erklaͤrung des Grafen von Bidmard. 


Gegen ben Antrag bes Abg. Laster, wonach bie Bewilligung noch von 
der Erfüllung gewiffer Bebingungen abhängig gemacht werben follte. 

Meine Herren! Es müfjen gewiß die verbündeten Regierungen tief 
von der Ueberzeugung durchdrungen fein, daß die politifchen Intereſſen es 

fehlen, zwiſchen Deutfchland und Italien eine Verbindung zu fchaffen, 
welche Tediglich von dem neutralen Zwiſchenlande, der Schweiz, abhängig 
ift und nit im Beflge einer der großen europäiſchen Mä te fi befindet. 

Die Nüdfihten müſſen von befonderer Wichtigkeit gewejen fein, 
melche fie zu dem ungewöhnlichen, ich glaube beinahe nie vorgelonnnenen 
Borgeben emer Regierung führen, Ihnen eine ra Geldausgabe fir 
eine außerhalb Deutſchlands, nicht nur außerhalb des Norddeutfchen 
Bundes, liegende Eifenbahn zuzumuthen. 

Die Rüdfihten, welche die Regierimgen zu diefem ungewöhnlichen 
Berfahren beftimmen, find aber, wie ich glaube, fo auf der Hand liegend, 
fo oft erwogen und zum Theil auch fo delifater Natur, daß ich Sie 
bitte, mich davon zu entbinden, fie bier nochmals darzulegen. Wenn Sie 
und zur Verwirklichung diefeß internationalen Bedürfnifies nicht Ihre Hand 
reihen, wenn der Neichstag feine Mitwirkung dazu verfagt, fo können 
wir natürlich dieſes Bedürfniß nicht befriedigen, wir müflen Daun den 
iibrigen betbeiligten Regierungen erflären: der Norddeutſche Heihetag hat 
und feine unentbehrlide Mitwirkung verfagt oder hat fie doch an 
bingungen gemüpft, welcde fo gut find wie eine Verfagung, welche unbe 
dingt die Wirkung einer Berfagung haben. Daß dies die Wirkung ber 
Annahme des Amendementd des Herrn Abg. Laster fein würde, bat 
Igom der Herr Präfident des Bundeskanzler⸗Amts hervorgehoben; ſchon 
allein aus der formalen Rüdficht, daß bei dem nahe bevorftehenden Schluß 
der Verfammlung es nicht möglich fein würde, bei der Annahme biefes 
Amendements ihm die formale Vollendung noch zu geben. Der Herr Abo. 
Lasker jagt, der folgende Reihetag kann ja dann ehr leicht die Be 
willigung verlängern, wenn er die Sache für angemeflen findet. Der 
folgende Reichſstag bat aber feinen Einfluß auf die En Aehungen ber 
andern Regierungen, auf die Wirkſamkeit der mannigfachen Eimnfläffe, 
welche gegen die Sache überhaupt thätig find. 

Eine Unterfuhung der Borzlige, welde etwa der Gotthard vor dem 
Splügen oder umgelehrt haben könnte, liegt meines Erachtens ganz auper 
halb des Intereſſes, welches Deutfchland und namentlih Norddeutſchland 
an der Sache hat. Für uns ift das Hauptinterefje eine faft direkte Ber: 
bindung mit dem befreundeten und, wie wir glauben, auf dte Dauer be 
freundeten Yande Italien zu haben. Dieſer Vortheil Tief Gefahr, uns 
volftändig verjagt zu bleiben, weil eine Entjcheidung zwifchen den beiden 
Bahnen nicht rechtzeitig zu treffen war, und die Unfchlüffigfeit darüber, 
welche von beiden gebaut werden follte, war der gemichtigfte und flärffie 
Hebel für diejenigen Bemühungen, welde den Bau einer jeden neuen 
Dahn dort verhindern wollen. ‘Deshalb haben wir uns vor allen Din 
angelegen fein laſſen, durch unfere jehr beftimmte Erklärung zu Gum 
einer diefer Bahnen das Hinderniß zu befeitigen, welches ın der Zwie⸗ 
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ben Splügen unter feinen Umftänden einlaffen würden, halten wir an 

— * feft, nicht weil wir den Intereſſen des Splügen nicht a 
das Shrige gönnten, fondern weil wir voraußjehen, daß fobald wir au 
nur Die 


21. April. Eröffnung des Zollparlaments durch den Präfidenten 
des Bundeskanzler⸗Amts Staatöminifter Delbrüd. 


7. Mai. Schluß des Zollparlaments. 


Thronrede Se. Majeität ded Königs. 
Geehrte Herren vom Deutſchen Zollparlamente! 


Als Ich Sie bei Eröffnung der erften Seſſion der Legislatur⸗Pe⸗ 
riode willlommen bieß, deren legte Seffion Ich heute ſchließe, ſprach Ich 
die Zuperfiht aus, daß Sie, das gemeinfame deutfche Intereſſe feft im 
Auge haltend, die Einzeln» Intereffen zu vermitteln wiflen würden. Die 
turze, aber bedeutungspolle Seffion, welche heut zu Ende geht hat dieſe 
Zumerficht gerechtfertigt. 

Die Reviſion des Vereins» Zolltarifs, welche den Schwerpunkt Ihrer 
Thätigfeit bildete, berührte zahlreiche und wichtige Interefien und mußte 
deshalb zu einem lebhaften Kampfe der Anfichten führen. Es ift Ihnen 
gelungen, aus diefem Kampfe zu einem Abſchluß zu gelangen, welcher die 

oßen, für die verblindeten Regierungen leitend gewejenen Geſichtspunkte 
ERBALt und die ftreitenden Intereſſen verfühnt. Sie verdanken diefed Er- 

ebniß dem nationalen Geifte, welcher lieb gemordene Wünfche und leb- 
Bft empfundene Bejorgniffe zurüdtreten ließ vor der Erkenntniß, daß 
obne ein Opfer von jeder Seite die im Intereſſe unſeres Vaterlandes ge- 
botene Vollendung des Ihnen vorliegenden Werkes unerreichbar ſei. Die 
verbündeten Regierungen find Ihnen in demjelben Geifte entgegengelommen 
und fo ift, bei allfeitigem ernften Bemühen, die Zeftftellung einer Reform 
geungen, welche durch die Berathungen dreier Seffionen gereift war. 

iefe Reform, indem fie den Tarif vereinfacht und die Beſchaffung von 
Gegenftänden des unmittelbaren Verbrauchs, von Hülfsmitteln für die Ar⸗ 
beit und von Materialien für die Gewerbe in ausgedehnten Maße er- 
leichtert, eröffnet der Produktion neue Bahnen, fichert dem Verlehr einen 
weiteren Aufſchwung und verheißgt dem Wohlftande im Deutjchen Zollverein 
eine fteigende Entwidelung, während fie durch geringe Mehrbelaſtung eines 
Berbrauch » Gegenftandes die finanziellen Grundlagen des Tarifſyſtems 
wabrt. 


Im Banfe der dreijährigen Thätigkeit, welche Sie heute beenden, 
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baben Sie, geehrte Herren, im Zufammenmwirken mit den verbündeten Re- 
gierungen, zu dem Abſchluß der räumlichen Ausdehnnng de Zollvereims 
den Grund gelegt, die Beziehungen des Zollvereind zu zweien durch 
Stammes=VBermandtfchaft mit ihm verbundenen Nadbarftaaten und zu 
anderen für feinen Verkehr wichtigen Ländern geordnet, bie 
zweier wichtiger einheimiſchen Erzeugniffe geregelt und bie Bei 
über den Berkehr mit dem Auslande in allen ihren Theilen nen geftaltet. 
Die fegensreihen Früchte diefer Thätigfeit find zum Theil bereiß vor⸗ 
—5 — zum Theil mit Sicherheit zu erwarten. Der Dank des deutjchen 
olteR, defien Gedeihen Ihre Thätigkeit gewidmet war, wird Ihnen micht 
eblen. 

’ So entlaffe ih Sie, geehrte Herren, in der zuverfichtlichen 
daß auch die Fünftigen Berfammlungen des Zollparlaments unferem ge: 
meinſamen Baterlande zum Segen gereichen werden. 


26. Mai. Schluß des Reichstages. 


Thronrede Se. Majeität ded Königs. 
(Rüdblid auf die dreijährige Reihstagdarbeit.) 
Geehrte Herren vom Neichötage des Norddeutſchen Bundes! 


Dem Erften ordentlichen Reichſtage des Bundes war die Aufgabe 
eftellt, die weſentlichſten Beitimmungen der Berfafiung$- Urkunde ın Ge⸗ 
fi organischer Geſetze in dem politifchen und bürgerliden Leben des 
oltes zur Geltung zu bringen. Sie haben die Löſung diefer Aufgabe 
in vier arbeit3vollen Seſſionen dergeftalt gelbrbert, daß es Ihnen wie 
Mir zur Genugthuung gereichen wird, am Sclufle der Legislaturperiode 
einen Rückblick auf die Erfolge Ihrer bingebenden Thätigleit zu werfen. 
Norddeutichland verdankt derfelben die Verwirklichung der wichtigſten 
Conſequenzen des gemeinfamen Indigenates, der Freiheit der Niederlaflung, 
des Ermerbed von Grundbefig und des Betriebes der Gewerbe, die Re 
gelung der Bedingungen für den Erwerb und Berluft der Bundebam 
örigleit und der StaatSangehörigkeit, die Befeitigung der mehrfachen 
euerung deſſelben Einkommens, die Aufhebung der polizeilichen Be 
Ichränfungen der Eheſchließung und die Befeitigung der Abhängigkat 
jtaat8bürgerlicher Rechte von Eonfeffionellen Unterfchieden. 

Die Führung der Bundesflagge, der Schug der deutſchen Schiff ⸗ 
fahrt durch Sefandtfchaften und Konſulate des Bundes, die Wirkſamkern 
der Konfuln, die den Organen des Bundes zuftehenden Beiugaifie um 
Interefle des Eivilftandes der Bundesangehörigen, find unter Ihrer Mit- 
wirfung durch Geſetz und Bertrag geregelt worden. 

Dur die Abſchaffung der Elbzölle und die Regelung der Flöherei 
wurde die lange erftrebte Freibeit der deutfchen Ströme verwirklicht. 

Die Reihe der Verträge, durch welche die internationalen Beziehungen 
des Bundes Boftmefenb auf der Grundlage der Heform geordnet find, 
bat neuerdingd dur die von Ihnen genehmigten Verträge mit Groß- 
—— und den Vereinigten Staaten von Amerika wichtige Ergänzungen 

ren. 
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Die Drganifation des Bundesheeres ift abgefchlofien und die Bundes⸗ 
Kriegs» Marine if, Dank den von Ihnen gewährten Mitteln, in einer 
Entwidelung begriffen, welche diefem Zweige der nationalen Wehrkraft 
eine den berechtigten Anforderungen der deutſchen Nation entfprechende 
Bedeutung verheißt. 

Der Bundeshaußhalt ift auf fefter Grundlage geordnet. Die dem 
Bunde vorbehaltene Befteuerung von Verbrauchs⸗-Gegenſtänden iſt ein- 
beitlich geregelt und durch die Stempels Ubgabe vou Wechfeln ift eine, 
im Intereſſe der Verlehrsfreiheit liegende Bundesſteuer gejchaffen. 

Die Herftellung der gemeinfamen Rechts⸗-Inſtitutionen, welche die 
Yundesverfafjung verbeißt, ıft in einem Maaße gefördert worden, welches 
wir vor drei Jahren faum in fo nahe Ausficht zu nehmen magten. “Das 
Sefe über die Rechtshülfe und die auf diefem Geſetze beruhenden Ber- 
träge mit Baden und Heilen haben, der ihrem Abjchluffe nahen gemein 
jamen Prozeß- Ordnung vorgreifend, die Schranken bejeitigt, welche die 
Landesgrenzen der Wirkfamfeit gerichtlicher Entfcheidung entgegenfegten. 
Die Aufhebung der Zinsbefchränfungen, der Schuldhaft und des Lohn⸗ 
arrefted hat in wichtigen Beziehungen des vollSwirtbichaftlichen —* 
gleiches Recht geſchaffen. 

Das Handelsgeſetzbuch und die Wechſel⸗Ordnung find zu Bundes⸗ 
Geſetzen erhoben worden, und beide, ebenſo wie die von Ihnen be⸗ 
ſchloſſenen Geſetze über die Aktiengeſellſchaften und das Urheberrecht an 

eiſtigen Erzeugniſſen, unter den Schutz eines oberſten Bundes⸗Gerichts⸗ 
be geftellt worden, deſſen Wirkfamkeit in nächfter Zukunft beginnen 
wird. 

Die erfte Stelle in diefer Reihe wichtiger Gefege nimmt aber das 

eftern von Ihnen und vom Bundesrathe genehmigte Strafgejegbud ein. 

ie Bereinbarung dieſes Geſetzes, durch welche uns dag große Ziel 
deutfcher Nechtseinheit fo weſentlich genähert ift, konnte nur gelingen, 
wenn von Ihnen, wie von den verbündeten Regierungen, der Vollendung 
eined großen nationalen Werkes Opfer an Weberzeugungen gebracht 
wurden, welde um fo ſchwerer, aber auch um fo fruchtbarer waren, je 
tiefer die Fragen, um deren Löſung es fich handelte, das Rechtsbewußtſein 
ergriffen. Ich danke Ihnen, daß Sie in der Bereitwilligkeit, diefe Opfer 
zu bringen, den verbündeten Regierungen entgegen gelommen find. 

Geehrte Herren, Ich darf die Ueberzeugung fundgeben, 
daß die Befriedigung, mit welder wir in diefem Saale die 
reihhaltigen Ergebniſſe gemeinfamer Thätigfeit überbliden, 
im ganzen deutſchen Lande und außerhalb der Ören en deffelben 
gerdei t wird. Die großen Erfolge, melde im Wege freier 

erfländigung der Regierungen und der Volksvertreter, unter 
jih und mit einander, in verhältnigmäßig kurzer Zeit gewonnen 
mwutden, geben dem deutfchen Volke die Bürgfchaft der Er- 
füllung der Hoffnungen, welde fih an die Saöplung des 
Bundes knüpfen, denn ſie beweiſen, daß der deutſche Geiſt, 
ohne auf die freie Entwickelung zu verzichten, in der ſeine 
Kraft beruht, die Einheit in der gemeinſamen Liebe Aller zum 
Vaterlande zu finden weiß. Dieſelben Exfolge, gewonnen durch 
treue und angeſtrengte Arbeit auf dem Gebiete der Wohlfahrt 
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und der Bildung, ber Freiheit und der Ordnung im eiguen 
Lande, gewähren aud dem Auslande die Gewißheit, daß der 
Norddeutfhe Bund ın der Entwidlung feiner innern Ein- 
rihtungen und feiner Dertengämdbigen nationalen Berbindung 
mit Süddentfchland, die deutfhe Volkskraft nit zur Ge— 
fährdung, fondern zu einer ftarlen Stüge des allgemeinen 
Friedens ausbildet, welder die Achtung und das Bertramen 
Fe wie der Regierungen des Auslandes zur Seite 
eben. 

Wenn wir der deutfhen Nation mit Gottes Hülfe die 
Weltftellung gewinnen, zu der ihre gefhidhtlihe Bedeutung, 
ihre Stärke und ihre friedfertige Gefittung fie berufen nad 
befäbigen, ge wird Deutfhland den Antbeil nit vergeffen, 
den diefer Reihdtag an dem Werke hat, und für den Ich Gpnen, 
geehrte Herren, wiederholt Meinen Dank ausjprede. 





Bucbruderei von Guſtav Schabe (Dtto Francke), Berlin N., Einienftr. 158. 
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